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IN  FREUNDSCHAFTLICHER  ERGEBENHEIT 


Vorwort. 


or  mehr  als   dreißig  Jahren  ist  Gneists   englische  Verfassungs- 


V  geschichte  erschienen,  als  Krönung  eines  Lebenswerkes  im  In-  und 
Auslande  verehrt.  Die  Höhe  der  Gneistschen  Darstellung  war  durch 
die  Tatsache  bedingt,  daß  er,  der  das  schwache  Pflänzchen  der  heimi- 
schen Verfassung  sorgfältig  beobachtet  und  gehegt  hatte,  mit  kun- 
digem Blicke  auch  in  der  englischen  Verfassungsgeschichte  institutio- 
nelle Zusammenhänge  aufdeckte,  die  selbst  den  Engländern  bis  da- 
hin verborgen  geblieben  waren.  Freilich  war  mit  diesem  Vorzug  auch 
eine  gewisse  Einseitigkeit  des  Werturteils  verbunden,  mit  welchem 
Gneist  an  den  Gegenstand  herantrat.  Seine  Darstellung  hatte  zum 
Mittelpunkte  die  Frage:  »Wie  erreichte  England  sein  Selfgovernment  ?«, 
und  um  diesen  Mittelpunkt  mußten  sich  alle  Verfassungsinstitute  grup- 
pieren lassen.  Neuere  Forschung,  insbesondere  die  von  Maitland,  Vino- 
gradoff  und  Liebermann,  zeigt  zunächst  für  frühmittelalterliche  Verhält- 
nisse, daß  objektivere  Maßstäbe  des  Werturteils  durch  Vergleichung 
paralleler  Institutionen  der  deutschen  und  französischen  Rechtsgeschichte 
gewonnen  werden  können.  Dieser  Weg  ist  auch  in  der  folgenden  Dar- 
stellung beschritten  worden.  Zu  diesem  Zwecke  mußten  die  wichtigsten 
Ergebnisse  der  deutschen  und  französischen  Verfassungs-,  Verwaltungs- 
und Kirchenrechtsgeschichte  vergleichend  herangezogen  werden.  Dies 
und  die  große  Masse  des  seit  Gneists  Buch  neuerschlossenen  englischen 
Quellenmaterials  machen  die  Aufgabe  so  umfassend,  daß  der  Verfasser 
der  folgenden  Darstellung  sich  wohl  bewußt  ist,  damit  nur  einen  ersten 
Versuch  des  Gesamtbildes  liefern  zu  können,  und  die  Überzeugung  hat, 
daß  zu  der  nahezu  zwei  Dezennien  dauernden  Beschäftigung  mit  dem 
Gegenstand  füglich  noch  ebensoviel  Zeit  hätte  hinzukommen  müssen, 
um  wahrscheinlich  selbst  dann  nicht  das  zu  erreichen,  was  ihm  als  Ideal 
einer  englischen  Verfassungsgeschichte  vorschwebt.  Immerhin  entschloß 


Vorwort. 


i  r  sich  schon  jetzl  zur  Veröffentlichung.  Denn  seit  Gneists  Buch  ist 
keine  Darstellung  des  Gegenst ands  in  deutscher  Sprache  erschienen. 
\ 1 1.  1 1  glaubt  Verfasser  im  Folgenden  manches  bieten  zu  können,  was 
sich  in  englischen  Büohern  über  den  Gegenstand  nicht  findet. 

Zum  Schlüsse  sei  allen  gedankt,  die  das  Gedeihen  des  Werkes 
Ii  ihren  Kai  unterstützt  haben,  vor  allem  Herrn  Geheimrat 
Pietschmann,  dem  leitenden  Direktor  der  hiesigen  Universitäts- 
bibliothek, der  die  Wünsche  des  Verfassers  bei  Beschaffung  des  eng- 
lischen Quellenmaterials  in  besonders  liebenswürdiger  Weise  berück- 
sichtigt hat,  und  Herrn  Dr.  Krank  Kiseher,  Assistenten  am  Grimmschen 
Wörterbuch,  der  die  Korrektur  der  Druckbogen  freundlich  besorgt  hat. 

G  ö  1  I  i  n  g  e  n  ,  Pfingsten  1913. 

J.  Hatschek. 
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I.  Abschnitt. 

Der  Feudalstaat 


§  1.  Das  aiiglo-normaiinische  Reich. 

Literatur. 

Collingwood  and  York  Powell,  Scandinavian  Britain  1908.  — 
Elton,  Origins  of  English  History,  2.  ed.,  1890.  —  Freeman  E.  A., 
Norman  Conquest  of  England,  4  Bde.,  1867.  —  Derselbe,  History  of  William  Rufus.  — 
Gneist,  Engl.  Verfassungsgeschichte  S.  1  —  182.  (Die  Darstellung  der  angel- 
sächsischen Zeit,  S.  1  —  95,  ist  durch  die  neuere  Forschung  vollständig  überholt.) 

—  Green  J.  R.,  Making  of  England.  —  Derselbe,  The  Conquest  of  England.  — 
Haverfield,  The  Romanisation  of  Roman  Britain  (Proceedings  of  the  Brit. 
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Normannerne,  4  Bde.,  1876  —  82.  —  Stubbs,  Constitutional  History  I2.  — 
V  i  n  o  g  r  a  d  o  f  f  ,  Growth  of  the  Manor  1905.  Book  I,  ch.  I,  II ;  Book  II,  ch.  I. 

—  Über  die  Heimat  und  Siedelung  der  Angelsachsen  insbes. :  Bremer,  Ethno- 
graphie der  germ.  Stämme  in  Pauls  Grundriß  2  III,  849  —  60,  H  o  o  p  s  .  Wald- 
bäume und  Kulturpflanzen  im  germ.  Altertum,  Straßburg  1905,  14.  Kapitel  S.  566 
bis  589;  R.  Jordan,  Eigentümlichkeiten  des  angl.  Wortschatzes,  1906  (in  Hoops, 
Anglistische  Forschungen,  Heft  17) ;  Derselbe,  Die  Heimat  der  Angelsachsen,  Verh.  der 
Baseler  Philol.-Vers.  1907,  S.  138  ff. ;  Chadwick,  The  origin  of  the  English  Nation 
(dazu  die  Besprechung  von  S  t  e  v  e  n  s  o  n  in  E.  H.  R.  (=  The  English  Historical  Review, 
ed.  Poole),  Bd.  23,  p.  330  ff.  und  H  o  o  p  s  in  dem  von  ihm  herausgeg.  Reallexikon  der  ger- 
manischen Altertumskunde  1911,  S.  87  ff.,  wo  auch  eine  sehr  übersichtliche  Zusammen- 
fassung der  bisherigen  Forschungsergebnisse);  L.  Schmidt,  Allgemeine  Geschichte 
der  germanischen  Völker  1909,  S.  158  ff. ;  Windisch,  Das  keltische  Britannien 
1912  (auch  in  Abhandig.  der  Kgl.  sächs.  Ges.  d.  W.,  Philol.-hist.  Klasse,  Bd.  XXIX, 
Nr.  6,  insbes.  Kap.  V— XIV).  —  Über  die  Magna  Charta  und  ihre  Entstehungs- 
geschichte: Adams  G.  B.,  American  Historical  Review  V,  643  ff.;  Derselbe, 
The  origin  of  the  English  Constitution  1912,  ch.  Vff. ;  Pauli,  Engl.  Geschichte, 
Bd.  3,  S.  383  —  487;  B  e  m  o  n  t  ,  Chartes  des  libertes  Anglaises,  Paris  1892,  Intro- 
duction  p.  VII  — LXXVI;  Mc  Kechnie,  Magna  Charta,  1905  (dazu  Vino- 
gradoff  in  Law  Quarterly  Review  1905,  S.  250  ff.) ;  K.  Norgate,  John  Lack- 
land 1902,  S.  210  —  287. 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  I 


I.  \bsi-lmitt.    lVr  l-Yiidalstaat. 


I.  Das  Reich  der  Angelsachsen  (449—1066). 

\  m<  ab  incarnatione  Domini  quadrigeiilesimo  quadragesimo 
nono  .  .  .  Tunc  Vnglorura  sive  Saxonum  gens  invitata  a  rege  praefato 
(sc.  Vortigemo),  In  Brittaniam  bribus  longis  navibus  advehitur  ... 
Vdvenerunl  autem  de  bribus  Germaniae  populis  fortioribus,  id  est 
Saxonibus,  Vnglis,  Jutis.«  So  berichtel  Beda  (Historia  ecclesiastica 
Gentis  taglorum  [,  L5). 

\ni  Einladung  des  Britenkönigs  Wortigern  zum  Schutze  gegen 
di(  ibn  bedrängenden  Pikten  und  Skoten  sollen  Vi9l)  die  drei  germani- 
n  Stämme  der  Sachsen,  Ingeln  und  Jüten  vom  Festland  herüber- 
gekommen sein  und  das  Land  erobert  halten.   Durch  die  neuere  For- 
schung ist  dies  auch  als  richtig  Pestgestellt.    Die  Eroberung  beginnt 
wohl  mit  einer   Ansiedelung  der  Jüten  unter  ihren  Führern  Hengist 
und  Hors,  die  sich  auf  der  Insel  Tanet  und  der  Ostküste  von  Kent 
n.  Sie  und  die  Angeln,  die  sich  nördlich  der  Themse  ansiedeln, 
inmen  direkt  von  den  Stammsitzen  in  Jütland  und  Schleswig.  Die 
Sa<  hsi  u.  welche  den  Süden  der  Insel  bis  nördlich  der  Themse  besetzen, 
men  oichl  direkt  von  ihren  Stammsitzen  (am  rechten  Elbeufer), 
sondern  vom  litus  Saxonicum,  der  gallisch-flandrischen  Nordküste  von 
S<  helde  bis  zur  Normandie  und  Bretagne,  wohin  sie  auf  ihren  Raub- 
rten  (vom  3.-   5.  Jahrhundert)  gedrungen  waren.  Auf  diesen  Frei- 
beuterzügen  werden  sie  wohl  auch  die  Küsten  des  Inselreichs  heim- 
gesuchl  haben.  Seil  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  werden  diese  vorüber- 
gehenden Einfälle  zu  dauernden  Niederlassungen. 

Die  römische  Herrschaft,  die  sie  nach  dem  Abzug  der  römischen 
Leg  M7)  ablösen,  hat  keine  tiefgehenden  Wirkungen  auf  die  ihr 

erworfenen  keltischen  Eingeborenen  zurückgelassen.   Der  Vergleich 
mit   dem   vollständig  romanisierten  Gallien  und  Spanien  zeigt  dies 
deutlich.    Niemals  wurde  England  wie  jene  römischen  Provinzen  ein 
romanisches  Land  mit  einer  das  Lateinische  als  Verkehrssprache  ge- 
ii  henden   Bevölkerung.    Bedeutende  Überreste  römischer  Kultur 
sind  m  England  nicht  aufgefunden  worden.  Gegenstände  und  Inschriften, 
ins  aus  der  Römerzeit  Englands  erhalten  sind,  tragen  durchaus 
arischen  Charakter.   Selbst  das  römische  Straßensystem,  das  den 
Handel  und  Verkehr  beförderte,  diente  in  erster  Linie  strategischen 
Zwecken.   Die  33  städtischen  Niederlassungen  der  Römer  waren  weit 
utfernt,  ein  wirkliches  städtisches  Leben  wie  in  Gallien  oder 
Spanien  zu  entfalten,  und  erhoben  sich  wohl  kaum  über  das  sie  um- 
_'  i  •  nde  platte  Land.  Es  waren  koloniale  Stationen,  nichts  mehr.  Das 
römischer  Einrichtungen  war  bloß  die  äußere  Tünche, 
überall,  wo  Kolonialbesitz  mit  primitiver  Kultur  ausgebeutet  werden 
soll,  von  den  Ausbeutern  Gegenstände  heimischen  Kornforts  und  Luxus 
herbeigetragen  werden,  um  bequemer  im  Kolonialland  zu  leben,  ohne 

1)  N.vh  brif.  Quellen  im  Jahre  428.  Dazu:  R.  Thurneyscn  in  Kolbings 
Englische  Studien  XXII,  S.  163  — 179,  ferner  A  n  s  c  o  m  b  e  in  Zeitschr.  f.  kelt. 
Philologie,  Iii.  Bd.,  8.  442  ff.  und  R.  Loth  in  der  Revue  Celtique  XXII,  S.  94. 
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jedoch  den  Kern  der  eingeborenen  Bevölkerung  irgendwie  —  ausge- 
nommen vielleicht  in  den  Städten1)  —  zu  berühren.  Man  denke  z.  B. 
an  die  modernen  Siedelungen  der  englischen  Minenbesitzer  in  Trans- 
vaal und  Britisch-Zentralafrika ! 

Wohl  erstreckte  sich  scheinbar  die  Römerherrschaft  bis  zum 
Hadrianischen  Wall  zwischen  der  Mündung  des  Tyneflusses  und  dem 
Solway- Meerbusen.  Aber  in  Wirklichkeit  war  nur  Kent,  Sussex, 
Gloustershire  und  Lincolnshire  von  Römern  stark  besiedelt,  die  sog.  »Mid- 
landregion«  aber  weist  nur  schwache  Spuren  solcher  Besiedelung  auf, 
und  mitten  in  dem  stark  romanisierten  Zentrum  Kent- Sussex  lag  ein 
ausgedehnter  Waldkomplex,  der  »Weald«  (sog.  Andredesweald2),  eine 
Urwildnis  bis  in  das  Mittelalter  hinein.  Jenseits  des  Hadrianischen 
Walles  lag  das  Land,  das  nach  dem  Tode  des  Septimius  Severus  kale- 
donischen  Stämmen  überlassen  war.  Ein  Teil  dieses  Gebiets  (der  west- 
liche) bildete  das  Reich  der  » Strsecled  Wealas«  und  umfaßte  in  seinem 
südlichen  Teile  die  heutigen  Grafschaften  Cumberland,  Westmoreland 
und  vielleicht  auch  den  Norden  von  Lancashire.  Dieses  Land  sowieWales, 
Devonshire  und  Cornwall  blieb  aber  keltisch.  Wie  auch  nach  der  Römer- 
zeit die  keltische  Völkerwoge  hoch  ging,  beweist  am  besten  die  Tatsache, 
daß  selbst  im  5.  und  6.  Jahrhundert,  gerade  zu  der  Zeit,  als  die  ger- 
manischen Siedler  eindrangen,  keltische  Stämme  von  Britannien  aus 
nach  der  französischen  Bretagne  Eroberungszüge  unternahmen,  daß 
sie  in  diesen  Distrikten  die  römische  Kultur  vollständig  überwanden 
und  dem  Lande  den  eigentümlich  keltischen  Charakter  bis  auf  den 
heutigen  Tag  gegeben.  Das  zeigt,  wie  zäh  die  keltische  Volksindividuali- 
tät gewesen  und  wie  sehr  gerade  sie  der  römischen  Herrschaft  in  Bri- 
tannien kräftigen  Widerstand  entgegengesetzt  haben  mußte.  Mit  den 
germanischen  Siedelungen  in  Britannien  änderte  sich  diese  Widerstands- 
kraft des  keltischen  Elementes  vollständig.  Es  war  nicht  mehr  eine 
dünne  überkultivierte  Bevölkerungsschicht,  die  auf  einer  primitiven 
Kultur  wie  das  Öl  auf  dem  Wasser  schwamm,  sondern  zwei  primitive 


*)  Die  früher  von  Wright  (The  Celt,  the  Roman,  the  Saxon,  4.  ed.  1885) 
und  Winkel  mann  (Geschichte  der  Angelsachsen  1883)  vertretene  Ansicht, 
wonach  eine  weitgehende  Assimilation  der  keltischen  Bevölkerung  mit  der  römischen 
Garnison  in  bezug  auf  Sprache  und  Kultur  stattgefunden  habe,  ist  nunmehr  durch 
J.  Loth:  Les  mots  latins  dans  les  langues  brittoniques,  Paris  1892,  (insbes.  p.  59) 
endgültig  widerlegt.  Auch  Pogatscher,  der  in  seiner  grundlegenden  Arbeit: 
Zur  Lautlehre  der  griechischen,  lateinischen  und  romanischen  Lehnworte  1888 
(in  Quellen  und  Forschungen  zur  Sprach-  und  Kulturgeschichte  der  germ.  Völker, 
Heft  Nr.  64)  jene  alte  Ansicht  vertreten,  hat  sie  nunmehr  (s.  Englische  Studien, 
herausgeg.  von  Kolbing  XIX  [1894],  S.  329)  aufgegeben.  Schwerlich  ist  ihm  zuzu- 
geben, daß  sich  wenigstens  in  den  Städten  eine  keltische,  latinisierte  und  christiani- 
sierte Bevölkerung  auch  nach  dem  Abzug  der  römischen  Legionen  erhalten  hat, 
die  eine  Art  von  Kulturausgleich  vollzogen,  »natürlich  nicht  zwischen  römischer 
und  brittanischer  Kultur,  wohl  aber  zwischen  der  Kultur  der  romanisierten  und  der 
nicht  romanisierten  Briten«  (Englische  Studien  a.  a.  O.,  S.  345.)  Auch  Windisch 
a.  a.  O.  S.  20  spricht  nur  von  einem  »Anfang  der  Romanisierung«  durch  Agricola. 

2)  Siehe  A.  S.  Ghronicle,  ed.  Plummer  (a.  893)  und  dazu  Plummers  Kommentar 
II,  S.  106. 
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4  [.  Abschnitt,    Der  Feudalstaat 

Kulturen  stießen  aufeinander,  und  das  keltische  Element  unterlag, 
allerdings  nach  harten  Kämpfen.  So  erhielt  England  jene  germanischen 
Einrichtungen,  welche  die  Grundlagen  des  englischen  Staatswesens 
und  seiner  vorbildlichen  Eigenschaften  geworden  sind.  Die  Form  der 
nationalen  Organisation,  welche  die  Angelsachsen  zur  Zeit  ihrer  An- 
siedelung auf  englischem  Boden  hallen,  war  die  der  Stanunesverbände. 
D        berste   Gewalt     hatte  die   Versammlung  aller  freien  Stammes- 

ssen,  die  im  Kriegsfalle  auch  das  Volk  in  Waffen,  die  »fyrd«,  dar- 
stellten. Zwischen  dem  Stamm  und  der  ebenfalls  genossenschaftlich 
organisierten  Dorfgenossenschaft,  der  IVlarkgemeinde,  stand  die  (sog. 
ältere,  nicht  berritorialisierte)  Hundertschaft  mit  militärischen 
und  Verwaltungsfunktionen.  Als  Militärverband  stellte  die  Hundert- 
schaft eine  Vereinigung  der  von  den  LuUalverbänden  gestellten  Krieger 
dar.  In  ihrer  Verwaltungstätigkeit  hatte  sie  alle  minder  wichtigen 
Angelegenheiten  zu  erledigen,  wchdie  nicht  vor  die  Stammesversamm- 
gehörten.  Der  rechtliche  Schutz  wurde  nur  in  unvollkommener 
Weise  von  Stammes-  und  llundertschaflsversammlung  gewährt.  Er 
ward  aber  durch  die  auf  agnalischer  Grundlage  ruhende  Sippe  ergänzt, 
die  dem  ihr  Vngehörig«Mi  Srlmtz  gegen  jeden  Widersacher  gewährte. 
Die   Dorfgenossenschaft    hing  mit  der  Sippe  wesentlich  zusammen, 

n  Ein l'hil.«  jene  ganz  hcln'rrsrhle.  Die  Ansiedelung  auf  englischem 
Boden  ging  von  Sippen  aus,  und  der  siedlerische  Stamm  war  nun  selbst 
eine  Vereinigung  von  Sippen1),  denn  er  erhielt  sich  seinen  Namen 


I  M  s<  r  herrsi  henden  Meinung  liat  ein  kühner,  aber  tiefdringender  Forscher, 
Edwin  Chadwick,  eine  andere  Theorie  über  die  verfassungsrechtlichen  Zustände 
der  angelsächsischen  Urzeit  entgegengestellt  (siehe  seine  Bücher:  Studies  on  Anglo- 
stitutions,  Cambridge  1905  und  The  Origin  of  the  English  Nation  1907). 
Zun  i<  hsl  hegl  er  gegen  die  I Existenz  einer  nationalen  Stammesversammlung  Zweifel, 
wi-il  wir  k-  in-  ii  urkundlichen  Nachweis  hierfür  besässen.   Die  umfassendste  Volks- 
v<  rsammlung  isl  das  scirgemöt,  die  Grafschaftsversammlung,  aber  diesem  hätte  keine 
legislative  Gewalt,  noch  viel  weniger  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden 
len.    Chadwick  bestreitet  ferner  die  Existenz  der  Hundertschaft  als  Be- 
stand t<  ü  der  angelsächsischen  Lokalverwaltung  vor  der  Zeit  König  TElfreds,  also 
:  m  10.  Jahrhundert;  der  Sippe  weist  Chadwick  in  angelsächsischer  Zeit  keine 
öffentlich-rechtliche  Funktion  zu   und  verweist  auf  den  Sprachgebrauch,  wonach 
die    provincia«  mit    ina-]>«  übersetzt  wurde  und  letzteres  gleichbedeutend  mit 
Sippe  und  Nation  war.  Seine  eigene  Theorie  geht  dahin,  daß  alles  auf  persönlichen 
G  rolgschaftsverhältnissen  aufgebaut  war.  An  der  Spitze  des  Staatswesens  stand 
König  und  sein  Hof  in  der  Provinzial-  und  Lokalverwaltung.   Die  ealdormen 
.    ,  .     fas,  Thane  des  Königs,  die  gleich  den  Domänenverwaltern  (gerefas)  anderer 
tzer  Fungierten.   Auch  die  militärische  Organisation,  die  fyrd,  baut 
er  nichl  auf  die  allgemeine  \  ulkswohrpflicht,  sondern  bloß  auf  die  Gefolgschaft 
auf.   Diese  mit  Fleiß  und  Geisl  vertretene  Theorie  hat  als  wesentliche  Stütze  nur 
den    B  owulf<  und  widersprichl  allzusehr  den  Verhältnissen  bei  den  übrigen  ger- 
Stämmen  (vgl.  darüber  insbes.:  P.  Roth,  Geschichte  des  Benefizial- 
i  S    i3ff.  und  passim),  als  daß  man  sie  für  glaubhaft,  geschweige  denn  für 
j'l.tiiHb.-l  aiis»-h»-ri  könnte.   Man  halte  sich  auch  vor  Augen,  wie  sehr  die  gesamte 
ingi  Isäi  hsia  he  Poesie  alles  im  Lichte  der  Gefolgschaft  ansieht  und  wie  wenig  daher 
ilf         eine  einwandfreie   Quelle  für  eine  Verfassungsbetrachtung  an- 
len  kann.    Auch  für  die  ehelichen  Beziehungen  zwischen  Mann  und 
Ii  t  die  Poesie  dem  Gefolgschaftsverhältnisse  entnommene  Termino- 
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»msegf)«  (=  tribus,  ^Elfrics  Grammatik  11)  bis  ins  11.  Jahrhundert, 
während  bei  den  Nordleuten  das  den  Stammesverband  bezeichnende 
»fylki«  soviel  wie  »Kriegerschar«  bedeutet1). 

Jedenfalls  waren  die  staatlichen  Abhängigkeitsverhältnisse  in  dieser 
primitiven  Entwicklungsstufe  auf  dem  reinen  Personalitätsprinzip  auf- 
gebaut, und  das  bedeutendste  Problem  der  angelsächsischen  Verfas- 
sungszeit ist,  wie  sich  dieses  Personalitätsprinzip  in  das  Territorial- 
prinzip staatlichen  Zusammenlebens  gewandelt  hat.  Jenes  ist  nicht 
etwa  bloß  die  Tatsache,  daß  ursprünglich  der  Stammgenosse  ohne 
Rücksicht  auf  Territorialgrenzen  nach  seinen  Stammrechten  beurteilt 
wurde,  sondern  daß  allen  Staatsinstituten  die  Beziehung  zum  Terri- 
torium, die  uns  Modernen  so  notwendig  scheint,  vollkommen  fehlte. 
Der  freie  Mann  ohne  Rücksicht  auf  seinen  Besitz  ist  das  vollberech- 
tigte Mitglied  der  souveränen  Volksversammlung;  das  Heer  ist  das 
Volk  in  Waffen,  der  innere  Frieden  ist  der  Volksfrieden,  d.  h.  vom 
Volke  garantiert,  die  Gerichte  sind  Volksgerichte,  das  Eigentum  an 
Grund  und  Boden  ist  Volkseigentum,  an  denen  der  vollberechtigte 
Freie  seinen  Anteil  hat,  ohne  dazu  in  die  Beziehung  eines  Individual- 
eigentümers  zu  gelangen.  Die  Lokalverbände  sind  aufgebaut  auf  den 
persönlichen  Beziehungen  der  Verwandtschaft  und  der  Kriegsgenossen- 
schaft ohne  Beziehung  zum  Territorium.  Das  Territorialprinzip,  das 
in  der  Zeit  König  /Elfreds  (regiert  871 — 901)  erreicht  ist,  bedeutet  das- 
intensive  Inbeziehungsetzen  des  Territoriums  zu  den  politischen  Institu- 
tionen. Das  Grundeigentum  wird  die  Unterlage  aller  öffentlich-recht- 
lichen Beziehungen.  Der  Minderbegüterte  gerät  in  ein  Abhängigkeits- 
verhältnis zu  dem  großen  Grundbesitzer,  dessen  Land  er  bebaut. 
Ihm  muß  er  Gerichts-  und  Heerfolge  leisten.  Der  König  als  der  oberste 
Grundeigentümer  wird  oberster  Gerichtsherr  und  Befehlshaber.  Diese 
letzte  Konsequenz  zieht  allerdings  erst  der  Normannenstaat. 

Das  kräftigste  Mittel,  das  zur  Wandlung  des  Personalitätsprinzips 
in  das  Territorialprinzip  führen  mußte,  war  die  Konsolidation  der 
angelsächsischen  Heptarchie  (sieben  Königreiche)  in  das  einheitliche 
Königreich.  Dieser  Konsolidationsprozeß  selbst  war  wesentlich  be- 
fördert durch  das  einheitliche  Walten  der  Kirche  2),  die  sich  ganz  in  den 
Dienst  der  werdenden  Staatsidee  stellte,  durch  die  natürliche  Auslese 
im  Kampf  der  größeren  und  kleineren  Königreiche  innerhalb  der  angel- 
sächsischen Stammesgemeinschaft,  die  zu  einem  Verschwinden  der 
schwächeren  und  zu  einer  Vorherrschaft  der  stärkeren  führte,  schließ- 

logie.  Siehe  Roeder,  Die  Familie  bei  den  Angelsachsen  (in  Morsbachs  Studien  zur 
engl.  Philologie  IV)  1899,  S.  116.  Vergleiche  auch  hierzu  die  Verwendung  von 
»satelles«  für  das  Verhältnis  von  Ehemann  und  Ehefrau  bei  Gregor  v.  Tours,  Hist. 
Franc.  I,  2  u.  44,  ein  Ausdruck,  der  aber  auch  für  das  Gefolgschaftsverhältnis  ge- 
braucht wird.  (Siehe  Ducange-Henschel  s.  v.  satelles  Nr.  1.)  Wer  würde  aber,  darauf 
gestützt,  die  juristische  Konstruktion  der  Ehe  als  Gefolgschaftsverhältnis  wagen? 

x)  Siehe  Taranger,  Udsigt  over  den  Norske  Rets  Historie  II,  1  (1904)  p.  11 
und  42  mit  Berufung  auf  Falk  og  Torp  Etym.  ordbog  s.  v.  folk. 

2)  Darüber  handelt  anschaulich  Kerslake  in  den  Transactions  of  the  Bristol 
and  Gloucestershire  Archaeological  Society  Bd.  III  (1879),  S.  106—167. 
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lieh  durch  Etablierung  einer  Konkurrenzherrschaft,  der  Dänenherr- 
schaft  auf  britischem  Boden,  die  zur  Einführung  des  Benefizialwesens 
in  England  aach  fränkischem  Muster  führte. 

[Sur  die  zwei  letzten  Punkte  bedürfen  hier  eingehender  Erörterung, 
findet  weiter  unten  in  der  inneren  Yeil'assungsgeschichte  (§12) 
eine  ausführliche  Behandlung. 

Dei  Prozeß  der  natürlichen  Auslese,  der  sich  an  den  angelsächsi- 
schen Königreichen  vollzog,  bedeutel  »'in  Verschwinden  der  sehwachen, 
ein  Hervortreten  der  starken  Stämme.  Das  allmähliche  Verschwinden 
n  is1  besonders  markant.  Abgesehen  von  den  Königreichen 
dei  Heptarchie  (Wessex,  Sussex,  Essex,  Kent,  Ostangeln,  Mercia, 
N  thumbria)  finden  wir  in  Mercia  noch  im  7.  Jahrhundert  unter  Ober- 
hoheit von  Meiern  Könige  der  Hwiccas,  der  Mittelangeln  und  Lindesse. 
Kent  umfaßte  im  8.  Jahrhunderl  zwei  Königreiche  (Ost-  und  West- 
kent  },  eine  Teilung,  die  wohl  älteren  Grundlinien  aus  der  Zeit  vor  seiner 
(  nifikation  unter  jEthelberl  (560-  -61,6)  folgte.   Unter  der  Herrschaft 

Wessel  beiluden  sich  ein  »König«  von  Surrey  (Mabmcsb.  G.  P. 
lib,  II).  I  nter  Führung  der  westsächsischen  Könige  Cynegils  und 
Cwichelm  kämpften  uichl  weniger  als  fünf  andere  »Könige« '626  gegen 
den  nortlnnnbrisrhen  König  Kdwin.  Nach  dem  Tode  von  Cenwalh  672 
wird  Wesses  unter  ealdormen  oder  »Könige«  aufgeteilt,  bis  es  13  Jahre 
L(  i  dun  h  Ondwalla  geeinigt  wird.  755  wird  Hampshire  von  Wessex 
angetrennt  und  dem  durch  den  Usurpator  Cynewulf  verdrängten  Könige 

bert  als  »Königreich«  überwiesen.  (Chron.  Sax.  Anno  D.  755.) 
Die  Insel  Wight  soll  nach  Beda  (IV,  16)  ursprünglich  einen  eigenen 
König  besessen  haben.  Für  Ostangeln  bezeugt  poetische  Überlieferung 
das  \  orhandensein  mehrerer  Könige.  Northumhria  war  beinahe  ständig 
in  zwei  Königreiche:  Berenicia  und  Deira,  aufgeteilt,  und  an  den  kel- 
tischen Grenzen  von  Wessex  hat  es  auch  unter  Wessexscher  Oberhoheit 
-t.'limdr  kt'ltisi  he  »Reiche«  (z.  B.  »Dunsaete«)  gegeben.  Mit  dem 
lugenblicke,  wo  diese  Könige  die  Herrschaft  eines  Mächtigen  zu  er- 
dulden hatten,  sanken  sie  in  die  bescheidene  Rolle  von  Unterkönigen 
(subreguli,  ealdormen)  herab,  um  ganz  auszusterben,  wenn  die  Kraft 
des  Oberherrn  ungebrochen  sich  erhielt. 

D(  od  Schwinden  der  kleinen* entspricht  ein  Hervortreten  der  großen 
Königreiche,  das  sich  mit  unter  zu  einer  Art  von  Hegemonie  des  einen 
anderen  Königreichs  der  Heptarchie  auswichst.   Die  äußere,  in 

l  berlieferung  genannte  Formel  hierfür  ist  die  Eigenschaft  des 
Bretwalda  (in  der  Sachsenchronik  »Bryten-wealda«),  die  dem  König 
des  Führenden  Reiches  zugesprochen  wird.  Beda  erwähnt  sieben  solcher 
Führer:  Kl  Ii  von  Sussex,  Ceaulin  von  Wessex,  ^thelbert  von  Kent, 
Redwald  von  Ostangeln,  Edwin,  Oswald  und  Oswy  von  Northumbria. 

Vusdruck  »Bryten-wealda«  für  die  genannten  sieben  Könige  finden 
wir  m  dem  Chron.  Saxon.  von  827.  Die  Chronik  nennt  bei  dieser 
Gelegenheil  auch  den  einen  achten:  Eegbert  von  Wessex.  Die  hege- 
monische  Leitung,  aufgebaut  auf  einem  ähnlichen  Nexus  wie  die  Gefolg- 
-  halt  des  Königs,  is1  rein  persönlich,  hat  keine  Beziehung  auf  Terri- 
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torialverhältnisse  und  ist  kein  Lehensnexus.  Doch  möchte  (mit 
Windisch  a.  a.  0.  S.  63)  anzunehmen  sein,  daß  die  Bretwaldan  ein 
Seitenstück  waren  zu  der  noch  zur  Zeit  der  Angelsachsenherrschaft  be- 
stehenden Sitte  der  Briten,  in  Zeiten  der  Not  sich  unter  einem  ge- 
meinsamen Führer  zusammenzutun,  dem  Könige  von  Britannien. 
Bretwalda  wäre  ein  solchem  Könige  gegenüber  von  angelsächsischer 
Seite  geführter  Konkurrenztitel.  In  diesen  und  ähnlichen  Fällen 
bestand  die  Oberhoheit  nur  in  Tributempfang1)  und  Empfang  von 
Geiseln,  jeder  Stamm  blieb  unter  seinem  Könige.  Das  Vorhandensein 
von  Bretwaldan  ebnete  den  Weg  der  kommenden  Einheit  unter  Ab- 
sorption aller  sieben  Königreiche  durch  Wessex.  Alfred  (871 — 901) 
regiert  noch  über  Mercia  nach  dem  alten  »System«  durch  einen  Unter- 
könig, auch  sonst  findet  es  sich  unter  den  Nachfolgern  noch  häufig, 
ja  es  ist  in  Gestalt  der  großen  ealdormen  unter  iEthelred  dem  Rat- 
losen (978—1016)  und  unter  Edward  dem  Bekenner  (1042—1066) 
•eine  schwere  Gefahr  des  angelsächsischen  Reiches.  Nur  sind  die 
ealdormen  (earls)  nach  Art  der  neufränkischen  (karolingischen)  comites 
nicht  mehr  Stammesherzoge  wie  früher,  sondern  königliche  Beamte. 
Seit  Alfred  äußert  sich  auch  die  Vereinheitlichung  der  königlichen 
Gewalt  in  dem  königlichen  Titel.  Asser,  eine  der  besten  Quellen  aus 
iElfreds  Zeit,  schreibt  in  seiner  Dedikation :  » Domino  meo  .  .  .  om- 
nium  Brittaniae  insulae  Christianorum  rectori.«  iElfreds  Sohn  Edward 
der  Ältere  (901—924)  führt  in  den  Urkunden  aus  seiner  Zeit  den  Titel: 
»rex  Angul-Saxonum«,  ^Ethelstan  (924—940)  den  Titel  »rex  Anglorum 
acque  totius  Bryttaniae  curagulus«  (=»curam  agere«).  Nach  dessen 
Zeit  seit  Eadgar  (959—975)  heißt  es  kurz:  »rex  Anglorum«2),  wodurch 
die  Stammesreste  im  königlichen  Titel  ganz  ausgemerzt  sind. 

In  der  Tat  hatte  auch  die  Konsolidation  des  Königreichs  unter 
Eadgar  (f  975),  der  Northumbrien  unterwarf  und  Angelsachsen  und 
Dänen  unter  seinem  Zepter  vereinigte,  ihren  Höhepunkt  erreicht. 

II.  Die  Etablierung  der  Dänenherrschaft. 

Die  Dänenherrschaft  in  England  hatte  bis  zu  ihrer  vollständigen 
Entwicklung  dieselben  Stadien  durchgemacht  wie  die  der  Angelsachsen. 
Aus  ursprünglichen  Freibeuterzügen  werden  im  Laufe  der  Zeit  dauernde 
Ansiedelungen  und  aus  diesen  schließlich  Eroberungen  des  ganzen 
Reiches.    Chronologisch  vollzog  sich  dieser  geschichtliche  Prozeß  in 

x)  Ähnliches  behauptet  für  die  Bretwaldan  Corbett  in  den  Transactions  of 
Royal  Historical  Society  (1900),  XIV,  p.  207,  und  bezeichnet  das  alte  Dokument 
mit  Namen  »Tribal  Hidage«  (abgedruckt  in  Birch,  Cartularium  I,  414)  als  solche 
Tributrolle  aus  der  Zeit  des  Northumbrerkönigs  Edwin. 

2)  Siehe  über  die  Titelfrage  die  vorzüglichen  Aufsätze  von  Stevenson  in  seiner 
Ausgabe  des  Asser  1904,  S.  147  ff.  Über  die  Gründe,  weshalb  der  Namen  Angli 
(Engle)  den  des  Kompositums  »Angelsachsen«  oder  den  Ausdruck  »Sachsen«  (so 
namentlich  von  den  Kelten  verwendet)  in  den  Hintergrund  drängt,  s.  Hoops  in 
seinem  Reallexikon  S.  89  ff.  Sie  hatten  im  7.  und  8.  Jahrhundert  politisch  ent- 
schieden das  Übergewicht  und  entwickelten  zuerst  eine  Nationalliteratur. 
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Folgenden  Abschnitten:  Freibeuterzüge  von  790 — 851;  Ansiedelungen 
von  SM    St>7;  Eroberung  von  980  1016, 

Der  Einfluß  dänischer  Staatsinstitutionen  auf  das  angelsächsische 
Gen  einwesen  konnte  kein  so  bedeutender  sein,  wie  er  zuweilen  (Steen- 
strup!)  angenommen  wird,  und  zwar  aus  doppelten  Gründen: 
Zunächsl  is1  der  Tatsache  zu  gedenken,  daß  vor  der  eigentlichen 
Eroberung  200  Jahre  intermittierender  kämpfe    vorangehen.  War 

Kamp]  vorüber,  so  fügten  sich  du»  Dänen  bis  zum  Ausbruche 
des  neuen  Kampfes  vollständig  in  die  schon  vorhandene  Kultur  ein, 
eui  al  ihre  Einwanderung  niemals  eine  Einwanderung  in  Massen,  keine 
Volkswanderung  war.   Sodann  waren  trotz  der  Namensverschiedenheit 

inzelnen  die  Rechtsinstitutionen  der  Dänen  denen  der  Angelsachsen 
sehr  nahe  verwandt.  Einen  bleibenden  Markstein  hat  aber  die  Dänen- 
berrs<  haft  in  der  Entwicklung  der  angelsächsischen  Verfassungsinstitute 
hinterlassen:  die  endgültige  Umbildung  des  Personalitätsprinzips  der 
Staatsinstitutionen  in  das  Territorialprinzip.  Freilich  dies  alles,  ohne 
vielleicht  selbsl  zu  Haus»1  das  Territorialprinzip  ausgebildet  zu  haben! 
\n  folgenden  Funkten  mögen  wir  dies  sehen. 

Si  hon  der  Friede,  den  .FH'red  mit  dem  Könige  der  Dänen,  Guthrum, 
nach  der  Schlachl  bei  Wedmore  (878)  abschloß  und  der  die  sog.  Watling- 
straß<  (Waetlingastrset)  als  die  Landesgrenze  zwischen  dem  angel- 
sä<  hsischen  und  dänischen  Herrschaftsgebiet  vorsieht,  unterwirft  den 
Stammesfremden  den  heimischen  Territorialgesetzen,  die  in  dem  be- 
treffenden  angelsächsischen  oder  dänischen  Staatsgebiete  herrschen, 
und  läßl  für  eine  Behandlung  nach  Stammesrecht  keinen  Raum:  ein 
Satz  jenes  Vertrags  lautet1)  (S.  5):  »Und  wir  alle  beschlossen  an 
»h  in  Tage,  da  man  die  Eide  schwor,  daß  weder  ein  Höriger  noch  ein 
Freier  ohne  Erlaubnis  zu  dem  Heere  gehen  solle,  noch  einer  von 
ihm -Ii  zu  uns.  Wenn  es  aber  geschieht,  daß  einer  von  ihnen,  weil  er  es 
bat.  mit  uns  Mandel  treiben  will,  oder  wir  mit  ihnen,  über  Vieh 
oder  Gut,  so  ist  das  zu  gestatten  in  der  Weise,  daß  man  Geiseln  stelle 

Pfände  des  Friedens  und  zum  Zeugnis,  daß  man  wisse,  daß  man 
niiM-n  Rücken  habe.« 

V  ch  deutlicher  geht  das  Territorialprinzip  aus  der  geographischen 
Verschiebung  des  Umfangs  der  sog.  Denalagu2)  hervor.    In  der  Zeit 

irds  des  Älteren  umfaßte  Guthrums  Königreich  das  Land  östlich 
Lea  und  der  Watlingstraße,  dazu  noch  Yorkshire,  Nottingham- 

.  Derbyshire,  Leistershire  und  Lincolnshire.  Dies  im  10.  Jahr- 
hundert. Im  darauffolgenden  hören  wir  von  16  Grafschaften3).  Es 
sind  dies  nämlich  außer  den  genannten  noch  Huntingdonshire,  North- 
n,  Cambridgeshire,  Norfolk,  Suffolk,  Essex,  Bedfordshire,  Hert- 


l  b'Tsotzung  in  Lieberrnanns  Gesetzen  I,  129. 

Studies  198  ff.  Über  die  schillernde  Bedeutung  der  Denalagu 
(»Recht«  und  »geographischer  Rechtsbezirk«,  so  das  Übergangsstadium  vom  Per- 
sonal- zum  Territorialitätsprinzip  markierend)  siehe  Steenstrup  a.  a.  O.  IV,  §5 
u.  §  6,  und  Liebermann,  Sachglossar  »Denalagu«  1. 

»    I  ,  ges  Edwardi  Confessoris  §  30  und  33.   Will.  Malm.  Gesta  Regium  II,  165. 
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fordshire,  Middlesex,  Buckinghamshire  und  Rutland.  Daß  man  die 
Denalagu  und  ihr  Herrschaftsgebiet  zur  Zeit  Cnuts  so  nach  Graf- 
schaftsgrenzen fixieren  konnte,  ist  ein  deutliches  Zeichen  der  Vorherr- 
schaft des  Territorialprinzips. 

Sodann  prägte  sich  aber  dieses  Territorialprinzip  in  der  Ausge- 
staltung der  Shireverfassung  nach  dem  sog.  Burgsystem1)  aus.  Dies 
ist  das  Ausschneiden  größerer  Distrikte  um  eine  befestigte  Stadt 
als  Verwaltungsmittelpunkt.  Daß  hierbei  dänisches  Vorbild  maßgebend 
war,  wird  mit  Recht  angenommen.  Die  gleichfalls  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert eintretende  Territorialisierung  der  bisher  bloß  persönlichen 
Verbände,  der  Hundert-  und  Zehentschaft  (teof)ing)  ist  vielleicht  eben- 
falls darauf  zurückzuführen. 

Hier  ist  die  dänische  Verwaltungsorganisation  nicht  direkt  vor- 
bildlich, obwohl  auch  dies  von  manchen  (z.  B.  Chadwick)  angenommen 
wird.  Der  Anstoß  geht  aber  sicherlich  von  der  Däneninvasion  aus. 
Es  wurde  ähnlich  wie  im  Frankenreich  gegen  die  Araber,  so  hier  gegen 
die  Dänen2),  Reiterei3)  nötig. 

Sie  ist,  wie  im  Frankenreich,  nur  durch  ausgiebige  Verwendung 
von  Benefizial-  und  Leiheverhältnissen  erreichbar,  und  diese  wird  hier 
wie  dort  vorwiegend  aus  Säkularisation  und  nur  t  e  i  1  w  e  i  s  e  r  Re- 
stitution resp.  Division4)  des  Kirchengutes  bestritten.    Um  nun  die 

Siehe  darüber  noch  weiter  unten  §  8.  Die  Burgherstellung  freilich  ist  ein 
alter  Bestandteil  der  trinoda  necessitas  und  Jahrhunderte  älter  als  iElfred.  Siehe 
Liebermann,  Sachglossar  »Burg«  5  c. 

2)  Über  deren  Verwendung  der  Reiterei  Steenstrup,  Normannerne  I,  358. 

3)  Dies  zeigt  auch  die  lex  equitandi  des  Bischofs  Oswald  von  Worcester,  deren 
Darlegung  vielleicht  als  eine  Entschuldigungsschrift  (Kemble,  Einleitung  zum 
1.  Bde.  des  Codex  Diplom,  p.  XXXV,  Andr.  Menung  Maitland  305  Anm.)  dem  Könige 
vorgelegt  wurde,  wodurch  Oswald  die  Dilapidationvon  Kirchengut  rechtfertigen  wollte. 

4)  Für  die  fränkischen  Verhältnisse  Brunner,  D.  R  G.  II,  228:  Allgemeine 
Restitutionen  von  Kirchengut  unter  Edgar  und  Edwy,  C.  D.  II,  p.  217,  314,  338. 
Bezeichnend  ist  die  Art,  wie  Malmesbury  die  Säkularisation  von  Kirchengut  durch 
iElfred  erzählt.  (Gesta  pontificum  p.  191:  »Elfredi  tempore  regis,  cum  barba- 
rica  ubique  Dani  discursarent  petulantia,  edifitia  loci  ad  solum 
complanata.  Tum  rex  malorum  preventus  consiliis,  terras,  quaecunque  appendices 
essent,  in  suos  suorumque  usus  redegit.«  Im  Anschlüsse  an  diese  Stellen  hat  daher 
schon  der  alte  Lingard,  History  and  antiquities  of  the  Anglo  Saxon  Church  I2, 
p.  2541  folgende  Vermutung  ausgesprochen:  »From  these  and  many  other  instances, 
I  am  led  to  suspect,  but  have  no  direct  proof,  that  after  the  year  800  our  kings 
adopted  the  practice  of  the  Continental  sovereigns,  who  often  seized  the  lands  of 
the  church  and  gave  them  as  fiefs  to  individuals. «  Sollte  vielleicht  der  direkte 
Beweis,  den  Lingard  vermißt,  nicht  etwa  in  C.  D.  II,  Nr.  262  gegeben  sein:  hier 
liegt  offenbar  Restitution  mit  gleichzeitiger  precaria  verbo  regis  vor  (über  die  frän- 
kische precaria  verbo  regis  Brunner  a.  a.  O.  II,  250).  Maitland  hat  diese  Tatsache 
übersehen,  denn  sonst  würde  er  in  Domesday  Book  a.  a.  O.  259  nicht  behaupten : 
»Of  all  the  phenomena  of  feudalism  none  seems  more  essential  than  seignorial  justice. 
In  times  gone  by  English  lawyers  and  historians  have  been  apt  to  treat  it  lightly  and 
to  concentrate  their  attention  to  an  military  tenure.  .  .  .  But  when  compared  with 
seignorial  justice,  military  tenure  is  a  superficial  matter.  .  .  .«  Mit  Erlaub  habe  ich 
keine  Veranlassung,  von  der  Brunnerschen  Ansicht  abzuweichen,  die  Grundherr- 
schaft und  Benefizialwesen  gleichmäßig  als  Wurzeln  des  Feudalismus  ansieht. 
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so  gewonnenen  Dienste  für  Heereszwecke  ev.  ihre  Ablösbarkeit  durch 
Geld  und  Steuern  (Paneijeld !)  werten  zu  können,  ist  eine  Rohschätzung 
nach  100  und  L0  Hufenverbänden  unentbehrlich1).  Diese  schafft  die 
territoriale  Grundlage  Für  <li<i  alten  Personalverbände.  Freilich  hat 
diese  Teirilniiali^icniii^  »Irr  allen  (lenossenschaftsverbände,  welche 
in. in  mit  Re<  hl  als  die  \\  urzeln  germanischer  Freiheit,  mit  Unrecht 
aber  als  die  Quelle  des  englischen  Selfgovernments  der  späteren  Zeit  aufzu- 
fassen geneigt  war,  zunächst  den  Zerfall  des  angelsächsischen  Reichs 
zur  Folge:  die  eigentliche  Frucht  der  germanischen  Institutionen  fiel 
erst  folgenden  Generationen  in  den  Schoß,  die  durch  die  harte  Zucht 
d<  r  Normannenkötiige  gegangen  waren.  Denn  dieser  primitive  Staat 
hatte  zunächst  keine  Ahnung,  was  er  mit.  jenen  provinziellen  und  lo 
kalen  Zentrifugalkräften  anlangen  sollte.  Die  Territorialisierung  der 
Gen — enverbände  erzeugte,  wie  natürlich,  einen  provinziellen  und 
lokalen  Partikularismus2),  der  die  Slaatsmaschine  heinahe  zum  Still- 
stand zwang,  dies  namentlich  dann,  wenn  sehwache  Könige  herrschten, 
wie  dies  namentlich  nach  Eadgars  Tode  0*75)  /Ethelred  II.  der  Ratlose 
978  1016)  und  Edward  der  Bekenner  (1042—1066)  waren.  Die  da- 
zwischen  liegende  Regierung  Edmunds  Ironside  (1016)  und  Cnuts 
(1016  L035)  konnten  den  Verfall  des  angelsächsischen  Reichs  nicht 
aufhalten.  Die  Regierung  des  ersteren  war  übrigens  auch  zu  kurz, 
und  der  letztere  sah  wohl  in  der  Beseitigung  des  Provinzialismus  das 
Hauptproblem  seiner  Regierung,  aber  die  Methode  war  eine  verfehlte: 
ich  meine  die  Einrichtung  der  großen  eorldömas.  Wenn  sie  wirklich 
was  hier  bezweifell  wi  rden  mag3)  —  fränkischem  Vorbilde  entsprungen, 
■  lag  sie,  wie  das  fränkische  Vorbild,  dem  beginnenden  Feudalismus, 
der  ebenfalls  auf  fränkischem  Vorbild  fußt  und  neue  soziale  Kräfte 
und  juristisi  he  Institute  auf  den  Plan  bringt,  denen  das  angelsäch- 
sische  Reich  noch  weniger  gewachsen  war  als  der  Territorialisierung 
der  L« »kaiverbände. 

1  Hier  trifft  wohl  auch  zu,  was  Dopsch,  Die  Wirtschaftsentwicklung  der 
K  rolingerzeil  I  (1912),  S.  318  sagt:  »Naturgemäß  mußte  aber  gerade  die  Aus- 
bildung  der  Grundherrschaften  und  besonders  die  Auflegung  von  Zins  und  Dienst 
innerhalb  derselben  bestimmten  Maße,  eine  feste  Einteilung  notwendig  machen.« 
Ehr  meinl  damit  zunächst  nur  die  Ausbildung  der  neueren  Hufeneinheit  (der  sog. 
fiktiv- ii  IIuf.M.  M;m  wird  aber  seine  Bemerkung  für  England  so  verallgemeinern 
müssen,  wie  oben  im  Texte  geschehen. 

2  Sehr  deutlich  spiegelt  diesen  Partikularismus  eine  Urkunde  aus  der  Zeit 
ASthelreds  997  wieder.  Siehe  Earle  Land  Charters  p.218  und  Freeman  H.  of  the 
V.rni.ui  e<»riqncst  I.  448:  Da  waren  als  witan  versammelt  »ealle  da  degnas 
t\e  tlia-r  wid.iii  <:»•<.' ;e<|erode  wa-ron  ge  of  west  sexan,  ge  of  myreeon,  ge  of 
denen« . 

Stubbs  I-  p.  221  behauptet  dies.  Aber  das  Vorbild  war  nicht  sonderlich 
verlockend.  Zwar  Konrad  II.  behandelte  die  Herzoge  als  königliche  Beamte,  aber 
er  war  vorsi  htig  genug,  durch  Anerkennung  der  Erblichkeit  der  Lehen  im  kleinen 
LaienadH  ein  C>-u>-uu>  wicht  gegen  jene  zu  schaffen  und  seine  Vorgänger  von  Konrad  I. 
an  Bähen  in  der  Niederhaltung  dieses  neuen  Stammesherzogtums  das  Hauptproblem 
ihrer  inneren  Reichspolitik.  Siehe  VVaitz,  D.  V  G.  V2,  S.  64  ff.  und  Hauck,  K  G. 
III4,  8  ff.,  544. 
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Der  beginnende  Feudalismus  beschleunigte  nun  den  Verfall  des 
Reichs.  Die  großen  earls  wußten  durch  Erblichkeit  und  Verwandten- 
beziehungen unter  Cnuts  Nachfolgern  (Harald,  Hardecnut,  letzterer 
Cnuts  Sohn,  und  Edward  der  Bekenner)  die  Herrschaft  vollends 
an  sich  zu  reißen.  Eine  Anarchie  brach  los,  gegen  welche  Wilhelm  der 
Eroberer  kein  schweres  Spiel  hatte.  Die  Schlacht  von  Hastings  (1066) 
besiegelte  das  Schicksal  der  alten  Staatsinstitutionen  in  dem  Sinne, 
daß  an  Stelle  des  provinziellen  Territorialismus  straffe  Zentralisation 
eintrat.  Der  Feudalismus  und  seine  sozialen  Triebkräfte  bestanden 
schon  in  dem  angelsächsischen  Staat  und  waren  unaufhaltsam;  nun 
sollten  sie  wenigstens  eine  starke  Staatsherrschaft  stützen.  Das  war 
das  Hauptproblem  der  ersten  Normannenkönige.  Es  erfolgte  nunmehr 
die  Etablierung  eines  zentralisierten  Feudalstaates. 

III.  Die  Etablierung  des  Feudalstaates. 

Es  wäre  nach  dem  Vorausgehenden  ein  Irrtum,  zu  glauben,  daß 
erst  die  Normannenkönige  den  Feudalstaat  in  England  eingerichtet 
hätten.  Was  sie  taten,  war  nur  eine  Vereinfachung  seiner  Maschine, 
eine  straffere  Zentralisation  derselben.  Jene  Maschine  selbst  bestand 
schon  lange  vorher,  in  Gang  gebracht  durch  soziale  und  wirtschaft- 
liche Triebkräfte,  welche  das  Wesen  der  alten  Genossenschafts-  und 
Gauverbände  und  ihrer  Volksgerichte  ganz  in  den  Hintergrund  und 
sich  an  deren  Stelle  drängten.1)  Diese  neuen  Faktoren,  insbesondere 
die  Bildung  von  großen  Latifundien,  etablierten,  wie  noch  gezeigt 
werden  soll  (§2),  die  Gutsherrschaft  (manerium)  und  die  sog.  Gerichts- 
immunität (söcn  and  sacu)  der  Großgrundbesitzer.  Diese  waren  neben 
dem  militärischen  Zwecken  dienenden  Benefizialwesen  die  Keime  der 
Feudalität.  Und  nun  rangen  im  Anfange  des  11.  Jahrhunderts  zwei 
Rechtsordnungen  um  ihre  Existenz:  die  alte,  verfallende,  derGenossen- 
und  Gauverbände  und  die  neue,  kräftig  aufkommende,  des  Feudalismus. 

Auf  dem  Gebiete  der  Heeresorganisation  finden  wir  die  neue  Form 
der  Hingabe  von  Grund  und  Boden  an  die  Gefolgsleute  (gesif)as)  gegen  die 
Verpflichtung  zum  Heeresdienste.  Nicht  nur  der  König  war  es,  der  so 
Krieger  sich  verpflichtete,  sondern  diese  Verpflichtung  wurde  auch  von 
den  großen  Latifundieneigentümern  geschätzt,  und  namentlich  die  kirch- 
lichen Großgrundbesitzer  wälzten  auf  diese  Weise  einen  Teil  ihrer 
Heereslast  auf  die  Schultern  ihrer  Untergebenen.  Der  comitatus  des 
Tacitus  findet  sich  schon  seit  den  frühesten  Zeiten  als  germanische 
Staatseinrichtung.  WTährend  er  aber  ursprünglich  nur  eine  Leibgarde 
des  Gefolgsherrn  war,    wurde  er  nunmehr  seit  Bildung  der  großen 

x)  Was  Englands  Benefizialwesen  ohne  die  Normannen  geworden  wäre, 
ergibt  sich  am  besten  aus  dem  Vergleiche  mit  den  zeitgenössischen  altnorwegischen 
Rechtsverhältnissen:  eine  Benefizialvasallität  mit  Hilfe  der  veizla  (=  beneficium), 
aber  kein  Feudalwesen.  Siehe  Ebbe  Hertzberg,  Len  og  veizla  (in  Germ.  Abhandig. 
zum  70.  Geburtstag  Konr.  Maurers  1893),  bes.  S.  330  und  M.  H.  Lie,  Lensprincipet 
j  Norden  (Bilag  til  Tidskrift  for  Retsvidenskab  1907,  lste  hefte)  §  3. 
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Latifundien  and  seit  Übernahme  des  fränkischen  Benefizialwesens  der 
Ansatz  des  Feudalismus,  die  allgemein  verbreitete  Form  des 
Heeresdienstes  (sog.  jüngere  Sehiehl  der  Gefolgschaft) 1).  Die  Krieger- 
kaste  erhält  nun  eine  selbständige,  von  dem  gemeinen  freien  Volk 
unterschiedlich  privilegierte  Bedeutung.  Daneben  erhalten  sich  noch 
l  berreste  der  alten  Form,  des  allgemeinen  Heerbannes,  durch  den  die 
Mitglieder  des  Genossenverband  es  auf  geboten  wurden,  die  sog.  fyrd. 
Freilich  im  LI.  Jahrhundert  ist  sie  in  den  meisten  angelsächsischen 
Pi  \  en  verschwunden.  Aber  im  .Norden  und  Osten,  der  von  Dänen 
vorwiegend  besiedelt  ist,  besteht  sie  noch.  Iiier  ruht  sie  noch  immer 
auf  den  Schultern  der  freien  Leute,  die  unter  ihrem  Drucke  schwer 
Beufzen. 

Vhnlich  liegt  die  Sache  im  I Bereiche  der  Gerichtsorganisation. 
I  lie  I  andaristokrat  ie  der  Thane  (der  abgesehiehlelen  Gefolgsleute)  macht 
sich  in  den  alten  Volksgerichten  immer  breiter  und  führt  außerdem 
dazu,  daß  die  Gerichtsimmunität,  die  sie  für  ihre  Hörigen  beanspruchen, 
die  alte  Volksgerichts  hark  eil  zu  einem  Institut  ohne  Inhalt  degradiert. 
Nur  der  dänische  Nordosten  findet  in  den  sog.  soernen  noch  die  alten 
Mitglieder  des  Heerbanns,  die  auch  als  freie  Gerichtsfolger  fungieren. 
Im  angelsächsischen  Südwesten  ist  aber  selbst  diese  Klasse  schon  bei- 
nahe  vollständig  in  die  Kategorie  der  Hörigen  hinabgesunken. 

In  der  Steuerverwaltung  übernimmt  der  Großgrundbesitzer,  der 
landrica,  immer  mehr  die  Verantwortlichkeit  für  die  Steuerbelastung 
_  Id.  der  Grundsteuer,  die  schwer  auf  dem  freien  Manne,  dem  ceorl, 
lastel  und  ihn  immer  tiefer  in  wirtschaftliche  Abhängigkeit  vom  Lati- 
fundienbesitzer  bringt.  Die  Verantwortlichkeit  für  seine  Leistung,  die 
(»t'l'fiit  liehe  bunktiim  der  Steuererhebung,  die  dem  Großgrundbesitzer, 
dem  Eigentümer  des  steuerfreien  Sallands  (»inland«)  zukommt,  macht 
sich  in.  h  nach  der  Richtung  geltend,  daß  er  die  Grenzen  zwischen 
inland«  und  dem  »waraland«  der  ihm  zur  Steuerhebung  über- 
wiesenen  Freien  nicht  mehr  unterscheidet,  sondern  auch  dieses  als 
s<  inen  Grundbesitz,  verliehen  an  Hörige,  betrachtet. 

Ji  kräftiger  dieser  wirtschaftliche  Prozeß  einsetzt,  desto  tiefer 
Binkl  die  soziale  Klasse  der  freien  Leute,  der  ceorls,  desto  schwächer 
wird  aber  auch  ihre  Teilnahme  im  öffentlichen  Leben  der  Genossen- 
verbände.  Deshalb  kann  der  angelsächsische  Staat  nicht  die  Selbst- 
tätigkeil  dieser  K  nun  nunalverbände  nutzen,  um  auf  diese  Weise  den 
n  i1  ihrer  Territorialisierung  hervortretenden  Lokalismus  und  Pro- 
vinzialismus  zu  bändigen.  Am  allerwenigsten  war  der  Feudalismus 
_  •  eignete  Mittel  hierzu,  d  enn  er  setzte  an  die  Stelle  der  Konförderation 

Kommunalverbänden  bestenfalls  die  Konförderation  der  großen 
Feudalbesitzer.  Das  Chaos,  die  staatliche  Anarchie,  die  dadurch  her- 
fen  worden  war,  wußten  Wilhelm  der  Eroberer  und  seine  Nach- 
I  lg<  r  wenigstens  dadurch  zu  beseitigen,  daß  sie  die  neue  Macht,  die 


Brui,;  .:     ii  zur  Geschichte  des  deutschen  und  französischen 

Rechts  1894,  S.  84. 
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neue  Wirtschafts-  und  Rechtsordnung,  wie  sie  der  Feudalismus  dar- 
stellte, eindämmten  und  für  die  Zwecke  des  einheitlichen  Staats- 
gedankens nutzbar  machten,  da  es  mit  Hilfe  der  alten  Kommunal- 
verbände nicht  mehr  weiterging. 

Die  Wirksamkeit  dieser  letzteren  hörte  damit  nicht  ganz  auf. 
Sie  trat  nur  während  der  Feudalstaatzeit  in  den  Hintergrund,  um 
in  der  Zeit  der  Plantagenets  in  den  Dienst  des  Staatsgedankens  zu 
treten. 

Wilhelms  des  Eroberers  Werk  in  der,  Umbildung  des  angelsächsi- 
schen Staatswesens  (1066 — 1087)  ging  nach  zwei  Richtungen. 

Auf  der  einen  Seite  war  es  sein  Bestreben,  den  nach  oben  zuge- 
stutzten Kegel,  den  die  angelsächsische  Staatsgesellschaft  mit  ihren 
feudalen  Anfängen  bildete,  in  eine  scharf  zugespitzte  Pyramide  um- 
zugestalten 1). 

Auf  der  anderen  Seite  versuchte  er  die  Hemmung  der  Zentrifugal- 
kräfte, die  jedem  Feudalsystem  eigen  sind.  Wilhelm  der  Eroberer 
war  der  erste  europäische  Monarch,  der  sich  der  Woge  des  Feudalismus 
entgegenstemmte,  um  sie  zu  bändigen. 

Die  Mittel,  die  er  hierbei  verwandte,  waren  mannigfacher  Art. 
Zunächst  sucht  er  Angelsachsen  und  Normannen,  angelsächsische 
Rechtsgebräuche  und  normannische  Rechtsinstitute  im  Gleichgewicht 
zu  erhalten.  Schon  in  der  Art,  wie  er  sein  Anrecht  auf  England  und 
seine  Titel  zur  Krone  Edwards  des  Bekenners  geltend  machte,  zeigt  sich 
diese  Tendenz  ganz  deutlich.  Den  Angelsachsen  gegenüber  berief  er  sich 
auf  das  Recht,  das  ihm  die  Eroberung  und  der  Sieg  von  Hastings  ver- 
liehen hatte.  Die  Normannen  dagegen  verwies  er  auf  seine  Erbeinsetzung 
durch  Edward  den  Bekenner,  auf  seine  Wahl  durch  die  angelsächsischen 
Witan,  besser  jenes  Rumpfparlament,  das  nach  der  Schlacht  von 
Hastings  als  solche  Witan  zusammengerafft  war.  —  Und  eine  ähnliche 
Absicht  verband  er  auch  mit  der  Verschmelzung  angelsächsischer  und 
normannischer  Rechtsinstitute.  Roger  von  Hoveden2)  berichtet  uns, 
wie  er  im  vierten  Regierungsjahre  zwölf  Angelsachsen  in  jeder  Graf- 
schaft unter  Eid  über  die  alten  Gewohnheiten  und  Rechtsbräuche 
des  Landes  befragen  ließ3).  —  Wir  haben  oben  angedeutet,  wie  sehr 
die  alte,  auf  dem  freien  Genossenschaftssystem  aufgebaute  Selbst- 
verwaltung schon  seit  der  Zeit  Cnuts  durch  den  immer  mehr  aufkom- 
menden feudalen  Herrenverband  verdrängt  wurde.  Wilhelm  suchte 
die  Reste  der  alten  Selbstverwaltung  zu  erhalten  und  sie  als  Gegen- 
gewicht gegen  die  Feudaltendenzen  in  der  Lokalverwaltung  auszunutzen. 
Er  erhielt  so  die  alte  Grafschaftsversammlung  (scirgemöt),  die  alte 


x)  Siehe  §  2. 

2)  Chronica  II,  218. 

3)  Die  Angabe  der  Leges  Eduardi  Confessoris  (Prolog),  »daß  Wilhelm  I.  die 
Laga  Eadwardi  proklamiert  habe,  wie  sie  durch  Weistum  Geschworener  des  en- 
lischen  Volkes  festgestellt  worden  sei«,  ist  erdichtet.  Siehe  Liebermann,  Sachglossar 
»Gesetz«  18  f. 
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tyrd  oder  »Ii«'  Miliz  aller  Freien  Männer.  Wie  wichtig  gerade  diese  Ver- 
bindung zwischen  Feudalismus  und  Lokalverwaltung  für  die  Zukunft 
Englands  wurde,  geht  am  besten  aus  dem  Vergleiche  mit  der  Nor- 
mandie  hervur1).  wo  <ic  fehlte.  liier  haben  die  Norinannenherzoge 
ihre  Bureaukratie  (die  viscounts)  eingeführt,  welohe  alsbald  feudali- 
Biert  wurde.  Die  Viscounts,  die  auf  den  liurgen  saßen  und  von  da  aus 
die  herzoglichen  Rechte  über  das  sie  umgebende  platte  Land  admini- 
Btrierten,  trugen  den  Doppelcharakter  von  Feudalbaronen  und  Bureau- 
kraten  an  rieh.  Unter  einem  starken  Herzoge,  wie  Heinrich  IL,  waren 
sie  bloß  Bureaukraten,  unter  einem  schwachen,  wie  unter  Johann, 
bloß  Feudalbarone.  Dieser  Aufbau  der  Staatsverwaltung  auf  dem 
Feudalismus  war  insofern  gefährlich,  als  letzterer  von  dem  Bodenbesitz 
abhängig  war.  der  selbst  Gegenstand  der  Kapitalbildung  und  der  kom- 
merziellen  Beweglichkeil  wurde.  Kr  fiel  mühelos  demjenigen  in  die 
Vrme,  welcher  finanziell  mehr  bot,  und  das  war  im  Kampfe  Johanns 
und  Philipp  Vugusts  von  Frankreich  der  letztere.  Bezeichnend  war  es 
doch,  daß  einige  der  größten  normannischen  Feudalbarone  von  Johann 
die  Erlaubnis  erbaten,  mit  ihrem  Leib  dem  König  von  Frankreich  zu 
dienen,  während  sie  in  »ihren  Heizen«  treu  bleiben  wollten.  (Histoire 
de  ducs  de  Normandie,  ed.  Michel  1840,  p.99.)  Dies  konnte  nur  in  einem 
Land«-  geschehen,  das  von  einer  hohen  Feudalbaronie  regiert  wurde, 
welche  durch  eine  große  Kluft  von  dem  niederen  Rittertum  und  den 
Städten  getrennt,  das  Land  beherrschte  und  mit  dem  Volke  in  der 
Lokalverwaltung  keine  Fühlung  hatte. 

Die  Normandie  war  ein  großartiger  Experimentierboden  für  Ver- 
suche  in  der  Verwaltungszentralisation,  die  man  dann  in  England 
mit  Erfolg  wiederholte,  aber  eine  bleibende  Staatsherrschaft  wie  in 
England  konnte  dort  nicht  etabliert  werden,  weil  der  Feudalismus 
allein  ohne  Hilfe  einer  Lokalverwaltung  regierte.  Für  die  letztere 
fehlten  aber  liier  jegliche  Vorbedingungen  und  ließen  sich  nicht  erzeugen. 

War  Wilhelms  Geist  stets  auf  die  Erhaltung  des  Alten  gerichtet, 
wo  es  den  destruktiven  Tendenzen  des  Feudalismus  hinderlich  sein 
konnte,  so  war  er  umgekehrt  bestrebt,  alles  Angelsächsische,  das  die 
üblen  Tendenzen  des  Feudalismus  besonders  fördern  konnte,  auszu- 
merzen. Die  alten  Grafschaften  (eorldömas),  die  besonders  aus  der 
Zeil  Cnuts  herstammten,  wurden  bis  zum  Schluß  der  Normannen- 
eroberung wenigstens  teilweise  beseitigt2),  neue  zwar  geschaffen,  aber 
aul  eine  ganz  andere  Basis  gestellt.  Sie  konnten  sich  weder  an  Größe 
des  Territoriums  noch  Unabhängigkeit  von  der  Zentralgewalt  mit  den 

1  Biene  darüber  die  Herrschaft  in  der  Normandie,  Powicke  in  E.  H.  R.  21, 
p.  625  ff.,  22,  p.  15  ff. 

-  I  reilich  ganz  isl  es  nicht  geglückt,  die  kompakten  Grundbesitzmassen,  die 
in  den  Händen  angelsächsischer  Grundherren  so  gefährlich  gewesen  waren,  ganz 

wind«  ii  zu  machen,  schon  deshalb  nicht,  weil  gewöhnlich  ein  normannischer 

•  in  II—  Kigcn  seines  angelsächsischen  Vorgängers  sukzedierte.  Siehe  dazu 
Round  in  \  i«  i-n.i  1 1 i-f nry  of  the  Counties  of  E.  Hampshire  I,  277  und  Stenton 
ebendort,  DerbyBhire  I,  305. 
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alten  angelsächsischen  Eorldomas  messen.  An  die  Spitze  der  Graf- 
schaften wurden  nicht  etwa,  wie  in  der  Zeit  der  Angelsachsen,  mäch- 
tige Grundherren  gesetzt,  die  als  Grafen  die  ganze  Grafschaft  als  Lehen 
betrachteten  und  nach  kontinentalem  Muster  von  der  Staatsgewalt 
abfielen,  sondern  Beamte  des  Königs,  deren  reiner  Amtscharakter 
durch  den  Titel  vice-comes  schon  angedeutet  wurde :  stellvertretender 
Graf,  aber  nicht  Graf!  Der  anglo-normannische  Graf  hatte  kein  Amt 
mehr,  sondern  war  bloß  der  Träger  eines  Ehrentitels,  dem  als  Rest 
seiner  Vergangenheit  noch  in  der  Zeit  des  Dialogus  de  Scaccario, 
also  im  12.  Jahrhundert,  ein  Drittel  der  Grafschaftsgefälle  gezahlt  wurden. 
Der  so  seiner  ehemaligen  Macht  entkleidete  Graf  wurde  aber  noch 
mehr  eingeschränkt.  Es  wurde  ihm  unmöglich  gemacht,  einen  gar 
zu  großen  Grundbesitz  in  d  e  r  Grafschaft  zu  erwerben,  deren  Namen 
er  in  seinem  Titel  führte.  Wilhelm  erreichte  dies  dadurch,  daß  er  bei 
Belehnung  seiner  Anhänger  mit  Grund  und  Boden  ihnen  solchen  in 
den  verschiedensten  Grafschaften  schenkte,  niemals  einen  Grund- 
besitz in  einer  Grafschaft  zu  ungeheurer  Größe  anwachsen  ließ.  Da- 
durch verhinderte  er  die  Konsolidierung  großer  Latifundien,  welche 
als  Machtmittel  gegen  die  Krone  verwendet  werden  konnten.  Kurz- 
sichtige Nachfolger,  die  letzten  Plantagenets,  gaben  diese  Politik  der 
großen  Monarchen  auf,  um  so  die  Stärkung  der  eigenen  Hausmacht 
herbeizuführen,  indem  sie  die  Königssöhne  und  deren  Deszendenz 
geschlossen  großen  Grundbesitz  anhäufen  ließen.  Die  Rosenkriege  waren 
das  Resultat  solch  verblendeter  Handlungsweise,  die  dem  großen  Er- 
oberer vollständig  fern  lag.  Neben  jenem  großen  politischen  Prinzip 
wurden  noch  kleinere  Mittel  verwendet,  um  die  großen  Feudalbarone 
nicht  allmächtig  werden  zu  lassen.  Das  Fehderecht,  das  Recht  der 
Münzprägung,  das  Recht,  Burgen  zu  bauen,  wurde  genau  umschrieben. 
Die  Ausbildung  der  großen  Grundbesitzer  zu  Patrimonialgerichts- 
herren  über  die  Hintersassen  und  ihre  Lehnsgerichtsbarkeit  über  die 
Vasallen  konnte  natürlich  nicht  verhindert  werden,  da  sie  aus  der 
Angelsachsenzeit  übernommen  waren  und  ihre  Beseitigung  den  Still- 
stand des  Staats  bedeutet  hätte.  Aber  die  Ausbildung  von  Lehens- 
oberhöfen (courts  of  honour)  wurde  von  Wilhelm  dem  Eroberer  nach 
Kräften  zurückgehalten,  bis  ihnen  die  Ausbildung  der  königlichen 
Gerichtsbarkeit  seit  Heinrich  II.  fast  ganz  das  Lebenslicht  ausblies. 
Schließlich  war  es  eine  politische  Tat  ersten  Ranges,  daß  Wilhelm 
kurz  vor  seinem  Tode  in  der  großen  Versammlung  der  Lehensbarone 
und  aller  Grundeigentümer,  wes  Vasallen  sie  auch  immer 
waren  (Chronic.  Sax. :  »I>9er  him  comon  to  his  witan  and  ealle 
{>a  landsittende  men .  .  .  whaeron  J)ses  mannes  men  f>e  hi  waeron«), 
u.  a.  zu  Salisbury  schon  im  Jahre  1086 x)  sich  von  jedem  grundbesitzenden 
Freien  des  Reiches  den  Treueid  leisten  ließ.  Damit  war  zwar  äußerlich 
nur  ein  Präzedenzfall  aus  der  angelsächsichen  Zeit  (der  Treueid,  den 


*)  Die  Sachsenchronik  verzeichnet  infolge  eines  Schreibfehlers  »1085«.  Siehe 
Plummer  in  seiner  Ausgabe  I,  21 61. 
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die  Freien  Badmund  am  !'iO  leisten  mußten)1)  befolgt,  aber  diese 
alte  Form  erhielt  unter  den  veränderten  Umständen  eine  veränderte 
Bedeutung,  indem  sie  nicht  bloß  die  Bestärkung  des  Treuverhältnisses 
zwischen  Herrn  und  Gefolgsmann  (resp,  Vasallen)  bedeutete,  sondern 
das  .iltt  unmittelbare  Band  zwischen  König  und  Untertanen  wieder  in 
Erinnerung  bringen  sollte,  »las  über  die  Köpfe  der  dazwischenliegenden 
Lehensherren  hinweg  wirksam  werden  konnte  und  wirksam  wurde2). 
Ule  Grundeigentümer,  >wes  Vasallen  sie  auch  immer  waren«,  waren  in 
erstei  Linie  \  asallen  des  Königs,  und  der  öffentliche  Friede  war  Königs- 
rriede.  Zum  König  als  dem  obersten  Lehensherrn  blickten  diese  in  Zeiten 
der  Not,  Jener  Treueid  zu  Salisbury  war  nicht  bloß  Lehenseid,  sondern 
l  ntertaneneid,  der  erste  in  der  englischen  Verfassungsgeschichte.  Dieses 
Gemisch  von  Lehensverhältnis  und  Untcrlanenschaft,  wie  es  sich  im 
oath  "i  allegiance  (so  heißt  noch  heute  der  ^ntertaneneid)  darstellt, 
hat  der  englischen  Staatsbürgerschaft  ihr  eigentümliches  Gepräge  auch 
heute  noch  erhalten*), 

l  nter  Heinrich  [.  (1100  L135)  wurde  das  Werk  des  Eroberers 
wiedi  r  fortgeführt ').  Die  große  Maschine  zur  Kontrolle  nicht  bloß  der 
Finanzverwaltung  des  Reiches,  sondern  auch  der  Lokalverwaltung 
wurde  neu  organisiert:  der  exchequer,  jene  Abteilung  des  königlichen 
Lehenshofs  (der  curia  regis),  welche  in  England  vielleicht  schon  vom 
Eroberer  eingeführt  worden  war.  Die  im  exchequer  geübte  Kontrolle 
fand  ihre  Ergänzung  in  dem  System  der  reisenden  Königsbeamten  (der 
von  der  curia  regis  in  die  Provinz  entsandten  Mitglieder),  die  auf 
ihren  Reisen  (eyre)  an  Ort  und  Stelle  die  Finanzgebahrung  der  Sheriffs 
kontrollierten,  bei  der  Gelegenheit  aber  auch  Mißstände  der  Lokal- 
verwaltung  wahrnahmen,   insbesondere  den  Servilismus  der  Sheriffs 

nüber  den  IVudalbaronen  verhindern  und  deren  übermächtiges 
Auftreten  zügeln  konnten. 

I  >•  n  Höhepunkt  in  dem  System  der  Eindämmung  des  Feudalismus 
bildet  die  Regierung  Heinrichs  II.  (1154 — 1189).  Vor  allem  reformierte 
er  das  Gerichtswesen  Englands,  d.  h.  er  gab  ihm  eigentlich  Formen, 
die  •  -  Jahrhunderte  nachher  noch  an  sich  trug,  und  dessen  Spuren 
selbsl  beute  in  der  englischen  Gerichtsorganisation  sich  vorfinden. 
Curia  regis  und  exchequer  wurden  reformiert,  das  Institut  der  reisenden 
Richter  aus  einem  außergewöhnlichen5)  ein  ständiger  Bestandteil  des 

Bei  Liebermanr  I,  190:  Edm.  III,  §1:  »Imprimis  ut  omnes  jurent  in 
nomine Dei,  ...  fidelitatem  Eadmundo  regi,  sicut  homo  debet  esse  fidelis  domino 
suo,  Bine  omni  controversia  et  seduetione,  in  manifesto,  et  in  amando  quo-d  amabit, 
nolendo,  quod  nolet. « 

die  ähnliche  Struktur  des  Untertanenverhältnisses  im  zeit- 
genössischen Frankreich  Luchaire,  Histoire  des  Institutions  Monarchiques  de  la 
France  1891 2,  I,  51  ff. 

3)  Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S.  216  ff. 

J    Die  dazwischen  liegende  Regierung  seines  Vorgängers  Wilhelm  Rufus 
3     1100    wrar  für  die  englische  Verfassungsentwicklung  ebenso  unfruchtbar, 
.    die  von  Heinrichs  Nachfolger,  Stephan  von  Blois  (1135  —  1154). 

Bs  ist  jedenfalls  in  der  Normandie  schon  unter  Heinrich  I.  nachweisbar. 
Haskins  in  E.  EL  R.  24,  p.  219  f. 
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ganzen  Mechanismus  einer  geordneten  Rechtspflege.  Vor  allem  war  es 
aber  die  Einführung  des  sog.  writ-Prozesses,  welche  hier  in  Betracht 
kommt.  Mit  Hilfe  der  brevia,  d.  i.  der  königlichen  Gerichtsbefehle, 
konnte  nicht  bloß  jede  Streitsache  vor  dem  lokalen  Lehensgericht, 
das  der  Lehensbaron  eingerichtet  hatte,  zum  Stillstand  gebracht  und 
nach  London  an  die  curia  regis  gezogen  werden,  sondern  es  wurde, 
allerdings  erst  später  (durch  die  Praxis  des  13.  Jahrhunderts)  zum 
Grundsatz  erhoben,  daß  keine  Klage  um  liegendes  Gut  (auch  im 
Lehensgericht  der  großen  Lehensbarone)  ohne  königliches  Breve  ein- 
geleitet werden  konnte.  Jede  einzelne  Klage  hatte  damals  ihr  eigenes 
»breve«,  und  ein  neues  »breve«  gewähren,  war  ein  neues  Klagerecht 
gewähren.  Dadurch  wurde  die  Gerichtsbarkeit  den  Feudalbaronen 
immer  mehr  entzogen  und  in  die  Hände  der  königlichen  Richter  gelegt. 
Gewährung  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  war,  ausgenommen  für 
Kronvasallen1),  ein  Artikel,  den  man  kaufen  konnte.  Es  war  darin  nicht 
etwa  Korruption  zu  erblicken,  sondern  die  Sicherung  der  damals  in  Eng- 
land besten  Form  der  Justizpflege.  Neben  der  Einführung  des  writ- 
Prozesses  wirkte  die  Einführung  der  Jury  in  Prozesse  um  liegendes  Gut, 
wodurch  der  Privatfehde  der  Barone  untereinander  Halt  geboten  wurde, 
und  die  Reform  der  Kriminalgerichtsbarkeit  in  der  Assize  von  Clarendon 
von  1166,  welche  die  Jury  für  Kriminalfälle  einführte  und  alle  wich- 
tigeren Delikte  ausschließlich  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  vorbehielt, 
nach  der  gleichen  Richtung.  Außer  durch  die  Reform  des  Gerichts- 
wesens sucht  Heinrich  II.  auch  durch  die  Reform  des  Heerwesens  sich 
von  der  Mitwirkung  der  Feudalbarone  an  der  Staatsverwaltung  zu  be- 
freien. Die  Assize  of  Arms  von  1181  legte  jedem  freien  Engländer  die 
Verpflichtung  auf,  sich  auf  eigene  Kosten  kriegsmäßig  auszurüsten. 
Die  Maßregel  war  der  Versuch,  die  alte  angelsächsische  fyrd,  die 
Volksmiliz,  wieder  zu  beleben.  Diese  Maßregel  erhält  ihre  besondere 
Bedeutung,  wenn  man  damit  die  Tatsache  vergleicht,  daß  15  Jahre 
zuvor  Heinrich  II.  eine  neue  Untersuchung  hatte  anstellen  lassen, 
wieviel  Lehensdienst  jeder  der  Kronvasallen  zu  leisten  hätte  (sog. 
Chartae  von  1166),  wodurch  die  Verpflichtung  hierzu  auf  das  Höchst- 
maß hinaufgeschraubt  wurde,  in  der  Folge2)  aber  die  Möglichkeit 
zuließ,  den  Lehensdienst  im  Einzelfall  durch  Geld  abzulösen  (sog. 
scutagium),  wenn  dies  die  Krone  (nicht  der  Vasall!)  wünschte.  Das 
zeigt  genügend  das  Streben  Heinrichs  IL,  das  Heerwesen  von  der  Basis 
des  Lehenswesens  loszulösen. 

In  der  Lokalverwaltung  wurde  der  häufige  Wechsel  der  Sheriffs, 
die  man  in  ihrer  Grafschaft  nicht  warm  werden  ließ,  eine  ständige 
Einrichtung  und  die  Reform  der  Gerichtsorganisation,  die  Zentrali- 
sierung des  Gerichtswesens  in  der  curia  regis  trug  auch  das  Ihrige  dazu 


x)  Bei  Streitigkeiten  dieser  untereinander  war  schon  nach  älterem  Rechte 
(Liebermann,  Gesetze  I,  524)  unbedingt  das  Königsgericht  zus.tändig. 

2)  Wenngleich  auch  niemals  in  der  Höhe  von  1166:  Siehe  Baldwin  J.  F.,  The 
Scutage  and  Knight- Service  in  England,  Chicago  1897,  p.  67. 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  2 
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bei,  den  Sheriff  Immer  mehr  zu  einem  Agenten  der  Zentralregierung 
n  i  einem  selbständigen  Machthaber  werden  zu  lassen.  Die  Lokal- 
srerwaltung  war  nunmehr  der  Krone  oichl  mehr  gefährlich.  KauteJen 
/um  Schuti  der  Untertanen  aber  fehlten  noch  immer.  Erst  die  Folge- 
zeil  nahm  sich  ihrer  wirksam  an. 

Nicht  nur  «las  Feudalwesen,  sondern  auch  die  Kirche  wollte  Hern- 
ie h  II.  anter  die  Staatsgewall  beugen.  Das  schien  aber  in  einem  Zeit- 
alter, in  welchem  die  Welt  voll  von  gregorianischen  Ideen  war,  uner- 
reichbar.  In  dem  Kampfe  zwischen  dem  König  und  Thomas  Recket, 
Erzbischof  von  Canterbury.  der  damb  entstand,  verblutete  Becket, 

Königtum  gab  scheinbar  nach,  um  die  Eigenkirche  im  Endeffekt 
dennoeb  zu  erhalten  und  dadurch  das  spätere  Staatskirchentum  des 
Mittelalters  und  der  Neuzeit  vorzubereiten. 

Die  straffe  Unterordnung  des  Feudalwesens  unter  die  Königs- 
gi walt,  die  Einordnung  des  Feudalismus  in  das  Staatswesen  hatte  aber 
aueb  die  Kehrseite,  dal.»  sie  den  großen  Feudalbaronen  die  Last  des 
l\"iiiLri  uiii-  infolge  hoher  Abgabeforderungen  schier  unerträglich  machte, 
ohne  die  kleinen  Vasallen  vor  der  Willkür  und  Bedrückung  durch  die 
großen  wirksam  zu  schützen.  Die  Unzufriedenheit  beider  Klassen, 
vermehrt  um  den  Widerstand  der  Städte  und  der  Kirche,  der  schon 
unter  Heinrich  II.  und  Richard  [.  (1189 — 1199)  begonnen  hatte,  schwoll 
imt.i  Johann  (Ii!»!»-  -.1 2 1 (>)  derart  an,  daß  sie  zur  Revolution  und  zur 
Magna  Charta  (gegeben  zu  Runnymede  am  19.  Juni  1215)  führte.  Die 
Einzelheiten  dieses  Kampfes  sind  für  die  Verfassungsgeschichte  weniger 
int <  i < — ; 1 1 1 1  als  die  Hervorhebung  der  Gründe,  welche  dahin  führten. 
Sie  lassen  sich  unter  drei  Gesichtspunkte  bringen.  Vor  allem  waren  es 
die  unglücklichen  Kriege  mit  Frankreich  (1199 — 1206),  die  den  Verlust 
di  r  Normandie  herbeiführten,  sodann  die  schmachvolle  Art  der  Unter- 
werfung  des  Königtums  unter  das  Papsttum,  welche  die  Barone  und 
das  englische  Volk  zum  Widerstände  herausforderten  —  Johann  hatte 
L213  sein  Reich  als  Lehen  aus  den  Händen  des  Papstes  Innozenz  III. 
bzw.  dessen  Legaten  Pandulf  entgegengenommen  —  schließlich  die 
uL.Tinal.uLr  hohe  Belastung  der  Feudalherren  mit  Schildgeldern  (scutagia). 
Eine  eigene  Untersuchung  wurde  1212  vorgenommen  (sog.  Inquest  of 
Service),  eine  Neukatastrierung  der  zu  leistenden  Lehensdienstpflichten, 
welche,  von  den  Baronen  als  ungerecht  und  willkürlich  empfunden, 
nur  eine  Verbesserung  der  Steuerschraube  bedeutete  und  den  Ingrimm 
der  Barone  noch  mehr  steigerte.  Wie  sehr  sie  drückte,  geht  daraus 
hervor,  daß  wahrend  nach  der  Praxis  aus  der  Zeit  vor  Johann  das 
Maximum  des  Schildgelds  pro  Ritterlehen  20  sh.  betrug,  es  im  allge- 
meinen unter  Johann  auf  2  marcae  stieg,  um  1213  sogar  auf  3  marcae 
emporzuschnellen.1)  Schließlich  war  es  auch  die  willkürliche  Hand- 
habung der  von  Heinrich  II.  errichteten  Machtvollkommenheit  der 
königlichen  und  der  Sheriffsgerichtsbarkeit,  welche  Anlaß  zur  Em- 
pörung gegen  den  König  bot. 


Siehe  Norgate,  John  Lackland  1902,  p.  123  Note  1. 
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Die  große  Charte  der  englischen  Freiheiten  ist  ein  Dokument, 
das  äußerlich  der  Form  von  königlichen  Vergabungen  liegenden  Guts 
nahekommt,  da  diese  Form  ein  besonders  starkes  Gewicht  der  Unver- 
brüchlichkeit hatte,  innerlich  aber  stellt  es  einen  Vertrag  zwischen  dem 
Könige  und  seinen  Baronen  dar1).  So  sagt  auch  Art.  63  der  Urkunde: 
»Juratum  est  ex  parte  nostra  quam  ex  parte  baronum.  .  .  «  und  Art.  11: 
»Concessimus  omnibus  libris  hominibus  regni  nostri,  pro  n  o  b  i  s  et 
haeredibus  nostrisin  perpetuum,  omnes  libertates  subscriptas, 
habendas  et  tenendas,  eis  et  haeredibus  suis,  de  nobis 
et  haeredibus  nostri  s.« 

Die  Gruppierung  des  Inhalts  wird  durch  die  Tatsache  bestimmt, 
daß  das  Prototyp  der  Magna  Charta  in  den  älteren  Freibriefen  Hein- 
richs I.  von  11002)  und  Stephans  von  1136  (sog.  Oxford  Charter)  zu 
suchen  ist,  welche  sich  in  ihrer  Anlage  an  den  seit  den  Tagen  Eadgars 
stereotypisierten  angelsächsischen  Krönungseid  anlehnten.  Die  Form 
desselben  ist  uns  heute  so  erhalten,  wie  ihn  seinerzeit  Dunstan  dem 
Könige  iEthelred  Redless  zelebriert  hat,  und  enthält  namentlich  drei 
Versprechen3):  Frieden  für  die  Kirche  und  das  Volk,  Unterdrückung 
jeder  Gewalttätigkeit,  Gerechtigkeit  und  Gnade  in  jeglichem  Urteil. 
Daran  schloß  sich  auch  die  Magna  Charta  in  der  Gruppierung  ihrer 
Normen  an,  mit  einigen  durch  den  Feudalismus  gebotenen  Abweichungen. 
Zu  einer  richtigen  Würdigung  dieser  Verfassungsurkunde  und  ihrer 
Bestimmung  gelangt  man  aber  nur,  wenn  man  diese,  sowie  sie  den 
einzelnen  Klassen  der  Bevölkerung  nutzen  sollten,  zusammenstellt. 

1.  Den  Feudalbaronen  brachte  sie  die  Abstellung  der  schwersten 
Mißbräuche,  welche  der  König  bei  Ausübung  seiner  Lehensgerechtsame 
(bes.  in  bezug  auf  relevia:  Art.  2;  Lehensvormundschaft  über  Minder- 
jährige und  Frauen:  Art.  3,  4,  5,  8;  Lehensteuern:  Art.  12,  14  etc.) 
ausgeübt  hatte.  Auch  wurden  Garantien  gegen  Mißbrauch  der  könig- 
lichen Gerichtsbarkeit  auf  Kosten  der  lehensrechtlichen  der  Lehens- 
barone geschaffen.  Eine  der  wichtigsten  war  der  Satz  (Art.  39) :  »  Nullus 
liber  homo  capiatur,  vel  imprisonetur,  aut  disaisiatur,  aut  utlagetur, 
aut  exuletur,  aut  alio  modo  destruatur,  ....  nisi  per  legale  judicium 
parium  suorum  vel  per  legem  terrae. «  Danach  war  nur  den  dem 
Lehensrechte4)  unterworfenen  Personen  zugesichert,   daß  sie 

J)  Vinogradoff  bringt  sie  mit  den  französischen  »etablissements«  in  Parallele. 
Law  Quarterly  Review  (1905),  p.  253. 

2)  Dieser  Freibrief  war  allerdings  äußerlich  nicht  in  der  Form  einer  Charta  ge- 
staltet, sondern  ging  in  Form  von  Writs  an  die  Grafschaftsgerichte.  Siehe  Liebermann, 
Sachglossar  »breve«  4,  wo  dazu  als  Beleg  Eadmer's  Hist.  Nov.  III,  119  zitiert  wird. 

3)  Memorials  of  St.  Dunstan.   (Roll  Series)  p.  355. 

4)  Siehe  dazu  G.  B.  Adams,  The  Origin  a.  a.  O.  p.  262  ff.,  wo  auch  eine  Über- 
sicht über  die  verschiedenen  Interpretationsversuche.  Siehe  ferner  Mc  Kechnie 
a.a.O.  zu  Art.  39;  Pike,  History  of  the  House  of  Lords,  ch.  X.;  Vernon  Harcourt, 
His  Grace  the  Steward  and  Trial  of  Peers  1907,  ch.  VII,  VIII.  Vergleiche  übrigens 
diesen  Art.  39  mit  dem  Satz  der  Constitutio  Konrads  II.  von  1037  (Mon.  G.  L. 
See.  IV,  I,  90) :  Nullus  miles  ....  sine  certa  et  convicta  culpa  suum  beneficium 
perdat,  nisi  secundum  constitutionem  antecessorum  nostrorum  et  judicium  parium 
suorum«,  worauf  schon  Stubbs  I2,  57 8 1  aufmerksam  machte. 

2* 
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mir  von  den  Genossen  ihrer  Lehenskurie  ii  ii  (I  gemäß  dem  Lehensrechte 
ihrer  Kurie  abgeurteilt  werden  sollten« 

2.  Der  Kirche  brachte  Bie  »Ii«1  allgemeine  Zusicherung  der  Freiheit. 
Eine  Detaillierung  ihrer  Freiheit sreehtc  in  der  Magna  Charta  selbst 
Bchien  deshalb  weniger  geboten,  weil  wenige  Monate  vor  ihrem  Zustande- 
kommen  am  21.  November  121 'i  eine  besondere  Charte  für  die  Kirche 
ergangen  war,  welche  am  lf>.  Januar  I Ü I  f>  vom  Könige  erneute  Bestä- 

tigung  erfahren  hatte. 

3.  Die  Vasallen  der  großen  Feudalherren  mußten  natürlich  auch 
Teil  bekommen,  denn  nur  durch  ihre  Hilfe  war  das  einheitliche 

Vi  i  ur'  hen  gegen  die  Krone  möglich  geworden.  Die  großen  Barone  fügten 
deshalb  die  Schutzbestimmungen  ihrer  Vasallen  ein,  trotzdem  es  auf 
ihre  eigenen  Kosten  geschah.  So  wurde  den  Vasallen  im  Art.  15  ver- 
*pro<  hen,  daß  sie  von  ihren  Lehensherrn  nicht  öfters  zu  Lehensabgaben 
ii  werden  dürften  als  die  Barone  von  der  Krone.  Und 
Vrt.  60  sagte  ihnen  alle1  Uräuehe  und  alle  Freiheiten  von  Seiten  ihrer 
Lehensherren  zu,  welche  die  Krone  im  Verhältnis  zu  den  unmittelbar 
von  ihr  abhängigen  Lehensharonen  zu  beobachten  versprochen  hatte. 
Fn  ili<  h  die  vage  Forme]  legte  der  Opferwilligkeit  und  dem  Patriotismus 
dei  Feudalbarone  keine  allzuharte  Prüfung  auf. 

t.   V.uch  den  Kaufleuten  und  Handeltreibenden  wurden  Privilegien 
«(  her! .  aber  sie  waren  nur  ein  schwaches  Entgelt  für  die  den  Baronen 
geleisteten  Dienste.  A.ucb  wurde  noch  manches,  was  in  dem  ersten  Ent- 
wurf, den  V.rticles  of  the  Barons  (capitula  quae  barones  petunt),  ihnen 
konzediert  war,  bei  der  endgültigen  Redaktion  der  Magna  Charta  ab- 
wackt.    Zwar  war  eine  allgemeine  Zusicherung  der  städtischen, 
ibrigens  vorher  um  schweres  Geld  erkauften  Freiheiten  gegeben,  aber 
larl  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  der  Krone  das  Recht  ver- 
bli<  b,  die  willkürlieh  auferlegten  Zwangsabgaben,   tallagia  (im  Gegen- 
/H  den  freiwillig  gewährten,  lehensrechtlichen  Ünterstützungen, 
_    auxilia).  von  London  und  den  übrigen  Städten  zu  erheben,  sowie 
das  von  der  Bevölkerung  der  Krondomänen  immer  tun  durfte, 
während  jenes  Recht  für  die  Vasallen  der  Krone  durch  c.  14  der  Magna 
Charta  aufgehoben  wurde. 

5.   \in  schlechtesten  Fuhr  die  Hauptmasse  des  englischen  Volkes, 
die  Hörigen  (villains).   Denn  daß  sie  unter  den  sehr  oft  genannten  und 
ges<  nützten  Freien  gemeint  wären,  wie  das  Coke  in  seinem  Kommentar 
der   Magna  Charta  behauptet,  ist  entschieden  abzulehnen. 
Der  typische  über  homo  der  Magna  Charta  ist  der  Lehensbaron  und  der 
Ritter  (knight),  mitunter  der  freie  Grundbesitzer  oder  freie  Bürger, 
gsten  aber  der  Leiheigene.  Zugunsten  des  freien  Mannes  gelten 
teilweise  auch  die  Schutznormen  gegen  Justizmißbrauch,  die  zugunsten 
Feudalbaronie  aufgestellt,  sind  (Art.  17  ff.).   Vereinzelt  finden  sich 
■  dei  Magna  Charta  besondere  Bestimmungen  zu  seinem  Schutze, 
/.  Vi.  in  <  .  2M.  die.  daß  er  nicht  durch  allzu  strenge  Bußen  um  sein 
Leb'-nsa  iiskommen,    Kxist  enzminimum  [contenementum 
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=  lat.  Übertragung  des  norm. -französischen  »contenance«1)]  gebracht 
werden  soll,  wenn  es  sich  um  ein  geringfügiges  Delikt  handelt.  Auch 
für  den  Hörigen  (villanus)  findet  sich  daselbst  die  Sonderschutznorm, 
daß  er  unter  der  gleichen  Voraussetzung  nicht  um  den  Ertrag  seiner 
Aussaat  kommen  soll  [»et  villanus  .  .  .  amercietur  salvo  waynagio2)  suo«.] 
Aber  dieser  wirtschaftliche  Schutz  ließ  letzteren  nichtsdestoweniger  poli- 
tisch schutzlos.  Man  schützte  ihn  wirtschaftlich,  weil  man  ihn  wirtschaft- 
lich brauchte.  Aber  die  Nebeneinanderstellung  von  Hörigen  und  Dingen, 
das  Verbot,  sie  bei  Gütern,  die  in  vormundschaftlicher  Obhut 
standen,  zu  devastieren,  wie  es  c.  4  der  Charte  ausspricht  (»et  hoc 
sine  destructione  et  vasto  hominum  et  rerum«)  zeigt  deutlich,  wie  die 
Freiheitsurkunde  den  Leibeigenen  nur  als  »villein  regardant«  d.  i.  in 
der  feudalrechtlichen  Terminologie  als  Gutsinventar  behandelte. 

Aus  dieser  Betrachtung  der  Detailbestimmungen  ergibt  sich,  daß 
die  vielgepriesene  Magna  Charta  keineswegs  den  Character  einer  Ga- 
rantie der  englischen  Freiheitsrechte  an  sich  trägt,  einen  Character, 
den  ihr  vornehmlich  das  17.  Jahrhundert  und  die  damaligen  Juristen, 
insbesondere  Coke,  angedichtet  haben,  sondern  eine  zunächst  im  In- 
teresse der  Feudaloligarchie  verfaßte  Urkunde  ist,  die  notgedrungen  auch 
anderen  Bevölkerungsklassen,  aber  nur  in  zweiter  Linie,  zugute  kam. 

Zur  Sicherung  der  Freiheiten  oder,  wie  es  in  der  damaligen  Rechts- 
terminologie hieß,  als  »forma  securitatis  ad  observandum  pacem  et 
libertates«  (§  49  der  Articles  of  the  Barons),  wurde  folgende  Maschinerie 
eingerichtet.  Die  Barone  sollten  —  so  bestimmte  es  c.  61  der  Magna 
Charta  —  25  aus  ihrer  Mitte  wählen,  die  über  die  Wahrung  der  ver- 
brieften Freiheiten  zu  wachen  hatten  und  sich  durch  Kooptation  er- 
gänzten. Ein  Subkomitee  der  25,  nämlich  4  Barone,  sollte  als  Mittler 
zwischen  den  sich  beschwert  fühlenden  Untertanen  und  dem  König 
in  der  Art  fungieren,  daß  es  die  Beschwerden  entgegennahm  und  zur 
Kenntnis  des  Königs  oder  seines  Justiciars  (des  obersten  Ministers) 
brachte.  Falls  die  oben  genannten  4  diese  zur  Kenntnis  des  Königs 
gebracht  hätten  und  ihrem  Begehr  nicht  innerhalb  40  Tagen  ohne  weitere 
Prüfung  entsprochen  wäre,  so  sollten  dann  die  »25«  im  Verein  mit  der 
Gesamtbaronie3)  des  Reiches  Hand  an  das  Königsgut  legen  und  es  so 


!)  Für  diese  Interpretation  siehe  J.  Tait  in  E.  H.  R.  XXVII,  725  ff. 

2)  waynagium  =  norm. -franz.  gagnage.  Siehe  Tait  a.  a.  O.  722  ff.  (mit  Be- 
rufung auf  Godefroy  s.  v.  gagnage). 

3)  Die  Magna  Charta  spricht  von  »communa«  regni.  Dem  Sprachgebrauch 
der  damaligen  Zeit  entsprach  die  Bedeutung  einer  Konföderation  von  Menschen 
zu  einem  bestimmten  Zwecke,  insbes.  zum  bewaffneten  Widerstand  (=  conjuratio). 
Daneben  wurde  auch  »communa«  für  kommunale  Organisation  eines  Lokalver- 
bandes gebraucht.  Siehe  darüber  insbes.:  Round,  Geoffrey  de  Mandeville  1892, 
p.  116  f.,  357,  373.  Im  zeitgenössischen  Frankreich  scheint  nach  Lu- 
chaire  a.  a.  O.  II,  1734  nur  die  zweite  Bedeutung  üblich  zu  sein;  für  Deutschland 
eine  eigentümliche  Verschmelzung  beider  Bedeutungen:  conjuratio  =  beschworener 
Friedensbrief  =  erste  Erzeugnisse  städtischer  Autonomie :  siehe  v.  Amira,  Grundriß 
S.  79.  Über  die  Verwendung  des  Ausdrucks  »communa«  für  das  englische  Unter- 
haus siehe  weiter  unten  §  17. 
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lange  sequestrieren,  sowie  in  jeglioher  Arl  den  König  bedrängen,  bis 
die  verlangte  und  nach  ihrer  Meinung  genügende  Abhilfe  gewährt  würde. 
D  Person  des  Königs,  seine  Frau  und  Kinder  sollten  aber  auf  jeden 
Fall  unverletzlich  Bein.  Dies  Widerstandsin  hl  ist  nichts  anderes  als 
die  lehensrechtliche  »diffidentia«,  die  Aufkündigung  der  Vasallität, 
ehe  man  feindliches  Handeln  gegen  den  Lehensherrn  unternimmt1). 

i-t  die  Mauna  Charta  als  Reaktion  gegen  die  Vollkraft  des 
Königtums  hauptsächlich  zugunsten  der  Aristokratie  aufzulassen. 
Die  Legende  von  dem  Bollwerk  der  staatsbürgerlichen  Freiheiten, 
welches  die  Magna  Charta  darstellen  soll,  ist  in  sie  erst  durch  die  Re- 
volution  des  17.  Jahrhunderts  hineingetragen  worden2).  Wie  wenig 
sie  als  solches  ursprünglich  gedachl  war,  ergibt  der  oben  skizzierte 
Inhalt  und  das  I  rteil  der  Zeitgenossen  über  sie.  Ein  zeitgenössischer 
Berichl  über  ihr  Zustandekommen,  wahrscheinlich  unmittelbar  vor 
Abfassung  der  Vrticuli  liaroiunn  von  einem  Agenten  Philipp  Augusts 
von  Frankreich  erstattet8),  beginnl  mit  den  bezeichnenden  Worten: 
Haei  est  carta  regis  Henrici  per  quam  barones  querunt  libertates, 
et  he<  consequentia  concedil  reu  Johannes.«  Es  folgen  dann  nur  die 
wichtigsten  Konzessionen  an  die  Barone,  wie  sie  die  Magna  Charta 
später  aufnimmt.  Vueh  andere  zeitgenössische  Quellen,  insbesondere 
die  Histoire  des  ducs  de  Normandie  et  des  rois  d'Angleterre  (p.  145  f., 
L49  f.)  und  die  Histoire  de  Guillaume  de  Marechal  (ed.  Paul  Meyer 
de  PH  istoire  de  France  [I,  p.  177  f.)  bezeichnen  die  Magna  Charta 
uur  als  Mittel  der  Barone  zur  Erreichung  ihrer  »Freiheiten«  (franchises). 
Charakteristisch  beißt  es  in  der  erstgenannten  Quelle:  »Sie  (die  Barone) 
wollten  nur,  daß  er  das  ihnen  Zugesagte  halte,  was  sie  aber  selbst  vorher 
ihren  Leuten  versprochen,  das  beabsichtigten  sie  nicht  zu  halten« 
(p.  151:  dl  voloienl  que  il  moull  bien  lor  tenist  chou  que  en  covent 
ivoit  :  mais  chou  que  il  avoient  en  covent  ä  lor  homes  avant  ne  vo- 
loient-il  tenir«),  und  in  der  zweitgenannten:  »Da  kamen  die  Barone 
zum  König  wegen  ihrer  Freiheiten«  (»Que  Ii  baron  por  lor  franchises 
vindn  ul  al  rei  .  .  .«).  Freilich  darf  man  nicht  so  weit  gehen,  daß  man 
die  Magna  Charta  alsein  Hemmnis  der  künftigen  Verfassungsentwicklung 
bn<  t.  Denn  sie  zuerst  hat  das  Problem  der  Verfassungsgarantien 
(in  ihrem  Art.  61)  gestellt,  sodann  war  sie  es,  die  zuerst  der  Auffassung 
R  iura  3chuf,  dal.»  * ' s  auch  verbindliches  Recht  für  die  obersten  Staats- 
organe  in  jedem  Staate  geben  müsse4). 

'   Siehe  Waitz,  D.  VG.  VI2,  S.  962,  1004. 

-   Siehe  darüber  weiter  unten  III.  Abschnitt. 

darüber  Round  in  E.  H.  R.  VIII,  p.  288  ff.  Mc  Kechnie  p.  569  f.  und 
Petit- Du taillis  a.  a.  0.  p.  116  ff.  und  über  den  Charakter  der  Magna  Charta 
p.  127 -145. 

1  Dies  mit  Nachdruck  hervorgehoben  zu  haben  ist  das  Verdienst  von  G.  B. 
Adams  a.  a.  O.  ch.  VI  gegenüber  E.  Jenks  in  Independent  Review  (1904),  IV, 
260  ff.,  der  die  Magna  Charta  als  Hemmnis  der  englischen  Verfassungsentwicklung 
ht.  Gleichwohl  muß  aber  die  Hauptthese  von  Adams,  daß  der  englische  Feu- 
dalismus der  Kern  und  das  Leitmotiv  der  englischen  Verfassungsentwicklung  auch 
seil  der  Magna  Charta  geworden  ist,  abgelehnt  werden.   Schon  die  auf  die  Magna 
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Was  zunächst  die  Frage  der  Verfassungsgarantien  anlangt,  so  war 
die  Schwierigkeit  vorhanden,  das  Errungene  gegen  Verletzung  zu 
sichern.  Das  Mittel  des  feudalrechtlichen  Widerstandsrechts,  das  die 
Magna  Charta  gewährte,  war  ein  im  juristischen  Sinne  unbeholfenes 
und  kam  nur  noch  einmal  1263  in  dem  Baronenkrieg  zur  Anwendung. 
Die  andern  Mittel  aber,  die  die  Magna  Charta  selbst  schon  zur  Gel- 
tung gebracht  (der  Erlaß  der  Urkunde  in  feierlicher  Form,  die  Wahl 
von  Beamten,  die  das  Recht  des  Königs  kannten  und  beobachten 
sollten  [c.  45],  schließlich  eine  Versammlung  der  Untertanen  zur  Kon- 
trolle der  Beamten,  ohne  deren  Zustimmung  keine  neuen  Abgaben 
auferlegt  werden  sollten,  [c.  12  u.  14]),  wurden  später  zur  Anwendung 
gebracht,  mit  wechelndem  Erfolge.  Das  Experimentieren  auf  diesem 
Gebiete  fing  mit  dem  Regierungsantritt  Heinrichs  III.  (1216 — 1272)  an 
und  endete  schließlich  damit,  daß  das  commune  concilium  der  Magna 
Charta  als  Parlament  Edwards  I.  auf  der  Bildfläche  erschien  und  sich 
als  dauernder  Bestandteil  der  englischen  Verfassung  erhielt. 

Die  Regierung  Heinrichs  III.  beginnt  zunächst  mit  dem  ersten 
Mittel.  Die  Magna  Charta  wird  1216  und  dann  in  der  Folge  von  neuem 
erlassen  oder  neu  bestätigt.  Solche  Neuerlasse  der  Charta  datieren 
aus  den  Jahren  1216,  1217  und  1225.  Die  Neubestätigungen  (sog. 
confirmationes  chartarum)  beginnen  mit  dem  Jahre  1237  und  dauern 
bis  in  die  Zeit  Edwards  III. 

Gerade  diese  große  Zahl  der  Neuerlasse  und  Bestätigungen  zeigt 
die  Untauglichkeit  dieses  Mittels,  die  noch  dadurch  verstärkt  wurde, 
daß  schon  der  erste  Neuerlaß  von  1216  infolge  der  Notstandsverhält- 
nisse des  Staates  (der  Kronprinz  von  Frankreich  ,von  den  rebellischen 
Baronen  Englands  berufen,  war  noch  im  Lande,  Krieg  und  Aufruhr 
wühlte  damals  das  Land  auf)  wichtige  Kautelen  der  ersten  Magna  Charta 
weggelassen  hatte,  so  insbesondere  die  Bestimmung,  wonach  zur  Be- 
willigung von  Feudalabgaben,  außer  den  althergebrachten  drei  (bei  Ertei- 
lung des  Ritterschlags  an  den  erstgeborenen  Königssohn,  Verheiratung 
der  Königstochter,  Lösegeld  für  den  in  Gefangenschaft  geratenen  König), 
die  Zustimmung  des  sog.  commune  consilium  notwendig  war  (c.  12).  Das 
commune  consilium,  die  Versammlung  der  Feudalbarone,  war  durch  c.  14 
der  Magna  Charta  von  1215  dem  König  zur  Pflicht  gemacht.  Auch  dieser 
Artikel  der  Magna  Charta  verschwand  bei  der  Neuedition  von  1216,  des- 
gleichen die  Vorschrift  (c.45),  nach  welcher  nur  Beamte,  welche  das  Recht 
kannten  und  beobachten  wollten,  bestellt  werden  durften.  Der  König  resp. 
der  für  ihn  eingesetzte  Regent,  William  Marshall,  Earl  of  Pembroke,  hatte 
freie  Hand,  um  bei  nächster  Gelegenheit  sich  wieder  neue  Konzessionen 
von  der  Baronenschaft  abringen  zu  lassen1).   Und  wenn  die  Folgezeit 

Charta  folgende  Etappe  der  Repräsentations  p  f  1  i  c  h  t  der  Kommunalverbände 
im  Parlamente  läßt  sich  nicht  aus  dem  Feudalrecht  ableiten.  Siehe  darüber  weiter 
unter  §  17. 

x)  So  folgte  schon  der  Neuzusicherung  der  Magna  Charta,  die  am  23.  Sept. 
1217  auf  einem  Baronentag  zu  Merton  gewährt  wurde,  eine  zweite  Neuzusicherung 
am  6.  November  1217  und  der  Erlaß  einer  »Charta  de  libertatibus  forestae«  auf- 
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eu  jenen  von  der  Magnö  Charta  Johanns  geschaffenen  Verfassungs- 
garuutien  zurückkohivn  mußte,  so  war  dies  nur  eine  Folge  des  unaus- 
gesetzten mittelalterlichen  Paktierens  zwischen  König  und  Ständen 
und  zeigt  die  Macht  der  sozialen  Tatsachen,  denen  selbst  die  verschlagene, 
hinterhältige  und  an  Ausflüchten  reiche  Regierungskunst  eines  Hein- 
richö  III.  nicht  ausweichen  konnte.  Mochte  aber  auch  der  Inhalt 
dieses  Paktes  wechseln,  das  Bedürfnis,  daß  ein  solcher  bestand  und  immer 
neu  bestätigt  wurde,  zeigt,  daß  die  Vorstellung  im  Werden  begriffen 
ist,  welche  ein  Staats  geset  / ')  mit  verbindlicher  Wirkung  auch  für 
den  Monarchen  fordert. 

Das  Problem  der  Ministerverantwortlichkeit,  dessen  Embryo  schon 
im  oben  angeführten  c.  i5  der  Magna  Charta  von  1215  gegeben  war, 
reifte  während  der  Zeil  der  Minderjährigkeit  Heinrichs  vollständig  aus, 
um  selbst  dann,  als  der  Körrig  Allcinregierer  geworden  (1227)  nicht 
wieder  aufgegeben  zu  werden.  Die  Forderungen  der  Parlamente  von 
1244,  1248  und  l'-öS  (darüber  gleich  weiter  unten)  nach  vom  Parla- 
ment'  gewählten  obersten  Ministern  bewegen  sich  auf  dieser  Linie2). 

In  der  zweiten  Hälfte  der  Regierung  Heinrichs  III.  wird  die  Kontroll- 
maschin»  1 1  der  Magna  Charta  wieder  zu  Ehren  gebracht,  allerdings 
in  modifizierter  Gestalt.  Die  Entrüstung  der  Barone  gegen  die  unver- 
antwortlichen  Katgeber  des  Königs,  die  Proven§alen  und  Günstlinge 
aus  Poitou  (Landsleute  der  Frau  resp.  Mutter  des  Königs)  führt  unter 
Montforts  Leitung  zAiletzt  zum  Baronenkrieg  (1260  —  1272).  Vorher  ließ 
sich  der  König  /u nächst  die  sog.  Provisions  of  Oxford  abnötigen,  d.  h. 
in  dem  am   11.  Juni  1258  zu  Oxford  versammelten  Parlament  (sog. 

•  int  in  Baronentag  in  der  Kathedrale  zu  St.  Paul  (London).  In  dieser  Neuzu- 
sicherung wird  den  c.roßen  des  Reichs  gegen  die  Gewährung  eines  Fünfzehnten 

die  Konzession  gemacht«,  daß  die  Burgen,  die  in  dem  Baronenkriege  gegen  Johann 
aufgerichtel  worden  waren,  nicht  zerstört  zu  werden  brauchten,  wie  es  Art.  47 
rst<  ii  Neuzusicherung  am  23.  September  1217  angeordnet  hatte.  Siehe  darüber 
II  .1  Lawlor  in  E.  H.  R.  22,  p.  514  ff  ;  dagegen  aber  Powicke  in  E.  H.  R.  23,  p.  232ff., 
der  dii  Echtheit  der  zweiten  Neuzusicherung  bestreitet.  Im  Baronenkriege  unter 
Heinrich  III.  spielen  die  Burgen  zum  letzten  Male  in  der  englischen  Verfassungs- 
ges<  hichte  eine  bedeutende  Rolle.  Unter  Edward  I.  sind  sie  nur  staatliche  Befesti- 
gungen gogen  Wales  und  Schottland  (siehe  Lowe-Pulling,  Dictionary  of  English 
History  1910,  p.  233  f.  mit  reicher  Literaturangabe).  Während  in  England  seit  der 
/.  :  K"iiig>g«-\v;ill  <I«m)  Burgcnbau  monopolisiert,  beginnt  in  Deutschland  der- 
selbe in  die  Hände  des  Landesherrn  und  Städte  zu  geraten.  Siehe  darüber  A.  Coulin, 
Befestigungshoheit  und  Befestigungsrecht,  Leipzig  1911. 

•  ii  denn  schon  die  Richter  in  der  Zeit  Heinrichs  III.  die  Magna 
Charta  nichl  mehr  als  bloßen  V  e  r  t  r  a  g  ,  sondern  als  G  e  s  e  t  z  auf.  S.  Bracton's 
Note  Book  ed.  Maitland  III,  p.  243  (Rechtsfall  Nr.  1227):  »omnes  dixerunt  quod 
ounquam  viderunt  talem  causam,  nec  constabat  eis,  nec  scierunt  si  aliquid  con- 
tineretur  in  carta  libertatum  de  hujus  modi  casu,  ,  .  .  .  nec  in  jure  scripto  (röm. 
Recht I)  aliquem  talem  casum  viderunt.«  Auf  diesen  Rechtsfall  macht  G.  B.  Adams 
a.  a.  O.  p.  28914  aufmerksam. 

1  Einen  hübschen  Ausdruck  dieser  Wünsche  findet  man  in  einem  politischen 
Gedicht,  das  unmittelbar  nach  der  Schlacht  von  Lewes  (1264)  geschrieben  wurde 

Wright,  Political  Songs,  Camden  Society),  p.  112  f.,  Vers  805  ff.:  »Nam  communi- 
t.iti  Est  Tic  fi.int  fniseri  duces  dignitatis  /  Regiae,  sed  optimi  et  electi  viri,  /  Atque 
probatissimi  qui  possint  inquiri.« 
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»insane  parliamentum«)  übertrug  der  König  die  provisorische  Regie- 
rungs-  und  verfassunggebende  Gewalt  einem  Ausschuß  von  24  Baronen, 
die  zur  Hälfte  von  ihm,  zur  andern  Hälfte  von  der  Baronenschaft  ge- 
wählt wurden.  Die  Verfassung,  welche  diese  »provisio  facta  apud 
Oxoniam«  gab,  war  streng  oligarchisch,  insbesondere  war  sie  nach  dem 
Prinzip  gedacht,  durch  eine  Reihe  von  Baronenausschüssen  die  gesamte 
Staatsgewalt  in  den  Händen  der  Baronie  zu  erhalten  und  die  Funktion 
des  Parlaments  (=  Baronenversammlung),  das  allerdings  dreimal  im 
Jahre  zusammenberufen  werden  sollte,  dadurch  auszuschalten,  daß 
ständige  Ausschüsse  seine  beratende  Tätigkeit  übernahmen.  Dem 
König  sollte  in  der  Regierung  ein  ständiger  Ausschuß  von  15  Baronen 
zur  Seite  stehen.  Dieser  Ausschuß  sollte  mit  einem  andern,  bestehend 
aus  12  Baronen,  während  jeder  Parlamentstagung,  aber  auch  in  der 
Zwischenzeit,  um  der  Baronenschaft  die  Kosten  zu  sparen  (»pur  espar- 
nier  le  cust  del  commun«)  zusammentreten  und  über  das  gemein- 
same Wohl  des  Reiches  beratschlagen.  Ein  anderer  Ausschuß  von 
24  Baronen  sollte  die  Verhandlungen  wegen  der  zu  bewilligenden  Feudal- 
steuern (aids)  führen,  während  der  konstituierende  Ausschuß  von  24 
die  Reform  im  Kirchenwesen  durchzuführen  hatte.  Die  beiden  letzt- 
genannten Ausschüsse  waren  nur  als  provisorische  Einrichtungen  ge- 
dacht. Wie  die  übrigens  jährlich  wechselnden  und  dem  Parlament  ver- 
antwortlichen Minister  des  Reiches  bestellt  wurden,  wird  uns  von  dem 
Chronisten  (Annales  Burton  438  ff.),  der  Hauptquelle  unserer  Kenntnisse 
der  damaligen  Verhältnisse,  und  auch  von  Math.  Parisiensis  nicht  verraten. 
Wahrscheinlich  wird  die  Auswahl  in  die  Hände  des  Parlaments1)  gelegt 
worden  sein.  Tritt  schon  in  dieser  Ausschußvorherrschaft  der  oligarchische 
Charakter  der  neuen  Verfassung  deutlich  hervor,  so  wird  er  in  unsern 
Augen  noch  wesentlich  durch  die  Tatsache  erhöht,  daß  die  gewählten 
Barone  in  mehreren  Ausschüssen  gleichzeitig  saßen.  Es  war  deshalb 
von  der  höchsten  Bedeutung,  daß  der  Führer  der  ganzen  Bewegung, 
Simon  von  Montfort,  eine  breitere  Interessenvertretung,  die  an  der 
Ministerkontrolle  teilnehmen  sollte,  wünschte  und  während  der  revo- 
lutionären Bewegung  im  Jahre  1265  durchführte2).  Er  sah  richtig 
voraus,  daß  die  kleinen  Verbesserungen,  die  die  Provisions  von 
WTestminster  (Oktober  1259)  an  der  Verfassung  von  1258  vornahmen, 
zu  geringfügig  waren,  um  die  Ritterschaft  dauernd  für  die  Reform 
zu  gewinnen.  Die  »Bachelaria  Angliae«  mußte  auf  andere  Art  befriedigt 
werden,  um  die  nötige  Resistenz  des  Parlaments  gegenüber  dem 
König  und  seinen  Ratgebern  zu  sichern.  Als  er  deshalb  um  jene  Zeit 
die  Zügel  der  Regierung  in  den  Händen  hatte,  berief  er  liach  West- 
minster  außer  den  ihm  freundlich  gesinnten  Teil  der  Baronenschaft 

1)  So  Bemont,  Montfort  1884,  p.  163;  A.  A.  Stubbs  II2,  80.  Siehe  aber  den 
Quellenbeleg  für  unsere  Meinung  Bemont  a.  a.  O.  191. 

2)  Die  Auffassung  von  Bemont,  Simon  de  Montfort,  Comte  de  Leicester: 
sa  vie  et  son  röle  politique  en  France  et  en  Angleterre,  Paris  1884,  p.  231,  daß  der 
Montfortsche  Plan  von  1265  die  oligarchische  Verfassung  von  1258  ruhig  weiter 
bestehen  lassen  wollte,  ist  unhaltbar.   Siehe  Prothro,  E.  H.  R.  vol.  I,  p.  163. 
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Doch  Vertreter  der  Grafschaften  und  Städte,  und  zwar  je  zweilAbgeord- 
nete  von  jedem  dieser  rvommunalverbände,  welche  dann  auch  wirklich 
usammentraten  (20.  Januar  L265).  Ks  war  d ios  nur  ein  rasch 
auftauchender  und  ebenso  rasch  verschwindender  Meteor  im  englischen 
\  rfassungsleben.  Denn  für  die  Ideen  Simons  von  Montfort  war  der 
englisi  he  Staat  noch  nicht  reif,  Erst  derjenige,  der  ihn  auf  dem  Schlacht- 
feld! von  Evesham  (4.  August  L265)  besiegte,  Edward,  der  Kronprinz, 
sollte  dann  als  König  den  Plan  Simons  fortführen  und  die  bisher  unbe- 
Kränkte  monarchische  Gewalt  durch  eine  ständische  Volksvertretung 
wirksam  beschränken.  I>is  dahin  aber  schlummerten  alle  diese  Projekte, 
denn  das  Schlachtfeld  von  Evesham  war  das  Grab  Simons  von  Mont- 
fort  und  seiner  großzügigen  Idee. 

Es  ist  in.  K.  sehr  wahrscheinlich,  daß  er  auf  den  Gedanken  der 
Kommunenvertreter  durch  kirchliches  Vorbild  gebracht  wurde.  Im 
Sang  von  Evesham«  (herausg.  von  Mailland,  E.  H.  R.  1896,  p.  317) 
wird  darauf  hingewiesen,  daß  Montfort  sich  in  allen  seinen  Maßnahmen 
an   Robert   Grosseteste,   Bischof  von  Lincoln,  gehalten  habe  (»Fert 

Robertus,  Simon  credit  «).  Auch  sonst  steht  fest,  daß  dem  Earl 

ein<    Denkschrift  Grossetestes  über  den  Unterschied  von  König  und 
Tyrannen  vorlag.   Monumenta  Franciscana  (R.  S.)  I,  110,  Siehe  auch 
I    S.  Stevenson,  R.  Grosseteste,  London  1899,  p.  273.  Woher  hatte 
Grosseteste  seine  Kepräsentativideen  ?   Diese  Frage  wird,  soweit 
si  Im  ii  kann,  von  niemandem  beantwortet.  M.  E.  nach  sind  es  die 
Franziskaner,  mit  ih  nen  Grosseteste  intimere  Beziehungen  verknüpften, 
und  die  seil  L239  sowohl  ihr  Generalkapitel  als  auch  später  ihre  Pro- 
vinzialkapitel  auf  repräsentativer  Basis  eingerichtet  hatten.    So  sagt 
Holzapfel,    Handbuch  der  Geschichte  des  Franziskanerordens  1909, 
S.  185:   »Der  Orden  hatte  jetzt  statt  der  früheren  absolutistischen  eine 
konstitutionelle  Regierung  bekommen,  und  zwar,  genau  besehen,  die 
rein    parlamentarische......    Wie   weit   allerdings   diese  äußere 

Form  'h  l  inm-ren  englischen  Grundlage  bedurfte,  um  zur  Repräsentativ- 
idf  -  <h-  .■riLdisrhcn  Lnterhauses  zu  führen,  darüber  weiter  unten  §17. 
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Wie  auf  dem  Kontinente,  so  sind  auch  in  England  hauptsächlich 
drei  Rechtsinstitute  als  Wurzeln  des  Feudalwesens  anzusehen:  die 
Kommendation,  die  Immunität  und  die  Entwicklung  des  Gutshofs  oder 
der  gutsherrlichen  Gewalt. 

I.  Die  commendatio  und  die  tuitio. 

Abhängigkeitsverhältnisse  von  Freien  zu  Freien  begegnen  uns 
seit  dem  7.  Jahrhundert.  Je  mehr  aber  unter  den  Schlägen  der 
ersten  Däneneinfälle  die  Schwäche  der  alten  angelsächsischen  Ge- 
nossenverbände zutage  trat,  je  schwächer  die  Zentralgewalt  wurde,  desto 
mehr  suchte  der  einzelne  nach  anderweitigem  Schutze.  Die  Sippe, 
die  ihm  früher  und  aushilfsweise  statt  der  Staatsgewalt  Schutz  gewährt 
hatte,  war  auch  schon  seit  dem  Ausgang  des  10.  Jahrhunderts  in  Verfall 
geraten,  trotzdem  iEthelstan  um  935  nochmals  einen  Versuch  machte, 
der  Sippe  neues  Leben  für  den  Staatsverband  einzuflößen.  Doch  ver- 
geblich! Die  alten  sozialen  Bande  waren  nicht  wieder  lebensfähig. 
Unter  den  Dänenherrschern  aber  auch  schon  früher,  trat  das  Gilden- 
wesen da  und  dort  an  die  Stelle  der  Sippen  und  ihres  Schutzes,  aber 
das  Individuum  hatte  schon  seit  dem  7.  Jahrhundert  einen  neuen  Schutz 
ausfindig  gemacht:  die  freiwillige  Unterwerfung  (commendatio)  unter 
einen  mächtigen  Herrn,  insbesondere  die  Kirche,  und  das  daraus  ent- 
stehende Schutzverhältnis,  die  tuitio  (z.B.  Domesday  Book  I,  50b: 
»Hic  Alwinus  tenuit  hanc  terram  T.  R.  E.  sub  Wigoto  pro  tuitione«). 
Hierbei  konnte  an  eine  ältere  Rechtsentwicklung  angeknüpft  werden, 
die  sich  bereits  in  den  Gesetzen  des  Königs  Ine1)  (688 — 695)  vorfindet 
und  ein  Schutzverhältnis  zwischen  dem  mon  und  dem  hläford  (Herrn) 
anerkennt,  in  welchem  der  letztere  die  Kontrolle  über  den  ersteren 
führt,  dagegen  aber  auch  für  ihn  vor  Gericht  und  anderswo  einstehen 
muß  und  das  Wergeid  des  Erschlagenen  mit  dessen  Sippe  teilt.  Wie 
dies  ältere  Rechtsverhältnis,  so  ist  das  neuere  zunächst  ein  auf  frei- 
williger Unterwerfung  beruhendes,  und  wie  das  ältere,  so  gewährt  das 
neuere  dem  Kommendierten  den  Schutz  seines  Herrn,  aber  das  neue 
zeichnet  sich  durch  größere  Präzision  der  bestehenden  Rechte  und 
Pflichten  beider  Subjekte  des  Rechtsverhältnisses  aus.  Der  Kommen- 
dierte  verspricht  die  fidelitas  dem  Herrn,  dem  er  sich  kommendiert 
und  von  welchem  er  die  prekaristische  Vergabung  von  Grund  und 


x)  Ine  39,  50,  70,  76.   Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Gefolge«. 
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B  den  (l&n)  auf  beliebigen  Widerruf1),  auf  vertragsmäßig  verabredete 
Zeil  oder  für  die  Lebensdauer  des  Verleihers-),  oder  für  die  Lebens- 
dauerdes  Beliehenen3)  erlangt,  wobei  es  nicht  selten  vorkam,  daß  der  Kom- 
mendierte  sein  eigenes  Gu1  an  den  Herrn  übertrug,  um  es  von  ihm  als 
precarium  zurückzuempfangen.  Freilich,  t  rot  zde m  die  Kechtsterminologie 
sehr  an  die  Bpäteren  Feudalverhältnisse  anklingt:  der  Kommendierte 
vassus  hieß,  einen  Treueid  (hyld&f))  leistete,  ein  »hon«  erhielt,  war  der 
eigentliche  Feudalnexus  noch  nichl  gegeben.  Denn  der  tuitio  fehlte 
ebenso  wie  dein  kontinentalen  Senioral  die  dingliche  Rechtsbeziehung. 

K.on  tndation    schuf    nur    persönliche    Kochtsbeziehurigen,  die 

mitunter  sogar  Lr«'l"^t  werden  konnten4)  (iEthelstan  III,  4;  IV,  5;  V,  1). 
Niehl  nur  der  Herr  konnte  sie  losen,  sondern  auch  der  Kommendierte. 
Das  meinl  auch  die  Domesday  Book,  wenn  sie  solche  Rechtsverhältnisse 
b<  bi  hreibt,  und  sagt  >e1  poteral  ire  cum ea (sc.  terra)  ad  quem  vellet  domi- 
num- (z.B.:  D. B.  I,  72).  Der  Kommendierte  soll  mit  seinem  Lande  gehen 
können,  wohin  er  will.  Di»4  rein  persönlichen  Rechtsbeziehungen  be- 
wirken  es  auch,  dal.',  man  gleichzeitig  mehreren  Herren  gegenüber  kom- 
mendierl  sein  kann,  dem  einen  als  Gerichtsherrn,  dem  andern  als  Ar- 
beitsherrn,  dem  dritten  als  Schutzherrn.  Mehrere  Schutzherren  konnte 
man  aber  wegen  der  persönlichen  wechselseitigen  Treu-  und  Hingabe- 
pflichl  aichl  besitzen6).  A.ber  man  kann  auch  sehen,  wie  allmählich 
die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  sich  zu  verdinglichen  beginnen. 
Es  gibt  Fälle,  wo  die  Domesday  Book  ausdrücklich  sagt,  daß  der  Kom- 
mendierte  nichl  das  Gul  andern  übertragen  durfte  (z.  B.  D.  B.  II,  201). 
Damü  bebl  das  eigentliche  Feudalwesen  an. 

II.  Die  zweite  Wurzel  des  Feudalsystems  ist  die  Herausbildung 
der  Immunität  (saefu  and  söcn).  Denn  es  ist  von  vornherein  klar,  daß  die 
durch  Kommendation  begründeten,  rein  persönlichen  Rechtsbeziehungen 
nichl  ausreichten,  um  die  dem  Feudalismus  eigene  territoriale  Grund- 
l.iLr'  zu  schaffen,  wie  sie  für  eine  Lehensgerichtsbarkeit  notwendig  war. 
Wie  aul  dem  Kontinenl  das  Seniorat  ohne  gleichzeitige  Immunität 
keine  Gerichtsbarkeit  über  die  vassi  schuf,  so  in  England  auch  nicht 
die  tuitio  (Mailland,  Domesday  Book  and  beyond,  p.283).  Die  Heraus- 
bildung  der  Immunität  ist  demnach  eine  notwendige  Ergänzung  der 
en  Wurzel  des  Feudalismus.  Wie  entstand  nun  in  England  die 
Immunitäl  .'  Die  Arbeiten  von  Maitland6)  und  Vinogradoff 7)  haben 
hiei  wesentlich  klärend  gewirkt. 

1  Z.B.  CD.  Nr.  717.  Im  folgenden  ist  immer  C.  D.  =  Codex  Diplomaticus 
Aevi  Saxonici  ed.  Kemble. 

-    /,.  B.  Birch,  Chart.  Sax.  Nr.  617. 

/..  B.  c.  I).  Nr.  929.  Mitunter  kam  auch  Verleihung  auf  Lebzeiten  dreier 
Leiher  vor.    Earle,  Land  Charters  208. 

1  Allerdings  nicht  einseitig  durch  den  Schutzbefohlenen.  Siehe  Lieber- 
mann,  Bachglossar:  »Herrensuche«. 

Liebermann,  Sachglossar  a.  a.  O.  und  »Gefolge«  6  u.  6b. 
*»  Domesday  Book  and  beyond  244  ff.  u.  258  ff. 

"    English  Historieal  Review VIII,  1—17.  Growth  of  the  Manor  1905,  p.245fL 
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Bei  den  Angelsachsen  war  der  Grund  und  Boden  wichtigen  Be- 
lastungen unterworfen.  Ein  Teil  dieser  Belastungen  war  bewirkt  zugunsten 
der  Dorfgenossenschaft,  und  wir  werden  sie  noch  weiter  unten  (III.)  näher 
kennen  lernen.  Die  andere  Gruppe  von  Beschränkungen  bestand  zugunsten 
der  Sippe  und  des  Familienverbandes.  Diese  interessieren  uns  hier. 

Die  Regeln,  welche  nach  dieser  Richtung  hin  das  Familieneigentum 
beschränkten,  waren  Normen  des  durch  Gewohnheit  entstandenen 
Volksrechts.  Alles  Land,  das  von  diesen  Normen  beherrscht  wurde, 
hieß  f  olcland1).  Es  konnte  nur  durch  eine  schwerfällige  Veräuße- 
rungsform (per  cespitem)  nach  Art  des  fränkischen  Affatomire2)  der 
Sippe  entzogen  werden  und  auch  nicht  auf  andere  Weise  als  auf  dem 
nach  Volksrecht  üblichen  Wege  vererbt  werden,  es  wäre  denn,  daß 
königliches  Privileg  dies  gestattete.  Diese  starre  Gebundenheit  des 
Bodens  begann  zunächst  zugunsten  der  Kirchen  erschüttert  zu  werden. 
Der  König  im  Vereine  mit  seinen  witan  begann  zugunsten  der  Kirche 
aber  auch  sonst  Land  von  jenen  Beschränkungen  zu  dispensieren.  Es 
wurde  eine  Urkunde  ausgestellt  (böc),  die  die  Übertragung  des  folcland 
in  die  Hände  von  Kirchen  und  Großen  herbeiführte  und  ein  von 
jenen  Beschränkungen  zugunsten  der  Sippe  freies3)  Eigentum4)  schuf. 
Diesen  Grund  und  Boden  nannte  man  böcland5).  Wahrscheinlich 
unter  dem  Einflüsse  merovingisch-fränkischer  Rechtsvorstellungen  wurde 
bei  diesen  englischen  Vergabungen,  sofern  sie  vom  König  ausgingen, 


x)  Dies  hat  insbesondere  Vinogradoff  a.  a.  O.  nachgewiesen  gegen- 
über der  älteren  von  Allen  (Inquiry  into  the  rise  and  progress  of  the  royal  prero- 
gative  in  England  1849,  insbes.  p.  125  — 153)  und  Stubbs  I,  p.  81  ff.  vertretenen  An- 
sicht, wo  nach  folcland  der  ager  publicus  der  Angelsachsen  war.  Auch  die  bekannte 
Stelle  in  dem  Brief  Bedas  an  Egbert  (§11 :  Quod  enim  turpe  est  dicere,  tot  sub  nomine 
monasteriorum  loca  hic,  qui  monachicae  vitae  prorsus  sunt  expertes  in  suam  dici- 
onem  acceperunt  ....  ut  omnino  desit  locus,  ubi  filii  nobilium  aut  emeritorum 
militum  possessionem  accipere  possint)  zwingt  keineswegs  zur  Annahme  eines  ager 
publicus.    Siehe  dazu  insbes.  Petit-Dutaillis,  Studies,  p.  30  f. 

2)  Siehe  Vinogradoff  in  Melanges  Fitting  1908,  p.  513. 

3)  Allerdings  hing  es  von  der  ursprünglichen  Vergabungsurkunde  ab,  ob 
völlig  freies  oder  durch  Auswahl  des  Erben  unter  den  Sippegenossen  beschränktes 
Testierrecht  geschaffen  wurde  (wovon  z.  B.  Af.  41  spricht).  Im  letzteren  Fall  konnte 
eine  Veränderung  nur  unter  Aufsicht  des  Königs  und  Bischofs  in  Form  ein  besonderen 
Prozesses  durchgeführt  werden.   Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »bocland«  8  u.  9. 

4)  Die  eigentümliche  Rechtswirkung  der  carta  im  Gegensatz  zur  notitia  ist 
durch  römisch-kirchliche  Einflüsse  den  Angelsachsen  bekannt  geworden.  Siehe  Brunner, 
Zur  Rechtsgeschichte  a.  a.  O.  187  und  Brand  in  Göttinger  Gel.  Anzeigen  1905, 
S.  955 ;  Vinogradoff,  Melanges  a.  a.  O.  502. 

5)  Sowohl  böcland  wie  »folcland«  konnte  zu  »l^n«  vergeben  werden.  Der 
Gegensatz  zwischen  böcland  Und  Isen  betrifft  hauptsächlich  nur  die  Art  des  Besitz- 
rechts. Ersteres  schuf  freies  Eigentum,  letzteres  einen  abhängigen  Besitz.  Ersteres 
konnte  frei  vererbt  werden  (daher  terra  testamentalis),  letzteres  nicht.  Ersteres 
fiel  im  Falle  gewisser  Delikte  dem  König  zu,  letzteres  in  solchen  Fällen  an  den 
Verleiher  zurück.  Ersteres  konnte  nur  vom  König,  letzteres  auch  von  Großen 
verliehen  werden.  Darüber  insbes.  Liebermann,  Sachglossar  »bocland«  und  »lam«. 
Auf  den  Unterschied,  daß  ersteres  öfters  mittels  böc,  letzteres  ohne  solches  vergabt 
wurde,  ist  nicht  viel  zu  geben,  da  auch  l&n  verbrieft  werden  konntet  Siehe  Lieber- 
mann a.  a.  O.  »bocland«  1,  GC. 
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etwa  seil  dem  S.  Jahrhunderl  noch  eine  besondere  Art  von  Urkunde 
eingeführt,  entsprechend  der  [ränkischen  carta  immunitatis.  Es  war 
die  sog,  »freolsböc«,  In  der  böc  wird  nunmehr  auch  zuweilen  eine 
»Freiheit!  (»freols«)  gewährt,  Die  [mmunitätsklausel  enthält  zunächst 
allgemeine  Weite  welche  den  vergabten  Grund  und  Boden  im  allge- 
meinen für  frei  erklären,  und  dann  folgt  die  Ausnahme,  d.  h.  die  Auf- 
zählung  aller  jener  Lasten,  von  welchen  keine  Exemtion  verliehen 
wird.  Die  allgemeinen  Worte  der  Formel  lauten  gewöhnlich:  »ab 
omni  terrenae  Bervitutis  jugo«,  oder  »a  saecularibus  negotiis  libera  sit« 
usw.  Die  Ausnahmen  sind  gewöhnlich  die  sog.  trinoda  necessitas, 
von  welcher  die  gewöhnliche  [mmunitätsklausel  nicht  befreit,  d.  h. 
also,  daß  von  der  Pflicht  jedes  freien  Grundeigentümers,  seiner  Heeres- 
p flicht,  -einer  Beitragspflichl  zum  Brückenbau  zu  genügen  die  Irn- 
munitätsklausel  gewöhnlich  nicht  befreit.  Eine  ausdrückliche  Ver- 
leihung  der  Gerichtsimmunität  (sacu  and  söcn)  finden  wir  weder  im 
s.  noch  im  9.  Jahrhundert,  Das  kommt  daher,  daß  die  Freiheit  von 
den  Fiskalgebühren  den  I mmunisten  als  einträgliche  Einkommenquelle 
viel  wichtiger  war  als  die  Etablierung  einer  eigenen  Gerichtsbarkeit, 
die  ja  schon  in  dem  Plus  des  Gewährens  der  Freiheit  von  den  staat- 
li«  In  n  ( ifiieht sgehühren  gelegen  war.  Wenn  die  Mönche  eines  Klosters 
hu  Bich  und  ihre  Gutshörigen  Freiheit  von  den  Gerichtsgebühren  der 
staatlichen  Gerichte  erlangten,  so  war  es  ihnen  natürlich  in  erster 
Linie  nichl  um  ihre  Untertanen,  sondern  um  die  Einkünfte  und 
Gerichts  sportein  zu  tun,  die  statt  dem  Sheriff  oder  ealdorman  des 
Königs  ihrem  eigenen  Säckel  zuflössen.  Ganz  deutlich  wird  dies 
aus  dem  sog.  Angildbestandteil  der  Immunitätsklausel,  ängild  oder 
pretium  singulare  ist  die  Entschädigungssumme,  die  bei  Verbrechen 
dem  Verletzten  zu  leisten  ist.  Nun  wird  in  den  Immunitätsklauseln 
gesagt,  von  dem  Angild  soll  kein  Immunist  frei  sein,  aber  sonst 
sollen  keine  Strafgelder  »außerhalb  der  Immunität«  gezahlt  werden 
/.  B.  Kemble  C.  D.  1. 259  anno  814,  Coenwulf  König  von  Mercia 
erteill  der  Kirche  von  Worcester  die  Immunitätsklausel  »exceptis 
his,  expeditione  et  pontis  construetione,  et  singulare  pretium  foras, 
nihilque  ad  poenam  resolvat«).  Wie  brachte  nun  der  Immunitäts- 
herr die  ihm  so  zugesicherten  Strafgelder  ein?  Offenbar  in  der  Weise, 
daß  er  ein  eigenes  Gericht  etablierte.  Wie  fiskalische  Gerechtsame 
die  Hauptsache  waren  und  die  Etablierung  von  Immunitätsgerichten 
als  notwendige  Konsequenz  mit  sich  führten,  zeigt  die  sog.  Taunton- 
von  904,  m  der  König  Edward  den  Bischof  von  Winchester  mit 
dem  großen  Gutskomplex  Taunton  beschenkt.  Die  Verleihungsurkunde 
(bei  Birch,  Cartularium  II,  S.  272)  lautet: 

)Christo  concessi  ut  episcopi  homines  tarn  nobiles  quam 
ignobiles  in  praefato  rure  degentes  hoc  idem  jus  in  omni 
haberent  dignitate  quo  regis  homines  perfruuntur  regalibus 
fiscis  commorantes,  et  omnia  saecularium  rerum  judicia  ad 
n-us  praesulum  exerceantur  eodem  modo  quo  regalium  ne- 
gotiorum discutiuntur  iudicia. « 
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Im  Laufe  des  10.  Jahrhunderts,  vielleicht  schon  früher,  verschwindet 
der  Angildbestandteil  aus  den  Vergabungsurkunden.  Das  bedeutet, 
daß  die  Immunität,  in  der  seit  dem  9.  Jahrhundert  bewußterweise 
auch  die  Gerichtsimmunität  steckt,  nunmehr  so  weit  geht,  daß  der 
Immunitätsherr  gegenüber  jedem  Verbrechen,  das  sich  auf  seinem 
Gebiete  ereignet,  Jurisdiktionsrechte  beanspruchen  kann,  es  wäre  denn, 
daß  es  sich  um  die  »unentschädigbaren  Delikte«  handelt.  Natürlich 
setzt  gegen  diesen  schließlich  zur  Gerichtsanarchie  führenden  Zustand 
die  Reaktion  namentlich  unter  Gnut  ein.  Er  versucht  gewisse  Ver- 
brechen ausschließlich  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  vorzubehalten 
(Consiliatio  Cnuti:  II,  Gnut  12 — 15).  Die  Sache  ließ  sich  auf  die  Dauer 
nicht  halten,  aber  sie  zeigt  deutlich  die  Wertschätzung  des  einen  oder 
anderen  Bestandteils  der  Gerichtsbarkeit.  Nun  wird  auch  die  Gerichts- 
immunität besonders  geschützt  und  von  den  anderen  Arten  der  Im- 
munität geschieden.  Die  Gerichtsimmunität  bekommt  öffentlich-recht- 
liche Funktion,  der  Gerichtsherr  wird  öffentlicher  Funktionär.  Er 
kommt  als  landrica  zu  besonderer  Bedeutung. 

Dieses  Streben  der  Könige  geht  schon  auf  die  Zeiten  ^Ethelstans 
zurück.  In  seinem  Gesetz  begegnet  uns  zuerst  der  landrica,  indem 
es  bestimmt,  daß  wenn  ein  Vergehen  oder  Verbrechen  begangen 
worden  sei,  der  Immunitätsherr  vortrete  und  eine  gewisse  Funktion 
erfülle.  So  sagt  II  Mih.  10  (insbes.  bei  Liebermann  I,  157):  »Und  nie- 
mand tausche  ein  Stück  Vieh  ohne  Bezeugung  durch  den  Vogt  oder 
den  Pfarrer  oder  den  Grundeigentümer  (landhläford)  oder  den  Schatz- 
meister oder  einen  anderen  wahrhaften  Mann.  Wenn  es  jemand  tut, 
zahle  er  dem  König  30  Schillinge  zur  Strafe,  und  der  Grundeigentümer 
ergreife  das  Getauschte.«  In  dem  Gesetze  /Ethelstans  für  London 
(sog.  Statut  der  Londoner  Friedensgilde)  wird  bestimmt,  daß,  wenn 
ein  Dieb  erschlagen  wird,  sein  Vermögen  geteilt  werden  soll  zwischen 
der  Gilde,  die  bei  seiner  Verfolgung  behilflich  war,  und  dem  König. 
Und  wenn  dies  Landgut  des  Diebes  Bocland  oder  Bischofsland  ist,  dann 
soll  der  Landhläford  die  eine  Hälfte  statt  des  Königs  erhalten 
(VI,  iEth.  1,  1).  In  Gesetzen  der  Nachfolger  ^Ethelstans  dieser  tritt  Im- 
munitätsherr immer  deutlicher  hervor.  Unter  Eadgar  teilt  er  mitunter 
die  Einkünfte  aus  Bußen  mit  der  Hundertschaft  (Eadgar's  Hundertschafts- 
verordnung 2,  1).  Unter  iEthelred  erhält  er  das  Wergeid  des  Diebes,  »wenn 
er  dessen  wite  würdig  ist«,  d.  h.  wenn  er  sich  im  Besitze  einer  Immunität 
befindet,  welche  ihm  ein  Recht  auf  »wite«,  d.  i.  Strafgeld  gibt  (/Ethel- 
red  I,  §  1,7).  Und  wenn  jemand  bescholten  ist  und  eines  Verbrechens 
geziehen  wird,  dann  muß  er  Sicherheit  stellen,  daß  er  sich  dem  Ge- 
richte stellen  werde,  und  die  Hälfte  des  Pfandes  (wedd)  geht  an  die 
Hundertschaft,  die  andere  Hälfte  an  den  Immunitätsherrn  (landrica, 
.Ethelred  III,  3,  2).  Mit  der  Zeit  wird  der  landrica  für  die  Zahlung 
von  Steuern  seiner  Unterworfenen  verantwortlich,  z.  B.  für  die  Zah- 
lung des  Peterspfennigs.  So  sagt  das  Northumbrische  Priestergesetz: 
»Wenn  ein  Bauer  im  Dorfe  einen  Peterspfennig  verhehlt  oder  vorent- 
hält,  zahle  der  Immunitätsherr   (landrica)   den  Pfennig  und  nehme 
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dem  Manu  einen  Ochsen  fort;  und  wenn  der  tmmunitätsherr  dies  ver- 
nachlässigt, dann  greife  Christus  (Bischof)  und  König  zur  vollen  Bann- 
Bumme  (12  ör.)<  (§  59,  Liebermann  [,  p.  384)« 

Ein  volles  Jahrhunderl  vor  der  \ormanneneroberung  ist  die  Ge- 
richtsimmunitäl  in  England  (ausgenommen  im  dänischen  Nordosten) 
•  pari  ausgebildet,  daß  sie  ein  in  seh  geschlossenes  bestimmtes  Ganzes 
bildet,  aus  welchem  der  [mmunitätsherr  Stücke  ausschneiden  kann, 
um  sie  an  einen  anderen  weiterzugeben.  So  teilt  der  Bisehof  Oswald 
von  Worcester  um  die  Mitte  des  LO.  Jahrhunderts  Benefizien  an  Thane 
.ms.    Der  Grund  und  Boden  soll  frei  sein  von  allen  »weltlichen  Lasten«, 

ausge  nmen  der  brinoda  necessitas.    In  einem  Falle  wird  sodann 

bestimmt,  daß  von  Strafgeldern  nichts  aus  der  Immunität,  die  so  ver- 
liehen  wurde,  gehen  soll  (Kemble  C.D.II,  386).  Dieses  bedeutet  also, 
daß  der  von  Oswald  geschaffene  I  nununilätsherr  zunächst  alle  Straf- 
gelder  selbsl  einziehen  darf,  sodann  daß  er  zu  diesem  Zwecke 
selbsl  Gerichte  innerhalb  der  Immunität  etablieren  kann.  Hier 
en  wir  ein  deutliches  Zeichen  für  die  Art,  wie  die  Immunität  als 
Rechtsinstil  u I  sieh  über  das  ganze  Reicb  verbreiten  konnte,  Unter- 
st nt/t  und  gefördert  von  der  Staatsgewalt,  und  wie  es  kam,  daß 
im  I".  Jahrhunderl  allgemein  ganz  England  als  in  Immuni- 
täten  zerfallend  auffassen  konnte.  Der  König  oder  seine  Gemahlin 
waren    mitunter  die   größten   Immunitätsherren.     So  hat  Königin 

a  als  Morgengabe  entweder  von  yEthelred  oder  Gnut  8y2  Hun- 
dertschaften  als  Immunität  (E.  H.  R.  24,  p.  418  f.)  erhalten.  Nach- 
dem  in  I  iiLrnade  gefallen,  kam  diese  Immunität  wieder  in  die  Hände 
des  Königs.  Edward  der  Bekenner  verlieh  sie  der  Abtei  Bury  St. 
Edmunds.  Diese  Abtei  selbst  zeigt,  welch  große  Rechte  solch  ein  Im- 
munität sherr  erlangen  konnte.  Zu  den  8%  Hundertschaften  erlangt 
Bie  eine  Gerichtsbarkeit  über  sechs  dem  König  sonst  vorbehaltene 
(Monasticon  Anglicanum  III,  p.  138  N.  VII.)  Verbrechen:  und  zwar 
fihtwite,  fyrdwite,  grithbryce,  forsteall,  hamsoen  und  ebbere  thef1). 
Der  \l>l  halte  außerdem  das  Recht,  von  seinen  Domänenbauern  (die 
.oil  dem  -«ig.  inland  saßen)  immer  dann  Steuern  zu  erheben,  wenn 
der  König  heregeld  oder  shipgeld  erhob  (C.  D.  Nr.  915).  Der  Abt  hatte 
eine  eigene  Münze  (C.  D.  Nr.  875). 

III.  Die  dritte  Wurzel  des  Feudalismus  war  die  Ausbildung  des 
Gutshofs  und  d<r  gi 1 1  sherrlichen  Gewalt.  Wie  war  das  möglich  ge- 
worden?  Die  Angelsachsen  besiedelten  nach  altgermanischer  Weise 
das  Land  in  der  Form  der  Feldgemeinschaft,  deren  äußerlicher  Ausdruck 
das  Zusammenwohnen  im  Dorfe  (tun)  war.  Nur  an  den  Grenzen  gegen 
die  Bevölkerung  von  Wales  war  keltischem  Beispiele  gefolgt  worden, 
und  die  Besiedelungsform  war  das  Einzelgehöft.  Aber  das  Gros  der 
Siedelung  erfolgte  auf  der  Grundläge  der  Feldgemeinschaft  und  Dorf- 
markgenossenschaft.    Diese  haben  wir  uns  nach  Art  der  modernen 

ebberthef  =  furtum  manifestum,  über  die  Bedeutung  der  übrigen  s.  weiter 

unten. 
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Aktiengesellschaft  zu  denken,  wobei  den  Anteil  oder  die  Aktie  jedes 
Dorfbewohners  der  Umfang  seines  Haushalts  (hid,  hiwisc)  bestimmte. 
Nur  darin  unterscheidet  sich  die  moderne  Aktiengesellschaft  von  der 
damaligen  Dorforganisation,  daß  letzterer  in  der  historisch  bezeugten 
Zeit  kein  Gesamteigentum1)  an  dem  Grund  und  Boden  der  Allmende 
und  des  Ackerlandes  zustand,  sondern  der  Anteil  jedes  Dorfgenossen 
an  der  gemeinen  Mark2)  gewissermaßen  unlösbare  Pertinenz3)  des  am 
Ackerlande  bestehenden  Sondereigentums  des  Dorfgenossen  war,  so- 
dann darin,  daß  ein  fortwährendes  Zusammenwirken  der  Dorfgenossen, 
ihre  Kooperation  zur  Bestimmung  des  faktischen  Anteils  in  Feld, 
Flur  und  Wald  notwendig  war.  Es  war  eine  Genossenschaft  mit 
fortwährend  fluktuierenden  Anteilen. 

Wenn  die  gemeinsame  Weide  oder  das  Waldland  ungenügend  ist, 
um  alle  Dorf  genossen  gleichmäßig  zu  befriedigen,  so  muß  die  Nutzung 
jedes  proportionell  eingeschränkt  werden.  Ähnlich  liegt  die  Sache 
beim  Ackerland,  das  den  bezeichnenden  Namen4)  Anteilland  führt, 
und  in  einzelne  Parzellen  zerschnitten  in  der  typischen  Gemenglage 
liegt.  Alljährlich  um  die  Zeit  der  ersten  Bestellung  des  Feldes  muß  dies 
Ackerland  von  neuem  nach  Hufenanteilen  jedes  einzelnen  verteilt  werden. 
Und  auch  hier  erscheint  der  faktische  Anteil  jedes  einzelnen  fluktuierend. 
Dieser  Fluktuationszustand  gibt  der  ganzen  Dorforganisation  einen 
losen  Charakter,  in  welchem  eben  deshalb  die  ursprüngliche  Gleichheit 
der  Dorfgenossen  einer  zunächst  wirtschaftlichen  und  dann  sozialen 
Ungleichheit  Platz  machen  muß  und  wirklich  auch  Platz  macht.  Die 
einzelnen  Momente,  die  diese  Ungleichheit  etwa  seit  dem  7.  Jahrhundert 
(seit  der  Zeit  Ines)5)  und  in  ihrem  Endresultat  die  Gutsherrschaft 
herbeiführen,  werden  nun  im  folgenden  zu  schildern  sein,  sie  sind 
teils  juristischer  teils  wirtschaftlicher  Natur. 

Zunächst  war  es  das  Hervortreten  einer  eigenen  militärischen 
Kaste.  Wir  finden  Ansätze  hierzu  schon  in  den  ersten  Anfängen  der 

x)  Siehe  Maitland,  Domesday  a.  a.  O.  p.  346  f.  und  für  die  fränkischen  Ver- 
hältnisse jetzt  namentlich  Dopsch  a.  a.  O.  S.  333  ff. 

2)  Der  angelsächsische  Ausdruck  dafür  war  »gem&nis«  (z.  B.  C.  D.  II,  Nr.  241: 
»in  commune  silfa  quod  nos  Saxoniaein  gemennisse  dicimus»).  Wie  bei  den  Nord- 
germanen [siehe  Haff,  Die  dänischen  Gemeinderechte  I  (1909),  S.  4  ff.]  und  bei  den 
Franken  (Dopsch  a.  a.  O.)  bedeutet  ags.  mearc:  1.  Grenze,  2.  begrenztes  Terri- 
torium und  3.  Ödland,  als  ein  in  niemandes  Eigentum  stehendes  Grenzgebiet  (z.  B. 
G.  D.  III,  189:  »mearcland«).  Auch  Marschen,  die  durch  gemeinsame  Arbeit  aus 
Sumpfland  gewonnen  werden  (z.  B.  G.  D.  III,  Nr.  276:  »communio  marisoi«),  in- 
sulae  in  flumine  natae  (z.  B.  C.  D.  III,  Nr.  531:  »healf  hid  gedaellandes  and  healf 
hid  on  tfaere  ege«)  werden  wohl  als  solche  jüngere  Markgenossenschaften  anzu- 
sehen sein. 

3)  Siehe  die  in  voriger  Note  angeführten  Stellen,  insbes.:  CD.  III,  189: 
»and  ÖaBs  mearclandes  swa  micel  swa  to  brim  hidon  gebyraö«,  ähnlich  wie  die 
von  Dopsch  a.  a.  O.  339  zitierte  Quelle  aus  St.  Gallen:  »et  de  communi  silva  quan- 
tum  ad  portionem  nostram  pertinet«.  Die  Anteile  am  Allmendland  waren  also 
nicht  nur  ideeller  Art. 

4)  Anteilland  oder  gedälland  bei  Ine  42  und  z.  B. :  C.  D.  III.  p.  6. 

5)  Liebermann,  Sachglossar  »Bauer«,  3  f. 
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angelsächsischen  Herrschaft.  Ks  is1  dies  die  Gefolgschaft  oder  gesijj. 
Könige  und  Stammhäuptlinge  sammelten  um  sich  ein  Gefolge,  das- 
für  und  von  dem  Kriege  lebte.  Dies  Gefolge  blieb  von  der  Organisation 
dei  Volksmiliz,  der  fyrd,  vollständig  gesondert.  Nach  feindlichen 
Invasionen  oder  Kriegszügen  gegen  den  Feind  ging  das  Volksheer  aus- 
einander,  das  Gefolge  blieb  aber  ständig  in  lierührung  mit  dein  Gel'olgs- 
berrn  und  bildete,  von  diesem  mil  Grund  und  Hoden  ausgestattet,  eine 
\ii  stehenden  Heeres  und  eine  berufsmäßige  kriegerkasle.  Das  ge- 
wöhnliche  Mitglied  de-  Volksheeres,  der  ceorl,  war  in  Anbetracht  der 
zunehmenden  Stärke  der  Däneninvasionen  seit  dem  9.  Jahrhundert 
immer  weniger  geeignetes  Kriegermaterial.    Er  war  froh,  wenn  ihm 

i  asl  des  Krieges  v«»u  einer  berufsmäßigen  kriegerkasle  abgenommen 
wurde.  Denn  als  Last,  als  Teil  der  bekannten  trinoda  necessitasj  wurde 
die  expeditio,  d.  i.  die  IM'lichl  zu  Kelde  zu  ziehen,  aul'gefaßt.  Eine  Hufe 
•  id    Lr-  niiLrt''  ttichl  mehr,   um  auch  einen  Krieger  zu  ernähren,  fünf 
Hufen  wurden  nunmehr  das  Mindesterfordernis,  und  der  Eigner  dieses 
Grundeigentums  hieß  Than  (J>egn).    Der  Than  hatte  wieder  kleinere 
um  sich,  welche  ihm  als  llill'struppe  zur  Seite  standen.  Er  war 
abi  i  aui  Ii  nichl  bloß  Offizier  und  lvriegsmann:  im  Besitze  einer  beson- 
:  i.  ii  militärischen  Position  wurde  er  —  abgesehen  von  der  Adelsqualität, 
die  ihm  durch  den  Grundbesitz  zukam1)  —  mit  der  Zeit  als  Vertreter 

Si  .i.i t -«M'w alt  aufgefaßt.  Das  Volk,  das  um  ihn  herum  seßhaft  warr 
unterstützte  ihn  durch  Zahlungen  und  Dienste.  Er  war  der  freie  Mann, 
sie  um  ihn  herum  seine  Gutsuntertanen. 

Mach  der  gleichen  Richtung  wirkte  aber  die  Entstehung  der  Im- 
munität. Der  König  verleiht  jemandem  die  Immunität.  Der  Beliehene 
erhall  nun  das  Hecht,  von  den  Eingesessenen  seines  Immunitätsbezirks 
die  königlichen  Na1  uraleinnahmen  (feorm)  und  die  Grundsteuer  (gafol)2) 
zu  erheben.  Die  Steuer  und  Einnahme  des  Königs  wird  Einnahme  des 
Immunitätsherrn,  die  er  mit  unnachsichtlicher  Strenge  einzieht.  Aber 
auch  die  Krie,gssteuer,  das  Danegeld,  zieht  der  Immunitätsherr  für  den 
König,  allerdings  nicht  für  eigene  Rechnung,  ein.  Dies  war  eine  zer- 
i,  almende  Abgabe,  die  den  ceorl  bald  zum  Landarbeiter  herabdrückte. 
Us  villanus,  als  Gutshöriger,  braucht  er  das  Geld  nicht  zuzahlen, 
dafür  kommt  Bein  Herr  auf  (»defendit«).  Dazu  kommen  die  verschie- 
denen  Gerichts-  und  Polizeipflichten3),  deren  Beobachtung  der  Immuni- 
tätsherr  von  den  seiner  Jurisdiktion  Unterworfenen  fordern  kann, 
und  die  Nun  immer  Anlaß  geben,  Geld  und  Abgaben  von  ihnen  zu 

1    Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Adel«,  Ziff.  11 — IIb. 

-  Us  Bodenzins,  der  auch  von  andern  als  Königsgut  zu  zahlen  war,  kommt 

n  seil  dem  7.  Jahrhundert  vor.    Siehe  Nachweise  bei  Liebermann, 
Sa<  hglossar  s.  v.  »Abgabe«,  Ziff.  9. 

-  [nteressanl  is1  es,  das  Wachstum  dieser  Befugnisse  näher  anzusehen.  In 
der  Zeil  Wihtraeds  am  Ausgange  des  7.  Jahrhunderts  hat  der  Adelsbeamte  auf 
dem  Gutshof  gerSfa)  Doch  keine  Regierung  über  die  Freien.  Am  Ausgange  des 
10.  Jahrhunderts  besitz!  er  sie  ohne  Zweifel.  Belege  bei  Liebermann,  Sachglossar 

\  lelsbeamte«  i  u.  ßk.  Über  die  Polizeitätigkeit  des  Immunitätsherrn:  Liebermann, 
Sachglossar  »Gerichtsbarkeit,  private«,  3  ff.  u.  13b  ff. 
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erheben.  Dies  schafft,  da  die  ceorls  dies  nicht  leisten  können,  immer 
neue  Abhängigkeitsbeziehungen. 

Zu  diesen  juristischen  Momenten  kommen  auch  wirtschaftliche, 
welche  den  Gutshof  (manerium)  und  die  gutsherrliche  Gewalt  schaffen. 
Zunächst  wäre  es  der  Naturalwirtschaft  entsprechend  gewesen,  die 
Naturalabgaben,  die  der  große  Grundherr,  der  Immunitätsherr,  der 
Kolonisator  großen  Stils  von  seinen  abhängigen  Bauern  einforderte, 
selbst  auf  der  Stelle  zu  konsumieren,  und  wir  finden  Spuren  dieser 
ökonomischen  oder  besser  unökonomischen  Entwicklung  (Zitate  bei 
Vinogradoff,  Growth  ch.  VI,  Anm.  25).  Mit  der  Zeit  aber  macht  diese 
rohe  Erhebungsform  einer  berechnenderen  Platz.  Die  »refectio«,  die 
Konsumtion  der  Naturalabgaben  an  Ort  und  Stelle,  hört  zwar  nicht 
auf,  aber  es  entsteht  auf  dem  Latifundium  ein  Mittelpunkt,  wo  die 
überschüssigen,  d.  h.  nicht  zum  Konsum  gelangenden  Abgaben  in 
natura  erhoben  und  aufgespeichert  werden,  es  entsteht  die  curtis  do- 
minica,  der  mansus  indominicatus  auf  dem  Kontinent,  in  England 
barton  und  berewick,  Stätten  für  die  Einsammlung  von  Korn,  der  herd- 
wick  für  die  Einsammlung  von  Butter,  Käse1)  u.  dgl.  in  Latifundien, 
wo  großer  Weidebesitz  gegeben  war. 

Nach  der  gleichen  Richtung,  nämlich  der  Absonderung  eines 
Herrenlandes,  dominicum  (demesne),  wirkte  auch  der  Gegensatz  zwi- 
schen inland  und  waraland.  Waraland  ist  der  Grund  und  Boden,  der 
sich  selbst  verteidigt,  insbesondere  Steuern  zahlt.  Inland  ist  derjenige 
Grund  und  Boden,  der  steuerfrei  ist.  Der  Grund  und  Boden  des  Herrn, 
der  deshalb  dafür  keine  Steuern  zahlt,  weil  er  mit  der  Waffe  das  Land 
verteidigt,  weil  er  Krieger  ist.  Die  Verantwortlichkeit  für  die  auf  dem 
waraland  lastenden  Steuern  übernahm  der  Herr  des  benachbarten 
inland  zuweilen,  insbesondere  seit  ihm  die  Gesetzgebung  #in  seiner 
Eigenschaft  als  Landrica  diese  Verantwortlichkeit  auferlegte.  Aber 
die  Zahlung  leistete  er  nur  dann,  wenn  er  mit  den  Besitzern  des  wara- 
land Privatabmachungen  über  Dienste  und  Renten,  die  diese  für  das 
inland  leisten  sollten,  getroffen  hatte. 

Auf  dem  Latifundium  entwickelten  sich  nun  eigentümliche  Or- 
ganisationsformen der  Arbeit.  Ein  Heer  von  Gutsaufsehern  und  Öko- 
nomen beaufsichtigte  den  Betrieb.  Eine  Arbeiterklasse  taucht  auf, 
nicht  aus  dem  Sklaventum  hervorgehend,  sondern  aus  der  Klasse 
der  ceorls,  die  wirtschaftlich  vernichtete  Existenzen  waren,  oder  Schuld- 
knechte, witef)eowas.  Sie  hatten,  wenn  sie  prekaristischen  Besitz 
(Isen)  hatten,  Naturairenten  zu  zahlen,  oder,  und  dies  ist  das  charak- 
teristische Merkmal  des  Gutshofsbetriebes,  Dienste  zu  leisten.  Zunächst 
sind  diese  Dienste  nicht  ungemessen:  höchstens  2  bis  3  Tage  der  Woche, 
und  nur  solche  Dienste,  die  der  Verwalter  des  Gutshofs  gerade  braucht. 
Aber  bald  bilden  sich  auf  dem  Gutshof  Bräuche  heraus,  welche  ein 

x)  Vielleicht  chese  wick  =  heutiges  Chisvvick  bei  London.  In  einer  mittel- 
alterlichen Quelle  (1222)  wird  letzteres  Chesewich  geschrieben.  Siehe  Round,  Feudal 
England  p.  104. 

3* 
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Bereithalten  des  Bauers  zu  jeder  Zeil  und  für  alle  Dienste,  die  auf 
dem  Gutshof  zu  leisten  sind,  verlangen.  In  den  »Rectitudines  sin- 
gularum  personarum«  aus  dem  Beginn  des  II.  Jahrhunderts  (um  1025), 
einer  Anleitung  für  den  Gutshofbetrieb  der  königl.  Domänen,  sind  es 
üur  2  bis  3  rage  der  Woche,  aber  bald  darauf  schwindet  dieses  Maß. 
Immer  mehr  verschwindet  der  freie  ceorl,  um  durch  den  villanus  des 
Gutahof8,  den  Hörigen,  ersetzt  zu  werden. 

IV.  Die  Herbeiführung  der  Reife  des  Feudalwesens. 

Sehr  nahe  kam  die  angelsächsische  Rechtswelt  dem  Feudalismus. 
Wir  Bähen,  wie  eigentlieh  der  Salz  »nulle  terre  sans  seigneur«  schon  in 
dir  im  L0.  Jahrhunderl  wenigstens  andeutungsweise  sich  findet,  indem 
man  Bich  ganz  England  als  in  Immunitäten  zerfallend  denkt,  wo  der 
König  der  größte  hnmunilälsherr  ist.  Den  eigentlichen  Zusammen- 
•  ich  des  .dien  auf  dem  germanischen  Genossenverband  beruhen- 
den  Staatswesens    und    die  Grundsteinlegung    der    neuen  Ordnung 

pgte  jedneli  ersl  die  Normanneneroberung  und  vor  allem  die 
Anlegung  des  großen  Katasters,  der  Domesday  Book.  Der  haupt- 
sächlichste Zweck  desselben  war  natürlich,  das  Material  für  die  Auf- 
erlegung  und  Verteilung  des  Danegeld  zu  sammeln.  Domesday  Book 
sagt  Maitland  a.  a.  0.  3  —  »is  a  geld-book«.  Aber  es  ist  noch  etwas 
mehr:  es  isl  der  Versuch,  das  gegebene  Material  im  Sinne  einer  feudal- 
rechtlichen  Ordnung  zu  konstruieren  und  zu  deuten,  trotzdem  die 
Jury,  die  den  königlichen  Kommissären  bei  der  Enquete  beisteht, 
eben  noch  der  alten  Ordnung,  der  des  Genossenverbands  (Hundertschaft, 
Dorfgi  nossenschaft)  angehört.  Man  sieht,  wie  schwer  es  den  Kommis- 
sären fällt,  z.  B.  das  auf  die  Dorfgenossenschaft  um  Cambridge  sich 
I"  /i'  li<  n'li  Material  derart  neu  zu  gruppieren,  daß  zunächst  nur  auf 
die  I  i  ig«  \ntwort  erteilt  wird:  Was  gehört  davon  zum  Lehen  des  X. 
und  was  zum  Lehen  des  Y.  ? 

Die  alte  Ordnung  wenigstens  einigermaßen  in  die  neuen  Formen 
unterzubringen,  war  deshalb  der  zweite  Zweck  der  Domesday-Book- 
Kommissäre. 

Um  diesen  zu  erreichen,  mußten  sie  eben  auch  noch  die  sozialen 
Verhältnisse  der  Bewohner  jener  Distrikte,  die  sie  durchforschten, 
genau  beschreiben.  Sie  mußten  insbesondere  die  Bindeglieder  zwischen 
Grund  und  Boden  und  sozialer  Stellung  aufdecken,  und  um  dies  nur 
einigermaßen  mit  annähernder  Vollständigkeit  zu  erreichen,  mußten 
sie  zu  der  Voraussetzung  greifen,  daß  jede  Person,  die  im  Domesday 
&hn1  wird,  zu  irgendeinem  Stück  Landes  in  Beziehung  stehe  und 
daß  jede  Parzelle  Landes,  auf  die  Weise  mit  einer  Person  in  Verbindung 
gebracht,  sein  tenementum  sei,  d.h.  daß  er  es  auf  dem  Wege  derVer- 
gabung  von  irgendeiner  Person,  eventuell  vom  Könige,  erlangt  habe. 
Das  Ist  mit  andern  Worten  nichts  anderes  als  der  Satz:  »nulle  terre 
saus  seigneur«.  Haben  wir  ihn  aber  nicht  schon  im  10.  Jahrhundert 
gefunden  ?    Dann   wäre  die  Tat  der  Domesday-Kommissäre  nichts 
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Sonderliches !  In  Wirklichkeit  aber  besteht  doch  ein  gewaltiger  Unter- 
schied zwischen  einst  und  jetzt.  Es  gab  wohl  große  Latifundien  vor  der 
Normanneneroberung;  es  gab  große  Grundbesitzer,  welche  die  Ver- 
pflichtung hatten,  bewaffnete  Leute  auf  das  Gebot  des  Königs  hin  zu 
entsenden,  es  gab  Isenland  und  etwas,  was  dem  Leheneid  sehr  ähnlich 
sah.  Es  gab  eine  Kommendation  und  eine  Subkommendation.  Aber 
es  fehlte  dem  allen  das  einfache  Netzwerk  lehensrechtlicher  Beziehungen. 
Die  damaligen  Rechtsbeziehungen  zwischen  den  durch  läenland  und 
Kommendation  Verbundenen  waren  weit  von  einer  lehensrechtlichen 
Hierarchie  entfernt.  Der  eine  konnte  der  »fidelis«,  der  »homo«,  der 
»trustis«  des  andern  sein  und  dennoch  seinen  Bodensitz  von  einem 
Dritten  als  Beneficium  innehaben  und  von  einem  Vierten  als  Immuni- 
tätsherrn in  der  Frage  der  Gerichtsbarkeit  abhängen.  Der  eine  oder 
der  andere  konnte  seinen  früheren  Herrn  verlassen  und  mit  seinem 
Grundeigentum  »gehen,  wohin  er  wollte«.  Ein  und  dieselbe  Person 
konnte  zwei  Herren  kommendiert  sein,  (z.  B.  D.  B.  IL,  249  b): 

»Medietas  istius  hominis  fuit  antecessoris  Baignardi  commendatione 
et  alia  medietas  S.  Edmundi  cum  dimidia  terra.« 

Wegen  ein  und  desselben  Grundstücks  kommendiert  an  einer 
andern  Stelle  (D.  B.  I.  58)  der  Vater  sich  dem  einen,  der  Sohn  dem 
andern,  welcher  der  Nachfolger  des  väterlichen  Herrn  ist: 

»Pater  Tori  tenuit  T.  R.  E.  et  potuit  ire  quo  voluit,  sed  pro  sua 
defensione  se  commisit  Hermanno  Episcopo,  et  Tori  Osmundo  episcopo 
similiter. « 

Daß  Grund  und  Boden  mit  Diensten  und  Pflichten  vergabt  und 
belastet  werden  konnte,  war  der  damaligen  Zeit  natürlich  nicht  mehr 
fremd.  Aber  die  Vorstellung  der  gegenseitigen  Treupflichten,  die  eine 
dingliche  Grundlage  haben  und  das  Lehensverhältnis  konstituieren, 
diese  fehlte.  Kamen  nun  die  Domesday-Kommissäre  daher  und  führten 
den  Grundsatz  »nulle  terre  sans  seigneur«  ein,  so  schufen  sie  eine  förm- 
liche Revolution.  Alles  Flüssige  und  Unfertige  der  angelsächsischen 
vasallitischen  Verhältnisse  bekommt  feste  Form1).  Das  Volk,  das  mit 
seinem  Bodenbesitz  »gehen  konnte,  wohin  es  wollte «,  verschwindet, 
und  alle  die  verschiedenen  Abstufungen  der  vom  Immunitätsherrn 
abhängigen  Personen,  in  ihren  mannigfachen  Schattierungen  werden 
in  der  feudalrechtlichen  Terminologie,  die  wesentlich  einfacher  ist 
und  nur  scharfe  Gegensätze  zwischen  frei  und  unfrei  kennt,  unter- 
gebracht. 

Natürlich  gerät  auf  diese  Weise  mitunter  einer,  der  bisher  wenig- 
stens den  Schein  von  Freiheit  genoß,  in  die  Gutshörigkeit,  denn  für 
die  Kommissäre  kam  es  nur  darauf  an,  zu  wissen,  ob  der  betreffende 
Dienste  (servitia)  leistete,  auf  seine  theoretische  Freiheit  verwendeten 
sie  nicht  das  geringste  Augenmerk. 

x)  Freilich  fehlte  selbst  am  Ausgange  des  11.  und  zu  Beginn  des  12.  Jahr- 
hunderts in  England  der  scharfe  Gegensatz  zwischen  Allod  und  Feudum,  während 
er  in  der  Normandie  schon  längst  ausgebildet  war.  Liebermann,  Sachglossar 
s.  v.  »Allod«. 
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Vber  noch  nach  anderer  Richtung  beschleunigten  die  Kommissäre 
den  Feudalisierungsprozeß,  insbesondere  nach  unten.  Sie  vergrößerten 
die  Zahl  der  Gutshöfe  (manors)  ms  Ungemessene".  Was  nur  halbwegs 
danach  aussah,  mochte  es  wirtschaftlich  noch  so  wimig  einem  richtigen 
Gutshof  ähnlich  sehen,  winde  von  den  Kommissären  als  Manerium 
bezeichnet.  Natürlich  war  damit  die  Nebenabsicht  verbunden,  einmal 
Steuereinheiten  ZU  schallen,  sodann  die  obrigkeitlichen  Funk- 
tionen, die  Bchon  am  Ausgange  der  angelsächsischen  Zeit  an  die  Gutshöfe 
übergegangen  waren,  Patrimonialgerichtsbarkeit  und  Polizei,  in  immer 
weitere  Gegenden  zu  verbreiten,  und  /war  auch  in  solche,  wo  die  wirt- 
schaftlichen Vorbedingungen  noch  nicht  für  die  Entwicklung  wirklicher 
Gutshöfe  gegeben  waren,  wie  z.  I>.  im  dänischen  Nordosten.  Trotz 
dieser  V  erbreil  ung  des  (iuishofs  konnte  die  alte  Dorfgenossenschaft  nicht 
unterdrückt  werden.   Sie  war  ein  kompakter  wirtschaftlicher  Verband, 

deren  Erhaltung  namentlich  die  Bestellung  des  Grund  und  Bodens 
und  dir  Zahlung  des  Danegelds  abhing.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  ge- 
rieten  sie  in  Vbhängigkoit  von  dem  Manor,  wenngleich  in  anderen  Fällen, 
namentlich  wo  maneria  nur  zum  Schein  eingerichtet  wurden,  diese 
Abhängigkeit  eine  sehr  lose  blieb.  Aber  überall  —  und  das  spricht  für 
die  Ausbreitung  des  Feudalismus  —  wurde  ihr  ein  Manor  aufgesetzt. 
Die  Villa,  «Ii''  Dorfgenossenschaft  und  der  Manor  ließen  sich  auf  eine 
Arbeitsteilung  ein.  Die  Villa  erfüllte  ihre  Polizeipflichten,  erhob  ihre 
Hiilt-  ii  vi*  den  \\ iigegericht en,  erschien  durch  Repräsentanten  im 
Grafschal ts-  und  1 1  nndert schaftsgericht  und  vor  den  königlichen  Rich- 
h  in.  Sir  besorgte  die  wirtschaftlichen  Geschäfte  der  Bestellung  von 
Feld  und  Flur,  aber  nunmehr  unter  Leitung  und  Schutz  des  Manor. 
Der  Gutshof  zog  die  Bauern  mit  ihren  Gerichtsdiensten  und  Gerichts- 
gebühren  zur  Arbeitsleistung  heran,  saß  über  ihnen  zu  Gericht,  über- 
wachte  die  Yermögensübertragungen  unter  ihnen,  alles  aber  mit  ihrer 
Unterstützung.  So  konnte  selbst  der  stärkste  Herrenverband  die  Dorf- 
genossenschaft' nicht  völlig  unterdrücken. 


S      l)W  Ständegliederimg. 
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In  der  Ständeentwicklung  der  hier  behandelten  Verfassungsperiode 
haben  wir  zunächst  drei  große  Marksteine  zu  verzeichnen:  den  Abschluß 
der  angelsächsischen  Kolonisation  des  Landes  unter  Alfred,  die  Er- 
oberung des  Landes  durch  die  Dänen  und  die  Normanneneroberung. 
Interessant  ist  die  allgemeine  Beobachtung,  daß  das  Seßhaftwerden 
eindringender  Volksstämme  und  die  innere  Kolonisation  zuerst  mit 
einer  weitgehenden  Differenzierung  der  Stände  beginnt,  um  dann, 
wenn  eine  kriegerische  Eroberung  des  Landes  stattfindet,  durch  den 
erobernden  Stamm  wieder  vereinfacht  zu  werden. 

I.  Die  Stände  der  Angelsachsen. 

Ähnlich  wie  andere  germanische  Völker  des  Nordens,  insbesondere 
die  Sachsen,  Friesen  und  Thüringer,  hatten  auch  die  Angelsachsen, 
als  sie  nach  England  kamen,  eine  dreiteilige  Gliederung  der  Stände. 
Entsprechend  den  kontinentalen  germanischen  und  speziell  sächsi- 
schen: ethelingi,  frilingi  und  lazzi,  gibt  es  in  England  die  eorls1),  ceorls 
und  lgets.  Unter  den  letzteren  stehen  die  Sklaven,  die,  ohne  Grund- 
eigentum, eidesunfähig  sind  und  erst  unter  den  Einflüssen  der  Kirche 
einen  strafrechtlichen  Schutz  gegenüber  dem  Herrn  erhalten. 

Diese  Ständegliederung  weisen  die  ältesten  angelsächsischen  Gesetze 
aus  der  Zeit  ^Ethelberhts  von  Kent,  also  aus  dem  6.  Jahrhundert,  auf. 
Der  adelige  Stand  der  eorlas  hat  eine  privilegierte  Stellung,  die  insbeson- 
dere in  seinem  hohen  Wergeid  zutage  tritt.  Der  eorl  hatte  das  drei- 
fache Wergeid  des  ceorl  (300  solidi  gegen  100  7.  Jahrhundert.  Hlothaere 
und  Eadric:  1  und  3). 

Innerhalb  dieser  Hauptunterschiede  der  Stände  gab  es  noch  weitere, 
allerdings  minder  bedeutsame  Distinktionen,  die  wir  ähnlich  auch  bei 
anderen  germanischen  Volksstämmen,  z.  B.  den  Alamannen  und  Lango- 
barden, wiederfinden,  und  die  das  deutliche  Streben  zeigen,  so  genau, 
als  es  die  damaligen  primitiven  Kulturverhältnisse  gestatten,  die  Unter- 
schiede in  Geburt,  Reichtum  und  persönlichem  Einfluß  innerhalb  der 
Sippe  zum  Ausdruck  zu  bringen.  So  finden  wir  z.  B.  in  der  Stufe  der 
eorlas  vier  Grade  (iEthelberht,  75),  in  dem  Stand  der  Läten  drei  Grade 
(^Ethelberht,26).  Daß  aber  auch  die  ceorlas  in  Unterabteilungen  zerfielen, 
ist  durch  jene  Bestimmung  der  Gesetze  angedeutet,  welche  von  ihrem 
mittleren  Wergeid  spricht  (»medume  leodgeld«:  vEthelberht,  21). 


x)  Daß  dieser  Adel  »Uradel«,  also  nicht  erst  mit  dem  Königtum  entstanden, 
siehe  nachweislich  Liebermann,  Sachglossar  s.  v.  »Adel«,  1  u.  la  u.  3. 
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(  ber  den  Charakter  des  ältesten  Adels  der  Angelsachsen  lassen  sich 
nur  Vermutungen  anstellten,  und  zwar  durch  Vergleich  mit  den  ana- 

n  Verhältnissen  auf  dem  Kontinente1),  namentlich  mit  den  alten 
Sa<  hsen.  Danach  wird  man  wohl  annehmen  müssen,  daß  der  Adel,  die 
ethelingas,  eine  erbliche  Kaste  war,  die  sich  sorgfältig  gegen  die 
anderen  Stande,  insbesondere  die  andern  Freien  absperrte.  Mit  Rück- 
sicht ferner  auf  die  Tatsache,  daß  der  Ausdruck  sej>eling  in  den  Quellen 
auch  mit  Vorliebe,  namentlich  seil  dem  8.  Jahrhundert2),  zur  Bezeich- 
nung eines  Abkömmlings  königlicher  Familie  verwendet  wurde,  früher  aber 
offenbar  eine  umfassendere  Bedeutung  gehabt  halle  (z.  B.  im  Beowulf, 
wo  i  i  des  öftern  für  Thane  des  Königs  und  der  Königssöhne  verwendet 
wird),  werden  wir  vielleicht  zur  Vermutung  Anlaß  haben,  daß  Verwandt- 
Bchafl  mit  der  königlichen  Familie,  Abstammung  von  einem  frühern 
Throninhaber  und  I leeresführer  den  Adel  einer  Familie  begründet  haben. 

Dei  typische  freie  Mann  ist  in  der  angelsächsischen  Staatsgesell- 
schafl  der  ceorl.  Fr  bildete  den  Kern  der  Kriegertruppe,  die  Kent  er- 
oberte,  er  war  der  rlorl  im  Kampfe  gegen  die  Nachbarvölker.  Die  Läten 
setzen  sich  hauptsächlich  aus  den  unterworfenen  Völkerstämmen 
zusammen.  .Manche  von  ihnen  werden  wohl  mit  der  Hauptschar  der 
eorlas  und  ceorlas  über  das  Meer  aus  der  sächsischen  Heimat  herüberge- 

koi  n  sein,  andere  wieder  werden  wohl  ihrem  Ursprung  nach  der 

keltisch-romanischen  Bevölkerung  angehört  haben,  welche  die  Angeln 
und  Sachsen  antrafen.  Die  Position  mancher  Läten  wird  wohl  als 
eine  sehr  iriinstige  bezeichnet  werden  müssen.  Die  höchste  Stufe 
untre  ihnen  hatte  ein  Wergeid,  das  schon  dicht  an  das  Wergeid  der 
Freien  kam.«  (.Kl helberht, 26:  übersetzt  von  Liebermann:  »Wenn jemand 
einen  Halb  freien  erschlägt,  entgelte  er  den  am  Range  vorzüglichsten 
mit  80  Schilling«  .  .  .)3) 

Je  mehr  nun  das  angelsächsische  Volk  seßhaft  wird,  desto  mehr 
differenziert  sich  seine  Gesellschaftsordnung.  Schon  in  der  Zeit  Ines, 
also  in  der  zweiten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts,  wird  5  Hufen-Besitz 
Adel  erzeugt  haben4).  Die  Gefolgschaft  tut  insbesondere  das  ihrige 
dazu.  Der  ■> Abschichtungsprozeß«  wird  unter  Alfred  und  Eadward 
zum  Zwecke  der  Dänenabwehr  umfassender5).  Des  öfteren  begegnet 
uns  m  den  Quellen  die  Phrase  »des  Gedeihens«  zum  Than,  dem  Ge- 
folgsmann  des  Königs,  des  Aufsteigens  vom  ceorl  zum  Than.  Mit  der 
Zeil  wird  auch  die  Thaneigenschaft  erblich6).  Es  entsteht  ein  erblicher 

l)  Chadwick,  Studies,  ch.  X. 

Si(  he  Chron.  Sax.  728,  730,  wo  Oswald,  der  zu  einer  königlichen  Familie, 
drei  Gi  nerationen  vorher  den  Thron  nicht  eingenommen,  gehörte,  a3]?e- 
ling  genannt  wird. 

3  Über  die  verschiedenen  Stufen  des  ceorls  siehe  Rhamm  a.  a.  O.,  insbes.  712 
bis  717  und  775  —  794. 

4)  Liebermann,  Sachglossar  »Adel«  11  b. 
6)  Little  in  E.  H.  R.  IV,  723. 

8)  Dies  geht  namentlich  aus  den  Gesetzen  Alfreds  18  (1 — 3)  hervor,  worin 
von  Jungfrauen  gesprochen  wird,  die  »sixhynde«  und  »twelfhynde«  sind,  im  Gegen- 
-Mz  zu  solchen,  die  gemeiner  Abkunft  (»ceorlisc«)  sind. 
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Amtsadel,  dessen  Haupt  Vertreter  der  gesi^cund  man  ist.  Er  ist  ent- 
weder ein  sixhyndman,  wenn  sein  Wergeid  600  westsächsische  Schil- 
linge, ein  twelfhyndman,  wenn  sein  Wergeid  doppelt  so  hoch  ist.  Der 
westsächsische  ceorl  heißt  twihynde,  er  hat  nur  ein  Wergeid  von  200 
Schilling1).  Der  Unterschied  zwischen  sixhyndman  und  twelfhyndman 
begegnet  uns  schon  seit  der  Zeit  König  Ines  (also  seit  dem  Ausgange 
des  7.  Jahrhunderts).  In  den  Gesetzen  ^Elfreds  ist  er  sehr  häufig.  Frei- 
lich wird  nirgends  deutlich  genug  gesagt,  welcher  Klasse  der  Bevölke- 
rung die  sixhyndmen  angehören.  Nur  an  einer  Stelle  der  Gesetze  Ines 
(cap.  24)  heißt  es :  Ein  Welscher,  wenn  er  fünf  Hiden  besitzt,  der  ist 
600  Schilling  Wergeid  wert  (»Wealh,  gif  he  hafad  v  hida,  he  biet  syx- 
hynde«.)  Aber  die  sixhynde  bloß  mit  den  Welschen,  der  unterworfenen 
keltischen  Bevölkerung,  zu  identifizieren2),  geht  nicht  gut  an,  weil  der 
wealh,  der  WTelsche,  in  den  Gradationen  der  Bevölkerung  für  die  Zwecke 
des  Wergeides  und  der  Bußen  außer  oder  neben  der  Dreiteilung  der 
freien  Bevölkerung  in  twihynde,  sixhynde  und  twelfhynde  niemals 
besonders  genannt,  der  sixhynde  aber  regelmäßig  in  ihr  eingeschlossen 
ist.  Diese  Tatsache  in  Verbindung  mit  der  andern,  daß  die  Zahl  der 
welschen  Grundeigentümer  geringer  war  als  die  Zahl  der  angelsächsi- 
schen Bauern,  schließt  es  aus,  die  sixhyndman-Klasse  mit  den  Welschen, 
die  5  Hiden  Eigentum  besitzen,  zu  identifizieren.  Wahrscheinlich  wird 
der  welsche  Grundeigentümer  mit  einer  bestimmten  Klasse  der  eng- 
lischen Bevölkerung  rangiert  haben,  ähnlich  wie  der  welsche  Reiter 
in  des  Königs  Dienst.  Waren  deshalb  die  sixhynde  keineswegs  nur 
Welsche,  so  bleibt  nur  die  Erklärung  aus  anderen  Bevölkerungsschichten, 
und  die  neuesten  Forschungen3)  weisen  mit  annähernder  Wahrschein- 
lichkeit darauf  hin,  daß  die  Sixhyndethane,  nicht  Königsthane 
waren,  sondern  einen  Bischof  oder  andern  Oberherrn  als  den  König 
hatten.  Die  Steigerung  des  Wergeides  der  Königsthane  findet  auch 
auf  dem  Kontinent  bei  den  Franken  ihre  Parallele.  Sodann  werden 
die  Söhne  und  Verwandten  der  Thane,  auch  solche,  welche  keinen  eigenen 
Grundbesitz  halten,  als  sixhynde  zu  betrachten  sein.  In  dieser  Periode, 
am  Abschlüsse  der  angelsächsischen  Kolonisation,  also  etwa  im  9.  Jahr- 
hundert, verschwinden  auch  die  Läten4).  Ihren  Platz  nimmt  vollständig 
der  Welsche,  der  wealh,  ein.  Wie  der  Läte,  zeigt  auch  er  Rangstufen 
(z.  B.  Ine  32,  33). 

*)  Die  Proportion  zwischen  twelfhynde  und  twihynde  =  6:1  ist  zweimal  so 
hoch  als  das  Verhältnis  der  höchsten  Klasse  zur  untersten  Klasse  der  Freien  in  Kent. 
Hier  ist  sie  3:1;  doch  hängt  dies  mit  der  Tatsache  zusammen,  daß  die  Kenter 
eine  Goldwährung  nach  merovingischem  Muster  hatten,  während  die  uns  erhaltene 
westsächsische  Wergeldzahl  auf  dem  westsächsischen  Schilling  und  der  Silber- 
währung fußt.  Über  ähnlichen  Wechsel  der  Wergeidziffern  auf  dem  Kontinent 
siehe  Vinogradoff,  Ztschr.  f.  Rechtsgesch.  (germ.  Abtlg.)  Bd.  23,  S.  136  ff.  Die  Deu- 
tung, die  Rhamm  a.  a.  O.  S.  777  ff.,  kentischen  Gesetzen  gibt,  um  seine  These  nach- 
zuweisen, daß  die  Proportion  von  6  :  1  schon  vom  Kontinent  mitgebracht  worden 
ist,  kann  ich  nicht  mitmachen. 

2)  So  wieder  neuestens  Liebermann  Sachglossar  »Sechshunderter«  5. 

3)  Vinogradoff,  Growth,  p.  126,  und  Chadwick,  p.  93  ff. 

4)  Über  ihr  Verschwinden  in  Friesland,  siehe  His,  Strafrecht  der  Friesen,  S.  48. 
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II.  Die  Ständegliederung  nach  der  Däneneroberung. 

Zunächst  greift  eine  bedeutsame  Vereinfachung  Platz,  die  Klasse 
dei  sixhynde  verschwindet  im  allgemeinen,  ausgenommen  (He  Graf- 
schaften des  westlichen  Mittellandes,  namentlich  im  ehemaligen  Mercia, 
wo  sie  als  radchenistres,  radmanni,  neben  <I<mi  Thanen  im  Domesday 
erwähnl  werden.  Das  Verschwinden  der  sixhynde  hängt  also  mit  dem 
großen  l  mbildungsprozeß  im  militärischen  Sinne  zusammen,  den  die 
Däneneroberung  im  Gefolge  hatte.  Es  tritt  nämlich  der  Kriegerstand 
s<  härfer  an  Bedeul ung  bervor.  Der  einlache  dänische  Krieger,  der  bis- 
bei  nur  vollfreier  Erbbauer  gewesen,  wird  nunmehr  mit  einem  kleinen 
^delshof  ausgestattet1)  und  dem  englischen  Königsthan,  der  freie 
i  nglische  Bauer,  ceorl.  dem  dänischen  l'Yei^elassenen  im  Wergeide  gleich- 
gestellt.  |  Ellfreds  und  (iullirmns  Friede,  S.  22).  In  der  Folgezeit 
scheinl  diese  Anmaßung  der  Dänen  noch  schärfer  hervorgetreten  zu 
sein.  In  dem  oNordleute3)- KechL«,  dessen  Entstehung  Liebermann 
zwischen  920  bis  954  sieht,  linden  wir  den  dänischen  Krieger  (höldr 
oder,  wie  er  in  dem  Rechte  selbst  genannt  wird,  »hold«)  mit  einem 
VVergeld  von  '»000  T remissen  ausgestattet;  der  englische  Priester 
und  Than  hat  bloß  ein  Wergeid  von  2000  Tremissen  (oder  in  der 
S(  billingsrechnung  von  Wessex  :  2000  : 1200  Schilling),  während  das  Wer- 
geld  eines  Gemeinfreien  266  Tremissen  (resp.  200  Schilling  nach  Mercier- 
Recht)  isl  (c.  i,  5,  6  der  NorJ)leoda  laga).  Alles  scheint  sich  nur  zur 
l  i,iLr'  zuzuspitzen:  Wer  ist  Krieger,  wer  ist  Bauer?  Wer  ist  twelf- 
bynde,  wer  twihynde?  Cnut  ist  ganz  deutlich  in  dieser  Hinsicht, 
und  es  läufl  auch  bei  ihm  alles  auf  diesen  Gegensatz  hinaus.  So  beginnt 
-i  sein  Gesetz  von  1020  (Liebermann  I,  273): 

§  1:  »König  Cnul  grüßt  seine  Erzbischöfe  und  seine  Suffragan- 
bischöfe  und  Thurkil,  Herzog  von  Ostanglien,  und  alle  seine  Grafen, 
und  sein  ganzes  Volk  —  von  1200  und  200  Schilling  Wergeid,  Geistliche 
und  Laien  —  in  England  freundlich  (,ealne  his  Jjeodscype,  twelfhynde  / 
twyhynde,  gehädode  /  laewede,  on  Englalande  freondlice')«. 

Die  Zuspitzung  dieses  Gegensatzes  war  nicht  bloß  durch  das  schärfere 
Hervortreten  der  Kriegerklasse  geboten.  Eine  Erhöhimg  des  Wergeides 
der  dänischen  Krieger  war  auch  durch  die  Auflösung  des  Sippenver- 
bandes,  die  sich  schon  seit  Eadmunds  Zeiten  wahrnehmbar  vollzog, 
von  selbsl  gegeben.  Sie  war  als  Abschrecknngsmaßregel  gedacht, 
namentlich  im  Grenzgebiet  der  beiden  Nationen4).    Beide  Momente 

1    Brunner,  I).  RG.  I2,  S.  349  f. 

-    Siehe  Rhamm,  Großhöfe  der  Germanen  710. 

Die  Nordleute  sind  nach  Liebermann  I,  459  Angloskandinaven  in  Nord- 
loff,  Growth,  p.131,  identifiziert  sie  mit  den  Bewohnern  des  von 
Halfdan  gegründeten  Königreichs  York. 

1    1  kontinentale  Parallele  im  Lande  der  Chamaver  im  Verhältnis 

der  Pranken  gegenüber  Friesen  und  Sachsen   siehe  Vinogradoff,   Ztschr.  f.  RG. 

Ibtlg.    XXIII,  8.172.    Über  Verstärkung  der  Sicherheit  im  Grenzgebiete 
durch  Erhöhung  des  Wergeides  ebendort,    So  auch  Liebermann,  Archiv  f.  neuere 
ben  102.   S.  278  »Verhältnis  der  Dunsaete,  Walliser  in  Hereford,   zu  den 
Angelsachsen«. 
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trugen  nun  zunächst  dazu  bei,  die  Ständegliederung  der  Angelsachsen 
zu  vereinfachen.  Der  sixhynde  verschwindet,  die  obige  Begrüßungs- 
formel Cnuts  kennt  ihn  nicht  mehr.  Mit  der  Zeit  aber  bricht  die  alte 
Differenzierungstendenz,  wie  sie  mit  fortschreitender  Kolonisation 
verbunden  ist,  wieder  mächtig  hervor.  Die  wichtige  ökonomische  Tat- 
sache, die  Vorläuferin  der  Feudalisierung,  ich  meine  die  Entstehung 
des  Gutshofs  und  der  gutsherrlichen  Gewalt,  kurz  die  Manorialisierung, 
tritt  zutage. 

Zwei  Rechtsdenkmäler  aus  dem  Beginn  des  11.  Jahrhunderts, 
also  aus  der  Zeit  vor  der  Normanneneroberung,  sind  vorzüglich  ge- 
eignet, uns  über  die  Standesverhältnisse  im  damaligen  England  zu  in- 
formieren. Es  sind  dies  die  Schrift  »Rectitudines  singularum  persona- 
rum«,  die  nach  Liebermann  zwischen  960 — 1060,  nach  Vinogradoff 
um  1025,  abgefaßt  worden  ist,  und  das  Bruchstück  »Ge{>ync{)o:  Über 
den  Ehrenrang«,  kompiliert  zwischen  1029 — 1060. 

Danach  sind  folgende  Stände  zu  unterscheiden: 

1.  Zu  oberst  steht  der  Hochadel,  der  aus  Bischöfen  und  eorlas 
besteht.  Der  eorl  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  hat  außer  dem  Namen 
nichts  mit  den  eorlas  der  kentischen  Gesetze  gemeinsam.  Er  ist  eine 
Amtswürde,  die  zwar  den  Abkömmlingen  des  eorl  adelige  Herkunft  gibt, 
die  aber  selbst  für  gewöhnlich  nicht  vererbt  werden  kann.  (Über  Aus- 
nahmen in  der  letzten  Zeit  der  angelsächsischen  Herrschaft  siehe 
weiter  unten  §  6.)  Diesen  Adel  konnte  jeder  Than  erwerben,  indem 
-er  die  Würde  eines  eorl  erhielt.   So  sagt  der  »Ehrenrang«,  §5: 

»Und  wenn  ein  Thegn  emporstieg  (,gej)eah'),  daß  er  zum  Grafen 
wurde  {]>set  he  wearct  to  eorle),  dann  genoß  er  fortan  Grafen- 
berechtigung. « 

Die  Vorrechte  und  Privilegien  des  Grafen  waren  mannigfacher  Art. 

Die  Buße,  die  dem  eorl  für  den  Bruch  seines  Friedens  (borg)  oder 
seiner  Schutzgewalt  (mund)  zu  zahlen  war,  betrug  2  Pfund  (96  west- 
sächsischer Schillinge),  während  der  gewöhnliche  Adlige  bloß  30  bis 
36  Schillinge  erhielt,  der  König  aber  5  Pfund,  der  Erzbischof  3  Pfund 
verlangen  konnte  (Cnut  II,  58, 2). 

In  ähnlicher  Weise  wurde  das  Fechten  in  Gegenwart  des  Grafen, 
das  Eindringen  in  sein  Haus  (burgbryce)  strenger  gestraft  als  das  gleiche 
Vergehen  gegen  andere  gewöhnliche  Adlige.  Das  Wergeid  eines  Grafen 
wird  wohl  zweimal  so  groß  als  das  eines  gewöhnlichen  Adligen  gewesen 
sein  (Chadwick,  Studies,  167  f.),  während  es  im  Norden  Englands  sogar 
4  mal  so  groß  war  als  das  eines  Than  (8000  :  4000  Tremissen,  NorJ)leoda 
laga,  §  3  und  5). 

Die  Funktionen  des  eorl  oder,  wie  er  in  der  Zeit  vor  Eadgar  hieß1), 
des  ealdorman,  waren  teils  militärische,  teils  gouvernementale.  Wir 
werden  sie  noch  unten  (im  §  6  über  die  Lokalverwaltung)  näher  kennen 
lernen. 

x)  Siehe  Bosworth  -  Toller  Supplement  s.v.  »eorl«  p.  191:  A.  S.  Chron.  966: 
Ösläc  feng  tö  ealdordöme  a.  a.  O.  963:  ösläc  ealdorman;  jedoch  975:  Ösläc  se 
msera  eorl. 
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2.  1  ntet  dem  Stande  this  eorl  stand  < i i KLönigs-Thanschaft.  Dieser 
Stand  der  Adelstand  xor'clb^y  hatte  auch  sein  bevorzugtes  Wergeid 
g<  wohnlich  L200  westsächsische  Schillinge)  und  seine  besondern  Bußen. 
Ei  konnte  durch  seinen  Eid  den  Eid  von  6  ceorlas  aufwiegen.  Seine 
rechtliche  Stellung  beschreiben  zutreffend  die  leges  llenrici  64,  2b1): 
»thaini  Iusiurandum  contravalet  iusiurandum  sex  villanorum;  et  si 
•  lur,  plene  vindicaretur  in  sex  villanis,  et  si  emendaretur,  eius 
weregyldura  881   sex  villanorum  were^yhluin«. 

Die  Eigenschaft  eines  Thans  wurde  im  LO,  Jahrhundert  vererbt. 
Sie  konnte  aber  auch  aus  eigener  kraft  erworben  werden.  So  findet 
sich  in  der  ger&dnes8)«  fürs  I)unsa4e-Land  (Liebermann  I,  377): 
«Ii-'  Formel  »sy  Ii»'  Begenboren,  sy  he  eeorlboren«.  Und  in  den  Leges 
Henri  <  i  (68,3),  die  /war  aus  dem  L2.  Jahrhundert  stammen,  aber 
ältere  Rechtsverhältnisse  aus  dem  10.  und  11.  Jahrhundert  (Gnut  I, 
6a  und  6,2a)  Bchildern:  »si  bamen  (presbyter)  occidatur .  .  .  .  secun- 
•  liini  natale  suum  reddatur:  si  de  thainis  natus  est  thaini  wera  red- 
datur,  si  de  villanis  similiter  coniectetur. « 

Die  Thanschafl  konnte  aber  auch  erworben  werden,  und  das  ist 
die  l  rsache3)  des  Fortschritts,  den  die  hier  betrachtete  Entwicklungs- 
periode  gegenüber  der  vorhergehenden  aufweist:  die  große  Verbreitung 
der  Thane  gegenüber  ihrer  früher  geringeren  Zahl.  Die  Thanschaft  war 
schon  etwa  seil  Bedas  Zeil  abgeschichtet,  während  sie  ursprünglich  ein 
bloß  persönliches  Gefolgschaftsverhältnis  zwischen  dem  Than  und  dem 
König  dargestellt  hatte.  Der  König  bot  Land  für  den  Eintritt  eines 
Mannes  in  des  Königs  Gefolge  (ministerium)4).  Nun  aber  im  10.  Jahr- 
hund »ti  gewinnl  der  Titel  Than  eine  ungewöhnlich  rasche  Verbreitung. 
Dies  komml  daher,  weil  das  Benefizialwesen  nach  fränkischem  Muster 
eindringl  (siehe  oben  §  1).  Nunmehr  gilt  der  Rechtssatz  (Ehrenrang, 
_  bei  Liebermann  I,  457):  »Und  wenn  ein  Gemeinfreier  (so)  empor- 
Liin.  d;il.»  <r  völlig  .*")  lüden  eigenen  Landes  hatte,...  und  ein  beson- 
deres  \mi  in  des  Königs  Halle,  dann  genoß  er  hinfort  Thegnberech- 
tigung. <    Ähnlich   sagte   schon  das   Nordleute-Recht5)   §9  (Lieber- 

n  I,  S.  461):  »Und  wenn  ein  gemeinfreier  Mann  emporkommt, 
Hiden  Landes  zum  königlichen  Fernheer  besitzt  (f)9et  he  haabbe 
V  hida  landes  bo  cynges  utware)  und  erschlagen  wird,  werde  er  mit 
2000  Tremissen6)  «  ntgolten.«     Wenn  der  Sohn  eines  Gemeinfreien 

1)  Eine  Quellenstelle  aus  dem  12.  Jahrhundert,  die  aber  schon  auf  eine 
ältere  aus  dem  10.  Jahrhundert  (äl)  1.  Liebermann  Gesetze  I.  464)  zurückgeht. 
Siehe  Chadwick,  Studies,  78. 

2)  Deren  Abfassung  Liebermann  in  die  Zeit  zwischen  926—1000  setzt. 

l  Dies  die  Theorie  von  Maurer,  Krit.  Überschau  III,  388  ff.  und  Stubbs 
I  173,  die  neuerdings,  aber  mit  wenig  haltbaren  Argumenten  von  A.  G.  Little  in 
der  English  Historical  Review  IV,  727  ff.  angefochten  wird. 

4)  Z.  B.  Beda,  Vita  Abb.  1.  Chron.  Sax.  755:  Gyneheard  der  jEtheling 
bietet,  nachdem  er  König  Cynewulf  getötet,  dessen  Thanes  »feos  and  landes«  nach 
ihrer  eigenen  Wahl  an,  wenn  sie  ihm  die  Königswürde  übertrügen. 

*]  Zwischen  920 — 954  entstanden. 

'    1».  i.  nach  demselben  Rechte  §5,  das  Wergeid  des  Thans. 
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und  dessen  Sohn  das  gleiche  Quantum  Landes  erreichen,  dann  bleibe 
die  Thaneigenschaft  dauernd  in  der  Familie  (§11  desselben  Rechts). 
Über  die  Pflichten  eines  Thans  sagen  die  »  Rectitudines«  (§  1,  bei  Lieber- 
mann I,  444):  »Thegnrecht  und  -pflicht  ist,  daß  er  seines  Urkunden- 
rechts1) genieße  und  von  seinem  Lande  drei  Dinge  leiste:  Landwehr- 
heerfahrt (fyrdfaereld),  Festungsherstellung  (burhbote)  und  Brücken- 
werk (brycgeweorc). «  Das  Ausmaß  seiner  Dienstpflicht  in  der  fyrd 
ist  durch  seinen  Grundbesitz  von  mindestens  5  Hufen  bestimmt. 
Außer  diesen  militärischen  Pflichten,  die  noch  bei  »vielen  Landgütern 
auf  königlichen  Befehl«  (»to  cyniges  gebanne«)  detaillierter  sind,  hat 
er  die  wichtige  Funktion  eines  königlichen  Beraters  unter  den  witan,  der 
Landesversammlung.  Hier  tritt  er  meist  unter  dem  Namen  comes, 
minister2)  auf,  wobei  vielleicht  unter  dem  letzten  Namen  nur  der  un- 
verheiratete Gefolgsmann,  der  noch  nicht  abgeschichtet  ist,  verstanden 
wird3). 

Nicht  bloß  der  König  hatte  Thane,  auch  jeder  Große  (z.  B.  Bischof) 
konnte  solche  haben.  Sie  hießen  dann  Thane  mittlerer  Güte  oder  sog. 
medeman  {)egnas,  im  Gegensatze  zu  den  Königsthanen,  welche  als 
»cyninges  fegnas«,  »f>e  him  nyhste  syndan«  bezeichnet  werden  (Cnutll, 
71,  1  u.  2). 

8.  Unter  den  Thanen  stehen  in  der  Rangstufe  der  Rectitudines 
die  Gemeinfreien,  aber  sie  hat  bereits  der  Manorialisierungsprozeß  er- 
griffen, denn  sie  heißen  nun  geneat  und  gebür.  Der  Unterschied  zwischen 
diesen  beiden  Klassen  liegt  darin,  daß  der  geneat4),  ein  freier  Mann, 
dem  Gutsherrn  nur  zu  Renten  und  Reiterdiensten  verpflichtet  war, 
während  der  gebür  als  colonus  auf  Herrnland  saß,  vom  Gutsherrn  mit- 
unter auch  eine  gutsbäuerliche  Inventarausrüstung,  in  Ackergeräten, 
Samen,  Vieh  bestehend,  erhielt,  dafür  aber  gemessene  Dienste  auf  dem 

x)  Das  ist  sein  böcland. 

2)  Chadwick,  Studies  318  ff. 

3)  Chadwick  a.  a.  O.  341.  Er  ist  frei  und  heißt  auch  hagosteald,  so  im  Gedicht 
»Höllenfahrt  Christi«  21.  Siehe  auch  ähnlich  in  Frankreich  Guilhermoz  a.  a.  O. 
p.  111.  Aber  auch  der  unfreie  grundbesitzlose  Hofdiener  heißt  hagosteald, 
z.  B.  in  dem  Gedicht  Be  manna  wyrdum  92 :  hier  wird  vom  Falken  gesagt,  daß  er 
würde  »to  hagostealdes  honda  gelsered«,  d.  h.  abgerichtet  auf  die  Hand  des  hago- 
steald. Diese  Beschäftigung  mit  Falkenabrichtung  ist  an  und  für  sich  eine  niedrige.  Aber 
wir  haben  noch  eine  andere  Quellenstelle,  welche  diese  »accipitres-Falkwarte«  mit  den 
»pueri  qui  ducunt  canes«  zusammenstellt.  Die  pueri  sind  gewiß  unfrei,  daher  auch  die 
Falkwarte  (siehe  C.  D.  II,  Nr.  258).  Man  kann  also  m.  E.  der  Ansicht  von  Brunner, 
D.  RG.  I2,  189 44  —  wenigstens  für  die  angelsächsischen  Verhältnisse  — -  nicht  bei- 
treten, daß  alle  hagostealdas  frei  waren.  Es  sind  freie  und  unfreie  Elemente  in  dieser 
Klasse,  wie  eben  auch  in  der  Thanschaft.  Das  alte  Rechtsinstitut  der  Gefolgschaft 
wurde  in  bezug  auf  manche  Rechtsätze,  sowohl  auf  Freie  wie  auch  auf  Hörige  an- 
wendbar. Ich  verweise  auf  Guilhermoz  a.a.O.  p.  120,  ohne  natürlich  seine  Theorie 
von  der  primären  Unfreiheit  der  Gefolgschaft  zu  teilen.  Unter  denselben  Gesichts- 
punkt fällt  die  Sondererbfolge  des  Heergewätes  bei  Freien  und  Unfreien.  (Siehe 
Klatt,  in  den  Deutschrechtlichen  Beiträgen  von  Beyerle  II,  S.  211.) 

4)  =  »Genosse«  an  der  Dorfgemeinschaft.    Siehe  Liebermann,  Sachglossar 
»Bauer«  3c. 
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Gutshof  zu  leisten  hatte.  Unter  beiden  steht  der  Kötter,  der  cotsetla1), 
der  keinen  spannfähigen  A.ckerbesitz  hat,  wie  der  geneat  und  gebür 
(nämlich  1  ,  Hufe),  aber  auch  kein  gafol,  keinen  Bodenzins  zahlt,  sondern 
rageswerk  auf  dem  Üutsbof  leistet. 

Der  gebür  steckt  schon  mit  einein  Fuße  in  der  Hörigkeit,  denn 
die  »Rectitudines«  (4,  3)  sagen:  »Wenn  ihn  der  Tod  trifft,  halte  sich  sein 
Herr  an  das.  was  er  hinterläßt.« 

Ü3er  noch  immer  l reimt  den  gebür  und  Kötter  eine  Kluft  von  dem 
Knechte  (esne).  Die  Dienste  des  gebür  waren  »gemessene«,  d.  h.  er  hat 
zwei  Tage  wöchentlich  das  ganze  Jahr  hindurch  zu  arbeiten,  drei  Tage 
aber  im  Frühling  und  I buhst.  Die  Wahl  der  Arbeit,  für  die  er  heran- 
gezogen  wird,  steht  beim  gutsherrlichen  Vogt.  Außerdem  hat  er  Pflug- 
arbeit  der  verschiedensten  Art  zu  tun,  einen  Acker  jede  Woche  im  Herbst, 
dann  drei  \cker  des  Gutshofs  jährlich  als  sein  Pachtpflügen  (gafol- 
\  r|»)  zu  bestellen  und  die  Saat  hierzu  aus  Eigenem  zu  stellen,  drei  Acker 
als  »Geheißarbeit«  (tö  benyrjje)  und  zwei  Acker  als  Entgelt  für  Heu- 
inachen  (tö  ga»rsyr|>e). 

User  diese  Arbeit  ist  genau  bestimmt,  wenngleich  sie  nach  Guts- 
höfen  variiert,  dort  leichter,  dort  schwerer  ist.  Der  gutsherrliche  Brauch 
bestimmt  es.  Der  gebür  ist  ein  freier  Mann,  wenngleich  ihn  die  Recti- 
tudines,  anders  als  den  geneat  und  Kötter,  nicht  als  solchen  bezeichnen. 
Seine  Abhängigkeit  ist  nur  eine  ökonomische,  aber  eines  Tages  wird 
er  sich  in  Position  eines  Leibeigenen  finden,  wenn  kein  Richter,  ins- 
besondere  kein  königlicher  Richter  über  ihn  wacht,  sondern  der  Guts- 
herr seine  richterliche  Instanz  wird.  Es  ist  der  Tag,  da  gutsherrliche  Ge- 
walt und  Immunität  in  eins  verschmelzen,  der  Tag,  an  dem  die  Feudali- 
sierung  vollendet  ist.  Auch  die  Kötter  haben  gemessene  Frondienste, 
und  zwar  monatlich,  das  Jahr  hindurch  der  Gutsherrschaft  zu  leisten: 
m  der  Erntezeit  drei  Tage  wöchentlich,  anderwärts  sogar  täglich  (Lieber- 
en n.  Sachglossar  »Kötter«  7). 

4.  Unter  den  gebüras  und  Köttern  stehen  dann  die  leibeigenen 
Knechte2),  die  meist  aus  dem  Sklavenstande  (f>eow)  hervorgehen. 

III.  Die  Stände  des  Feudalstaates. 

Die  \<>rmanneneroberung  führte  ähnlich  wie  die  Däneneroberung 
eine  Vereinfachung  der  Ständegliederung  herbei,  und  zwar  in  doppelter 
l!c  hiung:  einmal  brachte  sie  die  Zwittergebilde  der  älteren  Formen  der 
I  .ctiidvi-rgabung  in  die  relativ  einfachem  Besitzformen  der  feudalen 
Rechtsterminologie,  sodann  stürzte  sie  die  zahlreichen  wirtschaftlichen 

1  Daß  diese  nicht  etwa  wie  Wittich  (Die  Grundherrschaft  in  Nordwestdeutsch- 
land, 1  896  für  Nordwestdeutschland  annimmt,  aus  der  wirtschaftlichen  Vernichtung 
der  halbfreien  Laten  und  ihrer  Aufsaugung  durch  die  Meierhöfe,  sondern  aus  der 
Übervölkerung  der  alten  Dorfgenossenschaften  entstanden  sind,  welche  im  Gefolge 
von  den  festen  A.ckermaßen  und  des  Hidensystems  sich  ergab,  und  daß  die  über- 
zähligen Familienmitglieder  als  Kötter  auf  dem  Grund  und  Boden  von  dem  Grund- 
herrn angesetzt  wurden,  weist  K.  Rhamm  a.  a.  O.  S.  74  ff.,  142  ff.  auch  für  England  nach. 

2j  Liebermann,  Sachglossar  »Bauer«  7e  und  »Unfrei«  lff. 
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Abhängigkeitsverhältnisse,  die  die  Domesday  Book  bei  Schilderung  der 
angelsächsischen  gutsbäuerlichen  Verhältnisse  aufweist,  in  einen  Topf: 
Die  früheren  rechtlich  freien,  aber  wirtschaftlich  abhängigen  Klassen 
der  geneatas,  gebüras,  der  cotsetlan,  der  bordarii  (Häusler,  die  größeren 
Grundbesitz  als  bloß  die  Kossäten  besaßen,  aber  dennoch  nicht  zur  vollen 
Anteilnahme  an  der  Feldherrschaft  befähigt  waren1),  wurden  nun  auch 
rechtlich  unfrei,  sog.  villani,  Gutshörige2).  So  erhält  denn  die  Gliederung 
der  Bevölkerung  des  Feudalstaats  ihre  Doppelteilung:  in  Freie  und 
Unfreie.  Die  erstem  waren  allein  die  Lehensfähigen,  die  letztern,  die 
villani,  die  gutshörigen  Bauern. 

Das  anglonormannische  Recht  des  Feudalstaats  kennt  keine  Rang- 
stufen innerhalb  der  feudalen  Gesellschaft,  infolgedessen  ist  die  Stände- 
bildung nur  rudimentär  in  dieser  Zeit  entwickelt.  Grundlegend  war  der 
Unterschied  zwischen  Freien  und  Unfreien,  aber  nicht  etwa,  um  Rang- 
oder Standesprivilegien  danach  zu  bestimmen,  sondern  um  die  Rechts- 
verhältnisse am  Grund  und  Boden  danach  zu  klassifizieren.  Unter 
diesen  Umständen  gewinnt  der  römischrechtliche  Begriff  Status  alsbald 
eine  Färbung,  welche  ihn  zu  einem  sachenrechtlichen  Begriff  (estate!) 
macht.  Noch  Bracton  scheidet  scharf  zwischen  Status  libertatis  und 
servitutis,  aber  später  wird  Status  nur  in  Verbindung  mit  dem  Grund- 
besitz in  der  englischen  Rechtsterminologie  verwendet.  Wir  hören 
von  einem  Status  in  feodo  tantum  (estate  in  fee  simple),  einem  status 
ad  vitam  tantum  (estate  for  life),  also  von  Grundbesitzformen,  wo  wir 
zunächst  Formen  der  persönlichen  Rang-  und  Freiheitsrechte  erwarten 
würden,  wie  es  die  römischrechtliche  Herkunft  des  Terminus  verlangt. 

Wenngleich  der  Freie  als  solcher  der  typische  Repräsentant  des 
Rechtssystems  und  der  feudalen  Grundbesitzverhältnisse  ist,  so  können 
wir  doch  allmählich  innerhalb  dieser  Klasse  zwei  Rangstufen  sich  heraus- 
bilden sehen.  Ich  betone:  es  sind  nur  Keime  einer  künftigen  Klassen- 
oder Ständebildung.  Denn  es  fehlen  noch  die  vollwirksamen  Privilegien 
und  Klassenvorrechte.  Aber  diese  sind  schon  im  Werden  begriffen. 
Diese  beiden  embryonalen  Ständegruppen  unter  den  Freien  sind  der 
Stand  der  Grafen  und  Barone  und  der  Stand  der  Ritter.  Von  diesen 
wollen  wir  zunächst  handeln,  ehe  wir  auf  die  Rechtsverhältnisse  der 
unfreien  Bevölkerung  (der  villeins)  eingehen. 

1.  Die  Grafen  und  Barone.  Der  starke  Wille  des  Normannen- 
königs duldete  keinen  andern  Adel  als  den,  den  er  selbst  schuf  oder 
anerkannte.  Der  Lehensbesitz  entscheidet  zunächst  allein  über  politische 
Rechte  und  politische  Pflichten,  und  in  dieser  Hinsicht  sind  alle  Vasallen, 
ob  sie  direkte  Vasallen  des  Königs  sind  oder  nicht,  einander  politisch 
gleich.  Baron  bezeichnet  damals  entweder  nur  den  alten  angelsächsichen 
Than  oder  alle  Vasallen  des  Königs,  schließlich  im  11.  und  12.  Jahrhundert 
auch  die  Aftervasallen3).  Die  Barone  haben  nur  die  Rechte,  die  das  Lehens- 

x)  Siehe  Vinogradoff,  Growth  338  ff. 

2)  Pollock  and  Maitland,  History  of  the  E.  Law  I,  391  ff. 

3)  Liebermann,  Sachglossar  »Adel«,  Ziff.  6a. 
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recht  ihnen  gibt,  und  nur  die  Pflichten,  dieihnendas  Lehensrecht  auferlegt, 
und  wie  weil  das  Lehensrechl  nach  beiden  Richtungen  geht,  hängt  von 
Form  des  Grundbesitzes  ab.  Das  »noble  Blut«  spielt  kenne  besondere 
Rolle.  Die  besondern  Vorzüge  und  Privilegien  der  Grafen  und  Barone 
war<  n  dl  shalb  sehr  gering.  Da  gnh  es  /..  I>.  cinigr  weniov  IVozeßregeln, 
wel<  he  diese  Klasse  von  den  übrigen  Freien  unterschied.  Die  Vorladung 
voi  Gerichl  mußte  einem  Grafen  einen  Monat,  dem  Baron  drei  Wochen 
vorher  zugestelll  werden,  während  dieso  Frisl  für  den  freien  Mann  bloß 
1  i  Tagt»  betrug. 

Der  Baron  besaß  zu  Bractons  /eil,  also  im  13.  Jahrhundert,  in 
gewissem  Sinne  die  Freiheil  von  zivilprozessualem  Arrest;  aber  für  eine 
Zeit .  'Ii-1  noch  t  ief  in  der  Nal  uralwirlsrhal'l  steckt  und  in  der  die  Geldwirt- 
schafl  sich  kaum  zu  regen  begonnen,  bedeutet  dies  sehr  wenig.  Der 
\  asall  des  Königs  durfte  nichl  exkommuniziert  werden,  aber  dies 
war  eher  ein  Privileg  des  Königs  als  des  tenens  in  capite.  Freilich  ein 
Privileg  war  schon  in  Umrissen  da,  welches  die  Barone  und  Grafen 
vor  allen  andern  hivien  hervorheben  sollte.  Die  Magna  Charta  bestimmt 
m  Vrt.  20:  »Comites  ei  barones  non  amercientur  nisi  per  pares  suos, 
•  'I  non  nisi  seenndnm  modiim  delicti.«  Geldbußen  sollten  über  Barone 
und  (ii-ah'n  nur  von  Ihresgleichen  verhängt  werden  und  nur  entspre- 
chend  dem  Grade  des  Delikts.  Die  nachfolgende  Praxis,  wie  sie  Bracton 
(folio  I  1 1  i  b)  bezeugt,  verstand  dies  nur  so,  daß  die  Barone  des  Exchequer, 
also  königliche  Beamte,  die  Barone  im  Sinne  der  Bestimmung  seien  und 
daß  sie  oder  der  König  erst  im  Rat  oder  Parlament  die  Verhängung 
der  Geldbuße  vornehmen  (»et  hoc  per  barones  de  scacario  vel  coram 
ipso  ivl:»'1)).  Aber  die  Barone  nahmen  noch  mehr  in  Anspruch,  sie 
wollten  im  Anschlüsse  an  die  Bestimmung  der  Magna  Charte  (c.39:  Nullus 
über  nomo  capiatur,  vel  imprisonetur,  aut  disseisiatur,  aut  utlagetur, 

au1  exuletur,  aut  aliquo  modo  destruatur  nisi  per  legale  Judicium 

parium  suorum  vel  per  legem  terrae)  für  sich  das  Privileg  besitzen,  nur 
von  ihresgleichen  in  Zivil-  und  Kriminalsachen  abgeurteilt  zu  werden. 
Zunächsl  lehnte  auch  die  königliche  Staatspraxis  dies  ab,  und  als  im 
Jahr.'  12.;.;  Richard  Earl  Marshall  vor  Gericht  gestellt  wurde  und 
als  Verräter  abgeurteilt  werden  sollte,  protestierten  die  Barone  da- 
gegen  in  einer  Versammlung  zu  Gloucester  am  14.  August.  Ungeachtet 
dessen  behandelte  Heinrich  III.  den  Grafen  Richard  und  seine 
Freunde  als  rechtlos  und  verteilte  ihr  Land  an  seine  Günstlinge 
absque  judicio  curiae  suae  et  parium  suorum«,  wie  Mathaeus  Parisiensis 
(Chron.  Maj.  III,  247  f.)  berichtet.   Faktisch  ging  wohl  ein  Urteil2)  des 

1    Im  einzelnen  war  die  Praxis  die  folgende  (siehe  V.  Harcourt,  E.  H.  R. 
vol.  XXII,  p.  732  ff.).    Die  von  den  reisenden  Richtern  aufgenommene  Strafliste 
one  des  Exchequer  gesandt.   Name  und  Delikt  war  besonders 
Betrag  der  .Slrafsumme  fehlte.  Diesen  bestimmten  dann  bei  leichten 
Delikten  die  Barone  des  Exchequer,  bei  schwereren  der  König  im  Rate  oder  im 
Dient.    Bemerkenswert  ist,  daß  sie,  wie  Harcourt  nachweist,  damals  nicht 

indem  meistens  »ad  voluntatem  regis«  verhängt  wurden. 
-    Ein  Moment,  das  Math.  Parisiensis  nicht  erwähnt. 
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Königsgerichts  vor  der  Verurteilung  voraus.  Am  darauffolgenden 
9.  Oktober  versuchten  die  Barone  dieses  Urteil  umzustoßen,  eben  aus 
dem  Grunde,  daß  es  ohne  Judicium  parium  gefällt  worden  sei.  Da  tritt 
der  Justiciarius  Heinrichs  III.,  Peter  des  Roches,  auf  und  verteidigt 
den  König  mit  den  Worten,  es  gebe  in  England  keine  pares  wie  im 
Königreich  Frankreich,  und  der  König  könne  alle  Verräter  jeglichen 
Ranges  durch  seine  Richter  verurteilen  lassen  (Math.  Parisiensis  III, 
251  f.).  Die  Barone  konnten  in  der  Folge  ihre  Privilegierung  nach  dieser 
Richtung  nur  für  die  Kriminalgerichtsbarkeit  aufrechthalten,  aber  dies 
gehört  schon  der  Periode  des  Ständestaats  an.  In  unserer  Periode  be- 
richtet zwar  Bracton  (fol.  119),  daß  sie,  wenn  die  Anklage  auf  Felonie 
oder  Hochverrat,  also  auf  ein  schweres  Verbrechen,  ging,  nur  von 
ihresgleichen,  also  nur  von  Baronen  und  Grafen,  abgeurteilt  werden 
dürften,  aber  es  liegt  ihm  fern,  dies  mit  einem  Privileg  zu  begründen. 
Nur  weil  der  König  nicht  zugleich  Ankläger  und  Richter  in  einer  Person 
(nämlich  durch  seine  Richter)  sein  dürfte,  sonst  könnte  sein  Urteil  durch 
Begehrlichkeit  nach  Güterkonfiskation  getrübt  sein.  Unter  Edward  I. 
beginnt  die  Frage  nach  dem  Judicium  parium  der  Großen  wichtiger 
zu  werden. 

Trotzdem  wir  deshalb  in  unserer  Periode  von  Ständen  nicht  gut 
reden  können,  da  die  Ständeprivilegien  im  großen  und  ganzen  fehlen, 
wird  doch  schon  allmählich  seit  Heinrichs  II.  Tagen  eine  Demarkations- 
linie innerhalb  der  Barones1)  gezogen.  Die  Königsvasallen  zerfallen 
nämlich  in  Barones  majores  und  minores  (Dialogus  de  Scaccario:  »ba- 
ronias  scilicet  majores  seu  minores«)2).  In  der  Magna  Charta  erhalten  die 
Barones  majores  das  Privileg,  jeder  für  sich  zum  commune  consilium, 
zur  Lehenskurie  des  Königs  geladen  zu  werden,  die  Barones  minores 
hingegen  im  allgemeinen  (in  generali)  durch  die  Sheriffs  der  Graf- 
schaften, in  denen  sie,  die  Barones  minores,  wohnen,  geladen  (Art.  14). 

Trotz  alledem  blieb  die  Grenze  zwischen  beiden  flüssig,  bis  dann 
der  Ständestaat  die  ersteren  zur  Peerage  gestaltete,  die  letzteren  zur 
Ritterschaft  machte  und  sie  zu  den  Commons,  dem  dritten  Stande, 
schlug. 

2.  Die  Ritter  (milites)  standen  unter  den  großen  Baronen.  In  dieser 
Klasse  stecken  die  unfreien  Thane  der  Großen  aus  der  angelsächsischen 
Zeit:  die  Ministerialen  (der  homo  tainus  im  Gegensatz  zu  dem  francus 
tainus  der  Domesdaybook.  Siehe  Vinogradoff,  English  Society  a.  a.  0. 
404  und  414  f.  Auch  Round,  King's  Serjeants  a.  a.  0.  12  f.)  In  der 
Zeit  Heinrichs  III.  sind  sie  mit  den  freien  milites  in  eins  verschmolzen 

x)  Daß  der  Ausdruck  »Baron«  im  11.  und  12.  Jahrhundert  nicht  bloß  auf  die 
tenentes  in  capite,  die  Kronvasallen,  beschränkt  war,  zeigt  Tait,  Mediaeval  Man- 
chester and  the  beginnings  of  Lancashire  1904,  p.  182  ff. 

2)  Der  Ausdruck  principes  regni  für  die,  welche  dem  Könige  ratend  zur  Seite 
stehen,  findet  sich  seit  dem  12.  Jahrhundert  in  England  nicht  mehr,  auch  nicht 
in  dem  Sinne,  daß  sie  die  Ersten  im  Reiche  seien,  wie  dies  in  Deutschland  der  Fall 
war  (Ficker,  Vom  Reichsfürstenstand,  I.  Bd.,  IV.  Abschn.).  Umgekehrt  hat  der 
englische  Baronenbegriff  auf  die  frühe  Verwendung  dieses  Ausdrucks  im  Westen 
Deutschlands  eingewirkt:  Ficker  a.  a.  O.  I,  36. 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  ^ 
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(J  L9)1),  Das  Recht  legt  den  tnilites  gewisse  Pflichten  auf,  aber 
von  einer  Ritterschaft  als  Stand  hören  wir  in  dieser  Periode  wenig. 
In  der  Rechtspflege,  bei  Bildung  von  Jurygruppen  werden  sie  ver- 
wendet. In  der  Zahl  von  \  oder  L2  treten  sie  nicht  selten  als  Ver- 
treter  ihrer  Grafschaften  auf.  Für  bestimmte  Prozeßarten  (Eigentums- 
prozes8e)  können  nur  Ritter,  nicht  andere  Freie,  verwendet  werden, 
l  m  eine  Besitzfrage  zu  entscheiden,  sind  Liberi  homines  als  Geschworene 
Lint  genug,  für  das  Verdikt  über  die  Eigentumsfrage  bedarf  es  der  Ritter. 
Sie  werden  als  besonders  vertrauenswürdige  Personen  in  der  Admini- 
stration und  Justizverwaltung  betrachtet,  aber  wir  hören  nichts  von 
dem  angelsächsischen,  recht  eigentümlichen  Satze,  daß  ein  f)egn 
mit  seinem  Eide  sechs  Gemeinfreie  aufwiege.  Wie  wenig  die  Ritter  als 
in  sich  geschlossener  Stand  angesehen  werden,  geht  am  besten  aus  der 
Tatsache  hervor,  daß  wir  in  unserer  Zeitperiode  ebensowenig  wie  in  der 
folgenden  von  einem  Rechtssatz  lesen,  daß  Rittergüter  nur  von  Ritter- 
bürtigen  besessen  werden  können.  Noch  weniger  hören  wir  von  einem 
Satze,  «Inn  wir  auf  dem  Kontinent  begegnen,  daß  nur  Ritter,  Barone 
oder  nur  der  Ritter  ein  gutsherrliches  Gericht,  eine  Patrimonialgerichts- 
ktiknt.  besitzen  darf. 

Zu  dm  Freien  zählt  natürlich  auch  der  Klerus.  Aber  er  ist  kein 
besonderer  Stand.  Der  hohe  Klerus  geht  in  der  großen  Baronie  auf, 
der  niedere  im  Stande  der  Freien,  ohne  besondere  Standesprivilegien, 
ausgenommen  das  sog.  beneficium  cleri,  das  sich  aber  erst  nach  der 
Zeil  des  berühmten  Streits  zwischen  Heinrich  II.  und  Thomas  Becket, 
also  erst  im  13.  Jahrhundert,  namentlich  erst  seit  Heinrich  III.  zu  ent- 
wirk, In  beginnt.  Es  besteht  darin,  daß,  wenn  ein  Kleriker  eines  schweren 
\  erbrechens  angeklagt  ist,  das  Urteil  und  die  Strafe  nur  vom  geistlichen 
Gerichl  vollzogen  werden  darf.  Die  Beamten  des  Bischofs  kommen  vor 
Gerichl  und  nehmen  den  Angeklagten  für  das  geistliche  Gericht  in  An- 
spruch. In  der  Zeil  zwischen  Bracton  und  Britton  wird  es  zur  Pflicht 
des  Richters,  ex  officio  die  Qualität  des  Angeklagten  zu  prüfen  und 
ihn,  wenn  er  wirklich  als  Kleriker  befunden  wird,  an  das  Bischofsgericht 
auszuliefern.  Wir  sehen,  es  ist  ein  Standesprivileg,  aber  eines,  das  noch 
ni'-hl  •  inen  eigenen  Stand  herauszubilden  vermag.  Später,  da  der 
Klerus  als  Stand  neben  den  beiden  anderen  weltlichen  Ständen  der 
Peerage  und  den  Commons  sich  fühlt,  wird  dies  Standesprivileg  von 

Zui  Zeil  der  leges  Edwardi  (erste  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts)  sind  sie  noch 
Leges  Edwardi  Confessoris  §  21).  Der  »miles  suus«  des  baro  ist  zweifel- 
Er  steht  in  der  »Freibürgschaft«  (in  friborgo)  seines  Herrn,  was  Bracton 
itreffend  nichl  bloß  (wie  Liebermann,  Sachglossar  »Ritter«  3)  auf  Verbürgung, 
□ch  auf  Zusammenleben  im  Haushalt  (manupastus)  bezieht  (f.  124b). 
\  .  I    im   Frankreich  des  12.  Jahrhunderts,  dessen  Rechtsterminologie  in  dieser 
/      für  englisi  he  Rechtsverhältnisse  maßgebend  ist,  bezeichnet  »miles  noster« 
iien  Ritter;  siehe  Guilhermoz  a.  a.  O.  345.  Vielleicht  sind  auch  die  sog. 
.      n  Ritter-  der  Dienstmannen  in  Süddeutschland  eine  passende  Parallele, 
i  b<  i  diese  Zallinger,  Ministeriales  und  Milites  1878,  S.  5  ff.  und  Ficker,  Vom  Reichs- 
ande  II,  1,  S.  225  f.  Zur  Zeit  Brittons  (1, 181)  ist  keine  Rede  davon,  daß  »mi- 
iii  manupastus  ihrer  Herren  sind.  Morris,  The  Frankpledge  System,  1900,  p.  74. 
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Bedeutung.  In  unserer  Periode  geht  der  Klerus  in  den  Freien  auf.  Dies 
besiegelt  auch  die  Magna  charta  im  c.  22:  »Nullus  clericus  amercietur  de 
laico  tenemento  suo,  nisi  secundum  modum  aliorum  predictorum,  et 
non  secundum  quantitatem  beneficii  sui  ecclesiastici«. 

Also  der  Kleriker  soll  niemals  an  seinem  geistlichen  Benefizium, 
sondern  nur  an  seinem  weltlichen  Vermögen  oder,  wenn  er  dem  hohen 
Klerus  angehört,  an  seiner  Baronie,  aber  nur  wie  die  alii  predicti,  und 
diese  sind  nach  c.  20  und  c.  21  die  liberi  homines  und  die  comites  und 
barones,  büßen. 

3.  Die  übrigen  freien  Leute.  Es  gibt  Freie,  die  in  keinem  Lehens- 
nexus stehen.  Hierher  gehören  zunächst  die  Städter  mit  der  ihnen 
eigentümlichen  Form  des  Grundeigentums,  der  sog.  burgage.  Auf  dem 
platten  Lande  sind  es  aber  namentlich  die  Freien,  deren  Grundeigentum 
die  Form  der  sog.  socage1)  hat.  Sie  sind  Personen,  die  ihren  Grund 
und  Boden  zu  freier  Erbleihe  besitzen  und  hierfür  gewöhnlich  einen 
Rekognitionszins  bezahlen,  der  mitunter  gering  ist.  Namentlich  ist 
dieser  in  gewissen  Kolonisationsstädten  (siehe  über  diese  §  8,  II)  sehr 
niedrig2).  Es  handelt  sich  hierbei  um  richtige  »Gründerleihen«3).  Nun 
entsteht  die  Frage:  Sind  diese  Leihen  plötzlich  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert entstanden  oder  waren  sie  schon  früher  vorhanden  ?  Man  kennt 
wohl  die  socmen  aus  der  Domesdaybook,  aber  jeder  Freie,  der  eine 
socage  im  oben  bezeichneten  Sinne  innehat,  hätte  mit  Verachtung 
—  wie  Maitland  treffend  sagt  —  das  Ansinnen  von  sich  gewiesen,  sich 
als  socman  bezeichnen  zu  lassen.  Denn  im  13.  Jahrhundert  sind  socmen 
Leute,  die  gegenüber  den  Gutsherrn  nur  in  der  Abhängigkeit  von 
Immunitätsleuten  stehen  und  ihre  Stellung  meist  der  Unterstützung 
an  Viehinventar  und  Bodenbesitz  seitens  des  Immunitätsherrn  danken, 
ohne  daß  eine  ausdrückliche  urkundliche  Vergebung  von  Grund  und 
Boden  nachweisbar  wäre  (Vinogradoff,  Villainage  198).  Ihre  Abhängig- 
keit ist  nicht  wirtschaftlicher  Natur  wie  beim  gutshörigen  Bauer,  son- 
dern rein  jurisdiktioneller  Art.  Sie  besitzen  ihren  Grund  und  Boden 
zu  hofrechtlicher  Erbleihe  und  unterstehen  dem  Immunitätsgericht 
ihres  Lords.  Mitunter  sind  sie  mit  Ackerbaudiensten  belastet,  aber 
diese  sind  sehr  geringfügig  und  jedenfalls  gemessen.  Überdies  sind  sie 
in  ihrer  Stellung  regelmäßig  auch  ihrem  Immunitätsherrn  gegenüber 
durch  die  ordentlichen  Gerichte  des  Reiches  geschützt.  Wir  sehen,  eine 
Kluft  trennt  im  13.  Jahrhundert  die  Inhaber  einer  socage  von  den  socmen. 

x)  Pollock  and  Maitland,  History  1,218,  halten  dafür,  daß  die  burgage  nur 
eine  besondere  Spezialität  der  socage  ist.  Desgleichen  Vinogradoff,  Growth  p.  357. 
Die  gegenteilige  Meinung,  wonach  burgage  eine  besondere  Besitzform  neben  der 
socage  ist,  vertritt  H.  Littleton,  Treatise  of  Tenures,  ed.  1841,  II,  S.  162.  Sie  wird 
auch  durch  Art.  37  der  Magna  Charta  gestützt:  Si  aliquis  teneat  de  nobis  per  feodi 
firman,  vel  per  sokagium,  vel  per  burgagium.  Für  uns  erledigt  sich  die  Frage  durch 
die  Erkenntnis,  daß  es  sich  in  beiden  Fällen  um  freie  Erbleihe  handelt. 

2)  Beispiele  bei  Bateson,  E.  H.  R.  XV,  73  ff.,  302  ff.,  496  ff. 

3)  Über  den  niedrigen  Zins  bei  »Gründerleihen«  in  Deutschland  siehe 
Rietschel  in  Ztschr.  f.  RG.  (G.  A.)  XXII  (1901),  S.  189  und  Anhang  über 
Freizinse  (Erfurt). 
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l  iid  dennoch  \n  ar  es  Dicht  Immer  so1).  Grundlegende  neue  Forschungen2), 
welche  für  Deutschland  nachweisen,  daß  dt»1  freien  Erbleihen  des  12. 
und  13.  Jahrhunderts  auf  die  älteren  LciliclWmcn  (die  pivcaria)  des 
frönkisi  ben  Rechts  zurückgehen,  helfen  uns  auch  für  England  den  rich- 
tigen Zusammenhang  erkennen.  In  der  Domesdaybook  ist,  nämlich 
von  einer  Kluft  zwischen  den  Bocmen  und  den  liberi  homines,  die  in 
freier  Erbleihe  Grund  und  Boden  innehaben,  keine  Rede.  Nicht  bloß, 
daß  quellenmäßig  bezeugt  ist,  wie  man  freie  Leute  durch  Vergewaltigung 
zu  Bocmen  herabdrückt8).  Die  sochemanni  sind  in  der  Domesdaybook 
und  wohl  in  angelsächsischer  Zeit  freie,  selbsl  den  Ackerbau  bearbeitende 
Bauern,  die  ihr  Bauerngut,  das  unler  der  Gutsherrschaft  steht,  nicht 
veräußern  dürfen.  (Liebermann,  Sachglossar  »socman«  1.)  Aber  es 
gibt  auch  liberi  homines,  die  ihr  Gut  unter  gleichen  Verhält- 
nissen nicht  veräußern  dürfen4).  Ferner  gibt  es  sochemanni,  die  ohne 
jede  Besitzabhängigkeit  einfach  bloß  Jurisdiktionen  von  einem  Immuni- 
tätsherrn  abhängen5).  Sic  deswegen  unfrei  zu  nennen,  wäre  unzu- 
lässig.  Schließlich  gibt  es.  namentlich  im  Süden,  kleine  Grundbesitzer, 
alodiarii6),  die  entweder  vollständig  frei  veräußerliches  Eigentum 
haben  i  »der  nur  durch  ein  Vorkaufsrecht  des  Grundherrn  beschränkt  sind. 
Daneben  kommen  ahn'  auch  alodiarii  vor,  die  nicht  von  dem  Gutshof 
ihres  Grundherrn  allein  oder  mit  ihrem  Gut  sich  losmachen  dürfen7), 
und  zwar  auf  einem  und  demselben  Gutshof8)  alodiarii  dieser  und 
der  erstgenannten  Art.  Ist  es  da  allzukühn,  einen  Teil  dieser  südlän- 
dischen  alodiarii.  die  ihrem  wirtschaftlichen  Wesen  nach  den  nord- 
östlichen  sochemanni9)    gleichkommen  (Rhamm  a.  a.  0.  689),  als 

1  Das  erkennen  auch  Pollock  und  MaitlandP,  394  ff.,  ohne  aber  einen  Grund 
aniMM'ii  7M  können. 

[nsbes.  S.  Rietschel,   Die  Entstehung  der  freien  Erbleihe,  Ztschr.  f.  RG. 

ü)t.  XXII,  S.  201  ff.  und  Derselbe,  Landleihen,  Hofrecht  und  Immunität, 
Mitt.  des  Inst.  f.  österr.  Gesch.  XXVII.  Bd. 

S.  Rhamm  a.  a.  O.  682  f.  und  die  von  ihm  dort  zit.  Stelle  der  Domes- 
daybook. 

1    Siehe  die  Belege  bei  Maitland,  Domesday  a.  a.  O.  p.  73  f. 

Den  Nachweis  hierfür  erbringt  F.  M.  Stenton,  Types  of  Manorial  Structure 
Northern  Danelaw  (in  Vinogradoff,  Oxford  Studies  in  Social  and  Legal  Hi- 
story,  Bd.  II,  1910). 

fl)  Siehe  Vinogradoff,  English  Society  a.  a.  O.  411  —  413. 

Sehr  bezeichnend  D.B.  I,  52b:  Has  hidas  (nämlich  3%)  tenuerunt  VII 
alodiarij  de  episcopo  nec  poterant  recedere  alio  vel  ab  illo. 

die  von  Vinogradoff  a.  a.  O.  zitierte  Stelle  des  D.B.  II,  397b:  »In 
Widmundes  tuna  VI  liberi  homines....  de  sexto  qui  vocatur  Birctricus,  nescit 
potuil  terram  Hiam  vendere  vel  non  tempore  Regis  Eduardi  sed 
i  viderunl  eum  jurare  quod  non  poterat  dare  vendere  terram  suam 
ab  antecessore  Ricardi.« 

•    Daß  diese  Erbleihe  innehabenden  Zinsleute  so  häufig  im  dänischen  Nord- 
men,  erklärl  sich  daraus,  daß  hier  die  Streulage  königlicher  und  grund- 
'   Domänen  besonders  charakteristisch  ist,  während  im  Süden  das  ge- 

9<  hl  oe  Latifundium  vorherrscht.  Auch  im  Frankenreich  entwickelte  sich  Zins- 

land  in  gewissen  Gegenden  unter  ähnlichen  Voraussetzungen,  wo  Königsgut  viel- 
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Personen  anzusehen,  die  ihr  Gut  zu  freier  E  r  b  1  e  i  h  e  besitzen, 
während  ihre  nordöstlichen  Standesgenossen  schon  mit  einem  Fuß 
in  der  Hörigkeit  stecken,  da  sie  schon  von  dem  Hofrecht  und 
der  Immunitätsgerichtsbarkeit1)  erfaßt  sind  ?  Soweit  die  freie  Erb- 
leihe auf  dem  Lande.  In  der  Stadt  treffen  wir  Besitzer  von  »hagae«, 
Wohnstellen,  welche  vom  Könige2)  oder  von  einem  Großen  inne- 
gehabt werden,  für  welche  ein  Zins  (gablum)  zu  zahlen  ist,  und 
welche  mitunter  vererblich  sind3).  Auch  hier  haben  wir  es  mit 
freier  Erbleihe  zu  tun,  die  zweifellos  —  den  Beleg  hierfür  geben 
die  alten  angelsächsischen  Urkunden  —  aus  der  Vitalleihe  ent- 
standen sind. 

Im  12.  und  13.  Jahrhundert  finden  wir  neben  der  socage 
noch  eine  andere  Form  der  Erbleihe,  nämlich  die  Kategorie  der 
sog.  Eigentümer  in  »feodi  firma«  (in  fee-farm).  Auch  sie  sind 
Freie.  Der  Grund  und  Boden,  den  sie  zu  eigen  haben,  wird 
ihnen  verliehen  gegen  bestimmte  Renten  und  Abgaben  und  nicht, 
wie  bei  den  Lehen,  gegen  Leistung  von  militärischen  Diensten. 
Gegen  die  Inhaber  einer  socage,  denen  sie  juristisch  sehr  nahe  ver- 
wandt sind,  heben  sie  sich  dadurch  ab,  daß  sie  nicht  Ackerbau- 


fach in  Streulage  mit  geistlichem  sich  befand,  und  wo  freie  Grundeigner  innerhalb 
desselben  ansässig  wurden,  welche  »von  ihrem  Eigengut  an  die  Kirche  Traditionen 
vornahmen,  wie  sie  auch  Splisser  vom  Fiskalgut  inne  haben  konnten.«  Dopsch 
a.  a.  O.  177. 

x)  Der  Einwand,  den  Rhamm  a.  a.  O.  694  gegen  die  Auffassung  der  soche- 
manni,  als  Jurisdiktionen  einem  Privaten  unterworfen,  erhebt,  daß  nämlich  nicht  ein 
durchlaufender  Grundsatz  zu  ersehen  sei,  weshalb  ein  Lord  Gerichtsbarkeit  über  ein- 
zelne Freie  hat,  über  andere  nicht,  oder,  um  es  präzise  zu  sagen,  warum  hier  Gerichts- 
zugehörigkeit ohne  territoriales  Substrat  vorkommt,  erledigt  sich  mit  dem  Hinweis 
auf  die  nordischen  Rechtsverhältnisse,  denen  rein  persönliche,  nicht  territorialisierte 
Herrschaftsbeziehungen  eigentümlich  sind.  Ich  erinnere  nur  an  die  Herrschafts- 
befugnisse der  isländischen  Goden,  die  jeder  territorialen  Grundlage  entbehren. 
Siehe  v.  Amira,  Grundriß  S.  154,  Maurer,  Vorlesungen  über  altnordische  Rechts- 
geschichte IV  (1909),  S.  217  f.,  237  f.,  250,  257.  Mochten  die  einem  Goden  unter- 
gebenen noch  so  zerstreut  wohnen,  ein  Teil  seiner  Dingleute  muß  ihm  immer  zum 
Alldinge  folgen.  Auch  bei  unseren  sochemanni  ist  die  Pflicht,  als  Gerichtshelfer  zu 
fungieren,  die  hervorstechendste.  Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »socman«l  und  die 
dort  zit.  D.B. -Stelle:  I,  193b. 

2)  Sehr  instruktiv  die  Rechtsverhältnisse  an  den  königl.  hagae  in  Wallingford 
D.  B.  I,  56.  Daselbst  hatte  der  König  Edward  276  hagae,  die  ein  gablum  (Reko- 
gnitionszins)  zahlten.  Unter  Wilhelm  fehlen  13,  darunter  die  eines  gewissen  Nigellus 
»unam  de  Henrico  per  haereditatem  Soarding«,  während  eine  andere  vom 
Könige  einem  Münzer  gegeben  ist  »quamdiu  facit  monetam«.  Auch  Große  ver- 
leihen »hagae«  zu  Erbleihe,  D.  B.  I,  30.  In  der  Stadt  Guildeford  »altera  domus 
est,  quam  tenet  praepositus  episcopi  Bajocensis  de  Manerio  Bronlei  .  .  .  . 
De  hoc  dicunt  homines  de  comitatu  quod  non  habet  ibi  aliam  recti- 
t  u  d  i  n  e  m  ,  nisi  quod  quandam  viduam  cujus  domus  erat  accepit  praepositus 
vi  IIa  e. « 

3)  Siehe  z.  B.  C.  D.  II,  p.  150;  III,  p.  52,  213,  217  und  Xr.  679.  Insbes.  inter- 
essant die  Fälle,  in  denen  früheres  laenland  (einfache  Prekarie  oder  Vitalleihe) 
umgewandelt  wird  in  böcland  (terra  testamentalis  für  drei  Leiber)  und  zwar  an 
hagae  in  Städten. 
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dienste  zu  leisten  haben.  Di*1  Rente  heißt  Firma1).  Seit  Edward  L 
verschwindel  jeder  l  Qterschied  zwischen  Fee-farm  und  socage, 
und  es  bleibt  nur  die  letztere  zurück.  Der  Unterschied  war  nie- 
mals im  juristischen  Wesen  beding!  und  für  die  Zeit  fortschreitender 
(icldw irt Bchafl  sinnlos. 

Die  villeins8)  oder  die  große  Masse  der  Unfreien.  In  diese  Ka- 
I  g<  i  ie  li.it  h'  die  Normannenero  her  ung  alle  (iiitshörigen  der  ausgehenden 
angelsächsischen  Zeit,  mochten  sie  Freie  oder  Unfreie  früher  gewesen 
Bein,  gestürzt.  Hier  Fand  der  |>e<>\\\  der  angelsächsische  Sklave,  seinen 
Platz  neben  dem  angelsächsischen  ceorl,  dem  späteren  geneat,  hier  wurden 
die  gebüras,  die  Zinsbauern,  untergebracht,  ferner  die  Kötter  und  die 
larii  (die  Häusler).  \lle  diese  Klassen  waren  jetzt  nur  villeins, 
d.  h.  unfreie  Gutshörige.  Kreilich,  mit  diesen  Unfreien  hat  es  seine  eigene 
Bewandtnis.  Zunächst  isi  der  villein  jedermann  gegenüber  frei,  nur 
31  inem  Gutsherrn  gegenüber  unfrei.  Für  seine  Handlungen  ist  er  straf- 
rechtlich verantwortlich,  und  ordentliche  Strafgerichte  des  Landes 
kümmern  sieh  um  den  Unterschied,  oh  gutshörig  oder  nicht,  wenig. 
In  Zivilstreitigkeiten  kann  der  Gutshörige  sein  Recht  gegen  jeden  andern 
als  Beinen  Gutsherrn  verfolgen,  und  umgekehrt  kann  der  Gutshörige 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  seihst  mittels  der  Grundbesitz-  und 
Eigentumsklagen  belangt  werden,  wenn  nicht  der  Gutsherr  eintritt 
und  sagt:  Un  s  ist  mein  Gutshöriger.  Mit  der  Zeit  schiebt  sich  eine 
zw.  it.  \iillassung  ein,  welche  allerdings  die  ursprünglich  bloß  relative 
l  n freiheil  des  Gutshörigen  intensiver  gestaltet.  Der  Gutsherr  beginnt 
mit  der  Zeit  »Iiis  Kigentum  seines  Hörigen  als  sein  eigenes  Gut  zu  be- 
trachten.  /.war  gewinnt  auf  diese  Weise  der  Gutshörige  die  Möglichkeit, 
außenstehenden  Gläubi gern  du rch  die  Einwendu ng  zu  begegnen,  sein  pf  änd- 
bares  Gut  gehöre  nicht  ihm,  aber  andererseits  sinkt  er  um  so  tiefer  in  das 
Hörigkeitsverhältnis.  Klagen,  Zivilklagen  gegen  den  Gutsherrn,  wenn  von 
dem  II  örigen  angebracht,  werden  a  limine  zurückgewiesen3)  wenn  der  Guts- 
die  exceptio  villenagii  erhebt.  Des  Gutshörigen  Leib  und  Leben 
wird  aber  von  dem  Strafrecht  des  Landes  auch  dem  Gutsherrn  gegen- 
geschützt.  Freilich,  bis  hart  an  diese  Grenze  beginnt  in  späterer 
Zeit  die  Gewall  des  Gutsherrn  zu  reichen.  Wenn  er  ihnen  nur  nicht  das 
Leben  nimmt  oder  sie  schwer  verletzt!  Im  übrigen  kann  er  mit  ihnen 
tun  und  machen,  was  er  will.  Denn  nun  macht  sich  die  Auf fassung  geltend, 

Eine  geset zliche  Grenze  für  die  Höhe  der  Rente  bestand  nicht.  Man 
erstand  ein  Gesetz  (Statute  of  Gloucester),  da  man  glaubte,  die  Rente  dürfte 
des  jährlichen  Ertrags  ausmachen.  Pollock  and  Maitland  I,  274  Note. 
6  Bd.  I  c.  h  ist  auch  vielleicht  der  Hebel  für  den  Übergang  von 
socagium  in  »feodifirma«  geworden.  P.  &  M.  I2,  293. 

Siehe  zu  folgendem:  Vinogradoff,  Villeinage  in  England;  Essays  in  Me- 
I    »2.    Pollock  and  Maitland  I,  395  ff.    Vinogradoff,  Growth  of 
the  Manor  p.  V* 3  ff. 

1   Während  noch  in  der  angelsächsischen  Zeit  die  Dorfbauern  vom  Staate 
:     seil         gegen  Viehhehlerei  auch  zuungunsten  der  Gutsherrschaft  erhalten, 
[V,  Bg.  13,  L    Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Bauer«  8  b. 
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daß  sie  auch  mit  ihrem  Körper,  nicht  bloß  mit  ihrer  Arbeitskraft  dem 
Gutsherrn  zugehören.  Er  kann  sie  verkaufen,  wie  man  Arbeitsvieh  ver- 
kauft, er  kann  ihnen  selbst  das  Recht1)  verkaufen,  sich  vom  Gutshof  fern- 
zuhalten und  anderswo  Arbeit  zu  suchen.  Freilich  gilt  dies  nur  von  den 
wirklich  Unfreien,  nicht  von  den  Freien,  die  unfreie  Grundstücke 
des  Gutshofs  innehaben.  Aber  mit  der  Zeit  verwischt  sich  auch  diese 
Grenze. 

Der  Gutshörige  hatte  außer  den  ungemessenen  Frondiensten  für 
den  Gutshof  noch  eine  Reihe  von  Lasten  zu  tragen.  Zunächst  mußte  er 
das  sog.  merchetum  leisten,  eine  Abgabe  bei  Verheiratung  seiner  Tochter. 
Denn  der  Gutsherr  verlor  dadurch  eine  Arbeitskraft.  In  bemerkenswerter 
Verbindung  damit  erwähnen  die  Quellen  auch  eine  Abgabe,  welche  dem 
Gutsherrn  bei  jeglichem  Verkauf  eines  Kalbes  oder  einer  Mähre  zu 
zahlen  war.  Dem  Gutsherrn  steht  das  Recht  auf  relevium  und  heriot 
zu.  Ersteres  bedeutet  die  Abgabe,  die  der  Gutsherr  bei  jedem  Besitz- 
wechsel einfordern  konnte,  letzteres  die  Abgabe  (sog.  Besthaupt!), 
die  bei  jedem  Todesfall  eines  Gutshörigen  von  seinem  Vermögen  ge- 
leistet werden  mußte2).  Der  Gutsherr  konnte  nach  seiner  Willkür 
den  Gutshörigen  besteuern.  Dienste  als  gutsherrlicher  Beamter, 
als  Gutsverwalter,  Meier  (reeve)  konnten  dem  Gutshörigen  auferlegt 
werden. 

Trotz  dieser  Fülle  von  Lasten,  trotz  dieser  theoretischen  Recht- 
losigkeit war  der  Gutshörige  faktisch  von  der  Gewohnheit  und  Praxis 
des  Gutshofs,  der  sog.  manorial  custom,  gegenüber  dem  Gutsherrn  ge- 
schützt. Er  konnte  sich  seines  Grundbesitzes  ungestört  erfreuen,  die 
Forderungen  des  Gutshofes  waren  nur  theoretisch  ungemessen,  faktisch 
durch  das  Herkommen  bestimmt.  Der  Gutshörige  konnte,  durch  den 
Brauch  des  Guts  geschützt,  mit  Dritten  Rechtsgeschäfte  abschließen, 
kaufen  und  verkaufen,  konnte  doch  »keine  Urkunde  machen«3).  Ja 
selbst  mit  seinem  Gutsherrn  konnte  er  durch  Rechtsgeschäft  in  Verbin- 
dung treten,  trotzdem  nominell  alles  Vermögen  des  Gutshörigen  seinem 
Gutsherrn  gehörte4).  In  dem  gutsherrlichen  Patrimonialgericht  (dem 
court  leet  oder  manorial  court)  konnte  er  Besitzklagen  und  Eigentums- 
klagen gegen  seinesgleichen  erheben.  Die  Gutshörigen  waren  nach  common 
law  rechtlos,  aber  nach  der  consuetudo  des  Gutshofs,  nach  dem  Hofbrauch, 
geschützt,  auch  in  ihrer  Position  gegenüber  dem  Gutsherrn.  Durch 
Rechtssatz  besteht  auch  vielleicht  schon  seit  dem  12.  Jahrhundert, 
jedenfalls  aber  seit  dem  13.  Jahrhundert  der  Leihzwang  für  den  Guts- 

x)  Denn  dies  besitzt  der  Hörige  an  und  für  sich  nicht.  Insbesondere  darf  er  jetzt 
nicht,  am  sich  den  Frondiensten  zu  entziehen,  auswandern  und  eine  Schutzherr- 
schaft aufsuchen.    Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Bauer«  10  d. 

2)  Hierher  gehört,  wie  im  Text  erwähnt,  auch  die  Abgabe,  merchet  genannt, 
welche  dem  Gutsherrn  für  die  Erlaubnis  zur  Verheiratung  der  gutshörigen  Tochter  ge 
zahlt  werden  mußte,  und  die  legerwita,  mit  welcher  (siehe  schon  leges  Henrici  81,  3) 
der  Gutshörige  den  unehelichen  Beischlaf  büßen  mußte,  den  seine  Tochter  gestattete. 

3)  Liebermann,  Sachglossar  »Bauer«  11. 

4)  Nach  späterem  Recht  allerdings  nicht  mehr.    P.  &  M.  I,  401. 
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herrn.    »Bauerland  muß  Bauerland  bleiben«1),  d.  h.  der  Gutsherr  darf 
B    lern  tüchl  austreiben,  solange  dieser  die  richtige  Fron  leistet 
(Bracton  1,  2), 

Eine  wichtige  Rolle  spielen  im  Laute  der  Zeit  die  Kennzeichen 
dei  Gutshörigkeit.  Ungemessenheil  der  Dienste  ist  das  nächste;  daneben 
ab»  i  auch  die  Frage  der  Geburt,  ferner  die  Frage,  ob  man  eine  der  be- 
kannt. Mi  Abgaben  leiste,  merchetum  oder  heriol  ii.  a.  m.  In  letzter 
Linie  i-t  es  das  Leisten  von  Ackerarbeit,  welche  die  Gutshörigkeit  an- 
deutet. 

Neben  den  villeins  linden  sich  in  den  Quellen  des  Mittelalters  die 
aog.  villein  Bocmen.  Dies  ist  eine  Kategorie  von  (jutshürigen,  die  früher 
aul  königlichen  Domänengütern  gesessen  haben  und  später  in  Privat- 
h&nde  gekommen  sind.  Manche  von  iiineu  werden  einst  freie  Erbpächter 
gewesen  Bein  (s.  oben).  Aus  ihrer  früheren  Zeit,  da  sie  den  Königs- 
gerichten unterworfen  waren,  haben  sie  sich  eine  gewisse  prozessuale 
Privilegierung  erhalten,  die  auch  nach  ihrem  Übergang  in  den  guts- 
herrlichen  Verband  Privater  anerkannt  wird2).  Zwar  die  großen  Besitz- 
und  Eigentumski  iLr  n  stellen  ihnen  gegen  ihren  Gutsherrn  nicht  zu, 
abei  sie  können  beim  Könige  Rechtshilfe  suchen,  wenn  der  Gutsherr  sie 
bedrängt.    Ihr  Hilfsmittel  ist  < las  sog.  kleine  writ  of  right  oder  das  writ 

onstravei  unt .  I  'ür  die  übrigen  villeins  gab  es  außerhalb  des  guts- 
herrlichen  Geriehls  kein  Heil,  die  villein  socmen  konnten  an  den  König 
appellieren.  Sie  sind  villeins  infolge  ihrer  gutsbäuerlichen  Dienste 
und  ihrer  Zugehörigkeil  zum  Gutshof,  aber  socmen,  insofern  sie  eine 
Sondergerichtsbarkeil  in  Anspruch  nehmen  können,  und  diese  Sonder- 
gerichtsbarkeil  ist  hier  merkwürdiger-,  aber  erklärlicherweise3)  die 
ordentliche  Gerichtsbarkeit  der  Gerichte  des  Königs.  Mit  der  Zeit 
verwischl  sich  auch  hier  der  Unterschied:  Auch  die  villein  socmen 
wurden  am  Schlüsse  des  14.  Jahrhunderts  nur  als  villeins  angesehen. 
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I.  König  und  witan. 

1. 

Die  Angelsachsen  werden  ursprünglich,  wie  die  andern  germanischen 
Volksstämme,  neben  dem  Könige  eine  Landesgemeinde  besessen  haben. 
Darauf  deutet  der  Ausdruck  ma?f)el  hin,  der  in  alter  Zeit  die  Volksver- 
sammlung1) ist  und  sich  auch  in  der  Poesie2)  in  derselben  Bedeutung 
vorfindet.  In  historischer  Zeit  finden  wir  nur  eine  Versammlung  der 
Vornehmsten,  der  principes,  des  Landes.  Diese  Versammlung  der  Großen 
des  Landes  ist  das  witenagemöt  oder  der  Rat  der  witan.  Betreffs  des  Zu- 
sammentretens dieser  Versammlung  haben  wir  keine  näheren  Nachrichten. 
Ob  sie  ähnlich  wie  im  fränkischen  Reich  zweimal  des  Jahres,  März 
bzw.  Mai  und  im  Herbst  zusammentraten  oder  mehrmals,  können  wir 
mit  Bestimmtheit  nicht  angeben.  Doch  finden  wir  in  einigen  Urkunden 
den  Herbst  als  den  Zeitpunkt  ihrer  Ausstellung  angegeben,  woraus  wir 
wohl  entnehmen  können,  daß  eine  Herbstversammlung  ebenfalls  als 
regelmäßig  zu  betrachten  ist.  Allerdings  werden  außer  den  regelmäßigen 
Versammlungen  wohl  außergewöhnliche  nach  Bedarf  zusammengetreten 
sein.  Die  Mitglieder  der  Versammlung  waren  die  weisen  Männer,  die 
sapientes  oder  angelsächsisch  die  »witan«,  außer  dem  Könige,  der,  zu- 
weilen von  seiner  Frau  und  seinen  Söhnen  begleitet,  hier  auftritt.  Dazu 
kommen  die  Bischöfe  des  Königreichs,  die  ealdormen  der  Grafschaften 
oder  Provinzen  und  schließlich  die  ministri,  das  sind  die  Thane;  sie 
entsprechen,  wie  wir  wissen,  den  antrustiones  und  vassi  des  fränkischen 
Königshofs.  Die  Zahl  der  ealdormen3)  wird  in  den  älteren  Zeiten  größer 
gewesen  sein  als  in  den  späteren,  namentlich  seit  dem  10.  Jahrhundert. 
Im  Durchschnitt  wird  man  wohl  sagen  müssen,  daß  die  Zahl  von  5,  6  oder 
7  ealdormen  nicht  oft  überschritten  worden  ist.  Kommen  noch  dazu 
etwa  7  Bischöfe,  2  Erzbischöfe  und  etwa  15  Thane.  Während  die  Zahl 
der  ealdormen  gegen  Ausgang  der  angelsächsischen  Herrschaft  abnimmt, 
zeigt,  entsprechend  der  zunehmenden  Latifundienbildung,  die  Zahl  der 
Thane  am  Ausgang  des  angelsächsischen  Reiches  eine  bedeutende  Zu- 
nahme gegenüber  der  Vergangenheit.  Die  Formen  der  Tätigkeit  der 
witan  sind  Rat  und  Zustimmung4).  Die  Art,  in  welcher  verhandelt 
wurde,  deutet  Beda  an  (Historia  ecclesiastica  II,  13),  indem  er  dar- 

x)  Siehe  Brunner,  D.  R.  I2,  S.  176. 

2)  Andr.  2194  (ed.  Thorpe  Analecta  1098)  Beornes  cömon  msefelhegende  .  .  . 
pä  waes  tö  päm  Dingstede  peod  gesamnod. 

3)  Siehe  darüber  neuestens  Chadwick  a.  a.  O.  S.  171. 

4)  Beides  in  den  Quellen  als  synonym  zu  betrachten.  Siehe  Liebermann, 
Sachglossar  »Gesetz«  15  d.  Nicht  beizupflichten  ist  daher  v.  Amira,  wenn  er  Grund- 
riß S.  147  die  ags.  Gesetzgebung  ausschließlich  Sache  des  Königs  sein  läßt. 
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Btellt,  daß  der  König  die  witan  jeden  einzeln  um  seine  Mei- 
nung  gefragt  und  dann  endgültig  selbst  entschieden  hat.  Natürlich 
wird  dieses  Verfahren  gewechselt  haben,  je  nachdem  ein  sehwacher  oder 
ein  starker  Monarch  regierte.  Unter  einem  Kl  hei  red  1 1.  oder  Edward 
dem  Bekenner  wird  wohl  die  voluntas  regis  sehr  gering  gewesen  sein. 
Zu  den  Hauptaufgaben  der  witan  gehört  zunächst  die  Gesetzgebung. 
Die  Gesetze  Wihtraeds,  Ines,  Ellfreds  »werden  mit  Rai  und  Zustimmung«, 
die  Ethelstans,  Edmunds,  Eadgars  »mit  Rai  der  witan«  erlassen. 
Ethelred  und  Beine  witan  erlassen  die  \ erordnungen  zu  Woodstock. 
Cnut  hingegen  erläßt  seine  Gesetze  zu  Winchester  mit  Rat  der  witan. 
Nicht  bloß  die  weltliche  sondern  auch  die  geistliche  Gesetzgebung 
teilt  in  die  Kompetenz  der  witan,  was  bei  der  damaligen  innigen  Ver- 
bindung  von  Kirche  und  Staat  wohl  begreiflich  ist.  So  ist  die  geistliche 
Gesetzgebung  Ines,  Ellfreds,  ^Ethelreds  und  Cnuts  mit  Rat  der  witan 
erlassen.  Die  Bischöfe  besaßen  übrigens  innerhalb  der  Versammlung 
sowohl  durch  ihre  Zahl  als  durch  ihr  Ansehen  die  Möglichkeit,  ihren 
an  und  für  Bich  schon  gewichtigen  Kinl'luß  im  kirchenfreundlichen  Sinne 
geltend  zu  machen.  Die  Gesetze  wurden  den  Grafschaften  durch  könig- 
liche  missi  gewöhnlich  übermittelt  (III  .Ethelstan  1),  woran  die  spätere 
Entwicklung  selbst  der  Plantagenets  anknüpft. 

Eine  der  bedeutendsten  Funktionen)  der  witan  ist  ihre  Tätigkeit 
und  Assistenz  bei  der  l'mwandlung  von  folcland  in  böcland.  Wir 
haben  oben  dargetan,  daß  nach  den  Prinzipien  des  alten  angelsächsischen 
Rechts  Grundeigentum,  das  eigentlich  durch  das  Recht  der  Sippe  be- 
schränkt  war,  umgewandelt  werden  konnte  in  Privateigentum  des  ein- 
zelnen,  in  böcland,  daß  aber  diese  Umwandlung  nur  durch  einen  Akt 
der  Legislatur  erfolgen  konnte.  Dies  geht  so  weit,  daß  Eigentumsüber- 
t  ragungen  oichl  bloß  durch  die  Urkunde  bekräftigt  wurden,  sondern 
daß  der  Besitz  der  Urkunde  eine  Vermutung  des  Eigentums  begründet. 
Urkunden  werden  gestohlen,  zurückgehalten,  gefälscht,  nur  um  solche 
Vermutungen  zu  begründen.  Die  Ausstellung  einer  böc,  die  so  ein  Sonder- 
rechl  des  Individuums  gegenüber  den  andern  Untertanen  begründet, 
bedurfte  deshalb  eines  legislativen  Akts1).  Wenn  A  dem  B  Grundeigen- 
tum als  Schenkung  überlassen  wollte,  dann  erscheint  der  König  mit 
Beinen  witan  und  verwandelt  dieses  Grundeigentum  zunächst  in  böc- 
land,  damit  dann  der  Eigentümer  das  Recht  habe,  »tö  gifanne  and  tö 
syllanne  ser  daege  and  aafter  daege,  sibban  of)e  fremdan  f&r  him 
.    Selbst  wenn  der  König,  trotzdem  er  der  oberste  Faktor 

ler  Schaffung  von  böcland  war,  sich  selbst  solches  zuschreiben  wollte, 
bedurfte  er  auch  eines  solchen  legislativen  Akts,  und  er  war  auch  in 
der  Folgezeit  an  die  böc  und  die  darin  getroffene  ausdrückliche  Be- 
stimmung  gebunden,  eben  weil  es  sich  um  einen  legislativen  Akt  handelte. 
Er  konnte  von  diesen  Bestimmungen  nicht  aus  eigener  Macht  dispen- 
sieren. Der  legislative  Charakter  der  Schaffung  von  böcland  wird  durch 
die   Form»'!  d'-utlir-h  gekennzeichnet,  die  nicht  bloß  den  Befehl  des 


;   Siehe  Vmogradoff,  Growth  246  Anm.  21. 
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Königs,  sondern  auch  die  Zustimmung  der  witan  ausdrücklich  er- 
wähnt. Sie  lautet  z.  B.  (Thorpe,  Diplomatarium,  p.  124):  »Deshalb 
gebe  ich  ....  mit  Rat  und  Zustimmung  (»mid  ge|)eahte,  mid  ge^a- 
fonge«)  meiner  Bischöfe  und  ealdormen  ....  und  aller  meiner  aus- 
gezeichneten Reichswitan  .  .  .  .«  Dies  deutet  klar  darauf  hin,  daß  es 
sich  nicht  bloß,  wie  Stubbs  u.  a.  bisher  annahmen,  um  die  Erreichung 
der  Öffentlichkeit  und  Sicherheit  durch  die  Zustimmung  der  witan 
handelte,  sondern  um  einen  konstitutiven  Rechtsakt. 

Die  witan  hatten  aber  auch  richterliche  Funktionen;  in  dieser  Eigen- 
schaft waren  sie  entweder  Gerichtshof  letzter  Instanz  oder  sie  sprachen 
Recht  zwischen  Parteien,  die  nur  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  unter- 
worfen waren.  Zivil-  und  Strafrechtsfälle  kamen  vor  ihr  Forum.  So 
verurteilten  z.B.  die  witan  von  Northumbria Wilfrid  zu  einer  Freiheits- 
strafe und  zum  Exil,  dies  schon  im  7.  Jahrhundert.  Beispiele,  in  denen 
•die  witan  die  Beschuldigten  zum  Verlust  ihrer  Ländereien  verurteilten 
und  diese  Ländereien  dem  Könige  zuweisen,  kommen  auch  nicht  selten 
vor.  Die  Vorstellung  von  dieser  Kriminalgerichtsbarkeit  der  witan 
hat  sich  im  Volksbewußtsein  derart  befestigt,  daß  selbst  noch  in  der 
Normannenzeit  um  1124  der  angelsächsische  Chronist  den  Gerichtshof 
•des  Justiciars  als  »gewitene  mot«  bezeichnet. 

Außer  den  angeführten  Funktionen  haben  die  witan  das  Recht, 
den  König  in  bezug  auf  die  Auferlegung  außergewöhnlicher  Steuern  zu 
beraten.  Die  Tributleistungen  an  die  Dänen  werden  so  z.  B.  991  und 
später  unter  Zustimmung  oder  durch  Beschluß  der  witan  auferlegt. 
Aber  nur  außerordentliche  Steuern  kamen  so  in  den  Bereich  der  witan, 
die  gewöhnlichen  Abgaben  an  den  König,  das  gafol  und  die  Natural- 
leistungen, die  zur  Erhaltung  des  königlichen  Hofstaates  dienten, 
waren  durch  Gewohnheitsrecht  vorgeschrieben.  Ob  die  witan  auch  be- 
rufen waren,  die  ealdormen  und  den  König  zu  wählen,  ist  neuestens  sehr 
in  Zweifel  gezogen  worden.  Die  ältere  Theorie  (Kemble,  Freeman  und 
Stubbs)  nimmt  an,  daß  solche  Wahl  den  witan  zustand ;  neuestens  ist 
diese  Theorie  von  Chadwick  angefochten  worden.  Betreffs  der  eal- 
dormen führt  Chadwick  aus,  daß  das  Zeugnis  von  Tacitus  in  bezug 
auf  die  Volkswahl  der  principes  nicht  wesentlich  ausschlaggebend  sei, 
da  es  ja  nicht  für  alle  germanischen  Volksstämme  gleichmäßige  Geltung 
beanspruchen  könne,  und  daß  es  sehr  zweifelhaft  sei,  ob  er  von  den 
politischen  Einrichtungen  der  Engländer  genauere  Kenntnis  gehabt 
hätte.  Nach  Chadwick  ist  der  ealdorman  bestellt  und  absetzbar  vom 
Könige.  So  wird  denn  auch  der  ealdorman  in  Alfreds  Zeiten  als  cyninges 
ealdorman  bezeichnet,  aber  schon  zu  Ines  Zeit  wird  er  unter  Umständen 
vom  König  seiner  Gerichtsbarkeit  entkleidet  (Ine  36,  1).  Neben  diesen 
vom  König  bestellten  ealdormen  wird  es  auch  erbliche  ealdormen  ge- 
geben haben,  Mitglieder  der  Königsfamilie,  die  als  subreguli  nach  dem 
Tode  ihrem  königlichen  Vater  in  der  Herrschaft  folgten,  wenngleich  sie 
selbst  einem  Oberkönig  untergeordnet  waren.  Jedenfalls  ist  königliche 
Ernennung  in  der  Zeit  Cnuts  vorherrschend.  Seine  Jarls  waren  ent- 
schieden Königsbeamte. 
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Betreffs  1 1  »  ^  Königs  hingegen  wird  man1)  an  der  Wahl  festhalten 
müssen,  Die  Quellen  sprechen  ausdrücklich  von  einer  Wahl  durch  die 
Großen  (geistliche  und  weltliche)2).  Neben  dem  Wahlprinzip  läuft  kon- 
kurrent  schon  in  früher  Zeit3)  das  Krhreehi  des  königsgeselilechts  (sog. 
Geblütsrecht4),  das  sich  in  der  Zeil  der  Heptarchie  zu  einem  wahren 
Erbre<  h1  der  einzelnen  Königskinder  auswächst;  dies  tritt  namentlich 
m  der  öfteren  Teilung  des  Reichs  zutage,  die  Privatrechtserbfölge 
wird  auf  das  Reich  angewendet.  Nach  der  Vereinigung  der  Heptarchie 
seit  Ecgberl  kommen  Teilungen  mir  ausnahmsweise  vor  und  unter  ganz 
\  i  ptionellen  Umständen.  So  w  ird  /Ethelstans  Sohn  Ecgbert5)  zu  Leb- 
seiten  seines  Vaters  König  von  K.ent,  von  seinem  Vater  eingesetzt.  Und 
Badgai  w  ird  aal  Verlan  gen  der  wilan  von  Mercia  König  dieser  Landschaft, 
die  von  Badwig,  seinem  in  Wessex  regierenden  Bruder,  nichts  wissen 
wollte.  U>er  in  der  Hauptsache  folgt  seit  dem  Ende  der  Heptarchie  der 
jüngere  Bruder  dem  älteren,  und  der  Onkel  schließt  gewöhnlich  als  ältester 
\  atermage  die  Neffen  (Söhne  des  letzten Throninhabers)  aus.  Wir  haben 
also  hier  im  Prinzip  mir  das  ( «eblülsreeht  anerkannt:  die  Wahl  gebunden 
.in  das  Königsgeschlecht,  aber  kein  Erbrecht  als  Individualsukzession  der 
einzelnen  Nachkommen.  Letzteres  gilt  zweifellos  für  das  Privatvermögen 
des  Königs,  und  hier  kommt  das  sonst  geltende  Privatrecht  zur  Anwen- 
dung). Die  Voraussetzung  der  Legitimität  spielt  für  die  Thronfolge 
bei  den  Angelsachsen  keine  Rolle,  auch  in  der  Folgezeit  unter  den 
Normannenkönigen  nicht7),  wenngleich  die  Kirche  darauf  gerichtete 
\  ersuche  machte8).  Die  Vormundschaft  für  den  minderjährigen  König 
ml  entweder  der  Königin-Mutter9)  oder  den  Großen  des  Reiches 
zu10).  Sie  isl  aber  für  gewöhnlich  nicht  nötig,  da  der  älteste  Vatermage 


M  Gegen  Chadwick  a.  a.  O. 

-    Die  Teilnahme  des  Volkes,  wie  sie  die  Quellen  dann  dort  erwähnen,  be- 
zeichnet Liebermann,  Sachglossar  S.  557  (allerdings  ohne  Angabe  von  Gründen) 
als  klerikale  Fiktion.  Wenn  man  einerseits  erwägt,  daß  die  Kirche  in  der  fränkisch- 
ächen   Rechfsentwicklung  die  Tendenz  verfolgt,  das  beginnende  Erbprinzip 
•  Ii.-   I'onlening  der  Volkswahl  abzuschwächen  (siehe  Krüger,  Grundsätze 
und  Anschauungen    bei    den  Erhebungen  der  deutschen  Könige  911 — 1056,  in 
s  i  ntersuchungen,  Heft  110  (1911)  S.  9  ff.)  und  dann  das  unzweifelhaft  zu- 
.  ais  über  die  Synode  von  Celchyth  (787)  (bei  Haddan  u.  Stubbs  III, 
»"  ;   in  Betracht  zieht:  »ut  in  ordinatione  regum  nullus  permittat  pravorum  prae- 
iii :  sed  legitime  reges  a  sacerdotibus  et  senioribus  procreati  .  .  .«,  so 
wird  man  dem  zustimmen. 

ähnlich  in  Frankreich.    Brunner,  D.  RG.  II,  29. 
4)  Gierke  im  Anhang  zu  oben  zitierter  Schrift  von  Krüger. 

Wohl  zu  iiiitt.'rsr-heiden  von  seinem  gleichnamigen  Neffen  und  König  von 
Wessex.   Siehe  Oman,  England  befor  the  Gonquest,  1910,  p.  396. 

«)  Siehe  das  Testament  Alfreds,  Chart.  Sax.  ed.  Birch  II,  Nr.  553. 
Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Bastard«. 

>7  c.  12.   Siehe  Haddan  und  Stubbs  III,  p.  453.  Vergleiche 
dazu  für  ähnliche  frühfränkische  u.  a.  Verhältnisse  auf  dem  Kontinent  v.  Minnigerode, 
Eb<  ab  irl  and  Echtheit  1912  (Beyerles  deutschrechtliche  Beiträge  VIII,  1),  S.  19  ff. 
Malmesbury,  G.  R.  I,  181  »ut  ipsa  potius  sub  ejus  nomine  imperitaret«. 
jl  J    Für-  Northumbria:  Bddi  Vita  Wilfridi  c.  60  (Berthfrithus)  »secundus  a  rege* 
au<  h  die  Versöhnungssynode,  durch  welche  Wilfrith  wieder  rehabilitiert  wird. 


§  4.    Der  König  und  sein  Rat. 


61 


König  wird  und  dem  unmündigen  Königssohn  vorgeht.  Der  kinderlose 
König  kann  seinem  Reich  ein  Mitglied  des  Königsgeschlechts  zum  Erben 
einsetzen.  Im  Frankenreich  war  die  Form  dieser  Vergabung  von  Todes 
wegen  die  Adoption1).  Ebenso  bei  den  Angelsachsen.  So  heißt  es, 
Edward  der  Bekenner  habe  Eadgar,  den  Schwiegersohn  Edmunds  IL, 
adoptiert:  »nutrivit  pro  filio,  et  quia  heredem  putabat  eum  facere, 
noniinavit  ^deling'«  (Leges  Edwardi  Confessoris  35,  1  b  u.  1  c). 

2. 

Der  König  der  Angelsachsen  ist  zwar  nicht  die  Quelle  des  Rechts 
wie  der  spätere  Normannenkönig,  denn  die  Rechtspflege  wird  vorwie- 
gend durch  Volksgerichte  besorgt,  er  ist  aber  der  Beschützer  und  Wahrer 
des  öffentlichen  Friedens  und  aus  diesem  Gunde  zu  guter  Gesetzgebung 
und  zur  Veränderung  der  schlechten  verpflichtet2).  Er  ist  der  oberste 
Kriegsführer,  die  Beamten  des  Reichs  sind  seine  Beamten,  die  Sheriffs 
seine  Verwalter,  die  Bischöfe  und  die  ealdormen  ebenfalls.  Zu 
seinen  Privilegien,  zu  seinen  Funktionen  gehört  vor  allem  die  Erhaltung 
des  Volksfriedens  und  des  Königsfriedens3).  In  der  durch  historische 
Quelle  bezeugten  Zeit  finden  wir  bereits  den  Dualismus  von  Volks- 
frieden und  Königsfrieden,  ein  Zeichen  für  das  langsame  aber  sichere 
Anwachsen  der  monarchischen  Gewalt4).  Daß  aber  auch  bei  den  Angel- 
sachsen ursprünglich  bloß  der  Volksfrieden  vorgeherrscht  hat,  ergibt  sich 
einmal  aus  der  Tatsache,  daß  noch  spät  der  Königschutz  nur  die 
höchste  Art  jener  Klasse  von  Schutz  ist,  deren  geringere  Arten  Kirche, 
Prälaten,  Adel  und  Gemeinfreie  verleihen  können5),  sodann  daß  der  ge- 
meinrechtliche Schutz  als  Reflex  des  Landfriedens  mit  freierer  Schutz- 
buße den  Königsbeamten  (Sheriff,  Amtsperson)  nicht  zukommt6),  ein 
Zeichen,  daß  der  Landfriede  bestand,  ehe  noch  Königsbeamte  vorhanden 
waren.  Seit  dem  10.  Jahrhundert  ändert  sich  das  Bild,  der  Friede, 
auch  der  Landfriede,  wird  vom  König  gewährleistet,  Volksfrieden  und 
Königsfrieden  fließen  ineinander.  Ist  schon  der  Königsfrieden  in  der 
Zeit  des  Dualismus  von  Königsfrieden  und  Volksfrieden  der  stärkere, 
weil  er  die  Schöpfung  des  Starken,  der  Volksfrieden  die  Schöpfung  des 
Schwachen  ist  (Sickel),  so  erlangt  er  seit  der  Däneninvasion  insofern 
intensivere  Bedeutung,  als  jetzt  noch  der  sog.  Handfrieden  (handgrij)) 
hinzukommt,  d.  i.  der  durch  Bewegung  der  Hand  des  Friedenschützers 
oder  durch  seine  mündlichen  Befehle  gewirkte  Frieden,  der  (im  Gegen- 
satze zum  Königsfrieden)  nur  vom  Könige  (nicht  auch  von  seinen 

L)  Brunner,  D.  RG.  II,  25. 

2)  Homilie  Wulfstans  274,  zit.  bei  Liebermann,  Sachglossar  »Gesetz«  16  c. 
Freilich  hat  nicht  er  ausschließlich  die  Gesetzesinitiative,  sie  kommt  auch  den  Witan 
zu.  Liebermann  a.  a.  O.  15  d. 

3)  Siehe  dazu  namentlich  Liebermann,  Sachglossar  »Frieden«,  »Schutz«, 
»Königsfrieden «,  »Handfrieden «. 

4)  Siehe  W.  Sickel  in  den  Mitteilungen  des  Instituts  f.  östl.  Geschichtsfor- 
schung, Erg.-Bd.  I,  S.  37. 

5)  Liebermann,  Sachglossar  »Königsschutz«  1  b  A. 

6)  Liebermann,  Sachglossar  »Schutz«  16. 
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Beamten)  ausgeht  und  immer  nuf  strafrechtlich  gebüßt  werden 
kann.  In  der  Normannenzeil  ist  die  Monopolstellung  des  Königs- 
friedens  vollendet:  Jede  Klage  wegen  Friedensbruehes  ist  solche  »de 
pace  regis  infracta«. 

Das  Verhältnis  zwischen  König  und  Untertanen  hat  auch  seit 
Elfred  eine  Wandlung  erfahren,  Ks  kommt  in  dem  Untertanenver- 
hältnis die  besondere  Abhängigkeit  des  Schutzbefohlenen  von  seinem 
Lord,  dem  hl&ford,  dem  mnndbora,  zum  Ausdruck,  die  früher  nur  im 
Verhältnis  zwischen  König  und  seinen  Beamten  vorausgesetzte  amicitia 
(Huld)  dehnl  sich  auf  alle  l'nterthancn  aus1).  So  fordert  Edward  der 
Ütere  in  seinen  Gesetzen  die  witan  zur  Aufrechterhaltung  des  öffent- 
li<  ben  Friedens  mit  folgenden  Worten  auf:  »Die  Untertanen  sind  dem 
Könige  zur  fidelitas,  wie  früher  bloß  die  Beamten  und  Gefolgsleute, 
verpflichtet  .  .  .  Kr  fragte  sie  nun,  wer  sich  zu  dieser  Besserung  be- 
kehren  möchte  und  zu  der  Uelahrtenschaft,  wo  er  sei,  gehören,  und  was 
er  liebe,  lieben,  und  was  er  meide,  meideri  wolle,  sowohl  zur  See  wie  zu 
Lande«8).  Gab  di  r  König  seinen  Untertanen  nunmehr  seit  JElfred  er- 
höht m  Schulz,  war  das  Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  ihm  und  den 
I  Qtertanen  nun  ein  intensiveres  geworden,  so  mußte  es  auf  der  andern 
Seite  am  h  durch  besondere  Strafsanktionen  geschützt  werden.  Und 
so  finden  wir  denn  auch  bei  Alfred  schon  das  erste  Strafgesetz  gegen 
I b M-hverrat  3).  Wenn  jemand  dem  Leben  des  Königs  nachstellt  durch  sich 
•  •der  dnn  h  Beherbergung  Verbannter  oder  der  Mannen  eines  von  ihnen, 
Bei  er  des  Verlustes  seines  Lebens  und  alles  dessen,  was  er  besitzt,  schuldig. 

Der  Kenig  hat  außer  seinen  Regierungsattributen  noch  besondere 
Ehrenrechte  und  finanzielle  Vorrechte,  Königsdomäne  ist  von  Staats- 
domänen unterschieden4),  nicht  aber  Königsfinanzen  von  Staatsfinanzen. 
Zu  den  Kh renrechten  gehörte  u.a.  der  rechtliche  Vorzug,  den  die  Königs- 
bhane  genießen,  das  königliche  Wergeid.  Dasselbe  betrug  nach  dem 
Viercier-Rechl  7200  Schilling,  nach  dem  Nordländer  Recht  15  000  Tri- 
n  :  außerdem  mußte  sein  Leben  dem  Volke  in  gleicher  Höhe  gebüßt 
werden,  das  war  die  cyneböt.  Ein  besonderes  Vorrecht  des  Königs  war 
auch  die  W  eihe,  die  er  durch  die  Krönung  und  Salbung  zum  Könige 
erhielt.  Es  ist  fraglich  und  wird  wohl  immer  fraglich  bleiben,  ob  die 
Salbung  zum  Konige  dem  alten  Testament  entnommen  ist  oder  ob  sie 
von  den  Briten  entlehnt  ist5),  bei  denen  sie  nach  Gildas  (Historia  GIXX) 
vorgeka aninen  ist.  I)ie  Wirkung  der  Krönungs-  und  Salbungszeremonie 
war  in  der  damaligen  Auffassung  die  der  Verewigung  jener  geistigen 

1    Über  die  analoge  Entwicklung  im  fränkischen  Recht  Brunner,    D.  RG  II, 
58  u.  63  und  Luchaire,  Ilistoire  des  Institutions  Monarchiques  1891,  I,  p.  56  f. 
-    []  Edward  [,1s.  Übersetzung  von  Liebermann  I,  143. 

ASlfred  §4,  Liebermann  I,  51. 
1    Liebermann,  S.iehglossar  »Königsdomäne«  4.  Ähnlich  vielleicht  im  frän- 
ki&  hen  Reich.    Siehe  Dopsch  u.  a.  O.  150.    Doch  nicht  das  übrige  Vermögen; 
lie  Identifizierung  von  Staats-  und  Königsvermögen  schon  für  das  9.  Jahr- 
indeii   anzunehmen:   Bedas  (1,15)  Worte:    »publica  aedificia  et  privata« 
t/t  der  angelsächsische  Dolmetsch:   »G  y  n  e  1  i  c  o  getimbro  and  änlipie«. 
5)  Siehe  dafür  auch  Brunner,  D.  RG.  II,  1928. 
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Gaben  in  dem  königlichen  Haupte,  um  die  das  Volk  bat.  Doch  ist  keine 
Veranlassung  für  die  Annahme,  daß  ein  spiritueller  Charakter  oder  ein 
besonders  geistlicher  oder  kirchlicher  Vorzug  durch  diese  Zeremonie 
bewirkt  werden  sollte.  Der  beste  Beleg  dafür  ist  die  Leichtigkeit,  mit  der 
gekrönte  Häupter  damals  ihrer  Königswürde  beraubt  werden  konnten. 
Und  noch  eins:  wären  Krönung  und  Salbung  damals  wirklich  danach 
angetan  gewesen,  den  Charakter  indelebilis  eines  Gehorsam  gebietenden 
Königs  zu  schaffen,  so  wäre  eins  überflüssig  gewesen,  der  Untertaneneid, 
der  bei  jeder  Königskrönung  vom  Volk  geleistet  wurde,  und  die  An- 
nahme dieses  Untertaneneids  durch  den  König.  Diese  Zeremonie  ebenso 
wie  die  Erhebung  auf  den  Königsstuhl  durch  die  Großen1)  und  die 
Überreichung  der  königl.  Insignien2)  (einschließlich  des  Helms) 
ist  jedenfalls  älter  als  die  Salbung.  Diese  hat  bei  den  Angelsachsen 
keine  staatsrechtliche  Bedeutung.  Das  ergibt  sich  einmal  aus  der  Tat- 
sache, daß  man  ungekrönt  und  ungesalbt  die  Regierung  antreten  kann 
und  erst  viel  später  gekrönt  wird3),  sodann  aus  dem  Umstände,  daß  die 
Krönung  durch  den  Erzbischof  auch  sonst  bei  festlichen  Gelegenheiten, 
Versammlungen  der  Großen  etc.,  stattfand  und  daß  der  Erzbischof 
diese  Krönung  zur  Strafe  des  Königs  für  eine  Zeitlang  aussetzen 
kann4).  Krönung  und  Salbung  sind  als  Bestandteile  des  Regierungs- 
antritts von  der  Kirche  aufoktroyiert.  In  den  Augen  der  Kirche  waren  sie 
wesentliche  Voraussetzung  für  die  Ausübung  königl.  Befugnisse5),  aber 
nach  dem  Staatsrecht  der  Angelsachsen  keineswegs.  Die  Krönung  erfolgte 
gewöhnlich  zu  Kingston  a.  d.  Themse6).  Der  Krönungseid,  den  der  König 
leistet,  lautet  seit  Eadgar's  Zeit7):  »Im  Namen  der  Dreieinigkeit.  Drei 
Dinge  verspreche  ich  dem  christlichen  Volk,  meinen  Untertanen.  Erstens, 
daß  ich  der  Kirche  Gottes  und  dem  gesamten  christlichen  Volk  meines 
Reiches  treuen  Frieden  halten  will.  Zweitens,  daß  ich  allen  Raub  und 
alle  Ungerechtigkeit  gegen  Männer  aller  Stände  verbiete.  Drittens, 
daß  ich  verspreche  und  mich  verpflichte  zu  Gerechtigkeit  und  zu  Gnade 
in  allen  Urteilen,  wie  der  gerechte  und  gnadenreiche  Gott  in  seiner  immer- 
währenden Milde  uns  allen  vergebe«.  Bei  seiner  Wiedererhebung  auf  den 
königlichen  Thron  schwört  JEthelred  1014  auch  noch,  dem  Willen  des 
Volkes  immer  gemäß  zu  handeln8).  Damit  schafft  er  den  Präzedenzfall 
für  die  Formel  des  mittelalterlichen  Krönungseides.  Als  Korrelat  des 

*)  Das  sog.  »ahefan  tö  cinestöle«  siehe  Chron.  Sax.  795.  Malm.  G.  R.  I, 
p.  14  (§10). 

2)  Wie  in  Frankreich:  Brunner,  D.  RG.  II,  21. 

3)  Dies  berichtet  Malmesbury,  Gesta  Regum  lib.  II,  §160  von  Eadgar:  »illud 
constat,  quod  a  sextodecimo  aetatis  anno,  quo  rex  constitutus  est,  usque  ad  tri- 
cesimum  sine  regio  insigni  regnaverit.  Tunc  .  .  .  .  Bathoniae  coronatus  est.« 

4)  Dunstans  Memorials,  ed.  Stubbs,  p.  112. 

5)  ^Elfric,  Homilie  I,  212. 

6)  Die  Königin  hat  bei  den  Angelsachsen  im  9.  und  10.  Jahrhundert  weder 
Titel  noch  königlichen  Sitz.  Das  Krönungsritual  um  1000  erwähnt  jedoch  auch 
die  Krönung  der  Königin  (Stevenson  in  seiner  Ausgabe  des  Asser  p.  201  f.;  Lieber- 
mann in  Sachglossar  »Königin«,  S.  550). 

7)  Memorials  of  S.  Dunstans  §155;  übers,  durch  Liebermann  I,  p.  215. 

8)  Flor.  Wigorn,  anno  1014. 
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Königseides  leistete  »las  Volk  den  Untertaneneid.  Wir  finden  ihn  zuerst 
in  den  Gesetzen  Badmunds,  also  auch  schon  nach  der  Zeit,  da  dasKönigs- 
lum  den  bedeutsamen  Wandel  vom  \  olksk(uui>stum  in  das  oberlierrliche 
Königs1 um  durchgemacht  hat,  So  heißl  es  inden Gesetzen Eadmunds  III. 
^  I .  also  um  943    16  etwa:  »Imprimis  nt  omnes  iurent  in  nomine  Domini, 

quo  sanetum  illud  sanetum  est,  fidelitatem  Eadmundo  regi,  sicut 
homo  debel  esse  Fidelis  domino  suo,  sine  omni  controversia  et  seduc- 
bione,  in  manifesto,  in  occulto,  ei  in  amando  quod  amabit,  nolendo 
quod  nolet«,  Eis  hängl  dies  mit  der  oben  erwähnten  Erweiterung  des 
Begriffs  der  königl.  Huld  zusammen.  Freilich  dieser  Eid  war  nur  ge- 
leistet  unter  der  Bedingung,  dal.»  der  König  als  Oberherr  auch  das  halte, 
was  er  versprochen  hatte. 

Der  König  hatte  auch  Finanzielle  Vorrechte,  und  diese  bestanden 
in  Ausstattung  mit  Grund  und  Roden.  Es  gehört  dazu  entweder  sein 
Privateigentum,  das  königliche  böcland,  oder  aber  das  Grundeigentum, 
das  zur  Ausstattung  der  königlichen  Amtswürde  diente,  umfassend  die 
königlichen  Palä>t«  und  die  königlichen  Landgüter  (die  Königsdomäne, 
die  unter  besonderem  Rechtsschutz  steht1)*  Dies  letztere  Eigentum, 
das  /in  Ausstattung  der  königlichen  Würde  diente,  konnte  ohne  Zu- 
stimmung  der  Witan  nicht  veräußert  werden.  Außerdem  gehörten  zu 
den  Einkünften  des  Königs  das  Recht  auf  gewisse  Erträgnisse  der  Ge- 
richte2),  das  Hecht  auf  strafgerichtlich  verwirktes  Grundeigentum,  das 
Recht  auf  Feorm,  das  ist  auf  die  Beköstigung  seiner  Person  und  seiner 
Gi  folgschafl  auf  königlichen  Reisen,  die  Erträgnisse  von  dem,  was  das 
Meer  als  Wrack  ans  Ufer  geworfen,  von  den  gefundenen  Schätzen  der 
Minen  und  Salzwerke,  Zollregal3)  und  Marktzölle4),  der  Anspruch  auf 
heriot,  das  ist  auf  bestimmte  Abgabe  beim  Todesfall  eines  Gefolgs- 
mannes  und  anderes  mehr.  Das  Münzrecht  wird  wohl  erst  seit  der  Zeit 
Ethelstans  (II.  .  Kth.  14)  Regal,  jedenfalls  nicht  früher5).  Vor  jener  Zeit 
werden  bloß  die  Erzbischöfe  und  der  König  dieses  Recht  geübt  haben. 
1  j  Im  In  <l  sjirieht  deutlich  den  Regalcharakter  der  Münze  aus  (II  iEth.8,1). 

*)  Liebermann,  Sachglossar  »Königsdomäne«. 

-    Einschließlich  des  Begnadigungsrechts. 

3)  Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Zollabgabe«  5  b. 

Km  M;irktrcgal  wird  es  in  der  Angelsachsenzeit  noch  nicht  gegeben  haben, 
sondern  nur  das  Vorstadium  eines  solchen,  das  Vorrecht,  Marktzölle  zu  erheben, 
über  ahnliche  Verhältnisse  im  fränkischen  Reich  Rietschel,  Markt  und  Stadt 
Für  ein  angelsächsisches  Marktregal  tritt  Kemble  a.  a.  O.  II,  61  f. 
ein,  dem  v.  tnama- Sternegg  in  Pauls  Grundriß  III2,  S.  41  und  neuestens,  wie  es 
I  liebermann,  Sachglossar  »Markt«  2  folgt.  Die  von  Kemble  angeführten 
1 1 * •  r i  nur  von  .Marktzöllen.   Die  einzige  Urkunde,  die  auf  ein  Markt- 
regal  hindeuten  könnte,  G.  D.  II,  Nr.  280  ist  eine  Fälschung.   Die  von  Kemble  nicht 
angeführte  '  rkunde  Thorpe  Dipl.  137  stellt  die  königl.  Herrschaftsrechte  »oööe 
od  ceapstowe  oÖÖe  on  straete«,  also  die  Marktgefälle  und  die  auf  Straßen  erhobenen 
ander  und  deutet  daraufhin,  daß,  ähnlich  wie  mitunter  in  Frankreich 
'».>.!«..  das  Marktzollregal  auf  das  dem  König  an  Straßen  zustehende 
liehe  Nutzungsrecht  zurückgeht.   (Siehe  auch  Maitland,  Domesdaybook 
Die    Gesetze«,  auf  welche  Liebermann  verweist,  und  die  einen  Markt  als 
_lich«  bezeichnen,  gehören  der  Normannenzeit  an. 
5)  Keary  Poole,  Catalogue  of  E.  Coins  1887,  I.  p.  XXXI. 
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II.  König  und  curia  regis. 

1. 

Der  Normannenkönig  ist  ein  feudalistischer  König.  Die  Grundlage 
des  Untertanenverhältnisses  ist  der  Lehensvertrag,  der  nur  unter  der 
Voraussetzung  von  der  einen  Seite  gehalten  wird,  daß  er  von  der  andern 
nicht  verletzt  wird1),  und  nicht  das  Territorium2),  sondern  der  Lehnseid 
macht  den  Untertanen.  Der  König  des  Feudalstaates  ist  in  gewisser 
Richtung  durch  seinen  Lehnshof,  die  curia  regis,  beschränkt  (so 
schon  1200  bezeugt,  cf.  Liebermann,  Gesetze  I,  635h— k).  Vielleicht 
dürfte  hierbei  die  Vorstellung  mitgewirkt  haben,  daß  die  curia  regis  die 
angelsächsischen  »witan«  fortsetze  (Liebermann,  Sachglossar  »Adel«  29). 
Das  Recht  auf  den  Thron  ist  kein  erbliches.  Der  Grundsatz  ist  vielmehr 
der,  daß  zwar  die  Krone  einer  bestimmten  Dynastie  eignet,  daß 
aber  die  Gesamtheit  der  Lehnsvasallen,  insbesondere  die  großen  feudalen 
Herren  in  ihrer  Gesamtheit  als  Vertreter  der  Nation  ein  Wahlrecht 
haben.  Wilhelm  der  Eroberer  nimmt  wohl  den  Thron  als  Erbe  Edwards 
des  Bekenners  in  Anspruch,  trotzdem  bemüht  er  sich  bald  nach 
der  Schlacht  von  Hastings,  die  Zustimmung  seiner  Witan  zu  finden. 
Auch  seine  Söhne  haben  keinen  Erbtitel,  vermöge  dessen  sie  auf  den 
Thron  gelangen.  Wilhelm  Rufus  schließt  seinen  Bruder  Robert  von  der 
Thronfolge  aus,  aber  dies  kann  er  nur,  nachdem  er  verschwenderische 
Versprechungen  an  die  Großen  des  Reichs  gemacht  hat.  Heinrich  I. 
schließt  Robert  aus,  aber  auch  er  muß  sich  der  zustimmenden  Wahl 
eines  Häufleins  von  Baronen  vergewissern,  den  Krönungseid  leisten  wie 
^Ethelred  und  durch  eine  Freiheitscharte  die  Gunst  seiner  Wähler  er- 
kaufen, ehe  er  gewählt  wird.  Diese  Charte  von  1100  beginnt  mit  den  be- 
zeichnenden Worten:  »Sciatis  me  Dei  misericordia  et  communi 
consilio  baronum  totius  regni  Angliae  ejusdem  regni  regem 
coronatum  esse.«  Nach  dem  Tode  Heinrichs  bemächtigte  sich  Stephan 
von  Blois  der  Krone  und  schloß  die  rechtmäßige  Erbin  Heinrichs,  die 
Kaiserin  Mathilde,  von  der  Erbfolge3)  aus.  Auch  dies  konnte  nur  ge- 
schehen  um  den  Preis  großer  Versprechungen  bei   seiner  Krönung 


1)  Über  die  Ordnung  der  conventiones  als  Grundlage  des  Rechtsverhältnisses 
zwischen  König  und  Untertanen  Rounds  Mandeville  176.  Beispiele:  R.  of  Glou- 
cester  leistet  nur  bedingten  Lehenseid.  William  Malmesbury,  Hist.  N.  541.  Andere 
Beispiele  bei  Adams  a.  a.  O.  p.  189  f.  Über  analoge  Auffassung  in  Frankreich: 
Luchaire  II,  42  f. 

2)  Die  Bewohner  von  Exeter,  deren  Widerstand  Stephan  gebrochen,  bitten 
ihn  um  Gnade  (1136).  Gesta  Stephani,  p.  27:  »Illos  nam  in  regiam  majestatem 
(d.i.  der  Sache  Mathildens)  jurasse  nec  nisi  in  fidelitatem  domini  sui  arma  moveri.« 
Ähnliche  Nachsicht  gewährt  Heinrich  I.  1102  den  Mannen  des  Bellesme  bei  Arundel. 
Siehe  Ramsay,  Foundations  II,  355.  Ähnliche  Rechtsauf fassung:  Frankreich,  Lu- 
chaire II,  26. 

3)  Daß  diese  weibliche  Erbfolge  nach  damaligem  Feudalrecht  durch  Vermitt- 
lung eines  Ehemannes  (by  courtesy)  möglich  war,  siehe  Round,  Mandeville,  p.  33, 
Anmerkung. 
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namentlich  an  den  Klerus1)  und  um  den  Preis  einer  Freiheitscharte, 
die  1136  erlassen  wurde.  Weil  also  das  Geblüt sreeht  noch  nicht  in  eine 
erbrechtlich  [ndividualsukzession  umgewandelt  war,  findet  sich  auch 
in  England,  wie  im  zeitgenössischen  Frankreich2),  Deutschland3),  die 
designatio  heredis  bei  Lebzeiten  des  Vaters.  Wie  wenig  auch  in  der 
il  der  Gedanke  eines  Erbköniglnms  hervortritt,  geht  am  besten 
daraus  hervor,  dal.»  selbsl  noch  Johann  der  Auffassung  seiner  rechtlichen 
Stellung  begegnen  konnte,  daß  er  nicht  einem  erblichen  Titel,  sondern 
nur  der  Wahl  der  Barone  seine  Krone  danke.  Matthäus  Parisiensis, 
•  in  /. <  1 1  ur '  nosse ,  legt  dementsprechend  in  den  Mund  des  Erzbischofs 
\  'i  Canterbury  eine  Rede,  die  \nr  der  Krönung  Johanns  gehalten  sein 
soll.  In  dieser  Rede  heißl  es1):  »Noveril  discrelio  vestra  quod  nullus 
via  ratione  alii  succedere  habel  in  regnuin,  nisi  ab  universitate 
regni  unanimiter  invocata  Saudi  Spiritus  gralia  electus,  et  secundum 
DQOrum  BUOrum  eminenliam  praeelecl ns  .  .  .  ut  sie  qui  cunetos  in 
regno  supereminet  strenuitate,  omnibus  praesit  et  potestate  et  re- 
gin  ine.  \  erum  si  quis  ex  Stirpe  regis  defuneti  aliis  pracpolleret,  pronius 
;  i  romptius  in  electionem  ejus  est  consentiendum.«  Aus  dieser  Stelle 
gehl  deutlich  hervor,  dal.»  niemand  die  Krone  auf  Grund  eines  Erbrecht- 
titels  fordern  könne,  dal.»  Verwandtschaft  mit  dem  letzten  König  wohl 
ein  gewisses  Vorzugsrecht  einräume,  aber  auch  nichts  weiter,  daß  der 
eigentliche  Titel  zur  Krone  nur  durch  Wahl  gewonnen  werde.  Ob 
Hubert  Walter  wirklich  diese  Rede  gehalten  hat,  ist  gleichgültig,  genug, 
daß  Matthäus  Parisiensis  sie  ihm  in  den  Mund  legt,  woraus  deutlich 

rgeht,  daß  es  wirklich  die  Auffassung  der  damaligen  Zeit  war. 
dl  also  die  I ! im  ht sauf fasusng  der  angelsächsischen  Zeit  weiter. — 

auch  dir  Normannen  einen  Erbrechtstitel  nicht  anerkennen 
l\ 1  •  1 1 1 1 1 1 ■  1 1 .  am  allerwenigsten  einen  Erbrechtstitel  zugunsten  des  Erst- 
renen,  darf  nicht  wundernehmen,  da  nicht  einmal  für  das  Lehns- 
_  jehweige  denn  für  das  in  den  ersten  Rudimenten  befindliche 
common  law  der  Grundsatz  der  Primogenitur  anerkannt  war.  Noch 

illa.  am  Ausgange  des  12.  Jahrhunderts,  läßt  in  seinem  Tractatus 
de  legibus  die  Frage  für  Freisassengüter  vollständig  offen,  während  er  sie 
für  liegendes  Gut,  das  zu  militärischem  Dienst  verpflichtet,  bejaht6). — 
War  somil  die  Lehnsnachfolge  nicht  durch  die  Primogeniturordnung 
gebunden,    so  konnte  man  dies  um  so  weniger  für  die  Thronfolge 


Man  vergleiche  den  Beginn  der  Oxforder  Charta  von  1136:  »Ego  Stephanus 
dei  gratia  assensu  cleri  et  populi  in  regem  Anglorum  electus«.  mit  der  Steigerung 
Gedankens  um  1141:  Malmesbury,  Gesta  R.  p.  746:  Ventilata  est  hodierna  die 
causa  secreto  coram  majori  parte  cleri  Angliae,  ad  cujus  jus  potissimum  spectat 
prineipern  eligere. 

*)  Luchaire  I,  78  Note. 

z<  Waitz,  D.  VG.  VI2.   171  ff. 

4)  Siehe  Stubbs,  Select  Charters,  S.  271. 

5)  Auch  nicht  im  zeitgenössischen  Frankreich  Luchaire  I,  p.  67. 
•)  P.  &  M.  II2,  268  f. 
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erwarten,  die  ja  auch  von  der  damaligen  Zeit  als  Nachfolge  in  ein 
Lehnsgut  aufgefaßt  wurde1). 

Heinrich  III.  kommt  nach  dem  Tode  seines  Vaters  Johann  als  Knabe 
von  9  Jahren  auf  den  Thron.  Nun  tritt  der  Wendepunkt  der  Auf- 
fassung ein.  Nun  beginnen  auch  die  Zeitgenossen  die  Monarchie  als 
Erbmonarchie  aufzufassen.  Edward  I.  beginnt  demnach  auch  seine 
Herrschaft  vom  Todestage  seines  Vaters  zu  datieren  und  nicht  vom 
Tage  der  Krönung,  wie  es  die  früheren  Monarchen  getan  hatten2).  Die 
nachfolgende  Zeit  bestärkt,  wie  wir  sehen  werden,  diese  Tendenz,  denn 
durch  200  Jahre  seit  dem  Regierungsantritt  Heinrichs  III.  hat  der 
englische  König  regelmäßig  einen  Leibeserben,  den  er  dem  Parlament 
bei  Lebzeiten  noch  als  Nachfolger  präsentieren  kann.  Allerdings  erhält 
sich  auch  noch  in  der  Folgezeit  der  Grundsatz,  daß  dieser  Erbe  eben 
präsentiert  werden  muß  (die  alte  designatio  heredis),  ehe  er  König  wird. 

Auch  der  Normannenkönig  muß  gekrönt  und  gesalbt  werden  wie 
der  König  der  Angelsachsen.  Nun  finden  im  Sinne  erstarkter  Klerikali- 
sierung  der  Wahl  Abweichungen  statt.  Schon  das  Krönungszeremoniell, 
das  unter  zEthelred  üblich  war,  läßt  durch  die  Voranstellung  der  Sal- 
bung gleich  nach  den  Versprechungen  des  Königs  und  der  Akklama- 
tion des  Volkes  diese  Klerikalisierungstendenz  hervortreten,  ähnlich 
wie  in  der  altfränkischen  Krönungsformel3).  Aber  gleich  nach  der 
Salbung  folgen  die  Übergabe  der  altgermanischen  Throninsignien, 
Überreichung  von  Ring  und  Schwert,  dann  die  Krönung,  Überreichung 
des  Zepters,  Stabs  und  die  Inthronisation.  —  Das  stellt  noch  eine 
nicht  allzu  starke  klerikalisierte  Krönungsordnung  dar,  wenn  man  sie 
mit  dem  Pontifikale  Ecgberts  vergleicht,  das  in  seiner  Reihenfolge: 
Salbung  —  Zepter  —  galea  wohl  mit  Recht  als  »Abklatsch  der  Zeremo- 
nien der  Bischof sweihe :  Salbung  —  Stab  —  Ring  (Evangelium)  — 
Mitra«  bezeichnet  worden  ist4).  Nun  nach  den  englischen  Ordines  dringen 
seit  dem  12.  Jahrhundert  einerseits  die  Elemente  der  Bischofsweihe 
in  das  Krönungsritual  (Anlegung  der  Spangen,  des  Mantels).  Die 
Zeremonie  erhält  eine  merkwürdige  Ähnlichkeit  mit  der  Bischofsweihe5). 
Andrerseits  dringen  gleichzeitig  auch  Elemente  des  damaligen  Ritter- 
ideals in  das  Krönungsritual :  Anlegung  der  goldenen  Sporen,  Um- 
gürtung mit  dem  Schwerte,  wozu  seit  dem  Liber  Regalis  des  14.  Jahr- 


x)  Deshalb  findet  sich  (analog  dem  Privatrecht:  P.  u.  M.  II2,  309)  damals 
das  Beispruchsrecht  des  Thronerben  bei  wichtigen  Staatsakten:  z.  B.  1172  (Ver- 
söhnung Heinrichs  II.  mit  der  Kirche,  Diceto  I,  351;  Ben.  of  Peterborough  I,  32) 
bei  Abtretung  von  Gastellen,  B.  of  Peterb.  I,  41,  bei  der  königlichen  Bestätigung  der 
Wahl  eines  Erzbischofs,  Gervase  I,  318 — 321,  bei  Annahme  der  Provisionen  von 
Oxford:  Bemont,  S.  de  Montfort  174. 

2)  Ebenso  im  zeitgenössischen  Frankreich  (Philipp  III.).  Siehe  Schreuer 
S.  95  in  der  in  nächster  Note  angeführten  Schrift. 

3)  Siehe  Schreuer,  Der  rechtliche  Grundgedanke  der  französischen  Krönungs- 
ordnung, Weimar  1911,  S.  18. 

4)  Schreuer  a.  a.  O.  S.  16. 

5)  Siehe  Hope,  »The  King's  Coronation  Ornaments«:  The  Ancestor  (1902), 
Nr.  1  u.  2,  und  Schreuer  a.  a.  O.  S.  18. 

5* 
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hunderte  der  Ritterschild  und  die  Oblation  dos  Schwortos  auf  den  Altar 
hinzutritt1),  Im  Mittelpunkt  der  Krönungszeremonie  steht  aber  jetzt 
dii  Salbung,  welche  nunmehr  seil  dem  L2,  Jahrhundert,  ähnlich  wie  in 
Deutschland  schon  seit  dem  10.  und  in  Frankreich  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert*), ein  die  Kreation  durch  das  Volk  resp.  die  Großen  sakral 
vollendender  \ki  ist.  In  dem  Krönungsritua]  des  12.  Jahrhunderts 
finde!  sich  zum  ersten  Male3):  »Unguaniur  manus  islae  do  oleo  sancti- 
ficato  unde  uncti  Bunt  reges  ei  prophetae  e1  sicut  unxit  Samuel  David 
in  regem.  u1  s  i  s  b  en  e  die  tus  ei  constitutum  rex  in  regno  isto. 
super  populum  istum  cruem  dominus  deus  Inns  dedit  tibi  ad  regendum 
e1  gubernandum '). i 

Vuch  die  Inthronisation,  ehemals  ein  durchaus  staatsrechtlicher 
\U.  das  »ahefan  bö  cynestöle«,  isl   nunrnehr  durchaus  klerikalisiert. 

erfolgl  nach  dem  Krönungsritual  dos  12.  Jahrhunderts  ausschließ- 
li(  h  durch  die  Bischöfe6).  Ersl  in  der  folgenden  Periode  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert drängen  sich  auch  die  Großen  heran  und  beteiligen  sich  an 
•        kinlilitlifii  Akt  dor  Inthronisation. 

1  berreste  der  allen  germanischen  Auffassung  der  Krone  und 
Krönung  sind  trotzdem  noch  da  und  dort  wahrzunehmen.  Als  Besitz- 
ergri  ifung  des  Reichs  wird  noch  die  Besitzergreifung  des  Staatsschatzes 
in  Winchester  aufgefaßt,  weil  sieh  darunter  auch  die  Krone  des  Reichs 
b<  find*  b6).  Vuch  die  sog.  curiae  coronatae7),  das  feierliche  Tragen 
Krone  zu  ( Astern,  Pfingsten  und  Weihnachten  auf  großen  Versamm- 
ln, worin  mi1  Recht  eine  Demonstration  des  Besitzes  an  Krone 
und  Reich  erblickl  wird8),  findet  sich  noch  bis  in  die  Zeit  Heinrichs  II. 
S<  ii  der  Zeil  verliert  sie  sich,  da  der  Einfluß  der  Kirche  steigt. 

G<  schwunden  ist  jedenfalls  die  germanische  Übergabe  der  Thron- 
_ im  n  als  ein  welthcher  Akt  der  Thronnachfolge9).  Will  ein  König 
zu  Lebzeiten  -»'inen  Sohn  als  Nachfolger  einsetzen,  so  bedarf  es  der 
kirchlichen  Krönung.   Das  kommt  deutlich  in  der  Tatsache  zum  Aus- 
druck, dal.'.  Heinrich  II.  selbst  während  des  Konflikts  mit  der  Kirche 


l)  Round  a.  a.  O.  S.  347  ff. 

Siehe  über  Deutschland  und  Frankreich  Schreuer  a.  a.  O.  S.  86  ff. 

3)  Legg,  English  Coronation  Records  1901,  p.  32. 

4)  Die  Krönungsordnung  TEthelreds  (bei  Legg  a.  a.  O.  S.  17)  hat  nur  eine  be- 
deutungslose, den  kirchlichen  Charakter  der  Salbung  hervorhebende  Formel: 
•Christ«  perunge  hunc  regem  in  regimen  unde  unxisti  sacerdotes.  reges  et  prophetas. 
ac  martires.  qjuj  per  fidem  vicerunt  regna  .  .  .  Tua  sacratissima  unetio  super  caput 
ejus  deflual  atque  ad  interiora  descendat.  et  cordis  illius  intima  penetret.« 

a.  0.  S.  36:    Coronatus  autem  osculetur  episcopos.  a  quibus  post 
ducatur  honorifice  ad  regale  solium  choro  cantante  ymnum. 

•)  Ordericus  Vitalis  S.  783;  noch  Richard  I.  handelt  so.  Gervase  of  Canter- 
bury  I.  i.  :>,  7.    Diceto  II,  6,  7.   Hoveden  III,  8. 

7)  Wie  sie  auch  in  Deutschland  Waitz,  D.VG.  VI  2,  228  und  für  Frankreich 
Luchaire  I,  73. 

8)  Siehe  darüber  Schreuer  a.  a.  O.  S.  59. 

Wie  -i-  noch  bei  den  Angelsachsen  üblich  war,  z.  B.  Malmesbury,  Gesta 
i  \  ii -i  1.  510:  lExcessit  (Aethelbert)  anno  post  aeeeptam  fidem  primo  et 
vicesimo,  Bdbaldo  filio  regni  tradens  insignia.« 
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1170  seinen  Sohn  zum  König  krönen  lassen  möchte.  Da  Becket,  der 
Erzbischof  von  Canterbury,  dem  der  Papst  einige  Jahre  vorher1)  das 
Privileg  verliehen  hat,  den  Akt  vorzunehmen,  damals  im  Exil  weilt, 
versucht  der  König  sein  Glück  beim  Erzbischof  von  York.  Trotz  des 
päpstlichen  Verbots  nimmt  dieser  die  Krönung  vor,  wird  aber  zur  Strafe 
dafür  exkommuniziert. 

iEthelreds  Krönungseid  wird  in  ungefähr  gleicher  Form  vom  Eroberer 
und  dann  von  Wilhelm  Rufus  geleistet.  Heinrichs  I.  Krönungseid  ist 
inhaltlich  genau  derselbe,  den  JEthelred  geleistet  hat.  Richard,  Johann, 
Heinrich  III.  leisten  einen  Krönungseid,  der  den  allgemeinen  Frieden 
zu  bewahren  verspricht,  Ehrfurcht  der  Kirche  und  dem  Klerus  zu- 
sichert und  gleiches  Recht  dem  Volke  und  schließlich  verspricht,  alle 
üblen  Gesetze  und  Gewohnheiten  zu  vernichten  und  die  guten  aufrecht- 
zuerhalten. Eine  Phrase  kehrt  in  diesen  Eiden  gewöhnlich  wieder. 
Es  wird  die  Aufrechterhaltung  der  Gesetze  versprochen  »quas  vulgus 
elegerit« —  »les  quiels  la  communaute  de  vostre  roiaume  aura  esleu.« 
Vor  der  Krönung  ist  der  König  nur  feudalrechtlicher  Oberherr,  do- 
minus, nach  der  Krönung  rex2).  Die  Regentschaft  führt  für  den  minder- 
jährigen oder  abwesenden  König  die  Königin-Mutter,  mitunter  ein 
Regentschaftsrat.  Die  Königin  übt  aber  auch  zuweilen  bei  Lebzeiten 
ihres  Ehegemahls  selbständige  Regierungsbefugnisse  aus,  weshalb  Hein- 
rich II.  seine  Frau  als  Staatsgefangene  behandeln  mußte,  um  dies  zu 
verhindern3). 

Die  Befugnisse  des  Normannenkönigs  sind  ungleich  größer  als 
die  seiner  angelsächsischen  Vorgänger.  Insbesondere  erreicht  die  Aus- 
bildung der  königlichen  Regalrechte,  die,  wie  wir  sahen,  bei  den  Angel- 
sachsen nur  in  Ansätzen  vorhanden  sind,  jetzt  ihre  Vervollkommnung, 
namentlich  seit  die  auch  in  der  Domesday  Book  hervortretende  Rechtsauf- 
fassung zutage  tritt,  daß  der  König  der  Eigentümer  des  gesamten 
Bodeneigentums  sei,  namentlich  desjenigen,  das  von  keinen  Feudal- 
herrn abhängig4),  und  daß  jedes  Stück  Bodens  wenigstens  im  ersten 
Glied  der  lehensherrlichen  Hierarchie  vom  Könige  zu  Lehen  besessen 
wird.  In  bezug  auf  die  Gesetzgebung  ist  der  König  keineswegs  an  die  Zu- 
stimmung der  curia  regis  gebunden,  und  auch  die  Zustimmung  der  curia 
regis  zur  neuen  Steuerauflage  ist  nicht  unbedingt  nötig.  Auch  ist  er 
nunmehr  Quelle  des  Rechts  und  darum,  wie  schon  Bracton  im 
13.  Jahrhundert  ausführt,  vor  den  eigenen  Gerichten  nicht  verantwort- 
lich5). Wenn  der  König  das  Recht  bricht,  dann  gibt  es  nur  ein  Mittel, 

x)  Siehe  über  diesen  Vorfall  und  die  Krönung  von  Heinrichs  Sohn  Legg  a.  a.  O. 
S.  43  f. 

2)  Hardy,  Archaeologia  XVIII,  p.  110  und  Round,  Mandeville  p.  70. 

3)  S.  Ramsay,  The  Angevin  Empire  210;  über  ähnliche  Selbständigkeit 
der  Königin  in  Frankreich  zu  der  Zeit:  Luchaire  I,  p.  147 ff. 

4)  Belege  bei  Liebermann,  Sachglossar  »König«  S.  548. 

5)  Dieses  ist  allerdings  schon  eine  Steigerung  über  den  Standpunkt  des  Lehens- 
rechtes hinaus,  welches  eine  Verantwortlichkeit  des  Lehensherrn  vor  der  eigenen 
Lehenskurie  anerkannte.  So  Adams  a.  a.  O.  p.  94  ff.  in  berechtigter  Abwehr  der 
gegenteiligen  Meinung  von  Pollock  und  Maitland.  Die  Vorschrift  der  Leges  Henrici 
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nämlich  die  Petition,  daß  er  das  Unrecht  gut  mache.  Trotz  dieser  er- 
habenen Stellung,  die  der  König  einnimmt,  ist  er  nicht  über  dem  Recht, 
sondern  unter  dem  Hecht.  Bracton  sagt  dies  ausdrücklich  de  legibus 
Angliae  L  ;>8  (Ed.  Rolls  Series):  »Der  König  steht  unter  niemand, 
ausgenommen  imler  Gott  und  dem  Recht.  Der  König  macht  das  Recht, 
der  König  ist  aber  auch  gebunden,  dem  Rechte  zu  gehorchen,  wenngleich 
Für  den  Fall,  daß  er  es  bricht,  seine  Strafe  Gott  überlassen  werden  muß.« 
Hierin  scheint  ein  Widerspruch  zu  liegen:  der  König  unter  dem  Recht,  der 
König,  der  das  Recht  schafft:  dann  ist  er  eben  nicht  unter  dem  Recht. 
Wir  müssen  uns  nun  zur  Lösung  dieses  Widerspruchs  in  die  Zeit  Bractons 
zurückdenken.  Recht  ist  für  ihn  das  Gewohnheitsrecht,  daß  der  König 
allerdings  du  ich  Eröffnung  neuer  Rechtsmittel  (brevia-writs)  ver- 
ändern kann,  über  das  er  sich  aber  nicht  hinwegsetzen  kann,  weil  es  in 
der  Hauptsache  nicht  von  ihm,  nicht  einmal  von  Gott  geschaffen, 
sondern  durch  gemeinschaftliche  Übung  und  Gewohnheit  gesetzt  ist. 

2. 

Dem  Normannenkönig  steht  beratend  zur  Seite  seine  Lehnskurie, 
die  curia  regis,  das  ward  nun  später  das  magnum  consilium.  Sie  be- 
stehl  aus  den  Lehnsvasallen  des  Königs,  die  unmittelbar  von  ihm  ein 
Lehen  haben,  den  tenentes  in  capite.  Aber  diese  sind  im  damaligen 
England  sehr  zahlreich.  Es  waren  dies  nicht  etwa  wenige  Herrscher 
und  Eigentümer  großer  Provinzen,  wie  im  zeitgenössischen  Frankreich, 
sondern  außer  den  großen  Lehnsbaronen  noch  die  zahlreichen  Ritter, 
welche  vielleicht  bloß  ein  Rittergut  zu  Lehen  vom  König  hatten. 
Es  waren  dies  Männer,  die  durchaus  nicht  immer  sehr  reich  und  sehr 
machtvoll  waren.  Daß  alle  diese  wirklich  zur  Lehnskurie  des  Königs 
gekommen  wären,  ist  wegen  ihrer  großen  Zahl  unwahrscheinlich.  Theo- 
retisch bestand  allerdings  für  den  König  das  Recht1),  seine  Vasallen 
zum  Erscheinen  in  der  curia  zu  zwingen,  aber  er  wird  darauf,  daß  sie 
alle  vollzählig  erschienen,  nur  selten  Gewicht  gelegt  haben,  da  es  ihm 
ja  nur  darauf  ankam,  die  einflußreichsten  und  mächtigsten  seiner  Va- 
sallen zu  sehen  und  sie  unter  seinen  Augen  zu  haben.  Und  die  kleinen 
Vasallen  werden  sich  auch  nicht  sonderlich  um  den  Vorzug  beworben 
haben,  wirklich  in  der  Lehnskurie  zu  erscheinen,  denn  in  der  damaligen 
Zeil  wird  wohl  die  Reise  dahin  nicht  zu  den  Annehmlichkeiten  gehört 
and  der  Aufenthalt  daselbst  jedenfalls  eine  Last  bedeutet  haben,  der 
man  gern  auswich.  Wir  müssen  uns  also  vor  Augen  halten,  daß  die 
Lehnskurie  in  der  Zeit  der  Normannenkönige  eine  durchaus  nicht  in 
sich  abgeschlossene  Einheit  auf  feudaler  Grundlage  war  und  daß  nicht 
genau  gesagt  werden  kann,  wer  wirklich  zur  Lehnskurie  erschien  oder 


§  32,  Ziffer  2,  wonach  der  Mann  über  seinen  Herrn  (ligius)  nicht  als  Urteilsfinder 
zu  I  tericht  sitzen  soll,  bezieht  sich  nur  auf  das  königliche  Lokalgericht  (Grafschafts- 
gericht), nicht  auf  die  Lehenskurie. 

Aber  nicht  die  Pflicht:  analog  im  zeitgenössischen  Frankreich:  Luchaire 
j.  274.  Für  deutsche  Territorien  Below,  Die  landständische  Verfassung  in  Jülich 
und  Berg  I,  69;  sonst  Waitz,  D.  VG.  VI2,  430  ff. 
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geladen  wurde.  Erst  zur  Zeit  der  Magna  Charta  hören  wir  (Artikel  14), 
daß  die  großen  Barone,  die  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Äbte,  die  Grafen  und  die 
barones  majores  jeder  einzeln  (sigillatim)  durch  Königsbriefe  geladen 
wurden.  Das  übrige  Gros  der  tenentes  in  capite  wurde  en  masse  durch 
die  Sheriffs  der  Grafschaften,  in  denen  sie  wohnten,  eingeladen1).  Auch 
sollten  diese  Einladungen  mindestens  40  Tage  vor  dem  Zusammentritt 
erfolgen,  und  es  mußte  die  Einladung  außer  der  Angabe  des  Ortes  noch 
den  Grund  der  Einladung  enthalten.  Die  Magna  Charta  bezeichnet  nach 
der  Richtung  hin  nur  eine  Entwicklung,  die  schon  in  der  Zeit  Heinrichs  II. 
erwähnt  wird,  nämlich  die  Unterscheidung  zwischen  barones  majores 
und  minores2).  Scharf  wird  diese  Grenze  natürlich  nie  zu  ziehen  ge- 
wesen sein,  aber  immerhin  wird  man  sagen  können,  daß  zu  den  barones 
majores  diejenigen  gehören,  die  in  der  Regel  ihre  Feudalabgaben  direkt  an 
den  königlichen  Schatz  (exchequer)  zahlten  und  nicht  wie  die  kleineren 
durch  den  Sheriff;  daß  die  mit  einem  großen  Gefolge  beim  Lehnsherrn 
erscheinen,  mit  ihrem  eigenen  Banner,  während  die  kleineren  Barone 
im  Aufgebot  des  Sheriffs  mittun,  daß  sie  für  ihre  Baronie  beim  Lehns- 
fall dem  Könige  ein  relevium  von  100  Pfund  entrichten,  während  die 
die  kleineren  bloß  100  Schilling  zahlen,  u.  a.  m. 

Die  Art,  wie  die  Lehnskurie  tagte,  wird  für  die  Zeit  des  Eroberers 
und  seiner  Söhne  so  gewesen  sein,  wie  sie  der  sächsische  Chronist  be- 
zeugt. Er  sagt:  (Chron.  sax.  1087):  »Dreimal  trug  er  seine  Krone  jedes 
Jahr,  so  oft  er  in  England  war.  Zu  Ostern  trug  er  sie  zu  Winchester, 
zu  Pfingsten  zuWestminster,  unddawarenum  ihn  alle  herum  die  mächtigen 
Männer  von  England,  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  die  Äbte  und  Grafen, 
die  Thane  und  die  Ritter.« 

Die  curia  regis  wird  den  König  beraten  und  zu  den  wichtigsten 
Staatsgeschäften  auch  zugestimmt  haben.  Aber  beides  war  kaum  mehr 
als  bloße  Formalität.  Die  Gesetzgebung  war  zunächst  meist  Sache  des 
Königs.  Allerdings  gibt  es  einige  wenige  gesetzgeberische  Akte,  die  mit 
Zustimmung  und  Rat  der  Großen  ergangen  sind.  So  ergeht  z.  B.  jene 
Königsverordnung,  welche  die  Bischöfe  von  den  weltlichen  Gerichten 
ausscheidet  und  ihnen  eine  eigene  Gerichtsbarkeit  zuerkennt,  mit  Rat 
der  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Äbte  und  aller  Vornehmen  des  Königreichs. 
Selbst  Heinrich  III.  erwähnt  diese  Zustimmung  nach  dem.  Königssieg 
bei  Evesham,  also  im  Zeitpunkt  der  größten  Demütigung  der  Parla- 
mentspartei, bei  der  Erlassung  des  großen  Statute  vonMarlborough  1267. 
Es  heißt  darin,  daß  es  erlassen  sei,  convocatis  discretioribus  regni  tarn 
majoribus  quam  minoribus.  Auch  die  zeitgenössischen  Juristen  dieser 
Periode  Glanvilla  und  Bracton  stellen  den  Satz  auf,  daß  zum  Erlassen 
neuer  Gesetze  die  Zustimmung  der  Großen  des  Reichs  nötig  sei.  Glan- 
villa liebäugelt  zwar  ein  wenig  mit  dem  Satze,  der  dem  römischen  Recht 

x)  Es  hängt  diese  Unterscheidung  vielleicht  mit  der  im  Frankenreich  be- 
stehenden Unterscheidung,  daß  zum  Heerbann  die  Senioren  gehören,  die  übrigen 
durch  die  Grafen  aufgeboten  werden.  Brunner,  D.  RG.  II,  211  f.  Die  Lehenskurie 
geht  wohl  in  ihrem  Kern  auf  die  Heeresversammlung  zurück. 

2)  Dialogus  de  scaccario  II,  X.  D.  (s.  Oxfordedition  1902,  p.  134). 
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entlehnt  war:  »sed  ei  quod  principi  plaouit  legis  habet  vigorem.«  Aber 
i  verlangt  das  consilium  procerum  dennoch  für  jedes  neue  Gesetz. 
In  seinem Tractus  de  legibus  Ängliae  (Proloims)  sagt  er:  »Leges  namque 
Vngli»  anas,  licel  non  scriptas,  leges  appellari  tion  videtur  absurdum 
(cum  hoc  ipsum  lex  fit  ,quod  principi  plaeel,  legis  habet  vigorem') 
a  s  si  [licet,  q u  a  s  5 u  p  e r  d  u  b  i i  s  in  c  0  n  s i  1  i  0  d  e  f  i- 
ni  endis ,  procerum  quidem  consilio,  et  principis  occidente  autho- 
ritate,  constat  esse  promulgatas.«  Lraelon  gehl  einen  Schritt  weiter; 
er  zitiert  zwar  den  römisehen  Salz,  aber  er  unterschiebt  ihm  eine  neue 
Bedeutung.  Das  Recht  hal  den  König  gemacht,  er  regiert  kraft  dieses 
Rechts,  und  dieses  Keehl  sel/.l  seinen  Willensschlüssen  (placita  prin- 
•  ipis)  Schranken  (Bracton  a.  a.  0.  L  38).  /wischen  Glanvilla  und  Brac- 
ton  liegt  aber  das  Wirken  eines  Simon  von  Montfort.  Trotz  der  Ansicht 
dieser  Theoret  iker  war  die  Praxis1)  keineswegs  von  der  Anschauung  durch- 
drungen:  die  wichtigsten  Gesetze  sind  ohne  Zustimmung  der  curia  regis, 
dea  ii  agnum  consilium  erlassen  worden.  Und  dieses  selbst  in  der  ersten 
Regierungszeit  Edwards  L  und  auch  dann  in  der  Folgezeit.   Der  Satz, 

die  Zustimmung  des  Parlaments  zur  Gesetzgebung  nötig  war, 
komml  ersl  im  Ständestaat,  und  zwar  in  der  zweiten  Hälfte  desselben 
seit  dem  I  \.  Jahrhundert,  genauer  seit  Edward  III.  auf.  In  der  Zeit  der 
Normannenkönige  wird  ja  die  Zustimmung  der  curia  regis  erwähnt, 
sie  ist  aber  nicht  de  jure  notwendig.  Schließlich  war  dieser  Satz  für 
die  damalige  Zeit  auch  kein  großes  Bedürfnis.  Das  Gewohnheitsrecht 
herrschte  im  großen  und  ganzen  vor,  und  wollte  der  König  eine  Ände- 
rn ng  in  dem  Gewohnheitsrecht  eintreten  lassen,  so  erließ  er  eben  ein 
neues  breve:  dieses  änderte  das  Recht  ab,  ohne  daß  deswegen  viel 
Aufhebens  gemacht  worden  wäre.  Bracton  selbst  führt  aus,  daß  der 
König  neue  brevia  erlassen  kann,  neue  Formeln  für  die  Anstellung  von 
Klagen.  Eigentlich  ineint  er,  müßte  solches  neue  writ  die  Zustimmung 
der  Großen  des  Landes  finden,  namentlich  wenn  es  sich  um  Grund  und 
!>•  »dt -n  handelt,  denn  Grund  und  Boden  ist  der  Gegenstand  feudaler 
Gerichtsbarkeit.    Dennoch  wird  die  Zustimmung  der  Magnaten  für 

ben  erachtet,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  der  Erlassung  des  writs 
widersprechen.  Erst  mit  der  Zeit  beginnen  die  Barone  die  Notwendigkeit 

.  -  •  1 1  •  •  1 1 .  1 1  a  I.)  d  ieser  Gewalt  des  Königs,  neue  brevia  zu  erlassen,  Schran- 
tzt  werden  müssen.  Erst  in  Edwards  I.  Zeit  finden  wir  den 
Grundsatz  aufgestellt,  daß  neue  writs  nicht  ohne  Zustimmung  des 
Parlament-  erhissiTi  werden  dürften.    Seit  dem  Statutum  von  West- 


1  Vereinzell  wird  auch  liier  der  Grundsatz  vertreten,  daß  Gesetze,  die  für 
die  Zukunfl  binden  sollen,  nur  mit  Zustimmung  der  Großen  zu  erlassen  wären. 
So  sagt  anläßlich  eines  praktischen  Falles  Chron.  Mon.  de  Bello  (Christ.  Soc.)  p.  66: 
v.iii  abbas  ratione  usus  praemeditata,  regem  Henricum  pro  libitu  antiqua  patriae 
jura  mutare  in  diebus  suis  posse  testificatus  est,  sed  non  nisi  communi  baronum 
regni  consensu  in  posterum  ratum  fore.«  Vielleicht  läßt  sich  auch  aus  dieser  Stelle 
schließen,  daß  'Ii»-  Gesetze  zur  Zeit  der  Normannenkönige  nur  für  die  Regierungs- 
zeil eines  Monarchen  galten.  Jedenfalls  aber  war  in  der  angelsächsischen  Zeit  dies 
nicht  der  Fall.  v.  Amira  in  Pauls  Grundriß  S.  97 x.  Siehe  auch  Liebermann,  Sach- 
g  »Gesetz^  22  c. 
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minster  (II)  von  1285  wird  die  Zulassung  neuer  brevia  nur  auf  Ausnahme- 
fälle beschränkt,  in  der  Regel  aber  in  schwierigen  und  wichtigeren  Fällen 
die  Zustimmung  des  Parlaments  verlangt1). 

Ebensowenig  wie  es  das  Bedürfnis  jener  Zeit  war,  die  neue  Gesetz- 
gebung nur  unter  Zustimmung  des  Parlaments  zu  erlassen,  ebenso- 
wenig sah  jene  Zeit  zunächst  die  Notwendigkeit  der  Zustimmung  der 
curia  regis  und  des  magnum  consilium  zur  Auferlegung  von  Steuern  ein. 
Der  König  hatte  ja  in  der  ersten  Hälfte  unserer  Periode  alles,  was  er 
brauchte.  Die  Magna  Charta  hatte  ihn  zwar  in  bezug  auf  die  Auferlegung 
neuer  scutagia  und  auxilia  an  die  Zustimmung  des  magnum  con- 
silium gebunden,  aber  die  drei  regelmäßigen  Auxilien,  nämlich  die 
Feudalabgabe  zur  Auslösung  des  Königs,  wenn  er  in  Gefangenschaft 
war,  bei  Ritterschlagung  seines  Sohnes  und  bei  Verheiratung  seiner 
Tochter,  durfte  er  ohne  Zustimmung  des  magnum  consilium  beziehen 
(Artikel  12.).  Der  König  hatte  eine  Menge  feudalrechtlicher  Gebühren 
und  Einkünfte,  z.  B.  aus  Vormundschaften  bei  Verheiratung  der  Töchter 
seiner  Vasallen.  Er  hatte  ansehnliche  Einkünfte  aus  dem  Betriebe  der 
königlichen  Rechtspflege,  die  einen  guten  Marktwert  hatte.  Die  Städte 
mußten  ihre  Privilegien  und  Vorrechte  um  schweres  Geld  erkaufen. 
Hintergehung  gegen  das  Königsgebot  und  Pardon  für  diese  Umgehung 
mußte  erkauft  werden.  Viel  konnte  der  König  als  Eigenkirchenherr 
der  Kirche  abpressen.  Der  König  hatte  endlich  das  Recht,  alle  In- 
sassen auf  den  königlichen  Domänen  nach  Willkür  mittels  der  tallagia 
zu  besteuern,  und  dieser  Besteuerung  unterlagen  die  größeren  Städte, 
London  mit  eingeschlossen,  selbst  nach  der  Magna  Charta.  Der  König  hatte 
schließlich  eine  Reihe  alter  und  hergebrachter  Zölle  (antiquae  et  rectae  con- 
suetudines),  die  selbst  die  Magna  Charta  anerkannte  und  die  von  den  Kauf- 
leuten erhoben  wurden.  All  dies  füllte  die  königliche  Tasche,  ohne  daß 
außergewöhnliche  Feudalabgaben  und  andere  Steuern  vom  König  ge- 
fordert zu  werden  brauchten.  Unter  diesen  Umständen  konnte  sich  keine 
Theorie  entwickeln,  welche  die  Zustimmung  des  magnum  consilium 
als  notwendige  Form  der  Steuergesetze  verlangt  hätte.  Heinrich  II. 
nimmt  eine  scutagium  oder  carucagium,  ohne  daß  der  Chronist  erzählt, 
daß  die  Zustimmung  seiner  curia  regis  vorausgegangen  wäre.  Die 
lehnsrechtliche  Theorie  beschränkt  sich  nun  darauf,  zu  verlangen,  daß 
das,  was  von  einem  Lehnsvasallen  außer  den  rechtlich  gebotenen  Feudal- 
gaben verlangt  werde,  nur  kraft  des  guten  Willens  geleistet  wird. 
Die  Zustimmung,  die  bei  neuen  Feudalabgaben  verlangt  wird, 
ist  demnach  wesentlich  die  Zustimmung  eines  einzelnen  Steuer- 
zahlers und  nicht  die  einer  Nationalversammlung.  Die  Bindung 
an  eine  Minorität  und  Majorität,  welche  als  wesentliches  Resultat 
einer  Kollektivzustimmung  durch  eine  Nationalversammlung  an- 
gesehen werden  könnte,  war  damals  vom  Standpunkt  des  Lehns- 
rechts aus  nicht  notwendig.  Wenn  demnach  da  und  dort  Opposition 
gegen  eine  Besteuerung  auftritt,  wie  z.  B.  die  Opposition  Beckets  im 


)  Siehe  im  nächsten  Abschnitt  §  14. 
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Jahre  1163  und  die  Opposition  Hughs,  Bischofs  von  Lincoln  11981),  so 
ist  dies  bloß  Opposition  des  steuerzahlenden  Individuums,  nicht  aber 
politische  Opposition  einer  nationalen  Versammlung.  Freilich  sollte 
sich  das  mit  der  Zeil  ändern.  Heinrich  II.  lernte  von  Frankreich  die 
Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens2). 

Im  Jahre  L188  wird  der  Saladin-Xehnl  erhoben,  der  der  erste 
Versuch  einer  Besteuerung  des  beweglichen  Vermögens  ist.  Heinrich 
erlangte  damals  von  dem  magnum  consilium  einen  Zehnt  zur  Bewerk- 
Btelligung  eines  Kreuzzuges,  dabei'  der  Name.  Die  Einschätzung  in 
diesem  Falle  mußte  erst  geschaffen  werden,  und  zwar  durch  Verein- 
barung der  Steuerzahler  und  der  königlichen  Beamten.  Die  Jury  im 
Na<  bbarverhande  war  das  geeignete  Mittel,  um  diese  Zustimmung  her- 

iführen,  und  wurde  auch  von  Heinrich  I  [.  verwendet.  Ähnlich  wurde 
im  Jahre  L198  die  Einschätzung  zu  einer  Grundsteuer,  die  von  dem 
Pflugland  der  carucata  als  Einheit  der  Pfluglandes  erhoben  wurde  und 
die  das  ältere  Danegeld  ersetzen  sollte,  vorgenommen.  In  dieser  Nach- 

ii  \  war  aber  das  Prinzip  der  Repräsentation  schon  voll  aus- 
gebildet, wie  wir  das  noch  unten  näher  ausführen  wollen.  Besteuerung 
und  Repräsentationsgedanken  berührten  sich  also  jetzt  zum  erstenmal, 
um  dann  eine  dauernde  Verschmelzung  einzugehen  in  der  Folge.  Was 
anfangs  im  Gräfschaftsgericht  geschieht,  vollzieht  sich  alsbald  in  der 

n  Nationalversammlung.  Johann  beruft  am  7.  November  1213 
nach  Oxford  von  jeder  Grafschaft  4  legales  homines  ad  consulendum 
Qobiscum  de  negoeiis  regni  nostri«3).  Jedenfalls  kommt  nunmehr  der 
Gedanke  auf,  daß,  wenn  man  über  neue  Steuern,  namentlich  Steuern 

bi  w<  glichem  Vermögen  mit  den  Grafschaftsangehörigen  verhandeln 
will,  man  sie  am  besten  in  der  Weise  faßt,  daß  sie  zu  Hebegesprächen 
entw(  der  in  das  Graf  Schaftsgericht  oder  in  die  große  Nationalversammlung 
eingeladen  werden4).  Aus  dem  Gedanken  eines  solchen  Gesprächs- 
zwecks ist  der  \usdruck  »parliamentum«  entstanden,  den  wir  in  der  Zeit 
zwischen  L254  und  1265  bereits  vorfinden.  Er  ersetzt  um  die  Zeit  den 
Vusdruch  colloquium.  Simon  von  Montfort  stirbt  für  den  Gedanken 
eines  solchen  parliamentum,  das  auch  die  Grafschaftsangehörigen 
und  die  Stadtbewohner  zur  Ergänzung  der  curia  regis,  des  magnum 
silium,  hinzieht.  Ein  stärkerer  Wille  als  Montfort  wird,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  diesen  Gedanken  zur  dauernden  Wirklichkeit  gestalten. 


1    Siehe  aber  dazu  Round,  E.  H.  R.  VII,  304  ff.,  der  nachweist,  daß  es  Hugh 
die  Verpflichtung  zur  Leistung  des  Militärdienstes  außerhalb 
der  Grenzen  Englands  für  das  Kirchenvermögen  zu  negieren,  der  aber  keineswegs 
im  Sinne  gehabl  haben  soll,  politische  Opposition  gegen  unzulässige  Besteuerung 

zu  erheben. 

2)  Siehe  darüber  weiter  unten. 

*)  Ob  das  Konsilium  zu  St.  Albans  aus  demselben  Jahre  ähnlich  eingerichtet 
war,  muß  nunmehr  nach  den  Ausführungen  Davis,  E.  H.  R.  XX,  290,  bezweifelt 
werden.     Siehe  aber  auch  dazu  Turner  a.  a.  O.  XXI,  298. 

4j  Ähnlich  im  zeitgenössischen  Frankreich:  Luchaire  I,  169  Anm.  Formel 
für  die  Einberufung  der  Versammlung  von  Etampes  1147:  »ut  pariter  eligerent, 
quod  pariter  tolerarent«. 
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I. 

Die  englische  Zentralverwaltung  ist  aus  der  Hof  Verwaltung  des 
Königs  herausgewachsen.  Die  Struktur  dieser  zeigt  vier  Entwicklungs- 
phasen, die  der  allmählichen  Konsolidation  des  Reiches  entsprechen. 

1.  Bis  zur  Vereinigung  der  angelsächsischen  Heptarchie  unter 
Führung  des  Königreichs  Wessex  finden  wir  an  den  einzelnen  Königs- 
höfen nur  einen  Typus  von  eigentlichen  Hofbeamten,  der  zu  Verwaltungs- 
jzwecken  verwendet  wurde1).    Er  hat  mehr  den  Charakter  eines  Guts- 

*)  Natürlich  ist  die  königliche  Hofhaltung  viel  umfassender.  Sie  umfaßt 
nicht  nur  die  Mitglieder  der  königlichen  Familie,  sondern  berührte  Adel,  Ealdormen, 
Thane,  Gefolgsadel,  Boten,  Vögte,  Beamte  u.  a.  (Siehe  Liebermann,  Sachglossar 
»Königshof«  S.  553.)  Aber  innerhalb  derselben  unterschied  man  zwischen  dem  in- 
timen Zirkel  (a  secretis)  und  den  Angehörigen  des  weiteren  Zirkels,  die  nicht  selten 
für  die  Zwecke  der  Staatsverwaltung  in  die  Provinz  entsendet  wurden.  Ähnlich  im 
Frankenreich,  siehe  Guilhermoz  a.  a.  O.  p.  112  f.,  Noten  24,  25  und  angeblich 
nach  fränkischem  Vorbilde  auch  in  Norwegen,  siehe  A.  Bugge,  Vesterlandenes 
Indflydelse  paa  Nordboernes  ydre  Kultur,  1905,  p.  71  f.  Dagegen  hält  Amira, 
Nordgerm.  Obligationenrecht  II,  30  angels.  Vorbild  für  Norwegen  maßgebend. 
Dafür  spricht,  daß  das  nord.  Wort  hirj)  ein  Lehnwort  aus  dem  Ags.  ist.  Siehe 
v.  Schwerin,  Gött.  Gel.  Anzeigen  1909,  S.  821  und  Frank  Fischer,  Die  Lehn- 
wörter des  Altwestnordischen  1909  (Palaestra  Nr.  85)  S.  21. 
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bofbeamten,  denn  die  königlichen  Domänen  können  bei  der  Kleinheit 
des  rerritoriums  von  der  Umgebung  des  Königs  selbst  geleitet  werden. 
Dieser  einzige  Hofbeamte  ist  der  praefectus  regis  oder  gerefa.  So 
beißt  es  in  den  Gesetzen  Ines  73  (Liebermann  [,  121):  »Wenn  es  (das 
Verbrechen  des  Entflohenen)  ein  (schon)  eine  Nacht  alter  Diebstahl  ist, 
dann  sollen  die,  die  ihn  (handhal'l)  gefaßt  hatten,  diese  Schuld  (der 
l  ua<  iitsamkeit)  büßen,  wie  Bie  gegenüber  dem  König  und  seinem  Amt- 
mann  (gerefa)  ausmachen  können«. 

Dei  König  Übte,  wie  wir  sehen,  die  (lerichtsbarkeit  gewöhnlich  in 
n  aus  (s,  /.  B.  Gesetz  Ethelberts  von  Kent  c.  2).  Der  Amtmann 
unterstützt  ihn  hierbei,  isl  aber  hauptsächlich  als  Gutsverwalter  höchster 
Ordnung  gemeint.  Seme  hauptsächlichsten  Geschäfte  sind  fiskalischer 
Natur,  mitunter  aber  wird  er  auch  als  Gesandter  über  See  geschickt. 
So  sandte  der  König  Redfrid  von  Kent  seinen  Amtmann  (praefectus) 
See,  um  Theodor  von  Tharsus,  den  nachmaligen  Erzbischof  von 
Canterbury,  nach  England  zu  begleiten  (Beda  IV,  1).  Aber  auch 
als  Militärbefehlshaber  wird  der  Präfekt  verwendet.  (Historians  of 
York  Roll  Series  I.  M  52,  54,  in  dem  Leben  Wilfrids  von  Eddi  und 
Beda  V,  24.) 

In  der  späteren  Zeit,  gegen  Ende  des  8.  Jahrhunderts,  begegnen 
uns  /.  B.  in  Wesses  zwei  Präfekten  (C.  D.  Nr.  158),  unter  Ecgbert  sogar 
vier  bis  fünf  (C.  D.  Nr.  1031,  1033,  1035—1037,  1039).  Je  mehr  sich 
alter  W'essex  ausdehnt,  desto  weniger  ist  die  Leitung  der  königlichen 
D  änen  von  der  Zentrale  aus  möglich.  Die  Bedeutung  des  praefectus 
beginnl  von  dem  Augenblick  zu  schwinden,  und  nach  Einrichtung  des 
Grafschaftssystems  im  9.  Jahrhundert  wird  das  Amt  des  gerefa  in 
die  einzelnen  Grafschaften  verlegt,  wo  der  königliche  Beamte  nun 
3clrger§fa  wird.  Aber  auch  sonst  ist  die  Lokalisation  des  gerefa  nötig. 
Wir  finden  den  gerefa  als  Vorsteher  von  Städten  und  Burgen.  In  den 
Quellen  des  8.  Jahrhunderts  wird  auch  ein  heahgerefa  genannt.  Er 
i-t  w.iln  -'  Im  mlieh  eine  Nachahmung  des  karolingischen  Markgrafen 
und  lindi-1  sich  meistens  in  jenen  Grenzgebieten,  die  namentlich  gegen 
die  Dänen  zu  befestigen  waren,  also  in  Northumbrien1). 

2.  Nach  der  Konsolidation  der  Heptarchie  und  später,  namentlich 
unter  Aüthelstan,  w  ird  die  königliche  Hofverwaltung  nach  kontinentalem, 

sondere  karolingischem  Muster  organisiert.  Das  kontinentale  Vor- 
bild ergab  sich  aus  der  Tatsache  von  selbst,  daß  England  damals  in- 
Beziehungen zum  Kontinent  anknüpfte.    Es  beginnt  die  Politik 

Uliancen  auf  dem  Wege  der  Heiraten.  Unter  iEthelstan  sind  vier 
seiner  Schwestern  auf  dem  Kontinent  verheiratet,  und  zwar  an  Otto 
len,  IIuLr".  den  Vater  Hugo  Gapets,  Ludwig  den  Blinden,  König 
der  Provence,  und  Karl  den  Einfältigen,  König  von  Westf'rancien. 
Diesen  intimeren  Beziehungen  mit  dem  Kontinent  entsprach  die  Nach- 
ahmung  kontinentaler  Hofeinrichtungen  in  dieser  Zeit,  und  so  haben  wir 


*)  Larson  a.  a.  O.  p.  116. 
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am  Ausgang  des  10.  Jahrhunderts  folgende  drei  Hofbeamte,  die  nament- 
lich fränkischem  Vorbild  entsprechen,  zu  verzeichnen1). 

a)  Der  hra?gel{)egn  oder  cubicularius  oder  camerarius  in  den 
angelsächsischen  Quellen  genannte,  ist  wohl  mit  der  Oberverwaltung 
des  königlichen  Vermögens  und  mit  der  unmittelbaren  Anordnung  des 
königlichen  Haushalts  betraut.  In  dieser  Eigenschaft  ist  er  der  anerkannte 
Vorstand  der  vorhin  (unter  1.)  erwähnten  königlichen  Landvögte  (cy- 
ninges  tüngerefan).  Die  erste  Erwähnung  seiner  finden  wir  in  einer 
Urkunde  aus  der  Zeit  Alfreds  um  892,  wo  er  als  thesaurarius  auftritt 
(s.  Kemble  C.  D.  Nr.  320),  unter  Eadgar  963  »camerario  meo,  vocitato 
JEthelsige«  (Birch  C.  S.  Nr.  1221).    Unter  Eadred  heißt  er  hraegl^egn. 

b)  Der  dapifer  ist  der  Truchseß  des  fränkischen  Reiches,  er  ist  der 
Haushofmeister.  Seine  Hauptfunktion  ist  die  Oberaufsicht  über  alles 
das,  was  zur  Bedienung  der  königlichen  Tafel  gehört.  Angelsächsisch 
heißt  er  discj:>egn.  Einmal  tritt  er  in  den  Quellen  als  major  domus  auf, 
bei  Florentinus  Wigornensis  (um  1040).  Doch  hat  er  zweifellos  nicht  die 
große  Bedeutung  des  fränkischen  major  domus,  jedenfalls  ist  es  auch 
hier  sehr  zweifelhaft,  ob  diese  Würde  mit  einem  bestimmten  Amte  ver- 
bunden war.  Der  König  war  im  angelsächsischen  Reich  sein  eigener 
major  domus. 

c)  Der  Mundschenk,  pincerna,  hatte  nicht  nur  seine  persönlichen 
Dienste  an  der  königlichen  Tafel  und  die  Aufsicht  über  die  königlichen 
Keller  zu  führen,  sondern  wird  auch  andere  Verwaltungsgeschäfte  zu 
erledigen  gehabt  haben,  die  heute  nicht  festzustellen  sind.  Das  Amt 
war  mit  Adeligen  von  der  vornehmsten  Geburt2)  besetzt,  von  dem 
größten3)  Einfluß  und  gehörte  zu  den  höchsten  Würden4). 

d)  Der  horsjegn,  strator  regis,  entspricht  dem  fränkischen  mare- 
scalcus,  doch  ist  er  bis  in  die  Zeit  Cnuts  ein  untergeordneter  Hofbeamter. 

So  glich  die  angelsächsische  Hofhaltung  im  großen  und  ganzen 
der  karolingischen,  nur  mit  folgenden  Unterschieden:  Der  König  war 
sein  eigener  major  domus,  der  angelsächsische  Marschall  war  nur  ein  Hof- 
beamter niederer  Ordnung  und  der  fränkische  comes  palatii  fehlte  am 
angelsächsischen  Hof.  Eine  königliche  capella  wird  es  wohl  auch  am 
angelsächsischen  Hof  gegeben  haben5),  doch  war  sie  noch  keineswegs 

*)  Am  ausführlichsten  findet  sich  die  Hofhaltung  eines  angelsächsischen  Königs 
in  dem  Testament  Eadreds  von  955  (Birch  G.  S.  III,  Nr.  912)  beschrieben:  »And 
aelcan  gesettan  discfegne,  and  gesettan  hraeglftene,  and  gesettan  biriele  hund 
eahtating  mancusa  goldis  ....  And  aelcan  gesettan  stigweard  (=  Steward, 
seneschal).« 

2)  Siehe  Asser  c.  2  und  den  Kommentar  von  Stevenson  dazu  p.  163  f. 

3)  Wilhelm  von  Malmesbury,  G.  R.  I,  156:  »Erat  ille  pincerna  regis,  et  p  e  r 
h  o  c  ad  persuadenda  quae  excogitasset  accommodus. « 

4)  Er  wird  deshalb  wohl  nur  bei  festlichen  Gelegenheiten  den  Schenkdienst 
selbst  ausgeübt  haben:  Malmesbury  a.  a.  O.  (von  demselben  weiter  erzählend): 
»Itaque  cum  forte  die  sollempni  vinum  propinaret .  .  .  . « 

5)  Die  Niederlegung  von  Privaturkunden  im  königlichen  Archiv  wird  bezeichnet 
als  »83t  I)33s  cinges  haligdome«  a.  997.  Early  Land  Charters,  p.  218,  worauf  Lieber- 
mann, Sachglossar  »Archiv«  la  verweist.  Ebendort  ein  anderer  Beleg  aus  dem  Jahre 
1053:  »jubente  rege,  in  ejus  capella.  .  .  remansit«. 
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Bur  königlichen  Kanzlei  geworden,  wie  wir  noch  weiter  unten  sehen 
werden. 

V u t ' « ■  t •  diesen  Hofbeamten  sind  eine  Reihe  von  Thanen  als  Ver- 
mittler  der  Zentral-  und  Lokulverwaldmg  lälig.  Die  Hauptmasse  der 
Verwaltung  vollzieht  sich  eben,  und  das  ist  ja  der  Krebssehaden  des 
angelsächsischen  Keiches  geworden,  nicht  in  der  Zentrale,  sondern  in 
den   Grafschaften   und  Hundertschaften. 

i    Die  Däneninvasion  bringl  ein  neues  Hofamt  auf,  das  ist  der 

steallere,  der  nur  entfern!   mit  dein  lateinischen  stabularius  zu- 
sammenhängt.   Der  dänische  stallari  hat  im  13.  Jahrhundert  folgende 
Befugnisse:  Er  war  Sprecher  für  den  König  bei  feierlichen  Anlässen,  er 
handelte  als  oberster  Richter  in  Streitigkeiten  der  Ilofbediensteten, 
pgte  Ferner  die  königliche  Hofhaltung  mit  Pferden  und  andern 
rransportmitteln  für  die  königlichen  Reisen.  Man  nimmt  im  allgemeinen 
.in  (s.  I  .arson  a.  .1.  I  >.  p.  L50),  dal.»  auch  zur  Zeit  Cnuts  diese  Aufgaben  dem 
nordisi  hen  stallari  oblagen1).    In  Kngland  scheint  er  bloß  die  Befugnis 
des  obersten   ^rmeekommandos  gehabt  zu  haben.   (Hist.  Eliens.  216: 
Esgarua  quidam  stallere,  latine  dux  dicitur.)   Die  eigentlichen  Ob- 
nheiten  'in-  Siallmeisiers  hatte  der  uns  schon  aus  der  Zeit  Alfreds 
ht'kanntr  slralor  regins  oder  liors[)egn  zu  besorgen. 

fiter  Edward  dem  Bekenner  werden  die  angelsächsischen  Hof- 
ämter  uormannisierl  (s.  Round,  E.  H.  R.  XIX,  p.  90  f.).  Der  hors{>egn 
hihi  Marschall.  In  der  Domesday  Book  finden  wir  den  Ausdruck 
Btallre  identisch  mil  dapifer,  was  dem  normannischen  seneschal  ent- 
sprochen haben  dürfte.  Wir  finden  in  der  Domesday  Book  für  die  Zeit 
Edwards  angegeben   den  chamberlain,  das  ist  den  angelsächsischen 

i  .o  in-,  und  wir  linden  schließlich  in  einer  Urkunde  zum  erstenmal 
•  ne  u  <  h;in<-cler  mil  Namen  Rengebold  (G.  D.  IV,  229). 

Wir  kommen  nun  zu  der  Frage,  hat  es  im  angelsächsischen  Reich 
eine  Kanzlei  mich  fränkischem  Muster  gegeben  ?  Vor  der  Zeit  Edwards 
des  Bekenners  wohl  kaum.  Dies  hängt  mit  dem  angelsächsischen  Brauch 
zusammen,  ihn  Schreiber  der  Urkunde  nicht  im  Urkundentexte  zu  nennen, 
und  not  der  Tatsache,  daß  die  Königsurkunde  bei  den  Angelsachsen 
vor  der  Privaturkunde  keine  besondere  privilegierte  Bedeutung  hatte. 
Die  Privaturkunde  schließt  die  Königsurkunde  in  sich  (Brunner,  Z. 
Rechtsgeschichte  a.a.O.  159;  0.  Redlich  in  dem  weiter  unten  ange- 
führten  Werke  S.  i4).  Das  auf  schriftlichem  Wege  von  der  Zentrale 
geleistete  Verwaltungswerk,  sofern  charters  (bec)  oder  brevia  aus- 

II'  Ii  \v,n  11.  wurde  teils  von  einem  Hofbeamten,  dem  königlichen 
Priestei  (cynings  preost),  geleistet,  der  wohl  eine  Reihe  von  Klerikern 
unter  sich  hatte,  meist  aber  wird  wohl  die  Ausstellung  solcher  Urkunden 
nichl  am  königlichen  Hof,  Mindern  von  Klerikern  desjenigen  Bezirks 
a  isgestelll  worden  sein,  wo  das  betreffende  zu  vergabende  Grundstück 


1  Vielleicht  kann  diese  Behauptung  durch  die  Tatsache  gestützt  werden, 
daß  altnord.  stallari  Lehnwort  aus  der  angelsächsischen  Sprache  ist.  Siehe  Frank 
Fischer  a.  a.  O.  S.  51. 
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gelegen  war1).  Diese  fertigten  den  Entwurf  der  Urkunde  an,  der  dann 
die  offizielle  Authentifikation  durch  den  König,  die  Großen  des  Reiches 
und  andere  hervorragende  Zeugen  erhielt.  So  finden  wir  z.  B.  eine 
Urkunde  Eadgars  (aus  975)  (G.  D.  Nr.  590),  daß  der  König  einem  seiner 
Thane  (ministro  meo)  eine  Anzahl  von  Parzellen  Grund  und  Bodens 
überträgt,  und  zum  Schlüsse  heißt  es  dann:  »Acta  est  autem  haec 
praefata  donatio  in  celebri  monasterio,  quod  dicitur  Glestingaburuh, 
teste  omni  illa  congregatione,  sed  et  aliis  multis  nobilibus  quorum 
nomina  subposita  esse  videntur.« 

Mitunter  geht  aus  der  Urkunde  selbst  hervor,  daß  der  Schreiber  der 
Urkunde  nicht  am  Hofe  des  Königs  wohnte  (s.  Larson,  p.  143,  Anm.  35, 
der  C.  D.  Nr.  95  als  Beleg  zitiert:  Alda  des  Königs  Gefährte  (gefera 
=  Gefolgsmann)  schrieb  dies.  Siehe  aber  ferner  C.  D.  Nr.  1166:  »Ego 
Dunstanus  abbas  indignus  cartulam,  inde  imperante  domino  meo  rege 
Eadredo,  composui,  et  propriis  digitis  meis  perscripsi. «  Dunstan  war 
damals  Abt  von  Gladstonbury,  also  jedenfalls  nicht  ein  Hofbeamter 
des  Königs.  Siehe  auch  C.  D.  Nr.  534:  »Ego  Wulfsie  episcopus  hanc 
chartulam  ....  perscribere  iussi.) 

Erst  unter  Edward  dem  Bekenner  wird  nach  dem  Vorbild  der  nor- 
mannischen Herrschaft  so  etwas  wie  eine  ständige  Kanzlei  eingerichtet 
worden  sein.  Als  Beweis  hierfür  muß  die  Tatsache  gelten2),  daß  die 
Königsurkunden  der  normannischen  Könige  sehr  häufig  ganz  im  Stile 
der  alten  englischen  Urkunden  abgefaßt  sind.  Wo  sich  so  ein  ständiger 
Stil,  der  dann  später  vorbildlich  wird,  ausgebildet  hat,  muß  man  zweifel- 
los Träger  dieses  Stils  voraussetzen,  welche  wohl  die  alten  angelsächsischen 
Schreiber  in  dem  Bureau  waren,  das  man  damals  unter  Edward  dem 
Bekenner  als  königliche  Kanzlei  ansah.  Es  wird  wohl  ohne  Zweifel  an- 
zunehmen sein,  daß  Wilhelm  der  Eroberer  eine  Reihe  dieser  angel- 
sächsischen Schreiber  aus  der  Zeit  Edwards  des  Bekenners  in  seine 
Kanzlei  (capella)  übernahm. 

Mit  Wilhelm  dem  Eroberer  ziehen  vollends  die  normannischen 
Hofämter  in  die  englische  Verwaltung  ein.  Wir  finden  einen  seneschal, 
auch  comes  palatii  genannt,  als  obersten  Hofbeamten,  einen  pincerna, 
einen  constable  und  einen  chamberlain.  Für  die  Zeit  Heinrichs  I.  gibt 
die  constitutio  domus  regis  (entstanden  um  1135)3)  außer  den  eben  an- 
geführten Hofämtern  noch  den  Kanzler  u.  a.  an.  Mit  der  Zeit  werden 
diese  Haupthof ämter  erblich.  Unter  Heinrichs  II.  Regierung  ist  der 
steward  oder  seneschal  schon  high  steward  und  sein  Amt  erblich  im 
Hause  Leicester,  das  Amt  des  constables  steht  erblich  den  Nachkommen 
des  Miles  von  Hereford,  das  des  chamberlains  in  der  Familie  der  Vere, 
und  das  Amt  des  pincerna  in  der  Familie  der  Albini.  Diese  erblichen 
Ämter  werden  in  Wirklichkeit  aber  seit  Heinrich  I.  durch  andere  fort- 


x)  Siehe  dazu  Hall  p.  177  und  O.  Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittel- 
alters 1911,  S.  46  (in  diesem  Handbuch  IV.  Abtlg.  III.  Teil  der  Urkundenlehre). 

2)  Siehe  Stevenson,  E.  H.  R.  XI,  p.  731  ff. 

3)  Siehe  Groß,  Sources,  p.  318. 
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während  tätige  Beamte1)  ersetzt,  deren  Amt  nicht  erblich  ist  und  in  der 
ersten  Hälfte  unserer  Periode  käuflich  ist.  Auch  das  Amt  des  Kanzlers  war 
damals  für  Lebenszeit  verliehen  und  käuflich'.  Es  ist  dann  unter  Stephan 
wahrscheinlich,  dal.»  die  neuen  Ämter  mit  den  Kaldesien  besetzt  wurden. 
Dies<  neuen  drei  Ämter,  die  in  den  Vordergrund  treten,  sind  der  ju- 
Bti<  iarius,  dessen   \mt  nicht  selten  mit  dem  des  Seneschalls  verbunden2) 

wind.'  an  Stelle  d.-s  letzteren8),  der  thesaurarius  an  Stelle  des  cham- 
berlains  und  (ha-  Marschall  an  Stelle  des  eonslables.  Diese  drei  Ämter 
ii  nunmehr  in  den  Vordergrund.  Zuerst  nimmt  unser  Interesse  der 
Justitiar  in  Anspruch.  Anfangs  unter  Wilhelm  dtun  Eroberer  finden  wir 
justiciarii  als  Stellvertreter  in  seiner  Abwesenheit.    Immer  sind  es  zwei 

od(  i  n  i  I   die  als  justiciarii  fungieren.    Ms  ist  wenigstens  durch  For- 

schungen  im-  de  Normandie4)  wahrscheinlich  gemacht,  daß  sie  schon 
damals  auch  als  oberste  Richter  des  Landes  zu  judizieren  hatten,  aller- 
<  1 1 1 1 l: -  ob  ■  ii  Ausschluß  aller  andern  1  lofbeamten,  bleibt  fraglich.  Unter 
Wilhelm  Rufus  beginnt  das  Ami  ständig  zu  werden  und  schließt  die 
l  ing  der  gesamten  Justiz-  und  binanzverwaltung  des  Königreichs 
in  sii  Ii.    I  nter  diesem  Monarchen  ist  es  Ranulf  Flambard,  der  dem 

\  besondere  Wichtigkeit  verleiht.  Er  wird  als  placitator  et  totius 
!•  gni  exaetor  (s.  Flor.  Wig.  um  1099  und  1100)  bezeichnet,  was  auf  eine 
Verbindung  der  richterlichen  Funktion  und  der  obersten  Finanzleitung 
hindeutet.    I  nda'  Heinrich  I.  ist  es  Roger  von  Salisbury,  der  dieses 

\'  t  innehat,  nachdem  er  zuvor  Kanzler  gewesen.  Er  ist  aber  der  erste, 
-  n  Titel  capitalis  justiciarius  führt.  Aber  noch  immer  läßt  sich  nicht 
sagen,  daß  er  allein  ausschließlich  oberster  Justitiar  gewesen  wäre, 
denn  außer  ihm  werden  um  die  gleiche  Zeit  noch  andere  Hofbeamte 
als  justiciarii.  sogar  als  capitales  justiciarii  bezeichnet.  Erst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  gibt  es  bloß  einen  capitalis  justi- 
ciarius oder  justiciarius  Angliae,  nämlich  seit  Heinrich  II.  Daß  dieses 
Amt  den  alten  Steward  oder  Seneschall  ersetzte,  ist  nun  natürlich. 
Wie  m  der  Normandie  wurde  auch  in  England  dieses  letztere  Amt 
erblich.  Al>er  während  die  Normandie,  wo  der  Herzog  immer  zu  Hause 
war,  mit  einem  solchen  Erbamt  in  der  obersten  Verwaltungsstelle  wohl 
auskommen  konnte,  mußte  in  dem  viel  größeren  England,  in  dem  der 
Monarch  oft  nicht  im  Lande  war,  ein  Beamter  aufkommen,  der  die 
wichtigen  öffentlichen  Geschäfte,  den  fortwährenden  Wandel  derselben 


1)  Über  die  ähnliche  Entwicklung  im  zeitgenössischen  Frankreich:  Luchaire, 
Institution^  monarchiques  de  la  France  I,  p.  195. 

2)  Neuestens  vertritt  Harcourt,  a.a.O.  p.  52  ff.,  die  Ansicht,  daß  der  justi- 
tiarin- in  keinem  Zusammenhang  mit  der  Hofhaltung  des  Königs  gestanden  habe. 
Diese  Ansichl  bezweifelt  Round,  a.  a.  O.  p.  71. 

3)  Das  Amt  kam  jedoch  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  insbesondere 
seil  Simon  von  Montfort  wieder  zu  großen  Ehren  (vielleicht  war  französisches  Vor- 
bild  maßgebend,  trotzdem  es  in  Frankreich  damals  schon  längst  in  Vergessenheit 
geraten  war)  und  wurde  seit  dem  Ausgang  des  14.  Jahrhunderts  in  eine  besondere 
fi.--n<  ht.-bark.-il  nm^-staltet.  Siehe  über  diese  Entwicklung  Harcourt,  a.  a.  O., 
ch.  IV— VI. 

4)  Siehe  Haskins  in  E.  H.  R.  24  (1909),  p.  213  ff. 
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aus  der  nächsten  Nähe  beobachten  mußte.  Auch  trug  sehr  dazu  bei  die 
Scheu  der  Normannenkönige  und  der  ersten  Könige  aus  dem  Hause 
Anjou  gegen  ein  Erblichwerden  der  Gerichtsbarkeit.  Dazu  war  der 
Justitiar,  der  vermöge  seiner  Qualität  als  Geistlicher  keine  Familien- 
bande festigen  konnte,  wohl  die  geeignete  Person.  Er  wurde  so  der  Stell- 
vertreter des  Königs  in  allen  seinen  Funktionen;  der  Stellvertreter  in 
seiner  Abwesenheit,  sein  oberster  Beamter,  wenn  er  im  Reiche  weilte, 
sein  Premier  in  der  Staatsverwaltung.  Unter  Heinrich  III.  erreichte 
das  Amt  in  Hubert  de  Burgh  den  Zenith.  Um  so  tiefer  ist  sein  Fall  1232, 
und  seit  der  Zeit  wird  der  Justitiar  durch  den  Kanzler  ersetzt,  der  in 
unserer  Zeit,  also  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts,  gewisser- 
maßen der  oberste  Kanzleidirektor  des  Reiches  ist.  Des  Kanzlers  Be- 
deutung tritt  erst  in  der  nächsten  Periode  in  den  Vordergrund,  da  er 
zum  Haupt  eines  besonderen  Gerichtshofes  gemacht  wird.  Sie  wird 
aber  schon  in  unserer  Periode  dadurch  vorbereitet,  daß  das  früher 
lebenslängliche  und  käufliche  Amt  seit  Heinrichs  III.  Selbstherrschaft 
(insbes.  seit  1238)  in  ein  nicht  lebenslängliches,  auf  Gehalt  (nicht  auf 
Sportein  allein)  gewiesenes  verwandelt  wird1). 

Ähnlich  wie  das  Amt  des  justiciarius  allmählich  von  seiner  Zweiheit 
zur  Einheit  und  zur  Konsolidation  seiner  Befugnisse  sich  erhob,  so  wird 
es  wohl  mit  dem  Amt  des  Constables  und  Marschalls  gewesen  sein. 
Wahrscheinlich  aus  einem  Kompromiß  der  Einrichtungen,  die  Wilhelm 
der  Eroberer  in  England  vorfand,  wird  der  Marschall  Edwards  des  Be- 
kenners neben  dem  Constable  Wilhelm  des  Eroberers  erhalten  worden 
sein  mit  ungefähr  gleichen  Funktionen.  Aber  es  gab  außer  diesen  beiden 
noch  Träger  von  Ämtern  gleichen  Namens,  ähnlich  wie  es  mehrere 
Justitiare  gab.  Erst  langsam  wird  durch  eine  Selektion  aus  den  mehreren 
Constables  ein  High  Constable,  aus  den  mehreren  Marschallen  ein 
einziger  Marschall.  Der  Constable  hatte  die  Funktion  eines  obersten 
Quartiermeisters  für  die  Armee  und  den  Hof. 

Der  thesaurarius 2)  ersetzt  mit  der  Zeit  den  Chamberlain,  obgleich 
dieser  als  Finanzbeamter  auch  noch  in  der  Normannenzeit  auftritt. 
Er  ist  aber  mehr  oberster  Rechnungsbeamter  denn  Schatzmeister; 
dieses  Amt  erfüllt  bloß  der  thesaurarius.    Dafür  hat  er  aber  bedeutende 


x)  Dadurch  wird  namentlich  die  juristische  Verantwortlichkeit  angebahnt. 
Siehe  L.  B.  Dibben  in  E.  H.  R.  XXVII  (1912),  p.  39  ff. 

2)  Der  hordere  der  angels.  Zeit  ist  ein  niederer  Beamter,  ein  Gutsverwalter, 
der  auf  königlichen  Domänen  ebenso  wie  auf  denen  der  Großen  vorkommt.  Alle 
diese  Domänenverwalter  unterstehen  nicht  dem  hr&lhegn.  Die  königliche  Domänen- 
verwaltung ist  stark  dezentralisiert.  Mitunter  sogar  läßt  sich  lokale  Selbständigkeit 
der  königlichen  Pfalzen,  ähnlich  wie  in  Frankreich  der  königlichen  Domänen  (siehe 
Dopsch  a.  a.  O.  147  f.),  annehmen.  Unter  Eadred  gab  es  sogar  in  den  verschiedenen 
Pfalzen  angesetzte  (gesettan)  Kämmerer,  Mundschenke,  Truchsesse  (dischegnas) 
und  zwar  mehrere  in  jeder  Klasse.  Siehe  Eadreds  Testament,  Chart.  Sax.  III, 
Nr.  912.  Daraus  läßt  sich  natürlich  keine  negative  Instanz  gegen  das  fränkische 
Vorbild  (in  der  Zeit  des  Eadred  zeitlich  vorausgehenden  iEthelstan)  herleiten,  wie  dies 
Poole  a.  a.  O.  p.  24  f.  tut.  Er  übersieht  den  technischen  Ausdruck  »gesettan« 
=  angesetzte.  Der  von  der  Bischofskirche  an  der  »plebs«  angesetzte  und  vom  Bischof 
abhängige  Kleriker  heißt  »ceastersetna  preost«,  G.  D.  Nr.  1073. 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  6 
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richterliche  Funktionen  anter  dem  justiciarius.  All  die  genannten 
mten  haben  richterliche  Funktionen,  die  sie  in  der  curia  regis,  in  dem 
exchequer,  ausüben.  Ihre  richterliche  Funktion  erstreckt  sich  nicht 
bloß  im  allgemeinen  auf  dir  Rechtsuchenden,  sondern  auch  auf  Streitig- 
ten und  Delikte,  welche  sich  innerhalb  ihrer  Verwaltungsbureaus 
ereignen . 

Neben  den  genannten  llofheamten  und  ebenfalls  zur  königlichen 
Hofhaltung  gehörig  beiludet  sich  die  sog.  dominica  capella,  von  der 
vorläufig  nur  so  viel  bekannl  ist,  daß  sie   namentlich  in  der  Zeit 

ersten  Normannenkriege  außer  Seelsorgefunklionen  auch  die  einer 
gewissen  administrativen1)  Tätigkeil  hat  (s.  E.  It.  R.  XIV,  p.  423; 
Victoria  County  History  of  Hampshire  I,  430,  536,  und  E.  H.  R.  24, 
I».  22t>). 

II. 

Die  angelsächsische  Zeil  zeigt  keine  Zusammenfassung  der  obersten 
Hofbeamten  in  einen  gemeinsamen  Kronrat  des  Monarchen,  wohl  aber 
Finden  wir  diesen  gleich  im  Reginn  der  Normannenherrschaft.  Wir 
finden  nämlich  in  dieser  Zeil  schon  eine  aula  regis  oder  curia  regis, 
die  allerdings  mit  dem  magnum  consilium  eng  verwachsen  ist,  aber 
doch  da  und  dorl  deutlich  wahrnehmbar  sich  von  dem  magnum  con- 
silium  abhebt.  Diese  aula  regis  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Justi- 
i  iarius,  dem  Kanzler,  dem  Thesaurarius,  dem  Lord  Steward,  dem  Cham- 
berlain,  dem  Earl,  dem  Marschall  und  dem  Constable,  auch  aus 
andern  Personen,  welche  der  König  ausdrücklich  hierzu  ernennt.  In 
späterer  Zeil  kommen  noch  der  Kontrolleur  des  königlichen  Haushalts, 
ferner  der  Kanzler  des  scaccarium  (Rechnungshofs),  die  obersten  Reichs- 
richter  und  andere  Beamte  hinzu.  Diese  aula  regis  vereinigt  in  sich  oberste 
richterliche,  gesel  /.geberische  und  verwaltende  Funktionen.  Dies  ist  natür- 
lich,  denn  wie  sich  in  dem  König  alle  die  genannten  Funktionen  um  diese 
Zeit  vereinigen,  so  mußte  dies  auch  in  seinen  ausführenden  Beamten  sich 
\\  n-dt-rh«  .len.  wrkhe  die  aula  regis  repräsentierten.  Die  Machtvollkommen- 
heit war  ebenso  groß  und  undefinierbar  wie  die  des  Monarchen.  Mit 
d(  i  Zeil  entwickeil  sich  diese  aula  regis  zu  einer  Reihe  anderer  oberster 
Zentralbehörden,  oder  richtiger,  von  ihr  spalten  sich  eine  Reihe  oberster 
Zen1  ralbehörden  ab.  Gründe  hierzu  sind  in  ihrer  Zusammensetzung  selbst 
E  -  Vom  ersten  Beginn  an  hatten  die  einzelnen  Beamten  der  aula 

regis  bestimmte  Funktionen  zu  erfüllen;  wir  wissen  dies  vom  Constable, 
Marschall,  vom  Chamberlain,  vom  Justiciarius  und  andern.  Alle 
valtungs-  und  Gerichtsgeschäfte,  die  vor  die  aula  regis  kamen, 
mußten  aatürlich  am  Schlüsse  dem  König  zur  Endentscheidung  vor- 
l'.  I>  i'i  w.-rdwi.  und  umgekehrt  wies  der  König  die  an  ihn  kommenden 

en  den  einzelnen  Beamten  in  der  aula  regis  zu.  So  finden  wir  des- 
halb,  daß  Fragen  der  Finanzverwaltung  vom  Könige  gleich  von  Anfang 
an  einer  Abteilung  der  curia  regis  zugewiesen  wurden.  Diese  Abteilung, 

Dies  gehl  am  besten  .eis  <\>-v  Tatsache  hervor,  daß  sie  nach  der  constitutio 
domus  regis  zwei  Lastpferde  zu  ihrer  Verfügung  hat.  Siehe  Poole  a.  a.  O.  96,  99. 
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die  mitunter  als  Gerichtshof  im  »scaccarium«  tagte1),  war  ein  Aus- 
schuß der  aula  regis,  der  sich  mit  Fragen  der  Finanzverwaltung  zu  be- 
fassen hatte,  dann  Rechtsstreitigkeiten,  die  sich  auf  die  Erhebung  der 
Einnahme  bezogen,  zu  entscheiden  hatte,  schließlich  auch  mit  ein- 
fachen Privatstreitigkeiten  sich  beschäftigte.  Ansätze  zu  einem  Schatz- 
amt finden  sich  schon  in  angelsächsischer  Zeit.  In  der  Normannenzeit 
bestellt  ein  thesaurus  (königl.  Schatzamt)  zu  Winchester,  dem 
alsbald  unter  Heinrich  I.  ein  Rechnungshof  (scaccarium)  zu  West- 
m  i  n  s  t  e  r  2)  aufgesetzt  und  hinzugefügt  wird.  Bis  zum  Verlust3)  der 
kontinentalen  Besitzungen  Englands  blieben  thesaurus  und  scaccarium 
räumlich  getrennt.  Nur  mußten  die  Akten  zu  jeder  offiziellen  Tagung 
des  scaccarium  (namentlich  Ostern  und  Michaelis)  von  Winchester 
nach  Westminster  gebracht  werden  und  dann  arbeitete  die  recepta 
thesauri  (unterer  exchequer,  scaccarium  inferius  Dialogus  I,  p.  61) 
neben  dem  eigentlichen  scaccarium  (scacc.  superius  Dialogus  I,  66). 
Als  Gerichtshof  spaltet  sich  das  scaccarium  erst  im  13.  Jahrhundert 
vollständig  ab  (s.  unten  §  22,  II).  Von  der  Zeit  Heinrichs  II.  bis  in  die 
ersten  Regierungsjahre  Edwards  I.  werden  auch  die  andern  obersten 
Gerichtshöfe  des  Reichs  von  der  aula  regis  sich  abgespalten  haben, 
worüber  noch  unten  (im  §  22)  zu  handeln  sein  wird.  Diese  Abspaltung 
der  richterlichen  Behörden  von  der  aula  regis  brachte  schon  eine  gewisse 
Konzentration  und  Konsolidation  in  diese  selbst  hinein.  Sie  lernte  sich 


*)  So  finden  wir  schon  in  einer  Urkunde  vor  1118  einen  königlichen  Befehl: 
»Mando  tibi  ut  facias  plenum  rectum  abbate  ....  et  nisi  feceris  barones  mei 
de  scaccario  faciant  fieri,  ne  audiam  clamorem  inde  pro  penuria  recti«,  zit. 
bei  Poole  a.  a.  O.  p.  394  f. 

2)  Wieviel  angelsächsische  Organisation  in  dem  scaccarium  der  Normannen 
enthalten,  ist  noch  nicht  sichergestellt.  Neuerdings  stellten  Hughes,  Crump  und 
Johnson  in  ihrer  Ausgabe  des  Dialogus,  p.13 — 42,  die  Theorie  auf,  daß  das  Schatz- 
amt, der  sog.  fiscus,  die  Pachtgelder,  welche  der  Sheriff  zahlte,  firma  comitatus 
und  die  Art  der  Zahlung  (in  den  ersten  Jahren  nach  der  Normanneneroberung)  angel- 
sächsischen Ursprungs,  hingegen  die  Form  der  Rechnungslegung  und  die  Einrichtung 
des  scaccarium  als  Rechnungshof  normannischen  Ursprungs  seien.  Diese  Theorie 
wird  von  Petit-Dutaillis,  Studies,  p.  45 — 51,  sorgfältig  untersucht  und  abgelehnt. 
Gegenüber  der  Auffassung  von  Madox,  Gneist,  Engl.  Verwaltungsrecht  I,  201 
und  Brunner,  Schwurgerichte  150,  welche  die  Entstehung  des  scaccarium  in  der 
Normandie  für  die  ursprüngliche  halten,  sucht  Poole  a.  a.  O.  ch.  III  die  Entstehung 
auf  englischem  Boden  zur  Zeit  der  Normannenkönige  und  die  spätere  Verpflanzung 
der  Einrichtung  auf  normannischen  Boden  zu  erweisen.  Für  die  herrschende  Mei- 
nung läßt  sich  nunmehr  geltend  machen,  daß  bereits  unter  Heinrich  I.  das  Vor- 
handensein eines  scaccarium  in  der  Normandie  bezeugt  ist,  wodurch  die  Kluft 
zwischen  der  ersten  Nennung  der  Einrichtung  hüben  und  drüben  (in  England  vor 
1118,  in  der  Normandie  vor  1130)  wesentlich  kleiner  geworden  ist.  Das  Vorhanden- 
sein des  scaccarium  zur  Zeit  Heinrichs  I.  in  der  Normandie  hat  nun  endgültig 
Round  (E.  H.  R.  XIV,  p.  425)  nachgewiesen  gegenüber  Stubbs,  der  Heinrich  II. 
als  Schöpfer  annahm  (I2,  §  134).  Eine  von  Round  aufgeführte  Urkunde  aus  der 
Zeit  vor  1130  zeigt  dies:  »Et  ibi  positus  fuit  Serlo  in  misericordia  regis  per  Judi- 
cium baronum  de  scaccario  quia  excoluerat  terram  illam  super  saisinam  Bernardi, 
quam  ante  placitum  istud  disrationaverat,  per  Judicium  episcopi  Luxoviensis 
et  Roberti  de  Haia  et  multorum  aliorum  ad  scaccarium.« 

3)  Siehe  Round  in  »Antiquary«  XVI  (1887),  p.  10  ff. 
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im  Gegensatz  zu  den  ordentlichen  Reichsgerichten  bewegen,  nament- 
lich  zur  /fit  der  Minderjährigkeil  1 1  einriehs  III.  und  in  der  Folge- 
■  itM.  S<  heu  ihre  Zusammensetzung  weielil  erheblich  von  der  früheren 
Zeit  ah.  Während  früher  die  großen  liiinnu»  überwogen,  treten  sie 
;  :  gegenüber  Rittern  und  Klinkern  zurück2),  Richter  und  Barone 
des  exchequer,  also  Berufsbeamte,  spielen  darin  die  Hauptrolle. 
Sic  erhält  jetzt  auch  einen  besonderen  Namen3).  Vermittlung  zwi- 
-  h«  ii  König  und  w  idci  spcnsl  igen  I >aronen Verliandlungen  mit 
auswärtigen  Staaten,  Kontrolle  des  exchequer,  Ausübung  eigenkirch- 
lichei  Befugnisse  des  Herrschers,  Kontrolle  der  reisenden  Richter 
and  der  Reichsgerichte  gehören  in  ihre  Kompetenz.  Der  letztere 
Punkl  bedarf  namentlich  der  näheren  Erklärung.  Wenn  die  ordentlichen 
Gerichte  na  ht  in  der  Lage  waren.  Ueeht  zu  geben,  entweder  weil  ein 
EU  mächtiger  Grol.lt  t  einer  armen  Partei  gegenüberstand,  oder  weil  die 
N  pi  en  des  common  law  niehl  ausreichend  waren,  da  konnte  sich  die 
beschwerte  Partei  an  den  Konig  und  seinen  Rat  wenden.  Der  König 
wird  wahrscheinlich  zunächst  mit  dem  Justiciarius,  später  mit  dem 
Kanzler  sich  ahn  die  betreffende  Entscheidung  unterhalten  haben. 
Si  hließlicb  ist  es  der  Kanzler  allein,  der  diese  Billigkeitsgerichtsbarkeit, 
Übrigens  ein  Ausfluß  der  auch  im  Frankenreich  bekannten  Königsgerichts- 
barkeit,  zu  üben  hat.  In  der  Zeit  Johanns  ist  (P.  u.M.,  History  of 
E.  Lsm  [,  L72  ff.)  die  königliche  Kanzlei  mit  dieser  wichtigen  Befugnis 
jedenfalls  ausgerüstet.  Die  Hofbeamten,  welche  man  im  scaccarium 
seit  seiner  Selbständigkeit  nicht  mehr  nötig  hat,  stehen  ihr  zur  Ver- 
fügung,  insbesondere  unterstehen  ihr  die  große  Menge  von  Klerikern, 
di(  früher  die  königliche  Hof kapelle,  offenbar  nach  fränkischem  Muster5), 
gebildel  baben.  Ein  besonderes  Zeichen  ihrer  Bedeutung  ist,  daß  die  Kanzlei 
nun  nichl  mehr  mit  dem  Hof  herumwandert,  sondern  nunmehr  eine  fixen 
ssitz  erhält.  Die  Kleriker,  welche  zum  Bureau  gehören,  bewohnen 
immer  besondere  Häuser  (Hall  Studies,  p.220).  Aber  immer  bleibt  noch 
in  dieser  Periode  die  Verbindung  zwischen  Kanzler  und  aula  regis  er- 
tialten.  Die  aula  regis,  nun  consilium  regis,  bedurfte  seiner  Hilfe,  wenn 
es  sich  darum  handelte,  das  große  Siegel  Vergebungsurkunden  über 
•  .niiai  und  linden  beizudrücken,  oder  wenn  es  galt,  neue  writs  zur  Er- 
öffnung  von  Prozessen  zu  gewähren.  Auch  der  König  mußte  ihn  nach 
Abschaffung  des  justiciarius  capitalis6)  in  allen  wichtigen  Ver- 
waltungsangelegenheiten  befragen. 

Si<  he  darüber  and  zum  folgenden  Baldwin  a.  a.  0.  p.  28  ff.  Trotz- 
dem will  Poole  durch  eine  kombinationsreiche,  aber  nicht  genügend  überzeugende 
Argumentation  die  Priorität  England  wahren. 

J   Ähnlich  im  zeitgenössischen  Frankreich  Luchaire  a.  a.  O.  I,  203. 

■j  Ira  Jahre  1217  begegnet  der  Ausdruck  »familiäre  consilium«,  daneben 
•secreturn  <  on-ilium  <■  sehr  oft  technisch  gekürzt:  consilium  regis  oder  bloß  con- 
silium. 

1  Ähnlich  im  zeitgenössischen  Frankreich:  Luchaire  a.  a.  O.  I,  201. 

über  di< —  insbes.:  Lüders  im  Archiv  f.  Urkundenforschung  II,  S.  1 — 78. 
6)  Über  eine  ähnliche  Konkurrenz  zwischen  Kanzler  und  Seneschall  in  Frank- 
reich  zu  dieser  Zeit:  Luchaire  a.  a.  O.  I,  p.  192. 


§  6.    Die  Lokalverwaltung  unter  den  ags.  Königen. 


85 


Wie  die  Abspaltung  der  common  law- Gerichte  von  der  curia  regis 
in  unserer  Periode  erfolgt,  wird  noch  weiter  unten  (§22)  zu  zeigen  sein.  Sie 
verleiht  dem  Rat  des  Gerichtshofs  des  Königs  (curia  regis),  wie  wir  eben 
sahen,  eine  erhöhte,  weil  konzentrierte  Bedeutung.  Auf  der  anderen  Seite 
weitet  sich  das  magnum  consilium  zum  Parlament  am  Ausgang  unserer  Ver- 
fassungsperiode aus.  Anfangs  unterscheidet  sich  der  ständige  Rat,  die 
aula  regis,  von  dem  magnum  consilium  gar  nicht.  Der  König  konnte 
jeden  Staatsakt  in  seinem  ständigen  Rat  der  obersten  Staatsbeamten 
oder  aber  in  seiner  großen  Lehnskurie  vollziehen.  Mit  der  Zeit  ändert 
sich  das.  Das  magnum  consilium  wird  um  die  »Commune«  verstärkt, 
wird  ein  parliamentum,  und  nun  beginnt  sich  natürlich  von  diesem 
der  ständige  Rat  der  obersten  Staatsbeamten,  das  consilium  regis,  scharf 
abzuheben,  ohne  sich  aber  ganz  von  ihm  zu  sondern. 

§  6.  Die  Lokalverwaltung  unter  den  angelsächsischen 

Königen. 
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I.  Allgemeine  Entwicklung. 

Die  Besiedelung  Englands  durch  die  Angelsachsen  wird  wohl  nach 
germanischer  Art  durch  Genossenschaftsverbände  erfolgt  sein:  zu  oberst 
der  Stamm  (mä'g]))  und  unter  ihm  die  Hundertschaften,  persönliche 
Verbände  von  100  Kriegern. 

Von  der  m&gf)  (^Elfrics  Grammatik  =  tribus),  die  im  Sinne  von 
'Stammesverband  seit  der  angelsächsischen  Besiedelung  territoriale 
Bedeutung  gewonnen  hat,  sind  die  ihr  eingegliederten  Sippen  (ebenfalls 
ma>g[)e  genannt)  zu  unterscheiden.  Sie  sind  soziale  Organisationen, 
die  bis  zum  10.  Jahrhundert  wichtige  Rechtsfunktionen  haben. 
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wird  m  dem  Gesetze  Aüthelstans    (II,  §  2)  die  mgegj)  ver- 
pflichtet,  jedes   landlose  Mitglied   hei  einem  Herrn  (hläford)  unter- 

ringen  und  »ihn  für  das  ordentliche  Gericht  seßhaft  zu  machen« 
t  mon  beode  öaere  mseg^e,  dg&i  he  hine  bo  folcryhte  gehamette«)1) 
In  den  Gesetzen  der  Könige  Hlothsere  und  Eadric  (um  640 — 664) 
is1  (§  6)  ausgesprochen,  daß  man  dem  vaterlosen  Waisen  aus  dem  Kreise 
der  Vatersmagen  einen  willigen  Schützer  gebe,  der  ihm  sein  Vermögen 
wahre,  bis  er  selbst  zehn  Winter  all  sei.  Nach  Ine,  §38,  müssen  auch 
dem  vaterlosen  Waisen  die  Verwandten  das  Stammgut  behüten,  bis 
er  volljährig  ist.  Wie  diese  Vorschriften  schließen,  um  durchführbar 
eu  sein,  eine  gewisse  Organisation  der  mdegj)  in  sich.  Ihre  Hauptfunk- 
tion  ist  aber  Ins  in  das  L0.  und  LI.  Jahrhundert  die  Kollektivverant- 
wortlichkeil für  jede  Missetal  ihres  Mitglieds  und  ihr  Anteil  an  dem 
Wergeld,  der  ihr  für  die  Verletzung  eines  ihrer  Glieder  gezahlt  wird. 

Sie  sorgt,  so  gul  sie  es  kann,  für  die  Bewahrung  des  Friedens  unter 
und  gegenüber  ihren  Genossen,  bis  sie  dann  durch  weltliche  Gesetz- 
gebung,  die  hier  unter  dem  Einflüsse  der  Kirche  steht,  in  ihrer  Bedeu- 
tung  zurückgedrängl  wird,  um  durch  Schutzgilden  und  Zwangsbürg- 
Bchafl  ersetzl  zu  werden. 

Die  Hundertschaft,  ursprünglich  ein  Personenverein  von  100  Krie- 
gern,  wird  seil  dein  10.  Jahrhundert  ein  Hundert-Hufenverband  und 
dadurch  Territorialbezirk.  Ob  dieses  schon  bis  in  Bedas  Zeiten  oder 
si  gar  noch  viel  früher,  bis  in  die  Zeit  der  ersten  Besiedelung,  zurück- 
verfolgl  werden  kann2),  scheint  sehr  zweifelhaft.  Wenn  z.  B.  noch  in 
einer  der  Glossen  des  wohl  vor  dem  9.  Jahrhundert,  also  mindestens 
ein  halbes  Jahrhundert  vor  der  Zeit  Eadgars,  entstandenen  Durhamer 
Rituals  der  lateinische  Satz:  »centurio  qui  C.  milibus  preest«  angel- 
-.i'-liH-i  h  wii'dei-gegehen  wird:  »hundraj)  mon  latwu  se  J>e  hunteanti- 
gum  cempum  fore  is«3)  und  in  der  wohl  mindestens  um  100  Jahre 
jüngeren4)  Interlinearglosse  zum  Matthäusevangelium  (ebenfalls  dem 
\  pden,  Northumbrien,  angehörend5),  aber  vielleicht  an  dieser  Stelle 
gerade  wesl  sächsische  Vorlagen  kopierend)  das  lateinische  »accessit 
ad  eum  centurio«  angelsächsisch  durch  die  Worte:  »dä  geneahlgehte  hym 
an  hundredes  ealdor«  (ed.  Kemble  8,  5)  sich  wiedergegeben  findet, 
wird  der  Schluß  vielleicht  nicht  abzulehnen  sein,  daß  in  der  Zeit  vom 

/ml,   I".  Jahrhundert  das  Amt  des  hundredes  ealdor  entstanden 


1  So  wird  v<»n  dem  Übersetzer  der  Bedaschen  Kirchengeschichte:  provincia 
occidentalium  Saxonum,  Buch  III,  7  mit  »seo  m&gl)  West-Seaxna«  wiedergegeben. 
Siehe  am  b  andere  Belege  bei  Bosworth-Toller,  Dictionary  s.  v.  mgegj). 

2<  Das  ist  die  sog.  Hufentheorie,  der  sich  für  England  neuestens  Corbett, 
und  Vinogradoff  angeschlossen  haben.   Eine  modifizierte  Hufentheorie 
gibl  Rietschel.   Die  letztere  muß  entschieden  abgelehnt  werden,  da  sie  sich  über 
il  Beda  und  dessen  angelsächsische  Übersetzer  geläufige  Bedeutung:  familia 
Iii  lud:  also  Hufe  =  Wirtschaftseinheit  einer  Familie  hinwegsetzt. 

3)  ed.  Stevenson  (Surtees  Society)  p.  193. 

4)  Nämlich  9.  Jahrh.  »mon«  statt  »man«.  Siehe  Sievers,  angelsächsische 
Grammatik  2.  Aufl.,  §  65. 

Siehe  Brandl,  Gesch.  der  engl.  Literatur  I,  1115  f. 
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ist  und  damit  der  Territorialbezirk,  der  dieser  Amtsperson  unter- 
steht1). 

Der  von  der  herrschenden  Meinung  (Maitland,  Round)  für  diese 
Umbildung  zum  Territorialbezirk  angegebenen  Grund  ist  die  Dänen- 
invasion und  die  damit  verbundene  Notwendigkeit,  in  den  Höfen  die 
für  Heeres-  und  Besteuerungszwecke  (Dänengeld)  erforderliche  Ein- 
heit (»ad  waram  et  ad  geldum«)  zu  finden.  Unter  dem  territorialen 
Hufenhundert  wird  wohl  aus  gleichen  Gründen  der  Zehn- Hufenverband 
entstanden  sein,  der  in  der  Dorfschaft  sein  soziales  Substrat  findet. 
Freilich  werden  diese  100-Hiden-  und  10-Hidenverbände  im  Lauf  der 
Zeit  da  und  dort  bloße  rechnerische  Fiktionen  geworden  sein 2) , 
ebenso  wie  ein  Stadtviertel  nicht  notwendig  stets  der  vierte  Teil 
einer  Stadt  bleiben  muß.  Aber  immer  bleibt  die  Tatsache,  daß 
ein  großer  Teil  der  Domesday  -  Hundertschaften  auch  rechnerisch 
die  100  Hidenzahl  aufweist.  Durch  das  Hereinbrechen  des  Feudalis- 
mus, durch  das  Einschieben  der  Gutshöfe  in  den  Hundertschafts- 
verband wird  die  Hundertschaft  als  Verband  von  100  Hufen  für 
Fiskal-  und  Heereszwecke  erhalten.  Aber  sie  ist  nicht  mehr  selbst- 
tätig, sondern  für  sie  besorgen  die  großen  Gutsherren  ihre  ehemaligen 
Funktionen.  Die  Hundertschaft  wird  sehr  häufig  grundherrliche  Im- 
munität und  dadurch  ein  bloßer  Verwaltungsbezirk  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert3). Über  ihr  tritt  die  Grafschaft  als  höherer  Verwaltungsbezirk 
ein,  um  die  Kräfte  des  Volks  gegen  die  Feinde  zusammenzufassen. 
Unter  ihr  verliert  infolge  der  Verbreitung  des  Gutshofsystems  die 
Dorfgenossenschaft  ihre  Bedeutung,  wenngleich  sie  noch  eine  kleine 
untergeordnete  Gerichtsfunktion  zur  Schlichtung  gutsbäuerlicher  Ver- 
hältnisse beibehält4).  In  den  Quellen  findet  sich  schon  seit  dem  Ge- 
setze Ines  der  10-Hidenverband,  der  die  Dorfschaft  als  Steuerträger 
darstellt.  Letztere  bildet  aber  seit  dem  10.  Jahrhundert  die  soziale 
Grundlage  für  die  Zehentschaft,  welche  die  Funktionen  der  Sippe,  die 
Verbürgung  der  Genossen,  übernimmt,  freilich  vollwirksam  erst 
wird,  seitdem  sie  sich  mit  der  Zwangsbürgschaft,  der  frithborh,  der 
Verbürgung  auf  Gegenseitigkeit,  verbindet,  was  jedenfalls  seit  1087 
erfolgt.  Indem  aber  diese  frithborh  die  allgemeine  Form  wird,  wodurch 
öffentlich-rechtliche  Pflichten  erfüllt  werden,  bewirkt  sie  eine  Neu- 
belebung der  alten  Genossenverbände,  die  beinahe  zu  Verwaltungs- 
bezirken degradiert  waren,  wie  die  Hundertschaft  und  Zehentschaft, 


*)  Z.  B.  Eadgars  Hundertschaftsverordnung  §2,  4  u.  5.  Siehe  auch  den  inter- 
essanten Urkundenbeleg  für  das  Fehlen  der  Hundertschaft  im  westsächsischen  Corn- 
wall  im  8.  Jahrhundert:  Grawford  Charters,  ed.  Napier  &  Stevenson,  p.  43 f. 

2)  iElfric  glossiert  daher  (Gl.  96)  centurias  mit  »Getalu  vel  heapas  vel 
hundredu«.  Diese  in  solchen  Ausnahmefällen  vorhandene  Identifizierung  Hundert- 
schaft mit  unbestimmten  (vielleicht  Hiden  ?  =)  Haufen  (wobei  getalu  sehr  an  das 
in  Alfreds  Gesetzen  genannte  boldgetael  erinnert,  Liebermann  11,1.  S.26)  ist  der  allein 
berechtigte  Kern  der  sog.  Mengentheorie,  aber  in  dieser  Gestalt  etwas  durchaus 
Selbstverständliches.    Siehe  auch  Vinogradoff,  E.  Societv,  p.  100  ff. 

3)  Siehe  z.  B.  III  Edg.  7,  1. 

4)  Siehe  Liebermann  a.  a.  O.  S.  78. 
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DUi  Verwaltungsbezirk  waren,  wie  die  Grafschaft.  Sie  macht  aus 
ihnen  öffentliche  Pflichtgenossenschuften.  Das  sind  keine  selbsttätigen, 
aktiven  Genossenschaften  wie  die  alten  zur  Zeit  der  Besiedelung, 
sondern  Lastengemeinschaften,  passive  Verbände,  aber  immerhin  Ver- 
die  Grafschaft,  so  die  Hundertschaft,  so  die  Zehentschaft, 
welche  ganz  an  Stelle  der  Dorfgenossenschafl  in  den  Staatsorganismus 
tritt.  Durch  diese  öffentlichen  Pflichtgenossenschaften  wird  in  Eng- 
land  der  Feudalismus  überwunden.  Sie  allein  bilden  die  Grundlage 
vielgerühmten  englischen  Selfgovernment.  Doch  nun  müssen  wir 
die8en  l  mbildunirs|ini/.el.»  im  einzelnen  verfolgen. 

II.  Die  Grafschaft  (scir). 

Dei  I  rsprung  der  englischen  Grafschaften  läßt  sich  keineswegs 
aul  eine  einheil  liehe  Formel  zurückführen.  Die  Grafschaftender  Denalagu 
und  die  Mercischen  Grafschaften,  ferner  Sussex  und  Kent,  schließlich 
die  westsächsischen  Grafschaften,  bilden  bezüglich  der  Entstehung  je 
eine  Gruppe  für  sieh.  Die  Grafschaften  der  Denalagu  und  die  mercischen 
( l-rlia 1 1 ni  w.Tilrii  unter  dem  Einfluß  der  Däneninvasion  nach  dem 
- og,  Burgsystem  organisiert1).  Die  Dänen  pflegten  schon  Verteidigungs- 
burgen  einzurichten  und  dachten,  das  sie  umgebende  platte  Land  in  ein 
Ü)haiiLriL:K«  ii  s\ erhält  nis  zur  Hurg  zu  bringen.  Naturalleistungen  mußten 
na<  Ii  der  Huri:  Lrehrnchl  werden,  Verteidigungskräfte  für  die  Burg  wurden 
aus  der  Umgebung  des  platten  Landes  gestellt2).  Ganz  in  der  gleichen 
Weise  errirhtele  talward  der  Altere3)  und  seine  Schwester  iEthelfled,  Be- 
berin  von  Mercien,  Burgen,  namentlich  Gegenburgen  gegen  die  dä- 
nisch«-n.  und  die  l  ingebung  des  platten  Landes  bildet  in  dieser  Gegend  je 
eine  Shire.  In  l\<  nt  und  vielleicht  auch  in  Sussex  dienen  königliche  Guts- 
böfe  ähnlichen  /wecken  wie  die  oben  angeführten  Burgen.  Um  sie 
im  werden  Distrikte  des  platten  Landes  angelegt4).  Die  westsächsi- 
schen  Grafschaften  hingegen  verdanken  ihr  Entstehen  der  Tatsache, 
daß  Wesses  zum  Teil  aus  alten  Halbkönigreichen  entstanden  ist,  und 
daß  nach  altem  Wessexschen  Staatsrecht  es  üblich  war,  das  Reich  unter 
K  i  »nigssöhne  aufzuteilen,  welche  nach  Art  von  Halbkönigen 
unter  der  Oberhoheit  eines  älteren  Bruders  oder  des  Vaters  standen. 
Di(  ses  Wessexsche  Grafschaftssystem  erfuhr  wohl  seit  der  Zeit  Edwards 
des    Üteren  insofern  eine  Änderung,  als  mehrere  solcher  Grafschaften 

1  Allerdings  -"II  die  definitive  Territorialisierung  der  mercischen  Grafschaften 
nicht  vor  dem  Jahre  1000  stattgefunden  haben.  Siehe  Taylor  in  Bristol  and  Gl. 
Arch.  Society  XXI  (1898),  p.  32  ff. 

2)  Siehe  dazu  Steenstrup  IV,  §  7.    Daß  diese  Burgen  (burh)  nur  eingezäunte 
Platze  od«  r  mit  Mauerwerk  verteidigte  Städte  waren,  also  zum  Schutze  der  Nachbar- 
Bchaftsbevölkerung  dienten,  und  mit  den  normannischen  Burgen  (motte),  die  eine 
Fendalform  mit  khensuntergebener  Besatzung  voraussetzten,  nichts  zu  tun  hatten, 
weisl  jetzl  gegenüber  der  alten  Theorie  von  Clark  überzeugend  nach:  E.  S.  Armi- 
!.        Norman  Castles  of  the  British  Isles,  London  1912,  ch.  I — V. 
Vielleicht  auch  schon  iElfred.  Siehe  Armitage  a.  a.  O.  p.  14  f. 
Ein   kontinentales  Seitenstück  hierzu  wäre  die  fränkische  curtis  regia  in 
ihrer  Bedeutung  neben  »urbs«.  Siehe  Rubel,  Die  Franken,  ihr  Eroberungs-  und 
Siedelungssystem  in  deutschen  Volkslanden,  1904,  S.  24  f. 
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zu  Earldoms  zusammengelegt  wurden.  Die  Zusammenlegung  dürfte 
eine  ähnliche  Bedeutung  für  Wessex  gehabt  haben  wie  die  karolingische 
Grafschaftsverfassung  und  die  Einrichtung  missatischer  Sprengel, 
um  das  alta  Stammherzogtum  zu  ersetzen,  resp.  ganz  zu  beseitigen. 
Auch  die  westsächsischen  Ealdormen,  die  Vorsteher  der  alten  Graf- 
schaften, entsprechen  Stammherzögen.  Sie  müssen  der  besseren  und 
kraftvolleren  Hand  der  Eorls  seit  dem  10.  Jahrhundert  weichen.  Die 
Eorls  sind  schon  in  der  Denalagu  und  in  Mercien  seit  der  dänischen  Invasion 
Vorsteher  der  Grafschaften,  die  nach  dem  Burgsystem  angelegt  werden. 
Daß  sie  ihr  Vorbild  in  den  dänischen  Jarls  haben,  ist  bekannt.  Diese 
dürften  wohl  auf  fränkisches  Vorbild  zurückgehen1).  Bei  der  Zusammen- 
legung der  alten  westsächsischen  Grafschaften  wird  der  Gedanke  eine 
Rolle  gespielt  haben,  ein  Earldom  womöglich  in  einer  Diözese  zu- 
sammenzufassen2). Nun  steht  aber  fest,  daß  unter  Edward  dem  Älteren 
eine  Neueinteilung  der  Diözesen  stattgefunden  hat3).  Es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlich, daß  bei  dieser  Division  von  geistlichem  Gut  eine  ähn- 
liche Abtrennung  und  Ausstattung  der  Grafschaften  stattgefunden  hat, 
wie  sie  im  zeitgenössischen  Frankenreich  zweifellos  erfolgt  ist4).  Die  hier 
gegebene  Erklärung  für  die  Neuumlegung  der  westsächsischen  Graf- 
schaften seit  Edward  dem  Älteren  scheint  plausibler  als  die  von  Chad- 
wick versuchte  Erklärung,  wonach  das  Burgsystem  auch  auf  Wessex 
ausgedehnt  sein  soll,  derart  jedoch,  daß  von  der  Gerichtsgewalt  des 
Burgdistrikts  die  des  Stadtbezirks  gewissermassen  durch  eine  Art  von 
Subtraktion  abgezogen  worden  sein  soll5). 

Eins  steht  für  alle  Grafschaften  Englands  im  10.  Jahrhundert  fest, 
sie  sind  gleich  den  Kentischen  Grafschaften  nur  staatliche  Verwaltungs- 
bezirke. Allerdings  übte  man  auch  eine  gewisse  Gerichtsbarkeit,  aber 
die  Hauptmasse  der  Streitigkeiten  wurde  in  den  Hundertschaftsgerichten 
erledigt6).  Dem  Graf  Schaftsgericht  präsidiert  der  Ealdorman  und  der 
Bischof.  Später,  als  nämlich  Wessex  und  mehrere  Grafschaften  unter  ein 
Earldom  fallen,  tritt  der  Scirgerefa  als  Vorsitzender  des  Grafschafts- 
gerichts neben  dem  Bischof  auf.  Geistliche  und  weltliche  Gerichtsbarkeit 
ist  in  der  angelsächsischen  Zeit  nicht  voneinander  geschieden.  Aufgabe 
des  Bischofs  ist  insbesondere,  den  Gedanken  der  Milde  zur  Geltung  zu 
bringen7).  Insbesondere  steht  ihm  bei  gewissen  Delikten  das  Recht  zu, 
die  Art  des  Strafvollzuges  zu  bestimmen8).   Außer  der  Funktion  der 

x)  Daß  die  nordischen  Jarls  auf  fränkischen  Einfluß  zurückzuführen  sind, 
hat  Alexander  Bugge,  Vesterlandenes  Indflydelse  paa  Nordboernes  ydre  Kultur, 
Christiania  1905,  S.  117  f.,  wahrscheinlich  gemacht. 

2)  Je  2  Earldoms  sind  im  Flächeninhalt  mit  2  Diözesen  zu  identifizieren. 
Siehe  darüber  Chadwick  a.  a.  O.  p.  196. 

8)  Siehe  Hill,  Engl.  Dioceses  1905,  p.  203  f. 

4)  Siehe  Pöschl,  Bischofsgut  und  Mensa  I,  S.  130  ff. 

5)  Siehe  dagegen  auch  Stevenson  in  E.  H.  R.  XXIII.  S.  349. 

6)  Darauf  deutet  insbesondere  auch  II  Cnut.  17,1;  18. 

7)  Siehe  Rintelen  in:  Hist.  Aufsätze  für  Karl  Zeumer  a.  a.  O.  S.  559.  Siehe 
auch  dazu  Abos  Erzählung  der  Leidensgeschichte  des  heiligen  Edmund  in  Corolla 
Sancti  Eadmundi,  ed.  M.  Hervey.  London  1907,  §  XVI. 

8)  II  Cnut.  56,  1:  Liebermann,  Sachglossar  »Bischof«  9  1. 
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Grafschaftsversammlung  als  Gericht  hat  sie  noch  den  Charakter  einer 
Repräsentativversammlung  mi1  den  Befugnissen  außerstreitiger  Gerichts- 
barkeit, .  .  B.  Mitwirkung  bei  Vergabungen,  sowie  der  Erklärung  des  in 
Grafschaft  verschiedenen  Gewohnheitsrechts1),  Sonst  aber  ist  die 
sehaft,  wie  wir  sagten,  im  I".  Jahrhunderl  nur  Verwaltungsbezirk 

wie  der  karolingische  COmitatUS, 

III.  Die  Hundertschaft  (hundred),  Zehentschaft  (teo|>ung) 
und  „Freibürgschaft". 

Die  Hundertschaft  ist  am  Ausgange  des  10.  Jahrhunderts  ein 
p(  rsönJicher  \  erband  auf  territorialer  Grundlage,  der  zwar  noch  Spuren 
des  alten  genossenschaftlichen  Zusammenhanges  aufweist,  dem  aber 
durch  die  Herausbildung  der  großen  Immunitätsbezirke  der  landrican 
die  alte  Selbständigkeit  genommen  ist.  Geblieben  ist  ihm  noch  eine 
gewisse  Rechtsprechung  im  llunderlsehal'lsgericht,  auch  dient  er  als 
Grundlage  der  Steuereinschätzung  und  Lastenverteilung  (insbes.  auch 
für  die  Aufbringung  von  Schilfen)  und  wird  für  Polizeizwecke  verwendet. 
Es  -"II  nämlich  die  Hundertschaft  mit  den  Hundertschaftsvorstehern 
(hundredesman)  und  den  Xehenlschaftsvorstehern  (teoj)ingmen)  den 
I  hei»  \  erfolgen   (  Kadgar   1 ,  2.). 

Im  großen  ganzen  ist  die  Hundertschaft  am  Ende  des  10.  Jahr- 
hunderts  durch  ihr«'  Zurüekdrängung  seitens  der  großen  Immunitäts- 
bezirke  mehr  Verwaltungsbezirk  als  Genossenverband. 

Vber  -K'  trägt  im  Gegensatz  zu  jenen  Keime  künftiger  Entwick- 
lung und  Selbsttätigkeit  in  sich,  die  sie  zum  öffentlich-rechtlichen 
Kommunalverband  in  den  folgenden  Perioden  machen.  Wir  werden 
sehen,  wie  die  Hundertschaft,  die  sich  wieder  zum  selbsttätigen 
Kommunalverband  ausbildet,  in  das  Grafschaftssystem  eindringt  und 
diesem  den  Stempel  ihrer  eigenen  Qualität  aufdrückt.  Schon  in  unserer 
Periode    deuten   Spuren    auf   dieses  Eindringen    der  Hundertschaft. 

3ä<  bsische  Chronik  des  Jahres  1008  berichtet,  daß  je  drei 
H  und.  i  t  -(  haften  ein  Schiff  und  je  zehn  Hiden  ein  Boot  (scegj))  auf 
königl.  Gebot  hin  (»bebead  se  cyng«)  ausrüsten  sollten2).  Aus  einer 
gleichzeit  igen  (  rkunde  erfahren  wir  aber,  daß  Schiffe  ganzer  Grafschaften 
geschenkt  wurden,  um  ihre  Bürde  zu  erleichtern3).  Es  liegt  nun  der 
Gedanke  nahe,  daß  die  Ausrüstungslast  eine  Grafschaftslast  war,  die 
Dach  Hundertschaften  aufgebracht  wurde. 

Dil  Zehentschaft  (teojmng)  ist  eine  Polizeiorganisation4),  zum 
Unterschiede  von  dem  allen  10-Hufenverband,  der  wohl  als  Basis  der 

1    Sh-Iic  Yinogradoff,  Engl.  Society  p.  91  f. 

2)  Die  Chronik  sagt  allerdings  nur:  »Her  bebead  se  cyng  poet  man  sceolde 
ofer  Angelcynn  scipa  feostlice  wircean.  pset  is  ponne  (of  prym  hund  hidum) 
ol  hidan  ?f*nne  scego.«    Der  Emendation  eines  »scip«  vor  dem  »and«  steht  nur  im 

(siehe  Plummers  ed.  II,  185),  daß  der  »scegp«  nur  V30  eines  Schiffes  sein  soll. 
Aber  die  Tatsa<  he,  daß  je  »drei  Hundertschaften«  ein  Schiff  aufbringen,  wird  noch 
durch  Urkunden  Uwiesen.  Siehe  diese  insbes.:  C.  D.  Nr.  514,  zitiert  bei  Plummer 
a.  a.  O. 

Siehe  die  I  rkunde  (Testament  des  Erzbischofs  /Elfric)  C.  D.  Nr.  716. 
4)  Z.  B.  VI,  As.  4,  II  Cn.  20. 
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Besteuerung,  aber  auch  für  die  Zwecke  der  Eideshilfe1)  dient.  Sie  ist 
zunächst  kein  Genossenverband,  wie  die  Hundertschaft  war.  Nur  die 
Dorfschaft,  ihre  soziale  Grundlage,  ist  ein  solcher.  Das  ändert  sich 
mit  Beginn  der  Normannenzeit,  als  die  Freipflege  (frankpledge)  mit 
ihm  verknüpft  wird. 

Bald  erhielt  jener  nämlich  noch  eine  andere  Funktion,  die  zwangs- 
weise Friedensverbürgung.  Während  in  ältester  Zeit  die  Verbürgung  für 
das  Wohlverhalten  eines  Individuums  durch  die  Sippengenossenschaft 
erfolgte,  traten  an  deren  Statt  seit  ihrer  Auflösung  andere  Rechtsformen. 
Auch  die  alten,  die  Funktion  der  Sippe  unterstützenden  Rechtsinstitute, 
das  Erfordernis  der  Ansässigkeit  und  die  Pflicht  zur  Anzeige  bei  gewissen 
Delikten,  z.B.  Diebstahl  (siehe Liebermann,  Sachglossar  »Ansässigkeit«  2, 
»Anzeige«  4  u.  14),  werden  wohl  am  Ausgange  des  10.  Jahrhunderts 
nicht  mehr  genügt  haben.  Man  kommt  auf  andere  Rechtsformen. 
Entweder  ist  der  Herr  von  Natur  aus  der  notwendige  Bürge  seines  Unter- 
gebenen oder  eine  Gruppe  von  10  Freien,  die  Zehentschaft2)  (teojmng) 
tritt  etwa  seit  Cnut  an  Stelle  der  Sippe  für  die  Zwecke  der  Verbürgung, 
oder  man  wählt  sich  für  einen  bestimmten  Rechtsstreit  einen  Bürgen, 
oder  schließlich  mehrere  Personen  tun  sich  zu  einer  Eidgenossenschaft 
oder  Schwurbrüderschaft3)  zusammen.  Daneben  wird  der  Wettvertrag 
dazu  verwendet,  das  öffentlich-rechtliche  Wohlverhalten  von  Per- 
sonen durch  andere  zu  verbürgen,  insbesondere  die  Erfüllung  öffent- 
licher Rechtspflichten4).  Die  Bürgschaft  ist  nicht  immer  gegenseitig, 
nicht  zwangsweise,  nicht  territorial  begrenzt.  Dies  wird  sie  erst  durch 
Verschmelzung  mit  der  Zwangsverbürgung  der  in  ihr  befindlichen 
Personen.  Diese  Verschmelzung  ist  bereits  um  1087  vollendet5).  Das 
Bedeutsame  der  Normannenpolitik  in  unserer  Frage  ist,  daß  sie  an 
Stelle  der  gewählten  Bürgschaft  der  teoöung  oder  an  Stelle  der  ver- 
tragsmäßig eingegangenen  Wette  für  das  Wohlverhalten  von  Per- 
sonen, die  gegenseitige  Zwangs haftung  der  Zehentgenossen  für  das 


1)  Siehe  Liebermann  in  »Historische  Aufsätze  für  K.  Zeumer«  1910,  S.  5  f. 
und  Sachglossar  »Zehn-Hufen«. 

2)  Vielleicht  entspricht  der  ags.  Zehenschaft  in  dieser  Verbürgungs-  und  Po- 
lizeifunktion die  altfriesische  »fliute«.  Man  vgl.  die  von  His,  Strafrecht  der  Friesen 
68 6  mitgeteilte  Quellenstelle  mit  Leges  Edwardi  Conf.  20,  3  ff. 

3)  Über  die  Londoner  Friedensgilde  zur  Zeit  iEthelstans  siehe  Liebermann  in 
Melanges  Fitting  1909,  II,  77. 

4)  Siehe  darüber  Hazeltine,  Geschichte  des  englischen  Pfandrechts,  in 
Gierkes  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Heft  92, 
S.  99  f. 

5)  Der  Name  »Freipflege«  für  eine  Zwangsbürgschaft  erinnert  an  »lucus  a 
non  lucendo«.  Wie  Liebermann,  Über  die  Leges  Edw.  Conf.  S.  29  dies  sprachlich 
erklärt,  hat  der  Verfasser  der  Leges  Edwardi  Confessoris  die  wirklich  »freie  Bürg- 
schaft« der  angelsächsischen  Zeit,  freoborh  (=  francpledge),  mit  friborh  wieder- 
gegeben, dadurch  aber  nicht  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  das  Institut  zu  seiner 
Zeit  natürlich  etwas  ganz  anderes  war.  Daß  sich  friborh  so  rasch  für  »freoborh« 
einschleichen  konnte,  wird  nach  Liebermann  damit  zu  erklären  sein,  daß  man  gleich- 
zeitig an  fripborh  (=  zwangsweise  Friedensverbürgung)  dachte  und  »der  Franzose 
•die  aspirierte  Dentalis  in  frii>  nicht  hörte«. 
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Wohlverhalten  ihrer  Mitglieder  eintreten  läßt.  In  den  nördlichen 
Grafschaften  und  in  Wales  isl  die  Freipflege  nicht  zu  finden.  Sind  sie 
doch  bis  in  (In1  Zeil  Heinrichs  IL,  ja  sogar  Edwards  [.,  außerhalb  des 
Herrschaftsbereichs  der  englischen  Könige.  Jedenfalls  ist  die  tenman- 
tale  Hu  Norden  keine  Freipl'legc,  sondern  ein  Ackermaß  (  —  10  man- 
tales  =  10  tofts,  Morris  a.a.O.  S.  .Vi). 

Im  L 2.  Jahrhunderl  laufen  Zehentschafl  und  friborh  in  den  Quellen 
noi  Ii  durcheinander,  aber  ein  Unterschied  zwischen  persönlicher  Zehent- 
schaft  und  territorialer  Zehen  t  sc  ha  II  ist  gegeben.  In  der  »Great  Roll  of 
the  Pipe«  Für  das  26.  Reg.  Jahr  Heinrichs  II.  1179/80  (Pipe  Roll  So- 
ciety) findet  sich  »die  frankpledge  des  Walter,  Sohnes  des  Robert« 
(p.  6,  cf.  p,  5),   »Hunfrey  de  Bosco  und  seine  Zehentschaft«  (p.  281), 

Männer  ohne  Bürgschalt  und  Zehentschaft«  (p.  40).  Auch  Ansätze  zum 
graphischen  Gebrauch  der  Zehen  tschaft  finden  sich :  z.  B.  »die  Zehent- 
schaft  von  Hellcumha «  (|>.  Iii).   Daneben  kommen  auch  isolierte  frith- 
ghs  außerhalb  von  Gutshöfen,  Städten  und  Dörfern  vor1).    Die  An- 
knüpfung   der    Kriedenshürgschal't   (z.  B.  Great  Roll  a.  a.  0.  p.  52: 

Di(  Männer  d«  i  l'nthhorh  von  Bressebure«)  an  die  schon  bestehenden 
Territ(  irialbezirke  \  erändert  nun  den  Charakter  der  letzteren  vollständig. 
Die  Zwangsvereinigungen  der  Friedensbürgschaft  sind  jetzt  der  Mittel- 
punkt der  rechtlichen  Beziehungen  in  Hundert-  und  Zehentschaft  und 
vermögen  we^en  ihrer  Vnpassungsfähigkeit  an  die  verschiedensten  Polizei- 
zwecke  eine  Menge  Zweckbeziehungen  im  Nachbarkreise  durch  die 
gegenseitige,  rechtlich  normierte  Haftung  zusammenzuhalten.  Diese 
Zwe<  kbeziehungen  erhalten  nun,  weil  sie  durch  die  Friedensbürgschaft 
herl  werden,  «leren  eigentümliche  Struktur:  Kollektivhaftung  und 
Kollekl  ivpflichl  der  »friborghe«  nebst  Einzelpflicht  des  ihr  Eingegliederten. 
Her  haben  wir  den  Grundtypus  der  künftigen  passiv  öffentlich-recht- 
lichen  Verbände  in  England.  Die  Hundert-  und  Zehentschaften,  welche 
nur  Lastengemeinschaften  und  Verwaltungsbezirke  waren,  bilden  sich 
zu  Verbänden  um,  ohne  irgendein  genossenschaftliches  Gesamtrecht, 
ohne  ein  subjektives  Recht  auf  Ausübung  staatlichen  Imperiums. 
I  rsprünglich  nur  für  die  Zwecke  der  Sicherheitspolizei  gedacht,  dehnt 
die  Freibürgschafl  ihr  System  auch  auf  andere  mit  der  Sicherheits- 
polizei  damals  verbundene  Administrativzwecke  aus,  die  unter  dem 
Xamen  der  trinoda  necessitas  zusammengefaßt  werden.  Es  sind  dies 
Burgenbau,  Brückenherstellung,  Heeresdienst.  Lasteten  diese  Pflichten 
des  Grundbesitzers  bis  zur  Einführung  der  Freibürgschaft  bloß  auf 
Grund  und  Boden,  ebenso  wie  dies  im  Frankenreich  der  Fall  war,  so 
1 1 •  ■  r i  h>  j'  tzl  .  iic  L';niz  andere  Struktur.  Zur  Einzelpflicht  des 
Grundbesitzers  tritt  die  Kollektivpflicht  der  friborh,  und  seit  der  Ver- 
schmelzung d»-i>»-lb»'n  mit  den  Territorialbezirken  der  Zehentschaft  die 
Kollekt ivpflicht  dieser  letzteren.  Erwägt  man,  daß  nun  eine  Fülle 
administrativer   Zw  er  kbeziehungen   die   uns  bekannte   Struktur  der 


>]'-\\>-  \V.  Ilud-ori.  länkilung  zum  X.Bande  der  Sussex  Record  Society,, 
p.  XXI  f. 
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Friedensbürgschaft  annehmen1),  so  ergibt  sich  das  Bild  eines  passiv 
öffentlich-rechtlichen  Verbandes,  eines  Lastenverbandes. 

§  7.  Fortsetzimg  :  Die  Lokalverwaltung  der  Normannen- 
könige und  ersten  Plantag  enets. 

L  Grafschaft. 

1.  Der  Sheriff  und  die  Coronatores. 
Aus  der  angelsächsischen  Zeit  haben  die  Normannenkönige  den 
»earl«  und  den  scirgerefa  als  Vorsteher  der  Grafschaft  übernommen. 
Der  letztere  ist  jetzt  der  Mittelpunkt  der  Graf  Schaftsverwaltung  (der 
norm,  vicecomes).  Die  normannischen  »earls«  entsprechen  ungefähr 
den  Stammespfalzgrafen  der  deutschen  Reichsverfassung  zur  Zeit  der 
Ottonen2).  Sie  sind  häufig  erbliche  Amtsträger.  Wir  finden  sie  nament- 
lich in  den  nördlichen  Grafschaften  und  in  den  Grenzgrafschaften  die  an 
Wales  stoßen.  Dem  ,earl'  wird  mitunter  die  Sheriffwürde  erblich  ver- 
liehen, oder  es  wird  neben  ihm  einem  anderen  die  Sheriffwürde  ebenfalls 
erblich  verliehen.  In  der  Zeit  nach  Heinrich  III.  wird  der  »earl«  ganz 
beiseite  geschoben,  indem  sein  Name  einen  bloßen  Ehrentitel  bezeichnet. 
Der  Sheriff  gewinnt  den  Platz,  den  der  »earl«  früher  einnahm.  Ihm 
liegt  die  Leitung  der  Gerichts-,  Militär-  und  Finanz  Verwaltung  der 
Grafschaft  ob.  Der  König  bestellt  den  Sheriff,  wenn  dessen  Würde  nicht 
etwa  erblich  geworden  war,  wovor  sich  die  Könige  nach  Wrilhelm  dem 
Eroberer  wegen  der  damit  verbundenen  Gefahr  wohl  hüteten.  Trotz 
der  Bestellung  durch  den  König  und  trotz  seiner  Qualität  als  königlicher 
Beamter  ist  der  Sheriff  Teil  des  Gemeinwillens  der  Grafschaft,  der  in 
dieser  Periode  zur  Entstehung  und  Ausbildung  kommt.  Insbesondere 
geht  dies  für  die  Gerichtsverwaltung  aus  Glanvilla,  tractatus  de  legibus 
1. 1,  c.  30  hervor.  Hier  ist  von  den  schlechten  summonitores  (Vorlader 
der  Parteien)  für  das  Grafschaftsgericht  die  Rede;  es  heißt:  »Si  in  co- 
mitatu  hoc  (nämlich  die  summonitio)  eis  (den  summonitores)  injunxerit 
(sc.  vicecomes)  .  .  .  illi  (sc.  summonitores)  in  misericordia  remanebunt, 
quia  comitatui  in  hoc  contradicere  non  possunt.«  Für  die  Finanzver- 
waltung wird  dieselbe  Tatsache  durch  das  Bestehen  der  firma  und 
durch  dialogus  de  scaccario  II,  c.  XII  bestätigt.  Die  Tätigkeit  des  (vi- 

So  z.  B.:  Die  Haftung  der  friborh  für  den  ihr  anvertrauten,  aber  ent- 
flohenen Verbrecher  (Strafgeld:  Leges  Edwardi  Conf.  20,  4).  Im  übrigen  siehe  weiter 
im  Text. 

2)  Über  diese  Brunner,  D.  R  G.  II,  112.  Daß  die  nördlichen  Pfalzgrafschaften 
schon  auf  die  angelsächsische  Zeit  zurückgehen,  behauptet  W.  Page  in  der  Archaeo- 
logia  LI,  1,  p.  143  ff.  Über  die  normannischen  »earls«  Round,  Geoffrey  of  Mande- 
ville,  p.  267  ff.  Ihr  »tertius  denarius«  geht  zweifellos  auf  fränkisches  Vor- 
bild zurück.  Der  Feudalisierungsprozeß  hat  aber  auch  diese  Amtseinkünfte  schon 
ergriffen.  Denn  nicht  jeder  Graf  hat  ipso  jure  auch  den  »tertius  denarius«.  Dieser 
ist  mitunter  auf  einem  Gutshof  radiziert.  Sodann  gibt  es  auch  einen  »tertius  denarius« 
von  den  gesamten  städtischen  Einkünften.  Auch  der  Sheriff  erhält  mitunter  den 
»tertius  denarius«.  Round  a.  a.  O.  287  ff. 
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cecomes)  Sherifi  in  unserer  Periode  ist  namentlich  in  der  Gerichtsver- 
waltung  «  in,'  große,  durch  nichts  namentlich  nicht  durch  das  spätere 
Institut  der  reisenden  Kiehter  geschmälert.  Erst  unter  Heinrich  II. 
dringen  diese  in  »Ii«'  Wirkungssphäre  des  vicecomes  ein  und  schränken 
sie  bedeutend  ein.  I  nter  Heinrich  II.  geben  wiederholte  iNachfor- 
s<  Im  iili« 'ii.  insbesondere  das  sog,  Inquest  of  t  he  SherilTs  ( I 1 70),  Veranlassung 
/Iii*  l  nzu friedenheil  mit  der  Amtsführung  dieser  hohen  Grafschafts- 
Funktionäre.  Man  i^-t  bemüht,  andere  Beamten  zur  Kontrolle  des  Sheriffs1 

schaffen  und  diesen  einen  Teil  seiner  Verwallungstätigkeit  abzu- 
nehmen.  Die  Beamten,  die  damit  wahrscheinlich  schon  vor  1194  betraut 
werden,  sind  die  coronatores 1 ) ,  später  coroners  genannt.  Es  handelt  sich 
hierbei  ni<  ht  um  eine  Neuschöpfung.  Schon  zur  Zeit  Heinrichs  I.  finden 
wir  gelegentlich  Richter,  welche  eine  besondere  Funktion  haben,  nämlich 
die  der  Krone  reservierten  Streitsachen  abzuurteilen,  insbesondere  den 
der  Krone  vorbehaltenen  Gerichlshaun  zu  üben.  Die  sog.  Gesetze 
König  Heinrichs  I.  führen  eine  ganze  Liste  aller  der  Fälle  an,  welche  den 
königlii  hen  Gerichtsbann  bilden.  Und  so  wurden  denn  die  besonderen 
Rii  hter  für  die  der  Krone  vorbehaltenen  Streitfälle  unter  Heinrich  II. 
wieder  ins  Leben  gerufen,  nachdem  sie  unter  Stephan  verschwunden 
waren.  Nunmehr  war  allerdings  ein  Vorbehalt  für  den  königlichen 
Gerichtsbann  nichl  mehr  nötig,  nunmehr  gab  es  nur  einen  Gerichts- 
bann,    nämlich   den    königlichen,    aber  zur  Kontrolle   des  Sheriffs 

Ii  sich  die  alten  Kiehter  wieder  brauchen.  Der  coronator  konnte 
als  Richter  eine  Jury  vor  sich  zitieren,  die  die  Anklage  erhob. 
\  i  terdem  hatte  er  in  den  der  Krone  besonders  vorbehaltenen  Fällen 
vorläufig  die  Parteien  zu  hören  und  Protokoll  über  die  Kriminalfälle 
zu   führen,    um  dies  später  dem  Sheriff  oder  dem  reisenden  Richter 

degen.  Dieses  >>Halten«  (placita  tenere)  der  der  Krone  besonders 
vorbehaltenen  Gerichtsstreitigkeiten  ist  die  Hauptbeschäftigung  der 
in  der  Zeil  Richards  L  und  ist  in  der  Kommission  für  die 

nden  Richter  des  Jahres  1194  bezeugt.  Bis  zur  Magna  Charta  vom 
Jahre  1215  hatte  der  coronator  richterliche  Funktion.    Der  Artikel  24 

Magna  Charta  verbot  aber  dem  Sheriff  sowohl  wie  dem  coronator 
die  placita  coronae.  Der  Sheriff  blieb  für  die  Folge  Richter  in  geringen 
I  ill-n  der   K riiiniialgerichtsbarkeit  und  in  Fällen  der  Zivilgerichts- 

•  it.  Die  richterliche  Tätigkeit  des  coronator  hörte  auch  nicht  ganz 
auf.  Seil  dem  L3.  Jahrhundert  ist  aber  der  coronator  hauptsächlich 
Funktion  betraut,  Untersuchungen  bei  plötzlichen  Todesfällen 
dei  K  örpervei  ],.|  Zungen  vorzunehmen  und  die  ersten  Schritte  der  Unter- 
suchung in  gewissen  Kriminalfällen  zu  führen,  nämlich  in  denjenigen, 
wo  nicht  die  Jury  die  Anklage  erhebt,  sondern  wo  die  Privatklage  (der 
eal)  zugelassen  ist.  Der  coronator  konnte  auch  als  Stellvertreter 
riffa  dessen  Zivilgerichtsbarkeit  üben,  er  konnte  auch  den  sog. 


l)  Charles  Gross,  Select  Coroners  Rolls  Publications  of  the  Seiden  Society, 
voL  IX.  Introduction  XIII— XLIV.  Siehe  aber  dazu  auch  Maitland  in  E.  H.  R. 
VIII,  758  ff. 
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Sheriffstourn,  die  niedere  Kriminal-  und  Polizeigerichtsbarkeit  des  Sheriffs, 
ausüben.  Besonders  wichtig  aber  wurde  mit  derZeit  die  Verwaltungstätig- 
keit des  coronator.  In  dieser  seiner  Eigenschaft  war  er  königlicher  Be- 
amter zur  Unterstützung  und  Aushilfe  des  Sheriffs.  In  jeder  Grafschaft 
wurden  zwei  bis  vier  Ritter  von  der  Grafschaftsversammlung  gewählt, 
welche  als  coronatores  gewissermaßen  dem  aus  der  hohen  Aristokratie 
genommenen  Sheriff  das  Gegengewicht  halten  sollten,  zumal  da  es 
auch  vorkam,  daß  ein  Sheriff  gleich  mehrere  Grafschaften  zu  verwalten 
hatte.  Daß  der  coronator  als  Gegengewicht  gegen  den  Sheriff  gemeint 
war,  geht  daraus  hervor,  daß  er  bald  nach  seiner  Einrichtung  auch  die 
Immunitätsgerichtsbarkeit  der  großen  Grundherren  im  Auftrage  des 
Königs  kontrollierte.  Der  Sheriff  drohte  dem  ständischen  Einflüsse 
zu  erliegen.  Der  coronator  trat  deshalb  auf  diesem  Gebiet  für  ihn  ein. 
Auch  der  Wille  des  coronator  gilt  als  Gemeinwille  der  Grafschaft.  Die 
Grafschaft  haftet  für  ihn,  »da  sie  sein  Wähler  und  Vorgesetzter  ist« 
(»ut  elector  et  superior«.  Rechtsfall  aus  der  Zeit  Ed.  III.:  Coke  2  Inst. 
175  nebst  anderem  Falle  zitiert  bei  Groß  a.  a.  0.  XXVII5). 

2.  Die  Zusammensetzung  des  Grafschaftsgerichts1). 

Aus  welchen  Personen  ist  wohl  das  Grafschaftsgericht  zusammen- 
gesetzt ?  Das  ergibt  das  an  den  Sheriff  gerichtete  königl.  Einberufungs- 
schreiben (Stubbs  S.  Ch.  p.  385  f.),  wenn  die  Grafschaft  zu  einer  Voll- 
versammlung vor  den  reisenden  Richter  zusammengerufen  wurde.  Ge- 
laden wurden  die  geistlichen  Würdenträger,  die  Ritter,  die  Freien  (libere 
tenentes),  die  Bewohner  der  auf  königlichen  Domänen  wohnenden  Dorf- 
genossen, die  sich  durch  vier  freie  Männer  vertreten  lassen,  und  die  Städte, 
welche  durch  zwölf  Bürger  vertreten  erscheinen.  Die  einem  Lord  Unter- 
tanen Städte  und  Dörfer  wurden  speziell  geladen  durch  Vermittlung 
ihrer  Grundherren.  Er  kann  sich  durch  sie  vertreten  lassen,  und  zwar 
der  geistliche  ebenso  wie  der  weltliche.  Sein  Erscheinen  hörte  im  13.  Jahr- 
hundert auf.  Für  ihn  erscheint  der  Steward  (sein  Ökonom)  und  vier 
Dorfbewohner.  Das  Statute  of  Merton  (1236)  erlaubt  jedem  freien 
Grundbesitzer  sich  vertreten  zu  lassen,  aber  schon  nach  den  Leges 
Henrici  I.  (§  7,  7)  durfte  er  sich  durch  den  Schulzen,  den  Priester  und 
vier  angesehene  Personen  seiner  Dorfschaft  (villa)  vertreten  lassen. 

Im  gewöhnlichen  Grafschaftsgericht,  dem  der  Sheriff  präsidierte, 
werden  wohl  die  Stadtvertreter  gefehlt  haben. 

Das  Erscheinen  im  Grafschaftsgericht  ist  Erfüllung  einer  öffent- 
lichen Pflicht,  die  man  sectam  facere  nennt.  Diese  öffentliche  Pflicht, 
die  sog.  secta,  lastet  in  unserer  Periode  auf  dem  Grundbesitze.  So 
finden  wir  im  13.  Jahrhundert  in  den  Rotuli  Hundredorum  II,  p.  483: 
»Will,  de  la  Gave  tenet  duas  virgatas  terrae  de  Abbe.   Et  facit  sectam 

x)  Siehe  dazu  Maitland,  E.  H.  R.  III,  417  ff.,  dem  aber  die  wichtige  Funktion, 
welche  die  Freibürgschaft  zur  Durchsetzung  der  auf  Grundbesitz  ruhenden  Ver- 
pflichtung spielt,  entgangen  ist.  Das  ist  aber  für  die  Entstehung  des  Repräsentativ- 
gedankens in  Grafschaft  und  Reich,  wie  wir  noch  sehen  werden  (s.  §  17)  die 
Hauptsache. 
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comitatufl  Canterbr.  et  hundredao  pro  una  virgata«  .  .  .  .  »Et  pro  alia 
virgata  terrae  reddit  Ahhi  V  (solidos)  per  annum  et  sectam  curiae  de 
Brouhton  bia  per  annum.«  Aber  das  Merkwürdige  ist,  daß  nicht  etwa 
alle  freeholders  (Grundbesitzer  der  dralsehafi)  geriehtsfolgepflichtig 
sind,  sondern  nur  einzelne  von  ihnen.  Der  eine  oder  andere  erfüllt 
die  Sectapflicht,  für  seine  Dorfsehai'l  oder,  wenn  er  ein  Grundstück 
!  ehen  hat,  für  den  Lehensherrn,  sofern  dieser  nicht  I  mniunitätsherr 
und  deshalb  von  der  Gerichts folge  zum  Grafschafts-  oder  Hundert- 
schaftsgerichl  ausgenommen  ist:  So  heißl  es  Rot.  Hundredorum  II, 
^x  dominus  Simon  de  Mora  lenel  unam  virgatam  terra?  de  eodem 
comite  «ii  facit  sectam  ad  comitatum  ei  hundredam  pro  comite  et 
pro  bota  \illata.v    [)(>!■  so  Verpflichtete  heißt  mitunter  attornatus 

reo  t  l  a  t  u  s. 

Diese  Belastung  des  Grundbesitzes  mit  der  Pflicht  im  Grafschafts- 
resp.  Hundertschaftsgei  i<  hl  zu  erscheinen,  bestand  wohl  schon  seit 
dei  angelsächsischen  Zeit.  Jetzt  wird  sie  durch  ein  neues  Institut 
gesichert.  Wie  aämlich  beinahe  jede  öffentliche  Pflicht  durch  das 
System  der  frankpledge  (Freibürgschaft)  in  dieser  Epoche  wirksamen 
Nachdruck  erhall  und  durch  dasselbe  realisiert  wird,  so  wird  auch 
die  Erfüllung  der  Sectapflicht  mit  der  frankpledge  in  Verbindung  ge- 
bracht. 

Zunächsl  beginnl  die  Verbindung  zwischen  Freibürgschaft  und 
Sectapfhchl  für  die  Zwecke  des  Hundertschaftsgerichts.  In  unserer 
P<  riode  finden  sich  allerdings  nur  noch  Spuren  dieses  Zusammenhanges, 
aber  sie  sind  vorhanden1).  So  heißt  es  in  den  Rotulis  Hundredorum  II, 

~  de  sectis  antiquis.  Dicunt  quod  ....  Et  idem  Walterus  remo- 
vit  villanos,  de  Scipwase  in  forinsec(us)  et  feofavit  liberus  de  eadem 
in  qua  terra  quidam  tithemangi  solebant  sequi  ad  hundredam  forinsecus 
praedictum  e1  est  secta  ejusdem  tethingae  subtracta.«  In  den  Civil 
Pleas  (Selecl  Civil  Pleas  [1200—1203]  vol.  I,  p.  43,  ed.  Seiden  Society) 
heißl  es:  jurata  venit  recognoscere  quas  sectas  manerium  de  Aldeham 
U)batis  de  Westm'.  debeat  ad  hundredum  Sti  Albani«.  Die  jurata 
-aLrl  nun.  daß  sie  gesehen,  wie  der  ballivus  der  Hundertschaft  im 
rium  des  Abts  von  Westminster  die  Listen  für  den  visus  franci 
plegii  aufgenommen.  Daher  geht  das  Urteil  zugunsten  des  Abts  von 
St.  Vlban. 

ro  in  der  Zeit  Heinrichs  II.  hat  sich  dieser  Zusammenhang 
von  Sectapfhchl  und  frankpledge  derart  verwischt,  daß  nur  eine  Kol- 
lektiwerantwortlichkeit  der  Hundert-  und  Zehentschaft  (der  villa, 
villa ta).  im  Graf schaftsgericht  zu  erscheinen,  vorhanden  ist.  Wie  die 
Sectapflicht,  so  wird  auch  die  Pflicht  des  Beklagten,  vor  Gericht  zu 
•  ih aVanwi.  durch  die  frankpledge  realisiert.  Bei  Madox,  »Exchequer« 
(p.  385  Note)  heißt  es:  »fridborga  de  Caldemot  debent  1  marcam, 
quia  Don  habuerunt  ad  rectum  homines  de  fridborga  sua.« 


Ja  mitunter  haben  sie  sich  sogar  bis  ins  17.  Jahrhundert  erhalten.  Z.  B. 
dei  Borsholder  des  Manor  of  Chart,  siehe  Archaeologia  Cantiana  II,  p.  85  ff. 
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Auch  für  das  Grafschaftsgericht  wird  wohl  die  Sectapflicht  ur- 
sprünglich durch  Freibürgschaft  gesichert  gewesen  sein1). 

Wir  werden  m.  E.  nicht  fehlgehen,  wenn  wir  die  Verbindung  von 
frankpledge  und  Sectapflicht  schon  Wilhelm  dem  Eroberer  zuschreiben. 
Diese  Verbindung  von  Sectapflicht  und  frankpledge  hat  nun  eine  wich- 
tige Folge.  Als  die  assisa  und  jurata  als  Beweismittel  dauernd  einge- 
führt waren,  wurde  auch  die  Pflicht,  als  Geschworener  vor  den  reisen- 
den Richtern  zu  erscheinen,  durch  frankpledge  realisiert.  Der  Zu- 
sammenhang der  Geschworenenpflicht  mit  der  frankpledge  ist  heute 
übrigens  allgemein  anerkannt2). 

3.  Die  Rechtsprechung. 

Durch  die  Verbindung  von  Sectapflicht  und  frankpledge  ist  für 
den  Gemeinwillen  der  Grafschaft  im  Grafschaftsgerichte  in  eigentüm- 
licher Weise  vorgesorgt  worden.  Dadurch  nämlich  repräsentiert  das 
Graf schaftsgericht  den  Gemeinwillen  der  Grafschaft,  daß  jeder  freie 
Graf  Schaftsangehörige  ebenso  wie  jeder  der  Grafschaft  eingegliederte 
Verband  als  im  Graf  schaftsgericht  anwesend  gedacht,  und  zwar  juri- 
stisch gedacht  wurde.  So  finden  wir  die  Tatsache  erklärlich,  daß  schon 
unter  Heinrich  II.  die  ganze  Grafschaft  »pro  falso  judicio«  gestraft 
wird.    Pipe  Roll  17,  Henr.  II  (vol.  16)  1,  p.  15: 

»Id(em)  vicecomes  reddit  compotum  de  C.  II.  solidis  VIII.  denariis 
de  comitatus  misericordia  de  Dorsetta  pro  falso  judicio«  —  Wir  können 
diesen  Gedanken,  daß  das  Grafschaftsgericht  als  Gemeinwille  der 
Grafschaft  aufgefaßt  wird,  gewissermaßen  in  seinem  Werden  beob- 
achten. Als  Gradmesser  hierüber  soll  uns  die  Verbindung  von  Secta- 
pflicht und  frankpledge  dienen.  Die  Pipe  Roll  31,  Henr.  I.  enthält 
noch  keine  Strafe  »pro  falso  judicio«  der  Grafschaft.  Doch  wird  der 
comitatus  schon  pro  forisfactione3)  gestraft.  Pipe  Roll  31,  Henr.  I., 
p.  2:  »  .  .  .  .  ed  idem  (sc.  vicecomes)  debet  pro  forisfactione  comitatus.« 
Die  ersten  Strafen  pro  falso  judicio  finden  wir  erst  unter  Heinrich  IL, 
aber  auch  hier  noch  sehr  spärlich.  Das  erklärt  sich  daraus,  daß  der 
Zusammenhang  von  Sectapflicht  und  frankpledge,  wie  er  durch  die 
ersten  Normannenkönige  eingeführt  worden  ist,  allmählich  ins  Volks- 


x)  Freilich  haben  wir  dafür  nur  einen  Quellenbeleg,  daß  ursprünglich  auch 
die  Freien  kraft  des  Frankpledgesystems  zum  Erscheinen  im  Grafschaftsgericht 
gezwungen  wurden.  Es  ist  dies  die  von  P.  u.  M.  I2,  547 5  zitierte  Note  aus  einem 
Bractonmanuskript  des  14.  Jahrhunderts,  wonach  an  der  Haftung  der  Grafschaft 
»pro  falso  judicio«  des  Grafschaftsgerichts  teilnehmen  bloß  die  »liberi  homines«, 
nicht  die  »disenarii«  (d.  i.  in  der  frankpledge  befindliche).  Also  wird  es  wohl  eine 
Zeit  vorher  gegeben  haben,  wo  diese  letzteren  als  disenarii  dennoch  an  der  Haftung 
teilnahmen.  Da  wir  ferner  wissen,  daß  erst  seit  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  die 
Freipflege  Freie  nicht  mehr  zu  umfassen  pflegte,  so  liegt  der  Schluß  nahe,  daß  ur- 
sprünglich hinter  allen  Freien,  sofern  es  auf  die  Erfüllung  der  Urteils-  und  Secta- 
pflicht ankam,  die  »disena«,   »douzaine«  =  frankpledge  gestanden  haben  mag. 

2)  Siehe  statt  all.  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte  467. 

3)  Forisfactio  =  Missetat,  siehe  Liebermann,  Wörterbuch  zu  den  Ges.  d. 
Angelsachsen :  »forisfacere «. 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  7 
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bewußtsein  and  in  die  Rechtssprache  eindringt.  Das  aus  dieser  Ver- 
bindung  Fließende  Resultat,  daß  «las  judicium  den  Gemeinwillen  der 
Grafschaft  darstellte,  brauchl  Zeit.  l>ie  Hundertschaft,  die  Reste  alter 
Genossenschaftstätigkeil  bewahrt  hat,  wird  viel  häufiger  pro  falso 
judicio  in  dieser  Periode  gestraft  als  die  Grafschaft,  lu  den  Schatz- 
rollen  Heinrichs  II.  Laim  man  das  Verhältnis  der  Strafen,  die  einer 
Hundertschaft  »pro  falso  judicio«  auferlegt  werden,  im  Vergleich  zu 
den  Strafen  der  Grafschaft  ans  dem  gleichen  Grunde  in  Zahlen  wie  10:  1 
ausdrücken.  Die  Grafschaft  in  unserer  Periode  ist  noch  immer  staat- 
lich-t  Verwaltungsbezirk,  aber  es  beginnt  sich  schon  in  ihr  eine  Art 
von  Geineinwillen  zu  regen. 

Das  Bindringen  der  Jury  als  Beweismitte]  im  Grafschaftsgericht, 
wie  es  in  unserer  Periode  schon  erfolgt,  befördert  die  Wandlung  zum 
Kommunal  verband.  Die  Jury  im  englischen  Recht  knüpft  nach  ihrer 
Einführung  durch  die  Normannenkönige  an  die  schon  vorhandene 
k"iiiiniinalvtTlas>iing  an.  Diese  Tatsache  kommt  nun  juristisch  in  der 
Weise  zum  \usdruek,  daß  dii1  Pflicht,  als  Geschworener  zu  erscheinen, 
eben  als  Modifikation  der  Sectapflicht  betrachtet  wird  und  ebenso  wie 
diese  ihre  Realisierung  durch  die  Verbindung  mit  der  frankpledge 
findet.  Inders  nämlich  als  im  normannischen  Recht  wird  die  Jury 
gerade  in  ihren  ersten  Anwendungsfällen  aus  den  schon  im  Grafschafts- 
gerichl  erschienenen  freeholders  genommen.  Dieses  Hinübergleiten  der 
Sectapflichl  in  die  Pflicht,  als  Geschworener  zu  erscheinen,  prägt  sich 
deutlich  in  den  eisten  Quellenzeugnissen,  die  wir  für  das  erste  Auf- 
Lreten  der  Jury  in  England  haben  aus.  Ein  hierher  gehöriger  Rechts- 
ten, der  unter  den  Historiographen  der  damaligen  Zeit  als  contentio 
inter  Gundulfum  et  Pichot  bekannt  ist,  wird  von  Palgrave1)  mitge- 
teilt: Gundulfus  von  Rochester  besitzt  Land,  welches  von  der  Krone 
iinsprin-liig  gemacht  wird.  Die  Grafschaft  ist  im  Graf  Schaftsgericht 
vor  Odo,  Bischof  von  Bayeux,  als  königlichem  Justitiar,  versammelt. 
Sie  gibl  ihr  ( remeindezeugnis  zugunsten  der  Krone  ab.  Odo,  der  Justitiar, 
mißtraut  dem.  Es  werden  sodann  aus  den  versammelten  Grafschafts- 
angehörigen  die  juratores  genommen,  und  diese  entscheiden  ebenfalls 
zugunsten  der  Krone.  Ein  anderer  Rechtsfall  aus  der  ersten  Zeit  der 
Jury  in  England  ( Palgrave  Rice  und  Progress  II,  p.  178):  »Willielmus 

Vngliae  Lanfranco  et  alliis  salutem.   mando  vobis  et  praeeipio, 
ut  iterum  faciatis  congregari  omnes  scyras,  quae  interfuerunt :  quibus 
in  unum  congregatis  eligantur  plures  de  illis  .  .  qui  sciunt  quomodo 
jacebant  ...  et  jurando  testantur  .  .  .«   Man  vergleiche  damit 
nun  gleichzeitig  das  Recht  der  Normandie2).    Hier  werden  die  jura- 

schon  vor  der  Verhandlung  bestimmt;  die  Geschworenenpflicht 
ist  [licht  Modifikation  der  Sectapflicht.  Für  das  englische  Recht  ergibt 
sich  dagegen  aus  den  oben  angeführten  Rechtsfällen  das  Gegenteil. 

Glanvilla  im  »Tractatus  de  legibus«  1  II,  c.  10 — 17,  teilt  mit, 
die  Geschworenen  für  gewöhnlich  durch  vier  Grafschaftsritter  in 

M  Rise  and  Progress  I,  253. 

-   X    B.  Rechtsfall  bei  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte  S.  266. 
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pleno  comitatu  ausgewählt  werden.  Dieser  Zusammenhang  der  Ge- 
schworenen und  Sectapflicht  und  dieser  beiden  mit  der  frankpledge 
ergibt,  daß  das  veredictum  der  Geschworenen  im  Grafschaftsgericht 
als  Gemeinwille  der  Grafschaft  galt.  Allerdings  braucht  auch  dieser 
Gedanke  Zeit  zu  seiner  Entwicklung  gerade  so  wie  der  Gedanke,  daß 
das  Judicium  des  Grafschaftsgerichts  Gemeinwille  der  Grafschaft  ist. 

Wir  können  sein  Wachsen  deutlich  beobachten.  Noch  in  einem 
Rechtsfall  .aus  dem  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  (Select  Pleas  of  the 
Crown  Nr.  62) x)  heißt  es:  Die  Geschworenen  der  Grafschaft  haben 
in  ihrem  Verdikt,  die  Grafschaft  und  die  coronatores  in  ihrem  Urteil 
die  falsche  Behauptung  vertreten:  »quod  N.  N.  non  fuit  utlagatus.« 
»Et  XII.  juratores  dicunt  in  veredicto  suo,  ut  scriptum  eorum  testatur 
et  ore  dicunt,  quod  non  fuit  utlagatus.  It  ideo  ad  Judicium  de  juratoribus. 
Gomitatus  et  coronatores  recordantur,  quod  non  fuit  utlagatus  et  rotuli 
coronatorum  et  rotulus  vicecomitis  testantur,  quod  fuit  utlagatus. 
Et  ideo  Judicium  de  comitatu  et  coronatoribus. «  Hier  sehen  wir  dem- 
nach veredictum  der  Geschworenen  und  Urteil  der  Grafschaft  bzw. 
deren  Gemeinwille  noch  getrennt.  Aber  es  gibt  schon  Spuren,  selbst 
in  unserer  Periode,  daß  das  veredictum  als  Gemeinwille  der  Grafschaft 
gelten  kann.  Die  Hundertschaft  wird  für  das  veredictum  ihrer  Ge- 
schworenen gestraft.  Das  veredictum  der  Hundertschaftsgeschworenen 
gilt  als  Gemeinwillen  der  Hundertschaft.  In  einem  Rechtsfall,  der  schon 
in  die  nächste  Periode  hineinreicht,  wird  nun  unsere  Behauptung, 
daß  das  veredictum  der  Geschworenen  den  Gemeinwillen  bzw.  einen 
Teil  des  Gemeinwillens  der  Grafschaft,  der  im  Judicium  des  Grafschafts- 
gerichts zum  Ausdruck  kommt,  darstelle,  vollinhaltlich  bestätigt. 
In  den  Three  early  of  Assize  Rolls2),  p.  195,  heißt  es:  »Praeceptum 
fuit  vicecomiti,  quod  assumptis  secum  custodibus  placitorum  coronae 
et  cet  ...  in  pleno  comitatu  faceret  loquelam,  quae  fuit  in  eodem 
comitatu  per  breve  domini  Regis  int  er  X  et  Y,  quem  clamabat  (X) 
ut  nativum  suum,  unde  idem  (Y)  queritur  falsum  sibi  factum  fuisse 
Judicium  in  eodem  comitatu...«  Die  Grafschaft  soll  sich  hier  vor 
dem  König  wegen  eines  Judicium  falsum  verantworten,  sie  soll  mit 
Unrecht  über  einen  das  Urteil,  er  sei  der  »nativus«  eines  anderen, 
gefällt  haben.  Nun  geht  aus  Glanvilla  hervor,  daß  die  Frage,  ob  einer 
»nativus«  eines  andern  sei,  clurch  die  Jury  im  Grafschaftsgericht  be- 
antwortet wurde,  worauf  erst  das  Judicium  des  comitatus  erfolgte. 
In  unserm  Rechtsfall  muß  —  wie  wir  sehen  —  die  Grafschaft  auch 
das  veredictum  der  Geschworenen  als  Teil  ihres  Gemeinwillens  mit- 
verantworten. 

Mit  der  Tatsache,  daß  das  veredictum  der  Geschworenen  gleich- 
falls als  Teil  des  Gemeinwillens  der  Grafschaft,  gleich  dem  Judicium, 
aufgefaßt  wird,  ist  nun  die  Möglichkeit  dafür  gegeben,  daß  in  der 
folgenden  Periode  sich  ein  Gemeinzweck  der  Grafschaft  bildet;  denn 
dadurch,    daß    die    Jury    für   die    verschiedenartigen  Verwaltungs- 

*)  Ed.  Seiden  Society  und  ähnliche  Fälle  Nr.  21,  47,  75. 

2)  Of  the  County  of  Northumberland  ed.  Surtees  Society  1891. 
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k(  verwendet  wird,  isi  eine  Form  gegeben,  in  der  sich  der  Ge- 
•  einwille  der  Grafschaft  in  einer  großen  Zahl  von  A.nwendungsfällen 
äußern  kann.  Das  macht  eben  der  Gemeinzweck,  wie  wir  weiter  unten 
sehen  werden.  Im  französisch  normannischen  Rechte  liegen  die  Sachen 
umii/  anders.  Die  frankpledge  fehlt,  denn  sie  ist  ein  spezifisch  eng- 
lisches  Rechtsinstitut.  Die  Urteilsfinder  werden  im  normannischen 
hte  einfach  durch  den  ballivus  bcsidli  und  in  seiner  W  illkür  steht 
es,  wie  viele  genommen  werden,    haue  Anknüpfung  der  Sectapflicht 

an  den  K<  nunalverband  wie  in  England  fehlt  hier  natürlich.  Denn 

in  der  Normandie  gibt  es  keine  solchen  selbsttätigen  Kommunal  ver- 
bände,  die  der  englischen  Hundertschaft  und  villata  entsprechen.  Da- 
bei ist  auch  nach  normannischem  Rechte  die  »patria«  nicht  für  den 

defectus<  des  Beklagten,  d.  h.  für  sein  schuldbares  Ausbleiben  vom 
Grafschaftsgericht  verantwortlich  wie  nach  englischem  Rechte.  Daher 
i-i  im  normannischen  Hechle  die  Kinsl  immigkeil  der  Geschworenen 
nicht  erforderlich,  wühl  aber  nach  englischem  Rechte.  Daher  wird  auch 
die  normannische  balliva  (visconte*)  nie  Kommunalverband,  sie  bleibt 
er  nur  staatlicher  Verwaltungsbezirk.  Anders  die  englische  Graf- 
ift.  Diese  wird  K.ommunalverband,  und  die  Ansätze  hierzu  sind 
im  vorausgehenden  dargestellt  worden.   Man  könnte  mit  Recht  den 

Vusspruch  Gneists,  dal.»  die  (iemeindeverfassung  der  Angelsachsen 
Vnteil  habe  an  der  Ausbildung  der  Jury,  in  sein  Gegenteil  verwandeln 
und  sagen,  die  Jury  habe  Teil  an  der  Ausbildung  bzw.  Fortbildung 
der  englischen  (iemeindeverfassung. 

4.  Die  Aushebung  der  Landmiliz. 
Wat<  Ii  and  ward,  d.  Ii.  Verfolgung  des  Übeltäters  und  Verteidigung 
Landes  gegen  bewaffnete  Feinde,  gelten  schon  in  der  angelsächsi- 
n  Zeil  als  Bestandteil  der  sog.  trinoda  necessitas,  d.  h.  als  alte 
Kommunallast.    An  fliese  knüpfen  die  Normannenkönige  und  schon 
Wilhelm  der  Eroberer  an:   »ut  omnis  liber  homo  foedere  et  sacramento 
affirn  et,  quod  infra  et  extra  Angliam  Wilhelmo  regi  fideles  esse  volunt, 
terras  e1  honores  illius  omni  fidelitate  cum  eo  servare  et  ante  eum  coram 
icis  defendere1) «.  Wie  die  Sectapflicht,  so  ist  auch  die  Wehrpflicht 
unter  die  Gewähr  der  frankpledge  gestellt.  Beleg  dafür  ist  vor  allem 
dei    Parallelismus,    mit   dem  vielleicht2)   schon  Wilhelm  der  Eroberer 
einersi  its  die  frankpledge,  anderseits,  wie  wir  eben  gesehen  haben,  die 
Wehrpfliehl  durch  einen  allgemeinen  Untertaneneid  sichert  und  dem- 
nach  die  Pflicht,  einer  frankpledge  anzugehören  und  die  Wehrpflicht 
aus  der   ( "ntertanenpflicht  ableitet. 


»)  Stubbs,  Select  Charters,  p.  83. 

Bezeugt  isl  die  Leistung  eines  Untertaneneides  bei  Eintritt  in  die  frank- 
pledge  erst  durch  Rechtsquellen  des  13.  Jahrhunderts  (siehe  Morris  a.a.O.  130). 
Glei<  hzeitig  mußte  er  den  Eid  leisten,  weder  Dieb  noch  Diebeshehler  zu  sein.  Dieser 
letzter  Eid  gehl  vielleicht  schon  aufCnut  zurück.  Bezeichnend  ist  aber,  daßBracton 
Beine  Ableistung  schon  in  die  Zeit  Edwards  des  Bekenners  setzt  (fol.  124  b),  was 
doch  jedenfalls  auf  ein  sehr  hohes  Alter  der  beiden  Eidesformen  hindeutet. 
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Sodann  wird  in  der  Assize  of  Arms  (1181)  neben  der  Wehrpflicht  jedes 
liber  laicus  (Freien),  der  über  eine  jährliche  Grundrente  von  16  marcae  ver- 
fügt (Art.  2),  in  dem  folgenden  Art.  3  die  Bestimmung  aufgenommen:  »Item 
omnes  burgenses  et  tota  communa  liberorum  hominum  habeant  wambais 
et  capellet  ferri  et  lanceam«   Es  wird  also  auch  die  Kollektiv- 

pflicht der  »communa«  angeordnet.  Was  unter  einer  solchen  »communa« 
zu  verstehen  sei,  erklärt  ein  Militärprojekt  aus  der  Zeit  Johanns1). 
In  jedem  comitatus  werden  für  die  »communa«  desselben  Hauptcon- 
stabeln  angestellt.  Ebenso  in  jeder  Hundertschaft,  in  jeder  villa  ein 
oder  mehrere  Constabeln.  Mehrere  Dörfer  bekommen  ebenfalls  einen 
solchen.  Der  Bericht  über  dieses  Militärprojekt  setzt  dann  fort:  »eodem 
modo  in  burgis  ubi  prius  communa  non  fuerat«  .  .  .  sollen  ebenfalls 
Constabeln  angestellt  werden.  Unter  der  »communa«  jenes  Art.  3  der 
Assize  of  Arms  sind  demnach  die  schon  bestehenden  Kommunalver- 
bände, insbesondere  die  Hundertschaft,  der  burgus,  die  civitas  zu  ver- 
stehen. Die  Kollektivpflicht  dieser  Kommunalverbände  neben  der 
Wehrpflicht  des  einzelnen  würde  nun  vollständig  in  der  Luft  hängen, 
wenn  wir  nicht  annehmen,  daß  auch  die  allgemeine  Wehrpflicht  jedes 
liber  laicus  ursprünglich  durch  frankpledge  gesichert  war. 

Endlich  die  Tatsache,  daß  allerdings  erst  in  der  folgenden  Periode  das 
Erheben  des  uthesium  (Gerüfte)  durch  die  frankpledge  gesetzlich  ge- 
sichert erscheint,  veranlaßt  notwendig  den  Rückschluß,  daß  die  damit 
innig  verknüpfte  Landesverteidigung  (watch  and  ward)  ebenfalls  durch 
sie  realisiert  wurde,  zumal  die  darauf  bezugnehmende  Bestimmung 
des  ersten  Winchesterstatuts  durchaus  nicht  etwas  Neues  einführte, 
sondern  alte  Pflichten  von  neuem  einschärfte.  Das  Aufgebot  der  Graf- 
schaft (posse  comitatus),  welches  sonach  durch  frankpledge  zusammen- 
gehalten wird,  stellt  die  ganze  Grafschaft  in  Waffen  dar.  Im  Aufgebot 
der  Grafschaft  stellt  sich  ihr  Gemeinwille  für  die  Zwecke  der  Landes- 
verteidigung dar,  so  daß  englische  Chronikschreiber  unserer  Periode 
von  einem  »exercitus  Eboracensis  sciriae«  sprechen  können  (Benedict 
Pet.  Gesta  Henrici  I,  65). 

5.  Die  Steuerbewilligung  und  Steuerein  Schätzung. 

Im  12.  und  13.  Jahrhundert  ist  die  Rechtsvorstellung  vorhandeny 
daß  die  Grafschaft  für  das  Dänengeld,  die  allgemeinen  Steuern 
(communes  assisae)2)  kollektiv  verantwortlich  sei  und  diese  Kollektiv- 
pflicht durch  den  Sheriff  erfülle:  So  sagt  der  Dialogus  de  scaccario  II, 
12  A:  »Et  nota,  quod  in  omnibus  compotis  de  placitis  et  conven- 
tionibus  singuli  per  se  respondebunt,  ut  scilicet  onus  debiti,  si  non 
satisfecerit,  vel  absolutionem  si  Universum  solverit,  suo  nomine  suscipiant, 
exceptis  communibus  assisis  et  Danegeldis  et  murdris;  de  his  enim 
vicecomes   compotum  reddit.«     Woher  nun  diese  Kollektivpflicht? 


x)  Gervase  of  Gant.  Ghronicle  II,  p.  96  f. 

2)  Darunter  fallen  auch  Kollektivstrafen  (amerciamenta)  der  Grafschaft. 
Siehe  Hughes  Dial.  de  Scaccario  p.  190. 
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,  bier  rinden  wir  zunächst  die  Leistung  der  Polizeistrafe  (aniercia- 

ta1),  der  Steuern*),  welche  die  Grafschaften  treffen,  durch  Kollek- 
tivverantwortlichkeil gesichert.    Bei  der  allgemeinen  Steuer  hatten  es 

Steuerkommissäre  in  der  Hand,  ob  ßie  /um  Besten  des  Königs  die 
Last  den  Grafschaften  im  ganzen  (in  coiumuni)  oder  jedem  einzelnen 
Grafschaftsangehörigen  auferlegen  wollten8).  Und  die  Kollektivverant- 
wortlichkeil  hat  in  der  Freipflege  ihren  Grund.  Denn  wir  finden  im 
13.  .1  ahrhundert  Freipfle  ^  e  l>  e  z  i  r  k  e  ,  w  eiche  nach  weis- 
\\  e  d  er  1 1  r  t  e  r  n  o  c  ii  K  irchenspiele  s  i  n  d  ,  für  die 
Steuern  (Subsidien)  kollektiv  verantwortlich  gemacht4). 

Im  Laufe  der  Zeit  wird  die  Grafschäftsversammlung  der  Ort, 
\\"  di-'  Dörfer  durch  ihre  Vertreter  die  Steuerbewilligung  und  -ein- 
schätzung  vornehmen,  ganz  so,  wie  in  der  nächsten  Periode  das  Par- 
lament  im'  die  Entgegennahme  der  Steuerbewilligungen  der  Graf- 
schafts  Vertreter  der  geeignete  Platz  wurde.   Dadureh  entsteht  jetzt  der 

einwille  der  (irntschal'l  für  Steuerzwecke,  wie  er  in  der  nächsten 
Periode  als  Gemeinwille  der  Reichskommune  im  Parlament  gegeben 
erscheint.  Ein  eigentümliches  Übergangsstadium  stellt  die  Steuer- 
bewilligung  des  Jahres  L237  dar.  Da  erscheinen  vor  dem  Großen  Rat 
des  l\ < 'inur>  dir  (iroljen.  Kitler  und  Freien,  um  für  sich  und  für  ihre 
villani«  (pro  se  e1  suis  villanis)  eine  Steuerbewilligung  (auxilium)  zu 
gewfthren6). 

II.  Die  Hundertschaft. 

Sie  ist  in  unserer  Periode  schon  ein  vollentwickelter  Kommunal- 
verband,  der  allerdings  keine  Rechte,  aber  um  so  mehr  Pflichten  hat. 
Die  Hundertschaft  ist  eine  Lasten-  oder  Pflichtgenossenschaft.  Für  die 
ihr  auferlegten  Pflichten  müssen  ihre  Mitglieder  kollektiv  aufkommen, 
liii'  Pflicht,  durch  Vertreter  als  Jury  vor  den  reisenden  Richtern6) 
im  Grafschaftsgericht  zu  erscheinen,  haben  wir  schon  oben  kennen 
gelernt.  Dazu  kommt  ihre  subsidiäre  Kollektivhaftung  für  jeden 
Totschlag  innerhalb  ihrer  Grenzen,  falls  der  Missetäter  von  ihr  nicht 
aufgebracht  wurde  und  die  Sippe  des  Erschlagenen  dessen  englische 


l)  Z.  B.  Madox,  firma  burgi,  p.  59  Note  c. 

-    X.  Ii.  Madox,  History  of  the  Exchequer  (1769)  I,  p.  586  Note  x. 

*]  Madox,  History  a.  a.  O.  I,  741  Note  i:  »separatim  per  capita  vel  in  communi 
prout  ad  co  mm  od  um  nostrum<'. 

Siehe  die  Beispiele  in  der  Subsidienrolle  der  Grafschaft  Sussex  aus  den 
Jahren  1296,  1327,  1332  in  der  Ausgabe  von  Hudson:  Sussex  Record  Society  X 
(1909),  p.  XXIX  ff. 

*)  Stubbs,  Select.  Charters  366. 

S  ehe  '  in'-  interessante  Juryliste  für  die  reisenden  Richter  im  Grafschafts- 

I  von  Gloucester  (1258)  in  Transactions  of  the  Bristol  and  Gl.  Arch.  Society 
AI-  293    Daraus  ergibt  sich,  daß  je  12  gewählte  Vertreter  jeder  Hundert- 

Bchafl  erscheinen,  'ii'-  als  Jury  dienen  und  »electores«  heißen.  An  ihrer  Spitze 
steht  ein  »capitalis  serviens«,  der  mitunter  als  Juryman  einspringt,  aber  auch 
AniUsdi.iniktfr  besitzt.  Er  ist  vollständig  dem  capitalis  plegius  der  Zehentschaft 
oder  friborh  zu  parallelisieren. 
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Staatsbürgerschaft  (Englishry)  nicht  nachgewiesen  hatte.1)  Die  Hundert- 
schaft haftete  für  Räuberei,  die  innerhalb  ihres  Territoriums  verübt 
wurde,  wo  der  Räuber  auch  nicht  gestellt  war.  So  nach  dem  Winchester- 
statut  von  1285. 

Die  wichtigste  Funktion  der  Hundertschaft  ist  das  Rechtsprechen 
im  Hundertschaftsgericht,  das  wir  bereits  eben  kennen  gelernt  haben. 
Ein  Rechtszug  an  das  Grafschaftsgericht  ist  nicht  vorhanden.  An  der 
Spitze  der  Hundertschaft  steht  der  baillivus,  der  das  untergebene  Organ 
des  Sheriffs  ist,  von  dem  er  auch  die  königlichen  Gefälle  der  Hundertschaft 
gepachtet  hat. 

Der  wichtigste  Teil  der  hundertschaftlichen  Verwaltungstätigkeit 
spielte  sich  seit  derAssize  of  Clarendon  im  sog.  turnus  vicecomitis  ab,  dem 
Gericht,  das  der  Sheriff  zweimal  jährlich  (zu  Ostern  und  um  Michaelis) 
in  der  Hundertschaft  abhielt  und  wo  er  durch  12  Hundertschafts- 
geschworene und  je  4  Repräsentanten  jeder  Dorfgemeinde  innerhalb 
der  Hundertschaft  die  Räuber,  Mörder  und  Diebe  erforschen,  sowie 
den  visus  franci  plegii  innerhalb  der  Hundertschaft,  aber  auch  für  die 
Bezirke  der  großen  Immunitätsherrn  abhalten  sollte  (»quod  pax  nostra 
teneatur  et  quod  tethinga  integra  sit «).  Der  Versammlung  der 
Hundertschafts-  und  Dorfgemeinde-Vertreter  legte  der  Sheriff  eine 
Liste,  die  sog.  »articuli«  des  »visus  franci  plegii«  vor.  Sie  hatten  haupt- 
sächlich folgendes  zum  Gegenstand:  1.  festzustellen,  ob  das  Frankpledge- 
System  innerhalb  der  Hundertschaft  prompt  funktioniere,  2.  um  An- 
schuldigungen wegen  schwerer  Verbrechen  entgegenzunehmen,  damit 
der  Sheriff  die  Verdächtigen  verhafte  und  vor  die  reisenden  Richter 
stelle,  3.  um  alle  Anschuldigungen  kleinerer  Missetaten  und  Polizeidelikte 
•entgegenzunehmen  und  abzuurteilen. 

Unter  dieser  letzten  Rubrik  spielte  sich  die  Hauptfunktion  der 
Hundertschaft,  nämlich  die  Polizeiverwaltung  ab.  Wenn  die  Verfolgung 
von  Übeltätern,  das  sog.  uthesium  zu  Unrecht  erhoben  worden,  wenn 
der  Wasserlauf  von  Flüssen  gestört  oder  Wege  unrechtmäßig  gesperrt 
waren,  so  kam  dies  im  turnus  vicecomitis  ebenso  zur  Sprache  wie  kleine 
Balgereien  und  Schlägereien.  Die  Vertreter  der  Dorfgemeinden  erstatten 
die  Anzeigen,  und  die  Hundertschaftsgeschworenen  konnten  diese  An- 
zeigen als  unbegründet  zurückweisen,  oder  auch,  sofern  jene  lückenhaft 
waren,  ergänzen.  Die  Bußen,  die  der  Sheriff  hierbei  verhängte,  wurden 
durch  zwei  besonders  hierfür  eingeschworene  Mitglieder  des  Gerichts 
fixiert  (sog.  »afforare«). 

Die  Hundertschaft  gehörte  nicht  selten  einem  Lord,  mitunter  sogar 
dem  Könige,  als  Immunitätsherrn.   So  wird  von  den  Quellen  berichtet, 

2)  Die  primäre  Haftung  trägt  in  der  Regel  das  Dorf  oder  das  manerium,  erst 
wenn  diese  leistungsunfähig  sind,  tritt  die  Haftung  der  Hundertschaft  ein  (sog. 
murdrum).  Liebermann,  Sachglossar  »murdrum«  He.  Daß  ursprünglich  die  Zehent- 
schaft (wohl  in  ihrer  normannischen  Ausgestaltung  als  gegenseitige  Zwangsbürg- 
schaft) für  das  murdrum  herangezogen  worden:  Liebermann  a.  a.  O.  5  d.  In  einem 
Bractonmanuskript  (Note)  aus  dem  XIV.  Jahrhundert  (P.  u.  M.  I2,  5475)  wird 
gesagt  »soli  custumarii  et  non  liberi  homines«  zahlten  das  murdrum.  Kurz  zuvor 
werden  »custumarii«  mit  »disenarii«  identifiziert. 
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im  Jahre  1255  von  den  39  Hundertschaften  der  Grafschaft  Wiltshire 
König  16%  Hundertschaften  und  den  Ixest  die  übrigen  Magnaten 
besessen  hätten.    Im  Jahre  L320  berichten  Männer  von  Devonshire  im 
1 1  (Rot.  Pari,  I,  381),  daß  alle  Hundert  sc  ballen  dieser  Grafschaft 
den  (iroß^rnndberren  geborten.    Die  Hundertschaft  galt  als  res  incor- 
poralis,  die  man  beliebig  verkaufen  konnte,  als  nutzbare  Sache,  denn  wer 
eine  Hundertschaft  hatte,  war  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Sheriffs, 
dem  lurnus  vicecomitis,  befreil  und  bezog,  indem  er  Recht  sprach, 
selbst  die  Gerichtsgefälle.  War  die  Hundertschaft  noch  »res«,  so  war  sie 
nicht   Person,  am  allerwenigsten  juristische  Person  oder  selbst- 
tätiger  Kommunalverband.    Sie  war  ein  passiver  Komimmalverband, 
eine  Lastern  erteilungsgenossenschaft .  eine  Pflichtgenossenschaft. 
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Li t erat u  r. 

M  b  dox,  Firma  Burgi,  London  1726.  —  Gollectanea  topographica  et  genea- 
logi<  ...  ed.  J.  O.  Nichols,  8  vols.,  London  1834—1843.  -  Clark  G.T.,  The  Castles 
ol  England  in  Cainbrian  Ait  Ii.  Association,  Archaelogia  Cambrensis,  4.  Serie,  XII, 
p.  1     16,  109—125,  177—186,  London  1881.  —  Freemann  E.  A.,  English  towns 
■  m.l  <ti-t ti.  ts.  London  1K83.  —  (Ineist,  Englische  Verfassungsgeschichte  S.  83, 
•     282.       Stubbs  1-.  99  ff.,  438-462,  667-676.  -  Maitland,  Township 
Cambridge  1898.  —  Hegel,  Städte  und  Gilden  der  germ.  Völker 
im  Mittrblt.T.  Leipzig  1891,  I.  Bd.,  S.  13-120,  441-457.  -  Boyle  J.  R.,  The 
History  ol'  the  Town  and  Port  of  Hedon,  in  the  E.  Riding  of  the  County  of 
1        Hüll  and  York  1895.  —  Records  of  the  Borough  of  Leicester  I  (1103  —  1317), 
•  I.  1'.. it. ■>.. ii.       .M  a  i  t  1  a  n  (I  .  Domesday  Book  and  beyond  1897,  p.  172  ff.  Dazu 

I  '  Q  E.  H.  R.  XII,  p.  772  ff.  —  Ballard  ,  Domesday  Boroughs  1905  (über- 
treibende  Weiterführung  Maitlandscher  Gedanken)  insbes.  ch.  II.  Dagegen  Ba- 
t  ■  so  D  in  E.  M  l;.  XX,  p.  146  ff.  Fortführung  der  Kontroverse  in  E.  H.  R.  XXI, 

699  ff.  w  709  ff.  —  Bateson,  Mediaeval  England,  1903,  p.  124  ff.;  Borough 
Customs   Seiden  Society  XVIII  und  XXI),  ed.  Bateson  I  (1904)  Introd.  p.  XII  ff.; 

II  1  •     insbes.  Einleitung  p.  XIV  ff.  —  Petit-Dutaillis,  Studies  and 

Notes  Supplementary  to  Stubbs  Constitutional  History  (Publication  of  the  Uni- 
versitj  of  Manchester,  Historical  Series  Nr.  VII),  Manchester  1908,  p.  67  —  90.  — 

■  I  i::  Ausführungen  über  einzelne  Städte  in  den  zahlreichen  Bänden  der  Vic- 
toria County  History. 

Zur  Gesi  hichte  der  Gilde  und  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Stadtverfassung: 

n  t  n  Einleitung  zu  J.  T.  Smith,  English  Gilds,  in  Early  English  Text 
Society,  London  1870.  Ch.  Gross,  The  gild  merchant,  a  contribution  to  Br. 
unmi< -ipal  liisfory,  2  vols.,  Oxford  1890;  grundlegend  für  das  oben  zit.  Werk  von 
Hegel.  —  A.  D  o  r  e  n  ,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Kaufmannsgilden 
i  ~  Mitt.-l.di.-r».  I/ipzig  1893  (insbes.  §13:  Die  Gilden  in  England). 

m- Ii.  lilioßln  h  zu  d-m  g;mzen  Paragraphen  noch  die  bei  §21  des  folgenden 
Abschnittes  angeführte  Literatur. 

I.  In  der  angelsächsischen  Zeit. 

I  '!>••!■  «b-n  I  "i-sprunj:  (b-r  englischen  Städte  existieren  in  England  bei- 
aahe  ebenso  viele  Theorien  wie  für  die  deutschen  Städte.  Es  gibt  hier 
eine  Landgemeindetheorie  (vertreten  von  Stubbs  im  Anschluß  an  die 
bekannten  Forschungen  von  G.  L.  v.  Maurer),  wonach  die  Stadt  ein- 
fach  ihren  Ursprung  der  Fortentwicklung  der  Landgemeindeverfassung 
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dankt,  sogar  eine  Markttheorie  (vertreten  von  Bateson),  eine  roma- 
nistische Theorie  (die  Städte  eine  Fortsetzung  der  römischen  Kastelle 
und  Städte,  namentlich  »ceoster«  als  Wortendung  dieser  Städtenamen; 
Theorie  vertreten  von  Wright  and  Coote,  The  Romans  of  Britain  1878). 
Vollständig  abgelehnt  wird  gegenwärtig  die  sog.  Gildentheorie  (ver- 
treten von  Hegel  a.  a.  0.  und  Groß  I,  a.  a.  0.).  Am  besten  begründet 
scheint  meines  Erachtens  die  sog.  Garnisontheorie  von  Maitland. 

Seine  Forschungen  tun  dar,  daß  wir  den  Ursprung  der  meisten1) 
angelsächsischen  Städte  in  der  Befestigung  als  burh  zu  betrachten  haben. 
In  der  DomesdayBook  finden  wir  nämlich  vor  der  Beschreibung  jeder 
Grafschaft  eine  Menschenagglomeration  herausgehoben,  die  gewisser- 
maßen die  Hauptstadt  der  betreffenden  Grafschaft  ist.  Sie  besteht  aus 
Grundstücken,  die  im  Gegensatz  zu  den  Grundstücken  in  anderen  villae, 
Dorfschaften,  eine  heterogene  Zusammensetzung  haben,  d.  h.  die  in 
bezug  auf  ihr  Lehensverhältnis  nicht  dem  Könige  noch  einem  andern 
Lehensherrn  zugehören.  Vielmehr  gehören  die  Grundstücke  in  einer 
solchen  Menschenagglomeration  verschiedenen  Herren.  So  finden  wir 
in  Oxford,  wie  es  die  Domesday  Book  beschreibt  I,  154,  mehrere  Häuser, 
die  dem  Könige  gehören,  dann  7  Häuser,  die  dem  Erzbischof  von  Canter- 
bury  gehören,  9  Häuser  des  Bischofs  von  Winchester,  18  des  Bischofs 
von  Bayeux,  30  des  Bischofs  von  Lincoln  usw.  Diese  Häuser,  hagae 
genannt,  sind  von  Leuten  bewohnt,  welche  bestimmte  Pflichten  zu  er- 
füllen haben.  Ihre  Hauptpflicht  ist  die  Befestigung  der  Stadt,  den 
Burgwall  für  ihre  Lehnsherren  instand  zu  halten.  Wenn  Ländereien 
an  die  Kirche  oder  an  andere  Große  verliehen  werden,  so  ist  gewöhnlich 
schon  in  angelsächsischer  Zeit  die  Immunität  nicht  ausgedehnt  auf  die 
trinoda  necessitas,  insbesondere  nicht  auf  den  Burgbau  (burhböt). 
Diese  burhböt  und  die  Verpflichtung  hierzu  unterscheidet  die  älteste 
angelsächsische  Stadt  von  der  Dorfschaft2).    Dazu  kommt  noch,  daß 

x)  Ich  sage  der  meisten,  nicht  aller,  denn  es  wird  auch  eine  Reihe  von 
Städten  gegeben  haben,  welche  einem  Handelsprivileg  ihren  Ursprung  danken, 
andere  wieder  werden  irgendwie  einen  Zusammenhang  mit  der  römischen  Kolonisation 
bewahrt  haben.  Gegen  die  allzugroße  Verallgemeinerung  dient  folgende  Erwägung: 
Die  burh  als  Bezeichnung  der  Stadt  kommt  vor  den  dänischen  Invasionen,  auf  die 
Maitland  seine  Burgenbautheorie  stützt,  vor.  Z.  B.  nennt,  wie  Tait  a.  a.  O.  p.  774 
ausführt,  Alfred  in  seiner  Übersetzung  des  Orosius  Rom  eine  »burh«.  Das  Wort  hat 
eine  weite  Bedeutung,  und  nichts  spricht  dafür,  daß  es  ausschließlich  zur  Bezeichnung 
von  Burgbefestigungen  verwendet  worden  ist.  burh  wird  häufig  mit  port  identi- 
fiziert, woraus  hervorgeht,  daß  der  Handel  keine  geringe  Rolle  in  der  englischen 
Stadtentwicklung  gespielt  hat.  Neben  der  Burgbautheorie  hat  also  die  Markttheorie 
in  England  ihre  berechtigte  Bedeutung  für  die  Geschichte  der  Stadt.  Das  leugnet 
aber  auch  Maitland  keineswegs.  Nur  Ballard  tut  dies,  was  die  berechtigte  Kritik 
von  M.  Bateson  XX,  146  ff.  herausgefordert  hat. 

2)  Ich  möchte  allerdings  nicht  mit  Maitland  den  »burhgeat  setl«  des  sog. 
»Ehrenrangs«  Liebermann  I,  457  zum  Beweise  dafür  heranziehen,  daß  der  Than 
zum  Burgenbau  verpflichtet  war.  Die  Stelle  läßt  sich  besser  erklären,  wenn  »setl« 
von  »burhgeat«  geschieden  wird,  burhgeat  ist  soviel  wie  »burgtor«,  ein  Symbol 
der  Gerichtsbarkeit,  weil,  wie  neuestens  (von  Bateson,  Borough  Customs  II,  1906, 
p.  XVI  Note  1)  nachgewiesen,  das  grundherrliche  Gericht  in  der  Nähe  des  Burg- 
tors abgehalten  wurde.  Zur  ganzen  Kontroverse  siehe  Petit-Dutaillis,  p.39  ff.  Vgl. 
auch  iElfrics  Homilien,  ed.  Thorpe  I,  48:  »Setl  gel)afenad  deman«. 
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die  burh  als  befestigter  Ort  des  Königs  zunächst  einen  besonderen 
Königsfrieden  genießt.  Wer  den  Königsfrieden  bricht,  zahlt  eine  be- 
strafe. Der  Königsfriede  erstreckt  sielt  auch  weit  über  die 
eigentlich«  königliche  Befestigung  (burhgeat)  hinaus.  So  sagen  die  leges 
Henrici  capul  16:  »Des  Königs  Friede  soll  sich  erstrecken  von  seinem 
burhgeat,  wo  ersitzt,  nach  allen  vier  Weltrichtungen,  nämlich  3  furlong, 
acres  breit,  9  Fuß,  *'  Hand  l>reil,  cd  Gerstenkörner«1). 

Zum  Schutze  des  Königsfriedens  fungierte  anfangs  das  scirgemöt, 
Grafschaftsgerichl  derjenigen  Grafschaft,  für  welche  die  Befestigung 
in  der  Burg  lj» - * l > * ' 1 1  war.  Später  isi  es  ein  selbständiges  burhgemöt, 
namentlich  seit  Badgar  III,  5  (s.  auch  (and  1 1 ,  18).  Aus  einer  besonderen 
Befestigung  ist  demnach  die  angelsächsische  Stadt  herausgewachsen, 
und  diese  Burgbefestigung  in  Verbindung  mit  dem  besonderen  Königs- 
frieden  und  dem  Burggeriehl  unterscheidet  die  Stadt  von  der  gewöhn- 
lichen  Dorfschaft.  Die  Stadt  hat  eine  Stellung  wie  die  Hundertschaft, 
und  «h  in  Hundertschaftsgerichl  entspricht  das  Stadtgericht2).  Später 
k. niiini  noch  ein  anderes  1  nlerscheidungsmerkmal  der  Stadt  hinzu, 
ii.nnli.il  .lir  Krriehtung  von  Märkten.  Des  Königs  Burg  genießt  einen 
i  —  öderen  Frieden,  deshalb  ist  sie  auch  der  geeignetste  Ort,  um  inner- 
halb  ihrer  W  alle  in  Sicherheil  zu  kaufen  und  zu  verkaufen.  Die  Burg 
wird  .nn  h  Marktplatz  (ceapstöw).  In  ihr  wohnen  zu  dürfen,  ist  ein 
I  —  nderes  Privilegium,  wenn  man  nicht  Bürger  der  Stadt  ist.  Daher 
n  gewisse  Großgrundbesitzer  der  Nachbarschaft  das  Recht,  solche 
Häuser  mit  ihren  Hörigen  zu  besetzen,  die  dann  als  mercatores  der 
-t  i.lt  ischen  Handelsprivilegien  teilhaftig  werden  (s.  Bateson  a.  a.  0.  und 
E.  II.  R.  XV,  1  V.»  It..  und  Records  of  the  Borough  of  Leicester  1103— 1327, 
l>.  I  ff.).  Die  Burg  erlangt  auch  das  Recht,  besondere  Münzen  zu 
schlagen.  So  aeißl  es  schon  in  den  Gesetzen  ^Ethelstans  II,  14:  »Und 
niemand  münze  außer  in  einer  Stadt«  (»nan  mon  ne  mynetige  buton 
port«).  Die  verschiedenen  Renten  und  Abgaben  an  den  König  sind 
natürlich  zunächst  von  den  Stadtbewohnern  an  den  Sheriff  der  Graf- 
-  halt  /n  zah Im.  Später  nehmen  die  Einwohner  die  Gefälle  selbst  in 
Pachl  vom  Sheriff.  Sie  erwirken  dann  schließlich  auch  von  ihm  die 
Erlaubnis,  dal.',  einer  unter  ihnen  ihr  Führer,  ihr  Leiter,  der  reeve,  für 
sie  und  m  ihrem  Namen  das  Geld  an  den  Sheriff  entrichtet.  Die 
Verfassung  der  angelsächsischen  Stadt  ist  im  großen  und  ganzen 
primitiv.  I»;«  is1  ein  Stadtgericht,  bestehend  aus  allen  freien  Bürgern 
oder  portmen,  das  ursprünglich  dreimal  im  Jahr,  später  wöchentlich  tagt. 
Die  Pflicht,  als  Richter  im  Stadtgericht  zu  erscheinen,  lastet  auf  be- 
stimmtem  Grundbesitz.  Das  »hüsting«  oder  das  »Hausding«  ist  der 
Versammlungsort,  d.  i.  ein  Gericht,  das  nicht  auf  freiem  Felde3)  tagt, 
lern  m  einem  Haus.     In  diesem  Stadtgericht  assistieren  ständige 


■    Parallelen  aus  andern  germ.  Rechten  bei  Brunner,  D.  RG.  II,  46. 
-    Eine    andere  Ansicht,   von  Ballard,  Domesday  Boroughs  p.  53  f.,  ruht 
auf  schwachen  Füßen;  siehe  Bateson  XX,  p.  146  ff. 

I  »aß  d  .  ungsaii  in  England  damals  die  übliche  war,  zeigt  G.  L.  Gom- 

Primitive  folk-moots,  or  open-air  .-issemblies  in  England,  London  1880. 
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Zeugen,  die  lagamen  oder  judices,  gewöhnlich  in  der  Zahl  von  12.  Die 
Selbsttätigkeit  dieses  Gemeinwesens  ist  in  der  angelsächsischen  Zeit  eigent- 
lich keine  große,  es  sind  ja  bloß  Pflichten  zu  erfüllen,  die  auf  dem  Grund- 
besitz lasten.  Es  ist  eine  passive  Gemeinschaft,  ein  passiver  Verband, 
der  erst  Selbsttätigkeit  gewinnt,  als  er  ein  Interesse  bekommt,  nicht  mehr 
vom  Sheriff  und  der  Grafschaftsverwaltung  geleitet  zu  werden.  Zu 
diesem  Zweck  erkauft  er  sich  vom  König  in  der  Normannenzeit  und 
namentlich  in  der  Zeit  der  ersten  Plantagenats  Freiheitsurkunden, 
chartae.  Damit  betreten  wir  den  Boden  einer  neuen  Entwicklung. 

II.  Die  Zeit  der  Normannenkönige  und  der  ersten  Plantagenets. 

Der  Stadtbegriff  ist  nunmehr  von  seiner  Vagheit  befreit  und  ein 
Komplex  von  Rechten,  welche  der  borough  vom  Könige  mittels  Charte 
übertragen  werden.  Der  juristische  Stadtbegriff  ist  allerdings  noch  nicht 
persona  ficta,  aber  immerhin  ein  Bündel  von  delegierten  Regalien. 
Über  das  Subjekt  dieser  Rechte  denkt  man  damals  nicht  viel  nach, 
man  ist  froh,  daß  man  sie  hat. 

Ehe  wir  im  folgenden  die  einzelnen  Regalien  kennen  lernen,  müssen 
wir  feststellen,  daß  wie  in  der  angelsächsischen  Periode  auch  in  der 
hier  betrachteten  die  Städte  noch  immer  ein  heterogenes  Konglomerat 
von  Besitzverhältnissen  darstellen.  Noch  immer  hat  der  König  seinen 
Grund  und  Boden,  daneben  die  Großen,  aber  in  dieser  Periode  ist  doch 
schon  eine  gewisse  Mediatisierung  dieser  Besitzkonglomerate  zugunsten 
des  Königs  eingetreten.  Die  Großen,  die  früher  neben  der  königlichen 
Gerichtsbarkeit  ihre  Immunitätsgerichtsbarkeit  ausgeübt  hatten,  werden 
von  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  verdrängt  und  bloß  mit  Renten 
von  den  Hausbesitzern  abgefertigt;  das  liegt  zunächst  an  der  oben 
bewiesenen  Tatsache,  daß  es  sich  hierbei  oft  um  Erbleihe-  oder  ge- 
wöhnliche Leiheverhältnisse  handelte  (siehe  oben  §  3).  Die  königliche 
Gerichtsbarkeit  herrscht  bald  in  der  Stadt  vor.  Der  städtische  Grund 
und  Boden  wird  terra  regis.  In  der  großen  Mehrzahl  sind  also  die 
Städte  königlich,  entweder  deshalb,  weil  sie  von  vornherein  auf  der 
terra  regis  entstanden  sind,  oder  weil  der  König  die  Gerichtsbar- 
keit der  andern  Immunitätsherren  im  Stadtweichbild  verdrängt  hat. 
Daneben  gibt  es  allerdings  grundherrliche  Mediatsstädte,  und  es  ist  ein 
nicht  unbeträchtlicher  Teil  der  englischen  Städte,  der  von  dem  Groß- 
grundherrn abhängt,  deshalb,  weil  die  eine  oder  andere  Stadt  eben  aus 
dem  Gutshof  oder  einer  gutsuntertänigen  Dorfschaft  durch  den  Guts- 
herrn, den  großen  Grundeigentümer,  mittels  Charte  auch  zur  Stadt  be- 
fördert oder  gleich  direkt  als  Stadt  gegründet  worden  ist,  namentlich 
im  sog.  Kolonisationsland1). 

Wir  wollen  zunächst  die  königlichen  Städte  näher  ins  Auge  fassen 
und  die  ihnen  zustehenden,  vom  Könige  delegierten  Befugnisse. 

1.  Zunächst  war  es  das  Recht  einer  besonderen  Gerichtsbarkeit, 
losgelöst  von  der  Hundertschaftsgerichtsbarkeit,  ihr  an  Bedeutung 

x)  Ein  Beispiel  hierfür  ist  Manchester,  siehe  Tait,  Mediaeval  Manchester  in 
ihe  beginning  of  Lancashire,  London  1904,  insbesondere  S.  42  ff. 
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gleichkommend.  Man  kann  in  dieser  Hinsicht  anknüpfen  an  das  burh- 
ur- n  "t  »In-  angelsächsischen  Zeit,  nur  daß  diesem  jetzt  intensivere  Befug- 
nisse zukommen,  Eine  Klausel,  die  sich  sein'  häufig  in  den  städtischen 
Freiheitaurkunden  rindet,  ist,  daß  die  Bürgerschaft  es  nicht  nötig  habe, 
Recht  /ii  nehmen  außerhalb  der  Wälle  der  Stadl,  es  würde  sich  denn 
um  liegendes  Gut  handeln,  welches  außerhalb  ihrer  Mauern  liegt.  Kine 
andere  Klausel  ist  die,  daß  wenn  eine  Schuld  innerhalb  der  Stadtmauern 
kontrahiert  wird,  die  Gerichtsbarkeil  darüber  dem  Stadtgericht  zu- 
gehört, Nicht  selten  bekommt  das  Stadtgericht  die  Befugnis,  ein  pro- 
zessualea  \  erfahren  zu  beobachten,  das  von  dem  der  königlichen  Gerichts- 
barkeit  abweicht.  In  dieser  Befugnis  kann  zweierlei  liegen:  es  kann  das 
Recht  inbegriffen  sein,  von  allen  Neuerungen  des  königlichen  Gerichts- 
verfahrens, und  deren  waren  unter  Heinrich  II.  und  seinen  Nachfolgern 
keine  kleine  Zahl,  verschont  zu  bleiben.  Darin  liegt  eine  gewisse  Rück- 
ständigkeit,  die  aber  der  Stadl  durch  ihre  Kreiheitscharte  garantiert  ist. 
Ein  Beispiel  hierfür  ist  die  Ausschließung  des  Zweikampfes  als  Beweis- 
n  ittel  im  Stadtgericht  oder  die  Ausschließung  der  Jury  im  Stadtgericht, 
Ja,  das  letztere  zeigt  ganz  deutlich  die  egoistische  Rückständigkeit, 

der  die  Städte  ihre  Gerichtsbarkeit  verwalteten.  Vergessen  sei 
nicht,  daß  es  manchmal  auch  der  König  selbst  war,  der  den 
Ausschluß  dieses  kostbaren  königlichen  Privilegiums,  der  Jury,  einer  für 
ihn  eint  räglichen  Marktware,  wünschte.  Der  Ilmfang  der  Zivilgerichtsbar- 
keit,  welche  den  Stadtgemeinden  überlassen  war,  ging  mitunter  so  weit, 
daß  sie  eigenartige  Besitzklagen  entwickeln  konnten.  Freilich  sehr  weit 
dürfte  diese  Eigenart  doch  nicht  vorgedrungen  sein,  denn  einerseits 
konnte  immer  die  Appellation  an  die  königlichen  Gerichte  gehen,  und 
sodann  bedeutete  gewöhnlich  das  Privilegium  der  eigenen  Gerichts- 
barkeit  nur  eine  Exemption  vom  Hundertschaftsgericht,  dagegen  ge- 
wöhnlich nicht  vom  Grafschaftsgericht.  Die  Kriminalgerichtsbarkeit 
reichte  höchstens  bis  zur  Befugnis  des  infangthief  und  utfangthief,  d.  h. 
bis  /in  Bestrafung  von  \  <  tbrechern,  die  auf  frischer  Tat  betroffen  waren. 
Im  übrigen  mußten  die  Städte,  wie  andere  Hundertschaften,  vor  den 
königlichen  reisenden  Richtern,  den  judices  itinerantes,  erscheinen, 
und  es  war  für  sie  Privilegierung  genug,  wenn  sie  12  ihrer  eigenen  Leute 
nach  \it  der  Hundertschaften  als  Vertreter  vor  jene  Richter  entsenden 
nten  und  nicht  dem  von  ihnen  sicherlich  als  Übel  empfundenen 
Vnkl.iLr'  W.-.'H  durch  Xichtbürger,  die  zufällig  in  ihren  Stadtmauern  sich 
aufhielten,  ausgesetzt  waren.  Manche  bedeutende  Stadt  hatte  auch  ein 
Rechl  erlangt,  königliche  Schreiben  selbst  ohne  Vermittlung  des 
:-  oder  seiner  Beamten  zu  beantworten,  einen  sog.  return  of  writs. 

Die  eigene  Gerichtsbarkeit  war  auch  eine  Vorbedingung  der  Ent- 
wicklung  fines  besonderen  St  ad  t  rechts,  sowohl  eines  besonderen  Mo- 
biliargüterrechts,  als  auch  eines  besonderen  Obligationen-  oder  Handels- 
rechts1)!  Nicht  immer  war  diese  Besonderheit  ein  Fortschritt  gegenüber 

1  Einer  der  frühesten  Traktate  über  Handelsrecht  (aus  dem  Jahre  1300,) 
betitelt  »Lex  Mercatoria,  quae,  quando,  ubi,  inter  quos  et  de  quibus  sit«  in  21  Ka- 
piteln, Fand  sich  in  Bristol  (abgedruckt  in  The  Little  Red  Book  of  Bristol,  ed.  by 
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dem  von  dem  Königsgericht  gehandhabten  Rechte,  mitunter  aber  doch. 
Auf  solcher  städtischen  Gewohnheit  beruht  z.  B.  der  sog.  retrait  lignager, 
das  Vorkaufsrecht  von  Verwandten  innerhalb  von  Jahr  und  Tag.  Gegen- 
über dem  common  law,  wie  es  Glanvilla  traktiert  und  wonach  die  Zu- 
stimmung des  Erben  absolut  zur  Veräußerung  von  städtischem  Grund- 
eigentum nötig  war,  bedeutete  dies  einen  Fortschritt.  Glanvilla  schreibt  zur 
Zeit  Heinrichs  II.  Gegenüber  dem  gemeinen  Rechte,  wie  es  Bracton  unter 
Heinrich  III.  darstellt,  bedeutet  aber  der  retrait  lignager  einen  Rück- 
schritt, denn  nach  Bracton  ist  die  Zustimmung  der  Erben  überhaupt 
nicht  nötig.  Eine  andere  städtische  Sondergewohnheit  ist  der  burgus 
anglicus,  d.  i.  das  Erbrecht  des  jüngsten  Sohnes  an  Stelle  des  ältesten. 
Es  gilt  aber  auch  mitunter  die  entgegengesetzte  Bestimmung,  daß  der 
älteste  Sohn  in  das  liegende  Gut  nachfolgt:  burgus  franciscus1). 
Sonderbestimmungen  über  Mitgift,  Erbschaft  u.  dgl.,  welche  sich  von 
den  Bestimmungen  des  common  law  unterscheiden,  finden  sich  ebenfalls. 
Eine  nicht  seltene  Stadtgewohnheit  ist  die  freie  Testierfähigkeit  über 
unbewegliches  Vermögen  (z.  B.  in  Hedon,  s.  Boyle  a.  a.  0.  p.  GXXIII). 
Eine  andere  städtische  Sondergewohnheit  ist  der  Grundsatz,  daß  ein 
Leibeigener,  der  Jahr  und  Tag  innerhalb  der  Stadtmauer  weilt,  frei  ist. 
Städtischer  Handel  und  Wandel  bedingt  überhaupt  eine  gewisse  Frei- 
heit von  Rechtsformalitäten,  und  das  Stadtgericht  ist  das  wirksamste 
Feld  für  die  Ausbildung  solcher  Handelsgewohnheiten. 

2.  Die  Stadt  besitzt  Handelsprivilegien.  Unter  diesen  Privilegien 
steht  voran  das  Recht  der  Stadt  auf  einen  eigenen  Markt.  Seit  dem 
15.  Jahrhundert  galt  ein  Marktgericht  als  notwendiges  Zubehör  des 
städtischen  Markts2).  Mit  dem  Markt  stand  zuweilen  ein  vom  König 
verliehenes  Bannrecht  in  Verbindung,  das  die  Nachbarschaft  zwang, 
innerhalb  der  Stadt  zu  kaufen  und  zu  verkaufen.  Dieses  vom  König  ver- 
liehene Bannrecht  war  aber  eine  sehr  einträgliche  Einnahmequelle, 
denn  die  so  in  die  Stadt  gezwungene  ländliche  Nachbarschaft  war  ge- 
nötigt, städtische  Abgaben  zu  zahlen.  Ein  Handelsprivilegium  bestand 
aber  auch  umgekehrt  darin,  daß  die  Stadtbewohner  vom  König  das 
Recht  erhielten,  in  jeder  andern  englischen  Stadt,  ja  auch  jenseits 
des  Kanals,  in  den  königlichen  Besitzungen  in  Frankreich  und  den 
französischen  Städten,  die  unter  der  Botmäßigkeit  des  englischen  Königs 
standen,  frei  zu  sein  von  allen  städtischen  Abgaben  und  Octrois. 

3.  Ein  bedeutendes  Privilegium  war  die  sog.  firma  burgi,  d.  i.  die 
Befugnis  der  Stadt,  die  königlichen  Gefälle  in  eigene  Regie  zu  nehmen 
und  dem  Könige  eine  fixe  Jahressumme  hierfür  zu  entrichten.  Der 
Name  kommt  daher,  daß  die  Stadt  eine  Pachtung  dieser  königlichen 


Fr.  B.  Bickley,  London  und  Bristol  1900).  Kapitel  I  des  Traktats  lautet:  »Quo  modo 
lex  mercatoria  differt  a  lege  communi«;  Kapitel  2:  »De  plegiis  ad  prosequendum 
et  praeeeptis  ad  attachiandum.« 

x)  Siehe  Bateson  a.  a.  O.  II,  130  (für  Nottingham).  Der  jüngere  Sohn  erhält 
da  die  Renten,  auf  die  der  Vater  Anspruch  hatte. 

2)  Siehe  Gross,  Select  Cases  on  the  Law  Merchant  (1908),  Seiden  Societv 
XXIII,  Introd.  p.  XVIII. 
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älle  vornahm  oder,  was  nicht  seilen  vorkam,  eine  Pachtung  für 
ewige  Zeiten,  was  in  den  damaligen  Rechtsbüchern  feefarm  oder  feodi- 
Firma  lue!.».  Ms  ist  ein  besonders  hervorstechender  Cliarakterzug  der 
mittelalterlichen  Rechtsstellung,  daß  sie  Rechte,  Renten  u.  dgl.,  wenn 
mit  liegendem  Gul  zusammenhängen,  seihst  als  unbewegliche  Güter, 
als  res  incorporalea  auffaßt.  W  as  war  mm  vom  König  der  Stadt  über- 
antwortet  ?  Die  Gefälle,  Worin  bestanden  sie  ?  Hauptsächlich  in  städti- 
schen Octrois,  in  den  Gerichtsgefällen  und  dann  noch  in  besonderen 
Grund  und  Bodenrenten.  Ein  besonderes  Besteuerungsrecht  außer 
den  landläufigen  städtischen  Abgaben,  den  tolls,  gab  es  nicht,  wie  wir 
noch  Behen  werden.  Dem  König  stand  aber  das  Recht  zu,  außer  den  ver- 
pachteten Gefällen  nach  wie  vor  ballagia  von  den  Städten  zu  erheben, 
liegendes  Gut,  wenn  es  erbliches  war,  mittels  des  Heinifallsrechts  an 
sich  zu  ziehen1)  und  dergleichen  mehr. 

L  Die  Städte  erhielten  durch  ihre  Freiheitsurkunden  das  Recht, 
■  iLr'  ne  Beamte  ZU  wählen.    Schon  unter  Heinrich  I.  erlangen  die  Lon- 

ri  t  das  Recht,  einen  Sheriff  und  einen  obersten  Richter  aus  ihrer 

Mitte  zu  wählen.  Nach  und  nach  erlangten  dieses  Recht  auch  andere 
Städte.  Insbesondere  erhielten  sie  auch  das  Recht,  ihre  bailivi,  ihre 
Stadtvorsteher,  zu  wählen.  Die  Empfindung,  daß  letztere  auf  diese  Weise 
eigene  Beamte  der  Stadl  werden,  ist  anfangs  nicht  vorhanden,  denn 
diese  Beamten  sind  zunächst  königliche  Beamte,  welche  für  den  König 
das  städtische  Gefälle  erheben.  Wenn  aber  die  Stadt  die  firma  burgi 
erlangt,  dann  wendet  sich  das  Recht,  dann  sind  es  nicht  mehr  königliche 
Beamte,  sondern  städtische  Beamte,  welche  die  städtischen  Abgaben 
erheben.  \  iel  trägl  auch  auswärtiger,  insbesondere  französischer  Einfluß 
bei.  Man  sieht,  wie  fremde  Landgemeinden,  z.  B.  die  der  französischen 
Nörmandie,  von  dem  Herzog  das  Recht  einer  eigenen  Stadtorganisation 
erlangen,  und  so  strebt  denn  auch  z.  B.  London  danach,  eine  eigene 
communa  mit  einem  eigenen  mayor  zu  besitzen2).  Die  Freiheitsrechte 
gehen  dann  aber  noch  weiter.  Die  Städte  erlangten  das  Recht,  eigene 
conservat <>rcs  zu  bestellen,  welche  darauf  zu  achten  haben,  daß  die 
Stadtverordneten  gerecht  und  rechtmäßig  arm  und  reich  behandeln. 
Freilich,  eine  besondere  Differenzierung  der  Organe,  namentlich  die 
Einrichtung  eines  Stadtrats,  werden  wir  in  dieser  Periode  noch  ver- 
ii.  Meisl  isl  es  das  Stadtgericht,  welches  auch  Verwaltungsfunk- 
tionen  hat.  So  verleihl  im  Jahre  1200  Johann  der  Stadt  Ipswich  eine 
(.(cot.',  wonach  sie  2  bailivi  und  4  conservatores  wählen  darf.  Aber 
dabei  blieben  die  Bürger  nicht  stehen,  sie  wählen  noch  12  portmen, 
wie  das  in  andern  freien  Städten  Englands  Sitte  ist«,  welche  die  Stadt 
regieren  and  die  Urteile  der  städtischen  Gerichtsbarkeit  sprechen 
sollten.  Diese  \'l  Schließen  die  bailivi  und  die  conservatores  in  ihre 
Mitte  ein  und  bilden  das  Stadtregiment.   Alle  Bürger  müssen  ihnen 

Für  Hedon  bestand  das  besondere  Privileg,  daß,  wenn  ein  Mündel,  das 
her  Vormundschaft  sich  befand,  vor  Erreichung  des  16.  Lebensjahres 
lie  Stadl  oicht  der  König)  das  Heimfallsrecht  ausübte.  Boylea.  a.  O.  p.  LXIX. 
-    8i(  he  dazu  Round,  The  commune  of  London  1899,  ch.  XV. 
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eidlichen  Gehorsam  versprechen,  ausgenommen,  daß  die  Herren  des 
Stadtregiments  etwas  begingen,  was  gegen  den  König  und  die  könig- 
liche Gewalt  wäre.  Mit  der  Zeit  werden  diese  12  portmen  für  Lebens- 
dauer gewählt,  können  nur  bei  offenbar  schlechter  Führung  ihres  Amtes 
abgesetzt  werden.  Sie  ergänzen  sich  durch  Kooptation  und  nicht 
durch  Wahl.  Dieser  Ipswichtyp  ist  aber  nicht  der  einzige.  London 
hat  einen  eigenen  Typus  entwickelt.  Außer  dem  Stadtgericht  gibt  es 
hier  noch  ein  folkmöt,  welche  zu  bestimmten  Zeiten  tagt,  und  zwar 
auf  dem  St.  Paul-Kirchhof.  Das  Stadtgericht  tagt  daneben  als  hüsting. 
Das  folkmöt  ist  das  Stadtregiment,  die  Versammlung  aller  Bürger. 
Im  großen  und  ganzen  überwiegt  der  Ipswichtyp  den  Londontyp, 
d.  h.  im  großen  und  ganzen  sind  in  England  die  Städte  eher  oligarchisch 
als  demokratisch  verwaltet. 

5.  Die  Stadt  erlangt  ein  besonderes  Recht,  sich  selbst  Statuten  zu 
setzen,  bylaws.  Zunächst  ist  dies  keine  Besonderheit  der  Stadt,  auch 
kleine  Dörfer  können  mit  Zustimmung  ihres  Lords  solche  bylaws  er- 
langen. Das  besondere  Privileg  der  Stadt  liegt  nun  darin,  daß  sie  von 
niemand  abhängig  ist,  wenn  sie  solche  bylaws  erläßt.  Als  solches, b vlaw_. 
ergeht  1189  in  London  die  Fitz  Alwynes  Assize,  die  erste  städtische  Bauord- 
nung. Eine  ähnliche  Bauordnung  wird  nach  dem  großen  Feuer  1212  erlas- 
sen, sie  stellt  unter  anderem  auch  die  Löhne  der  Maurer,  Zimmerer  und 
Dachdecker  fest.   Aber  auch  sonst  dienen  städtische  bylaws  der  Preis- 

.  regulierung  innerhalb  der  einzelnen  Innungen  und  Zünfte.  Den  könig- 
lichen Gerichten  steht  natürlich  die  Kontrolle  darüber  zu,  daß  die 
Stadt  ihre  durch  i Charte  gesetzte  Grenze  nicht  auf  dem  Wege  eigener 
Statuten  überschreite,  aber  in  den  seltensten  Fällen  kommt  eine  solche 
Überschreitung  vor  die  Kognition  der  königlichen  Gerichte.  Wie 
konnte  es  auch  anders  sein!  Nur  der  reiche  Mann  konnte  es  riskieren, 
den  Prozeß  vor  die  königlichen  Gerichte  zu  ziehen,  der  kleine  Mann  war 
froh,  wenn  ihn  seine  Nachbarn  in  Ruhe  ließen,  und  war  am  wenigsten 
geneigt,  Unfrieden  in  die  Situation  zu  bringen  und  den  Michael  Kohl- 
haas zu  spielen. 

6.  Die  Steuergewalt  der  Stadt  wurde  ebenfalls  durch  Charte  ver- 
liehen, aber  wir  können  nur  im  uneigentlichen  Sinne  von  einer  solchen 
sprechen,  denn  im  großen  und  ganzen  ruhte  diese  Steuergewalt  auf  Ge- 
wohnheit und  auf  Grundbesitz.  Die  Abgaben  wurden  automatisch 
nach  diesem  Grundbesitzausmaß  und  nach  der  Gewohnheit  erhoben. 
Wenn  die  Bürgerschaft  ihre  Mauern,  ihre  Brücken,  ihre  Straßen  repa- 
rieren wollte,  so  wandte  sie  sich  an  den  König  um  die  Berechtigung, 
Abgaben  hierfür  zu  erheben.  Aber  wir  dürfen  uns  die  Bedürfnisse  einer 
Stadt  zu  Beginn  des  Mittelalters  nicht  zu  umfangreich  vorstellen,  na- 
mentlich nicht  nach  modernem  Muster  einschätzen,  denn  die  Ambition, 
Sozialpolitik  in  dem  weitesten  Sinne  des  Wortes  zu  treiben,  hatte  eine 
mittelalterliche  Stadt  nicht,  und  die  wenigen  Bedürfnisse,  die  sie  hatte, 
wurden  von  solchen  Abgaben,  tolls  genannt,  erledigt.  Die  häufigsten 
waren  Wegegelder  (wheelage)  zur  Reparatur  von  Wegen,  Brücken- 
gelder (pontage)  zur  Reparatur  von  Brücken,  Ladegelder  (lastage), 
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Straßenreinigungsgelder  (scavage),  krangelder  (tronage)  u.  a.  Den 
l  mfang  dieser  Abgaben  nach  freiem  Willen  zu  erweitern,  stand  der 
Stadt  Iii'  tit  zu.  Man  kann  dies  am  best  en  daraus  ersehen,  daß,  wenn  gegen 
eine  Stadt  die  Beschwerde  erhoben  wurde,  sie  hätte  eine  neue  Abgabe 
aufgelegt,  die  Stadthäupter  gleich  ernstlich  versicherten,  daß  die  Ab- 
ir<  haus  keine  neue  sei.  Wenn  dem  Könige  seihst  das  Recht  streitig 
genta«  ht  wurde,  neue  und  ungewohnte  Zölle  und  indirekte  Abgaben  zu  er- 
h-  ben  (s,  z.  B.  cap.  5 1  der  Magna  Charta),  um  wie  viel  mehr  den  Städten, 

auch  nur  eine  vom  König  abgeleitete  B esteuerungsge walt  besaßen. 

7.  Ein  besonderes  Privileg,  das  sehr  geschätzt  wurde,  war  die 
eigene  gilda  mercatoria.  Das  Recht,  eine  Kaufmannsgilde  zu 
haben,   bedeutete  das  Privilegium   der  Uürger,   sich   zu  einem  beson- 

M  Verein,  zu  einer  Gilde,  zusammenzutun,  welch«1  alle  Handels- 
privilegien, die  der  Shell  zustanden,  Fremden  gegenüber  geltend 
machen  konnte.  Ein  Korrelat  der  gilda  mercatoria  und  neben  ihr 
häufig  verliehen,  ist  das  Privileg,  eine  »hansa«  zu  halten1).  Während 
gilda  mercatoria  sich  auf  das  Handeltreiben  innerhalb  der- Stadt- 
mauern be/.uir,  bedeutete  das  Keehl ,  eine  »hansa«  zu  halten,  die 
Befugnis,  a  u  ß  e  r  Ii  a  I  I»  der  Stadtmauern  in  allen  Teilen  des  Reichs 
handeln  zu  dürfen.  Die  Voraussetzung  der  »hansa«  war  immer  eine 
gilda,  nichl  umgekehrt.  Denn  die  ausländischen  Kaufleute,  z.B.  die 
Cölner  Englandfahrer  halten  eine  »hansa«  in  London  (aus  der  dann 
die  deutsche  Hansa  in  London  hervorgegangen  ist),  aber  keine  »gilda«. 

Eine  der  ersten  Städte,  welche  eine  gilda  mercatoria  erhielt,  war 
[]  swii  Ii  im  Jahre  L200.  Die  (iildenorganisation  war  manchmal  mit  der 
städtischen  (so  z.  B.  in  Leicester)  vereinigt,  manchmal  aber  vollständig 
von  ihr  abgetrennt,  je  nachdem  die  betreffende  Stadt  in  der  kaufmän- 
nis<  hen  Entwicklung  fortgeschritten  war  oder  nicht.  Anfangs  beschränkt 
sich  das  Gildenwesen  nur  auf  die  Kontrolle  der  Außenwelt,  insbesondere 
ml  die  der  -l MdMr.Miiilen-AbuBenwelt  gegenüber  geltend  zu  machenden 
Privilegien.  Später,  in  der  nächsten  Epoche,  werden  wir  aber  sehen,  wie 
sehr  die  Gilde  mi1  der  Stadt  zusammenwächst,  wie  insbesondere  die  Gilde 
sich  zunftartig  ausgestaltet  und  die  ganzen  Gewerbe  der  Stadt  kontrol- 
liert.  Di.-  \  «.rh.-diiigung  wird  schon  in  dieser  Periode  geliefert.  Die  Gilde 
ha1  ihren  eigenen  Gerichtshof,  der  neben  dem  städtischen  Gerichtshof 
i;iLrt.  Die  Gildenbrüder  Irrten  zu  »Murgensprachen«  zusammen  und  ver- 
handeln  dabei  im  hl  bloß  über  die  Gildenverwaltung,  sondern  auch  über 
Rechtsfragen,  z.  B.  die  Frage  der  Nachfolge  in  einen  vakant  gewordenen 
Gildenplatz.  Der  Gildenplatz,  d.  i.  das  Recht  der  Mitgliedschaft, 
rd  wie  ein  unbewegliches  Gut  behandelt,  vergeben,  verkauft,  vererbt. 
Rechtsfragen,  die  sich  auf  dieses  Veräußerungs-  und  Übertragungs- 
L"  -«  halt  h»-zi»dien.  werden  in  diesen  Morgensprachen  erledigt. 

I  -  ■  N  K  hweis,  daß  hansa  nicht  Abgabe,  sondern  Recht  des  genossenschaft- 
lichen Zusammenschlusses  bedeutet  und  neben  gilda  mercatoria  eine  besondere  Be- 
deutung besitzt,  hat  zuerst  Walter  Stein  in  den  Hansischen  Geschichtsblättern  1909 
S.  89  ff.  in  überzeugender  Weise  erbracht.  Siehe  auch  dessen  frühere  Ausführungen 
a.  a.  O.  1908,  S.  197  ff.  und  seine  jüngsten  Ausführungen  ebendaselbst  1911,  S.  292  ff. 
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Mitunter,  wie  z.  B.  in  Leicester,  wird  die  städtische  Gerichtspflege 
durch  die  Morgensprache  dirigiert. 

Wir  sehen,  die  Hauptsache  ist,  daß  die  Bürger  einer  Stadt  in  ihrer 
Kollektiveigenschaft  diese  Rechte  geltend  machen  können.  Man  fragt 
nicht  viel  danach,  ob  nicht  ein  besonderes  Rechtssubjekt  dieses  Recht 
losgelöst  von  den  einzelnen  Mitgliedern  in  Anspruch  nehmen  darf.  Der 
Gedanke  einer  persona  ficta  ist  für  die  damalige  Zeit  eines  gebundenen 
Vermögensverkehrs  nicht  so  wichtig.  Kommt  diese  Frage  da  und  dort 
vor  Gericht  zur  Sprache,  so  wird  erklärt  »communa  non  est  capax  liber- 
tatis«,  d.  h. :  sie  kann  kein  subjektives  Herrschaftsrecht  (franchise) 
erwerben  (s.  Yearbooks  in  Seiden  Society  XXIV,  p.  131  6/7  Ed.  II. 
1313/4).  Aber  es  kommt  die  Zeit,  und  man  kann  ihr  Heranbrechen 
schon  an  einzelnen  Symptomen  feststellen,  es  kommt  eine  Zeit,  da 
diese  Frage  sehr  wichtig  wird :  wem  alle  diese  Rechte  zustehen  ? 
Der  Vermögensverkehr  der  Stadt  dehnt  sich  über  die  Stadtmauer 
aus,  der  Stadtverkehr  wird  intermunizipal  und  drängt  die  Frage  auf: 
wer  ist  Eigentümer  all  dieser  Rechte  ?  Das  Problem  löst  erst  die 
nächste  Periode  durch  den  Korporationsbegriff. 

Mitunter,  allerdings  höchst  selten,  wird  der  Stadt  schon  in  unserer 
Periode  die  Qualität  eines  Subjekts  des  Lehensrechts  gegeben.  So 
tritt  die  Stadt,  z.  B.  London,  als  Vasall1)  auf.  Dann  ist  sie  communa, 
und  wird  nicht  wie  die  andern  Städte,  die  zu  den  königlichen  Domänen 
gehörten,  mit  dem  tallagium,  der  Steuer  der  Hörigen  belegt,  sondern 
leistet  freiwillige  »auxilia«.  London2)  hat  diese  so  bevorrechtigte  Stellung 
schon  seit  1191  und  erhält  sie  im  Jahre  1215  in  der  Magna  Charta,  c.  12 
bestätigt,  freilich  um  1255  mit  seinen  Ansprüchen  in  dieser  Hinsicht 
abgewiesen  zu  werden. 

Was  nun  die  grundherrlichen  Mediatstädte  unserer  Periode  an- 
langt, so  ist  besonders  die  Verwendung  der  von  den  Baronen  verliehenen 
Stadtfreiheiten  und  -privilegien  zur  Kolonisation  des  platten  Landes 
hervorzuheben.  Auf  englischem  Gebiet  und  in  den  sog.  Grenzgebieten 
gegen  Wales,  in  Wales  und  Irland  waren  eine  große  Zahl  von  Städten 
durch  große  normannische  Barone  angelegt  worden.  Nicht  selten  sind 
das  Vorbild  dieser  Stadtfreiheiten  Privilegien,  wie  sie  an  Städte  der  Nor- 
mandie  von  den  großen  Grundherren  verliehen  worden  sind.  So  z.  B. 
fungieren  die  »libertates  et  libere  consuetudines  de  Betoil«,  d.  s. 
die  Stadtfreiheiten  von  Breteuil3),  als  großes  Muster,  nach  welchem 
Städte  wie  Hereford,  Rhuddlan,  Shrewsbury,  Bideford,  Nether  Weare, 
Drogheda  in  Meath,  Ludlow,  Dungrave  in  Waterford,  Chipping 
Sodbury,  Preston  u.  a.,  bewidmet  wurden.    Königliche  Genehmigung 


x)  Nach  französischem  Muster  als  »seigneurie  collective  populaire«.  Siehe 
Luchaire,  Gommunes  Francaises,  p.  97. 

2)  Siehe  dazu  Round,  The  Commune  of  London  and  other  Studies  1899,  p.  219  ff. 
und  Adams  in  E.  H.  R.  XIX,  p.  702  ff.  Dagegen  aber  Petit-Dutaillis  a.  a.  O.  p.  100  ff., 
den  aber  Adams,  E.H.R.  XXIV,  p.  490  ff.,  mit  zutreffenden  Argumenten  widerlegt. 

3)  Siehe  darüber  und  zum  Folgenden  Bateson  in  E.  H.  R.  XV,  p.73  ff.,  302  ff., 
496  ff.,  754  und  XVI,  p.  92  ff.,  322  ff. 
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Ii  bei  Kolonisation  durch  das  Mittel  der  Städtegründung  war  zwar 
g1),  wurde  aber  wohl  niemals  versagt.   So  berichtet  Florence  von 
Worcester  anno  L067  von  dein  großen  Kolonisator,  William  Fitzosbern, 
daß  ihm  Wilhelm  der  Eroberer  den  Auftrag  erteilt  hätte,  »castella  per 

ca  firmari«.  Dem  Kastel]  mußte  aber,  um  seine  wirtschaftliche  Ver- 
proviantierung /u  Bichern,  eine  Ueihe  von  Handelsleuten,  Kleinkauf* 
l<  uteri  und  I landwerkern  zugeführl  weiden.  Dazu  mußten  in  der  zu  grün- 
d enden  Stadl  Vorteile  erlangt  werden,  die  sonst  nirgends  zu  erhalten 
waren.  Ihr  künftige  Stadtbevölkerung  mußte  durch  besondere  Stadt- 
privilegien angezogen  werden.  Eines  der  Mittel  war,  die  Polizeistrafen 
(amen  ements),  welche  damals  willkürlich  von  den  königlichen  Beam- 
ten und  den  großen  [mmunitätsherren  gehandhabt  wurden,  von  vorn- 
n  in  den  Kolonisationsstädten  derart  zu  fixieren,  daß  sie  nochimmer 
bedeutend  niedriger  waren  als  anderswo.  So  verlieh  W.  Fitzosbern  den 
i  M  von  Hereford  den  Schutz,  daß  er  ihnen  als  Höchstmaß  der  Polizei- 
3 träfe  7  sh.  zusicherte,  während  andere  Barone  ihren  Mediatstädten 
20  Bh.  oder  25  sh.  für  geringfügige  Delikte  abnahmen  und  auf  dem  platten 
Land  die  königlichen  Richter  bis  ins  Ungemessene  gehen  konnten. 
L2  S(  ihilling  Polizeibuße  war  der  Durchschnittssatz.  Aber  nicht  bloß 
in  dem  niedrigeren  Bußtarif,  sondern  vor  allem  in  seiner  Fixierung  haben 
wir  ein  Privilegium  von  besonderer  Anziehungskraft.  — Ein  anderes 
Mittel  war  der  geringe  Rentenkanon  (»Freizins«  im  deutschen  Sinne), 
der  von  dem  zur  Erbleihe  geliehenen  Gut  (burgagium)  in  solchen  Koloni- 
sationsstädten  zu  zahlen  war.  Das  war  die  »Gründerleihe«,  wie  sie  auch 
in  Deutschland  vorkam2).  Freilich,  diese  Grundbesitzeinheit  war 
weil  davon  entfernt,  den  Inhabern  ein  auskömmliches  wirtschaft- 
li<  hes  Einkninmen  zu  siehern.  Es  war  ein  Kleinbesitz,  der  hier  ausgetan 
wind.  .  \herdie  Neusiedler  sollten  auch  hier  nicht  bloß  in  der  Urproduk- 
tion  Ihren  ausschließlichen  Beruf  erblicken,  sondern  in  Handel  und 
Gewerbe,  so  berichtel  die  Domesday  Book  (D.  B.  I,  248  b,  col.  1)  von 
Tetbury,  wahrscheinlich  eine  Kolonisationsstadt  Henry  de  Ferrers: 

►in  burgo  circa  castellum  sunt  XLII  homines  de  mercato  suo  tantum 

viventes«. 

Ein  sehr  anschauliches  Bild  dieses  Kolonisationsprozesses  in  Staf- 
fordshire  gibl  ein  Tupograph  aus  der  Zeit  Elisabeths,  Shaw  (I,  44): 
►Und  um  ihre  [mmunitätsbezirke  volkreicher  und  ansehnlicher  zu 
machen,  errichteten  die  großen  Grundherren  drei  Städte  innerhalb  sechs 
Bannmeilen  des  Kastells,  ....  und  gaben  den  Bürgern  und  Einwohnern 

I       :  _t  dies  wohl  mit  dem  zusammen,  was  Roth,  Geschichte  des  Benefizial- 
3.  72,  als  Grundsatz    -des  fränkischen  Völkerrechts«  bezeichnet,  nämlich 
Königs,  in  neueroberten  Ländern  die  Okkupation  zu  gestatten  und 
Länder  zu  bevölkern.   Die  aprisio  des  fränkischen  Rechts  und  das  Recht  des 
Königs  am  eremus  (Brunner,  D.  RG.  II,  215  f.  und  I2,  2932)  läuft  wohl  auch 
parallel. 

1   hi  England  gilt  noch  heute  der  Rechtssatz,  daß  keine  kolonisatorische  Ok- 
kupation  durch  Private  ohne  königliche  Genehmigung  zulässig  ist.   Siehe  Forsyth 
-  and  Opinions  on  Constitutional  Law  1869,  p.  119  ff.  und  mein  engl.  Staats- 
recht I,  218. 
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jeder  Stadt  so  viel  Land,  um  so  viel  darauf  zu  bauen,  als  in  jeder  Ver- 
leihungsurkunde aufgezeichnet  war.  Und  um  die  Leute  mehr  anzu- 
spornen, daß  sie  ihre  Niederlassungen  in  diesen  Städten  nähmen,  so 
gaben  sie  ihnen  Wochen-  und  Jahrmärkte  innerhalb  dieser  und  ge- 
währten den  Bürgern  Allmenden,  Hutweiden,  Eichelmästung  in  den  Wäl- 
dern und  das  Recht,  in  dem  gutsherrlichen  Forst  von  Needwood  ihren 
Wohnungsholzbedarf  zu  entnehmen,  und  auch  daß  sie  frei  seien  von 
Wegezöllen,  Wägegeldern1),  Marktstandsgeldern2),  Gewichtzöllen  und 
anderen  Steuerforderungen  innerhalb  ihrer  gutsherrlichen  Besitzungen; 
und  sie  vergaben  an  Tetbury  182,  an  Newburgh  101  und  an  Uttoxester 
127  burgagia,  welche  alle  von  Handwerkern  besiedelt  wurden,  wie  es 
den  Anschein  hat.  Anders  konnten  sie  nicht  ihren  Lebensunterhalt  fristen. 
Denn  wir  finden  in  den  Urkunden  und  Stadtrechnungen  von  Zeit  zu  Zeit, 
daß  alles  Land  innerhalb  dieser  Gutsbezirke  an  verschiedene  Personen 
entweder  durch  charter  oder  sonst  an  Gutshörige  ausgetan  wurde, 
ohne  irgendwelchen  Vorbehalt  zugunsten  der  Bürger  für  die  Erhaltung 
ihres  Lebensbedarfs,  sondern  bloß  mit  einem  Vorbehalt  für  die  Handwer- 
ker und  Kleinkaufleute,  die  nicht  Bauern  und  Viehzüchter  waren,  und 
sich  bloß  auf  ihren  Handel  und  ihr  Gewerbe  verließen. 

Solches  war  die  Weisheit  und  Politik  unserer  Vorfahren,  die  die 
Trennung  der  Kaufleute  und  Handwerker  von  den  Bauern  und  Zehent- 
leuten derart  vornahmen,  daß  keiner  von  der  einen  Klasse  an  dem 
Gewinn  der  andern  Geschmack  finden  sollte  «. 

Ein  anderes  Mittel  war  die  Emanzipation  von  dem  common  law,  wie 
es  im  Hundertschaftsgericht  gehandhabt  wurde,  denn  die  Städte  wur- 
den durch  ihre  Stadtqualität  von  diesem  Gericht  eximiert  und  ihrem 
Stadtgericht  unterstellt,  das  jedenfalls  mehr  ein  Immunitätsgericht 
des  Baron-Kolonisators  als  ein  unabhängiges  Stadtgericht  war. 

Gewöhnlich  wurden  diese  Kolonisationsstädte  neben  dem  Kastelle 
angebaut,  das  der  Verteidigung  diente.  Dort,  wo  eine  Stadt  aus  einer 
alten*  gutsherrlichen  Gemeinde  herauswuchs,  suchte  man  durch  die 
Kolonisation  neue  Stadtbürger,  die  alten  Gemeindebewohner  in  ihrem 
Besitz  ungestört  zu  lassen  und  vergab  außerhalb  des  alten  Gemeinde- 
bezirks, der  die  alte  Agrarbevölkerung  umfaßte,  Neuland  in  kleinen 
Stücken  an  die  neuen  Siedler,  die  Krämer  und  Handwerker.  Normannische 
Vorstädte  (Frankville !)  entstehen  dicht  neben  alten  Grafschaftsstädten, 
wie  Herford  und  Shewsbury.  —  Der  Feudalismus  hat  diese  Kolonisa- 
tionsstädte geschaffen.  Mitunter  entwickelt  sich  in  ihnen  ein  städtischer 
Gemeingeist,  der  die  feudalen  Fesseln  einfach  sprengt;  mitunter  aber 
bleiben  die  Fesseln  dauernd  und  bewirken  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
jene  korrupten  kleinen  Stadtflecken,  welche  für  Wahlzwecke  dem 
Grundherrn  ein  freies  Verfügungsrecht  über  die  zugehörigen  Parlaments- 
vertreter verschaffen. 


x)  s.  v.  tronagium  bei  Ducange. 
2)  s.  v.  picagium  bei  Ducange. 
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N  e  i  18  o  n  ( >..  Trial  bj  ( lombat,  London  1890.  —  Pollock  u.  Maitland 
I*  p.  529  ff.  —  R  i  n  t  e  1  e  n  M.,  in  Hist.  Aufsätze  für  Karl  Zeumer  zum  60.  Ge- 
burtstage 1910,  S.  557  ff.   —   Steenstrup,  Normanneme  IV,  p.  175 — 243. 

-  Tha  y  e  r  .  A  Preliminary  Treatise  on  Evidence  at  the  Common  Law,  eh.  II. 
—  Vi  n  O  gr  i  <1  o  f  f ,  English  Society,  p.  90 — 140.  —  Zinkeisen  F.,  Die  An- 
■  i •  r   l..-li.-ii-u'<-rirht.vl»ark.'it   in   England,  Berlin  1893,  S.  61  ff.  —  Derselbe, 
Tie   Anglo-Saxon  Courts  of  law,  in  Political  Science  Quarterly  X,  p.  132 — 144. 

I  Gerichte  unserer  Periode  sind  von  dreifacher  Art:  1.  die  sog. 
Volksgerichte,  2.  die  Immunitätsgerichte  der  großen  Grundherren, 
3.  das  Königsgericht. 

I.  Die  sog.  Volksgerichte  (folcgemöt). 

I.  Die  Bog.  Volksgerichte  (folcgemöt).  Dieselben  sind  schon  in  der 
7a  il  der  angelsächsischen  Leges  als  königlich  anzusehen1).  Die  Doppel- 
teilung, nän  lieh  in  das  Grafschaftsgericht  und  das  Hundertschaftsgericht 
n  Bp.  Stadtgericht, wird  wohl  erst  für  die  Zeit  Edwards  desÄlteren  (Anfang 
des  10.  Jahrhunderts)  anzusetzen  sein2).  Vorsitzender  und  Leiter  des  Graf- 
B<  baftsg«  ri<  hts  und  wohl  auch  Urteilsprecher,  Rechtweiser3)  ist  in  der 
ang<  Isächsischen  Zeit  der  ealdorman  und  der  Bischof,  letzterer  mit  der 
V(  ij  Dichtung,  den  Gedanken  der  christlichen  Milde  zu  bringen,  in  der 
Zeil  der  Normannenkönige  bereits  der  Sheriff  (vicecomes).   Der  Sheriff 

*)  Spuren  des  volkstümlichen  Ursprungs  vielleicht  noch  in  den  Kenter 
Gesetzen  erhalten.    Liebermann,  Sachglossar  »Gericht«  157. 

-  Liehermann  a.  a.  O.  13  in  Verbindung  mit  12  b.  Vor  dieser  Zeit  gab  es 
nur  eine  Ali  »folcgemöt«,  welches  auch  mitunter  »burhgemöt«  hieß,  wenn  die  Ver- 
sammlung ni  •  iii'-rn  befestigten  Gehöfte  (burh)  stattfand. 

Dies  bedeutet  ihr  »riht  t&can«,  in  III  Eadgar  5,  2(7);  Liebermann  im 
An  luv  für  neuere  Sprachen,  G  II,  S.  279  f.,  und  a.a.O.  »Gericht«  19a,  ferner 
»Rechtweisung«  und  »Richter«.  In  Grenzgebieten  und  Gebieten  mit  gemischter 
Bevölkerung  wird  ein  Kollegium  von  Urteilsprechern  gebildet.  Liebermann  a.  a.  O. 
280  und  Rintelen  a.  a.  O.  S.  570  f. 
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ist  der  Krone  für  alle  Gerichtsfälle  verantwortlich  und  muß  ihr  zweimal 
im  Jahre  Rechnung  ablegen.  Er  ist  der  Vollstrecker  der  königlichen 
Sendschreiben  (brevia).  Das  Grafschaftsgericht  besteht  aus  den  vor- 
nehmen Grundeigentümern  und  mittleren  Freibesitzern  der  Graf- 
schaft. 

Eine  Urkunde  aus  der  Zeit  von  Wilhelm  Rufus  (1087—1097)  be- 
stätigt dies.  Sie  sagt  deutlich,  daß  dem  Abt  von  Burry  St.  Edmund 
Immunitätsgerichtsbarkeit  verliehen  würde,  daß  alle  dieser  Unterworfenen 
von  der  Gerichtsfolge  zum  Grafschaftsgericht  und  Hundertschafts- 
gericht ausgenommen  sind  (»Et  defendo  etiam  ut  non  cogatis  homines 
sancti  ire  ad  schiras  vel  ad  hundreda«),  ausgenommen  die- 
jenigen, welche  so  viel  Grund  undBoden  besitzen, 
daß  dieser  sie  schon  zur  Zeit  Edwards  des  Be- 
kenners zu  jener  Gerichtsbarkeit  befähigt  hätte 
(»nisi  illos  qui  tantum  terre  habent  unde  dignis  fuissent  tempore  regis 
Edwardi  ire  ad  schiras  vel  ad  hundreda«)1). 

Gewöhnlich  repräsentiert  sich  der  Großgrundeigentümer  auch  als 
Urteilfinder.  Aus  ihrer  Zahl  und  aus  den  erschienenen  Freien  bestellt 
der  Gerichtsherr  resp.  der  königliche  Richter  die  Urteilfinder.  Der 
Beklagte  darf  sein  Einverständnis  mit  der  Wahl  verlangen2).  Das 
gefundene  Urteil  wird  vom  Vorsitzenden  in  ein  Rechtsgebot  um- 
gewandelt (riht  t&can).  Die  in  Denalagu  und  anderwärts  vorhan- 
denen lagamen3)  sind  wohl  mehr  als  bloße  Urteilfinder,  vielleicht 
Rechtweiser.  Ihr  Amt  ist  erblich.  Die  auf  der  Grundherrschaft 
ansässigen  Bauern,  Freien  und  Unfreien,  sind  durch  ihren  Grundherrn 
vertreten  gedacht.  Statt  des  Grundherrn  kann  sein  Vogt  erscheinen, 
und  wenn  beide  fehlen,  der  praepositus  des  Dorfes  (Dorfvogt),  Pfarrer 
und  vier  Dorfbauern,  die  alle  nicht  Vorgeladenen  (also  die  Freien  des 
Dorfes)  vertreten.  (Leges  Henrici,  §  7  Z.  7 — 8.)  Die  selbständige  Ge- 
richtsfolgepflicht ist  das  Zeichen  eines  freien  und  wenigstens  die  andern 
Bauern  überragenden  Grundbesitzes. 

Das  Gerichtsurteil  wird  —  wie  bereits  oben  erwähnt  —  von  den  im 
Gerichtshof  erschienenen  vollfreien  Grundeigentümern  der  Grafschaft 
gefunden.  So  sagen  die  Leges  Henrici  (§  29)  »regis  judices  sint  barones 
comitatus  qui  liberas  in  eis  terras  habent«.  Grundsatz  war,  daß  Un- 
vermögende und  Gutshörige  (»villani,  vel  cotseti  vel  ferdingi«  §  29,  la) 


x)  Diese  Urkunde  abgedruckt  in  E.  H.  R.  vol.  24,  p.  424  Nr.  V.  Über  ähn- 
liche Verhältnisse  aus  Norfolk  siehe  Vinogradoff  a.  a.  O.  p.  104.  Die  obige  Urkunde 
belegt  zugleich,  daß  Hn.  Com.  (bei  Liebermann  I,  524  §4):  »Et  volo  et  precipio, 
ut  o  m  n  e  s  de  comitatu  eant  ad  comitatus  et  hundreta,  sicut  fecerunt  in  tempore 
regis  Eadwardi«  für  die  angelsächsische  Zeit  nicht  ernst  zu  nehmen  ist,  und  daß 
die  Gerichtsfolge  nur  auf  größerem  Grundbesitz  lastet.  Wie  die  Freibürgschaft 
in  der  Xormannenzeit  mit  der  Sectapflicht  in  Verbindung  gesetzt  wurde,  siehe 
oben  §  7. 

2)  In  einigen  Gegenden  (Wessex)  gab  es  außer  feststehenden  Urteilfindern 
(constituti)  noch  von  jeder  Partei  herangezogene  (advocati)  nach  dem  Zeugnis 
der  Leges  Henrici  §  31,  8. 

3)  Liebermann,  Sachglossar  »Lagamen« ;  Steenstrup,  Normannerne  IV,  195  ff. 
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-  l  rteilfinder  (judices)  nicht  zugelassen  wurden,  denn  die  Grundeigen- 
tum-! sollten  nur  »per  pares  sims  et  ejusdem  provincie«  (Leges  Ilen- 

i  i'  i  §  31,  7)  gerichtet  werden. 

Verlangl  ward  also,  dato  jeder  (ii'undeigent  inner  nicht  nur  durch 
seinesgleichen  gerichtel  wird,  sondern  auch  von  Leuten  seines  Nach- 
barverbandes.    Das  »ejusdem  provinciae«  der  Leges  Henrici  (§31,  7) 

für  die  ausgehende  angelsächsische  /eil  noch  eine  ganz  besondere 
Bedeut  iing1). 

Bevor  sich  nämlich  däs  common  law  über  ganz  Lngland  ausgebreitet 
hatte,  besaß  jede  Grafschaft  ihr  eigenes  common  law.  Solehe  Grafschafts* 
gewohnheiten  finden  wir  in  der  Domesday  Hook  zahlreich  aufgeführt. 
D  Grafs«  haftsgerichte  waren  der  Sit/.,  wo  diese  Provinzial-  oder  Graf- 
Bchaftsgewohnheit en  ihre  definitive  bestiegung  erfuhren.  Sie  entschie- 
den  nach  dem  vorhandenen  Gewohnheitsrecht  oder  übten  freie  Rechts- 
findung  aus.  Es  gab  nämlich  einen  gewissen  Kern  von  Rechtssätzen, 
welche  der  Konig  selbst  oder  mit  seinen  witan  erlassen  hatte  (Königs- 
recht). Das  war  bloß  der  kleinere  'Peil,  der  größere  Teil  war  vom 
König  nichl  erlassen,  sondern  hatte  Grafschaftsursprung  (Volksrecht). 

reil  der  Zivilrechtsstreitigkeiten,  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit,  gründete  sich  auf  solche  Entscheidungen  des  Grafschafts- 
gerichts. 

Mitunter  treten  mehrere  Grafschaften  zusammen,  um  eine  bestimmte 
Entscheidung  zu  fällen  und  das  Recht  authentisch  zu  deklarieren 
(z.  B.  Domesday  Book  I  175  b).  Wenn  eine  Verschiedenheit  der 
Meinungen  unter  den  Richtern  obwaltet,  so  entscheidet  entweder 
M.i'l ■•nlai  (  "vineat  sentencia  plurimorum«  §5,6)  oder  aber  die 
Meinung  der  an  Hang  Höchsten  (»vineat  sententia  meliorum«  L.  H. 
§31,  2).  Die  Kompetenz  des  Grafschaftsgerichts  war  in  der  angel- 
esenen   Zeil    nicht    umfangreich.     Sie   litt   unter   der  überaus 

0  Konkurrenz  des  Hundertschaftsgerichts,  vor  welches  sowohl 
inal-  als  au  eh  Kronprozesse  gelangen  konnten  (Liebermann  Sach- 

glossar  »hundred«  35  a).  Erst  unter  Heinrich  II.  tritt  sie  gegenüber 
der  Hundertschaftsgerichtsbarkeit  in  den  Vordergrund.  Die  weniger 
wichtigen   Kalle  des  Friedensbruches,  Streitigkeiten  von  Gutshörigen 

hh-dener  Gut  sherren  u.  dgl.  werden  im  Hundertschaftsgericht  abge- 
tan.  Im  Sheriff's  tourn  der  Hundertschaft  findet  der  visus  franciplegii, 
die  Kontrolle,  daß  jeder  in  einer  Freibürgschaft2)  sei,  statt.   Vor  das 

«ehalt  ^Ta-hl  gehören  gewisse  Kriminalfälle  (z.  B.  Diebstahl) 
und  Grundeigentumsprozesse3)  sowie  die  Kontrolle  der  guts-  und  grund- 
herr liehen  Gerichte  und  der  Hundertschaftsgerichte  bei  Justizverwei- 
gei  ml'.  Rechtsweigerung  (in  bezug  auf  Prozeßeinlassung  und  Urteils- 
erfüllung  und  Nichtausnutzung des  Yollstreckungsgangs  seitens  der  Nieder- 

1  Siehe  dazu  Vinogradoff,  English  Society,  p.  90  ff. 
*)  Darüber  oben  §  7. 

'■'■<  Sofern  sie  insbesondere  nicht  gewisse  Lehensstreitigkeiten,  die  dem  Königs- 
gerii  hl  vorbehalten  waren,  oder  die  vom  Königsgericht  allein  zu  führenden  Assissen- 
proi        betrafen.    Bigelow,  p.  82  u.  134. 
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gerichte).  Zur  Kompetenz  des  Graf  Schaftsgerichts  gehört  ferner  auch  die 
Friedloserklärung.  Das  Grafschaftsgericht  tagte  zwölfmal  im  Jahre 
(Leges  Henrici,  §  7,  4),  zur  Zeit  der  Magna  Charta  von  1217  jeden  Monats, 
an  manchen  Plätzen,  wenn  es  die  Gewohnheit  war,  öfters  (Art.  12 
»Nullus  comitatus  decetero  teneatur,  nisi  de  mense  in  mensem;  et, 
ubi  major  terminus  esse  solebat,  major  sit «). 

Das  Hundertschaftsgericht  war  in  der  älteren  Zeit  wohl  auf  demo- 
kratischer Basis  eingerichtet.  Jeder  ceorl  war  »mötweorfj«1),  d.h.  ge- 
richtsfähig und  Teilnehmer  an  dem  Hundertschaftsgericht.  Später  ver- 
engerte sich  der  Kreis  der  Gerichtsteilnehmer,  und  am  Ausgang  der  angel- 
sächsischen Zeit  waren  Mitglieder  des  Hundertschaftsgerichts  nur  die 
größeren  Grundeigentümer  und  Vertreter  der  gutshörigen  Dorfgemeinden, 
wenn  ihre  Gutsherren  abwesend  waren.  So  ganz  ausgeschaltet  von  der 
Urteilsfindung  wie  im  Grafschaftsgerichte  sind  die  freien  Bauern  im  Hun- 
dertschaftsgerichte selbst  des  12.  Jahrhunderts  keinesfalls2). 

Die  Leitung  und  Rechtweisung  steht  in  der  angelsächsischen  Zeit  dem 
Vogt  (königlichen,  =  Fiskalrichter,  oder  grundherrlichen ,  wenn  das 
hundred  in  die  private  Gerichtsbarkeit  als  Immunität  übergegangen 
ist3) ),  zu.  Der  in  den  Gesetzen  erwähnte  hundredes  ealdor  ist  nicht 
Richter,  hat  aber  eine  polizeiliche  Aufsicht  über  die  Hundertschaft 
und  sammelt  das  Dänengeld  ein.  (Liebermann,  Sachglossar  »hundred« 
25  a  ff.)  Er  ist  vom  oder  wenigstens  aus  dem  Volke  der  Hundertschaft 
gewählt,  im  Gegensatz  zu  dem  vom  Könige  gewöhnlich  bestellten 
Richter  des  Hundertschaftsgerichts.  (Liebermann  a.  a.  0.  25).  In  der 
Normannenzeit  wird  aus  dem  letzteren  (custos  hundredi  D.  B.  II, 
66b),  nicht  aus  dem  erstem  der  baillivus  der  Hundertschaft4),  der  in  der 
Hundertschaft  den  Sheriff  der  Grafschaft  vertritt.  Nach  den  Leges  Hen- 
rici wird  das  Hundertschaftsgericht  zwölfmal  im  Jahre  abgehalten  (Leges 
Henrici  §  7,  4).  Diese  Fristsetzung  ist  wohl  altgermanisch,  denn  es 
findet  sich  auch  bei  andern  Stämmen  der  Brauch,  die  Dingversammlung 
um  Voll-  oder  Neumond  anzusetzen5).  In  der  Zeit  Heinrichs  II.  tagt  es 
alle  14  Tage,  und  durch  eine  Verordnung  von  1234  wird  bestimmt,  daß 
es  einmal  in  drei  Wochen  zusammentreten  soll6). 

II.  Die  Immunitätsgerichte. 

Während  diese  anfangs  eigentlich  bloß  als  Übertragung  einer  reich 
fließenden  Einnahmequelle  des  Strafgelds  gedacht  ist,  spezialisiert  sie 
sich  später  zur  Übertragung  richterlicher  Funktionen7),  da  man  nicht 


x)  Siehe  Earle,  Landcharters  p.  343,  und  Leges  Henrici  §  7,  Ziff.  8. 

2)  Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »hundred«  31  b. 

3)  Liebermann,  Sachglossar  »hundred«  26  ff. 

4)  Round,  in  Victoria  County  History  (Essex  I,  518a). 

5)  Brunner,  D.  R  G.  II,  218. 

6)  P.  &  M.  I2,  557. 

7)  Am  frühesten  findet  Liebermann  die  Immunität  im  Sinne  privater  Ge- 
richtsbarkeit Anno  780:  Sachglossar  »Gerichtsbarkeit,  private«  9.  Sehr  häufig 
aber  schon  im  9.  Jahrhundert. 
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erwarten  konnte,  daß  die  staatlichen  Lokalgerichte,  nachdem  ihnen 
Gerichtsgefälle  entzogen  waren,  auch  wirklich  in  den  Immunit'äts- 
rken  judizieren  würden.  Doch  komml  auch  dies  vor,  daß  die  staat- 
lichen  Gerichte  judizierten,  das  Strafgeld  aber  dem  I  ninumitätsherrn 
I'-.  der  Kirche,  Birch,  Chartularium  Nr,  L219)  zufloß.  Übrigens  war 
das  Strafgeld  nichl  der  einzige  Ertrag.  »Auch  Gesehenke  (Bestechung) 
spielten  eine  Rolle,  vielleicht  blieb  dem  königlichen  Geriebtshalter 
auch  Buße  für  Formfehler  im  Prozeß«1)  (sog.  miskenning).  Diese 
bö<  n,  ursprünglich  persönlicher  [mirninilälsbezirk  gedacht,  wird  mit 
der  Zeit  territorial,  söcn  mal  Gutshol  docken  sich  aber  keineswegs. 
Ks  gibt  2.  B,  Immunitäten,  welche  keinem  (iutshof  zugehören,  wo  über- 
haupt kein  Gutsherr  in  der  l'ingebung  vorhanden  ist  und  welche  doch 
besonders  als  jurisdictionelle  Zentren  vorkommen2).  So  finden  sich  z.  B. 
in  Lincolnshire  große  [mmunitätsbezirke,  ohne  daß  ein  Gutshof,  eine 
gutsherrliche  Domäne  vorhanden  war,  und  der  Zentralpunkt  des  Be- 
zirks •  heinl  nur  im  Lichte  eines  Zusammenkunftsorts  für  das  Immu- 
nitätsgericht. Auch  die  Gerichtsbarkeil  der  Immunität  ist  in  ihrem 
I  n  fang  verschieden,  je  nachdem  die  Privilegierung  reicht:  für  ge- 
wöhnlich  ist  in  ihr  «las  Recht  zur  Beweisführung  mittels  Ordals  und  der 
gewöhn  Ii«  In  ( i»»s\  iihi-zug  im  Anefangsprozesse  nicht  gegeben.  Auch  die 
kriminale  Gerichtsbarkeit  steht  nur  dem  Adel  zu. 

Eine  solche  umfangreiche  Immunität  umfaßt  nach  der  folgenden 
Vuf Zählung:  (C.  I).  Nr.  850)  >>ic  habe  geunnen  Griste  and  Sancte  Petre 
1 1 1 1 . .  Certeseige  done  sylfa  tun  and  Eggehäm  and  Torn  and  Cebbehäm 
mid  dam  hundrede  «.f  (ioddelie  freo  wid  echege  scote,  and  weorc  and 
wäre,  and  saca  and  söca,  and  toi  and  teäm,  and  infangene  J>eöf  and  gris- 
bruche  and  foresteal,  hämsöca,  and  flemenformd,  and  mordslehte,  inne 
fr£ols  and  u1  "I  freols,  and  wid  ealle  de  {>inge  de  tö  me  belimpad,  on 
wude  and  on  felde«.  (Cf.C.  D.  Nr. 848,  849.)  Die  geläufigsten  Gegenstände 
dei  I  mmunitätsgerichtsbarkeit  waren,  außer  der  allgemeinen  Formel  sacu 
and  -■'"■ii.  w.-khr  im  allgemeinen  eigentlich  bloß  Gerichtssache  meinter 
toll,  das  Recht,  seine  Gutshörigen  und  Immunitätsabhängigen  zu  be- 
steuern; beam,  das  Recht  einen  Gerichtshof  zu  halten,  in  welchem 
auch  im  Eigentumsprozesse  an  die  Gewähr  eines  Fremden  als  Autors 
einer  Eigentumsübertragung  gezogen  werden  darf  (namentlich  im  Ane- 
fang!);  infangenf)eof  isl  das  Recht,  einen  Dieb  zu  ergreifen  und  abzu- 
urteilen, den  man  bei  handhafter  Tat  ertappt  hat,  gleichviel  ob  es  ein 
eigener  Untertan  oder  fremder  ist3);  gri{)bryce  war  das  Recht,  für  den 
Bruch  eines  Sonderfriedens,  sei  es  des  Königs  oder  der  Kirche,  eine  be- 
Buße  zu  verlangen;  forsteall  bedeutet  Bußrecht  für  gewalt- 
Rechtsperrung4),  die  aber  wie  bei  andern  Germanen  mehr  ist 

Li-  l><-rrnann,  Saohglossar  »Gerichtsbarkeit,  private«  17. 
-   Siehe  dazu  F.  M.  Stenton,  Types  of  Manorial  Structure  in  the  Northern 
Daneland,  in  Oxford  Studies,  II.  Bd.  (1910),  p.  1  ff. 

Das  Privileg  der  Jurisdiktion  über  den  eigenen  Mann,  der  außerhalb  des 
Immunitätssprengeis  bei  Diebstahl  ertappt  wird,  heißt  »ütfangen|>eof «.  Liebermann, 
Sachglossar  »infangenf)eof «  IIa. 

1    Liebermann,  Sachglossar  »Rechtsperrung«. 
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als  gewaltsame  Verspemmg  eines  öffentlichen  Weges1)  und  z.  B.  das  Delikt 
umfaßt,  die  Spurfolge  hinter  gestohlenem  Vieh  gewaltsam  abzuwehren, 
ferner  auch  Widerstand  gegen  Staats-  oder  Kirchengeldeintreibung 
u.a.  insbes.  Widerstand  gegen  die  öffentliche  Vollstreckungsgewalt  bedeu- 
tet; fliemanfeorm2)  ist  Strafe  wegen  Beherbergung  Geächteter;  häm- 
söcn 3)  ist  die  Bestrafung  wegen  Hausfriedensbruchs;  mor{)sliht  die 
wegen  heimlichen  Mords  u.  a.  m. 

Seit  Gnut  kommt  das  Bestreben  des  Gesetzgebers  auf,  diese  Immu- 
nitätsgerichtsbarkeit durch  die  sog.  Kronprozesse  zu  beschränken, 
jedenfalls  dem  Könige  und  seiner  Gerichtsbarkeit  fünf  Gegenstände  vor- 
zubehalten, nämlich:  Bruch  des  königlichen  Friedens  (mundbryce),  Haus- 
friedensbruch, Rechtsperrung,  Beherbergung  Geächteter,  Versäumung 
der  Heerespflicht  (fyrdwite)  siehe  Cnut  II,  12).  Die  Zahl  dieser  dem  König 
vorbehaltenen  Gerichtssachen  erweiterte  sich  natürlich  in  der  Folgezeit, 
und  die  Leges  Henrici  zum  Beginn  des  12.  Jahrhunderts  geben  schon 
ein  umfassenderes  Bild  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  (§  10).  Ein  Haupt- 
motiv der  Erweiterung  dieser  Kompetenz  der  königlichen  Gerichts- 
barkeit liegt  wohl  in  dem  fiskalischen  Nutzen,  den  diese  Konprozesse 
dem  Könige  brachten.  So  hat  auch  denn  der  Verfasser  der  Leges  Henrici 
ein  wahres  Durcheinander  von  fiskalischen  Rechten  und  Gerichtssachen, 
weil  es  ihm  hauptsächlich  darum  zu  tun  ist,  all  das  zusammenzustellen, 
was  dem  König  Einnahmequellen  eröffnet.  Schrittweise  ringt  dann  die 
königliche  Gerichtsbarkeit  der  Normannenzeit  der  Immunitätsgerichtsbar- 
keit Punkt  für  Punkt  ihrer  Gegenstände  ab,  bis  sie  in  der  Zeit  Edwards  I. 
durch  die  placita  quo  waranto  ganz  auf  den  Aussterbeetat  gesetzt  wird. 

Eine  besondere  Art  des  Immunitätsgerichts  ist  das,  was  vielen  Guts- 
höfen, die  nämlich  eine  sog.  »söcn«,  also  Immunität  besitzen,  verliehen  ist. 
Es  heißt  halimot.  Es  umfaßt  die  kommune,  nicht  kriminelle  Gerichts- 
barkeit ohne  toll,  team,  infangenpeof.  Der  Gutsherr  befragt  die  Bauern 
im  Hallengericht  über  ihre  Fronpflicht  (s.  Liebermann  »Hallengericht«). 

Neben  dem  Hallengericht  des  Gutsherrn  gibt  es  noch  im  12.  Jahr- 
hundert ein  Bauerngericht,  welches  über  Klagen  zwischen  »compares 
vicinos  ad  divisas  terrarum  suarum«  (Leg.  Henr.  57),  also  über 
Rechtsverhältnisse  aus  der  Dorf-  und  Marktgemeinschaft  (daher  auch 
mearcmöt  genannt,  C.  D.  III.  Nr.  568)  entscheidet.  Über  diesem  steht 
die  curia  domini.,  das  gutsherrliche  Gericht,  und  falls  der  Gutsherr 
keine  Gerichtsbarkeit  hat  oder  das  Dorf  mehreren  Gutsherren  unter- 
steht, in  schwierigen  Fällen  das  Hundertschaftsgericht  (Liebermann, 
Sachglosser  »Dorfgericht«  lb). 

III.  Das  Königsgericht. 

Diesem  sind  in  der  angelsächsischen  Zeit  nicht  etwa  die  Kronpro- 
zesse vorbehalten,  denn  ihre  Kognition  erfolgt  gewöhnlich  in  den  Lokal- 
gerichten (Graf schafts-  und  Hundertschaftsgericht).   Auch  müssen  wir 

*)  Brunner,  D.  RG.  II,  563. 

2)  Liebermann,  Sachglossar  »Begünstigung«. 

3)  Liebermann,  Sachglossar  »Heimsuchung«. 
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Gedanken  ablehnen,  als  oh  mittels  regelrechten  lnstanzeimigs 
durch  Berufung  der  unterlegenen  Partei,  die  sich  durch  ein  rechtlich 
falsches  I  rteil  verletzt  Fühlt,  jede  Sache  an  das  königsgericht  gelangt 
wäre.  Nur  wegen  Rechtsweigerung  in  he/.ug  auf  Prozeßeinlassung 
odei  I  rteilserfüllung  nach  erfolgloser  Angehung  der  Niedergerichte 
I  »Daheim«  I  II  Ethelslan  ."!)  durl'le  man  das  königsgerichl  angehen, 
ebenso,  wenn  das  Niedergericht  Justiz  verweigerte  oder  Lirteile  ver- 

rte,  oder  Vollstreckung  nicht  erzwang1).  Jedenfalls  durfte  das 
königsgeriehl  gleich  angegangen  werden  hei  klagen  gegen  Königs- 
Lhane  (III  Ethelred  II),  bei  Streil  üher  höcland.  Im  Königsgericht 
allein  wurde  über  Hochverrai  abgeurteilt,  wobei  die  witan  die  Schwere 
des  Reinigungsbeweises  bestimmten  (Y  Klhelred  30  bei  Liebermann, 
C.esetze  I.  Kolumne  D). 

\n  diese  Grundlage  knüpft  die  anglonormannische  curia  regis 
ihre  Gerii  htsbarkeit  an,  verstärkt  sie  aber  in  monarchisch- zentralistischer 
Weise.  Zunächst  läßl  sie  ähnlich,  wie  schon  das  königsgericht  der 
Angelsachsen  (Lieh«  1 1  na  im.  Sac  Ii  glosser  »Billigkeit«)  das  Prinzip  der  Billig- 
keit gegenüber  dem  Formalismus  des  Volksrechts  zur  Geltung  kom- 
men.  Sodann  übt  sie  ihre  Funktion  im  Gegensatz  zu  provinzieller  Ver- 
schiedenheil des  Volksrechts,  das  in  das  westsächsische,  mercische 
und  dänische  zerfälll  .  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  (Leges 
Henrici,  §9,  9),  ähnlich  wie  im  Frankenreich2).  Insbesondere  sind 
■  -  aber  die  großen  Gerichtsreformen  Heinrichs  IL,  welche  der  curia 

-  eine  bestimmte  Gerichtsbarkeit  zuweisen  und  dem  Siege  der 
königlichen  Gerichtsbarkeit  über  Lokal-  und  Immunitätsgerichtsbar- 
keit  die  Wege  ebnen.  Die  wichtigsten  Gesetze,  welche  diese  Reformen 
schaffen,  sind  die  sog.  Constitutions  of  Clarendon  1164,  namentlich 
/in  Umgrenzung  der  geistlichen  und  weltlichen  Gerichtsbarkeit,  die 
Assize  of  Clarendon  1166,  der  Inquest  of  sheriffs  1170,  die  Assize  of 
Northhampton  1176.  Das  Resultat  dieser  Reformgesetzgebung  läßt 
sich  m  folgenden  Grundsätzen  zusammenfassen: 

L.  Die  curia  regis  gilt  als  Gerichtshof,  vor  den  jedermann  treten 

q,  um  sich  wegen  Rechtsverweigerung  in  den  Untergerichten  zu  be- 
klagen.    Der  König  erläßt  darauf  ein  breve,  ein  Mandat,  das  dem  be- 
treffenden  Gerichtsherrn,  insbesondere  dem  Feudalgerichtsherrn  auf- 
ir.cjt.  Ih«  hi  zu  gehen  mil  der  Drohung  »quod  nisi  feceris  vicecomes 
icil  '  •''').  das  ist  das  sogenannte  breve  de  recto  tenendo. 

2.  K.ein  Prozeß  um  freies  Grundeigentum  darf  in  einem  seigneuralen 
(gnindherrlichcn)  Gericht  heginnen  ohne  Erlaubnis  des  Königs  (Glan- 
ville  de  legibus  Hb  XII,  c.  25). 

Isl   ein  solcher  Prozeß  einmal  auch  mit  Erlaubnis  des  Königs 
in  einem  solchen  Gericht  begonnen,  so  kann  der  Inhaber  des  Grund  und 


J)  Liebermann,  Sachglossar  »Instanzenzug«  4. 

2)  Brunner,  D.  RG.  I2,  411. 

Diese  Formel,  die  ersl  unter  Heinrich  II.  in  England  stereotyp  wird,  findet 
ihr  Prototyp  in  Formeln  aus  der  Zeit  Heinrichs  I.  für  die  Normandie  »nisi  feceris 
iusticia  mea  faciet«.    Siehe  Haskins,  E.  H.  R.  XXIV.  p.  213. 
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Bodens,  ,also  der  Beklagte,  das  Gottesurteil  des  Zweikampfs  zurück- 
weisen und  sich  auf  die  Jury  seines  Nachbarverbandes  vor  dem  Königs- 
gerichte (reisende  Richter  oder  Sheriff)  berufen. 

4.  In  ähnlicher  Weise  kann  die  possessorische  Besitzklage  mit 
Hilfe  der  Jury  entschieden  werden.  Die  drei  possessorischen  Besitz- 
klagen waren  die  assize  of  novel  disseisin,  wenn  es  sich  um  eine  einfache 
Besitzstörung  handelt,  die  assize  of  mort  d'ancestre,  wenn  die  Besitz- 
störung das  väterliche  Erbe  betraf,  die  assize  of  darrein  presentement, 
die  Klage  wegen  Besitzstörung  in  dem  Präsentationsrecht  zu  einer 
Kirchenpfründe.  Diese  Besitzklagen  sind  ein  Vorrecht  des  Königs- 
gerichts, und  die  feudalen  Gerichtsherren  dürfen  sie  nicht  annehmen. 

5.  Der  Gedanke  der  Leges  Henrici  wird  ausgebaut,  wonach  es  auch 
placita  gibt,  welche  gegen  die  contemptores  königlicher  Vorschriften  vor- 
gehen. Wenn  B  Grund  und  Boden  von  A  innehat,  oder  A  Geld  schuldig 
ist,  so  kann  der  König  aus  eigener  Machtvollkommenheit  dem  B  auftragen, 
das  Gut  zurückzustellen  oder  eine  Schuld  an  A  zurückzuzahlen,  über  den 
Kopf  des  Feudalherrn  oder  Gerichtsherrn,  den  eigentlich  dieser  Prozeß 
angeht.  Und  wenn  B  dieser  Anordnung  des  Königs,  diesem  breve,  nicht 
Folge  leistet,  so  macht  er  sich  einer  Verächtlichmachung  königlicher  An- 
ordnungen schuldig.  Das  ist  das  sogenannte  writ  of  praecipe1),  das 
den  großen  Feudalbaronen  so  unangenehm  ist,  weshalb  sie  von  Johann 
in  der  Magna  Charta  die  Konzession  erwirken,  daß  es  in  Hinkunft  nicht 
ergehen  soll.  (Art.  34.)  Aber  die  Magna  Charta  spricht  bloß  von  der  Ein- 
schränkung dieses  breve  bei  Grundeigentum  (tenementum),  läßt  die  Pra- 
xis in  bezug  auf  Besitzklagen  und  Vermögensklagen  weiter  zu. 

6.  Die  Jury  spielt  in  diesem  Prozeß  der  Erweiterung  der  königlichen 
Gerichtsbarkeit  eine  große  Rolle,  sie  ist  ein  kostbarer  Gegenstand,  der  als 
Privilegium  verliehen  wird,  ein  beneficium  regale,  welches  die  königliche 
Gerichtsbarkeit  der  Feudalgerichtsbarkeit  vorziehen  läßt.  Sie  ist  fränki- 
schen Ursprungs ;  der  fränkische  König  nahm  zur  Feststellung  der  ihm  zu- 
stehenden fiskalischen  Gerechtsame,  sehr  oft  aber  auch  zur  Entscheidung 
von  Rechtsstreitigkeiten  und  zu  Verwaltungsmaßregeln,  inquisitiones, 
Enqueten  im  Nachbarverbande  vor2).  Das  Merkmal  derselben  besteht 
darin,  daß  der  Richter  eine  Anzahl  von  Gemeindegenossen,  bei  welchen 
er  die  Kenntnis  der  fraglichen  Tatsache  voraussetzen  kann,  auf  Grund 
eigener  Auswahl  vorlädt  und  ihnen  das  Versprechen  abnimmt,  auf 
die  von  ihm  zu  stellende  Frage  die  Wahrheit  auszusagen.  Auf  dieses 
Versprechen  hin  erfolgt  dann  die  richterliche  Fragestellung,  die  In- 
quisition, welche  das  Thema  der  Aussage  betrifft  und  dem  ganzen  Ver- 
fahren so  charakteristisch  ist,  daß  es  davon  seine  Benennung  erhalten 


x)  Glanvilla  lib.  I,  c.  5  und  lib.  X,  c.  1  u.  2. 

2)  Siehe  Brunner,  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte,  1871,  S.  206  ff., 
596  ff.  und  Forschungen  zur  Geschichte  des  deutschen  und  französischen  Rechts 
1894,  S.  68  ff.  Neuestens  nimmt  Vinogradoff,  Engl.  Society  61  außer  dem  frän- 
kischen Einflüsse  noch  die  alte  Ansicht  wieder  auf,  wonach  die  12  Thane  der  Gesetze 
iEthelred  III,  3,  §  1  und  XIII,  §  2  gewissermaßen  eine  Vorbereitung  der  Rezeption 
-des  fränkischen  Rechts  gewesen  wären. 
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hat.  (Brunner,  Schwurgerichte,  S.  84).  Diese  in  der  Normandie  ausge- 
bildete  innquisitiones  wurden  von  den  Normannenkönigen  auch  in  Eng- 
land eingeführt.  Die  Domesday  Book  beruht  auf  solchen  Feststellungen 
um  Nachbarverband.  Der  Beweis  durch  die  Jury  wird  in  der  Zeit  vor 
Heinrich  IL,  im  allgemeinen!  als  kostbares  königliches  Privilegium1) 
um  Geld  erkauft,  weil  es  den  Kläger  oder  Beklagten,  oder  Beschuldigten 
der  Fährlichkeiten  des  Zweikampfes  überhebt  und  eine  sichere  Beweis- 
grundlage  für  sein  Recht  schafft.  Seit  Heinrich  II.  verändert  sich  dies 
insofern,  als  zunächst  der  Rekognitionsprozeß  (recognitio  der  neue 
Name  für  inquisilm:  l>nmner,  Schwurgericht,  S.tK3)  in  England  für  ge- 
wisse  Streitigkeiten  von  Privatpersonen  als  allgemeines  Recht,  nicht 
mehr,  wie  früher,  als  Privilegium  einzelner  Personen,  gewährt  wird. 
Vor  Heinrich  II.  halte  schon  dessen  Vater  Gcoffrey  von  Anjou  als 
Regenl  der  Vormandie  gewissen  Personen  für  ganze  Kategorien  von 
Re<  htsstreitigkeiten  das  Juryprivileg  erteilt2).  Heinrich  II.  gewährte  es 
ganz  allgemein : 

L.  als  sog.  magna  assissa  in  einem  Eigentumstreit  umliegendes 
Gut,  wenn  der  Inhaber  desselben  die  assissa  fordert; 

2.  bei  den  oben  genannten  Besitzklagen,  sog.  petty  assizes.  Ob  die 
königlicheVerordnung  Heinrichs  II.  den  Rekognitionsprozeß  einge- 
führl  hat,  wie  Brunner  (Schwurgericht  301)  annimmt,  ist  neuerdings  (Hos- 
kms  n.)  in  Zweifel  gestellt.  Vielleiclit  kommt  auch  Gerichtspraxis  allein 
in  Frage.  Jedenfalls  ist  diese  Einführung  eine  schöpferische  Tat  Hein- 
rii  Ii-  II.8),  Freilich  konnte  der  König  nach  wie  vor  das  Juryprivileg  in  allen 
Zivilstreitigkeiten,  welche  nicht  unter  die  oben  angeführte  Klagetypen 
fielen,  oder  die  durch  Vereinbarung  der  Parteien  der  Jury  überwiesen  wur- 
den  (sog.  jurata),  besonders  gewähren.  Aber  in  den  typischen  Rechts- 
b  an  dein  der  damaligen  Zeit  wurde  der  arme  Mann  der  rechtsunsicheren 

.  in  die  ihn  das  alte  Verfahren  durch  Gottesurteil  oder  Zweikampf 
gesetzt,  überhoben:  was  Glanvilla  (Tractatus  §  II,  c  7)  von  der  Magna 
Assissa  Bagt,  wird  wohl  vor  allen  gelten: 

Es1  autem  assissa  r  egale  quo  d  dam  beneficium 
de  consilio  procerum  populis  indultum  quo  vita  hominum  et  Status 
egritatis  tarn  salubriter  consulitur,  ut  in  jure,  quod  quis  in  libero 
teneneTitn  pussidH.  retinendo,  duelli  casum  declinare  possunt  homines 
ambiguum.  Ex  aequitate  autem  maxima  prodita  est 
i  ga  Ii  s  i  s  t  a  institutio.  Jus  enim,  quod  post  multas  et  longas 
dilationes  vix  evincitur  per  duellum,  per  beneficium  istius  constitutionis 
commodius  et  acceleratius  expeditur.  Assissa  enim  ipsa  tot  non  ex- 


Siehe  über  diese  Entwicklung,  die  hauptsächlich  in  der  Normandie  statt- 
find« t  und  die  Jury  zur  Zeit  Heinrichs  I.  und  Geoffrey  von  Anjou  Haskins  a.  a.  O. 
1   Haskins  a.  a.  O.,  p.  624. 

Ine  von  der  Assissen  sind  nach  ihrer  Einführung  durch  die  Gerichts- 
qocI   durch  besondere  Verordnung  anerkannt,  durch  die  Constitution 
von  Clarendon  von  1164  c  1  die  assissa  de  advocatione  et  praesentatione  eccle- 
riarum,  durch  c.  9  die  assissa  utrum,  durch  die  Assize  of  Northampton  von  1176 
Art.  »  die  assissa  de  morte  antecessoris. 
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pectat  esonia  quot  duellum . .  ac  per  hoc  et  laboribus  hominum  parcitur 
etsumptibus  pauperum«. 

Unter  den  Nachfolgern  Heinrichs  IL  scheint  man,  was  eigentlich 
rechtens  war,  wieder  als  von  königlicher  Gnade  abhängig  aufzu- 
fassen. Die  Magna  Charta  verhindert  diese  Ansicht :  die  Barone  hatten 
in  ihren  Artikeln  (Art.  30)  gebeten: 

»Ne  jus  vendatur  vel  dif f eratur  vel  vetitum  sit«.  Daraufhin  bestimmt 
die  Magna  Charta  (1215)  u.  a.  40: 

»Nulli  vendemus,  nulli  negabimus  aut  differemus  rectum  aut  ju- 
sticiam«. 

Nicht  so  weit  dringt  in  unserer  Periode  die  Jury  im  Strafprozeß  vor. 
Hier  war  noch  das  Verfahren  der  lex  terrae  maßgebend,  nämlich  die  Pri- 
vatklage (appellum)  und  die  Beweismittel  des  Zweikampfes  und  Gottes- 
urteils. Der  Reinigungseid  war  seit  der  Assize  of  Clarendon  (1166)  außer 
Brauch  gekommen.  Dagegen  hatte  aber  diese  Assize  neben  dem  Gottes- 
urteil angeordnet,  daß  in  der  Hundertschaft  durch  zwölf  rechtliche  Männer 
und  durch1)  vier  rechtliche  Männer  von  jeder  (sc.  benachbarten)  Dorf- 
schaft über  Räuber,  Mörder,  Diebe  und  deren  Helfershelfer  nach- 
geforscht werde.  Das  sollte  sowohl  vor  den  reisenden  Richtern,  als  auch 
vor  dem  Rügegericht  des  Sheriffs  (sheriffs  tourn)  geschehen.  Im  Jahre 
1176  wurde  diese  Vorschrift  in  der  Assize  of  Northampton  den  reisenden 
Richtern  nochmals  eingeschärft.  Den  Rechtszustand  infolge  dieser  An- 
ordnung beschreibt  Glanvilla  im  14.  Buch  seines  Traktats  folgender- 
maßen: 

Zuweilen  wird  der  Schuldige  durch  die  öffentliche  Meinung,  d.  i. 
also  durch  die  »Jury«  der  »12  +4«  angeklagt.  Der  Richter  hat  sorg- 
fältig der  Sache  auf  den  Grund  zu  gehen,  »per  multas  et  varias  inquisitio- 
nes  et  interrogationes  coram  justiciariis  faciendas  inquiritur  rei  veritas, 
et  id  ex  verisimilibus  rerum  indiciis  et  conjecturis,  nunc  pro  eo  nunc 
contra  eum  qui  accusatur  f acientibus «.  Manchmal  hat  der  Beschuldigte 
die  Wahl,  ob  er  sich  dem  Gottesurteil  unterwerfen  will  oder  dem 
Juryspruch.  Manchmal  muß  er  ein  Gottesurteil  über  sich  ergehen  lassen, 
wenn  er  als  Mörder  auf  der  Flucht  von  der  ihn  verfolgenden  Menge  ge- 
fangen genommen  und  diese  Gefangennahme  durch  Juryspruch  vor 

dem  Gerichtshof  festgestellt  wird  »si  hoc  per  juramentum  patria 

fuerit  in  curia  legitime  testatum  (c.  3)«. 

Man  kann  aber  auch,  wenn  man  60  Jahre  oder  darüber  zählt,  den 
Zweikampf  verweigern,  dann  muß  man  das  Gottesurteil  entscheiden 
lassen  (c.  1).  Noch  ist  also  der  Wirkungskreis  der  Strafjury  beschränkt. 
Er  kann  erweitert  werden  durch  Vereinbarung  der  Parteien,  namentlich 
mittels  exceptio  de  odio  et  atia.  X  behauptet,  Y  habe  die  Privatklage 
böswillig  und  gehässig  gegen  ihn  erhoben,  um  ihn  zu  enterben  oder 
ihm  sonst  Unrecht  zuzufügen;  er  beruft  sich  zum  Nachweise  dessen 
auf  die  Jury.   Der  so  Bezichtigte  erklärt  sich  mit  dem  Juryspruch  ein- 

x)  Über  die  Bedeutung  der  »vier«  benachbarten  Dorfschaften  schon  seit  den 
Tagen  des  angelsächsischen  Rechts  siehe  Gross  in  Seiden  Society  IX,  p.  XXXVII 
bis  XLIII. 
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anden.  Dieser  enthäll  auf  die  Weise  einen  Spruch  über  Schuld 
|<  r  l  n-'  buld  des  \  wie  des  Y,  Seit  dem  i.  Laterankonzil  (1215)  war 
auch  den  Geistlichen  jede  Teilnahme  an  den  Formen  des  Gottesurteils  ver- 
;  ten,  I  tadun  h  w  ar  dieJ  ury  als  Beweismitte]  in  < I <mi  Vordergrund  gerückt. 
Dabei  war  aber  noch  eine  andere  Frage  zu  erledigen,  was  zu  geschehen 
habe,  wenn  der  Beschuldigte  sich  nicht  auf  den  Juryspruch  verlassen 
wollte.  Die  Krone  erklärl  in  einer  Verordnung  von  1219  (s.  Maitland, 
Gloucester  Pleas  \\\\  III):  die  Richter  sollen  nach  i  lirer  Einsicht  vor- 
gehen. Die  sich  nicht  dem  Jurvspruch  unterwerfen  wollen,  sollen 
eingesperrt  werden,  »teneantur  in  prisona  nustra  et  salve  custodiantur, 
it.i  quod  non  incurrant  periculum  vitae  membrorum  occasione  prisonae 
nostraet.  Der  K.önigsfriede  steht  in  St  Tatsachen  also  noch  auf  schwachen 
Füßen,  und  ein  renitenter  Schuldiger  darf  der  Strafjustiz  ausweichen. 

Denn  der  Gedanke,  daß  es  sich  um  ein  Privilegium1)  des  Beschul- 
digten bandelt,  wird  noch  immer  aufrechterhalten.  Erst  seit  Edward  I. 
kann  er  gezwungen  werden,  sich  darauf  zu  berufen,  er  kann  zum  Hunger- 
pi  inigt  werden,  bis  er  sich  auf  die  Jury  beruft.  Das  ist  die  »peine 
Forte  et  dure«.  Soweit  ist  man  aber  in  unserer  Verfassungsperiode  noch 
nicht  vorgedrungen,  zu  erkennen,  daß  die  Gerichtsbarkeit  königliche 
Gerichtsbarkeit  ist,  daß  das  frühere  Privilegium  des  Beklagten  doch  noch 
etwas  mehr  ist  als  bloß  sein  Privilegium,  daß  der  König  selbst  ein  In- 
beressi  hat  an  der  Durchführung  dieses  Privilegiums  (des  »se  ponere 
super  patriam«).  s 

7.  I»'  r  Königsfriede  bat  aber  auch  schon  in  unserer  Verfassungsperiode 
tschritte  gemacht.  Nun  kommt  auch  der  Ausdruck  felonia  als  all- 
gemeine  Bezeichnung  für  Verbrechen  auf.  Noch  in  den  Leges  Henrici 
ist  die  Felonie  der  Bruch  lehensrechtlicher  Treue,  ein  Vergehen  wie 
andere,  das  mil  der  Verwirkung  des  Lehensguts  bestraft  wird.  Schon 
..in  Ausgange  des  L2.  Jahrhunderts  hat  das  Wort  seine  spezifische  Be- 
deutung  verloren  und  die  allgemeine  Bedeutung  erlangt.  Wenn  eine 
Privatanklage  erhoben  wird  wegen  Todschlag,  Verwundung,  Diebstahl 
so  muß  der  Privatkläger  immer  die  Worte  hinzufügen,  daß  es 
nicht  bloß  geschehen  war  in  pace  domini  regis,  sondern  auch  in  felonia. 
S  sehr  hatte  der  Königsfriede  an  Verbreitung  gewonnen,  gegenüber  der 
_•  tsächsischen  Zeit.  Jedes  Vergehen  gilt  als  Bruch  seines  Friedens, 
als  Lehensverrat,  als  felony.  Wie  bei  der  Verbreitung  der  Jury  wird  auch 

der  Ausbreitung  des  Feloniebegriffes  natürlich  auch  das  Begehren 
Ii  g  Königs  nach  größeren  Gerichtsgefällen  mitgewirkt  haben,  außerdem 

eicht  die  Tatsache,  daß  das  alte  germanische  Bußensystem  schon 
5i  it  dem  I  L.  Jahrhundert  zusammengebrochen  war  und  doch  an  Stelle 

dten  Sippe  der  König  zur  Sühnung  der  Verbrechen  die  Initiative 
ergreifen  mußte. 

Derl  [ebel  dieser  Entwicklung  war  aber  sicherlich  der  Gedanke  der  kö- 
Huld  und  des  Huldentzugs  als  Strafe,  wie  er  schon  in  angelsäch- 


Diesei    Gedanke  ist  so  alt  wie  das  fränkische  Inquisitionsrecht;  daher 
jus  inqtusitionis:  Brunners  Forschungen  S.  147. 
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sischerZeit  hauptsächlich  unter  kirchlichem  Einflüsse1)  ansetzt  und  von 
dem  Beamtenverhältnis  auf  das  Untertanenverhältnis  übergreift.  Dadurch 
wird  das  Bußsystem  des  alten  angelsächsischen  Volksrechts  vereinfacht. 
Das  »amerciment«der  Normannenkönige  ist  arbiträrer  Strafvollzug2).  Um 
die  königliche  Gunst  zu  erkaufen,  muß  man  Strafe  leisten,  meist  unter  An- 
gebot von  Geld  oder  liegendem  Gut.  Daher  die  Dreiteilung  der  Strafe  im 
Dialogus  de  scaccario,  die  sich  schon  in  den  »Consuetudines  et  Justicie « Wil- 
helms des  Eroberers  (um  1091) 3)  vorfindet.  Man  unterscheidet  Strafen,  die 
in  Verlust  von  Geld,  von  liegendem  Gut  bestehen  oder  an  Leib  und  Leben 
(corpus)  gehen4).  Als  Reformprogramm  gilt  die  Umwandlung  dieser  arbi- 
trären und  daher  willkürlichen  Strafen  in  wenigstens  den  Delikten  nach 
abgestufte  schon  seit  dem  12.  Jahrhundert5).  Rechtliche  —  aber  damit 
noch  nicht  notwendig  tatsächliche  —  Anerkennung  hat  diese  Foi- 
derung  in  Art.  20  der  Magna  Charta  erhalten.  Hier  wird  sogar  noch  weiter 
der  arbiträre  Strafvollzug  beschränkt ,  als  das  Existenzminimum 
des  Grundbesitzers  (das  contenementum)  durch  ihn  nicht  angegriffen 
werden  darf6).  Daß  die  Praxis  sich  daran  hielt,  ist  nicht  wahrscheinlich. 
Sicher  ist  nur,  daß  in  den  zu  Kolonisation  angelegten,  insbesondere 
den  Mediatstädten7),  aber  auch  in  großen  Handelszentren  wie  London 
durch  die  Stadtcharten  eine  feste  Schranke  dem  arbiträren  Strafvollzug 
aufgestellt  wurde8). 

8.  Die  Organe  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  waren  die  reisenden 
Richter,  wahrscheinlich  schon  seit  der  Zeit  Heinrichs  I.9),  die  von  der 
curia  regis  nach  allen  Richtungen  des  Landes  entsendet  wurden,  nach 
allen  Verbrechen  forschten,  Zivilstreitigkeiten,  aber  auch  Verwaltungs- 
sachen erledigten.  Ferner  sind  es  in  späterer  Zeit  die  drei  Gerichtshöfe  des 


x)  Dies  hat  jetzt  überzeugend  R.  Köstler,  Der  Huldentzug  als  Strafe,  1910 
(Stutz,  Kirchenrechtliche  Abhandlungen,  62.  Heft),  S.  59  ff.  nachgewiesen.  Siehe 
auch  Beyerle,  Von  der  Gnade  im  deutschen  Recht,  Göttingen  1910,  S.  7  ff. 

2)  »misericordia«  als  Begnadigung  durch  »Umwandlung  in  arbiträre  Strafe 
findet  sich  bei  den  Angelsachsen«  nur  für  friedlos  machende  bußlose  Tat.  Lieber- 
mann, Sachglossar  »Misericordia«  3.  Sonst  ist  sie  fester  Rechtschutzkauf.  Lieber- 
mann a.  a.  O.  2.  Zum  norm.  Ursprung  der  misericordia  als  arbiträren  Strafvollzug 
vgl.  Brunner,  Ztschr.  f.  RG.  XI.  83;  Forschungen  313,  D.  RG.  II,  66. 

3)  Abgedruckt  in  E.  H.  R.  XXIII,  p.  502  ff. 

4)  Vielleicht  hat  auch  hier  schon  das  angelsächsische  Recht  vorgearbeitet, 
das  seit  dem  10.  Jahrhundert  jedenfalls  den  Gegensatz  von  sühnbaren  und  unsühn- 
baren  Friedlosigkeitssachen  (utlagaria)  kennt.  Siehe  Liebermann  in  der  Festschrift 
für  Brunner  1910,  S.  29. 

5)  Liebermann,  Sachglossar  a.  a.  O.  7  b. 

6)  »Liber  homo  non  amercietur  pro  parvo  delicto,  nisi  secundum  modum 
delicti;  et  pro  magno  delicto  amercietur  secundum  magnitudinem  delicti,  salvo 
contenemento  suo;  et  mercator  eodem  modo  salva  mercandisa  sua...«  (Siehe 
oben  S.  21.) 

7)  Bateson,  E.  H.  R.  XV  93. 

8)  Liebermann  a.  a.  O.  3  a  u.  11  b. 

9)  Dies  ist  wahrscheinlich  gemacht  durch  die  Tatsache,  daß  jedenfalls  in  der 
Xormandie  reisende  Richter  in  der  Zeit  Heinrichs  I.  bestanden  haben  (Haskins 
in  E.  H.  R.  XXIV,  p.  213  f.),  sodann  auch  für  England  durch  die  Ausführungen 
von  G.  B.  Adams  in  American  Historical  Review  vol.  VIII,  p.  489  f. 
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I  andes,  deren  Konturen  man  schon  in  der  Magna  Charta  sehen  kann, 
die  seit  der  Zeil  Heinrichs  II.,  jedenfalls  aber  im  Beginn  des  14.  Jahr- 
hunderts  ihres  Vmtes  walten:  der  exchequer,  der  oberste  Finanzgerichts- 

des  Reichs,  der  common  pleas,  (Km-  Gerichtshof,  der  insbesondere 
-■•it  der  Magna  Charta  Stabilität  und  Dauer  bekommt,  indem  diese  vor- 
sieht, capul  17,  daß  er  nicht  dem  König  auf  seinen  Reisen  zu  folgen  habe, 
sondern  in  einem  bestimmten  Ort  zu  lagen  hat,  und  schließlich  der  Ge- 
richtshof  coram  rege,  die  King's  bench,  die  freilich  erst  im  14.  Jahr- 
hunderl  als  ständiger  Gerichtshof  etabliert  wird.  Die  Konturen  der 
Wirksamkeit  dieser  Gerichtshöfe  merkt  man  schon  deutlich  in  unserer 
Periode,  wie  sie  aber  voll  wirken  im  Kampf  gegen  die  Feudalgerichts- 
barkeit  und  wie  sie  zur  Ausbreitung  des  common  law  dienen,  das  wird 
erst  in  der  nächsten  Periode  uns  besonders  klar  werden. 

Eine  besondere  Gruppe  reisender  Richter  war  für  die  Kognition 
von  Forstdelikten  bestellt.  Das  Korstregal,  in  Kngland  erst  durch  Wil- 
helm  den  Eroberer  eingeführt1)  und  von  Heinrich  I.  besonders  liebevoll 
ausgebildet,  bedarf,  um  erhallen  zu  werden,  einer  besonderen  Verwaltungs- 
masi  Inn«  .  In  dem  Forste  die  Förster  (forestarii)  resp.  Oberförster  (fore- 
starum  |  rimas)  mit  den  viridarii  (welche  die  Aufsicht  über  den  Wald- 
b(  stand  haben)  und  über  ihnen  die  (seit  1184:  vier)  justiciarii,  die  reisenden 
Iii-  hter,  zur  Ahndung  der  Forstdelikte.  Erst  in  der  nächsten  Periode 
\\  ird  di.-M-r  ( >rganismiis  hes< »ndei's  ausgebaut,  insbesondere  seit  der  Charta 
de  foresta   von  1217. 

§  10.  Das  Heerwesen. 

Literatur. 

Vußer  den  zu  §2  u.  3  angeführten  noch:  Gneis  t,  Englische  Verfassungs- 
chti    s7   ii.   10.  -     Lieb  er  mann,  Sachglossar  »Heer«,  »Heergewäte«, 
Lei«.  -  M  c  Keclmie,  Magna  Charta  p.  64—93.  —  P.  &  M.  I2,  bk.  II, 
■Ii.  1.        Round,    Feudal  England,  p.  225  — 314.    —    Steenstrup,  Nor- 
I    :    26-2  ff.  u.  IV,  p.  123  ff.  -  S  t  u  b  b  s  I2,  p.  208-213,  468  ff.,  629  ff. 
Vinogradoff,  English  Society  a.  a.  O.  section  I,  ch.  I  u.  II. 

I.  Die  angelsächsische  Zeit. 

Da  finden  wir  ebenso  wie  später  unter  den  Normannenkönigen, 
ja  durch  das  ganze  englische  Mittelalter  hindurch,  nicht  bloß  ein  System 
der  Heeresverwaltung,  sondern  mindestens  gleichzeitig  drei;  nämlich 

der  Mietstruppen,  das  des  Volksaufgebots  und  das  einer  erblichen 
Aristokrat]*',  einer  Ivricgcrkaste  (Gefolgsadel),  die  aus  dem  Grund 
und  Boden  ihre  Wehrkraft  zieht.  Natürlich  ist  es,  daß  unter  diesen 
drei  Systemen  das  «  ine  in  dieser,  das  andere  in  jener  Periode  überwiegt. 
Für  die  angelsächsische  Zeit  überwiegt  das  System  des  Volksaufgebots2), 
für  die  übrige  Periode  des  englischen  Mittelalters  das  der  erblichen  Land- 

3i(  he  Liebermann,  Über  Pseudo-Cnuts  Constitutiones  de  foresta,  Halle 
1894,  S.  14  ff. 

-  Eine  anschauliche  Schilderung  des  Zusammenwirkens  von  Volksaufgebot 

-  Inera  im  angelsächsischen  Ib;ere  gibt  c.  LI  ff.  der  nordischen  Egilssaga. 
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aristokratie,  die  als  militärische  Organisation  auf  Grund  und  Eigentum- 
besitz basiert,  kurz  das  Feudalsystem.  Daneben  kommen  in  beiden  Zeit- 
abschnitten Mietstruppen  vor. 

In  der  Zeit  der  Angelsachsen  ist  die  fyrd  das  Volk  in  Waffen.  Am 
Ausgang  dieser  Zeit  kommt  noch  der  dänische  here  hinzu.  Am  Ausgange 
dieser  Epoche  ist  dann  fyrd  von  here  nicht  zu  unterscheiden.  Die  Namen 
werden  wechselweise  für  einander  gebraucht  (so  z.  B.  Chron.  Saxon. 
1006).  Anfangs  war  dies  nicht  so.  Anfangs,  da  die  Dänen  ins  Land  ka- 
men, wurde  scharf  zwischen  fyrd  und  here  geschieden.  Der  Unterschied 
war  auch  zu  groß.  Der  here  war  im  Prinzip  zunächst  eine  stehende 
Armee ,  die  nur  gelegentlich  friedlichen  Beschäftigungen  nachging. 
Die  fyrd  stellte  ein  Volk  in  Waffen  dar,  welches  nur  gelegentlich 
kriegerische  Beschäftigungen  aufnahm.  Wer  waren  die  Mitglieder  der 
fyrd  ?  Mitunter  hören  wir  von  Aufgeboten  en  masse,  sogar  von  Aufge- 
boten, die  von  ihren  Priestern  geführt  werden  (ähnlich  wie  im  fränki- 
schen Recht1).  Aber  im  allgemeinen  wird  die  fyrd  bloß  aus  den  bewaffneten 
Hausvätern  bestanden  haben. 

Mit  der  Zeit  mußte  sich  allerdings  diese  Zusammensetzung  wesent- 
lich verändern.  Auf  der  einen  Seite  wurde  die  Unterhaltsfrage  der  fyrd 
eine  wesentliche  Sorge.  Wie  sich  beköstigen  ?  Wie  sich  überhaupt  aus- 
rüsten ?,  zumal  die  Ausrüstung  sehr  kostspielig  war,  namentlich  in  einer 
Zeit,  die  vorwiegend  Naturalwirtschaft  kannte.  Und  endlich  die  schwie- 
rige ökonomische  Lage,  in  der  die  ursprünglich  freien  ceorlas  im  Laufe 
der  Zeit  sich  befanden,  da  sie  die  großen  Latifundienbesitzungen  rings 
herum  immer  mehr  zu  wirtschaftlich  abhängigen  Elementen  des  Guts- 
hofs herabdrückten.  Ein  Teil  der  Grundeigentümer  blieb  ausschließlich 
mit  der  Bewirtschaftung,  Bestellung  des  Ackers  beschäftigt  und  mußte 
einen  andern  Teil  aus  seiner  Mitte  für  die  kriegerische  Beschäftigung 
ausrüsten.  Diese  Pflicht,  bewaffnete  Krieger  zur  fyrd  zu  stellen,  la- 
stete mit  der  Zeit  als  eine  Grundlast  auf  dem  bäuerlichen  Grund  und 
Boden.  Sie  war  ein  Bestandteil  der  trinoda  necessitas  und  verpflichtete 
bloß  zur  Verteidigung  des  Landes,  nicht  zum  Kriegsdienst  im  Aus- 
lande. Mit  der  Zeit  bildet  sich  der  Grundsatz  aus,  daß  nur  je  fünf  Hufen 
Land  einen  Krieger  aufzubringen  fähig  und  verpflichtet  waren.  Die 
kleinen  ceorlas  mußten  sich  nach  dem  Fünfhufenbesitz  immer  zu  klei- 
neren Gruppen  zusammentun,  um  einen  Krieger  zu  stellen,  die  großen 
Grundeigentümer  für  je  fünf  Hufen  einen  miles  oder  Than  aufbringen. 
Gerade  für  diesen  Zweck  waren  die  Vergabungen  zu  »Isen«  in  den  letz- 
ten Jahrhunderten  der  angelsächsischen  Zeit  vorgenommen  worden,  und 
gerade  dies  erklärt  die  große  Verbreitung  der  Kategorie  der  Thane,  die 
zu  dieser  Eigenschaft  auf  Grund  eines  eigenen  Fünfhufenbesitzes  kom- 
men kann. 

Ähnlich  wurde  auch  die  sogenannte  scipfyrd  (Seewehr)  aufge- 
bracht, nämlich  nach  dem  Prinzip,  daß  auf  300  Hufen  ein  Schiff  kommt, 
oder  ein  Ruderer  auf  fünf  Hufen,  ein  bewaffneter  Seemann  auf  je  acht 


x)  Brunner,  D.  RG.  II,  215. 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte. 
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Hufen  (Chron.  Sax.  L008).  So  bestand  mit  der  Zeit  die  fyrd  nicht  mehr 
aus  allen  Haushaltungsvorständen,  sondern  aus  besonderen  Kriegern, 
die  von  den  Grafschaften  und  1 1  und  er  t  schallen  gestellt  wurden  nach  dem 
Prinzip:  füüf  Unten  stellen  einen  Krieger. 

Dei  dänische  here  wird  ähnlich  organisier!  gewesen  sein,  doch  mit 
<  inem  hö(  hst  bedeutsamen  I  aterschied,  daß  hier  in  dem  dänischen  Gebiet, 
di  i  sogenannten  Denalagu,  noch  Verhältnisse  vorherrschten  wie  im  süd- 
liehen  England  vor  der  Zeit  des  7.  Jahrhunderts,  d.  h.  die  Fünf- 
hufeneinheil war  im  dänischen  Gebiel  noch  nicht  die  Grundlage  der  Be- 
waffnung, vielmehr  sehen  wir  hier  kleine  Leute,  die  Grund  und  Boden  nach 
Hufenteilen  besaßen,  und  die  doch  jeder  l'ür  sieh  Kriegsdienste  leisteten. 
Mit  der  Zeit  verfallen  sie  allerdings  auch  dem  Fünfhufenprinzip,  weil 
sie  wirtschaftlich  es  auf  die  Dauer  nicht  aushalten  können,  eine  privi- 
legierte  Kriegerkaste  zu  bilden,  und  dem  Ackerbau  und  der  damit  ver- 
bundenen Handarbeit  nachgehen  müssen. 

Vußer  dem  Vblksaulgebol  gab  es,  wie  schon  erwähnt,  auch  in  der 
angelsächsischen  Zeil  die  Mietstruppen.  Besonders  treten  sie  in  der  Zeit 
Cnuts,  Edward  des  Bekenners  und  Haralds  auf1),  wo  sie  die  Kerntruppe 
des  Heeres  .abgehen.  Es  waren  dies  Berufskrieger,  die  als  ständige  Armee 
gemietet  waren  und  auf  Kosten  des  Königs  lebten,  in  dessen  Dienst  sie 
standen.  Es  waren  dies  die  berühmten  hüscarlas.  Daß  sie  bezahlt  wurden, 
geht  in-  mancher  Stelle  der  Domesday  Book  hervor2),  wo  Städte  ver- 
pflichtel  werden  für  die  Erhall  ung  der  hüscarlas  Summen  von  1 — 2  marcae 
zu  bezahlen.  Dorchester  zahll  z.  B.  »ad  opus  huscarlium  unammarcam«, 
Bridporl  >ad  opus  huscarlium  l/2  marca«.  Den  Landmietstruppen  ent- 
<pre<  hen  Seemietstruppen  (butsacarlas)  (Chron.  Sax.  1052). 

/u  obersl  aber  besteht  das  angelsächsische  Heer  aus  dem  Gefolgsadel 
_  i  i  n  den),  der  seit  dem  10.  Jahrhundert  zum  Teil  durch  den 
Than  abgelösl  wird.  Gefolgsadel  brauchte  nicht  bloß  vom  Könige  ab- 
zu hängen.  Mancher  Große  hatte  auch  sein  Gefolge3),  das  im  Range 
hinter  den  kön-igsthanen  stand. 

Das  angelsächsische  Königreich  konnte  mit  der  fyrd  auf  die  Dauer 
ttichl  auskommen.  Zu  seiner  Ergänzung  traten  einmal  die  Mietstruppen, 
anderseits  die  durch  Isen  (Bodenleihe)  gewonnenen  Krieger  des  Gefolgs- 
adels,  die  Thani  ').  hinzu.  Aber  auch  das  Mietstruppensystem  mußte  in 
sich  selbsl  zusammenfallen  in  einer  Zeit,  die  vorwiegend  Naturalwirtschaft 
kannte  und  in  der  das  Geld  infolgedessen  sehr  teuer  war.  Die  Natural- 
wirtschafl  in  dem  Stadium  der  Ackerbauwirtschaft  führt  notwendig 
zu  einem  Heersystem  auf  aristokratischer  Grundlage,  da  sie  die  Schei- 
dung  einer  ackerbautreibenden  Bevölkerung  und  einer  dauernden  Krieger- 


['!•    K-iI-.iim  U-richtet  von  ihnen  schon  für  die  Zeit  iEthelstans. 
2j  Siehe  auch  Egiissaga  a.  a.  O. 

Siehi    I.  beu  des  hl.  Guthlac,  Bibliothek  angels.  Prosa,  p.  108  u.  110. 
4)  Liebermann,  Sachglossar  »Gefolgsadel«  C  u.  la,  macht  noch  besonderen 
Unter»  hied  zwisi  hen  dem  Than  und  dem  Gefolgsadeligen.  Ersteren  soll  ein  Hofamt 
sur  Thanschaf  1  qualifizieren.    M.  E.  ist  wohl  die  Tatsache  der  Abschätzung  allein 
maßgebend.  Der  Than  ist  der  durch  Landverleihung  abgeschichtete  Gefolgsadelige. 
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käste  zur  notwendigen  Folge  hat.  Der  Berufskrieger  wird  unter  diesen 
Umständen  natürlich  der  Herr  des  Berufsackerbauers.  Die  Erhaltung 
des  Berufskriegers  kostet  Geld,  aber  dies  wird  durch  Naturaldienst  des 
nunmehr  gutshörig  gewordenen  Ackerbauers  beschafft.  Langsam  und 
allmählich  vollzieht  sich  dieser  Prozeß  schon  in  der  Zeit  vor  der  Erobe- 
rung des  Landes  durch  die  Normannen.  Die  Feudalisierung  war  schon  im 
Prinzip  da  vor  der  Normanneneroberung,  die  Normannenkönige  gaben 
diesem  Feudalisierungsprozeß  nur  die  Vollendung1). 

II.  Die  Normannenzeit. 

Ausrüstung  und  Dienst  in  der  normannischen  Armee  werden  be- 
stimmt durch  den  Umfang  eines  Ritterlehens  (feodum  militis).  Seit  den 
Forschungen  von  Round  steht  es  nun  fest,  daß  der  Ritterdienst  oder  bes- 
ser die  Einheit  des  Ritterlehens  als  Grundlage  der  Heeresverfassung  und 
-ausrüstung  von  den  Normannenkönigen  aus  der  Normandie  mitge- 
bracht worden  ist  und  daß  sie  sich  im  großen  ganzen  nicht  genau  nach  be- 
stimmten Plänen  vollzog,  sondern  mehr  nach  dem  Prinzip,  daß  auf  je 
zehn  Ritterlehen  (constabulariae)  ein  bestimmter  Haufe  von  Rittern 
zu  stellen  war.  Das  war  das  debitum  servitium,  das  jeder  der  Feudal- 
barone dem  Lehensherrn  zu  stellen  hatte.  Wieviel  constabulariae  er 
aufzubringen  hatte,  war  Sache  eines  Übereinkommens  zwischen  dem  Kö- 
nige und  ihm.  Der  König  verlieh  ihm  einen  großen  Grundkomplex,  eine 
Baronie,  mit  der  Verpflichtung  so  und  so  viel  constabulariae  oder  Ritter- 
haufen zu  stellen.  Jede  constabularia  bestand  aus  zehn  Rittern,  die 
der  betreffende  Baron  zu  stellen  hatte.  Gleichgültig  war  für  den  König, 
wie  der  Baron  dies  zuwege  brachte,  ob  er  wirklich  eine  Unterbelehnung 
von  Grund  und  Boden  an  jeden  der  von  ihm  zu  stellenden  Ritter  vornahm 
oder  nicht.2)  Belehrend  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Berichte  der  Barone 
von  1166,  in  denen  sie  den  königlichen  Beamten  mitzuteilen  haben,  wie 
groß  die  Zahl  der  Ritterlehen  ist,  die  sie  besitzen.  Da  findet  sich  der 
Unterschied  wieder  zwischen  antiqua  feffamenta  und  nova  feffamenta, 
je  nachdem  die  Ritterlehen  in  der  Zeit  der  ersten  drei  Normannenkönige 
kreiert  worden  waren  oder  nachher,  und  dann  die  Verpflichtung  zur  An- 
gabe, wie  viel  Grund  und  Boden  der  Baron  nicht  mit  Rittern  besetzt 
habe,  also  gewissermaßen  auf  seiner  Domäne  nominell  liegen  habe.  Die 
erste  und  dritte  Kategorie  wurde  zusammengefaßt  als  servitium  debi- 

x)  Siehe  oben  §  2. 

2)  Ähnliches  ist  wohl  —  was  Round  übersehen  hat  —  nach  Steenstrup  III 
297  ff.  normannische  Art  schon  zur  Zeit  Rollos  gewesen  (das  sog.  »funiculo  divisit«). 
Die  damalige  Zeit  verwendet  den  Ausdruck  »mit  dem  Bindfaden  oder  Seil  zuteilen« 
zur  Bezeichnung  der  Zuteilung  ohne  vorherige  genaue  Abgrenzung.  Ganz  das- 
selbe wird  auch  Wilhelm  der  Eroberer  gemacht  haben.  Die  »rapes«  (die  wohl  die- 
selbe Stammwurzel  wie  altnord.  »hreppr«.  holländisch  »rope«  enthalten),  die  die 
Hauptteilungen  der  Grafschaft  Sussex  im  M.  A.  waren,  sind  zweifellos  von  den 
Normannen  eingeführt.  Diese  Grafschaft  war  der  Schlüssel  zu  England,  und  sie 
wurde  beinahe  zu  gleichen  Teilen  von  vornherein,  also  offenbar  vor  der  Lan- 
dung Wilhelms  des  Eroberers  seinen  Getreuesten  zugeteilt.  Jeder  erhielt  einen 
»rape«.    Siehe  Victoria  County  History  (Sussex)  I,  352  ff. 
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tum,  die  zweite  Kategorie  erwuchs  einfach  aus  der  Politik  der  Unterbe- 
lehnung,  die  jeder  der  Barone  auf  seine  eigene  Kaust  durchführte.  Die 
'  -  Revolution,  die  Heinrich  II.  vornahm,  war,  daß  er  als  Recht 
beanspruchte,  auch  von  diesen  nova  feffamenta  Schildgeld  zu  erheben, 
trotzdem  diese  nicht  zu  dem  servitium  debitum  gehörten.  Daraus  geht 
klar  hervor,  dal.»  die  ältere  Auffassung  von  (ineist  und  Stubbs,  wonach 
die  Einführung  des  Ritterlohens  als  Einheit  ein  großer  Prozeß  der  Be- 
lehnung  und  l  aterbelehnung,  planvoll  vom  Eroberer  zuwege  gebracht, 
hinfällig  ist,  und  daß  nach  der  neueren  Auffassung  die  Frage,  wieviel 
jeder  der  Barone  dem  Könige  als  debitum  servitium  zu  stellen  hat,  für 
den  Normannenkönig  die  Hauptsache  war.  Wie  der  Unterbelehnungs- 
prozeQ  weiter  vor  Bich  ging,  war  ihm  gleichgültig.  Nicht  so  gleichgültig 
aber  war  dieser  I  nterbelehnungsprozeß  für  die  Barone  selbst,  wie  dies 
neuerdings  von  Yinogradoff  dargetan  ist1). 

Bei  dem  Prozeß  der  I  nterbelehnung  berücksichtigten  die  Barone 
die  Fünfhufenemheit  des  angelsächsischen  1 1 eersystems.  Sie  erhielt 
m  der  Normannenzeit,  also  im  L2.  Jahrhundert,  die  Gestalt,  daß  ein 
Ritterlehen,  wenn  es  ein  großes  war,  nur  dann  als  ein  magnum  feodum  an- 
gesehen  wurde,  wenn  die  betreffende  Gutseinheit  15  oder  16  marcae  Ein- 
men  betrug,  und  daß  ein  kleineres  Rittergut,  feodum  minutum,  2/3 
davon  an  Einnahmen  abwerfen  mußte.  Wenn  also  auch  die  Bildung 
der  gr<»I.H'ii  liarunien  nach  dem  Prinzip  der  constabulariae  auf  Grund 
von  (  hereinkommen  /wischen  König  und  Baronen  stattfand,  so  ging 
der  I  fnterbelehnungsprozeß  nach  jenen  Regeln  vor  sich,  welche  am  Aus- 
Lrani:  der  angelsächsischen  Zeit  für  die  expeditio  regis,  für  die  Gestellung 
von  Kriegern  nach  dem  Fünfhufenprinzip  maßgebend  waren2).  Der 
Unterschied  zwischen  den  Thanen  und  den  neuen  normannischen 
Rittern  !.iLr  bloß  darin,  daß  der  Vertrag,  durch  welchen  die  Thane  an  ihr 
la  ii  gebunden  waren,  einen  viel  allgemeineren  Charakter  hatte  und  man- 
nigfachere  Dienste,  nicht  bloß  ausgesprochene  Kriegsdienste  zuließ, 
während  der  normannische  Ritter  bestimmte  Pflichten  dem  Lehnsherrn 
gegenüber  zu  erfüllen  hatte,  die  sogenannte  Lehnspflicht,  und  unter  die- 
Ben  wieder  zu  nbersl  die  Heerespflicht,  das  servitium  militare.  Aber  auch 
die  übrigen  l)iensle  des  Lehnsritters  heben  sich  als  servitium  forinsecum 
Bchari  ab  von  den  allerhand  Diensten,  zu  denen  der  frühere  Than  oder 
dreng  oder  rädcnihl  verpflichtet  war.  An  Stelle  der  Kategorie  der 
Thane  und  liberi  homines  dringen  nach  der  Normanneneroberung  die 
Ritter  ein. 

III.  Lehnsdienst  und  Lehnspflichten. 

Lehnsdienst  und  Lehnspflichten  sind  verschieden,  je  nachdem  es 
sich  um  Ritterdienst  (servitium  militis),  frankalmoin  (libera  elemosina), 
grand  serjeanty  oder  petty  serjeanty  handelt. 


1)  English  society  in  the  eleventh  Century,  p.  44  ff. 

J    Noch  unter  Heinrich  II.  soll  nach  Vinogradoff  (Br.  Academy  1907,  Athe- 
I  •  br.  1907,  p.  170)  die  Jahresrente  eines  Ritterlehens  10  £  und  nament- 
licfa  im  südlichen  England  5  Hufen  (eingeschätzte  Grundfläche)  betragen  haben. 
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1.  Der  Ritterdienst.  Er  bestand  darin,  daß  für  ein  bestimmtes 
Grundeigentum  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ritterdiensten  geleistet 
werden  mußte. 

2.  Die  grand  serjeanty  teilte  alle  Lehnslasten  mit  dem  Ritter- 
dienst, sie  unterschied  sich  aber  von  ihm  darin,  daß  sie  kein  scutagium 
zu  zahlen  hatte,  und  daß  der  mit  einer  grand  serjeanty  Belehnte  an 
Stelle  der  ordentlichen  Militärdienstpflicht  andere  bestimmte  Pflichten 
im  Feld  zu  erfüllen  hatte,  so  z.  B.  das  Tragen  des  königlichen  Banners 
oder  der  königlichen  Lanze,  oder  gewisse  Hofdienste  zu  erfüllen 
hatte. 

3.  Petty  serjeanty  unterscheidet  sich  von  der  grand  serjeanty 
dadurch,  daß  die  Dienste  hier  bedeutend  geringfügiger  waren  als  bei  der 
grand  serjeanty.  Littleton  beschreibt  sie  lib.  II.  cap.  9  §  159  mit  fol- 
genden Worten:  daß  sie  dann  vorhanden  ist  »where  a  man  holds  his 
lands  of  our  lord  the  king  to  yield  to  him  yearly  a  bow  or  sword,  or 
a  dagger  or  a  knife  .  .  .  or  to  yield  such  other  small  things  belonging 
to  war.« 

4.  Die  frankalmoin  oder  libera  elemosina  war  die  Verleihung  von 
Grund  und  Boden  durch  fromme  Gründer  an  religiöse  Körperschaften. 
Der  Dienst  war  bloß  ein  geistlicher  Dienst.  Die  Verleihung  in  liberam 
elemosinam  bedeutete  ewige  Verleihung  frei  von  weltlichen  Diensten. 
In  schottischen  Charten  wird  dieser  Dienst  umschrieben  als  Dienst 
zu  »preces  et  lacrimae«. 

Da  der  Ritterdienst  auf  diese  Weise  als  der  inhaltsreichste  erscheint, 
wollen  wir  uns  mit  den  aus  ihm  folgenden  Lehnspflichten  und  Lehns- 
lasten besonders  beschäftigen.  Diese  zerfallen  in  drei  Klassen:  in  Dienste 
(servitia),  Lehnsgefälle  und  auxilia  (aids). 

1.  Die  servitia  waren  secta,  Gerichtsfolge  und  servitium,  Heeres- 
dienst. Der  Belehnte  war  verpflichtet,  persönlich  in  der  Lehnskurie 
seines  Lehnsherrn  zu  erscheinen,  sei  es,  daß  diese  Kurie  für  Verwaltungs- 
oder richterliche  Zwecke  tagte,  oder  bloß  um  zeremoniellen  Pomp  zu  ent- 
falten. Das  servitium,  der  Lehnsdienst,  war  das  servitium  debitum, 
die  Pflicht  für  jedes  Ritterlehen  oder  scutum  einen  bewaffneten  Rei- 
tersmann durch  40  Tage  im  Feld  zu  erhalten. 

2.  Die  Lehensgefälle  (sogenannte  feudal  incidents),  waren  eine 
Reihe  von  gelegentlichen  Einnahmequellen'  die  der  Lehnsherr  in  unregel- 
mäßiger Weise,  je  nachdem  sich  die  Gelegenheit  ergab,  von  seinen  Va- 
sallen erhob.  Ihre  Zahl  ist  ungefähr  sechs,  nämlich  die  relevia,  die 
escaeta,  die  Vormundschaftsgefälle  (wardae),  die  Heiratsfälle  (mari- 
tagia),  die  primer  seisin  und  die  Veräußerungsabgaben  (fines). 

Das  relevium  bestand  in  der  Abgabe,  die  der  das  Erbe  seines  Vaters 
neu  antretende  Lehnsvasall  dem  Lehnsherrn  als  Anerkennung  seiner 
Lehnsabhängigkeit  zu  leisten  hatte  (sog.  Mannfall),  relevium  beim 
sog.  Herrnfall  ist  für  das  englische  Recht  nicht  überliefert  (Round, 
Feudal  England  310  Note).  Es  knüpft  an  das  alte  auch  in  der  angel- 
sächsischen Zeit  bestehende  Heergewäte  an  und  war  als  Erinnerung 
gedacht  an  die  Zeit,  wo  das  Lehen  noch  nicht  erblich  geworden  war, 
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lern  beim  Lehnsfall  an  den  Lehnsherrn  zurückfiel1).  Um  dies  Zu- 
rück fallen  zu  verhindern,  zahlte  dann  der  Erbe  des  Lehnsvasallen  das 
relevium. 

Der  Heim  fall  (escaeta)  war  der  Rückfall  dos  Lehens  an  den  Lehns- 
herrn, wenn  dem  Vasallen  keine  männliche  Nachfolge  blühte,  oder  wenn 
d(  i  Vasall  Felonie  begangen  halte.  Dieser  Lohonsheiml'all  war  der  Krone 
besonders  wertvoll,  denn  er  hatte  zur  Folge,  daß  die  Untervasallen  des 
der  Felonie  schuldigen  Vasallen  nun  direkt  von  der  Krone  ihr  Gut  zu 
en  hatten,  und  die  Krone  außerdem  das  ganze  Lehnsgut  des  der 
Felonie  Schuldigen  einzog. 

Die  warda  oder  wie  der  Dialogus  de  seaccario  sagt,  die  escaeta  cum 
de,  bestand  darin,  daß  der  Erbe  des  Lelmsvasallen,  wenn  er  noch 
minderjährig,  also  unfähig  war,  die  Waffen  an  Stelle  seines  Vaters  zu 
tragen,  während  seiner  Minderjährigkeit  eigentlich  das  vom  Vater  er- 
erbte  Lehnsgui  an  den  Lehnsherrn  verwirkte.  Dieser  zeitweilige  Lehns- 
heimfall  bewirkte,  daß  der  Lehnsherr  den  Besitz  des  Vasallengutes  in 
tasprui  h  nahm,  die  Einkünfte  daraus  zog  und  sie  für  seine  Zwecke  ver- 
wandte,  mil  der  Verpflichtung,  den  Erben  des  Vasallen  seinem  Stande 
gemäß  erziehen  zu  lassen.  Das  Recht  der  Krone  auf  Vormundschafts- 
gefäll  erstreckte  sich  als  sog.  Regalie  auch  auf  Bischofssitze,  nicht  bloß 
aul  die  damil  verbundene  weltliche  Baronie,  d.  h.  die  Krone  hatte 
das  Recht,  solche  Bischofssitze  und  ihre  Einkünfte  nach  dem  Tode 
eines  Bischofs  bis  zur  Installation  seines  Nachfolgers  für  sich  in  Anspruch 
/ii  nehmen2).  Bemerkl  sei,  daß  die  Vormundschaft  des  Lehnsherrn  für 
den  minderjährigen  männlichen  Vasallen  so  lange  dauerte,  bis  dieser  das 
21.  Lebensjahr  vollendet  hatte.  War  die  Vormundschaft  über  Frauen 
zu  führen,  so  «lauerte  sie  bis  zu  deren  14.  Lebensjahre,  da  sie  in  diesem 
Uter  einen  Ehemann  nehmen  durften,  der,  so  lautete  die  Begründung 
Littletons,  für  sie  den  sehuldigen  Ritterdienst  erfüllen  konnte. 

Heiraten  waren  ebenfalls  ein  gelegentlicher  Profit  des  Lehnsherrn, 
fern  als  der  Lehnsherr  berechtigt  war,  für  die  Tochter  seines  Vasallen 
einen  Ehemann  zu  wählen.  Der  Preis,  den  dieser  Ehemann  zu  zahlen 
hatte,  war  das  maritagium. 

Primer  seisin  war  ein  Vorrecht,  das  bloß  dem  Könige  zukam  gegenüber 
seinen  Vasallen,  m<ht  auch  gegenüber  andern  Lords.  Es  bestand  darin, 

di.'  k<  >  r  i  i  lt  I  i  *  - 1 1 « - 1 1  Beamten  nach  dem  Tode  eines  Kronvasallen  sofort 
sein  Besitztum  in  Beschlag  nahmen  und  den  Lehnserben  von  der  so- 
fortigen  Besitznahme  ausschlössen,  ehe  er  eine  ausdrückliche  Erlaubnis 
zum  Besitzantritl   von  dein  Konige  erhalten  hatte.   Diese  erlangte  er 

dann,  wenn  er  den  Nachweis  lieferte,  daß  er  der  richtige  Erbe 
Sicherheit  stellte  für  relevia  und  Lehnsschulden  seines  Vor- 
gängers und  den  Lehnseid  leistete.  Bei  der  Gelegenheit  konnte  natürlich 
die  Krone  sehr  auf  ihren  Vorteil  bedacht  sein,  namentlich  wenn  die  Lehns- 
folge  bestritten  war.  was  natürlich  eine  Gelegenheit  bot,  um  Profit 
daraus  zu  ziehen.    Primer  seisin  war  kurz  gefaßt  also  das  Recht  der 

1    Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Heergewäte«,  insbes.  2  b. 
2)  Siehe  darüber  noch  weiter  §  12. 
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Krone,  in  summarischer  Weise  sich  alle  Lehnsschulden  des  verstorbenen 
Vasallen  vom  Erben  erfüllen  zu  lassen. 

Schließlich  hatte  der  Lehnsvasall,  wenn  er  einen  Teil  seines  Lehns- 
gutes zu  veräußern  wünschte,  die  Zustimmung  seines  Lehnsherrn  zu  er- 
langen, dafür  mußte  er  auch  Gebühren  bezahlen,  die  sogenannten 
Veräußerungsgebühren. 

3.  Die  auxilia  des  Vasallen  waren  durch  Lehnsrecht  festgelegt.  Es 
waren  die  normalen  drei  »Hülfen«,  welche  der  Lehensvasall  seinem  Lehns- 
herrn zu  leisten  hatte.  Nämlich:  den  Lehnsherrn  aus  der  Gefangenschaft 
zu  lösen,  dem  Lehnsherrn  bei  der  Verheiratung  seiner  ältesten  Tochter 
oder  beim  Ritterschlag  seines  ältesten  Sohnes  zu  »helfen«.  Wie  die  Mag- 
na Charta  Kapitel  12  sagt:  »ad  corpus  nostrum  redimendum,  et  pri- 
mogenitum  filium  nostrum  militem  faciendum,  et  ad  filiam  nostram 
primogenitam  semel  maritandam«.  Alle  anderen  auxilia  waren  unge- 
wöhnliche und  mußten  vom  Vasallen  besonders  bewilligt  werden.  Wie- 
viel der  Lehensvasall  bei  den  ordentlichen  drei  Auxilien  zu  leisten  hatte, 
hing  von  dem  Willen  des  Lehnsherrn  ab.  Die  Magna  Charta  verlangt 
nur,  daß  sie  vernünftig  seien,  (»rationabilia«,  Kap.  12).  Sie  schwank- 
ten zwischen  20  und  40  Schilling  unter  Heinrich  II.  Zu  den  Lehnslasten 
gehörte  auch  das  scutagium1). 

Diesen  Lasten  und  Pflichten  des  Vasallen  entsprachen  aber  auch 
Rechte,  die  er  von  seinem  Lehnsherrn  fordern  konnte,  denn  das  Lehns- 
verhältnis war  auf  Vertrag  basiert.  Der  Lehnsherr  war  dem  Vasallen 
zum  Schutz  und  zur  Treue  verpflichtet.  In  England  gewann  aber  diese 
Lehns Verpflichtung  durch  die  starke  Hand  des  Normanneneroberers 
eine  besondere  Gestalt.  Der  Lehnsherr  war  immer  zu  Schutz  und  Treue 
gegenüber  seinem  Vasallen  verpflichtet,  der  Vasall  aber  durfte  nicht 
seine  schuldige  Lehnstreue  seinem  unmittelbaren  Lehnsherrn  gegenüber 
erfüllen,  wenn  dieser  sich  in  offenbarer  Auflehnung  gegenüber  dem  ober- 
sten Lehnsherrn,  dem  König,  befand,  und  schon  nach  Glanvillas  Auf- 
fassung hatte  der  Vasall,  wenn  der  König  es  gebot,  selbst  gegen  seinen 
unmittelbaren  Lehensherrn  zu  kämpfen. 

§  11.  Die  Finanz  Verwaltung. 
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I.  Das  materielle  Finanzrecht. 

1 .  1)  i  e  angelsächsische  Zeit. 

I  >  i*1  Kinnidunen  des  angelsächsischen  Königs  waren  zunächst 
Zölle,  sodann  Marktgelder,  Scldagschatz,  Einkünfte  aus  Gerichtsgefällen 
einschließlich  der  Geldbußen  für  angetanes  Unrecht  und  für  Nichter- 
scheinen vor  Gericht,  schließlich  Steuern,  die  unter  drei  Haupttitel 
sich  einreihen  lassen: 

L.  herkömmliche  Leistungen  in  natura  und  in  Geld.  Die  Domes- 
Jay  Book  bezeichnet  sie  als  »de  consuetudine«,  Dd.  I  362  a  »homines  de 
Colebi  retinenl  vi  sol.  e1  x  den.  de  consuetudine.  homines  de  Herme- 
stune  retinent  viu  sol.  de  consuetudine«.  Sie  bestanden  in  Leistungen 
von  Lebensmitteln,  von  Spanndienst,  von  Logier-  und  Einquartierungs- 
diensl  oder  Ersatz  dafür  und  sind  wohl  die  ältesten  und  einfachsten  For- 
men der  Besteuerung.  Diese  Leistungen,  die  wohl  ursprünglich  nur  im 
Haushall  des  Privatmannes  sich  gut  einfügen  lassen,  dienen  doch  in  der 
angelsächsischen  Zeit  dazu,  die  Bedürfnisse  des  königlichen  Haushalts, 
der  Armee,  der  öffentlichen  Beamten  zu  decken.  Sie  werden  entweder 
h.  i  hr<\ mimten  Gelegenheiten  und  zu  bestimmten  Zwecken  geleistet, 
zuweilen  aber  erscheinen  sie  auch  als  systematische  Naturalleistungen, 
an  deren  Stelle  dann  Geldleistungen  treten,  für  den  Unterhalt  des  Königs, 
wenn  er  sich  auf  Reisen  befindet,  was  ja  den  größten  Teil  des  Jahres 
der  Fall  war.  In  diesem  Falle  heißen  sie  feormfultum.  Die  Einheit 
dieser  Steuern  waren  ein  (sog.  firma  unius  noctis)1)  oder  mehrere  Nächte, 
je  aachdem  die  Verpflichtung  bestand.  Aber  auch  das  Quantum  für  je 
eine  Nacht  (=  1  Tag)  wechselte  nach  Landgütern  und  war  durch  Her- 
kommen für  jedes  besonders  geregelt2).  Wer  diese  Abgabe  leistete,  war 
gewöhnlich  von  dem  sog.  Geld,  dem  Denagield,  frei.  Herkömmliche  Ab- 
gaben  dieser  Kategorie  waren  auch  die  Hand- und  Spanndienste,  ferner 
der  Wachtpfennig,  der  eigentlich  eine  Ablösung  von  Wachtdiensten, 
sei  es  im  Innern  des  Landes,  sei  es  gegen  den  auswärtigen  Feind,  be- 
deutete. 

2.  Die  andere  Steuer  des  angelsächsischen  Staates  war  die  Gründ- 
et euer8),  mit  der  Haus  und  Hof  belegt  waren,  das  landgafol.  So  hat  z.  B. 
die  Domesday  Book,  Dd.  I.  158b  (Oxeneford);  203b  (Huntedun),  »de 
toto  hoc  burgo  exibant  T.  R.  E.  de  landgable  X  lib.  inde  comes  terciam 
partem  habebat,  rex  duas.«  Das  gafol  existiert  seit  den  frühesten  Zeiten. 
So  erwähnl  das  Gesetz  der  Nordleute,  §7,  cyninges  gafol.  Ähnlich  fin- 
den wir  in  den  Gesetzen  Ines  schon  im  7.  Jahrhundert  den  Abgabe 
zahlenden  Welschen  »Wealh  gafolgylda«.  Das  gafol  wird  nicht  bloß 
vom  Könige  sondern  auch  als  Privatabgabe  von  dem  großen  Grundherrn, 
vom  hläford,  erhoben,  das  des  Königs  hat  den  besonderen  Namen 
cyninges  gafol. 


1    Siehe  dazu  insbesondere  Round,  p.  109 — 115. 
2)  Liebermann,  Sachglossar  »Gastung«  12  ff. 

Sie  ha1  allerdings  in  der  Grundherrschaft  und  dem  Bodenzins  ihre  Wurzel. 
Liebermann,  Sachglossar  »Abgabe«  S.  264  f. 
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3.  Neben  dieser  ordentlichen  Grundsteuer  wurden  aber  außeror- 
dentliche Lasten  auferlegt,  so  die  gersuma1)  und  das  tallagium  (Dd.  II 
111  a  und  Dd.  I  339  c).  Diese  Abgaben  konnte  jeder  große  Gutsherr  von 
seinen  Gutshörigen  fordern,  natürlich  auch  der  König.  Während  nun 
diese  außerordentlichen  Steuern  meist  lokaler  Natur  waren,  gewisser- 
maßen Ortssteuern,  wurde  eine  allgemeine  Steuer  bei  außergewöhnlichen 
Gelegenheiten,  namentlich  um  das  Land  von  den  Dänen  freizukaufen, 
schon  frühzeitig2)  erhoben.  Ursprünglich  eine  lokale  Art,  insofern, 
als  einzelne  Grafschaften  sie  zahlten,  um  Ruhe  zu  erkaufen,  sind  sie  schon 
seit  1012  eine  Steuer  behufs  Reichswehrsolds  für  die  Truppen  Englands 
gegen  die  Dänen.  Schon  seit  1013  oder  1016  wird  sie  regelmäßig,  jedenfalls 
erst  seit  der  Normanneneroberung.  Ganze  Städte  wurden  nun  jenes 
Steuerdrucks  wegen  ihrer  Bewohner  beraubt.  Oder  wie  die  Domesday 
Book  ebenso  kurz  als  inhaltsreich  es  zum  Ausdruck  bringt,  z.  B.  Dd.  I 
75  a:  »in  Brideport  D.  R.  E.  erant  GXX  domus  et  ad  omne  servicium 
regis  defendebant  se  et  geldabant  pro  V  hydis  .  .  .  modo  sunt  ibi  G.  domus 
et  XX  sunt  ita  destitutae  quod  qui  in  eis  manent  geldum  solvere  non 
valent«.  Diese  drückende  Last  war  das  Denagield,  eine  Grundsteuer, 
die  allmählich  zur  Grundlast  wurde,  weil  sie  infolge  der  mangelnden 
Katasterverhältnisse  fix  wurde,  ck  h.  immer  in  der  gleichen  Höhe  von 
dem  betreffenden  Grundstück  erhoben  wurde.  Da  sie  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert eigentlich  unter  allen  andern  Steuern  die  größte  Bedeutung  ge- 
wann und  auch  die  größte  finanztechnische  Vollendung  erlangte,  soll 
sie  im  folgenden  näher  beschrieben  werden. 

Als  Mittel  der  Einschätzung  diente  eine  Steuerwerteinheit,  die 
hida,  die  Hufe.  Diese  Geldhida  als  Steuerwerteinheit  unterscheidet  sich 
sehr  wesentlich  von  der  realen  Hufe,  die  als  Feldmaß  benutzt  wurde. 
Die  letztere  war  bedeutend  umfangreicher,  weil  sie  sich  der  Realität 
vollständig  anschmiegte  und  bildete  die  Grundlage  der  ersteren3).  Die 
Geldeinheit  war  nur  eine  rechnerische  Abstraktion,  die  dazu  diente, 
den  Wert  des  besteuerten  Grund  und  Bodens  ungefähr  abzuschätzen. 
Der  hida  im  Süden  entsprach  die  carucata  im  Norden  und  Nordosten,  vor- 
wiegend in  den  dänischen  Gebieten,  und  die  sulung  in  Kent.  Wie  scharf 
die  Geldhida  von  der  realen  Feldhida  geschieden  wurde,  geht  aus  manchen 
Bemerkungen  in  der  Domesday  Book,  aber  auch  schon  aus  den  Urkunden 
der  angelsächsischen  Zeit  hervor.  So  heißt  es  z.  B.  Kemble  C.  D.  1057: 
»d*t  wa?s  öaet  mon  aelles  öises  freolses  are  aefre  for  ane  hide  werian 
scolde«.  Hier  ist  wohl  bloß  von  der  »werhida«  die  Rede,  aber  auch 
diese  ist  ein  ebenso  fiktives  Maß  wie  die  Geldhufe  und  bedeutet,  ähnlich 
wie  die  letztere,  jede  Einheit,  welcher  die  Bewaffnungspflicht  für  Grund 

x)  Darüber  handelt  besonders  Steenstrup  IV,  301  ff.  Über  gaersum  =  Über- 
buße v.  Amira,  Grundriß  S.  201. 

2)  So  schrieb  iElfred.   Liebermann,  Sachglossar  »Dänengeld«  2  ff. 

3)  Siehe  dazu  auch  Vinogradoff,  Growth  a.  a.  O.,  ferner  Rhamm,  Die  Groß- 
hufen der  Nordgermanen,  Braunschweig  1905,  S.  171 — 305.  Daß  die  angelsächsische 
hida  einfach  eine  angelsächsische  Nachahmung  des  dänischen  bol  (Rhamm  a.  a.  O. 
292  in  Verb,  mit  261)  sei,  wird  mit  Recht  bezweifelt  von  Vinogradoff,  E.  H.  R.  XXI, 
p.  356. 
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und  Hoden  entspricht.  In  der  Domesday  Book  finden  wir  ganz  deutlich 
den  Unterschied  hervorgehoben  für  wieviel  die  hida  Denagield  zahlt, 
und  wieviel  eigentlich  der  Grundbesitz  an  Pflugland  hat,  z.  B.  Dd.  I 
100:  »Halgevilla,  quam  benel  Brictricus  .  .  .  reddit  gildum  pro  1  virga, 
e1  banc  possunl  arare  5  caruce«.  Das  Charakteristische  der  Domesday 
Book  und  ihres  Zwecks  ist  ja  auch,  daß  sie  nicht  bloß  den  Grundbesitz 
angeben  Boll,  für  welchen  taktisch  Denagield  gezahlt  wird,  sondern  auch 
den  Grundbesitz,  soweit  er  anbauungsfähig  ist,  die  sogenannte  terra 
canieae,  das  Land  des  Pl'luggeldes. 

\u-  diesem  Auseinanderfallen  von  Steuerwerteinheit  und  faktischer 
Grundbesitzeinheil  l'olgl  dann  die  Möglichkeit,  Grundsteuernachlässe  zu 
machen,  indem  man  den  Grundbesitz  viel  niedriger  an  Hufen  einschätzt, 
als  er  wirklich  und  in  der  Tat  innehatte,  das  ist  die  sogenannte  »wohl- 
tätige  Nidation«.  Km  Beispiel  dafür  aus  der  Domesday  Book  für  die 
carucata,  die  übrigens,  wie  wir  wissen,  im  Norden  gilt  und  gleichbedeutend 
mit  der  Inda  ist.  Dd.  I  270:  »in  Assefarde  cum  Berewicis  rex  Edwardus 
habuil  22  carucatas  terrae  ad  geldum  et  1  carucatam  terrae  sine  geldo. 
ibi  nunc  in  dominio  habet  rex  4  carucas  et  18  villani  habent  5  carucas. 
terra  22  carucarum«.  Auf  ein  anderes  typisches  Beispiel,  wo  nicht  we- 
niger als  vier  verschiedene  Einschätzungen  genannt  sind,  hat  Bezug 
Beedon  (Berks)  Dd.  1.  58  b:  »Tunc  se  def endebat  pro  X  hidis,  modo  pro 
\  III  hidis.  Tarnen  lud  pro  XV  hidis,  sed  rex  Eduardus  condonavit 
pro  \l  hidis  u1  dicunt«.  Mitunter  waren  diese  Steuernachlässe  bis  ins 
12.  Jahrhunderl  maßgebend.  So  z.  B.  der  für  das  obengenannte  Beedon 
(s.  Chart,  von  Abingdon  II.  312).  Aber  nicht  bloß  um  faktische  Grund- 
steuernachlässe  in  Notfällen  durchzuführen,  sondern  im  allgemeinen 
um  sich  den  veränderten  Bevölkerungs-  und  Bodenverhältnissen  an- 
zupassen, bo1  dieses  System  der  Steuereinschätzung  eine  elastische 
Grundlage.  So  finden  wir,  daß  z.  B.  der  Süden  im  7.  Jahrhundert  nach 
Quellenzeugnissen  (Bedas  Kirchengeschichte,  ferner  die  sogenannte 
bribal  hidage  aus  der  Zeit  Edwins)  eine  größere  Anzahl  von  Hufen  auf- 
weisl  als  später  zur  /eil  der  Domesday  Book.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dal.»  der  Süden  an  Bevölkerung  stärker  zugenommen  hatte,  daß  die 
Bodenverteilung  immer  mehr  Zwergbesitz  geworden  und  daß  es  nötig 
\\iir.  diesen  kleineren  Besitzern  dadurch  auch  zu  helfen,  daß  man  die 
Inda,  von  der  sie  das  Denagield  zu  entrichten  hatten,  fiktiv  viel  größer 
ansetzte,  als  sie  wirklich  war.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  die 
hida  jedenfalls  als  fiktive  Steuerwerteinheit  kein  bestimmtes  reales 
^cremaß  hatte  bald  120  acres  entsprach,  bald  aber  auch  mehr,  sogar 
bis  zu  180  acres  realen  Bodenumfangs  umfassen  konnte.  Es  wechselte 
dies  eben  nach  Orten.  Das  eine  steht  nur  fest,  daß  sie  selbst  wieder  in 
fiktiv«-  1'ut ciahl ci hingen  zerfiel.  Die  hida  hatte  4  virgata,  jede  virgata 
2  bo  »der  Ochsengänge.   Die  kentische  sulung  zerfiel  in  4  Joch. 

\ich1  bloß  zur  Einschätzung  für  die  Zwecke  der  Erhebung  des  Dena- 
gields  sondern  auch  für  andere  Lasten  diente  die  hida  als  Einheit.  Wir 
haben  schon  oben  die  sogenannte  werhida  genannt.  Es  war  dies  jene 
fiktive  Grund hesitzeinheit,  welche  der  Lastverteilung  für  Heereszwecke 
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zugrunde  gelegt  wurde.  Wenn  es  in  den  Quellen  heißt  »defendebat 
se  pro  una  hida«,  so  bedeutete  das,  daß  der  Grundbesitz  des  X,  mochte 
er  noch  so  viele  Hiden  faktisch  besitzen,  für  eine  hida  bloß  zur  Bewaff- 
nung des  Landes  beizutragen  hatte.  Für  die  Steuereinschätzung  war  der 
Unterschied  zwischen  »inland«  und  »waraland«  besonders  wichtig. 
Da  die  bäuerlichen  ceorlas  nicht  allein  die  Bewaffnung  des  Landes  aus- 
reichend leisten  konnten,  mußte  sich  eine  besondere  Berufskriegerklasse 
derThane  herausbilden.  Das  inland,  das  Land  des  Großgrundherrn1),  das 
er  selbst  bewirtschaftete  (das  spätere  Domanialland  des  Ritterlehens), 
war,  weil  es  die  Kriegerkaste  an  und  für  sich  erhalten  sollte,  von  der 
Steuer,  dem  Geld,  frei.  Das  »waraland«,  das  Land  der  Gutshörigen  und 
derjenigen,  welche  vom  Gutshof  als  ceorlas  in  Abhängigkeit  geraten  wa- 
ren, mußte  das  Geld  tragen. 

Die  Verteilung  des  Denagields,  das  seit  dem  11.  Jahrhundert  eine 
ständige  Steuer  geworden  war,  ging  in  folgender  Weise  vor  sich.  Der 
ganze  Betrag  des  Geldes  wurde  in  runden  Ziffern  von  hidae  und  carucatae 
auf  die  einzelnen  Grafschaften  aufgeteilt  und  in  jeder  Grafschaft  auf  die 
Hundertschaften  oder  die  ihnen  entsprechenden  Gutshofeinheiten. 
Die  hidae  der  Hundertschaft  wurde  wieder  auf  die  einzelnen  Dorf- 
meinden  aufgeteilt  in  der  Art,  daß  die  größeren  Dorfgemeinden  für  10 
und  die  kleineren  für  je  5  hidae  aufzukommen  hatten.  Innerhalb  der 
Dorfgemeinschaft  mußte  dann  jedes  Besitztum  zusehen,  wie  es  seinen 
Anteil  an  der  5-  resp.  10-Hideneinheit  deckte.  Ein  Beispiel  dafür  Dd.  III, 
7:  »Warnerius  autem  retinuerat  geldum  1  hidae,  scilicet  6  solidos.  Tur- 
stinus  vero,  homo  G.  Maminot  retinuerat  geldum  3  virgarum,  scilicet  4 
solidos  et  6  denarios«. 

Die  Einsammlung  der  Steuer,  die  Steuererhebung,  erfolgte  anfangs 
durch  die  Dorfgenossenschaften,  selbst  in  späterer  Zeit  aber  übernimmt 
der  Großgrundherr,  der  landrica,  zu  dessen  Immunitätsbezirk  die  Dorf- 
genossenschaft gehörte,  die  Verantwortung  für  die  Steuer  und  damit 
auch  für  ihre  Erhebung.  Der  Unterschied  zwischen  »waraland«  und 
»inland«  verwischt  sich  auf  diese  Weise,  und  das  hat  natürlich  für  den 
landrica  zunächst  eine  unangenehme  Nebenwirkung,  aber  auf  der  andern 
Seite  findet  er  seine  Entschädigung  darin,  daß  nunmehr  die  kleinen 
ceorlas,  für  deren  Geld  er  dadurch  verantwortlich  wird,  immer  mehr 
und  mehr  in  das  Abhängigkeitsverhältnis  von  richtigen  Gutshörigen 
hinabsinken. 

So  zeigt  denn  der  Prozeß  der  Steuerentwicklung  dieselbe  Umwand- 
lung von  ursprünglich  freien  Institutionen  in  Einrichtungen,  die  ein  Herr- 
schaftsverhältnis begründen,  die  Umwandlung  von  Genossenverbänden 
in  Herrschaftsverbände.  Das  alte  System,  das  dem  Könige  Natural- 
abgabenoder Grundrenten,  wiedasgafol,  zuführte,  war,  daß  sie  nicht  bloß 
von  Hörigen  und  Sklaven  des  Königs,  sondern  auch  von  dem  gewöhn- 

1)  Ebenso  einige  besonders  privilegierte  Kirchen  und  Stifte.  Siehe  Lieber- 
mann, Sachglossar  »Dänengeld«  8  u.  8  a.  Vielleicht  auch  Londons  Bürger.  Lieber- 
mann a.  a.  O.  8  b.  Die  Krone  war  in  der  Verleihung  solcher  Privilegien  nicht  ver- 
schwenderisch.   Liebermann  a.  a.  O.  9. 
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liehen  Freien  Mann  geleistet  werden.  Der  Kampf  mit  den  Dänen  und  die 
Notwendigkeil  von  Tributzahlungen  an  diese  führte  zur  Erhaltung  kost- 
Bpieliger  militärischer  und  sozialer  Einrichtungen  und  zur  Erhebung 
des  Denagieldes,  einer  außerordentlichen,  allgemeinen  Abgabe,  welche 
allerdings  nur  nominell  allgemein  war,  da  sie  ja  nur  den  ceorl  traf.  Die 
Last,  die  ihm  so  auferlegt  war,  brachte  ihn  in  ein  noch  größeres  Ab- 
hängigkeitsverhältnis  von  dem  Großgrundbesitzer,  der  größere  Mittel 
hatte  um  den  Steueranforderungen  gerecht  zu  werden,  und  demnach 
in  der  Lage  war,  dem  kleinen  Mann  um  den  Preis  seiner  Kommendation 
und  Unterwerfung  Geld-  und  andere  materielle  Hilfe  zu  leisten. 

2.   Die  N  o  r  m  a  n  n  e  n  z  e  i  t . 

In  .Ii  i'  /  eil  der  Normannenkönige  und  der  ersten 
Plantagenets  erhält  sich  das  Denagield  allerdings  unter  einem  andern 
Namen,  es  heißt  jetzt  hidagium.  Neben  dem  hidagium  kommt  jedoch 
schon  seil  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  (etwa  1217)  auch  das  carucagium 
vor  (s.  Round  in  E.  11.  U.  IV  p.  109)1).  Während  aber  das  hidagium 
nur  im  allgemeinen  eine  Erhebung  nach  der  fiktiven  Steuerwerteinheit, 
der  Inda.  ist.  sucht  das  carucagium  den  realen  Bodenwert  in  der  Weise 
zu  fassen,  »laß  es  eine  Steuer  ist,  die  direkt  auf  dem  Pflug,  der  Einheit 
des  realen  IM'luglandes  lastet,  auf  der  carucata.  So  berichten  uns  die 
Annalen  von  Edmundsbury  »Rex  Johannes  ....  de  singulis  carucis 
per  botam  angliam  exegit  tres  solidos  exceptis  tarnen  carucis  virorum 
religiosorum«2).  Ein  Bild  von  der  damaligen  Besteuerung  machen  wir 
uns  am  besten,  wenn  wir  einen  Blick  in  die  Rotuli  chartarum  werfen, 
m  denen  Ausnahmen  von  der  damaligen  Besteuerung  erteilt  werden.  So 
heißl  es  z.  B.  in  einer  Urkunde  Johannes  von  1199:  (Rotuli  chartarum, 
p.  2a):  »quod  liberi  sind  ab  omni  scetto  et  geldo  et  omnibus  auxiliis 
regum  et  vkecomitum  et  omnium  minister(i)  alium  eorum  et  hidag(io) 
ei  earuc(agio)  et  denegeld(o),  etc.«  Und  in  einer  andern  Urkunde  des- 
selben  Königs' von  1200  (Rotuli  chartarum  §  15  b)  heißt  es:  »soluta  et 
quieta  de  omnibus  geldis  et  danegeldis,  scutagiis,  hydag(iis),  carucag(iis) 
i  t  .'  Daraus  ergibt  sich  deutlich,  daß  außer  den  uns  schon  bekannten 
Worten  Denagield  und  seinen  Modifikationen  noch  in  dieser  Zeit  eine 
andere  Steuer  aufkam,  die  als  scutagium,  als  Schildgeld  bezeichnet  wird. 
Es  ist  dies  eine  speziell  mit  dem  Lehnsrecht  des  Vasallen  zusammen- 
hängende  Last,  von  der  wir  nunmehr  handeln  wollen. 

Die  Krone  bestand  ursprünglich  nicht  immer  auf  wirklich  geleistetem 
Heeresdienst  des  Vasallen,  sie  war  auch  geneigt,  öfter  eine  Umwandlung 
dieses  persönlich  zu  leist  enden  Dienstes  in  eine  Geldzahlung  anzunehmen. 
Freilich  müssen  wir  uns  davor  hüten  zu  glauben,  daß  das  scutagium  oder 

Das  sog.  »carucagium«  von  1194  resp.  1198  ist  kein  echtes  carucagium, 
eine  Steuer,  die  für  jede  Pflugschar  (caruca)  zu  leisten  war,  sondern  eine  kleine 
Modifikation  des  hidagium,  eine  Steuer,  die  vom  Pflugland,  der  carucata  (nicht 
a    zu  leisten  war.   Siehe  Round,  E.  H.  R.  III,  502  ff.  und  IV,  709  ff. 

Siehe    Liebermann,    Ungedruckte    anglonormannische  Geschichtsquellen,. 

p.  139. 
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Schildgeld  nur  die  Ablösungssumme  für  persönlichen  Heeresdienst 
bedeutete.  Wie  Round  nachgewiesen  hat,  Feudal  England  §  278  ff.,  und 
wie  übrigens  schon  Madox  in  seinem  Exchequer  §  1,  19  lange  vorher  an- 
gedeutet hatte,  ist  scutagium  jede  Steuerforderung,  welche  auf  der 
Basis  des  Feudalbesitzes  erhoben  wird.  Ja  sogar  das  gewöhnliche 
auxilium  wird  mitunter  als  scutagium  bezeichnet,  aber  der  normale 
Sinn  des  Wortes  war  wirklich  der  einer  Ablösungssumme  für  persönlich 
zu  leistenden  Militärdienst.  Schon  Heinrich  I.  erhebt  ein  scutagium 
(siehe  Round  a.  a.  0.)  im  Jahre  1109,  und  zwar,  wie  Round  gegen  Stubbs 
nachgewiesen  hat,  wenn  es  ihm  beliebt,  nicht  wenn  es  den  Vasallen  be- 
liebt. Wenn  der  König  wollte,  so  konnte  er  auf  der  Leistung  des  per- 
sönlichen Heeresdienstes  bestehen.  Wünschte  der  Vasall  zu  Hause  zu 
bleiben,  so  konnte  er  einen  Handel  mit  dem  Könige  abschließen  und 
statt  seiner  einen  Stellvertreter  senden.  Die  großen  Steuerrollen  aus 
dieser  Zeit,  die  Pipe  Rolls  (rotuli  pipae)  weisen  solche  Zahlungen  auf, 
welche  die  Vasallen  leisten  »ne  transfretent  oder  pro  remanendo  ab 
exercitu«.  Unter  Johann  zahlt  ein  Kronvasall  eine  Geldsumme  dafür, 
daß  er  an  seiner  Statt  zwei  Ritter  zur  Armee  nach  Irland  stellt  (Madox, 
Exchequer  I,  658).  Zuweilen  konnte  der  König,  wie  z.  B.  Heinrich  IL, 
im  allgemeinen  ankündigen,  daß  er  bereit  wäre,  statt  der  Leistung  von 
persönlichem  Heeresdienst  Geldzahlungen  entgegenzunehmen.  20  s  für 
das  Ritterlehen  war  damals  der  anerkannte  Standard. 

Wenn  der  Vasall  aber  ohne  Erlaubnis  der  Krone  zu  Hause  blieb, 
dann  kam  er  in  eine  üble  Lage,  er  war  dann  der  Krone  auf  Gnade  und 
Ungnade  ausgeliefert  (»in  mercy«)  und  verlor  mitunter  sein  Leben.  Unter 
den  Verhältnissen  war  er  aber  froh,  wenn  er  vom  König  pardonniert 
wurde  und  mit  einer  Strafe  z.  B.  von  40  Schilling  davonkam.  Das  Recht 
die  Höhe  der  Strafe  zu  bestimmen,  lag  ganz  in  der  Machtvollkommenheit 
des  Exchequergerichtshofs. 

Heinrich  II.  verlangte  ein  scutagium  nur,  wenn  er  wirklich  im 
Kriege  lag,  bloß  siebenmal  wärend  der  35  jährigen  Regierungszeit.  Das 
scutagium  überschritt  nur  einmal  den  20  Schilling- Standard  (siehe 
Round  a.  a.  0.  p.  277).  Richard  L,  sein  Nachfolger,  erhob  bloß  4  scu- 
tagien.  Während  10  Jahren  seiner  Regierung  wurde  der  20  Schilling- 
Standard  niemals  überschritten.  Zur  Zeit  des  Regierungsantritts  Johanns 
waren  durch  Gewohnheit  drei  Normen  festgelegt,  nämlich  daß  das 
scutagium  nur  bei  außerordentlichen  Gelegenheiten  und  nicht  als  regel- 
mäßige, jährliche  Bürde  erhoben  werden  dürfte;  dann  der  Grundsatz, 
daß  das  höchste  Maß  20  Schilling  für  das  Ritterlehen  betrug  und  unter 
Umständen  eine  niedrigere  Höhe,  13  Schilling  4  Pence  und  selbst  10  Schil- 
ling, erreichen  konnte;  schließlich,  daß  die  Zahlung  des  Schildgeldes, 
wenn  von  dem  König  zuvor  der  Standard  fixiert  war,  einem  vollständigen 
Loskauf  von  allen  Verpflichtungen  für  den  betreffenden  Kriegsanlaß 
gleichkam.  Johann  verletzte  alle  diese  Regeln  und  brachte  es  zur  Revolte 
der  Barone,  die  mit  der  Magna  Charta  endigte.  Deshalb  schreibt  dann 
die  Magna  Charta  vor  Kapitel  12:  »nulluni  scutagium  .  .  .  ponatur  in 
regno  nostro,  nisi  per  commune  consilium  regi  nostri.«  Dadurch  war  es 
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m  das  Belieben  der  Barone  gelegt,  ob  und  wann  sie  den  20  Schilling- 
Standard  leisten  oder  seine  Überschreitung  zulassen  wollten.  Freilich 
wind«'  dieser  Grundsatz  in  der  Folge  wenig  beachtet  (siehe  Mac  Kechnie, 
Magna  Charta  276),  Unter  Heinrich  IM.  verschwindet  die  Bestimmung 
aus  der  Magna  Charta  selbst.  Bemerkt  sei  noch  zum  Schlüsse,  daß  vom 
5<  utagium  aurdiegrand  serjeauties  frei  waren.  Da  aber  die  Lehensvasallen 
sich  immer  mehr  der  persönlichen  Dienstpflicht  und  der  Leistung  des 
3i  utagium  zu  entziehen  wußten  (s.  Baldwin  a.  a.  0.  103  ff.),  so  rückten 
immer  mehr  servientes  an  ihre  Siehe,  (ineist  schätzt  die  Zahl  der  ser- 
vientes  um  diese  Zeit  achtmal  so  groß  als  die  der  Ritter.  Damit  war  die 
Lehensarmee  auf  eine  höchsl  unsichere  l>asis  gestellt,  und  mit  dem  Lehens- 
wesen  s  erfiel  das  scutagium  (Baldwin,  p.  I  10).  Kür  die  servientes,  für  die 
Städte  und  die  nichl  leheus|d'liehtigen  Untertanen  kam  seit  den  Zeiten 
Heinrichs  II.  eine  äquivalente  Besteuerung  in  Form  des  sog.  »donum« 
oder  '»tallagium«  auf,  das  der  König,  ohne  die  Zustimmung  irgend  jeman- 
des  abzuwarten,  aus  eigener  Macht  Vollkommenheit  auferlegt  und  erhoben. 
Das  ballagium  war  insbes.  eine  von  den  auf  den  königl.  Domänen  an- 
sässigen  I  utertanen  gezahlte  Abgabe.  Die  Städte,  die  durch  eine  beson- 
dere  königl.  «  harter  Privilegien  erhalten  hatten,  wurden  aus  diesem 
Grunde  als  Bestandteil  der  königlichen  Domäne  angesehen  und  unter- 
lagen  deshalb  dem  tallagium.  Vergebens  versuchten  die  Barone  im 
Jahr  L215  zugunsten  der- Londoner  einen  Vorstoß  zumachen,  um  die 
ihn.  n  auferlegte  »tallagia«  von  der  Zustimmung  des  commune  consi- 
lium  abhängig  zu  machen  wie  bei  den  auxilia  der  Lehensvasallen  des 
Königs  (siehe  dazu  Petit-Dutaillis,  Studies  in  Constitutional  History 
L908,  p.  L02  ff.).  Sie  drangen  damit  nicht  durch.  Die  Magna  Charta 
konzedierl  den  Londonern  für  die  sog.  auxilia  die  gleichen  Rechte  wie  den 
Lehens vasallen.  Sie  schweigt  aber  (c.  12)  in  bezug  auf  die  tallagia,  die 
der  König  nach  wie  vor  aus  eigener  Machtvollkommenheit  erheben 
konnte.  Ein  zusammenfassendes  Bild  der  damaligen  Steuerarten  gibt 
folgendes  Diagramm1): 

auxilium 


Feudales 


Regelmäßig,  ohne  bes.  Bewilligung  zu 
Leistendes: 

1.  Gefangenschaft  des  Lehensherrn. 

2.  Heirat  der  ältesten  Tochter. 

3.  Ritterschlag  des  ältesten  Sohnes, 
i  nregelmäßig,  ohne  bes.  Bewilligung 

zu  leisten: 

1.  tallagium. 
(erhoben  von  Städten,  Domänen, 

Kirchenländereien,  Juden). 

2.  scutagium. 


Gelegentlich  von 
bes.  Bewilligung 
abhängig: 
sog.  donum. 


Nichtfeudales 

Saladinzehnt. 
carucagium. 
hidagium. 


Siehe  Baldwin,  The  Scutage  and  Knight  Service  in  England,  1897,  p.  2; 
doefa  im  einzelnen  juristisch  ungenau. 
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II.  Die  formelle  Finanzverwaltung. 

Sie  vollzieht  sich  ganz  in  den  Formen  einer  mittelalterlichen  Guts- 
hofverwaltung. Diese  Formen  sind  die  Einrichtung  des  exchequer 
und  die  Steuerrollen.  Über  den  exchequer  wird  im  folgenden  Abschnitt 
(II,  24)  ausführlich  gehandelt  werden.  Hier  sei  nur  von  den  Steuer- 
rollen als  Grundlage  der  Finanzverwaltung  die  Rede. 

1.  Wenngleich  wir  schon  aus  der  angelsächsichen  Zeit  eine  Art  von 
Gutshofinventaren  haben  (z.  B.  die  Charter  von  Beadingtun  Cart. 
Saxonicum,  ed.  Birch  No.  618  und  619),  so  wird  doch  das  Hinüberwirken 
der  Einrichtungen  auf  die  Steuerrollen  der  Normannenkönige  nicht  gut 
anzunehmen  sein.  Vielmehr  wird  auf  diese  wohl  fränkisches  Vorbild, 
insbesondere  die  sog.  inquisitio  eingewirkt  haben,  worauf  identische 
Formeln  und  technische  Ausdrücke  hinweisen.  Die  Steuerrollen  sind 
in  dieser  Zeit  nichts  anderes  als  Abschätzungen  des  landwirtschaftlich 
bebauten  Grund  und  Bodens.  Solche  Grund-  und  Bodenschätzungen 
finden  wir  im  Frankenreich  in  den  Capitula  de  diversis  causis  von  807  (  ?), 
im  Capitulare  de  villis,  8121),  c.  62;  Capitulare  Aquisgranense  812, 
c.  5  und  c.  7;  im  Polyptichon  Irminonis  Abbatis,  p.  30  sq.  und  306. 
In  gleicher  Weise  aber  zu  einem  andern,  nämlich  zu  einem  öffentlich- 
rechtlichen Zwecke  ist  die  hervorragende  Steuerrolle  der  Normannenzeit 
angelegt:  die  sog.  Domesday  Book  Wilhelms  des  Eroberers. 

Ihrer  äußeren  juristischen  Form  nach  teilt  sie  ganz  den  Charakter 
jener  fränkischen  Gutshof  Übersichten.  Hier  wie  dort  finden  wir  eine  die 
Katastrierung  anordnende  königliche  Maßnahme  bei  den  Franken: 
ein  edictum  (siehe  z.  B.  Capitulare  de  villis,  c.  62)  bei  den  Normannen 
ein  königl.  Schreiben,  »breve«.  Hier  wie  dort  schließt  sich  daran  die  sog. 
»forma  inquisitionis« ,  d.  h.  eine  Kollektion  von  Fragen,  die  zu  beant- 
worten sind  und  bei  den  Normannen  von  einer  Jury  im  Nachbarlande 
beantwortet  werden.  Hier  wie  dort  folgen  darauf  die  Antworten  der 
Befragten,  welche  als  Protokolle  in  amtliche  Verwahrung  genommen 
werden.  Aus  diesen  Protokollen  wird  für  amtliche  Zwecke  ein  kurzer 
Auszug  gemacht  (sog.  abreviatio). 

Zwei  Fragen  haben  uns  nach  dieser  Feststellung  der  juristischen 
Natur  der  Domesday  Book  zu  beschäftigen:  der  historische  Anlaß,  seine 
Entstehung  und  sein  Zweck. 

Über  den  ersten  Punkt  berichtet  die  alte  angelsächsische  Chronik 
(ed.  Thorpe  Roll  Series  II,  186):  Anno  1085.  .  .  .  «Dann  mitten  im  Winter 
war  der  König  in  Gloucester  mit  seinen  witan  und  hielt  hier  Hof  fünf 
Tage  lang;  und  nachher  hatten  der  Erzbischof  und  der  Klerus  eine  drei- 
tägige Synode.  .  .  .  Darauf  hielt  der  König  großen  Rat  und  hatte  eine 
tiefdringende  Rede  mit  seinen  witan  (»After  |)isum  ha?fde  se  cyng 
mycel  gej)eaht  and  swiöe  deopa  spa?ce  wiö  his  witan«)  wegen  dieses 
Reichs,  und  wie  es  bevölkert  wäre  und  durch  was  für  Leute  (ymbe  J)is 
land  hu  hit  waere  gesett  oöö'e  mid  hwilcon  mannon).  Dann  sandte 
er  über  ganz  England  seine  Leute,  in  jede  Grafschaft,  und  veranlaßte, 


x)  Nach  Dopsch  a.  a.  O.  54  ca.  794  oder  795  erlassen. 
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□stellen,  wie  viele  Hunderl  Hiden  in  der  Grafschaft  waren,  oder 
wcU  des  Land  der  König  seihst  besaß,  und  wieviel  Vieh  auf  dem  Lande, 
oder  was  für  Gefälle  er  alle  L2  Monate  von  der  Grafschaft  zu  erhalten 
hatte.  Auch  ließ  er  niederschreiben,  wieviel  Land  seine  Erzbischöfe  hatten 
und  seine  Leutbischöfe  (leodbiscopas)  und  seine  Äbte  und  Earls  und, 
wenngleich  ich  noch  des  längeren  ausführen  könnte,  was  oder  wie  viel 
jeder  Landbesitzer  in  England  hatte,  an  Land-  oder  Viehstücken,  und 
wieviel  Geld  es  wert  sei.  So  genau  ließ  er  dies  feststellen,  daß  es  keine 
einzige  Inda,  noch  eine  Gerte  Landes  gab,  noch  —  ich  schäme  mich  es 
eu  sagen,  obwohl  er  sich  nicht  schämte,  es  zu  tun  —  Ochs,  Kuh  oder 
Schwein,  das  nicht  in  seinen  Brevien  (gewrite)  festgestellt  wurde.  Und 
all.'  diese  Brevien  wurden  zu  ihm  nachher  gebracht«. 

Daraus  erhellt  der  Sachverhalt  kurz:  der  König  wird  wohl  Geld 
gebrauchl  haben.  Das  Denagield,  das  Edward  der  Bekenner  seit  1051 
nicht  mehr  erhoben  hatte,  war  vom  Eroberer  mindestens  dreimal  während 
seiner  Regierung  erhoben  worden,  und  im  Winter  1083/4  forderte  er  sogar 
das  überaus  hohe  von  6  sh.  für  jede  hida.  Dabei  mögen  namentlich 
wegen  der  sog.  »wohltätigen  Hidation«  große  LIngleichheiten  vorge- 
kommen sein.  Auch  mögen  viele  Hiden  der  Besteuerung  sich  entzogen 
haben.  has  Land  des  großen  Gutsherrn,  das  er  selbst  bewirtschaftete, 
seine  Domäne  (demesne)  war  wenigstens  1083/4  frei  gelassen  worden. 
Dazu  noch  die  große  Unsicherheit  der  Besitzverhältnisse,  die  seit  den 
Tagen  der  Eroberung  nicht  geklärt  waren.  Diese  Momente  all  mögen 
dazu  beigetragen  haben,  daß  der  König  auf  dem  Reichstage  zu  Glou- 
cester  um  Weihnachten  1085  die  Katastrierung  des  gesamten  Grund 
und  Bodens  anordnete,  eine  Maßregel,  die  sich  auch  in  die  damalige 
innere  Politik  Wilhelms  einfügt,  der  1086  auf  dem  Reichstag  von 
Salisbury  sich  von  all  den  englischen  Grundbesitzern  den  Treueid  leisten 
ließ,  wodurch  sie  alle  des  Königs  Vasallen  wurden.  — 

Der  Hauptzweck  der  Katasteraufnahme  war  die  Feststellung 
sicherer  Grundlage  für  die  Erhebung  des  Denagields  (Maitland  a.  a.  O. 
p.  103).  Daneben  wird  auch  die  Absicht  vorhanden  gewesen  sein,  eine 
Musterrolle  anzulegen,  und  daher  auch  —  wie  Vinogradoff  (Growth 
of  the  Manor,  p.  292)  annimmt  —  den  König  über  die  sozialen  und  recht- 
lichen  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Bevölkerung  Englands  aufzuklären. 
Hingegen  ist  die  Ansicht  von  Freeman  allgemein  abgelehnt,  wonach  die 
Anlegung  der  Domesday  Book  den  Zweck  gehabt  haben  soll,  den  König 
deswegen  zu  versichern,  daß  seine  bei  der  Eroberung  vorgenommene 
Bodenverteilung  rechtlich  ausgeführt  worden  und  daß  kein  Angelsachse 
ohne  des  Königs  Zustimmung  Grundbesitz  innehabe.  — 

Die  Form  der  Anlegung  war  die  folgende:  Das  ganze  Reich  wurde  in 
re  nn  bistrikte  zerlegt.  Jeder  Distrikt  hatte  seine  eigenen  Kommissäre,  und 
jede  Kommission  war  wohl  durch  ein  königliches  Schreiben  ermächtigt, 
das  ungefähr  folgende  Worte  hatte1),   die  »inquisitio«  vorzunehmen: 

Das  oben  gegebene  ist  das  einzige  uns  erhaltene,  gerichtet  an  die  Kom- 
welche  die  Güter  der  Kirche  von  Ely  aufzunehmen  hatten,  abgedruckt 

bei  Round  a.  a.  O.  p.  133. 
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Wilhelmus  Rex  Anglorum  Lanfranco  episcopo  salutem  .  .  .  Inquire  per 
episcopum  Constantiensem  et  per  episcopum  Walchelinum  et  per 
ceteros  qui  terras  sanctae  Aedelredae  scribi  et  jurare  fecerunt,  quomodo 
jurate  fuerunt  et  qui  eas  juraverunt,  et  qui  jurationem  audierunt,  et 
qui  sunt  terre,  et  quante,  et  quot,  et  quomodo  vocate  (et)  qui  eas  tenent. 
His  distincte  notatis  et  scriptis  fac  ut  cite  inde  rei  veritatem  per  tuum 
breve  sciam  .  .  .« 

In  der  Antwort1)  auf  dieses  königl.  Schreiben  ist  die  sog.  forma 
inquisitionis  gegeben.  Sie  umfaßte  folgende  Fragen: 

1.  Wie  ist  der  Name  des  Grundbesitzers  oder  Gutshofs? 

2.  Wer  hatte  ihn  in  der  Zeit  König  Edwards  des  Bekenners  inne  ? 
(T.  R.  E.  =  Tempore  Regis  Eduardi.) 

3.  Wer  hat  ihn  jetzt  inne? 

4.  Wie  viele  Hiden  umfaßt  er  ? 

5.  Wie  viele  Pflugschare  sind  auf  dem  eigentlichen  Gutshofe 
(dominium)  und  wie  viele  in  den  Händen  der  Gutsbauern  ? 

6.  Wie  viele  Hörige,  wie  viele  Kossäten  (cottarii),  gehören  zum 
Gutshof  ? 

7.  Wie  viele  freie  Leute  sind  in  wirtschaftlichem  Abhängigkeitsver- 
hältnis, wie  viele  sochemanni  ? 

8.  Wieviel  Wald-,  Wiesen-  und  Weideland  ist  vorhanden,  wie  viele 
Mühlen,  wieviel  Fischereien  ? 

9.  Wieviel  ist  hinzugekommen  oder  weggenommen  worden  ? 

10.  Wieviel  war  der  ganze  Grundbesitz  wert?  Wieviel  ist  er  jetzt 
wert  ? 

11.  Wieviel  hatte  oder  hat  jeder  Freibauer  oder  jeder  sochemannus 
inne  ? 

All  dies  soll  in  dreifacher  Weise  angegeben  werden:  nämlich  wie 
es  in  der  Zeit  König  Edwards,  König  Wilhelms  war  und  wie  es  jetzt  ist. 

12.  Ob  man  mehr  (sc.  Geld)  erhalten  kann,  als  man  erhalten  hat 
(»et  si  potest  plus  haberi,  quam  habeatur«)  ? 

Die  Antwort  auf  diese  Fragen  erteilten  in  jeder  Hundertschaft 
Geschworene,  die,  wie  Round  nachgewiesen,  zur  Hälfte  Angelsachsen, 
zur  Hälfte  Normannen  waren.  Die  Kommissäre  hatten  nur  Daten  in 
Empfang  zu  nehmen,  nicht  Rechtsstreitigkeiten  zu  entscheiden.  (Round, 
in  Domesday  Book  Studies  II,  p.  541  ff.). 

Die  Antworten  wurden  an  den  thesaurus  in  Winchester  gesendet, 
wo  sie  aufbewahrt  wurden.  Sie  sind  aber  alle  in  Verlust  geraten.  Was 
uns  heute  als  Domesday  Book  (in  der  Ausgabe  der  Record  Commission) 
entgegentritt,  sind  nur  Auszüge  aus  jenen  Antworten,  in  2  Bänden  fertig- 
gestellt im  Jahre  10862).  (Siehe  Stevenson  in  E.  H.  R.  22,  p.  78.)  Sie 
mußten  angefertigt  werden,  um  dem  mit  dem  Könige  von  Ort  zu 
Ort  wandernden  Schatzamt  (thesaurus)   stets  in  knapper  Form  prä- 

x)  Abgedruckt  bei  Round  a.  a.  O.  p.  133. 

2)  Über  die  Entstehungsgeschichte  dieser  beiden  Bände  und  ihre  »Satelliten«, 
die  Inquisitio  Cantabrigiensis,  Inquisitio  Eliensis  und  den  Liber  Exoniensis,  s.  Round, 
Feudal  England,  p.  1—225. 

Hätschele,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  10 
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sent  zu  sein  (Domesday  Book  Studies  11,  517  ff.).  Der  Name  Domes- 
day H«>ok  für  die  beiden  Bände  der  Auszüge  ist  nieht  der  ursprüng- 
liche. Dieser  war:  »Descriptio  botius  Angliae.«  Der  Name  Domesday 
findet  sich  erst  am  Ausgange  des  Jahrhunderts  (1198,  s.  darüber 
Birch,  p,  70)  in  einem  Briefe  eines  gewissen  William  de  Poterna, 
des  Vorstehers  des  Klosters  Bath  (»Liber  de  domesdai«).  Wie  grund- 
legend  dieser  Auszug  für  die  gesamte  St  euer  Verwaltung  war,  dürfte 
aus  dem  Vorhergehenden  zur  Genüge  hervorgehen.  Erinnern  wir 
uns  mir  daran,  daß  er  du*  Grundlage  der  königlichen  Gefälle, 
ferner  nicht  bloß  die  Grundlage  der  Steuererhebung,  sondern  auch  aller 
Steuernachlässe  für  einzelne  Personen,  Distrikte  oder  ganze  Teile 
des  Kcichcs  abgeben  konnte,  daß  er  ferner  durch  sorgfältige  Angabe 
aller  Bevölkerungsklassen  und  ihres  Besitzes  eine  Reihe  von  Klassen 
der  Steuer  unterworfen  oder  von  ihr  unberührt  lassen  konnte,  daß 
ei  schließlich  die  Möglichkeit  gab,  durch  Angabe  des  Pfluglandes  auch 
dieses  (die  Bog.  terra  ad  carucam,  oder  carucata  an  Stelle  der  hida) 
der  Steuer  zu  unterwerfen. 

2.  \m  Ausgange  des  12.  Jahrhunderts  tritt  ein  wichtiger  Wandel 
in  der  Besteuerungsgrundlage  und  damit  in  der  Anlage  der  Steuerrolle 
ein.  lhe  der  Steuer  unterliegende  Einheit  ist  nur  mehr  das  Pflugland 
und  seil  dem  L3.  Jahrhundert  der  Pflug  (caruca) 1),  nicht  die  Hufe  Landes. 
Mm  strebt2)  dabei  eine  intensivere  Form  der  Besteuerung  an.  Doch 
schon  hat  das  Feudalwesen  eine  neue  Steuereinheit,  das  Ritterlehen,  an 
Stelle  der  Hufe3)  und  des  Pfluglandes  entstehen  lassen.  Die  Steuerrollen 
werden  so  angelegt  (z.  B.  die  von  1166)4),  daß  der  König  erfährt,  wieviel 
Ritterlehen  der  Lehensvasall  des  Königs  aufzurichten  hatte,  um  seiner 
Lehensverpflichtung  dem  Könige  gegenüber  (debitum  servitium  »de  ve- 
t»  n  )  nachzukommen,  und  wie  viele  er  darüber  hinaus  aufgerichtet 
hatte,  wie  viele  er  noch  nicht  aufgerichtet  hatte.  Trotz  der  ver- 
änderten  Steuereinheit  und  der  neuen  Steuerform  (auxilium)  blieb 
die  Form  der  Steuerveranlagung,  die  Steuerrolle,  ganz  in  der  Form 
der  alten  Gutshofsinventare  und  der  Domesday  Book.  Nur  kommt 
es  he  rhei  mitunter  vor,  daß,  wie  z.  B.  1166,  die  Antworten  auf 
die  forma  inquisitionis  nicht  von  Geschworenen,  sondern  von  den 
Lehensvasallen  selbst  gegeben  werden.  Wir  sehen:  solche  Steuerrollen 
Bind  großartig  angelegt.  Sie  ersparen  viel  Arbeit,  durch  Feststellung 
der  Lasten  und  Pflichten  nach  dem  Grundbesitz.  Es  bekommt  der  ganze 
Apparal  eine  gewisse  Objektivität,  die  heutzutage  nur  durch  Parlaments- 
gesetze,  Selbstverwaltung  der  Steuerträger  und  Verwaltungsgerichts- 
barkeü  erreiche  wird.  Diese  Objektivität  wird  erzielt  durch  eine  ge- 
wisse  ►Realität«,  d.  h.  reallastartige  Gebundenheit.  Ähnlich  wie  diese 
in  der  mittelalterlichen  englischen  Dorfgenossenschaft5)  deren  Selbst- 

1    Daher  die  Steuer  nicht  mehr  hidagiurn,  sondern  carucagium  heißt. 
•   Siehe  Round,  E.  H.  R.  IV,  105. 

;  Diese  erhält  -ich  auch  noch  in  der  Lokalbesteuerung,  s.  Hall  a.  a.  O.  292. 
4)  Round,  Feudal  England,  p.  236  ff. 

Siehe  Maitland,  bomesday  Book  and  beyond  a.  a.  O.  350  ff. 
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tätigkeit  ersetzt,  so  ersetzt  sie  auch  hier  die  Selbsttätigkeit  der  Steuer- 
träger und  nimmt  dem  Schatzamt  viele  Tätigkeit  ab,  erspart  ihm  ins- 
besondere ein  Heer  lokaler  Steuerbeamter.  Aber  mit  dieser  »Realität« 
ist  auch  ein  großer  Nachteil  verbunden.  Die  Katastrierung  kann  nicht 
häufig  vorgenommen  werden.  Die  Steuergrundlage  und  damit  die 
Besteuerung  wird  hinfällig,  da  sie  das  vielgestaltige  Leben  nicht  faßt 
und  daher  nur  geringe  Erträgnisse  abwirft. 

§  12.  Die  angelsächsische  und  anglo-normannische 

EigenMrche. 
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I.  Das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  im  Reiche  der  Angelsachsen. 

Die  englische  Pfarrkirche  erscheint  in  der  Domesday  Book  als  Guts- 
hof und  wird  einem  Gutshof  gleich  für  das  Denagield  gewertet.  Natürlich 
gab  es  auch  manche  Kirchen,  welche  nicht  in  der  Domesday  Book  ver- 
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■  h  hnel  sind,  aber  dann  waren  sie  sicherlich  nicht  einträglich  und 
bildeten  keinen  Steuerwert.  Die  Domesday  Book  verzeichnet  nur  jene 
Pfarrkirchen,  welche  solche  Wertung  vertragen  und  nur  ausnahms- 
weise findet  sich  eine  ecolesia  sine  lerra1)  angemerkt.  Gleich  wie  einem 
Gutshof  die  freien  soemanni,  mit  unter  durch  W  illkür  des  Sheriffs  oder 
durch  Vergewalti gung  der  normannischen  Großen,  abgenommen  wer- 
« 1 1  ii  und  ••mein  andern  Gutshol'  zugefügt  erscheinen,  so  auch  die  paro- 
chiani  im  Verhältnis  zu  einer  Kirche:  sie  werden  einfach  von  einer 
Kiri  be  genommen  und  einer  andern  zugefügt2).  Im  nordöstlichen  Eng- 
land, däö  von  deri  Manen  besetzt  war,  ist  eben  die  »söcn «  auch  der  per- 
sönlich gedachte  geistliche  Herrschaftsbezirk,  ebenso  wie  die  weltliche 
söcn,  der  Gerichtsbezirk  (siehe  diesen  oben  §3,  [II  3).  Bauen  soemanni 
eines  Gutsherrn  eine  Kirche  auf  ihrem  Grund  und  Hoden,  so  macht  ihr 
( ii  undherr  diese  Kapelle  für  sich  ansprüi  hig  und  verlangt  von  der  Mutter- 
kin  be  Abtretung  einer  dos  ecclesiae.  Damit  hören  natürlich  die  Bezieh un- 
gen  zwischen  Kapelle  und  Mutterkirche  nicht  auf.  Die  Mutterkirche 
behält  den  Vnteil  an  der  sepultura  (dem  Seelenschoß)  und  an  anderen 
Erträgnissen  der  Kapelle3).  Dadurch  entsteht  zwischen  Mutterkirche 
und  Filialkirchen  ein  ähnliches  Verhältnis  wie  zwischen  einem  Gutshof 
und  seinen  Vorwerken  (berewichae)4).  Wer  auf  seinem  Gutshof  die 
grundherrliche  Gewalt  hat  (soca),  kann  auch,  ohne  jemand  zu  fragen, 
eine  Kirche  bauen"*).  Zur  Kirche  des  Gutshofs  gehört  ein  Priester,  welcher 
häufig  ein  unfreier  Mann  ist:  infolgedessen  findet  sich  nicht  selten 
die  Eintragung,  daß  zu  einer  bestimmten  Kirche  »ein  halber  Presbyter« 
(sie!)  gehört6).  Das  will  bedeuten,  daß  der  Priester  seine  Dienste  wohl 
zwischen  zwei  Gutshöfen  zu  teilen  hatte,  ganz  so,  wrie  auch  mitunter 
die  villani  als  dimidii  vorkommen7). 

Mitunter  wird  sogar  hervorgehoben,  daß  zu  dem  Gutshof  ein  Pres- 
byter  »integer«  gehört.  Interessant  ist  der  Vermerk,  daß  in  North 
Langele  ein  Presbyteri  »integer«  und  zwei  »dimidii«  vorhanden  sind8). 
Daß  der  Priester  hierbei  nicht  bloß  zu  geistlichen,  sondern  auch  zu 
weltlichen  Zwecken,  z.  B.  zur  Aufsicht  über  die  Gutshofverwaltung 
verwendet  wind«'.  is1  bekannt9).  Schließlich  sei  noch  bemerkt,  daß 
auch  die  Einkünfte  einer  Kirche  an  Seelenschoß,  Kirchenschoß,  Zehn- 
ten etc.  als  HMiiMietndines«  bezeichnet  werden,  ebenso  wie  die  Lei- 
stungen  der  Gutshörigen  an  den  Gutshof.   (Siehe  z.  B.  D.B.  I,  42: 

1  X.  B.  D.  B.  II,  286  B  ;  II,  169  B,  282,  409  (Kirche  von  Cambas,  Kirche 
von  Stow). 

2)  D.  B.  II,  291  b. 

3)  D.B.  II,  281b  (Kirche  von  Thorney). 

4)  Siehe  z.  B.  D.  B.  I,  41  b  (Kirche  von  Stoneham). 

D.  B.  I.  280.  De  Stori  antecessore  Walterii  de  Aincurt  dicunt  quod  sine 
ali(  ajus  licentia  potuit  facere  sibi,  aeclesiam  in  sua  terra  et  in  sua  soca  et  suam 
deeimam  mittere  quo  vellet. 

•)  Siehe  D.  B.  II,  400. 

7j  D.  B.  I,  162,  168,  169,  B  252. 

s)  D.  B.  II,  196. 

'    Bpis.,  z.  10 — 11,  siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Geistliche«  35. 
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»unam  aecclesiam  et  6  capellas  cum  omni  consuetudine  vivorum  et 
mortuorum. «) 

Unter  solchen  Verhältnissen  ist  es  kein  Wunder,  daß  natürlich 
Kirchen  wie  Gutshöfe  halbiert  in  %  und  1/8  Teile1)  auseinanderfallen 
können.  In  Depenham  gehören  zwei  Teile  einer  Kirche  dem  einen 
Stift,  der  vierte  Teil  einem  andern  Stift2),  ja  auch  12  Teile  einer  Kirche 
sind  der  Domesday  Book  nicht  fremd3).  Eine  schärfere  Ausprägung 
des  Eigenkirchengedankens  als  diese  Aufteilung  von  Kirchen  in  6,  8 
und  12  Teile  läßt  sich  kaum  denken.  Ganz  so  wie  die  Kirchen  waren 
auch  mitunter  die  dazugehörigen  Zehnten  aufgeteilt.  An  der  Domesday 
Book  fällt  auf,  wie  wenig  Zehnten  eigentlich  einer  Kirche  immer 
zugehören,  gewöhnlich  finden  sie  sich,  wenn  sie  überhaupt  erwähnt 
werden,  in  weltlichen  Händen.  Erst  in  der  normannischen  Zeit 
wird  allmählich  darauf  gesehen,  daß  die  der  Kirche  abhanden  gekom- 
menen Zehnten  ihr  wieder  zugefügt  werden,  namentlich  geschieht 
dieses  seit  dem  Laterankonzil  von  1179/80. 

Ein  hübsches  Bild,  wie  eine  solche  Pfarre  als  Gutshof  etabliert 
ist,  gibt  Domesday  Book  I,  40.  Es  handelt  sich  um  zwei  Kirchen  eines 
Gutshofes,  der  dem  Bischof  von  Winchester  gehört.  Sehen  wir  zu, 
wie  Radulfus  presbyter ,  der  diese  Kirchen  innehat ,  sie  gutshofartig 
gestaltet:  »Radulfus  presbyter  tenet  duas  ecclesias  hujus  manerii 
cum  II  hidis  et  dimidia  et  ibi  habet  II  carucas  et  II  vilanos  et  IX 
bordarios  et  VI  servos  cum  I  caruca.  Valet  G  solidos.  De  terrae  harum 
aecclesiarum  tenet  unus  homo  I  hidam  de  terra  vilanorum.  Ibi  habet 
unum  vilanum  et  III  bordarios  cum  IX  bobus  valet  XXX  solidos.« 

Nun  spiegelt  die  Domesday  Book  nur  die  Eigenkirchenverhält- 
nisse  vergangener  Zeiten  wieder,  denn  der  Eigenkirchengedanke  ist 
beinahe  so  alt  wie  die  angelsächsische  Besiedelung.  Wir  finden  Eigen- 
kirchen schon  im  7.  Jahrhundert.  Einer  der  größten  Eigenkirchen- 
herren  ist  der  berühmte  W  i  1  f  r  i  d  ,  Erzbischof  von  York  (630 — 709)4), 
der  durch  seinen  Kampf  mit  dem  Erzbischof  Theodor  von  Canterbury 
und  seine  Einführung  des  römischen  Rituals  im  Norden  berühmt  ge- 
worden ist.  Auch  Beda  kennt  das  Eigenkirchenwesen  und  schildert 
in  drastischen  Farben  seine  Gefahren5). 

Vergebens  eifert  die  Kirche  schon  seit  den  Tagen  des  angelsächsi- 
schen Königs  Wihtraed.  Auf  einer  Synode  zu  Baccanceld  wird  bestimmt6) : 
»pro  hac  re  firmiter  statuimus  atque  decernimus,  et  in  nomine  omni- 
potentis  Dei  omniumque  Sanctorum  praecipimus  omnibus  successoribus 

*)  D.  B.  II,  329  b,  379  b. 

2)  D.  B.  II,  305  b. 

3)  D.  B.  I,  370. 

4)  Siehe  über  dessen  Eigenkirchen  Malmesbury,  Gesta  pontificum,  p.  219 
und  Eddi,  Vita  Wilfridi,  c.  14,  c.  15  u.  c.  24. 

5)  Epistola  ad  Ecgbertum  episcopum  §§11  —  13.  Taylor  (Transactions  of 
Bristol  and  Gloucestershire  Arch.  Society  XVI  (1892),  p.  225  ff.)  berechnet,  daß 
in  Gloucestershire  im  8.  Jahrhundert  von  2484  Hiden  etwa  525  —  625  Kirchenbesitz 
(also  yA\)  waren. 

6)  Zwischen  696—716,  Haddan  and  Stubbs  Councils  III,  p.  238  f. 
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nostris,  regibus,  principibus,  vel  omnibus  qui  in  habitu  laico  constituti 
Mint,  ul  melius  unquam  habeat  licentiam  accipere  alicuius  ecclesiae 
\  el  familiae  monasterii  d  o  m  iniu  m ,  quae  a  me  ipso  vel  antecessoribus 
priscis  temporibus  bradita  erant  in  porpetuain  haereditatem, 
Jesu  Christo  el  Banctis  ^.postolis,  etiamque  Maria  Virgine  (matri)  Do- 
mini  in  »st  ri  sarrata.« 

In  der  Folge  schein!  man  sich  auch  kirchlicherseits  allmählich 
mit  dem  Gedanken  abznfindrn,  denn  dir-  Synode  von  Glovesho  von 
747  schreibt  im  §  •  >  vor,  daß  solche  KigtMikirchen  doch  der  bischöf- 
lichen Visitationsgewall  unterworfen  seien1).  Die  Bischöfe  sind  in- 
zwischen selbst  die  ^roßten  iMgenkirehenlierren  geworden,  die  welt- 
lichen  Gesetze  rechnen  ebenfalls  schon  seit  den  Tagen  Alfreds  mit 
dem  tcyrican  hlul'onU2)  auch  der  Bischof  ist  Eigentümer  (hläford) 
seiner  Kathedralkirche8)  —  und  der  Ehrenrang  aus  der  ersten  Hälfte  des 
LI,  Jahrhunderts  (Liebermann  [,  457)  erzählt,  daß  ein  Gemeinfreier 
nur  dann  Thanberechtigung  erlangt,  wenn  er  u.  a.  eine  Kirche  eignet. 

In  den  Urkunden  begegnen  uns  Eigenkirchen  von  Großgrund- 
nerren,  Eigenkirchen  des  Königs,  Eigenkirchen  von  Klöstern,  Stifts- 
kirchen und  von  Bistümern,  ja  selbst  die  Bistümer  scheinen,  namentlich 
seil  dem  1".  Jahrhundert,  als  Eigenkirchen  des  Königs  aufgefaßt  zu 
werden,  denn  man  kauft  sie  vom  König  mitunter4).  Natürlich  werden 
auch  Eigenkirchen  verpfändet5)  oder  geschenkt6)  oder  zu  usus  fruetus 

lJ  Siehe  Haddan  und  Stubbs  III,  364. 

/.  B.    Klfreds  Gesetze  §8  (Liebermann  I,  55  §18),  Edgar  II,  2. 
Ankauf  einer  Pfründnerstelle  seitens  des  Priesters  (hämes  bycgan)  und  die  da- 
mit hergestellte  Abhängigkeit  von  einem  »Herrn«  ist  etwas  Gewöhnliches.  iElfred 
i  a.  I  1   §  21.  Siehe  dazu  noch  die  zahlreichen  Belege  bei  Liebermann,  Sachglossar 
»Kinhenherr «. 

Siehe  z.  B.  C.  D.  I,  Nr.  235,  Thorpe  Dipl.  p.  138,  C.  D.  II,  p.  150,  ferner 
I  rkunden  I  tewulfs  (um  805  —  810)  in  Sweet,  O.  E.  Texts  p.  443  u.  a.  m.  Seit  dem 
1  0.  Jahrhunderl  etwa  wird  der  König  Eigentümer  der  Bischofskirche.  Siehe  weiter  unten. 

1    Beda  III,  c.  7  u.  Chron.  Sax.  1044.  Plummer  I,  164.  Liebermann  a.  a.  O.  will 
nur  Bigenkirchenrecht  an  nichtbischöflichen  Kirchen  anerkennen.    Er  übersieht 
aber  die  Entwicklung  seit  dem  10.  Jahrhundert,  die  zweifellos  auch  das  höhere 
Kirchenami  und  die  Bischofskirche  in  das  Benefizialwesen  des  Staats  und  damit 
in  .Li-  Ki^'iikirrh*'iisYstem  einbezieht.   Nicht  bloß  daß  Bistümer  gekauft  werden, 
daß  .in  ihnen  divisiones  vorgenommen  werden  (wie  weiter  unten  gezeigt  wird),  es 
k •  •  1 1 1 r 1 1 •  - 1 1  um  (i  folgende  I  rkunden  in  Betracht:   a)  Der  Erzbischof  leistet  seinem 
\.i<   H»MTg»'\v;ite  (C.  h.  Nr.  716).    b)  Der  König  verleiht  Präbenden  an 
k  thedralkirchen,  z.  B.  CD. VI  Nr.  1327.  c)  Der  König  will,  daß  der  Erzbischof  all 
ini   Besitzungen  (landäre,  vielleicht  soviel  wie  beneficia),  die  zum  Bistume  ge- 
werige«,  d.  h.  von  dem  Grundbesitz  die  Dienste  leisten,  die  davon  ge- 
C.  D.  VI.  Nr.  1323).    Auch  der  Kötter  muß  seines  Grundherrn  »inland 
Siehe  Rectitudines  singularum  personarum  3,  4.    d)  Der  König  vergibt 
m  urkundlicher  Form,  wie  er  Grundbesitz  zu  vergeben  pflegt.  Siehe  z.  B. 
die  i  rkunde  Edwards  des  Bekenners  um  1060  (Thorpe  Dipl.  380):  »Et  ego  notifico 
ssi  Waltero  episcopo  istum  episcopa  tum,  et  omnia 
ad  ipsum  (nämlich  episcopatum)  cum  justicia  pertinent,  infra  portum 
et  extra,  cum  sacaetcumsokna,  tarn  plene  et  tarn  plane  sicut  ipsum 
a  1  i  q  ii  i  s  e  p  i  8  c  o  p  u  s  ante  ipsum  prius  habuit  in  omnibus  rebus.« 
5)  C.  D.  Nr.  75  (anno  727). 
•J  C.  D.  Nr.  86. 
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verliehen.  Eine  Eigenkirche  wird  durch  böc  gestiftet  und  mit  Land 
ausgestattet1),  eine  Eigenkirche  wird  vererbt2).  Die  Dedikation  einer 
angelsächsischen  Kirche  vollzieht  sich  als  germanische  Landnahme 
(vgl.  Archaeologia  XXV,  S.  251  ff.,  wo  ein  ordo  ad  benedicendam 
basilicam  mitgeteilt  ist,  mit  v.  Amira,  Grundriß  S.  173,  wo  die  For- 
malität der  nordischen  »landnäm«  beschrieben  ist.  Vgl.  auch  Duchesne, 
Origine  du  Culte  Chretien  19095,  p.  424). 

Mit  dem  Beginn  des  Benefizialwesens  werden  Kirchen  als  Bene- 
fizien  verliehen,  die  Domesday  Book  steht  auf  diesem  Standpunkt3), 
und  er  wird  schon  lange  vorher  anerkannt  worden  sein.  Man  kann 
eine  Kirche  entweder  als  Benefizium  innehaben  und  dafür  bestimmte 
Leistungen,  servitia,  an  den  König  entrichten,  oder  man  kann  ein  Bene- 
fizium »in  elemosina  tenere«,  dann  ist  es  von  allen  Steuern  und  Kriegs- 
lasten frei.  Oder  man  kann  eine  Kirche  in  »praebendam  tenere«,  nament- 
lich dann,  wenn  ein  Kleriker  einer  Stiftskirche  mit  Land  oder  mit 
einer  besonderen  Kirche  ausgestattet  wird.  Die  Eigenkirchenidee  hat 
nämlich  schon  in  der  angelsächsischen  Zeit  das  ursprünglich  ungeteilte 
Bischofs-  oder  Klostergut  zu  sprengen  begonnen.  Anfangs  wird  die 
Teilung  in  der  Weise  vorgenommen,  daß  gewisse  Schenkungen  dem 
Bischof  oder  Abt  und  andere  dem  Bischofskirchen-  oder  Klosterklerus 
gemacht  werden4).  Man  beginnt  seit  dem  9.  Jahrhundert  zwischen 
dem  Gute  des  Bischofs  und  dem  Tafelgut  des  Kathedralstiftes  oder 
Klosterklerus  (sog.  beodland)5)  zu  unterscheiden.  Mit  der  Ausbreitung 
des  Benefizialwesens  kommt  noch  ein  anderer  Einteilungsgrund  hinzu. 
Von  den  ehemals  aufgeteilten  Kathedralen  oder  Klostereigentum 
müssen  nicht  nur  die  Mönche  und  der  Klerus  unterhalten  werden, 
sondern  der  Bischof  muß  auch  einen  bestimmten  Teil  seines  Grund 
und  Bodens  als  »teineland«  oder  »thaneland«  reservieren,  d.  h.  an 
Ministerialen  ausgeben6). 

!)  G.  D.  Nr.  80,  83,  90. 

2)  C.  D.  Nr.  169.  Qua  de  re  ego  Headda  presbiter  et  abbas,  ob  honorem  dei 
et  reverentiam  hominum  praeditus,  donans  donabo  in  testimonio  totius  venerabilis 
familiae  in  Weogernacestre  meam  propriam  haereditatem;  tali  conditione  adfirmo, 
quod  mei  haeredes  in  mea  genealogia,  in  aecclesiastico  gradu  de  virili  sexu  per- 
cipiant,  quam  diu  in  mea  prosapia  tarn  sapiens  et  praesciens  invenire  potest  qui 
rite  et  monastice  aecclesiasticam  normam  regere  queat,  et  nunquam  potestati  lai- 
corum  subdetur.  Post  quam  autem  in  nostra  generatione  tales  aecclesiastici  viri 
desint,  qui  indigni  et  inscii  eam  bene  moderare  et  regere  ignorant,  praecipio  quod 
absque  ullo  obstaculo  ad  sedem  episcopalem  in  Weogernacestre  reddantur,  is  est, 
aet  Dogodeswellan  and  aet  Tyreltune. 

3)  Z.  B.  D.  B.  I,  17.  Osbernus  episcopus  tenet  de  rege  ecclesiam  de  Boseham. 

4)  Siehe  z.  B.  Cartularium  saxonicum,  ed.  Birch  III,  p.  602  (anno  972),  »Des 
landes  set  Hedham  to  biscop  harne,  öes  Landes  aet  Tidpoldingtune  öam  hirede 
to  brece  into  Paules  mynstre.  «Vgl.  auch  Thorpe,  Cartularium,  p.  104,  anno  852. 
Auch  Taylor  in  Bristol  and  Gl.  Arch.  Society  XV  (1891),  p.  137,  ohne  sie  richtig 
oder  überhaupt  zu  deuten. 

5)  Z.  B.  C.  D.  II,  p.  47,  Zeile  3;  CD.  IV,  p.  292,  Zeile  18;  C.  D.  V,  p.  218, 
Zeile  19:  »Ic  das  lanö  sselle  öam  hiwum  to  hira  beödlandae.« 

6)  Siehe  Round,  Feudal  England,  p.  28  f. ;  Vinogradoff,  English  Society,  p.  370 
bis  372,  406  u.  a. 
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(  beraU  sind  die  Kirchen  manorialisicrt,  iL  Ii.  Kigenfcirc-hen  eines 
Großgrundherrn,  des  Bischofs,  eines  Stiftes,  des  Königs.   Nur  in  den 

ieten  der  Denalagu  isl  die  Manorialisierung  in  der  Zeit  der  Doniesday 
Book  noch  nicht  weil  geniig  vorgedrungen,  hier  gibt  es  noch  genossen- 
schaftliche  Eigenkirchen,   Eigenkirchen,  welche  einer  Gemeinde  ge- 

n1).  Der  Fehler  des  sonst  so  vortrefflichen  Buches  von  Taranger 
ist,  daß  er  diese  nicht  manorialisierlen  (lenossenschaitskirchen  der 
Denalagu  für  die  typische  angelsächsische  Eigenkirche  hält2).  Sie  ragen 
in  die  Zeit  »1«'-  I  I .  Jahrhunderls  deutlich  hinein.  Auch  die  Leges  Edwardi 
confessoris  §  11,  j  zeigen  diese  Gegensätze  von  manorialisierten  und 
nicht  manorialisierten  Pfarrkirchen  und  sind  ein  Beleg  dafür,  daß 
wahrscheinlich  auch  die  angelsächsische  Kirche  sich  ursprünglich3)  als 
Genossenschaftskirche  da  und  dort  entwickelt  hat,  aber  ebenso  der 
Manoi  ialisierung  erlegen  ist  vs  ie  die  I  )orfgemeinde,  ihre  soziale  Grundlage. 

Dieser  Zentralstellung  der  Kigenkirchenidee  im  Verhältnis  von 
Kirche  und  Staat  entspricht  auch  die  Ausgestaltung  der  kirchlichen 
\  rfassung,  die  territoriale  Organisation  der  Kirche,  die  Abgrenzung 
der  L,r'  i^l  liehen  ( iericht  sharkeit  gegenüber  der  weltlichen  und  die  Kirchen- 
geset  /gehung. 

I.  Die  \  erfassung  der  Kirche  war  im  großen  und  ganzen  nach  kon- 
tinentalem, insbesondere  fränkischem  Muster  eingerichtet.   Aber  was 
dii's.T  N'eriassung  gegenüber  der  im  Frankenreich  eingerichteten  fehlt, 
ist  der  streng  hierarchische  Zug,  wie  er  in  der  fränkischen  Reichskirche 
des  9.  Jahrhunderts  stark  hervortritt,  namentlich  durch  die  Rechts- 
fälschungen  dieser  Zeit  befördert.    Der  König  und  seine  witan  setzen 
Bischöfe  ein,  sie  setzen  Bischöfe  ab.  Die  Erlaubnis  zur  Wahl  wird  wohl 
von  dem  König  eingeholt  worden  sein.    Denn  schon  seit  den  Tagen 
gars  ')  wird  dem  Kathedralklerus  eingeschärft,  die  Wahl  >>mid  cynges 
at<     myd  raede«  vorzunehmen.  Daß  auch  wie  später  schon  die  Empfeh- 
lung des  Königs  eine  wesentliche  Voraussetzung  der  Wahl  war,  darauf 
deuten  die  Formeln  hin,  welche  von  der  Wahl  des  Bischofs  sprechen: 
ente  rege  ei  populo  acclamante  —  oder  voto  totius  cleri  et  populi 
cum  favore  regio  consonante  —  jubente  rege  Edgaro  —  jubente  rege 
Vthelredo    tarn  regeCnuto  praeeipiente5),  quam  toto  conventu  petente. « 

Siehe  z.  B.  D.  B.  II,  24  b,  Kirche  von  Estinford  und  Coser  oder  D.  B.  II, 
189  b,  Kirche  von  Tyddenham  (Norfolk).  Über  die  genossenschaftliche  Eigenkirche 
in  Deutschland  K.  Jacobi,  in  Stutz,  Kirchenr.  Abhandlungen  Nr.  78  (1912);  für 
Dänemark  .Jorgensen  a.a.O.  p.  155. 

-  i  mgekehrl  übersieht  Liebermann,  Sachglossar»  Eigenkirche«,  die  genossen- 
schaftliche Form  in  England. 

Ein  .nidt-n-r  !»<l>^  ist  die  Form  der  Erhebung  des  Kirchenschosses,  ciric- 
tt.  v.n  f  r  c  i  e  n  Hiden  und  /.war  immer  nur  von  einer  Hide;  eines  Freien, 
mögen  auch  s<mst  noch  so  viele  in  einer  Hand  vereinigt  sein,  wie  sie  noch  als  Über- 
resl  vergangener  Zeiten  sich  im  I).  B.  I,  175c  vorfindet.  (Siehe  auch  zur  Deutung 
dieser  Stelle  Vinogradoff,  Engl.  Society  418  f.)  Vergleiche  dazu  auch  das  01äfssä5 
bei  den  tfordleuten,  der  das  Seite'nstück  zum  ciricsceatt  ist  und  auf  genossenschaft- 
licher  gezahlt  wurde  (siehe  Taranger  a.  a.  O.  280  f.). 

*\  Siehe  Lingard  I.  p.  9'*. 

Vgl.  am  Ii  /.  B.  C.  D.  Nr.  929  u.  1314.  Liebermann,  Sachglossar  »Bischof«  2a. 
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Namentlich  die  letztere  Formel  weist  auf  einen  ähnlichen  Prozeß  hin, 
wie  er  gleichzeitig  im  westfränkischen  Reich  Rechtens  war1).  Auch  die 
Tatsache,  daß  der  rite  Gewählte  vom  Volke  akklamiert  wurde,  daß  ein 
Wahlprotokoll  vom  Metropolitan  angefertigt  und  dann  erst  die  Konse- 
ration  vorgenommen  wird  ist  England2)  und  dem  westfränkischen 
Reiche3)  gemeinsam.  Aber  erst  seit  der  Normannenzeit  begegnet  uns  die 
formelle  Übergabe  des  Amts  durch  Investitur  mit  Ring  und  Stab. 
Doch  war  es  schon  unter  Edward  dem  Bekenner  üblich,  durch  ein  könig- 
liches Schreiben  die  Ernennung  des  Bischofs  zu  beurkunden  und  den 
Großen  der  Grafschaft,  insbesondere  dem  eorl  anzuzeigen.  Der  König 
und  die  witan  bestimmen  ferner  die  Verlegung  oder  Aufhebung  von  Bis- 
tümern. Der  König  kann  als  Eigenkirchenherr  eine  Division  am 
Bischofsgut  vornehmen4).  Der  König  und  seine  witan  nehmen  aber 
auch  durch  legislative  Akte  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des  inneren 
kirchlichen  Lebens;  sie  treffen  Bestimmungen  über  das  Leben  der 
Mönche  und  Kanoniker,  den  Zölibat  des  Klerus,  die  Sonntagsheiligung, 
die  Beobachtung  des  Fastengebots,  allgemeine  Büß-  und  Bettage  und 
anderes  mehr. 

2.  Die  territoriale  Organisation.  Infolge  der  innigen  Verschmelzung 
von  Kirche  und  Staat,  der  Verwendung  von  kirchlichen  Amtsträgern 
für  staatliche  Zwecke  und  als  Kronbeamte5)  kam  man  damals  noch  gar 
nicht  auf  den  Gedanken,  daß  die  territoriale  Organisation  der  Kirche 
eigentlich  für  sie  Selbstzweck  sei.  Daher  entwickeln  sich,  wie  wir  oben 
sahen,  Pfarrsprengel  nur  soweit  der  Gutshofbezirk  reicht,  und  die  Ein- 
teilung in  Diözesen  war  vorwiegend  auf  das  Bedürfnis  der  Staats- 
verwaltung zugeschnitten.  Deshalb  zeigt  die  damalige  territoriale 
Organisation  der  angelsächsischen  Kirche  ein  Bild  des  Verfalls.  Die 
Bistümer  waren  in  England  damals  nicht  wie  die  französischen  als 
Mittelpunkt  der  civitas,  als  Stadtbistümer  eingerichtet,  sondern  sie 
waren  Religionsbistümer  für  ein  bestimmtes  Reich  oder  eine  bestimmte 
Grafschaft,  ohne  daß  innerhalb  derselben  eine  feste  Residenz  gefordert 
wurde.  Die  Bischöfe  wurden  daher  viel  nach  der  Grafschaft  genannt. 
Es  gibt  einen  Bischof  von  Sussex,  Ostanglien,  Wiltshire  usw.  Vergebens 
mahnte  die  Kurie  dagegen.  Im  Jahre  1050  residierten  von  16  Bischöfen 
8  in  Dörfern  und  Flecken.  Auch  die  territoriale  Verwaltungsorganisation 
der  unteren  Organe  war  mangelhaft.  Eine  Mittelstufe  zwischen  Kirch- 
spiel und  bischöflicher  Diözese,  wie  sie  damals  auf  dem  Kontinent 
in  Gestalt  der  Archidiakonate  und  Dekanate  schon  vorhanden  war 
und   hier  zur  Entlastung  der  Bischofsverwaltung  diente,  fehlte  im 


x)  Imbart  de  la  Tour,  Les  elections  episcopales  dans  l'Eglise  de  France  du 
IXe  en  Xlie  siecle,  Paris  1890,  p.  2  ff.— 32. 

2)  Lingard  II,  p.  24  f. 

3)  Imbart  de  la  Tour  a.  a.  O. 

4)  Siehe  Charter  Nr.  7  der  Crawford  Charters,  ed.  Xapier  and  Stevenson, 
in  Anecdota  Oxoniensia,  Bd.  7  (1895). 

5)  Siehe  bes.  Liebermann,  Sachglossar  »Bischof«  10 — IIa. 
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großen  ganzen,  /.war  begegnen  uns  seit  dem  9.  Jahrhundert1)  da  und 
dort  Archidiakone  als  Gehilfen  des  Bischofs,  und  als  Vertreter  geistlichen 
Gerichts  (z,  B,  Northumbr.  Priestergesetz  6/7),  aber  sie  haben  keinen 
Amtsbezirk  unter  dein  Bischof  und  stehen  damals  im  Range  noch  unter 
dm  presbiteri,  eigentlichen  Priestern  (siehe  Earle,  Land  Charters,  Urk. 
von  863,  p,  L35  f.).  Wir  sehen,  es  fehlt  im  damaligen  England  der 
hierarchische  Autbau  der  Kirche.  Erst  seit  der  Normannenzeit  finden 
wir  die  Einteilung  der  Diözese  in  Archidiakonate.2) 

3.  Bei  der  innigen  Verbindung  von  Kirche  und  Staat  war  von 
einer  prinzipiellen  Abgrenzung  der  geistlichen  von  der  weltlichen 
Gerichtsbarkeit  gar  keine  Rede.  Es  lag  ja  auch  kein  Bedürfnis  vor, 
solange  Bischof  und  Archidiakon  in  den  Volksgerichten,  in  dem 
Grafschafts-  und  Hundertschaftsgericht  saßen  und  über  geistliche 
Streitsachen  ebenso  entschieden  wie  über  weltliche.  Zwar  stand  dem 
Bis«  Iii »f  auch  im  angelsächsischen  Reich  eine  besondere,  von  Rom  un- 
abhängige Gerichtsbarkeit  über  die  Dienste  des  Klerus  zu,  unabhängig 
und  selbständig  vom  Volksgericht.  Das  Verfahren,  welches  zur  Aus- 
lieferung  des  geistlichen  Missetäters  an  das  weltliche  Gericht  voranging, 
wind,  vom  kirchlichen  Richter  geleitet3).  Streitigkeiten  zivilrechtlicher 
Natur  zwischen  Klerikern  wurden  vom  kirchlichen  Richter  geschlichtet4). 
Vber  in  der  Hauptsache  war  es  doch  das  Volksgericht,  welches  über 
weltliche  Vergehen  der  Priester  ebenso  judizierte  wie  über  kirchliche 
V(  rgehen  der  Laien.  Namentlich  unterlagen  auch  diese  dem  Wergeld- 
aystem  und  dem  für  weltliche  Vergehen  eingerichteten  Bußensystem. 
Daa  Verfahren  war  das  gleiche  für  weltliche  wie  für  kirchliche  Ver- 
gehen6).    Und  schließlich  verband  sich  bei  schweren  Delikten  die  Ex- 


1  Liebermann,  Sachglossar  »Archidiakon«  1  u.  2.  Er  geht  fehl,  wenn  er  den 
Dekan  der  leges  Edwardi  27,  2  auch  unter  dem  Schlagwort  »Archidiakon«  rubriziert. 
Der  dort  gemeinte  Landdekan  ist  dem  Archidiakon  des  12.  Jahrhunderts  unter- 
geordnet, jedenfalls  von  ihm  scharf  zu  scheiden.  Siehe  Kenett,  Parochial  Anti- 
quities,  I  Ixford  1695,  p.  634  ff.  Die  Vereinigung  des  Landklerus  zu  Kapiteln  deutet 
schon  die  I  »"inesday  Book  an  I,  3:  »In  civitate  Cantuaria  habet  Archiepiscopus 
XII  burgenses  et  XXX  mansuras  quas  tenent  clerici  de  villa  in  gildam  suam.« 

Vusgangspunkl  dieser  Entwicklung  war  vielleicht  ähnlich  wie  in  gewissen 
Gegenden  Deutschlands  die  bischöfliche  Banngewalt,  die  teilweise  auf  den  Archi- 
•  li-ikwi  ul)»Tgin^  isit-li«'  namentlich  Hilliger  im  Archiv  für  kath.  Kirchenrecht  Bd.  80, 
S.  107  ff.  .  In  England  hat  seit  Beginn  des  11.  Jahrhunderts  der  Archidiakon  zu 
einer  Zeit,  wo  es  noch  keine  Archidiakonatssprengel  gibt,  ein  eigenes  »gebann«  unter 
dem  Bischof.    Siehe  North,  Priestergesetz  4  u.  6. 

In  diesem  Sinne  ist  auch  Vertrag  zwischen  Edward  und  Guthrum  4,2 
und  II  Cnul  13  zu  verstehen,  wonach,  wenn  ein  Geweihter  sein  Leben  durch  Tod- 
Bchuld   verwirkt.  <-r  vcrhaf'IH   werden  soll  (sc.  durch  den  Verletzten  oder  durch 

ltli<  he  Gericht)  bis  zur  Entscheidung  des  Bischofs.  Ähnlich  im  Frankenreich 
seil  Karl  dem  Gr.  Siehe  Nissl,  Der  Gerichtsstand  des  Klerus  im  fränkischen  Reich, 

3.  132.  Liebermann  bezieht  (Sachglossar  »Bischof«  9n)  diese  Stellen  —  m.  E. 
unzutreffend  —  auf  das  Recht  des  Bischofs,  den  Strafvollzug  zu  bestimmen  (ob 
Tod  oder  eine  andere  Strafe). 

1  Über  andere  »Ansätze  zum  geistlichen  Gericht«  unter  den  Angelsachsen: 
Liebermann,  Sachglossar  »Geistliches  Gericht«  4  ff. 

5)  Siehe  Lieberrnann,  Sachglossar  a.  a.  O.  14  c. 
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kommunikation  mit  der  Friedlosigkeit  der  Entflohenen,  »der  ja  zur 
Kirchengemeinde  zu  erscheinen  nicht  wagen  durfte«1). 

4.  Die  Kirchengesetzgebung  war  infolgedessen  auch  noch  ganz  von 
der  weltlichen  umfangen.  Die  gesetzgebenden  Kirchen  Versammlungen 
hatten,  seitdem  England  ein  Einheitsstaat  war,  also  etwa  seit  dem 
10.  Jahrhundert,  aufgehört.  An  ihrer  Stelle  erlassen  die  witan  genannten 
Versammlungen  des  Reiches  die  Gesetze.  Die  hohen  geistlichen  Würden- 
träger saßen  ja  in  dem  witenagemöt,  und  so  beschlossen  denn  diese 
Körperschaften,  ähnlich  wie  im  Frankenreich  der  Karolinger,  neben 
weltlichen  auch  geistliche  Gesetze2).  Doch  finden  wir  vielleicht  schon 
seit  der  Mitte  des  10.,  jedenfalls  seit  dem  Beginn  des  11.  Jahrhunderts, 
aber  noch  in  der  Angelsachsenzeit,  eine  Trennung  in  zwei  Kurien,  die 
geistliche  und  weltliche  Kurie,  entsprechend  dem  fränkischen  Ver- 
band der  Karolingerzeit3).  Die  Ausbildung  eines  besonderen  kano- 
nischen Rechts  ist  dieser  Zeit  fremd,  ebenso  auch  der  Begriff  eines  Kirchen- 
staatsrechts, das  das  Verhältnis  des  Staates  zu  der  Kirche  als  vom 
Staate  verschieden  darstellt4).  Sofern  ein  kirchliches  Recht  vorhanden 
ist,  stellt  es  sich  entweder  dar  als  Ausfluß  der  von  den  witan  und  dem 
Könige  erlassenen  Gesetze,  teils  als  Konstitutionen  einzelner  Bischöfe, 
wie  z.  B.  das  Northumbrische  Priestergesetz,  die  canones  Edgars,  ^El- 
frics,  die  canones  für  Wulfric  von  Sherborne,  die  epistola  pastoralis  für 
Wulfstan  von  York.  Rezeptionen  geistlichen  Rechts,  wie  sie  im  Franken- 
reich  vorkamen,  gab  es  im  damaligen  England  nicht.  Die  pseudoisidori- 
schen  Dekretalen  waren  bis  zur  Eroberung  Englands  durch  die  Nor- 
mannen noch  nicht  rezipiert5).  Das  Standesrecht  der  Geistlichen  wird 
durch  staatliche  Gesetze  garantiert,  ebenso  wie  die  Kircheneinkünfte 
durch  das  Staatsgebot  befohlen  und  eingetrieben  werden. 

II.  Die  Zeit  der  Normannenkönige  und  Heinrichs  II. 

In  dieser  Zeit  beginnt  England  dem  von  gregorianischen  Kirchenideen 
erfüllten  Kontinent  in  der  Kirchenfrage  näherzutreten.  Wilhelm  dankte 
seine  Eroberung  zum  größten  Teil  auch  der  moralischen  Unterstützung 

1)  Liebermann  in  der  Festgabe  für  Brunner  1910,  S.  30.  ütlah  godes  and 
manna  erscheint  fast  als  e  i  n  Begriff.  Die  Begünstigung  des  »ämänsod  odde  ütlah« 
wird  gleich  gestraft. 

2)  Siehe  die  Belege  bei  Liebermann,  Sachglossar  »Bischof«  11c — llo. 

3)  Siehe  Brunner,  D.  RG.  II,  132;  vgl.  damit  die  Reichsversammlung  zu 
Eanham,  in  Liebermann,  Gesetze  I,  S.  246  (VI  Atr.  um  1008 — 1011).  Vielleicht 
ähnlich  schon  I  Edm.  zustande  gekommen.  Liebermann,  Sachglossar  »Bischof«, 
übersieht  diese  Möglichkeit  zweier  getrennter  Kurien  in  der  Reichsversammlung, 
wenngleich  er  auch  I  Edm.  Prol.  Erwähnung  tut.  Sie  hat  dann  auch  bis  spät  in 
die  Normannenzeit  Bedeutung.  Selbst  die  zur  Verurteilung  Beckets  einberufene 
Reichsversammlung  zu  Northampton  1164  wird  von  dem  Chronisten  so  berichtet, 
als  ob  die  Bischöfe  auch  besonders  in  nächster  Nähe  des  Königs  mit  seinen  Räten 
getagt  hätten.    Siehe  z.  B.  Gervase  I,  183  ff. 

4)  Er  kommt  erst  zur  Normannenzeit  auf.  Eadmer  erfaßt  ihn  zuerst  in  der 
Zeit  des  Investiturstreits.   Siehe  Brooke  in  E.  H.  R.  XXVI,  p.  225. 

5)  Liebermann,  Sachglossar  »Kanones«  14,  spricht  von  der  Benutzung  dieser 
Kirchenrechtsquelle  erst  durch  Lanfranc. 
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wel»  he  ihni  der  Papst  hatte  an^edeihen  lassen,  und  so  war  er  von  vorn- 
herein päpstlichen  Ansprüchen  nicht  abgeneigt.  Allerdings  setzte  er 
der  Aspiration  des  Papsttums,  Kurland  als  Lehen  von  der  Kurie  ent- 
gegenzunehmen, rundweg  ein  kategorisches  Nein  entgegen.  »Kidelitatem 
facere  nolui  nee  voln*.  und  dies  /!!  cinei'  Zeit  (I080)1),  wo  der  Papst 
seine  Lehensoberherrlichkeil  anderen  kontinentalen  Monarchen  gegen- 
Ubei  mit  Erfolg  durchgeführt  hatte.  Im  übrigen  setzte  al)er  sein  kirch- 
li(  hes  Reformwerk  ein,  wobei  er  von  Lanfranc,  dem  Primas  von  England, 
unterstützt  winde  Zunächst  ersetzte  er  die  englischen  Bischöfe  durch 
Normannen.  Er  veranlaßte  ferner,  daß  die  englischen  Bischöfe  nur 
Städte  als  ihre  Residenzen  bezogen.   Sodann  ordnete  er  die  Trennung 

geistlichen  von  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  in  der  Weise  an,  daß 
:  _  i  ;  Bisi  höfe  und  Archidiakone  sollten  nicht  länger  ihre  geist- 
liche  Gerichtsbarkeit  im  Grafschafts-  oder  II  undertschaftsgericht 
abhalten,  sondern  ihren  eigenen  geistlichen  Gerichten  Vorsitzen,  sollten 
di<  geistlichen  Sachen  nach  kanonischem  und  nicht  nach  Volksrecht 
behandeln  und  meld  zulassen,  daß  Fragen  geistlicher  Art  vor  die  Laien- 
gerichtsbarkeil  kamen.  Wenn  der  Verletzer  eines  geistlichen  Gebots 
exkommuniziert  wird,  so  soll  der  König  und  der  Sheriff  als  weltlicher 
Vrm  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  das  Urteil  vollstrecken,  umgekehrt 
solle  der  Laienrichter  sich  nicht  in  geistliche  Angelegenheiten  mengen. 

Die  Bedeutung  dieser  Maßregel  lag  nicht  etwa  darin,  daß  das  geist- 
liche  und  well  liehe  Richterpersonal  nun  vollkommen  getrennt  gewesen 
wären,  denn  in  den  geistlichen  Gerichten  findet  man  z.  B.  noch  in 
der  Zeil  Heinrichs  [.  weltliche  Richter  oder  Beisitzer  (siehe  Round 
E.  II.  R.  XIV,  p.  £21,  Urkunde  Nr.  421),  sondern  vielmehr  darin,  daß  sich 
nun  aus  der  Masse  des  Yolksrechts  ein  eigenes  kanonisches  Recht  für 
England  ausbildete  und  daß  man  »päpstliches«  und  nationales  Recht 
als  Gegensatz  empfinden  lernte.  Die  Frage  der  Investitur  von  Kir- 
chenämtern,  die  Frage  des  Zölibats  der  Kleriker  und  die  Übel  der  Si- 
nk in  he!)  verlangten  ein  einförmiges  Recht,  und  zwar  ein 
Rei  htssystem.  Dieses  Rechtssystem  konnte  nur  seine  Stütze  und  seinen 
Schwerpunkt  in  der  römischen  Kurie3)  finden,  welche  als  oberster 
^.ppellationsgerichtshof   fungierte   für  kanonische   Rechtsstreite.  Es 

nn1  sich  allmählich  der  Klerus  von  der  übrigen  Laienwelt  zu  son- 
dern  und  wird  in  der  nächsten  Periode  ein  selbständiger  Stand.  Trotz 
•  Ii. •<••!■  Konzession  an  die  Kurie  war  W  ilhelm  der  Eroberer  weit  entfernt, 
bloß  der  Vollstrecker  gregorianischer  Ideen  zu  werden.  Das  Prinzip 
d-  r  auf  dem  Eigenkirrhcngedanken  aufgebauten  Nationalkirche  blieb 
bestehen  und  erfuhr  in  folgenden  drei  Kardinalsätzen  seine  rechtlichen 
Ausdrücke. 


Brook«  in  E.  H.  R.  XXVI  (1910),  p.  237. 
-    Siehe  die  zwischen  1070 — 1072  ergangene  Verordnung  bei  Liebermann, 

Gesetze  I,  485. 

Willi. -Im  iKifh-  di«-.-  |;.t|iI»mIzi-  übrigi-ns  auf  den  englischen  Reichssynoden 
von  Winchester  1070,  Winchester  1072,  London  1075,  Winchester  1076  teilweise 
zürn  \\>\<  li-fw  ht  erhoben.    Siehe  Böhmer  a.a.O.  128  f. 
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1.  Wilhelm  duldete  nicht,  daß  irgendeine  Person  in  seinem  Herr- 
schaftsbereich den  obersten  Bischof  der  Stadt  Rom  als  apostolischen 
Papst  ansähe  ohne  seine  Erlaubnis,  oder  daß  er  einen  Brief  oder  eine 
Bulle  von  ihm  erhielte  ohne  des  Königs  Erlaubnis. 

2.  Er  duldete  nicht,  daß  der  Primas  seines  Königreichs,  der  Erz- 
bischof  von  Canterbury,  eine  Bischofsversammlung  zusammenrief,  um 
etwas  zu  befehlen  oder  zu  verbieten,  was  gegen  des  Königs  Willen  und 
gegen  ein  vom  König  zuerst  angeordnetes  Gebot  verstieße. 

3.  Er  duldete  nicht,  daß  irgend  einer  seiner  Bischöfe  durch  geist- 
liche Strafen  einen  seiner  Barone  oder  Diener  bedränge,  mochte  dieser 
wegen  Ehebruchs  oder  eines  Kapitalverbrechens  angeklagt  sein,  es 
wäre  denn,  daß  der  König  selbst  die  geistliche  Strafe  anbefohlen  hätte 
oder  vorher  in  Kenntnis  gesetzt  worden  wäre1). 

Wilhelm  Rufus  nutzte  die  Eigenkirchenidee  vollständig  aus : 
höheren  und  niederen  Kirchenpfründen  gegenüber.  Freilich  findet 
sich  eine  scheinbare  Abschwächung  des  Eigenkirchengedankens  in- 
sofern, als  ähnlich  wie  im  zeitgenössischen  Frankreich  bloß  ein  Spolien- 
und  Regalienrecht  namentlich  an  höherem  Kirchengut  ausgeübt  wird. 
Daneben  aber  besteht  Kauf  und  Verkauf  von  Bistümern,  und  das  Re- 
galienrecht wird  derart  ausgeübt,  daß  nicht  bloß  die  während  der 
Vakanz  eines  Bistums  anfallenden  Revenuen  eingezogen,  sondern  auch 
von  den  Vasallen  des  Bischofs  relevia  eingefordert  werden2).  An  dem 
niederen  Kirchengut  bestand  das  Eigenkirchenwesen  vollständig  zu 
Recht3).  Daran  hielt  auch  die  Folgezeit  fest,  trotzdem  die  gregorianischen 
Kirchenideen  unter  dem  Schlagworte  »ecclesia  libera  sit«  Anerkennung 
verlangten. 

Heinrich  I.  gewährte  zunächst  bei  seinem  Regierungsantritte  der 
Kirche  eine  Charte,  in  welche  er  auf  Regalien-  und  Spolienrecht  ver- 
zichtete: nec,  mortuo  archiepiscopo  sive  episcopo  sive  abbate,  aliquid 
accipiam  de  dominio  aecclesiae  vel  de  hominibus  ejus  donec  successor 
in  eam  ingrediatur  (S.  I)4).  Freilich  hielt  er  sich  ebensowenig  als  sein 
Vorgänger  und  sein  Nachfolger  daran.  Als  Anselm  von  Canterbury 
vom  König  die  Leistung  des  Lehenseides  und  die  Aufgabe  des  Investitur- 
rechts (also  Aufgabe  der  Eigenkirchenidee  und  der  Praxis  derselben) 
fordert,  kommt  es  zum  Konflikt,  aus  dem  der  König  als  Sieger  hervor- 
geht. Das  Resultat  dieses  englischen  Investiturstreits  ist  nämlich  ein 
Kompromiß  mit  der  Kirche.  (Konkordat,  bestätigt  auf  einer  Reichs- 
versammlung zu  London  im  August  1107.)  Ring  und  Krummstab  als 
Zeichen  der  geistlichen  Gewalt  konnten  und  sollten  nur  von  der  Kirche 

x)  Heinrich  II.  hat  im  konkreten  Falle  Thomas  Becket  sich  auf  diesen  Satz 
berufen.    Ranulfus  de  Diceto  I,  310  f. 

2)  Siehe  z.  B.  die  Urkunde  bei  Round,  Feudal  England  p.  309  (Bistum  Wor- 
cester). 

3)  Historia  Monasterii  de  Abingdon  II,  27:  In  Ulis  diebus  tenebat  eandem 
ecclesiam  sub  rege  presbiter  ....  cui  rex  concessit,  ut  ibi  quamdiu  viveret  ab 
abbate  et  fratribus  Abbendonensis  loci  illam  ecclesiam  teneret,  (eine  sog.  precaria 
verbo  regis,  siehe  Stutz  Ztsch.  f.  RG.  XX.  Bd.  S.  213  ff.,  »Lehen  und  Pfründe«). 

4)  Text  bei  Liebermann  I,  p.  521. 
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verliehen  werden.  Ä.ber  Iwor  dioso  WrltMlmng  stattfand,  mußte  joder 
Kirchenprälat  zuvor  dem  Könige  den  Lehenseid  geleistet  haben  und 
Ewar  vor  seiner  Salbung  zum  Bischof.  Die  kanonische  Wahl  ließ 
der  König  pro  forma  bestehen,  in  Wirklichkeit  aber  vollzog  sie  sich, 
W  M  durch  di«'  Mitglieder  des  Metropolitankapitels,  am  Hofe  des  Königs, 
dem  auf  diese  W  eise  der  nötige  Einfluß  bei  der  Wald  der  ihm  genehmen 

n  gegeben  war.  Nach  der  Wahl  huldigt  der  Gewählte  für  die 
Temporalien  dem  König  als  Lehensmann  und  erhält  von  diesem  eine 
Bestallungs-  und  Konfirmationsurkunde.  Gleichzeitig  ergeht  der  Be- 
fehl  an  den  Metropoliten,  den  zum  Bischof  Gewählten  zu  weihen. 

Unter  Stephan  blühte  das  Eigenkirchenwesen  an  höheren  und 
niederen  Pfründen.  Trotz  der  starken  Abhängigkeit  dieses  Fürsten 
von  der  moralischen  Unterstützung  der  Kirche  und  trotzdem  er  in 
Beiner  (  heford  Charter  von  1 L361)  versprochen  hatte:  »nihil  me  in  ecclesia 
vel  rebus  ecclesiasticis  simoniace  acturum  vel  permissurum  esse  pro- 
mittoi  und  auf  das  Spolienrecht  und  das  Recht  der  Regalie2)  ausdrück- 
lich verznhtet  hatte. 

Heinrich  II.  suchte  die  bisherige  Grundlage  des  Kirchenstaats- 
rechts  in  rechtlicher  Form  zu  konsolidieren.  In  den  Konstitutionen  von 
Clarendon  L164  für  das  höhere  Kirchengut  wird  bestimmt,  daß  Erz- 
bisi  höfe  und  Bischöfe  ihre  Temporalien  oder  Baronien  vom  Könige  inne- 
haben Bollen  (Art.  11)  und  deswegen  vor  den  königlichen  Gerichten 
Red  und  Antwort  zu  stehen  haben.  Das  Recht  der  Regalie  wird  dem 
König  m  umfassender  Weise  zugesprochen  sowie  die  Praxis  der  Bischof- 
und  Aht wählen  am  Hofe  des  Königs  in  der  capella  regis,  wie  sie  sich 
&  lern  zur  Zeil  Heinrichs  I.  entwickelt  hatte,  auf  rechtliche  Basis  ge- 
stellf  (Art.  12).    Dies  blieb  das  ganze  Mittelalter3)  hindurch  Rechtens. 

l)  Statutes  of  the  Realm  I,  3. 

-  \.  a.  0.  Si  quis  episcopus  vel  abbas,  vel  alia  ecclesiastica  persona,  ante 
mortem  suam  rationabiliter  sua  distribuerit  vel  distribuenda  statuerit,  firmum 
manere  i  oncedo.  Si  vero  morte  preoccupatus  fuerit,  pro  salute  anime  ejus,  ecclesie 
.  onsilio,  eadem  fiat  distributio.  Dum  vero  sedes  propriis  pastoribus  vacue  fuerint, 
ipsas  ei  earum  possessiones  omnes  in  manu  et  custodia  clericorum  vel  proborum 
hominum  ejusdem  ecclesie  committam,  donec  pastor  canonice  substituatur. « 

Jedenfalls  nicht  der  Lehenseid  als  solcher.  Zur  Zeit  Johanns  wurde  schon 
ade  Praxis  beobachtet.  Der  König  erteilt  dem  Kathedralkapitel  die  »Erlaubnis« 
licentia  .  einen  Bischof  zu  wählen  und  delegiert  Kommissäre,  in  deren  Gegenwart 
•  Ii.-  Wahl  vollzogen  wird.    Das  Kapitel  berichtet  hierauf  dem  Könige,  der  dann 
I  Igendes  Schreiben  an  den  Erzbischof  sendet:  »Rex  Domino  S.  Cantuariensi  Archi- 
[-><••    ...  saluh-m.    Noveril  pat»-*rnitas  vestra  Priorem  et  Conventum  Wigorn. 
legisse  sibi  Episcopum  Walterum  de  Gray.  .  .  Gancellarium  et  nos  eidem 
Li  ;.i  assensum  aostrum  praebuimus,  ipsumque  Walterum  ad  vos  transmit- 
nexibus  Curia  e  (d.  h.  mit  Rücksicht  auf  die  frühere  Stellung  als 
Rogantes  quatinus  beneficium  confirmationis  ei  impendere  velitis. « 
Prynne,  (Jpon  the  Liberties  of  the  Kings,  London  1670,  (III.  Bd.  s.  Records), 
p.  21  f.   In  der  späteren  Zeit  ist  der  Eid  nur  Treueid  (Statutes  of  the  Realm  I,  249). 

h  Böhmer  a.  a.  O.  390.   Daß  er  noch  im  15.  Jahrhundert  geleistet  wird, 
/   B.  Irin-,  of  Devonshire  Ass.  XVIII,  233.  Die  Bischöfe  werden  auch  »in 
fide  ei  ligeantia«,  Dicht  wie  die  Barone  »in  fide  et  homagio«  zum  Parlament  berufen. 
'  offenbar  war  für  diese  Absen wächung  des  ehemaligen  bischöflichen  Lehenseides 
ü  die  seitweise  Oberherrschaft  der  Kurie  über  England  in  unserer  Verfassungs- 
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An  einem  Punkte  blieb  Heinrich  II.  nicht  Sieger:  das  war  das 
sog.  beneficium  cleri.  Es  ist  zunächst  zweifelhaft,  ob  dies  von  Hein- 
rich I.  anerkannt  war.  Von  Stephan  ist  es  ebenso  wie  von  Wilhelm 
dem  Eroberer  sicher,  daß  er  es  nicht  anerkannt  hatte,  und  unter  Hein- 
rich II.  entbrannte  darüber  der  Kampf  zwischen  dem  König  und  Thomas 
Becket.  Die  Konstitutionen  von  Clarendon  1164  stellen  im  caput  III 
den  Grundsatz  auf:  »clerici  rettati  et  accusati  de  quacunque  re,  sum- 
moniti  a  iustitia  regis  venient  in  curiam  ipsus,  responsuri  ibidem  de  hoc 
unde  videbitur  curiae  regis  quod  ibidem  sit  respondendum,  et  in  curia 
ecclesiastica  unde  videbitur  quod  ibidem  sit  respondendum;  ita  quod 
iustitia  regis  mittet  in  curiam  sanctae  ecclesiae  ad  videndum  qua  ra- 
tione  res  ibi  tractabitur;  et  si  clericus  convictus  vel  confessus  fuerit, 
non  debet  de  cetero  eum  ecclesia  tueri.«  Dies  besagte  dreierlei: 

1.  Wenn  ein  Kleriker  eines  Verbrechens  beschuldigt  ist,  dann  muß 
die  Anklage  im  weltlichen  Gericht  erhoben  werden,  welches  auf  diese 
Weise  zunächst  sich  mit  der  Sache  befassen  wird  und  ihren  weiteren 
Fortgang  beobachten  kann. 

2.  Die  königlichen  Beamten  müssen  bei  der  Verhandlung  im  geist- 
lichen Gericht  anwesend  sein. 

3.  Wird  der  Kleriker  für  schuldig  befunden  und  seiner  geistlichen 
Stellung  für  verlustig  erklärt,  so  kann  er  wegen  des  Verbrechens  von 
der  weltlichen  Gewalt  noch  außerdem  abgestraft  werden. 

Dagegen  stemmte  sich  nun  der  glaubensstarke  Thomas  Becket.  Er 
behauptete,  daß  es  den  Grundsätzen  des  kanonischen  Rechts  wider- 
spreche, wegen  ein  und  derselben  Sache  zweimal  bestraft  zu  werden: 
»nec  enim  Deus  iudicat  bis  in  idipsum.«  Deswegen  erlitt  er  auch  den 
Märtyrertod.  Heinrich  II.  gab  in  der  Folge  der  Kirche  teilweise  nach, 
und  der  durch  die  Konstitutionen  von  Clarendon  geschaffene  Rechts- 
zustand wurde  durch  die  Praxis  des  Mittelalters  wesentlich  abgeschwächt. 
Zur  Zeit  Heinrichs  III.  war  folgendes  Rechtens.  Wenn  ein  Kleriker 
eines  Verbrechens  angeklagt  wurde,  so  konnte  dies  nur  vor  dem  welt- 
lichen Gericht  zuerst  geschehen.  Wenn  der  Kleriker  behauptete,  daß  er 
sich  vor  dem  weltlichen  Richter  nicht  verantworten  wolle  und  der 
Bischof  oder  sein  Beamter  ihn  als  Kleriker  für  das  geistliche  Gericht  in 
Anspruch  nahm,  mußte  zunächst  untersucht  werden,  ob  er  wirklich 
das  Verbrechen  begangen  habe.  Dies  entschied  eine  Jury  von  12  Män- 
nern der  Nachbarschaft  auf  Eid.  Wurde  er  von  dieser  für  schuldig 
befunden,  dann  wurde  er  dem  geistlichen  Gericht  ausgeliefert.  Freilich 
was  weiter  geschah,  war  eine  Farce  und  ein  Hohn  auf  jede  Recht- 
sprechung. Der  geistliche  Richter  konnte  mit  dem  Kleriker  anfangen, 
was  er  wollte.  Er  konnte  ihn  freisprechen,  was  in  der  Regel  geschah, 
so  daß  die  Geltendmachung  des  beneficium  cleri  in  der  Regel  gleich- 

periode,  sodann  vielleicht  auch  das  französische  Vorbild  maßgebend,  wo  seit  Schlich- 
tung des  Investiturstreits  nur  der  Treueid  von  den  Bischöfen  geleistet  wurde.  Siehe 
über  diesen  Imbart  de  la  Tour  a.  a.  O.  438  ff.,  Barth  in  Stutz,  Kirchenrechtl.  Ab- 
handlungen Nr.  34/36,  S.  443  u.  4592.  Unrichtig  jedenfalls  Scharnagl  a.  a.  O.  S.  137, 
daß  der  Lehenseid  in  England  »bestehen«  blieb. 


I.  Abschnitt,    Der  Feudalstaat. 


bedeutend  war  mit  Freispruch  vor  dem  weltliehen  Kichler.  Nicht  bloß 
weltliche  Priester,  sondern  auch  Mönche  nahmen  das  Privilegium  in 
Anspruch.  Das  Privilegium  sdhsi  wurde  mein'  als  Privilegium  der 
Kirche  als  «las  des  beschuldigten  Klerikers  angesehen.  Durch  das  Pri- 
vilegium waren  alle  Verbrechen  gedeckt,  ausgenommen  die  schwersten, 
wie  Hochverrat  u.  dgl.  mehr.  Vusgenommen  waren  von  dem  Privi- 
legium auch  die  kleinen  Vergehen,  z.  I>.  wußte  es  Heinrich  II.  noch 
durchzusetzen,  daß  Vergehen  gegen  die  Korslgesetze  nicht  unter  das 
beneficiüm  cleri  lallen.   (Diceto,  [,  410.) 

In  bezug  aul  das  Eigenkirchemvesen  im  niederen  Kirchengut  wur- 
li  'i  iiberhaupl  keine  Konzessionen  gemacht,  sondern  es  blieb  alles  beim, 
alten.  Interessanl  ist,  das  Anselm  niehl  einmal  in  der  Lage  war,  die  Be- 
schlüs  e  des  Laterankonzils  von  L102,  welche  das  Verbot  der  Laien- 
Investitur  Für  das  niedere  K urhonwesen  aussprachen,  in  England  durch- 
en.  In  einem  Brief  an  den  Papsl  Pasehal  führt  er  aus,  er  hätte  den 
apostolischen  Beschluß,  der  im  römischen  Konzil  gefaßt  worden  war, 

Großen  des  Reichs  und  dem  König  vorgelegt,  aber  sowohl  der  Kö- 
nig wie  die  Großen  und  vor  allem  die  Bischöfe  sowie  die  niederen  Prä- 
laten  hätten  sich  darüber  derart  aufgehalten,  daß  er  gefürchtet  hätte, 
aus  dem  Lande  vertrieben  zu  werden1).  So  stark  war  die  Eigenkirchen- 
idee  im  Lande  festgewurzelt,  bei  geistlichen  und  weltlichen  Großen,  daß 
nichl  einmal  die  schwache  Regierung  Stephans  IL,  um  so  weniger  die 
kraftvolle  Herrschaft  Heinrichs  II.  irgendwelche  Veränderung  in  den 
Rechtszustand  brachte. 

\  n  diesem  I  lei  Tscher  aber  wurde  mit  Erfolg  der  Versuch  gemacht, 
dei  ganzen  Eigenkirchenbewegung  eine  Form  zu  geben,  welche  sie  dau- 
ernd  an  da-  Interesse  des  Staates  knüpfte.  Heinrichs  II.  Kampf  galt 
vor  allem  den  Feudalgewalten  im  Staate.  Er  wollte  die  feudale  Gerichts- 
barkeil  nicht  hochkommen  lassen,  und  wie  sehr  er  hierin  von  Erfolg  be- 
gleitel  war,  davon  haben  wir  bereits  (§  9)  Kenntnis  erhalten.  Aber 
gerade  hierin  halle  seine  ganze  Politik  Schiffbruch  erfahren,  wenn  er  das 
niedere  Eigenkirchenwesen,  das  in  den  Händen  der  weltlichen  und  geist- 
lichen  Großen  sich  Lei  and,  ruhig  seiner  Wege  hätte  gehen  lassen  wollen. 
Es  handelte  sich  hierbei  um  folgendes: 

Die   Normannen    hallen  offenbar  aus  dem  fränkischen  Reiche 

Begriff  der  Vdvokatie  in  dem  Sinne  übernommen,  daß  jeder 
Geistliche  wegen  seines  liegenden  Gutes  sich  vor  dem  weltlichen  Ge- 
richt durch  eine  weltliche  Person  vertreten  lassen  müßte.  Den  Angel- 
-achsen  war  dieser  Begriff  der  Advokatie  fremd2).  Als  nun  von  Seiten 

Siehe  Anselm,  Briefe  an  den  Papst  Pasehal,  zitiert  bei  Seiden  p.  376  f. 
-  Der  Quadripartitus  aus  dem  12.  Jahrhundert  übersetzt  wohl  das  angel- 
sächsische mundbora  mit  advocatus,  aber  der  beste  Beleg,  daß  es  sich  hier  bloß 
um  einen  Fürsprech  'mitunter  auch  »forspreca«  genannt)  handelt,  der  für  den  Ein- 
zelfall ernannl  wird  und  nicht  eine  generelle  Vollmacht  hat,  geht  aus  diesem  wie 
aus  andern  Fällen  klar  hervor,  jedenfalls  handelt  es  sich  nicht  um  den  technischen 
Begriff  der  Advokatie,  da  ja  hier  gerade  (Edwards  Gesetz  nach  Erwerbung  von 
Guthrums  Gebiet,  §  12»  der  Bischof  ein  solcher  Beschützer  sein  soll,  während  die  Ad- 
vokatie  im  technischen  Sinne  gerade  von  der  Voraussetzung  ausgeht,  daß  der  Kle- 
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der  Päpste  und  der  Konzilien  seit  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts 
immer  lauter  die  Forderung  erhoben  wurde,  daß  keine  geistliche  Person 
von  einem  Laien  investiert  werden  dürfte,  wurde  folgender  Umweg  durch 
Vertrag  gewählt,  um  einer  Laienperson  dauernd  den  Eigenkirchenbesitz 
zu  sichern:  die  Laien  übertrugen  das  Eigentum  an  der  betreffenden 
Kirche  einem  Kloster  oder  Stift,  behielten  sich  aber  das  jus  advocationis 
oder  jus  advocatiae  vor;  dadurch  ändert  sich  praktisch  nichts  andern 
Eigerikirchenverhältnis.  Die  Laienperson  blieb  nach  wie  vor  praktisch 
Eigentümer.  Sie  behielt  das  Recht  im  Sinne  des  Eigenkirchenrechts, 
die  Kirche  nach  wie  vor  zu  nutzen,  einen  Geistlichen  dem  betreffenden 
Amt  oder  Stift  zu  präsentieren,  welcher  dann  auch  von  diesem  kirch- 
lichen Organ  eingesetzt  werden  mußte.  Dafür  lag  dem  Benefiziaten 
ob,  einen  gewissen  Rekognitionszins  »pro  fidelitate«  an  das  Kloster 
oder  Stift  zu  entrichten;  im  übrigen  aber  blieb  das  Verhältnis  des  Bene- 
fiziaten zum  Eigenkirchenherrn  nach  wie  vor  dasselbe1).  Dadurch  wur- 
den die  Forderungen  der  Gregorianer  und  die  Verbote  der  Laieninvestitur 
umgangen.  Die  kirchlichen  Stifter  und  Klöster  befanden  sich  dabei 
sehr  wohl,  denn  sie  mehrten  ihr  Vermögen,  und  außerdem  erlangten  sie 
durch  die  Bestellung  des  Advokaten,  die  immer  vom  König  geneh- 
migt werden  mußte,  den  Vorzug  der  Juryprivilegien  im  Königsgericht2). 

riker  in  der  weltlichen  Person  seinen  Schutz  finden  soll  (siehe  Liebermann  im 
Wörterbuch  verbo  advocatus).  Die  technische  Bedeutung  des  Advokaten  kommt 
wohl  in  Leges  Henrici  vor,  aber  dieses  Rechtsbuch  gehört  ja  schon  der  anglo- 
normannischen  Zeit  an.  Wie  untechnisch  »fingere«  zur  angelsächsischen  Zeit  ge- 
brauchtwird, zeigt  Priester  »J>ingere«  =  intercessor,  advocatus.  Siehe  Mac  Gillivray 
in  Morsbachs  Studien  zur  englischen  Philologie  VIII,  §  112.  Daher  bemerkt  Mac 
Gillivray  mit  Recht,  daß  der  lat.  Ausdruck  »advocatus  ecclesiae«  sehr  bedeutend 
von  dem  angelsächsischen  »cyrc]Mngere «  sich  unterscheidet. 

x)  Ein  typisches  Beispiel  hierfür  der  von  Seiden  p.  379  zitierte  Fall  aus  dem 
33.  Regierungsjahre  Heinrichs  IL:  Haec  est  finalis  concordia  facta  in  Curia  Do- 
mini Regis  apud  Cantuarium  anno  regni  Regis  Henrici  secundi  XXXIII  die  Veneris 
proxima  post  festum  Si  Joh.  Bapt.  Goram  Radulpho  Archidiacono  Colecestriae 
et  Rogero  filio  Reinfri  et  Roberto  de  Witefield  et  Michaeli  Belet  Justiciariis  Domini 
Regis  et  aliis  fidelibus  Domini  Regis  ibidem  praesentibus  inter  Priorem  de  Lewes 
et  Monachos  ejusdem  loci  et  Willielmum  filium  Arthuri,  quem  Richardus  de  Bud- 
ketun  posuit  loco  suo  ad  lucrandum  vel  perdendum  de  advocatione  Ecclesiae  de 
Budeketun,  unde  placitum  erat  inter  eos  in  Curia  Regis,  scilicet  quod  Prior  et 
Monachi  remiserunt  et  quietum  clamaverunt  eidem  Richardo  et  haeredibus  suis 
advocationem  praedictae  Ecclesiae  per  ita  quod  persona  quae  per  ipsum  Richardum 
vel  haeredes  eius  in  eadem  ecclesia  instituatur  reddet  singulis  annis  Ecclesiae  de 
Lewes  IUI  solidos  sc.  ad  Fest  Sancti  Mich,  et  ille  qui  in  eadem  Ecclesia  per  ipsum 
Richardum  vel  haeredes  suos  instituatur  persona  post  institutionem  suam  coram 
Episcopo  fidelitatem  praestabit,  quod  praedictam  pensionem  praedicto  termino 
Ecclesiae  de  Lewes  persolvet,  et  postea  in  Capitulo  de  Lewes  eandem  fidelitatem 
innovabit. «  Daß  auch  Mönche,  deren  Ordensregel  das  Eigentum  überhaupt,  also 
auch  das  an  Kirchen,  verbot,  dem  Gesetze  ein  Schnippchen  in  der  oben  dargestellten 
Art  zu  schlagen  wußten,  sagt  Mapes  (zur  Zeit  Heinrichs  IL),  De  Nugis  Curialium 
{Camden  Society),  p.  57:  »cum  prohibeat  regula  ecclesias  possidere,  jura  praesen- 
tationum  ab  advocatis  obtinent,  et  immisso  vicario  non  ecclesias  possident  sed 
pensiones  annuas.«  Was  hier  die  Mönche,  taten  sonst  die  Laien. 

2)  Siehe  über  den  Zusammenhang  zwischen  Königschutz  und  Gerichten: 
Brunner,  Schwurgerichte,  S.  144  ff.,  255  ff.  ' 
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Daß  aber  der  advocatus,  trotzdem  er  formell  nur  der  alte  defensor  der 
Kirche  war,  In  der  Praxis  sich  nur  als  Eigenkirchenherr  fühlte  und 
gebürdete,  ergeben  viele  Verleihungsurkunden1).  Heinrichs  II.  bedeut- 
same Tat  bestand  mm  darin,  daß  er  diese  Ad vokatie  nicht  zu  dem 
ausarten  lassen  wollte,  was  sie  auf  dem  Kontinent  damals  und  in  der 
Folgezeit  war.  zur  zügellosen  Vogt  ei,  die  ihr  untergebene  Kirchen 
durch  eigene  Gerichtsbarkeil  usw.  aussog.  In  seinem  Kampfe  gegen  die 
seigneuralen  Gerichte  wollte  er  auch  keine  Vogtei- Gerichtsbarkeit 
in  selbständiger  Weise  aufkommen  lassen,  und  deshalb  machte  er  den 
kontinentalen  Vogt2)  in  England  zu  einem  staatlichen,  vom  König  ab- 
hängigen  Funktionär,  durch  dessen  Hilfe  allein  die  Kirche  für  die  Pfrün- 
den die  Juryprivilegien  im  königsgerichl  in  Anspruch  nehmen  konnte. 
Nur  im  Königsgerichl  sollte  darum  gestritten  werden,  ob  ein  Gut  kirch- 
li<  hes  oder  weltliches  Lehen  war,  nur  im  Königsgericht  sollte  die  Frage 
entschieden  werden,  wer  der  advocatus  einer  Kirche  sei,  denn  die 
Vdvokatie  war  Staatsfunktion,  ein  Staatsamt.  Das  ist  der  kurze  Sinn 
der  (.< it  ut ions  ol  Clarendon  ( 1 164) 3).  Durch  diese  Konstitution  wurde 
gleich  nach  zwei  Richtungen  hin  die  Sache  geregelt:  die  kirchliche 
Vogteigerichtsbarkeil  und  Vogtei  in  England  war  ein  für  allemal  un- 
glirh  und  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  die  Kognition  über  die  weit- 
liehe  Staatsfunktion  der  Advokatie  entzogen.  Weil  die  Kirche  sich 
so  in  der  Durchführung  der  Gregorianischen  Ideale  bedroht  sah,  deshalb 
erhob  B  ecket  dagegen  Protest.  Heinrichs  II.  Unternehmen  war 
aber  bloß  eine  Staatsnotwendigkeit.  Hätte  er  hier  nachgegeben,  so 
wäre  unfehlbar  auch  das  Vogteiunwesen  und  die  Vogteigerichtsbarkeit 
in  England  entstanden  und  damit  ein  neuer  Zweig  der  seigneuralen  Ge- 
walt. Heinrich  Ii.  gab  nicht  nach  und  siegte  an  diesem  Punkte.  Nun 
wird  uns  auch versl  ändlich,  weshalb  Alexander  III.  mit  einem  Gegenschlag 
kam  und  behauptete,  daß  das  jus  patronatus  ein  jus  spirituali  annexum 
sei.  Erwollte,  daß  die  kirchenrechtliche  Seite  das  Institut  und  seine  Aus- 
gestaltung  beherrschen  solle.  Heinrich  II.  wollte  umgekehrt  die  welt- 
lich. •  Seite  des  Kigenkirchenwesens  und  die  Zuständigkeit  der  weltlichen 
Gerichte  in  England  für  alle  Folgezeit  erhalten,  da  er  die  rechtsbildende 
Kiitit  der  Rechtsprechung  —  und  zu  seiner  Zeit  war  sie  nicht  gering  — 
klar  erkannte. 


Man  vgl.  insbes.  das  Chartularium  von  St.  John  of  Pontefract,  ed.  byRich. 
Holmes,  The  Yorkshire  Archaeological  Society,  Bd.  25  (1899),  Einleitung,  p.  XV  ff. 

Qtlich  die  Urkunde  auf  S.  XXVIII  f.)  Und  Bd.  30  (1902). 

-  Es  isl  ein  Irrtum,  wenn  Friedberg,  Kirchenrecht  S.  375  (Anm.  10)  annimmt, 
daß  das  englische  right  of  advowson  in  seinem  Ursprung  anders  geartet  sei  als 
die  kontinentale  Vogtei.  Niehl  in  ihrem  Ursprung,  sondern  in  der  weiteren  Ent- 
wicklung  seil  Heinrich  II.  liegt  die  Verschiedenheit.  Dieser  Irrtum  geht  auf  Hin- 
»chius  zurück:  Kirchenrecht  II,  629  Anm.  2. 

3)  Insbesondere  §  1,  §  9. 
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III.  Der  eigenkirchliche  Kondominat  zwischen  Papst  und  König 
unter  Johann  und  Heinrich  III. 

Richard  I.  und  Johann  hielten  streng  an  den  Grundsätzen  fest, 
die  ihr  Vorgänger  in  bezug  auf  das  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche 
ausgebildet  hatte.  Bei  der  Durchsetzung  der  Eigenkirchenbefugnisse, 
den  Erzbischof  von  Canterbury  zu  bestellen  (1205),  kam  es  zum  Kon- 
flikt mit  keinem  Geringeren  als  Innozenz  III.,  der  nicht  den  Kandi- 
daten des  Königs,  sondern  Stephan  Langton  zum  Erzbischof 
konsekrierte.  Bis  zum  Jahre  1213  dauerte  der  Kampf.  Johann  gab  nach, 
weil  er  zu  dieser  Zeit  vom  König  von  Frankreich  durch  Krieg  bedroht 
war.  Er  unterwarf  sich  nicht  bloß  insofern  der  Kurie,  als  er  Langton 
schließlich  als  Erzbischof  anerkannte,  sondern  auch,  indem  er,  um  dem 
Staat  einen  starken  Rückhalt  am  Papsttum  zu  gewinnen,  sich  und 
die  Krone  Englands  der  Lehensoberhoheit  des  päpstlichen  Stuhls  (15.  Mai 
1213)  überantwortete  und  einen  Lehenstribut,  bestehend  aus  jährlich 
1000  £  Sterling  (700  für  England,  300  für  Irland),  zu  zahlen  versprach. 
Diese  Unterwerfung  nahm  der  Legat  Pandulph  im  Namen  des  Papstes 
entgegen.  Der  Lehenstribut  wurde  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts neben  dem  seit  altersher  bestehenden  Peterspfennig  gezahlt1). 
Trotz  dieser  Erniedrigung,  wie  sie  unter  Johann  und  Heinrich  III. 
nicht  bloß  formell,  sondern  auch  praktisch  bestand,  ist  die  Eigen- 
kirch e  n  i  d  e  e  in  England  keineswegs  verschwun- 
den, nur  war  es  nicht  mehr  der  König  allein,  der  sie  nutzte,  sondern 
auch  sein  Oberlehnsherr,  der  Papst.  Das  Hauptbestreben  beider  ging 
dahin,  die  Ausübung  des  Eigenkirchenrechts  in  ihrer  Hand  zu  monopo- 
lisieren und  die  Eigenkirchenrechte  der  geistlichen  und  weltlichen 
Großen  zurückzudrängen.  Freilich,  formell  wurde  der  Schein  gewahrt, 
als  ob  man  die  Rechte  der  letzteren  schonen  wollte.  So  erwiderte  der 
Papst  Gregor  IX.  im  Jahre  1239  den  Baronen  von  England  auf  ihre 
Forderung,  ihre  Rechte  bei  Besetzung  geistlicher  Pfründen  zu  beachten, 
daß  dieses  in  Hinkunft  geschehen  solle.  Der  Schein  mußte  gewahrt 
werden,  da  Artikel  46  der  Magna  Charta  den  Baronen  Englands  das  Recht 
der  Regalie  für  die  von  ihnen  gegründeten  kirchlichen  Institute  ausdrück- 
lich zugesichert  hatte.  Durch  die  Magna  Charta  war  auch  die  freie 
Wahl  den  Kathedralen,  Kollegiatkapiteln  und  Klöstern  zugesichert 
(Art.  1  der  Magna  Charta).  Aber  in  der  Praxis  wurde  dieses  gar  nicht  be- 
achtet, sondern  Papst  und  König  taten  sich  zusammen,  um  nur  ihre 
Eigenkirchenbefugnisse  durchzuführen.  An  drei  Punkten  kommt  die- 
ser königlich-päpstliche  Kondominat  zum  Ausdruck. 

1.  Zunächst  wurde  die  Freiwahl  der  kirchlichen  Würdenträger 
weder  vom  Papst  noch  vom  König  beachtet.  König  und  Papst  kassierten 
Wahlen,  wenn  es  ihnen  paßte.  Papst  und  König  oktroierten  Kapiteln 

*)  Über  diesen  siehe  P.  Fahre,  Recherches  sur  le  denier  de  St.  Pierre  en 
Angleterre  au  Moyen-Age.  Supplement  aux  Melanges  d'Archeologie  et  d'Histoire 
XII,  1892,  159 — 182  und  Jensen,  Transactions  of  the  Royal  Historirai  Society 
XV  (1901),  p.  171—189. 
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ihre  Kandidaten,  und  zwar  immer  so,  daß  der  Papst  zustimmte, 
wenn  der  König  »lies  tat,  und  der  König  es  guthieß,  wenn  der  Papst 
seinen  Kandidaten  dem  Kapitel  aufnötigte. 

2.  Mit  Ignorierung  der  den  geistlichen  und  weltlichen  Großen  zu- 
stehenden Eigenkirchenrechten  providierle  der  Papst  englische  Pfrün- 
den  zugunsten  italienischer  Kleriker,  behandelte  diese  Pfründen  als  Eigen- 
tum des  päpstlichen  Stuhls  ohne  irgendwelche  Berechtigung.  Freilich 
dürfen  wir  nicht  vergessen,  dal.»  damals  von  den  Päpsten  die  Eigentums- 
theorie  der  I  niversalkirche  mit  Vorliebe  propagiert  wurde.  Wie  sehr 
der  Papsl  in  Beinero  Verhältnis  zu  den  englischen  Pfründen  von  dieser 
Auffassung  durchdrungen  war,  illustriert  sein  Schreiben  an  den  König 
Heinrich  MI.  von  L2381),  in  welchem  er  ihm  aufträgt,  Freiheiten,  Be- 
sitzungen  und  Würden,  die  der  König  an  mehrere  geistliche  Würdenträger 
und  hohe  Herren  verstreut  hatte,  wieder  zurückzunehmen,  denn  diese 
gehörten  der  Krone,  dürften  aber  zum  schweren  Nachteil  der  römischen 
Kin  he,  die  das  Königreich  England  zu  eigen  hatte,  nicht  verliehen  wer- 
den,  (  brigens  ist  da  sei'  Brief  auch  ein  interessanter  Beleg  für  den  oben 
i  rwähnten  königlich-päpstlichen  Kondominat, 

3.  \us  dem  Eigentumsrecht  der  Gesamtkirche  und  des  Papstes 
an  den  Pfründen  (sog.  Universaleigentumtheorie)  leitet  die  Kurie  das 
Recht  der  Besteuerung  des  kirchlichen  Vermögens  her2)  und  fordert  in 
dieser  Zeil  I  rot  z  des  Widerspruchs  der  geistlichen  und  weltlichen  Großen 
die  Zahlung  der  päpstlichen  Steuern.  Dagegen  protestiert  der  hohe 
und  der  niedere  Klerus.  Die  Kirchen  seien  des  Papstes  nur  »tuitione 
non  fmitione  vel  appropriatione«.  Heinrich  III.,  anfangs  von  seinen 
(iri'l.'..'ii  als  Sehn  in  gegenüber  diesen  Ansprüchen  der  Kurie  betrachtet, 
verliert  alsbald  dieses  Ansehen,  denn  er  macht  dem  Papst  in  dieser 
Hinsicht  keine  Schwierigkeit.  Im  Gegenteil,  ihm  dient  die  päpstliche 
Theme  d<->  Itrehts  der  Besteuerung,  die  dieser  aus  seinem  Lehnsober- 
i  igi  Qtum  an  den  Pfründen  ableitet  nur  dazu,  um  auch  seinerseits  geist- 
liches  und  weltliches  Vermögen  mittels  der  damals  häufig  werdenden 
Vermögenssteuer  (Zehnten  und  Fünfzehnten)  zu  erfassen.  Mit  den 
alten  Schildgeldern  der  Vorgänger  konnte  der  moderne  Staat  nicht  mehr 
auskommen.  Ihre  Erhebung  war  zudem  durch  zweierlei  beschränkt: 
einmal  durch  die  Zustimmung  der  Magnatenversammlung,  sodann 
durch  die  Tatsache,  daß  sie  sich  nur  auf  die  direkten  Lehns- 
vasallen  des  Königs,  nicht  aber  auf  die  Untervasallen  der  letzteren 
nach  Lehnsrecht  erstreckten.  Hier  hatte  der  König  aber  eine  Eigen- 
tumstheorie  zur  Hand,  die  die  Kurie  ausgebildet  hatte  und  die  zur 
Besteuerung   des   Kirf henverinögens   verwandt  wurde.    Die  Nutzan- 

1    Zitiert  bei  Hch.  Weber  a.  a.  0.  p.  46. 

2)  Beispielsweise  berichtet  W.  de  Hemingburh  über  das  Konzil  von  Lyon 
(1274  und  die  daselbst  vorgenommene  Kirchenbesteuerung,  daß  der  Erzbischof 
von  Canterbury  dieser  zugestimmt  hätte  mit  der  Begründung  (11,3):  »Pater  sanete, 
opus  el  creatio  mammm  vestrarum  ego  sum,  ecclesia  mea,  ecclesia  vestra  et  bona 
mea  bona  vestra  sunt;  disponite  ego  de  ecclesia  mea  et  de  bonis  meis  sicut  et  de 
bonis  propriis. «  Alle  aber  dachten  damals  nicht  so. 
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wendung  konnte  der  Monarch  für  seine  Zwecke  nun  ziehen  und  diese 
Stütze,  welche  die  weltliche  Zehntenbesteuerung  an  der  päpstlichen  Be- 
steuerung fand,  erklärt,  weshalb  seit  der  Regierung  Heinrichs  III.  der  Be- 
griff der  öffentlichen  Steuer,  d.  i.  die  direkte  Erfassung  des  Vermögens 
aller  Subvasallen  bis  ins  letzte  Glied  über  die  Köpfe  ihrer  Lehnsherren 
hinweg  allmählich  in  das  Rechtsbewußtsein  des  englischen  Staats  ein- 
dringt. 

Durch  diesen  königlich-päpstlichen  Kondominat  in  der  Ausübung 
des  Eigenkirchenwesens  werden  nicht  bloß  die  weltlichen  Barone  als 
Eigenkirchenherren,  sondern  vor  allem  auch  die  geistlichen  Würden- 
träger des  Landes  zum  Widerspruch  angespornt.  Ein  Teil  von  ihnen, 
namentlich  die  Vertreter  der  alten  Benediktinerklöster  und  die  Bi- 
schöfe und  Erzbischöfe  sind  selbst  große  Eigenkirchenherren,  andere, 
die  dem  Ideal  der  Kirchenarmut  prinzipiell  huldigen,  wie  z.  B. 
Robert  Grosseteste,  erblicken  in  dieser  Ausbeutung  der  Kirche  durch 
den  päpstlichen  Stuhl  nur  eine  Verirrung  vom  Wege  des  wahren  Glau- 
bens und  eilen  in  ihrer  Beschwerde  dagegen  dem  Wycliffschen  Kirchen- 
ideal voran.  All  diese  Richtungen  finden  sich  in  dem  Kampfe 
der  Barone  gegen  das  Königtum  zusammen,  und  die  Petitionen  der 
Barone  von  1258  suchen  das  alte  Eigenkirchenrecht  der  Stände  gegen- 
über dem  königlich-päpstlichen  Monopol  zu  wahren1).  In  den  Provi- 
sionen von  Oxford  wird  allgemein  die  Reform  der  Kirche  zugesichert2), 
natürlich  ist  bloß  damit  die  Wiederherstellung  des  ständischen  Eigen- 
kirchenrecht s  gemeint.  Die  Konvokation  von  Merton  von  1258  geht  noch 
darüber  hinaus,  indem  sie  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  von  der  Kog- 
nition über  das  Pfründenwesen  überhaupt  ausschließen  will3).  So  ist 
die  Eigenkirchenidee  während  der  Oberlehnsherrlichkeit  des  Papst- 
tums über  das  englische  Reich  nicht  nur  nicht  untergegangen,  sondern 
im  wesentlichen  neu  belebt  worden. 

Ein  deutliches  Spiegelbild  dieser  Tatsache  ist  Bractons  Theo- 
rien über  das  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat.  Auch  Bracton  wahrt 
den  äußeren  Schein,  d.  i.  das  gute  Verhältnis  zwischen  König  und  Papst, 
und  nimmt  zum  Teil  die  kurialistische  Theorie  an4),  indem  er  dem  Papste 
die  spiritualia,  dem  König  die  temporalia  zuweist,  so  wenn  er  das  Eigen- 
tum an  den  res  sacrae  und  res  religiosae,  wozu  er  insbesondere  Kirchen- 
gebäude und  Kirchhöfe  rechnet,  als  in  niemandes  Eigentum  stehend 
erklärt.  Freilich,  das  übrige  Kirchengut  der  nicht  geweihten  Sachen 
schreibt  er  infolge  seiner  Instituten-Theorie  den  einzelnen  kirchlichen 

x)  Art.  11,  Stubbs,  Select  Charters  p.  384:  Item  petunt  remedium  de  abbatiis 
et  prioratibus  fundatis  comitum  et  baronum,  unde  dominus  rex  advocationem 
dictarum  domorum  inde  petit  custodias,  ita  quod  non  possunt  eligere  sine  volun- 
tate  domini  regis:  et  hoc  est  in  praejudicium  comitum  et  baronum,  cum  servitia 
inde  debita  domini  regi  sustineant  ut  medii. 

2)  A  remembrer  fet  ke  le  estat  le  seint  Eglise  seit  amende  par  les  vint  et  quatre 
esluz  a  refurmer  le  estat  del  reaume  de  Engleterre,  kant  il  verrunt  liu  et  tens,  solum 
le  poer  ke  il  en  unt  par  la  lettre  le  rei  de  Engleterre. 

3)  Articuli  provisi  apud  Merton,  in  Annales  de  Burton  412/25. 

4)  De  legibus  et  consuetudinibus,  Ausgabe  von  1640,  Fol.  417  b. 
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Instituten  zu1).  Sieht  man  aber  näher  zu,  so  findet  man,  daß  er  an  den 
Konstitutionen  von  Clarendon  streng  festhält.  Die  Advokatie 
ist  ihm  ein  weltliches  Recht  (»pertinentia«),  über  das  die  weltlichen  Ge- 
richte*) judizieren.  \ueh  der  Eigenkirchengedanke  lugt  da  und  dort 
in  Bractions  Theorie  hervor,  so  wenn  er  zwar  von  der  Unteilbarkeit 
des  Rechts  der  Advokat ie  spricht,  daneben  aber  die  Teilung  der  Kirche 
nach  aliquoten  Teilen  zulassen  will,  weil  sie  »de  antiquo«  besteht3). 
Die  Krone  hat  die  ^.dvokatie  über  die  hohen  geistlichen  Benefizien, 
insbesondere  die  Erzbistümer  und  Bistümer  sowie  über  die  vom  König 
rundeten  Abteien,  und  daher  kann  keiner  der  sie  leitenden  Würden- 
bräger  eine  Schenkung  ohne  Zustimmung  des  Königs  vornehmen4). 
Darüber,  daß  die  geistlichen  Behörden,  die  von  den  Advokaten  präsen- 
te tI.  'ii  Kandidaten  aichl  grundlos  zurückweisen,  darüberhaben  diewelt- 
lichen  Gerichte  zu  wachen6).  Die  Advokatie  ist  keineswegs  bloß  das  ein- 
fache Präsentationsrecht,  sondern  es  steckt  nach  Bracton  vielmehr  der 
richtige  Eigenkirchengedanke  dahinter.  Wenn  zwei  Priester  unter- 
einander  wegen  der  Erträgnisse  der  Kirche,  z.  B.  wegen  der  Zehnten  oder 
anderer  km  hlirher  Abgaben,  streiten,  so  dürften  sie,  wenn  sie  nicht 
beide  denselben  advoeatus  haben,  keineswegs  die  Sache  vor  den  sonst 
zuständigen  geistlichen  Gerichten  zum  Austrag  bringen,  sondern  die 
Sache  wird  durch  die  beiderseitigen  Advokaten  vor  den  weltlichen 
Richter  gebracht,  damit  nicht  einer  der  Advokaten  durch  die  Entschei- 
dung des  geistlichen  Gerichts  »Schaden  nehmen«  könnte  (»jacturam 
incurrere«)6).  Was  wäre  da  für  ein  »Interesse«  vorhanden,  das  geschä- 
digt wt-rdeii  konnte,  wenn  Bracton  und  die  ganze  Rechtstheorie  mit 
ihm  neht  den  Kigenkirchengedanken  im  Auge  gehabt  hätte?  Gleich- 
zeitig  zeigt  sich  hier  die  ursprüngliche  Bedeutung  des  advoeatus  als 
defensor  eeelesiae  vor  Gericht.  Und  wie  in  der  Advokatie  des  nie- 
deren K  irche nguts,  so  steckt  auch  in  der  Advokatie  des  höheren  Kirchen- 
guts,  bei  Bracton  noch  die  alte  Eigenkirchenidee;  mittels  breve  de  pro- 
hibitione  können  die  weltlichen  Gerichte  die  geistlichen  zurückhalten, 
wenn  diese  darüber  befinden  wollten,  ob  der  König  bei  Ausübung  seines 
Rechts  der  Regalie  selbst  oder  durch  seinen  Vertreter  nur  die  recht- 
mäßigen   Revenuen   erhebe7).    Desgleichen  sind   die  geistlichen  Ge- 

1)  Fol.  8  f. 

2)  Gleich  der  Servitus  Fol.  37  b. 

3)  Fol.  76  b. 

4)  Fol.  12. 

6)  Fol.  243  b. 
6)  Fol.  402. 

7    Fol.  103  b.    Esl  ei  aliud  genus  prohibitionis  ratione  rerum  temporalium 
quae  ad  ipsum  Regem  pertinere  possunt  ratione  custodiae  Archiepiscopatuum  et 
ituura  vacantium,  et  quae  occasionem  indueunt  prohibendi  sicut  pro  saneto 
mdo  Archiepiscopo  Cantuar.  et  fit  prohibitio  in  hac  forma,   q.  v.  Rex  priori 
alutem.  Ex  relatione  quorundam  nuper  didieimus  q  cum  venerabilis 
•     E.  Cantuar.  Archiepiscopus  habeat  custodiam  episcopatus  Roff :  nunc  vacantis 
cum  omnibus  exitibus  et  spfieuis  ad  dictum  Episcopatum  spectantibus,  vos  tra- 
in  plai  itum  in  curia  Christianitatis  eundem  Archiepiscopum  autoritate  literarum 
super  quibusdam  exenniis  quae  praestanda  sunt  de  maneriis  nostris,  et 
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richte  der  Prohibition  ausgesetzt,  wenn  sie  sich  erkühnen  wollten,  da- 
rüber zu  befinden,  ob  der  König  oder  sein  Vertreter  kraft  seines  Rechts 
der  Regalie  einen  geeigneten  Kleriker  für  eine  zur  Regalie  gehörige 
Kirche  präsentiert  habe1).  Auch  dürften  sie  sich  nicht  unterstehen,  eine 
Klage  des  in  das  vakante  Bistum  nachfolgenden  Bischofs  deswegen  an- 
zunehmen, weil  der  König  zu  Unrecht  einen  Kleriker  für  das  Benefizium, 
das  während  der  Sedisvakanz  des  Bischofsstuhls  frei  geworden,  präsen- 
tiert habe2).  Selbst  über  die  Konstitution  von  Clarendon  hinaus  ar- 
beitet Bracton  einer  künftigen  Rechtspraxis  voraus.  Nach  Artikel  IX 
dieser  Konstitutionen  gehört  die  Jurisdiktion  über  Gut,  welches  »ad 
eleemosinam«  verliehen  wird,   immer  vor  die  geistlichen  Gerichte, 

 r~ 

eodem  modo  consuetudo  quo  alii  annui  redditus  reddi  solent  episcopo  si  viveret, 
eo  q  idem  Archiepiscopus  ea  sibi  reddi  postulat  ratione  custodiae  eiusdem  epis- 
copatus  tempore  vacationis.  Et  quoniam  si  vos  in  causa  illa  obtineretis,  manifestum 
esset  nobis  inde  damnum  incurrere  si  contingeret  aliquando  archiepiscopum  Cantuar. 
simul  cum  episcopatu  Roff :  vacare  et  utrumq  in  manu  nra  existere,  vobis  prohibe- 
mus  ne  placitum  illud  sequamini  in  curia  Christianitatis,  quia  hoc  esset  contra  coronam 
et  dignitatem  nostram  et  ad  damnum  nostrum  e.t  pjudicium  libertatis  nostrae 
quam  habemus  de  episcopatibus  vacantibus  in  regno  nostro.  Teste  &c.  Et  fiat 
aliud  breve  in  eadem  forma  Judicibus  ne  procedant. 

Est  et  aliud  genus  prohibitionis  ubi  quis  clericus  psentatus  ad  ecclesiam 
p  dominum  Regem  propter  insufficientiam  recusatus  fuerit  et  alius  idoneus  instittus, 
si  velit  inquietare  institutum  et  tunc  fiat  prohibitio  in  hac  forma,  q.  v.  Rex  talibus 
Judicibus  salutem.  Satis  meminimus  nos  jam  pridem  praesentasse  venerabili  patri 
E.  Cantuar  Archiepiscopo  A.  de  N.  ad  ecclesiam  talem  tunc  vacantem,  quem  quidem 
cum  idem  archiepiscopus  minus  idoneum  invenisset,  ipsum  ad  eandem  admittere 
recusavit,  et,  cum  idem  archiepiscopus  a  nobis  licentiam  obtineret  de  idonea  psona 
eidem  ecclesiae  providenda,  illam  B.  de  N.  vicario  provido  et  honesto  et  laudabilis 
conversationis  contulit,  cujus  collationi  et  ordinationi  de  eadem  factae  Regium  adhi- 
buimus  assensum  et  favorem.  Et  cum  ide  A.  jam  pristinae  psentationi  ad  dictam 
ecclesiam  de  persona  sua  per  nos  factae  adhaereat,  et  de  qua  nihil  consequi  potuit 
propter  suam  insufficientiam,  trahit  ipsum  B.  in  placitum  de  eadem  ecclesia  coram 
vobis  autoritate  literarum  dni  Papae,  et  quoniam  injustum  est  et  contra  digni- 
tatem nostram  q  ide  A.  cui  fuit  propter  suam  insufficientiam  institutio  denegata, 
ipsum  B.  implacitet  et  inquietet  qui  per  ipsum  archiepiscopum  sicut  persona  idonea 
ad  eandem  admissus  et  canonice  institutus  nostro  interveniere  assensu  et  favore, 
vobis  prohibemus  q  de  caetero  placitum  illud  non  teneatis  Teste  &c.  Et  fiat  bre 
in  consimili  forma  clerico  ne  procedat. 

2)  Est  6t  aliud  genus  prohibitionis,  cum  ipse  Rex  vel  aliquis  antecessor  suus, 
ratione  alicujus  vacationis  alicujus  episcopatus,  Abbatiae,  vel  prioratus,  et  in  manu 
sua  existentis,  psentaverit  clericum,  et  qui  ad  praesentationem  suam  fuerit  in- 
stitutus et  Episcopus,  .  .  .  vel  prior  substitutus  veniat  contra  psentationem 
Regis  vel  patris  sui,  tunc  fiat  prohibitio  in  hac  forma,  q.  v.  Rex  talibus  Judicibus 
salutem.  Monstravit  nobis  A.  de  N.  q  cum  teneat  advocationem  talis  ecclesiae 
de  donatione  J.  Regis  patris  nostri,  quam  ei  contulit  ratione  talis  prioratus  vacantis 
et  in  manu  sua  existentis,  prior  illius  loci  jam  infirmare  nititur  institutionem  illius 
A.  de  pdicta  ecclesia,  quam  sie  ad  psentationem  dicti  patris  nostro  canonice  est 
adeptus,  et  gravans  et  inquietans  eum  multipliciter,  trahit  eum  coram  vobis  in  cu- 
riam  Christianitatis,  autoritate  literarum  dni  Papae  de  eade  ecclesia.  Et  quoniam 
hoc  est  manifeste  in  opprobrium  et  praejudicium  Regiae  dignitatis,  si  pdictus  prior 
in  causa  illa  obtineat:  vobis  prohibemus  ne  in  causa  illa  procedatis,  cum  vobis  et 
universis  de  regno  nro  notorium  sit  et  esse  debet,  q  ecclesiae  vacantes,  et  ptinentes 
ad  collationem  Episcoporum,  Abbatum,  et  priorum  sede  non  vacante  dum  viverent: 
ptinere  debent  ad  nos,  ratione  custodie  tempore  vacationis.   Teste  &c. 
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Bra<  ton  zeigt,  wie  die  »eleeinosina*  in  dem  allgemeinen  Rechtsver- 
kehr eingesponnen  werden  kann  und  tatsächlich  oingesponnen  wird. 

w  i  jemand  ein  Gut  »ad  liheram  et  puram  eleemosinam«  verleiht, 
da  seien  natürlich  keine  servil ia,  keine  Lehensdienste  zu  leisten)1. 
Wenn  aber  jemand  eine  solche  Vergabung  zu  Lasten  seines  Lehnsherrn 
und  zugunsten  einer  religiösen  Körperschaft  machte1,  so  würde  diese 
keineswegs  von  ihren  Scrvitien  gegenüber  diesem  Lehnsherrn  frei, 
sie  könnte  Bich  nichl  einmal  an  ihren  Schenker  halten,  wenn  dieser  nicht 
ausdrücklich  das  »warantizare«  übernommen,  d.  h.  die  Garantie,  die 
Gewähr  gegenüber  jeder  Anfechtung.  Daß  die  daran  geknüpften  schwie- 
NLr'ii  Fragen  nur  von  den  weltlichen  Gerichten  erledigt  werden  könn- 
ten,  sagt  zwar  Bracton  nicht,  aber  diese  notwendige  Konsequenz  zieht 
die  Folgezeit. 
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I      L3.  Jahrhunderl  finden  wir  überall  in  Europa  die  Einrichtung 
her  Vertretungen,  die  Bildung  von  Ständen  im  politischen 
Sinne.  Wir  finden  sie  in  Deutschland  seit  dem  Jahre  1232,  da  die  Städte 
in  den  Reichstagsversamnilungen  ihre  Vertreter  stellten.   Wir  finden 
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sie  in  Frankreich  um  1302,  in  Portugal  und  Kastilien  schon  im  12.  Jahr- 
hundert, und  so  darf  es  uns  nicht  befremden,  wenn  wir  in  England 
eine  gleiche  Entwicklung  vorfinden.  Wie  auf  dem  Kontinent,  so  waren 
auch  in  England  zunächst  verschiedene  Gründe  maßgebend,  das  Stände- 
wesen zu  entwickeln,  die  vertikale  Schichtung  der  Feudalgesellschaft 
in  eine  horizontale  Schichtung  der  Stände  zu  verwandeln.  Zunächst 
sind  es  Steuerbewilligungszwecke,  welche  die  Aussprache  mit  den 
wichtigsten  staatlichen  Interessengruppen  im  Parlament,  im  Landtag 
usw.  notwendig  machen.  Dann  sind  es  wieder  Erbstreitigkeiten,  Streitig- 
keiten verschiedener  Thronprätendenten,  welche  den  Einfluß  dieser 
Interessengruppen  und  ihre  Umbildung  zu  Ständen  besonders  fördern 
u.  a.  m.  Aber  was  England  ganz  besonders  von  dem  Kontinent  und 
der  kontinentalen  Entwicklung  unterscheidet,  ist,  daß  wir  zwar  hier 
wie  dort  eine  Viergliederung  der  Stände  nach  Geistlichkeit,  Adel,  Ritter- 
schaft und  Städten  vorfinden,  daß  aber  mit  der  Zeit,  etwa  bis  zum 

14.  Jahrhundert,  also  nach  hundert  Jahren,  zwei  Stände  in  England, 
Ritterschaft  und  Städte,  derart  miteinander  zusammenhängen  und  zu- 
sammenwachsen, daß  sie  die  nationale  Vertretung  auf  repräsentativer 
Grundlage  darzustellen  mit  gutem  Recht  behaupten  dürfen  und  die 
beiden  anderen  Stände,  nämlich  den  Klerus  und  den  hohen  Adel, 
wesentlich  in  ihrer  Bedeutung  herabdrücken.  Dies  erfolgt  in  dem 
Maße,  daß  Adel  und  Geistlichkeit  in  ihren  Vertretungskörperschaften 
im  Hause  der  Lords  und  in  den  Konvokationen  gewissermaßen  nur 
als  Anhängsel  erscheinen,  als  residuäre  Übergangsstufen,  die  man  von 
heute  auf  morgen  etwa  los  werden  kann.  So  sehr  ist  die  Entwicklung 
zu  Beginn  des  15.  Jahrhunderts  unter  Heinrich  IV.  vorgedrungen, 
daß  eine  Auseinandersetzung  zwischen  Lords  und  Commons  in  einer 
Art  stattfindet,  wonach  die  damals  geschaffenen  Präzedenzfälle  auch 
für  die  heutige  Gegenwart  noch  maßgebend  sind,  so  sehr  ist  also  der 
Gedanke  der  modernen  Volksvertretung  in  der  Zeit  des  beginnenden 

15.  Jahrhunderts,  sowohl  im  Verhältnis  der  beiden  Häuser  zueinander 
als  auch  im  Verhältnis  zum  König  fortgeschritten.  Es  ist  das  sog.  Lanca- 
strische  Experiment,  eine  mittelalterliche  Welt  mit  modernen  Mitteln 
regieren  zu  wollen.  Nichts  verrät  zunächst  einen  Widerstand  egoistischer 
Gruppen,  die  einander  bekämpfen,  wo  ängstlich  eine  über  die  Vor- 
rechte der  andern  wacht.  Aber  dann  tritt  die  große  Wendung  ein. 
Es  war  nur  alles  Schein.  Ständisch  war  die  Gesellschaft  in  ihrem  Innern, 
und  sie  konnte  keine  moderne  nationale  Repräsentation  brauchen. 
Die  egoistischen  Triebe  der  Stände  waren  bis  zu  Heinrich  IV.  viel- 
leicht zurückgedrängt,  gebändigt,  aber  darum  nicht  aufgehoben.  Und 
nun  setzt  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  die  Reaktion  ein,  der 
Ständestaat  kehrt  sein  wahres  Wesen  hervor,  die  egoistischen  Triebe 
der  einzelnen  Ständegruppen,  die  bisher  latent  waren,  werden  nun 
wach.  Zuerst  tritt  dieser  nackte  Egoismus  bei  der  Ritterschaft  und 
dem  Stadtvolk  hervor,  das  nachsichtslos  die  von  Gutshörigkeit  sich 
freimachende  Plebs  wieder  an  die  Scholle  binden  will.  Dann  kommt 
der  Klerus,  der  für  seine  Güter  fürchtet  und  eine  ängstliche  Abwehr 
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nüber  einer  weltlichen  Gesetzgebung  befolgt,  die  am  liebsten  das 
Kirchenvermögen  konfiszieren  würde,  und  schließlich  kommen 
die  großen  Landmagnaten,  drängen  sich  an  die  Herrschaft  des  Staats 
heran,  machen  einander  diese  Herrschaft  streitig,  setzen  Könige  ein 
und  ab  und  bedienen  Bich  in  diesem  männervernichtenden  Kampfe 
gefügiger  Unterhausmajoritäten.  Aus  diesem  Kampfe,  der  die  Zeit 
der  Rosenkriege  bedeutet,  gehl  niemand  als  Sieger  hervor.  Der  große 
\<l<  l  hat  sich  gegenseitig  zerfleischt,  das  Unterhaus  und  seine  Ver- 
treter  sind  tu  Marionetten  und  Spielzeugen  von  den  hohen  Adeligen 
herangebildet  worden,  und  das  Königtum  ist  ebenfalls  in  seiner 
Wurzel  tief  erschüttert.  Kaum  ist  geschaffen  für  ein  neues  England, 
dessen  neue  Generation  aber  erst  die  Vorstufe  jeder  modernen  Staats- 
entwicklung,  die  absolutistische  Periode,  durchlaufen  muß. 

Die  Kernfrage  und  das  große»  Problem,  das  der  englische  Stände- 
st nal  aufgibt,  ist  also:  Wie  entstand  jene  glückliche  Verschmelzung 
ritterschaftlicher  und  städtischer  Interessen,  die  sich  im  Hause  der 
Gemeinen,  im  Unterhaus  widerspiegeln  konnte,  und  wie  kam  es,  daß 
trotzdem  das  ganze  Experiment  zerfiel  ?  Dieser  Frage  soll  nun  im 
folgenden  näher  getreten  werden. 

I.  Die  Zeit  vom  Regierungsantritt  Edwards  I.  bis  zu  Heinrich  IV. 

Edward  L  war  ein  kräftiger  Monarch,  dessen  höchstes  Ideal  war, 
das  Volk  durch  die  eigene  Person  zu  repräsentieren.  Von  Simon  von 
Montfoii  lernte  er  die  Notwendigkeit,  den  hohen  Adel  dadurch  un- 
schädlich  zu  machen,  daß  er  zur  Staatsherrschaft  auch  die  Vertretung 
der  Grafschaften  und  Städte  einberief.  Aber  er  wollte  noch  mehr, 
er  wollte  auch  den  Klerus  in  den  Parlamentsgedanken,  in  den  Ge- 
danken  der  Volksvertretung  einzwängen.  Der  Klerus  antwortete  mit 
schroffer  AJasage.  Freilich  ein  Parlament  wie  es  Montfort  einberufen 
hatte,  mußte  auf  festen  Grundlagen  ruhen.  Wenn  eine  ständische  Ver- 
tretung,  an  die  Edward  I.  (1272 — 1307)  zunächst  dachte,  wirklich 
von  Erfolg  begleitet  und  auf  dauernden  Grundlagen  eingerichtet  werden 
sollte,  so  mußten  diese  erst  geschaffen  werden,  und  zu  diesem  Zwecke 
war  die  Schaffung  eines  Bürgerrechts  und  eine  Umwandlung  des  Feudal- 
rechts  in  common  law  notwendig.  Es  war  überhaupt  die  Unterdrückung 
aller  feudalen  Zentrifugalkräfte  im  Staat  nötig.  Es  war  eine  Zurück- 
drängung des  seil  Johann  überhandnehmenden  kirchlichen  Einflusses 
nötig.  Es  war  schließlich  die  Unterdrückung  der  großen  Immunitäten 
im  Nordwesten  Englands  nötig,  namentlich  an  den  Grenzen  gegen 
Wales,  und  es  mußte  Schottland  unterworfen  werden,  um  den  Frieden 
im  Norden  zu  verbürgen.  Das  waren  die  großen  Aufgaben,  die  Edwards  I. 
harrten,  die  auch  von  ihm  nicht  ganz  gelöst  wurden.  Aber  das  Pro- 
blem  ward  scharf  von  ihm  erfaßt  und  eine  Politik,  die  dieses  Ziel  ver- 
folgte, begonnen. 

Wie  weil  die  erste  Aufgabe,  die  Umwandlung  des  Feudalrecht» 
in  con  tnon  law,  von  Edward  I.  begonnen  und  wie  sie  in  der  Folgezeit 
durchgeführt,  davon  irn  folgenden  (§  2)  mehr. 
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Die  zweite  große  Aufgabe  war  die  Zurückdrängung  des  kirch- 
lichen Einflusses  im  Staatswesen.  Edwards  I.  Politik  ging  zunächst 
dahin,  den  Klerus  in  das  seit  1295  geschaffene  Parlament  zu  laden 
und  hier  zum  ständigen  Vertreter  der  kirchlichen  Interessen  zu  machen. 
Allein  der  Widerstand  war  groß,  namentlich  in  einer  Zeit,  in  der  ge- 
rade Bonifaz  VIII.  seinen  großen  Kampf  mit  Philipp  dem  Schönen  von 
Frankreich  wegen  der  Kirchenbesteuerung  ausfocht.  Edwards  Politik 
mußte  demnach  auch  einen  Kampf  gegenüber  der  Kirche  bestehen. 
Dieser  Kampf  setzt  schon  mit  dem  Statutum  de  viris  religiosis 
von  1279,  dem  Gesetze  gegen  die  Tote  Hand  (7  Ed.  I.  st.  2,  c.  13), 
ein.  Schon  die  .Magna  Charta  von  1217  hatte  (c.  43)  der  Vergabung 
von  liegendem  Gut  an  die  Tote  Hand,  die  kirchliche  Korporation  der 
Kleriker,  steuern  wollen.  Es  war  solche  Vergabung  ohne  Zustimmung  der 
Lehensherren,  welche  das  Obereigentum  über  das  betreffende  Grundstück 
hatten,  verboten.  Das  Statutum  de  viris  religiosis  verbot  überhaupt  jede 
Veräußerung  »per  quod  ad  manum  mortuam  terrae  et  tenementa  hujus 
modi  deveniant  quoque  modo«  und  gab  dem  König  das  Recht,  binnen 
Jahr  und  Tag  solch  vergabtes  Grundeigentum  kraft  Heimfallsrecht 
einzufordern.  Umgehung  des  Gesetzes,  welche  durch  Aufstellung 
von  Strohmännern  und  künstlichen  Eigentumsprozessen  bewirkt  zu 
werden  pflegten,  wurden  durch  das  zweite  Westminster  Statute  unmög- 
lich gemacht.  'Eine  Jury  sollte  feststellen,  ob  bei  dem  betreffenden  Eigen- 
tumsprozeß ein  wirklicher  Rechtsanspruch  der  »Toten  Hand«  vorlag1). 
Darauf  folgte  die  königliche  Verordnung  von  1285,  die  den  Titel  hat: 
circumspecte  agatis,  in  welcher  zwar  die  Zuständigkeit  der  kirchlichen 
Gerichte  innerhalb  ihrer  geistlichen  Wirkungssphäre  wohl  anerkannt  war, 
aber  der  Versuch  Peckhams,  Erzbischofs  von  Canterbury,  auch  andere 
Fragen,  z.  B.  Patronat  u.  a.,  vor  das  geistliche  Forum  zu  ziehen,  zurück- 
gewiesen wurde.  Dann  kam  der  Streit  von  1297  mit  der  Kirche.  Peckham 
war  gestorben,  sein  Nachfolger  Winchelsey  aber  keineswegs  gewillt,  die 
kirchlichen  Ansprüche  aufzugeben.  Er  wollte  namentlich  die  von 
Bonifaz  VIII.  erlassene  Bulle  clericis  laicos,  die  für  Frankreich  zu- 
nächst den  Klerikern  verbot,  sich  von  der  weltlichen  Gewalt  besteuern 
zu  lassen,  auch  in  England  zur  Anwendung  bringen.  Schließlich  kam 
-es  zu  einem  Kompromiß,  Winchelsey  folgte  der  Weisung  des  Papstes, 
wonach  es  dem  Klerus  freigestellt  werden  sollte,  Abgaben  zu  leisten. 
Diesen  Kompromiß  hatte  Bonifaz  VIII.  in  der  Bulle  romana  mater  1297 
für  Frankreich  zugelassen,  und  einen  Monat  später  wurde  diese  Anschauung 
auch  in  England  akzeptiert.  Am  31.  Juli  des  Jahres  1297  hatte  auch 
Bonifaz  in  der  Bulle  etsi  de  statu  seine  frühere  Position  vollständig 
aufgegeben.2)  Durch  den  Versuch,  das  Kirchenvermögen  zu  besteuern 
und  die  vom  Klerus  dagegen  gerichtete  Opposition  lernte  dieser  sich 
selbst  als  Stand  fühlen  und  dem  König  Widerstand  leisten.  Edwards 
Gedanke,  den  Klerus  in  der  nationalen  Vertretung  aufgehen  zu  sehen, 
mißlang,  weil  der  Klerus,  namentlich  seit  Erzbischof  Peckhams  Wirken, 

Siehe  Digby,  History  of  the  Law  of  Real  Property,  Oxford  1897,  p.  218  f. 
2)  Siehe  Potthast,  Regesta  Pontificum  II,  p.  1965. 
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sich  auf  seine  Konvokationen  zurückzog  und  bis  zum  17.  Jahrhundert 
sein  Recht  vertrat,  nur  in  diesen  eigenen  K.onvokationen  Seibstbesteue- 
rung  vorzunehmen.  U)er  indirekt  war  die  Idee  der  Nationalrepräsen- 
tation  dadurch  besonders  gefördert,  denn  die  Gommons  konnten  sich 
nach  Ausscheiden  der  Geistlichen  aus  dem  Parlament  um  so 
mehr  als  Vertreter  des  ganzen  Volkes  fühlen. 

Zur  Schaffung  des  Ständestaats  auf  nationaler  Grundlage  war 
natürlich  auch  die  Konsolidierung  des  Königreichs  nötig.  Wales1) 
wurde,  bo  g\x\  es  eben  im  Mittelalter  möglich  war,  zum  Teile  unter- 
worfen  und  durch  das  sog.  Statute  <d  Wales  von  12842)  dem  allge- 
meinen Grafschaftssystera  von  England  eingefügt.  Die  Entwicklung 
vom  Feudalstaal  /um  Nationalstaat  markiert  ganz  deutlich  die  Vor- 
rede  des  Gesetzes,  wo  ausdrücklich  gesagt  ist,  daß  Wales,  das  bisher 
na<  h  Feudalrechl  dem  König  von  England  Untertan  gewesen,  nunmehr 
der  Krone  dieses  Reichs  »als  dessen  eigener  Herrschaftsbereich«  unter- 
worfen  werden  sollte.  I  )azu  kamen  die  Grafschaften  von  Cardigan  und 
pthen  m  Mittelwales  und  die  Grafschaft  Flint  im  ClwytaL  Ein 
wichtiger  Teil  von  Wales  mußte  zum  großen  Leidwesen  von  Edward 
den  lord  marcheis  au  den  welschen  Grenzen,  den  Feudalbaronen, 
überlassen  bleiben,  die  seit  dem  Tage  des  Eroberers  die  wichtigsten 
Regalien  in  ihren  Gebieten  ausübten.  Ein  dritter  Teil:  Glamorgan 
und  «Ii»'  Pfalzgrafschafl  von  Pembroke  waren  und  blieben  beinahe 
selbständige  Staaten  im  Staate3). 

\ui  h  Schottland  wurde  vorübergehend  der  englischen  Lehens- 
oberherrlichkeit  Untertan4)  (1285—1328). 

Irland  war  schon  seit  Heinrich  II.  unter  der  Botmäßigkeit  des 
englischen  Königs  und  blieb  es  auch,  wenn  auch  nur  in  sehr  lockerem 
Zusammenhang,  das  Mittelalter  hindurch5). 

war  der  Nationalstaat  unter  Edward  L,  wenn  auch  nicht  vol- 
lends LT* ' vi ■  1 1 ■  1 1 1 c n .  so  doch  wenigstens  angebahnt.  Er  erhielt  auf  ständi- 
Bcher  Grundlage  das  erste  Parlament  im  Jahre  12956).  Anfangs  schien 

Siehe  darüber  \.  G.  Little,  Mediaeval  Wales,  London  1902;  Ivor  Bowen, 
Stetutes  of  Wales,  1908,  Introduction  p.  XXVIII  ff.;  J.  E.  Morris,  The  Welsh 
\\  irsol  Edward  [.,  (  Ixford  1901  und  J.  E.  Llovd,  A  History  of  WTales,  2.  ed.,  London 
1912,  II,  eh.  XIX  a.  XX. 

-  12  Edw.  I.  c.  I,  kein  Gesetz,  weil  ohne  Zustimmung  des  Parlaments,  nur 
na<  Ii  Beratung  mit  den  Großen  des  Reichs  erlassen. 

3)  Die  Geschichte  der  Pfalzgrafschaften  ehester,  Durham,  Lancaster  habe 
k  h  ausführlich  in  meinem  englischen  Staatsrecht  I,  175  ff.  behandelt.  Daselbst 
au<  h  über  Coniwallis  I,  p.  174  f.  Über  Lancaster  vergleiche  noch  Tait,  Mediaeval 
Man«  bester  and  the  Beginnings  of  Lancashire,  Manchester  1904,  p.  151  ff.,  sowie 
Vi,  toria  County  History:  Lancaster  II  (1908),  p.  175 — 208;  über  Durham  namentlich 
Lapsley,  Tie-  County  Palatine  of  Durham,  1900. 

!    Siehe  dazu  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S.  179  f. 

Siehe  dazu  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S.  188  f.  und  besonders  Bonn,  Die  eng- 
lia  :  •  Kolonisation  in  Irland,  1906,  S.  1—166,  sowie  Orpen  G.  H.,  Ireland  under 
the  Normans  1169—1216,  2  Bde.,  Oxford  1911. 

1  Di(  -  Modellparlament«,  so  genannt,  weil  es  das  Vorbild  der  Zusammen- 
setzung für  alle  künftigen  Parlamente  schuf,  hatte  folgende  charakteristische  Züge: 

a    Es  umfaßt  je  zwei  Ritter  von  jeder  Grafschaft,  je  2  Bürger  von  jeder  city 
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es  wohl  der  Gedanke  Edwards  gewesen  zu  sein,  das  Parlament  nur 
dann  zusammenzurufen,  wenn  er  es  nötig  hatte.  Diese  Meinung  mußte 
er  aber  bald  aufgeben,  als  ihm  die  steuerbewilligende  Funktion  des 
Parlaments  im  Jahre  1297  klar  vor  Augen  geführt  wurde.  Die  Großen 
des  Reichs  verweigerten  die  Heeresfolge  und  die  Commons  die  Geld- 
bewilligung, ehe  nicht  die  große  Freiheitsurkunde  aus  der  Zeit  Johanns 
und  Heinrichs  III.  bestätigt  würde.  Der  König,  der  schon  seine 
Expedition  nach  Frankreich  unternommen  hatte,  mußte  wohl  oder 
übel  dem  von  seinem  Sohn  und  dem  stellvertretenden  Regentschaftsrat 
daheim  abgeschlossenen  Kompromiß  mit  dem  Parlament  zustimmen. 
Der  Kompromiß  war  das  sog.  statutum  de  tallagio  non  concedendo, 
das  eigentlich  kein  Gesetz  sondern  bloß  ein  Vertrag  zwischen  König 
und  Parlament  ist.  In  diesem  Kompromiß  wird  festgestellt,  daß  keine 
neuen  Zölle,  sog.  maletolta,  und  keinerlei  Feudalabgaben  geleistet 
werden  sollten  ohne  allgemeine  Zustimmung  des  Königreichs.  Das 
gute  Einvernehmen  zwischen  König  und  Parlament  war  denn  auch 
in  der  Folge  bald  wieder  hergestellt,  namentlich  als  in  den  articuli 
super  cartas,  die  im  Westminster-Parlament  1300/01  beschlossen  waren, 
von  Königsseite  eine  bessere  Publikation  aller  Freiheitscharten  und 
ihre  pünktliche  Beobachtung  durch  die  königlichen  Beamten  zuge- 
sichert war  und  im  Parlament  von  Lincoln  1301  noch  einmal  be- 
stätigt wurde. 

Unter  Edward  II.  (1307 — 1327)  scheinen  sich  die  Zustände,  die 
unter  Heinrich  III.  geherrscht  haben,  wiederholen  zu  wollen.  Die 
Günstlinge  des  Königs  mißfallen  den  Feudalbaronen,  es  wird  ein  ständi- 
scher Ausschuß  gebildet  (1310),  die  21  sog.  ordainers.  Aber  die  Zeiten, 
wo  die  Feudalbaronie  alles  auf  eigene  Faust  machen  konnte  und  durfte, 
waren  dahin,  für  immer  vorbei.  Jetzt  wurde  1311  das  Parlament  ein- 
berufen, um  von  den  ordainers  Rechenschaft  zu  verlangen  und  die 
35  Ordonanzen  dieses  Baronenkomitees  zu  ratifizieren.  Mit  Genehmigung 
des  Parlaments  wurde  dann  unter  anderem  der  Grundsatz  aufgestellt, 
daß  alle  großen  Beamten  im  Staat  in  England,  Irland  und  der  Gas- 


und  je  2  Bürger  von  jeder  Stadt  (borough)  und  zwar  de  discrecioribus  et  ad  labo- 
randum  potencioribus.  Ritter  waren  schon  zu  den  Parlamenten  von  1254,  1264 
und  1265,  möglicherweise  auch  in  den  folgenden  sechs  Jahren  der  Regierung 
Heinrichs  III.  berufen  worden  und  später  in  den  Jahren  1275  (Oktober),  1278, 
zu  den  zwei  Provinzialversammlungen  von  1283,  in  den  Jahren  1290  und  1294, 
die  Bürger  der  cities  und  Städte  nur  1265  und  1283. 

b)  Die  Stadtvertreter  (für  cities  und  boroughs)  werden  durch  den  Sheriff 
geladen,  nicht  wie  1265  und  1283  durch  direkte  Berufungsschreiben. 

c)  Die  Praemunientesklausel  beruft  den  3.  Stand,  den  Klerus,  ein. 

f)  Ritter  und  Bürger  als  Stadtvertreter  sollen  erscheinen  »ad  faciendum  quod 
tunc  .  .  .  ordinabitur«,  wodurch  die  untergeordnete  Bedeutung  der  Commons  fest- 
gelegt wurde. 

Neuestens  hat  Jenkinson  in  E.  H.  R.  vol.  25  (1910),  p.  231  auf  Grund  von 
Urkundenfunden  neuester  Zeit  nachgewiesen,  daß  schon  das  Osterparlament  von 
1275  im  gewissen  Sinne  ein  Modellparlament  war.  Die  charakteristische  Einberufung 
der  Ritter  (je  4  von  jeder  Grafschaft)  und  der  Städtevertreter  (je  4 — 6  von  jeder 
Stadt)  war  auch  vorhanden,  nur  fehlte  die  Praemunientes  klausel. 
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II.  Abschnitt.   Per  Ständestaat. 


i  ogne  nur  unter  Zustimmung  und  mit  Rat  der  Barone  ernannt  werden 
durften.  Der  König  sollte  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  nicht 
Krieg  beginnen,  eine  Vrmee  ausheben  oder  das  Königreich  verlassen. 
Er  mußte  mil  den  Erträgnissen  der  königlichen  Domänen  und  anderen 
Einkünften  Für  seinen  Haushall  auskommen.  Das  Parlament  sollte 
alljährlich  ein-  oder  zweimal  einberufen  werden.  Besondere  Gerichts- 
höfe wurden  eingerichtet,  um  Beschwerden  gegen  königliche  Beamte 
und  Vollzugsorgane  entgegenzunehmen.  Noch  einmal  läßt  sich  Eng- 
land  eine  solche  Baronenoligarchie  unter  der  Führung  des  Thomas 
von  Lancaster,  eines  Vetters  des  Königs,  12  Jahre  lang  gefallen,  dann 
aber  komml  der  Tag  der  Abrechnung.  In  dem  Parlament  von  York, 
das  am  2,  Mai  L322  zusammengetreten  ist,  schüttelt  der  König  das 
ihm  auferlegte  .loch  ah.  Inter  der  Leitung  seiner  damaligen  Rat- 
geber, der  beiden  Depensers,  stützt  er  sich  nun  ganz  auf  die  Vollkraft 
der  Commons.  Es  werden  zu  diesem  Zwecke  außer  den  gewöhnlichen 
Graf  Schafts  Vertretern  noch  L2  Vertreter  von  Nordwales  und  12  Ver- 
treter  von  Südwales  geladen.  Alle  Ordonanzen  der  ordainers  werden 
feierlichsl  widerrufen,  und  das  wichtige  Verfassungsprinzip  zum  unver- 
rückbaren  Grundstein  der  kommenden  Entwicklung  gemacht,  nämlich 
»daß  Vngelegenheiten,  welche  die  rechtliche  Stellung  des  Königs  und 
die  rechtliche  Stellung  des  Königreichs  betreffen,  behandelt,  verhandelt 
und  festgesetzt  werden  sollen  im  Parlament  durch  den  König  und 
durch  seinen  Rat  der  Prälaten,  Grafen,  Barone  und  der  ganzen  Volks- 
gemeinschafl  (»comunalte«)  des  Reichs.« 

Eduard  III.  (1327 — 1377)  nimmt  dann  die  Traditionen  seines 
Großvaters  wieder  auf.  Er  vervollständigt  im  Bilde  Englands  die 
Konturen  des  Nationalstaats,  und  zwar  nach  doppelter  Richtung. 
Zunächsl  werden  große  Kriege  mit  Frankreich  nur  deshalb  geführt, 
um  den  Handel  Englands  zu  einem  ausgedehnten  überseeischen  Handel 

_'•■>•  alt rii.  Sodann  werden  große  Kämpfe  gegen  die  Kirche  aufge- 
Dommen,  um  «lies  Hindernis  jeder  nationalen  Entwicklung,  wie  es 
damals  die  katholische  Kirche  darstellte,  zu  beseitigen. 

Der  Hundertjährige  Krieg,  der  im  Jahre  1339  beginnt,  hat  eine 
Erbfolge  zum  Anlaß.  Er  ist  aber  nicht  bloß  wegen  der  Erbfolge,  sondern 
hauptsächlich  wegen  der  wichtigen  materiellen  Interessen  Englands, 
die  auf  dem  Spiele  standen,  geführt  und  vom  Parlament  unterstützt 
worden.  Karl  IV.  der  Schöne  von  Frankreich  hinterließ  ähnlich  wie 
seine  Brüder  Ludwig  X.  und  Philipp  V.  keinen  männlichen  Nach- 
kommen.    Sein  nächster  männlicher  Agnat  war  Philipp  von  Valois, 

dann  als  Philipp  VI.  den  Thron  bestieg.  Eduard  III.  von  England 
nahm  nun  den  Erbrechtstitel  seiner  Mutter  Isabella,  der  Tochter  Phi- 
IV.  des  Schönen,  in  Anspruch.  Er  leugnete  zwar  nicht,  daß  nach 

zösischero  Staatsrechte  jener  Zeit  der  Grundsatz  des  Ausschlusses 
der  Krauen  von  der  Thronfolge,  wohl  aber  daß  das  ausschließende 

etz  auch   für  die  männlichen  Nachkommen  der  Frauen  gelte1). 

äiehe  dazu  Holtzmann,  Französ.  Verfassungsgeschichte,  1910  (in  diesem 
Handbuch),  S.  183. 


§  13.   Aufstieg  und  Verfall  des  Ständestaates. 


175 


Daß  sich  der  König  Eduard  III.  zu  einer  Kriegführung  entschloß, 
die  ihn  wegen  ihrer  Kostspieligkeit  fortwährend  vom  Parlament  in 
Abhängigkeit  erhielt,  daß  sich  ferner  das  Parlament  immer  dazu  be- 
stimmen ließ,  diese  Geldausgaben  zu  gewähren,  zeigt  deutlich,  daß 
es  sich  um  große  materielle  Interessen  handelte,  die  auf  dem  Spiele 
standen.  Es  handelte  sich  damals,  wie  in  dem  ganzen  mit  Frankreich 
begonnenen  Kriege,  wirklich  nur  um  Flandern1)  und  die  Gascogne.  Mit 
den  Flamländern  waren  alte  Handelsbeziehungen  wieder  angeknüpft 
worden.  Sie  waren  die  besten  Abnehmer  der  englischen  Wolle.  Die 
Gascogne  gehörte  England  als  altes  angestammtes  Land  und  war  der 
englischen  Krone  hauptsächlich  wegen  ihres  Weinhandels  besonders 
wichtig.  Große  Siege  wurden  von  England  auf  den  französischen 
Schlachtfeldern  erfochten.  Aber  die  Erfolge  von  Sluys  (1340)  und 
Crecy  (1346)  gingen  schon  am  Ausgange  der  Regierungszeit  Edwards  III. 
verloren.  Die  Wichtigkeit  dieser  Kriege  für  die  Verfassungsgeschichte 
Englands  liegt  nun  darin,  daß  sie,  wie  noch  unten  gezeigt  werden  soll, 
die  Macht  des  Parlaments  wesentlich  steigerten. 

Die  antiklerikale  Kirchengesetzgebung  war  eine  Konsequenz  der 
Umwandlung  der  Eigenkirchen-  in  die  Staatskirchenidee. 

Auch  diese  Kundgebung  des  Nationalstaatsbewußtseins  konnte 
nicht  verfehlen,  die  Stellung  des  Parlaments  gegenüber  dem  König 
zu  stärken. 

Noch  einmal  rüstet  sich  das  Königtum  unter  Richard  II.  (1377 
bis  1399),  um  die  beinahe  verlorene  Prärogative  wieder  zur  absoluten 
Macht  emporzuheben.  In  der  ersten  Zeit  hatte  der  minderjährige 
Enkel  Edwards  III.  den  Staatsrat  und  namentlich  den  Erzbischof 
von  Arundel  als  Berater  zur  Seite,  während  sein  Herz  seinem  andern 
Berater,  Michael  de  la  Pole,  gehörte.  Die  Barone  im  Staatsrat  und 
namentlich  der  königliche  Onkel,  der  Herzog  von  Gloucester,  wollen 
die  Herrschaft  über  den  König  zu  einer  dauernden  gestalten,  während 
Michael  de  la  Pole  in  dem  jugendlichen  Richard  die  Vorstellungen 
eines  absoluten  Königtums  weckt.  Im  Jahre  1387  verstehen  sie  es, 
Richard  einen  Regentschaftsrat  aufzunötigen,  der  eigentlich  die  ge- 
samte Staatsgewalt  in  seinen  Händen  konzentriert.  Als  Gegenschlag 
versammelt  Richard  den  größeren  Teil  der  Richter  Englands  zu  Shrews- 
bury  und  dann  zu  Nottingham,  und  läßt  von  ihnen  folgende  Grund- 
sätze als  Verfassungsgrundlagen  verkünden: 

1.  Die  Bestellung  eines  Rats  von  11  Personen,  wie  sie  im  vorher- 
gehenden November  vorgenommen  worden  ist  gegen  die  königliche 
Prärogative  und  ihre  Rechte. 

2.  Die  Lords  und  Commons  haben  kein  Recht,  von  dem  Geschäfts- 
programm abzuweichen,  welches  der  König  ihnen  vorlegt.  Sie  haben 
auch  kein  Recht,  über  andere  Gegenstände  ohne  seine  Erlaubnis  zu 
beratschlagen. 

J)  Die  Bedeutung  Flanderns  für  den  englischen  Handel  spiegelt  trefflich  wieder 
das  in  der  Zeit  Heinrichs  VI.  entstandene  Gedicht:  »Libell  of  English  Policye« 
(ed.  Pauli  1878),  p.  27  f. 
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II.  Abschnitt.    Oer  Ständestaat. 


Der  König  allein  ist  befugt,  srino  Ministor  zu  entlassen,  und 
das  Parlament  kann  sie  nicht  ohne  seine  Erlaubnis  unter  Anklage  stellen. 

Die  faktiöse  Feudaloligarchic,  geführt  von  Gloueester,  Arundel 
und  Warwick,  erhebt  darauf  am  L4.  November  die  Anklage,  den  sog. 

al,  geg<  ii  die  Freunde,  d.  i.  Berater  des  Königs,  insbesondere  gegen 
Di  la  Pole  und  De  la  Vere.  Es  komm!  zum  Ilürgorkrieg.  Die  lords 
appellant  siegen  zunächst  und  berufen  ein  Parlament  nach  London 
ein,  das  -"Lr.  »gnadenlose  Parlament«,  das  seinen  Namen  daher  hatte, 
weil  es  schonungslos  gegen  die  Künigsl'reumle  und  gegen  die  sechs 
Richter  vorging,  die  in  Shrewshury  und  Nottingham  ihr  Gutachten 
zugunsten  des  Königs  abgegeben  halten.  Eine  Reihe  von  Jahren  läßt 
si<  Ii  Richard  die  alten  Beschränkungen  wieder  gefallen.  Im  Jahre  1397 
wird  alles  wieder  über  den  Haufen  geworfen  und  die  königliche  Prä- 
rogative wieder  zur  Geltung  gebracht. 

Freilich  nur  kurze  Zeil  soll  sieh  Richard  seines  Sieges  erfreuen. 
Henrj  von  Derby  und  Leicester,  der  Sohn  Johanns  von  Gaunt,  war 
dem  König  ent  fremdet  und  von  ihm  in  eine  sechsjährige  Verbannung 
geschickt  worden.  Als  Heinrich  von  Lancaster  kommt  er  nun  1399 
wieder,  gegen  den  W  illen  des  Königs,  aber  gestützt  auf  eine  Armee 
nach  England  und  findet  die  Anerkennung  des  Parlaments,  weil  er 
nun  weniger  autokratisch  als  Richard  regieren  will.  Richard  II.  wird 
ahg«'S»'t  zt . 

II. 

Die  Kraft  des  Parlaments  erlangte  nun  unter  Heinrich  IV.  (1399 
bis  1413)  ihren  Höhepunkt.  Heinrich  IV.  berief  sich  bei  seiner  Thron- 
besteigung  auf  Eroberung,  Erbschaft  und  auf  Richards  Verzicht,  der 
m  Wirklichkeit  erzwungen  war.  Die  versammelten  Stände  aber  gaben 
diesem  Titel  die  richtige  Formulierung,  da  sie  aussprachen:  »darauf- 
hin  stimmten  die  geistlichen  und  die  weltlichen  Lords  und  alle  Stände 
mit  dem  Volk  überein,  daß  der  Herzog  (d.  i.  Heinrich  von  Lancaster) 
über  sie  herrschen  sollte.«  So  ruhte  das  Recht  Heinrichs  auf  einem 
parlamentarischen  Titel. 

Vußer  diesem  war  noch  ein  anderes  Moment,  welches  die  Höhe 
der  parlamentarischen  Macht  herbeiführte,  das  war  der  wachsende 
Einfluß  der  Stände  auf  die  Geldbewilligung,  von  der  das  Königtum 
namentlich  unter  Heinrich  und  seinem  Sohn  abhängig  wurde.  Der 
neue  König  war  von  Haus  aus  arm,  und  die  Kriege  mit  Frankreich 
eten  Geld.  Schon  1401,  also  zwei  Jahre  nach  seiner  Thronbestei- 
I  •  .Mim  das  l'nterhaus  sieh  auf  den  Standpunkt  zu  stellen,  daß 
Geld!  >  \\ lllieaniL"'!!  i-rst  der  Erledigung  der  ständischen  Gravamina 
nachfolgen  sollen.  Der  König  verweigerte  dieser  Petition  seine  Zu- 
1  ir.  aber  die  Praxi-  griff  um  sich,  daß  die  Geldbewilligung  erst 
am  letzten  Tage  der  Session  vorgenommen  wurde  und  zur  Voraussetzung 
hatte,  daß  alle  wichtigen  ständischen  Beschwerden  zuvor  erledigt 
len  waren.  Sechs  Jahre  später,  1407,  kam  es  zu  einem  Zusammen- 

zwischen  beiden  Häusern,  welcher  zu  zwei  wichtigen  Verfassungs- 
prinzipien führte: 
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1.  Daß  alle  Geldbills  im  Unterhause  ihren  Anfang  nehmen  müßten 

und 

2.  daß  der  König  von  den  Debatten  in  jedem  Hause  des  Parlaments 
nicht  eher  Kenntnis  nehmen  dürfte,  als  bis  die  Debatten  darüber  ge- 
schlossen und  das  Resultat  dieser  Debatten  auf  Veranlassung  jedes  der 
beiden  Häuser  zu  seinen  Ohren  gebracht  würde. 

Gegenüber  dieser  Machterweiterung  der  Stände  verschlug  es  nicht 
viel,  wenn  Heinrich  IV.  1411  anläßlich  eines  Konflikts  mit  dem  Unter- 
haus erklärte,  daß  er  vorhabe,  alle  Freiheiten  und  Prärogativen,  welche 
jemals  einem  seiner  Vorgänger  zugestanden  hätten,  uneingeschränkt 
auszuüben. 

Gefährlicher  als  dieses  Machtwort  waren  die  sozialen  Machtfaktoren 
der  damaligen  Zeit,  denn  sie  bargen  allerdings  die  Todeskeime  des 
Ständestaats  in  sich. 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  damaligen  Zeit  waren  von 
der  Art,  daß  alles  Festgefügte  der  Vergangenheit  ins  Wanken  kam, 
insbesondere  der  Feudalstaat  und  der  Gutshörigkeitsverband,  auf  dem 
die  Monarchie  der  Normannenkönige  und  der  Plantagenets  aufgebaut 
war.  Schon  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  löst  sich  der  Gutshörig- 
keitsverband1), weil  die  Arbeitskraft  immer  teurer  wird.  Die  Pest 
hatte  unter  der  Bevölkerung  stark  gewütet  und  auch  die  villainage 
sehr  dezimiert.  Die  Nachfrage  nach  niederen  Arbeitskräften  war  groß. 
In  Massen  verließen  die  Gutshörigen  ihre  Gutshöfe,  um  in  der  benach- 
barten Stadt  oder  auf  einem  andern  Gutshof  bessere  Löhne  und  andere 
Arbeitsbedingungen  zu  erzielen2).  Dazu  kam,  daß  eine  intensive  Land- 
wirtschaft auch  mit  dem  alten  herkömmlichen  Gutshörigendienst  nicht 
mehr  auskommen  konnte,  weil  die  qualifizierte  Arbeitskraft  nötig  wurde. 
Dieser  höher  qualifizierte  Arbeitsdienst  mußte  mit  Geld  bezahlt  werden, 
und  das  wurde  von  den  großen  Gutsherren  dadurch  erzielt,  daß  man  für 
die  herkömmlichen  Dienste,  die  nicht  viel  taugten,  Ablösungssummen  ver- 
langte, um  mit  dem  Geld  die  besser  qualifizierten  Arbeiter  zu  bezahlen. 
Auch  diese  mußten  höher  bezahlt  werden,  und  so  finden  wir,  daß  außer 
der  Flucht  der  Hörigen  auch  noch  fortwährende  Ablösungen  der  guts- 
bäuerlichen Dienste  und  Pflichten  den  Gutshörigkeitsverband  unter- 
wühlten. Diese  große  soziale  Revolution  seit  der  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts hatte  weitgreifende  Folgen.  Sie  schuf  zunächst  eine  Lockerung 
der  bisherigen  kompakten  Geschlossenheit  zwischen  Grafschaft  und 
Stadtvertreter  im  Unterhaus  und  ferner  zwischen  Unter-  und  Oberhaus. 
Egoistische  Interessen  traten  an  Stelle  dieser  Geschlossenheit.  Die 
Städte  sahen  in  den  Grafschaftsherren  oder  großen  Baronen  ebenso  wie 
in  der  Kirche  nur  Konkurrenten  bei  der  Bewerbung  um  die  teure  Ar- 
beitskraft. Auf  der  andern  Seite  fühlte  sich  der  hohe  Adel  in  seiner 
sozialen  und  staatlichen  Position  bedroht.  In  diesem  Prozeß  der  Selbst- 

x)  Siehe  darüber  und  zum  folgenden  Page,  The  end  of  villanage  in  England, 
New  York  1900  und  Vinogradoffs  Kritik  dieses  Buches  in  E.  H.  R.  XV,  S.  477  f. 

2)  Siehe  dazu  namentlich  Trevelvan,  England  in  the  Age  of  Wycliffe,  1890, 
Kap.  VII  u.  VIII. 
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i  rbaltung  spielte  er  Beine  letzte  Karle  aus.  Da  er  sich  auf  alle  Fälle 
erhalten  wollte,  suchte  er  die  andern  Stände,  insbesondere  die  im  Unter- 
•  nie  vertretenen  Stande,  /u  beherrschen.  Die  Kirche  war  ihm  von 
vornherein  dadurch  untertänig,  daß  sie  in  ihm  den  einzigen  Schutz 
gegen  Konfiskation  der  Kirchengüter  und  gegen  die  Wycliffschen  Dok- 
trin.-n  erblickte.  Das  Mittel  nun,  das  der  hohe  Adel  benutzte,  um  die 
Hfeiroi  hafl  im  Maat  oligarchisch  zu  führen,  war  einerseits  der  Staatsrat 
:\\\\  Council),  dessen  Leitung  ausschließlich  in  seinen  Händen  war, 
dann  aber  die  inzwischen  unter  dem  ständischen  Regime  herabgekom- 
mene  tändlii  he  Selbstverwaltung,  die  ermöglichte,  die  Zusammensetzung 
des  I  nterliauses  dauernd  zu  beeinflussen. 

Der  Krieg  der  beiden  Kosen  nahm  nur  äußerlich  die  Gestalteines 
Krieges  zweier  Dynastien,  der  Laneaster  und  der  York,  der  weißen  und 

roten  Rose  an;  in  Wirklichkeit  war  es  ein  Kampf  der  Feudalbarone 
und  der  von  ihnen  abhängigen  [nteressentengruppen  untereinander. 
1  nd  dieser  Kamp!  hrarhte  die  schöne  Parlamentsverfassung  des  14.  und 
15.  Jahrhunderts,  das  sog.  Lancastrian  experiment  zu  Fall.  DieVoraus- 
srt/.ung  tur  die  Tätigkeit  der  Feudalbarone  war  natürlich  ein  schwaches 
oder  anderweitig  interessiertes  Königtum.  Namentlich  trat  dies  unter 
den  Nachfolgern  Heinrichs  IV.,  Heinrichs  V.  (1413—1422)  und  Hein- 
richs  \  I.  (1422    L461)  zutage.   Heinrich  V.  verstand  es  wohl,  ein  an- 

3  Königreich,  nämlich  Frankreich  nach  der  Schlacht  von  Agin- 
couii  t  1  *15)  unter  englische  Suprematie  zu  bringen,  aber  für  die  inneren 
I  ragen  des  englischen  Königreichs  hatte  er  kein  Verständnis.  Und 
Heinrich  \  L  war  ein  Schwächling,  der  geistig  und  physisch  unfähig  bald 
dei  einen  bald  der  andern  Fraktion  im  Staat  in  die  Hände  fiel  und  sich  von 
ihr  leiten  ließ,  am  meisten  aber  von  seiner  Frau,  Margarete  von  Frankreich. 

Der  Rosenkrieg  hatte  zum  äußeren  Anlaß,  daß  gegenüber  dem 
S<  hwächling  Heinrich  VI.  von  Laneaster,  Richard  von  York  und  sein 
Sohn,  der  nachmalige  König  Eduard  IV.,  die  Krone  Englands  in  An- 
spruch  nahmen.  Das  Recht  war  zweifellos  auf  Seiten  des  Hauses  York. 
Heinrich  IV.  war  der  Sohn  von  Johann  von  Gaunt,  dem  vierten  Sohne 
Eduards  III.  Auf  diese  Abstammung  konnte  sich  allein  Heinrich  VL 
stützen.  Richard  von  York  aber  konnte  seine  Erbansprüche  von  den 
Erben  des  dritten  Sohnes  Eduards  III.,  nämlich  Lionel,  Herzog  von 
□arence,  ableiten.  Aber  in  jener  rechtlosen  Zeit  war  dies  im  großen 
und  ganzen  einerlei,  auf  formal  juristische  Argumente  brauchte  man  sich 
nichl  einzulassen.  Die  Erbfolge  war  nur  der  Vorwand,  den  die  Feudal- 
barone  gebrauchten,  um  sich  zu  bekriegen.  Nach  langer  wechselvoller 
Kriegführung  siegt  zum  Schlüsse  das  Haus  York  (1471).  Die  großen 
Feudalbarone  hatten  sich  gegenseitig  zerfleischt.  Das  Unterhaus  war 
eine  Marionel  benkammer,  und  die  Kirche  hatte  auch  nicht  viel  zu  sagen. 
Das  Königtum  der  York  -teigtnunneu  gekräftigt  wie  ein  junger  Phönix 
aus  der  taene.  Es  kann  sich  absolutistisch  entfalten  und  in  den  beiden 
Monarchen  Eduard  IV.  (1461-1483)  und  Richard  III.  (1483-1485)  seine 
Befugnisse  derarl  ausweiten,  daß  es  gewissermaßen  in  seiner  absolutisti- 
Methode  schon  die  künftige  Herrschaft  derTudors  vorausschattet. 
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§  14.  Die  Umbildung  des  englischen  Feudalrechts 
zum  Common  Law  und  dessen  Vorrangstellung. 
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I. 

Die  Umbildung  des  englischen  Feudalstaats  in  den  ständischen 
Nationalstaat  des  14.  bis  16.  Jahrhunderts  war  wesentlich  bedingt 
durch  die  Umbildung  des  Feudalrechts  in  das  Common  Law,  denn  dieser 
Umbildung  ist  es  hauptsächlich  zu  danken,  daß  die  Reibungsflächen 
zwischen  der  Ritterschaft  und  dem  Bürgertum  so  gering  wurden,  daß 
sie  schließlich  als  kompakte  Einheit  mit  Selbstbewußtsein  im  Unter- 
hause gegenüber  den  Peers  im  Oberhause  auftreten  und  auf  die 
Weise  die  in  anderen  Staaten  bestehende  Dreiheit  oder  gar  Vierheit 
der  Stände  (Herren,  Ritter,  Städte  und  Landgemeinden)  zu  einer 
Zweiheit  verringern  konnten.  Wie  erfolgte  nun  diese  Umbildung  des 
Feudalrechts  in  ein  Common  Law?  Schon  Heinrich  II.  hatte  die  Feu- 
dalgerichtsbarkeit, wo  es  nur  anging,  durch  die  königliche  zu  ersetzen 
gesucht.  Das  haben  wir  bereits  oben  gehört  (siehe  I.  Abschnitt).  Jedoch 
haben  wir  dort  auch  erfahren,  daß  die  Magna  Charta  einen  Rück- 
schlag zu  gunsten  des  Feudalrechts  und  feudaler  Interessen  be- 
deutete. Insbesondere  war  es  ihr  Artikel  34,  der  vorschrieb,  daß 
die  sog.  writs  of  praecipe  vom  König  niemals  dazu  verwendet 
werden  durften,  um  eine  Rechtsstreitigkeit  über  ein  Lehen  von 
der  Lehnskurie  des  Lehnsherrn  an  das  königliche  Gericht  abzu- 
berufen (breve  quod  vocatur  Praecipe  de  cetero  non  fiat  alicui  de  aliquo 
tenemento  unde  liber  homo  amittere  possit  curiam  suam).  Dieses 

12* 


ISO 


11.  Abschnitt.  Oer  Ständestaat. 


Lpe  war  aber  ein  Mittel  in  der  Hand  Heinrichs  11.  um  die  Feudal- 
gerichtsbarkeit  der  großen  Lehnsherrn  zu  brechen.  Die  Bestimmung 
der  Magna  Charta  hatte  den  /.weck,  Johann  zu  einem  vollständigen 
Aufgeben  der  wohlbewußten  Politik  seines  Vaters  zu  zwingen.  Das 
praeeipe  blieb  zu  Recht,  aber  nur  ms.. weil,  als  es  die  Vasallen  des  Königs 
zwingen  konnte  vor  den  königlichen  Gerichten  Recht  zu  nehmen.  Es 
w  urde  ein  praeeipe  in  capite  (d.  h,  gerichtet  nur  gegen  die  in  capite  tenen- 

ftlso  die  Vasallen,  »Ii«'  unmittelbar  vom  König  ihr  Lehen  hatten). 
Trotz  die8er  und  anderer  reaktionärer  Tendenzen  der  Magna  Charta 
hatte  der  Lehnsstaat  in  England  nur  eine  sehr  beschränkte  Wirksamkeit 
und  Behr  bedeutende  Grenzen  (davon  weiter  unten  mehr,  §  15).  Schon 
diese  Grenzen  des  Peudalstaats  und  Feudalrechts  waren  Mittel  und 
W  •  ge,  um  das  Feudalrechl  in  Common  Law  zu  überführen.  Was  dazu 
w  1  Ii  Fehlte,  brachte  einerseits  die  Gesetzgebung  Edwards  I.,  ander- 
seits die  Gerichtspraxis  des  L3.  bis  16.  Jahrhunderts  zuwege. 

1. 

Eines  der  ersten  Gesetze,  welches  die  Axt  anlegte  an  die  großen 
F(  udalimmunitäten,  war  das  berühmte  Gesetz  von  Gloucester  von  1278 
(6  Edw.  [.,  <  .  I  1).  Schon  Bracton  hatte  den  Grundsatz  aufgestellt,  daß 
keine  Verjährung  gegen  die  Rechte  des  Königs  gelte.  Und  Edward  I. 
handelte  ganz  nach  dem  Grundsatz,  als  er  durch  das  Gesetz  von  Glou- 
cester  königliche  Beamte  ermächtigte,  von  den  großen  Immunitätsherren 
und  Lords  ihre  Rechtstitel  auf  Immunitätsgerichtsbarkeit  abzuverlangen. 
Eine  einfache  Kassierung  dieser  Rechtstitel  war  damals  unmöglich,  das 
Bah  Edward  ein,  namentlich  als  ihm  der  Graf  von  Warwick,  einer  der 
g.  marchers,  der  großen  Feudalherren  an  der  Grenze  von  Wales, 
Bein  Schwerl  vorwies  und  sagte:  »Das  ist  mein  Rechtstitel.«  Edward 
begnügte  Bich  zunächst  mit  einem  Kompromiß,  wonach  ständiger  Besitz 
der  Immunitäl  seil  der  Krönung  Richards  I.  ein  genügender  Titel  war, 
um  einer  Frage  nach  dem  Rechtstitel,  einem  writ  of  quo  warranto  gegen- 
über als  genügende  Antwort  zu  erscheinen.  Der  Fortschritt  war 
jedenfalls  erzielt,  daß,  wenn  nicht  Ersitzung  oder  königliche  Ver- 
[(  ihung  geltend  gemacht  werden  konnte,  keine  Immunität  mehr  zu- 
lässig  erschien.  In  gleicher  Richtung  haben  wir  auch  die  weitere  Ge- 
Betzg«  bung  des  Königs  zu  betrachten.  Das  Gesetz  gegen  die  Tote  Hand, 
das  Stal  utum  de  viris  religiosis  von  1279,  war  allerdings  in  erster  Linie  als 
Schranke  gegen  die  übermütige  und  stolze  Art  des  Papstes  Nikolaus  III. 
und  des  Erzbischofe  von  Canterbury,  John  Peckham,  gedacht,  der  noch 
vor  der  Bulle  unam  sanetam  Pxmifaz' VIII.  demKönig  klipp  und  klar  in 
einen  Briefe  erklärte,  daß  alle  Könige  durch  die  päpstlichen  Dekretalien 
gebunden  seien.  Niehl  zuletzt  aber  war  es  auch  ein  Bestandteil  der 
antifeudalen  Politik  Edwards  I..  denn  die  Anhäufung  von  Grund  und 
B  den  in  kirchlichen  Händen  beraubte  den  König  der  Krieger,  da  die 
libera  elemosina,  wie  wir  wissen,  von  Militärdienst  befreite  und  auch 
keine  Lehnspflichten  trug.  Deshalb  mußte  diese  Anhäufung 
in  den  Ibmd'-n  d*-r  Kirche  verhüten  werden.   Im  Jahre  1283  erließ  der 
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König  im  sog.  Parlament  von  Acton  Burnel  ein  Gesetz,  wonach  die  Auf- 
stellung einer  formellen  Schuldurkunde,  besiegelt  vom  Schuldner  in 
Gegenwart  des  Bürgermeisters  einer  mit  charter  begabten  Stadt,  ein- 
getragen in  das  öffentliche  Schuldurkundenbuch  und  mit  dem  Königs- 
siegel versehen,  einen  exekutionsfähigen  Schuldtitel  bewirkte.  Dadurch 
konnte  jedes  burgagium  eines  Feudalherrn  in  der  Stadt  ohne  jede  wei- 
teren gerichtlichen  Schritte  verkauft  werden.  Der  große  Baron  genoß 
in  der  Stadt  nicht  mehr  die  Freiheit,  Schulden  zu  kontrahieren,  ohne 
sie  zu  bezahlen.  Dadurch  wurde  die  Zurückdrängung  feudaler  Im- 
munitätsgerichtsbarkeit in  den  Städten  (siehe  oben  §  9)  sehr  gefördert. 
Natürlich  ließ  sich  die  Baronie  auf  die  Weise  nicht  abspeisen.  War 
dem  Bürgertum  eine  Konzession  gegeben,  so  verlangte  sie  ebenfalls 
nach  einer. 

Das  zweite  Gesetz  von  Westminster  enthielt  die  berühmte  Klausel 
de  donis  conditionalibus  (13  Ed.  L,  c  1).  Sie  erleichterte  die  Schaffung  der 
sog.  entails,  d.  h.  des  mit  Veräußerungsverboten  belasteten  Grundbesitzes. 
Wer  sein  Gut  einem  anderen  und  dessen  Leibeserben  überließ,  bewirkte 
dadurch  eine  fideikommiß artige  Rechtsbindung,  über  welche  sich  weder 
der  erste  Erwerber  noch  sein  Erbe  hinwegsetzen  konnten.  Scheinbar 
wurde  auf  diese  Weise  das  Recht  der  mittleren  Lehnsbarone  gegenüber 
ihren  Untervasallen  gestärkt,  in  Wirklichkeit  aber  war  nur  die  anti- 
feudale Politik  des  Königs  um  ein  Stück  erweitert,  da  der  König  der 
große  Lehensobereigentümer  war,  dem  schließlich  ein  Grundeigentum, 
das  der  clausula  de  donis  unterlag,  heimfallen  mußte,  wenn  keine  Leibes- 
erben vorhanden  waren. 

Aber  noch  ein  anderes  kam  hinzu,  um  die  feudalrechtlich  gedachte 
Spitze  jenes  Gesetzes  umzubiegen.  Das  System  der  entails  wurde  ebenso 
wie  die  inzwischen  aufgekommene  Primogenitur  bei  der  Vererbung  etwas 
ganz  allgemeines,  kein  Vorrecht  der  Lehnsbaronie,  insofern  als  der 
mit  einem  entail  (sog.  feudum  talliatum,  d.  i.  ein  Recht,  ausge- 
schnitten aus  dem  unbeschränkten  feudum)  Belehnte  seit  dem  Gesetz 
selbst  nur  einen  gegen  sich  allein  nicht  aber  gegen  seine  Erben  und  gegen 
seine  Lehnsherren  wirksamen  Lehnstitel  schaffen  konnte.  So  verschwand 
mit  der  Zeit  die  unbeschränkte  freie  Veräußerung  überhaupt  aus  dem 
Recht,  und  es  blieb  nur  die  Vergabung  zu  entail,  da  niemand  einen 
unsicheren  Rechtstitel  (ein  sog.  base  fee)  annehmen  wollte.  Das  war 
das  berühmte  Statutum  de  donis  vom  Jahre  1285.  Im  gleichen  Jahre  er- 
ging auch  das  Statute  of  Winchester,  welches,  da  die  Feudalgerichtsbar- 
keit auf  den  Aussterbeetat  gesetzt  werden  sollte,  die  Gerichtsbarkeit  der 
niederen  ehemaligen  Volksgerichte  in  Grafschaft  und  Hundertschaft 
besonders  stärken  wollte.  Der  Hauptstoß  gegen  die  großen  Feudal- 
herren war  aber  das  Statutum  quia  emptores  von  1290  (18Ed.  I.,  c.  1) 
oder  das  sog.  dritte  Westminster  Statute,  welches  alle  Subinfeudation 
für  die  Zukunft  dadurch  unmöglich  machte,  daß  es  gebot:  wenn  ein 
Teil  des  Lehens  von  seinem  Eigentümer  an  einen  Untervasallen  ver- 
äußert wird,  so  soll  nicht  der  damit  beliehene  Untervasall  weiter 
als  solcher  gegenüber  dem  Veräußerer  gelten,  sondern  er  soll  zu  dem 
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Lehensherrn  des  Veräußerers  In  dieselbe  Rechtsbeziehung  treten,  wie 
der  Veräußerer  selbst.  Dies  bedeutet  mit  anderen  Worten:  bei  jeder 
\  nterbelehnung  hörl  «las  Lehnsband  /.wischen  initiieren  Lehnsherrn 
und  Vasallen  auf,  und  es  tritl  namentlich,  wenn  sieh  solche  Veräuße- 
rungen  mehren,  schließlich  «Ii«'  direkte  Rechtsbeziehung  zwischen  König 
und  I  ntervasallen  in  Kraft.  Der  König  wollte  auf  diese  Weise  gegen- 
über der  l  berhandnahme  der  Subinfeudalion  sieh  selbst  und  seine 
militärische  Krall  schül/ni  und  stärken  und  verhindern,  daß  durch 
solche  Subinfeudationen  sein  Vasall  in  die  Unmöglichkeit  gesetzt  wurde, 
seinen  Lehnspflichten  nachzukommen. 

S  war  denn  durch  die  Gesetzgebung  Edwards  I.  der  Boden  dem 
Feudalrechl  abgegraben,  denn  die  angeführten  Gesetze  und  die  könig- 
lichen  Gerichte  baten  das  [hrige,  wie  wir  noch  sehen  werden,  um  das 
Peudalrechl  in  Common  Law.  in  allgemeines  bürgerliches  Recht  umzu- 
wandeln und  so  die  Grundlagen  für  den  Ständestaat  zu  schaffen. 

2. 

\  iel  durchgreifender  als  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  erfolgte 
die  I  mbildung  des  Feudalrechts  in  Common  Law  durch  die  Gerichts- 
praxis, insbesondere  durch  die  Ausbildung  des  Systemes  der  writs 
(brevia),  welche  im  Namen  des  Königs  von  der  königlichen  Kanzlei 
ausgingen  (sog.  brevia  <  »i  ii^inalia),  im  Gegensatz  zu  brevia  judicialia 
(eigentlich  prozeßleitende  Verfügungen  des  Richters),  die  keinen  Ein- 
fluß aui  die  Rechtsbildung  hatten,  sondern  bloß  die  Ausführung  des 
gegebenen  Rechts  hedenteten.  Nur  diese  brevia  originalia  entsprachen 
den  römischen  Aktionen  des  Praetors.  Wie  dieser  in  seinem  Edikt 
Formeln  an  die  Hand  gab,  um  neu  aufkommenden  Rechtsverhältnissen 
zur  rechtlichen  Durchsetzung  zu  verhelfen,  so  stellte  die  königliche 
Kanzlei  (cancellaria)  auf  Grund  ihres  Registers  immer  neue  brevia, 
d.  i.  Klagformulare  auf,  die  dann  von  den  Parteien  benutzt  werden 
konnten.  Endlich  gab  es  nicht  ein  Register  (registrum),  sondern  jeder 
der  Beamten  der  Kanzlei  hatte  eines,  das  er  für  seine  Zwecke  anfertigte. 
Bs  waren  namentlich  die  sog.  clerici  de  curso  auch  cursitores  genannt, 
welche  in  der  Kanzlei  diejenigen  brevia  ausstellten,  die  bereits  eine  gut 
fundierte  und  lange  Praxis  für  sich  in  Anspruch  nehmen  durften  und 
routinemäßig  (de  curso)  ausgestellt  wurden.  Andere  brevia,  welche  hin- 
.  _  n  ni<  fit  in  derselben  Lage  waren,  mußten  neu  formiert  werden, 
sie  hießen  brevia  f<>rmata.  Die  königliche  Kanzlei  konnte  unzweifelhaft 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  solche  brevia  »in  suo  casu«  erlassen. 
Niehl  selten  aber  winde  ein  solches  Formular  auf  Grund  der  Anord- 

g  des  Staatsrats  oder  des  Parlaments  formiert.  Bei  der  Aufstellung 

r  Klagformeln  waren  die  Beamten  der  Kanzlei  nur  durch  eine 
gebunden,  nämlich  durch  die  Möglichkeit,  daß  die  Reichs- 
richter  ein  von  der  Kanzlei  gewähltes  breve  als  rechtswidrig  aufheben 

aten.  I  in  dies  zu  verhindern,  finden  wir,  daß  die  Kanzleibeamten 
Bich  nichl  selten  mit  den  Reichsrichtern  in  Verbindung  setzen,  ehe  sie 
•  in  breve  erlassen,  um  deren  Meinung  über  die  Rechtsbeständigkeit 
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zuvor  zu  hören.  So  findet  sich  mitunter  im  Register  die  Bemerkung: 
»istud  breve  fuit  concessum  de  assensu  .  .  .  capitalis  justiciarii  et 
aliquorum  justiciariorum  de  banco  et  clericorum  de  cancellaria. « 

Wie  ging  nun  auf  dem  Wege  dieser  Vermehrung  der  brevia  die 
Umbildung  des  Feudalrechts  vor  sich  ?  Da  war  zunächst  die  ordentliche 
Eigentumsklage  wegen  eines  Lehens,  das  sog.  praecipe.  Dieses  war,  wie 
wir  wissen,  durch  die  Magna  Charta  nur  auf  die  Lehnsvasallen,  die  vom 
König  direkt  abhingen,  beschränkt  worden,  daher  seit  dieser  Zeit  prae- 
cipe in  capite.  Doch  sollten  die  Lehnsbarone,  zu  gunsten  derer  die  Be- 
schränkung aufgenommen  war,  sich  nicht  lange  dieses  durch  die  Magna 
Charta  gewonnenen  Siegs  freuen,  denn  schon  hatte  die  Kanzlei  auf  dem 
Wege  der  brevia  de  ingressu  seit  Heinrich  III.  Eigentumsklagen,  welche 
von  Vasallen  der  großen  Lehnsbarone  angestrengt  worden  waren,  an 
sich  gezogen.  Das  Charakteristische  dieser  brevia  de  ingressu  war,  daß 
sie  den  Besitzer  eines  Lehnsgutes  auffordern,  das  von  ihm  besessene 
Grundstück  aufzugeben  oder  dem  Kläger  im  Königsgericht  Rede  und 
Antwort  zu  stehen,  wenn  der  verklagte  Besitzer  durch  Eintritt  (in- 
gressu) in  das  betreffende  Grundstück  in  letzter  Zeit  eine  Besitzhandlung 
vorgenommen  hatte. 

So  schmuggelten  sich  die  brevia  de  ingressu  wie  Wölfe  in  Schafs- 
kleidern ein.  Sie  gaben  vor,  eine  Besitzfrage,  die  vor  wie  nach  der  Magna 
Charta  den  königlichen  Gerichten  zustand,  zur  Entscheidung  zu  bringen, 
während  sie  in  Wirklichkeit  Eigentumsfragen  der  Lösung  zuzuführen 
strebten.  Es  mußte  zunächst  nur  ein  solcher  ingressus  seitens  des  Be- 
klagten nachgewiesen  werden.  Auch  durfte  der  ingressus  nicht  nach 
der  Besitzentsetzung  stattgefunden  haben,  oder  mit  anderen  Worten: 
es  durfte  seit  der  Besitzentsetzung  das  Grundstück  nicht  öfters  den 
Besitzer  gewechselt  haben.  Seit  dem  Gesetz  von  Marlborough  (cap.  29) 
von  1267  wurde  auf  dieses  letztere  Moment  nicht  mehr  Nachdruck 
gelegt.  Der  verklagte  Besitzer  konnte  von  den  königlichen  Gerichten 
auch  dann  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  wenn  der  ingressus  nach 
der  Besitzentsetzung  (post  disseisin)  stattgefunden  hatte.  Dadurch 
wurde  bewirkt,  daß  ohne  Rücksicht  auf  den  Besitzwechsel  das  breve 
de  ingressu  gewahrt  wurde,  wenn  nur  ein  ingressus  überhaupt  statt- 
gefunden hatte  (cap.  29  des  Gesetzes  von  Marlborough) :  »provisium 
est  eciam,  quod  si  alienaciones  illae,  de  quibus  breve  de  ingressu  dari 
consuevit,  per  tot  gradus  fiant,  quod  breve  illud  in  forma  prius  usitata 
haberi  non  possit,  habeat  conquerens  breve  de  recuperanda  seisina, 
sine  mentione  graduum,  ad  cujuscunque  manus  per  hujusmodi 
alienaciones  res  illa  devenerit,  per  brevia  originalia  per  consilium 
domini  Regis  providenda.«  Durch  diese  Bestimmung  war  der  Vor- 
teil, den  die  Magna  Charta  den  Lehnsbaronen  für  ihre  Lehns- 
gerichtsbarkeit gewährt  hatte,  vollständig  beseitigt  und  die  könig- 
liche Gerichtsbarkeit  in  lehnsrechtlichen  Eigentumsstreitigkeiten  wieder 
in  ihre  Rechte  eingesetzt.  Seit  dem  zweiten  Westminster  Statute 
von  1285  war  der  Wirkungskreis  der  Kanzlei  bei  Erteilung  der 
brevia  durch  die  Bestimmung  ausgedehnt  worden,  daß  die  Kanzlei- 
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i  amten  die  Zuständigkeil  zur  Erlassung  von  solchen  königlichen 
Sehreiben  erlangten,  wenn  der  betreffende  Rechtsfall  zwar  nicht 
gan:  genau  anter  ein  in  der  Kanzlei  schon  anerkanntes  Klagformular 
fiel,  aber  Bich  doch  auf  ein  ähnliches  Klagformular  berufen  konnte. 
-  t  quotienscumque  de  cetero  evenerit  in  cancellaria  quod  in  uno  casu 
reperitur  breve  e1  in  consimili  casu  c  a  d  e  n  t  e  sub  eodem  jure 
et  Minili  i  t  1 1 1 1  *_rt  >  1 1 1  *  -  remedio,  concordenl  clerici  de  cancellaria  in  brevi 
faciendo  vel  atterminent  querentes  in  proximo  parliamento  et  scribant 
i  asus  m  quibus  concordare  non  possunl  et  referant  eos  ad  proximum 
parliamentum  e1  de  consensu  jurisperitorum  i'iat  breve  ne  contingat 
de  cetero  quod  curia  diu  deficial  querentibus  in  justicia  perquirenda. « 

Gi  setzesbestimmung  halte  das  auf  die  Tätigkeit  der  Kanzlei 
eif(  rsüchtige  Paralament  keineswegs  so  gemeint,  als  ob  nun  die  Kanzlei- 
ten  neues  Recht  schaffen  durften.  Sie  sollten  kein  neues  Rechts- 
ittel  erfinden,  sondern  nur  im  ähnliehen  Falle  ähnliche  Rechtsmittel 
gewähren.  Infolge  dieser  Kifersuehl  des  Parlaments  war  die  Kanzlei 
in  dei  wirklichen  Neuschaffung  von  Rechtsmitteln  sehr  vorsichtig,  aber 
dort,  wo  ßie  ins  ReehtsJebeu  eingriff,  kam  sie  wirklich  bestehenden 
Leb(  asinteressen  entgegen,  besonders  durch  Einführung  des  berühmten 
writ  ol  brespass,  lateinisch  transgressio. 

\\  ir  haben  (oben  §  13)  gehört,  wie  seit  dem  Ausgang  des  14.  Jahr- 
hunderts  die  Lehns-  und   Gutshörigkeitsverhältnisse  sich  aufzulösen 
um  n  und  insbesondere  an  Stelle  dieser  alten   Rechtsformen  die 
neuen  Vertragsformen   der  Zeitpacht  aufkamen.    Für  diese  Rechts- 
t 1  innen  gab  es  nun  kein  Rechtsmittel.   Der  Pächter  hatte  gegen  den 
ihn  des  I  Irsit  zes  entsetzenden  Verpächter  nur  die  Vertragsklage  (breve  de 
conventione),  aber  kein  Mittel,  um  in  den  Besitz  der  verpachteten  Sache 
wieder  zu  gelangen,   l'nter  Heinrich  III.  wurde  das  breve  quare  ejecit 
infra  terminum  eingeführt,  aber  es  ging  nicht  gegen  jeden  Besitzentsetzer, 
sondern   höchstens  gegen  denjenigen,  der  von  dem  ursprünglichen 
icht(  r  Rechtsansprüche  ableitete.  Seit  der  Zeit  Edwards  I.  kommt 
aher  das  aeue  Rechtsmittel,  das  writ  of  trespass,  ursprünglich  eine  ab- 
hwächte  Straf  klage,  auf.   Der  Kläger  mußte  anführen,  daß  er  »vi 
ei  armis-  von  Seiten  des  Beklagten  einen  Eingriff  in  seine  Rechte  erfahren 
hätte.  Dieses  wril  of  trespass  wird  nun  seit  dem  Ausgang  des  14.  Jahr- 
hunderts  auch  auf  die  Besitzentsetzung  des  Pächters  angewendet.  Zwar 
dieser  das  Recht,  die  Klage  gegen  jeden  Besitzentsetzer,  nicht  bloß 
o  denjenigen,  w<  sicher  seine  Rechte  von  dem  ursprünglichen  Verpäch- 
!  leitete,  einzubringen.  Aber  die  Klage  war  nur  eine  Schadenersatz- 
das  ist  das  sog.  breve  de  ejectione  firmae.  Zwar  hat  der  Ver- 
ber  immer  aach  anerkannten  Lehnsgrundsätzen  allein  die  Gewere, 
dei    Pächter  wird  nunmehr  durch  das  neue  breve  eine  Art  minder 
qualifizierten  Besitzes  gewährt,  und  dieser  minder  qualifizierte  Besitz 
kann  unter  Umständen  sogar  den  besser  qualifizierten  in  den  Hinter- 
n.   jedenfalls  aber  jeden  andern  unrechtmäßigen  Besitz. 
Durch  das  wril  of  trespass  erlangt  auch  die  bisher  zurückgesetzte  Men- 
der  villains  endlich  im  15.  Jahrhundert  ihre  Rechtsposition 
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vor  den  königlichen  Gerichten.  Wenn  ein  solcher  villain,  der  inzwischen 
seinem  sozialen  Status  nach  zum  richtigen  Pächter  avanciert  ist,  gegen 
den  Verpächter,  seinen  früheren  Gutsherrn,  eine  Klage  einbringen  wollte, 
so  konnte  er  es  nicht.  Wenn  sein  Gutsherr  ihn  unrechtmäßig  des  Besitzes 
entsetzt  hatte,  so  hatte  der  villain  kein  Rechtsmittel,  denn  das  breve 
de  nova  disseisina  stand  bloß  jenen  Klägern  zu,  welche  ein  liberum 
tenementum,  also  ein  freies  Lehnsgut,  ansprüchig  machten.  Das  neue 
Rechtsmittel,  das  writ  of  trespass,  gibt  ihm  seit  1467  und  1480  die  Klage 
an  die  Hand,  um  sich  gegen  seinen  früheren  Gutsherrn,  der  ihn  unrecht- 
mäßig (d.  i.  gegen  den  Brauch  des  Gutshofs)  des  Besitzes  entsetzt,  zu 
wehren.  So  wird  der  villain  des  Mittelalters  der  copyholder  der  Neuzeit. 

Das  writ  of  trespass  wird  seit  etwa  1500  auch  noch  die  Grundlage 
einer  Reihe  von  Rechtsmitteln,  welche  die  neu  aufkommenden  Schuld- 
formen zu  schützen  suchen.  Das  writ  of  assumsit,  das  writ  of  trover, 
das  writ  of  trespass  upon  tne  special  case  sind  die  nun  neu  sich  ent- 
wickelnden Rechtsmittel,  die  den  gesteigerten  Handelsverhältnissen  des 
16.  Jahrhunderts  mehr  entsprechen,  weil  sie  den  Juryprozeß  einführen, 
während  die  alten  Schuldklageformen,  das  writ  of  debt  and  detinue, 
wegen  der  Altertümlichkeit  der  Beweisformen,  unter  denen  auch  der 
Zweikampf  eine  Hauptrolle  spielt,  unbrauchbar  geworden  sind.  Im 
Rahmen  dieser  verfassungsgeschichtlichen  Ausführungen  genügt  es, 
hier  bloß  darauf  hinzuweisen,  um  die  Elastizität  des  writ- Systems 
anzudeuten1). 

Am  Ausgang  des  Mittelalters  gibt  es  kein  Lehnsrecht  im  technischen 
Sinn  mehr,  sondern  bloß  ein  Common  Law.  Im  13.  Jahrhundert  hatten 
englische  Juristen  von  den  Kanonisten  den  Ausdruck  jus  commune 
gleich  Common  Law  entlehnt.  Nichts  stand  damals  im  Wege,  daß  die- 
ses Common  Law,  diese  ley  commune,  ebenso  wie  auf  dem  Kontinent 
sich  zu  der  Bedeutung  eines  gemeinen  Rechts  im  Gegensatz  zu  den  ver- 
schiedenen Sonderrechten  ausgewachsen  hätte.  Die  englischen  Juristen 
des  13.  Jahrhunderts  verstehen  auch  anfangs  dieses  ley  commune  bloß 
als  Gegensatz  zu  jedem  speziellen  Recht  (especialte).  Solches  Sonder- 
recht ist  die  lex  mercatoria,  das  Recht  der  Kaufleute;  die  lex  coronae, 
das  Recht  des  Königs  etc.  Aber  am  Ausgang  des  Mittelalters  gibt 
es  keine  solchen  Sonderrechte  mehr,  das  hat  die  Gesetzgebung  seit 
Edward  I.  und  das  Writsystem  der  Kanzlei  bewirkt.  Der  Gegensatz  des 
Common  Law  ist  nicht  mehr  das  Sonderrecht,  denn  ein  solches  gibt  es 
in  England  nunmehr  nicht,  sondern  der  Gegensatz  ist  das  Statute  Law, 
das  Gesetzesrecht. 

Wie  in  Deutschland  hätte  die  Entwicklung  in  England  schließlich 
zu  einer  Spaltung  in  eine  Fülle  von  Sonderrechtskreisen  ausarten 
können.  Diesen  Weg  ist  die  Entwicklung  nicht  gegangen.  Das  Lehns- 
recht, das  Fürstenrecht,  das  Dienstmannenrecht  und  schließlich  das 
Hofrecht  sind  in  England  durch  die  oben  angeführten  Faktoren  zum  Com- 
mon Law  umgebogen  und  ausgeweitet  worden.  In  welchem  Masse,  das 


x)  Siehe  darüber  insbes.  Maitland,  Equity  a.  a.  O.  p.  356  ff. 
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kann  man  am  besten  ans  der  Tatsache  beurteilen,  daß  den  Engländern 
bis  in  das  17.  Jahrhundert  eigentlich  gar  nicht  zum  Bewußtsein  kam,  wie 
sehr  ihr  Common  l.aw  ausgeweitetes  Feudalrecht  war.  Erst  im  17.  Jahr- 
hunderl  machten  Rechtshistoriker  wie  Spelman  die  Entdeckung, 
daß  eigentlich  das,  was  sie  als  Common  Law  in  England  fänden,  die 
rechtliche  Struktur  des  Feudalrechts  hätte.  Das  zum  Common  Lawr 
umgebildete  Feudalrecht  schadete  aber  niemand,  drängte  keine  Menschen- 
kind- gegenüber  der  anderen  zurück,  war  allgemeines  bürgerliches 
Recht  geworden,  Weil  es  niemand  wehe  tat,  führte  es  ein  ungestörtes 
Dasein  auch  in  der  Neuzeit,  Ins  dann  schließlich  die  Entdeckung  der 
R(  i  htshistoriker  kam.  Aber  sie  förderte  mir  wissenschaftliche  Erkennt- 
nis and  forderte  zu  keinen  gesetzgeberischen  Reformen  heraus.  Und  so 
führte  auch  das  zum  Common  Law  umgebildete  Feudalrechtin  England 
bis  auf  den  heutigen  Tag  ein  ungestörtes  und  friedliches  Dasein. 

II. 

Einen  nichl  zu  unterschätzenden  Rivalen  hatte  das  Common  Law 
in  seiner  Entwicklung,  und  dieser  Rivale  war  das  kanonische  Recht.  Es 
ist  bezeichnend  und  für  die  weitere  Ausbildung  beider  Rechtsgebiete 
in  England  höchst  bedeutsam,  daß  ihr  Einzug  in  das  Inselreich  ungefähr 
um  die  gleiche  Zeit  stattfindet,  da  Heinrich  IL  den  Grundstein  zur  U m - 
bildung  des  Feudalrechts  in  Common  Law  legte,  indem  er  das  System 
der  Assisen  einführte.  Durch  die  Vermittlung  jener  Kirchenreformatoren 
der  damaligen  Zeit,  welche  Gregorianische  Rechtsideen  nach  England 
/u  verpflanzen  suchten,  wurden  gerade  zur  Unterstützung  dieser  For- 
derungen  bedeutsame  Kanonisten,  die  im  Dekretum  Gratians  wohl  be- 
wandert  waren,  nach  England  gezogen1).  Dem  System  der  königlichen 
Gerichtsbarkeil  sollte  ein  System  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  ent- 
gegengestelll  werden.  Römisches  Recht  bestimmte  die  Rechtsstruktur 
des  kanonischen  Prozesses,  das  Dekretum  Gratians  und  die  späteren  De- 
kretalensammlungen  gaben  ihm  den  Inhalt.  Der  Staat  ließ  sich  dies 
auch  für  die  ihm  heute  notwendig  eigenen  Rechtsgebiete  in  England 
ruhig  ^'lallen,  insbesondere  wurden  das  Testament,  das  Erbrecht  und 
das  Eherechl  durch  das  jus  canonicum  bestimmt,  und  zwar  nicht  bloß 
im  Anfang  der  Entwicklung,  sondern  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
bis  in  die  Neuzeit.  Aber  die  Kirche  ließ  sich  daran  nicht  genügen.  In 
steter  Konkurrenz  lag  kanonisches  Recht  und  Common  Law.  Das  Com- 
mon  Lau  r»'g»-lle  die  Rechtsbeziehungen  des  Kirchenvermögens,  die  Tem- 
dien,  das  Patronatsrecht,  das  Zehntrecht.   Das  kanonische  Recht 

gen  stellte  die  ihm  präsentierten  notwendigen  Qualifikationen  auf 
und  traf  Fürsorge  für  die  Einforderungen  der  Zehnten.  Das  Common 
l.av.  normierte  die  Rechtsbeziehungen  im  Obligationenrecht  und  ahn- 
den  Diebstahl;  das  kanonische  Recht  nahm  es  für  sich  in  An* 
sprach,  Angelegenheiten  über  Treu  und  Glauben  in  rechtlicher  und 
p  Beziehung  zu  regeln,  und  war  stets  bereit,  durch  kirchliche 

1  Johann  von  Salisbury,  Polycraticus  Liber  VIII,  c.  22.  Über  die  Verbrei- 
tung Pseudoisidors  in  England  sieHe  oben  §  12» 
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Strafen  Angelegenheiten  des  Kredit-  und  Vermögenverkehrs  zu  regu- 
lieren. Das  Common  Law  beschäftigte  sich  mit  dem  ehelichen  Güter- 
recht: das  kanonische  Recht  mit  der  Ehe.  Das  Common  Law  regelte 
das  Erbrecht  an  Grund  und  Boden:  das  kanonische  Recht  mußte  die 
dafür  notwendigen  Vorbedingungen  der  Ehelichkeit  der  Geburt  fest- 
stellen. 

So  gab  es  zwei  große  Gerichtssysteme,  welche  über  großen  Rechts- 
gebieten sich  in  wechselseitiger  Gemenglage  befanden.  Die  Kanonisten 
nahmen  sogar  für  sich  das  Recht  in  Anspruch,  überall  dort  eingreifen 
zu  dürfen,  wo  das  weltliche  Recht  versagte.  So  gewaltig  war  der  dem 
Common  Law  im  kanonischen  Recht  erstehende  Gegner,  daß,  wenn 
nicht  das  von  uns  vorhin  erwähnte  writ  of  trespass  und  seine  Ableger 
sich  im  Laufe  des  Mittelalters  der  Handels-  und  ObJigationsrechtsbe- 
ziehungen  angenommen  hätten,  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  sich  auch 
dieser  Rechtsgebiete  bemächtigt  hätte.  Kam  es  doch  auch  schon  im 
Mittelalter  vor,  daß  der  vom  Bischof  von  London  angestellte  Richter 
Rechtsstreitigkeiten  aburteilte,  die  entstanden,  wenn  das  Mitglied  einer 
Innung  die  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse  dieser  Innung  gegen  den 
geschworenen  Eid  einem  nicht  zur  Innung  Gehörigen  mitteilte. 

So  wird  man  die  Gefahr,  die  dem  Common  Law  von  dieser  Seite 
drohte,  keineswegs  unterschätzen  dürfen.  Aber  nicht  bloß  die  erlassenen 
Dekretalen,  das  kodifizierte  Recht,  waren  für  den  englischen  geistlichen 
Richter  maßgebend,  sondern  die  curia  romana  sprach  unaufhörlich  neues 
Recht  in  Gestalt  von  Rechtssprüchen,  und  auch  diese  Gerichtspraxis 
band  den  geistlichen  Richter.  Der  Papst  hatte  nicht  bloß  eine  Appella- 
tionsgerichtsbarkeit, sondern  er  galt  auch  als  der  universelle  Ordinarius, 
der  gleich  dem  König  Rechtsstreitigkeiten  an  sich  ziehen  konnte.  Brac- 
ton  sagt  (Fol.  412) :  »imprimis  sicut  dominus  papa  in  spiritualibus  super 
omnibus  habeat  ordinariam  jurisdictionem,  ita  habet  rex  in  regno 
suo  ordinariam  in  temporalibus,  et  pares  non  habet  neque  superiores; 
et  sunt  qui  sub  eis  ordinariam  habent  in  multis,  sed  non  ita  meram  sicut 
papa  vel  rex.« 

Wie  kam  es,  daß  nun  trotzdem  das  Common  Law  die  Oberhand 
hat  ?  Ganz  abgesehen  von  der  durch  Barone  und  Ritterschaft  reprä- 
sentierten nationalen  Antipathie,  die  auf  dem  Reichstage  zu  Marton 
1236  in  dem  Ausruf  kulminierte:  »nolumus  leges  Angliae  mutari«,  war 
•es  insbesondere  das  System  der  Prohibitionen,  die  Gesetze  des  Praemunire 
und  die  Verbote  der  päpstlichen  Provisionen,  welche  die  Praxis  der  geist- 
lichen Gerichte  in  immer  engere  Schranken  zurückwiesen  und  von  denen 
noch  weiter  unten  (§  25)  zu  handeln  sein  wird.  Nicht  zum  geringen  Teil 
trug  daran  auch  die  Sportelsucht  der  Common-Law- Juristen  und  Ge- 
richte bei,  welche  sich  durch  eine  umfangreiche  geistliche  Gerichtsbarkeit 
in  ihren  wichtigsten  Einnahmequellen  bedroht  sahen.  Was  große 
Könige  wie  Heinrich  IL,  Edward  I.  und  Edward  III.  als  nationale 
Schätze  ansahen,  das  war  für  die  Common-Law- Juristen  nur  reine 
Geldfrage.  Kein  Wunder,  daß  die  Geistlichen  in  ihrer  Abwehr  nur  den 
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kleinen  Gesichtswinkel  der  letzteren  sahen,  im  Jahre  14471)  in  einer 
Petition  an  den  König  »In1  Frage  aufwerfen  konnten,  durch  welches 
Recht  j«  !!«1  Common-Law- Juristen  das  Monopol,  Gesetze  zu  inter- 
pretieren,  für  sich  in  Anspruch  nähmen,  und  schließlich  das  Parlament 
baten,  daß  Rur  Lösung  *  i  i m*  Kompetenzstreitigkeiten  und  Kompetenz- 
konflikte  nicht  die  Common-Law- Juristen  allein,  sondern  wirklich  un- 
parteiische  Richter  berufen  würden.  Ks  hessorte  sich  manches,  aber 
in  der  Hauptsache  trug  das  (loiniiion  Law  doch  endgültig  den  Sieg 
ibei  das  kanonische  Recht  davon-). 

Das  römische  Rechl  kam  mit  dem  kanonischen  Recht  ins  Land 
Theobald,  Erzbischoi  von  Canterbury,  soll,  so  berichtet  Johann  von 
Salisbury,  das  römische  Recht  nach  England  importiert  haben  (Poly- 
i  ratius  über  \  III  c.  22).  »tempore  regis  Stephani  a  regno  iussae  sunt, 
eges  Romanae,  quas  in  Britanniam  donms  uenerabilis  patris  Theodbaldi 
Britanniarum  primatis  asciuerat«.  Einer  der  ersten  Romanisten,  die 
in  England  lehren,  ist  der  Magister  Vacarius.  den  wahrscheinlich  Tho- 

Be<  ket,  ein  Schüler  von  Theobald,  einlud,  von  Bologna,  dem  Haupt- 
sitz  der  Legistengelehrsamkeit,  nach  England  überzusiedeln.  (Gerva- 
-lii-  Cant.  ed.  Stubbs  II  p.  384.  Robert  v.  Torrigni,  ed.  Delisle  anno 
I  I  i9).  Im  Jahre  1  I  hielt  dieser  in  Oxford  und  Cambridge  Vorlesungen 
über  römisches  Recht.  Arm  und  reich  eilten  herbei,  um  ihn  zu  hören. 
\nt  Bitten  seiner  ärmeren  Studenten  verfaßte  er  einen  Abriß  des  Ko- 
dex und  der  Digesten  (Robert  v.  Torrigni  a.  a.  0.),  doch  mußte  er  seine 
Vorlesungen  auf  Befehl  des  Königs  aufgeben.  Stephan,  der  damalige 
König  von  England,  hatte  um  diese  Zeit  gerade  Grund  zur  Eifersucht 

riüber  der  Kirche  und  er  fürchtete,  daß  durch  Vacarius  Gelehrsam- 
keit neue  Waffen  gegen  ihn  geschmiedet  werden  könnten.  Trotz  dieses 
Verbots  und  I  ro1  /.dem  Vacarius  England  verlassen  mußte,  verbreitete 
sich  das  Studium  des  römischen  Rechts  unausgesetzt  weiter.  Die  Uni- 
versitäten  waren  nun  eine  Bildungsstätte  für  römisches  Recht  geworden, 
Freilich  nur  um  das  geistliche  Regiment  zu  stützen  (»pro  utilitate  eccle- 
siastici  regiminis«).  Gerade  diese  Beschränkung  aber  bewirkte,  daß 
ische  Rechl  niemals  einen  solchen  tödlichen  Angriff  auf  das 
<  lommon  Law  wagen  konnte,  wie  später  auf  das  deutsche  Recht.  Mit  jener 
B(  zwingung  des  kanonischen  Rechts  gewann  es  Zeit,  sich  gegen  römisch- 
rechtliche  Einflüsse  zu  immunisieren.  Das  Common  Law  bezwang  durch 
Unterdrückung  des  kau. mischen  Rechts  auch  gleichzeitig  das  römische 

t.    Was  es  vom  römischen  Recht  erhielt,  war  nicht  so  sehr  der 
i    Gehali  als  bloß  die  juristische  Denkform.  Da  und  dort,  so 
/.  B.  m  der  Rechtsstellung  der  villains,  zeigt  sich  auch  materieller 

1    Wilkins  Concilia  III,  555  f. 

a  Ogle,  Canon  Law  in  Mediaeval  England  1912,  p.  174.  Es  war  namentlich 
das  sog.  Wril  of  praemunire  facias,  wodurch  die  geistlichen  Gerichte  von  den  welt- 
lichen zum  Stillstand  gebracht  werden  konnten.  Dies  blieb  auch  in  Zukunft,  trotz 
jener  Petition,  wenngleich  seine  Anwendung  nicht  so  oft  praktiziert  wurde  wie  früher. 
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Einfluß,  der  dazu  führt,  die  Rechtsstellung  der  villani  vollständig 
niederzudrücken.  Im  großen  und  ganzen  sind  es  aber  nur  römisch  recht- 
liche Konstruktionen,  die  die  Gedankengänge  englischer  Juristen 
beeinflussen. 

Insbesondere  steht  Bracton  unter  dem  Einfluß  der  römisch-recht- 
lichen Denkform.  Einer  dieser  Einflüsse  ist  derart  für  das  englische  Recht 
bestimmend  geworden,  daß  auch  noch  heute  seine  Folgen  wahrnehmbar 
sind.  Es  ist  die  merkwürdige,  dem  englischen  Recht  eigentümliche  Ein- 
teilung des  Vermögens  in  personal  und  real  property.  Das  römische  Recht 
kennt  nur  die  bekannte  Einteilung  der  Klagen  in  actiones  in  rem  und  in 
actiones  in  personam.  Die  Wurzel  des  Unterschiedes  ruht  nach  römischen 
Recht  in  dem  Punkt,  ob  man  durch  die  Klage  das  Eigentum  an  einem  be- 
stimmten Ding  geltend  machen  kann  oder  ob  man  bloß  die  Person  in 
Anspruch  nehmen  darf,  um  sie  zu  einem  gewissen  Tun  oder  Unterlassen 
zu  zwingen.  Die  Frage,  ob  man  durch  die  Klage  ein  bestimmtes  Ding 
herausbekommen  kann  oder  nicht,  entsteht  für  das  römische  Recht  gar 
nicht.  Anders  für  Bracton,  der  diese  römisch-rechtlichen  Gegensätze 
in  das  englische  Recht  hineinarbeitet.  Im  englischen  Recht  seiner  Zeit 
und  bis  in  das  Jahr  1854  bestand  allerdings  dieser  rechtliche  Gegensatz 
der  Klagen,  wonach  man  durch  die  einen  einen  bestimmten  Gegenstand 
herausbekommen  konnte,  durch  die  andern  nicht.  Bei  den  letzteren 
hatte  man  sich  mit  einer  vom  Richter  festzustellenden  Schadenersatz- 
klage zu  begnügen.  Dieser  dem  englischen  Recht  geläufige  Gegensatz 
wird  nun  von  Bracton  zu  dem  Gegensatz  der  actiones  in  rem  und  in 
personam  gemacht.  Da  man  zu  seiner  Zeit  bewegliche  Gegenstände  durch 
Klagen  zwar  herausbekommen  konnte,  aber  nicht  herausbekommen  mußte, 
so  wurden  für  Bracton  Klagen  um  bewegliche  Gegenstände  actiones  in 
personam.  Er  sagt  daher  Fol.  102  b:  daß  durch  eine  actio  in  rem  niemals 
bewegliche  Sachen  erlangt  werden  könnten,  sondern  blos  durch  eine 
actio  in  personam.  Dadurch,  daß  er  den  Gegensatz  von  actiones  in 
rem  und  in  personam  auf  diese  englische  Rechtslage  anwandte,  war  für 
die  Folgezeit  Anlaß  gegeben,  das  Eigentum  an  beweglichen  Sachen  als 
personal  property,  das  Eigentum  an  unbeweglichen  Sachen  als  real  pro- 
perty zu  bezeichnen.  Verschärft  wurde  dieser  Gegensatz  im  Volksbewußt- 
sein durch  die  Tatsache,  daß  die  Gerichtsbarkeit  in  Erbrechtssachen, 
sofern  es  sich  um  bewegliches  Vermögen  handelte,  über  welches  testiert 
werden  durfte,  den  geistlichen  Gerichten,  Erbrechtsstreitigkeiten  und 
Erbrechtsregulierungen,  die  unbewegliche  Sachen  betrafen,  den  welt- 
lichen Gerichten  zufiel1). 

Nur  durch  seine  Denkform,  nicht  durch  den  materiellen  Gehalt 
wirkte  also  das  römische  Recht  im  Mittelalter  auf  das  englische  und  nur 
durch  Vermittlung  des  kanonischen  Rechts,  daher  in  abgeschwächter 
Kraft.  Als  es  in  der  Neuzeit,  im  16.  Jahrhundert,  aus  eigener  Kraft  wir- 
ken wollte,  war  das  Common  Law  so  sehr  erstarkt,  daß  es,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  den  Angriff  mit  Erfolg  zurückschlagen  konnte. 


x)  Siehe  dazu  Vinogradoff  in  der  Festgabe  für  Brunner,  1910,  S.  576  f. 


[90 


1  [,  Abschnitt,  Der  Ständestaat. 


§  l").  Die  Stände. 

Li t erat u  p. 

Gneist,         I  und   Uittersehafl   in   Kurland,   Berlin   1853,  S.  103  ff.  — 
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i         Neudruck   1841.        Mills  Ch.,   History   of  Chivalry,   2  Bde., 
Nichols  P,  M..  On  feudal  and  obligatory  Knighthood,  in 
\  ogia  1863),  Bd.  189    244.     -  Pike,  Constitutional  History 

o!  Ihe  llous,'  of  Lords,  1894,  ch,  11  IX.  Powell  E.,  The  rising  in  Elast 
Vnglia  in  1381,  Cambridge  1896.        Reports  from  fche  lords  committees 

apointed  to  search  et(   for  all  matters  touching  the  dignity  of  a  peer: 

i  vols.  Ii  < •  \  ille  \  .  in  Sociöte'  de  l'Eeole  des  Charles,  Meanoires  et  Docu- 
ments  11  Bd  1898  (mit  Einleitung  von  Petit-Dutaillis).  ■ —  Seebohm,  Feudal 
tenures  in  England,  Fortnightlj  Review  (1870),  N.  S.  VII.  Bd.,  p.  89  ff.  —  Seiden, 
Htles  of  Honour,  London  1614, 2.  Teil.  Tou  t,  T;.  F.,  The  earldoms  under  Edward  I ., 
insactions  of  Royal  Hist.  Society  N.  S.  Bd.  VIII  (1894),  p.  129—155.  — 
Vinogradoff  l\.  Villainage  in  England,  Oxford  1892. 

I.  Im  allgemeinen. 

Die  Mitte  des  I  \.  Jahrhunderts  ist  ein  Wendepunkt  in  der  sozialen 
Entwicklung  Englands.  Das  alte  Feudalwesen  gerät  in  Auflösung 
und  an  seine  Stelle  treten  neue  Formen  der  gesellschaftlichen  Grup- 
pierung.  Die  Keudalgesellschaft  war  eine  Übereinanderschichtung  ver- 
schiedener  lokaler  Gruppen,  die  ihr  Zentrum  in  dem  König  fanden  und  die 
durch  Lehnsbande  zusammengehalten  wurden.  Diese  Gliederung  der 
Gesellschaft  ist  gewissermaßen  eine  vertikale,  sie  besteht  aus  privile- 
gierten  Gruppen  von  lokalen,  hierarchisch  übereinander  gelagerten  Herr- 
schaftsverbänden. Nun  ändert  sich  das  Bild  seit  der  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts. An  Stolle  der  vertikalen  Gliederung  taucht  eine  horizontale 
■  in f.  Neue  Klassen  der  Gesellschaft  beginnen  sich  zu  regen,  und  es  sind 
niohi  mehr  feudale  Beziehungen,  die  von  oben  nach  unten  gehen,  son- 
dern  Erwerbs-  und  Berufsinteressen,  die  verbindend  zwischen  den 
früheren  feudalen  Abschichtungen  eingreifen.  Der  Gegensatz  ist  nicht 
no  hr  Lehnsherr  und  Vasall,  sondern  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer. 

Zu  dieser  Auflösung  der  Feudalgesellschaft  trugen  mannigfache 
\h.inrnto  hoi.  Zunächst  war  der  Feudalismus  in  England  keineswegs 
so  vollkommen  ausgebildet  wie  in  Frankreich  oder  in  Deutschland. 
In  England  gall  niemals  der  Grundsatz,  daß  es  bloß  die  auf  dem  Feudal- 
m  kus  aufgebauten  Beziehungen  wären,  welche  die  Individuen  ver- 
bänden.  Außer  dem  Lohnsnexus,  der  auf  Grund  der  dinglichen  Unter- 
I  o    zwischen   Lehnsherrn  und  Vasallen  bestand,  bestand  noch  seit 

.  seil  dem  Tage  von  Salisbury,  der  direkte  Nexus  zwischen  König 
und  Untertan.  Das  englische  Recht  erkannte  ferner  niemals  den  feudal- 
rechtlichen  Grundsatz  des  Kontinents  an,  daß  jeder  Vasall  für  seinen 
Lehnsherrn  unter  allen  1  fmständen  kämpfen  müsse,  selbst  wenn  es  gegen 
König  gälte.  Auch  die  Fehde  der  Lehnsbarone  untereinander 
gall  deshalb  als  ungesetzlich,  weil  sie  ein  Vergehen  gegen  den  könig- 
•  ii  Frieden  bedeutete.   Das  englische  Heerwesen  war  niemals  bloß 

den  Feudalnexus  gebaut.   Wir  wissen,  daß  die  alte  Volksmiliz  da- 

o  bestand.  William  Rufus  hatte  sie  schon  aufgerufen  zum  Kampf 
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gegen  die  Schotten.  Heinrich  II.  reorganisierte  sie  im  Jahre  1181  durch 
die  assize  of  arms.  Sie  war  im  Jahre  1285  durch  das  Statute  of  Win- 
chester wieder  eingeschärft  und  blieb  in  der  Folgezeit.  Die  Besteuerung 
war  in  England  niemals  feudalisiert,  d.  h.  der  König  konnte  auch  über 
den  Kopf  seiner  Vasallen  hinweg  deren  Untervasallen  zur  königlichen 
Steuer  heranziehen,  und  er  tat  es  mitunter  (s.  §  24).  Die  Rechtspflege 
war  durch  die  Reformen  Heinrichs  II.  und  namentlich  Edwards  I.  ent- 
feudalisiert,  sie  diente  direkt  als  Mittel  um  die  Feudalgewalt  aus  dem 
System  der  Gerichtsorganisation  auszuschalten.  Die  curia  regis  war 
schließlich  niemals  bloß  eine  Lehnskurie,  sondern  der  König  konnte  jeder- 
zeit, wen  er  wollte,  in  seinen  Rat  berufen.  So  konnte  sich  in  England  auch 
niemals  ein  Lehnsrecht  im  Unterschied  von  dem  Landrecht,  wie  auf  dem 
Kontinent,  entwickeln,  sondern  das  Landrecht  war  eben  das  Lehnsrecht, 
das  common  law  (siehe  §  14).  Gerade  aber  die  Schaffung  eines  solchen 
allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  ist  immer  und  zu  jederzeit  ein  Todes- 
stoß jeder  Feudalordnung,  denn  es  schafft  ein  solches  bürgerliches 
Recht  die  Grundlagen  für  eine  Ständebildung.  Dies  war  der  Prozeß, 
wodurch  dem  Feudalismus  die  Grundlagen  von  oben  her  genommen 
wurden.  Seine  Grundlagen  wurden  aber  auch  durch  ein  anderes  Moment 
unterwühlt,  durch  die  Aufhebung  des  Gutshörigkeitsverbandes,  von  der 
wir  oben  gesprochen  haben.  Die  großen,  ausgedehnten  Seeinteressen, 
die  seit  Edward  III.  eine  besondere  Pflege  erfahren,  die  Erweiterung  der 
Handelsinteressen  schaffen  neue  Berufs-  und  Interessentengruppen.  Der 
nun  anhebende  Kapitalismus  schafft  die  Gegensätze  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeiter.  Die  Fremden,  die  früher  das  Land  mit  Kapital 
versorgten,  werden  durch  heimische  Gruppen  ersetzt.  Die  Juden  werden 
unter  Edward  I.  vertrieben,  der  Templerorden  wird  unter  Edward  II. 
aufgehoben,  die  florentinischen  Bankiers  sind  durch  die  Finanzkrisen 
unter  Edward  III.  ruiniert,  neues  Feld  für  die  heimische  Kapitalsent- 
wicklung ist  gegeben,  und  dieser  Kapitalismus  zeitigt  ein  reiches  Bürger- 
tum auf  der  einen  Seite,  eine  ausgedehnte  Industrie  auf  der  andern 
Seite,  welche  an  Arbeitskraft  nicht  genug  haben  kann  und  dem  Guts- 
hörigkeitsverband seine  wichtigsten  Arbeitskräfte  entzieht.  Der  Arbeit- 
erstand kommt  auf  und  wird  gleich  von  dem  14.  Jahrhundert  an  durch 
ein  System  von  Lohntaxen  reguliert 


II.  Die  Stände  im  Parlament. 

Auf  den  neuen,  oben  geschilderten  sozialen  Unterlagen  baut  sich 
eine  Ständebildung  auf,  welche  verschieden  nach  ihrem  Einfluß 
im  Parlament  ist,  die  aber  im  großen  ganzen  nicht  verschieden  ist 
in  bezug  auf  ihre  Privilegien  außerhalb  des  Parla- 
ments. Das  ist  ein  Charakteristikum  der  englischen  Ständeentwicklung. 
Wie  auf  dem  Kontinent  war  das  System  der  englischen  Stände  in  vier 
Hauptgruppen  eingeteilt:  Geistlichkeit,  hoher  Adel,  Rittertum  und 
Städte.  Die  Gründe,  weshalb  sich  das  Rittertum  nicht  mit  dem  hohen 
Adel  zu  einer  parlamentarischen  Ständegruppe  zusammenschloß,  son- 
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mit  dem  Stadtbürgertum,  haben  wir  im  vorhergehenden  kennen 
gelernt1),   Wil  wollen  nun  die  einzelnen  (iruppen  näher  ins  Auge  lassen. 

I.   Die  C.  e  i  s  1 1  i  c  h  k  e  i  t. 

Während  in  der  ^  orhergehenden  Kpnehe  des  Ständestaats  der  Klerus 
noch  keinen  selbständigen  Stand  bildete,  während  in  der  vorhergehenden 
Epoche  tl<  r  höhere  Klerus  mit  der  hohen  Baronage  zusammenfloß, 
ändert  Bich  dies  in  unserer  Periode.  Die  Gründe  hierfür  werden  wir 
gleii  Ii  weiter  unten  kennen  lernen,  die  äußere  Erscheinungsform  soll  uns 
hiei  beschäftigen,  \n  zwei  Punkten  nämlich  tritt  der  neue  Stand  klar 
in  Beinen  Ansprüchen  in  die  Erscheinung.  Auf  der  einen  Seite  wird 
der  hohe  Klerus  nichl  mein'  als  Bestandteil  der  Baronage  aufgefaßt, 
das  zeigt  sii  Ii  insbesondere  in  der  Form  des  Einberufungsschreibens 
P  ent.  Der  well  liehe  Ilaron  wird  berufen  auf  Grund  »seiner 
Treue  und  Beines  Lehnseides«  oder  »auf  Grund  seines  Lehnseides  und 
seinei  Lehnspflicht,  wodurch  ihr  an  uns  gebunden  seid«.  Dagegen 
wird  in  dem  Einberufungsschreiben  für  die  Bischöfe  der  Lehnseid  nicht 
erwähnt,  sondern  die  Bischöfe  werden  eingeladen  zu  erscheinen  »in  fide 
fi  dilectione«,  während  es  bei  den  weltlichen  Lords  »in  fide  et  ligeancia 
quibus  nobis  benemini«  heißt.2)  Aber  die  Hauptsache  an  ihnen  ist  ihre 
Eigenschaft  alsoberste  geistliche  Würdenträger.  Dies  machen  sich  die 
Ibte  zunutze.  Sie  wünschen,  da  sie  kein  Interesse  an  der  nationalen 
l'-litik  nehmen  und  da  ihnen  das  Erscheinen  im  Parlament  lästig  wird, 
von  dem  Parlamentsdienst  frei  zu  werden.  Sie  bestehen  darauf,  daß 
sie  nichl  im  Parlament  zu  erscheinen  hätten,  es  wäre  denn  auf  Grund 
einer  weltlichen  Baronie.  Infolgedessen  nimmt  ihre  Zahl  im  Parla- 
zusehends  ab.  Während  sie  unter  Edward  I.  noch  72  an  der  Zahl 
waren,  beträgt  ihre  Zahl  unter  Edward  II.  nur  noch  27,  und  als  im 
Jahre  L509  unter  Heinrich  VIII.  die  Klöster  überhaupt  aufgehoben 
werden,  verschwinden  sie  ganz  im  Parlament. 

Vber  in'  IM  bloß  die  oberen  Regionen  des  Klerus  heben  sich  scharf 
von  der  Laienwell  als  Stand  ab,  sondern  auch  die  niedern  suchen  ihre 
Zugehörigkeit  zu  einer  besonderen  Kaste  klarzumachen.  Dies  geschieht 
namentlich  auf  die  Weise,  daß  sie  sich  von  der  Vertretung  im  Parlament, 
obwohl  sie  ihnen  rechtlich  zusteht,  faktisch  fernhalten.  Edwards  I. 
Gedanke  war,  die  kirch  liehe  Vertretung  in  der  staatlichen  Vertretung  auf - 
gehen  zu  Lassen.  Zu  dem  Zwecke  war  auch  für  den  Klerus  eine  Ver- 
bretung  im  weltlichen  Parlament  vorgesehen.  Durch  die  sog.  Prä- 
munientesklau sei  war  den  Bischöfen  aufgetragen  zum  Parlament 
aoeh  mitzubringen  die  Häupter  der  Kapitel,  die  Archidiakone,  einen  Ver- 

r  des  weltlichen  Klerus  für  jede  Kathedrale  und  zwei  Vertreter 
;  Diözesenklerus.  Trotz  allem  hielt  sich  der  niedere  Klerus  von  der 
Vera  ischung  mit  der  parlamentarischen  Laienwelt  fern  und  bewilligte 
seine  Steuer|)».itni<r,.  in  eigenen  Versammlungen,  den  Provinzialsynoden 
oder   Konvokationen.     Dennoch  wurde  er,    allerdings  bloß  formell, 

*)  Siehe  vorhergehenden  §  14. 

-    i  h  r  den  Grund  hierfür  siehe  oben  §12,  II. 
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auch  im  14.  und  15.  Jahrhundert  zum  weltlichen  Parlament,  dem  er 
sich  fernhielt,  geladen.  Anfangs  hieß  es  in  der  Einladung,  daß  er  kommen 
sollte  »ad  faciendum  et  consentiendum«.  Seit  1377  ändert  sich  die 
Formel.  Der  niedere  Klerus  wird  eingeladen  »ad  consentiendum«,  das 
faciendum  kommt  nicht  mehr  in  Betracht,  weil  der  Klerus  im  Parla- 
ment durch  seine  Abwesenheit  glänzt.  Die  Prämunientesklausel  ver- 
liert demnach  das  Wort  »ad  faciendum«.  Im  14.  Jahrhundert  tauchen 
manchmal  Vertreter  der  Geistlichkeit  im  Unterhause  auf,  aber  wenn 
sie  erscheinen,  nehmen  sie  nicht  an  der  Debatte  teil.  Das  Schwerge- 
wicht in  den  Berichten  liegt  in  den  Konvokationen  bis  in  die  zweite 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts.  Aber  gerade  diese  Absonderung  vom 
Parlament  ist  ein  deutliches  Zeichen  für  ihr  eigenes  Standesbewußt- 
sein, für  das  Sichfühlen  als  eigener  Stand. 

2.  Der  hohe  Adel,  die  baronage,  die  peers. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  erst  um  1322  der  Ausdruck  peer  sich  in 
englischen  Quellen  vorfindet.  Dies  hängt  mit  der  Tatsache  zusammen, 
daß  erst  seit  dem  14.  Jahrhundert  sich  die  hohe  Baronie  als  ein  eigener 
Stand  zu  fühlen  beginnt.  Ansätze  hierzu  waren  ja  schon  durch  die  in 
der  vorigen  Periode  deutliche  Unterscheidung  zwischen  barones  majores 
und  barones  minores  gegeben,  eine  Unterscheidung,  die  wir  auch  in  der 
Magna  Charta  finden.   Aber  noch  immer  galten  die  barones  und  die 
Ritter  (knights)  als  einander  gleichwertig,  wenn  sie  vom  König  direkt 
abhängen,  tenentes  in  capite  waren.    Die  Baronie  war  höchstens  ein 
größerer  Grundkomplex,  der  seinem  Inhaber  eine  besondere  Vorzugs- 
stellung im  Verkehr  mit  den  königlichen  Beamten  gab,  im  allgemeinen 
aber  rechtlich  nicht  viel  bedeutete.    Nun  aber  ändert  sich  dies  voll- 
ständig. War  früher  für  die  Einberufung  zur  Lehnskurie  hauptsächlich 
der  Grundbesitz  maßgebend  und  galt  zu  dieser  Einberufung,  auch  der 
einfache  Ritter  berechtigt,  wenngleich  er  nicht  durch  besonderes  writ 
geladen  war,  so  wandelt  sich  jetzt  das  Recht  zur  Einberufung  ins 
Parlament  insofern  als  die  Grundlage  nicht  mehr  eine  dingliche,  der 
Lehnsbesitz,  ist,  sondern  die  königliche  Einberufung,  entweder  in  Form 
eines  Patents,   wodurch  der  Betreffende  zum  Baron  erhoben  wird, 
oder  in  Form  eines  einfachen  königlichen  Schreibens  (writ),  das  seit 
dem  Ausgange  des  14.  Jahrhunderts  nicht  bloß  dem  berufenen  Baron 
sondern  auch  seinen  Nachfolgern  das  Recht  gibt,  als  peer  zu  er- 
scheinen.   Die  alte  Lehnsbaronie  wird  also  jetzt  in  eine  Patent-  und 
Briefbaronie    umgewandelt.     Die    Patentbaronie    unterscheidet  sich 
von  der  Briefbaronie  kurz   darin,   daß   die  erstere  schon  wirksam 
ist,  wenn  der  Betreffende  das  Patent  bekommt,  die  letztere  erst  dann, 
wenn  der  Betreffende  auch  seinen  Sitz  im  Parlament  wirklich  eingenom- 
men hat.   So  verschwinden  die  feudalen  Grundlagen  der  Baronie.  Die 
Baronie  zerfällt  in  eine  Reihe  von  Stufen.  In  der  vorliegenden  Periode 
sahen  wir  bloß  earls1)  und  barons,  nun  kommen  neue  Stufen  hinzu. 


x)  Gerade  an  den  earls  kann  man  sehr  deutlich  die  Wandlung  von  einer  auf 
Grundbesitz  und  auf  Grafschaftsgefällen  ruhenden  Würde  zu  einer  bloßen  Würde 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  13 


11.  Abschnitt.   Oer  Ständestaat. 


i  den  earls  stehen  die  Herzöge  und  Marquise,  zwischen  den  earls- 
und  den  Baronen  die  viscounts,  eine  Würde,  die  wahrscheinlich  im 
15,  Jahrhundert  unter  französischem  Einfluß  eingeführt  worden  ist. 

pste  englische  Herzog  w  ind»1  L337  kreiert,  da  Edward  III.  die  Würde 
seinem  ältesten  Sohne  verlieh.  Seil  der /eil  pl'legledie  Ilerzogswürde  von 
Lancaster,  Clarence,  Gloucester  und  York  an  Mitglieder  des  königlichen 
Hauses  verliehen  zu  werden.  Unter  Richard  II.  wurden  ausnahmsweise 
diese  Herzogswürden  auch  an  andere  Personen  vergeben.    Sein  Freund 

ri  de  Vere  war  der  erste  Marquis,  der  von  ihm  geschaffen  wird,  er 
wird  Marquis  von  Dublin.  Richard  II.  war  überhaupt  sehr  freigebig 
in  <l«  r  Gewährung  von  besonderen  Titeln,  auf  ihn  ist  auch  die  Ein- 
führung  der  Patentbaronie  L387  zurückzuführen.  Das  Volk  machte 
sich  darüber  lustig,  da  diesen  Titeln  kein  wirklicher  Einfluß  und  keine 
Bedeutung  entsprach,  sie  waren  nur  eine  Hofnoblesse  (s.  Annales  Ri- 
cardi  II.  p.  323).  .Das  Volk  nannte  sie  nicht  dukes  sondern  dukettos. 

sowenig  wie  in  diesen  Titeln  für  den  Träger  besondere  rechtliche 
Qualifikationen  liegen,  ebensowenig  kann  man  von  besonderen  Privi- 
!•  Lri-  n  der  peerage  als  ganzem  Stande  sprechen,  aber  einzelne  entwickel- 
t(  n  si<  h  doch  vermöge  der  Ständebildung  in  dieser  Epoche.  Insbesondere 
-  der  Vnsprueh  der  peers,  dnn  h  ihresgleichen  abgeurteilt  zu  werden. 
Wir  sahen,  daß  dieser  Anspruch  schon  in  der  vorhergehenden  Epoche 
unter  Johann  von  den  Baronen  gemacht  und  von  Peter  de  Roches  abge- 
wehrt wird.   In  dieser  Epoche,  insbesondere  aber  seit  dem  14.  Jahrhun- 

wird  es  aber  als  Privilegium  der  peers  anerkannt,  von  ihresgleichen 
gi  urteill  zu  werden,  wenn  sie  eines  schweren  Verbrechens  (Hochverrat 

I'.'Imih,.)  angeklagt  sind,  hur  alle  geringeren  Vergehen  müssen  sie 
von  den  ordentlichen  Richtern  abgeurteilt  werden,  ebenso  ist  in  Zivil- 
sachen die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  begründet.  Wir  sehen,  ein  sehr 
geringes  Maß  von  Privilegierung  überhaupt.  Und  wie  ängstlich  man  mit 
der  Erweiterung  des  Privilegs  umging,  geht  daraus  hervor,  daß  es  1422 
eines  besonderen  Gesetzes  bedurfte,  um  dieses  Privilegium  auch  auf 
die  Frauen  der  peers  auszudehnen. 

Außer  dem  Judicium  parium  hatten  die  peers  noch  ein  Privilegium 
der  Freiheil  von  Schuldarrest  und  anderem.  Aber  was  bedeuten  diese 

wahrnehmen.   Noch  Edwards  I.  innere  Politik  (siehe  Tout  a.  a.  O.  140)  ist  darauf 
htet,  durch   Heiratsverbindungen  und  durch  Zuteilung  von  heimgefallenen 
haften  an  Mitglieder  der  königlichen  Familie  die  alten  Würden  in  wenigen 
Händen  zu  konzentrieren,  um  sie  leichter  beeinflussen  zu  können.  In  umfassender 
rührte  Edward  III.  diese  Politik  durch.  Aus  der  Wichtigkeit,  mit  der  sie  an- 
urde,  erkennen  wir,  daß  noch  in  der  alten  Grafenwürde  ein  kostbarer 
B<  standteil  vorhanden  ist.  I  nd  in  der  Tat  muß  noch  bis  in  die  Zeit  Edwards  IIL 
G    ;  in  seiner  Grafschaft  bestimmten  Grundbesitz  nachweisen,  an  welchem 
di»-  Gr,i f-n würde  hangt  (Pike  a.  a.  O.  75).  In  der  Folgezeit  genügt  es,  wenn  er  über- 
ind  und  Boden  zur  Erhaltung  der  Grafenwürde  nachweisen  kann,  doch 
mußte  dieser  Bodenbesitz  durch  Erbschaft  erworben  sein.  Auch  der  sog.  Grafen- 
m  g  wird  mit  der  Zeil  »ine  bloße  Geldrente,  welche  nur  bei  Kreation  des  Grafen 
isen  ist,  und  erscheinl  bald  als  bloße  Formalität.  In  der  Zeit  Edwards  IV. 
I  einmal  für  die  Herzogswürde  Grund  und  Bodenbesitz  als  Voraussetzung 
ihres  Bestandes  verlangt  (George  Nevilles  Fall  unter  Edward  IV.). 


§  15.    Die  Stände. 


195 


wenigen,  an  den  Fingern  abzuzählenden  Privilegien  gegenüber  der  be- 
vorrechtigten Stellung  des  hohen  Adels  auf  dem  Kontinent.  Aus  diesem 
Grunde  hat  sich  in  England  der  Adel  niemals  als  besondere  Kaste  ent- 
wickeln können,  Söhne  und  Töchter  sind  bis  auf  die  Gegenwart  zu 
Lebzeiten  ihres  Vaters  nur  gewöhnliche  Bürger,  eine  Noblesse  im  fran- 
zösischen Sinne  hat  es  in  England  nie  gegeben.  Auch  ein  Fürstenrecht 
als  Sonderrecht  ist  in  England  nie  entstanden. 

Die  Zahl  der  peers,  die  im  Parlament  erscheinen,  ist  nicht  groß; 
unter  Heinrich  IV.  wohl  kaum  mehr  als  50,  unter  Heinrich  V.  höchstens 
40,  unter  Heinrich  VI.  sogar  bloß  23  und  unter  Edward  IV.  höchstens  50. 
Die  Rosenkriege  verminderten  ihre  Zahl.  Bloß  23  peers  kamen  zum 
ersten  Parlament  Heinrichs  VII.,  um  in  der  Folge  wieder  auf  40  zu 
steigen.  Unter  diesen  Umständen  war  die  Zahl  der  geistlichen  Lords 
im  Mittelalter  mit  ungefähr  2  Erzbischöfen,  28  Bischöfen  und  27  Äbten 
jedenfalls  größer  als  die  der  weltlichen  Lords, 

3.  Die  gentry   und  die  Bürger. 
Der  dritte  Stand  setzt  sich  aus  Vertretern  der  Grafschaften,  den 
Rittern,  und  Vertretern  der  Städte  zusammen.   Die  Wahl  dieser  Ritter 
und  Städteabgeordneten  haben  wir  uns  nicht  etwa  auf  breiter  demo- 
kratischer Basis  vorzustellen.  Maitland  hat  in  überzeugender  Weise  nach- 
gewiesen1), daß  die  Personen,  die  im  Graf  Schaftsgericht  waren,  ihre  Pflicht, 
zum  Grafschaftsgericht  zu  erscheinen,  meistens  als  Last  auffaßten  und 
auffassen  mußten,  da  diese  Last  auf  dem  Grundbesitz,  und  zwar  auf  be- 
stimmten Parzellen  des  Grundbesitzes  ruhte.   Die  Vertretung  im  Graf- 
schaftsgericht war  also  nicht  die,  daß  alle  freeholders  im  Grafschafts- 
gericht erschienen,  wie  dies  namentlich  noch  Stubbs  annimt,  auch  nicht 
bloß  die  tenentes  in  capite,  wie  das  die  älteren  Theorien  annehmen, 
sondern  Personen,  die  wohl  freeholders  waren,  die  aber  eine  Grundlast 
erfüllten,  wenn  sie  im  Graf  Schaftsgericht  erschienen.  Jedenfalls  waren 
es  die  wirtschaftlich  kräftigen  Elemente.   Der  plenus  comitatus  setzte 
sich  also  wirklich  aus  der  Ritterschaft  und  den  freeholders  zusammen. 
Die  Ritter  und  freeholders  sind  es  auch,  die  immer  im  Parlament  erscheinen 
sollen,  womöglich  mit  einem  Schwert  umgürtet.  Auch  die  Vertreter  der 
Städte,  die  im  Mittelalter  noch  durchweg  das  Erscheinen  im  Parlament 
als  eine  Last  empfinden,  werden  wohl  durch  die  städtischen  Oligarchien 
entsendet.    Trotzdem  wir  uns  die  Vertretung  des  dritten  Standes  im 
Unterhaus  nicht  auf  demokratischer  Grundlage  vorzustellen  haben, 
besitzen  diese  Vertreter  immer  die  Ambition  gegenüber  dem  hohen 
Adel,  als  die  Vertreter  des  ganzen  Volks  zu  erscheinen,  und  die  Rei- 
bungen, die  zwischen  diesen  beiden  Ständen  stattfinden,  gehen  immer 
darauf  zurück,  daß  die  Lords  gern  ihrerseits  die  Vertreter  ihrer  Vasallen 
und  Gutshörigen  spielen  möchten,  die  Graf  Schaftsvertreter  aber  jenen 
gegenüber  als  Vertreter  des  gesamten  Volks,  der  commonalty,  gelten 
möchten2). 

J)  E.  H.  R.  III,  417. 

2)  Siehe  darüber  insbes.  Sußmann  a.  a.  O.  S.  25  f. 
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Noch  im  Parlament  von  L 340  bewilligen  z.  B.  die  Prälaten,  Grafen  und 
Barone  für  sich  und  alle  ihre  Vasallen  eine  Steuer.  Aber  je  mehr  durch 
das  statutum  quia  emptores  die  direkte  Verbindung  zwischen  König  und 
l  nter\ a>allen  wächst,  je  mehr  solcher  tenentes  in  capite  bestehen, 
desto  mehr  haben  die  Grafschaftsritter  Grund,  sieh  als  Vertreter  der 
gi  samten  commonalty,  auch  der  Subvasallen  der  großen  peers  innerhalb 
d(  r  Grafs»  haft  aufzufassen.  Vuch  in  beziig  auf  die  Vertretung  der  von 
den  Lords  abhängigen  Städte  linden  wir  denselben  Konflikt.  Einer- 
seits wollen  die  Lords  als  Vertreter  dieser  Mediatstädto  gelten,  ander- 
seits die  Graf  Schafts  Vertreter  solche  Vertretung  für  sich  in  Anspruch 
nehmen.  V.uch  diese  Position  müssen  sie  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts aufgeben.  In  ähnlicher  Weise  dehnen  sich  die  Repräsen- 
tationsrechte  der  Ritter  auch  auf  die  Krondomänen  und  Immunitäten 
aus.  Die  Diätenfrage  is1  ihnen  in  diesem  Repräsentationsprozeß  äußerst 
förderlich,  man  strebl  danach,  die  Diätenlast,  d.  i.  die  Taggeider  der 
Grafschaftsvertreter  im  Parlament,  auf  weite  Kreise  auszudehnen  und 
immer  neue  Elemente,  auch  die  von  den  großen  Lords  abhängigen 
Immunitätsbezii ke.  der  Diätenlast  zu  unterwerfen.  Bis  zum  Jahre  1430 
verlangen  häufig  Petitionen  der  Gemeinen,  daß  auch  die  Bauern  auf  den 
Immunitäten  der  großen  Grundherren  und  die  von  diesen  abhängigen 
Personen  überhaupt  zur  Diätenlast  der  Grafschaft  herangezogen  wer- 
den.  Die  Bezeichnung  für  den  dritten  Stand  ist,  soweit  er  sich  als  Ver- 
tretung  des  gesamten  Volkes  fühlt,  communitas,  commonalty,  commons. 
Im  Anfang  hatten  diese  Ausdrücke  bloß  ungefähre,  jedenfalls  keine 
Juristische  Bedeutung;  aber  je  mehr  sich  der  Gedanke  festsetzt,  daß  die 
Grafs«  hafts-  und  Stadtvertreter  das  gesamte  Volk  innerhalb  der  Graf- 
Bchaften  repräsentieren,  kommt  auch  der  Gedanke  auf,  daß  die  Summe 
aller  communitates  selbst  die  große  Kommune  des  Reichs,  die  com- 
munitas  regis,  darstellt.  W  ie  wichtig  diese  Rechtsvorstellung  war,  wird 
noch  in  dem  folgenden  bei  Klarlegung  der  Rechtsverhältnisse  des  mittel- 
alterlichen  Parlaments  sich  zeigen.  Jedenfalls  haben  wir  das  eine  fest- 
zuhalten, daß  im  Parlament  die  Graf  Schaftsvertreter  das  alleinige, 
regsame,  aktive,  Initiative  und  Richtung  gebende  Element  sind  und 
die  Städte,  weil  sie  eigentlich  nur  sehr  widerwillig  im  Parlament  er- 
scheinen1), sich  vollständig  im  Schlepptau  der  Grafschaftsvertreter 
befinden,  trotzdem  die  Zahl  der  Grafschaftsvertreter  im  Durchschnitt 
bloß  74,  die  der  Städte  am  Ausgang  des  Mittelalters  etwas  über 
100  ist.2) 


l)  Die  Stadt  Torrington  erhielt  1368  das  Recht,  vom  Parlament  fernzubleiben. 

-  hie  Zahl  der  städtischen  Vertreter  betrug  zur  Zeit  Edwards  I.  166,  in  der 
ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  war  sie  auf  99  gefallen.  Nach  1455,  unter  Hein- 
rich VI.,  begann  sie  zu  wachsen.  Heinrich  VI.  fügte  acht  neue  Städte  mit  parla- 
mentarischem  Wahlrecht  hinzu.  Edward  IV.  etwa  fünf,  deren  Wahlberechtigung 
zum  Teil  neu  aufgefrischt  wurde. 
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§16.  Der  König. 

Literatur. 

Ad  I  u.III.  außer  der  zu  §  4  angeführten,  noch  Gneis  t,  Verfassungsge- 
schichte §  26.  M  a  i  1 1  a  n  d  ,  Const.  History,  p.  190—195.  P.  &  M.  I2,  p.  511  ff. 
Stubbs  III2,  p.  241 — 254.  —  Ad  II.  Legg,  English  Coronation  Records,  1901.  — 
M  a  c  1  e  a  n  e  D.,  The  Great  Solemnity  of  the  Goronations,  1911  —  Ad  IV.  M  a  i  t  - 
land,  Const.  History  199—203.  Stubbs,  II2,  p.  20 ff.,  387  ff.,  462  f.;  III2,  99f., 
171,  178  f.  —  Ad  V.  Figgis  J.  N.,  Divine  Right  of  Kings  (Cambridge  Historical 
Essays  Nr.  9),  1896,  p.  66 ff.  Maitland,  Const.  History,  p.  195—199.  Stubbs  II2, 
p.  267  ff.;  III2,  p.  525—539. 

I. 

In  England  braucht  der  Gedanke  der  Erbmonarchie  das  ganze 
Mittelalter,  um  sich  durchzusetzen.  Ist  der  König  stark  und  kräftig, 
dann  führt  er  auch  ohne  viel  Mühe  seinen  ältesten  Sohn  als  Prinzen 
von  Wales  dem  Parlament  vor,  d.  h.  designiert  ihn  zum  Nachfolger 
(auch  noch  im  späten  Mittelalter  mittels  richtiger  Schwertleite)1).  Wo  dies 
nicht  der  Fall  ist  und  der  König  nur  durch  Usurpation  zur  Herrschaft 
gelangt,  z.  B.  Heinrich  IV.,  da  beruft  er  sich  mit  Vorliebe  auf  seine 
Erkürung  durch  das  Parlament  und  läßt  seine  Erbrechlstitel  in  den 
Hintergrund  treten.  Die  ganze  Reihe  der  Lancasterkönige  von  Hein- 
rich IV.  bis  Heinrich  VI.  nimmt  diesen  Standpunkt  ein.  Erst  Edward  IV. 
legt  Gewicht  auf  seinen  Erbrechtstitel  und  bringt  zum  erstenmal  den 
Gegensatz  zwischen  Usurpatoren  und  legitimen  König  oder  König  de 
facto  und  König  de  jure  auf,  unter  welch  letzteren  er  nur  den  erblichen 
König  versteht.  Die  Veranlassung  hierzu  bieten  natürlich  die  Rosen- 
kriege, in  denen  die  Streitrufe  der  beiden  Parteien  die  Erbrechtstitel  von 
Lancaster  und  York  bilden.  Im  Jahre  1460  legt  der  Vater  Edwards  IV., 
der  Herzog  Richard  von  York,  seinen  Stammbaum  den  Lords  vor 
und  verlangt  auf  Grund  dessen  die  Krone.  Jetzt  erscheint  der  Gedanke 
der  Erblichkeit  der  Krone  nachdrücklich  ausgeführt  zum  erstenmal  in 
der  englischen  Verfassungsgeschichte.  Ein  Kompromiß  wird  vorläufig 
herbeigeführt.  Heinrich  VI.  soll  weiter  König  bleiben,  aber  der  Herzog 
soll  ihm  nachfolgen,  trotzdem  Heinrich  VI.  schon  einen  legitimen  Sohn 
besitzt.  Der  Kampf  beginnt  alsbald  von  neuem.  Herzog  Richard  fällt 
in  den  Kampf,  sein  Sohn  Eduard,  Earl  of  March,  bemächtigt  sich  der 
Krone,  nennt  sich  Edward  IV.  und  beginnt  seine  Regierung  von  dem 
Tage,  da  er  sich  selbst  zum  König  ausgerufen,  zu  rechnen,  das  ist 
vom  2.  März  1461.  Formelle  Wahl  durch  das  Parlament,  parlamen- 
tarische Anerkennung  spielen  hierbei  keine  Rolle.  Er  regiert  von 
dem  Zeitpunkt,  da  er  sich  die  Königskrone  selbst  aufs  Haupt  setzt,  er 
regiert  kraft  erblicher  Rechte.  Seit  dieser  Zeit  wird  wohl  die  Einrich- 
tung des  Erbkönigtums  als  die  Volkseinrichtung  zu  bezeichnen  sein2). 
Zwei  Vorstellungen  sind  es  besonders,  die  dazu  beitragen,   den  Gha- 

*)  Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I,  173  über  die  Prozedur  der  Creation  des. 
Prince  of  Wales. 

2)  Siehe  Bailey,  The  succession  of  the  crown,  London  1879,  p.  69. 
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rakter  »l«1-  Erbkönigtums  damals  m  den  Vordergrund  treten  zu  lassen. 
Zunächst  die  Primogeniturordnung,  die  in  ihrer  Anwendung  auf  das 
I\..iulH um  um  L300  allgemein  wird.    Das  königliche  Amt  und 

die  eugehörigen  Kronländereien  werden  als  liegendes  Gut,  estate,  auf- 
it,  und  die  damals  für  liegendes  Gut  nach  Common  Law  gel- 
tende  Primogeniturordnung  wird  auch  auf  die  Thronfolge  angewendet. 
I  daraus  ergibl  sich  einmal  der  Grundsatz,  daß  der  Regierungsantritt 
seit  Edward  I.  vom  Zeitpunkt  des  Todes  des  Vorgängers,  nicht  vom 
Zeitpunkt  der  Krönung  (wie  bisher!)  gerechnet  wird,  sodann  daß  die 
l  ateilbarkeit  und  l  nverünLuTliehkeit  des  Staatsgebiets  Rechtsgrund- 
satz  ist,  ebenso  wie  dies  beim  Ritterlehen1)  zutrifft.  Wie  die  Primogenitor- 
ordnung  Bestandteil  des  Common  Law  wird,  so  wird  auch  die  englisehe 
Thronfolgeordnung  Bestandteil  des  Common  Law  und  ist  bis  heute  dem- 
selben  unterworfen.  Auch  der  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  vor 
dem  weiblichen  gill  für  die  Thronfolgeordnung  ebenso  wie  für  jede 
Erbfolge  in  hegendes  Gut2).  Wurde  nun  einmal  die  Idee  des 
liegenden  Gutes  auf  K.önigsgut  und  Königsamt  angewendet,  so  war 
zur  Vusbildung  des  Gedankens:  der  König  eine  ständige  Einrichtung 
in  Gestali  einer  Korporation,  nur  ein  kleiner  Schritt,  den  man  nach 
Stubbs  schon  in  der  Zeil  Edwards  IV.  gemacht  hat3).  Der  König 
1-1  also  eine  Korporation,  eine  corporation  sole,  eine  personifizierte 
dignitas.  Damil  tritt  der  patrimoniale  Staatsgedanke,  wie  er  das  eng- 
lische  Königtum  seil  1^1  ward  IV.  erfüllt,  vollends  in  seine  Rechte,  der 
juristische  Ausdruck  dieses  patrimonialen  Gedankens  ist  eben  die 
cnrpnration  sole. 

\\  ie  sehr  das  englische  Königtum  während  des  Mittelalters  noch 
weit  davon  entfernt  ist,  eine  Erbmonarchie  zu  sein,  geht  aus  der  eigen- 
tümlichen  Vusbildung  dreier  Rechtsinstitute  hervor:  dem  Regierungs- 
antritt  und  der  Krönung,  der  Absetzung  des  Königs  wegen  schlechter 
Amtsführung  und  der  Regentschaft. 

II. 

Der  Regierungsantritt  vollzieht  sich  in  der  Weise, 
daß  unmittelbar  mich  dem  Tode  des  Monarchen  sich  die  Großen  des 
Reiches  versammeln,  um  den  neuen  König  zu  proklamieren.  Die  Bürger- 
Bchaft  von  London  is1  daran  beteiligt,  denn  sie  macht  schon  seit  der 
Zeil  Stephans4)  dies  mit  Erfolg  ansprüchig.  In  dieser  Großenversamm- 


M  P.  &  M.  I2,  p.  521. 

-    Vorübergehend  (1404 — 1406)  führt  Heinrich  IV.  sogar  das  salische  Thron- 
.  gesetz  ein.    Rot.  pari.  III,  574;  Rot.  pari.  III,  580  ff.;  Foedera  VIII,  462. 
3)  Ansätze  hierzu:  Unterscheidung  zwischen  König  als  Person  und  König 
als  Privatmann  unter  Edward  IL:  Chronicles  of  Edw.  I.  and  Ed.  IL,  ed.  Stubbs 
Roll  Series)  I.  p.  153;  II,  33,  65  und  der  sog.  Calvin's  Case  7  Coke  Rep.  11;  siehe 
auch  P.  &  M.  I2,  525. 

1  Qesta  Stephani  in  Chronicles  (R.  S.)  III,  p.  5  f.:  »id  quoque  sui  esse  juris 
(sagen  die  Bürger  von  London)  suique  specialiter  privilegii,  ut  si  rex  ipsorum  quo- 
modo  obiret,  alius  buo  prpvisn  in  regnum  substituendus  e  vestigio  succederet.« 
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lung  wird  mitunter  der  Tag  der  Krönung  festgesetzt1).  Wir  haben 
in  ihr  den  Überrest  der  angelsächsischen  Wahlversammlung  (witan) 
zu  sehen.  Aber  diese  Wahl  ist  durch  das  Erbrechtsprinzip  zum  Teil 
schon  zurückgedrängt,  zum  großen  Teil  aber  durch  den  vollständig 
klerikalisierten  Krönungsakt,  der  durch  die  Beteiligung  des  klerikalen 
Elements  gewissermaßen  ein  Surrogat  des  Wahlprinzips  darstellt, 
um  so  mehr,  als  die  Könige  lieber  —  schon  seit  Johann  —  auf  die  Kirche 
sich  stützen  als  auf  die  Großen  des  Reichs.  Betont  doch  sogar  ein  so 
wenig  kirchlich  gesinnter  Monarch  wie  Richard  II.  bis  zu  seinem  Tode,  trotz 
seiner  Absetzung,  als  König  kraft  der  Salbung  eine  unaustilgbare  Eigen- 
schaft zu  besitzen2).  Die  Krönung  ist  nunmehr  weniger  Krönungsinvesti- 
tur als  vorwiegend  ein  geistlicher  Ordinationsakt  geworden.  Noch  unter 
Edward  II.  scheint  sie  nicht  mehr  als  im  zeitgenössischen  Deutschland  und 
Frankreich  zu  sein:  Einsetzung  in  die  christlich-rechtmäßige  Gewalt3). 
Edward  II.  möchte  mit  dem  Öl  der  damals  aufgefundenen  Ampulla  des  hl. 
Becket  gesalbt  werden,  ist  aber  darüber  zweifelhaft,  ob  die  Wiederholung 
der  Salbung  vom  kirchenrechtlichen  Standpunkt  zulässig  und  ob  sie  poli- 
tisch zweckmäßig  sei.  Die  erste  Frage  bejaht  der  Papst  Johann  XXII4): 
»unctio  etiam  hec  prime  non  derogat,  quam  sumpsisti:  tum  quia 
regalis  unctio  in  anima  quicquam  non  imprimit«.  Bezüglich  der  zweiten 
Frage  enthält  er  sich  jedes  positiven  Ratschlags,  meint  nur,  daß,  wenn 
der  König  die  neuerliche  Salbung  vornehmen  wolle,  dies  heimlich 
durch  einen  Prälaten  besorgt  werden  solle  (clam  fieret  et  secreto),  denn 
sonst,  wenn  es  öffentlich  erfolgte,  würde  »admiratio  et  scandalum 
forsitan  exoriri«.  Offenbar  liegt  darin  die  Anerkennung  des  Gedankens, 
daß  die  ursprüngliche  Salbung  und  Krönung  eine  entscheidende  Rechts- 
Wirkung  bereits  hervorgebracht  habe :  »die  Verschweigung 
der  gegenwärtigen  Ansprüch  e«5). 

Richard  II.  wird  jedoch  die  Wiederholung  der  Salbung  vom  Erz- 
bischof  von  Canterbury  verweigert,  da  sie  nicht  wiederholbar  sei6).  Der 
Charakter  des  Ordinationsaktes  tritt  also  wesentlich  in  den  Vorder- 
grund. 

Dementsprechend  treten  trotz  der  Zurückdrängung  des  Wahl- 
moments um  so  kräftiger  die  Züge  des  geistlichen  Ritualaktes  im  Krö- 
nungszeremoniell hervor.  Dieses  zerfällt  nach  dem  Liber  regalis7),  das 
bis  ins  17.  Jahrhundert  maßgebend  war,  in  folgende  Teile: 

1.  Die  Präsentation  des  Königs  durch  den  Erzbischof  von  Canter- 
hury  vor  dem  Volke,  das  durch  seine  Repräsentanten  in  der  Westminster- 
abtei  um  seine  Zustimmung  gefragt  wird,  oder,  wie  der  Liber  regalis 

x)  So  die  Großenversammlung,  die  Richard  I.  empfängt,  siehe  Legg  a.  a.  O. 

p.  47. 

2)  Walsingham,  Historia  (Roll  Series)  II,  240. 

3)  Siehe  Schreuer,  Die  rechtlichen  Grundgedanken  der  französischen  Königs- 
krönung, 1911,  S.  105. 

4)  Brief,  abgedruckt  bei  Legg  a.  a.  O.  69  ff. 

5)  So  auch  im  zeitgenössischen  Frankreich.   Siehe  Schreuer  a.a.O.  S.  97. 

6)  Mc  Leane  a.  a.  O.  p.  64. 

7)  Vor  1307,  abgedruckt  bei  Legg  a.  a.  O.  p.  81  ff. 
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-.iurt'>:  >metropolitanus  Bive  episcopus  regem  coronaturus  per  quatuor 
portas  dicti  pulpiti  plebem  alloqnatnr  ipsoruin  inquirens  voluntatem 
et  consensum  de  dicti  principis  consecratione^  Der  Wahlmoment  ist 
aber  ganz  zurückgedrängt,  denn  so  heißt  es  weiter  — :  »quibus  ut 
moris  est  consencientibus  atque  voce  magna  et  ünanimi  procla- 
mantibus  Fiat  fiat  et  vivat  Rex  uomen  dicti  ivgis  gratissime  nominan- 
teß  Im  Gegensatz  /n  Deutschland,  wo  die  Versprechungen  des  Königs 
dei  Akklamation  vorgehen  (»ein  unbarmherziges  Zeugnis  des  deutschen 
Wahlrechts«8) ),  zu  Frankreich,  wo  die  Akklamation  zwar  vor  den  Ver- 
sprechungen an  Kirche  und  Volk,  aber  hinter  die  promissio  an  die 
Bischöfe  tritt8),  wird  die  Akklamation  in  Kngland  vor  allen  Ver- 
8  p  r  c  Ii  u  n  g  8  u  des  Königs  abgegeben,  ein  Zeichen  wie  wenig  sie 
von  diesen  abhängig  gemacht  wird. 

2.  Der  Krönungseid  als  Voraussetzung  der  Salbung  und  Krönung 
wai  gewissermaßen  eine  Art  von  »Krönungskapitulationen«4),  die  bis  zu 
seiner  I *erpe1  uierung  im  Jahre  1 688  (durch  Gesetz,  I  Will  and  Mary,  c.  6) 

i  wieder  verändert  werden  konnten,  wie  die  alten  Wahlkapitu- 
lationen  in  Deutschland.  Die  Änderung  konnte  der  Erzbischof  von 
Canterbury  vornehmen. 

Das  bat  z.  B.  Cranmer  zur  Zeit  Edwards  VI.  mit  Rücksicht  auf  die 
durch  de  Ib-Iurfnation  geänderte  Verhältnisse.  Dann  wurde  der  Eid 
nach  der  \  ert  reibung  der  St  uarts  geändert,  um  den  König  zu  verpflichten, 
di(  Gesetze  des  P  a  r  1  a  m  e  n  t  s  zu  halten.  Dadurch  sollte  die  schranken- 

Uisübung  der  I )is|>ensationsgewalt,  wie  sie  Karl  II.  und  Jakob  II. 
geübt  hat  ten6),  verhindert  werden.  Der  König  verspricht  in  der  Krönungs- 

schon  seit  dem  Liber  regalis  wesentlich  dreierlei:  Die  Gesetze 
und  das  Reichsrecht  hochzuhalten,  der  Kirche,  dem  Klerus  und  Volke, 
Friede  und  Eintracht  zu  erhalten,  Gerechtigkeit  zu  üben.  Darauf  folgt 
Salbung  und  Krönung.  Während  der  Salbung  erfolgt  die  gleich- 
zeitige  Anlegung  der  Krönungsgewänder,  die  wohl  geistliches  Vorbild 
haben: 

•  nlumbium  sidonis    =  weißes  Überhemd  der  Geistlichkeit 
bunica  und  armilla  ==  Tunika  und  Stola  »  » 
das  königl.  pallium  =  Erzbischofspallium. 
\n<  h  sonst  is1  der  Salbungsakt  der  Ordination  des  Bischofs  bis 
ins  Detail  nachgebildet6). 

Auf  die  Salbung  folgt  die  Investitur  mit  den  Krönungsregalien: 
Krone,  Hing,  Szepter,  Stab  usw. 

i.  Die  Inthronisation  und  Huldigung  durch  die  Großen  des  Reichs. 
\kt.  sind  m  unserer  Periode  ganz  klerikalisiert,  auch  die  Huldigung. 
Früher  'zur  Zeit  der  Könige  Richards  I.,  Johanns  und  Heinrichs  III.) 

J)  Legg  a.  a.  O.  p.  85. 

2)  Siehe  Schreuer  a.  a.  O.  S.  57. 

3)  Schreuer  a.  a.  O.  S.  56. 

4)  Ausdruck  von  Schreuer  a.  a.  O.  S.  47. 

5)  Siehe  darüber  weiter  unten  und  nächsten  Abschnitt. 
•)  Legg,  The  Sacring  of  the  English  Kings,  1894,  p.  8  ff. 
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fand  die  Huldigung  ein  bis  zwei  Tage  nach  der  Krönung  statt,  wodurch 
der  rein  weltliche  Charakter  der  Huldigung  mehr  zum  Ausdruck  kam. 
Nun,  seit  dem  Liber  regalis,  findet  sie  als  Teil  des  Krönungsgesamt- 
aktes statt.  Daher  beteiligen  sich  nunmehr  die  Großen,  die  in  dieser 
Periode  auch  sonst  ständische  Aspirationen  zeigen1),  an  dem  Inthroni- 
sationszug2). Die  Akklamation  des  Volks,  die  bis  zu  der  Zeit  des  14.  Jahr- 
hunderts bei  der  Inthronisation  noch  erfolgt  war,  geht  jetzt  ganz  ver- 
loren3).. Dafür  rückt  die  Aufforderung  des  Königschampion,  des 
Fechters,  der  für  den  König  das  Reich  gegen  alle  gegnerische  Ansprüche 
verteidigen  soll,  nun  ganz  aus  dem  Rahmen  des  Krönungsaktes  hin- 
aus4). 

Das  Merkwürdige  an  dieser  Klerikalisierung  des  Krönungsaktes 
ist,  daß  das  Königtum  sie  so  ruhig  hinnimmt,  ja  noch  mehr,  daß  die 
Tudors  trotz  der  Reformation  sie  weiter  fortbestehen  lassen,  so  daß  nach 
der  glorreichen  Revolution  eigentlich  nur  eine  Verstärkung  der  kleri- 
kalisierenden  Tendenz  eintritt,  indem  die  Krönung  beinahe  gegen 
den  Schluß  des  Akts  (hinter  Investitur  mit  Ring,  Zepter  und  Stab) 
rückt.  Dies  alles  ist  nur  so  zu  erklären,  daß  eben  die  englische  Kirche 
seit  dem  14.  Jahrhundert  nationale  Staatskirche5)  ist,  ein  gefügiges 
Instrument  in  der  Hand  der  Herrscher,  von  denen  sie  nichts  zu  befürchten 
hat,  mit  deren  Hilfe  sie  den  ständischen  Widerstand  zurückdrängen 
kann.  Dadurch,  daß  alle  scheinbar  »kurfürstlichen«  Handlungen  in 
der  Person  des  Erzbischofs  von  Canterbury  konzentriert  werden,  wird 
dem  »Kurfürstentum«  überhaupt  in  England  das  Lebenslicht  ausge- 
blasen. 

III. 

In  der  Absetzung  des  englischen  Monarchen  im  Mittelalter  reflek- 
tiert deutlich  die  Tatsache,  daß  wir  von  der  Vorstellung  einer  Erb- 
monarchie weit  entfernt  sind.  Wir  kennen  zwei  Fälle  der  Absetzung 
in  dieser  Zeit:  die  Absetzung  Edwards  II.  und  die  Richards  II.  Die 
erstere  vollzog  sich  in  der  Weise,  daß  das  Parlament  von  1327  von 
seinem  Rechte,  den  König  abzusetzen,  vollständig  überzeugt  war. 
Die  Absetzung  wurde  in  der  alten  lehnsrechtlichen  Form  der  Aufkündi- 
gung lehnsrechtlicher  Treue  durch  die  Vasallen  vorgenommen.  Da 
tritt  Sir  William  Trussell  auf  und  sagt  dem  Könige  im  Namen  der  ein- 
zelnen Mitglieder  des  Parlaments  die  Lehnstreue  auf.  Artikel,  welche 

1)  Z.  B.  in  der  Ausbildung  des  court  of  Claims  d.  i.  des  Gerichtshofs  zur  Ent- 
scheidung der  Ansprüche  auf  Beteiligung  an  der  Krönungsfeierlichkeit  unter  Vorsitz 
des  rein  ständisch  gedachten  Beamten,  des  high  steward.  Siehe  L.  W.  V.  Harcourt, 
His  Grace  the  Steward,  1907,  p.  191  ff. 

2)  Ähnlich  in  Frankreich.    Siehe  Schreuer  a.  a.  O.  S.  142. 

8)  Siehe  Legg  a.  a.  O.  LV.  In  Frankreich  kommt  sie  im  15.  Jahrhundert 
wieder  auf.    Siehe  Schreuer  a.  a.  O.  S.  142. 

*)  Sie  findet  während  des  Staatsbanketts  statt  (siehe  Legg  a.  a.  O.  LXV). 
So  wenig  Verständnis  hat  der  klerikalisierte  Krönungsakt  für  die  Bedeutung  der 
alten  Einweisung  in  die  rechtmäßige  Gewalt,  mit  der  an  sie  geknüpften  Rechts- 
folge der  Verschweigung. 

8)  Siehe  darüber  weiter  unten  §  25. 
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»Ii«'    Absetzung  rechtfertigen,  werden   im   Parlament  aufgesetzt;  die 
huldigungen  sind  sehr  vag  und  allgemein  und  laufen  im  ganzen  darauf 
hinaus,  daß  Edward  ein  unfähiger  und  unverbesserlicher  Monarch  sei. 
Sein  Verzicht  wird  nachträglich  herbeigeführt. 

Inders  liegt  die  Sache  im  Jahre  L399,  da  Richard  II.  abgesetzt 
wird.  Die  Form  vollzieht  sich  jetzt,  da  der  Ständestaat  vollständig 
ausgebildet  ist,  in  ständischen  Formen.  Ein  Parlament  wird  zusammen- 
berufen, und  die  Einberufungsschreiben  tragen  noch  die  Signatur 
Richards  und  seines  Kai-.  Im  Parlamenl  wird  nun  der  Antrag  gestellt, 
dal.',  der  kmm:  eine  Verziehturkunde  vor  dem  Parlament  aufstellen 
solle,  dem  wird  der  Einwand  entgegengehalten,  daß  das  Parlament 
in  dem  Augenblick  aufgelöst  würde,  da  die  Verzichturkunde  vollzogen 
wäre,  Man  komml  auf  das  Vushilfsmittel,  neue  Wahlschreiben  an 
dem  l'.iLr-'  zu  i  rlassen,  an  welchem  die  Resignation  erklärt  wird.  In  diesen 
Wahlschreiben  wird  das  Parlament  auf  sechs  Tage  später  zusammen- 
berufen.  Vor  dem  neuen  Zusammentritt  des  Parlaments  vollzieht 
Richard  seine  Abdankung  schriftlich,  indem  er  auf  alle  seine  königlichen 
fite  verzichtel  und  alle  seine  Lntertanen  von  dem  Untertaneneid 
und  den  ihm  Lrebührenden  Lehnseid  freispricht  und  selbst  erklärt,  daß 
er  wert  sei  abgesetzt  zu  werden.  Diese  Verzichturkunde  wird  dem 
nun  zusammentretenden  Parlament  vorgelegt  und  die  Frage  ge- 
stellt,  ob  sie  angenommen  werden  soll.  Sie  wird  angenommen,  die  lange 
I  iste  der  Beschuldigungen  gegen  Richard  ward  vorgelesen,  ein  Urteils- 
spruch  ergeht,  der  Richard  für  abgesetzt  und  seiner  königlichen 
Wind-'  für  verlustig  erklärt.  Die  formelle  Absetzung  wird  als  »zum 
l  berfluß«  noch  ausgesprochen.  »Ex  abundanti«!  Denn  materiell 
war  schon  in  dem  Augenblick  vollzogen,  da  Richard  seine  Resi- 
gnationsurkunde  unterzeichnet  hatte  und  diese  Resignationsurkunde 
vom  Parlament  angenommen  worden  war. 

IV. 

Auch  das  Institut  der  Regentschaft  basiert  keineswegs  während 
des  Mittelalters  auf  dem  Gedanken,  daß  der  Regent  aus  dem  nächsten 
Kti  ise  der  königlichen  Agnaten  zu  wählen  sei.  Zunächst  ist  festzustellen, 
daß  ein  Alter  für  die  Großjährigkeit  des  Königs  während  des  ganzen 
Mittelalters  nicht  fixiert  war.  Heinrich  III.  nahm  die  Regierung  mit 
noch  iu<  lit  vollendetem  20.  Lebensjahre,  Edward  III.  im  Alter  von  18, 
Richard  II.  im  Alter  von  23  und  Heinrich  VI.  im  Alter  von  16  Jahren 
an  sich.  Ku<  \\  l'.'hlt  der  Regentschaft  der  Zusammenhang  mit  dem 
Erbrechtstitel  der  Dynastie.  Dies  tritt  zwar  noch  nicht  unter  Heinrich  III. 
hervor,  da  war  kein  Mitglied  des  königlichen  Hauses,  das  fähig  gewesen 
wäre,  Regent  zu  sein.  Infolgedessen  bestimmten  die  Barone,  in  deren 
Gewalt  der  junge  König  war,  William  Marshall,  Grafen  von  Pembroke, 
zum  rector  regis  et  regni  (1216)  und  gesellten  ihm  einen  Regentschafts- 
bei.  Aber  schon  als  für  Edward  III.  und  Richard  II.  die  Regentschaft 
eingesetzt  wird,  macht  sich  die  Auffassung  des  Ständestaats  geltend. 
Das  Parlament  von  L327,  das  der  Regentschaftsrat  Edwards  III.  er- 
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nennt,  besteht  auch  aus  den  Vertretern  der  communitates  regni.  Den 
Regentschaftsrat   Richards   II.    wählen   der   elfjährige    König  und 
die  Magnaten.    Der  König  muß  sich  später  der  Beschränkung  durch 
einen  Rat,  der  nur  vom  Parlament  bestellt  wird,  unterwerfen.    Es  ist 
dies  ein  ständischer  Ausschuß,  der  die  Regentschaft  leitet.  Zum  ersten- 
mal finden  wir  beim  Regierungsantritt   Heinrichs  VI.  die  Geltend- 
machung eines  Rechtstitels  auf  die  Regentschaft  kraft  erbrechtlichen  Zu- 
sammenhangs mit  der  herrschenden  Dynastie.  Der  Onkel  Heinrichs  VI., 
Herzog  von  Gloucester,  macht  den  Anspruch  auf  Regentschaft  geltend, 
-als  zweitnächster  Agnat1)  sowie  auch  als  ein  von  dem  Testament  des 
letzten  Königs  bestellter  Anwärter  auf  die  Regentschaft.    Aber  sein 
Anspruch  wird  von  den  im  Parlament  versammelten  Lords  zurückge- 
wiesen.  Auf  Grund  der  nun  angestellten  Nachforschung  nach  Präze- 
denzfällen wird  festgestellt,  daß  der  Herzog  von  Gloucester  keinen 
Anspruch  auf  die  Regentschaft  habe,  weder  mit  Rücksicht  auf  seine 
Eigenschaft  als  nächster  Agnat,  noch  mit  Rücksicht  darauf,  daß  Hein- 
Tich  V.  ihn  dazu  bestellt  habe.  Es  wird  damals  in  Abrede  gestellt,  daß 
Heinrich  V.  über  die  Regierung  seines  Königreichs  durch  Testament 
verfügen  konnte,  vielmehr  wird  durch  Parlamentsakte  der  Herzog  von 
Bedford  und  für  den  Fall,  daß  er  abwesend  sei,  der  Herzog  von  Gloucester 
zum  Protektor  und  Verteidiger  des  Reichs  und  der  Kirche  Englands 
bestellt.   Die  Zustimmung  des  Königs  zu  diesem  Parlamentsakte  war 
eine  bloße  Fiktion,  der  König  war  bloß  einige  Monate  alt,  aber  trotzdem 
■genügte  dieser  Präzedenzfall,  um  seit  der  Zeit  den  Grundsatz,  der  bis 
zum  18.  Jahrhundert  unbestritten  in  Geltung  war,  zum  Rechtssatz 
zu  erheben,  daß  des  Königs  nächster  Agnat  als  solcher  keinen  Titel  zur 
Regentschaft  besäße,  und  daß  der  König  allein  durch  seinen  Willen 
nicht  darüber  bestimmen  könnte.    Das  Parlament  wurde  für  allein 
Berechtigt  erklärt,  die  Regentschaft  in  solchen  Fällen  festzustellen. 
Der  Regentschaftsrat  hatte  die  vollste  Machtvollkommenheit  des  souve- 
Tänen  Monarchen.  Dieser  ständische  Regentschaftsrat  regierte  demnach 
kraft  des  Ausspruches  der  Stände  und  nicht  kraft  irgendwelchen  Zu- 
sammenhanges mit  den  Erbrechtsansprüchen  einer  erblichen  Dynastie. 

Als  Heinrich  VI.  im  Jahre  1454  geistesschwach  wird,  vollzieht 
sich  die  Einsetzung  eines  Regenten  in  gleicher  Weise.  Die  Lords  wählen 
den  Herzog  von  York  als  Prätendenten  und  Verteidiger  des  Reichs.  Diese 
Resolution  wird  in  eine  Parlamentsakte  gekleidet,  zu  welcher  die  Commons 
ihre  Zustimmung  geben.  Der  König  hat  noch  so  viel  Geisteskraft, 
das  große  Siegel  dem  Earl  of  Salisbury  zu  überhändigen,  und  auf  diese 
Weise  kann  auch  die  Zustimmung  zu  der  Parlamentsakte  gegeben 
werden.  Im  nächsten  Jahr  erlangt  der  König  seine  geistigen  Kräfte 
:für  kurze  Zeit  wieder,  und  als  er  dann  abermals  geistesschwach  wird, 

x)  Der  nächste  Agnat,  Herzog  von  Bedford,  weilte  als  Regent  in  Frankreich 
und  sollte  nach  dem  Willen  des  verstorbenen  Königs  auch  dort  bleiben.  Aber  auch 
Bedford  macht  als  nächster  Agnat  Ansprüche  auf  die  Regentschaft  von  England 
geltend  »by  the  lawes  and  ancient  usage  and  custume  of  the  reaume«  (Vickers, 
Humphrey  Duke  of  Gloucester,  London  1907,  p.  112.) 
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ieht  sich  die  Bestellung  eines  Regenten  zunächst  durch  die  Lords, 
wenngleich  auch  die  Zustimmung  der  ("ommons  in  der  Ratii'ikationsakte 
des  Parlaments  erreicht  wird.  Us  es  sich  am  die  Kegentschaft  für 
Edward  V,  handelt,  wird  des  Königs  Onkel  durch  den  Staatsrat  zum 
Protektor  des  Reichs  eingesetzt  (Mai  L483).  Wenige  Wochen  hernach 
(25,  Mai  L483)  läßt  dieser  sich  die  Krone  von  einer  Deputation,  bestehend 
.in-  Lords  und  Commons,  im  Namen  der  3  Stände  anbieten  und  nimmt 
sie  tags  d.u. ml  in  Westminster  Hall  als  »erblicher  und  gewählter«  König 
.in  sich,  ein  merkwürdiger  Kompromiß  zwischen  Wahl-  und  Erb- 
lichkeitsidee,  mir  erklärlich  durch  das  Krslarken  der  letzteren  und  die 
Notwendigkeit,  sich  wegen  der  Usurpation  auf  die  erstere  zu  stützen. 
Wir  sehen  auch  an  diesem  Rechtsinstitut,  wie  der  ständische  Gedanke 
noch  bis  zum   Ausgange  des  Mittelalters  vorherrscht. 

Allerdings  gilt  dies  nur  Für  die  staatsrechtliche  Regentschaft. 
Die  privatrechtliche  Vormundschaft  wird  hiervon  ähnlich  wie  im  zeit- 
genössischen Frankreich1)  geschieden  und  der  freien  Verfügung  des 
Monarehen  (Vaters)  überlassen. 

V.  >„  . ; 

Die  königliche  Prärogative  ist  zwar  durch  die  beiden  Grundsätze, 
wonach  der  König  zu  formellen  Gesetzen  und  zu  Steuerauflagen  die 
Zustimmung  des  Parlaments  benötigt,  wesentlich  beschränkt,  aber 
immerhin  bleibt  dem  König  noch  ein  gewisses  Residuum  seiner  ehe- 
igen  Vollgewalt,  und  dieses  Residuum  ist  die  Prärogative2),  kraft 
der  er  königliche  Verordnungen  nicht  bloß  zur  Ausführung  von  Ge- 
Betzen,  sondern  auch  praeter  legem  erläßt,  und  durch  welche  er  von 
bestii  imten  Gesetzen  dispensieren  kann.  Wir  haben  ja  oben  gesehen, 
daß  der  Grundsatz,  wonach  Rechtssätze  durch  das  Parlament  hin- 
durchgehen  mußten,  um  wirksam  zu  werden,  in  dieser  Periode  noch 
nichl  anerkannt  ist.  Daß  unter  Edward  L  dem  Könige  trotz  der  Ein- 
I'.tiiIiiiili  d«-  Parlaments  ein  weilgehendes  Verordnungsrecht  praeter 
zusteht,  zeigen  die  beiden  Grundlagen  des  englischen  Grund- 
_  Qtumsrechts,  das  Statutum  quia  emptores  und  das  de  donis  conditio- 
ualibus,  von  denen  man  wohl  sagen  kann,  daß  sie  ohne  Zustimmung  der 
Gemeinen  erlassen  worden  sind.  Seit  Edwrard  IL,  insbesondere  seit  1322, 
wird  /.war  der  Grundsatz  beobachtet,  daß  Angelegenheiten,  welche 
das  Rfich  und  die  Mlgemoinheit  betreffen,  nur  im  Parlament  beschlossen 
werden  dürfen.  Aber  abgesehen  davon,  daß  der  Hauptzweck  dieser  Maß- 

1  Viollet,  Histoire  des  constitutions  politiques  II,  p.  91  ff.  In  England  bleibt 
d  Heinrich  V.  m  seinem  Testamente  ernannte  Vormund  (Herzog  von  Exeter) 

unangefochten. 

-    t  i  M.run^lx  Ii  nur  eine  Reihe  bestimmter  Vorzüge  des  Königs  vor  den  andern 
der  König  is1  »prerogatif«,  so  P.  &  M.  I2,  512),  wird  sie  allmählich 
der  äußere  Ausdruck  des  allgemeinen  objektiven  Königsfriedens  (pax  regis),  das 
objektive  Königsrecht,  wodurch  der  Konig  die  Ruhe  der  Rechtsgenossen  schützt. 

ü   ■  nichl  so  weit  vordringend  die  Rechtsentwicklung  in  Schweden 
Jahrhundert.   Siehe  Lehmann,  Der  Königsfrieden  bei  den  Nordger- 
manen,  1886,  S.  83  ff.    Siehe  auch  Brunner,  D.  RG.  I2,  412. 
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regel  gegen  die  Lord  ordainers  (von  1311 — 1318),  eine  Adelsfaktion,  welche 
die  Verordnungsgewalt  ohne  König  und  Parlament  an  sich  gerissen 
hatte,  gerichtet  war,  wird  selbst  im  14.  Jahrhundert  dem  Könige 
noch  eine  gewisse  residuäre,  gesetzgeberische  Gewalt  zugeschrieben. 
Er  durfte  zwar  nicht  Gesetze  (statuta)  widerrufen  oder  verändern  — 
wenn  er  es  tat,  wurde  dies  als  Verfassungsverletzung  aufgefaßt  — , 
aber  es  gab  ja  noch  ein  weites  Feld  der  Gesetzgebung,  das  von  dem 
Gesetzesrecht  nicht  eingeengt  war.  Es  gab  ein  weites  Feld  der  Gesetz- 
gebung, auf  dem  das  Parlament  noch  nicht  gesprochen  hatte.  Ein 
Gesetz  wird  damals  bloß  als  Mittel  betrachtet,  um  formellen  Beweis 
der  Existenz  des  Rechtssatzes  herzustellen,  es  ist  ein  gar  feierlicher 
Akt,  der  auf  längere  Zeit  berechnet  ist.  Augenblickgesetzgebung,  Gesetze  \ 
in  bezug  auf  Details  werden  als  Aufgabe  der  Verordnungsgewalt  angesehen 
und  in  Form  von  Proklamationen1)  und  Verordnungen  (ordinaciones) 
erlassen.  Richard  II.  bemächtigt  sich  der  Verordnungsgewalt  und  treibt 
sie  bis  auf  die  Spitze,  so  daß  ein  Zeitgenosse  (Walsingham  II,  48)  ihn 
anklagend  ausrufen  kann:  »Was  für  einen  Nutzen  haben  denn  Par- 
lamentsgesetze ?  Sie  haben  keine  Wirkung.  Der  König  und  sein  Rat 
verändern  gewöhnlich  und  löschen  aus,  was  zuvor  im  Parlament  fest- 
gestellt worden  ist,  nicht  bloß  durch  die  Gemeinen  sondern  auch  durch 
den  Adel.«  Im  Jahre  1381  bitten  die  Gemeinen,  daß  der  Kanzler  und 
der  Rat  keine  Verordnung  gegen  das  Common  Law  und  das  Gesetzes- 
recht erlassen  möchten.  Der  König  antwortet,  daß  das,  was  bisher 
geschehen,  auch  künftig  geschehen  solle,  vorbehaltlich  der  königlichen 
Prärogative.  Denn  Richard  hatte  eben  seine  eigene  Theorie  über 
die  königliche  Verordnung,  er  wollte  gern  den  absoluten  Monarchen 
spielen.  Die  Könige  aus  dem  Hause  Lancaster  gehen  nicht  so  weit 
wie  Richard  IL,  unter  ihnen  hören  wir  wenig  Beschwerden  über  die 
königliche  Verordnungsgewalt.  Aber  selbst  am  Schlüsse  des  Mittel- 
aletrs  sind  die  Grenzen  der  königlichen  Verordnungsgewalt  sehr  weit, 
da  der  König,  ohne  ein  Gesetz  zu  alterieren,  doch  Recht  setzen  kann. 
John  Fortescue,  Lord  Oberrichter  (f  1476)  der  kings  bench  im  Jahre 
1422,  der  der  Sache  des  Hauses  Lancaster  bis  zum  Schlüsse  dient, 
hält  den  Grundsatz  aufrecht,  daß  der  König  unter  dem  Rechte  stehe. 
In  seinem  Buche  de  laudibus  legum  Angliae,  geschrieben  1469,  kontra- 
stiert er  die  königliche  Gewalt  Frankreichs  mit  der  des  englischen 
Königs.  Dort  wäre  sie  unbeschränkt,  dort  gälte  der  Grundsatz:  »quod 
principi  placuit  legis  habet  vigorem.«  In  England  sei  dies  nicht  der 
Fall2). 

x)  Die  Proklamation  ist  ihrem  ursprünglichen  Zwecke  nach  nur  das  Gebot 
über  Königsbann  (bei  königlicher  Ungnade  oder  »sub  forisfactione  nostra«  neben 
Strafe).  Es  schließt  sich  gewöhnlich  an  Verordnungen  und  Rechtsätze  an,  die  mittels 
writ  of  proclamation  zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht  werden.  Siehe  Biblio- 
theca  Lindesiana  vol.V:  A  Bibliography  of  Royal  Proclamation  I,  1910,  p.  XXIV  ff. 
u.  LXII  ff.  Daß  es  sich  um  den  alten  Königsfrieden  handelt,  geht  am  besten  daraus 
hervor,  daß  schon  zur  Zeit  der  Angelsachsen  das  Gesetz  durch  Königsbefehl  zur 
Ausführung  gebracht  werden  mußte.    V.  Abt.  Prolog. 

2)  Ähnlich:  Fortescue,  Governance  of  England,  ed.  Plummer  p.  109. 
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Diese  Theorie,  daß  der  König  nicht  über,  sondern  unter  dem  Rechte 
stünde,  wurde  selbsl  von  einem  so  übermächtigen  König  wie  Edward  IV. 
angenommen;  aber  er  konnte  dies  mit  großer  Leichtigkeit  auch  tun,  blieb 
ihm  doch  ein  weites  lichiel  des  königlichen  Vorordnungsrechts,  auf 
dem  sich  Bein  Wille  zur  Rechtssetzung  betätigen  durfte,  ohne  ein  Gesetz 
aufzuheben  oder  zu  verletzen. 

Dei  König  ha1  aber  auch  ein  weitgehendes  Dispensationsrecht. 
Das  wird  vom  König  in  Anspruch  genommen,  und  das  Parlament  fügt 
sich  ruhig  darein.  Er  erteill  dem  einen  oder  andern  eine  Lizenz,  etwas 
zu  tun,  was  ein  Gesetz  verboten  hat.  Besonders  die  Gesetzgebung 
gegen  den  Klerus  und  gegen  das  Papsttum,  wie  sie  mit  dem  14.  Jahr- 
hundert einsetzt,  ist  ein  ausgiebiges  Feld,  um  diese  Dispensationsgewalt 
des  Königs  zu  betätigen.  Wenn  z.  B.  eine  Lizenz  für  eine  religiöse 
Korporation,  welche  von  den  Gesetzen  gegen  die  tote  Hand  dispensiert 
werden  soll,  erlassen  wird,  so  hat  es  der  König  in  seiner  Hand, 
Grenzen  hierfür  gibl  es  keine.  Die  Ausübung  der  Dispensationsgewalt 
wird  vom  Könige  gegen  Geld  prompt  besorgt,  denn  was  ist  die  Strafe,, 
■  Ii-'  denjenigen  trifft,  welcher  z.  B.  die  Gesetze  gegen  die  tote  Hand 
verletzt  .  Die  Strafen  sind  Geldstrafen  bis  zur  Konfiskation  des  Gutes, 
das  der  toten  Hand  zuwachsen  soll.  Aber  der  König  kann  ja  auf  den 
Vorteil  verzichten  in  der  Weise,  daß  er  ihn  in  anderer  Weise  wieder 
einbringt.  Er  läßl  das  Gut  der  toten  Hand  zuwachsen,  verlangt  aber 
eine  Lizenzgebühr.    Das  ist  sein  gutes  Recht,  das  kann  er  tun. 

Im  übrigen  hat  der  König  die  volle  Staatsgewalt  in  seiner  Hand. 
Er  berufl  das  Parlament  ein,  ohne  seinen  Willen  kann  es  nicht  tagen. 
Er  kann  das  Parlament  vertagen  und  auflösen.  Die  Zusammensetzung 
des  Parlaments  ruhl  in  seiner  Hand,  er  kann  peers  kreieren,  allerdings 
die  Erbfolgeordnung  in  der  peerage  nicht  durch  eigenen  Willen  ab- 
ändern,  hier  bindet  das  Erbrechtprinzip  seine  Gewalt.  Die  Bischöfe,  die 
ebenfalls  Teile  des  Oberhauses  sind,  werden  von  ihm  ernannt  (siehe  §  25). 
Er  kann  aber  auch  auf  die  Zusammensetzung  des  Unterhauses  Einfluß 
nehmen.  Er  kann  neue  Städte  mit  der  Berechtigung,  Abgeordnete 
zu  wählen,  schaffen,  Wahlprüfungen  werden  von  ihm  und  seinem  Rat, 
daneben  von  dem  Oberhause1)  und  seit  dem  neuen  Gesetze  von  1410 
durch  die  Assisenrichter2)  vorgenommen  und  entschieden;  seine  Zu- 
stimmung isl  zu  jedem  Gesetz  notwendig.  Er  ist  der  oberste  Befehls- 
haber  der  Arme»'  und  Motte,  der  Staatsschatz  ist  sein  Schatz3);  frei- 
lich eine  gewisse  Kontrolle  über  die  Ausgaben  ist  ihm  vom  Parlament, 

wir  noch  sehen  werden,  seit  dem  14.  Jahrhundert  gesetzt.  Alle 
Beamten,  ob  hoch  oder  niedrig,  sind  von  ihm  bestellt  und  absetzbar, 

Siehe  Pike,  Const.  History  of  the  Hause  of  Lords,  p.  284. 

1 1  Hen,  IV..'.  I.  Wiederholt  anerkanntin  6  Henr.  VI.,  c.  4  und  23  Henr.  VI., 

c.  14. 

Ei  besitzl  das  uneingeschränkte  Münzregal  und  die  Befugnis  durch  Ände- 
ing  ii  des  Münzfußes  sich  immer  neue  Einnahmen  zu  schaffen.  Das  Parlament  wünscht 
entlieh  unter  Edward  III.)  diese  Prärogativbefugnis  einzuschränken,  vermag 
Siehe  Ruding,  Annais  of  the  Coinage  of  Gr.  Britain,  3.  ed.,  1840, 

I,  p.  2  ff. 
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sie  haben  ihr  Amt,  die  Richter  eingeschlossen,  solange  es  sein  guter 
Wille  ist,  sie  im  Amt  zu  belassen.  Das  gilt  vom  Kanzler,  vom  Schatz- 
meister ebenso  wie  von  den  Richtern  und  den  Sheriffs.  Freilich  der 
Ständestaat  hat  auch  der  Verwaltung  gewisse  Kontrollen  gesetzt, 
unter  denen  die  Ministerverantwortlichkeit,  wie  wir  noch  sehen  wer- 
den, eine  große  Rolle  spielt.  Aber  selbst  diese  Verantwortlichkeit 
der  Minister  schließt  den  Satz  ein,  daß  der  König  selbst  in  Ausübung 
seiner  Vollgewalt  nicht  unrecht  tun  könne. 

§  17.  Das  Parlament. 
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1806  ff.  —  Cooper,  The  parliamentary  History  of  Sussex,  Lewes  1834.  —  F  r  e  e  - 
man  E.  A.,  Historical  Essays,  4.  ser.,  London  1892,  p.  425  — 502.  —  Gneis  t, 
Engl.  Verfassungsgeschichte  §  22  f.  —  Haie  M.,  The  Jurisdiction  of  the  House 
of  Lords,  London  1796.  —  Hatschek  J.,  Engl.  Staatsrecht  I,  333  ff.  —  Der- 
selbe in  Hirths  Annalen  1906,  S.  801  —  810.  —  Introduction  to  the  Statutes  of 
the  Realm  (Ausgabe  der  Record-Commission).  —  H  a  r  c  o  u  r  t  L.  W.  V.,  His 
Grace  the  Steward  and  Trial  of  Peers,  London  1907,  ch.  VII  ff.  —  Luders  A., 
A  Treatise  on  the  Constitution  of  Parliament  in  the  reign  of  Edward  I.,  Bath  1818. 

—  Derselbe,  Traits  op  Various  Subjects,  1810,  II,  p.  239  — 326.  —  Mait- 
1  a  n  d  ,  Constitutional  History  p.  166  ff.  —  Palgrave  Fr.,  Truths  and  frictions 
of  the  middle  ages  in  the  merchant  and  the  friar,  2.  edition,  London  1844,  ch.  II 
u.  IV.  —  Park  G.  R.,  The  parliamentary  representation  of  Yorkshire  (Ed.  I. 
bis  1886),  Hull  1886.  —  Parry  C.  H.,  The  parliaments  and  Councils  of  England, 
chronologically  arranged  (1066 — 1688),  London  1839.  —  Pike,  Constitutional 
History  of  the  House  of  Lords,  London  1894.  —  P  i  n  k  W.  D.,  und  BeavenA.  B. 
Parliamentary  representation  of  Lancashire,  1258-  1885,  London  1889.  —  P  1  e  h  n  H., 
Der  politische  Charakter  von  Matheus  Parisiensis,  Leipzig  1897  (in  Schmollers  For- 
schungen XIV,  3),  S.  1 — 40,  49 — 94.  —  Prynne  W.,  A  brief  register,  kalendar 
and  survey  of  the  several  kinds  of  all  parliamentary  writs,  4  pts.,  London  1659 
bis  1664. —  Records  of  the  parliament  at  Westminster  in  1305,  ed.  F.  W.  Maitland, 
Roll  Series,  1893.  —  Reports  from  the  lords  commissioners  appointed  to  search 
the  journals  of  the  house,  rolls  of  parliament  and  other  records  for  all  matters  tou- 
ching  the  dignity  of  a  peer,  5  vols,  London  1820 — 1829.  —  Rotuli  parliamentorum ; 
ut  et  petitiones  et  placita  in  parliamento  (1278 — 1503),  6  vols  and  Index,  1832. 

—  Rieß  Ludwig,  Geschichte  des  Wahlrechts  zum  englischen  Parlament  im  Mittel- 
alter, Leipzig  1885.  —  Derselbe,  Der  Ursprung  des  englischen  Unterhauses,  Hist. 
Ztschr.  LIX  (1888),  S.  1—33.  —  S  t  u  b  b  s  ,  Const.  History  II2,  248—257,  502  ff., 
645  ff.;  III2,  ch.  XX.  —  Sussmann,  Das  Budgetprivileg  des  Hauses  der  Ge- 
meinen, 1909. 

I.  Die  juristische  Natur  des  englischen  Parlaments  im 
Mittelalter  vergegenwärtigen  wir  uns  durch  einen  kontrastierenden 
Vergleich  mit  den  zeitgenössischen  Verhältnissen  in  Frankreich.  Es  ist 
1.  Parlament  in  französischem  Sinne,  also  Gerichtshof  und  vornehmlich 
Gerichtshof,  sodann  aber  ist  das  englische  Parlament  auch  noch 
eine  ständige  Versammlung,  wie  die  etats  generaux,  aber  mehr  als 
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ese.  Denn  die  Vertretung  des  dritten  Standes  ruht  in  England  auf 
»Inn  Repräsentativ  gedanken. 

ha-  englische  Parlament  ist  zunächst  Gerichtshof.  Darauf  deutet 
in  erstei  I  inie  der  Ausdruck  Parlament,  der  aus  dem  Französischen 
-Lim  ii  i.  In  Frankreich  ist  das  Wort  »Parlament«  sehr  all  und  weit 
verbreitet1).  Der  Lehenshof  eines  Herzogs  der  !\ormandie,  der  Bretagne 
heißt  »Parlament«.  Der  Ort,  wo  der  Preröt  der  Pariser  Kaufleute 
Recht  sprach,  hieß  »Le  Parloir  aux  Bourgeois«.  »Parloir«  und  »Par- 
lament  -  laufen  non^  m  durcheinander:  »Parloir«  ist-  aber  »locus  ubi  judi- 
ces  Iii  igantes  audiunt2)«,  »Parlament«  also  die  (icrichtsversanimlnng, 
Parloir<  der  Ort  der  Tagung  des  Gerichts.  In  England  taucht  das 
Wort  zunächst  In  der  nicht  offiziellen  Sprache  auf.  Heinrich  III.  spricht 
\"ii  dem  »Parlamentum  Runimede«  seines  Vorgängers3),  Mathaeus 
Parisiensis  \  erwendet  es  zur  Bezeichnung  der  Versammlung,  welche  1237 
Steuern  bewilligt,  sowie  der  Großenversämmlung  von  12464).  Die  offi- 
zielle  Sprache  bedient  sich  seil  den  Provisions  of  Oxford5)  des  Ausdrucks. 
In  der  Statutenrolle  begegnet  er  uns  1.275  beim  Statute  of  Westminster6). 

Die  Parlamente  bis  1295  sind  Gerichtsversammlungen.  Werden 
.um  Ihnen  Gesetze  erlassen  (wie  z.B.  das  Statute  of  Gloucester  von  1278 
oder  das  /weit.'  Westminsterstatut),  so  bedeutet  dies  bloß  die  Ver- 
k  ii  1 1  d  i  ur  ii  ii  g  derselben,  ihre  Anfertigung  war  schon  vorher  durch 
den  Rat  des  Königs  unter  Beihilfe  der  Richter  vorgenommen  worden7). 

Wie  in  Frankreich  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert8),  so  wird  auch 
in  England  an  die  Parlamente  eine  Versammlung  von  Repräsentanten 
der  Stände  angesi  blossen.  Der  Versuch  gelingt  in  England,  und  die 
Verschmelzung  heider  Charaktere  des  Parlaments:  als  Gerichtsver- 
sammlung  und  als  Repräsentantenversammlung  erfolgt  hier  wirk- 
lich,  und  die  Hcpräsentatividee  faßt  hier  tief  Wurzeln.  In  Frankreich 
verkümmert  sie  und  eine  Verschmelzung  jener  Charaktereigenschaften 
des  Parlaments  gelingt  nie:  Parlament  oder  Gerichtshof  und  Stände- 
\  •T-amiiilung  fallen  auseinander.  Nur  indirekt  hat  das  Parlament 
die  Funktionen  einer  Ständevertretung  in  Frankreich  sich  erhalten9). 

Im-  Frage,  die  sieh  nun  erhebt,  ist:  Wie  kommt  es,  daß  Frankreich 
den  Repräsentativgedanken  nicht  in  der  Weise  zur  Lösung  gebracht 
bat  wie  England,  trotz  ähnlicher  Ausgangspunkte? 

äiehe  Ducoudray,  Les  origines  de  Parlement  de  Paris  et  la  justice  aux 
\III'  ei  XIVe  siecles.    Paris  1902,  p.  28.  Er  irrt  aber,  wenn  er  sagt:  »Le  travail 
ii  Frani  -  tut.  au  contraire  de  ce  qui  se  passa  en  Angleterre,  la  principale 
In  England  war  dies  wenigstens  bis  zum  Ende  des 
14.  Jahrhunderts,  wenn  nicht  -pater,  auch  der  Fall.  Vgl.  auch  Langlois,  inRevue 
historique  XLII  (1890),  p.  90. 

2)  Siehe  Ducange  s.  v.  parlatorium  (schon  für  das  Jahr  1130). 

3)  Bibliotheca  Lindesiana  Bd.  V,  p.  LIV. 

;    Hist.  Ang.  II,  393;  III,  5;  siehe  auch  Ghron.  Majora  IV,  518. 
6)  Stubbs,  Select  Charters,  p.  392. 

6)  Statutes  of  the  Realm  I,  26. 

7)  Bibliotheca  Lindesiana  vol.  V,  p.  LIV. 

8)  Viollet,  Histoire  des  Institutions  politiques  III,  p.  180,  185. 
•j  Viollet  a.  a.  O.  III,  p,  331  ff. 
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II.  Die  Entstehung  des  Repräsentativgedankens  und 
Zweikammersystems. 

1.  Der  Hebel  der  Entwicklung,  durch  welche  sich  die  curia  regis, 
-das  magnum  concilium  der  Normannenzeit,  zum  repräsentativen  Staats- 
organ umwandelte,  war  die  Steuerbewilligung1). 

Grundsatz  des  damaligen  Rechts  war,  daß  jeder  Freie  zu  den 
Steuerauflagen,  abgesehen  von  den  durch  das  Lehensrecht  gebotenen 
auxilia,  zustimmen  mußte.  Je  mehr  wegen  der  Kriege  mit  Schottland 
und  Frankreich  die  Staatsausgaben  wuchsen,  desto  notwendiger  war 
es,  den  Ausreden  der  Barone,  Ritter  und  Städte  dadurch  zu  begegnen, 
daß  man  nach  juristischen  Mitteln  sich  umsah,  um  die  Frage  der  er- 
teilten Zustimmung  sicher  und  schnell  zu  lösen.  Das  Majoritätsprinzip 
war  damals  nur  unvollkommen  ausgebildet2),  da  sollte  nun  zunächst 
das  Enquetesystem  aushelfen.  Man  verhandelt  wegen  der  zu  bewil- 
ligenden Steuern  mit  jeder  Klasse  von  Steuerträgern  besonders,  mit 
den  Baronen,  mit  den  Städten,  mit  den  Grafschaften,  den  Juden, 
den  Kaufleuten,  dem  Klerus.  Aber  je  mehr  man  die  Steuergrundlage 
ausdehnen  mußte,  desto  schwieriger  wurde  die  Anwendung  des  Enquete- 
systems. Auch  die  Fiktion  des  Art.  14  der  Magna  Charta,  wonach 
ein  vom  commune  concilium  erlangter  Steuerbeschluß  alle  diejenigen 
band,  welche  geladen  worden,  wenngleich  sie  nicht  wirklich  erschienen 
waren3),  nutzte  wenig.  Einen  interessanten  Beleg  für  diese  Schwierig- 
keiten gibt  ein  Rechtsfall,  zwar  aus  späterer  Zeit,  aber  um  so  mehr 
für  die  vorhergehende  Epoche  charakteristisch4):  da  verweigert  ein 
Abt  die  im  Grafschaftsgericht  bewilligten  Steuern,  weil  sie  nicht  im 
Parlament  und  weil  sie  im  Grafschaftsgericht  ohne  seine  Zustim- 
mung bewilligt  worden  seien.  »Sire  —  sagt  der  Abt  — ,  sie  sehen  wohl 
ein,  daß  ich  Abt  und  einer  der  Granden  des  Reichs  bin,  und  daß  die 
Angelegenheit  weder  im  Parlament  angeordnet  worden,  noch  ich  dem 
zugestimmt  habe.«  Der  Zeit  Edwards  I.  kommt  aber  ein  anderer 
Rechtsgedanke  zu  Hilfe :  die  schärfere  Ausbildung  des  Begriffs  der 
»communitas  terrae«.  Noch  in  der  Zeit  Heinrichs  III.  finden  wir  eine 
unvollkommene  und  untechnische  Verwendung  des  Begriffs5).  Erst 
unter  Edward  I.  wird  der  »communitas  «-Begriff,  der  bis  dahin  auf 
Städte  und  Grafschaften  besonders  angewendet  wurde,  auch  auf  das 
Reich  in  dem  Sinne  bezogen6),  daß  man  auch  dies  als  »Großgrafschaf b«, 
als  communitas,  communitation  ansieht.  Die  praktische  Konsequenz 
war,  daß,  wie  das  Grafschaftsgericht  damals  voll- 


x)  A.  A.  Rieß  a.  a.  O.,  siehe  aber  die  Widerlegung  von  Prothero  E.  H.  R. 
V,  148  ff. 

2)  Plehn  a.  a.  O.  13. 

3)  Ähnlich  wohl  nach  kirchenrechtlicher  Auffassung,  z.  B.  im  Frankenreich 
Loening,  Gesch.  des  deutschen  K.  R.  II,  S.  150. 

4)  11/12  Edw.  III.  Yearbooks  ed.  Horwood,  p.  637. 

5)  Siehe  darüber  Plehn  a.  a.  O.  54.  Tout  in  E.  H.  R.  XVII,  p.  89  über  die 
communitas  bachelariae  Angliae;  mein  engl.  Staatsrecht  I,  236. 

6)  Belege  dafür  in  meinem  engl.  Staatsrecht  I,  237. 
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k  0  in  m  6  n  die  Grafschaft sangehörigen  repräsentiere,  so  auch  die  große 
Reichsversammlung  »las  Reich,  wenigstens  alle  Grafschaftsbewohner 
und  Städter1). 

_.  Doch  wie  wurde  der  Repräsentativgedanke  in  den  Grafschaften 
entwickelt  ? 

Hier  hatte  »ir  sich  bereits  zu  Beginn  des  L2,  Jahrhunderts  voll 
entwickelt8).  Wir  rinden  in  den  Gesetzen  Heinrichs  I.  die  Bestimmung, 
wonach  «Ii»'  I  rteilsfinder  im  Grafschaftsgericht  das  Urteil  aufschieben 
durften,  »donec  senatores  interesse  possint«  -  -  »si  opus  est«.  Doch 
da  es  bloß  in  ihr  Belieben  gelegt  ist,  brauchen  sie  es  gewöhnlich  nicht 
/ii  tun.    Dann  gill  hlol.1  das  l'rleil  der  Anwesenden. 

Wie  entstand  dieser  Repräsentationsgedanke? 

Im  Anfange  war  nicht  das  Repräsentations  r  e  c  h  t  ,  sondern 
die  Repräsentations  p  f  1  i  c  h  t.  Schon  in  der  angelsächsischen  Zeit 
bestand  der  germanische  Gedanke  der  Trennung  von  Schuld  und 
Haftung3).  Wie  im  Frankenreich4),  so  wird  auch  wohl  bei  den  Angel- 
Sachsen  eine  besondere  Haftungsübernahme  (Verbürgung)  für  die  Er- 
füllung  öffentlicher  Pflichten,  die  auf  anderen  lasten,  vorgekommen 
sein.  So  z.  B.  ist  die  Erfüllung  der  einem  Verband  auferlegten  Eides- 
helfer|'lli»  ht:>)  durch  bestimmt«»  Grundbesitzer  im  Nachbarverband, 
ebenso  wie  die  Pflicht  zum  Erscheinen  im  Grafschafts-  oder  Hundert- 
schaftsgericht,  die  von  einem  oder  mehreren  Grundbesitzern  für  den  be- 
treffenden  Kommunalverband  geleistet  wird,  gegeben.  Letztereist  zwar 
zunächsl  nur  für  das  13.  Jahrhundert  bezeugt6),  weist  aber  wohl  auf  eine 
ältere  Zeit  zurück.  Das  Neue,  das  die  Normannen  zur  Verstärkung 
dieser  Rechtsverhältnisse  herbeiführen,  ist  die  Zwangsbürgschaft  (frank- 
pledge).  Die  tethinga  (Zehentschaft)  oder  die  villata  haften  insgesamt 
für  einen  aus  ihrer  Mitte,  der  sich  polizeirechtlich  oder  strafrechtlich 
vergeht,  aber  die  auf  dem  Verbände  lastende  Pflicht  zum  Erscheinen 
im  Hundertschafts-  und  Grafschaftsgericht,  zum  Erscheinen  vor  den 
reisenden  Richtern,  die  auf  dem  Verband  ruhende  Pflicht  zur  Rüge 
presentment)  im  Anklageverfahren,  wird  nur  durch  einzelne  von  ihnen, 
darunter  namentlich  durch  den  capitalis  plegius  oder  den  ihn  in 
größeren  Dörfern  ersetzenden  constabularius7)  versehen.  Der  Pfarrer, 
der  capitalis  plegius,  d.  i.  der  Führer  der  Zehentschaft,  nach  der  sie 
auch  mitunter  den  Namen  führt,  einige  Dorfbewohner,  das  sind  die 


1  Schon  um  1200  behauptet  ein  Londoner  Altertumssammler,  alle  Kommunen 
:  a  Reiches  (worunter  ueben  Städten  auch  Grafschaften  und  Hundertschaften 
verstanden  werden)  vereinige  das  folcmöt  in  London  als  gesetzgebende  Versamm- 
lung.    Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »London«  53. 

2)  Siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Adel«  32. 

Siehe  dazu  Gierke,  in  seinen  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und 
Re<  htsgeschichte,  Nr.  100. 

1   Gierke  a.  a.  O.  169. 

Liebermann  in  der  Festgabe  für  Zeumer  S.  1  ff  und  Sachglossar  »Eides- 
hufe«  7  b. 

•)  P.  &  M.  I2,  S.  537  ff. 

7    Stimson  in  E.  H.  Ii.  X,  p.  631  ff. 
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ersten  Repräsentativvertreter1)  in  der  englischen  Verfassungsgeschichte. 
Ihre  Repräsentationspflicht  beruht  auf  dem  altgermanischen  Gedanken 
der  Trennung  von  Schuld  und  Haftung.  Man  könnte  nun  darin  nichts 
Besonderes  sehen,  als  die  auch  anderwärts  in  germanischen  Gauen, 
wo  der  Genossenschaftsgedanke  vorherrscht,  entstehende  Haftung  der 
Genossenschaft  für  den  einzelnen  und  umgekehrt,  sofern  diese  Haftung 
auf  vorher  genossenschaftlich  eingegangene  Schuld  oder  auf  Delikts- 
grundlage des  einzelnen  oder  der  Genossenschaft  zurückzuführen  wäre2). 
Doch  trifft  dies  nicht  zu.  Denn  zunächst  handelt  es  sich  hierbei  nicht  immer 
um  Haftung  für  eine  von  der  Genossenschaft  als  solche  eingegangene 
Schuld,  sondern  gerade  um  Schuldübernahme  seitens  der  Repräsentativ- 
vertreter mit  der  Wirkung  der  Haftung  des  Verbandes.  So  haften  die 
tethingae  für  Steuern,  welche  ihre  Repräsentativvertreter  versprechen3), 
die  Grafschaft  für  Zahlungen,  welche  durch  einige  ihrer  Mitglieder4) 
oder  durch  das  Graf  Schaftsgericht  versprochen  worden  sind5).  Sodann 
hat  das  englische  Recht  in  unserer  Periode  bereits  die  rohe  Form  der 
Kollektivhaftung,  wonach  in  jedem  Mitglied  des  Verbandes  der  ganze 
Verband  gefaßt  wurde,  bereits  überschritten  und  schon  eine  juristi- 
sche Distanzierung  zwischen  dem  Repräsentierenden  und  dem  Re- 
präsentierten vorgenommen.  Und  dies  ohne  Hilfe  und  Vorbild  des 
römischen  Korporationsbegriffs,  der  diese  Distanzierung  mit  seiner 
Formel,  daß  die  Schulden  der  universitas  nicht  die  der  einzelnen  seien, 
auf  die  Spitze  getrieben  hat.  In  England  versprechen  die  Repräsen- 
tationspflichtigen, und  die  Repräsentierten,  d.  i.  alle  Verbandsange- 
hörigen, haften.  Je  länger  nun  diese  Repräsentationspflichtigen 
im  Grafschaftsgericht  in  den  verschiedenen  Formen  richterlicher  und 
verwaltender  Tätigkeit  zusammenarbeiten6),  desto  rascher  werden  die 

*)  Siehe  Leet,  Jurisdiction  in  the  City  of  Norwich  (Seiden  Society  V),  Introd. 
p.  XLV :  »represented  in  the  eyes  of  the  law  the  collective  responsibility  of  the 
Tithing.« 

2)  Gierkes  »unselbständige  Haftungsform«;  Beispiele  für  England  zu- 
sammengestellt bei  Liebermann,  Sachglossar  »Haftung«,  ferner  Bateson,  Borough 
Customs  I,  115  u.  II,  119  ff. 

3)  The  three  earliest  Subsidies  for  the  County  of  Essex,  vol.  X  der  Sussex 
Record  Society  (1909),  Introd.  p.  XXVI.  In  Sussex  werden  tithings,  die  doch 
nur  für  Polizeizwecke  gebildete  Zwangsverbände  sind,  auch  für  die  Steuerein- 
schätzung und  Steuerhebung  verwendet,  ohne  überhaupt  Dorfschaften,  also  Kom- 
munalverbände darzustellen.  Siehe  Sussex  Record  Society  a.  a.  O.  p.  XXVIII  ff. 
Siehe  auch  Stubbs,  Select  Charters  p.  360:  »sciatis  quod  .  .  .  liberi  homines,  et  vil- 
lani  de  regno  nostro,  concesserunt  nobis  in  auxilium  XL.  partem  omnium  mobilium 
suorum  .  .  .«  und  Stubbs  a.  a.  O.  p.  366,  wo  erzählt  wird,  daß  die  »liberi  homines, 
pro  se  et  suis  villanis«  einen  30.  versprochen  haben. 

4)  Z.  B.  Madox  Exchequer  (ed.  1769)  I,  460  Note  y:  »comitatus  de  sc. 
Dorsetae  et  Sumersetae  debent  C  libras,  per  Willelmum  de  Monte  accuto,  per 
Robertum  Belet,  Radulfum  Luvel ...  et  alios  de  comitatibus,  pro  habendo  Wil- 
le lmo  de  Weroteham  in  forestarium.« 

5)  Z.  B.  Madox  a.  a.  O.  p.  567  Note  n:  »totus  comitatus  Ebor.  debet  XVII I 
III  s.  IUI  d  de  fine  ante  Judicium«,  d.  h.  die  Grafschaft  schuldet,  weil  das  Graf- 
schaftsgericht einen  »finis«,  eine  Geldsumme  versprochen  hatte,  um  das  von  der  Graf- 
schaft oder  dem  Grafschaftsgericht  begangene  Delikt  sühnelos  zu  machen. 

6)  Siehe  weiter  unten  §  20. 
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lokalen  Beziehungen  zur  Dorfschafl  vergessen  und  desto  rascher  kommt 
der  Gedanke  auf,  daß  für  ihre  Tätigkeil  die  Grafschaft  als  solche  hafte1), 
sie  selbsl  für  die  Grafschaft  handeln.  Sehr  befördert  wird  dies  durch 
die  Tatsache,  daß  infolge  des  germanischen  Vollworts  im  Grafschafts- 
gerichl  und  des  Fehlens  des  Majoritätsprinzips2)  eine  Unterscheidung 

verschieden  stimmenden  Mitglieder  unmöglich  ist.  Schon  seit 
der  Zeit  Heinrichs  III.  gelten  sie  oder  ihr  Delogierter  als  Repräsentanten 
der  Grafschaft  vor  dem  Könige.  So  sollen  1226  vier  von  dem  Graf- 
s<  haftsgericht  der  Graf  schul'!  Gloucesler  gewählte  Ritter  vor  dem 
Könige  erscheinen,  um  für  die  Grafschaft  Beschwerden  gegen  den 
Sherifl  vorzubringen  (Kol.  Iii.  claus.  II,  p.  153):  »et  in  proximo  comi- 
tatu  tuo  dicas  militibus  et  probis  hominibus  baillie  tu  quod  quatuor 
de  legali  oribuset  discretioribus  militibus  ex  so  ipsi  eligant  qui  ad.  diem 
illum  sint  apud  Liuc  pro  toto  comitatu8)«  Unter  Edward  I. 
werden  von  jeder  Grafschaft  zwei  Ritter,  die  vom  Grafschaftsgericht 
gewählt  werdfii,  vor  den  König  geladen:  »cartas  super  confirmatione 
Qostra  cartarum  praedictorum  et  literas  nostras  super  dicta  concessione 
pro  ipso  c  o  m  m  u  n  i  t  a  t  e  r  e  c  e  p  t  u  r  i«  (Pari.  Writs  I,  56,  Nr.  12). 
Vier  Grafschaftsritter,  die  vom  Grafschaftsgericht  gewählt  werden, 
vertreten  regelmäßig  das  Grafschaftsurteil  vor  dem  Königsgericht, 
und  handeln  immer  mit  der  Wirkung,  daß  sie  »pro  comitatu«  handeln 
und  ihn  verpflichten.  Sie  nehmen  den  Zweikampf  auf4)  mit  der  Wir- 
kung, daß  sein  Ausgang  die  Grafschaft  verpflichtet.  Hier  ist  ganz 
deutlich  die  Trennung  von  Schuld  und  Haftung  in  ihrer  selbständigen 
F( Tin  wahrzunehmen. 

III.  War  nun  so  der  Repräsentationsgedanke  in  der  Grafschaft 
bereits  erstarkt,  so  lag  nichts  näher,  als  Spezialkommissionen  in  die 
Grafschaften  zu  entsenden,  um  entweder  im  Grafschaftsgericht  die 
Steuerbewilligung  direkt  zu  erwirken  oder  indirekt  durch  Beteiligung 
der  Jury  an  der  Steuereinschätzung  die  Zustimmung  der  Grafschaft 
zur  Steuer  zu  erlangen  (Stubbs  I,  619  ff.). 

Ein  hübsches  Beispiel  für  die  Art,  wie  solche  Verhandlungen  im 
Grafschaftsgerich.1  geführt  wurden,  gibt  ein  Aktenstück  aus  dem  Jahre 
L3376),  längst  schon,  nachdem  das  Modelparlament  geschaffen  war, 
aber  trotzdem  aueb  für  die  frühere  Zeit  belehrend.  Da  erscheint  der 
Erzbischof  von  Coventry  und  Lichfield,  Radolfus  Basset  und  Rogerus 
de  Swynerton,  im  Grafschaftsgericht  von  Staffordshire,  um  die  Steuer- 
forderung  des  Königs  zu  überbringen  (»ad  exponendum  archiepis- 
copis,  episcopis,  abbatibus,  prioribus,  comitibus,  baronibus,  militibus, 

inis  villarum,  mercatoribus,  et  aliis  ibidem  conventuris  ea  que 


1   Z.  B.   totus  comitatus  Norfolciae  debet  XI  1  pro  falso  judicio. 
-    -        Lege*  Henrici  31,  2;  Liebermann  I,  564.  Siehe  auch  Maitlands  An- 
_  zum  Rechtsfall  Nr.  1730  in  Bractons  Note  book  III,  5673.  Siehe  für  das 
germ.  Reeb.1  v.  Amira,  Grundriß  205. 

Ahnlich  Rot.  Ii t.  claus.  II,  212. 
•    Rechtsfall  Nr.  1436  in  Bractons  Note  Book  ed.  Maitland  III,  p.  388  f. 
5)  Mitgeteilt  von  James  F.  Willard  in  E.  H.  R.  21,  p.  730  f. 
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in  cedula  infra  breve  eis  directum  inclusa  continentur»).  Der  Sheriff 
hatte  das  königliche  Einberufungsschreiben  des  Grafschaftsgerichts 
kurz  vorher  erhalten,  und  es  waren  daher  nur  wenige  maßgebende  Per- 
sönlichkeiten erschienen.  Sonnabend  hatte  er  das  Schreiben  erhalten, 
Dienstag  fand  die  erste  Versammlung  statt.  Es  stellte  sich  nun  die 
Notwendigkeit  heraus,  die  Grafschaftsversammlung  auf  acht  Tage  zu 
vertagen  (»quo  die  propter  brevitatem  premunicionis,  eo  quod  vice- 
comes  die  sabbati  praecedente  primo  breve  suum  receperat,  pauci 
milites  et  domini  villarum  comparuerunt,  et  propter  paucitatem  eorum 
nichil  facere  voluerunt,  sed  pecierunt  prorogationem  illius  diei  ut 
majores  et  plures  pares  dicti  comitatus  habere 
possent,  quibus  datus  fuit  dies  in  eodem  loco  ad  illum  diem  Martis 
in  octo  dies«).  Inzwischen  wird  dem  Sheriff  aufgetragen,  in  allen  Handels- 
plätzen und  anderen  Orten,  wo  es  ihm  angezeigt  scheint,  die  nächste 
Grafschaftsversammlung  sorgfältig  anzukündigen,  damit  die  Fehlenden 
kämen  (»et  praeceptum  erat  vicecomiti  quod  interim  diligenter  pro- 
clamari  faceret  in  singulis  villis  mercatoriis  et  locis  aliis  ubi  expediens 
visum  fuit  quod  omnes  supra  nominati  comparerent  ibidem  die  Martis 
supra  dicto«).  Diese  erscheinen  am  festgesetzten  Tage,  und  zwar 
mehrere  Ritter,  Große  und  Gutsherren,  Handelsleute  und  andere.  Sie 
erfahren  den  Grund  ihrer  Berufung  und  verlangen,  daß  sie,  jeder  Stand 
für  sich,  miteinander  beratschlagen  könnten  (»qui  advenientes  com- 
paruerunt coram  predictis  episcopo,  Radulfo,  et  Rogero  plures  milites, 
domini  villarum,  mercatores  et  alii  qui  expositis  eis  causis  vocacionis 
predicte  pecierunt  quod  possent  in  suis  gradibus  habere  inter 
se  colloquium  et  tractatum«).  Daraufhin  bewilligen  die  Ritter  und 
großen  Gutsherren  für  sich  und  für  die  andern,  »die  ihnen  zustimmen«, 
die  Steuer  (»quo  habito  milites  et  domini  villarum  prope  et  aliis 
sibi  consencientibus  concesserunt  domino  nostro  Regi  in 
subsidium  guerre  sue  de  qualibet  librata  terre  XII  d«).  Darauf  bewil- 
ligen die  »mercatores«,  die  im  Grafschaftsgericht  anwesend  waren,  für 
die  einzelnen  Handelsplätze  der  Grafschaft  (nämlich  Stafford,  Lichfield, 
Villa  Novi  Castri  subtus  Lymann,  Wolverhampton,  Burton  am  Trent, 
Bomley,  Telentale,  Tamworth  in  der  Grafschaft  Stafford,  Stone,  Tutte- 
bury,  Eccleshale,  Wolsale,  Uttoxaches)  bestimmte  Geldsummen.  Für 
das  Versprechen  jedes  Stadtvertreters  haftet  seit  alters  her  jeder  Bürger 
der  Stadt.  Das  galt,  wie  wir  schon  längst  wissen,  für  alle  Privat- 
schulden jedes  einzelnen1).  Es  galt  aber  auch  für  die  öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtungen.  Aber  auch  für  die  Grafschaftsangehörigen 
herrschte  der  Grundsatz  vor,  daß  das,  was  der  Vertreter  im  Grafschafts- 
gericht zusagt,  von  den  übrigen  Nichtanwesenden  getragen  werden 
muß,  daß  diese  Nichtanwesenden  als  »consentientes«  einfach  fingiert 
werden,  trotzdem  ein  wahrer  Consens  niemals  stattgefunden  haben 
kann.    Denn  wie  der  vorliegende  Fall  zeigt:  die  Graf  Schafts  Vertreter 

J)  Wir  finden  diese  Kollektivverantwortlichkeit  der  Städter,  z.  B.  für  das 
Denagield,  schon  in  Domesday  Book.  Siehe  K.  H.  Round  in  Domesday-Book  Studies 
1888, 1,  129 ff.   Siehe  auch  Dialogus  de  scaccario  XXII  bei  Stubbs  (Sei.  Charters  235). 
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haben  erst  im  t'<  r  a  t  b  c  Ii  af  ts  g  e  r  icht  den  Grund  ihrer  Berufung 
erfahren.  So  ist  denn  nachgewiesen,  daß  der  Repräsentationsgedanke 
au!  dem  Gedanken  der  Repräsentationspflichl  ruht  und  nur  möglich 
ist  bei  Anerkennung  des  altffermanisehen  (inmdsafzes  der  Trennuno- 
von  Schuld  und  Haftung, 

;.  Hatte  mau  iiiiii  einmal  die  Idee,  dal.)  mau  im  (irafschaftsgericht 
die  Repräsentanten  aller  ("irafsrhaflsangehörigen  verpflichten  konnte 
und  dadurch  die  gesamte  Grafschaft,  so  durfte  man  bequem  noch  einen 
Schritt  weiter  gehen  und  die  Grafschaftsvertretung  einfach  nach  Lon- 
don1)  oder  Bonst  vor  des  Königs  Rai  laden.  Man  ersparte  auf  diese  Weise 
die  Mühe,  Kommissäre  in  die  einzelnen  Grafschaften  zu  schicken2). 
Bei  der  Gelegenheit  ließen  sich  alle  möglichen  Beschwerden  vor  den 
König  bringen,  wie  dies  ja  teilweise  schon  zu  Beginn  des  13.  Jahr- 
hunderts wie  wir  oben  sahen  geschehen  war.  Der  König  möchte 
auch  gern  bo  unter  der  Hand  erfahren,  wie  seine  Beamten  in  den  Graf- 
schaften wirtschaften.  Offizielle  Nachricht  hat  er  durch  seinen  Rat 
(■  uria  regis)  und  reisende  Richter.  Aber  die  »inoffizielle«  Kenntnis- 
nahme3), das  ist's,  was  er  braucht.  Freilich  überwiegt  daneben  noch 
das  richterliche  Geschäft  im  königlichen  Rat;  die  commons  sind  im 
L3.  Jahrhundert  immer  Anhängsel  der  curia  regis4),  aber  man  debattiert 
über  Steuern  und  bewilligt  solche,  der  königliche  Rat  fordert  sie,  die 
ons  bewilligen  sie.  Aus  dem  früheren  »colloquium«  wird  seit  der 
Mitte  .!.•>  Jahrhunderts  ein  parliamentum.  Des  Königs  Parlament5) 
I  dem  »Verhandeln«,  und  das  Verhandeln  dreht  sich  um  Bewilligung 
von  Steuern,  Erledigung  von  Beschwerden  (sog.  petitiones). 

i  auch  wenn  die  Grafschaftsvertreter  in  Westminster  oder 
London  erscheinen,  sie  müssen  es  und  ihre  Pflicht,  die  Reprä- 
B(  ntationspflicht,  wird  durch  Bürgen  garantiert,  welche 
gleich  bei  der  Wahl  für  das  pünktliche  Erscheinen  der  Grafschafts- 
vertreter gestelH  wurden.  Die  Städte,  denen  die  Repräsentations- 
p  flicht  unangenehm  ist,  möchten  sich  dem  entziehen.  Manchmal 
gelingt  es  ihnen.  Die  Einberufungsmaschine  der  Parlamentsvertreter 
funktioniert  schlecht,  der  Sheriff  schickt  die  Schreiben  an  die  Hun- 
derts-  lia H -hallih'n.  diese  an  die  Stadtoberhäupter.  Auf  diesem  um- 
Btändlichen  Wege  kann  das  Schreiben  ganz  verschwinden.  Die  Stadt 
wird  ihrer  Repräsentationspflicht  ledig  und  ist  dessen  froh.  Nur  dort, 
wo  direkte  Berufung  von  Seiten  desSheriffs  erfolgt,  also  in  den  den  Hun- 
dertschaften   direkt    gleichsiehenden  großen   Städten,  ist  dies  nicht 

Weh  hes  VorbUd  vielleichl  für  'lies  gerade  maßgebend  war,  haben  wir  oben 
|  i  Schlußanmerkung  erwähnt. 

-   Ähniii  Ii  auch  in  Irland,  wo  um  diese  Zeit  ebenfalls  die  Grundlage  der  Par- 
ing  gel  gt  wurde.    Siehe  Calendar  of  the  Justiciary  Rolls  (3 — 31 
Edward  LJ  ed.  3.  Mills,  Dublin  1905,  p.  304  f. 

Maitland  in  seiner  Einleitung  zu  Records  of  the  Parliament  holden 
;<t  W-tminsb-r    K505).  Roll  Series  1893,  p.  LXXV. 
*)  Maitland  a.  a.  O.  LXXXVIII. 

8i(  h    Murrays  großes  Wörterbuch  verbo  Parliament  Nr.  2.    Math.  Paris. 
1237    1259  sprichl  in  seiner  Hist.  Angliae,  Roll  Series  II,  393  zuerst  davon. 
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möglich.  Aber  der  Sheriff  kann  auch  hier  die  Stadt  durschschlüpfen 
lassen,  und  sie  braucht  einen  Vertreter  nicht  zu  senden.  Was  lehrt 
dies  alles:  daß  auch  nach  der  Konzentration  von  Grafschafts-  und 
Stadtvertretern  in  London,  Westminster  oder  an  einem  anderen  Orte 
die  Repräsentations  p  f  1  i  c  h  t  der  Kern  des  Repräsentationsgedankens 
ist.  Erst  in  der  Zeit  der  Tudors  und  später  wird  diese  Pflicht  höher 
geschätzt,  und  rein  durch  Umwertung  der  sozialen  Werte  wird  aus 
der  Repräsentations  p  f  1  i  c  h  t  des  Mittelalters  —  ein  Repräsentations- 
recht. Die  Repräsentations  p  f  1  i  c  h  t  aber  ist  nur  die  andere  Seite 
der  germanischen  Trennung  von  Schuld  und  Haftung. 

4.  In  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  ist  der  Repräsen- 
tativgedanke schon  in  der  Volksüberzeugung  fest  eingewurzelt.  Der 
Modus  tenendi  parliamentum ,  der  wohl  schon  in  die  erste  Zeit  der 
Regierung  Richards  II.1)  fällt,  sagt  (Stubbs  Select  Charters,  p.  512): 
»et  ideo  opportet  omnia  quae  affirmari,  vel  concedi  vel  negari,  vel  fieri 
debent  per  parliamentum,  per  communitatem  parliamenti  concedi 
debent,  quae  ex  tribus  gradibus  sive  generibus  parliamenti,  scilicet 
ex  procuratoribus  cleri,  militibus  comitatuum,  civibus  et  burgensibus, 
qui  repraesentant  totam  communitatem  Angliae,  et 
non  de  magnatibus,  quia  quilibet  eorum  est  pro  sua  propria  persona 
ad  parliamentum  et  pro  nulla  alia. «  Und  ferner  wird,  als  im  d  r  i  1 1  e  n 
Regierungsjahre  Heinrichs  V.  die  Großen  den  auf  ihren 
Immunitäten  wohnenden  Bauern2)  die  Beitragsleistung  zu  den  Diäten 
der  Grafschaftsabgeordneten  verbieten,  ihnen  entgegengehalten,  die 
letzteren  wären  nicht  etwa  für  eine  Grafschaft  oder  Immunität,  sondern 
für  das  ganze  Reich3)  gewählt.  Ja  selbst  das  Parlament  als  solches, 
nicht  bloß  das  Unterhaus,  wird  als  ein  das  Gesamtreich  repräsentierendes 
Staatsorgan  bereits  1365  aufgefaßt.  (Rechtsfall  in  Yearbooks  Ed.  III., 
Fol.  7:  Richter  Thorp:  »car  le  parliament  represent  le  corps  de  tout 
le  Realme.«) 

x)  Siehe  den  Nachweis  in  meiner  Abhandlung:  Tübinger  Ztschr.  f.  Stw.,  57. Bd. 
S.  187  ff. 

2)  Die  auf  ihren  Domänen  wohnenden  Hörigen  waren  natürlich  ausgenommen, 
da  der  Hörige  durch  seinen  Lord  seit  jeher  vor  Gericht  vertreten  wird. 

3)  Rot.  pari.  IV,  76:  »Considerantz  que  les  ditz  Chivalers  en  chescun  Counte, 
sont  esluz  et  veignent  si  bien  pur  les  ditz  franchises,  come  pur  le  remnant  des  ditz 
Countes  parmy  tout  le  Roialme  d'Engleterre«.  Sussmann,  Das  Budgetprivileg 
a.  a.  O.  S.  60  f.,  bestreitet,  daß  in  obigen  Zeilen  der  Gedanke  einer  Repräsentation 
für  das  ganze  Volk  gelegen  sei.  Nur  die  Repräsentation  jeder  Grafschaft  durch  den 
von  ihr  Gewählten  komme  darin  zum  Ausdruck.  Es  ist  ihm  aber  wohl  entgangen, 
daß  wir  für  obigen  Satz  eine  klassische  Interpretation  auch  in  Rot.  pari.  III,  293  b 
haben,  wo  es  aus  gleichem  Anlaß  (schon  zur  Zeit  Richards  II.  seit  1391)  heißt: 
»Item  prie,  la  Commune  que  come  les  Gages  des  Chivalers  venantz  al  Parlement 
pur  Countees,  soleient  estre  levez  des  Fees  de  Chivaler  parmy  Countees  si  bien 
deinz  Franchises  come  dehors,  et  ore  certeines  Fees  queux  sont  en  les  mayns  des 
diverses  Tenantz  des  Seigneurs  des  Franchises,  queux  Seigneurs  veignent  au  Parle- 
ment par  somonce,  ne  paient  riens  as  ditz  expenses,  en  grant  oppression  du  people : 
Que  plese  ordeiner,  desicome  les  ditz  Chevaliers  sont  a  chescun 
Parlement  pur  tout  la  Commune  des  Countees,  et  les  Seigneurs 
des  ditz  Franchises  soulement  pur  lour  mesmes,  que  les  ditz  Gages  soient  des  omes 
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5.  Das  Zweikammersystem  entwickelt  sich  in  England  seit  der 
Mitte  des  I  '».  Jahrhunderts,  Noch  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts beräl  mit  unter  jeder  Stand  für  sich  gesondert1),  mitunter 
auch  in  einem   besonderen   Kaum-).    Seit   1352  wird  für  die  Ge- 

en  das  Kapitelhaus  der  \\  estmiuslerabfei  gewöhnlich  als  Tagungs- 
ort  bezeichnet.  Da  ist  bereits  der  Ahsomlerungsprozeß  der  Gemeinen 
von  den  Lords  wohl  abgeschlossen.  Da/u  trug  einerseits  die  Tatsache 
bei,  daß  Inzwischen  die  l  mw  andlung  des  bYudalrechls  in  Common  Law 
Grafschaftsritter  und  Stadtvertreter  einander  nahebrachte,  ander- 
seits der  I  m stand,  daß  die  Lords  noch  immer  sich  in  erster  Linie 
als  Berater  des  Königs,  als  magnum  concilium,  als  Urteilfinder  eines 
parliamentum  ansahen.  Der  Absonderungsprozeß  nach  unten  mar- 
kiert insbesondere  die  Ausbildung  des  Pairprivilegs  nach  fran- 
ösischem  Muster,  wonach  die  peers  nur  von  ihresgleichen  Urteil  ent- 

anehmen  wollen.  Ursprünglich  —  noch  in  dem  bekannten  Artikel  39 
der  Magna  Charta  bedeutete  das  Judicium  parium  nur,  wie  auch 
sonst  im  kontinentalen  Recht ,  den  Anspruch  jedes  Vasallen,  von  seinem 
Mitvasall«'ii  abgeui"teilt  zu  werden.  Allmählich,  unter  Einflüssen  von 
l'rankiviclr5).  wo  sich  bereits  seit,  dem  13.  Jahrhundert  die  Pairs  als 
besi  »ndere  ständische  k  lasse  durchzusetzen  wissen,  kommt  das  besondere 
Standesprivileg  auf.  Im  14.  Jahrhundert  wird  die  Magna  Charta  schon 
so  verstanden  und  im  15.  Regierungsjahr  Edwards  III.  stellt  ein  aus 
Lords  und  Richtern  bestehendes  Komitee  fest,  daß  nach  dem  Rechte 
kein  peer  des  Reiches  anders  als  vor  seinesgleichen  und  im  Parlament 
angeklagl  und  verurteilt  werden  könnte4).  Ein  darauf  hinausgehendes 
Statut  wird  zwar  vom  König  im  folgenden  Parlament  aufgehoben, 
aber  seil  dem  Ende  der  Regierung  Richards  IL  besteht  es  voll  zu  Recht. 
Eis  is1  m  England  wie  in  Frankreich  ein  Mittel  des  hohen  Adels,  sich 
nach  unter  ständisch  abzuschließen. 


levez  de  toutz  Les  Fees  des  Chivalerz  avaunt  ditz,  si  bien  dedeinz  Franchise  come 
dehors  .  .  .  ■  Hier  ist  höchst  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  die  Grafschafts- 
n  die  ganze  Volksgemeinschaft  der  Grafschaften  vertreten,  während  die 
die  persönlich  zum  Parlament  geladen  werden,  nur  sich  selbst  vertreten.  Daß 
Repräsentationsgedanke  in  der  oben  im  Texte  geschilderten  Weise  in  der  Zeit 
irds  III.  zu  k-  im.  ii  beginnt,  ergibt  das  Gesetz,  46  Edw.  III  von  1372,  Rot.  pari. 
II.  310  b,  welches  den  Ausschluß  der  Berufsjuristen  aus  dem  Parlament  anordnet. 
In  <!•  •  Kinkiturig  wird  als  Begründung  dieses  Ausschlusses  angeführt,  sie  brächten 
Petit i ' •  i j •  ■  1 1    im  ViiiM-ii  der  Gemeinen«  vor,  während  diese  in  Wirklichkeit  nur  ein- 
zelne Personen,  unter  denen  die  Berufsjuristen  wohnten,   angingen   (»purce  que 
Lej  que  pursuenl  diverses  busoignes  en  les  Courts  le  Roi  pur  singulers 
<)u>  u\  il-  sonf,  prorun-nl  et  ,  font  mettre  plusours  Petitions  en  Parlementz 
Ii  Communes.  que  rien  lour  touche  mes  soulement  les  singulers  persones 
ove  queux  ils  sont  demorez«). 

]    Rot.  pari.  II,  60  (1331)  und  64,  67  (1332). 
*)  Rot.  pari.  II,  227  (1341). 

Siehe  darüber  Harcourt  a.  a.  O.  245  ff. 

Brai  ton  toi.  412  verlangt  die  Verurteilung  derpeers  durch  ihre  »pares«^ 
Könige  angeklagt  wurden,  da  der  König  nicht  Richter  und  Partei 
zugleich  sein  dürfe. 
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Die  Loslösung  nach  oben,  insbesondere  von  dem  Zusammenhang 
mit  dem  engen  Rat  des  Königs,  erfolgt,  wie  wir  noch  sehen  werden 
(§  18),  seit  der  Zeit  Richards  II.  Am  Ausgange  des  Mittelalters, 
zu  Beginn  der  Neuzeit,  ist  der  Absonderungsprozeß  vollendet1). 

III.  Die  Zusammensetzung. 

Das  Oberhaus  setzt  sich  aus  Herzogen,  Markgrafen  (mar- 
chiones),  aus  Grafen  (earls),  Viscounts  (vicecomites)  und  Baronen 
(barones)  zusammen.  Alle  diese  Würden  sind  im  Mannesstamm  ver- 
erblich, aber  sie  sind  eben  bloß  Würden  (dignities),  bei  denen  es  auf  die 
lehensrechtliche  Basis  und  Funktion  von  ehedem  nicht  mehr  ankommt. 
Man  kann  am  Schlüsse  des  Mittelalters  auch  ohne  besonders  qualifizierten 
Lehensbesitz  zu  haben,  zum  Peer  und  damit  zum  Lord  (mit  Sitz  und 
Stimme  im  Oberhause)  kreiert  werden.  Seit  Heinrich  VI.  kommt  wirk- 
liche Vergabung  von  Grund  und  Boden  in  Verbindung  mit  der  Kreierung 
zum  Grafen  nicht  mehr  vor.  Ähnlich  verleiht  der  König  ohne  Rück- 
sicht auf  Lehensbesitz  die  Baronenwürde  mittels  writ  of  summons, 
d.  i.  mittels  Einberufungsschreiben  zum  Parlament.  Der  so  Einberufene 
muß  wirklich  auf  Grund  des  Schreibens  im  Oberhause  Platz  genommen 
haben,  um  seine  Würde  auf  die  Nachkommen  zu  vererben,  während 
dies  bei  der  Kreierung  durch  königliches  Patent  nicht  notwendig  ist2). 
Aus  dem  alten  Lehensadel  ist  so  ein  Briefadel  geworden. 

Die  Zusammensetzung  des  Unterhauses  vollzog 
sich  auf  Grund  eines  Wahlrechts,  das  zunächst  auf  ziemlich  breiter, 
demokratischer  Basis  ruhte,  wenngleich  besondere  Vorschriften  über 
Wahlrecht  und  Wahlverfahren  in  alter  Zeit  nicht  gegeben  waren.  In 
den  Grafschaften  hatte  die  Grafschaftsversammlung  das  Recht,  die 
Abgeordneten  zu  ernennen.  In  dieser  Graf  Schaftsversammlung  finden 
wir  die  gesamte  ländliche  Bevölkerung  Englands  in  ihren  einzelnen 
Elementen,  nämlich  den  Großgrundherren,  den  Baronen,  den  mittleren 
Grundbesitzern,  den  Rittern  resp.  squires,  den  kleineren,  freien  Grund- 
besitzern, den  yeomen.  Die  Großgrundherren  konnten  Bevollmächtigte 
senden  und  taten  dies  auch  regelmäßig  seit  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts. Am  meisten  vertreten  waren  die  Ritter  und  die  kleinen 
Freisassen.  Eine  Abgrenzung  dieser  zum  Erscheinen  in  der  Graf- 
schaftsversammlung Berechtigten  resp.  Verpflichteten  war  dadurch 
gegeben,  daß,  wie  Maitland  nachgewiesen  hat,  dieses  Recht  resp. 
diese  Pflicht  (nicht  aller!)  auf  einem  bestimmten  Grundbesitze  lastete. 
Anfangs  wurde  eine  besondere  Wahlversammlung  nicht  konstituiert, 
neben  anderen  Geschäften  wurde  auch  die  Bestimmung  der  Parla- 
mentsvertreter vorgenommen.  Das  Majoritätsprinzip  war  im  Mittel- 
alter nicht  bekannt,  infolgedessen  vereinfachte  sich  auch  das  Wahl- 
verfahren. Besonders  angesehene  Personen  traten  vor  und  schlugen 
den  einen  oder  anderen  als  Parlamentsvertreter  vor.  Die  Versamm- 
lung gab  durch  Akklamation  ihre  Zustimmung,  über  die  Einsprüche 

x)  Siehe  Belege  in  meinem  engl.  Staatsrecht  I,  S.  239  u.  240. 

2)  Siehe  über  diese  Entwicklung  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S.  306 — 315. 
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kleiner  und  unbedeutender  Leute  wurde  einfach  hinweggegangen. 
Die  angesehenen  Männer  der  Grafschaft  bestimmten  tatsächlich 
die  Wahl.  Natürlich  konnte  auch  der  Sheriff  unter  diesen  Umständen 
viel  Mißbrauch  treiben  und  nur  dun  genehme  Personen  durchbringen. 
I  in  solche  Mißbräuche  zu  verhindern,  beginnt  seit  Heinrich  IV. 
die  Gesetzgebung  zu  arbeiten.  Es  ist  zunächst  ein  Gesotz  aus  dem 
Jahre  1406  (7  Henr.  I\.  c.  welches  bestimmt,  daß  in  der  näch- 
sten Grafschaftsversammlung  muh  dem  Ausschreiben  eines  Par- 
ents  Tag  und  Zweck  desselben  ordentlich  bekannt  gemacht  werden 
sollen.  Die  in  der  Versammlung  anwesenden  Grafschaftsgenossen 
haben  soforl  die  Wahl  vorzunehmen,  welche  frei  und  durch  Bitte  oder 
Befehl  ungehindert  stattzufinden  hätte.  Nach  der  Wahl  sind  die  Namen 
der  Gewählten  urkundlich  festzustellen,  wobei  die  Urkunde  mit  dem 
S  .1  aller  beteiligten  Wähler  besiegelt  worden  muß.  Durch  dieses 
Gesetz  ist  zunächsl  ordnungsgemäße  Wahl  und  ein  richtiger  Wahlbericht 
(return)  ur' >si<  hert.  Um  dies  auch  gerichtlich  zu  kontrollieren,  wird  durch 
ein  Bpäteres  Gesetz  (4  Henr.  II.  c.  I)  den  Assisenrichtern  die  Befugnis 
legt,  die  Wahlberichte  (returns)  zu  untersuchen  und  den  Sheriff, 
wenn  er  das  Gesetz  verletzt  haben  sollte,  zu  bestrafen.  Um  ferner  die 
unbefugte  Teilnahme  fremder  Personen  zu  vorhindern,  wird  durch  ein 
Gesetz  aus  dem  Jahre  L413  (I  Henr.  V,  c.  I)  bestimmt,  daß  sowohl 
Wähler  als  Gewählte  der  zu  vertretenden  Grafschaft  angehören  müssen. 
Durch  die  soziale  Revolution  seit  Richard  IL,  insbesondere  durch  das 
Auftreten  der  großen  Gefolgschaften  der  Feudalherren  (liveries),  waren 
di<  <  Grafschaft  sversammlungen  für  Wahlzwecke  eine  freie  Beute  der  mäch- 
I  igen  Großgrundbesitzer,  die  es  verstanden,  die  nur  ihnen  genehmen 
KJbgeordneten  durch  die  Wahl  zu  bringen.  Um  nun  eine  Unabhängig- 
keil  der  Grafschaften  gegenüber  diesen  Großgrundherren  zu  schaffen, 
bestimmt  ein  Gesetz  von  1429  (8  Henr.  VI,  c.  7),  nachdem  es  zuvor 
feststellt,  daß  die  Parlamentswahlen  in  mehreren  Grafschaften  durch 
eine  zu  große  Zahl  von  Personen,  die  meist  Leute  von  geringem  Ver- 
mögen  und  keinerlei  Ansehen  wären,  vorgenommen  würden,  daß  in 
Hinkunft  nur  diejenigen  Grafschaftsgenossen  wahlberechtigt  sein  sollen, 
welche  von  ihrem  freien  Grundbesitz  (freehold)  nach  Abzug  aller  Ab- 
gaben  eine  Jahresrente  von  40  sh  bezögen.  Gewählt  sollte  nur  derjenige 
werden,  welcher  die  größte  Zahl  der  Stimmen  (le  greindre  nombre) 
von  den  Wählern  erhalten  habe  (»et  ceux  qui  ount  le  greindre  nombre 
de  yceulx  qui  poient  expendre  p.  an  40  sh  et  outre  come  desuis  est  dit, 
t  retournez  par  les  Viscontz  de  chescun  Gountee  Chivalers  pur  le 
Parlament «). 

Freilich  das  strikte  Majoritätsprinzip  war  damit  noch  keineswegs 
zum  Durchbruch  gelangt.  Durch  genaues  Zählen  wurde  die  Majorität 
nicht  festgestellt,  sondern  nur  ungefähr  nach  Schätzung  des  wahllei- 
tenden  Sheriffs.  Ks  wurde  nämlich  der  Wahlakt  in  zwei  Teile  geteilt, 
die  Nomination  der  Kandidaten  und  die  eigentliche  Abstimmung. 
Die  Kandidaten  werden  vorgeschlagen,  erscheinen  auf  der  Tribüne 
und  halten  eine  Ansprache  an  die  Wähler.    Die  Abstimmung  erfolgt 
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dann  durch  Handaufheben.  Hierauf  nimmt  der  Sheriff  die  Schätzung 
der  Zahl  der  aufgehobenen  Hände  vor  und  entscheidet  danach,  wer  die 
Majorität  für  sich  habe.  Den  Abschluß  dieser  Gesetzgebung  über  das 
aktive  Wahlrecht  und  das  Wahlverfahren  bildet  das  oben  angeführte 
Gesetz  von  1429  auch  insofern,  als  dem  Sheriff  die  Befugnis  beigelegt 
wird,  die  Wähler  über  ihr  Einkommen  zu  vernehmen.  Der  Kreis  der 
Wahlberechtigten  ist  somit  im  Gegensatz  zur  Vergangenheit  ge- 
schlossen. 

Die  Wählbarkeit  zum  Parlament  wurde  in  der  ersten  Zeit  einzig 
und  allein  durch  die  Anordnungen  des  Königs  bestimmt.  Er  ordnete 
an  von  welcher  Beschaffenheit  die  Person  sein  sollte,  die  zum  Par- 
lament entsandt  wurde.  Da  sich  aber  diese  königlichen  Wahlausschrei- 
bungen nur  in  sehr  allgemeinen  Ausdrücken  bewegten,  z.  B.  die  Sheriffs 
anwiesen  homines  discretiores,  aptiores  oder  ad  laborandum  potentiores 
zu  entsenden,  so  machte  sich  der  Einfluß  derSheriffs  hier  ebenso  geltend, 
wie  beim  Wahlrecht.  Ausdrücklich  ausgeschlossen  wurden  nur  zwei 
Klassen  von  Personen  (Gesetz  von  1372,  46  Ed.  III.,  Stat.  of  the 
Realm  I,  394):  Sheriffs  und  Advokaten.  Damit  war  übrigens  nur 
ausgedrückt,  was  schon  früher  durch  die  sog.  Nolumusklausel  in  den 
Wahlausschreibungen  festgesetzt  war  (»nolumus  autem  quod  tu 
aut  aliquis  alius  Vicecomes  regni  nostri  aut  apprenticius  aut  aliquis 
homo  ad  legem  aliqualiter  sit  electus«).  Dadurch  sollte  einerseits 
die  Unparteilichkeit  der  Sheriffs  gesichert,  anderseits  durch  Ausschluß 
der  Advokaten  die  Interesselosigkeit  der  Grafschaftsvertreter  befördert 
werden.  Die  Gesetze  von  1413  und  1429  bestimmten,  daß  die  Ge- 
wählten der  Grafschaft  angehören  mußten,  welche  sie  zum  Parlament 
entsandte.  Auch  hierin  liegt  eine  gewisse  Beschränkung  der  Wähl- 
barkeit. Schließlich  stellt  das  Gesetz  von  1445  (13  Henr.  IV.,  c.  14) 
fest,  daß  die  Grafschaftsvertreter  im  Parlament  angesehene  Ritter  der 
Grafschaft  oder  mindestens  esquires  oder  gentlemen  von  Geburt  sein 
sollten,  welche  die  Fähigkeit  besäßen,  Ritter  zu  werden.  Ausgeschlossen 
werden  Personen,  welche  sich  im  Range  eines  Vasallen  oder  in 
einem  noch  niedrigeren  Range  befanden.  »Issint  que  les  Chivalers  dez 
Counteez  pur  le  Parlement  en  apres  a  esliers  soient  notables  Chivalers 
des  mesmez  les  Counteez  pur  le  queux  ils  serront  issint  ezluz  ou  autre- 
ment  tiels  notablez  Esquiers  gentilshommes  del  Nativite  des  mesmes 
les  Counteez  come  soient  ablez  destre  Chivalers;  et  nul  homme  destre 
tel  Chivaler  que  estaise  en  la  degree  de  vadlet  et  dessouth.« 

Dadurch  wurde  die  Unabhängigkeit  der  gewählten  Grafschafts- 
vertreter gegenüber  den  mächtigen  Lords  gesichert.  Das  Gesetz  zeigt 
dieselbe  Tendenz  für  das  passive  wie  das  von  1429  für  das  aktive  Wahl- 
recht. In  den  Städten  herrschte  in  bezug  auf  Parlamentswahl,  wie  wir 
noch  weiter  unten  (§21)  hören  werden,  große  Verschiedenheit,  welche 
das  städtische  Parlamentsrecht  bald  auf  breiter  demokratischer  Basis 
darstellt,  bald  einer  kleinen  Oligarchie  von  Stadtpatriziern  überant- 
wortet. Bemerkt  sei  noch  zum  Schlüsse,  daß  in  dieser  Zeit  die  Graf- 
schaften Durham  und  Chester  als  selbständige  Palatinate  im  Unterhause 
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nicht  vertreten  sind.  Vidi  die  regelmäßige  Vertretung  von  Wales 
gehört  erst  der  neuen  Zeit  seit  Heinrich  VIII.  an. 

IV.   Die  Funktionen  des  Parlaments. 

In  der  ersten  Zeit  unter  Edward  L  dürfen  wir  uns  die  Tätigkeit 
des  l  nterhauses,  die  Beteiligung  an  der  Staatsherrschaft  nicht  gar 
eu  bedeutend  vorstellen.  Der  hauptsächliche  /weck,  für  den  es  einbe- 
d  wnd.  ist,  die  Beschwerden  ans  den  Grafschaften  zur  Kenntnis 
di  -  Königs  und  seines  Kais  zu  bringen  und  das  zu  tun,  was  der  König 
und  Bein  Rat  ihre  vorschreibt.  »Ad  faciendum  quod  tunc  de  communi 
consilio  ordinabitur  in  praemissis  (z.B.  Pari.  Writs  I.  138, 5)1). 

Bs  sind  die  Commons  zunächst  bloß  ein  Anhängsel  des  Königs 
in  seinem  Rat.  Meistens  weiden  sie  auch  dazu  verwandt  zunächst  über 
die  Steuerhöhe  zu  verhandeln,  insbesondere  über  die  Aussichten  künf- 
tiger  Best<  uerung.  Aber  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  ändert 
Bi<  h  diese  Stellung  vollständig,  der  ständische  Gedanke  tritt  mehr  in 
den  Vordergrund,  und  die  Tätigkeit  des  Parlaments  ist  eine  vierfache. 
Bs  erhall  zu  der  von  früher  her  bestehenden  gerichtlichen  Tätigkeit 
•  'in»'  Ibdrilignng  an  der  Gesetzgebung,  ferner  das  Recht,  neuen  Steuern 
zuzustimmen  und  eine  gewisse  Verwaltungskontrolle  gegenüber  den 
königlichen  Beamten  und  Ratgebern.  Von  dieser  letzteren  Funktion 
wird  n«M-h  in  der  Folge  ausführlich  gehandelt  werden,  insbesondere 
von  den  Mitteln,  welche  dieser  Kontrolle  dienen.  Hier  seien  zunächst 
die  uhrigen  ins  Auge  gefaßt. 

1.    Das  Recht  der  Gesetzgebung. 
Man  täte  den  geschichtlichen  Verhältnissen  Zwang  an,  wenn  man 
den  Kampf  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  um  das  Gebiet  der  materiellen 
Rechtsetzung  schon  in  das  Mittelalter  verlegen  wollte2).  Der  materielle 
Gesetzesbegriff  als  eine  das  Individuum  bestimmende  allgemeine  Rechts- 
lea m  isl  ersl  im  17.  Jahrhundert  entstanden,  und  hier  kam  erst  unter 
Führung   von  (>>ke  bei  der  Common-Law- Juristen  der  dem  Gesetz 
vorbehaltene  Begriff  des   Rechtssatzes  auf.    Im  Mittelalter  ist  das 
englische  Gesetz  nur  eine  Art  Urteilsspruch  (judicium).  Die  geschicht- 
liche  Entwicklung  des  Mittelalters  zeigt  nun  zwei  Stadien:  zunächst 
die  Entstehung  der  l'"rinellen  Beweiskraft  der  Statutenrolle  und  dann 
die  Entwicklung  der  Formellen  Gesetzeskraft:  das  Gesetz  kann  nur  auf 
lb»'  W.'i-r  wird.T  abgeändert  werden,  wie  es  zustande  gekommen, 
hi  Theorie  der  materiellen  Gesetzeskraft,  wonach  Rechtsätze  (d.i.  Nor- 
.  die  die  [ndividualrechtsphäre  beschränken)  nur  unter  Zustimmung 
Parlaments  oder  wenigstens  nur  kraft  gesetzlicher  Ermächtigung  er- 


*)  Siehe  Maitland  in  seiner  Ausgabe  der  Protokolle  des  Westminster  Parla- 
ments von  1305.   Roll  Series  Nr.  98,  Einleitung  p.  75  ff. 

-  Das  Fehlerhafte  der  geschichtlichen  Betrachtung  von  Stubbs  a.a.O.  in 
unserer  Frage  liegt  gerade  darin,  daß  er  diesen  Gegensatz  zwischen  Verordnung 
und  Gesetz,  wie  ihn  die  Revolution  des  17.  Jahrhunderts  aufgebracht  hatte,  in  die 
rmtN-bilb-rlich'-n  Verhältnisse  hineindeutet. 


§  17.    Das  Parlament. 


221 


lassen  werden  können,  ist  erst  unter  dem  Einflüsse  von  E.  Coke  vor  der  Re- 
volution entstanden  und  durch  die  spätere  Whig-Doktrin  vollendet  worden. 

I.  Das  Entstehen  der  formellen  Beweiskraft  des  Gesetzes. 
Bis  über  die  Zeit  der  ersten  Plantagenets  hinaus  haben  wir  uns  die 
Hauptregelung  der  Lebensverhältnisse  durch  das  Gewohnheitsrecht 
(lex  communis)  zu  denken,  nur  ausnahmsweise  tritt  die  Gesetzgebung 
des  Monarchen  hinzu,  um  zu  bessern  und  zu  verändern.  Übel  vermerkt 
ein  Chronist  von  Heinrich  IL:  »nullo  quaestu  satiatus  abolitis  legibus 
antiquis,  singulis  annis  novas  leges  quas  assissas  vocavit  edidit.« 
(cit.  bei  P.  &  M.  I1  1383.)  Die  Geschäftigkeit  Heinrichs  IL  auf  dem 
gesetzgeberischen  Gebiete  war  eben  eine  auffallende.  Die  Hauptmasse 
des  Rechts  war  durch  Urteilssprüche  erzeugt  und  fortgebildet.  Für  das 
englische  Recht  unserer  Periode  trifft  das  zu,  was  Brunner  von  dem  Recht 
der  germanischen  Epoche  deutscher  Rechtsgeschichte  sagt  (I2 152) :  »Das 
Recht  war  ein  ungeschriebenes.  Es  ging  fast  vollständig  in  Gewohn- 
heitsrecht auf.  Das  Vorhandensein  von  Satzungen  darf  zwar  nicht 
schlechtweg  abgelehnt  werden.  Allein  in  der  Hauptsache  wurde  das 
Recht  durch  unmittelbare  Anwendung  der  Rechtsätze  im  Rechtsleben 
entwickelt  und  fortgebildet.  Es  braucht  nicht  durch  allgemeines  Rechts- 
gebot gesetzt,  sondern  aus  dem  gleichartigen  Rechtsbewußtsein  der 
Volksgenossen  gefunden  zu  werden.«  Der  mittelalterliche  Richter 
kennt  keine  Rechts-  oder  Gesetzeslücke.  Er  findet  das  Recht,  oder  der 
höhere  Richter  schafft  es  neu  kraft  seiner  richterlichen1)  Gewalt.  Aus 
dieser  Auffassung  erwächst  auch  die  weitere,  daß  auch  die  neuen  Anord- 
nungen des  Königs  als  Urteilsspruch  (assissa)  bezeichnet  werden.  Ja 
selbst  päpstliche  Bullen  mit  allgemeinem  Rechtsinhalt  werden  als  Judi- 
cium2) bezeichnet.3) 

Der  König  nimmt  Neuerungen  der  Rechte  vor,  aber  nur  auf 
seinem  Prärogativgebiet.  Das  ist  nicht  etwa  durch  objektives 
Recht  abgegrenzt,  sondern  ein  Bündel  subjektiver  Rechte:  Prozeß- 
verfahren, Münzrecht,  Zollrecht  u.  dgl.  mehr.  Er  ändert  das  gegebene 
willkürlich  ab,  und  davor  will  sich  der  neue  Machtfaktor  neben  ihm 
schützen:  das  Parlament.  Ein  Schutzmittel  ist  die  seit  dem  13.  Jahr- 

x)  Bracton  fol.  1  b:  »si  autem  talia  nunquam  prius  evenerint .  .  .  tunc  po- 
nantur  in  respectum  usque  ad  magnam  curiam,  ut  ibi  per  concilium  curiae  ter- 
minentur. « 

2)  So  im  14.  Jahrhundert  die  Bulle  »Execrabilis «.  Siehe  Maitland,  Collected 
Papers  II,  58. 

3)  Vielleicht  ist  diese  Gleichstellung  von  Urteilspruch  mit  Gesetz  schon  auf 
die  angelsächsische  Zeit  zurückzuführen.  Auch  bei  den  Angelsachsen  heißt  »dorn« 
Urteil.  Aber  auch  für  Gesetz  ist  die  Bezeichnung  »dorn«  vorherrschend.  Siehe  Lie- 
bermann, Sachglossar  »Gesetz«  14  f.  Daß  die  Kodifizierung  von  Recht  in  Gestalt 
allgemeiner  Normen,  die  keine  Abstraktionen  von  Rechtsprüchen  sind,  den  Angel- 
sachsen fremdartig  war,  ergibt  sich  aus  Beda  II,  5.  Er  sagt  vom  kentischen  König 
iEthelberht:  »Qui  inter  cetera  bona,  quae  genti  suae  consulendo  conferebat,  etiam 
d  e  c  r  e  t  a  illi  judiciorum,  juxta  exempla  Romanorum  cum 
consilio  sapientium  constituit. «  Der  angelsächsische  Dolmetsch  übersetzt  die  Stelle 
von  »etiam«  ab  mit  »eac  swylce  rihtra  doma  gesetenisse  mid  snotera  gefeahte  ge- 
sette  sefter  Romana  bysene  .  .  . « 
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hundert  eingeführte  Statutenrolle.  Sie  ist  eingeführt,  um  dem  Gesetz 
die  dauernde  Beweiskraft  zu  sichern  und  seine  Publikation  in  den 
Grafschaften  herbeizuführen1).  W  as  aber  auf  die  Statutenrolle  zu  setzen, 
ist  ausschließlich  Sache  des  Königs.  Das  Führen  dieser  Rolle  ist  Ad- 
ministrativsache  und  entspricht  ganz  dem  Kcgisterwesen,  welches 
den  Kern  der  damaligen  Zentralverwaltung  darstellt2).  Unter  Edward  II. 
wird  ein  weiterer  Fortschritt  erzielt.  Er  liegt  nicht  etwa  in  der  An- 
ordnung  des  Parlaments  von  L322,  daß  Gegenstände,  welche  den  König 
und  das  Reich  betreffen,  vom  Könige  nur  mit  Zustimmung  der  Lords 
und  Commons  des  Parlaments  verhandelt,  abgemacht  und  »etabliert« 
werden  sollten.  Denn  damit  erlangten  die  Commons  eine  nur  passive 
Assistenz  am  Zustandekommen  des  Gesetzes,  die  wir  uns  aber  beileibe 
nicht  als  Teilnahme  an  der  Festsetzung  des  Gesetzes  i  n  h  a  1 1  s  zu 
denken  haben. 

Wohl  aber  liegt  der  Fortschritt  darin,  daß  etwa  seit  13193)  die  vom 
König  in  der  Chancery  geführte  Statutenrolle  eine  Konkurrentin  bekam 
in  der  vom  Parlament  geführten  Parlamentsrolle,  wodurch  man  leicht 
vergleichen  konnte,  was  vom  Könige  im  Parlamente  konzediert,  dann 
aber  in  der  Statutenrolle  weggelassen  worden  war.  Und  das  kam  aller- 
dings  unter  Edward  III.  noch  häufig  vor4). 

Um  Bich  auch  dagegen  zu  schützen,  versuchten  die  Commons 
mitunter  den  bewilligten  Petitionsinhalt  durch  Siegelung  zu  fixieren, 
um  ihn  dann  durch  die  von  den  Grafschaften  ins  Parlament  entsendeten 
Ritter  in  ihren  Wahlbezirken  zu  verkünden.  Ein  andermal  (1344 
soll  zum  Schutze  der  Gemeinen  der  Petitionsinhalt  in  die  Rotuli  patentes 
und  in  die  Statutenrolle  eingetragen  werden  »pur  renconforter  le  people«5). 
U>er  ers1  unter  Heinrich  V.  gelangen  die  Gemeinen  zu  dem  gewünschten 
Schutz.  Der  Hebel  der  Entwicklung  ist  die  Parlamentsrolle.  Ihr  muß 
ein  Vorzug  eingeräumt  werden  vor  der  Statutenrolle.  Der  König  muß 
verpflichtel  werden,  daß  das,  was  auf  die  Parlamentsrolle  der  Lords  und 
Gemeinen  gebrach!  worden  ist,  von  ihm  nicht  mehr  beliebig  abgeändert 
werde.  Heinrich  V.  sagt  dies  zu6).  Die  billa,  wie  sie  im  Parlament 
durchgebrachl  ist,  soll  die  Form  des  künftigen  Statuts  schon  an  sich 
haben,  sie  soll  eine  »billa  formam  actus  in  se  continens«  sein.  Dadurch 
erhielten  die  Commons  nicht  bloß  das,  was  sie  früher  allein  angestrebt 
li.it  tt-n.  nämlich  eine  im  Statut  dauernd  gesicherte  Rechtsnorm,  sondern 
tatsächlich  auch  Einfluß  auf  die  Feststellung  des  Gesetzesinhalts;  das, 
was  auf  die  P  a  r  1  a  m  e  n  t  s  rolle  also  unter  Mitwirkung  des  Parla- 

ts  gebrachl  war,  sollte  Gesetz  sein.  Dadurch  war  die  formelle 
1  r  i  setzeskraft7)  geschaffen,  deren  Vorläufer,  wie  wir  sahen, 

*)  Gesta  Abbatum  S.  Albani  (Roll  Series)  X,  p.  402:  Brief  des  Erzbischofs 
Walter  an  den  Reichsoberrichter. 
2)  Siehe  §  18. 
■   Rot.  clausi  II,  n.  22  d. 

4)  Z.  B.  Rot.  pari.  III,  139  und  Rymer  Foedera  II,  1177. 
ä)  Rot.  pari.  II,  150. 
•)  Rot.  pari.  IV,  221. 

")  Siehe  auch  Fortescue  »de  laudibus«,  c.  XVIII. 
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die  formelle  Beweiskraft  des  »statutum«  war.  In  dem  ersten 
Jahre  Heinrichs  VI.  finden  wir  bereits,  daß  die  an  der  äußern  Gesetz- 
formulierimg beteiligten  Richter  das,  was  im  Parlament  als  Statut 
festgestellt  ist,  genau  umschreiben  und  auf  die  Statutenrolle  für  die 
Zwecke  der  Publikation  bringen  lassen  sollten1).  Und  in  der  zweiten 
Hälfte  der  Regierung  Heinrichs  VI.  heißt  es  bereits  in  einem  Rechts- 
fall, daß  die  Inrollierung,  welche  für  die  Verkündigung  des  Gesetzes 
durch  den  König  maßgebend  sei,  durch  den  Vertrauensmann  des  Par- 
laments, den  clerk  des  Parlaments,  in  der  Parlamentsrolle  erfolge2). 
Unter  Heinrich  VII.  hat  die  Statutenrolle  jede  Bedeutung  ver- 
loren3). 

Durch  diesen  Wandel  der  juristischen  Auffassung  hat  sich  auch 
die  Stellung  des  Parlaments  gegenüber  dem  Könige  aus  einer  subor- 
dinierten in  eine  bei  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  koordinierte 
erhoben.  So  sagt  ein  Rechtsspruch  (Yearbooks  7,  Henr.  VII.,  Trinit. 
pl.  1):  die  königliche  Sanktion  vermöge  nicht  einen  Gesetzesakt  zu 
schaffen.  Letzterer  sei  ein  judicium,  an  welchem  Parlament  und  Krone 
gleichen  Anteil  hätten4).  Bezeichnend  ist,  daß  auch  in  Frankreich  das 
Parlament  mit  dem  König  Kämpfe  um  das  »enregistrement«  der 
Gesetze  geführt  hat5).  Aber  zu  einer  politischen  Bedeutung,  zu  einer 
Teilnahme  an  der  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  seitens  des  Par- 
laments ist  es  nie  gekommen.  Dazu  hatte  das  französische  Parlament 
zu  wenig  Anhang  im  Volke.  Die  Volksvertretung  war  bereits  in  einem 
anderen  Organe,  den  »etats  generaux«  gegeben,  während  in  England  das 
Parlament  auch  diese  schon  seit  Edwards  I.  Zeiten  mitumfaßte.  Die 
Stoßkraft  des  englischen  Parlaments  mußte  deshalb  größer  sein,  als  die 
des  französischen. 


x)  Proceedings  of  the  Privy  Council  III,  22:  »The  Council  having  called  the 
Clerk  of  the  Parliament  before  them,  certain  acts  made  in  the  preceeding  Parlia- 
ment  were  read,  and  he  was  directed  to  show  the  said  acts  to  the  justices  of  both 
benches,  in  order  that  those  which  were  Statutes  of  the  realm  might  be  seen 
by  them,  and  be  faily  transcribed  (i.  e.  auf  der  Statutenrolle)  and  be  afterwards 
shown  to  the  Lords  and  proclaimed  and  that  copies  of  the  other  acts  relating  to  the 
governance  of  the  Lords  of  the  Council  and  having  been  reduced  to  writing  should 
be  enrolled  in  Chancery  according  to  custom.« 

2)  Rechtsfall  aus  dem  33.  Regierungsjahr  H.  VI.,  zit.  in  Introduction  to  the 
Statutes  of  the  Realm  at  large,  p.  36  Note:  »Sir,  la  cour  del  parlement  est  tiel  .  .  . 
et  si  le  Roy  et  les  seignors  agreent  a  meme  le  bill,  et  ne  voilloit  alterer  ne  changer 
le  bill,  adonques  ild  ne  usent  endosser  le  bill,  mes  est  baille  al  Clerk  del  Parlement 
pour  estre  enrolle,  et  si  ce  soit  un  common  bill,  il  sera  enrolle  et  enacte.« 

3)  Introduction  a.  a.  O.  p.  34. 

4)  »Ces  un  act  de  parliament  nest  forsque  iudicium  et 
un  act  come  un  judgement.  Et  le  Roy  seigneurs  et  commu- 
nalty  require  de  faire  cest  judgement,  et  nul  deux  poit 
estre  entrelesse.  Donque  si  un  deux  owe  l'assent  des 
autres  donne  le  judgement,  donque  ce  nest  bon,  car 
donque  ce  ne  l'act  des  auters  car  nest  forsque  l'act  de 
roy  le   quel  nest  sufficient.  .  .« 

5)  Siehe  Viollet  a.  a.  O.  III,  p.  333ff. 
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2.  Das  Recht  der  Steuerbewilligürig. 
Das  Rechl  des  Parlaments,  allein  Steuern  und  Abgaben  aufzulegen, 
dringt  au«  h  nur  schrittweise  durch,  steht  aber  am  Ausgange  des  Mittel- 
alters  endgültig  fest.  Im  Jahre  L297  ist  durch  die  eonfirmatio  char- 
barum  der  Grundsatz  /um  Recht  erhöhen,  daß  die  gemeinsame  Zu- 
Btimmung  de-  Ken  Iis.  vertreten  durch  das  Parlament,  nötig  wäre,  um 
neue  Beihilfen,  Prisen  und  /olle  aufzuerlegen.  Vorbehalten  ist  dem 
König  mii'  das  Recht  an  den  allen  Keudalahgaben,  Beihilfen,  Prisen 
und  alten  Zöllen.  Vber  der  Konig  hat  noch  eine  Hintertür  offen,  um 
direkte  Besteuerung  ohne  Parlament  vorzunehmen,  es  ist  das  Recht 
Kopfsteuer  (tallagia)  von  seinen  Domänen  zu  erheben.  Im  Jahre  1304 
übt  Edward  I.  noch  das  Recht  aus,  Edward  IL  1311,  Edward  III. 
sogar  noch  1332.  Bei  der  Gelegenheit  aber  remonstriert  das  Parlament 
dagegen,  und  es  ist  auch  der  letzte  Versuch  des  Königs  in  dieser  Weise 
sich  Einnahmen  zu  verschaffen.  Im  Jahre  1314  wird  durch  Gesetz 
|  I  i  Edw.  I  I.  st.  '2.  c.  I)  feierlichst  erklärt,  daß  das  Volk  nicht  mehr  durch 
irgendeine  Beihilfe  oder  Last  beschwert  werden  solle,  ausgenommen 
durch  Lr''iiicinsamc  Zustimmung  der  Prälaten,  Grafen,  Barone  und  der 
andern  Großen,  sowie  der  Gommons  des  Reichs,  wie  sie  im  Parlament 
versammelt  sind.  Die  Schildgelder  (scutagia)  verlieren  mit  Auflösung 
:  -  Feudalsystems  auch  ihre  Bedeutung:  bleiben  noch  als  Einnahmen 
die  älteren  Feudalbeihilfen,  die  insbesondere  bei  dem  Ritterschlag  des 
königlichen  Sohnes  und  bei  der  Verheiratung  seiner  Tochter  erhoben 
werden  dürfen.  Aber  im  Jahre  1350  wurden  auch  diese  Beihilfen  auf 
einen  fixen  Slam!  gesetzt,  nämlich  20  sh  für  das  Ritterlehn  und  20  sh 
tui  di.'  Erbleihe  (socage),  die  20  Pfund  wert  war.  Je  mehr  demnach 
durch  die  Auflösung  des  Feudalverhältnisses  die  alten  Einnahmen 
und  Beihilfen  der  Feudalzeit  fixiert  wurden,  desto  mehr  wurde  der 
König  Lr<  mit  igt.  jede  neue  direkte  Steuer  der  Zustimmung  des  Par- 
lament- zu  unterbreiten.  Die  Steuern,  die  nun  aufkommen,  sind  die 
Vermögenssteuern  des  Zehnten  und  Fünfzehnten  (tenth  und  fifteenth), 
welche  keineswegs  dauernd  bewilligt  werden,  sondern  höchstens  für 
1  oder  3  Jahre.  Dies  bewirkt,  daß  jährliche  Berufung  des  Parlaments, 
namentlich  infolge  der  Geldnot  des  Königs,  während  der  Kriege  mit 
Frankreich,  zur  dauernden  Gewohnheit  wird.  Die  indirekte  Besteuerung 
ist  ebenfalls  im  Laufe  des  Mittelalters  ganz  von  dem  König  in  die  Hände 
des  Parlaments  gelegt.  Die  Magna  Charta  von  1215  bestimmt  im  Ar- 
tikel \  I .  dal.»  fremde  Kaufleute,  die  hauptsächlich  die  Zölle  von  Wolle, 
Wein  und  anderen  ausländischen  Waren  zu  tragen  hatten,  frei  sein 
sollten  von  jeder  »maletolt«  (mala  tolta),  d.  i.  von  jeder  ungerechten 
Abgabe.  Ausgenommen  waren  nur  die  alten  und  gerechten  Zölle,  welche 
die  Magna  Charta  als  bekannt  voraussetzt,  und  die  tatsächlich  schon 
zur  Zeil  Jfhanns  ein  bestimmtes  Maß  erreicht  hatten.  Sie  betrugen 
/  B.  tur  ausländischen  Wein  je  eine  Tonne  von  einer  Ladung  von  je 
10    J1 1  Tonnen  und  2  Tonnen  von  je  20  oder  mehr  Tonnen  Gewicht1) 

;  Siehe  Dowell,  History  of  Taxations  I,  83,  Madox  1,525 — 529  und  Liber  Albus  I, 
247    -  i-     Hall,  History  of  Custom-Revenue  in  England,  London  1885,  I,  ch.  II. 


§17.    Das  Parlament. 


225 


(sog.  recta  prisa).  Auch  für  andere  Waren  wurde  als  Zoll  1/10  oder  Vis 
der  gesamten  Warenladung  verlangt  (sog.  pondage).  Was  über  dies 
Maß  hinausging,  war  eine  »maletolt«.  Unter  Edward  I.  im  Jahre  1275 
wurde  durch  das  Parlament  und  die  Kommunalverbände  auf  Wunsch 
der  Kaufleute  festgelegt,  daß  eine  halbe  marca  von  jedem  Sack  Wolle 
oder  von  je  300  ungegerbten  Fellen  und  1  marca  von  jeder 
Ladung  Leder  als  Zoll  gezahlt  werden  mußte,  und  zwar  von  Staats- 
bürgern und  Fremden.  Das  war  die  magna  et  antiqua  costuma.  Über 
diese  hinaus  durfte  der  König  ohne  Zustimmung  des  Parlaments 
keine  neuen  Zölle  auferlegen.  Freilich  blieb  dabei  seine  Prärogative 
unangetastet,  handelspolitische  Zölle  (im  Gegensatz  zu  Fiskalzöllen) 
namentlich  Ausländern  aufzuerlegen.  Er  machte  davon  während 
des  ganzen  Mittelalters  reichlich  Gebrauch.  Im  Jahre  1303  ge- 
währte er  einfach  auf  Grund  eines  privaten  Übereinkommens 
den  ausländischen  Kaufleuten  besondere  Privilegien,  die  sog.  Charta 
mercatoria,  wogegen  sie  ihm  einen  Zuschlagszoll1)  nach  einem  neuen 
Zolltarif  bezahlen  mußten.  Das  war  die  parva  et  nova  costuma. 
Immerhin  blieb  gerade  die  Frage,  wieweit  der  König  auf  dem  Wege 
eigenen  Willensschlusses  Zoll  erheben  könnte,  ein  Streitpunkt  zwischen 
ihm  und  dem  Parlament.  Der  damaligen  Zeit  fehlt  zunächst  noch  die 
Vorstellung,  daß  Zölle  überhaupt  indirekte  Steuern  sind,  der  König 
betrachtet  sie  wenigstens  gern  als  private  Vorteile,  die  er  den  aus- 
ländischen Kaufleuten  abringt2).  Schon  im  Jahre  13093)  wendet  sich 
das  Parlament  in  einer  Petition  gegen  diese  Auflage  neuer  Zölle  und 
erklärt  sie  als  im  Widerstreit  mit  der  Magna  Charta.  Edward  III.  macht 
wichtige  Konzessionen.  Im  Jahre  1362  bestimmt  ein  Gesetz  (36  Edw.  III, 
st.  I,  c.  11),  daß  keine  Steuerlast  oder  Abgabe  auf  Wolle,  die  durch 
Kaufleute  oder  durch  andere  Personen  eingeführt  würde,  ohne  Zu- 
stimmung des  Parlaments  aufgelegt  werden  dürfte.  Im  Jahre  1372 
wird  durch  Gesetz  (45  Edw.  III.,  c.  4)  diese  Bestimmung  dahin  erweitert, 
daß  keine  Zölle  von  Wolle,  Fellen  oder  Leder  ohne  Zustimmung  des 
Parlaments  erhoben  werden  dürften.  Im  Jahre  1387  (11  Ric.  IL,  c.  9) 
wird  diese  Norm  wiederholt,  jedoch  ein  Vorbehalt  für  des  Königs  altes 
Recht  gemacht.  Dieser  Vorbehalt  dient  eben  dazu,  die  alte  Prärogative 
des  Königs  zur  Auflegung  handelspolitischer  Zölle  aufrechtzuerhalten. 

So  sehen  wir,  daß  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  auch  in  bezug  auf 
die  indirekten  Steuern  und  Zölle  dem  König  die  Möglichkeit  genommen 

Zur  antiqua  et  magna  costuma,  die  auch  den  Inländer  traf. 

2)  Gefördert  wird  diese  Idee  dadurch,  daß  die  costuma  der  damaligen  Zeit 
vielleicht  ihren  Ursprung  in  dem  allgemeinen  Recht  des  Königs  auf  purveyance 
hat,  wonach  der  Monarch  für  seinen  Haushalt  (al  use  le  Roi)  oder  für  seine  Privat- 
zwecke (ad  opus  Regis)  von  allen  Produkten  des  Gewerbefleißes,  Handels  und 
Ackerbaues  einen  Teil  für  sich  fordern  konnte.  Siehe  Hall  a.  a.  O.  60  ff.  Viel- 
leicht hängt  dieser  Gegensatz  mit  dem  des  fränkischen  Rechts  zusammen,  den 
Dopsch  a.  a.  O.  155  ff.  kürzlich  aufgedeckt  hat,  wonach  zwischen  Domänen, 
die  unmittelbar  dem  königlichen  Unterhalt  dienen  (ad  servitium  regium) 
und  andern,  die  bloß  »ad  opus  regis«  bewirtschaftet  werden,  zu  unterscheiden  ist. 

3)  Siehe  Mc  Kechnie,  Magna  Charta  472. 
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war,  ohne  parlamentarische  Zustimmung  neue  Lasten  aufzuerlegen. 
Der  beste  Beleg  dafür  ist,  daß  die  Könige  selbst  vorsichtig  zu  Werke 
gingen,  um  diese  Schranke  nicht  zu  überschreiten;  sie  suchten  sich 
durch  Bog.  freiwillig  angeboten»*  (loldsummen  (benevolences)  neue 
Geldquellen  zu  eröffnen.  Freilich  waren  (liest1  sog.  freiwilligen  Abgaben 
auch  erpreßt  und  hatten  demnach  bloß  den  äußeren  Schein  von  frei- 
willigen ('.ahm  an  sich.  \her  der  beste  Beleg  für  die  Tatsache,  daß 
der  Grundsatz  urah.  wonach  Steuern  und  Abgaben  nur  mit  Geneh- 
migung  des  Parlaments  auferlegl  werden  durften,  ist  eben  die  Tat- 
sache,  daß  selbsl  ein  so  mächtiger  und  die  königliche  Prärogative  so 
stark  betonender  Monarch  wie  haiward  IV.  auf  den  Umweg  der  bene- 
\  oleni  es  gev  iesen  war,  ^ber  auch  dieser  Umweg  wurde  unter  Richard  III 
durch  Gesetz  im  Jahre  L483  (1  Ric.  III.,  c.  2)  versperrt.  Die  Ge- 
einen  beklagen  sich  über  die  neuen  und  ungesetzlichen  Erfindungen, 
neue  Steuern  aufzuerlegen,  genannt  benevolences,  und  es  wird  dement- 
sprechend  durch  Gesetz  befohlen,  daß  die  Untertanen  in  keiner  Weise 
durch  solche  benevolences  beschwert  würden  und  daß  dergleichen 
l)  rangen  der  Vergangenheit  keineswegs  als  Beispiel  angesehen  werden 
dürften,  sondern  «Iah  sie  für  immer  verurteilt  und  annulliert  wären. 

Die  Gerichtsbarkeit  des  Parlaments. 

Je  mehr  die  Geldbewilligung  und  die  andern  ständischen  Geschäfte 
im  Parlament  überhandnahmen,  desto  mehr  verloren  die  Gemeinden 
ein  Interesse  an  der  Rechtsprechung  des  Parlaments.  Seit  Jahren 
waren  sie  hierbei  als  Parteien  oder  als  Gerichtsumstand  in  Tätigkeit. 
Seil  L399  gaben  sie  jeden  Anspruch  auf  eine  Qualifikation  als  Richter 
auf.  In  diesem  Jahre  sind  sie  bemüht,  dies  ausdrücklich  festzustellen, 
wahrscheinlich  um  nicht  an  der  Einsperrung  Richards  IL  teilzuhaben. 
Sie  erklären  damals  ausdrücklich,  daß  sie  nicht  Richter  seien,  sondern 
daß  die  richterliche  Tätigkeit  einzig  und  allein  dem  König  und  dem 
<  Iberhaus  gebühre  (s.  Rot.  pari.  III.  427).  Dies  ist  um  so  bedeutsamer, 
als  die  Commons  an  dem  Urteil  der  Absetzung  Richards  sich  beteiligt 
hatten.  Aber  offenbar  faßten  sie1)  die  Einsperrung  nicht  als  notwendige 
I  "l:_r'  der  Umsetzung  auf  und  betrachteten  die  Absetzung  selbst  als  einen 
G<  setzesakt,  die  Einsperrung  als  einen  Urteilsspruch. 

Das  Oberhaus  ist  seil  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  Gerichts- 
über  Delikte  der  Peers  als  Judicium  parium,  dann  aber  auch  nament- 
lich seil  L376  (ball  des  Richard  Lyons)  höchster  politischer  Gerichtshof, 
[  die  Anklage  der  Commons  (impeachment  aus  empescher  »anklagen«) 
entgegenzunehmen    hat.    Als  Mittel,   die   ständische  Gerichtsgewalt 

Lords  zu  brechen2),  wurde  in  der  Regierungszeit  Heinrichs  VIL 

alte  \nil  des  Lord  High  Steward,  das  wegen  seines  ursprünglich 
st  [indischen  Charakters  den  Lords  am  unverfänglichsten  schien,  wieder  auf- 
gefrischt  und  ihm  die  St  rafgerichtsbarkeit  über  Peers  überwiesen.  Der 
d   High  Steward   mit   22  anderen  Peers  sollte  die  Entscheidung 

1    Siehe  Report  on  the  dignity  of  the  peer  I,  353. 

2i  Irn  sog.  Warwick  case  1499.   Siehe  Harcourt  a.  a.  O.  p.  429  ff. 
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fällen.  Seit  der  Zeit  fungierte  dieser  Gerichtshof  neben  dem  Oberhaus, 
um  Delikte  der  Peers  abzuurteilen.  Namentlich  trat  er  in  Wirksamkeit, 
wenn  das  Parlament  nicht  tagte.  Seit  Heinrich  VIII.  präsidierte  der  Lord 
High  Steward  auch  der  Verhandlung  im  Oberhause,  wenn  ein  Judicium 
parium  in  Frage  stand.  Unter  Wilhelm  III.  erging  ein  Gesetz  (7  u.  8  Will. 
III.,  c.  31),  welches  bestimmte  (§  11),  daß  in  Zukunft  das  Judicium 
parium  von  der  Gesamtheit  der  Lords  gefällt  werden  sollte,  gleichviel, 
ob  das  Parlament  tagte  oder  nicht.  Dadurch  verlor  der  Gerichtshof 
des  Lord  High  Steward  seinen  ursprünglichen  Charakter  als  Zwinguri 
der  ständischen  Lordgerichtsbarkeit,  denn  er  durfte  nun  nicht  mehr, 
wie  es  ursprünglich  in  den  Intentionen  des  ersten  Tudor  gelegen  war, 
eine  beliebige  Anzahl  von  Peers  als  Beisitzer  seinem  Gerichtshof  zu- 
ziehen. 

Neben  dieser  Strafgerichtsbarkeit  besaß  das  Oberhaus  als  ehemals 
wichtigster  Bestandteil  der  curia  regis  eine  umfassende  Zivilgerichts- 
barkeit, und  zwar  einmal  in  erster  und  letzter  Instanz,  wenn  kein  anderes 
Rechtsmittel  den  Staatsbürgern  zur  Verfügung  stand,  sodann  als  Appell- 
hof mittels  writ  of  error,  wenn  es  Berufungen,  die  vom  Urteile  der  King's 
bench  oder  des  court  of  exchequer  eingelegt  wurden,  zu  entscheiden 
hatte. 

Die  originäre  Jurisdiction  verschwand  seit  16681),  die  Appellgerichts- 
barkeit blieb  ihr  aber  bis  in  die  neueste  Zeit,  vermehrt  um  die  Apel- 
lationen  in  Equitysachen,  die  vom  Kanzler-  und  Exchequer- 
gerichtshof  seit  dem  17.  Jahrhundert  ebenfalls  ans  Oberhaus  liefen. 
Allmählich  aber  setzte  sich  auch  —  wie  wir  noch  sehen  werden  —  seit 
der  Zeit  Richards  II.  die  Verselbständigung  des  Oberhauses  gegenüber 
der  curia  regis  durch. 

V.  Die  Geschäftsordnung  und  die  Parlamentsprivilegien. 

Bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters  beschäftigt  sich  das  Parlament 
vorwiegend  mit  richterlichen  Geschäften  und  Geldbewilligungen.  Das 
Gesetzgebungsgeschäft  als  Rechtssatzung  lag,  wie  wir  oben  gehört  haben, 
vorwiegend  in  der  Hand  des  Königs.  Dieses  Überwiegen  der  richterlichen 
und  Geldbewilligungsfunktion,  insbesondere  der  ersteren,  mußte  dem 
ganzen  Geschäftsgang  und  der  Geschäftsordnung  des  Parlaments  einen 
eigenen  Charakter  aufdrücken,  der  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  er- 
halten hat.  Die  Geschäftsordnung  des  Parlaments  wird  eigentlich  besser 
als  Prozeßordnung  bezeichnet  werden  müssen;  die  Privi- 
legien des  Parlaments  und  der  Parlamentsmit- 
glieder werden  denen  der  Gerichte  und  Richter  nach- 
gebildet. Die  schon  vorhandene  alte  Auffassung  des  Parlaments 
als  curia  regis,  als  Gerichtshof,  des  Unterhauses  als  große  Grafschafts- 
jury, wird  durch  diese  vorwiegende  Übung  richterlicher  Geschäfte  bis 
zum  Ausgange  des  Mittelalters   sowohl  in  wesentlichen  als  auch  in 


*)  Rechtsfall  Skinner  v.  East  India  Company.  Siehe  darüber  Pike  a.  a.  O. 
p.  201. 
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untergeordneten  Punkten  verstärkt,  Sie  hat  uns  in  der  lex  et  consuetudo 
parliamenti  und  in  den  Parlamentsprivilegien  —  wie  wir  gleich  sehen 
werden  ein  bleibendes  Denkmal  hinterlassen.  Vor  dem  König 
und  Rat  im  Parlament  weiden  die  Petitionen  der  Genieinen  vorgetragen 
und  nach  \rt  eines  Rechtsstreites  entschieden.  In  diesem  Rechts- 
streit  haben  die  Gemeinen,  wie  im  damaligen  Prozeß  die  Parteien1) 
einen  prolocutor,  Fürsprecher,  dessen  Erscheinen  bewirkt,  daß  sie, 
ähnlich  wie  die  Parteien,  ein  amendement  de  la  parole  haben,  d.  h.  die 
Möglichkeit,  üjweichungen  von  den  Vorträgen  des  prolocutors,  wenn 
ii"tiur.  vorzunehmen.  Dieses  amendement  de  la  parole  des  französischen 
Prozeßrechts  1-1  wohl  der  Ausgangspunkt  der  mehrfachen  Lesungen  des 
Gesetzentwurfs  (billa)  in  der  späteren  Zeit  geworden.  Das  Gerichtsver- 
fahren und  die  Rechtsprechung  sind  bis  in  die  Regierungszeit  Richards  II. 
das  hauptsächlichste  (iesehäl'i,  das  bezeugt  auch  der  in  dieser  Zeit  ent- 
standene Modus  tenendi  parliamentum.  Dort  heißt  es  (Stubbs,  Select 
Charters,  p.  "><»7)  »de  aegotiis  parliamenti  post  judicia  reddita,  quae  sunt 
maxime  communis  negotia«.  Was  daneben  an  Geschäften  noch  verhan- 
dfit wnd.  muß  sich  eben  der  Gerichtsform  anpassen. 

Unsere  Zeit  ist  die  /eil  der  ständischen  Kämpfe,  der  Kämpfe, 
m  denen  die  Stände  Rechte  gegenüber  dem  Könige  durchsetzen  wollen. 
Eine  solche  Epoche  muß  natürlich  auch  Mittel  aufweisen,  durch  welche 
der  Kampf  ermöglicht  wird,  und  dazu  dienen  die  sog.  Parlamentsprivi- 
I'  gien,  di.'  sich  in  dieser  Periode  besonders  kräftig  entwickeln.  Der  Kern- 
punkt dieser  Parlamentsprivilegien  ist  auf  der  einen  Seite  das  Recht 
der  Commons,  ihren  eigenen  Sprecher  (parlour  et  procurator)  zu  wählen, 
und  dann  die  schon  seit  alters  her  bestehende  Immunität  der  Mitglieder 
des  Parlaments  gegenüber  jeder  widerrechtlichen  Verfolgung,  mitunter 
aber  auch  gegenüber  einer  legalen  Rechtsverfolgung.  Ich  nenne  diese 
beiden  Momente  den  Kernpunkt  der  Privilegien,  weil  durch  Anlehnung 
an  Bie  die  weiteren  Privilegien,  die  das  Parlament  selbst  heute  noch  in 
Anspruch  nimmt,  entstanden  sind. 

Seil  -'  in«  in  Bestehen  wird  wohl  das  Unterhaus  Vertreter  seiner 
Wünsch.-  vT  dem  König  (zur  Ausübung  des  »amendement  de  la  pa- 
role<  )  besessen  haben.  Jedenfalls  haben  wir  seit  1376  die  Institution  des 
Sprechers  als  festen  Teil  der  parlamentarischen  Geschäftsführung.  In 
diesem  Jahre  handell  Peter  de  la  Mare,  Abgeordneter  für  Herford- 
-hin\  ;d>  Sprecher,  ohne  allerdings  noch  den  bezeichnenden  Namen  zu 
führen.  Aber  auch  schon  sein  Nachfolger  Thomas  Hungerford  wird  als 
derjenige  bezeichnet,  der  das  Wort  für  die  Commons  hat  (»avoir  les  pa- 
poles«).  Selbsl  Peter  de  la  Mare  wird  schon  1377  in  gleicher  Weise  be- 
zeichnet.  Seil  der  Zeil  besitzen  wir  eine  vollständige  Liste  der  Sprecher. 
Sie  werden  durch  Freiwahl  von  den  Commons  aus  ihrer  Mitte  bestellt. 

d  des  ganzen  Mittelalters  hindurch  finden  wir  aber  keine  Stadt- 
vertreter als  Sprecher,  sondern  bloß  Grafschaftsvertreter,  was  ja  auch 

l)  Siehe  über  diesen  Punkt  Brunner,  Forschungen:  Wort  und  Form  im  alt- 
französischen  Prozeß,  S.  357  ff.  Stubbs  weiß  für  die  Ausgangspunkte  der  Geschäfts- 
ordnung des  engl.  Parlaments  keine  Erklärung;  siehe  Gonst.  History  III2,  480. 
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mit  der  allgemeinen  Tatsache  übereinstimmt,  daß  den  Grafschafts- 
vertretern die  Führung  und  Initiative  im  Unterhaus  zukam.  Die  eigent- 
liche Wahl  eines  Sprechers,  der  dem  Könige  bloß  zur  —  gewöhnlich 
nicht  versagten  —  Bestätigung  präsentiert  wird,  hat  für  die  Entwick- 
lung der  Parlamentsprivilegien  insofern  große  Bedeutung,  als  sie  einen 
besonderen  Fürsprecher  für  gewisse  Wünsche  gegenüber  dem  Könige 
schafft.  Diese  Wünsche  sind  mitunter  gar  nicht  bescheiden.  Wenn  aber 
dem  Fürsprecher  die  Zusicherung  von  Königs  Seite  gegeben  wird,  daß 
das,  was  er  im  Namen  der  Gemeinen  vorbringt,  weder  ihm  noch  seinen 
Mandanten  zum  Nachteil  gereichen  kann,  so  ist  damit  die  Möglichkeit  ge- 
boten, besondere  Privilegien  für  das  Unterhaus  zu  fordern  und  ev. 
durchzusetzen.  Diese  Zusicherung  von  Königs  Seite  wird  auch  im  Laufe 
des  15.  Jahrhunderts  gewöhnlich  gemacht.  So  heißt  es  z.  B.  um  1435 
und  1436  von  dem  Sprecher  (Rot.  pari.  IV,  482,  496):  »supplieavit 
quatenus  omnia  et  singula  per  ipsum  ex  parte  dictorum  communium 
in  parliamento  praedicto  proferenda  sub  protestatione  posset  preferre; 
ut  si  quid  de  sibi  injunetis  omittendo  vel  eis  addendo,  aut  aliter  quam 
sibi  per  eosdem  communes  injunetum  fuerit  contigerit  declarare,  tunc 
ad  praefatos  communes  resortiri,  et  se  per  eorum  avisamentum  et  assen- 
sum  corrigere  posset  et  emendare,  et  omnimodo  alia 
libertate  gaudere  qua  aliquis  hujusmodi  prae- 
locutor  ante  haec  tempora  melius  et  liberius 
gavisus  est«1).  WTir  sehen,  der  Sprecher  sichert  sich  »jegliche  Freiheit« 
zu  genießen,  wie  irgendeiner  seiner  Vorgänger.  Es  war  natürlich,  daß 
er  diese  Freiheit  nur  zu  Nutz  und  Frommen  der  von  ihm  vertretenen  Ge- 
meinen geltend  machte. 

Das  andere  Moment,  durch  welches  die  Entwicklung  der  Parlaments- 
privilegien gefördert  wurde,  war  gewissermaßen  die  Keimzelle  aller  Privi- 
legien, die  Freiheit  von  jeder  Belästigung  und  von  jedem  Angriff,  so- 
lange ein  Mitglied  des  Parlaments  sich  auf  der  Reise  zum  Parlament 
und  vom  Parlament  befand  oder  solange  es  sich  im  Parlament  auf- 
hielt (eundo,  morando  et  redeundo).  Schon  in  dem  Gesetz  des  kenti- 
schen Königs  iEthelbert  findet  sich  §  2  (Liebermann  I,  S.  3)  der  Rechts- 
satz: »Wenn  der  König  seine  Leute  zu  sich  entbietet  und  ihnen  jemand  da 
Böses  antut,  so  büße  dieser  dem  Verletzten  zweifach  und  dem  König 
50  Schilling«.  Wir  finden  demnach  hier  durch  Königs  frieden  besonders 
die  Personen  geschützt,  die  zu  seinem  Gerichtshof  kommen.  Cnut 
wiederholt  diese  Bestimmung  nach  400  Jahren  (s.  Liebermann  II,  367r 
§  82  :  »de  pace  domini  regis  et  eius  preeeptis«).  Nicht  bloß  besondere 
Personen  waren  durch  Königsfrieden  geschützt,  wenn  sie  zu  seinem  Ge- 
richt ziehen,  sondern  auch  des  Königs  Burg,  das  Königsgericht.  (S.  griö 
bei  Liebermann  I,  470:  »Und  es  galt  in  jenen  Tagen  im  Land  bei  den  Eng- 
ländern folgendermaßen,  daß,  wenn  ein  Mensch,  [der]  das  Leben  ver- 
wirkt [hatte],   den  König,  einen  Erzbischof  oder  einen  Prinzen  [um 


1)  Charakteristische  Formulierung  des  aus  dem  norm.  Rechtsgange  bekannten 
»amendement  de  la  parole«. 
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Schutz  aufsuchte,  dann  hat  be  er  neun  Nächte  Sonderfrieden,  dem  Leben 
/um  Schutze,  außer  wenn  dun  der  König  wei lere  Frist  gewähren  wollte«.) 
Da  das  englische  Parlament  im  Mittelalter  und  auch  später  vorwiegend 
als  Gerichtshof  aufgefaßl  wurde,  so  wurden  diese  sehon  der  angelsäch- 
sis<  henZeit,  übrigens  auch  den  Normannen  bekannten  Grundsätze  auch 
aut  das  englische  Parlament  im  Mittelalter  übertragen  und  bilden  die 
Grundlagen  einerseils  der  persönlich  gedachten  Parlamentsprivilegien, 
insbesondere  der  parlamentarischen  Immunität,  anderseits  des  sog. 
parlamentarischen  Vsy]  rec  h  l  es,  das  ist  der  Freiheit  des  Ortes 
der  Tagung  des  Parlaments  von  allen  Amtshandlungen  anderer  Behör- 
den auf  diesem  geheiligten  Boden1).  Die  parlamentarische  Immunität, 
wie  sie  dem  englischen  Mittelalter  schon  bekannt  ist,  geht  nach  doppel- 
ter Richtung.  Einerseits  darf  kein  widerrechtlicher  Angriff  auf  Parla- 
mentsmitglieder  oder  ihre  Dienerschaft  erfolgen.  Ein  Gesetz  aus  dem 
5,  Regierungsjahr  Heinrichs  c.  6  stellt  aus  Anlaß  eines  besonderen 
Falles  (Richard  Chedder)  diesen  Grundsatz  fest,  und  ähnlich  wird  in 
einem  andern  Gesetz  aus  der  Zeit  Heinrichs  VI.  (11  Henr.  VI,  c.  11) 
in  allgemeiner  Weise  ausgesprochen,  daß  jeder  tätliche  Angriff  auf  ein 
Parlamentsmitglied,  das  auf  königlichen  Befehl  zum  Parlament  oder 
Beinern  Rat  eilt,  mit  Strafen  und  Entschädigungen  gegenüber  dem  Ver- 
letzten  bedroht  sei.   Aber  nicht  bloß  widerrechtliche  Angriffe  auf  ein 

Pari;  ntsmitglied,  sondern  auch  solche,  die  sich  in  legalen  Formen 

bewegen,  sind  unter  l  mständen  verboten.  Nach  mancherlei  Präzedenz- 
fällen  wird  für  den  Schluß  der  Regierung  Edwards  IV.  der  Rechtszustand 
wie  folgt  festgestellt  (s.  Hatsell,  Precedents  I,  53):  »Wenn  ein  Mitglied 
des  Unterhauses  oder  sein  Diener  eingesperrt  wird,  so  kann  das  Unter- 
baus niemals  durch  eigene  Autorität  den  Mann  enthaften,  aber  wenn  das 
betreffende  Mitglied  in  Haft  gezogen  ist,  so  hat  das  Unterhaus  sich  um 
ein  Gesetz  bemüht,  um  den  Kanzler  zu  ermächtigen,  ein  Schreiben 
der  Enthaftung  zu  erlassen.  Wenn  aber  die  Partei  bloß  auf  Grund 
eines  Zivilprozesses  in  Haft  war,  so  ist  sie  auf  Grund  ihres  Privilegiums, 
zu  welchem  sie  nach  Common  Law  berechtigt  erscheint,  befreit  worden«. 
Das  Privilegium  w  urde  niemals  soweit  ausgedehnt,  um  einer  wegen  Hoch- 
verrats oder  schweren  Verbrechens  oder  wegen  Nichtleistung  der  Frie- 
denssicherheil  verhafteten  Person  die  Freiheit  zu  verschaffen.  Die 
Commons  versuchten  wohl,  dieses  Privilegium  auch  für  die  Dienerschaft 
der  Abgeordneten  geltend  zu  machen,  aber  im  Mittelalter  gelang  es  ihnen 
nicht.  Die  Dauer  des  Privilegiums  hing  im  Mittelalter  von  einem  Tarif 
ab,  der  in  der  Staatskanzlei,  der  Chancery,  zur  Berechnung  der  Diäten 
oder  Tagegelder,  die  den  Abgeordneten  zu  zahlen  waren,  auflag2). 

Die  angeführten  beiden  Privilegien  der  eigenen  Sprecherwahl 
und  der  Immunität  waren  nun  die  Hebel  um  andere  Privilegien  ans  Tages- 
lichl  zu  befördern.   Das  sog.  Budgetprivileg  des  Unterhauses,  d.  i.  das 

3i<  he  dazu  meine  Abhandlung  über  das  parlamentarische  Asylrecht  des 
engl.  Parlaments  in  Hirths  Annalen  1906,  S.  801 — 810. 

darüber  meine  Abhandlung  in  der  Zeitschr.  für  Staatswissenschaften 

57.  Bd.  (1901),  S.  190  f. 
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Recht,  daß  Finanzbills  zuerst  im  Unterhause  eingebracht  und  hier 
angenommen  werden  mußten,  ist  in  der  Weise  auch,  formell  wenigstens, 
entstanden.  Der  materielle  Anlaß  war  das  Bestreben  des  Unterhauses, 
seitdem  die  von  ihm  zu  bewilligenden  Steuern  fixe  und  runde  Ein- 
nahmen abwarfen1),  eine  Art  Vorstimmrecht  gegenüber  den  Lords 
zu  erringen2). 

Im  Oktober  1407  tagt  ein  Parlament  in  Gloucester.  Am  21.  No- 
vember beratschlagt  der  König  mit  den  geistlichen  und  weltlichen  Lords 
über  die  allgemeine  Lage  und  über  die  Verteidigung  des  Reiches  sowie 
über  die  etwa  nötige  materielle  Beihilfe.  Sie  sind  der  Ansicht,  daß 
keine  geringere  Steuer  als  1  y2  Zehnt  von  den  Städten  und  Flecken  und 
1  y2  Fünfzehnt  von  der  übrigen  Laienbevölkerung  gefordert  werden  müßte, 
daß  außerdem  die  bestehenden  Abgaben  von  Wolle,  Leder  und  Schaffel- 
len verlängert  werden  und  daß  ein  Pfundgeld3)  von  12  Groschen  von 
Michaelis  an  und  ein  Tonnengeld  für  die  nächsten  zwei  Jahre  bewilligt 
werden  sollten.  Der  König  erläßt  hierauf  den  Befehl  an  die  Gemeinen, 
eine  Vertretung  aus  ihrer  Mitte  zu  ihm  und  den  Lords  zu  entsenden. 
Dieser  Vertretung  wird  der  Rat  der  Lords  mitgeteilt,  damit  sie  sich  da- 
nach richte.  Das  Unterhaus  gerät  darüber  in  Aufregung  und  erklärt, 
daß  es  darin  eine  Beeinträchtigung  seiner  Freiheiten  erblicke.  Der  Kö- 
nig, der  angeblich  die  Freiheit  des  Standes  der  Gemeinen  nicht  unter- 
drücken, aber  auch  gegen  die  Freiheit  der  Lords  nichts  unternommen 
wissen  will,  gibt  auf  Rat  und  mit  Zustimmung  der  Lords  eine  Erklärung 
ab,  welche  den  Namen  »Indempnitee  des  Seeigneurs  et  Communes« 
hat  und  am  2.  Dezember  1407,  am  letzten  Tage  des  Parlaments,  in  Ge- 
genwart der  versammelten  Lords  und  Gemeinen  verlesen  wird4). 

Es  wird  darin  festgestellt,  daß  sowohl  die  Lords  wie  auch  die  Ge- 
meinen in  Abwesenheit  des  Königs  über  die  Lage  des  Reichs  und  die  er- 
forderlichen Hilfsmittel  beraten  dürfen,  daß  der  König  vor  der  wieder- 
hergestellten Übereinkunft  der  Stände  keine  Mitteilung  erhalten  sollte, 
und  daß  nach  der  hergestellten  Übereinkunft  der  Sprecher  der  Gemeinen 
die  Bewilligung  dem  Könige  zu  machen  habe.  Wir  sehen,  die  Freiheit 
der  Beratung  und  die  Mitteilung  durch  den  Sprecher  sind  die  äußeren 
Formen,  in  denen  das  neue  Parlamentsprivilegium,  das  Budgetprivi- 
legium  des  Unterhauses,  seinen  Einzug  in  die  englische  Verfassungs- 
geschichte feiert.  Die  äußere  Form  der  Wahrung  des  prozessualen 
»amendement  de  la  parole«  hilft  ein  wichtiges  Recht  der  Commons 
schaffen. 

Nicht  so  erfolgreich  ist  die  Redefreiheit,  das  dritte  große  Privileg 
des  Unterhauses,  angestrebt  worden.  Anerkannt  ist  es  im  Mittelalter 

x)  Siehe  darüber  noch  in  §  24. 

2)  Siehe  dazu  Sußmann,  Das  Budgetprivileg  des  Hauses  der  Gemeinen,  1909, 
p.  87  u.  101  f. 

3)  poundage  =  Exportzoll  auf  Waren,  zum  Unterschied  von  tunnage  = 
Exportzoll  oder  Importzoll  auf  Wein.  Siehe  z.  B.  Hall,  History  of  the  Custom- 
Revenue  in  England  I,  234. 

4)  Rot.  pari.  III,  611—621. 
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nicht,  wenngleich  auch  von  den  Cieineinen  wiederholt  geltend  gemaeht. 
\m  markantesten  ist  der  Fall  des  Sprechers  Thorpe  im  Jahre  1452. 
Dies*  r  war  infolge  Beiner  Opposition  gegen  den  Herzog  von  York  in  den 
Parlamentsferien  eingesperrt  worden.  Als  das  Parlament  nach  seiner 
Prorogation  wieder  zusammentrat  und  die  Kreiheit  seines  Sprechers 
von  König  und  Lords  forderte,  erschien  der  Rechtsvertreter  des  Herzogs 
Vi  i  den  Lords  und  erhol)  gegen  die  Freilassung  Einwendungen, 
indem  er  die  näheren  l  mstände  der  Verhaftung  anführte  und  darauf 
Na<  hdruck  legte,  dal.»  die  Verhaftung  in  der  Zeit  der  Parlamentsferien 
vorgenommen  worden  wäre.  Die  Lords  fragten  die  Reichsrichter  um 
ihre  Meinung,  welche  folgende  pythische  Antwort  gaben:  »Sie  seien  nicht 
berufen,  diese  Frage  zu  beantworten,  da  es  nicht  in  vergangener  Zeit 
Üblich  gewesen  sei,  daß  die  Richter  in  irgendeiner  Weise  die  Privilegien 
des  hohen  Parlamenlsgeriehlshofs  bestimmen.  Denn  dieser  Gerichts- 
hoi  sei  so  hoch  und  so  mächtig  in  seiner  Natur,  daß  er  Recht  mache, 
und  daß  er  das,  was  Hecht  sei.  zu  Nichtrecht  machen  könne.  Die  Bestim- 
mung und  nähere  Kenntnis  des  Privilegiums  gebühre  den  Lords  des 
Parlaments  und  nicht  den  Richtern«.  Gleichzeitig  aber  gaben  sie  zu 
erkennen,  daß  die  Gewohnheit  dahin  ginge,  daß  jedes  verhaftete  Par- 
lamentsmitglied,  wenn  es  aus  einem  andern  Grunde  als  wegen  Hochver- 
rats,  si  hweren  Verbrechens,  Friedensbruchs,  ohne  Urteil  des  Parlaments 
verhaftet  sei,  seine  Knthaftung  fordern  könne,  um  im  Parlament  zu  er- 
scheinen.  Die  Lords  weigerten  sich  aber,  diesen  Weg  zu  betreten,  und 
Thorpe  blieb  im  Gefängnis.  Dieser  Fall  ist  jedenfalls  eine  Grenzscheide 
zwischen  dem  alten  Recht  und  dem  neuen.  In  der  Neuzeit  wußten  die 
Gemeinen  das  Privileg  der  Redefreiheit  besser  durchzusetzen,  wie 
wir  noch  sehen  werden. 

VI. 

Die  Bedeutung  des  Parlaments  in  der  Zeit  des  Ständestaats  hat 
als  äußeres  Symptom  die  Häufigkeit  und  Dauer  seiner  Tagungen.  Schon 
nach  L295,  also  nach  der  Einrichtung  des  ersten  Modellparlaments, 
wurden  Tagungen  der  Reichsversammlung  sehr  häufig.  Eine  der  be- 
merkenswerten  Verordnungen  der  ordainers  von  1311  bestimmte,  daß  ein 
Parlament  zweimal  in  jedem  Jahr  stattzufinden  hätte.  Die  Verordnung 
wurde  L322  wieder  aufgehoben.  Unter  Edward  III.  wird  1330  (4  Edw. 
III.  c.  L4)  bestimmt,  daß  ein  Parlament  einmal  im  Jahre  tagen  solle, 
oder  öfters  wenn  es  nötig  wäre.  Im  Jahre  1362  wird  diese  Bestimmung 

lerholl  (36  Edw.  [IL,  c.  10),  und  im  großen  und  ganzen  bis  zum 
I ;.  ire  i  uiiir^uii  nt  l    Edwards  IV.  ungefähr  beobachtet.     Häufige  Par- 

nte  waren  schon  aus  dem  Grunde  nötig,  weil  der  König  immer 
in  Geld  iheil    war.    /war  gab  es  in  den  Jahren  1364,  1367 

und  L370  und  dann  in  den  Jahren  1373—76,  1387,  1389,  1392,  1396, 
1407—1410  keine  Parlamentstagung,  aber  sonst  gab  es  jährliche  Par- 
lamente,  mi1  unter  sogar  zwei,  «»der  wie  1340  drei,  oder  wie  1328  vier  Par- 

nte  in  einem  Jahr.  Edward  IV.,  der  einige  Sicherheit  und  Ordnung 
schuf,  insbesondere  Frieden  mit  Frankreich  machte,  hatte  Geldbewilli- 


§18.    Die  Zentralverwaltung. 


233 


gungen  des  Parlaments  nicht  in  dem  Maße  nötig  wie  seine  Vorgänger. 
Infolgedessen  finden  während  seiner  22  Regierungsjahre  bloß  6  Parla- 
mente statt.  Fünf  Jahre  konnte  man  sich  überhaupt  in  dieser  Regierungs- 
zeit ohne  Parlamentstagung  behelfen.  Wir  sehen,  der  Aufstieg  des  stän- 
dischen Parlaments  und  sein  Höhepunkt  wird  begleitet  durch  häufige 
Parlamentstagungen.  Seine  Unterdrückung  unter  Edward  IV.  und 
dessen  Nachfolgern  hat  die  seltene  Tagung  des  Parlaments  im  Gefolge. 

§  18.  Die  Zentralverwaltiing. 
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I.  Die  Trennung  von  Staatsrat  und  Parlament. 

Der  Staatsrat  des  Königs  bekommt  in  dieser  Periode  eine  ganz 
besondere  Bedeutung:  er  wird  der  Zentralpunkt  der  gesamten  Verwal- 
tungstätigkeit des  Staats.  Noch  bis  in  die  Zeit  Edwards  III.  erscheint 
Parlament  und  Staatsrat  eine  Einheit.  Die  Formel,  mit  der  Gesetze 
beginnen,  lautet  typisch1):  »per  ipsum  dominum  regem  et  consilium 
suum  in  pleno  parliamento  suo  provisum  est  et  concordatum«. 

Diese  Zusammengehörigkeit  erklärt  sich  am  einfachsten  durch 
einen  Seitenblick  auf  Frankreich :  »hier  war  der  conseil  vom  Parlament 
auch  bis  ins  14.  Jahrhundert  nicht  geschieden2) ;  es  bestanden  auch  nachher 
Verbindungsfäden  zwischen  beiden.  Nun  haben  wir  aber  gesehen, 
daß  ursprünglich  in  den  Augen  Edwards  I.  und  seiner  Nachfolger 
das  Parlament  in  erster  Linie  Gerichtshof  sein  sollte,  wie  das  französische 
Parlament.  Die  Ungeschiedenheit  von  Staatsrat  und  Parlament  hat  also 
ein  Vorbild.  Erst  unter  Edward  III.,  namentlich  seit  der  ständischen 
Opposition  gegen  das  autokratische  Regiment,  das  Richard  II.  mit  Hilfe 
seines  Staatsrats  zu  führen  unternimmt  (insbesondere  seit  1389),  tritt 

*)  Siehe  andere  Beispiele:  Bibliotheca  Lindesiana  a.a.O.  p.  LVII. 
2)  Viollet,  Histoire  des  institutions  politiques  III,  p.  332,  342,  397  ff. 
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die  Scheidung  jener  beiden  Organe  ein.  Der  Kampf  um  die  Herrschaft 
Uber  den  Staatsrat,  das  isl  »las  Wesen  des  Streits  zwischen  Richard  II. 
und  der  ständischen  Opposition.  In  dieser  lernt  das  Parlament,  insbeson- 
di  re  das  Oberhaus,  den  Staatsrat  als  etwas  von  ihm  Gesondertes  kennen 
und  suchl  mit  Hille  der  Commons  ihn  zum  Instrument  seiner  Macht- 
pläne  zu  gestalten.  Deshalb  soll  der  Staatsrat,  wenn  möglich,  alljährlich 
erneuert  werden,  »Ii''  Mitglieder  sollen  auf  Vorschlag  der  Commons  von 
den  Lords  des  Oberhauses  ernannt  werden.  Auch  sollen  die  Mitglieder 
nur  auf  Vorschlag  der  Stände  abgesetzt  werden.  Alle  diese  Wünsche 
dringen  natürlich  nicht  durch,  namentlich  als  das  Königtum  seit  Be- 
ginn  der  Lancasterherrschaft  sieh  w  ieder  kräftig  fühlt,  aber  sie  haben  die 
Trennung  zwischen  Parlament  und  Staatsrat  herbeigeführt. 

II.  Die  Zusammensetzung. 

I  >.  r  Staatsrat  des  Königs  hat  am  Schlüsse  in  dieser  Periode  eine  ganz 
ndere  Bedeutung,  er  ist  das  Zentrum  der  gesamten  Verwaltungs- 
tätigkeit.  Die  Zusammensetzung  des  Staatsrates  ist  die  folgende:  Mit- 
glieder  sind  der  Kanzler,  der  Schatzmeister  und  der  Bewahrer  des 
Geheimsiegels  (privy  seal).  Das  sind  zunächst  diejenigen  Mitglieder, 
wel<  he  ex  officio,  kraft  ihres  Amtes,  dem  Staatsrat  angehören.  In  spä- 
terer  Zeit,  namentlich  als  die  ständische  Beeinflussung  des  Staatsrats 
nnt,  wird  auch  das  Verlangen  gestellt,  noch  andere  große  Beamte 
des  Reichs,  z.  B.  den  Steward  des  königlichen  Haushalts  und  den 
chiei  constable  mit  einzuschließen.  Einmal  wird  sogar  im  Parlament 
der  Antrag  gestellt,  daß  alle  Staatsräte,  bis  auf  die  genannten  fünf 
Großheaniten .  entlassen  werden  sollen  (Rot.  pari.  III  73).  Seit 
Richards  II.  Regierung  sind  gewöhnlich  die  genannten  fünf  Groß- 
beamten  ständige  Mitglieder  des  Rats  ex  officio  (s.  Nicolas,  Proceedings 
I.  I  I  f..  18,  79). 

Wie  sehr,  namentlich  in  der  Zeit  seit  Heinrich  IV.,  die  genannten 
tun!  Großbeamten  als  ex-  officio -Mitglieder  des  Staatsrats  angesehen 
werden,  gehl  am  besten  daraus  hervor,  daß  z.  B.  1404  die  eine  Quelle 
die  Zahl  der  Staatsratsmitglieder  auf  22,  eine  andere  Quelle  sie  auf 
17  beziffert,  und  ebenso  im  Jahre  1406  der  eine  Bericht  12  an  Stelle 
von  17  Mitgliedern,  die  der  andere  Bericht  liefert,  anführt.  Daraus  geht 
hervor,  daß  man  es  als  nebensächlich  bezeichnet,  auch  die  fünf  Groß- 
beumten  noch  besonders  als  Staatsratsmitglieder  zu  nennen,  weil  sie 
ja  schon  kraft  ihres  Amtes  Mitglieder  des  Staatsrats  waren  (s.  Wyllie, 
Henry  IV.  I,  412,  417). 

Außer  den  fünf  Großbeamten  waren  anfangs,  bis  in  die  Zeit 
Edwards  [.,  genauer  bis  1295,  die  Richter  des  Reichs  Mitglieder  des  Staats- 
he-  LT* * 1 1 1  am  besten  daraus  hervor,  daß  bis  1295  der  Eid  für  die 
Richter  und  für  die  Slnalsratsmitglieder  der  gleiche  war.  Seit  1295 
verlier!  sich  das.  Oer  Eid  eines  Staatsratsmitgliedes  wird  verschieden 
von  dem  Eide  des  Richters,  wie  wir  noch  hören  werden.  Man  merkt 
auch  d'  ii  damaligen  Quellen  an,  daß  sie  Unterschiede  machen  zwischen 

Rai  d(  -  Königs  und  den  Richtern.  Man  gebraucht  für  beide  Klassen 
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•der  Beamten  folgende  Bezeichnung:  »per  consilium  domini  regis  et  justi- 
-ciarios«  (Rot.  pari.  I,  39)  oder  »coram  consilio  vocatis  tesaurario  et 
baronibus  et  justiciariis  de  utroque  banco«  (Rot.  pari.  I,  67).  Im 
20.  Regierungsjahr  Edwards  III.  ist  die  Unterscheidung  noch  markanter, 
da  heißt  es  (Calendar  of  Patent  Rolls  20  Edward  III.  p.  135) :  »tarn  iusti- 
ciariis  per  quos  iustitia  fit  et  redditur  .  .  .  quam  aliis  magnis  et  peritis  de 
consilio  nostro  iuratis.«  Allerdings  werden  die  Richter  nicht  selten  dem 
Rate  zugezogen,  aber  nur  um  Gutachten  im  Einzelfall  abzugeben,  oder, 
wie  es  in  der  Zeit  Richards  II.  einmal  heißt:  »daß  sie  Mitglied  des  Staats- 
rats seien  für  Rechtsfälle  und  nicht  auf  andere  Weise«  (s.  Nicolas  I  75: 
»que  Laurence  Dru  soit  de  conseil  en  cas  coursable  de  la  ley  et  non  pas 
autrement«).  Und  ebenso  bezeugt  Fortescue  zur  Zeit  Heinrichs  VI. 
(in  seiner  Governance  of  England,  chapter  XIV),  daß  die  Richter  Mit- 
glieder des  Staatsrats  sein  können,  wenn  sie  gewünscht  werden,  sonst 
aber  nicht.  »Mey  be  off  this  councell  when  thai  be  so  desyred  and  ellis 
not«.  Mitunter  wurden  auch  Richter,  die  in  den  Ruhestand  getreten 
waren,  noch  zum  Zeichen  besonderer  Ehrung  in  den  Staatsrat  versetzt. 
Eine  solche  Ehrung  widerfuhr  z.  B.  Roger  de  Brabanson  1316  unter 
Edward  II.  und  William  de  Herle  in  der  Zeit  Edwards  III. 

In  der  Zeit  der  ersten  drei  Edwarde  sind  ständige  Mitglieder  auch 
einerseits  die  Schreibbeamten  der  Kanzlei,  die  sog.  »mestres  en  chaun- 
celrie«,  die  masters  der  Chancery,  und  anderseits,  entsprechend  den 
französischen  clercs  du  secre,  außerdem  noch  die  sog.  königlichen  se- 
cretarii.  Einer  von  ihnen  erlangt  als  Geheimsiegelbewahrer  besondere 
Bedeutung,  wie  wir  noch  sehen  werden.  Andere  werden  namentlich 
für  diplomatische  Missionen  verwendet.  Edward  I.  bedient  sich  z.  B. 
eines  Minoritenbruders  und  eines  Ordensmitgliedes  der  Prädikanten. 
Edward  II.  verwendet  in  gleicher  Weise  drei  clerks,  auch  Edward  III. 
verwendet  1342  einen  master  Simon  de  Islip  als  seinen  Diplomaten  u.  a. 
Nach  der  Zeit  Edwards  III.  verschwinden  diese  secretarii,  wie  überhaupt 
das  bureaukratische  Element  im  Staatsrat  unter  Richard  II.  in  den  Hinter- 
grund tritt  und  die  Noblesse  darin  überwiegt.  Auch  die  »mestres«  der 
»chauncelrie «  werden  jetzt  nicht  mehr  im  Staatsrat  beschäftigt,  sie 
haben  nun  Wichtigeres  in  der  jetzt  als  Gerichtshof  bestehenden 
Chancery  zu  tun.  Früher  waren  sie  gewissermaßen  »Unterstaatssekretäre« 
unter  dem  Reichsminister,  dem  Kanzler,  und  übten  als  solche  eine 
ausgedehnte  Verwaltungstätigkeit.  Ersatz  wird  nun  geschaffen  durch  die 
clerks  des  Geheimsiegels,  worüber  noch  weiter  unten  zu  handeln  sein  wird. 

Der  König  benutzte  auch  die  Verleihung  der  Staatsratsqualität  zur 
Ehrung  angesehener  Fremder,  namentlich  um  seine  kommerziellen  und 
diplomatischen  Beziehungen  zu  auswärtigen  Staaten  durch  solche  Räte 
»in  partibus  transmarinis «  (Calendar  of  Close  Rolls  17  Edward  III.) 
zu  verstärken.  So  wird  im  Jahre  1315  Charles  de  Fiesco,  Capitain  der 
Stadt  Genua,  zum  Staatsrat  ernannt,  um  die  Handelsbeziehungen  zu 
Genua  zu  stärken.  Ähnlich  ein  gewisser  Antoni  de  Pesseigne  unter 
Edward  III.,  er  wird  bezeichnet  als  delectus  et  fidelis  miles  et  familiaris 
noster  (Calendar  of  Close  Rolls,  Edw.  III.  p.  581  f.).  Um  die  Beziehungen 
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/ur  Kurie  zu  verstärken,  ernennl  Edward  11.  zwei  Neffen  und  drei  an- 
dere  Anhänger  Clemens'  V.  zu  Staatsratsmitgliedern  und  drei  Jahre 
später  einen  Bruder  Johanns  XXII.  und  zwei  Neffen  des  Papstes  zu 
Staatsräten  auf  Lebenszeit.  (Calendar  of  Patent  Rolls  VII  Edw.  II. 
p,  283  und  \l  Edw.  IL  |>.  .r>0).  Das  Sehwergewicht  der  Arbeit  liegt 
aber  bei  den  Personen,  die  weniger  hoher  Herkunft  sind,  aber  sich  durch 
tüchtige  Kenntnisse  auszeichnen.  Eine  Gruppe  von  gewöhnlichen 
Mitgliedern  des  Staatsrats  sind  nämlich  Ritter1).  Sie  werden  als 
bachelors  von  den  Lords  des  Staatsrats  unterschieden  (Nicolas  I  18). 
I  nter  kräftigen  Königen,  die  sich  namentlich  des  ständischen  Einflusses 
der  großen  baronage  erwehren  wollen,  lastet  die  Hauptarbeit  auf  den 
S<  hultern  Boicher  Ritter.  Ein  Bartholomew  de  Burgheresh  hat  im  Jahre 
249  Arbeitstage,  Für  die  er  sehr  gut  bezahlt  wird.  Ein  anderer  Ritter, 
der  gleichfalls  stark  beschäftigt  ist,  ist  Guy  de  Brien,  ähnlich  ein  Ritter 
Richard  Sturry  und  ein  anderer  Ritter,  Richard  de  Stafford.  Siebeide 
werden  in  dem  guten  Paria  ment  von  1376  als  die  üblen  Berater  des  Königs 
bezeichnet  und  aus  dem  Rate  entfernt. 

Schließlich  sind  die  großen  Barone  und  die  geistlichen  Lords,  die 
Bischöfe,  Staatsräte,  Denn,  wie  wir  oben  gehört  haben,  beginnt  erst 
Beil  der  Zeit  Richards  II.  eine  schärfere  Scheidung  zwischen  Staatsrat 
und  Oberhaus.  Nun  merkt  man  da  und  dort  aus  Quellenäußerungen 
den  Unterschied  zwischen  der  Peereigenschaft  und  der  Staatsratseigen- 
Im 1 1 .  S<»  wird  im  Jahre  1323  Lord  Beaumont  als  Baron  und  als  ein  dem 
magno  et  secreto  consilio  iuratus  bezeichnet  (Pari.  Writs  II  285.  Ca- 
lendar of  Close  Rolls  XVI  Edw.  II  p.  717).  Im  Jahre  1352  werden  einem 
Bis«  bot  von  Norwich  als  Mitglied  des  Staatsrats  —  er  war  selbstverständ- 
lich als  Bischof  Mitglied  des  Oberhauses  —  besondere  Einkünfte  als  Ent- 
Lr-  M  lue  srine  Staatsratstätigkeit  angewiesen  (Calendar  of  Patent  Rolls  26 
Edw.  III.  p.  2/il ).  Der  Unterschied  tritt  auch  insofern  zwischen  den  bei- 
den  Eigenschaften  als  Lord  des  Oberhauses  und  als  Staatsratsmitglied 
m  Erscheinung,-  als  nur  der  letztere  in  der  Lage  ist,  seinen  Rat  brieflich 
/ii  erteilen,  der  erstere  nicht.  Mitunter  verweigert  ein  Lord  den  Eid 
als  Staatsratsmitglied  aus  dem  Grunde,  weil  er  es  unter  seiner  Würde 
als  Peer  des  Reichs  bei  l  achtet,  so  im  Jahre  1386  der  Erzbischof  von  Can- 
terbury  (Rot.  pari.  III  323),  und  1410  der  Prinz  von  Wales.  Gerade 
solche  Weigerungen  der  Lords  führen  zu  dringlichen  Bitten  des  Par- 

nts,  daß  man  sie  doch  einschwören  möge  (Rot.  pari.  I  251,  II  321, 
III.  VII  585  u.  a.).  Oer  Eid  hatte  auch  an  und  für  sich  keine  besondere 
Bedeutung  für  die  Lords  des  Parlaments,  weil  sie  auch  ohne  diesen  Eid 

rene  Mitglieder  des  Rats  waren;  freilich  wird  ihre  Zahl,  sofern  sie  im 

itsrat  dienten,  unter  den  ersten  drei  Edwarden  nicht  groß  gewesen 
sein,  eben  deshalb,  weil  sie  es  unter  ihrer  Würde  fanden,  sich  mit  der 
arbeit  im  Staatsrat  zu  beschäftigen.  Es  war  natürlich,  daß 
unter  diesen  Umständen  die  Bureaukratie  neben  ihnen  mehr  in  den  Vor- 


1  Auch  im  zeitgenössischen  Frankreich  sind  das  die  Hauptträger  der  Arbeit. 
Viollet,  Historie  des  institutions  politiques  III,  p.  391. 
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dergrund  trat.  Das  ändert  sich  aber  seit  Richard  IL,  wo  der  ständische 
Einfluß  auf  den  König  groß  wird  und  wo  namentlich  die  große  baronage 
den  Staatsrat  als  Mittel  ihrer  egoistischen  ständischen  Interessen  be- 
nutzt. Dann  kommt  wieder  eine  Periode  unter  den  beiden  Heinrich  IV. 
und  V.,  wo  der  Wille  des  Monarchen  kräftig  wird  und  den  ständischen 
Einfluß  durch  Heranziehung  einer  tüchtigen  Bureaukratie  vermindern  will, 
bis  dann  unter  Heinrich  VI.  wieder  die  ständischen  Faktionen  im  Staats- 
rat vorherrschen.  Es  kommt,  wie  gesagt,  alles  auf  die  Kraft  des  Königs  an. 

Je  umfassender  die  Verwaltungstätigkeit  und  die  Gerichtsbarkeit 
des  Staatsrats  wurde,  um  so  weniger  ließ  sie  sich  durch  alle  Mitglieder 
des  Staatsrats  erledigen,  um  so  mehr  war  es  notwendig,  aus  dem  grö- 
ßeren Kreis  einen  kleineren,  arbeitenden  Kreis  von  Staatsräten  zu  schaf- 
fen. Dieser  kleinere  Kreis  bildet  den  geheimen  Staatsrat,  das  privy 
Council,  im  Gegensatz  zu  dem  größeren  Staatsrat,  dem  concilium  or- 
dinarium.  Die  Staatsräte  hatten  im  allgemeinen  schon  seit  der  Zeit 
Edwards  I.  einen  Eid  zu  leisten.  Dieser  Eid  umfaßte  insbesondere  die 
Pflicht  zum  Gehorsam  gegen  den  König,  zur  Geheimhaltung  der  Verhand- 
lungen im  Staatsrat  und  zur  strengen  Fürsorge  für  die  königlichen  Rechte, 
Prärogativen  und  Regalien1).  Die  Mitglieder  des  Staatsrats  beziehen  schon 
seit  Edward  II.  ein  Gehalt.  Eine  Systematik  und  eine  Skala  der  Gehalts- 
verhältnisse wird  zwar  unter  Richard  II.  versucht,  aber  erst  seit  Hein- 
rich VI.  durchgeführt,  sie  setzt  als  höchstes  Gehalt  für  den  Erzbischof 
200  Pfund,  als  niedrigstes  Gehalt  für  den  Ritter  100  und  für  den  Esquire 
40  Pfund.  Der  Ort  der  Tagung  des  Staatsrats  wird  seit  Edward  III. 
besonders  angegeben,  es  ist  dies  gewöhnlich  die  Exchequerkammer  in 
Westminster,  wo  »der  Rat  des  Königs  gewöhnlich  gehalten  wird«  (Ga- 
lendar  of  Close  Rolls  6  Edw.  III.  p.  573).  Seit  Richard  II.  hat  der  Staats- 
rat auch  einen  eigenen  Schriftführer,  clerk;  anfangs  wird  diese  Stellung 
mit  der  eines  clerks  im  Amte  des  Geheimsiegels  (privy  seal)  verknüuft. 
Seit  Heinrich  IV.  wird  diese  Union  der  Ämter  aufgehoben  und  das  Amt 
eines  Staatsratssekretärs  ständig  und  selbständig. 

III.  Die  Formen  der  Verwaltungstätigkeit. 

Die  mittelalterliche  Verwaltung  ist  Kanzleiverwaltung2) :  Der  Autor 
des  Verwaltungsgedankens  und  der  Ausführer  desselben  fallen  gewöhn- 
lich auseinander,  während  im  modernen  Verwaltungsakt  beide 

x)  Sein  Wortlaut  in  der  Zeit  Edwards  I.  bei  Baldwin,  E.  H.  R.  XXI,  2  f. 

2)  Siehe  mein  englisches  Staatsrecht  II,  S.  64  f.,  wo  auch  der  Nachweis  ver- 
sucht wird,  die  Einrichtung  dieser  Kanzleiverwaltung  für  England  auf  das  Vor- 
bild der  päpstlichen  Kurie  zurückzuführen.  Vielleicht  kam  dies  Vorbild  der  päpst- 
lichen Kurie  auf  während  der  Minderjährigkeit  Heinrichs  III.,  da  der  päpst- 
liche Legat  Pandulph  eine  Zeit  hindurch  die  Staatsregierung  leitete  (siehe  Dibben, 
E.  H.  R.  XXVII,  40).  Neuestens  hat  v.  Heckel,  Das  päpstliche  und  sizilische 
Registerwesen,  Archiv  f.  Urkundenforschung  I  (1908),  S.  371  ff.  nachgewiesen, 
daß  umgekehrt  das  englische  Registerwesen  Heinrichs  II.  für  das  päpstliche  in  man- 
cher Hinsicht  vorbildlich  gewesen.  Dies  würde  nicht  gegen  meine  Darlegungen 
sprechen,  sondern  sie  vielmehr  noch  befestigen,  da  nur  bei  gleichartigen  Verwaltungs- 
grundlagen solche  Rezeption  eines  wesentlichen  Kernpunkts  mittelalterlicher 
Zentralverwaltung  denkbar  ist. 
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in  der   Rege]   zusammenfallen.    Daher  braucht  der  mittelalterliche 
Verwaltungsakt  auf  demWogc  von  seiner  geistigen  Erschaffung  bis  zur 
Ausführung  einer  Reihe  schwerflüssiger  Kanzleiformen,  die  für  die  mo- 
derne  Verwaltung  entbehrlich  sind. 

Die  mittelalterliche  Verwaltungstätigkeit  ist  aber  trotzdem  mannig- 
f all i ur •  Die  Inhaltsverschiedenheit1)  der  Verwal- 
tungsakte  bedingt  eine  verschiedene  äußere 
m  ,  bald  Patent,  bald  C h  a  r  t  e r  ,  b  a  1  d  geschlos- 
senen  Brief,  bald  einfachen  Brief,  da  e  s  an  einer 
d  i  f  f  e  r  e  n  z  i  e  r  1  e  o  l>  e  Ii  ö  rdenorganisa-tion  fehlt. 
Durch  Patenl  weiden  im  Mittelalter  Lehensvergabungen,  Domänenver- 
pa<  htungen,  Pensionsvergebungen,  [mmunitätsverleihungen,  Würden- 
verleihungen  vorgenommen,  Amtsaufträge,  Bestallungen,  Musterungs- 
aufträge  ausgestellt,  freies  (ieleite.  Pässe  gewährt,  Begnadigungen  vor- 
genommen,  Befreiungen  von  lästigen  Aintern,  allerhand  Lizenzen,  Auf- 
nahme in  den  Staatsverband  u.  a.  m.  erteilt  (Hall,  Studies  a.  a.  0. 
p,  319).  Durch  Charter :  Verleihung  von  Korporationsrechten,  Freilehen, 
Ämtern,  Marktrechten,  Aufhebung  lästiger  Forstregalien,  Gewährung  von 
Jagdgehegen  u.a.  m.  (Hall  a.a.O.  p.  327  ff.).  Durch  geschlossene  Briefe 
(letters  close):  Fiskalanweisungen,  Aufforderung  zu  Parlamentswahlen, 
Einberufung  des  Parlaments  und  Vertagung  desselben  (Hall  a.  a.  0. 

130).  Durch  diese  äußere  Form  sucht  man  die  Behörden- 
K  i'rifu/.en  abzugrenzen,  welche  damals  in  ein-  und  derselben  Person 
vereinl  sind. 

Dabei  sind  auch  die  Siegel  ein  besonderes  Mittel.  Das  große 
Siegel  ist  für  andere  Verwaltungsakte  bestimmt  als  das  geheime  Siegel 
(privy  seal),  und  dieses  wieder  für  andere  als  das  kleine  Siegel  (signet) 
oder  das  königliche  Handzeichen  (manual).  Dazu  kommen  die  ver- 
schiedenen Siegelmaterialien,  bald  Gold,  bald  Silber,  bald 
Wachs,  die  ebenfalls  dazu  dienen,  verschiedene  Verwaltungsakte  aus- 
einanderzuhalten. Audi  die  Einrichtung  besonderer  Register  die- 
len ähnlichen  Zwecken.  Schon  die  Abtrennung  der  Schatzamtsrollen 
(treasury  rolls)  von  den  Kanzlerregistern  (Chancery  rolls)  unter 
Richard  L  is1  darauf  zurückzuführen.  (Siehe  Rotuli  clausi,  General 
Introd.  p.  VII  f.)  So  werden  K  a  n  z  1  e  i  f  o  r  m  e  n  und  Siegel 
zu  Surrogaten  einer  Kompetenzabgrenzung  von 
Zentralbehörden.  Auch  der  Gegensatz  von  Gesetz  und  Ver- 
nimm ir.  welche  der  modernen  Verwaltung  so  eigen  ist,  wird  in  Eng- 
land  damals  durch  Einrichtung  verschiedener  Register  und  Rollen  ge- 
währleistel  (Proceedings  of  the  Privy  Council  vol.  III  p.  22.). 

Die  Einsetzung  einer  königlichen  Regentschaft  oder  Stellvertretung 
wird  ebenfalls  durch  verschiedene  Siegel  äußerlich  zum  Ausdruck  ge- 
bracht,  indem  beim  Regentschaftsantritt  oder  bei  der  Stellvertretung,  wie 

1  Vgl.  dazu  H.  Hall,  Formula  Book  of  English  Official  Historical  Documents, 
Cambridge  1908—09,  z.  B.  vol.  I,  110  ff.  über  den  Weg  des  Erlasses  von  letters  patent. 

-   idies  in  English  Official  Historical  Documents  p.  327  ff.  (App.)  und 
Deprez  a.  a.  0.  p.  9  ff. 
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beim  Regierungswechsel,  andere  resp.  neue  Siegel  eingeführt  wer- 
den, und  selbst  eine  Art  von  Provinzialsystem  in  der  Zentralverwaltung 
ist  durch  besondere  Siegel  für  die  französischen  Gebietsteile,  für  Irland, 
für  Aquitanien  und  England  gegeben.  Auch  die  Abwesenheit  des  Mo- 
narchen dürfte  bei  dem  Erlaß  von  Briefen  mit  Geheimsiegel,  welche 
den  Auftrag  zur  Setzung  des  großen  Siegels  durch  den  Kanzler  enthalten, 
mit  Hilfe  verschieden  geformter  Geheimsiegel,  äußerlich  zum  Ausdruck 
gebracht  worden  sein  (Deprez  a.  a.  0.  p.  33  f.). 

Nicht  bloß  zur  Kompetenzabgrenzung  von  Behörden  dienen  Siegel 
und  äußere  Kanzlerformen,  sondern  auch,  um  so  etwas  Ähnliches  zu 
erzeugen  wie  die  moderne  englische  Kabinettsregierung.  Wie  die  mo- 
derne englische  Regierung  seit  dem  17.  Jahrhundert  das  in  sich  imma- 
nente Streben  hat,  in  dem  größeren  Kreis  der  Staatsratsmitglieder 
immer  kleinere,  engere  Zirkel  zu  schaffen,  um  den  Regierungseinfluß 
immer  kräftig  an  einem  Punkt  der  Verwaltung,  der  dem  Könige  nahesteht, 
zu  konzentrieren,  so  wird  etwas  Ähnliches  im  [Mittelalter  vermöge  der 
Siegel  versucht. 

Der  strenge  Zusammenhang  zwischen  Verwaltungsträger  und 
Kanzleien  war  anfangs  bis  in  die  Zeit  Edwards  III.  durch  den  Kanzler 
gegeben.  Er  und  die  Kanzlei  waren  Bestandteile  der  curia  regis,  des 
späteren  privy  Council.  Diese  verwaltende,  alles  überwachende  Tätig- 
keit des  Kanzlers  mit  Hilfe  der  Siegel  und  Register  spiegelt 
sich  deutlich  in  den  Worten  des  Dialogus  de  scaccario  aus  der  Zeit  Hein- 
richs II.  wieder.  Es  heißt  da  lib.  I,  c.  5 :  »cancellarius  in  ordine  illo  primus 
est:  et  sicut  in  curia  sie  ad  scaccarium  magnus  est:  adeo  ut  sine  ipsius 
consensu  vel  consilio  nil  magnum  fiat,  vel  fieri  debeat«. 

Je  mehr  der  Kanzler  in  der  allgemeinen  Verwaltungs-  und  Rechts- 
pflegetätigkeit des  Reichs  aufgeht,  desto  wichtiger  wird  es  für  den  König, 
einen  Beamten  des  königlichen  Hofstaats  zur  Seite  zu  haben,  der  die 
»geheime«,  insbesondere  die  diplomatische  Tätigkeit  des  Königs  unter- 
stützt. Schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  finden  wir,  daß  bereits  jeder 
englische  Große  seine  Sekretäre  hat.  So  auch  der  König.  Ein  königlicher 
Sekretär  (secretarius)  tritt  seit  Heinrich  III.  auf,  ein  Geheimsiegel 
(secretum  sigillum)  seit  Johann1),  ähnlich  wie  in  Frankreich  seit  1312  ein 
Geheimsiegel,  sceau  de  secret,  seit  1316:  3  clercs  du  secre  aufkommen. 
Der  König  hat  sie  nötig.  Denn  er  handelt  nicht  selten  als  persona 
privata  (z.  B.  Rymer  Foedera  II.  416).  Angelegenheiten,  welche  den 
König  »besonders  berühren«,  gelten  als  »secret«  (Cal.  of  Close  Rolls  1346/9 
p.  238).  Und  für  alle  diese  Angelegenheiten,  für  welche  die  Tätigkeit 
des  Kanzlers  unverwendbar  ist,  wird  der  secretarius  verwendet.  Unter 
Edward  1.  ist  der  secretarius  der  wichtigste  Beamte  neben  cancellarius 
und  thesaurarius  (John  Benslede:  Rymer  Foedera  I,  916).  Alle  Ge- 
heimsiegelbewahrer sind  zwischen  1357 — 1367  gleichzeitig  secretarii 
des  Königs,  woraus  mit  Recht  gefolgert  wird,  daß  die  Handhabung 


J)  Siehe  zum  folgenden  L.  B.  Dibben  in  E.  H.  R.,  vol.  25  (1910),  p.  430  ff. 
und  Deprez  a.  a.  O.  p.  75 — 97. 


240 


11.  Abschnitt.   Der  Ständestaat. 


dieses  Siegels  die  Hauptbeschäftigung  des  seeretarius  war.  Aber  schon 
m  den  Hofhaltsordnungen  von  L3471)  erscheint  ein  neuer  Sekre- 
tär, der  unter  dem  Geheimsiegelbewahrer  steht.  [Jm  1350  (Cal.  of  Pat. 
Rolls  L350  i  pp.  I7S.  301,  362)  tritt  ein  Geheimsiegelbewahrer  und 
»sein  Sekretär«  auf.  Sieht  man  näher  zu,  so  war  schon  die  Tätigkeit  des 
Geheimsiegelbewahrers,  des  früheren  Sekretärs,  nicht  geheim  genug.  Die 
Geheimtätigkeil  des  Königs  verzog^sich  in  die  königliche  Kammer.  Diese 
hatte  des  Königs  Privatschatulle  zu  verwalten,  und  ein  Schreiber  dieses 
Departements  erhiell  seil  den  Zeiten  Edwards  III.  ein  Siegel  mit  einem 
Greifen,  und  dieses  galt  den  auswärtigen  Mächten,  z.  B.  dem  Papste,  als 
geheimes  Siegel  und  der  Verwahrer  als  der  »clerk  des  Geheimsiegels«. 
(Cal.  of  Papal  Registers:  Petitions  [,  183,)  Am  Ausgange  der  Regierung 
Edwards  III.  wird  dieses  Siegel  durch  das  »signetum«  ersetzt.  Der 
Becretarius  ad  signetum  wird  der  eigentliche  Staatssekretär,  der  seit 
der  Regierung  Richards  [I.  selbständig  neben  dem  Geheimsiegelbewahrer 
auftritt.  Wykeham  ist  der  letzte  Geheimsiegelbewahrer  der  gleichzeitig 
Bei  retarius  ist.  Die  Trennung  beider  Ämter  ergibt  sich  aus  denselben 
Gründen,  ans  denen  seinerzeit  das  Amt  des  Geheimsiegelbewahrers 
entstanden  ist.  Wie  dieser  der  Tatsache  seine  Entstehung  dankt,  daß 
ii  dem  die  allgemeine  Verwaltungstätigkeit  des  Reichs  leitenden 
Kanzler  für  die  Kabinettsregierung  des  Königs  eine  besonders  geheime 
Form  der  Verwaltungstätigkeit  aufkommen  muß,  so  entsteht  neben 
(lfm  Geheimsiegelbewahrer  der  seeretarius  ad  signetum,  weil  ersterer 
schon  seit  der  Milte  des  14.  Jahrhunderts  Beamter  der  allgemeinen 
Landesverwaltung  geworden  ist. 

\lu  i  vor  einer  Gefahr  mußte  man  sich  nach  den  Erfahrungen  die- 
ses Prozesses,  der  »Sekretisierung«  der  Ämter,  hüten.  Willensschlüsse 
Königs  konnten  himmelweit  entfernt  sein  von  der  Vollziehung  durch 
die  allgemeine  Landesverwaltung  und  von  der  damit  verbundenen  Kon- 
troile  durch  das  Parlament.  Diese  Gefahr  stand  um  so  greifbarer  vor 
Vugen,  als  seit  der  Zeit  Richards  II.  der  Kanzler  selbst  schon,  vom  Staats- 
ral  abgesondert,  keine  Verwaltungstätigkeit  mehr  übte,  sondern  nur 
an  dei  Spitze  eines  Gerichtshofs,  der  Chancery,  stand. 

Die  Verwaltung,  die  Kanzleiverwaltung  ist,  kann  so  nicht  weiter 
existieren.  Es  muß  ein  Kanzleiapparat  geschaffen  werden,  der  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  Verwaltungsträger  steht.  In  den  Wirren  der 
Regierung  Richards  II.  sehen  wir  1400  die  Führer  des  Staatsrates  selbst 
nach  einer  Verbindung  zwischen  ihnen  und  dem  Könige  verlangen, 
(s.  Proceedings  vol.  I,  p.  34  und  die  dortigen  Zitate).  In  dieser  Zeit 
nämlich  mußte  jeder  Lord,  der  mit  einem  Verwaltungsauftrag  des  Königs 
_  rüstel  war,  dessen  schriftliche  Fixierung  veranlassen  und  dem  ge- 
samten Rate,  dem  Council,  dann  vorlegen.  Das  erschwerte  die  Geschäfts- 
gebahrung  und  die  Verantwortlichkeit  sowohl  dem  Könige  als  auch  dem 
Parlamente  gegenüber,  auf  die  man  hier  in  England  zu  keiner  Zeit  ver- 
zichtel  hatte.  Daher  jene  Bitten  der  Lords,  die  das  Verlangen  nach  stabiler 

Collei  tion  of  Ordinances  and  Regulations  for  the  Government  of  the  Royal 
Household  Ed.  III.— William  and  Mary  (Soc.  of  Antiqu.  1790),  p.  10. 
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Kanzleiverwaltung  deutlich  bekundeten.  Man  versuchte  vor  allem, 
Clerks  anderer  Bureaus,  z.B.  die  des  privy  seal,  für  die  Zwecke  der  Ver- 
waltungstätigkeit des  Staatsrats  heranzuziehen.  Als  dies  aber  anschei- 
nend mißglückte,  suchte  man  jenem  Verlangen  einmal  durch  Errichtung 
des  Amts  eines  Clerks  of  the  Privy  Council,  sodann  unter  Heinrich  VI. 
dadurch  gerecht  zu  werden,  daß  man  alle  früher  vom  Staatsrate 
abgetrennten  Behörden,  Schatzamt  und  Chancery  unter  die  Kontrolle 
einer  Anzahl  der  Mitglieder  des  Staatsrats  stellte  und  das  Amt  des 
Staatssekretärs,  oder  wie  er  damals  hieß,  des  King's  Secretary  dauernd 
mit  dem  privy  Council  verband.  Dieser  Beamte  sollte  auch  seinerseits 
jeden  Auftrag  des  Königs  mitunterzeichnen.  Seit  Heinrich  VI.  wurde 
der  Staatssekretär  Mitglied  des  Staatsrats. 

IV.  Die  Gegenstände  der  Verwaltungstätigkeit. 

Sie  lassen  sich  in  dieser  Periode  namentlich  nach  folgenden  Haupt- 
gruppen sondern. 

1.  Die  Kontrolle  der  Finanzverwaltung.  Eine 
der  obersten  Aufgaben  des  Staatsrats  ist  die  Zusammenstellung  des- 
jenigen, was  wir  heute  Budget  nennen  würden,  eine  Zusammenstellung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  für  das  laufende  Jahr.  Vor  dem  Staats- 
rat werden  die  wichtigsten  Finanzfragen  des  Reichs  zuerst  diskutiert, 
ehe  sie  vor  das  Parlament  gelangen,  eine  Rolle,  die  der  Staatsrat  in  der 
heutigen  Zeit  dem  Kabinett  überlassen  hat.  Im  Staatsrat  wird  der  beste 
Weg  diskutiert,  auf  welche  Weise  man  neue  Einnahmen  erheben  könnte 
und  welche  Ausgaben  am  wichtigsten  seien.  Die  Staatsrechnungen  wer- 
den hier  zuerst  revidiert. 

2.  Der  Staatsrat  reguliert  den  Handel  und  die  Behandlung  Fremder, 
insbesondere  fremder  Kaufleute.  Namentlich  wird  im  Staatsrat  die 
Retorsionsfrage  behandelt.  Wenn  eigene  Kaufleute  in  der  Fremde  schlecht 
behandelt  werden,  dann  finden  alsbald  Verhandlungen  im  Staatsrat 
statt;  die  fremden  Kaufleute  werden  vorgeladen,  und  man  droht  ihnen 
eine  ebenso  schlechte  Behandlung  an,  wie  den  Engländern  in  der  Fremde 
zu  Teil  würde,  wenn  die  Verhältnisse  sich  daselbst  nicht  bessern  sollten. 
Am  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts,  etwa  um  1441  kommt  eine  Klage 
vor  den  Staatsrat,  daß  die  englischen  Kaufleute  in  Preußen,  in  den 
Hansastädten  und  in  Dänemark  bedrückt  würden,  und  der  Staatsrat 
droht  den  auswärtigen  Staaten  mit  Retorsionsmaßregeln1). 

3.  Der  Staatsrat  regelt  die  äußeren  Verhältnisse  zwischen  Staat 
und  Kirche,  sofern  dieselben  nicht  schon  durch  die  Kirchengesetz- 
gebung des  Parlaments  geordnet  sind.  Freilich  maßt  er  sich  hierbei  auch 
an,  von  Vorschriften  der  Gesetze  zu  dispensieren,  aber  diese  Dispen- 
sationsgewalt  ist,  wie  wir  wissen,  auch  ein  Teil  der  königlichen  Präro- 
gative. Einzelne  Fälle  von  Häresie  werden  im  Staatsrat  verhandelt 
und  abgeurteilt,  in  der  Regel  hat  aber  zunächst  der  Bischof  die  geist- 
liche Gerichtsbarkeit  hierüber. 


x)  Siehe  Nicolas,  Proceedings  V,  170  f.  u.  178. 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte. 
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II  Abschnitt.   Der  Ständestaat. 


V.  Die  Gerichtsbarkeit  des  Staatsrats. 

\\  ie  dem  Könige  Beil  alters  her  ein  Residuum  von  Königsgerichts- 
barkeil  geblieben  ist.  um  die  I laden  der  Yolksgerichtsbarkeit  zu  mindern, 
so  findet  sich  selbsl  nach  Abtrennung  der  obersten  Crorichte  des  Landes 
und  des  Kanzlergerichtshofes  dennoch  ein  gewisser  Rest,  und  kein 
kleiner,  zur  Aufrechterhält  ung  des  kdnigslriedens  zu  wirken.  Diese 
Gerichtsbarkeil  wird  im  Mittelalter  auch  nach  Abtrennung  des  Par- 

ents  vom  Staatsrai  durch  diesen  letzteren  ausgeübt.  Namentlich 

int  sie  in  Aktion,  wenn  der  Reiche,  Mächtige  den  Ärmeren  und 
Schwachen  bedrückt,  und  wenn  Rechtsverweigerung  bei  den  andern 
Gerichten  stattfindet  oder  sonst  dem  Rechtsuchenden  auf  dem  Wege 
d(  r  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  nicht  geholfen  werden  kann.  Das  Ver- 
fahren  ist  ein  summarisches  ( »simpliciter  et  de  piano  ac  sine  strepitu  et 
rigura  judicii«),  das  unter  dem  Einflüsse  des  kanonischen  Prozesses1)  auf 
dem  I  'rinzipe  der  Schritt  lichkeit  ruht.  Die  Parteien  werden,  was  in  ordent- 
lichem  Rechtsverfahren  nicht  möglich  war,  hier  unter  Eid  vernommen. 

mdere  königliche  Schreiben,  die  meist  unter  dem  Geheimsiegel 
ausgeferl  igl  werden,  insbesondere  das  gefürchtete  writ  of  sub  poena, 
erzwingen  das  Erscheinen  der  Parteien.  Sie  müssen  auch  besonders  ver- 
sprechen,  die  Entscheidung  des  Gerichtshofs  anzuerkennen  oder, 
wie  es  damals  hieß,  sich  der  Gerichtsbarkeit  des  Staatsrats,  »in  alto  et 

ba          zu   unterwerfen.     Im   Strafprozesse  ist  die  Entsendung  von 

Kommissaren  zum  Zwecke  der  Beweisaufnahme,  ähnlich  wie  im  zeit- 

'><ischcn  Parlamentsverfahren  die  Enquete,  üblich.  Im  Strafprozeß 
herrscht  nach  kanonischem  Vorbilde  die  Inquisitionsmaxirne.  Zwar 
remonstrieren  gegen  diese  auf  kanonischer  Grundlage  fußende  Gerichts- 
barkeit  die  Commons2).  Im  Jahre  1422  steigert  sich  ihre  Opposition 
zu  einem  Gesel  zesv<  »rschlag,  wonach  unter  anderm  befohlen  werden  soll, 
daß  niemand  gezwungen  werden  dürfte,  vor  dem  Staatsrat  zu  erscheinen, 
um  hii  r  wegen  einer  Sache  zu  klagen,  für  die  das  Common  Law  aus- 
reichende  Rechtsmittel  gebe. 

U>er  die  Krone  akzeptiert  diesen  Gesetzesvorschlag  nicht.  Was  man 
jedoch  damals  für  eine  beschränkte  Kategorie  von  Rechtsstreitigkeiten 
als  Willkür  königlicher  Gerichtsbarkeit  empfand,  wurde  später  ganz 
ruhig  hingenommen,  da  die  faktiöse  Baronie  im  Staatsrat  zu  herrschen 
B  an.  Im  31.  Regierungsjahr  Heinrichs  VI.,  also  nach  etwa  30  Jahren, 
ergehl  ein  Gesetz  (c.  2)  infolge  des  Aufstandes  des  John  Cade.  Es  ver- 
schärft 'Ii*-  richterliche  Gewalt  des  Staatsrats  und  ist  erklärlich,  da 
in  jener  Zeit,  in  der  die  Baronie  mit  Hilfe  ihrer  livrierten  Banden 
im  Lande  verheerend  wirkte,  wenigstens  im  Staatsrat  Hilfe  suchte. 
Vn  diese  Gerichtsbarkeit  knüpft  dann  auch  die  Gerichtsorganisation 
der  Tudors  an.  wenngleich  hauptsächlich,  wie  wir  noch  sehen  werden, 

S<  "   ähnlich  das  Verfahren  im  französischen  Parlament.  Siehe  Ducoudray, 
L  -  origines  du  Parlement  de  Paris  et  la  justice,  1902,  p.  417  ff. 

Solonc  La  fourme  de  ley  cyvyle  et  ley  de  Saint  Eglise,  en  Subversion  de 
votre  commune  ley«.    Rot.  pari.  IV,  84  a. 
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von  französischem  Vorbilde  hierbei  beeinflußt.  —  Die  Opposition  gegen 
die  übrige  Gerichtsbarkeit  des  Staatsrats  bleibt  aber  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  und  verstummt  erst,  als  sie  am  Ausgange  der  Regierung 
Heinrichs  VI.  vollständig  lahmgelegt  ist. 

VI.  Die  Kontrolle  der  Zentralverwaltung. 

Sie,  die  das  Parlament  übt,  ist  in  dieser  Zeit  hauptsächlich  von 
dreifacher  Art. 

1.  nimmt  das  Parlament  seit  Edward  III.  das  Recht  in  Anspruch, 
die  auswärtigen  Verhältnisse,  insbesondere  die  Kriegsführung  zu  kon- 
trollieren, über  Krieg  und  Frieden  den  König  zu  beraten.  In  Verbindung 
damit  ergibt  sich  auch  die  Möglichkeit,  das  Verlangen  zu  stellen,  daß 
Ausgaben,  welche  für  die  Kriegsführung  bewilligt  sind,  auch  für  diese 
Zwecke  verwendet  werden.  Im  Jahre  1346  und  1348  taucht  die  Praxis 
auf,  daß  das  Geld,  welches  in  den  nördlichen  Grafschaften  erhoben 
wird,  einzig  und  allein  zu  Verteidigungszwecken  gegen  die  Schotten  ver- 
wendet werden  soll.  Im  Jahre  1353  wird  ein  Ausfuhrzoll  auf  Wolle 
gelegt,  der  ausschließlich  zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  gegen  Frank- 
reich dienen  soll.  Im  Jahre  1380  bitten  die  Gemeinen,  daß  die  damals 
bewilligten  Steuern  zur  Verteidigung  des  Königreichs  verwendet  werden 
mögen,  und  im  Jahre  1390  wird  dem  damals  bewilligten  Wollzoll  der 
Zweck  vorgeschrieben,  als  Teil  der  Kriegsausgaben  zu  dienen.  Allerdings 
scheint  in  der  Zeit  nach  Heinrich  IV.  diese  Praxis,  die  Verwendung  der 
bewilligten  Staatsgelder  seitens  des  Parlaments  zu  kontrollieren,  in 
Verfall  geraten  zu  sein.  Erst  1666  sollte  dieses  Recht  von  neuem 
geltend  gemacht  werden. 

2.  Ein  anderes  Mittel  der  Verwaltungskontrolle  war  das  Recht, 
das  das  Parlament  in  Anspruch  nahm,  die  Staatsrechnungen  zu  über- 
prüfen. Schon  1341  verlangen  dies  die  Commons  und  Lords.  In  dem 
letzten  Parlament  Edwards  III.  wird  dieses  Verlangen  wiederholt  und 
auch  durchgesetzt,  ebenso  wie  1341  (s.  Rot.  pari.  II,  364).  In  dem  ersten 
Parlament  Richards  II.  wird  dieses  Verlangen  erneuert,  zwei  Londoner 
Kaufleute,  Walworth  und  Philipot,  werden  bestellt,  um  die  Rechnungen 
zu  überprüfen.  Im  Jahre  1379,  zwei  Jahre  später,  ordnet  der  König 
selbst,  ohne  erst  ein  Verlangen  der  Commons  abzuwarten,  an,  daß  die 
Schatzbeamten  die  Rechnungen  über  die  Verwendung  der  letzten  Steuer 
dem  Parlament  vorleben  sollen.  Seit  der  Zeit  besteht  dieses  Kontroll- 
recht des  Parlaments. 

3.  Ein  drittes  Mittel  der  parlamentarischen  Beaufsichtigung  waren 
die  Regulative,  die  das  Parlament  für  den  Staatsrat  selbst  aufstellte 
oder  wenigstens  veranlaßte.  Sie  bildeten  einerseits  das  Mittel  die  Unab- 
hängigkeit der  Staatsratsmitglieder  von  dem  König  herbeizuführen, 
anderseits  die  Grundlage  für  die  Geltendmachung  der  Ministerver- 
antwortlichkeit. Sie  beginnen  schon  mit  dem  Jahre  1390.  Hier  wird 
die  Geschäftstätigkeit  des  Staatsrats  bis  ins  kleinste  Detail  vom  Par- 
lament geregelt. 

16* 


_  II 


11.  Abschnitt.   Der  Ständestaat. 


Der  König  selbst  ist  meist  dem  Staatsrat  und  seiner  Tätigkeit  fern. 
S<  dann  muß  sich  eine  gewisse  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  ihm  gegen- 

s<  hon  aus  dem  Grunde  entwickeln,  weil  ein  großer  Teil  des  Staats- 
rats  -  \  officio  Mitglieder  sind,  und  diese,  insbesondere  die  großen  Hof- 
beamten  (Kanzler,  Sehal  xineisler,  (leheimsiegelbcwahrer ,  Chamber- 
lain  und  Steward),  Nun  während  der  ständischen  Zeit  nicht  selten 
vom  Parlament  aufgedrängt  werden.  So  zeigen  z.  B.  die  Regulative 
für  den  Staatsrat  vom  Jahre  L406,  wie  ein  so  kluger  Monarch  wie 
Heinrich  IV.es  übersieh  ergehen  lassen  muß,  daß  ihm  die  Bestellung  seiner 
ständigen  Berater  ans  den  Händen  genommen  wird.  Diese  Regulative 
Bind  Uberhaupt  ein  Mittel,  den  Staatsratsmitgliedern  die  nötige  Unab- 
hängigkeit gegenüber  dem  Konig  zu  garantieren,  denn  einerseits  be- 
zwe<  ken  sie,  den  König  davor  zu  schützen,  daß  er  unbedacht  große  Ver- 
gabungen  von  Grund  und  Boden  vornehme,  anderseits  suchen  sie  dem 
Könige  den  ständigen  Rai  der  Mitglieder  des  Staatsrats  aufzunötigen. 
Den  Höhepunkl  dieser  Entwicklung  bilden  die  Regulative  von  1444, 
wo  unter  dem  bescheidenen  Anstrich  rein  formeller  Verwaltungsvor- 
schriften  über  Petitionen  faktisch  die  gesamte  Kontrolle  königlicher 
Verleihungen  zur  Uberprüfung  durch  die  königlichen  Berater  kommen 
soll.  Us  Korrelat  dieser  Unabhängigkeiten  dem  Könige  gegenüber 
wird  eine  scharfe  Verantwortlichkeit  dem  Parlamente  gegenüber  durch- 
gesetzt.  Diese  wollen  wir  nun  ins  Auge  fassen. 

VII.  Die  mittelalterliche  Ministerverantwortlichkeit. 

Das  wicht  igst  e  und  schärfste  Mittel  in  der  Hand  des  Parlaments 
war  das  Recht,  die  Berater  des  Königs,  der  selbst  unverantwortlich  war, 
zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Voraussetzung  dieser  mittelalterlichen 
Ministerverantwortlichkeit  war  die  damalige  eigentümliche  Art  der 
Verwaltung,  die  wir  oben  als  Kanzleiverwaltung  näher  beschrieben 
haben.  Die  Handhaben  zur  Geltendmachung  der  Ministerverantwort- 
lichkeil bestanden  in  doppelter  Art.  Einmal  war  es  die  rechtliche  Not- 
wendigkeit,  daß  jede  Emanation  des  privy  Council,  insbesondere  jedes 
Konzept  einer  solchen  (minute)  schon  im  14.  Jahrhundert  von  den  daran 
beteiligten  privy  councillors  unterschrieben  sein  mußte  (Proceedings 
-i.  a.  0,  [.  p.  XVI).  Die  andere  Handhabe  war  die  Notwendigkeit  der 
Beidrückung  verschiedener  Siegel,  und  manche  ehrenwerte  Kanzler 
weigerten  sich,  die  Verantwortlichkeit  für  den  Verwaltungsakt,  den  sie 
zu  besiegeln  hatten,  zu  übernehmen.  Gerade  die  oben  geschilderte  Art 
der  mittelalterlichen  Verwaltung  als  Kanzleiverwaltung  verlangte  und 
gestattete  namentlich  diese  zweite  Handhabe  der  Ministerverantwort- 
lichkeit. 

Die  jüngere  Von  beiden  war  die  Notwendigkeit  der  Unter- 
Schrift  der  privy  councillors  auf  dem  von  ihnen  verfertigten  Kon- 
zepl  der  Verwaltungsverfügung  (minute).  Je  mehr  sich  aber  seit  Hein- 
rich  \  I.  schon  die  Kanzleiverwaltung  in  den  Händen  des  Staatssekretärs 
rdes  L  i  d  PrivySeal  (des  Bewahrers  des  kleinen  Siegels)  konzentrierte, 
je  bureaukratischer  sie  also  wurde,  desto  mehr  kam  die  ältere  Hand- 
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habe  wieder  zu  Ehren,  nämlich  die  Beidrückung  verschiedener 
Siegel,  wrobei  sich  die  Inhaber  und  Verwalter  dieser  Siegel  gegen- 
seitig kontrollierten. 

Immerhin  verschwindet  die  jüngere  Handhabe  der  Ministerverant- 
wortlichkeit nicht  ganz.  Sie  tritt  nur  schon  mit  HeinrichVI.  in  den  Hinter- 
grund, denn  wir  hören,  daß  1423  anläßlich  des  Erlasses  einer  neuen 
Geschäftsordnung  für  den  Staatsrat  (Proceedings  vol.  III,  p.  18)  der 
clerk  des  privy  Council  angewiesen  wird:  »item  that  the  clerk  of  the 
counceill  be  charged  and  sworn  to  treuly  enacte  and  write  daylich 
the  names  of  all  the  lordis  that  shall  be  present  frö  tyme  to  tyme  to 
see  what,  howe  and  by  whom  eny  thing  passeth«.  Daraus  geht  klar 
hervor,  daß  das  Unterzeichnen  der  »minutes«  außer  Brauch  kommt  und 
daß  man  auf  ein  anderes  Mittel,  die  Verantwortlichkeit  zu  konstatieren, 
verfällt,  nämlich  die  Aufführung  der  privy  councillors  mit  ihren  Namen 
im  Protokoll  durch  den  clerk,  ein  Modus,  der  sich  bis  auf  den  heutigen 
Tag  erhalten  hat. 

Für  die  Konzepte  (minutes)  kam  also  die  Notwendigkeit  der  Unter- 
schrift außer  Brauch,  für  die  vielen  Originalemanationen  des  privy 
Council,  Orders,  private  bills,  Proklamationen  etc.  erhielt  sie  sich,  da 
wir  ihr,  wie  wir  noch  sehen  werden,  im  17.  Jahrhundert  begegnen1). 

Die  ältere  Handhabe  der  mittelalterlichen  Ministerverantwort- 
lichkeit, nämlich  die  Verwendung  von  verschiedenen  Siegeln,  ward 
schon  in  der  Zeit  Heinrichs  III.  und  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
bis  in  die  Neuzeit  geltend  gemacht.  Im  Mittelalter  erreicht  dieser  Stand 
der  Dinge  unter  HeinrichVI.  den  Höhepunkt.  In  der  Geschäftsord- 
nung für  den  Staatsrat  vom  Jahre  1464  wird  bestimmt:  »it  is  thought, 
that  all  billes  whome  the  king  of  his  good  grace  hath  granted  therein 
be  delivered  to  his  secretary  and  letters  to  be  conveyed  from  them  di- 
rected  under  the  signet  to  the  keeper  of  the  privy  seal  and  from  them 
and  the  prive  seal  to  the  chancellor  of  England«.  Also  jede  Verfügung 
soll,  wenn  vom  Könige  ausgehend,  an  den  Staatssekretär,  von  diesem 
mit  dem  »signet«  ausgefertigt  an  den  Geheimsiegelbewahrer  gehen,  der 
sein  Siegel  darunter  setzt,  und  gelangt  schließlich  in  die  Hände  des 
Großsiegelbewahrers,  damit  er  das  große  Siegel  auf  die  Vollurkunde  setze. 

Das  sind  die  Handhaben  der  mittelalterlichen  Ministerverantwort- 
lichkeit. Sie  selbst  wird  geltend  gemacht  durch  Erhebung  der  Anklage 
des  schuldigen  Ministers  seitens  der  Commons,  sog.  impeachment.  Die 
Richter  sind  die  Lords  des  Oberhauses.  Das  erste  große  impeachment, 
das  uns  in  der  englischen  Verfassungsgeschichte  begegnet,  ist  die  An- 
klage der  beiden  Lords  Latimer  und  Neville  im  Jahre  1376,  die  beschul- 
digt werden,  große  Defraudationen  der  ihnen  anvertrauten  Staatsgelder 
vorgenommen  zu  haben  (Rot.  pari.  III,  323 — 328  ff.).  In  dem  ersten  Teil 
der  Regierung  Richards  IL,  etwa  von  1377 — 1383,  kommen  verschiedene 
Fälle  vor,  wo  auch  Nichtlords  und  hohe  Geistliche  mittels  impeachment 
angeklagt  werden. 


x)  Siehe  weiter  unten  §  47. 
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\  -ii  großer  Bedeutung  \\  ar  die  Anklage  von  Michael  de  la  Pole  Lord 
Kanzler  im  Jahre  L386,  Er  war  angeklagt,  königliche  Güter  unter  ihrem 
W(  rte  für  eigene  Tasche  angekauft  zu  haben  zu  der  Zeil,  da  er  Mitglied 

Staatsrats  war  und  den  Eid  als  Staatsrai  geleistet  hatte.  Es  war, 
wie  wir  wissen,  eine  der  besonderen  IM'liehten  von  Slaalsralsmitgliedern, 
auf  die  Rechte  des  Königs  und  der  Krone  besonders  zu  achten,  Fürsorge 
eu  entwickeln.  Unter  Richard  II.  isi  demnach  die  Anklage,  das  impeach- 

b,  eur  Geltendmachung  der  MinisierviM'anlwortlichkeit  Verfassungs- 
bestandteil  geworden,  daneben  gab  es  noch  eine  Konkurrenzform, 
den  appeal.  Krafl  des  appeal  kunnle  jede  Person  eine  andere  vor 
den  Gerichtshof  bringen;  während  das  impeachment  eine  öffentliche 
Klage  war,  war  der  appeal  eine  Privatklage.  Unter  Heinrich  IV. 
(I  Ih  m.  [V.,  c.  L4)  wird  diese  Form  des  appeal'  nämlich  für  Staats- 
an  klagen  ein  für  allemal  abgeschafft.  Man  hatte  im  Jahre 
zuvor  die  schlechten  Folgen  des  Bürgerkrieges,  der  durch  solche 
appeal s  veranlaßt  war.  zur  Genüge  kennen  gelernt.  So  blieb  denn  nun 
ohne  Konkurrenz  das  impeachment.  Die  Furcht  vor  diesem  veranlaßte 
in.  Im  selten  den  Staatsrai  und  seine  Mitglieder,  den  Wünschen  des 
Königs  /ii  widerstehen1).  Das  impeachment  erhielt  sich  auch  den  Rest 
des  Mittelalters  hindurch  und  kam  zuletzt  1450  gegen  den  Herzog  von 
Suffolk  und  L459  gegen  Lord  Stanley  zur  Anwendung  (Rot.  pari.  V,  176 
und  Rot.  pari.  V,  369).  Seit  der  Zeit  verschwindet  es.  Die  Könige  aus 
dem  Hause  \  ork  und  die  Tudors  haben  eine  andere  Form,  ein  anderes 
Surrogal  dafür  entdeckt  :  die  bill  of  attainder  und  die  bill  of  pains  and 
penaltys.  Die  absolute  Monarchie  brauchte  eben  stärkere  Waffen, 
bisbesondere  ein  Mittel,  um  auch  ex  post  facto,  d.h.  nach  Begehung, 
Straftatbestand  und  Strafen  feststellen  zu  können,  was  sie  durch  die 
beiden  eben  genannten  Mittel  leichter  erreicht.  Ein  Gesetz  wird  erlassen, 
das  nachträglich  den  Straftatbestand  resp.  die  Strafe  feststellt,  und  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  wird  der  mißliebige  Staatsmann  oder  die  miß- 
liebige Persönlichkeit  beseitigt.    Doch  davon  später. 

§  19.  Der  Staatsdienst. 

Literatur. 

Eaf  "h  Ft.,  Civil  Service  in  Great  Britain,  A  History  of  Abuses  and  Reform, 
N  "  York  1880.  —  Plummer  Charles,  in  seinem  Kommentar  zu  Fortescue, 
The  Governance  of  England,  Oxford  1885  passim,  insbes.  326  ff.,  335—340.  — 
P  o  1  1  o  c  k  und  Maitland  (Über  die  Serjeanties),  I2,  p.  282—291.  —  Round, 
and  Pedigree  I.  p.  118 — 128.  —  Round,  The  King's  Serjeants  and 
Öfficers  of  State,  London  1911,  Ch.  1—3.  —  Stubbs  I2,  p.  379  ff. 

Wie  auf  dem  Kontinent,  so  wurde  auch  in  England  der  Staatsdienst 
anfangs  durch  Vergabung  von  Land  an  Ministerialen  geführt.  Diese 
a  oder  ministri  bildeten  den  Kern  der  Amtsträger,  daneben  auch 
Geistliche.    Aber  während  auf  dem  Kontinent,  z.  B.  in  Frankreich, 
Bich  die  Ministerialen  in  ihrer  amtlichen  Vormachtstellung  bis  zum  Aus- 


1    Siehe  Nicolas  I,  12c,  17;  Rot.  pari.  III,  258. 
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gange  des  Mittelalters  erhalten  haben1),  verschwinden  sie  in  England 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  vollständig  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Amtsträger,  und  nur  nebensächliche  Funktionen,  wie  z.  B. 
Hofstellen  und  bedeutungslose  Ämter  im  Schatzamt,  z.  B.  das  Amt  der 
chamberlains  des  exchequer,  das  Amt  eines  Großmünzmeisters2), 
werden  von  ihnen  verwaltet.  Statt  ihrer  treten  in  die  Staatsverwaltung 
hauptsächlich  Kleriker  ein. 

Was  sind  wohl  die  Gründe  dieser  England  von  dem  Kontinent 
unterscheidenden  Tatsache,  welche,  wie  wir  noch  sehen  werden,  das  eng- 
lische Amtsrecht  in  dauernder  Weise  beeinflußt  hat  ?  Die  Gründe 
liegen  zum  Teil  in  dem  juristischen  Charakter  der  serjeanties  selbst, 
teils  sind  sie  in  der  Stellung  des  englischen  Königs  als  Herr  der  eng- 
lischen Kirche  zu  suchen,  die  das  ganze  Mittelalter  hindurch  die  Eigen- 
kirchenidee   niemals  wie  auf  dem   Kontinent   fallen  gelassen  hat3). 

Zunächst  waren  die  serjeanties  auf  die  Dauer  mit  einem  streng 
zentralisierten  Staatswesen  nicht  zu  vereinbaren.  Sie  hatten  nämlich 
die  Neigung,  ähnlich  wie  die  Ritterlehen,  auch  erblich4)  zu  werden.  Die 
Erblichkeit  hatte  dann  im  Gefolge,  daß  man  diese  Ämter  durch  Stell- 
vertreter versehen  ließ.  Den  besten  Beleg  für  diese  Tendenz  ergibt  die 
Tatsache,  daß  wir  schon  bei  der  Krönung  der  Königin  Eleonore5)  im 
Jahre  1236  neben  dem  Hauptmundschenk  noch  einen  Hilfsmundschenk 
und  einen  Stellvertreter  des  Hilfsmundschenks  finden.  Bald  darauf 
entwickelte  sich  neben  dem  Lord  High  Steward  der  eigentliche  Amts- 
träger, der  Lord  Steward,  und  selbst  heute  können  wir  noch  neben  dem 
Lord  Großkämmerer  einen  Lord  Kämmerer  und  einen  Vizekämmerer 
finden.  Freilich  hatte  dem  Rechte  nach  der  König  die  Machtvoll- 
kommenheit, einen  ungeeigneten  Stellvertreter  des  Ministerialen  zurück- 
zuweisen6), und  noch  unter  Edward  I.  finden  wir,  wie  der  Graf  von  Here- 
ford,  Hadelorough,  infolge  seines  hohen  Alters  den  König  um  die  Erlaub- 
nis bittet,  daß  ihn  sein  Neffe  Humphrey  im  Amte  eines  High  Constable 
(Hofstallmeisters  von  England)  vertrete7). 

Aber  auf  die  Dauer  konnte  der  König  doch  nicht  das  den  Mini- 
sterialen versagen,  was  er  den  Baronen  und  Rittern  für  ihr  Lehen  gestat- 
tete, nämlich  die  Wiederverleihung  des  Lehens  an  den  Erben  gegen  Zah- 
lung des  relevium.  Und  nun  kommen  wir  auf  einen  Punkt,  der  in 
England  besonders  früh  eingetreten  ist:  die  Verschmelzung  des  Mini- 
sterialentums  mit  dem  Rittertum.  Der  Prozeß  wurde  durch  die  Tätig- 

Siehe  Viollet,  Histoire  des  Institutions  politiques  et  administratives  de 
la  France,  Paris  1903,  vol.  II,  p.  248,  306,  463,  465;  III,  123,  206  ff.,  231,  253  ff. 

2)  Siehe  Dialogus  de  scaccario,  ed.  Hall  1904,  Introdnction. 

3)  Siehe  darüber  noch  weiter  unten  §  25. 

4)  In  Norwegen  war  das  Sysselamt  wirklich  erbliches  Lehen  geworden  (siehe 
K.  Lehmann,  Abhandlung  z.  g.  RG.  1888,  S.  207,  211),  bis  im  Jahre  1347  dies 
verboten  wurde.  Siehe  Taranger,  Udsigt  over  den  Norske  Rets  Historie  II,  1  (1904), 
S.  289. 

5)  Siehe  dazu  Round,  King's  Serjeants  p.  7  f. 

6)  Siehe  Round  a.  a.  O.  p.  48  f. 

7)  Rymer,  Foedera  II,  p.  57. 
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keil  der  Common  Law-Gerichte  besonders  gefördert.  Wir  haben  oben 
\^{{).  wir  durch  die  Tätigkeit  der  Reichsgerichte  das  Common  Law 

las  Aufkommen  eines  besonderen  Dienstniannenreehts  ebenso  verhin- 
derte  \\  ie  das  Aufkommen  eines  Hofrechts,  und  gesehen,  wie  das  englische 
Feudalrecht  überhaupt  das  Common  Law  des  Landes  wurde.  So  kam 
es  dann,  daß  in  der  zweiten  Hälfte  des  L3.  Jahrhunderts  bereits  die  Mini- 
sterialen im  Hit  ha  t  um  beinahe  \a)llständig  aufgingen.  Sehr  gefördert 
wurde  dieser  Prozeß  durch  das  Prinzip  der  Unveräußerlichkeit,  welches 
dem  englischen  Ministerialentum  betreffs  des  Ministerialenbesitzes  anhaf- 
Im  Jahre  L250  erhalt  Robert  Passelewe,  der  Vizeschatzmeister, 
mit  anderen  die  Kommission,  eine  Untersuchung  im  ganzen  Reich 
anzustellen,  ob  und  in  welchem  Ausmaße  die  Ministerialen  des  Königs 
ihre  Dienste  erfüllten  und  ob  sie  das  Ministerialenamt  irgendwie  ver- 
äußert  hätten.  Das  Resultat  dieser  Untersuchung  war  die  große  »arren- 
tationt,  deren  Resultat  in  dem  sog.  Testa  de  Neville  vorliegt.  Die  Art,  wie 
diese  Vrrentat  i<  >n  vorgenommen  wurde,  war,  daß  diejenigen  Ministerialen 
des  Königs,  welche  offenkundig  Teile  ihres  Ministerialenlandes  veräu- 

-  it.  sich  Für  dieses  Delikt,  das  eigentlich  den  Heimfall  ihres  Landes  an 
den  König  zur  Folge  hätte  haben  müssen,  mit  der  königlichen  Schatz- 
kammer vergleichen  durften,  entweder  durch  Zahlung  einer  sog.  »fine« 
oder  durch  Leistung  des  Ritterdienstes  an  Stelle  der  veräußerten 
Parzellen  Landes.  Betreffs  jenes  Ministerialenguts,  welches  sie  aber 
nicht  veräußerten,  sollten  sie  nach  wie  vor  die  alten  Dienste  leisten  oder 
aber  die  Befugnis  haben,  diesen  Dienst  in  Ritterdienst  umzuwandeln. 

S  brachte  die  Arrentation  eine  große  Zahl  von  Ministerialenstellen 
zum  l'nt ergang. 

laue  andere  Eigentümlichkeit  des  englischen  Rechts  war  auch, 
daß  Ministerialendienst  gewöhnlich  nur  in  Anknüpfung  an  Ministerialen- 
land  zu  verrichten  w  ar-).  Wohl  gab  es  einige  unter  den  höchsten  Ämtern 
des  Reiches,  wie  z.  B.  das  Amt  des  Großkämmerers  (Great  Chamberlain), 
welches  ohne  jedes  Ministerialland  verliehen  wurde.  Das  Amt  als  solches 
war  I.»  h«  ii  (i.tlicr  m  gros),  aber  das  waren  nur  Ausnahmefälle3).  Die 
Hauptmasse  der  Ministerialen  leistete  ihre  Dienste  im  Anschluß  und  für 
das  Ministerialenland.  Deshalb  konnten  sich  in  England  nicht  die  dem 
Französischen  Rechte  geläufigen  und  daselbst  sehr  bekannten  Amts- 
st  eilen,  wie  die  der  sergents  fieff es  (Viollet  III,  p.  254)  und  der  sergents 
bailliagers  (Viollet  III.  p.  257)  entwickeln.  Die  englischen  serjanties, 
sofern  sie  noch  bestehen  blieben,  waren  uneinträgliche  Ämter,  Ämter, 
a  denen  sich  keine  Sportein  und  Gefälle  ziehen  ließen.  Der  Grund 
und  Boden  sollte  sie  entlohnen.  Aber  gerade  die  juristische  Behandlung 
des  Ministerialenlands  war  seit  dem  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts 
vollständig  der  Behandlung  der  eigentlichen  Ritterlehen  (knight  Service) 
und  den  Rechtsverhältnissen  und  der  Behandlung  der  sog.  Erbleihgüter 
Lr|,.j, -hLr(-t  eilt .  Hierzu  kam  m teli  die  Tatsache,  daß  das  zentrali- 

l)  Siehe  §  14. 

*)  Siehe  Pollock  und  Maitland  a.  a.  O. 
3l  Siehe  Round  a.  a.  O.  p.  44. 


§  19.    Der  Staatsdienst. 


249 


sierte  Staatswesen,  wie  es  England  seit  dem  13.  Jahrhundert  darstellte, 
von  seinem  Beamten  eine  größere  Vorbildung  verlangte,  und  diese  war 
bei  dem  damaligen  Stand  der  geistigen  Bildung  nur  bei  der  Geistlichkeit 
zu  finden. 

Daß  diese  aber  so  sehr  in  den  Vordergrund  geschoben  wurde,  lag 
vornehmlich  in  der  Tatsache  der  englischen  Eigenkirche.  Zunächst 
bot  die  Besetzung  der  Amtsstellen  durch  Kleriker  dem  König  die  Mög- 
lichkeit, amtliche  Hilfskräfte  zu  gewinnen,  ohne  selbst  etwas  zahlen  zu 
müssen.  Kraft  seines  Rechts  als  Eigenkirchenherr  konnte  der  König1) 
von  den  Kathedralkirchen  und  Stiftern,  die  er  oder  seine  Vorfahren  ge- 
gründet hatten,  Pensionen  (corrodia)2)  für  seine  Beamtenkleriker  ver- 
langen. Es  brauchte  dies  nicht  gerade  in  der  brutalen  Art  zu  geschehen, 
wie  dies  seinerzeit  von  Wilhelm  dem  Eroberer  zur  Zeit  der  unbeschränk- 
ten Herrschaft  der  Eigenkirchenidee  erfolgt  war,  nämlich  daß  der  König 
seinen  Koch  mit  Land  einer  Kathedralkirche  ausstattete3).  Es  genügte, 
wenn  der  König  in  seiner  Eigenschaft  als  Eigenkirchenherr  für  seinen 
Beamten,  der  Kleriker  war,  eine  Pension  in  Naturalien4),  später 
statt  ihrer  Geld,  verlangte.  Die  Kirche  wachte  darüber,  daß  nur  Kleriker 
solche  Pensionen  aus  Kirchengut  bekamen,  aber  nicht  minder  das  Par- 
lament, das  nicht  zulassen  wollte,  daß  der  Krone  regelrecht  zustehende 
corrodia  entzogen  würden  durch  Freibriefe  und  dergleichen5).  Der  offen- 
kundige Zweck  dieser  corrodia  war  den  königlichen  Beamten  so  lange 
zu  unterhalten,  bis  ihm  ein  einträgliches  Benefizium  zufiel6). 

Dem  Könige  als  Eigenkirchenherrn  stand  das  Recht  zu,  an  Kathe- 
dralkirchen und  an  Stiftskirchen  königlicher  Gründung  Präbenden  zu 
verleihen,  mochten  auch  Schriftsteller  wie  der  alte  Gascoigne 
am  Ausgange  des  Mittelalters  diese  Tatsache  noch  so  sehr  bedauern7). 
Freilich  dem  Ideal  gregorianischer  Kirchenideen  entsprach  dies  durchaus 

x)  Über  eine  ähnliche  Entwicklung  in  Deutschland  siehe  Werminghoff,  Ge- 
schichte der  Kirchenverfassung  Deutschlands  im  Mittelalter,  1905,  S.  177.  Hier 
kam  die  Bewegung  wohl  bald  zum  Stillstand,  weil  das  höhere  Reichskirchengut 
in  die  Hände  der  zu  Landesherren  gewordenen  Prälaten,  das  niedere  hingegen 
durch  seine  patrimoniale  Verwertbarkeit  überhaupt  in  die  Hände  anderer  als  des 
Königs  gelangte. 

2)  Siehe  auch  über  diese:  Archaeologia  Cantiana  XXIX  (1911),  71  f. 

3)  Calendar  of  Charter  Rolls  III,  p.  345. 

4)  Registra  Johannis  Whethamstede,  Registra  quorundam  abbatum  II, 
p.  80  »quoddam  corrodium  panis,  cervisiae,  carnium,  piscium,  et  hujusmodi,  cum 
quadam  mansione  et  gardino,  cum  suis  pertinentiis«. 

5)  Rot.  pari.  III,  p.  469  b,  520  a;  IV,  p.  104  a. 

6)  Historiae  Croylandensis  continuatio,  ed.  William  Fulman,  Rerum  Angli- 
carum  Scriptores,  Oxford  1684,  p.  13:  »donec  sibi  de  beneficio  competenti  alias 
poterit  provideri«. 

7)  Loci  e  Libro  veritatum,  Oxford  1881,  p.  181:  »consimiliter,  doctores  et 
episcopi  boni  dicerent  et  praedicarent  regibus  et  dominis  mundanis,  ut  dimitterent 
episcopos  et  rectores  et  vicarios  a  curiis  suis,  ut  recte  sacrificarent  ipsi  et  subditi 
eorum  Domino.  Recte  enim  sacrificarent,  si  opera  curae  suae  debita,  residentes 
inter  subditos  suos,  facerent;  perit  enim  ecclesia,  quia  indigni  sunt  ordinati  in  pa- 
stores  et  officiarios  ecclesia,  et  quia  boni  episcopi  et  curati  non  resident  cum  sub- 
ditis. « 
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nicht.  Jene  Präbenden  und  Eigenkirchen  zur  Versorgung  königlicher 
Beamter  hießen  rar  capella  dominica1)  gehörig. 

Der  König  halte  auch  das  Kerhl  der  ersten  Bitte2). 

I  nter  dem  Eindrucke  dieser  Anschauungen  hatte  im  L2.  Jahr- 
hunderl noch  der  Bischof  Hugh  von  Lincoln  den  Mut,  sich  den  Anord- 
nungen Heinrichs  II.  in  bezug  auf  die  Vergabung  von  IVübenden  an  kö- 
nigli<  he  Kleriker  zu  widersetzen8);  A.ber  die  Zeiten  waren  längst  vorbei. 
In  Mittelalter,  bis  zur  Reformation,  vollzog  sich  dieses  königliche  Ver- 
leihungsrechl  in  England  ungestört,  da  der  Papst  für  seine  Provisionen 
gleich  Zugeständnisse  vom  König  verlangte  und  erhielt4).  So  sehr  rech- 
net<  dei  König  mit  dieser  Versorgnn^sqindle  seiner  Beamten,  daß  in 
derköniglii  hen  Hofhaltsordnung,  dem  Li  hei-  niger,  ausdrücklich  bestimmt 
ist*),  daß  die  Kapläne  des  Königs  keinen  Beamtengehalt  von  der  könig- 
lichen Hofhaltung  beziehen  sollten,  wenn  sie  nicht  weniger  als  40  £  Jahres- 

ignis  von  einem  Benefizium  hätten.  Die  hohen  Beamten,  der  Lord 
l  isurer,  der  Geheimsiegelbewahrer,  die  Richter  der  Reichsgerichts- 
i  hielten  zwarGehällei  aus  der  königlichen  Schatulle,  aber  doch 
mochten  einige  von  ihnen  froh  sein,  daneben  geistliche  Pfründen  zu  haben, 
die  ihnen  ein  sichereres  Einkommen  garantierten  als  die  Verweisung  ihrer 
I  ilter  auf  die  königliche  Schatulle,  denn  diese  blieb  meistens  im 
Rückstände  und  für  die  Richter,  die  aus  kanonischen  Gründen  nicht  gut 
dem  Klerikerstand  entnommen  werden  konnten,  mußten  aus  diesem 
('.rund.'  andere  Ersatzmittel,  z.  B.  Verwaisung  auf  bestimmte  Ein- 
künfte, Verweisung  auf  Einnahmen  aus  Zöllen  Vorsorge  getroffen  werden6) . 

Bis  mt  Reformation  herrschte  die  Geistlichkeit  in  den  Verwaltungs- 
behörden  des  Landes.  Das  kanonische  Recht  hat  infolgedessen  das  eng- 
lisch» Viulsreeht  wesentlich  beeinflußt.  Seine  letzten  Überreste  sind 
noch  heute  zu  finden,  z.  B.  in  der  Bezeichnung  des  Beamten  als  clerk 
<     clericus)  "der  official  ( =  of ficialis)  selbst  im  heutigen  englischen. 

hgebrauch.  Darauf  deutet  ferner  die  dem  englischen  Amtsrechte 
noch  heute  eigene  Unterscheidung  der  Ämter  (offices)  in  solche  »durante 
bene  placito«,  d.  h.  auf  W  i  d  e  r  r  u  f  und  solche,  welche  »quam  diu 
bene  se  gesserit«,  d.  h.  auf  Lebenszeit  vergeben  werden,  hin. 

Siehe  /.  B.  die  Urkunde  (Zeit  Heinrichs  I.)  in  Chartulary  of  the  Monastery 
of  St.  Frideswide  (Oxford  Hist.  Society  XXVIII)  I,  Nr.  4,  p.  10.  Ferner  Prynne 

Is  III.  62  Heinrich  III.):  »cum  super  Decanatu  Ecclesiae  St.  Martini  Lond. 
'jn;ie  hominica  Capella  nostra  esse  noscitur,  ea  gaudemus  dignitate  .  ..  quod  De- 

■  um  debueril  institui;  a  sola  manu  Regia  stallum  reeipit  in  choro  et  locum 
in  capitulo  .  .  .« 

-  Sieh«  /  .  B.  Rymer,  Foedera  IX,  p.  11 ;  X,  438,  445,  448.  Allerdings  in  diesen 
Fallen  nii  hl  zur  Ausstattung  von  Staatsbeamten  ausgeübt,  sondern  um  weiblichen 
Personen  den  Eintritt  in  gewisse  religiöse  Körperschaften  zu  ermöglichen.  Siehe 
aber  eine  »Bitte«  der  Königin  Margarete  in  ihren  Letters  (Gamden  Society  Nr.  86 
O.  S.),  p.  136. 

Siehe  Giraldus  Cambrensis,  Opera  (Roll  Ser.)  VII,  130—260. 
4)  Siehe  darüber  weiter  unten  §  25. 
5   Ordinances  of  the  Royal  Household  p.  35. 

•J  Rot.  pari.  IV,  394,  437;  V,  14,  214,  490,  492  b;  VI,  55,  101,  395,  524. 
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Die  Einteilung  ist  eben  auf  das  kanonische  Recht  zurückzuführen1). 
Auch  das  Fehlen  eines  Disziplinarverfahrens  im  englischen  Amtsrecht 
der  Gegenwart  entspricht  ganz  dem  kanonischen  Recht,  das  erst  in  aller- 
jüngster  Zeit2)  ein  Disziplinarverfahren  im  Gegensatz  zum  Strafver- 
fahren gegen  kirchliche  Benefiziaten  erhalten  hat. 

Aber  nicht  bloß  in  dieser  äußerlichen  Weise  sondern  auch  in  seinen 
/Grundlagen  wurde  das  englische  Amtsrecht  durch  das  Eindringen  des 
l  Klerikerelements  beeinflußt.  Vier  Züge  drangen  namentlich  in  das  eng- 
lische Amtswesen  ein.  Die  Widerruflichkeit  der  Ämter  verschwand 
bei  den  sog.  Offices,  es  entstand  das  System  der  Ämterkumulation,  das 
System  der  Stellvertreter,  die  patronage  und  der  Ämterkauf  (brocage). 
Die  Verwendung  von  Klerikern  brachte  zunächst  den  Vorteil,  daß  sie 
die  Unmöglichkeit  des  Erblichwerdens  der  Ämter  veranlaßt.  Das 
Ämterbesetzungsrecht  ging  in  die  Hände  des  Königs  über,  freilich 
vorwiegend  nur  für  die  obersten  Staatsämter.  Wegen  der  mitt- 
leren und  unteren3)  hingegen  war  seit  dem  Beginn  des  14.  Jahrhunderts 
ein  steter  Kampf  zwischen  Königtum  und  Ständen,  insbesondere  der 
Landaristokratie,  wer  die  Ämter  besetzen  sollte.  Der  König  wollte  das 
Recht  der  Ämterbesetzung  allein  ausüben,  die  Stände,  insbesondere 
die  großen  Magnaten,  wollten  ihre  patronage  im  Anschlüsse  an  die  erb- 
lichen Hofämter  und  Lehensrechte  nicht  aufgeben.  Es  hing  immer  von 
der  Kraft  des  jeweiligen  Königs  ab,  wieweit  er  noch  ein  Ämterbesetzungs- 
recht der  Großen  neben  sich  duldete.  Denn  die  Tatsache,  daß  staatliche 
Ämter  mit  einem  kirchlichen  Benefizium  ausgerüstet  waren,  brachte  als 
notwendige  Konsequenz,  daß  man  dem  Inhaber  des  letzteren  aus  an- 
deren Gründen  als  aus  dem  Grunde  strafbarer  Handlungen  nicht  gut 
sein  Amt  entziehen  konnte.  Die  wesentliche  Voraussetzung  aber  für  des 
Königs  Recht  war,  daß  die  Ämter  nicht  auf  Lebenszeit4)  oder  für  eine 
bestimmte  Reihe  von  Jahren,  sondern  auf  Widerruf  verliehen  wurden. 
Dies  verlangten  auch  die  der  bisherigen  Mißwirtschaft  überdrüssigen  Mit- 
glieder des  Unterhauses  im  Jahre  14065).  Unter  Heinrich  V.  wird  auch 
diese  kraftvolle  Ämterpolitik  durchgeführt.  Aber  schon  während  der 
Minderjährigkeit  seines  Sohnes  Heinrich  VI.  wird  das  Prinzip  der  wider- 
ruflichen Anstellung  wieder  aufgegeben.  Eine  order  im  Staatsrat  vom 
28.  Januar  1423  sanktioniert  den  alten  Schlendrian,  indem  sie  gestattet, 

J)  Siehe  Rehm  in  Hirths  Annalen,  Jahrg.  1884,  p.  565  ff. 

2)  Siehe  Hilling,  Amtsenthebung  der  Pfarrer  im  Verwaltungswege  1911,  S.  9. 

3)  Eine  Übersicht  derselben,  sofern  der  König  (Edw.  III.)  über  sie  verfügen 
durfte,  gibt  der  Liber  niger  (zit.  in  Plummers  Fortescue  a.  a.  S.  S.  328):  »the 
King  appoynted  of  Offices  outward  to  rewarde  his  household  Services  after  they 
desertes  (=  Verdienst)  to  be  parkers,  some  foresters,  waryners,  kepers  of  manors, 
baylywicks,  constableshippes,  portershippes,  receivours,  corrodges,  wardes  marri- 
ages,  and  many  other  things  of  value,  in  portes,  townes  and  cities  etc.  and  for  his 
chapelman,  chyrches  prebendes,  free  chapelles,  and  pensions«  ....  Dazu  die  vielen 
Stellen  der  Zolleinnehmer  und  Zollkontrolleure  in  den  Häfen. 

4)  Manche  waren  sogar  auf  immer  vergeben,  was  technisch  »in  feodo«  hieß, 
andere  auf  Lebenszeit,  d.  i.  »ad  terminum  vitae«. 

5)  Rot.  pari.  III,  p.  587  u.  589  a. 
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allen  Beamten,  »In1  Arnterverleihungen  aus  der  Hand  des  verstor- 
benen Königs  hätten,  dieselben,  solange  sie  ihres  Amtes  gehörig  wal- 
teten,  wieder  bestätigt  werden  durften,  Dacsi  habuissent  statum  ad 
terrninum  vitae  in  offieiia  praedictis«1). 

Diese  Schwäche  der  Regierung  und  dann  namentlich  die  Rosen- 
ollendeten  das,  was  noch  zur  Vorherrschaft  der  hohen  Aristo- 
kratie bei  der  Imterbesetzimg  gefehlt  halte.    Die  hervorstechendsten 
l  beistände,  die  dadurch  herbeigeführl  und  erst  von  den  Tudors  besei- 
tig! worden  Bind,  waren  folgende: 

Voi  allem  eine  allzuhäufige  Amterkumulation  in  den  Händen  her- 
ra  gen  der  Magnaten  und  Favoriten  der  Könige.    Bezeichnend  hier- 
in! ist  die  in  den  Verhandlungen  des  Staatsrates  von  14362)  aufgestellte 
Maxime,  die  dem  Kenige  bei  Ämterverleihungen  anempfohlen  wird: 
to  advertise  the  King  bhal  lu*  yeve  Offices  to  suche  persones  as  the 

•  ffii  i  -  were  convenienl  to,  nol  to  hieghe  estat  a  smal  office,  nether  to 
Inwe  estat  a  grete  office«. 

Tatsache  ist  es.  daß  Vereinigungen  von  12  Ämtern  und  darüber  in 
eine]    Hand  damals  nicht   zu  den  Seltenheiten  gehörten3). 

Der  andere  (  beistand,  hervorgerufen  durch  die  Adelsherrschaft, 
war  die  I  axheil  der  Amtsausübung.  Es  war  natürlich,  daß  die  in  einer 
Hand  zu  Dutzenden  akkumulierten  Ämter  nicht  persönlich  ausgeübt 
werden  konnten,  sondern  nur  durch  Stellvertreter.  Das,  was  so  die 
Großen  praktizierten,  riß  allmählich  als  allgemeine  Sitte  ein.  Dagegen 
versie  ht eu  nun  l  nterhausresolutionen  und  Gesetze  anzukämpfen,  jedoch 
ohne  Erfolg.  Im  Jahre  1401  im  ersten  Parlamente  Heinrichs  IV.  petitio- 
nirrt, n  die  Gemeinen,  daß  die  Zolleinnehmer  und  Kontrolleure  in  den 
Häfen  sich  nichl  durch  andere  Personen  vertreten  lassen,  sondern  ihr 
\mt  selbsl  an  ( Irl  und  Stelle  ausüben  und  vor  allem  ihren  Amtswohnsitz 
nichl  verlassen  sollten,  da  der  König  durch  das  bisherige  Stellvertreter- 
unwesen  nichl  weniger  als  10000  marcae  alljährlich  verloren  hätte4). 
Die  Bitte  wurde  zum  Gesetz  erhoben5). 

*)  Proceedings  of  the  Privy  Council,  vol.  III,  p.  23. 

2)  Proceedings  a.  a.  O.  vol.  V,  p.  3. 

So  war  der  Eierzog  von  Gloucester  unter  Heinrich  VI.:  Chamberlain  of 
England,  Constable  of  ( rloucester,  Justice  of  ehester  and  of  North  and  South  Wales, 

ibk  ol  Dover  Castle  and  Warden  of  the  Cinque  Ports,  Assisenrichter,  Cham- 

ib  and  Custos  of  all  Forests  South  of  Trent,  Captain  of  Guisnes  und  Captain 
von  Calais.  Warwick  unter  Eduard  IV.  war:  Steward  or  Senechal  of  England, 
Great  I  5iamberlain  of  England,  Constable  of  Dover  Castle  and  Warden  of  the  Cinque 
Ports;  Custos  Justiciar  and  Justice  in  Eyre  of  all  Forests  South  of  Trent,  Warden 
of  the  East  and  Wesl  Marches,  Chief  Justice  of  South  Wales,  Constable  of  Cardigan 
Castle,  Steward  of  the  Courts  of  Cardigan  and  Camarthen,  Admiral,  Captain  of 
Calais,  Lieutenant  of  Ireland,  Senechal  of  the  Manor,  Master  Forester  and  Keeper 

•  •f  the  Park  of  Ffekenham,  Master  of  the  King's  Mules  and  Falcons  im  Gutshof 
Newhouse  in  <\cr  Nähe  von  Charing.  (Siehe  diese  Aufzählung  in  Plummers 
Fortescue  a.  a.  O.  p.  328.) 

4)  Rot.  pari.  III,  439  b. 

5)  1  Hen.  IV.,  c.  13. 
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Im  Jahre  1402  begegnen  uns  jedoch  frische  Klagen  und  ein  neues 
Gesetz  ähnlichen  Inhalts1).  Im  Jahre  1406  ergeht  von  neuem  die  Wei- 
sung, daß  die  Zollbeamten  ihre  Ämter  ausüben  sollten :  »sans  depute  ou 
Substitut  faire«2).  In  den  Jahren  1411  und  1433  werden  diese  Gesetze 
teils  im  Parlament,  teils  im  Staatsrat  wieder  eingeschärft.  Aber  gerade 
die  fortwährende  Wiederholung  und  Einschärfung  der  Gesetze  in  so  ra- 
scher Aufeinanderfolge  und  so  kurzer  Zeit  zeigen  an,  wie  sehr  dieser 
Übelstand  verbreitet  war. 

Mit  der  Ämterkumulierung  hing  natürlich  auch  das  Stellvertreter- 
tum  und  das  Vorherrschen  von  Sinekuren  zusammen,  was  der  König 
selbst  unterstützte.  So  erzählen  uns  auch  die  Staatsratsprotokolle  aus  jener 
Zeit,  wie  Hofbeamte  und  Staatsräte  zu  ihrer  »Erholung«  solche  Sinekuren 
erhielten3),  und  Fortescue  möchte  diese  üble  Praxis  einschränken  und 
nur  auf  ein  Minimum  reduziert  wissen  mit  den  Worten4) :  »such  men  as 
serve  the  kyng  about  his  person  or  in  his  counsell  mowe  have  in  the 
contrays  a  parkershippe  for  the  disporte  when  they  come  home  o  r 
such  an  other  office  as  thay  mey  wele  kepe  by 
ther  deputes«. 

Endlich  bildete  sich  damals  das  heraus,  wovon  das  englische  Amts- 
Techt  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  frei  geworden  ist,  die  patronage. 
Nicht  bloß,  daß  wie  heute  auch  schon  damals  die  hohenTWürdenträger 
und  Minister  solche  Stellenvergebungen  vornahmen5),  auch  die  großen 
Lords  machten  reichlich  von  der  patronage  für  ihre  Günstlinge  Ge- 
brauch. 

Vergeblich  wurde  gegen  den  Ämterhandel,  die  »brocage«,  schon 
frühzeitig  angekämpft.  Im  Jahre  1386  wird  eine  Kommission  eingesetzt 
nach  »offices  et  ministres  faitz  par  brogage  et  de  leurs  brogours«  zu  for- 
schen6). Im  ersten  Parlamente  Heinrichs  IV.  klagen  die  Gemeinen:  »Ju- 
stices  de  Pees  sont  faitz  par  brocage«7).  Durch  die  Geschäftsordnung 
des  Staatsrats  von  1406  wird  festgesetzt,  daß  Amtsanstellung  nur  in  Ge- 
mäßheit der  Gesetze  und  nicht  durch  irgend  jemandes  Vermittlung8)  ge- 
macht werden  sollte.  Im  Jahre  1410  erklären  die  Gemeinen,  daß  die 
Abnahme  der  Zölle  auf  die  Tatsache  zurückzuführen  sei,  daß  die  Zoll- 


J)  Rot.  pari.  III,  506  b  und  St.  4  Hen.  IV.,  c.  20. 

2)  Rot.  pari.  III,  587  a. 

3)  Proceedings  a.  a.  O.  vol.  284  und  V,  143. 

4)  Governance  a.  a.  O.  ch.  17  in  fine. 

5)  So  wurden  alle  Finanzbeamten  damals  vom  Treasurer  auf  Anempfehlung 
•des  Staatsrats  ernannt  (17  Ric.  III.,  c.  5,  1  Hen.  IV.,  c.  13),  damals  wie  heute 
präsentierte  der  Lordkanzler  zu  bestimmten  Kronpfründen  (Rot.  pari.  III,  587a; 
Proceedings  a.  a.  O.  vol.  III,  16;  vol.  IV,  175);  Ämter  und  Kirchenpfründen  in  dem 
Herzogtum  Lancaster,  wenn  sie  unter  5  £  jährlicher  oder  2  d  täglicher  Einkünfte 
waren,  vergab  der  Kanzler  von  Lancaster  in  seinem  Bezirke  (Proceedings  a.  a.  O. 
IV,  105).  Einige  Ämter  verlieh  der  Marschall  von  England  (Rymer,  Foedera  VIII, 
p.  115). 

6)  Proceedings  a.  a.  O.  I,  p.  5. 

7)  Rot.  pari.  III,  444  c. 

8)  »et  nemy  par  mediation  et  instance  a  part«.   Rot.  pari.  III,  586  a. 
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beamten  »sovenl  on1  este  faitz  par  brocage«1).  »brocage«  wurde  auf 
di<  se  \\  eise  ein  R  e  c  h  t  s  1  t1  r  m  inus  wie  Pension,  Gehalt  usw.  So 
wurde  denn  jedem  hohen  Staatsbeamten  oder  anderer  Person  in  der 
l  m gebung  des  Königs  verboten:  »de  prendre  de  nully  des  liges  nostre 
sieur  le  K"\  b  ro  g  a  g  e  .  p  r  esentes,  ne  dounes  quelconques«2). 

Daß  der  Hinterhand i  l  ant'  Keclmuiiij  des  Klerikerelements  zu  setzen 
ist,  ist  keine  Frage,  Der  vmterhandel  an  der  Kurie  in  der  zweiten  Hälfte 
d<  -  Mittelalters  ist  zu  bekannt,  um  hier  noch  weiter  erörtert  zu  werden. 
Der  König  lizenzierte  diesen  von  der  Kurie  betriebenen  Ämterhandel3). 
Er  verlangte  nur  gleiches  Rechl  für  sieh,  und  daß  der  Papst  nicht  die 
dem  König  kraft  Eigenkirchenrecht  srorbehaltenen  Benefizien  vergebe4). 
So  vollzog  sich  Kauf  und  Tausch  von  Ämtern,  wie  unter  den  Augen 
des  Papsttums  für  die  nichl  königlichen  Benefizien,  für  die  könig- 
lichen  Benefizien  unterdes  Königs  Genehmigung5).  Vergeblich  klagten 
zeitgenössische  Kirchenschriftsteller,  z.  B.  der  alte  Gascoigne,  auch 
hierüber. 

Die  Kirche  halle  selbst  lange  vor  der  schismatischen  Zeit  den 
Kaul  von  weltlichen   Ämtern  zwar  nicht  für  verboten,  aber  für  un- 

brachl  erklärt.  Thomas  von  Aquino  sagt  von  solchem  Ämterkauf : 
►multa  licenl  que  non  expediunt«,  auch  sei  die  Erlangung  eines  Amts 

n  Geld  ein  wucherischer  Akt,  fügt  aber  hinzu  (Saint  Thomas  d'Ac- 
quin,  Opera  omnia  t.  XVI,  Parmae  1864,  p.  293)  Opusculum  XXXI 
(al.  \\  II).  De  regimine  Judaeorum,  §  5  zitiert  bei  Violett  a.  a.  0.: 
»si  tarnen  gratis  officia  dederitis  et  post  ab  eis  rnutuum  aeeeperitis 
quod  de  suo  officio  possint  reeipere,  hoc  absque  omni  peccato  fieri 
potest.« 

Das  in  der  Blütezeit.  In  der  Zeit  ihres  Verfalls  billigte  sie  natür- 
lich oicht  nur  den  Kauf  weltlicher  Ämter,  sondern  auch  denjenigen 
geistlicher,  indem  sie  in  der  Praxis  zu  folgendem  Einverständnis  mit 
dem  Königtum  gelangte:  »Wenn  die  Ämter  der  Kirche  Gehälter  für 
die  Beamten  des  Königs  bilden  sollten,  so  müssen  sie  auch  Revenuen 
für  das  Haupt  der  Kirche  abwerfen6).« 

S  20.  Die  Lokalvervvaltung. 

Lit  eratur. 

\n  erst«  r  Stelle  ist  noch  immer  zu  nennen:  G  n  e  i  s  t ,  Geschichte  und  heutige 
Gestalt  der  englischen  Kommunalverfassung,  1863;  2.  Teil  der  2.  Ausgabe  seines 
(liegenden  Buches  »Das  heutige  englische  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht, 
Teile,    Berlin    1857-  1863;   ferner:   Derselbe,  Englische  Verfassungsgeschichte 
-   19         Stubbs,  Const.  History  II,  p.  214— 229;  III,  263  ff.  u.  417  ff.  — 

l)  Rot.  pari.  III,  625  b. 

2i  Rot.  pari.  III,  433  b  sig.,  ferner  537  a  und  626  b:  »donne  ou  brocage«; 
III.  637  a,  IV,  11  a,  79  a  u.  c. 

Rymer,  Foedera  VI,  p.  644;  VIII,  p.  426,  632. 
1   Rymer,  Foedera  VIII,  232. 
Rymer,  Foedera  IX,  p.  792. 

Mandel]  Creighton,  A  History  of  the  Papacy  during  the  Period  of  the  Re- 
formation I  (1882),  p.  45. 
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P  o  1 1  o  c  k  and  M  a  i  1 1  a  n  d  ,  History  of  E.  Law,  19112,  I,  p.  526—571.  —  Hat- 
schek,  Die  Selbstverwaltung  in  juristischer  und  politischer  Bedeutung,  1898 
( Heidelberger  Abhandlungen,  herausg.  v.  Meyer  u.  Jellinek),  Anhang.  —  Ch.  A.  B  e  a  r  d, 
in  Columbia  University  Studies  in  History  etc.,  XX.  Bd.,  Nr.  1;  E.  H.  R.  IX, 
p.  305  ff.  u.  XIII,  299  ff.  Im  übrigen  siehe  Literatur  und  Quellen  weiter  unten 
an  einschlägiger  Stelle. 

Für  die  Organisation  des  Kirchspiels  im  Mittelalter  ist  zu  nennen:  Jes- 
s  o  p  p  ,  Parish  Life  in  England  before  the  Great  Pillage,  in  der  Zeitschrift  »Nine- 
teenth  Century«,  Januar  und  März  1898.  —  C  h  r  i  s  t  i  e  J.,  Some  Account  of  Parish 
Clerks,  1893.  —  R  eichel  O.  J.,  The  Rise  of  the  Parochial  System  in  England, 
1905;  besonders  aber  Gasquet,  Parish  Life  in  Mediaeval  England,  1905.  — 
An  Quellenwerken  kommen  insbes.  die  zahlreichen  Ausgaben  von  Rechnungen 
der  Kirchspielvorsteher  (churchwardens  accounts)  die  Gasquet  a.  a.  O.  XI  — XIV 
anführt,  in  Betracht.  Eine  sehr  belehrende  Quelle  ist  Myrc,  Instructions  for  Parish 
Priests  (Early  English  Text  Soc.  Nr.  31,  1868). 

Hundertschaft  und  Dorfgemeinde  verlieren  in  dieser  Periode  vol- 
lends ihre  politische  Bedeutung.  Ihre  juristische  Gestalt  ist  dieselbe 
wie  in  der  vergangenen.  Hingegen  entwickelt  sich  die  Grafschaft  zum 
vollkräftigen  Kommunalverband,  der,  wie  wir  oben  gesehen  haben, 
auch  eine  große  politische  Bedeutung  besitzt.  An  Stelle  der  im  Feuda- 
lismus erstorbenen  Dorfgemeinde  entwickelt  sich  unter  dem  Einflüsse 
der  Kirche  das  Kirchspiel  zu  einem  selbsttätigen  sozialen  Verband, 
der  allerdings  erst  in  der  Neuzeit  unter  den  Tudors  zu  einem  politischen 
und  rechtlich  anerkannten  Kommunalverbande  wird. 

I.  Die  Grafschaft. 

1.  Der  Sheriff  ist  königlicher  Beamter  und  als  solcher  dennoch 
Teil  des  Grafschaftswillens.  Seine  Befugnisse  lassen  sich  demnach  in 
solche  einteilen,  durch  die  er  nur  königliche  Befehle  ausführt,  und  in 
solche,  durch  die  er  am  Gemeinwillen  der  Grafschaft  teilnimmt.  Diese 
Doppelstellung  gibt  gerade  in  unserer  Periode  des  Ständestaats  Anlaß 
zu  einem  heißen  Kampfe  zwischen  König  und  Grafschaftsständen  um 
die  Form  der  Bestellung  jenes. 

Die  Provisions  of  Oxford,  wie  wir  wissen  eine  Errungenschaft 
der  Stände  gegenüber  dem  Königtum,  verfügen  1258,  daß  der  Sheriff 
in  der  Grafschaft  ansässig  sein  müßte.  Im  folgenden  Jahre  wird  ver- 
ordnet, daß  der  Sheriff  von  den  obersten  Kronbeamten  aus  einer  Liste 
von  vier  durch  die  Grafschaft  gewählten,  angesehenen  Grundbesitzern 
entnommen  würde.  Dieser  Stand  der  Dinge  erhält  sich  bis  zum  Jahre 
1300.  Daneben  wird  das  Recht,  den  Sheriff  selbst  zu  wählen,  von 
einigen  Grafschaften  erkauft. 

Im  Jahre  1300  überlassen  die  sog.  Articuli  super  cartas  den  Graf- 
schaf tsangehörigen  die  freie  Wahl  des  Sheriff.  1311  wird  diese  Bestim- 
mung zurückgenommen,  und  nach  einigem  Schwanken  verfügt  auch 
1340  das  Gesetz,  daß  der  Sheriff  von  den  Kronbeamten  des  exchequer 
ernannt  wird.  Der  ständische  Angriff  auf  das  Sheriffamt  ist  zurück- 
geschlagen, aber  dem  Sheriff  sind  ständische  Kontrolleure  in  Gestalt 
der  Friedensrichter  gesetzt,  über  welche  noch  zu  handeln  sein  wird. 
Der  Sheriff  ist  demnach  Staatsbeamter,  dessen  Amt  an  ein  Realbesitz- 
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minimum  in  der  Grafschaft  geknüpft  ist.  Seine  Besoldung  besteht 
in  dem  Plus  der  Grafschaftsgefälle  über  die  Pachtsumme  (firma),  die  er  für 
die  Grafschaftseinkünfte  dem  Könige  zu  leisten  bat  (s.  §24).  DerSheriff 
i-t  jedoch  auch  Teil  des  Gemeinwillens  der  Grafschaft,  sofern  er  eben 
nicht  königlichen  Auftrag  vollzieht.  Daher  erkaufen  die  Männer  von 
Cornwall  von  König  Johann  ein  Privileg:  »et  quod  ipse  vicecomes 
-i  forisfecerit  non  per  comitatum  vel  per  judicium  comitatus  sed  per 
B6  ipsum  *  i  *  *  ->n<'  nl  Regi  eniendel.«  Gerade  der  Umstand,  daß  hier 
ein  Privileg  /um  Ausdruck  kommt,  weist  daraufhin,  daß  für  gewöhnlich 
die  Grafs(  hafl  für  ein  forisl'aeere  des  Slterifl's  verantwortlich  war,  d.  h. 
Sheriffwillen  und  Grafschaftswillen  meist  zusammenfallen.  Wo  der 
Sheriff  nur  als  Exekutivorgan  der  Krone  handelt,  haftet  er  eben  nur 
für  seine  Person,  nicht  etwa  auch  für  die  Grafschaft.  Wenn  er  in  seiner 
Eigenschaft  als  königliches  Exekutivorgan  Geld  erpreßt,  wird  er  natür- 
lich ad  personam  gestraft  (Stat.  of  the  Realm  I,  p.  33).  Ähnlich  wird 
der  Sheriff  und  nur  er  gestraft,  wenn  er  die  Ladung  der  Grafschafts- 
angehörigen  vor  »Iii'  justiciarii  itinerantes  versäumt.  DerSheriff  muß 
eine  Vmtskaution  stellen,  »dont  repondre  au  roi  et  au  people....« 
Hierin  spiegelt  sich  deutlich  die  Doppelstellung  von  königlichem  Be- 
amten und  Gral'schaftsorgan. 

2.  ha-  Grafschaftsgericht  hat  in  seiner  Zusammensetzung  sich 
lt<  lt'-muIm*!'  tlci'  vergangenen  Periode  nicht  geändert.  Zu  seinen  alten 
Funktionen  ist  noch  die  Steuerbewilligung  hinzugekommen,  die  seit 
der  Mitte  des  L4.  Jahrhunderts  in  das  Parlament  verlegt  wird.  Die 
Grafschaftsversammlung  heißt  für  diese  Zwecke  retrocornitatus  oder 

quilet«  (  collecta).  Nach  der  gewöhnlichen  Rechtsprechung  kommt 
in  der  Tagesordnung  die  Steuerbewilligung  zur  Sprache1).  Die  Rechts- 
sprechung  des  Grafschaftsgerichts  hat  durch  die  außerordentliche 
Friedensbewahrung  (conservatio  pacis)  jetzt  in  Gestalt  der  friedens- 
richterlichen  Verwaltungsfunktionen  und  Gerichtsbarkeit  eine  wesentliche 
Einschränkung  erfahren. 

3.  Die  Friedensrichter. 

Anknüpfend  an  das  System  der  Landmiliz  verpflichtet  das  be- 
kannt.- Winchesterstatut  von  1285  die  Grafschaft,  Hundertschaft  und 
jeden  volksreichen  Platz,  jede  Dorfschaft  (ville)  zur  Erhebung  des 
Gerichtes,  um  'Ii»'  Spur  eines  Übeltäters  ausfindig  zu  machen,  zur 
Gestellung  einer  Rügejury  von  besonders  bestellten  Richtern,  Hundert- 
Bchaft  und  Dorfschafl  insbesondere  zur  Kollektivverantwortlichkeit, 
wenn  der  Übeltäter  nichl  ausfindig  gemacht  wird.  Die  Mandate,  die 
zu  diesem  Behufe  an  jene  Richter  (a.  1287)  ergehen,  bestimmen  (Pari. 

I.   p.  :;ss  Nr.  2\):    »vobis  mandamus,  quod  de  roberiis 

et  feloniis  infra  (  .»nun.  praedectum  . .  .  perpetratis  .  .  .  et  qualiter  de 
roberiis  et  feloniis  ülis  satisfactum  et  cuius  modi  secte  et  inquisitiones 
Beeundum  tenoram  statutorum  praedictorum  postmodum  facte  fuerint 
inquiratis  <>    Die  trinoda  necessitas  wird  sodann  in  c.  IV — VI 

1l  Siehe  Bateson,  Borough  Customs  I,  107. 
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des  Winchesterstatuts  eingeschärft.  Die  Kollektivverantwortlichkeit, 
die  hierbei  die  Hundertschaft  und  Dorfschaft  nach  dem  Gesetze  trifft, 
ist  keine  Neueinführung.  Sie  bestand  schon  in  der  früheren  Zeit.  Die 
hervorstechendsten  der  Pflichten  dieser  Kommunalverbände,  die  von 
dem  System  der  frankpledge  zusammengehalten  und  durchgedrungen 
waren,  wurden  nur  nach  Bedarf  von  Zeit  zu  Zeit  neu  eingeschärft, 
so  schon  seit  der  Assize  of  Arms  Heinrichs  IL  Neu  ist  in  dem  Winchester- 
statut  nur  die  gesetzliche  Einführung  eines  neuen  Elementes  in  den 
Grafschaftswillen,  nämlich  des  Friedensrichters.  Die  frühesten  An- 
fänge des  Friedensrichteramts  reichen  in  die  vorige  Periode  zurück. 
Es  zeigte  sich  nämlich  schon  bald  nach  Einrichtung  des  Amts  der 
coronatores ,  daß  diese  kein  genügendes  Gegengewicht  gegen  den 
aristokratischen  Sheriff  waren.  Es  mochte  dazu  wohl  die  Tatsache 
beigetragen  haben,  daß  die  coronatores  Personen  waren,  die  nur  aus 
dem  Kreise  der  Ritter  gewählt  wurden.  Im  Jahre  1195  erging  eine 
Proklamation  des  damaligen  capitalis  justiciarius,  Erzbischof  Hubert1). 
In  dieser  Proklamation  wurden  sechs  Ritter  bestimmt,  welche  alle 
Personen  von  15  Jahren  und  darüber  vor  sich  zu  laden  und  schwören  zu 
lassen  hatten,  daß  sie  keine  Friedlosen,  keine  Räuber  oder  Diebe,  keine 
Hehler  derselben  sein  wollten,  und  außerdem,  daß  sie,  wenn  nötig, 
mit  dem  ganzen  Grafschaftsaufgebot  Übeltäter  verfolgen  und  sie 
jenen  Rittern  ausliefern  würden.  Die  so  bezeichneten  Ritter  werden 
ihrerseits  verpflichtet,  die  ihnen  ausgelieferten  Übeltäter  dem  Sheriff 
zu  übergeben.  Ob  jene  Ritter  Angehörige  der  betreffenden  Graf- 
schaft sein  mußten,  in  der  sie  ihre  Funktionen  ausübten,  geht  aus  den 
Quellen  nicht  hervor.  Hoveden  sagt  in  seiner  Chronik  III,  p.  300, 
nur:  »ad  haec  igitur  exsequenda  missi  sunt  per  singulos  comitatus 
Angliae  viri  electi  et  fideles.«  In  der  Folgezeit  aber  wird  dies  anders. 
Es  mehren  sich  die  Versuche,  Ritter  mit  ähnlichen  Funktionen  in 
den  betreffenden  Grafschaftsverbänden  selbst  zu  bestellen;  so  1252, 
so  durch  die  Provisions  of  Oxford  1258,  so  im  Jahre  1264  und  so  schließ- 
lich in  dem  oben  zitierten  Statute  of  Winchester  im  Jahre  1285.  Unter 
Edward  II.  wird  die  Einrichtung  von  conservatores  pacis  domini 
regis  immer  häufiger.  Ihre  Funktionen,  die  vorläufig  rein  administra- 
tiver Natur  sind,  werden  immer  bedeutender,  und  zu  Beginn  der  Re- 
gierungszeit Edwards  III.  werden  sie  schließlich  eine  ständige  Ein- 
richtung mit  richterlichen  Funktionen.  Unter  der  Pression  der  sozialen 
Verhältnisse  im  Beginn  und  während  der  Regierung  Edwards  III. 
war  innerhalb  der  Grafschaft  ein  königlicher  Beamter,  der  die  un- 
ruhigen Elemente  der  Grafschaft  bändigen  sollte,  absolut  notwendig 
geworden.  Der  Krieg  mit  Frankreich  förderte  Gewalttätigkeit  und 
Unordnung  im  Innern  des  Landes.  Die  Art,  wie  Edward  III.  Truppen 
aushob,  förderte  das  Kondottieriunwesen  und  die  Privatfehde  unter 

x)  Siehe  darüber  und  zum  folgenden  insbes.  Charles  A.  Beard,  The  office 
of  justice  of  the  peace  in  England  in  its  origins  and  development.  Studies 
in  history  and  public  law  of  Columbia  University  XX,  Nr.  1,  p.  17  ff.  Siehe 
Stubbs,  Select  Charters,  p.  264. 
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Leitung  solcher  Bandenführer.  So  lange  man  nämlich  diese  Kondot- 
tieri  für  auswärtigen  Krieg  verwenden  konnte,  ging  alles  gut,  aber 
daheim  im  Land  suchten  sie  ihre  Banden  zu  Raubzügen  und  Privat- 
f  eh  den  eu  verwenden.  Daher  erließ  schon  das  erste  Parlament 
Edwards  III.  ein  Gesetz  (I  Edw.  III.,  s.  2,  c.  16),  wonach  in  jeder 
Grafschaft  gute  und  rechtliebende  Männer  bestellt  werden  sollten, 
um  den  Frieden  zu  erhalten.  In  der  Folge  wurden  in  jeder  Grafschaft 
zwei  oder  drei  conservatores  pacis  ernannt.  Im  Jahre1  1330  wurde  das 
Verhältnis  der  conservatores  pacis  zu  den  Assisenrichtern  besonders 
zu  begrenzen  versucht.  Es  wurde  insbesondere  denSheriffs  verboten, 
Personen  in  Haft  zu  nehmen,  um  sie  vor  die  reisenden  Richter  zu 
bringen,  vielmehr  sollten  die  neuen  conservatores  pacis  Verhaftungen 
vornehmen  und  die  Beschuldigten  vor  die  Assisenrichter  bringen. 
Durch  diese  richterliche  Funktion,  die  namentlich  die  Anklagetätigkeit 
voi  den  ^ssisenrichtern  übernahm,  wurde  eine  richterliche  Funktion 
der  Friedensrichter  in  die  Wege  geleitet,  die  sich  mit  der  Zeit  so  sehr 
ausdehnte,  dal.»  der  Sheriffstourn,  der  sog.  turnus  vicecomitis,  bald 
jede  Bedeutung  verlor,  bis  er  unter  Edward  IV.  vollständig  erlosch. 
Im  Jahre  L36J  (34  Edw.  1 1 1..  c.  I )  wurde  durch  Gesetz  angeordnet,  daß  die 
d<  nsrnht  er.  wie  die  conservatores  pacis  nun  jetzt  heißen,  von  nun  ab  alle 
Fälle  von  Felonie  und  polizeilichen  Vergehen  abhören1)  und  entscheiden 
sollten,  gemäß  dem  Gesetz  und  dem  Gewohnheitsrecht.  Die  Friedens- 
richter  sollten  auch  vom  Kernig  ernannt  werden  und  in  der  Grafschaft 
ansässig  sein.  Die  Friedensrichter  judizieren  gleich  den  Assisenrichtern 
über  Verbrechen  und  Vergehen,  sind  auch  gleich  von  Anfang  dazu 
Iwrulni.  die  unzureichende  und  ungleichmäßige  Tätigkeit  der  Assisen- 
richter  zu  ergänzen.  Freilich,  eine  genaue  Abgrenzung  der  Tätigkeit 
der  Friedensrichter  und  Assisenrichter  ist  damals  so  wenig  vorge- 
nommen  worden,  daß  sie  selbst  heute  noch  nicht  besteht;  nur  ungefähr 
läßl  sich  sagen .  daß  die  Friedensrichter  jedenfalls  nicht  die  Blut- 
gerichtsbarkeil  haben,  insbesondere  nicht  über  Verbrechen  zu  ent- 
scheiden  haben,  w  iche  in  die  Kategorie  des  Hoch-  und  Landesverrats 
fallen.  Seil  dem  L4.  Jahrhundert  werden  die  Funktionen  der  Friedens- 
richter so  bedeutend,  daß  sie  sich  in  größere  oder  kleinere  Gruppen 
zusammentun  müssen,  um  zu  entscheiden2).  Für  kleinere  Delikte  genügt 


Vuch  die  Stellung  von  polizeilicher  Sicherheit  für  polizeigemäßes  Wohl- 
verhalten  (surety  for  good  behaviour),  welche  damals  sogar  von  gutbeleumundeten 
siehe  Nachweis  in  E.  H.  R.  XXVII,  p.  226  ff.)  verlangt  werden  kann, 
geht  auf  das  Gesetz  von  1361  zurück. 

-  Die  sog.  Quorumklausel  der  friedensrichterlichen  Kommissionen,  wonach 
gewisse  Personen,  die  besonders  mit  Namen  genannt  werden;  und  zwar  je  2  oder  3 
v i  i  n  ihnen  zur  Rechtsgültigkeil  des  Verwaltungsakts  immer  handeln  mußten  (so 
z.  B.  Kommission  des  Jahres  1357,  abgedruckt  E.  H.  R.  XXVII,  233:  »assignavimus 
etiam  vos,  tres  et  duos  vestrum,  justitiarios  nostros  ad  omnia  indictamenta  .  .  .«) 
L'»'ht  auf  das  Vorbild  dr\s  kanonischen  Rechts  zurück  und  ist,  was  bisher  übersehen 
wurih'.  t\\c  kari'Uiiseh«-'  Ix-h-gation  »samt  und  sonders«  (über  diese  Sägmüller, 
Kirchenrecht  19092,  S.  258),  weshalb  wir  in  diesen  friedensrichterlichen  Kommis- 
sionen  (siehe  E.  H.  R.  a.  a.  0.)  den  Ausdruck  »conjunetim  et  divisim«  finden. 
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das  Vorgehen  von  ein  oder  zwei  Richtern,  für  größere  Delikte  ist  die 
Entscheidung  aller  Friedensrichter  der  Grafschaft  nötig.  Es  sind  die 
quarter  sessions,  die  Vierteljahrssitzungen  der  Friedensrichter,  welche 
hier  zu  entscheiden  haben. 

Die  Einrichtung  des  Friedensrichteramts  ist  also  ebenfalls  aus 
dem  Bestreben  hervorgegangen,  der  Tätigkeit  des  Sheriff  als  eines  An- 
gehörigen der  alten  Feudalaristokratie  ein  Gegengewicht  zu  schaffen, 
und  es  wird  demnach  kein  Wunder  sein  dürfen,  wenn  um  dieses  neu 
geschaffene  Friedensrichteramt  in  der  Zeit  des  Ständestaats  der  ständi- 
sche Einfluß  gerade  so  bemüht  war,  wie  seinerzeit  um  das  Sheriffamt. 
Immer  wieder  mußte  der  König  Stellung  gegen  das  Ansinnen  des  Par- 
laments, insbesondere  des  Unterhauses,  nehmen,  daß  auch  die  Friedens- 
richter vom  Grafschaftsgericht  gewählt  würden.  Doch  hielt  das  König- 
tum gegenüber  diesen  Forderungen  stand,  und  selbst  in  den  Zeiten  des 
größten  ständischen  Einflusses  gelang  es  nicht,  dem  König  das  ihm 
zustehende  Ernennungsrecht  der  Friedensrichter  zu  entwinden. 
Es  war  ja  auch  klar,  daß  der  König  sich  darauf  gar  nicht 
einlassen  konnte,  die  Verwaltungstätigkeit  der  Friedensrichter  war  in 
der  Zwischenzeit,  im  Laufe  des  Mittelalters,  ganz  besonders  gestiegen. 
Zu  der  alten  Friedensbewahrung  kam  noch  eine  ausgedehnte  Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit und  Verwaltungstätigkeit.  Den  Friedensrichtern 
lag  insbesondere  ob  die  Kontrolle  über  die  Ausführung  der  Arbeiter- 
ordnungen, der  sog.  Statutes  of  labourers  von  1349  und  1351 1).  Die 
Festsetzung  der  Löhne  und  anderes  mehr  gehörte  in  den  Wirkungs- 


kreis  der  Friedensrichter,  auch  die  Preise  der  Lebensmittelverkäufer 
wurden  von  ihnen  bestimmt.  Sie  bestraften  alle  Aufkäufer  von  Wolle 
und  alle  jene  Personen,  die  in  das  Privilegium  der  Staplergilde  ein- 
griffen. Sie  überwachten  die  Verschiffung  und  die  Ausfuhr  von  Wolle 
und  die  Tuchfabrikation  (4  Edw.  IV.,  c.  1),  sie  brachten  die  Gesetze 
über  die  Verfertigung  von  Leder  zur  Ausführung,  wie  sie  überhaupt 
in  den  Dienst  der  damals  beginnenden  merkantilistischen  Politik  ge- 
stellt wurden.  Die  Überwachung  des  Münzverkehrs,  die  Verbote  gegen 
das  Kippen  und  Wippen  von  Münzen  wurden  durch  die  Friedensrichter 
ausgeführt  (Rot.  pari.  IV,  35,  82  und  4  Henr.  V.,  c.  6  u.  7).  Nicht 
gering  war  auch  ihre  Polizeigerichtsbarkeit  schon  in  der  damaligen  Zeit. 
Friedensbrecher  und  solche,  welche  sich  gewaltsam  in  den  Besitz  eines 
liegenden  Gutes  setzten,  ferner  Personen,  welche  sich  ungesetzlich 
versammelten,  wurden  streng  von  den  Friedensrichtern  bestraft.  Selbst 
die  Strafgesetze  auf  religiösem  Gebiet  gegen  Häretiker  und  religiöse 
Irrlehren  waren  den  Friedensrichtern  anheimgegeben.  Die  Lollarden 
hatten  die  strenge  Zucht  der  Friedensrichter  zu  fühlen.  Wir  be- 
gegnen ferner  in  dieser  Zeit  auch  einer  ihrer  Funktionen,  die  später 
unter  den  Tudors  sehr  ausgedehnt  wird,  nämlich  der  Überwachung 
der  äußeren  Tracht  der  verschiedenen  gesellschaftlichen  Rangstufen 


x)  Vgl.  darüber  die  Aufsätze  in  E.  H.  R.  IX,  305—314;  XIII,  299  ff.  und  bes. 
XXII,  517—528. 
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and  der  Kontrolle  des  Luxus,  also  einer  gewissen  Art  von  Luxuspolizei. 
So  wird  .  B,  jedem  Priester,  der  nicht  mein'  als  10  IM'und  jährliches 
Einkommen  besitzt,  das  Malten  von  Hunden  Eür  Jagdzweeke  verboten. 
Die  Friedensrichter  kontroll ieren  dies.  Das  gleiche  Verbot  gilt  gegen- 
über jeder  weltlichen  Person,  welche  nicht  ein  jährliches  Einkommen 
von  14  Schilling  aufweisen  kann  (13  Ric,  IL  s.  1  c.  13).  Dienstboten 
und  Arbeiter,  welche  sich  den  Luxus  gestatten,  Tennis  und  Fußball 
u  spielen,  werden  ebenfalls  von  den  Friedensrichtern  bestraft  (12  Ric.  II, 
c  6). 

Ruhte  so  die  ganze  innere  Staatsordnung  gewissermaßen  auf  den 
Friedensrichtern  als  Grundlagen,  so  war  es  klar,  daß  der  König  ihre 
Bestellung  nichl  aus  den  Händen  geben  wollte.  Schon  im  28.  Regie- 
rungsjahr Edwards  III.  finden  wir,  daß  die  Gemeinen  die  Bitte  aus- 

b<  q,  i  -  möchten  die  Friedensrichter  aus  der  Mitte  der  Grafschafts- 
an gehörigen  bestelll  werden  und  einen  genügenden  Grundbesitz  zu 
•  igen  haben,  um  die  Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  Könige  und 
dem  Volk  zu  tragen  (Rot.  pari.  II,  257  b).  Der  König  stimmt  dem  zu. 
Im  37.  Regierungsjahr  Edwards  III.  will  aber  das  Haus  der  Gemeinen 
aoeh  weiteren  Kinl'luß  gewinnen;  nämlich  die  Wahl  der  Friedensrichter 
Belbsl  vornehmen.  Der  Konig  antwortet  darauf:  »die  Gommons  mögen 
Personen  nennen,  der  König  wolle  aus  ihrem  Vorschlag  diejenigen 
Namen  wählen,  welche  ihm  belieben«  (Rot.  pari.  a.  a.  0.  277a).  Im  50.  Re- 
gierungsjahr  Edwards  III.  wiederholt  sich  diese  Bitte,  aber  mit  der 
Modifikation,  dar»  nun  nicht  bloß  die  Grafschaftsritter,  sondern  auch 
die  Lords,  die  der  betreffenden  Grafschaft  zugehören,  die  Wahl  der 
Friedensrichter  bestimmen  sollen.  Auch  diese  Bitte  wird  zurückge- 
wiesen  (Rot.  pari.  II  333a).  Was  Edward  III.  versagt,  gewährt 
k-  in-  i  -'  in.  i  Nachfolger.  Nur  nach  einer  Richtung  wird  der  ständische 
Einfluß  doch  mit  der  Zeit  mit  Erfolg  geltend  gemacht,  nämlich  in 
der  Beschränkung  der  Bestellung  von  Friedensrichtern  auf  diejenigen 
Personen  in  der  Grafschaft,  welche  über  genügendes  Vermögen,  ins- 
besondere  über  genügenden  Grundbesitz  verfügen.  Ein  Gesetz  vom 
Jahre  L439  bildet  den  Schlußstein  dieser  Entwicklung,  indem  es  be- 
Fiehlt,  daß  keine  Person  Friedensrichter  innerhalb  Englands  sein  dürfe, 
der  nichl  Grundbesitz  eignet,  welcher  ein  jährliches  Einkommen  von 
20  Pfund  abwirft.  Dieses  Gesetz  ist  bis  in  die  neueste  Zeit  geltendes 
Rechl  gewesen.  Mit  diesem  Gesetz  befindet  sich  im  vollständigen 
Einklang  die  allgemeine  Gesetzgebung,  die  ja  auch  für  das  Grafschafts- 
wahlrccht  eine  Einschränkung  der  Wähler  auf  die  Grundbesitzer  vor- 
iiiiiuet.  l)cr  (»ligarchix  hc  Einfluß  wird  eben  auch  auf  diesem  Gebiet 
geltend  gemacht.  Auch  sonst  müssen  wir  uns  nicht  etwa  vorstellen, 
als  ob  die  Stände  auf  das  Friedensrichteramt  nicht  entsprechend  kräftig 
einzuwirken  vermochl  hätten.  Der  Buchstabe  des  Gesetzes  machte 
zwar  den  Friedensrichter  zum  königlichen  Beamten  und  legte  seine  Be- 
steUung  vollständig  in  die  Hände  des  Königs;  aber  in  der  Praxis  waren 

ii  h,  namentlich  in  der  Zeit,  wo  die  großen  Feudalbarone  das  Heft 
in   Händen  hatten,  sie  allein,  welche  die  Friedensrichter  ernannten 
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und  absetzten.  Es  gibt  keinen  besseren  Zeugen  hierfür  als  Fortescue, 
der  in  seiner  »Monarchie«  chap.  XVII  bezeugt,  daß  die  großen  Barone 
die  Friedensrichterämter  verkauften  und  mit  ihren  Folgern  und  Dienern 
besetzten.  Und  ein  politischer  Sang  aus  dieser  Zeit  (Political  Songs  II, 
232—236)  ruft  aus: 

»Now  mayntenerys  be  made  justys, 

Now  brocage  ys  made  offycerys.« 

II.  Dorfgemeinde  und  Kirchspiel. 

Die  Dorfgemeinde. 
Bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters  galt  auch  in  England  die  Auf- 
fassung, die  in  Frankreich  von  Beaumannoir  in  der  Rechtsparömie 
zusammengefaßt  wird:  nulle  terre  sans  seigneur,  kein  Stück  Land, 
das  nicht  in  einen  Gutshof  hineingehört. _  Dorfschaft  und  Gutshof 
fallen  gewöhnlich  zusammen.  Nur  im  Norden  Englands  und  in  den 
ehemaligen  Landschaften  der  Denalagu  finden  wir  Ausnahmen.  Da  be- 
steht eine  Dorfgemeinde  aus  mehreren  Gutshöfen.  Man  kann  sie  nicht 
als  freie  Dorfgemeinde  bezeichnen,  es  sind  nur  nicht  Gemeinden,  die 
einem  Gutshof  angehören.  Die  Regel  ist  aber  die  grundherrliche 
Gemeinde.  Sie  ist  ein  vom  Rechte  nicht  anerkannter  Verband.  Der 
Grundherr  vertritt  seine  Gemeinde  vor  dem  Recht.  Es  fehlt  ihr  jedes 
kommunale  Leben  und  auch  die  Notwendigkeit,  ein  solches  zu  betätigen. 
Zunächst  fehlen  ihr  eigene  Organe,  die  vom  Rechte  anerkannt  wären. 
Das  gutsherrliche  Gericht,  der  manorial  court,  ist  der  Ort  wo  Polizei- 
delikte, von  den  Gutshörigen  begangen,  abgeurteilt  werden.  Das  guts- 
herrliche Gericht  ist  der  Platz,  wo  die  Ortsstatuten  für  die  Dorfgemeinde 
mit  bindender  Kraft  ergehen.  Die  wirtschaftlichen  Fragen  werden 
zwar  in  einer  sog.  halimote  erledigt,  aber  viel  gibt  es  hier  auch  nicht 
zu  beraten  und  zu  tun,  da  die  Hofbräuche  seit  unvordenklicher  Zeit 
die  Bestellung  der  Dorfmark  geregelt  haben.  Alles,  was  auf  ein  Kom- 
munalleben schließen  läßt,  ist  vielleicht  die  Kollektivverantwortlich- 
keit, welche  die  Dorfschaft  schon  in  der  vergangenen  Periode,  also 
bis  zum  Beginn  des  13.  Jahrhunderts,  in  der  Einführung  des  Zwang- 
bürgschaftsgedankens und  in  der  Folgezeit  seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts1) in  der  Vertretung  der  Dorfschaft  durch  den  constabularius 
der  Dorfschaft  ihren  äußeren  Ausdruck  gefunden  hat.  Aber  Kollek- 
tivverantwortlichkeit ist  noch  lange  nicht  freies  genossenschaftliches 
und  kommunales  Leben.  Die  Dorfgenossenschaft  besitzt  als  Genossen- 
schaft kein  Eigentum.  Der  Korporationsgedanke  taucht  in  unserer 
Periode  erst  in  den  Städten  auf,  für  die  Dorfgenossenschaft  kommt 

x)  Siehe  Simpson  in  E.  H.  R.  X,  p.  625  ff.,  der  sehr  wahrscheinlich  macht, 
daß  das  Amt  des  constable  eigentlich  nicht  durch  königliche  Verordnungen  und 
Parlamentsgesetze  geschaffen,  sondern  nach  Common  Law  dadurch  entstanden 
ist,  daß  im  Lauf  der  Zeit  an  Stelle  der  sonstigen  Vertreter  der  Dorfschaft  im  Hun- 
dertschaftsgericht oder  vor  den  Friedensrichtersitzungen  bloß  der  constable  erschien. 
Der  petty  constable  wäre  sonach  einer  der  Tithingmänner  und  der  high  constable 
der  Hundertschaftsälteste,  wie  ihn  schon  die  Hundertschaftsordnung  Eadgars  kennt. 
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er  überhaupt  nicht  in  Frage,  Er  ist  auch  nicht  notwendig,  da  die  Dorf- 
genossenschafl  dein  Grundherrn  gegenüber  kein  Vermögen  besitzt. 
In  den  wenigen  nicht  grundherrlichen  Gemeinden,  wo  also  das  guts- 
berrliche  Gericht   ni<  ht   als  Organ  für  die  l)orfgenossensehaft  tätig 

len  Linn.  g<  ht  alles  glatt  ah.  auch  ohne  ein  Organ  überhaupt.  Hier 
regelt  der  das  englische  Mittelalter  besonders  kennzeichnende  Realismus 
die  Details  der  wirtschaftlichen  Bebauung  der  Dorfflur,  der  Steuer- 
einschätzung  usw.  Dieser  Realismus  bedeutet,  daß  die  Lasten,  die 
G<  ri(  htspflicht,  die  Steuerzahlung,  die  Wirtschaft  liehe  Anbaupflicht  usw. 
auf  dem  Grund  und  Boden  als  Reallast  haften  und  pro  rata  dieses 
Besitzes  zu  leisten  resp.  zu  entrichten  sind.  Rezesse,  vorgenommen 
Ewi8(  hen  mehreren  Dorfgemeinden  oder  /wischen  dem  Grundherrn  und 
einer  freigewordenen  Dorfgemeinde,  regeln  kraft  objektiven  Rechts  die' 
Verhältnisse  innerhalb  der  Dorfschaft.  Also  subjektives  Recht  der 
Genossenschaft  auf  Regelung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  ist  dem 
englischen  Mittelalter  unbekannt.  Verträge,  nicht  statutarische  Sat- 
zungen  bestimmen  die  Rechte  der  einzelnen  Dorl'milglieder  gegenüber 
dem  Grundherrn,  wenn  es  sich  um  frei  gewordene  Gemeinden  handelt, 
der  Gutsbrauch,  wenn  es  sich  um  grundherrliche  Gemeinden  handelt. 

x"  droht  das  kommunale  Leben  innerhalb  der  Dorfschaft  vollständig 
zu  i  rsticken1),  da  kommt  mit  der  Einführung  der  geistlichen  Gerichts- 
barkeit  in  England  die  Kirche  zu  Hilfe.  Sie  schafft  innerhalb  der  Dorf- 
Bchafl  neue  Interessen  und  sucht  mit  Hilfe  der  grundherrlichen  Dorf- 
genossen  den  Kampf  gegen  das  Eigenkirchentum  durchzuführen.  Um 
die  Kirche  gruppiert  sich  ein  neues  soziales  Leben,  und  dieses  gibt  dem 
Kirchspiel  als  sozialem  Verband  seine  Bedeutung  im  Mittelalter. 

2.  Das  Kirchspiel. 
Wir  wollen  die  einzelnen  sozialen  Seiten  des  Kirchspiels  im  Mittel- 
alter  näher  darlegen.  Der  Kern  derselben  ist  die  Vermögensfrage  und  die 
i  K  n  < -In  nhaii last .  Mit  den  alten,  aus  der  Vorherrschaft  der  Eigen- 
kirche  stammenden  Abgaben  ist  auf  die  Dauer  nicht  auszukommen. 
Kirchenschoß,  Seelenschoß,  Pflugalmosen  sind  keine  ertragreichen  Ab- 
gaben  der  Gemeinde  mehr.  Teils  sind  sie  nämlich  in  Laienhände  geraten, 
teils  reallastartig  erstarrt,  ohne  sich  den  neu  aufkommenden  Lebens- 
verhältnissen anpassen  zu  können.  Auch  die  Zehnten,  an  welche  man 
zunächst  denken  könnt«  ,  sind  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
bereits  in  festen  Händen,  nämlich  in  der  Hand  des  Pfarrers  (rector) 
der  persona  (parson),  des  ständigen  Vikars  eines  großen  Klosters, 
einer  Stilt-kin-lc  d»>r  mit  seiner  Herrin  die  Zehnten  teilt.  Auch  sie 
haften  reallastartig  auf  dem  Grundbesitz  der  Dorfmitglieder  und  sind 
Erhöhungen  unzugänglich.  Neue  Einnahmequellen  muß  sich  demnach 
di.'  Dorfgemeinde  schaffen,  um  die  Bedürfnisse  des  kirchlichen  Lebens, 

EiE   bedeutsamer  Reflex  dieser  Tatsache  ist  auch  die  Zurückdrängung 
onstables  in  Dorfschaft  und  Hundertschaft  auf  dem  Gebiete  der  Friedens- 
bewahrung.    Seif   dem  14.  Jahrhundert  werden  sie  untergeordnete  Organe  der 
Friedensrichter.    Siehe  Simpsson  in  E.  H.  R.  X,  a.  a.  O. 
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insbesondere  die  Erhaltung  der  Kirchengeräte  und  Kirchengebäude  zu 
decken.  Zunächst  dienen  freiwillige  Abgaben  diesen  Zwecken.  Nicht 
selten  werden  solche  Abgaben  dreimal  im  Jahre  verlangt:  zu  Weih- 
nachten, zu  Ostern  und  zu  Pfingsten.  Diese  Abgaben  sind  ursprünglich 
als  »freiwillige«  gedacht,  bekommen  aber  dadurch,  daß  die  Kirche 
mit  Hilfe  der  kirchlichen  Strafen,  insbesondere  der  Exkommunikation, 
ihren  Forderungen  Nachdruck  geben  kann,  bald  den  Charakter  von 
Zwangsabgaben.  Sie  werden  entweder  als  Generalsteuern  erhoben 
(setts  oder  cess)  und  lasten  dann  gewöhnlich  verhältnismäßig  auf  dem 
Grundbesitz  der  Gemeindemitglieder,  oder  als  Spezialsteuern  namentlich 
für  einen  ganz  bestimmten  Zweck,  z.  B.  für  die  innere  Ausschmückung 
einer  Kirche,  für  die  Beschaffung  einer  Kirchenglocke,  eines  Fensters, 
Priesterornats  oder  für  die  Beschaffung  von  Kirchengeräten.1)  Mitunter 
wird  das  Steuernetz  engmaschig  ausgestaltet.  Nicht  bloß  der  Grundbesitz 
wird  herangezogen,  sondern  jeder  Haushalt;  das  ist  der  sog.  dowelling, 
die  Steuer,  die  von  jedem  Haushalt  erhoben  wird.  Sie  führt  auch  mit- 
unter den  Namen  Rauchsteuer  oder  Rauchfarthing  (smoke  money,  smoke 
f arthing).  Zu  Ostern  haben  die  Kirchspielvorsteher  den  Peterspfennig 
{Peter's  pence  oder  Romescot)  zu  erheben,  der  allerdings  nicht  für 
die  Zwecke  des  Kirchspiels  dient,  sondern  eine  Steuer  ist,  die  dem  Papst 
zufließt.  In  manchen  Dorfgemeinden  wurde  ein  Wachssilber,  ein 
Ostergeid  erhoben,  um  die  Ausgaben  für  Beleuchtung  zu  decken.  In 
andern  wieder  wurden  Beiträge  erhoben  für  die  Beschaffung  des  heiligen 
Brotes  für  die  Kommunion.  Eine  ganz  besonders  beliebte  Abgabe 
nahm  die  Form  der  Veranstaltung  eines  Amüsements  an,  das  ist  das 
sog.  »church  ale«.  An  gewissen  Tagen  des  Jahres  wurde  die  Dorfge- 
meinde von  den  Kirchenvorstehern  zu  einem  großen  Biergelage  ein- 
geladen. Das  Geld  für  die  Beschaffung  der  Getränke,  der  Musikan- 
ten usw.  wurde  von  den  Kirchspielvorstehern  vorgeschossen,  dafür  aber 
von  ihnen  das  Getränk  um  Geld  verabreicht.  Die  Erträgnisse  flössen 
dem  Kirchengut  zu.  Dieses  Kirchengut  —  und  damit  kommen  wir 
auf  den  zweiten  Hauptbestandteil  des  Kirchenvermögens  —  bestand 
hauptsächlich  aus  Stiftungen,  z.  B.  für  die  Erhaltung  eines  zweiten 
Priesters,  oder  für  die  Ausstattung  einer  Kanzel  in  der  Kirche  und  eines 
besonderen  Priesters  für  sie  (sog.  chantry  priest).  Selten  wurde  Geld 
gestiftet,  denn  bei  der  Geldknappheit  war  es  nicht  möglich. 
Meist  war  es  Grund  und  Boden,  aber  auch  Kühe,  Ochsen,  Pflugscharen, 
Schafe,  Lämmer,  Gänse,  Hühner  waren  Gegenstand  von  Stiftungen. 
Eine  eigentümliche  Form  der  Stiftung  war  die  Widmung  von  beweg- 
lichem Gut  mit  der  Zweckbestimmung,  es  zu  verkaufen  und  aus  dem 
Erlöse  Almosen  zu  verteilen. 

Diese  Fürsorge  für  die  Vermögensbedürfnisse  der  Kirche  in  der 
Dorfgemeinde  führte  dazu,  das  soziale  Leben  unter  den  Dorfmitgliedern 
inniger  zu  gestalten.    Sie  führte  aber  weiter  auch  zur  Organbildung 


x)  Siehe  dazu  insbes.  N.  Xeilson,  Customarv  Rents,  in  Oxford  Legal  Studies 
(1910)  II,  ch.  VIII. 
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innerhalb  der  Dorfgemeinde  für  Kirchen/wecke.  Da  man  doch  die 
»freiwilligen  Abgaben«  gemeinsam  aufzubringen  hatte,  mußte  eine 
Versammlung  aller  beitragenden  Dorfmitglieder  zusammentreten,  das 
war  die  -"ur.  vestry.  Die  zahlreichen  Stiftungen  für  die  Zwecke  der 
Dorfkirche  mußten  auch  sorgsam  verwaltet  werden.  Dazu  war  ein 
Organ  nötig  in  Gestalt  der  Kirchspielvorsteher  (churchwarden).  Je  mehr 
dieses  Vermögen  in  den  Händen  der  Kirchspielvorsteher  anwuchs, 
desto  eher  mußte  man  der  Frage  nähertreten,  wem  dieses  Kirchengut 
wohl  gehöre,  namentlich  bei  Errichtung  einer  Kanzel  für  einen  zweiten 
odei  dritten  Priester.  Da  kam  in  Kurland  der  Treuhandgedanke  zu 
Hilfe,  der  Trustbegriff.  Dir  kin  lispielvorsteher  wurden  zu  Treuhändern 
des  von  ihnen  verwalteten  Kirchenvermögens  zugunsten  eines  neuen 
w  •  ns,  i  iner  dem  Rechte  bisher  anbekannten  Persönlichkeit,  geschaffen: 
sie  wurden  Treuhänder  zugunsten  dos  Kirchspiels.  So  kommen  neue 
Organe  für  ein  neues  Gemeinwesen  auf,  aber  erst  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert.  Zuerst  sind  es  die  geistlichen  Gerichte,  welche  diese  Organe 
anerkennen,  später  aber  auch  die  weltlichen.  Daß  der  Korporations- 
gedanke  das  Kirchspiel  erfaßt  hätte,  war  nicht  gut  möglich,  da  die 
verschiedenen  Stiftungen  mit  den  speziellen  Zwecken  die  Einheit  des 
Kirchenvermögens  und  den  Persönlichkeitsgedanken  verhinderten.  Die 
chantry  war  nur  ein  Trust,  die  speziellen  Kirchenstiftungen  nur  ein 
Trust,  und  so  wurde  dann  auch  das  Verhältnis  des  Benefiziaten  zur 
Pfründe  als  Trust  aufgefaßt,  als  corporation  sole,  wobei  wohl  nament- 
lii  Ii  die  Erwägung  mitgesprochen  haben  mag,  daß  man  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  die  Frage,  wieweit  der  ursprüngliche  Eigenkirchenherr 
durch  den  Benefiziaten  im  Eigentum  zurückgedrängt  war,  nicht  zur  Löh- 
süng bringen  konnte  und  vielleicht  auch  nicht  zur  Lösung  bringen  wollte1). 

Wi  mm  wir  einen  vergleichenden  Blick  auf  die  Verhältnisse  in  Deutsch- 
land werfen2),  so  linden  wir  neben  manchem  gemeinsamen  Punkt 
auch  wesentliche  ( "nterschiede.  Gemeinsam  ist  vielleicht  beiden  Ent- 
wicklungen  dies,  daß  die  Gemeinde  da  und  dort  jene  Funktionen  der 
Kirche  gegenüber  ubernimmt,  welche  der  Eigenkirchenherr  im  Laufe 

/.'•it  <mi iL!*  Li*  l"  u  <>der  vernachlässigt  hat,  weil  sie  ihm  nicht  mehr 
nutzbringend  scheinen.  In  seine  Rolle  rückt  eben  die  Dorfgemeinde 
-  im.  Wie  in  Deuischland  regeln  mitunter  die  Gemeinden  die  Stolge- 
bühren,  wie  in  Deutschland  behält  die  Gemeinde  ein  wachsames  Auge 
über  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens.  Die  Kirchspielvorsteher 
sind  m  England  wie  in  Deutschland  Gemeindebeamte,  aber  in  Eng- 

wirkl  die  Eigenkirchenidee  länger  und  intensiver  nach.  Die  Folge 

m  ist,  daß  die  Gemeinde  des  Kirchspiels  schließlich  als  Eigentümerin 
des   Kirchenguts  mil   Ausnahme  der  Pfarrpfründe  angesehen  wird3). 

l)  Siehe  dazu  Maitland,  Collected  Papers,  1911,  vol.  III,  p.  210  ff.  Siehe  auch 
weiter  unter  §  25. 

über  dieselben  Stutz,  Artikel  Pfarre,  in  Herzogs  Realenzyklopädie, 
Bd.  Ii    F.  \    Künstle,  Die  deutsche  Pfarrei  und  ihr  Recht  zu  Ausgang  des  Mittel- 
en r~.  in  Stutz  kirchenrechtlichen  Abhandlungen,  Heft  20,  Stuttgart  1905. 
Siehe  zahlreiche  Belege  dafür  bei  Gasquet  a.  a.  O. 
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Auch  die  Baulast  ist  infolge  der  Nachwirkung  des  Eigenkirchen- 
gedankcns  in  England  anders  geregelt  als  in  Deutschland.  Die  kirch- 
liche Baulast  liegt  in  Deutschland  in  der  Hauptsache  andern  Personen 
als  den  Gemeinden  ob ;  Pfarrer,  Zehntherr,  Grundherr  kommen  in  erster 
Linie  hierfür  in  Betracht.  In  England  ist  umgekehrt  die  Hauptsache 
der  Baulast,  nämlich  die  Herstellung  des  Kirchengebäudes  und  des 
Kirchenschiffes1),  Sache  der  Gemeinde,  die  Reparatur  der  Kanzel 
Sache  des  Pfarrers.  Der  Grundherr  ist  von  seinen  Verpflichtungen 
beinahe  ganz  losgekommen.  Der  Patronat  war  eben  nur  als  nutzbrin- 
gendes Recht  gewertet,  er  wurde  veräußert,  verpfändet  u.  dgl.  m. 
Die  aus  ihm  erwachsenden  Pflichten  gingen  aber  niemals  auf  den  neuen 
Erwerber  über.  Die  Macht  der  geistlichen  Gerichte,  auch  diesen  zu 
verpflichten,  reichte  nicht  aus,  denn  über  Patronatsstreitigkeiten, 
Umfang  derselben  usw.  entschieden  in  England  seit  den  Tagen  Hein- 
richs II.  die  weltlichen  Gerichte.  Da  sah  sich  nun  natürlich  die  Kirche 
nach  jenen  Personen  um,  die  zunächst  hierfür  in  Betracht  kamen  und 
gegen  welche  sie  es  mit  ihren  Machtmitteln  durchsetzen  konnte,  und 
das  waren  die  Gemeindemitglieder,  die  Kirchspielangehörigen. 

Die  kirchlichen  Strafen  und  Zuchtmittel,  insbesondere  die  Ex- 
kommunikation, waren  die  geeigneten  Mittel  zur  Einschärfung  dieser 
Pflicht. 

Warum  erhielt  sich  die  Eigenkirchenidee  gerade  in  diesen  unteren 
Regionen  in  England  noch  so  lange  und  nachhaltig,  obwohl  auch  in 
Deutschland  gewisse  Nachwirkungen  noch  am  Ausgang  des  Mittel- 
alters zu  verspüren  sind  ?  Weil  die  Kirche  in  Deutschland  den  Kampf 
gegen  die  Eigenkirchenidee  nur  gegen  die  genossenschaftlich  organi- 
sierten Gemeinden  zu  führen  hatte;  in  England  mußte  sie  sich  aber 
mit  den  Kirchspielangehörigen  zum  Kampf  gegen  den  grundherrlichen 
Eigenkirchenherrn  verbinden.  Was  sie  ihm  nehmen  konnte,  und  es 
war  nicht  viel,  das  überließ  sie  freiwillig  dem  Kirchspiel,  weil  sie  das 
Kirchspiel  durch  ihre  kirchlichen  Zwangsmittel  besser  kontrollieren  und 
disziplinieren  konnte.  Sie  sorgte  schon  dafür,  daß  die  Bäume  nicht 
in  den  Himmel  wuchsen. 

§  21.  Die  Städte. 
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seiner  Zeit  besonders  wichtigen  königi.  Prärogative).  M  e  r  e  w  et  h  e  r  and  Ste- 
p  Ii  e  ns ,  Historj  ol  municipal  corporations,  :>  Bde.,  London  1835  (steht  ganz  unter 
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.1  R  Green,  Town  life  in  the  XV.  Century,  2  vol.,  London  1894  (mit  starker 
Idealisierung  der  Städteoligarchie.  Vorzüglich  aber  das  Kapitel  über  den  Städte- 
bund  der  Cinque  Ports  vol.  1.  p.  384  \\\\,  woselbst  auch  weitere  Literatur  darüber). 
I    W    Maitis  ii  d  .  Township  and  Borough,  Cambridge  1898.  Golby  in  E.  H.  R. 

J  T  a  i  t  ,  Mcdiacval  Manchester  and  the  beginning  of  Lancashire, 
1904  Uber  die  Ci  n  q  u  e  P  o  rts:  Bur  ro  ws  M.,  Cinque  Ports,  1888.  Boys  W., 
Collei  tions  ror  an  History  of  Sandwich with  notices  etc.,  Canterbury  1792.  Green 
J.  I;  .  rown  Life  in  the  XV.  cent.,  London  1894.  H  o  1 1  o  w  a  y  W.,  History  and 
antiquities  of  Rye,  London  IS'iT.    Lyon  J.,  Tlie  History  of  the  town  and  port 

Dover  1813  f.,  insbes.  I,  p.  246— 366.  Stubbs,  Const.  History  II2, 
p.  228  ff.;  MI  ~.  p.  426,  435,  466  ff. 

I.  Die  Stadtverfassung. 

Die  Verfassung  der  Städte  macht  seit  Edward  I.  eine  Umbildung 
durch,  die  sich  kurz  als  die  Umwandlung  der  ursprünglichen  Stadt- 
demokratie  in  eine  Stadtoligarchie  bezeichnen  läßt.  Wie  in  Frank- 
reich und  Italien  die  Städte  schließlich  zu  Oligarchien  entarten,  so 
Finden  wir  dasselbe  in  England.  Während  aber  z.  B.  in  italienischen 
Städten  wegen  des  Alangeis  einer  starken  Zentralgewalt  diese  Oligarchien 
schließlich  einem  Lokaltyrannen  Platz  machen,  bleiben  diese  Oligarchien 
in  England  ein  Werkzeug  der  starken  englischen  Monarchie.  Noch 
unter  Heinrich  II.  finden  wir  die  Stadtverfassung  auf  breitester  Basis 
aufgebaul .  Ule  Bürger  nahmen,  sofern  sie  Steuern  und  Abgaben  zahlten, 
in  der  Wahl  der  Bürgervorsteher  teil.  Das  Aktivbürgerrecht  konnte 
jeder  Bürgersohn  erwerben,  der  ein  Bürgereinkaufgeld  von  12  d  ent- 
richtete1).  Der  Fremde,  ja  selbst  der  flüchtige  Leibeigene,  der  vom 
Land  in  «Ii»'  Stadl  floh,  konnte  sicher  sein,  daß  er  nach  Jahr  und  Tag, 
wenn  er  sich  in  der  Stadt  aufhielt,  das  Bürgerrecht  erlangte  (Glanvilla, 
de  legibus  Angliae  lib.  V,  c.  5):  »item  si  quis  nativus  quiete  per  unum 
annum  e1  unum  diem  in  aliqua  villa  privilegiata  manserit,  ita  quod 
in  eorum  communam,  scilicet  gildam,  tanquam  civis  receptus  fuerit, 
eo  ipso  a  villonagio  liberabitur«). 

Ein  markantes  Beispiel  für  die  Freiheit  und  die  demokratische 
Verfassung  der  Stadt,  noch  bis  in  die  Zeit  Heinrichs  III.,  gibt  die  Stadt- 
verfassung für  Ipswich,  welche  dieser  Stadt  von  Johann  verliehen 

3o  heiß!  es  z.  B.  in  dem  Custumal  von  Preston,  das  auf  dem  in  England 
verbreiteten  Stadtrecht  von  Breteuil  ruhte  (siehe  E.  H.  R.  XV,  p.  496):  »si  quis 
burgensis  voluerit  fieri,  veniat  in  curia  et  reddet  prefecto  XII  denarios  et  capiet 
burgagium  suum  de  pretoribus  .  .  . « 
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wurde.  In  den  Protokollen  des  bailiff  von  Ipswich  aus  dem  zweiten 
Regierungsjahre  Johanns  wird  über  die  erste  Wahl  des  Stadtregiments 
berichtet:  »Auch  wurde  an  demselben  Tage  durch  das  common  Council 
der  Stadt  angeordnet,  daß  hierauf  zwölf  Hauptportmen,  Geschworene, 
in  der  Stadt  sein  sollen,  in  derselben  Weise  wie  in  andern  freien  Städten 
Englands,  und  daß  sie  volle  Gewalt  für  sich  und  für  die  ganze  Stadt 
haben  sollen,  zu  regieren  und  in  Ordnung  zu  halten  die  vorgenannte 
Stadt  und  alle  die  Freiheiten  derselben  Stadt  und  Recht  zu  sprechen 
für  die  Stadt  und  auch  anzuordnen  alle  Dinge  in  der  Stadt,  welche  für 
den  guten  Zustand  und  die  Ehre  und  den  Glanz  obengenannter  Stadt 
geschehen  müssen.  Und  darauf  wurde  durch  die  bailiffs  und  die  ge- 
nannten coroners  angeordnet,  daß  die  ganze  Stadt  sich  auf  dem  Kirch- 
hofsplatz am  Sonntag  nach  dem  Fest  von  Peter  und  Paul  demnächst 
versammle,  um  die  vorbenannten  12  portmen  zu  wählen,  gemäß  der 
obigen  Verordnung.« 

Seit  dem  Regierungsantritt  Edwards  II.  änderte  sich  aber  das 
Bild  dieser  demokratischen  Verfassung.  Die  Gründe  hierfür  sind  wohl 
einerseits  das  Anwachsen  der  Bürgerschaft,  welches  es  untunlich  machte, 
alle  Bürger  an  den  Stadtwahlen  zu  beteiligen,  sodann  der  große  Kapital- 
reichtum, der  sich  in  den  Städten  anzusammeln  begann,  ferner  eine  ge- 
wisse Apathie  selbst  der  besitzenden  Klassen,  welche  einigen  wenigen 
Lokalmachthabern  am  liebsten  die  ganze  Stadtregierung  überließen. 
Ein  letzter  Grund  wird  noch  der  gewesen  sein,  daß  die  Bürger- 
gemeinde wohl  selbst  keine  rechte  Vorstellung  von  demokratischen 
Prinzipien  hatte.  Erleichtert  wurde  der  Übergang  von  der  de- 
mokratischen Verfassung  zur  oligarchischen  schon  dadurch,  daß 
häufig  Komitees  von  zwölf  Personen  auftraten,  z.  B.  in  Ipswich, 
dann  aber  auch  in  Hereford  und  in  anderen  Städten,  welche  zu- 
nächst die  Stadtregierung,  allerdings  im  Auftrage  der  Bürgerschaft, 
führten.  Mit  der  Zeit  verlor  sich  aber  diese  allgemeine  Wahl  durch  die 
Bürgerschaft,  und  die  Komitees,  die  die  Stadtwirtschaft  in  Händen 
hatten,  ergänzten  sich  durch  Kooptation.  Schon  aus  der  Zeit  Edwards  I. 
tauchen  Klagen  darüber  auf,  daß  die  »potentes«  einer  Stadt  sich 
des  Stadtregiments  bemächtigten  und  die  übrigen  Stadtbürger  unge- 
bührlich belasteten.  So  klagen  z.  B.  (Rot.  pari.  I,  47)  die  Bürger  von 
Gloucester,  d.  i.  die  communitas,  daß  die  potentes  der  Stadt  ohne  Grund 
und  willkürlich  Steuern  erheben,  ohne  Rechenschaft  hierfür  abzulegen. 
Aber  nicht  bloß  auf  dem  Gebiet  der  Besteuerung  machten  sich  diese 
Oligarchen  breit,  auch  auf  dem  Gebiete  der  Handelsfreiheiten,  welche 
die  Stadt  genoß :  sie  wurden  egoistisch  von  der  reicheren  zum  Nachteil 
der  ärmeren  Bevölkerung  ausgenutzt.  Namentlich  die  gilda  mercatoria 
einer  Stadt  war  bald  in  den  Händen  der  Oligarchen.  Alle  Mittel  wenden 
solche  Gewalthaber  an,  nicht  bloß  in  der  Stadtverwaltung  sondern  auch 
in  der  Zunftverfassung.  Eide  werden  den  Zunftgenossen  abgenommen, 
um  erlassene  Gewerberegulative  in  Kraft  zu  erhalten.  Die  geistlichen 
Gerichte  werden  bei  etwaigem  Bruch  der  Eide  angerufen  (siehe  z.  B. 
in  Goventry  Leet  Book  a.  a.  0.,  p.  302,  418). 
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Ein  nettes  Bild  städtischer  Oligarchie  auch  für  Parlamentswahlen 
bietet  Lynne1).  Wir  Finden  da  in  dem  Calendar  of  Charter  Rolls  aus  dem 
ersten  Regierungsjahre  Edwards  II.  folgende  vielsagende,  wenn  auch 
kurze  Bemerkung:  »Lynnevilla,  inquisitio  de  gravaminibus  et  tallagiis 
super  communitatem  ville  praediote  per  majores ....  impositis.«  Im 
siebenten  Regierungsjahr  Edwards  II.  wird  schon  ein  Komitee  der 
Stadtoligarchen  erwählt,  »las  selbst  aus  zwölf  Mitgliedern  besteht 
und  das  Vrrangemenl  der  Parlamentswahlen  an  sich  reißt.  Und  vom 
i8.  Regierungsjahre  Edwards  III.  Ins  zum  17.  Hegierungsjahre  Richards  II. 
w.u.  u  13  Parlamentswahle ii,  wobei  die  Abgeordneten  ausschließlich 
vom  Zwölferkomitee  bestelll  wurden,  Aus  dem  14.  Regierungsjahre 
Heinrichs  l\.  besitzen  wir  schon  eine  Beschreibung  dreier  Klassen 
des  ganzen  Gemeinwesens,  nämlich  der  potentiores,  der  mediocres  und 
der  inferiores.  Und  von  da  ah  hören  wir  immer  nur  Streitigkeiten 
zwischen  diesen  drei  Bewohnerklassen  bis  in  die  Zeit  Heinrichs  V. 
Die  Stadtwahlen  erfolgten  natürlich  meistens  nur  durch  die  potentiores, 

-  in.'  Mayorwahl  erfolgte  meistens  unter  bloßer  Passivassistenz  der 
Bürgerschaft,  und  ebenso  die  Wahlen  der  Stadtgeschworenen.  Diese 
soziale  Dreiteilung  der  städtischen  Gesellschaft  spiegelt  sich  auch  ganz 
deutlich  wieder  im  Aufbau  der  städtischen  Verfassung:  So  finden  wir 
in  der  Verfassung  von  Bury  (1327,  Bateson  I,  250)  aldermen,  Bürger 
und  »die  von  der  Commune«,  »ceaus  de  la  commune«  bei  wichtigen 
städl  ischen  1* Funktionen. 

Wie  die  Könige2)  dieses  Herauswachsen  städtischer  Oligarchien 
unterstützten,  zeigt  namentlich  Shrewsbury  und  die  Ordnung  seiner 
Angelegenheiten  in  der  Zeit  Richards  II.  Durch  die  Pest  war  die  Stadt 
damals  in  ihren  sozialen  Grundlagen  stark  erschüttert.  Im  Jahre  1381 
wurden  zwölf  Personen  bestellt,  welche  die  Regierung  der  Stadt  leiten 
sollten.  Man  fand  an  der  Komiteewirtschaft  derart  Geschmack,  daß 
jenes  Zwölferkomitee  bis  zum  Jahre  1389  verlängert  wurde,  bis  diese 
Regierungsweise  sich  nicht  mehr  als  zweckentsprechend  erwies  und  zu 
neuen  Unruhen,  Debatten  und  Bestimmungen  in  der  Stadt  führte. 
Es  wurden  die  bailiffs  und  die  zwölf  oben  genannten  Personen  dauernd 
im  \ini  etablierl  und  ermächtigt,  alle  Maßregeln  zur  Beseitigung  der 
Mißstände  zu  treffen.  Dazu  aber  kam  noch  die  oligarchische  Maßregel, 
daß  niemand  bailiff  werden  konnte,  der  nicht  10  Pfund  jährlich  an 
Einkommen  von  Grund  und  Boden  oder  100  Pfund  Vermögen  hatte, 
insbesondere  in  Ware.  Die  bailiffs  sollten  durch  25  der  angesehensten 
Bürger  aus  Haushaltungsvorständen  und  Steuerzahlern  gewählt  werden. 
Und  all  dies  erfolgte  auf  Anordnung  des  Königs,  der  sich  diese  Stadt- 
oligarchie  wohl  gefallen  ließ.  Ein  anderes  Beispiel  ist  die  Stadt  Lei- 
cester.  Hier  hatte  ein  der  Stadt  und  der  Gilde  gemeinsames  Organr 
die  24  Geschworenen  (»ad  consulendam  villam  et  ad  eam  sequendam 

l)  Über  ein  anderes  siehe  C.  T.  Flower,  in  Transactions  of  the  Roy.  Hist. 

-  tv  \\  S.  XIX,  p.  79-101  (Beverley!). 

-  i  ber  eine  ähnliches  Hinwirken  der  Könige  in  Frankreich  im  15.  Jahrh. 
Se  h*-  Viollet,  Histoire  des  institutions  politiques  II,  40. 
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in  negociis  villae,  ad  veniendum  ad  consilia  et  negocia  communitatis 
gildae«),  die  Stadtherrschaft  an  sich  gerissen.  Sie  hatte  schon  lang  auf- 
gehört, von  der  Bürgerschaft  gewählt  zu  werden.  Ihr  neuer  Name 
im  15.  Jahrhundert  ist  »Brüder  des  Gerichts«,  das  der  Mayor  abhält, 
und  das  zeigt  deutlich  ihre  Unabhängigkeit  von  der  Bürgerschaft. 
In  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  sind  alle  Bewohner,  die  nicht  auf 
der  Zunftrolle  stehen,  von  den  Beratungen  in  der  »common  hall«  aus- 
geschlossen, weil  sie  »ohne  Wahlrecht«  sind.  Schließlich  oktroiert  Hein- 
rich VII.,  um  den  fortwährenden  Unruhen  in  der  Stadt  am  Ausgange 
der  Rosenkriege  zu  steuern,  eine  neue  Stadtverfassung,  in  welcher  er 
48  Repräsentanten  der  Bürgerschaft,  welche  nicht  von  ihr,  sondern 
von  den  24  Geschworenen  gewählt  werden,  als  Stadtregiment  im  Ver- 
ein mit  den  »24«  errichtet  (1489).  Egoistische  Absichten  des  Königs, 
Sicherung  der  guten  Ordnung,  waren  im  Mittelalter  die  Gründe  für 
die  Errichtung  solcher  Stadtoligarchien.  Auf  den  Gedanken,  diese  Stadt- 
oligarchien für  Parlamentszwecke  zu  nützen,  kamen  aber  erst  die  Könige 
der  folgenden  Periode,  die  Tudors. 

II.  Die  Kaufmannsgilde  und  die  Stadt. 

Einen  hervorragenden  Anteil  an  der  Entwicklung  der  Stadtver- 
fassung hat  in  dieser  Periode  die  gilda  mercatoria,  die  sich  in  einer 
ganzen  Anzahl  von  Städten  findet.  Wir  sind  ihr  schon  in  der  vorigen 
Periode  begegnet  und  haben  sie  als  ein  besonderes  Vorrecht  der  Stadt 
bezeichnet,  Handel  und  Wandel  im  städtischen  WTeichbild  zu  regu- 
lieren. In  dieser  Periode  wirkt  die  gilda  mercatoria  in  doppelter  Rich- 
tung bestimmend  auf  die  Ausgestaltung  der  Stadtverwaltung:  einmal 
in  der  Art,  daß  sie  die  Ausbildung  der  Stadt  als  Korporation  fordert, 
sodann  in  der  Weise,  daß  sie  dem  Stadtregiment  noch  enger  ange- 
schlossen wird  und  die  Umwandlung  der  früheren  Landstadt  in  ein 
größeres  kaufmännisches  Gemeinwesen  fördert. 

Die  Auffassung,  daß  die  Stadt  eine  Korporation  sein  könnte, 
begegnet  uns  schon  in  der  Zeit  Edwards  I.  In  dem  Rechtsfalle  aus 
dem  vierten  Regierungsjahr  Edwards  II.  für  Lynne  sagt  Richter  Herle: 
»non  est  simile  qe  cest  un  custume  regard  a  chescun  persone  separate 
mes  ceste  custume  a  un  comminalte  come  a  un  corps.«  In  den  Jahr- 
büchern aus  dem  19.  Regierungsjahr  Edwards  III.  (Liber  assisarum  62) 
tritt  die  Verbindung  von  Stadt  und  Korporation  ganz  deutlich  hervor. 
Von  London  wird  gesagt:  »Londres  q'est  un  cominaltie,  come  un 
singuler  person  qe  puit  aver  action  per  nosme  de  common,  come  un 
sole  person  averoit.«  Wenngleich  die  Verleihung  einer  gilda  merca- 
toria an  eine  Stadt  auch  damals  noch  keineswegs  die  Tatsache  in  sich 
schloß,  daß  die  Stadt  Korporation  wurde,  so  wirkte  doch  die  gilda 
mercatoria  sehr  wesentlich  auf  diesen  Umgestaltungsprozeß  ein,  inso- 
fern als  sie  zunächst  in  einem  kleineren  Kreis  zeigte,  wie  heterogene 
Elemente  zu  einem  politischen  Wesen  verschmelzen  konnten.  Freilich 
kamen  noch  dazu  andere  Momente,  wie  z.  B.  die  firma  burgi,  welche 
eine  Kollektivverantwortlichkeit  der  Bürgerschaft  für  das  Aufbringen 
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der  Steuer  in  sich  schloß.  Sodann  das  Privilegium,  das  gewöhnlich 
eine  st,elt  ku  erlangen  suchte,  wonach  jeder  ihrer  Bürger  nur  inner- 
halb der  Stadtmauer  Rechl  zu  geben  und  Recht  zu  nehmen  nötig  hatte. 
Freiheit  von  Vbgaben  und  Zöllen,  die  gewisse  Städte  im  Königreich 
für  sii  Ii  in  Anspruch  nahmen,  bewirkte  nicht  selten  eine  energische 
Aktion  dieser  Stadt.'  gegen  andere,  weicht5  ihnen  ihr  Privileg  streitig 
machten,  und  förderte  ebenso  den  Einheitsgedanken  wie  das  Privileg, 
■  inen  eigenen  Mayor  zu  haben,  der  gewissermaßen  die  Stadt  in  ihrer 
l  nabhängigkeil  und  in  ihrer  Selbstverwaltung  personifizierte. 

Die  gilda  mercatoria  wirkte  aber  auch  nach  anderer  Richtung 
auf  die  Stadtverwaltung  ein.  Als  nämlich  im  Laufe  der  Zeit,  seit 
Edward  (IL,  Handel  und  Wandel  in  England  vielseitig  wurde,  als  der 
städtische  Reichtum  wuchs  und  ein  kräftigen'  Bürgerstand  empor- 
blühte,  reichte  die  alte  gilda  mercatoria  in  einer  Stadt  nicht  mehr 
aus,  um  die  vielseitigen  I  lundelsinteressen  ihrer  Bewohner  zu  umfassen. 

Vu<  Ii  ein  reichentwickeltes  (iewerbewesen  und  ein  selbstbewußter 
Handwerkerstand  traten  hervor,  die  sich  zwar  früher  bis  ins  14.  Jahr- 
hundert noch  in  den  Kähmen  der  gilda  mercatoria  einfügen  ließen, 
die  aber  von  dem  Augen  blick,  wo  die  großen  Handelsinteressen  sich 

goistischer  und  selbständiger  zusammenschlössen,  auch  darauf  bedacht 
waren,  ihre  Interessen  außerhalb  der  gilda  in  eigenen  Innungen 
und  Zünften  (crafts),  mit  eigenem  Innungs-  und  Zunftzwang  zur  Gel- 
tung zu  bringen.  So  sprengten  die  Handwerkerinnungen  die  alte  gilda 
mercatoria.  Die  Funktion  der  früheren  Regulierung  von  Handel 
und  Gewerbe,  die  der  alten  gilda  mercatoria  seinerzeit  zugekommen 
war,  fiel  jetzt  dem  Aggregat  der  Innungen  anheim.  Der  Auflösungs- 
prozeß,  der  diese  Innungen  an  Stelle  der  alten  gilda  setzt, 
\<>ll/"Lr  sich  im  L4.  Jahrhundert.  Während  es  in  früheren  Charten 
(Stadtverfassungen)  hieß,  niemand  dürfe  Handel  treiben,  wenn 
er  nichl  der  gilda  angehöre,  heißt  es  jetzt:  niemand  dürfe 
Gewerbe  und  Handel  treiben,  wenn  er  nicht  einer  der  Zünfte  angehöre. 
Während  früher  die  .Mitgliedseigenschaft  in  der  gilda  mercatoria 
schon  das  Bürgerrecht  der  Stadt  herbeiführte,  brachte  es  jetzt  die 
Mitgliedschaft  der  Zunft  mit  sich.  Durch  die  Stärkung  ihrer  oligarchi- 
schen  I'">ih'>n  «Hängten  die  Zunftangehörigen  auch  einen  größeren 
Einfluß  an  der  Stadtverwaltung.  Freilich  von  einer  Zunftrevolution, 
wie  wir  sie  in  Deutschland  um  dieselbe  Zeit  finden,  wo  sich  die  Zünfte 
_'•  gen  die  Patrizierherrschaft  wenden  und  ihre  Mitherrschaft  im  Stadt- 
regimenl  durchzusetzen  wissen,  hören  wir  in  der  englischen  Stadt- 
g(  31  lichte  wenig1).  Der  Prozeß  ist  ein  rein  ökonomischer  und  hält 
sich  auch  in  wirtschaftlichen  Schranken.  Politischen  Einfluß  erlangen 
Zünfte  in  England  für  gewöhnlich  nicht,  wohl  aber  werden  sie, 
und  das  bringt  ja  i h i < •  ^«-steigerte  wirtschaftliche  Bedeutung  mit  sich, 
HilfsorLMii.'  der  Stadtnligarehen.  Alter  sie  setzen  sich  niemals  an  deren 

I  ü  London  unter  Heinrich  III.  und  Edward  II.  bis  in  die  Zeit  Richards  II. 
weist  soll  he  nach  G.  Unwin  in  »The  Gilds  and  Companies  of  London«,  1908. 
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Stelle,  die  Stadtverwaltung  wird  nicht  durch  sie  demokratisch,  sie  bleibt 
eine  Oligarchie.  Dies  Hervortreten  der  Zünfte  in  der  Stadt  bewirkt 
auch  eine  gewisse  Umwandlung  der  Bürgerqualität.  Sie  wird  jetzt 
einheitlicher,  geschlossener  und  verliert  ihren  ländlichen  Grundcharakter, 
der  ihr  noch  in  der  vergangenen  Zeit  zukam.  Voraussetzung  der  Bürger- 
schaft ist  nicht  Grundbesitz  in  der  Stadt,  das  sog.  burgagium,  sondern 
die  Mitgliedschaft  einer  Zunft,  die  man  unter  anderem  durch  die  Eigen- 
schaft als  Lehrling  bei  einem  Zunftgenossen,  durch  Kauf,  durch  Ver- 
leihung, durch  Heirat  erlangen  kann.  Der  Zusammenhang,  der  in  den 
sog.  Mediatstädten,  d.  h.  in  denjenigen  Städten,  welche  einem  großen 
Magnaten  unterworfen  und  von  ihm  abhängig  waren,  zwischen  Stadt 
und  Regierung  und  gutsherrlichem  Gericht,  court  leet,  bestanden 
hatte,  löst  sich.  Die  Staatsregierung  wird  nicht  mehr  vom  court  leet 
aus  geleitet,  sondern  von  den  Stadtoligarchen  selbst.  Die  Tätigkeit 
des  court  leet  beschränkt  sich  auf  rein  formelle  Geschäfte  von  Grund- 
eigentumsveräußerungen und  hört  mit  der  Zeit  in  jenen  Städten, 
welche  einen  kräftigen  Gewerbestand  haben  und  Handelszentren  ge- 
worden sind,  vollständig  auf.  Allerdings  sind  nicht  alle  Städte  Mediat- 
städte,  und  manche  erlangen  gar  nicht  die  gilda  mercatoria.  Hier 
bleibt  der  Zusammenhang  mit  dem  court  leet,  ja,  es  wird  mitunter, 
wie  in  Manchester,  der  court  leet  noch  so  mächtig,  daß  er  die  ersten 
Ansätze  einer  Stadtverfassung  ganz  aufsaugt1). 

III.  Die  intermunicipalen  Beziehungen. 

Die  rechtlichen  Beziehungen  der  Städte  zueinander  gleichen  mehr 
völkerrechtlichen  als  staatsrechtlichen  Verhältnissen.  Wohl  war 
eine  Zentralgewalt,  die  mitunter  kräftig  war,  über  ihnen  eingerichtet. 
Aber  dieser  fehlte  noch  jene  planmäßige  Gestaltungskraft,  welche  der 
spätere  Merkantilismus  hatte,  um  die  isolierten  Stadtwirtschaften  zu 
einer  lebensfähigen  staatlichen  Volkswirtschaft  umzuwandeln.  Der  seit 
dem  14.  Jahrhundert  überall  kräftig  ansetzende  Handelsverkehr  ver- 
langte nach  Handelsfreiheit,  aber  wie  diese  erlangen,  wo  jede  Stadt 
unter  Herrschaft  einer  Handwerkerzunft  oder  Kaufmannsgilde  stand, 
die  ängstlich  nur  auf  ihre  Vorteile  bedacht  war  ?  Da  hatten  die  Könige 
zunächst  ein  Mittel:  in  den  Charten,  die  einzelne  Städte  vom  Könige 
um  schweres  Geld  erkauften,  fand  sich  mitunter  die  Klausel,  daß  die 
Bürger  der  so  privilegierten  Stadt  das  Recht  haben  sollten,  frei  von 
Zöllen,  Brückenabgaben,  Markt-  und  ähnlichen  Gebühren,  die  andere 
Städte  und  Seehäfen  auferlegten,  zu  Wasser  und  zu  Lande  im  ganzen 
Reiche  Handel  zu  treiben.  Gewöhnlich  hatte  auch  jede  so  bedachte 
Stadt  in  ihrer  Charte  eine  Klausel,  welche  unserer  modernen  völker- 
rechtlichen Meistbegünstigungsklausel  entspricht,  daß  nämlich  jener 
alle  Freiheiten  zustehen  sollten,  »wie  sie  die  City  von  London  besitzt«. 
Diese  Klausel  hatte  unter  anderem  die  Bedeutung,  daß  jeder  der  so 
privilegierten  Stadtbürger  in  einer  fremden  Stadt  Markthandel  »und 

x)  Siehe  Tait  a.  a.  O.  p.  58  f.  Ein  hübsches  zusammenfassendes  Bild  über 
die  Tätigkeit  eines  solchen  court  leet  gibt  Bateson  in  E.  H.  R.  XIX,  p.  526. 
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Engroshandel  treiben  durfte,  und  daß  er  in  dieser  Hinsicht  soviel  Frei- 
heit hatte  wie  ein  Londoner  Bürger  (Select  Pleas  of  the  Crown  ed. 
Maitland:  Sehlen  Society  Nr,  L,  |>.  88  f.).  Zur  Durchsetzung  dieser 
Meistbegünstigungsklause]  winde  mitunter  auch  eine  Bestimmung  in 
die  Charte  aufgenommen,  die  sehr  an  unser  heutiges  völkerrechtliches 
Institut  der  Retorsion  erinnert,  nämlich  die  Befugnis  der  Stadt,  von 
den  Bürgern  der  fremden  Stadt  in  gleicher  Weise  Abgaben  zu  erheben, 
wie  diese  sie  von  den  Bürgern  jener  erhob.  So  heißt  es  in  der  Charte 
die  Heinrich  I.  den  Londonern  gab  (Stubbs,  Select  Charter  p.  108): 
►ei  -i  (juis  thelonium  vel  consuetudinem  a  civibus  Londoniarum  ceperit, 
cives  Londoniarum  capianl  de  burgo  vel  de  villa  ubi  thelonium  vel 
consuetudo  capta  lud.  quantum  homo  Londoniarum  pro  thelonio 
dedit,  et  proinde  de  damno  ceperit.« 

Freilich,  diese  Mittel,  welche  die  Könige  zur  Herbeiführung  der 
Hand  eis  frei  heil  verwendeten,  mußten  dann  versagen,  wenn  gegen- 
übe] solchen  Bestimmungen  der  Stadtfreiheiten  andere  vorgewiesen 
wurden,  weh  In1  das  klare  Gegenteil  vorschrieben.  Denn  ohne  Plan 
gingen  die  Könige  hierbei  vor,  um  Geld  war  von  ihnen  alles  zu  haben: 
hier  die  Gewährung  von  Handelsfreiheit,  dort  die  Berechtigung  zum 
Handelsmonopol  innerhalb  der  Stadt.  Da  entstand  nun  viel  Streit, 
und  die  Gerichtshöfe  hatten  alle  Hände  voll  zu  tun,  um  zu  entscheiden, 
welche  Stadl  das  ältere  Privileg  hatte  u.  dgl.  m.  Die  Städte  kamen 
daher  auf  die  Idee,  aus  eigener  Kraft,  die  durch  solche  Stadtprivilegien 
künstlich  geschaffenen  Zollmauern  zu  beseitigen.  Sie  schlössen  Ver- 
träge  untereinander.  So  vereinbarte  Southampton  mit  etwa  37  Städten 
und  Kaufmanusgilden  die  Abgaben-  und  Zollfreiheit  für  seine  Waren. 
Der  Stadl  Mai •Ibourough  gegenüber  verzichtete  es  auf  die  Privilegien 
seiner  Stadtverfassung,  die  älter  war  als  die  von  Marlborough.  Mit 
Bristol  vereinbarte  es  die  Höhe  der  wechselseitigen  Zölle  und  mit  Win- 
chester,  daß  kein  Zoll  wechselseitig  erhoben  werden  sollte1). 

Ule  diese  \ olkerrechtsähnlichen  Beziehungen  gingen  aber  niemals 
so  weit,  daß  ein  völkerrechtlicher  Bund  der  Städte  untereinander  ge- 
Bchlossen  worden  wäre,  etwa  nach  Art  der  deutschen  und  französischen 
Städtebände.  Das  hinderte  schon  bei  den  auf  königlichem  Boden 
entstandenen  Städten  die  vollentwickelte  königliche  Zentralgewalt  und 
bei  den  Mediatstädten  die  Tatsache,  daß  ihr  Los  unter  Grundherren 
von  verschiedenen]  Rang  und  Ansehen  so  verschieden  war,  daß  an 
einen  gemi ins<  haftlichen  Zusammenschluß  dieser  übrigens  sehr  ver- 
streuteo  Gemeürwesen  kaum  zu  denken  war.  Nur  einen  einzigen  Städte- 

:  hatte  England  erlebt,  den  der  fünf  Häfen  (Ginque  Ports),  aber 
gerade  seine  Konstitution  zeigt,  wie  verschieden  er  war  von  dem  mäch- 
hLr'  n  rheinischen  oder  schwäbischen  Städtebund  oder  den  Bündnissen 
in  der  Picardie,  in  Ponthieu  und  im  Laonais2). 

Eine  besondere  Bundesverfassung  besaßen  die  Ginque  Ports: 
Hastings,  Hythe,  Sandwich,  Romney  und  Dover.«   Nach  der  Nor- 

1    über  diese  Beispiele  und  über  andere  s.  Green  II,  p.  53. 
2)  Über  diese  Luchaire,  Communes  frangaises,  p.  77  ff. 
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manneneroberung  kamen  noch  zwei  andere,  Winchelsea  und  Rye,  dazu. 
Ihre  Hauptaufgabe  in  der  staatlichen  Verwaltung  war,  daß  sie,  ehe 
noch  eine  Nationalflotte  existierte,  ein  Flottengeschwader  (ungefähr 
57  Schiffe  mit  1197  Mann)  aufzubringen  hatten,  wenn  es  not  tat:  Ha- 
stings  und  Dover  je  20  Schiffe  (Stubbs  I,  p.  637)  und  die  übrigen  Städte 
nach  ihren  Verhältnissen.  Auch  wurde  namentlich  unter  Edward  I. 
der  Vorsteher  (warden)  der  5  Häfen  zum  Befehlshaber  der  Küstenbe- 
wachung und  Flotte  bestellt.  Dafür  hatten  sie  weitgehende  Freiheiten, 
insbesondere  eine  eigenartige  Bundesverfassung,  deren  früheste  Errich- 
tung schon  für  die  Jahre  1155 — 11581)  bezeugt  ist.  So  heißt  es  in 
einer  Charte  aus  dieser  Zeit  an  die  Bewohner  von  Lhida  und  Dys- 
gemers  (d.  i.  Lydd,  Stadtflecken,  der  als  Schutzgenosse  dem  Bunde 
angehörte)  und  Dengemarsh  (d.  i.  die  Grasfläche  um  Lydd),  daß  sie 
die  Zollfreiheit  genießen  sollen:  »sicuti  quieti  esse  debent  ex  con- 
suetudine  quinque  portuum.« 

Die  Verfassung  dieses  Städtebundes  war  folgende: 
An  seiner  Spitze  standen  die  oben  genannten  sieben  aktiven  Bundes- 
genossen, während  acht  andere,  mit  Korporationsrechten  ausgerüstete 
Städte  und  24  Städte  ohne  solche  Korporationsrechte  die  Schutz- 
genossen des  Bundes  bildeten.  Die  Aufgaben  dieses  Städtebundes 
waren  zunächst  die  vorhin  genannten  staatlichen  Zwecke.  Für  diese 
war  die  königliche  Autorität  unter  ihnen  sehr  kräftig  vertreten  durch 
einen  königlichen  Beamten,  den  Lord  Warden.  Um  ihn  sammelten 
sich  Delegierte  der  bundesgenössischen  Städte  alljährlich  im  court  of 
shepway.  Hier  wurden  die  für  die  Verteidigung  notwendigen  Maß- 
regeln (insbesondere  die  Besteuerung)  festgestellt,  hier  die  dem  Könige 
vorbehaltene  Gerichtsbarkeit,  soweit  sie  noch  neben  der  ausgedehnten 
Gerichtsimmunität  der  fünf  Häfen  fortbestand,  durch  den  Lord  Warden 
geübt. 

Für  die  Zwecke  der  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten 
tagten  die  Bundesgenossen  auf  dem  Broad  Hill  in  der  Nähe  von  Rom- 
ney. Dazu  gehörte  insbesondere  die  Kontrolle  des  Hauptstapelplatzes 
der  Heringfischerei  zu  Yarmouth,  die  Regulierung  der  Schiffahrtsver- 
hältnisse auf  beiden  Seiten  des  Ärmelkanals,  schließlich  die  Unter- 
verteilung der  von  Bundes  wegen  aufzubringenden  Steuern  und  die 
Obsorge  der  dem  Bunde  zustehenden  Privilegien.  Nur  der  erste  Punkt 
wurde  von  den  aktiven  sieben  Bundesgenossen  ausschließlich  behandelt 
(court  of  brotherhood),  die  anderen  unter  Zuziehung  der  Schutzgenossen 
(court  of  guestling).  Zu  dieser  letzten  Versammlung  entsendete  jede 
schutzgenössische  Stadt  ihren  Mayor  und  zwei  Schöffen  (jurati)  und 
zwei  Bürger.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Bundes  im  court  of  guestling 
war  anfangs  74,  doch  wurde  das  eigentliche  Verwaltungsgeschäft  in 
der  Zeit  Heinrichs  VI.  faktisch  von  30  Mitgliedern  besorgt.  Auf  ihre 
Entscheidung  allein  kam  es  an,  und  ihre  Entschließungen  waren  als 
Acts  of  the  Brodhull  registriert  und  bindend  für  alle  Mitglieder  des 
Bundes. 


l)  Ballard  in  E.  H.  R.  vol.  24,  p.  732  f. 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte. 
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So  sorgfältig  und  geradezu  eifersüchtig  die  Bundesgenossen  die 
korporativen  Rechte  des  Bundes  bewachten,  so  wonig  kümmerte  man 
sich  Bundes  wegen  um  die  Erhaltung  der  Stadtprivilegien  jeder 
einzelnen  Bundesstadl . 

Die  Verschiedenheil  unter  ihnen  war  zu  groß:  hier  war  der  König, 
dorl  der  Brzbischof,  dort  ein  Lamlmagnal,  dort  eine  Stadt,  ja  sogar 
eine  dem  Bunde  angehörige  Stadl1)  der  Stadtherr.  Dover  und  Sand- 
wi<  h.  Rye  und  VVindelsea  hatten  einen  eigenen  Mayor.  Hastings,  Hythe 
und  Romnej  wurden  bis  in  die  /eil  der  Königin  Elisabeth  von  Baillifen 
regiert.  Vuch  sonsl  war  die  Verschiedenheit  der  Stadtverfassungen 
unter  den  verbundenen  Städten  zu  groß.  Die  seit  der  Normannenzeit 
kräftige  staatliche  Zentralgewall  halle  diesen  Bund  für  eigene  Zwecke 
zu  nützen  unternommen,  sie  halte  ihm  aber  jede  Möglichkeit  ver- 
schlossen,  sich  gegen  sie  seihst  zu  kehren,  während  doch  der  Zweck 
des  kontinentalen  Städtebundes  gerade  in  dem  Zusammenschluß  gegen 
die  landesherrliche  Gewall  (Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte, 
L  Aull..  S.  643)  lag. 


S  22.  Die  Rechtspflege. 

Li  t  era  I  ur, 

Vußer  der  oben  zu  §9  angerührten  vergleiche  noch:  Baildon,  Select 
in  Chancery,  vol.  X  der  Seiden  Society.  —  Bald  win  J.  F.,  in  American 
ical   Review   KV  (1909-10),  p.  496  ff.,  744  ff.  —  B  i  g  e  1  o  w  ,  History  of 

pi  Iure  in  England,  London  1880,  ch.  III.  —  Carter,  History  of  English 

l  eg      fnstitutions,  *.  ed.,  1910.  —  Haie  M.,  Historia  placitorum  coronae:  The 
History  of  the  Pleas  of  the  Crown,  2  vols,  London  1736.  —  HearnshawF.  J  G., 
Jurisdiction  in  England  (Southampton  Record  Society  1911).  —  Holds- 
'    \\    S.,  History  of  English  Law  I,  London  1903,   ch.  II,  III  u.  V.  — 
Kerl  j    D.  M..  An  tüstorical  sketch  of  the  equitable  Jurisdiction  of  the  court  of 
Cambridge  1890.  —  Maitland,  Einleitung  zu  den  Select  Pleas  of 
1  [.  Bd.  der  Seiden  Society.  —  Derselbe,  Einleitung  zu  den  Select  Pleas 

in   Manorial  and  other  Seignorial  Courts,  II.  Bd.  der  Seiden  Society.  —  Der- 
Einleiturig  zu  den  Pleas  of  the  Crown  for  the  County  of  Gloucester  (1221), 
London   1884.  —  Maitland  and  Baildon,  The  Court  Baron,  Precedents 
-•i  Pleading  in  Manorial  and  Other  Local  Courts,  vol.  IV  der  Seiden  Society.  — 
Maitland,  Constitutional  History,  p.  204  ff.  —  Pike  L.  O.,  Common  law 
and  conscience  in  Mi''  ancient  court  of  Chancery,  Law  Quarterly  Review  I,  443  ff. 
Derselbe,  Einleitung  zu  den  Yearbooks  12,13  Edward  III.  in  den  Roll  Series 
11  p.   \CI  ff.,  Derselbe,  Constitutional  History  of  the  House  of  Lords,  Lon- 
don  1894,  ch.  IV.  —  Polio  c  k  and  Maitland,  History  of  English  Law,  2.  ed. 
1911,  I.  107-  110.  153—160,  190—204,  532—560,  571—594,  616-632,  641—659. 

ii  c  e        I  ii'-  equitable  Jurisdiction  of  the  court  of  Chancery,  2  vols,  Lon- 
don  1846  —  49. 

Während  die  anderen  Institutionen  unserer  Periode  vollständig 
Charakter  des  Ständestaats  an  sich  tragen,  mehr  oder  weniger 
Werkzeuge  ständischer  Einflüsse  geworden  sind,  hat  sich  das  englische 
Gerichtswesen  in  dieser  Periode,  wenigstens  bis  zu  den  Rosenkriegen, 


Romney  einer  von  den  sindtherren,  die  über  Lydd,  und  Sandwich 
einer  von  den  Stadtherren,  die  über  Fordwich  herrschten. 
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frei  von  solchem  Einfluß  zu  erhalten  gewußt.  In  bezug  auf  die  Unter- 
gerichtsbarkeit vollends  ist  hier,  im  Gegensatz  zu  Frankreich,  die 
seigneurale  Gerichtspflege  bis  auf  unbedeutende  Überreste  vollständig 
erdrückt  worden.  Bei  der  Einrichtung  und  Absonderung  der  Obergerichte 
von  der  curia  regis  finden  wir  in  England  wie  in  Frankreich  das  gleiche 
Streben:  auf  Drängen  der  Stände  wird  ein  Gericht  nach  dem  andern 
von  den  Einflüssen  des  Königs  und  seiner  unmittelbaren  Ratgeber 
unabhängig  gemacht,  aber  kaum  ist  die  Abspaltung  vorgenommer», 
so  hat  schon  ein  anderer  bisher  unbemerkter  Flügel  des  Staatsrats  wieder 
eine  außerordentliche  Gerichtsgewalt  an  sich  gerissen.  Der  Kampf 
der  Stände  gilt  hier  wie  in  Frankreich  dieser  letzteren.  Das  französische 
Königtum  weiß  sie  sich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
im  Kampfe  gegen  die  Stände  zu  sichern,  in  England  geht  sie  um  die 
gleiche  Zeit  verloren  und  lebt  erst  unter  den  Tudors  wieder  auf,  die 
sich  hierfür,  wie  wir  noch  sehen  werden  (weiter  unten  III.  Abschnitt) , 
an  französischem  Vorbilde  orientieren.  —  Nur  in  einem  Punkte  siegte, 
wie  wir  sahen  (siehe  oben  §  17),  ständische  über  königliche  Ge- 
richtsbarkeit, nämlich  in  jener  Jurisdiktion,  die  sich  das  Oberhaus 
aus  dem  alten  parliamentum  in  die  neue  Zeit  hinüberzuretten  wußte. 

I.  Die  Untergerichte. 

Zu  diesen  gehören  einerseits  Grafschafts-  und  Hundertschafts- 
gerichte, anderseits  das  seigneurale  Immunitätsgericht  und  der 
gutsherrliche  Gerichtshof  (manorial  court).  Grafschaftsgericht  und 
Hundertschaftsgericht,  die  alten  Volksgerichte,  verlieren  ihre  Bedeutung 
für  die  Justizverwaltung  in  dieser  Periode  vollständig  und  üben,  aller- 
dings in  ausgedehntem  Maße,  eine  Verwaltungstätigkeit  aus,  die  wir 
oben  §  19  bereits  ins  Auge  gefaßt  haben.  Der  Grund,  weshalb  sie  aber 
als  eigentliche  Gerichte  ihre  Bedeutung  verlieren,  ist  die  straffe  Zen- 
tralisation der  Gerichtsorganisation,  die  den  Schwerpunkt  der  richter- 
lichen Tätigkeit  in  Zivil-  und  Strafsachen  in  die  Gerichtshöfe  von 
Westminster  und  in  die  Friedensrichter  seit  dem  14.  Jahrhundert 
verlegt. 

Was  zunächst  die  Grafschaftsgerichte  anlangt,  so  ist  vielleicht1) 
seit  dem  Gesetz  von  Gloucester  (1278,  Edw.  I,  c.  8)  eine  Begrenzung 
und  Einengung  ihrer  Kompetenz  eingetreten.  Keine  Klage  um  Fahr- 
habe von  weniger  als  40  Schilling  Wert  soll  vor  die  königlichen  Gerichte 
gebracht  werden.  So  hat  es  zunächst  allen  Anschein,  daß  sich  die 
Spitze  gegen  die  Königsgerichte  und  nicht  gegen  das  Grafschafts- 
gericht wendet.  Gleichwohl  waren  aber  die  königlichen  Richter  schnell 
bei  der  Hand,  um  diese  Klausel  in  ihr  Gegenteil  zu  verkehren,  um  sie 
so  zu  konstruieren,  als  ob  sie  den  Satz  aufstellte,  daß  keine  Klagen  mit 

x)  Ich  sage  im  Anschlüsse  an  P.  u.  M.  I2,  p.  553  f.  »vielleicht«,  denn  das  Gesetz 
spricht  nur  davon,  daß  ein  writ  of  tresspass  (siehe  darüber  oben  §  14)  vor 
das  Königsgericht  nicht  gebracht  werden  dürfte,  wenn  die  zu  Unrecht  weggenom- 
mene Fahrhabe  nicht  wenigstens  40  sh.  Wert  habe. 
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einem  KJaggegenstand  von  mehr  als  40  Schilling  in  den  Grafschafts- 
gerichten angebracht  werden  dürften.  .I»1  mehr  der  Kanfwert  dieser 
tO  Schilling  sank,  desto  enger  war  natürlich  diese  Kompetenzgrenze. 
Zwar  war  die  Rüge-  und  die  Anklagetätigkeit  der  Jury  in  Grafschaft 
and  Hundertschaft  eine  bedeutende,  aber  die  Aburteilung  der  Rechts- 
fälle  gehörte  nicht  vor  die  koinj>elenz  der  Yolksgerichte,  sondern  ent- 
weder  vor  die  ^ssisenrichter  oder  seit  Einführung  der  Friedensrichter, 
also  seit  dem  L4,  Jahrhundert,  vor  diese.  Die  Friedensrichter  versetzten 
der  gerichtlichen  Tätigkeit  der  alten  Volksgerichte  den  Todesstoß. 
Insbesondere  wurde  die  Gerichtstätigkeil  des  Sheriff  im  Sherifftourn 
ihn  im-  vicecomitis),  d.  i.  in  dem  Hundertschafts,gericht,  das  unter 
dem  Vorsitz  des  Sheriffs  zweimal  im  Jahre  tagte,  mehr  in  den  Hinter- 
grund  gedrängt.  Die  Hundertschaftsgerichte  waren,  wie  wir  sahen, 
schon  in  der  vorhergehenden  Periode,  durch  die  Entwicklung  der  guts- 
herrli(  hen  Gerichtsbarkeit  und  die  Tatsache,  daß  viele  Hundertschaften 
seigneurale  limnunität.en  waren,  an  die  Wand  gedrückt  worden. 

/n  den  Untergerichten  gehörte  nämlich  auch  das  Immunitäts- 
ge rieht  des  Grundherrn  und  das  gutsherrliche  Gericht,  welche  zusammen 
mit  dem  '  Mint  baron  im  Mittelalter  faktisch  eine  Einheit  bildeten1), 
während  die  formelle  Scheidung  zwischen  court  baron  und  court 
leet  ersl  im  L6.  Jahrhundert  einsetzt. 

Mit  den  seigneuralen  Immunitätsgerichten  räumte  die  Gesetz- 
gehung  seit  Edward  [.  im  wesentlichen  auf.  Die  Immunitätsgerichte 
erlitten  durch  die  placita  quo  warranto,  die  mit  der  Regierung  Edwards  I. 
beginnen  und  sich  über  einen  großen  Teil  derselben  erstrecken,  eine 
schwere  Seldappe.  W  enn  auch  seit  1290  als  Kompromiß  ein  Normal- 
jahr eingeführt  wurde,  so  galt  doch  das  Prinzip:  diejenigen  Immuni- 
tätsherren, welche  nicht  den  Nachweis  erbringen  konnten,  daß  sie 
oder  ihre  Vorgänger  jene  Gerichtsbarkeit  schon  seit  der  Krönung 
Ru  hanN  I.  besessen  hatten,  verloren  sie  in  Zukunft.  Für  alle  übrigen 
gall  der  Grundsatz,  daß  zur  Ausübung  der  Immunitätsgerichtsbarkeit 
entweder  unvordenkliche  Zeit  oder  ausdrückliche  königliche  Verleihung 
aötig  war.  Für  die  Immunitätsgerichtsbarkeit  seit  Edward  I.  bestand 
infolgedessen  die  Anschauung,  daß  sie  vom  König  verliehen  sei  und 
nur  ein  Teil  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  wäre.  Sie  ist  auf  den  Aus- 
>t»-rh»M'tat  gesetzt  und  verschwindet2)  im  Laufe  des  Mittelalters  voll- 
ständig. So  hat  der  court  leet3),  oder  wie  er  kurz  gewöhnlich  hieß, 
der  leet,  welcher  als  Immunitätsgericht  ungefähr  an  Kompetenz  dem 
turnus  vicecomitis  gleichkommt,  schon  im  Mittelalter  ein  seliges  Ende 
gefunden,  wenn  er  nicht,  was  mitunter  vorkam,  in  den  Besitz  von 

1)  Siehe  Hearnshaw  a.  a.  O. 

-  Über  die  Mittel,  die  die  kgl.  Gerichtspraxis  hierbei  verwendete,  siehe 
Hearnshaw  a.  a.  O.,  insbes.  p.  343  ff. 

I  >en  Namen  leiten  die  einen  von  ags.  la  tan  =  lassen,  überlassen,  leihen,  her, 
rn  stellen  «  ourt  leet  der  deutschen  Laßbank,  und  die  leet  jury,  den  »Laß- 
•  n    gleich.     Siehe    Grimm,  Wörterbuch  VI,  Spalte  212  und  namentlich 
»Spalte  270:  »laet-bank»  =  forum  lassorum. 
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Städten  gelangte,  welche  ihn  sich  bis  ins  19.  Jahrhundert  zu  erhalten 
wußten1). 

Die  gutsherrliche  Gerichtsbarkeit  war  im  manorial  court  eine  über  freie 
Leute,  welche  nur  in  einem  Gutshörigkeitsverhältnis  standen,  ohne  in 
die  eigentliche  Hörigkeit  (villainage)  hinabgesunken  zu  sein,  das  war 
der  sog.  court  baron.  Das  Gericht  über  gutshörige  Leibeigene  (villains) 
hieß  der  customary  court.  Die  Gerichtsbarkeit  im  court  baron  wurde 
namentlich  durch  die  Gesetzgebung  Heinrichs  III.  und  Edwards  I. 
lahmgelegt,  zunächst  durch  die  Tatsache,  daß  ihm  die  Möglichkeit 
genommen  wurde,  sich  zu  einer  eigenen  Lehnskurie  unter  der  könig- 
lichen Lehnskurie  zu  entwickeln.  Der  court  baron  konnte  nämlich 
nur  über  die  freien  Leute  des  betreffenden  Gerichtsinhabers,  niemals 
aber  als  Gerichtshof  für  die  seines  eigenen  Vasallen,  also  für  seine  Unter- 
vasallen, angesehen  werden.  Wenn  der  Vasall  eines  Lehnsherrn  seinem 
Vasallen  gegenüber  Rechtsverweigerung  vornahm,  so  konnte  dieser  die 
Abhilfe  nicht  bei  seinem  unmittelbaren  Lehnsherrn  suchen,  sondern 
nur  vor  dem  königlichen  Richter,  während  im  französischen  Recht 
zur  selben  Zeit  gerade  der  entgegengesetzte  Grundsatz  galt2).  Schon 
die  Provisions  of  Westminster  (1259)  hatten  den  Grundsatz  (Art.  16) 
aufgestellt:  »Niemand,  ausgenommen  der  König,  soll  von  nun  ab  in 
seinem  Lehnshof  eine  Beschwerde  wegen  falschen  Urteils,  das  in  einem 
Gerichte  seines  Vasallen  gegeben  worden  ist,  entgegennehmen,  denn 
solches  gehört  ausschließlich  zu  des  Königs  Krone  und  Würde.« 

Der  andere  Grund,  weshalb  der  court  baron  mit  der  Zeit  verschwin- 
den mußte,  war,  daß  ihm  das  wertvolle  Privilegium  der  Jury  fehlte. 
Die  Möglichkeit,  sich  auf  die  Jury  zu  berufen,  war  nur  in  königlichen 
Gerichten  vorhanden3),  nicht  aber  im  court  baron.  Die  Feudalherren 
konnten  insbesondere  nicht  die  nötigen  Geschworenen  für  ihre  Gerichts- 
barkeit finden,  denn  nach  den  Provisions  of  Westminster  (Art.  18) 
konnte  niemand  gegen  seinen  Willen  zu  einem  Eid  gezwungen  werden 
ohne  königliche  Ermächtigung  (siehe  dazu  Mac  Kechnie,  409  f.).  Dazu 
kam  noch,  daß  der  court  baron  auch  für  den  Feudalherrn  selbst  nicht 
mehr  von  Nutzen  war.  Seit  dem  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts4) 
konnte  der  Lord  die  Pfändung  seines  Gutshörigen  ohne  richterlichen 
Urteilsspruch  vornehmen.  Seit  dem  zweiten  Westminsterstatut  (1285) 
konnte  der  Lord  ferner  mittels  Klage  vor  dem  königlichen  Gericht 
den  von  ihm  abhängigen  freeholder,  der  seiner  Dienstpflicht  im  Guts- 
hof nicht  nachkam,  einfach  aus  dem  Besitz  entsetzen.   Der  court  baron 

1)  Siehe  weiter  unter  Abschnitt  IV. 

2)  Beaumanoir  sagt  (Coutumes  de  Beauvaisis,  herausg.  von  Salmon  [Coli, 
de  textes  Nr.  24  u.  30],  ch.  LXI,  1774):  selonc  ce  que  Ii  homage  vont  en  descen- 
dant,  Ii  apel  doivent  estre  fet  en  montant  de  degre  en  degre  sans  nul  seigneur  tress- 
passer«, zitiert  von  G.  Ducoudray,  Les  origines  de  Parlement  de  Paris  et  la  Justice, 
Paris  1902,  p.  533. 

3)  Daß  dies  altes  fränkisches  Vorrecht  des  Königsgerichts  ist  (Aufnahme 
des  Inquisitionsbeweises):  Brunner,  D.  RG.  II,  524. 

4)  Dazu  insbes.  Maitland,  Einleitung  zu  Select  Pleas  in  Manorial  Courts  a.  a.  O., 
p.  LH  ff. 
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war  also  selbsl  für  dein  Lord  nach  dieser  Richtung  hin  wortlos.  Auch 
die  Bestimmung  der  Mauna  Charta,  welche  vorschreibt  (Art.  34): 
►breve  quod  vocatur  Precipe  de  cetero  qoh  lial  alieui  de  aliquo  tene- 
mento  male  über  homo  amittere  possil  (Miriam  suam«,  wurde  durch  die 
königlichen  Gerichte  auf  Grund  sinnreicher  Rechtsfiktionen  (insbe- 
sondere  die  writs  of  entry)  umgangen1).  So  kann  es  nicht  wunder- 
nehmen, daß  seif  Edwards  [.  Zeil  das  writ  of  precipe,  wenn  auch 
nichl  formell,  so  doch  laisachlich  dem  freeholder  des  Gutsherrn  von 
Seiten  der  Königsgerichte  gegeben  wurde,  der  so  seinen  Rechtsanspruch 
nichl  wie  bisher  vor  dem  courl  baron  geltend  zu  machen  brauchte. 
Dies  alles  wirkte  zusammen,  um  jenes  Gericht  im  Laufe  der  Zeit 
zum  Verschwinden  zu  bringen. 

Die  andere  Seite  des  gutsherrlichen  Gerichts,  die  Gerichtsbarkeit 
über  die  wirklichen  und  eigentlichen  Hörigen,  erhielt  sich  bis  zum 
Schlüsse  des  Mittelalters,  aber  auch  hier  bewirkte  die  Auflösung  der 
( rutshörigkeits Verhältnisse,  insbesondere  ihre  Umwandlung  in  Geldrenten 
und  die  Einführung  vpn  Pachten  zur  Ansetzung  gemieteter  ländlicher 
Arbeiter,  daß  die  auf  anderer  wirtschaftlicher  Struktur  ruhende  guts- 
berrliche  Gerichtsbarkeit  in  Verfall  kam.  Den  Todesstoß  erhielt  letztere 
dadurch,  daß  auch  die  Rechte  der  eigentlichen  Gutshörigen  seit  den 
l  rteilssprurhen  aus  den  Jahren  1467  und  1481  von  den  königlichen 
Gerichten,  insbesondere  von  dem  Kanzlergerichtshof,  angenommen 
wurden.  Der  frühere  Gutshörige  verwandelte  sich  nun  jetzt  in  den 
copyholder,  der  zwar  seinen  Grundbesitz  nur  auf  Grund  einer  Ver- 
leihung des  Guisherrn  besaß,  insbesondere  nur  durch  Eintragung 
in  die  Liste  der  gutshörigen  Bauern  (copy  of  the  court)  erlangen 
könnte,  nun  aber  auch  eine  selbständige  wirtschaftliche  Existenz  wurde. 
Er  besaß  eine  mindere  Art  von  freiem  Eigentum  (copyhold),  er  wurde 
copyholder,  wirtschaftlich  selbständiger  Bauer.  Die  Tätigkeit  des  guts- 
herrlichen Gerichts  beschränkte  sich  von  nun  an  bloß  auf  eine  Art 
freiwilliger  Gerichtsbarkeit,  da  nur  in  dem  customary  court  Über- 
traLrun<:t'n  des  copyhold  stattfinden  konnten. 

II.  Die  Obergerichte. 

In  unserer  Periode  haben  sich  von  der  alten  curia  regis  des  Königs 
vier  Gerichtshöfe  losgetrennt,  die  die  Obergerichte  Englands  bis  in 
die  neueste  Zeit  gebildet  haben. 

1.  Der  Gerichtshof  des  exchequer  ist,  wie  wir  wissen,  schon  in 
der  vergangenen  Periode  unter  Heinrich  II.  zum  Teil  abgetrennt. 
Jedenfalls  hat  er  schon  in  den  ersten  Regierungsjahren  dieses  Königs 
Beinen  testen  Sitz  in  Westminster2).  Doch  erst  im  Jahre  1234  finden 
wir  b  e  -  o  n  d  e  re  Richter  des  exchequer  angestellt,  erst  1236  be- 
^inre-ri  die  besonderen  Gerichtsprotokolle,  und  erst  1317  erhält  unser 
Gerichtshof  einen  eigenen  Oberrichter  (chief  baron)3).   Der  Gerichtshof 

Pollock  und  Maitland  II2,  63-70;  siehe  dazu  Mac  Kechnie  a.  a.  O.  p.413. 
2)  Siehe  dazu  E.  H.  R.  XIX,  p.  286  f.  u.  506  f. 
■    Se  h»-  Poole  ...  ...  O.  185  f. 
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soll  namentlich  Finanzstreitigkeiten  zwischen  den  Staatsbürgern  und 
der  Krone  schlichten,  weiß  aber  durch  eine  Reihe  von  Rechtsfiktionen 
auch  gewöhnliche  bürgerliche  Rechtsfälle  vor  sein  Forum  zu  ziehen. 
Die  Rechtsfiktionen  spielen  überhaupt  zu  diesem  Zweck  eine  große 
Rolle,  und  die  Obergerichtshöfe  bedienen  sich  ihrer  gern,  um  einander 
die  Parteien  abzujagen.  Man  hat  nämlich  deshalb,  weil  die  Richter 
vorwiegend  durch  Gerichtssporteln  bezahlt  werden,  ein  großes  Interesse 
daran,  möglichst  viel  Parteien  vor  dem  eigenen  Gerichtshof  abzuhören. 

2.  Die  Absonderung  eines  eigenen  Gerichtshofs  für  bürgerliche  Rechts- 
streitigkeiten von  der  curia  regis  wird  schon  1178  in  den  Gesta  Henrici 
(sc.  II.)  des  Benedictus  Abbas  angedeutet  (Stubbs,  Select  Charters,  p.  131): 
»per  consilium  sapientium  regni  sui  quinque  tantum  elegit,  duos  scilicet  cle- 
ricos  et  tres  laicos,  et  erant  omnes  de  privata  familia  sua.  Et  statuit  quod  illi 
quinque  audirent  omnes  clamores  regni  et  rectum  facerent,  et  quod  a 
curia  regis  non  recederent  sed  ibi  ad  audiendum  clamores  hominum 
remanerent;  ita  ut  si  aliqua  quaestio  inter  eos  veniret,  quae  per  eos 
ad  finem  duci  non  posset,  auditui  regio  praestaretur,  et  sicut  ei  et 
sapientioribus  regni  placeret  terminaretur. «  Dabei  ist  zu  beachten, 
daß  keiner  von  den  fünf  Richtern  gleichzeitig  der  curia  regis  angehört. 
Glanvilla  spricht  (II,  6)  von  den  Richtern  »in  banco  residentes«.  Unter 
Johann  wird  dann  in  der  Magna  Charta  (Art.  17)  festgesetzt,  daß  die 
communia  placita  dem  Könige  auf  seinen  Reisen  nicht  folgen.  Hier 
die  erste  faktische  Loslösung  von  der  curia  regis.  Auch  die  Gegen- 
sätzlichkeit zu  dem  den  König  auf  seinen  Reisen  vorläufig  noch  be- 
gleitenden Gerichtshof  (coram  rege,  nachmals  King's  bench)  findet  sich 
bereits  unter  Johann  ausgesprochen1).  Unter  Heinrich  III.  (1234) 
finden  wir  zwei  Arten  von  Gerichtsprotokollen:  »placita  coram  rege« 
und  »placita  de  banco«  (Select  Pleas  of  the  Crown,  Seiden  Society, 
Introduction  XVI— XIX).  Briton  (fol.  105b)  und  Fleta  (I,  5)  erwähnen 
die  common  pleas  als  selbständigen  Gerichtshof.  Der  Endpunkt  dieser 
Separierung  ist  dann  durch  die  Tatsache  gegeben,  daß  wir  1272  von 
einem  besonderen  Oberrichter  (chief  justice)  der  common  pleas  hören 
(Dugdale,  Origines  judiciales,  p.  39),  während  sie  noch  in  der  vorher- 
gehenden Zeit  mit  dem  Gerichtshof,  der  den  Namen  »coram  rege« 
führt,  einen  Vorsitzenden  gemeinsam  hat2). 

3.  Die  King's  bench.  Schon  der  obige  Ausspruch  des  Benedictus 
Abbas  zeigt  an,  daß  eine  Appellinstanz  über  der  common  pleas,  ein 
Königsrat  (curia  regis)  eingesetzt  war.  Daß  der  Gerichtshof  »coram 
rege«  als  Appellinstanz  über  der  common  pleas  fungierte,  steht  jeden- 
falls für  die  Zeit  Johanns  fest3).  Nach  der  Separierung  der  common 
pleas  erfolgte  auch  eine  solche  des  Gerichtshofes  »coram  rege«.  1268 
wird  ein  besonderer  Oberrichter  für  diesen  Gerichtshof  genannt  :  »capi- 
talis  justiciarius  ad  placita  coram  rege  tenenda«  (Dugdale,  Origines 
judiciales,  p.  38),  und  Fleta  schildert  daher  die  King's  bench,  wie  sie 

x)  Maitland  in  der  Einleitung  zu  Select  Pleas  of  the  Crown  a.  a.  O.  p.  XIII  f. 
2)  Nämlich  den  capitalis  justiciarius. 
s)  Pike,  Const.  History  a.  a.  O.  p.  37. 


280 


ll.  Abschnitt,   Der  Ständestaat. 


auch  Roch  in  späterer  Zeil  in  ihren  Hauptfunktionen  dastand  als  In- 
stanz für  »Ii«'  Kriminalgerichtsbarkeit  und  Oberaufsicht  über  die  Unter- 
gerichte. Er  Bagj  (II,  2,  5):  »habet  enim  curiam  suam  et  justiciarios 
suos  tarn  milites  quam  clericos,  locum  suum  benentes  in  Anglia,  coram 
quibu8  et  non  alibi  nisi  coram  semel  ipso  ei  consilio  suos  vel  auditoribus 
specialibus,  falsa  judicia  e1  errores  revertuntur  et  corriguntur:  ibidem 
etiam  terminatur  brevia  de  appellis  et  alia  brevia  super  actionibus 
criminalibu8  et  injuriarum  contra  pacem  Regis  illatarum  impetrata 
et  omnia  in  quibus  continetur  ubicumque  tunc  fuerimus  in  Anglia.« 
Jedenfalls  stehen  für  die  Zeit  Edwards  f.  die  drei  obersten  Common- 
I  ,iw  Gerichtedes  Reichs  selbständig,  von  der  curia  regis  unabhängig  da1). 

i.  Dei  Kanzlergerichtshof.  Überblicken  wir  nun  die  bisherige  Ab- 
sonderung der  Gerichtshöfe  und  vergleichen  sie  mit  der  französischen 
Rei  btsentwicklung.  Diese  gelangt  wohl  etwas  später  zu  so  gesonderten 
Rei<  hsgerichten,  das  Parlament  von  Paris,  welches  in  seinen  Funk- 
tionen  wohl  erst  der  common  pleas  und  der  King's  bench  entspricht2), 
ist  erst  in  den  Jahren  um  13038),  die  chambre  des  comptes  erst  um  1320 
\  i irhandt  n1).  Nun  aher  beginnt  der  oben  angedeutete  Kampf  des  Königs 
mit  den  Ständen  da  und  dort.  Zunächst  in  England:  der  König  reser- 
viert  sich  im  »parliamentum«,  das,  wie  wir  sahen,  unter  Edward  L 
noch  lange  nichl  Gesetzgebungsorgan,  sondern  richterliches  Organ  ist5), 
eine  gewisse  außerordentliche  Gerichtsbarkeit.  »Der  König  in  seinem 
Rat  in  seinem  Parlament.«  Das  ist  das  Organ  jener  außerordentlichen 
Gerichtsbarkeit.  Dies  ist  die  Kontrollinstanz  auch  der  obersten  Reichs- 
gerichte,  ähnlich  wie  in  Frankreich  der  König  in  seinem  Rat  im  Ver- 
ein  mit  dem  Parlament  die  Gerichtsbarkeit  des  Parlaments  kontrol- 
liert8).  \1" t  auch  gegenüber  dieser  Gerichtsbarkeit  des  englischen 
Parlaments,  die  mit  der  Zeit  ebenfalls  eine  ordentliche  wird,  beginnt 
sich  auf  Seiten  des  Königs  der  Wunsch  zu  entwickeln,  abermals  eine 
außerordentliche  Gerichtsbarkeit  zu  zeitigen.  Der  Ursprung  dieses 
Wunsches  und  die  Art  seiner  Realisierung,  das  ist  die  Geschichte  des 
Ursprungs  des  l\;iiizlergerichtshofs.   Sehen  wir  näher  zu! 

Niehl  bloß  Lin  ken  des  Rechts  auszufüllen,  sondern  auch  gegen 
Rechtsbruch  der  Unterge richte  sowie  der  lokalen  Volksgerichte  den 
Untertan  zu  schützen,  lag  dem  Königsgericht,  der  curia  regis,  ob. 
Dazu  die  vielen  anderen  Yerwaltungsgeschäfte  des  Reichs.  Kein  Wun- 
der,  wenn  bald  diese  Arbeitslast  teilweise  auf  andere  Schultern  ge- 
\\  älzt  wurde.  Dies  war  >eit  Edward  I.  besonders  der  Kanzler,  dessen  Amt,, 
wie  wir  wissen,  wahrscheinlich  schon  vor  der  Normanneneroberung  be- 

Fleta  I,  48,  1:  »loquelae  pendentes  adjornandae  coram  justiciariis  de  banco 
ei  i  "ram  rege,  et  ad  scaccariurn«. 

-   Wir  finden  im  Parlament  von  Paris  eine  chambre  des  plaids  und  deren 
tzung.  die  grande  chambre,  und  auch  eine  chambre  des  requetes.  Ducoudray 
a.  a.  O.  p.  84  ff.  und  Viollet,  Histoire  des  institutions  a.  a.  O.  III,  308  ff. 
Viollet,  Histoire  des  institutions  a.a.O.  III,  303. 
1   Viollet  a.  a.  O.  III,  367. 
5)  Siehe  darüber  oben  §  17. 
*j  Viollet,  Histoire  des  institutions  a.  a.  O.  III. 
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standen  haben  dürfte,  der  aber  jetzt  unter  den  ersten  Plantagenets  neue 
Befugnisse  erlangte.  Nächst  dem  capitalis  justiciarius,  den  er  seit  dem 
13.  Jahrhundert  ersetzte,  war  er  der  höchste  Beamte  im  Staate.  Dem 
Klerikerstand  (bis  1529)  gewöhnlich  entnommen,  hatte  er  das  große  Siegel 
des  Reiches  zu  verwahren  und  die  Aufsicht  über  die  königliche  Kanzlei 
zu  führen,  woher  die  königlichen  Verleihungsurkunden,  charters,  und  die 
königlichen  Schreiben,  mit  denen  jeder  Prozeß  eröffnet  wurde  (original 
writs)  ihren  Ausgang  nahmen.  Er  war  Mitglied  der  curia  regis  und 
der  Schatzkammer  (exchequer)  und  kein  Verwaltungsgeschäft  wurde, 
ohne  seinen  Rat  zu  hören,  vorgenommen.  Seit  Edward  I.  und  Edward  II. 
werden  ihm  selbständig  Rechtsfälle,  die  eigentlich  vor  dem  »Parlament« 
als  oberstem  Gerichtshof  zu  entscheiden  wären,  zugewiesen.  Die  erste 
ausdrückliche  Aufzeichnung,  die  wir  haben,  stammt  aus  dem  Jahre  1315, 
wo  in  einem  Parlamentsrotulus  erwähnt  wird,  daß  der  chancellor,  der 
treasurer  (Schatzmeister)  und  die  Richter  der  common  pleas  und 
der  King's  bench  Rechtsfälle  vor  das  Parlament  bringen  sollen,  welche 
zwar  vor  ihnen  anhängig  gemacht  worden  seien,  die  sie  aber  ohne  Unter- 
stützung des  Parlaments  nicht  entscheiden  könnten.  Parlament  ist 
hier  gleichbedeutend  mit  »dem  König,  Staatsrat  und  Großen  des  Reichs «, 
d.  i.  der  alten  curia  regis.  Seit  der  Zeit  findet  man  auch  auf  der  Rück- 
seite von  Petitionen,  die  in  der  curia  regis  vorgebracht  wurden,  die 
Anweisung  an  den  Petenten,  er  solle  seine  Bitte  nochmals  in  der  könig- 
lichen Kanzlei  vorbringen,  »monstre  sa  chartre  en  Chancellerie  et  le 
Chancellor«  oder  »veigne  en  Chancellerie  et  monstre  sa  chartre«,  und 
der  Kanzler  wird  angewiesen,  zu  entscheiden  nach  »Recht  und  Ver- 
nunft« (law  and  reason),  mitunter  bloß  »nach  Vernunft«  oder  kurz 
mit  den  Worten,  »wie  es  die  Gerechtigkeit  verlangt«,  oder  noch  allge- 
meiner, »was  geschehen  muß«. 

Seit  Edward  III.  soll  es  in  der  großen  Halle  in  Westminster  einen 
Platz  gegeben  haben,  »wo  der  Kanzler  im  Kreise  seiner  clerks  zu  sitzen 
pflegte,  um  seines  Amtes  zu  walten«.  Von  einer  Selbständigkeit  gegen- 
über dem  »Parlamente«  in  oben  angeführtem  Sinne  ist  noch  keine 
Rede.  Mitunter  findet  sich  aber  schon  in  dieser  Zeit  die  Verweisung 
der  Petitionen  an  Kanzler  oder  Rat  (»en  la  chauncellerie  ou  devant 
le  conseil«). 

Das  Verfahren,  nach  welchem  der  so  errichtete  Kanzlergerichtshof  ur- 
teilte, war  anfangs  dem  der  übrigen  Gerichtshöfe  gleich,  es  war  die  Common- 
Law-Prozedur.  Mit  der  Zeit  bildete  sich  aber  hier  ein  ganz  eigenartiges 
Verfahren  aus,  das  sich  vor  dem  Common  Law- Verfahren  durch  Schnellig- 
keit und  geringere  Kosten  auszeichnete,  das  spezifische  Equity-Ver- 
fahren,  dessen  charakteristische  Eigenschaften  seit  der  Zeit  waren: 
das  writ  of  subpoena  und  die  Parteienvernehmung  unter  Eid.  Das 
writ  of  subpoena  der  Chancery  erging  auf  die  bill  des  Klägers  hin 
und  befahl  dem  Beklagten  sub  poena  vor  dem  Gerichtshof  zu  er- 
scheinen. Damit  war  ein  Verfahren  eingeleitet,  welches  nicht  die  for- 
mellen Einreden  des  Common-Law- Verfahrens  kannte,  durch  welche 
ein  Versehen  in  der  Stilisierung  des  Klagegrunds  den  Verlust  des  ganzen 
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-  nach  sich  ziehen  konnte.  Es  war  dadurch  in  Abweichung 
von  dem  Common  Lav  ein  Verfahren  geschaffen,  in  welchem  es  keine 
Präklusion  vom  Parteivorbringen  deswegen  gab,  weil  dieses  letztere 
nicht  re<  htzeitig  und  in  dem  richtigen  Stadium  geschehen  war,  sondern 
w  ii  i  e  'I  «■  r  Zeit  alles  Für  den  Prozeß  Belangreiche  herangezogen 
werden  durfte.  Sodann  war  hier  die  im  Common-Law- Verfahren  aus- 
gesi  hlossene  \  e  r  n  <i  h  m  u  n  g  d  c  s  l>  e  k  I  a  g  t  e  n  unter  Eid 
ohne  weiteres  zulässig.  Diese  Eigentümlichkeit,  die  (las  Equity-Ver- 
fahren  bis  in  die  moderne  Zeil  behielt,  stammt  aus  dem  kanonischen 
Recht  dei  geistlichen  Gerichte,  wo  die  Einwirkung  auf  das  Gewissen 
(ei »useienee)  des  Ueklaglen  gang  und  gäbt»  war. 

Freilich  dir  Juristen  und  Richter  des  Common  Law  waren  mit 
dieser  Tätigkeit  des  Kanzlergerichtshofs  nicht  zufrieden.  Nahm  er 
ihnen  doch  einen  Ted  der  Gerichtssporteln  und  hob  mitunter  ganz 
ihre  Wirksamkeil  auf.    Seit  Richard  II.  war  die  Ständeversammlung 

S<  hauplatz  ihrer  Klagen.  Namentlich  gegen  das  kanonische  Element 
des  Equitj  Prozesses  waren  dieselben  gerichtet.  Dies  sei  unmöglich, 
den  Beklagten  unter  Eid  zu  vernehmen,  sein  Gewissen  so  zu  binden. 
Vbei  der  Zusammenhang  und  die  Verbindung  mit  dem  rechtsprechenden 
Parlament,  der  noch  vorhanden  war,  deckten  das  Vorgehen  des  Kanz- 
lers,  zumal,  wie  wir  w  issen  (s.  oben  §  14),  seit  Edward  .1.  die  Bestim- 
mung bestand,  daß  neue  Formulare  von  writs  nur  mit  Zustimmung 
des  Parlaments  erlassen  werden  durften.  Als  sich  nun  unter  Richard  II. 
die  Verbindung  zwischen  Parlament  und  Staatsrat  löste  (s.  oben  §  17), 
da  fehlte  jene  Deckung,  und  diese  suchte  der  Kanzler  jetzt  im  Anschluß 
.in  den  Staatsrat,  <ler  eine  außerordentliche  Gerichtsbarkeit  für  sich 
im  Namen  des  Königs  in  Anspruch  nahm.  Zunächst  blieben  die  An- 
griffe  ml  dir  Kanzlei  auch  jetzt  nicht  aus.  Denn  seit  Heinrich  VI. 
kam  eine  neue  Handhabe  im  Equity-Verfahren  auf,  vor  der  sogar  die 
( !ommon-Law-l  frteile nicht  sicherwaren:  die  sog.Injunction.  Diechancery 
verbot  nämlich  mittels  »injunetion«  oft  die  Einleitung  eines  nach 
( '. - .  1 1 1 1 1 1  m 1 1  L; \  w  z  1 1 1 ; i  ss i gen  Streitverfahrens  und  mitunter  sogar  die  Einleitung 
der  Exekutionsschritte,  zu  welchen  man  durch  ein  Urteil  der  Common- 
Law- Gerichte  berechtigt  war.  Dadurch  schwang  sich  die  Chancery  aus 
•  iner  gleichgeordneten  zu  einer  den  Common-Law- Gerichten  über- 
gi  ordneten  Instanz  auf.  Aus  dem  bloßen  jus  corrigere  und  jus  supplere 
wird  ein  auschließliches  jus  corrigere.  Aber  seit  der  zweiten  Hälfte 
der  Regierung  Heinrichs  VI.  werden  die  Angriffe  auf  ein  anderes  Ziel 
abgelenkt.  Die  Gerichtstätigkeit  des  Staatsrats  droht  in  bezug  auf 
summarisches  Verfahren  und  Rücksichtslosigkeit  der  Durchsetzung  die 

Kanzlers  zu  überflügeln.  Nun  wird  die  Tätigkeit  des  Kanzlers  mit 
einem  milderen  Auge  angesehen.  Man  hat  sich  an  seine  Billigkeits- 
gerichtsbarkeit  gewöhnt,  man  faßt  sie  bereits  als  ordentliche  Gerichts- 
aul  und  verlangt  nun  ihre  Separierung  vom  Staatsrat1),  dessen 


Das  äußert  sich  namentlich  in  Gesetzen,  die  dem  Kanzler  und  nicht  dem 
Staatsrat  außerordentliche  Gerichtsbarkeit  zuweisen,  z.  B.  31  Henry  VI.,  c.  4. 
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richterliche  Tätigkeit  lahmgelegt  werden  soll.  Bis  zum  Ausgang  des 
15.  Jahrhunderts,  während  der  Rosenkriege,  wird  dies  Ziel  erreicht. 

Vergleicht  man  diese  Entwicklung  mit  der  zeitgenössischen  fran- 
zösischen, so  findet  man  eine  merkwürdige  Übereinstimmung.  Auch 
hier  übt  der  Kanzler  in  Verbindung  mit  dem  Staatsrat  eine  außer- 
ordentliche Gerichtsbarkeit1).  Der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  über 
die  »requetes  de  palais«  (Parlament)  wird  die  außerordentliche  über 
die  »requetes  de  l'hötel«  (Staatsrat)  gegenübergestellt.  In  Frankreich 
findet  aber  im  Gegensatz  zu  England  eine  Trennung  von  Kanzler  und 
Staatsrat  des  Königs  nicht  statt.  Die  Verbindung  setzt  sich  im  sog. 
»grand  conseil«  bis  in  die  Neuzeit  fort  und  kann  für  die  Neuorganisation 
und  Reformen  der  Tudors  sowie  für  ihre  absolutistischen  Neigungen 
ein  wirksames  Vorbild  abgeben.  Dies  geschieht  auch,  wie  wir  noch 
hören  sollen,  in  der  nächsten  Verfassungsperiode. 

Auch  noch  an  einem  anderen  Punkte  läßt  sich  der  Parallelismus 
englischer  und  französischer  Rechtsentwicklung  darlegen.  In  Frank- 
reich bleiben  die  Beziehungen  zwischen  Parlament,  Staatsrat  und 
chambre  des  comptes  selbst  nach  der  Trennung  dieser  Organe  aufrecht. 
In  vereinigter  Sitzung  tagt  auch  späterhin  die  alte  curia  regis 2).  In 
England  wahrt  die  sog.  exchequer  Chamber,  d.  i.  die  Vereinigung  sämt- 
licher Mitglieder  der  Reichsgerichte,  des  Staatsrats  und  des  exchequer, 
jene  ursprüngliche  Einheit  der  alten  curia  regis.  Sie  ist  schon  seit 
Edward  II.3)  Appellinstanz,  über  den  Reichsgerichten,  eingeschoben 
zwischen  sie  und  dem  Parlament  als  oberstem  Gerichtshof.  Durch  ein 
Gesetz  Elisabeths  (27  Eliz.  c.  8)  wird  diese  alte  Praxis  auch  formell 
anerkannt. 

5.  Zu  den  obengenannten  obersten  Reichsgerichten  tritt  die  Tätig- 
keit der  reisenden  Richter  ergänzend  hinzu.  Allerdings  sind  diese  nicht 
die  alten  judices  itinerantes,  die  außer  ihrer  gerichtlichen  Tätigkeit  noch 
eine  Oberaufsicht  über  die  Verwaltungstätigkeit  der  königlichen  Provinzial- 
beamten,  insbesondere  der  Sheriffs  führen.  Diese  ältere  Tätigkeit  ist  näm- 
lich nicht  mehr  notwendig,  da  der  Sheriff  in  den  Friedensrichtern,  wie  wir 
gesehen  haben,  eine  genügende  Kontrolle  findet.  Infolgedessen  ist  es  nicht 
mehr  erforderlich,  besonders  feierliche  Sitzungen  des  Grafschaftsgerichts 
abzuhalten  und  womöglich  die  ganze  Grafschaft  vorzuladen.  Das  Erschei- 
nen vor  dem  Graf  Schaftsgericht  hat  für  jeden  Pflichtigen  etwas  lästiges. 
Beschwerden  gegen  die  Häufigkeit  der  reisenden  Richter  begegnen  wir  in 
der  Zeit  bis  Edward  III.  Seitdem  scheinen  sie  ganz  außer  Brauch  gekom- 
men zu  sein.  Statt  ihrer  werden  meist  die  Richter  der  königlichen  Ober- 
gerichte mit  besonderen  Kommissionen  betraut,  eine  dieser  Kommissionen 
ist  die  »commission  of  assize«.  Schon  die  alten  Besitzklagen,  die  Hein- 
rich II.  eingeführt  hatte,  verlangten  besondere  Richterkommissare,  welche 
mit  Hilfe  einer  Jury  den  letzten  Besitzstand  feststellten.  Diese  Assi- 
senrichter werden  aber  seit  dem  zweiten  Westminster- Statut  1285  (13 


*)  Viollet,  Histoire  a.  a.  O.  III,  p.  396  f. 

2)  Viollet  a.  a.  O.  III,  p.  400. 

3)  E.  H.  R.  XXI,  p.  726. 
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Edw,  I.  i  .  30)  mit  einer  neuen  Aufgabe  betraut.  In  der  Zeit  hatte  näm- 
lich das  Juryverfall ivi i  ein»1  Ausdehnung  bekommen,  die  es  bei  allen 
möglichen  Prosessen  Eur  Anwendung  befähigte.  Wenn  nun  eine 
Klage  vor  den  Westminstergerichten  zur  Verhandlung  reif  war,  aber 
i  in  Tatumstand  noch  naher  erörtert  werden  mußte,  so  war  der  gewöhn- 
liche Modus  vor  dem  Westminster- Statut,  den  Sheriff  anzuweisen, 
daß  er  die  Jury  nach  Westminster  vor  die  Obergerichte  lud.  Das  war 
natürlich  eine  Behr  lästige  Pflichl  für  die  Geschworenen  und  zur  Erleich- 
terung wurde  nun  durch  das  oben  genannte  Gesetz  im  Jahre  1285 
Angeordnet,  daß  die  Befragung  der  Jury  über  den  Tatbestand  an  Ort 
und  Stelle  vor  den  ^.ssisenrichtern  stattfinden  solle.  Der  Sheriff  erhielt 
nun  die  Anweisung,  dal.»  er  die  Grafschaftsjury  nicht  nach  Westminster 
an  dem  bestimmten  Taue  sende,  sondern  daß  er  sie  bereithalte  für  den 
bestimmten  Tag  zu  Westminster,  »wenn  nicht  vor  diesem  Tage  (nisi 
prius)  dii  Vssisenrichter  in  die  betreffende  Grafschaft  selbst  gekommen 
wären«,  Nach  demselben  Gesetz  sollten  die  Assisenrichter  dreimal  im 
Jahre  die  Grafschaften  bereisen,  faktisch  wurden  diese  Reisen  aber  bloß 
zweimal  jährlich  und  in  den  nordlichen  Grafschaften  bloß  einmal  jährlich 
•  :i'Lr'  halten.  Die  Assisenrichter  waren  befugt,  nicht  bloß  die  Tatfrage 
durch  die  Jury  feststellen  zu  lassen,  sondern  auch  den  Rechtsfall  selbst 

Qtscheiden.  Eine  andere  besondere  Kommission,  welche  meistens 
königliche  Richter  von  I  *ondon  aus  zu  erfüllen  hatten,  war  die  Bereinigimg 
der  Gefängnisse  (goal  delivery).  Es  ward  den  Richtern  aufgetragen, 
.  in  bestimmtes  Gefängnis  von  seinen  Insassen  zu  reinigen,  d.  h.  wenn  sie 
schuldig  waren,  sie  dann  endgültig  ins  Gefängnis  zu  sperren,  wenn  sie 
unschuldig  waren,  freizulassen.  Eine  dritte  besondere  Kommission  waren 
die  commissions  of  oyer  and  terminer,  die  aufkamen,  als  die  justiciarii 
itinerantes  vollständig  verschwanden.  Der  Auftrag  ergeht  an  hervor- 
i  agendeGroßgrundbesitzer  des  betreff  enden  Gerichtssprengeis  und  Richter, 
alle  Arten  von  Verbrechern  in  der  betreffenden  Grafschaft  zu  laden,  zu 
verhören  und  abzuurteilen.  Der  Unterschied  zwischen  dieser  Kommission 
und  der  vorher  genannten  bestand  darin,  daß  jene  nur  die  Aburteilung 
dei  wirklich  im  Gefängnis  Befindlichen  betraf,  während  diese  auch  die 
der  nicht  verhafteten  Beschuldigten  umfaßte.  Die  genannten  Kom- 
missionen zeigen  ganz  deutlich,  wie  sehr  der  Zentralisationsprozeß  seit 
dem  I  ».  Jahrhundert  in  der  Gerichtsorganisation  fortgeschritten  war. 

Für  die  Zwecke  der  Forstverwaltung1)  und  ihrer  Kontrolle  fungieren 
besondere  reisende  Richter,  die  einen  wohlausgebauten  Verwaltungs- 
apparat zu  kontrollieren  hatten.  Dieser  war  um  so  notwendiger,  als  seit 
der  Forstcharte  von  1217  das  Strafsystem  für  Forstdelikte  bedeutend 
milder,  insbesondere  die  Todesstrafe  und  die  Verstümmelungsstrafe 
ibgi  schafft  worden  waren  (c.  1").  Zu  reisenden  Richtern  wurden  gewöhn- 
lich  mit  andern  auch  die  beiden  justiciarii  bestellt,  in  deren  Händen  sich 
die  Kontrolle  der  Forstverwaltung  besonders  konzentrieren  sollte.  Das 

Siehe  dazu  Manwood,  Forest  Laws,  ed.  1598.  Coke,  4  Inst.  ch.  73.  Gross, 
Selecl  pleas  of  the  Forest,  vol.  13  der  Seiden  Society  (1901),  Introduction;  mein 
f-ngl.  Staatsrecht  II,  S.  320  ff. 
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ganze  Forstterritorium  war  nämlich  in  zwei  Provinzen:  nördlich  und 
südlich  vom  Trent  eingeteilt.  Freilich  ließen  die  großen  Herren  durch 
Stellvertreter  ihre  Kontrolle  ausüben.  Unter  den  justiciarii  standen  die 
Forstverwalter  ( Wardens),  die  im  Gebiet  der  Forstverwaltung  eine  ähn- 
liche Funktion  hatten  wie  die  Sheriffs  in  der  Zivilverwaltung.  Wie  diese 
in  den  coronatores  ihre  Kontrolleure  und  ergänzenden  Organe  fanden, 
so  die  Wardens  in  den  sog.  verderers  (viridarii),  die  von  der  Grafschafts- 
versammlung ebenso  wie  die  coronatores  gewählt  wurden.  Unter  den 
Wardens  standen  die  Förster,  welche  von  jenen  besoldet  werden  soll- 
ten, in  Wirklichkeit  aber  aus  der  Bedrückung  der  Bevölkerung  ihre  Ein- 
künfte holten.  Daneben  fungierte  eine  Reihe  von  Forstnebenbeamten 
(agisters,  rangers  etc.).  Der  Beamtenhierarchie  korrespondierte  eine 
Gerichtshierarchie  unter  Zuziehung  des  Laienelements  als  Richter  und 
als  Jury.  Die  Unterstufe  war  die  swainmote,  die  sich  mit  Streitigkeiten 
über  Weidegerechtsame  und  Eichelmast  beschäftigte.  Sie  sollte  dreimal 
im  Jahre  tagen  (Forstcharte  §  8).  Der  court  of  attachment  hatte  die 
Verhaftungen  der  Förster  »wegen  kleiner  Forstdelikte«  zu  prüfen.  Große 
Forstdelikte,  insbesondere  Wilddiebstahl  gehörten  vor  die  special  und 
general  inquisitions,  die  unter  Zuziehung  einer  Rügejury  erledigt 
wurden.  Den  Vorsitz  führte  hier  der  justiciarius  oder  sein  Stellvertreter. 
Die  Strafe  wurde  aber  erst  von  den  reisenden  Richtern  verhängt, 
von  denen  dann  die  verderers  mit  den  Ergebnissen  der  Inquisitionen 
zu  erscheinen  hatten.  Sie  urteilten  auch  jene  Delikte  ab,  welche  zuvor 
durch  die  Waldbereinigung  (den  sog.  regard1),  vorgenommen  von  12 
Rittern,  festgestellt  worden  waren.  Zu  diesen  Delikten  gehörten  insbe- 
sondere rechtswidrige  Abstockung,  Hinterziehung  der  Pachtrenten 
von  Kulturland  (essarta),  Aneignung  von  Forstteilen  (purprestura), 
Holzdiebstahl  (wasta  boscorum)  u.  a.  m. 

III.  Die  Jury. 

Während  alle  anderen  Rechtseinrichtungen  dem  ständischen  Ein- 
flüsse erlagen,  überdauerte  die  Gerichtsbarkeit  ungeschwächt  den 
mittelalterlichen  Ständestaat.  Deshalb  war  sie  in  Verbindung 
mit  dem  Staatsrat  dasjenige  Mittel,  das  die  Tudors  für  ihre  Staatsomni- 
potenz  so  recht  brauchten  und  womit  sie  insbesondere  die  Bedürfnisse, 
-welche  die  Neuzeit  aufbrachte,  zu  erfüllen  und  die  neuen  modernen  Staats- 
probleme zu  lösen  unternahmen.  Bei  dieser  Zentralisation,  die  die  Ge- 
richtsbarkeit während  des  Mittelalters  darstellt,  bei  dieser  Allmacht, 
die  dem  Richter  in  die  Hand  gegeben  war,  besaß  der  einzelne  Freie 
doch  ein  wichtiges  Bollwerk  gegen  Willkür,  es  war  die  Jury. 

Am  Ausgange  der  Regierung  Edwards  L  ist  der  Rechtszustand  fol- 
gender: die  Jury  herrscht  in  allen  Zivilprozessen  vor,  doch  kann  der  Be- 
klagte immer  seine  Zuflucht  zum  Reinigungseid  und  zum  Beweismittel 
des  Zweikampfs  nehmen.  In  Kriminalprozessen  kann  der  Beschul- 
digte seine  Zuflucht  zur  Jury  nehmen,  wenn  ihm  sonst  bloß  der  Zwei- 
kampf offenstände,  was  bei  der  Anklage,  die  durch  sog.  appeal  erfolgt, 


x)  Der  Dialogus  de  scaccario  nennt  sie  »visitatio  nemorum«,  lib.  I,  c.  XI. 
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also  bei  der  Privatanklage,  die  Regel  ist.  Bei  der  öffentlichen  Anklage 
aber  durch  eine  Jury  des  hundert  schaftlichen  oder  dörflichen  Nachbar- 
\  erbandes  muß  er  sich  damil  zufrieden  geben,  von  der  Jury  eines  andern 
Na<  hbarlandes  abgeurteilt  zu  weiden.  Wenn  er  nicht  zustimmen  will, 
wird  er  durch  Zwang  /um  Nachgehen  veranlaßt,  schließlich  muß  er 
den  Hungertod  sterben,  wenn  er  nicht  nachgeben  will.  Die  Brechung 
des  (ndividual willens  zugunsten  des  Slaalsgedankens  und  der  Idee 
des  einheitlichen  Königsfriedens  mangelte,  wie  wir  oben  sahen,  noch  der 
vergangenen  Periode  (s,  oben  §9).  Jetzt  aber  ändert  sich  die  Sache.. 
Die  Instruktionen  an  die  reisenden  Richter  von  1218/19  gaben  die  Mög- 
lichkeit, den  Beschuldigten,  der  sieh  dem  Urteil  der  Jury  nicht  unter- 
werfen wollte,  so  lange  gelangen  zu  halten,  his  er  es  tat.  Freilich  war 
diese  Maßregel  nur  als  Schutz  des  Beschuldigten  gedacht  gegenüber  der 
Praxis1),  die  sich  nicht  von  Pressionsmitteln  der  brutalsten  Art  ab- 
bringen  ließ:  »teneatur  in  prisone  nostra  et  salvo  custodiantur,. 
ita  quod  non  incurranl  periculum  vitae  et  membrorum  occasione  pri- 
sonae  nostrae«.  Im  Jahre  L 219  wurden  zwei  Richter  bestraft  (Bracton: 
Note  Book,  ed.  Maitland  II.  67),  weil  sie  Personen,  die  sich  auf  keine 
Jurj  hatten  berufen  wollen,  aber  auch  kein  Geständnis  abgelegt  hatten, 
[längen  ließen.  Die  Schwierigkeit,  die  der  Satz  bereitet,  daß  der  Beschul- 
digte  zu  seiner  p  e  c  h  t  s  w  i  r  k  s  a  m  e  n  Verurteilung  durch  eine 
Jury,  sich  vorher  ihrem  Spruche  unterwerfen  mußte,  wird  von  Bracton 

its  begriffen.  Er  zieht  (lib.  III,  c. 21/22)  die  Analogie  heran,  wo  im 
Falle  der  Privatklage  (appellum)  der  Kläger  ein  Weib  oder  eine 
alte  oder  eine  verstümmelte  Person  sei.  In  solchen  Fällen  könne  kein 
Zweikampf  stal  I  linden,  nnd  seit  dem  4.  Laterankonzil  auch  kein  Gottes- 
urteil, daher:  »cogendus  est  igitur  appellatus  (der  Beschuldigte)  quod 
-e  .l.'t'.'ndat  per  patriam«.  Ganz  allgemein  nimmt  er  dann  die  Möglich- 
keil  einer  Jury  auf.  Er  meint  die  Berufung  des  Beschuldigten  auf  die 
Jury  erfolge  »sive  sponte,  sive  per  cautelam  induetus,  sive  per  n  e  c  e  s  - 
äitates«  (f.  143b).  So  folgte  auch  die  Praxis2)  dieser  Auffassung. 
Schließlich  setzte  das  erste  Westminsterstatut  die  »peine  forte  et  dure« 
fest.  Es  bestimmte:  »Notorische  Übeltäter  von  offenbarem  übelm  Leu- 
mund, welche  wegen  der  ihnen  von  den  reisenden  Richtern  im  Namen 
des  K  anu-  zur  Last  gelegten  Vergehen  sich  nicht  selbst  auf  das  Verdikt 
]< t  Jury  I >e r 1 1 |'i •  1 1  wollen,  sollen  in  strenger  und  harter  Weise  gefangen 
gehalten  werden  (,en  le  prison  forte  et  dure'),  weil  sie  das  Recht  des- 
Landes  von  sich  weisen.  Doch  soll  sich  dies  nicht  auf  Personen  beziehen, 
die  nur  unter  leichtem  Verdacht  gefangen  genommen  worden  sind«. 

Die  Worte  des  Gesetzes  ließen  den  Richtern  bezüglich  der  Anwen- 
d  ing  der  >peine  forte  ei  dure«  weiten  Spielraum.  Schon  im  14.  Jahr- 
hundert wurde  die  Belastung  mi1  schwerem  Eisen  üblich  (charge  de  tant 

r  cum  il  poil  porter:  Year  Books  M0and31, Edw.  I., p. 510).  Aberauch 

l)  Siehe  Gloucester  Pleas,  ed.  Maitland  XXXIX.   Pollock  u.  M.  II,  651. 

-  Freili<  Ii  der  »Mirror  of  Justice«  Book  5  c.  ss.  126/127  bezeichnet  diese  Praxis 
als  großen  Mißbrauch  (abusio),  wenn  man  einen  Mann,  der  zum  Zweikampf  er- 
bötig  ist,  zwingen  wolle,  sich  auf  die  Jury  zu  verlassen. 


§  22.    Die  Rechtspflege. 
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das  Aushungern  war  in  Gebrauch.  Der  Hungertod  war  eine  »peine 
forte  et  dure«.  Selbst  im  17.  Jahrhundert  war  noch  die  barbarische  Strafe 
des  Zusammenschnürens  der  Daumen  zur  Beugung  des  widerspen- 
stigen Beschuldigten  unter  einen  Juryspruch  üblich.  Jedenfalls  hat 
der  Königsfriede  in  dieser  Hinsicht  unumschränkte  Geltung  und  duldet 
kein  Privileg  des  Individuums,  das  dem  allseits  anerkannten  Straf- 
verfahren Hindernisse  bereiten  dürfte.  Aber  nach  einer  andern 
Richtung  ist  unser  Rechtsinstitut  einer  Ausbildung  fähig,  die  es  in 
unserer  Periode  noch  nicht  erreicht.  Die  Geschworenen  sind  noch 
immer  das,  was  sie  im  alten  Frankenreich  waren:  Zeugen,  nicht  Rich- 
ter. Als  Zeugen  sind  sie  einer  schweren  Kontrolle  unterworfen,  welche  ihre 
Unabhängigkeit  und  ihr  freies  Urteil  schwächt,  ihre  politische  Bedeutung 
nicht  markant  genug  hervortreten  läßt. 

Das  geht  am  besten  daraus  hervor,  daß  die  Partei,  gegen  welche  die 
Jury  ihr  Verdikt  ausgesprochen  hat,  diese  wegen  Meineid  unter  Anklage 
stellen  kann,  und  die  erste  Jury  wird  durch  eine  zweite  Jury  von  24 
Geschworenen  abgeurteilt.  Man  nennt  diesen  Prozeß  die  attincta.  Daß 
die  Jury  vorläufig  nur  als  Versammlung  von  Zeugen  aufgefaßt  wird, 
geht  ferner  daraus  hervor,  daß  zu  dieser  Zeit  noch  nicht  ein  einstimmiges 
Verdikt  nötig  ist,  sondern  der  Majoritätsbeschluß  genügt.  Im  Laufe 
des  Mittelalters  ändert  sich  aber  das  ganze  Rechtsinstitut  der  Jury, 
und  in  dieser  Änderung  liegt  der  Fortschritt  zum  Bollwerk  der  persön- 
lichen Freiheit. 

Am  Ausgang  des  Mittelalters  ist  die  Jury  in  allen  Zivilprozessen 
die  Regel,  und  nur  gewisse  Eigentumsklagen  um  liegendes  Gut 
und  andere  wenige  Fälle  sind  vorhanden,  in  denen  noch  der  alte 
Zweikampf  oder  das  Mittel  des  Reinigungseides  verwendet  werden  kön- 
nen. Auch  ist  namentlich  in  Zivilprozessen  der  einzelne  Geschworene 
nicht  mehr  Zeuge,  sondern  auch  wirklich  Richter,  und  zwar  Richter 
über  die  Tatfrage.  Darin  liegt  eben  der  große  Fortschritt.  John  Fortescue 
sagt  in  seinem  De  laudibus  legum  Angliae  (cap.26)  dies  deutlich  mit  den 
Worten:  »Jede  Partei  kann  selbst  oder  durch  ihren  Rechtsanwalt 
in  Gegenwart  des  Gerichtshofs  erklären  und  vor  der  Jury  offenlegen  alle 
Einzelheiten  des  Rechtsfalles  und  Beweisstücke,  wodurch  sie  nach  ihrer 
Ansicht  den  Gerichtshof  über  alle  Punkte  der  Tatfrage  orientieren  kann, 
worauf  jede  der  Parteien  die  Freiheit  hat,  alle  Zeugen  nach  Belieben  vor 
Gericht  zu  produzieren«.  Wir  sehen  deutlich,  daß  hier  die  Jury  von  den 
Zeugen  gesondert  ist.  Freilich  einzelne  Überreste  der  alten  Auffassung 
sind  noch  vorhanden,  so  die  alte  attincta. 

Im  Strafprozeß  ist  auch  die  Wandlung  der  ehemaligen  Zeugenjury 
in  eine  Richterjury  vor  sich  gegangen.  Das  äußert  sich  in  der  Weise, 
daß  die  Jury  nun  in  zwei  Gruppen  zerfällt:  in  die  grand  jury,  die  die 
Anklage  erhebt  und  aus  23  Personen  besteht,  welche  die  Graf schaft  vertre- 
ten. Diese  grand  jury  nimmt  die  Anklage  vor.  Sie  erhebt  die  An- 
klage, als  ob  das  Delikt  zu  ihrer  eigenen  Kenntnis  schon  früher,  vor  der 
Verhandlung  gelangt  wäre.   Also  noch  ein  kleiner  Überrest  der  alten 
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Zeugennatur  der  Jury  ist  selbsl  jetzt  vorhanden,  aber  das  Urteil  wird  von 
einer  kleineren  Jury  von  L2  Personen,  der  sog.  petty  jury,  gesprochen. 

Der  Prozeß,  wie  die  petty  jm-v  sieh  von  der  grand  jury  gesondert 
hat .  liegt  im  dunkeln  und  läßt  sich  nur  vermutungsweise  erörtern. 
(  reprünglii  Ii  wird  die  Jury,  da  nicht  alle  ihre  Mitglieder  persönlich  ge- 
nügende Information  über  das  Verbrechen  haben  konnten,  Personen 
zugezogen  haben,  welche  die  nötigen  Kenntnisse  besaßen.  So  heißt 
B,  im  Jahre  L279  (North.  Ass.  Rolls  Surtees  Soc.  Nr.  88  p. 374):  »et 
juratores  .  .  .  tarn  de  illis  qui  fuerunt  juratores  coram  praefatis  (d.  i. 
den  reisenden  Richtern)  quam  de  illis  qui  modo  electi  fuerunt  ad  coro- 
naro  dicunt  Man  nannte  dies  afforcement.  Mitunter  kam  der  Be- 
schuldigte  selbst  auf  den  Gedanken,  außer  der  ursprünglichen  anklagen- 
den Jur)  noch  eine  andere  zu  wünschen.  In  den  Year  Books  Edwards  I. 
(30  I  Reg.-Jahr:  ed.  (lorwood  p. 531)  sagt  der  Beschuldigte,  ein  Ritter:  »in 

pares  i  -  consentiam  sed  non  in  duodeeim  per  quos  sum  accusatus«. 

Gi  wöhnli*  Ii  wird  man  sieh  aber  die  Gerichtsversainmlung  aus  den  Ge- 
schworenen  verschiedenei'  Hundertschaften  zusammengesetzt  denken. 
Jede  Hundertschaft  der  Grafschaft  entsendete  Geschworene  zu  den  Assi- 
sen.  Nichts  war  natürlicher,  als  daß  man  nicht  derselben  Jury,  die 
angeklagt  hatte,  den  Schuldspruch  überließ.  So  heißt  es  (s.  Plea 
Rolls  1292  3  in  Staffordshire  Collections,  ed.  Wm.  Salt,  Archeological 
Society  vol.  VI.,  pt.  I)  »die  Jury  dieser  Hundertschaft  und  der  benach- 

ii  Dörferschaft  sagt,  er  sei  schuldig«  (a.  a.  0.  p.  278),  »die  Jury  dieser 
Hundertschaft  im  Vereine  mit  der  Jury  von  Newcastle  sagt«  (a.a.O. 
279),  »die  Jury  der  Hundertschaft  von  Osselowe  im  Verein  mit  den  näch- 
sten  Dörfern  sagt«  (a.a.O.  p.  280);  14  Geschworene  »werden  ad  hoc 
gewählt«,  nämlich  die  Geschworenen  der  2  Hundertschaften  P  und  C. 
(a.  a.  0.  p.  284).  Durch  Gesetz  von  1351/2  (25  Edw.  III.  5.  c.  3)  wird 
dem  eines  Vergehens  (tresspass)  oder  eines  Verbrechens  (felony)  Beschul- 
digten  das  Recht  gegeben,  den  Geschworenen,  der  ihn  angeklagt  hatte, 
für  die  Zwecke  des  Schuldspruchs  abzulehnen.  Nunmehr  treten  beson- 
ders  gewählte  Geschworene  für  den  Schuldspruch  auf  (»triati  et  jurati«). 
Im  Jahre  L372  finden  wir,  daß  Personen,  die  eines  Verbrechens  beschul- 
dig sind,  sich  dem  Schuldspruch  einer  Jury  unterwerfen.  Sie  besteht 
aus  juratores  ad  hoc  electi  triati  et  jurati«  (Groß,  Goroner's  Rolls,  a.  a.  0. 
I».  L21).  Jedenfalls  haben  wir  die  Sonderung  am  Ausgange  des  Mittel- 
alter- als  Tatsache  hinzunehmen.  Ebenso  müssen  wir  als  Tatsache  hin- 
nehmen, das  Verschwinden  der  Privatanklage,  die  zum  Zweikampf 
führen  konnte.  Sie  kam  einfach  außer  Brauch,  obwohl  sie  nach  dem 
formellen  Recht  weiter  fortbestand,  sogar  noch  bis  zum  Jahre  1819, 
da  sie  durch  Gesetz  (59  Geo.  III.  c.  46)  abgeschafft  wurde1). 

Schließlich  ist  am  Schlüsse  des  Mittelalters  Einstimmigkeit  der  Ge- 
Bchworenen  nötig.  In  dieser  Tatsache,  sowie  in  der  andern,  daß  der  Ein- 
zelne  nunmehr  von  seinen  Genossen  im  Nachbarverbande  abgeurteilt 

Ihre  U)schaffung  durch  Gesetz  hängt  mit  dem  Rechtsfalle  Ashford  v.  Thorn- 
isammen,  wo  zum  letztenmal  »mii  appeal  vor  die  Gerichte  gebracht  war  (siehe 
Stephan,  History  of  the  Criminal  Law  I,  249  f.). 


§  23.    Das  Heerwesen. 
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wird,  ein  Prozeß,  der  am  Ausgang  des  Mittelalters  als  abgeschlossen 
zu  betrachten  ist,  erblickt  schon  Fortescue  das  große  Bollwerk  der  po- 
litischen Freiheit  in  England.  Er  vergleicht  das  englische  Gerichtsver- 
fahren mit  dem  der  französischen  Gerichte,  wo  noch  die  Tortur  häufig 
angewendet  wurde  und  wo  keine  Jury  war  (CXX — XXXIV).  Stolz  nennt 
er  die  Jury  einen  nationalen  Vorzug.  Freilich  die  attincta  besteht  das 
ganze  Mittelalter  noch  fort.  Fortescue  erblickt  in  ihr  ebenfalls  einen 
Vorzug  (c.  26),  aber  tatsächlich  war  sie  es  nicht  und  bot  die  Grundlage 
für  Kontrollmittel,  welche  die  Sternkammer  und  die  Gerichte  in  der 
nächsten  Periode  auszuüben  suchten. 

§  23.  Das  Heerwesen. 
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I. 

Als  Zentralstelle  der  mittelalterlichen  Heeresverwaltung  wirkte 
der  sog.  court  of  chivalery.  Er  war  ein  Bestandteil  der  alten  curia  regis 
und  der  alten  aula  regis  oder  des  königlichen  Staatsrats  und  bestand 
aus  dem  Konstabel  oder  comes  stabuli,  der  der  mittelalterliche  Ober- 
befehlshaber der  Armee  war,  und  dem  Marschall.  Er  hatte  eine  Zivil- 
gerichtsbarkeit und  eine  Kriminalgerichtsbarkeit.  Seine  Zivilgerichts- 
barkeit bestand  darin,  daß  er  über  den  Ehrenvorrang  und  Präzedenz- 
fragen  des  hohen  Adels  wachte  und  die  Militärlieferungsverträge  seiner 
Jurisdiktion  unterwarf.  Hierbei  gestattete  er  sich  allerdings  mitunter 
Übergriffe  in  das  Gebiet  der  ordentlichen  Gerichte,  was  ihm  durch 
Gesetz  Richards  II.  (8  Ric.  II,  c.  5)  1384  verboten  wurde,  während  ein 
zweites  Statut  von  1389  unter  demselben  Könige  (13  Ric.  II,  st.  1  c.  2) 
seine  Gerichtsbarkeit  ausdrücklich  mit  den  Worten  deklarierte,  daß 
sie  alle  Kontrakte,  betreffend  Waffen,  Krieg  und  alle  anderen  Dinge, 
welche  nicht  von  dem  Common  Law  geregelt  würden,  betreffe.  Die 
Kriminalgerichtsbarkeit  bestand  in  der  Bestrafung  von  Mord  und  Zivil- 
verbrechen, die  ein  Engländer  im  Ausland  beging.  In  Kriegszeiten  aber 
ward  der  court  of  chivalery  oder,  wie  er  auch  genannt  wurde, 
curia  als  permanentes  Kriegsgericht  angesehen,  das  Militärvergehen 
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entsprechend  den  KLriegsartikeln  bestrafte.  Mit  der  Zeit  finden  wir, 
da  »Ii»'  Kriegsoperationen  gleichzeitig  an  mehreren  Punkten  statt- 
rinden,  mehrere  EConstabler  und  mehrere  Marschälle.  Das  Amt 
des  high  constable  erlischt  im  L3.  Regierungsjahr  Heinrichs  VIII. ,  1521. 
Das  \nit  des  Mars*  halls,  das  ähnlich  wie  das  der  Konstabler  im  Laufe 
d(  r  Zeil  ein  erbli«  hes  \ud  innerhalb  einer  Familie  geworden  war,  blieb 
i  -  bis  auf  den  heutigen  Tag.  Erblich  wurde  es  erst  seit  dem  25.  Regier  ungs- 
jahr  II.  hui.  hs  VI]  I..  da  es  in  die  Hände  der  Herzöge  von  Norfolk  kam. 

II. 

Die  Organisation  des  Heeres  zeigt,  wie  die  Finanzverwaltung, 
durchaus  ständischen  Charakter.  Vor  allem  ist  das  Feudalheer  zum  gro- 

reile  dun  Ii  nur  Landmiliz  ersetzt.  Schon  Heinrich  II.  halte  durch 
die  Vssize  ol  arms  von  I  L8d  eine  nach  dein  Grundbesitz  abgestufte 
Bewaffnungspflichl  der  Grundeigentümer  Englands  eingeführt.  Den 
n  i senden  Richtern  war  aufgetragen,  darauf  zu  sehen,  daß  jeder  Grund- 
eigentümer, entsprei  hend  seiner  Pflicht,  die  Waffen  aufbringe.  Die  Ge- 
schworenen im  Narhbarverhande  hallen  als  Rügejury  wegen  Vernach- 
lässigung  dieser  Pflichl  zu  fungieren.  Der  Inhalt  der  Bewaffnungspflicht 
war  folgender:  jeder  Inhaber  eines  Ritterlehens  mußte  einen  Panzer, 
einen  Reim,  einen  Schild  und  eine  Lanze  vorsehen,  und  zwar  für  jedes 
Ritterlehen  eine  entsprechende  Zahl.  Jeder  freie  Grundbesitzer,  der 
ein  V  i  rmögen  von  L6  marcae  jährlichen  Reinertrages  hatte,  sollte  in  ähn- 
licher  Weise  ausgestattet  sein.  Jeder  freie  Grundeigentümer,  der  bloß 
über  r  1 1 1 •  •  1 1  Y»  irm ügensj ahresertrag  von  10  marcae  verfügte,  sollte  einen  Pan- 
zei  ohne  irmel,  einen  Helm  ohne  Visier  und  eine  Lanze  besitzen.  Jeder 
Bürger  einer  Stadt  sollte  mit  einem  Wams,  einem  Helm  ohne  Visier 
und  einer  Lanze  ausgerüstet  sein.  Freilich  neben  Heinrichs  II.  Land- 
miliz  blieb  noch  das  nach  Konstablerschaften  geordnete  Lehnsheer 
erhalten.  Aber  im  13.  Jahrhundert,  mit  der  Auflösung  des  Feudal- 
wesens  im  allgemeinen,  kam  Edward  I.  auf  den  Gedanken,  die  von  Hern- 
ie Ii  II.  finLr«'i-iiddi'te '.Milizpflicht  noch  zu  verstärken.  Im  Winchester- 
Statul  von  L285  f  L3  Edw.  L,  c.4)  bestimmt  er,  daß  jedermann  verpflich- 
tet sei  in  seinem  Haus,  entsprechend  der  alten  assize,  Waffengeräte  zu 
erhalten.  Jede  Person  zwischen  15  und  60  Jahren  muß  die  Bewaffnung, 
entsprechend  ihrer  Einschätzung  an  Gut  und  fahrender  Habe,  beschaf- 
fen.    Die  niedrigste  Eigentümerstufe,  die  dazu  verpflichtete,  waren  20 

ae  in  fahrender  Nahe,  der  Eigentümer  mußte  Schwert,  Messerund 
andere  Waffen  führen.  Zweimal  im  Jahre  sollten  in  jeder  Hundertschaft 
gewählte  Konstabler  die  Bewaffnung  prüfen  und  den  reisenden 
Richtern  Anzeige  machen,  wenn  die  Bewaffnung  zu  wünschen  übrig 
ließ  (Art.  VI). 

In  der  Folgezeil  dehnten  aber  die  Könige  diese  schon  in  der  alten  angel- 
sächsischen fyrd  begründete  Milizpflicht  noch  in  ungemessener  Weise 
durch  die  sog.  commissions  of  array  aus,  und  nun  beginnen  die  stän- 
fiwfrdorj  gfgfri  diese  Kornmissionen,  die  einer  oder  mehreren 
Personen  von  Königs  Seiten  erteilt  wurden,  um  aus  einer  bestimmten 
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Grafschaft  oder  aus  mehreren  Grafschaften  Mannschaften  auszuheben. 
Schon  Edward  III.  verspricht  im  ersten  Regierungsjahr  1326 — 1327 
(1  Edw.  III.,  stat.  2.  c.  5),  daß  niemand  in  anderer  als  in  der  althergebrach- 
ten Weise  zum  Waffendienst  gezwungen  werden  soll.  Der  7.  Paragraph 
ist  ausdrücklich  gegen  die  commissions  of  array  gerichtet,  und  es  wird  ver- 
sprochen, in  Hinkunft  keine  solche  zu  erteilen.  Freilich  die  schönsten 
Versprechen  halfen  nicht  gegen  die  Macht  der  Tatsachen,  commis- 
sions of  array  wurden  das  ganze  [Mittelalter  hindurch  erteilt.  Neben 
dieser  Landmiliz  kommen  auch,  namentlich  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Mittelalters,  die  großen  Kondottieribanden  des  Mittelalters,  also 
Mietstruppen  auf.  Mit  diesen  Mietstruppen  sind  von  England  große 
Siege  in  dem  französischen  Kriege  erfochten  worden1).  Die  Art,  wie  dies 
geschah,  beschreibt  Coke  noch  im  17.  Jahrhundert  ungefähr  folgender- 
maßen: »Ritter  oder  Gentlemen,  die  in  der  Kriegsführung  erfahren 
waren  und  großes  Grundeigentum  besaßen,  schlössen  mit  dem  Könige 
einen  Vertrag  ab,  ihm  in  Kriegszeiten  zu  dienen.  Die  Soldaten  schlössen 
ihrerseits  wieder  einen  Vertrag  mit  jenen  Rittern,  und  sie  wurden  dann 
von  den  königlichen  Kommissionen  ausgemustert  und  ordnungsmäßig 
angeworben.  Das  Zertifikat  hierüber  ging  nach  dem  exchequer,  darauf- 
hin empfingen  sie  vom  Könige  Sold«.  Aber  freilich,  für  die  Zahlung 
dieses  Solds  waren  Gelder  nötig,  und  diese  mußte  auch,  da  der  König 
dies  nicht  aus  eigenen  Mitteln  konnte,  das  Parlament  bewilligen.  Ein 
Gesetz  (18  Edw.  III.)  legte  dem  Könige  an  Stelle  der  Grafschaften 
die  Soldpflicht  auf.  Das  Gesetz  (25  Edw.  III.,  stat.  8  c.  8)  von  1351 
sprach  die  Notwendigkeit  der  Parlamentsbewilligung  für  die  Erhaltung 
solcher  Söldnertruppen  aus.  Das  Gesetz  4  Henr.  IV.,  c.  13  bestätigte 
dieses  Gebot.  Damit  erlangten  im  Mittelalter  die  Stände  schon  eine 
Kontrolle  des  Söldnerwesens  und  des  Präsenzstandes  der  englischen 
Armee.  In  dieser  Tatsache  sowie  dem  Umstände,  daß  eben  Söldner  an 
Stelle  der  nur  zur  Verteidigung  berufenen  Landmiliz  verwandt  wurden, 
prägt  sich  ebenfalls  deutlich  der  ständische  Charakter  des  Staatswesens 
aus.  Die  ganze  folgende  Gesetzgebung  des  Mittelalters  seit  Heinrich  IV. 
hatte  hauptächlich  nur  zwei  Zwecke:  1.  den  Söldnersoldaten  vor  Über- 
lastung durch  seinen  Kapitän  oder  die  Kondottieri  zu  schützen  und 
2.  strenge  Strafen  auf  Desertion  dieser  Söldnertruppen  zu  setzen2). 
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I. 

Die  formell«  Finanzverwaltung,  d.  i.  die  Organisation  der  Erhebung 
Und  Verausgabung  der  Staatseinkünfte,  hat  im  Mittelalter  ihr  Zentrum 
in  dem  sog.  scaccarium  oder  exchequer,  der  seinen  Namen  von  dem 
eigentümlicheo  schachbrettartigen  Tuche  herleitet,  mit  dem  der  Amts- 
tisch  bedeckl  war.  Der  exchequer  vereinigte  die  Funktionen  einer 
Generalstaatskasse,  eines  '»bersten  Rechnungshofes  und  einer  obersten 
Anweisungsbehörde.  Diese  Funktionen  sind  im  modernen  Staat  voll- 
st ,in<]iLr  geschieden,  damals  aber  waren  sie  vereinigt.  Scaccarium  bedeutet 
s-.vi»'l  wi»-  quadriertes  Tuch.    Im  Mittelalter  bestand  der  exchequer  aus 

Teilen,  dem  oberen  exchequer  und  dem  unteren  exchequer,  der 
entere  fungiert  vorwiegend  als  Rechnungshof,  der  letztere  als  oberste 
Kassenstelle.  Was  der  obere  exchequer  als  Schuld,  die  dem  Könige  ge- 
zahll  werden  sollte,  ansah,  mußte  in  dem  unteren  exchequer  gezahlt 
w.-pl.-n.  uro]  was  in  dorn  unteren  oxchequer  gezahlt  wurde,  dafür  mußte 
im  "iH-r-.-n  »-xehequer  Heohnung  abgelegt  werden.  So  sagte  der  Dia- 
de  scaccario,  der  etwa  um  1174  geschrieben  wurde,  I,  2:  »est 
enim  inferius  scaccarium  quod  et  ,recepta'  dicitur  ubi  pecunia  recepta 


§  24.    Die  Finanzverwaltung. 


293 


numeratur  et  scriptis  et  taleis  committitur  ut  de  eisdem  postmodum  in 
superiori  compotus  fiat.  Una  tarnen  utriusque  origo  est,  quia  quicquid 
soluendum  esse  in  maiora  deprehenditur  hic  soluitur  et  quod  hic  solutum 
fuerit  ibi  computatur. «  Die  Beamten  des  untern  exchequer,  die  das 
Kassen-  und  Zahlungsgeschäft  leiten,  sind  der  clerk  des  thesaurarius, 
zwei  Ritter  des  chamberlains,  die  vier  Geldzähler,  der  Schmelzer  (fusor) 
und  der  Silberschmied  des  Königs  (argentarius,  später  pesour  genannt1). 
Unter  den  Beamten,  welche  in  dem  oberen  exchequer  beschäftigt 
waren,  galt  als  die  wichtigste  Person  der  thesaurarius  oder  Schatz- 
meister. Er  nimmt  die  Rechnungslegung  der  Sheriffs  entgegen  und 
diktierte  die  Worte  in  die  große  (nach  Art  einer  Orgelpfeife  gewickelte) 
Rechnungsrolle  des  exchequer,  die  sog.  piperoll  oder  magnus  rotulus 
pipae.  Er  ist  persönlich  für  alles  das  verantwortlich,  was  im  oberen 
exchequer  geschieht,  und  für  alle  Einnahmen  im  unteren  exchequer. 
Seit  Heinrich  III.  hat  er  auch  einen  Stellvertreter,  den  Vizeschatz- 
meister, der  gewöhnlich  mit  der  zweiten  Hauptperson  neben  dem  Schatz- 
meister identisch  wird.  Als  zweite  Hauptperson  neben  dem  Thesaurar 
und  zu  seiner  Kontrolle  fungiert  der  clericus  cancellarii,  der  spätere 
chancellor  of  the  exchequer.  Ursprünglich  war  es  der  Kanzler  de& 
großen  Siegels  selbst,  der  diese  Kontrolle  vornahm,  der  insbesondere 
das  Staatssiegel,  wenn  nötig,  den  Akten  des  exchequer  beizufügen 
hatte.  Zur  Unterstützung  in  diesem  letzteren  Geschäft  hatte  er  den 
clericus  quis  praeest  scriptorio,  der  sich  später  zum  Vizekanzler  dieser 
Zeit  entwickelte.  Am  Ausgange  der  Regierung  Richards  I.2)  trennte 
sich  der  Kanzler  von  dem  exchequer,  und  es  wurde  seit  der  Zeit  Hein- 
richs III.  sein  clericus  an  seiner  Statt  maßgebend.  Der  Dialogus  de 
scaccario  sagt  vom  Kanzler  (I,  5d):  »cancellarius  in  ordine  illo 
primus  est  et  sicut  in  curia  sie  ad  scaccarium  magnus  est  adeo  ut  sine 
ipsius  consensu  vel  consilio  nil  magnum  fiat  vel  fieri  debeat.«  Er 
war  ebenso  wie  der  Schatzmeister  verpflichtet  auf  die  Genauigkeit  der 
großen  Rechnungsrolle  zu  sehen,  und  wenn  der  Schatzmeister  einen  Irr- 
tum beging,  ihn  mit  Bescheidenheit  darauf  aufmerksam  zu  machen  und 
anzugeben,  was  zu  geschehen  hätte.  Bestand  der  Schatzmeister  doch 
auf  seinem  Vorhaben,  so  kam  die  Sache  zur  Entscheidung  vor  das 
Kollegium  der  Barone  des  exchequer3).  Er  hatte  eine  Kontrolle  über 
alle  Dinge,  die  vorfielen,  alle  Eingänge,  und  die  Obsorge  über  das  Siegel 
des  exchequer.     Das    alles   übernahm  später   der  clericus  cancel- 

x)  Über  ihre  Funktionen  im  einzelnen  Poole  a.  a.  O.  ch.  IV  und  weiter  unten. 

2)  Vielleicht  erst  unter  Johann,  aber  spätestens  1199.  Siehe  Poole  a.  a.  O. 
p.  188. 

3)  Dialogus  a.  a.  O. :  »item  ad  ipsum  pertinet  rotuli  qui  est  de  cancellaria 
custodia  per  suppositam  personam.  et,  sicut  viris  magnis  visum  est,  de  omni  scrip- 
tum rotuli  cancellarius  eque  tenetur  ut  thesaurarius  excepto  dumtaxat  de  hoc 
quod  scribitur  »in  thesauro«  reeeptum;  licet  enim  non  prescribat  ut  thesaurarius^ 
conscribit  tarnen,  et  si  ille  erraverit  licet  ipsi  vel  clerico  eius  thesaurarium  cum 
modestia  corripere  et  quid  debeat  suggerere.  Quod  si  thesaurarius  perseveraverit 
et  mutare  noluerit  poterit  eum  si  de  parte  sua  confidit  tantum,  coram  baronibus 
arguere  ut  ab  eis  quid  fieri  debeat  judicetur.« 
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hu  u  M.  Vußer  diesen  Haupt  personell  gab  es  noch  die  zwei  sog.  chamberlains 
((  amerarii),  die,  ursprünglich  Beamte  der  königlichen  Hofhaltung,  mit 
dem  exchequer  verbunden  waren,  weil  eben  die  camara  regis,  die  kö- 
nigliche Hofhaltung,  von  »lein  Schatzamt  des  Reichs  nicht  getrennt  war, 
im«!  weil  die  Einkünfte  des  Staats  als  Einkünfte  des  Königs  aufgefaßt 
wurden.  Diese  chamberlains  oder  Kämmerer  werden  bald  durch  Stell- 
vertreter ersetzt,  da  die  eigentlichen  Amtsträger  große  Herren  waren, 
die  das  gewöhnliche  Routinegeschäfl  mieden.  Diese  Stellvertreter  sind 
die  zwei  Ritter  der  chamberlains,  denen  wir  schon  im  untern  exchequer 
begegnel  sind.  Hier,  im  unteren  exchequer,  haben  sie  die  Obsorge 
über  die  als  Standard  verwerteten  Gold-  und  Silbermünzen  und  die  als 
Standard  gewerteten  Gewichte  und  Maße  und  besitzen  die  Kassen- 
bi  blüssel.  Sie  bereiten  die  sog.  bailies  vor,  das  waren  die  Weidenstäbchen, 
welche,  wie  wir  hören  werden,  als  Kontrollmittel  geleisteter  Zahlung 
fungierten.  Im  oberen  exchequer  sitzt  einer  der  Zuschneider  der  tallies, 
und  isl  bei  deren  Kontrolle  mit  tätig.  Schließlich  kommen  noch  als 
des  oberen  exchequer  die  anderen  Barone  des  exchequer  in 
Betracht,  welche,  wie  wir  schon  oben  gehört  haben,  der  königlichen 
Hofhaltung  entnommen  werden,  und  zu  denen  der  justiciarius  als  Vor- 
sitzender2), dann  der  Großstallmeister  (marescalcus)  der  Verwalter  des 
Heerwesens  (constabularius)  und  andere  vom  Könige  ausdrücklich  zum 
»  \<  bequer  geladene  Personen  gehören.  Diese  Hauptpersonen  hatten 
auch  Schreiber,  clerici:  so  z.  B.  der  oben  erwähnte  Bureauvorsteher, 
ein  S<  breiber  des  Kanzlers,  bekannt  als  der  clericus  qui  preest  scriptorio, 
als  Vollstrecker  des  exchequer  der  Marschall  des  exchequer 
in nl  die  Türsteher  des  oberen  und  unteren  exchequer,  schließlich  der 
clericus  constabulariae,  der  die  Verzeichnisse  der  königlichen  Sold- 
empfänger  und  andere  auf  die  Heeresverwaltung  bezugnehmende 
Schriftstücke  in  Händen  hatte  (Dialogus  1,  5  f:  »constabularii  offi- 
cium .'-t  ad  scaccarium  ut  in  brevibus  regis  de  exitu  thesauri .  .  .  testis 
existal  .  .  .  it.  in  .  ins  officium  est,  ut  cum  ad  scaccarium  stipendiarii 
regis  s  enerinl  pro  stipendiis  sive  sint  residentes  in  castris  regis  sive 
uon,  assumpto  secum  clerico  constabularie,  cujus  est  terminos  eorum 
nosse  .  .  .<' ). 

Die  Tätigkeit,  die  der  exchequer  zu  entfalten  hatte,  war 
1.  di"  i-iiM-r  Kassi-nstelle.   Diese  Aufgabe  fiel  dem  unteren  exchequer 
zu.    Die  \ii.  wie  das  dem  König  gebührende  Geld  in  diese  Kasse  floß, 
folgende:   wenn  Schulden,  die  dem  König  zukamen,  in  die  Ein- 
II*  fi  .  i  iiir.  t  i  ;iLr'  n  wurden,  so  wurde  der  Sheriff  der  Grafschaft 
jtens  mit  der  Erhebung  betraut.   Neben  dem  Sheriff  waren  aber 
auch  andere  Beamte,  wie  z.  B.  die  sog.  escheatores,  dann  die  Steuer- 
einnehmer  der  Zehnten  und  Fünfzehnten,  mit  der  Vereinnahmung  von 

1  Von  ihm  sagt  der  Dialogus  (I,  5c):  »clericus  cancellarii  qui  oculata  fide 
Semper  prospicil  ut  rotulus  alii  per  singula  respondeat  ut  nec  iota  unum  desit  nec 
alius  sit  ordo  scribendi  .  .  .« 

2)  Er  macht  seit  dem  13.  Jahrhundert  vollständig  dem  Großkanzler  Platz, 
zunächst  in  der  Justizverwaltung,  aber  auch  sonst. 
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Staatsgeldern  betraut.  Freilieh,  wenn  diese  Personen  das  Geld  nicht 
eintreiben  konnten,  so  mußte  der  Sheriff  mit  bewaffneter  Hand  ein- 
schreiten. Zweimal  im  Jahre  mußte  der  Sheriff,  zu  Ostern  und  zu 
Michaelis,  die  vereinnahmten  Gelder  einzahlen.  Zu  eben  derselben  Zeit 
hatte  er  Teile  seiner  Jahrespachtsumme  der  Grafschaftsgefälle  (firma 
comitatus)  abzuführen.  Für  die  Einzahlung  wurden  als  Beweisstücke 
die  sog.  englisch-lateinischen  talliae  (vom  subst.  talea  =  kleine 
Stäbchen)  ausgegeben1).  Man  unterscheidet  zweierlei  Arten  von 
tallies,  die  sog.  tallies  of  sol  und  die  tallies  of  pro.  Es  waren  dies 
Weidenstäbchen,  welche  etwa  5  Zoll  lang  und  1  Zoll  dick  waren.  Holz- 
stäbchen also,  welche  vor  ihrer  Benutzung  viereckig  geschnitten  waren. 
Die  tallies  of  sol  wurden  in  der  Weise  benutzt,  daß  an  ihrem  oberen 
und  am  unteren  Rande  Kerben  eingezeichnet  waren,  welche  die  vom 
Sheriff  eingezahlten  Beträge  angaben.  Diese  Weidenstäbchen  wurden 
mitten  durch  die  Kerbe  in  zwei  Hälften  gespalten,  von  denen  die  eine 
Hälfte  (stipes)  der  Person,  welche  das  Geld  einzahlte,  übergeben  wurde, 
die  andere  Hälfte  als  Kontrolle,  als  sog.  countertally  (folium)  im  exche- 
quer  zurückbehalten  wurde.  Die  Kerben  waren  in  der  Weise  durch 
Größenverhältnisse  unterschieden,  daß  eine  1%  Zoll  breite  Einkerbung 
1000  Pfund  bedeutete,  die  1  Zoll  breite  100  Pfund,  die  3/8  Zoll  breite 
10  Pfund  usw.  Die  kleinste  Einkerbung  bedeutete  1  penny,  die  größte 
Einkerbung  war  die  von  1000  Pfund,  eine  breitere  Einkerbung  war 
nicht  im  Brauch.  Auch  Gold  und  Silber  wurde  durch  Verschiedenartig- 
keit der  Kerbung  zum  Ausdruck  gebracht  (Poole  a.  a.  O.  88.). 

Die  andere  Art  der  taleae  war  die  der  tallies  of  pro.  Sie  finden  sich  erst 
seit  Edward  I.,  da  der  Geldverkehr  im  Lande  reger  wird.  Ihren  Namen 
führten  sie  daher,  weil  sie  zugunsten  irgend  jemandes,  das  ist  »pro« 
geschnitten  wurden.  Diese  tally  wurde  demjenigen  gegeben,  von  dem  man 
für  die  Königskasse  Geld  wünschte,  sie  war  ein  Beweisstück  in  seiner 
Hand,  fungierte  als  eine  Art  Zahlungsanweisung  auf  diejenigen,  — 
mitunter  auch  noch  nicht  flüssigen  Fonds,  welche  der  Staatskasse  zu 
Gebote  standen.  Daher  wird  sie  auch  tally  of  assignement  genannt  oder 
tally  of  anticipation.  Im  exchequer  zur  Rechnungsprüfung  wird  sie 
gleich  gezahltem  Geld  betrachtet.  Durch  Ausdehnung  des  Tally- 
systems auch  auf  Privatwirtschaften2),  wurde  die  Grundlage  zu  dem 
heutigen  englischen  Schecksystem  gelegt. 

2.  Die  zweite  Funktion  des  exchequer  war  die  Rechnungslegung 
vor  dem  oberen  exchequer.  Vorausgeschickt  sei,  daß  die  Rechnungs- 
methode und  die  Arithmetik,  die  vor  dem  exchequer  üblich  war,  der 
alte  arabische  Abakus  ist,  d.  h.  ein  Rechensystem,  das  keine  Null  kennt 
und  wo  die  Zahlenreihen  des  Dezimalsystems  ersetzt  werden  durch  Ko- 
lumnen, in  welche  die  verschiedenen  Zahleneinheiten  unterge- 
bracht werden.  Die  Tafel,  welche  im  Exchequerkollegium  aufgestellt, 
war  nämlich  ein  viereckiger  Tisch,  der  10  Fuß  lang  und  5  Fuß  breit  war. 

*)  Siehe  Dialogus  de  scaccario  I,  5,  p.  74. 
2)  Dazu  Jenkinson  a.  a.  O.  379. 
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Er  war  mit  einem  schwarzen  Tuch  bedeckt,  das  durch  weiße  Linien 
der  Länge  und  Quere  nach  in  Quadrate  geteilt  war.  Durch  diese  Quer- 
striche insbesondere  entstanden  Kolumnen.  Ks  waren  7  Kolumnen. 
Von  rechts  nach  links  beginnend  bezeichnet  die  erste  die  penny,  die 
tweite  die  Shilling,  die  dritte  die  Pfund,  die  vierte  die  Dutzende  von 
Pfund,  die  fünfte  die  Hunderte,  die  sechste  die  Tausende,  die  siebente 
di<  Zehntausende.  Die  Zahlmarken  werden  in  die  einzelnen  Kolum- 
nen eingestellt.  Sie  werden  in  drei  Stellenreihcn  aufgestellt,  von  denen 
die  gleichwertigen  Einheiten  in  zwei  Stellenreihen  zu  stehen  kommen. 
Es  dürfen  in  einer  Stellenreihe  nicht  mehr  als  drei  Zahlmarken  sein. 
Die  dritte  oberste  Stellenreihe  ha1  eine  besondere  Bedeutung.  In  der 
Pencekolumne  bezeichnet  eine  einzige  Zahlmarke  in  der  obersten 
Stellenreihe  6  d,  in  der  Shillingkolumne  bezeichnet  eine  einzelne  Zahl- 
marke  über  den  Einheiten  auf  der  rechten  Seite  5  s  und  auf  der  linken 
Seite  10  s,  dasselbe  gill  von  der  Pfundkolumne,  der  Zwanzigpfund- 
kolumne  usw.  Die  Summe  von  L98  Pfund  19  s  11  d  wird  also  in  fol- 
gender w  eise  dargestelll : 


10  Pf.  i 


s 


Ks  ist  also  nun  klar,  weshalb  das  schachbrettartige  Tuch  im  exche- 
quer  nötig  war.  Vordem  Kollegium1),  das  um  diesen  Tisch  saß,  mußte 
nun  der  Sheriff  zweimal  im  Jahre,  einmal  zu  Ostern  und  einmal  zu  Mi- 
chaelis,  Ree hnung  legen.  Die  Rechnungslegung  war  im  einzelnen  folgende. 
Jeder  Sheriff  wird  einzeln  vorgenommen.  Er  ist,  wahrscheinlich  schon 
Beil  den  Tagen  Wilhelms  des  Eroberers  (s.  Haskins  E.  H.  R. 
vol.  24  (1909),  |».  223,  Urk.  Nr.  17:  »praeterea  duodeeim  libras  in  firma 
n<  -t  ra  de  Argentomo  . . .  quae  dederunt  pater  meus  [schreibt  Heinrich  I. !] 
•  t  mater  mea . . . «)  für  die  Einnahme  seiner  Grafschaft  bis  zu  einer  Pausch- 
summe,  um  welche  er  jene  Einnahme  gepachtet  hat,  verantwortlich. 
Daneben  ua1  er  besonders  für  alle  Geldforderungen  des  Königs  in  seiner 
Grafschaft,  die  Nun  zur  Eintreibung  überwiesen  sind,  Rechnung  zu 
E  .  \nt  der  andern  Seite  leistet  er  auch  auf  direkte  Anweisung  des 
Königs  Zahlungen.  Andere  Zahlungen  für  den  König  sind  durch  Ge- 
wohnheil  xn  leisten,  ohne  besondere  Anweisung.  Die  Differenz  der  zu 
rnden  Sun  mir  und  der  vom  Sheriff  bereits  geleisteten  Zahlungen 
muß  dann  von  Sheriff  vor  der  endgültigen  Rechnungslegung  zu 
Michaelis  beglichen  werden,  liier  sei  bemerkt,  daß  die  Zahlungen  der 
Geldsummen   im   senee  jirium  entweder    »numero  solvi«  oder  »firmas 


1    Die  Art,  wie  dieses  Kollegium  am  Tische  saß,  beschreibt  Dialogus  de 

scaccario  1,5  c,  p.  69  f. 
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blancas  solvi«  erfolgen.  Erfolgte  die  Zahlung  »numero«,  so  wurden 
die  Geldmünzen  gewogen,  wobei  ein  Fehlgewicht  von  6  denarii  auf 
das  Pfund  (=  240  denarii)  gestattet  ward.  Als  Gebühr  sind  vom  Sheriff 
1  s  für  das  Pfund  (=  5  °/0)  zu  entrichten.  Erfolgte  die  Zahlung  für 
sog.  firmae  blancae,  so  wurden  die  Geldstücke  einer  Schmelzprobe 
(combustio)  unterworfen.  Sie  wurde  vom  königlichen  Silberschmied 
(argentarius)  mit  Hilfe  des  Schmelzers  (fusor)  vollzogen,  und  zwar  nach 
einem  Verfahren,  das  im  Dialogus  de  scaccario  genau  vorgeschrieben 
war  (I,  6  g  ff.).  Auf  Grund  der  Schmelzprobe  konnte  sich  ein  Fehlen 
des  Reingewichts  pro  libra  (Pfund),  jedoch  unter  Berücksichtigung 
der  zulässigen  Legierung  (Poole  a.  a.  0.  78),  ergeben  und  mußte  vom 
Sheriff  (oder  einem  andern  Fiskusschuldner)  durch  Nachzahlung  aus- 
geglichen werden  (sog.  dealbare). 

Die  Schlußabrechnung  mit  dem  Sheriff  (sog.  summa)  wird  nun 
in  folgender  Weise  vorgenommen. 

Der  Schatzmeister  (thesaurarius)  nennt  gemäß  dem  Schuldver- 
zeichnisse (rotulus  exactorius)  den  Betrag  der  Grafschaftspacht  (in 
blank),  also  das  Debet  des  Sheriffs.  Diesen  Betrag  legt  der  Kalkulator 
auf  den  Feldern  des  Tisches  aus  und  zwar  auf  der  ihm  abgewandten 
Längsseite,  in  Rechenmünzen.  Von  diesem  wird  der  Betrag  der  Bar- 
zahlung, die,  wie  wir  wissen,  vor  der  Schlußrechnung  noch  in  den  untern 
exchequer  eingezahlt  worden  war,  unmittelbar  weggenommen.  Dem- 
gegenüber wird  das,  was  abgezogen  werden  soll,  in  Zahlmarken  ausgelegt. 
Das  sind  alle  Kreditposten  des  Sheriff,  die  er  zugute  hat,  also  zunächst 
alles,  was  hergebrachtermaßen  als  feststehende  Ausgabe  des  Königs 
auf  den  Ertrag  der  Krongüter  gewiesen  ist  und  daher  vom  Sheriff 
ohne  weitere  Anweisung  fest,  Jahr  für  Jahr  zu  leisten  ist.  Dahin  ge- 
hören: Zehnten  an  die  Kirche,  Almosen,  Pensionen,  dann  kommen 
die  Erträgnisse  der  terrae  datae,  d.  h.  der  Güter,  welche  der 
König  im  Laufe  des  Jahres  vergabt  hat.  Denn  die  Erträgnisse  dieser 
Krondomäne  in  der  Grafschaft  bilden  die  Hauptquelle  der  Graf- 
schaftsgefälle, für  welche  der  Sheriff  seine  Jahrespachtsumme,  die 
firma  comitatus,  zahlt.  Schließlich  kommen  als  Gutposten  des  Sheriff 
alle  Zahlungen,  die  er  auf  ausdrückliche  Anweisungen  des  Königs  ge- 
zahlt hat.  Über  all  das  muß  er  sich  ausweisen,  darin  besteht  aber  die 
Rechnungslegung  betreffs  der  »firma«.  Aber  der  »compotus  vicecomitis« 
ist  damit  noch  nicht  abgeschlossen.  Nun  beginnt  die  Rechnungs- 
legung wegen  der  vom  Sheriff  eingehobenen  und  eingetriebenen  For- 
derungen des  Königs,  insbesondere  der  Gerichtsgefälle  und  Steuern 
(in  ihren  mannigfachsten  Formen:  scutagia,  auxilia,  dona,  tallagia  etc.; 
siehe  oben  §  11  und  weiter  unten  sub  II  dieses  Paragraphen).  Bei  dieser 
Rechnungslegung  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  Pauschsummen,  wie  bei 
der  »firma«,  sondern  um  detaillierte  Rechnungslegung  Post  für  Post. 
Natürlich  werden  auch  hier  die  besonderen  Anweisungen  des  Königs 
in  Abrechnung  gebracht. 

Und  all  dies  geht  so  vonstatten,  daß  ein  Teil  des  Beamtenapparats 
die  Buchung  dieser  Posten  in  den  großen  rotulus  pipae  teils  veranlaßt, 
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teils  vornimmt,  der  Kalkulator  aber  auf  dem  Tische  immer  die  ent- 
sprechenden Zahlmarken  auslegt,  um  die  ev.  Subtraktionen  vorzu- 
nehmen, und  /\\  ar  \\  ie  folgt  i 

Bei  der  Benutzung  der  Rechenmünzen  verwendet  der  Kalkulator 
die  eine  ihm  gegenüberliegende  Längshall'te  des  Tisches  für  den  Minuen- 
dus,  tla'  ihm  uähere  für  den  Subtrahendus.  Jede  dieser  Hälften  ist 
aber  noch  weiter  durch  Längs-  und  Ouerslreii'en  geteilt.  Die  Anord- 
nung läßt  sich  am  besten  folgendermaßen  denken.  Von  den  Quer- 
feldern  isl  das  am  umisien  recht .sgelegene  das  Denarienfeld,  dann  folgt 
das  Feld  für  die  solid i,  dem  Kalkulator  unmil  lelhar  vorliegend  ist  das 
Ine  librae,  dann  folgl  eins  für  20  Pfund,  eins  für  100  Pfund  usw. 
Jede  der  beiden  Längshälften  isl  in  die  bekannten  drei  Längsfelder 
zerlegt.  Folgendes  Beispiel  mag  das  Verfahren  veranschaulichen: 
10000  i        looo  .£         100  £         20  £  £  s.  d. 


Hier  schuldet  der  Sheriff  noch  10  £  6  s  8  d. 

[s1  gar  keine  Differenz,  so  wird  der  Sheriff  dechargiert,  und  in 
die  große  piperoll  eingetragen:  et  quietus  est.  Hat  er  noch  eine  Dif- 
iVivnz  zu  begleichen1),  so  werden  die  Worte  eingefügt:  et  debet,  und 
hal  er  noch  ein  Guthaben,  so  werden  die  Worte  eingetragen:  et  habet 
de  superplusagio. 

3.  Der  untere  exchequer  ist  auch  Zahlungsbehörde,  d.  h.  er  voll- 
ziehl  die  Zahlungsanweisungen,  die  meist  vom  Könige  selbst  ausgehen. 
I  liese  Zahlungsanweisungen  hießen  brevia  de  »liberate«  oder  »computate« 
oder  de  »perdono«.  Das  breve  de  liberate  ist  ein  Auszahlungserlaß. 
Er  lautel  nach  der  Formel  des  Dialogus  (I,  6  a):  »H.  rex  .  .  N.  thesau- 
rario  ei  Uli  e1  dli  camerariis  salutem.  Liberate (  =  übergebet)  de thesauro 
meo  illi  wl  illi  hanc  vel  hanc  summam.  Testibus  hic  apud  N.  ad 
ii  nun.  Das  In fve  de  computate  ist  ein  Auftrag,  bestimmte  Summen 
jemandem,  der  des  Königs  Schuldner  (z.B.  der  Sheriff)  ist,  gutzuschreiben 
und  in  Vnrechnung  zu  bringen.  Es  lautet  nach  der  Formel  des  Dialogus 
(1,5  b):  II.  d.  i  gratia  rex.  etc.  »baronibus de scaccario salutem.  Computate 
illi  vel  Ulis  hanc  vel  hanc  summam  quam  liberavit  ad  hoc  vel  ad  illud 
B  nium.     Testibus  hiis  ibi  ad  scaccarium«.     Das  breve  de  perdono 

1  Die  er  natürlich  vor  der  Keclmungslegung  schon  beglichen  haben  muß. 
Ober  den  Grund  dieser  sonderbaren  Eintragung  »et  debet«,  trotzdem  er  faktisch 
beim  Eintrag  in  die  große  Rolle  nichts  mehr  schuldet,  siehe  Poole  a.a.O.  132  f. 
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ist  eine  justifizierende  Kabinettsorder,  ein  Niederschlagungserlaß. 
Es  lautete  (Dialogus  I,  6  a).  »Rex  baronibus  de  scaccario  salutem. 
Perdono  illi  (oder  clamo  quietum  hunc  vel  illum)  de  hoc  vel  de  illo.  Testi- 
l)us  hiis  ibi  ad  scaccarium«. 

Zahlungsanweisungen  gingen  gewöhnlich  im  Namen  des  Königs1) 
(in  Abwesenheit  des  Königs,  wenn  er  außer  Landes  ist,  vom  justi- 
ciarius)  aus.  Ohne  sie  durfte  keine  Zahlung  erfolgen.  Dieser  wichtige 
Verfassungsgrundsatz,  eine  der  Grundlagen  des  heutigen  englischen 
Budgetrechts,  galt  schon  im  12.  Jahrhundert,  denn  der  Dialogus  (I,  6  a) 
sagt  ausdrücklich:  »thesaurarius  et  camerarii,  nisi  regis  expresso 
mandato  vel  praesidentis  justitiarii,  susceptam  pecuniam  n  o  n  e  x  - 
p  e  n  d  u  n  t. «  Wir  müssen  aber  daran  festhalten,  daß  Königsschatz  und 
Staatsschatz  nicht  geschieden  sind.  Bringt  man  damit  noch  die  Tat- 
sache in  Verbindung,  daß  auch  das  Geld  zwar  meist  im  untern  exchequer; 
mitunter  aber  auch  in  der  camera  regis  eingezahlt  wurde,  so  wird  man 
wohl  feststellen  müssen,  daß  die  formelle  Verwaltung  des  Staatswesens 
sich  in  der  damaligen  Zeit  noch  vollständig  im  Rahmen  einer  Gutshof- 
verwaltung hielt  und  noch  nichts  von  Staatsverwaltung  im  eigentlichen 
Sinne  an  sich  trägt.  Das  Königreich  wurde  eben  wie  ein  großer  Gutshof 
finanziell  verwaltet.  Rechnungsmethoden,  wie  sie  bei  dem  großen  Gutshof 
üblich  waren,  waren  auch  im  exchequer  in  Gebrauch.  (S.  dazu  Hall, 
Studies,  p.  307  ff.  und  The  Pipe  Roll  of  the  Bishopric  of  Winchester  for 
1208/9,  London  1903).  Der  sog.  compotus  des  Gutshofs  ist  die  budgetäre 
Grundlage  seiner  Verwaltung.  Er  hat  folgende  Bestandteile:  vor  allem 
Titel,  enthaltend  den  Gegenstand  der  Rechnungslegung,  den  Namen 
des  Rechnungslegers,  dann  die  Rückstände  aus  der  letzten  Rechnungs- 
legung, die  Eingänge,  für  welche  der  Rechnungsleger  verantwortlich 
ist,  die  Ausgaben,  die  der  Rechnungsleger  im  Auftrag  des  Rechnungs- 
empfängers zu  leisten  gehabt,  schließlich  die  Differenz  der  Eingänge 
und  Ausgaben.  Genau  dasselbe  Bild  geben  die  pipe  rolls  des  königlichen 
exchequer.  Auch  der  Bischof  von  Winchester  besitzt  für  seine  Guts- 
liöfe  einen  exchequer,  in  dem  er  mitunter  selbst  den  Vorsitz  führt. 
Dieser  exchequer  hat  auch  einen  »magnus  rotulus«,  wie  die  Bezeich- 
nung auch  der  pipe  roll  des  königlichen  exchequer  war.  Nur  werden 
hierin  bloß  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Gutshöfe,  nicht  wie  in 
der  königlichen  pipe  roll  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  verzeichnet. 
Dieser  Unterschied  ist  aber  in  einer  Zeit  der  allgemeinen  Naturalwirt- 
schaft, in  der  das  bare  Geld  keine  große  Rolle  spielt,  von  untergeord- 
neter Bedeutung,  wird  aber  natürlich  am  Schlüsse  des  Mittelalters 
immer  wirksamer  und  zeigt,  daß  die  königliche  Exchequerverwaltung 
reformiert  werden  muß2.)  Für  unsere  Verfassungsperiode  aber  ist  es  jeden- 

x)  Und  zwar  sollen  sie  der  Regel  nach  vom  scaccarium  zur  Zeit  seiner  Tagung 
ausgehen  und  werden  hier  von  dem  Schreiber  des  Kanzlers  (scriptor  cancellarii, 
zum  Unterschied  vom  clericus  cancellarii)  abgefaßt.  Doch  finden  sich  auch  solche 
Schreiben,  die  von  der  curia  regis  ausgehen.   Hughes  a.  a.  O.  p.  182  f. 

2)  Ansätze  zu  einer  Trennung  der  curia  regis  von  ihrem  Einfluß  auf  das 
Schatzamt  finden  sich  schon  seit  dem  14.  Jahrhundert.  Die  früher  nur  vom  König 
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falls  bezeichnend,  daß  der  Bischof  von  Winchester  die  administrativen 
Formen  der  königlichen  ExchequerVerwaltung  zu  Beginn  des  13.  Jahr- 
hunderts für  Beine  Gutshofverwaltung  nachahmen  konnte  (Hall,  Win- 
i  hester,  Pipe  Roll  a.a.O.  p.  XII),  Natürlich  blieb  es  auch  bei  der  alten 
Form  der  Steuerrollen,  welche,  wie  wir  wissen,  für  Denagield  und  caru- 
oagium  und  das  lehensrechtliche  auxilium  die  Form  des  Gutshofs- 
inventara  war1).  So  blieb  es  auch  für  die  neuen  Steuern  der  Zehnten 
und  Fünfzehnten.  Auch  hier  ergehl  das  königliche  Steuerausschreiben, 
seif  dem  I  i.  Jahrhundert  mit  Zustimmung  des  Parlaments,  daneben 
wird  die  forma  inqnisitionis  angegeben,  oder  sie  ist  ein  für  allemal  durch 
\  i  i  wall  ungsroutinc  1'cstgcslclll.  An  Stelle  der  Antworten  der  Geschwore- 
nen oder  der  Lehensvasallen-)  treten  bei  den  neuen  Steuern  (übrigens 
Bchon  bei  dem  cai-ucagium)  Rechnungen  auf,  welche  dem  mittelalter- 
lichen Gutshofs-compotus  vollkommen  ähnlich  sind.  Die  Steuereinheit 
ist  jetzt  nn  lit  mehr  die  Hufe,  hida,  nicht  die  carucata,  das  Pflugland, 
tüchl  die  caruca,  der  Pflug,  nicht  das  Ritterlehen,  sondern  meist  die 
librata,  das  ist  eine  (irundbesitzeinheit,  welche  1  Pfund  Goldes  jährlichen 
Mutzen  abwirft8).  Diese  Steuereinheit  wird  dadurch  auch  für  das  be- 
wegliche  Vermögen  anwendbar  gemacht,  daß  man  eine  bestimmte 
Summe  desselben  soundso  viel  libratae  gleichsetzt.  Alles  in  allem: 
dem  Gutshof  und  dem  gutsherrlichen  compotus  gleicht  die  englische 
Steuerrolle  das  ganze  Mittelalter  hindurch.  Eben  das  bewirkt  die  Starr- 
heit der  Steuerformen  und  ihre  Neigung,  gar  leicht  zu  Reallasten  zu 
werden. 

II. 

I.  Die  materielle  Finanzverwaltung  oder  die  Aufstellung  und  Er- 
hebung  der  besonderen  Einnahmen  des  Staats  zeigt  durchaus  den  Cha- 
rakter des  Ständestaats. 

Betrachten  wir  dies  mittelalterliche  Jahresbudget  etwas  genauer, 
finden  wir.  daß  die  Jahreseinnahmen  etwa  zwischen  60  000 — 100  000 
Pfund  schwanken.  Die  Parlamente  Richards  II.  erklärten  öfters,  daß 
160  000  Pfund  im  Jahr  zu  erheben,  die  Kräfte  des  Volks  überschreiten 
würde,  dal.)  100  000  Pfund  eine  allein  angemessene  Besteuerung  der 
Laienwell  im  Gegensatz  zum  Klerus  wäre.  65000 Pfund  wird  man  jeden- 

sei neu  Baronen  geübte  Rechnungskontrolle  gegenüber  thesaurarius  und  den 
i  amerarii,  der  Zentralkasse,  wird  durch  einen  besonderen  Beamten,  den  tally-writer, 
_  übt,    der  seil   1527   den  Namen  auditor  of  receipt  of  the  exchequer  führt 
Poole  a.  a.  O.  p.  L90).    Aber  dies  war  zu  wenig,  um  den  Einfluß  der  könig- 
>be    Nif  die   Anweisungs-  und  Zahlungsbehörden  zurückzuhalten, 
i  nd  dieser  letztere  Einfluß  setzt  gerade  im  14.  Jahrhundert  besonders  ein.  Siehe 
Toni  in  E.  H.  R.  XXIV  (1909),  p.496. 
1    Siehe  oben  I.  Abschnitt,  §  11. 
2)  Siehe  oben  I.  Abschnitt,  §  11. 

3  Für  'Ii-  älteren  (siehe  H.dh  Studies,  p.  94)  Zehnten  und  Fünfzehnten  ist 
das  Marcatasystem  üblich:  von  jeder  Mark  Eigentumswerts  wird  der  10.  resp.  15., 
mitunter  auch  der  \  \.  und  13.  Teil  erhoben.  Ein  Pfund  Goldes  =  9  £.  Ein  Pfund 
Silbers  20  s.  Eine  Mark  Goldes  =  6  £.  Eine  Mark  Silbers  =  13  s.  4  d.  Pfund 
und  Mark  waren  aber  damals  nur  Rechnungseinheiten,  nicht  Münze. 
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falls  als  die  ordentliche  Jahreseinnahme  bezeichnen  können,  die  durch 
außerordentliche  Einnahmen  auf  120  000  Pfund  gesteigert  werden  konnte. 
Von  diesen  65  000  Pfund  ordentlicher  Einnahme  entfielen  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Mittelalters  etwa  10  000  Pfund  auf  Zölle x) ,  die  sich  jeden- 
falls als  eine  Klassensteuer  erwiesen,  da  sie  meistens  nur  von  den  Kauf- 
leuten, insbesondere  von  den  fremden  Kaufleuten  erhoben  wurden. 
Man  unterscheidet  nämlich: 

1.  Die  recta  prisa,  die  althergebrachte  Abgabe  von  Wein,  die 
willkürlich  (mala  prisa) ,  namentlich  bei  den  Ausländern,  eingehobene 
Abgabe,  sog.  butlerage. 

2.  Die  antiqua  et  magna  custuma,  namentlich  auf  Leder  und 
Wolle,  von  allen  Stadtbürgern  und  Fremden  erhoben. 

3.  Die  nova  et  parva  costuma,  namentlich  auf  Leder  und  Wolle, 
von  Fremden  erhoben  (auf  Grund  der  Carta  mercatoria  von  1301). 

4.  Die  Subsidien,  Gewährung  von  Zolleinkünften  durch  Parla- 
mentsakte, insbes.  das  Maß  der  althergebrachten  Zölle. 

50  000  Pfund  kamen  durch  Rechnungslegung  der  Sheriffs  ein,  das 
sind  die  alten  Grafschaftsgefälle,  die  hauptsächlich  darin  begriffen  sind2). 
Dazu  kamen  noch  kleinere,  zufällige  Einnahmen  in  Gestalt  der  Heim- 
fälle von  erblosen  Nachlaßmassen,  kleinere  Einnahmen  vom  Schlag- 
schatz der  Münze  u.  dgl.,  die  etwa  10  000  Pfund  insgesamt  betrugen. 

Die  Ausgaben  waren  aber  ungleich  größer,  namentlich  in  der  Zeit 
der  französischen  Kriege 

2.  Nachdem  die  alten  Feudaleinnahmen  mit  dem  Verfall  des  Feu- 
dalismus immermehr  außer  Brauch  gekommen  waren,  hatte  an  ihrer 
Stelle  eine  neue  Form  der  direkten  Besteuerung  Platz  gegriffen,  die  das 
Vermögen  insbesondere  auch  das  bewegliche  Vermögen  zu  treffen  suchte. 
Es  waren  das  die  sog.  Zehnten  und  Fünfzehnten,  die  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert üblich  wurden. 

Wir  begegnen  nun  den  ersten  öffentlichen  Steuern  Englands. 
Ihr  eigenartiger  Charakter  im  Gegensatz  zu  den  Feudalabgaben  ist  durch 
zwei  Umstände  gegeben:  einmal  erstrecken  sie  sich  über  den  Kreis 
der  unmittelbaren  Lehensvasallen  des  Königs  hinaus,  auch  auf  den 
Kreis  der  Untervasallen,  ja  aller  Staatsbürger;  zum  zweiten  werden  sie 
nicht  mehr  freiwillig  geleistet,  sondern  zwangsweise  eingehoben,  wenn- 
gleich der  Ausdruck  auxilia,  dona,  auf  das  Gegenteil  hinzudeuten 
scheint.  Aber  die  Parallele  mit  den  deutschen  »Beden«,  die  ja  auch 
öfter  »erbeten«,  in  Wirklichkeit  aber  »pro  mandato«  angesehen  wurden3), 

x)  Für  die  frühere  Zeit,  etwa  bis  zum  33.  Regierungsjahr  Edwards  III.  schätzt 
sie  Hall,  History  of  the  Custom-Revenue  I,  p.  74  auf  das  Doppelte  (20  000  £.). 
Für  die  Zeit  Edwards  II.  ergaben  die  genauen  Nachweisungen  von  J.  H.  Ramsay 
in  E.  H.  R.  XXVI,  p.  108  ein  Schwanken  zwischen  6000  und  24  000  £. 

2)  In  der  vorigen  Periode  unter  Heinrich  II.  betrugen  sie  kaum  die  Hälfte. 
Siehe  Parow  a.  a.  O.  S.  49,  der  uns  für  das  16.  Regierungsjahr  Heinrichs  II.  die 
Ziffer  23  535  £  16  s  10  d  angibt,  und  in  dieser  Summe  sind  auch  die  kleinen  zu- 
fälligen Einnahmen  durch  das  Heimfallsrecht  etc.  des  Königs  eingeschlossen. 

3)  Siehe  dazu  Zeumer,  in  Schmollers  Staats-  und  soz.-wiss.  Forschungen 
Bd.  I,  Heft  2,  S.  37  ff. 
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ist   augenfällig.     Sodann   gehl  »Ii»1  Parallele  noch  weiter.    Schon  in 
/•  it  Heinrichs  II.  können  wir  diesen  CJmbildungsprozeß  der  Feudal- 
iben  in  öffentliche  Steuern  beobachten.    Nicht  in  den  Ablösungs- 
summen rür  den  Heeresdiensl  haben  wir  den  Ursprung  der  öffentlichen 
Sti  lern  zu  erblicken1),  heim  selbst  die  Schildgelder  (scutagia)  werden 
nicht  als  Ablösungssummen  gezahlt,  wenn  der  Vasall  des  Königs  es  will, 
sondern,  wie  wir  wissen,  wenn  der  König  es  will.   Im  Jahre  1163 
erhebt  der  König  Heinrich  II.  du4  Forderung,  daß  ihm  der  herkömmliche 
Grafenschatz  (auxilium  vicecomitis)  als  Steuer  gezahlt  würde.  Becket 
miertÄ)  mon  debere  eos  exigi  pro  reditibus«*  Er  werde  dies  nicht 
reditu«  sondern  höchstens  aus  freien  Stücken  zahlen.  Darauf  der 
König  ergrimmt:  »dabuntur  pro  reditu  et  in  scriptum  regis  scribentur«. 
Hier  sehen  wir  ganz  den I  Meli  den  IJnibildungsprozeß.  Becket  sieht  in 
dem  Grafenschatz  nur  eine  regelrechte  wirkliche  Bede  (»nec  pro  reditu 
inquil  dabimus  eos  .  .  .  s<><1  si  digne  nobis  servierint  vicecomites . .«). 
Auch  dem  Könige  will  er  sie  mir  freiwillig  leisten,  wie  freiwillig  Feudal- 
abgaben  etc.    Der  König  will  aber  eine  richtige  öffentliche  Steuer: 
»dabuntur  pro  reditu«. 

Ulmählich  setzl  sich  die  Auffassung  durch,  daß  der  König  für  die 
verschiedensten  Zwecke  auxilia  fordern  könnte  (nicht  bloß  in  den 
bekannten  drei  V  alien  des  Lehensrechts).  Unter  Heinrich  III.  ist 
(Madox,  History  of  the  Exchequer,  ed.  1769,  I,  p.  609)  dies  bereits 
feststehend.  Es  wird  jetzt  die  Formel  des  auxilium  »pro  urgenti 
3sitate«  üblich3).  Doch  schon  unter  Heinrich  II.  begegnet  uns  die 
erste  öffentliche  Steuer. 

Der  /chnte  traf  die  Städte,  der  Fünfzehnte  die  Grafschaften. 
Zuweilen  wurden  auch  andere  Quoten  erhoben4).  Das  Vorbild  dieser 
I ••lierungsfnrm  war  der  sog.  Saladinzehnt  von  1188,  den  Heinrich  II. 
n.n  li  französisehem  Muster5)  von  einem  magnum  concilium  zu  Ged- 

1    Ebensowenig  in  Deutschland  nach  der  grundlegenden  eben  zitierten  Ab- 
Uung  Zeumers.   Noch  weniger  läßt  sich  für  England  der  Ursprung  der  Steuer 
lern  Grundzins  etc.  ableiten.   Die  tallagia  des  Königs  waren  immer  von  den 
iiixilia  scharf  geschieden. 

■    Siehe  Round,  Feudal  England  497  ff. 

Siehe  Madox  a.  a.  O.  I,  607  Anm.  b:  »quod  pro  urgenti  necessitate  nostra 
auxilium  nobis  impenderent«.  .  .  .  (20.  Regierungsjahr  Heinrichs  III.).  Inwiefern 
l<  p  Entwicklung  der  Idee  öffentlicher  Steuern  auch  kirchliches  Vorbild  mit- 
wirkte siehe  oben  §  12. 

1    Ein  anschauliches  Bild  einer  Einschätzungsliste  für  einen  »Vierzehnten« 
1232  gibl  Niemayer:  E.  H.  R.  vol.  24,  p.  732  f.  Es  handelt  sich  um  das  Dorf 
Stathern  in  Leicestershire: 

Robertos  Sarninge  |  ?)  Bladum  suum  valuit  21  solidos  et  4  denariorum.  Duos 
equos  habuil  et  valuerunt  6  s.  Tres  vaccas  et  valuerunt  6  s.  Summa  3  marcae. 
Dom  12  d.  <      Folgen  dann  die  übrigen  Einwohner  von  Stathern.  Auf  der 

Rückseite  der  Einschätzungsrolle  steht  das  Steuererträgnis  für  das  ganze  Dorf: 
Summa  £36  .  14  s  de  Stakediria.    Summa  quae  pertinet  ad  Regem  18  s  8%  d.« 
Andere  Beispiele  bei  E.  Powell,  A  Suffolk  Hundred  in  the  Year  1283,  Cambridge 
1910   Anhang:  31  Tafeln,  enthaltend  die  Steuerrolle  für  die  Hundertschaft). 

5)  Über  die  Vorläufer  dieser  Steuer  und  ihren  französischen  Ursprung:  A.  Car- 
tellieri,  Philipp  11.  August,  König  von  Frankreich,  Leipzig  1906,  II,  S.  5  ff. 
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dington  (Northamptonshire)  für  den  zweiten  Kreuzzug  sich  bewilligen 
ließ.  Das  magnum  concilium  zu  Geddington  wiederholte  nur  für 
England  die  Steuerbeschlüsse,  die  zuvor  in  Le  Mans  für  die  festländischen 
Besitzungen  des  Königs  gefaßt  worden  waren.  Danach  wurde  der  zehnte 
Teil  des  beweglichen  Vermögens  aller  Bewohner  Englands  mit  Ausnahme 
der  Kreuzfahrer  bewilligt.  Die  Einschätzung  erfolgte  in  der  Weise, 
daß  in  jeder  Grafschaft  Einschätzungskommissare  bestellt  wurden1), 
welche  vom  Sheriff  unterstützt  werden  mußten.  Jede  Hundertschaft 
und  jedes  Kirchspiel  wurde  besonders  registriert  und  danach  die  Ein- 
schätzung vorgenommen.  Die  Einschätzungskommissare  wurden  bei 
ihrer  Arbeit  von  2  oder  4  Freibauern  in  dem  Dorf  bzw.  Kirchspiel  unter- 
stützt, und  bestimmte  Einschätzungsnormen  waren  von  der  Zentral- 
verwaltung aus  vorgeschrieben.  Darin  war  auch  enthalten,  wer  von  der 
Besteuerung  und  was  an  beweglichen  Gegenständen  von  der  Besteuerung 
ausgenommen  sein  sollte.  Mitunter  waren  so  hervorragende  Große 
des  Reiches  und  ihre  Hörigen  (villains)  ausgenommen2).  Seit  1334 
wurden  aber  die  Einkünfte  aus  den  Zehnten  und  Fünfzehnten  ein  für 
allemal  festgelegt,  d.  h.  es  war  nicht  mehr  Brauch,  für  jede  Steuer- 
erhebung eine  neue  Einschätzung  vorzunehmen,  sondern  es  wurde 
üblich,  den  Betrag  des  Zehnten  und  Fünfzehnten  mit  etwa  38  000  bis 
39  000  Pfund  Sterling  zu  veranschlagen  und  diese  Summe  auf  die 
einzelnen  Grafschaften  und  Städte  zu  verteilen.  Die  Art,  wie  die  Ein- 
schätzung und  Erhebung  innerhalb  der  einzelnen  Kommunalverbände 
vorgenommen  wurde,  blieb  diesen  überlassen.  Die  frühere  Quotitäts- 
steuer  wandelte  sich  jetzt  in  eine  Repartitionssteuer  um.  Aber  gerade 
der  weite  Rahmen,  der  den  Ständen  bei  der  Einschätzung  und  Erhe- 
bung gelassen  wurde,  brachte  es  mit  sich,  daß  die  Steuer,  eine 
öffentlichen  Abgabe,  zu  einer  Reallast  degradiert  wurde,  die  ein  für  alle- 
mal auf  dem  betreffenden  Grundstück  haften  blieb.  Von  einer  Be- 
steuerung des  beweglichen  Vermögens  war  in  Hinkunft  keine  Rede  mehr, 
und  auch  nicht  von  der  Besteuerung  des  unbeweglichen  Vermögens, 
weil  eben  eine  Reallast  keine  Steuer  ist.  Das  hatten  die  Stände 
als  Privileg  der  Krone  abgenötigt.  Vielfach  trugen  aber  auch  noch  andere 
Umstände  zu  dieser  Verkalkung  der  Steuerarterien  bei.  So  zunächst 
der  Umstand,  daß  die  königliche  Steuerkommission  in  ihrem  Ver- 
anlagungs verfahren  seit  Edward  I.  von  der  Mitwirkung  der  lokalen 
Jury  abhing,  während  vor  dieser  Zeit  gewöhnlich  die  reisenden  Richter 
allein  damit  betraut  waren.  Die  Jury  ging  nach  dem  Sprichwort  vor, 
daß  keine  Krähe  der  andern  ein  Auge  aushackt.  Dazu  kam  ferner  die 
Tatsache,  daß  der  Steuereinschätzungsmaßstab  fortwährend  wechselte. 


x)  Z.  B.:  Ausführungsanweisung  für  den  »Dreißigsten«  von  1283  (bei  Powell 
a.  a.  O.  p.  XI):  »Ceo  est  a  saver  the  les  bens  propres  as  cuntes  de  Gloucestre  Wa- 
renne  marchal  Warewyk  Lincoln  Jon.  Geffard  Renald  de  Grey  Joh.  de  Vescy  et 
de  autre  hauz  hommes  ke  sunt  en  Wales  ove  le  rey  ne  de  lur  vyleyns  rew  ne  seit 
taxee  .  .  . « 

2)  Formen  dieser  Ausführungsanweisungen  (writs)  bei  Stubbs,  S.  Ch.  283 
und  E.  Powell  a.  a.  O.  Introduction  p.  X  ff. 
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Bald  waren  /.  1>.  für  die  Einschätzung  eines  Gutshofs  die  Roineinkünfte 
'i  den  Gutshofrechnungen  (manorial  aecounts),  bald  die  Jahreser- 
träge nach  dem  Gutshofsinventar  (exienia  mauerii)  maßgebend.  Die 
Praxis  machte  mitunter  ganz  was  anderes,  als  die  Ausführungsanwei- 
Bungen  des  Königs  vorschrieben.  Sollten  die  Gutserträgnisse  zugrunde 
gelegt  werden,  bo  war  die  billigste  Pachtrente,  für  die  das  Gut  zu  haben 
war.  angenommen.  Der  »verus  valor«  einer  neuen  Steuereinschätzunsr 
war  schon  im  Augenblick  veraltet,  da  er  eben  festgestellt  war.  Das  Volk 
widerstrebte  auch       mitunter  mil  offener  Gewalt  (s.  Powell  a.  a.  0. 

.XVI)  jeder  neuen  Einschätzung  bei  den  an  den  lokalen  Markt  ge- 
bundenen  wirtschaftlichen  Verhältnissen;  bei  der  Unmöglichkeit,  die 
neuen  Steuei  auflagen  durch  Vergrößerung  des  eigenen  Verdienstes  auszu- 
gleichen.  VA  urde  doch  auch  jedes  St  reben,  den  »wahrem  Wert«  der  Steuer- 
objekte  zu  erlassen,  als  ein  »unbereehl  igt  er«  Vermögenseingriff  aufge- 
5i  hließlich  suchte  man  der  neuen  Einschätzung  dadurch  zu  ent- 
gehen,  dal.1,  man  gegen  gewisse  Geldleistungen  von  der  Krone  das  Privi- 
legium erhielt,  in  der  alten  Einschätzungsform  veranlagt  zu  werden. 
So  kam  es  denn  auch,  dal.»  nicht  bloß  die  »Zehnten«  und  »Fünfzehnten«, 
Bondern  auch  die  dem  Kirchengut  auferlegten  Steuern  zum  Petrefakt 
wurden  und  schließlich  die  Steuerrolle  von  1291  für  die  Besteuerung 
de-  Kirchenhesit  /.es  bis  zum  Jahre  1535  als  »Besteuerung  des  Papstes 
Nikolaus  IV. <  maßgebend  blieb1).  Unter  Edward  III.  verspürt  man 
aber  schon  die  Übeln  Wirkungen  dieser  reallastähnlichen  Besteuerung. 
Die  neuen  Besitz-  und  Eigentumsformen,  welche  die  Auflösung  des 
Gutshörigkeitsverbandes  und  des  Feudalismus  begleiteten,  konnten 
m  den  alten  Einschätzungs-  und  Veranlagungsformen  nicht  mehr  be- 
Bteuerl  werden,  und  die  ganze  Steuergeschichte,  vom  Ausgange  der 
Regierung  Edwards  III.  bis  zum  Schlüsse  des  Mittelalters,  zeigt  deut- 
lich einerseits  das  Streben,  die  neuaufkommenden  Besitzverhältnisse 
steuerartig  zu  fassen,  anderseits  das  Fehlschlagen  aller  dieser  Versuche. 
Zuersl  bemühJ  man  sich,  mittels  Kopfsteuer  alle  Steuerkräftigen  heranzu- 
ziehen.  So  war  namentlich  die  Groschensteuer  von  1377  und  die  Köpf- 
et, iuer  von  L380,  die  den  unmittelbaren  Anlaß  zum  Bauernaufstand 
von  1381  gab,  darauf  gerichtet,  die  breite  Masse  der  Bevölkerung  zu 
treffen.  Man  kam  dann  auf  den  Gedanken,  eine  graduierte  Kopfsteuer 
einzuführen.  V.uch  diese  Gradationen  sind  nicht  etwa  mit  modernen 
Steuerprogressionen  zu  vergleichen,  denn  während  diese  das  Bestreben 
haben,  das  Prinzip  der  Steuergerechtigkeit  zur  Durchführung  zu  bringen, 
Insbes.  jeden  Steuerpflichtigen  nach  seiner  Vermögenskraft  zu  erfassen, 
waren  jene  alten  graduierten  Kopfsteuern  nur  bemüht,  durch  Aufstellung 
tnmter  Berufskategorien  wenigstens  äußerlich  einen  Maßstab 
dafür  zu  gewinnen,  welcher  von  den  neu  aufkommenden  Klassen  und 
zur  Steuer  herangezogen  werden  sollte  und  durfte.  Es  war  eben 
nur  das  Bemühen  der  Stände,  aus  der  alten  ständischen  Besteuerung 

1    Siehe  dazu  die  übersichtliche  Darstellung  in  E.  H.  R.  23,  p.  434  ff.,  wobei 
3chäd<  d  des  mittelalterlichen  Einschätzungsverfahrens  klar  veranschau- 
licht werden. 
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herauszukommen  und  die  Steuerlast  womöglich  neuen,  nicht  immer 
kräftigen  Schultern  zu  überweisen.  Die  graduierten  Kopfsteuern  ver- 
sagten. Man  kam  dann  auf  den  Gedanken,  die  Grundeigentümer  wenig- 
stens entsprechend  den  neuen  Besitz-  und  Eigentumsverhältnissen 
in  Steuerklassen  zu  teilen.  Im  Jahre  1427/28  wurde  eine  allgemeine 
Haushaltungssteuer  und  daneben  eine  Grundsteuer  von  jedem  Ritter- 
besitz (knights  fee)  eingeführt.  Ähnlich  war  die  Steuer  von  1431,  eine 
allgemeine  Grundsteuer  vom  Ritterbesitz,  daneben  eine  Steuer  von 
allen  freien  Grundeigentümern.  Aber  auch  dieser  Versuch  mißlang, 
die  Stände  waren  zu  egoistisch,  um  solche  Steuern  ruhig  sich  entfalten  zu 
lassen.  Man  wollte  insbesondere  die  Steuereinschätzung,  die  die  Stände 
seit  1434  an  sich  gebracht  hatten,  nicht  anderen  Personen  anvertrauen. 
Daher  war  immer  ein  Kampf,  daß  nicht  Grafschaftsbewohner  als  Steuer- 
einschätzungskommissare der  Städte  und  umgekehrt  verwendet  werden. 
In  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  versuchte  die  Krone  durch 
Gesetz  im  Jahre  1435  und  ähnlich  1450  eine  graduierte  Einkommen- 
steuer durchzuführen,  wobei  die  Steuereinschätzungskommissare  vom 
Staatsrat  ernannt  werden  sollten,  aber  die  Stände  baten  dringend, 
die  alte  Form  der  Besteuerung,  des  Zehnten  und  Fünfzehnten,  nicht 
aufzugeben.  Damals  war  man  vonseiten  der  Stände  ängstlich  bemüht, 
die  einzelnen  Klassen  der  Bevölkerung  scharf  voneinander  zu  scheiden. 
Die  vom  Staatsrat  ernannten  Kommissare  sollten  nur  die  freien  Grund- 
besitzer innerhalb  der  Grafschaft  unter  dem  Rang  eines  Barons  ein- 
schätzen dürfen;  Barone  und  Lords  hingegen  von  höherem  als  Baronen- 
rang sollten  vor  dem  Kanzler  und  dem  Schatzmeister  ihre  Steuerer- 
klärung abgeben.  Ähnlich  sollten  Grafschaftseinschätzungskommissare 
nur  aus  Grafschaftsbewohnern  und  Stadteinschätzungskommissare  nur 
aus  Stadtbewohnern  genommen  werden.   Dies  geschah  1435. 

Im  Jahre  1450  stellte  sich  heraus,  daß  die  Steuereinschätzungs- 
kommissare und  die  Grafschaftssheriffs  überhaupt  die  Steuererhebung 
vernachlässigt  hatten,  und  daß  die  Steuerträger  gar  nicht  einmal  vor 
ihnen  zum  Zwecke  der  Steuererklärung  erschienen  waren.  Mit  Mühe 
und  Not  gingen  dann  doch  die  Steuern  durch.  Während  der  Rosen- 
kriege versuchte  die  Krone  wiederholt,  im  Jahre  1463  und  1472,  den 
Ständen  die  Steuereinschätzung  zu  entreißen  und  sie  königlichen  Ein- 
schätzungskommissaren zu  überweisen.  Aber  immer  wieder  verlangten 
die  Gemeinen,  daß  die  alte  Erhebungsart  des  Zehnten  und  Fünfzehnten 
beibehalten  werden  sollte  (Rot.  pari.  V  489  und  Rot.  pari.  VI  151), 
und  die  Ausführung  der  königlichen  Versuche  mußte  unterbleiben. 
Vom  Zehnten  und  Fünfzehnten  sagten  die  Commons:  »Die  Erhebung 
dieser  Art  von  Steuer  sei  so  im  Volk  üblich,  daß  keine  andere  Besteue- 
rungsform in  dieser  Hinsicht  ihr  gleichen  könnte.«  Und  so  blieb  es  wäh- 
rend des  Mittelalters  bei  der  »maner  and  form  aforetime  used«,  d.  h. 
bei  der  reallastartigen  Steuer  des  Zehnten  und  Fünfzehnten,  die  in 
ständisch  engherziger  Weise  eingeschätzt  und  erhoben  wurde.  Wenn 
man  nun  bedenkt,  daß  gerade  der  Zehnte  und  der  Fünfzehnte  die  Haupt- 
einnahmequelle des  staatlichen  Budgets  waren,  und  dazu  in  Erwägung 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  20 


;:<h; 


n.  M>schnitt.  Der  Standestaat. 


tieht,  daß  der  Klerus  in  ähnlicher  Weise  seine  Besteuerung  nach  der 
Einschätzung  von  1239  das  ganze  Mittelalter  hindurch  einrichtet,  so 
wird  man  dn-s,"  ganze  Finanzverwaltung  als  egoistisch-ständisch  be- 
leichnen  müssen, 

III. 

1.  Eine  besondere  Abteilung  des  exchequer  bestand  für  die  Juden 
bis  eu  ihrer  Ausweisung  (1290).  Ks  war  das  sog.  »scaccarium  Judae- 
orum*1). Diese  Institution  diente  doppelten  Zwecken.  Auf  der  einen 
Seite  si<  berte  sie  Bowohl  die  Schuldner  der  Juden  vor  Übervorteilung, 
als  au<  Ii  die  Juden  vor  ungerechter  Verweigerung  der  Zahlung,  auf  der 
andern  Seite  bo1  sie  ein  gutes  Mittel,  die  Juden  zu  besteuern.  Das 
scaccarium  Judaeorum  bestand  aus  sog.  justiciarii  at  custodiam  Judae- 
orum assignati  oder  custodes  Judaeorum  genannt.  Daneben  waren  einige 
Subaltembeamte  bestellt,  wozu  oütunter  Juden  angenommen  wurden. 
In  allen  größeren  Handelsplätzen;  wo  Juden  der  Aufenthalt  gestattet 
w.u.  befanden  sich  Filialen  des  exchequer.  Nach  der  sog.  Capitula 
d<  J  idaeis  (um  L194)  sind  6  bis  7  Handelsplätze  angegeben,  wo  die 
Juden  Darlehen  vergeben  durften.  Dies  mußte,  um  rechtsgültig  zu  sein, 
in  Gegenwarl  von  je  zwei  Christen  und  zwei  Juden  (chirographi)  und 
zwei  Schreibern  (scriptores)  und  vielleicht  einigen  Beamten  des  Juden- 
exchequer  geschehen. 

Ihr  Schuldurkunde  mußte  die  Form  des  sog.  chirographum  haben, 
d.  h.  auf  einer  Holle  mußte  die  Urkunde  in  doppelter  Ausfertigung 
geschrieben  sein;  die  Rolle  wurde  dann  horizontal  entzweigeschnitten, 
di  rart,  dal.»  die  beiden  Ausfertigungen  auseinanderfielen  und  die  Schnitt- 
linie  ein  wichtiges  Wort,  das  auf  die  Rolle  hingemalt  war,  z.  B.  chiro- 
graphum,  teilte.  Ein  Teil  dieser  Rolle  —  so  schreibt  die  Capitula  vor  — 
verbleibl  in  diu1  Hand  des  jüdischen  Gläubigers,  der  andere  Teil  (»pes«) 
muß  m  einer  Truhe  deponiert  werden,  die  drei  Schlüssel  habe.  Die 
beiden  jüdischen  chirographi  hatten  einen,  die  beiden  christlichen 
den  andern,  die  scriptores  den  dritten.  Durch  diese  Maßnahme  war  die 
Rechtssicherheil  für  Juden  und  Christen  herbeigeführt.  Der  exchequer 
der  Juden  dient  aber  auch  Finanzzwecken,  insbes.  der  Erhebung  willkür- 
licher  Steuern  von  den  Juden   (sog.  tallagia).    Diese  Steuer  wurde 

capita«  aN  Kopfsteuer  erhoben,  doch  hafteten  alle  für  einen.  Jeder 
Jude  wurde  »secundum  facultates«  besteuert.  Wenn  nun  einer  von 
ihnen  die  Zahlung  verweigerte,  so  nahm  der  König  Rückgriff  auf  die 
chirographa.  Wenn  »  ine  jener  berüchtigten  Judenschatzungen  vorge- 
Qommen  werden  sollte,  erließ  der  exchequer  der  Juden  in  London  einen 
Erlaß,  dal.;  de-  chirographi  gestatten  sollten,  die  Kasten,  in  denen  die 
chirographa  deponier!  waren,  zu  versiegeln.  Dies  machten  nicht  selten 

Grrafschaftssheriff  und   zwei  Ritter.    Die  Eröffnung  erfolgte  erst 

darüber  insbes.  Ch.  Gross,  The  Exchequer  of  the  Jews  of  England 
in  the  M.  A..  London  L887  |  An^lo- Jewish  Historical  Exhibition  Paper)  und  J.  M. 

Kiril'-ituriL'  zu  Sf'lc  f  I'k-as.  Starrs  and  other  Records  from  the  Rolls  of  the 
Exchequer  of  the  Jews  (1220—1284),  Seiden  Society  Nr.  15. 
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in  [Gegenwart  des  Delegierten  des  Judenexchequer,  welcher  nun  ein 
Inventar  (das  sog.  scrutinium  chirographorum)  aller  chirographa  auf- 
nahm und  dies  nachträglich  in  die  Exchequerrollen  aufzeichnen 
hieß.  Diese  Listen  boten  die  Besteuerungsgrundlagen.  Die  Forde- 
rungen des  die  Steuer  nicht  zahlenden  Juden  wurden  vom  König  mit 
Beschlag  belegt.  Diese  Zahlungsüberweisung  vollzog  sich  mitunter 
auch  freiwillig,  indem  die  Juden  statt  der  Steuer  ihre  Gläubigerforde- 
rungen —  zuweilen  herzlich  schlechte  —  anboten.  Wenn  nach  einer  Be- 
schlagnahme der  Jude  die  Steuer  zahlte,  erhielt  er  die  in  Beschlag 
genommene  Forderung  zurück.  Das  Recht  des  tallagium  nahm  der 
König  auf  Grund  seines  Vormundschaftsrechts1)  in  Anspruch  (Rigg 
a.  a.  0.  p.  XXXVII).  Außer  diesen  Verwaltungsbefugnissen  hatte 
der  Judenexchequer  noch  richterliche  Gewalt.  Alle  Verletzungen  der 
Judengewohnheiten  (consuetudines  oder  assissae)  gelangten  vor  dieses 
Tribunal.  Kein  anderes  Gericht  durfte  über  Juden  zu  Gericht  sitzen. 
Der  größte  Teil  der  Rechtsstreite  umfaßte  Klagen  der  Juden  gegen 
Christen  auf  Zahlung  der  Darlehenschuld  oder  Klagen  der  Christen 
gegen  Juden  wegen  ungerechtfertigter  Ansprüche  und  Pfändungen. 

2.  Ein  besonderer  Zweig  der  formellen  Finanzverwaltung  war  die 
Behandlung  der  italienischen  Bankiers  [caursini  =  christliche  Geld- 
leiher  =  Männer  von  Cahors2)],  die  seit  den  Tagen  Richards  I.  der  eng- 
lischen Krone  Darlehen  gewährten,  seit  Heinrich  III.  aber  in  England 
größere  Geschäfte  zu  machen  begannen,  als  sie  nämlich  im  Auftrage 
des  Papstes  die  vom  Könige  gemachten  Geldversprechungen  in  England 
einheben  sollten.  Seit  der  Zeit  kamen  sie  in  dauernde  Verbindung 
mit  der  englischen  Krone.  Materielle  Zins  Versprechungen  erhielten  sie 
—  wegen  des  kanonistischen  Zinsverbotes  —  nicht,  dafür  aber  eine 
ganze  Reihe  von  Vorteilen  für  die  »damna  emergentia«.  War  eine 
Subsidie,  ein  Zoll  oder  eine  Steuer  vom  Parlamente  bewilligt,  so  war 
das  noch  lange  nicht  Geldeswert.  Da  kamen  nun  die  italienischen 
Handelsgesellschaften  (societates)  der  Mozzi  von  Florenz,  der  Pulzi 
von  Florenz,  der  Ammanati  von  Pistoja,  der  Callardi  von  Lucca,  der 
Bonsignori  von  Siena,  der  Frescobaldi,  Spini  und  Bardi  von  Florenz  u.  a. 
und  streckten  dem  König  das  Geld  vor,  das  er  benötigte,  ohne,  wie  die 
englischen  Städte,  insbesondere  die  Londoner  im  gleichen  Falle,  Freiheiten 
und  Charten  zu  verlangen.  Ihre  Vorteile  waren  teils  Zölle  und  Steuern, 
die  ihnen  zur  Vereinnahmung  ohne  scharfe  Rechnungskontrolle  über- 
wiesen wurden,  teils  die  Gewährung  des  Verwaltungszwangsverfahrens 
im  exchequer  zur  Einbringung  ihrer  Geldforderungen,  die  sie  bei  eng- 
lischen Schuldnern  ausstehen  hatten,  teils  die  Erlaubnis,  Wolle  ohne 

x)  Über  den  Königsschutz  der  Juden  siehe  Liebermann,  Sachglossar  »Fremde«  8a. 
Über  ihre  Kammerknechtschaft  ebendort  »Juden«  7  e  und  v.  Amira,  Grundriß 
S.  129  ff. 

2)  Dante  stellt  als  Typus  der  Hauptwucherer  die  Männer  von  Cahors  dar 
(Inferno  XI,  46  —  50).  Über  die  Wirksamkeit  der  italienischen  Handelsgesellschaften 
in  England  siehe:  E.  A.  Bond  in  Archaeologia  XXVIII,  p.  207-326;  Stubbs  II2, 
416  u.  560  ff.;  Rhodes,  in  Owens  College  Historical  Essays  19072,  p.  137  ff.;  R.  J 
Whitwell,  in  Transactions  of  the  Roy.  Hist.  Soc.  N.  S.  XVII,  p.  175  ff. 
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Ausfuhrzoll  aus  dem  Lande  zu  führen.  Unter  Edward  III.  orreicht 
die  Schuldabhängigkeil  der  englischen  Könige  von  jenen  Handelsgesell- 
schaften ihren  Höhepunkt,  Die  Firma  Bardi  verblutete  sich  vollends, 
da  der  König  zur  Bezahlung  seiner  Schuld  (l1^  Müll.  Goldgulden)  un- 
vermögend war.  Seil  der  Zeil  (1345)  verschwinden  sie  vom  Schauplatz 
und  ihre  Stelle  nehmen  zuersl  Flamländer,  später  englische  Kaufleute, 
insbesondere  die  City  von  London  ein. 

S  25,  Die  Entwicklung  der  englischen  Staatskirche. 

Li  te  ra  l  u  r. 

ad  I  Capes  \\ .  W.,  The  English  Church  in  the  fourteenth  and  fifteenth 
Centimes,  London  1909.  Diocesan  1 1  istories :  Ausg. :  Society  for  promoting 
Lian  Knowledge,  L884 ff.  (bis  jetzt  15  Bde.)  —  Haller  J.,  Papsttum 
und  Kirchenreform  [.Bd.,  Berlin  1903,  S.  375—465  (grundlegend).  —  Mait- 
I  ad,  Collected  Papers  ed.  Fisher,  Cambridge  1911,  p.  210  ff.  (The  Corporation 
Ogle  \..  TheCanon  Law  in  Mediaeval  England,  London  1910.  —  Sa- 
\  i  n  e  \..  English  Monasteries  on  the  Eve  of  the  Dissolution,  in  Vinogradoff's  Ox- 
rord  Studies  Bd.  1.  L909,  p.  111  ff.  —  Stubbs  III2,  p.  303-341. 

II.     \  I  I  r  r  Ii  ii  r  y  Francis,  The  right  powers,  and  Privileges  of  an  Eng- 
lish  i  onvocation  stated  and  vindicated,  London  1700,  2.  ed.  1701.  —  Kennett 
w  .   Ecclesiastical  synods  and  parliamentary  convocations,  pt.  I,   London  1701. 
La  I  Ii  b  u  r  y  Thomas,  History  of  the  convocation  of  the  church  of  England, 
L842,  2.  ed.  1853  (besonders  wertvoller  Anhang).  —  Macray,  Einlei- 
ii  Records  of  the  Northern  Convocation  1907  (Surtees  Soc.  Nr.  113).  — 
M.  I  -.  p.        ff.  -  Stubbs,  Constitutional  History  II2,  p.  203  f. ;  III2, 
11  f.       Maitland  ,  Roman  canon  Law  in  the  church  of  England,  London 
18  »8.       Derselbe,  Collected  Papers  III,  p.  137  ff.  -  Wake  William,  The  state 
of  the  church  and  clergy  of  England  in  their  Councils,  synods,  convocations  etc., 
London  1703. 

ad  III.  Maitland,  Roman  canon  law  in  the  church  of  England  a.  a.  O. 
Ogle  a.  a.  O.  p.  18  —  147.  —  P  r  y  n  n  e  ,  Records  III,  Londonl670  (AnExact 
History  of  Popes  Intollerable  Usurpations  Upon  the  Liberties  of  the  Kings  and 
Subjects  of  England  and  Irland).  -  O.Reichel,  Canon  Law  II  (1896),  189  ff. 
-  81  ubbs  III-.  ]>.  352  ff.  —  Derselbe,  An  aecount  of  the  Courts  which  have 
siastical  Jurisdiction  in  England  up  to  the  year  1832  in  P.  P.  XXIV, 
I.  p.  21  ff.  Gai  r  d  n  e  r  J.,  Lollardy  and  the  Reformation  in  England  I  (1908), 
ch.  J  IV.  -  P.  and  M.  I2,  p.  124-131. 

IV.  Loserthin  den  Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie,  Histor.- 
phiL  Klasse,  Bd.  136  (1897),  S.  1-118.  -  Rogers  J.E.  Th.,  Loci  e  libro  veri- 
tatum.  Gascoigne's  Theological  Dictionary,  Oxford  MDCCCLXXXI,  Einleitung 
p.  6182.  -  Trevelyan,  The  Age  of  Wycliff,  18992. 

Tmtz  der  Tnlsarhf,  daß  England,  wie  wir  wissen,  seit  der  Zeit 
inna  päpstliches  Lehen  war,  trotz  der  Ausbildung  des  Patronats- 
iffs  in  der  vergangenen  Periode,  war  der  Eigenkirchengedanke  in 
England  &elbs1  in  dieser  Zeil  keineswegs  untergegangen.  Schon  im  Jahre 
li;itt. •  .  hm  ciigliscl)»'  I!<  n  hs Versammlung  unter  Vorantritt  Simons 
von  Montforl  dem  Papste  gedroht,  daß,  wenn  dieser  seine  Bedrückung 
nichl  aufgäbe,  die  Großen  des  Reichs  ihre  kirchlichen  Stiftungen,  das 
sind  die  Pfründen,  für  welche  sie  das  Patronat  hatten,  wieder  zurücknehmen 
len.    [n  verstärkter  Gestalt  tritt  diese  Idee  im  Ständestaat  bei 
igfacher  Gelegenheil  auf.   Nur  ist  es  nicht  mehr  die  Eigenkirche, 
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sondern  ihr  Ausbau,  die  Staatskirche,  welche  dadurch  gestützt 
wird. 

Seit  Edward  I.  wird  der  wirtschaftlich-politische  Grundgedanke 
in  den  Vordergrund  geschoben:  Der  Papst  bedroht  durch  seine  Pro- 
visionen, Reservationen  geistlicher  Pfründen,  durch  seine  Besteuerung 
des  Kirchengutes  das  Nationalvermögen,  denn  alles  Kirchengut  steht 
im  Obereigentum  des  Patrons,  des  Königs  oder  eines  Großen.  Der 
Papst  darf  deshalb  nicht  über  englische  Pfründen  verfügen  und  eng- 
lische Pfründen  besteuern,  denn  das  geschieht  nur,  wie  es  damals  und 
in  der  Folgezeit  immer  wiederholt  wird,  in  »regis  preiudicium  et  exhere- 
dationem  ac  regni  depauperationem«.  Tastet  der  Papst  dieses  Ober- 
eigentum an,  so  verfällt  die  Schenkung,  die  der  König  und  die  Großen 
der  Kirche  gemacht,  durch  Heimfallsrecht  an  den  ursprünglichen 
Schenker,  den  Patron.  Diese  Gedankengänge  beherrschen  durchweg 
das  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat  seit  dem  14.  Jahrhundert  und 
sind  so  mächtig,  daß  sie  selbst  bis  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  noch 
weiterwirken,  denn  Blackstone  steht  (Commentaries  II,  23)  auf  diesem 
Standpunkt1). 

Um  diesen  Gesichtspunkt  im  Mittelalter  zur  Geltung  zu  bringen, 
wurde  ein  ganzes  System  der  Gesetzgebung  eingeführt,  durch  welches 
man  einerseits  die  Provision  und  Reservation  des  Papstes  dauernd 
verbot  (sog.  Statutes  of  Provisoures),  anderseits  jede  Appellation  und 
Beschwerde  nach  Rom  in  Pfründensachen  u.  a.  bei  schwerer  Strafe 
untersagte  (Statutes  of  Praemunire),  sowie  überhaupt  wichtige  Punkte 
der  Kirchenverwaltung  und  Disziplin  durch  staatliche  Rechtsnormen 
regelte.  Daran  änderte  auch  die  Tatsache  nichts,  daß  in  der  Praxis 
diese  Gesetze  keineswegs  so  gehandhabt  wurden,  wie  sie  auf  dem  Papier 
standen,  daß  König  und  Papst  miteinander  sich  zusammenfanden, 
um  die  Gesetze  zu  umgehen.  Denn  selbst  diese  Kollusion  war  nur  eine 
Konzession,  die  das  kraftvolle  Königtum  dem  Papsttum  machte.  Wenn 
es  im  Einzelfalle  keinen  Gebrauch  davon  machen  wollte,  dann  brauchte 
der  König  sich  bloß  auf  jene  Gesetze  zu  berufen,  und  er  war  vollständig 
in  seinem  Recht.  Die  Ausgestaltung  dieses  Staatskirchentums  wollen 
wir  namentlich  an  drei  Punkten  näher  ins  Auge  fassen:  an  der  Frage 
der  Anstellung  kirchlicher  Würdenträger  und  Kirchendiener,  an  der 
Frage  des  Verhältnisses  der  staatlichen  zur  kirchlichen  Gesetzgebung 
und  des  Verhältnisses  der  geistlichen  zur  weltlichen  Gerichtsbarkeit. 

I.  Das  kirchliche  Ämterwesen  im  Verhältnis  zum  Staat. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  staatliche  Gesetzgebung  auf  dem  Ge- 
biete des  kirchlichen  Ämterwesens  ist  das  Parlament  von  G  a  r  1  i  s  1  e 
(1307).  Hier  erklären  Lords  und  Gemeine  in  einer  Denkschrift  nicht 
bloß,  daß  die  Besteuerung  des  kirchlichen  Besitzes  eine  Verletzung  des 
königlichen  Obereigentums  sei,  sondern  sie  führen  auch  darüber  Be- 
schwerde, daß  der  Papst  über  Kirchen  und  Benefizien  des  Landes  ver- 

x)  »The  true  patron  once  waives  this  privilege  of  donation«,  d.  i.  sein  Anrecht, 
auf  alleinige  Ernennung  des  Benefiziaten. 
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füge.  Dadurch  nehme  er  das  Eigentum  an  den  Kirchenbesitzungen 
in   Anspruch,  bo  daß  »is  in  kurzer  Zeil  keine  Würden,  Pfründen  oder 

ren  anter  geistlichen  Patronaten  mehr  geben  dürfte,  die  nieht 
in  Händen  von  Ausländern  wären,  /war  hat  diese  Denkschrift  auf  dem 
Gebiete  des  kirchlichen  imterwesens  keine  weiteren  Folgen,  aber  der 
Grundgedanke  blieb  auch  der  Folgezeil  erhalten.  Freilich  unter  dem 
schwachen  Edward  II.  macht  jene  Anregung  keine  weiteren  Fortschritte. 
I  t  beginnt  im  C.cjjvnttMl  die  /eil,  wo  Papst  und  König  zunächst 
nl"  !  die  Ernennung  von  Bischölen  tunig  werden  und  die  Kapitelwahl 
umgehen.  Der  König  sprichl  den  Wunsch  aus,  der  Papst  providiert 
die  Stelle.  V  iel  energischer  greift  Edward  III.  ein,  hauptsächlich 
dun  Ii  die  Tatsache  angetrieben,  daß  der  Papst  zu  Avignon  in  Gefangen- 
schaft des  englischen  Erbfeindes  sieh  befindet.  Auf  einem  Parlament 
zu  Westminsler  im  Jahn»  \',Vi'A  wird  beschlossen,  daß  kein  Fremder 
oder  Einheimischer  Briefe,  Bullen,  Prozesse,  Reservationen  und  der- 
Lrl-'i<  hen  nach  Kngland  bringen  dürfe  zum  Schaden  des  Königs  oder 
seines  Volkes,  daß  niemand  kraft  päpstlicher  Verleihungsbriefe  Pfrün- 
den empfangen  und  niemand  solche  vollziehen  solle  bei  Strafe.  Dem 

I  werden  diese  Beschlüsse  mitgeteilt,  und  der  König  fügt  die  Drohung 
hm/u.  daß,  wenn  Reservationen  und  Provisionen  nicht  aufhören  würden, 
ei  den  Verzichl  seiner  Vorgänger  auf  Ernennung  der  Bischöfe  wieder 
zurücknehmen  wolle,  da  die  Voraussetzung  des  Verzichtes,  die  freie 
Kapitel  wähl,  um  hl  mehr  existiere.  Trotzdem  im  Juni  1344  das  Parlament 
noch  mit  größerer  Energie  als  früher  jene  Beschlüsse  wiederholt,  ge- 
flieht nichts  zu  ihrer  Ausführung.  Erst  im  Jahre  1351  ergeht  das 
erste  Statul  gegen  Provisoren  (d.i.  vom  Papst  Providierte) :  wer  einer 
päpstlichen  Reservation  oder  Provision  sein  Amt  verdankt,  verliert  es 
zugunsten  des  Königs  oder  des  Laienpatrons.  Der  Patron,  der  nicht 
in  sechs  Monaten  präsentiert,  und  der  Bischof,  der  nicht  in  dem  wei- 
U  ren  Monal  einsetzt,  wird  in  diesem  Handeln  durch  den  König  ersetzt. 
Ule  Verletzer  des  Gesetzes  müssen  Entschädigungen  leisten  und  schwö- 
ren,  nie  dergleichen  zu  wiederholen,  bei  sonstiger  Gefangennahme,  resp. 

hJagnahme  der  Pfründe.  Aber  selbst  in  der  Folgezeit  blieb  es  bei 
der  alten  Konnivenz  des  Königs.  Für  die  höheren  Würdenträger  veran- 
laßte  man  im  neu-  eine  Verständigung  mit  dem  Papste,  die  übrigen 
Pfründen  überließ  man  seinen  Reservationen  und  Provisionen,  selbst 
nachdem  ein  Gesetz  vom  26.  Januar  1365  das  Provisorenstatut  von 
1  ■'••")  1  wiiMh-rhnh-nd  eingeschärft  hatte.  Im  Jahre  1375/76  hatte  es 
E  i  den  Schein,  als  ob  das  Gesetz  wieder  aufgehoben  werden  sollte. 
Papsl  und  König  versuchten  zu  Brügge  eine  Verständigung.  Es  kommt 
twaa  v>  ieein  Konkordat  (15.  Februar  1377)  zustande1),  aber  freilich  ohne 


Der  Inhall  desselben  (bei  Haller  a.  a.  O.  435  f.)  umfaßt  folgende  Punkte: 

1.  Der  König  verzichtel  für  alle  Pfründen,  die  vor  dem  15.  Februar  1376 
vakanl  geworden  sind,  auf  die  Verleihung  kraft  des  Rechts  der  Regalie. 

2.  Dei  Papsl  vorspricht  mil  Reservationen  in  Hinkunft  Maß  zu  halten,  bei 
Reservationen  von  Bistümern  die  Kapitelwahlen  abzuwarten  und  den  Gewählten 
ii f  h  Möglichkeit  df-n  Vorzug  zu  geben,  sowie  die  etwaigen  Wünsche  des  Königs 
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die  Rechtswirkung  eines  solchen,  denn  im  Einzelfalle  wird  diese  Verständi- 
gung zugunsten  des  Provisorenstatuts  von  Seiten  des  Königs  außer  acht 
gelassen.  Unter  Richard  II.  werden  die  Verbote  der  Provisionen  und 
Reservationen  neu  eingeschärft,  insbesondere  durch  ein  Gesetz  von 
1389.  Das  Neue  ist  jetzt,  daß,  wer  den  König  veranlaßt,  das  Provi- 
sorenstatut zu  übertreten,  mit  hoher  Strafe  belegt  wird.  Vergebens 
versucht  der  Papst  die  Aufhebung  dieser  Gesetzgebung.  Der  König 
verweist  nur  darauf,  daß  Gesetze  des  Landes  niemals  anders  als  durch 
das  Parlament  selbst  aufgehoben  werden  können.  Da  aber  im  Laufe 
dieses  Jahres  wiederholt  parlamentarische  Ermächtigungen  zur  Milde- 
rung der  Gesetzgebung  erteilt  werden,  so  verfügt  er  im  Jahre  1399  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Papst,  daß  dieser  an  jedes  Stift  drei  Pfründen  an  Kar- 
dinäle oder  Engländer  abwechselnd  mit  dem  Bischof  verleihen  dürfe;  doch 
dürften  diese  Pfründen  keine  persönliche  Anwesenheit  erfordern.  Alle 
übrigen  niedrigen  Pfründen  solle  der  Papst  abwechselnd  mit  dem  Ordi- 
narius, aber  niemals  für  Ausländer  providieren  dürfen.  In  bezug  auf  die 
Verleihung  von  Bischofstellen  solle  der  Papst  in-  der  Hauptsache  die 
Wahl  des  Kapitels  abwarten,  aber  jedenfalls  nur  eine  dem  König  genehme 
Person  ernennen.  Ein  solches  Abkommen  mit  dem  Papst  hatte  natürlich 
ebensowenig  Rechtsverbindlichkeit  wie  das  frühere  der  Verhandlungen 
von  Brügge.  Unter  Heinrich  IV.  und  V.,1)  ja  selbst  unter  Heinrich  VI. 

zu  berücksichtigen.  Betreffs  der  Dignitäten  an  den  Kapiteln  sichert  er  zu,  daß 
die  Dignitäre,  die  von  ihm  ernannt  würden,  für  den  Unterhalt  der  Gebäude  zu 
sorgen  und  nach  Möglichkeit  ihrer  Residenzpflicht  zu  genügen  hätten.  Betreffs 
der  Versorgung  von  Kardinälen  mit  niederen  englischen  Pfründen  verspricht  der 
Papst  Maß  zu  halten  und  eine  Erleichterung  der  Annaten  in  Zukunft  eintreten  zu 
lassen.  Bezüglich  der  Expektanzen  und  Provisionen  könne  er  sein  Recht  nicht 
beschränken  lassen. 

*)  Bekanntlich  hat  das  Konstanzer  Konzil  eine  positive  Reform  der  Kirche 
nicht  zustande  gebracht.  Da  mußte  dann  der  Ausweg  gewählt  werden,  für  die  Kirchen 
der  einzelnen  Länder  die  größten  Mißstände  auf  dem  Wege  der  Partikulargesetz- 
gebung zu  beseitigen.  Auf  Grund  einer  päpstlichen  Vorlage  wurden  mit  den  einzelnen 
Nationen,  auch  mit  der  englischen,  Separatverträge  (»Konkordate«)  abgeschlossen. 
Das  »Konkordat«  für  die  englische  Nation  ist  am  21.  Juli  1418  vom  Papste  erlassen. 
Die  bisherige  Forschung  (insbes.  Hübler,  Die  Konstanzer  Reformation  1867,  S.  326  ff. 
und  Mirbt  in  Haucks  R.  E.  X,  707)  erklärt,  daß  die  Frage,  ob  dies  »Konkordat« 
in  England  rezipiert  worden  sei,  im  Dunkeln  liege.  Nur  soweit  scheint  das  Ergebnis 
Hüblers  als  gesichert  anzusehen  zu  sein,  daß  das  Konkordat  nur  Zugeständnisse  des 
Papstes  an  die  Engländer  und  keine  Beschränkungen  des  Staats  enthalte.  Man  hat 
aber  hierbei  eine  wichtige  Urkunde  aus  dem  Nachlasse  des  englischen  Botschafters 
beim  Konstanzer  Konzil,  John  Cohn  Catrik,  Bischof  von  Lichfield  (eine  Lebens- 
beschreibung desselben  in  Transactions  of  the  Devonshire  Association  XVIII, 
p.  230  ff.)  übersehen,  nämlich  die  geheimen  Instruktionen,  die  ihm  Heinrich  V. 
aus  dem  Feldlager  von  Rouen  nach  Konstanz  sandte  (abgedruckt  in  engl.  Über- 
setzung bei  Th.  Goodwin,  The  History  of  the  Reign  of  King  Henry  V.,  London 
1704,  p.  209  ff.).  Hiernach  soll  der  Papst  für  das  Verhältnis  der  Kirche  zum  eng- 
lischen Staate  das  Konkordat  aus  der  Zeit  Edwards  III.  von  1377  maßgebend 
sein  lassen.  Der  Papst  ging  darauf  ein,  wie  sich  aus  einem  von  Hübler  u.  a.  wohl 
gekannten,  aber  schlecht  gedeuteten  Antwortschreiben  —  sie  kennen  jene  Geheim- 
instruktion nicht  —  des  John  Catric  an  Heinrich  V.  ergibt,  datiert  vom  päpstlichen 
Hofe  in  Mantua,  5.  Februar  1419  (abgedruckt  bei  Rymer  IV,  III,  88),  ein  Brief, 
der  die  Übersendung  des  »Konkordats«  begleitet  oder  jedenfalls  ihm  unmittelbar 
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das  Provisorenstatul  in  Kraft  und  diente  nur,  um  in  der  Praxis 
der  gegenseitigen  Konzessionen  zwischen  König  und  Papst,  dem  ersteren 
das  l  bergewioht  zugeben.  Das  merkwürdige  ist,  daß  bei  diesem  Kampfe 
um  das  Provisorenstatul  die  Bischöfe  des  Landes  und  mitunter  sogar 
ein  Erzbischof  (Chichele)  nichl  auf  Seiten  dos  Papstes,  sondern  auf 
seilen  des  Königs  stehen.  Die  im  Anschluß  an  das  Provisorenstatut 
Bich  entwickelnde  Staatspraxis  in  der  Stellenbesetzung  in  bezug  auf 
Bischofsämter  besteht  darin,  daß,  wenn  ein  Bischofssitz  vakant  wird,  der 
König  dem  Kapitel  des  Bischofsstuhls  die  Lizenz  erleilt,  die  Wahl  vorzu- 
u.  hm.  ii  und  diese  Lizenz  mit  einem  Schreiben  begleitet,  in  welchem  er 
eine  bestimmte  Person  zur  Wahl  befiehlt.  Gleichzeitig  sendet  er  ein 
Schreiben  an  den  Papst,  in  welchem  er  ihn  um  die  Vornahme  der  päpst- 
lichen  Provision  zugunsten  der  vom  König  gewünschten  Person 
bittet. 

Kapitel  und  Papsl  waren  auf  diese  Weise  froh,  zu  ihrem  Rechte 
zu  kommen.  Das  Kapitel  sah  sich  in  seinem  Wahlrecht  durch  den  König 
gestärkl  und  der  Papsl  war  seinerseits  ganz  froh,  trotz  des  Statute  of 
provisors  die  Provision  vornehmen  zu  können  und  sein  nominelles 
Rechl  /ii  erhalten.  Außerdem  erhielt  der  Papst  hierbei  ein  Recht  der 
Nomination  l'ür  I  i i s«  I m  > ts t  ü hie,  welche  durch  Versetzung  ihrer  jeweiligen 
Inhaber  Frei  wurden.  Der  König  präsentierte  in  der  Praxis  zu  dem  Sitz, 
der  eigentlich  Doch  gar  nicht  vakant  war,  und  entsetzte  den  jeweiligen 
Inhaber  durch  das  königliche  writ  of  quare  impedit.  Der  Papst  füllte 
dann  die  so  geschaffenen  Vakanzen  durch  sein  Recht  der  Reservation 
und  Provision  mit  einem  ihm  genehmen  Amtsträger  aus.  Es  galt  dies 
aichl  bloß  Für  Bischofssitze,  sondern  überhaupt  für  alle  höheren  Bene- 
li/i<  n  (  Abteien.  Priorate  usw.). 

I  >. t  Kitr«'nkirehengedanke  behielt  auch  in  unserer  Periode  insofern 
seine  Kraft,  als  der  König  das  Recht  der  Regalie,  d.i.  die  Verwaltung 
und  Nutznießung  der  Temporalien  des  Bistums  während  der  Sedis- 
vakanz  des  Bischofsstuhls  sowie  die  Vergabung  der  zugehörigen  Pfründe 
während  dieser  Zeil  besaß.   Der  König  hatte  ferner  das  Spolienrecht, 

Jem  \l  ichung  sollte  nach  dem  Willen  des  Papstes  und  Heinrichs  V. 
namentlich  vor  den  -Franzosen«  geheim  bleiben.  Siehe  den  Brief  Rymer  a.  a.  O. 
Ich  hoffe,  in  ausführlicher  Weise  dies  in  der  Hist.  Ztschr.  noch  darzulegen.  Jeden- 
ralls  gehl  schon  aus  dem  Gesagten  hervor,  daß  das  Konkordat  in  England  rezipiert 
wiiT'!-  Er  bestand  aus  zwei  Teilen,  einem  geheimen,  mit  den  dem  Könige  wichtigen 
Ii  n,  daß  alles  nach  der  Rechtslage  unter  Edward  III.  beim  Alten  bleiben 
—       und  <\>  \u  offiziellen   -Konkordate«,  das  die  bekannten  für  England  inhalts- 

Z  ig«  ständnisse  des  Papstes  vom  21.  Juli  1418  enthält.  Jedenfalls  hat  Haller 
in  seinen  übrigens  von  mir  hochgeschätzten  Ausführungen  a.  a.  O.  463  nicht  ganz 
recht,  wenn  er  betreffs  der  Hoffnungen,  die  England  auf  das  Konstanzer  Konzil 
setzte  und  betreffs  der  englischen  Forderungen,  die  zu  Oxford  für  diese  Zwecke 
aufgestellt  wurden,  behauptet:  »eine  Beschränkung  der  päpstlichen  Macht  wird 
v..n  r|»r  •  nu'li-' te  ii  Kirche  nicht  gefordert«.  Die  englische  Kirche  forderte 

i  m  a  Ts  nicht,  aber  später  der  König.  Gleichgültig  war  die  Frage  jedenfalls 
für  das  englische  Reich  keineswegs,  mochte  es  in  bezug  auf  seine  Kirchenpolitik 
»  •  eigene  Wege  gehen  (anderer  Ansicht:  Haller  a.  a.  O.  462  f.). 
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d.  i.  Ansprüche  auf  das  bewegliche  Gut  des  Nachlasses  eines  verstorbenen 
Bischofs1). 

Auf  dem  Gebiete  des  niederen  Pfründenwesens  stirbt  die  Eigen- 
kirchenidee  nur  einen  langsamen  Tod.  Vor  allem  dringt  die  Kirche 
niemals  mit  ihrer  Forderung  durch,  daß  der  Patronat  als  ein  Privileg 
der  Kirche  aufzufassen  sei.  Das  englische  Recht  steht  auf  dem  Stand- 
punkt, es  sei  nur  eine  Selbstbeschränkung  des  ursprünglichen  Stifters, 
deshalb  ist  nach  englischer  Rechtsauf  fassung2)  jede  Pfründe  im  Patro- 
nate  irgendeiner  Person.  Selbst  das,  was  man  auf  dem  Kontinent  unter 
dem  Einfluß  der  Kirche  freies  Kollationsrecht  eines  Kirchenoberen  nennt, 
fehlt  in  England  wenigstens  dem  Namen  nach.  Es  heißt  hier  kollativer 
Patronat,  also  Patronat  des  Kirchenoberen.  Infolge  der  Eigenkirchenidee 
wird  noch  im  15.  Jahrhundert  dem  Patron  das  Eigentum  an  der  Kirche  zu- 
geschrieben, freilich  tun  dies  nur  vereinzelte  Reichsrichter.  Im  großen  und 
ganzen  wird  dieser  Gedanke  doch  schon  abgelehnt,  aber  aus  diesem  Ideen- 
kreis ist  es  zu  erklären,  daß  man  nach  englischer  Rechtsauf  fassung  verhin- 
dert ist,  ein  Rechtssubjekt  für  das  niedere  Kirchengut  ausfindig  zu  machen. 
Die  Kirche  ist  es  nicht,  weil  man  die  Rechte  des  Staates  im  Auge  hat, 
der  dem  Universal- Kircheneigentum,  wie  wir  wissen,  durchaus  feind- 
selig gegenübersteht.  Auch  der  Benefiziat  ist  es  nicht,  denn  der  Patron 
und  die  alte  Eigenkirchenidee  hindern  es,  kurz,  das  Eigentum  am 
niederen  Kirchengut  ist  bei  Lebzeiten  des  Benefiziaten  sein,  aber  nach 
seinem  Tode  bis  zur  neuen  Stellenbesetzung  »in  nubibus«  (so  sagt  die 
Rechtstheorie).  Aber  eine  ganz  praktische  Seite  hat  doch  die  Eigen- 
kirchenidee: man  überträgt  das  Eigentum  an  der  Kirche  nicht  mehr, 
wie  in  früheren  Zeiten,  durch  Kauf,  Tausch  und  Schenkung,  sondern 
man  kann  die  Kirche,  d.  i.  die  ecclesia,  mit  ihren  Einkünften  an  Laien 
verpachten,  und  solche  Verpachtungen  finden  sich  noch  im  »Valor 
ecclesiasticus«,  der  im  Jahre  1535  im  Anschluß  an  die  Auflösung  der 
Klöster  angefertigt  wird,  verzeichnet.  Und  das  Merkwürdige!  Klöster 
sind  es,  geistliche  Institute,  welche  die  Verpachtungen  solcher  Kirchen 
vornehmen.  So  hat  z.  B.  das  Kloster  Markby  in  Lincolnshire  5%  Rek- 
toreien,  zwei  davon  sind  verpachtet,  die  Abtei  Shaftesbury  in  Dorset 
zwei  Rektoreien,  und  beide  sind  verpachtet.  Das  alte  und  berühmte 
Kloster  Peterborough  hat  sechs  große  Kirchen,  von  denen  fünf  ver- 
pachtet sind. 

Der  Pächter  stand  in  der  Mitte  zwischen  Mönchen  und  Kirch- 
spiel. Er  sammelte  die  Stolgebühren  und  kirchlichen  Abgaben  ein 
und  bezahlte  die  Mönche  daraus.  Natürlich  suchte  er  mehr  aus  der 
Pfarre  herauszuschlagen,  als  er  aus  den  Einkünften  zu  bestreiten  hatte. 
So  hat  die  Eigenkirchenidee,  wie  wir  sehen,  drei  Rechtsformen  im  Laufe 
der  Entwicklung  benutzt:  die  Leihe  (Benefizium),  das  Lehen  und  nun 
die  Pacht.  Gerade  diese  letzte  Rechtsform  schmiegte  sich  an  das  Rechts- 
system des  ausgehenden  Mittelalters  besonders  leicht  an.   Die  großen 


Siehe  Prynne,  Records  III,  930. 
2)  Die  übrigens  noch  in  der  Gegenwart  gilt. 
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1  .andeigent  öimer  and  Magnaten  machten  es  ja  in  bezug  auf  ihre  Domänen 
nichl  anders.  Die  Arbeitskräfte  waren  nach  Auflösung  des  Hörigkeits- 
verhältnisses teuer  geworden.  Man  verpachtete  Teile  derselben  und  so 
machte  ea  auch  »las  Kloster.  Die  Arbeitskräfte  der  Stipendienpriester 
und  V  ikare  war  teuer.  InV  staatliche  Gesetzgebung,  insbesondere  seit 
Heinrich  V.,  verlangte  eine  ausreichende  Bezahlung  des  vom  Kloster 
angestellten  Priesters  (seit  Heinrich  V.  mindestens  8  marcae  im  Jahr). 
Auch  der  Bischof  der  Diözese  sah  den  Klöstern  scharf  auf  die  Finger, 

sie  ihre  Stipendienpriester  ausreichend  besoldeten.  Aber  viele 
Priester  wollten  sich  gar  aichl  so  beschäl!  igen  lassen,  sondern  wanderten 
liebei  im  Lande  umher,  um  sich  da  und  dort  bei  einem  Großgrund- 
besitzer  füi  den  Gottesdiensl  in  seiner  Kapelle  oder  bei  einer  Landge- 
meinde  für  den  Diensl  an  einer  Nebenkirche  (ehantry)1)  zu  vermieten. 
Dadurch  stieg  uatürlich  die  Nachfrage  nach  Stipendienpriestern  und  die 
Höhe  der  zu  zahlenden  Stipendien.  Dazu  kam  auch  die  wirtschaftliche 
Not,  in  der  sich  viele  Klöster  am  Ausgange  des  Mittelalters  befanden. 

Verpachtung  von  Kirchen  half  ihnen  [aus  der  Not. 

II.  Das  Verhältnis  staatlicher  und  kirchlicher  Gesetzgebung. 

Wie  in  andern  Staaten  tagten  auch  in  England  seit  Beginn  des 
I...  Jahrhunderts  die  nationalen  Provinzialkonzilien  der  Kirche  nicht 
mehr  bloß  auf  Geheiß  des  Königs.  Schon  Heinrich  II.  hatte  dieses 
von  seinen  Vorgängern  geübte  Recht  nicht  mehr  streng  in  Anspruch  ge- 
nommen. I  nter  den  Nachfolgern  kam  es  außer  Gebrauch,  aber  ein 
Satz  des  Staatskirchenrechts  war  aus  der  Vergangenheit  doch  festge- 
halten,  nämlich,  daß  auf  Verlangen  des  Königs  ein  National-  oder 
Provinzialkonzil  einberufen  werden  mußte.  Das  Nationalkonzil  wurde 
von  dem  Primas  des  Reichs,  dem  Erzbischof  von  Canterbury,  die  Pro- 
vinzialkonzilien  für  die  südliche  Provinz  Canterbury  und  für  die 
nördliche,  York,  jedesmal  von  den  sie  regierenden  Erzbischöfen 
einberufen.  Wie  anderwärts2)  erschienen  auf  den  Provinzialkonzilien 
neben  den  Erz-  und  Suffraganbischöfen  regelmäßig  nur  höhere 
Prälaten,  nämlich  Äbte,  Archidiakone,  Vorsteher  der  Kapitel  und  Kon- 
vente  und  Vertreter  der  Dom-  und  Kollegiatkapitel  (procuratores). 
Neben  diesen  Kategorien,  welche  ein  entscheidendes  Stimmrecht  hatten, 
L'ali  t-s  nut-h  andere  Klassen  von  Personen,  Doktoren  der  Theologie3) 
und  Geistliche,  aber  sie  waren  nicht  zu  dem  Besuch  des  Konzils  berech- 
tigt .  sondern  wurden  nur  immer  von  den  berechtigten  Suffraganbischöfen 
►mitgenommen«4).    Einer  solchen  Versammlung  mangelt  nach  kirch- 

Siehe  darüber  besonders  Transactions  of  the  Bristol  and  Gl.  Arch.  Society 
XXIV  (1901),  p.  74  ff. 

2i  Siehe  darüber  Hinschius,  Kirchenrecht  Band  III,  S.  494  f. 

Si(  I     z.  B.  im  Jahre  1311  auf  dem  Provinzialkonzil  zu  York.   Wake  a. 

a.  O.  p.  262. 

1   /   B.  1273  Wake  a.  a.  O.  Anhang  XII:  »et  ut  negotium  hujus  modi  saniori 
twr.  injungatis  fx  parte  nostra  singulis  Episcopis  Ecclesiae  nostrae 
ul    quilibel  eorum  vocet  et  ducat  secum  ad  praedictum  Congrega- 
I   quatuor  personas  de  Majoribus  Discretioribus  et  Prudentioribus 

suae  Ecclesiae  et  Dioeceseos.« 
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licher  Auffassung  jeder  Repräsentativgedanke.  Die  Prokuratoren, 
d.  i.  die  Vertreter  der  Dom-  und  Kollegiatkapitel,  hatten  ein  impera- 
tives Mandat,  procuratorium1),  die  Vollmacht.  Sie  lautete:  »vobis 
vices  nostras,  quantum  ad  nos  attinet,  conjunctim  et  divisim,  committi- 
mus  per  praesentes«.  Der  niedere  Klerus  dient  überhaupt  nicht  der 
Vertretung.  Er  wird  manchmal  »mitgenommen«,  aber  er  m  u  ß  nicht 
erscheinen.  Wie  wenig  diesen  Provinzialkonzilien,  die  man  seit  dem 
13.  Jahrhundert  in  England  Konvokationen  oder  concilia  nennt,  der 
Repräsentativcharakter  zukommt,  zeigt  am  besten  die  Tatsache,  daß, 
wenn  die  geladenen  Kleriker  nicht  erscheinen,  eine  neuerliche  Ver- 
sammlung einberufen  wird,  um  auch  deren  Zustimmung  zu  erlangen2). 
Ein  hübsches  Beispiel  für  diesen  Gedankengang  ist  das  Vorgehen  des 
Provinzialkonzils  von  12833).  Zu  dieser  Versammlung  war  der  gesamte 
Klerus  der  Provinz  geladen.  Am  letzten  Tage  der  Konvokation  bewilligte 
der  Klerus  einen  dreijährigen  Zehnten  für  den  König,  welchen  der  Monarch 
schon  vorher  von  einer  Provinzialsynode  zu  Northampton  zu  Beginn 
des  Jahres  gefordert  hatte.  Als  er  nunmehr  von  Seiten  des  Königs  ver- 
langt wird,  lehnt  der  Klerus  dies  Ansinnen  ab,  da  er  zu  einer  Mehrbe- 
willigung keine  »Instruktion«  erhalten.  Auch  sonst  kam  es  nicht  selten  vor, 
daß  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  dem  König  die  verlangten  Steuern  nicht 
bewilligten,  ehe  sie  nicht  von  dem  Klerus  ihrer  Diözese  Zustimmung  er- 
langt hätten.  Um  nun  diesem  dilatorischen  Vorgehen  der  Geistlichen 
die  Spitze  zu  bieten,  ferner  um  die  getrennte  Bewilligung  der  vom 
Klerus  zu  erhebenden  Staatssteuern  in  zwei  getrennten  Provinzial- 
synoden  zu  vermeiden,  kommt  Edward  I.  auf  die  Idee,  den  gesamten 
Klerus  durch  das  Parlament  gewissermaßen  einzukapseln.  Diesen  Schlag 
des  Eigenkirchengedankens4)  und  des  Staatskirchentums  pariert  der 
Klerus,  indem  er  dem  staatlichen  Parlament,  soweit  es  ging,  fern- 
zubleiben sucht.  Die  hohen  Prälaten,  Erzbischöfe,  Bischöfe  und 
Äbte  saßen  bereits  als  Lehensbarone  im  Parlament.  Den  niederen 
Klerus  konnte  man  ebenso  wie  die  Commons  einberufen5).  Wie  die 
Commons  ihre  Grafschaften  und  Städte  durch  ihr  Erscheinen 
im  Parlamente  verpflichteten,  so  sollten  auch  die  Vertreter 
des  Klerus,  die  unter  den  Commons  saßen,  den  gesamten  niederen 
Klerus  des  Reichs  für  Steuerzwecke  verpflichten.  Der  Gedanke  war 
aber  vom  Klerus  als  ein  Schlag  gegen  die  Freiheit  der  Kirche,  insbeson- 
dere die  Freiheit  von  staatlicher  Besteuerung  der  Kirche,  wie  sie  seit 
der  Bulle  clericis  laicos  (1296)  aufgefaßt  wurde,  betrachtet.  Der  Klerus 

*)  Z.  B.  Wake  a.  a.  O.  Anhang  Nr.  48. 

2)  Z.  B.  Wake  a.  a.  O.  Anhang  Nr.  46. 

3)  Peckham,  Register  p.  223. 

4)  Wie  nahe  einander  Eigenkirchentum  und  Besteuerung  des  Kirchenguts 
durch  die  Staatsgewalt  stehen,  zeigt  der  Ausspruch  Edwards  V.  1296  bei  Wake, 
Appendix  p.  25:  »Quod  si  Papa  haberet  in  Anglia  Temporalia,  sicuti  Archiepiscopus, 
libenter  de  eisdem  caperet  et  capere  posset  pro  defensione  Regni  sui  et  Ecclesiae 
Anglicanae  .  .  .  <s 

5)  Durch  die  sog.  Praemunientes- Klausel  (siehe  darüber  oben  §  15  II,  1. 
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begründet  dies  nämlich  seit  L3141)  damit,  daß  die  Freiheit  der  Kirche 
dadurch  in  Gefahr  komme,  da  sie  im  Parlament  zu  Subsidien  verpflichtet 
wurde,  /u  denen  sie  \mi  Rechts  we^eii  nicht  gehalten  sei.  Auch  wird 
beanstandet  und  wir  haben  hier  ein  interessantes  Motiv  für  das  Fehlen 
des  Repräsentativgedankens  in  den  alten  Provinzialkonzilien  — ,  daß 
der  König  durch  einen  Erzbischof  der  Provinz  sie  zum  Parlament 
zitieren  lasse,  daß  kein  Metropolil  aher  berechtigt  sei,  über  die  Unterge- 
benen  seiner  Suffragane  irgendwelche  .1  urisdiktion  zu  üben,  ausgenommen 
in  bestimmten,  vom  Kirchenreehl  hezeiehneton  Fällen2);  schließlich  dürf- 
ten nicht  Laien  Uiehter  der  Geistlichen  seien. 

rrotzdem  nun  von  L314/40  regelmäßig  königliche  Schreiben  an  die- 
beiden  Erzbischöfe  von  Canterbury  und  York  und  an  die  Suffragan- 
bischöfe  ergingen,  um  mittels  der  Prämunientesklausel  den  niederen 
Klerus  zur  Teilnahme  am  Parlament  zu  zwingen,  blieb  dieser  der  Reichs- 
versammlung  lern  und  bewilligte  in  seiner  Konvokation  jene  Steuer. 

den  Tagen  Edwards  III.  erhielt  allmählich  die  Konvokation  auch 
eine  \r\  von  Repräsentativcharakter.  Der  niedere  Klerus  der  Diözese 
wurde  regelmäßig  durch  zwei  Vertreter  hinzugezogen.  Dieser  hatte 
mm  die  Pflicht,  jedem  seiner  Suffragane  ein  Einladungsschreiben 
zugehen  zu  lassen.  Die  Bischöfe  forderten  darauf  ihre  Archi- 
diakone  auf,  die  W  ühl  der  Vertreter  des  Diözesanklerus  zu  veranlassen. 

Zusammensei  zung  der  Konvokation  war  folgende:  jeder  der  Bischöfe 
sollte  an  dem  bestimmten  Tage  in  der  Konvokation  erscheinen,  und  von 
der  I  liözese  sollten  zwei  Vertreter  im  Namen  des  Klerus  auftreten,  von 
ji  der  Kathedrale  oder  jedem  Kollegialkapitel  ein  Vertreter.  Diese  Regel 
sie  war  anfangs  in  dem  königlichen  Einberufungsschreiben  zum  Konzil 
\  "ii  \nrt  luunpton  ausgesprochen  —  erhielt  alsbald  die  Kraft  eines  Kanons 
und  hieß  als  solcher  Statutum  Johannis  Peckham3).  Als  Versamm- 
ln ugsorl  der  Konvokation  für  Canterbury  war  London  bezeichnet. 
Etwas  verschieden  von  der  Zusammensetzung  einer  Konvokation 
für  Canterbury  war  die  für  York,  obwohl  schon  seit  1279  (Wilkins' 
Concilia  IL  il)  die  Zusammensetzung  der  Konvokation  vorgeschrieben 
w.u.    hir  Y<>rk'T  Konvokation  hatte  nämlich  auch  noch  zwei  Vertreter 


ii    •]]•   Begründung  Wake  a.  a.  O.  Nr.  51:  »Cum  in  Jure  caveatur  quod: 
ad  Subventionen!  quae  petitur,  nisi  cum  quadam  Juris  Observantia,  minime 
tur,  sicul  in  sacris  Ganonibus  est  contentum,  praedictam  Subventionen!  quae 
,  um  i  x  debito  fieri  petitur  facere  non  valemus,  absque  Ecclesiasticae  Liber- 
tatis  laesione,  et  sacrarum  Constitutionum  Offensione  manifesta.« 

-  Wake  a.  a.  0.  Anhang  Nr.  51,  p.  38:  »Cum  non  liceat  Metropolitano  cui- 
.  unque  subditos  Suffraganeorum  suorum  extra  sua  territoria,  nisi  in  casibus  certis, 
de  quibus  Casus  praesens  non  existit,  trahere;  vel  Jurisdictionen!  aliquam  in  eos 
Mandatum  hujus  modi,  si  eidem  pareatur,  in  enormem  Jurisdictionis 
Suffraganeorum  cedere  possit  pro  futuris  temporibus  laesionem,  necnon  Gravamen 
non  rnodicum  Subditorum.« 

Man  hat  nachträglich  diese  Form  der  Zusammensetzung  Statute  J.  Peck- 
ham's  genannt,  weil  sie  zum  ersten  Male  auf  dem  Konzil  von  Northampton  1283 
ndel  wird.  Aber  sie  ist  auch  in  der  Folgezeit  nicht  beobachtet  worden.  Erst 
seil  der  Zeit  der  Regierung  Edwards  III.  (siehe  Wake  a.a.O.  p.306)  wird  der  niedere- 
Klerus  regelmäßig  zugezogen. 
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jedes  Archidiakonats,  während  in  der  Konvokation  von  Canterbury 
die  Archidiakone  selbst  als  Vertreter  ihrer  Verwaltungssprengel  er- 
schienen. Der  Repräsentationsgedanke  in  beiden  Konvokationen  war 
weit  davon  entfernt,  ein  solcher  im  modernen  Sinne  zu  sein,  sondern 
ruhte  nach  wie  vor  auf  Instruktionen,  also  auf  Mandaten,  welche  die 
Wählerschaft  dem  Gewählten  erteilte.  Gewöhnlich  tagten  die  Konvo- 
kationen um  die  gleiche  Zeit  wie  das  Parlament  und  hatten  das  Recht  der 
kirchlichen  Gesetzgebung,  d.  h.  die  Befugnis,  die  allgemeinen  Kirchen- 
gesetze des  Papstes  für  den  Bereich  Englands  zu  adoptieren  und,  wenn 
nötig,  zu  ergänzen. 

Die  Könige  (seit  Edward  III.)  gaben  sich  mit  diesem  Fernbleiben 
des  Klerus  vom  Parlament  zufrieden,  weil  die  Hauptsache  doch  die 
Steuerbewilligung  war,  und  diese  besorgte  der  Klerus  ganz  nach  den 
Weisungen  des  Parlaments  das  Mittelalter  hindurch,  meist  ohne  Wider- 
stand zu  leisten. 

Die  Könige  gewöhnten  sich  so  sehr  an  das  Fernbleiben  des  niederen 
Klerus,  daß  sie  die  Prämunientesklausel  dem  Schreiben,  durch  welches 
sie  die  Konvokation  einberiefen,  beifügten1).  In  der  Fürsorge,  daß  nun 
keine,  wie  immer  gearteten  Entschuldigungen  vorkommen  möchten, 
schärften  die  Könige  sogar  in  einzelnen  dieser  Berufungsschreiben 
die  Zusammensetzung  der  Konvokation  ein2).  »Vobis  mandamus 
rogantes,  quod  cum  urgens  et  instans  necessitas  id  exposcat,  Epis- 
copos  Praelatos  et  Glerum  vestrae  Provinciae  ad  diem  Lunae  prox. 
post  Festum  Sancti  Michaelis  prox.  futur.  apud  Leicestr'  convocare 
faciatis:  Ita  quod  tarn  dicti  Episcopi,  quam  Decani  et  Priores  Eccle- 
siarum  Gathedralium,  et  Archidiaconi,  et  Abbates  exempti  et  non 
exempti  quos  expedire  videritis,  personaliter,  et  quodlibet  Capitulorum 
dictarum  Ecclesiarum  Cathedralium  per  unum,  et  Clerus  cujuslibet 
Dioecesis  per  duos  Procuratores  sufficientem  potestatem  habentes, 
dictis  die  et  loco  intersint  ad  tractandum  et  consulendum  super  prae- 
missis  una  vobiscum,  et  aliis  per  Nos  illuc  tunc  mittendis,  et  ad  con- 
sentiendum  hiis  quae  tunc  ibidem  pro  defensione  communi,  et  utili- 
tate  publica,  divina  favente  dementia  contigerit  ordinari«. 

So  ward  auch  der  Repräsentativgedanke  der  Kirche,  der  ihr  ur- 
sprünglich fremd  war,  vom  Staat  aufgenötigt  und  durch  den  Staat 
gesichert.  Nach  dem  Muster  des  staatlichen  Parlamentsrechts  zerfiel 
auch  die  Konvokation  seit  Beginn  des  15.  Jahrhunderts3)  in  zwei  Häuser: 
im  Oberhause  saßen  der  hohe  Klerus  und  im  Unterhause  die  Vertreter 
des  niederen  Klerus.  Auch  die  Geschäftsordnung  der  Konvokation 
zeigt  mannigfache  Parallelen  zum  staatlichen  Recht,  den  Petitionen 

x)  Wir  finden  diese  Prämunientesklausel  für  die  Zwecke  der  Konvokation 
schon  1294.    Siehe  Macray  a.  a.  O.  p.  XVI. 

2)  Z.  B.  Wake,  Appendix  Nr.  XGVII,  p.  60. 

3)  Als  frühesten  Fall  dieser  Scheidung  nennt  Wake  a.  a.  O.  p.  347  die  Kon- 
vokation von  1408.  Nach  Verkündigung  des  Grundes  der  Einberufung  trennte 
sich  der  niedere  Klerus  von  den  Prälaten  »juxta  Assignationem  Domini  Archi- 
episcopi. « 
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der  einzelnen  Mitglieder  des  Unterhauses  entsprachen  in  der  Konvo- 
kation  die  gravamina,  den  allgemeinen  Petitionen  die  articuli  cleri, 
den  allgemeinen  Gesetzentwürfen,  billae,  die  reformanda.  Im  allge- 
meinen beschränkte  sieli  das  Gesetzgebungsreeht  der  Konvokation 
auf  die  Ordnung  der  Kirchenliturgie  und  Kirchendisziplin.  Die  wich- 
tigere Regelung  des  äußeren  Staatskirchenrechts  überließ  man  der 
Btaatliohen  Gesetzgebung  des  Parlaments.  So  sehwach  diese  Gesetz- 
gebung  der  Konvokation  gegenüber  dem  staatliehen  Recht  war,  so  un- 
abhängig  fühlte  sie  sich  dem  jus  commune  der  Kirche  gegenüber.  Es 
gab  '  in  besonderes  e  nglisc  Ii  es  Kirchen^echt  im  Mittelalter,  das  imKon- 
flikl  mit  «Irin  jus  commune  der  katholischen  Kirche,  namentlich  aber  im 
Widerstreit  mil  dem  Dekretalenreeht  durchaus  nicht  den  kürzeren 
EOg,  sondern  seine  Anerkennung  auch  gegenüber  dem  entgegenstehenden 
päpstlichen  Rechtsatz,  selbst  vor  den  geistlichen  Gerichten  Englands 
durchsetzte1)  eine  deutliche  Äußerung  der  nationalen  Staatskirche 
Englands  im  Mittelalter! 

Die  Gesetzgebung  erstreckte  sich  auf  das  Kirchengut,  auf  die 
Karchenpersonen  und  auf  die  Kirchenverwaltung.  Wieweit  sie  die 
Kirchenperson  betraf,  haben  wir  bereits  gehört. 

I .  I )  a  s  Kirchengut  wurde  nach,  doppelter  Richtung  von 
der  staatlichen  Gesetzgebung  ergriffen,  einmal  durch  die  Besteuerung, 
-"d;mn  durch  die  Beschränkung,  manchmal  sogar  durch  Konfiskation 
des  Kirchengutes. 

W  as  die  Besteuerung  des  Kirchenguts  durch  den  Staat  anbelangt, 
so  hatte  zwar  die  Bulle  clericis  laicos  vom  24.  Februar  1296  die  Zahlung 
solcher  Steuern  dem  Klerus  verboten.  Edward  I.  ließ  sich  aber  nicht 
•  inschüchtern,  sondern  bedrohte  den  Klerus  mit  der  Güterkonfiskation 
und  drängte  ihn  zur  Nachgiebigkeit. 

\m  LO.  August  1297  wurde  der  Friede  geschlossen,  indem  die 
Konvokation  erklärte,  sie  hoffte  die  Zustimmung  des  Papstes  zur  Be- 
steuerung  ihres  Gutes  durch  den  Staat  zu  erlangen.  In  der  Folge  fügte 
sich  auch  der  Klerus  in  die  unvermeidliche  Lage,  und  ein  Widerstand 
mit  Berufung  auf  jene  Bulle  kam  nicht  mehr  vor;  im  Gegenteil:  oft 
einigten  sich  Papst  und  König,  und  beide  besteuerten  dann  den  Klerus; 
oder  der  Papst  nahm  die  Besteuerung  vor  und  überließ  einen  Teil  der 
Staatsgewalt. 

Die  Besteuerung  seitens  des  Papstes  bestand  entweder  in  der  Er- 
h»d»unir  d. -s  Pft orspfennigs2)  oder  in  Zehnten,  die  für  Kreuzzüge  usw. 

Dieser  Satz,  der  zuersl  von  Stubbs  vertreten  wurde,  ist  von  Maitland 
a  O.  l   kämpft  worden.   (W-^.-nwrirtig  hat  ihn  Arthur  Ogle,  The  Canon  Law  in 
Mediaeval  England,  London  1912,  p.  18 — 147  mit  überzeugenden  Gründen  wieder 
zu  Ehren  gebracht. 

Siehe  darüber  außer  Stubbs  a.a.O.  III2,  p.  346  noch  P.  Fabre,  Etüde 
i      p  Censum  de  Peglise  romaine,  Paris  1892.  O.  Jensen,  The  DenariussanctiPetri 
England,  in  Transactions  of  the  Royal  Historical  Society,  New  Series,  Vol.  XIX, 
I  i     Neuestens  Liebermann,  Sachglossar  »Peterspfennig«;  danach  wird  schon 
seil  .:         _     Offas,  des  mercischen  Königs,  der  Peterspfennig  bestanden  haben,  frei- 
li<  h  ni<  htals  Tribut  des  Reiches,  sondern  als  »elemosina«.  Siehe  Chron.  Sax.  anno  887. 
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erhoben  wurden,  oder  in  Annaten  (firstfruits).  Auch  bestand  bis  zum 
Jahre  1366  der  Lehenstribut  zu  Recht,  der  seinerzeit  von  Johann 
Lackland  dem  Papst  versprochen  war,  wenngleich  er  eigentlich  schon 
seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  in  Wirklichkeit  nicht  geleistet  wurde. 
Für  die  Erhebung  dieser  päpstlichen  Besteuerung  wrar  (seit  1282)  ein 
eigentliches  Amt,  nämlich  das  des  Kollektors  und  päpstlichen  Nuntius 
in  London  eingerichtet.  Derselbe  hatte  die  Kontrolle  über  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  in  Steuerfragen.  Er  war  selbst  gewöhnlich  Italiener 
von  Nationalität.  Unter  ihm  fungierten  in  jeder  Diözese  ein  bis  zwei 
Subkollektoren.  Bei  der  englischen  Nation  stand  er  in  Mißkredit.  Man 
hielt  ihn  für  einen  päpstlichen  Spion  und  seit  der  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts wurde  ihm  ein  besonderer  Treueid  vom  König  abverlangt. 
Dieser  lief  darauf  hinaus,  daß  er  niemals  die  Interessen  des  Königs  zu- 
gunsten der  päpstlichen  Interessen  hintansetzen  dürfte.  Noch  zur  Zeit 
Heinrich  des  VII.  und  Heinrichs  VIII.  bestand  dieser  Eid,  wie  wir  dieses 
aus  dem  Bericht  des  päpstlichen  Kollektors  Peter  G  r  i  p  h  i  erfahren. 
Der  Eid  mußte  vor  dem  Parlament  geleistet  werden  (»in  publico  conventu 
quem  parliamentum  appellant«).  Eher  durfte  er  sein  Amt  nicht  an- 
treten (»tum  permissa  mihi  est  officii  administrandi  potestas«)1).  Mit 
der  Reformation  fallen  die  päpstlichen  Steuern  und  auch  das  Amt  des 
Kollektors  weg. 

Die  Beschränkung  des  Kirchenguts  in  Gestalt  der  Amortisations- 
gesetzgebung beginnt  in  England  schon  mit  der  Charte  von  1217  (Art.  43)2). 
Sie  verbot  die  Scheingeschäfte,  die  der  Übertragung  des  liegenden 
Gutes  an  religiöse  Körperschaften  dienten.  Im  Jahre  1258  wünschte 
das  Parlament  von  Oxford,  daß  in  Hinkunft  keine  religiöse  Körperschaft 
in  den  Besitz  von  Lehensgut  von  Großen  und  Baronen,  ohne  deren 
Willen,  und  bloß  gestützt  auf  den  Willen  ihrer  Untervasallen,  gelangen 
dürfte,  denn  dadurch  gingen  nur  die  Lehensgefälle  verloren.  Die  Pro-^ 
Visionen  von  \Vestminster  1259  ordneten  dieses  an  (Art.  14).  Aber 
damit  war  diese  Bestimmung  noch  nicht  Rechtsgesetz,  da  die  Pro- 
visionen nur  so  lange  galten,  als  die  Herrschaft  der  aufrührerischen 
Barone  bestand.  Erst  im  Jahre  1279  erging  das  Statutum  de  viris  religiosis 
(7  Edward  I,  stat.  2  c.  13):  eine  religiöse  Körperschaft  sollte  liegendes  Gut 
nicht  erwerben.  Strebte  sie  dieses  doch  an,  so  verfiel  der  Grund  und  Boden 
dem  Lehnsherrn  desjenigen  Untervasallen,  von  dem  es  die  religiöse 
Körperschaft  erhalten.  Versäumte  der  obere  Lehnsherr  innerhalb  einer 
bestimmten,  kurzen  Frist,  das  Heimfallsrecht  zu  üben,  so  devolvierte 
es  an  seinen  Lehnsoberen  und  schließlich  an  den  König.  Freilich  wurde 


Zitiert  bei  Fahre  a.  a.  O.  p.  140. 
2)  Ähnlich  wie  in  deutschen  Territorien  (siehe  Kahl,  Die  deutschen  Amorti- 
sationsgesetze 1897,  S.  50  ff.,  ferner  v.  Below,  Die  landständische  Verfassung  in 
Jülich  und  Berg,  Bd.  II,  40  Anm.  145  und  Srbik,  Staat  und  Kirche  in  Österreich 
während  des  M.  A.,  Forschungen  zur  inneren  Geschichte  Österreichs  I  (1904),  S.  171) 
wurden  zuerst  in  Städten  Amortisationsrechtsnormen  erlassen.  Siehe  Bateson, 
Borough  Gustoms  (Seiden  Society  21.  Bd.)  II  (1906),  p.  201  Note  4.  Hier  in  England 
schon  um  1162! 


320 


11.  Abschnitt.    Oer  Ständestaat. 


auch  dieses  Gesetz  In  der  Folge  umgangen,  namentlich  dadurch,  daß 
sich  religiöse  Körperschaften  Dispensationen  vom  König  zu  erkaufen 
wußten.  Deshalb  versuchte  ein  Gesetz  Richards  II.  (15  Ria  11,  a  5) 
die  alte  i  resel  zgebung  in  \  erschärfter  Form  wieder  zur  Geltungzu  bringen. 
U)i  r  vergebens,  durch  juristische  Kniffe  wul.de  man  auch  dieses  Gesetz 
zu  umgehen1). 

Mit  unter  diente  die  Btaal  liehe  Gesetzgebung  auch  dazu,  um  Kirchen- 
gut zu  konfiszieren,  ein  Schicksal,  das  zunächst  die  Klöster  der  französi- 
schen Cluniazenser  und  Zisterzienser,  die  in  England  liegendes  Gut 
hatten,  traf  (1307),  im  Jahre  L346  auch  auf  alle  Pfründen,  die  im  Be- 
von  Ausländern  waren,  ausgedehnt  wurde*.  Erst  der  Friede  von 
Bretigny,  L360,  hob  die  Konfiskation  der  französischen  Priorate  auf. 

Die  weltliche  Gesetzgebung  erstreckte  sich  auch  auf  die  Kirchen- 
zucht  und  Vrnv.-dhmg  der  Kirche.  So  regelte  Heinrich  V.  die  Bezüge 
der  von  den  Klöstern  auf  ihren  Inkorporationspfarren  eingesetzten 
Vikare.  Er  bestimmte  L422  durch  Slaatsratsverordnung  das  Ausmaß 
der  procurationes  für  Fischöle  und  andere  Prälaten2).  Namentlich  ist 
rläresiegesetzgebung,  die  vom  Parlament  im  Jahre  1382  begonnen 
wird  und  L414  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Alle  Staatsbeamten,  insbe- 
Bondere  die  Friedensrichter  und  Sheriffs,  werden  verpflichtet,  ihre  Hand 

Vi  pfolgung  von  Häretikern  darzubieten.  Jeder  von  der  geistlichen 
Gewalt  der  Häresie  Beschuldigte  muß  auf  Grund  eines  writ  of  capias 
d'-in  LT'  i-l liehen  Gericht  ausgeliefert  werden.  Findet  dieses  den  Häretiker 
im  schuldig,  so  wird  er  von  der  Staatsgewalt  verbrannt. 

III.  Das  Verhältnis  der  geistlichen  und  weltlichen  Gerichtsbarkeit. 

Die  durch  die  Konstitutionen  von  Clarendon  (1164)  geschaffenen 
Grundlagen  wurden  im  Mittelalter  im  großen  und  ganzen  beibehalten3). 
Eine  nähere  Interpretation  derselben  gab  das  ursprünglich  für  die 
Diözese  Norwich  erlassene,  in  der  Praxis  aber  für  das  ganze  Reich 
befolgte  königliche  Sendschreiben  »circumspecte  agatis«  (1285).  Spätere 
Gesetze  von  1316,  1340  und  1344  modifizierten  jene  Grundlagen  nur 
unwesentlich. 

Zunächst  ist  festzustellen,  daß  weltliche  Gerichte  während  des 
Mittelalters  sowohl  über  geistliche  Personen  als  auch  über  geistliche 
Angelegenheiten  judizierten.    Alle  Rechtsstreitigkeiten,  die  die  Tem- 


di        I  mwege,  welche  Anlaß  zu  Vervollkommnung  des  englischen 

ih.i  . .  h t -   u-'-  und  h  u-ls)  gaben,  siehe  dazu  Digby,  Hist.  of  the  law  of  real 
property,  ( »xford  1897,  p.  334  f.  und  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S.  61  ff.  Ähnlich  auch 
in  Deutschland  /..  B.   Konstanz:   Beyerle,   Grundeigentumsverhältnisse  und 
ht  im  m.  a.  Konstanz  I,  1,  S.  68  ff.;  ferner  Lü  b  e  c  k:  O.  Loening,  Grund- 
erwerb  und  Treuhand  in  Lüheck  (Gierkes  Unters.  Nr.  93),  S.  21  ff. 
2)  1422,  Capes  a.  a.  O.  291. 

8)  Aufgegeben  wurde  nur  die  Position  des  Königs  in  einem  Punkte:  der  Kle- 
riker könnt,  wegen  eines  weltlichen  Delikts  vor  dem  weltlichen  Gericht  nur  ange- 
klagt werden,  seine  Verurteilung  als  Kleriker  (Degradation)  nur  im  geistlichen 
Gerichte  vor  sich  gehen,  das  jedoch  den  Übeltäter  dem  weltlichen  Gericht  zur 
Durchführung  der  weltlichen  Strafgewalt  auszuliefern  hatte.    S.  oben  §  12. 
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poralien  der  Klerus  betrafen,  waren  der  königlichen  Gerichtsbarkeit 
unterworfen.  Sobald  sich  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  auch  eine 
Kognition  hierüber  anmaßte,  wurde  sie  durch  Prohibition,  d.  i.  durch 
ein  writ,  königliches  Schreiben,  welches  den  geistlichen  Angriff  zurück- 
wies und  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  zum  Stillstand  brachte,  ver- 
hindert. Streitigkeiten,  welche  Grund  und  Boden  betrafen,  die  die  Kirche 
als  libera  elemosina  besaß,  wurden  zwar  von  der  geistlichen  Gerichts- 
barkeit abgeurteilt,  aber  die  Frage,  ob  das  Land  an  sich  in  Form  der 
libera  elemosina  besessen  wurde,  oder  ob  es  nicht  etwa  ein  weltliches 
Lehen  war,  kam  vor  die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes.  Mit  der 
Zeit  wurde  aber  von  den  weltlichen  Gerichten  auch  die  gesamte  Ge- 
richtsbarkeit über  die  »elemosina«  ausgeübt1),  und  seit  der  2.  Hälfte, 
des  Mittelalters  verliert  die  »elemosina«  beinahe  ganz  ihre  juristische 
Bedeutung2).  Die  Gerichtsbarkeit  über  die  Zehnten  war  auch  ein  Ge- 
biet, auf  dem  ein  Judicium  finium  regundorum  nötig  war.  Der  Titel  zum 
Eigentum  an  den  Zehnten  gehörte  vor  die  weltlichen  Gerichte,  die 
geistlichen  Gerichte  hatten  nur  den  Eintreibungsprozeß  der  Zehnten. 
Rechtsstreitigkeiten  über  Patronat  und  Präsentation  durch  weltliche 
Personen  gehörten  ebenfalls  vor  die  weltlichen  Gerichte.  Wenn  in  einem 
Prozesse  kirchliche  und  weltliche  Personen  miteinander  in  Streit  ge- 
rieten, so  kam  die  Sache  ebenfalls  vor  die  weltlichen  Gerichte,  entspre- 
chend der  fünfzehnten  Constitution  of  Clarendon  (»placita  de  debitis, 
quae  fide  interposita  debentur,  vel  absque  interpositione  fidei,  sint 
in  justitia  regis«).  Zwar  hatte  Bonifaz  VIII.  im  Jahre  1261  den  Versuch 
gemacht,  alle  solche  Streitigkeiten,  in  welche  Kleriker  verwickelt  waren, 
vor  die  geistlichen  Gerichte  zu  ziehen  (Johnson,  Canons  296).  Aber  dies 
wurde  von  den  ordentlichen  Gerichten  niemals  anerkannt  und  war  nie- 
mals englisches  Reichsrecht.  In  ähnlicher  Weise  wurde  der  Anspruch 
der  Kurie  abgewiesen,  der  1237  gestellt  wurde,  und  der  dahin  ging, 
daß  ein  Kleriker  niemals  vor  dem  weltlichen  Richter  wegen  eines  Ver- 
mögensanspruchs belangt  werden  dürfte.  Die  geistliche  Gerichtsbar- 
keit erstreckte  sich  im  einzelnen:  1.  auf  die  Beurteilung  von  Delikten 
der  Kleriker.  Es  wurde  das  beneficium  cleri  auf  dem  Gebiet  der  Kriminal- 
gerichtsbarkeit anerkannt.  Jeder  Kleriker  konnte,  wenn  er  eines  Ver- 
brechens angeklagt  war,  verlangen,  wegen  Aburteilung  vor  das  geist- 
liche Gericht  gestellt  zu  werden.  2.  auf  die  gesamte  Gerichtsbarkeit 
der  Laienwelt  pro  foro  interno.  Hier  standen  die  gewaltigen  Macht- 
mittel der  Exkommunikation  und  des  Interdikts3)  dem  geistlichen  Ge- 
richt zur  Verfügung.  3.  hatte  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  die  Kogni- 
tion   über  Ehestreitigkeiten  und   Streitigkeiten    aus  Testamenten4). 


*)  P.  u.  M.  I2,  p.  126. 
.     2)  Holdsworth  III,  29. 

3)  Vgl.  dazu  E.  B.  Krehbiel,  The  Interdict,  its  History  and  its  Operation, 
Washington  (Prize  Essays  of  the  American  Historical  Association  1907). 

4)  Allerdings  in  Städten  stark  zurückgedrängt  durch  die  städtische  Gerichts- 
barkeit in  diesen  letzteren  Angelegenheiten.  Siehe  Bateson  a.  a.  O.,  Einleitung  zu 
Band  II,  p.  CXXXVIII  ff. 
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Wo  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  im  Anschluß  daran  handeln  mußte, 
war  sie  auf  ein  vorhergehendes  Zertifikat  der  geistlichen  Gerichte  ange- 
wiesen,  Die  bis  zu  Heinrich  II.  von  der  Kirche  beanspruchte  Gerichts- 
barkeil  Qber  alle  weltlichen  Sai  den,  wo  »Treu  und  Glauben«  verpfändet 
war,  wurde  vom  Staat  nicht  mehr  anerkannt.  4.  Immer  wurde  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit,  wenn  sie  ihre  Schranken  überschreiten 
wollte,  streng  durch  königliches  wril  of  prohibition  zurückgewiesen. 
Die  Grundlage  für  den  Gebrauch  des  letzteren  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  war  das  sog.  writ  of  circumspecte  agatis  Edwards  I.  Dieses 
königliche  Schreiben,  welches  als  Gesetz  aufgefaßt  wurde  (Statutes 
ol  Realm  I.  LOJ  F.),  befahl,  solche  Prohibitionen  zu  erteilen,  wenn  sich  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  über  ihre  ordentliche  Kompetenz  (nämlich 
die  Anwendung  der  geistlichen  Zuchtmittel  pro  foro  interno,  ferner  die 
Kognition  bei  Vernachlässigung  von  Friedhöfen,  bei  Entziehung  von 
Zehnten,  Obligationen,  Mortuarien  und  Geldsummen,  die  einem  Prälaten 
gebühren,  Tätlichkeiten  begangen  gegen  Kleriker,  übele  Nachrede  und 
Eidbruch)  hinwegsetzte.  Auch  sollten  Prohibitionen  ergehen,  wenn  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  sich  die  Kognition  über  den  Patronat  anmaßte 
oder  in  Zehntstreitigkeiten  vorging,  welche  um  mehr  als  den  vierten 
Teil  des  der  Kirche  zustehenden  Gesamtzehntanspruchs  gingen, 
oder  wo  das  geistliche  Gericht  Geldstrafen  auferlegte.  Im  Falle  der 
Tätlichkeit,  die  ein  Kleriker  begangen  hatte,  sollte  die  verletzte  Person 
das  Rechl  haben,  entweder  an  die  königlichen  Gerichte  sich  zu  wenden, 
•  •d.T  das  Kisehofgericht  zu  einer  Exkommunikation  des  Klerikers  zu 
veranlassen.  Auch  sollten  die  geistlichen  Gerichte  befugt  sein,  bei  der 
Beschuldigung  wegen  übler  Nachrede  die  weltlichen  Geldstrafen  in 
geistliche  Strafe  umzuwandeln,  ungeachtet  aller  Prohibition.  Die 
Grenzen  der  weltlichen  und  geistlichen  Gerichtsbarkeit  waren  in  Eng- 
land  zugunsten  der  ersteren  abgesteckt.  Hier  fehlte  das  z.  B.  in  Frank- 
reich1)  der  Kirche  zuerkannte  Forum  über  personae  miserabiles  usw. 
Her  wind,  di  r  Anspruch  der  Kirche  auf  die  Jurisdiktion  in  Treu-  und 
Glaubenssachen  der  Laien  und  über  zivile  Streitsachen  der  Kleriker 
im  Gegensatz  zu  Frankreich  nicht  anerkannt,  und  während  in  Frankreich 
eine  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  zwischen  weltlichen  und  geistlichen 
Gerichten  in  !>««zug  auf  »elemosinae«  bestand,  hörte  die  geistliche  Ge- 
richtsbarkeil  in  England  in  diesen  Punkten  bald  auf. 

Was  aber  insbesondere  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  England 
von  der  gleichzeitigen  kontinentalen  wesentlich  unterscheidet,  ist, 
daß  die  Appellation  nach  Rom  durch  die  Statutes  of  premunire  (von 
1365  und  L393)  namentlich  in  Pfründenstreitigkeiten  abge- 
schnitten  war.  Daher  konnte  es  sogar  vorkommen2),  daß  die  könig- 
lichen  Gerichte  auf  diesem  Gebiete  ihre  Jurisdiktion  ausübten,  um  päpst- 
liche  Bullen  zugunsten  d  es  Königs  auszulegen.  Wenngleich  die  Praxis 
milder  aussah,  als  die  Strenge  der  Gesetze  befahl,  so  waren  das  doch 

-   I    dazu  P.  Fournier,  Les  officialit&s  au  moyen  äge,  Paris  1880,  p.  64  ff. 
-    Maitland,    Execrabilis«  in  the  Common  Pleas,  in  Collected  Papers  III, 

p.  54 — 64. 
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immer  Schleich-  und  Nebenwege,  auf  denen  die  geistliche  Gerichts- 
barkeit der  Kurie  zur  Geltung  kommen  mußte,  und  die  öffentliche  Meinung 
empfand  sie  jedenfalls  als  solche.  Im  15.  Jahrhundert  war  selbst  der 
illegale  Rechtszug  nach  Rom  sehr  geringfügig,  die  meisten  strittigen 
Angelegenheiten  zwischen  Königtum  und  Papsttum  waren  im  Wege 
des  Kompromisses  erledigt,  in  geringfügigen  Angelegenheiten  ließ  man  ihn 
zu,  in  wichtigen  Angelegenheiten  hörte  man  nichts  von  ihm.  Im  großen 
und  ganzen  war  die  päpstliche  Politik  England  gegenüber  keine  aggres- 
sive, sondern  im  Gegenteil  eine  der  königlichen  Autorität  gefügige. 

IV. 

Die  englische  Staatskirche  ist  durch  den  Eigenkirchengedanken 
und  seine  Fortwirkung  im  Mittelalter  zur  Staatskirche  geworden.  Wäh- 
rend in  Deutschland  aus  den  zur  fränkischen  Zeit  Staatsbeamtenqualität 
besitzenden  kirchlichen  Würdenträgern  im  Laufe  des  Mittelalters  kirch- 
liche Träger  der  Landeshoheit  geworden  sind1),  sind  die  hohen  Prälaten 
in  England  immer  nur  Staatsbeamte  und  Lehensharone  geblieben. 
Außer  dem  Bischof  von  Durham2)  hatte  keiner  der  englischen  Bischöfe 
und  hohen  Prälaten  irgendwelche  landeshoheitlichen  Befugnisse,  wie 
sie  in  Deutschland  die  Reichsgesetzgebung  (in  den  Jahren  1220/32) 
gewährt  hatte. 

Die  englische  Staatskirche  verdient  mit  mehr  Recht  den  Namen 
einer  Landeskirche  als  Parallelentwicklungen  in  den  deutschen  Terri- 
torien3), denn  hier  war  die  landesherrliche  Gewalt  wenigstens  in  der 
Theorie  durch  dasReichsrecht  beschränkt.  Diese  betrachtet  jede  Ausübung 
des  landesherrlichen  Kirchenregiments  als  Eingriff  in  die  dem  Kaiser 
zustehende  advocatia  ecclesiae4).  In  England  gab  es  keine  solchen 
Schranken.  Die  englische  Staatskirche  war  de  jure,  nicht  bloß  de  facto 
eine  solche.  In  England  wie  in  Deutschland  war  die  Kirche  aufs  Materielle 
gerichtet  und  im  Verfall.  Aber  während  hier  der  Verfall  hauptsächlich 
auf  die  Rechnung  der  kirchlichen  Landesherren  und  des  Papsttums 
zu  setzen  ist,  liegt  in  England  der  Grund  des  Übels  darin,  daß  die  ganze 
zentralisierte  Kirchenorganisation  unter  die  Botmäßigkeit  des  Königs 
geraten  ist.  Aus  Kirchengut  macht  er  seine  Staatsbeamten  bezahlt. 
Minderjährigen  Großen  des  Reichs  verleiht  er  noch  mitunter  selbst 
im  15.  Jahrhundert  ein  Bistum  als  Lehen5).  Um  das  Kirchengut  stets 
präsent  für  seine  Dienste  zu  erhalten,  fordert  der  König  das  System 
der  Inkorporationen  zugunsten  der  Klöster,  und  den  Pluralismus, 
d.  i.  die  Ämterkumulation.  Der  alte  Gascoigne  schildert  in  düsteren 
Farben  diesen  Zustand  und  erwähnt  namentlich  als  Beleg6)  für  den 

x)  Siehe  Werminghoff,  Geschichte  der  Kirchenverfassung  Deutschlands  im 
Mittelalter,  1905,  S.  193  u.  219  f. 

2)  Über  ihn  Lapsley,  The  Countv  Palatine  of  Durham,  in  Harvard  Historical 
Studies,  Bd.  VIII. 

3)  Z.  B.  in  Österreich;  hierzu  Srbik  a.  a.  O.  S.  223  f. 

4)  Siehe  Werminghoff  a.  a.  O.  S.  259. 

5)  Siehe  den  Fall  des  Bischofs  von  Exeter,  George  Neville,  bei  Gascoigne 
a.  a.  O.  p.  16. 

6)  a.  a.  O.  p.  35  f. 
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\  erfall  der  Kirche  die  unschöne  Geschichte  eines  Bischofs  von  Sankt 
David,  der  die  Bitte  seines  Klerus  auf  Verbannung  der  in  der  Diözese 
befindlichen  Priesterkonkubinen  nicht  erhören  woll t o,  weil  er  dadurch 
eine  materielle  Einbuße  er  bezog  nämlich  etwa  '«DO  marcae  für  die 
Konzessionierung  dieser  Korruption  —  erfahren  hätte. 

In  solcher  Zeil  war  natürlich  Niel  Opposition,  die  sich  auch  gegen 
»Li-  Staatskirchentum  richtete.  Wycliffs  politische  Lehren  versuchen 
nicht  dieses  Staatskirchentum,  wohl  aber  den  Kondominat  zwischen 
König  und  Papst  in  der  Weise  zu  beseitigen,  daß  der  materielle  Gehalt 
der  Kirche  überhaupl  genommen  werden  solle.  Wycliff  erkennt  mit 
ii'  htigem  Blick,  daß  das  Staatskirchentum  in  England  auf  der  Beherr- 
Bchung  des  Kirchengutes  ruhe,  d.i.  auf  dem  Eigcnkirchengedanken, 
und  bo  richtet  er  seine  ganze  Opposition  darauf,  der  Kirche  das  Gut 
abzunehmen  und  dem  Staat»1  zuzuweisen.  Als  ideal1)  schwebt  ihm 
die  Zeit  der  anglonurmanuisrheu  Eigenkirche  unter  Wilhelm  dem 
Eroberer  und  \\  ilhelm  Rufus  vor. 

Namentlich  in  seinen  Schriften  de  civile  dominio2)  und  de  officio 
regis  verurteilt  er  das  bisherige  Kirchenverwaltungssystem.  Er  unter- 
scheidel  zwischen  der  natürlichen  Herrschaft,  der  politischen  und  der 
evangelischen  Herrschaft.  Die  natürliche  Herrschaft  repräsentiert 
jenen  Stand  der  Dinge,  der  vor  dem  Sündenfall  existiert,  wo  alle  Men- 
Bchen  sich  vereinigt  halten,  um  alle  Güter  zu  genießen,  und  wo  jeder 
dem  andern  nach  dem  charitativen  Prinzip  und  ohne  Gesetz  beistand. 
Der  Sündenfall  macht  es  nun  schwierig,  diese  natürliche  Herrschaft 
m  der  Gegenwart  zu  erhalten,  und  deshalb  mußte  man  zu  der  Scheidung 
der  politischen  und  der  evangelischen  Herrschaft  gelangen.  Die  erstere 
stehl  allein  den  weltlichen  Lords  und  den  Königen  zu  und  erstreckt 
Bich  iilwr  jede  Sphäre  weltlichen  Lebens.  Die  evangelische  Herrschaft, 
die  von  Christus  dem  Klerus  übertragen  ist,  bezieht  sich  bloß  auf  die 
rge  und  schließt  keineswegs  das  Recht  in  sich,  über  weltliches 
Vermögen  zu  verfügen  und  weltlichen  Zwang  über  Menschen  auszuüben. 
Die  Kirche  is1  nicht  berufen,  von  dem  Staat  Versorgung  mit  Kirchengut 
und  Bestrafung  von  Personen,  die  sich  gegen  die  kirchlichen  Gesetze 
vergehen,  zu  verlangen.  Der  Staat,  resp.  die  Laienpatrone,  haben  das 
Recht,  jederzeit  die  Kirche,  wenn  nötig,  zu  reformieren  und  ihr  Kirchen- 
Lrut  einzuziehen,  denn  ihr  ganzes  Vermögen  ist  nur  unter  der  Vertrags- 
klausel zustande  gekommen,  daß  sie  es  für  das  allgemeine  Gut  der 
Christengemeinde  verwendet.  Verweltlicht  die  Kirche,  verwendet  sie 
ihr  Gut  zu  Luxus  und  weltlichen  Zwecken,  so  ist  es  die  Pflicht  des 
Staates,  Bie  von  dieser  gefährlichen  Bürde  zu  befreien3).   Wenn  Ge- 

l)  Loser  th  a.  a.  O.  102. 

Das  L  Buch  dieses  Werkes  steht  überhaupt  unter  dem  Einfluß  der  Ideen, 
wel<  he  vom  sog.  guten  Parlament  (1376)  ausgesprochen  wurden  (Loserth  a.  a.  O.  83). 
Daß  diese  kein  Aufgeben,  sondern  im  Gegenteil  ein  starkes  Betonen  des  Staats- 
kir<  hentums  bedeuten,  wissen  wir. 

Die  17.  der  von  Wycliff  im  Winter  1376  vor  seinen  Schülern  in  Oxford 
ii  Lautete:   »Sowohl  weltliche  Herren  als  auch  andere,  die  der 
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setze  angeführt  würden,  die  eine  Entfremdimg  von  Kirchengütern  ver- 
bieten, so  sei  dem  entgegenzuhalten1),  daß  es  eine  Reihe  von  Fällen  gebe, 
wo  man  selbst  Kirchengeräte  angreifen  könne:  z.  B.  um  Gefangene 
auszulösen.  Der  Klerus  sei  arm  und  nur  geistlichen  Zwecken  Unter- 
tan, nicht  reich  und  verweltlicht,  er  werde  nur  von  freiwilligen 
Gaben  und  Zehnten  der  Glaubensgenossen,  insbes.  der  Großgrund- 
besitzer, erhalten2).  Daß  die  Vorstellungen  Wycliffs  von  der  natür- 
lichen Herrschaft  wesentlich  die  kommunistischen  Theorien  zur  Zeit 
des  Bauernaufstandes  von  1381  gefördert  haben,  ist  bereits  oben  dar- 
gelegt worden:  die  Ausführung  der  kirchenpolitischen  Pläne  Wycliffs 

blieb  aber  der  Zeit  Heinrichs  VIII.  vorbehalten. 
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III.  Abschnitt. 

Der  Kampf  der  absoluten  und  konstitu- 
tionellen Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 

§  26.  Vom  absoluten  zum  konstitutionellen  Regime 

(1485-1714). 
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Kirche  Besitzungen  geschenkt  haben,  dürfen  sie  ihr  wieder  entziehen,  wenn  es  ihr 
zum  Heil  gereicht  oder  Sünden  hierdurch  verhütet  werden,  ohne  daß  sie  irgend- 
eine kirchliche  Zensur  fürchten  müssen,  denn  alle  diese  Schenkungen  sind  nur 
bedingungsweise  gemacht.«    (Loserth  a.a.O.  93.) 
x)  Loserth  a.  a.  O.  102. 

2)  Siehe  Loserth  a.  a.  O.  103.  Das  war  auch  die  Auffassung  der  alten  angel- 
sächsischen und  anglonormannischen  Eigenkirchenherren !  Auch  die  freie  Ver- 
fügung über  Kirchengut,  die  Wycliff  den  großen  Grundherren  vindiziert  (»wenn 
die  Kirche  an  gewissen  Dingen,  wie  z.  B.  Kelchen,  Überfluß  hat,  darf  man  sie  hin- 
weggeben.« Loserth  a.a.O.  S.  103)  paßt  ausgezeichnet  in  den  Rahmen  der  alten 
Eigenkirche. 
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I.  England  unter  den  Tudors. 

N  h  den  Rosenkriegen  versank  das  englische  Volk  in  eine  all- 
eine  politische  \pathie.  Aus  ihr  ist  die  Unterwürfigkeit  des  Par- 
laments während  der  ganzen  Tudorepqche  zu  erklären.1)  Es  trug 
dazu  insbesondere  l >< ' i ,  daß  der  alte  Adel,  der  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Mittelalters  die  Führung  nicht  bloß  des  Oberhauses,  sondern 
auch  des  I  aterhauses  besessen  halte,  durch  die  Rosenkriege  so  gut  wie 
vernichtet  war.  Die  Zahl  der  weltlichen  Lords,  die  zu  dem  ersten  Par- 
lamenl  Heinrichs  VII.  im  Jahre  1485  einberufen  wurden,  war  annähernd 
Lim  unter  den  Nachfolgern  auf  durchschnittlich  50  zu  steigen2). 
Eine  neue  Aristokratie  begann  unter  den  Tudors  zu  entstehen,  aber 
dir>(-  war  ein  1  Vamt cnadel,  ein  Adel,  der  durch  persönliches  Verdienst 
erworben  werden  konnte,  durch  besondere  Tüchtigkeit  im  Beruf,  als 
Priester  oder  Rechtsgelehrter.  Auf  solchen  Adel  konnte  sich  die 
Monarchie  unbedingt  stützen,  ihm  entnahm  sie  Männer  wie  Wolsey, 
Thomas  OmihwcII.  die  beiden  Cecil,  Francis  Bacon,  Walsingham  u.  a.,  die 
w  illfährigeWerkzeuge  in  der  Hand  der  aufgeklärtenFürstendespoten  waren. 
Das  Unterhaus  hatte  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters,  weil  ganz 
ini  Schlepptau  des  Oberhauses  befindlich,  verlernt  eine  selbständige 
Politik  zu  treiben.  Erst  am  Ausgang  der  Regierung  Elisabeths,  da  die 
Wohltaten  und  Früchte  des  Merkantilismus  in  den  Schoß  eines  em- 
p<  >i  blühenden  Handels  fielen,  bekam  auch  das  Bürgertum  einen  stei- 
!••!•  Ii  \;n  kcn  gegenüber  den  Anforderungen  der  Krone.  Es  beginnt 
als  >ii-h»Tst»'s  Zeichen  davon  der  erneuerte  Kampf  um  Parlaments- 
privilegien, um  die  Freiheit  der  Meinungsäußerung  im  Parlament,  um 
das  Rechi  seine  eigene  Zusammensetzung  zu  kontrollieren  u.  a.  m. 
Bis  dahin  aber  wird  man  weder  dem  Ober-  noch  dem  Unterhaus  eine 
andere  Funktion  einräumen  können  als  bloß  die,  die  Willensschlüsse  des 
Monarchen  auf  allen  Gebieten  der  Staatspolitik  zu  sanktionieren.  Das 
Charakteristische  des  Verhältnisses  der  Tudors  zum  Parlament  ist,  daß 
Bie  im  Gegensatz  zu  den  andern  europäischen  Fürsten  die  äußere  Form, 

Diese  herrschende  Meinung  wird  von  Gairdner,  Transactions  of  the 
H    I    Soc.  N.  S.  XIII.  p.  100  in  Frage  gestellt.    Aber  gerade  die  Art,  wie 
i  Qterhaus   bei  Wolsey's  Fall  vorgeht,  was  Gairdner  eingehend  schildert, 
teigl  den  parlamentarischen  Servilismus  gegenüber  der  Krone. 

-  Siehe  Maitland,  Const.  History  169  und  238.  Daß  unter  Heinrich  VII. 
die  Zahl  der  weltlichen  Lords  infolge  der  Rosenkriege  sehr  gering  war,  betont 
namentlich  der  italienische  Berichterstatter  aus  dieser  Zeit  in  Camden  Society 
Nr.  37  (O.  S.)  p.  39. 
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durch  welche  die  Teilnahme  des  Parlaments  an  der  Staatsherrschaft 
festgelegt  war,  nicht  zerbrechen.  Ihr  ganzes  Verhältnis  gegenüber  dem 
Parlament  kommt  darauf  hinaus,  den  äußeren  Schein  der  Verfassung  zu 
erhalten.  Aber  nur  den  äußeren  Schein!  denn  materiell  erscheint  das 
Parlament  so  gut  wie  ausgeschaltet.  Unter  Heinrich  VII.  (1485  bis 
1509)  wird  es  bloß  siebenmal  zusammenberufen.  Während  der  letzten 
13  Jahre  seiner  Regierung  nur  einmal,  nämlich  im  Jahre  1504.  Der 
König  war  auf  äußerste  Sparsamkeit  im  Staatswesen  bedacht,  um 
nur  das  Parlament  nicht  öfter  einberufen  zu  müssen.  Wenn  einmal 
schon  die  Notwendigkeit  sich  ergab,  außergewöhnliche  Geldmittel  zu 
erzielen,  so  kam  man  lieber  auf  den  Ausweg  der  Zwangsanleihen,  die  man 
unter  den  Namen  benevolences  von  den  Untertanen  erhob.  Heinrich  VIII. 
(1509 — 1547)  entledigte  sich  der  Mitherrschaft  des  Parlaments  nicht  bloß 
durch  die  unter  seinem  Vater  praktizierten  Mittel,  sondern  auch  durch  eine 
Form  der  Gesetzgebung,  die  für  seine  Zeit  besonders  charakteristisch  ist : 
die  Gesetzgebung  durch  königliche  Verordnung.  Durch  das  Gesetz  von  1539 
(31  Henr.  VIII.,  c.  8)  wurde  dem  Könige  die  Ermächtigung  erteilt, 
Verordnungen  über  jeden  beliebigen  Gegenstand  mit  derselben  Wir- 
kung zu  erlassen,  als  ob  der  ordentliche  Gesetzgeber  sie  beschlossen 
hätte;  nur  eine  Schranke  sollten  diese  Verordnungen  haben:  sie  durften 
nur  dann  Todesstrafe  verhängen,  wenn  jemand  gegen  solche  Verord- 
nungen, welche  zur  Abwehr  von  Häretikern  erlassen  waren,  sich  ver- 
gangen hatte.  Dieses  System,  durch  Verordnungen  den  ordentlichen 
Gesetzgeber  ganz  auszuschalten,  erlangte  namentlich  unter  Elisabeth 
(1558 — 1603)  seine  größte  Vollendung.  Inzwischen  war  nämlich  durch 
das  Genie  der  Tudors  eine  großartige  Verwaltungsorganisation  nach 
französischem  Muster  eingerichtet  worden,  an  deren  Spitze  der  Staats- 
rat stand.  Verwaltungsverordnungen  und  königliche  Instruktionen, 
die  jedes  Detail  der  Verwaltung  im  absoluten  Staat  regelten  und  die 
unteren  Lokalbehörden  ständig  in  Bewegung  setzten,  wurden  fort- 
während vom  Staatsrat  erlassen.  Diese  Art  der  industriellen  und  kom- 
merziellen Regulierung  im  Dienste  der  damals  herrschenden  merkan- 
tilistischen  Politik  wurde  später  nur  durch  das  französische  Regime 
eines  Golbert  übertroffen.  Als  wirksamer  Hintergrund  in  dieser  ganzen 
Regierung  und  Gesetzgebung  durch  königliche  Verordnung  stand  die 
Sternkammer,  welche  schon  Heinrich  VII.  durch  Gesetz  (3  Henr. 
VII.,  c.  1)  eingerichtet  hatte.  Sie  war  eine  Abteilung  des  Staatsrats,  die 
ursprünglich  den  Zweck  hatte,  die  Überreste  des  alten  ständischen 
Regiments  und  den  Widerstand  der  mächtigen  Großen  des  Reichs  zu 
vernichten.  Unter  Heinrich  VIII.  (namentlich  durch  das  Gesetz 
21  Henr.  VIII.,  c.  20)  wurde  die  Zahl  der  Mitglieder  vermehrt,  und  ihre 
Funktionen  wuchsen  sichtlich,  bis  sie  dann  unter  Elisabeth  vollständig 
als  Polizeistrafgerichtshof  eingerichtet  war,  um  die  oben  genannten 
Kategorien  königlicher  Verordnungen  zur  Durchführung  zu  bringen 
und  Strafen  gegen  ihre  Verfehlung  zu  setzen.  Wie  immer  man  über 
die  Ausdehnung  dieser  königlichen  Verordnungsgewalt  auf  das  der 
Gesetzgebung  zustehende  Gebiet  auch  denken  mag,  eins  steht  fest: 
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sie  wurde  von  ihren  Trägem  niemals  zu  engherzigen  und  egoistischen 
Zwecken  mißbraucht,  sondern  sie  tl ion i r  im  großen  und  ganzen  dem 
aufgeklärten  ÜDSolutismus,  insbesondere  der  Durchführung  eines  großen 
Wirtschaftsideals,  welches  dem  Staat  die  wirtschaftliche  und  nationale 

Einheit  iral >.  dem  Merkantilismus. 

Eine  ur<  iwalt  ige  Aufgabe  war  den  Tudors  in  der  Durchführung  der 
Reformation  erwachsen.  Freilich  Heinrich  VIII.  hatte  den  Kampf 
mit  Rom  aus  selbstsüchtigen  Zwecken  vorgenommen.  Er  war  in  den 
Kamp!  gedrängt,  um  die  Anerkennung  seiner  Ehe  mit  Anna  Boleyn 
gegen  den  \\  illen  des  Kaisers  und  gegen  den  von  ihm  abhängigen  Papst 
eu  erzwingen.  \l»er  einmal  das  Werk  begonnen,  konnte  es  zu  keinem 
Stillstand  kommen,  die  Yolksmeinimg  war  bald  in  diesem  Sinne  bo- 
einflußt,  daß  auf  der  Bahn  Fortgeschritten  werden  mußte.  War  die  Re- 
formation  in  der  Zeil  Heinrichs  VIII.  nur  eine  auf  äußerliche  Trennung 
von  der  katholischen  Kirche  gerichtete  unter  Beibehaltung  des  Zere- 
monienwesens  und  der  Liturgie  der  katholischen  Kirche,  so  bekam  sie 
unter  Edward  VI.  (I;Vi7  lfxV>)  jene  Verinnerlichung  durch  die  Wirk- 
3amkei1  und  Täligkeil  des  rCrzbischofs  Granmer,  die  sich  an  lutherischem 
Vorbild  stärkte  und  schließlich  so  kräftig  wurde,  daß  die  Reaktion 
unter  Maria  (1553  L558)  und  ihrem  Ratgeber  Reginald  Pole  dagegen 
mit  Erfolg  in«  hl  krimpten  konnte.  Unter  Elisabeth  war  der  Refor- 
mationsgedanke  derart  ausgebildet,  daß  er  ein  weitgehendes  Sekten- 
wesen  ertragen  konnte,  ohne  das  ganze  Werk  zu  erschüttern.  Der 
Erzbischof  Parker  konnte  jene  Grundlagen  der  anglikanischen  Kirche 
damals  schaffen,  welche  noch  bis  heute  bestehen.  Die  39  Glaubens- 
artikel,  ferner  die  \<  (  ot'supremacy  und  die  Act  of  uniformity  von  1559 
vollzogen  die  endgültige  Abtrennung  von  der  katholischen  Kirche,  die 
■  pstere,  indem  sie  das  Staatsoberhaupt  mit  der  obersten  geistlichen  Ge- 
walt im  Land  ausstattete,  die  letztere,  indem  sie  das  revidierte  Gebet- 
buch,  wie  Edward  V.  es  im  Jahre  1552  festgestellt  hatte,  neuerdings  be- 
stätigte  und  den  Gottesdienst  einheitlich  regelte.  Damit  war  der  mittel- 
alterliche  Dualismus,  der  zwischen  dem  weltlichen  und  geistlichen  Schwert 
da  mal-  in  jedem  Staat  Europas  vorherrschte,  für  England  beseitigt.  Damit 
hatte  England  einen  Vorsprung  vor  allen  anderen  Nationen  erreicht,  ins- 
I  —  ädere  vor  Deutschland,  dem  die  Austragung  des  Streits  zwischen 
beiden  Schwertern  in  langwierigen  Kriegen  schwere  Nachteile  für  Wohl- 
fahrl  mel  Kultur  schuf ,  Nachteile,  welche  auch  heute  noch  fühlbar  sind. 

Die  Konsolidierung  des  Gebiets  wurde  unter  Heinrich  VIII.  in  der 
Weise  in  Angriff  genommen,  daß  man  Wales  nunmehr  vollständig  in  das 
englische  Grafschaftssystem  einfügte  (27  Henr.VIII.,  c.  26  und  34/5  Henr. 
VIII.,  c.  26.)1)  ähnlich  w  urden  die  Pfalzgrafschaften Chester  und  Durham 

englischen  Staal  unter  Heinrich  VIII.  vollständig  eingegliedert2). 

1    Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S. 171  ff. 

Siehe  darüber  mein  englisches  Staatsrecht  I.  S.  176  f.    Freilich  die  Be- 
rgerichtsbarkeil  von  Ourham  erfolgte  erst  im  19.  Jahrhundert. 
Ersl  1836  durch  die  Bishopric  of  Durham  Act  verlor  dieser  Bischof  die  weltliche 

Gerichtsbarkeit 
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In  Irland  war  der  englische  Einfluß  im  Mittelalter  bloß  in  vier  Graf- 
schaften, dem  sog.  English  Pale,  nämlich  in  Dublin,  Meath,  Kildare  und 
Louth  vorhanden.  Sonst  hatte  die  irische  Bevölkerung  und  irisches 
Recht  die  Oberhand. 

Diesem  Zustand  sucht  die  sog.  »Poynings  Law«,  ein  Gesetz  Hein- 
richs VII.  von  1494,  ein  Ende  zu  machen.  Als  Reaktion  gegen  die  Miß- 
stände, welche  durch  die  Freibeuterkolonisation  hervorgerufen  worden 
waren,  müssen  wir  sie  ebenfalls  als  indirekte  Folge  der  letztern  be- 
zeichnen. 

Danach  sollten  vor  allem  1.  alle  bisherigen  englischen  Gesetze  in 
Irland  in  Kraft  und  Geltung  treten.  2.  war  die  gesetzgeberische  Tätig- 
keit des  irischen  Parlaments  nur  darauf  beschränkt,  daß  das  letztere 
die  von  der  Krone  im  englischen  Staatsrate  beschlossenen  Bills  ent- 
weder annehmen  oder  verwerfen  konnte.  Auch  konnte  das  irische 
Parlament  nur  einberufen  werden,  wenn  von  London  die  Erlaubnis 
durch  des  Königs  Stellvertreter  in  Irland  hierzu  erwirkt  war. 

Unter  Heinrich  VIII.  wurde  der  Titel  des  englischen  Königs  als 
Oberherr,  Lord  von  Irland,  wie  ihn  seit  der  Zeit  Heinrichs  II.  die  engli- 
schen Könige  geführt  hatten,  in  den  Titel  eines  Königs  von  Irland  um- 
gewandelt (23.  Januar  1542  durch  irisches  Gesetz  33  Henr.  VIII.,  c.  1, 
bestätigt  1544  durch  englisches  Gesetz  34  Henr.  VIII.,  c.  3.).  Die 
irischen  Häuptlinge  unterwarfen  sich  der  englischen  Oberhoheit.  Irische 
Peerschaften,  die  vom  englischen  König  verliehen  wurden,  waren  eine 
begehrte  Auszeichnung  nicht  nur  für  die  anglo-irischen  Familien,  son- 
dern auch  für  die  irischen  Ureingeborenen.  Die  englische  Herrschaft 
in  Irland  schien  auf  festen  Füßen  zu  stehen,  und  Jakob  I.  konnte  sie 
weiter  ausbauen. 

Die  Vereinigung  mit  Schottland  wurde  unter  Elisabeth  durch  die 
umsichtige  Politik  des  Robert  Cecil  angebahnt,  der  es  zustande  brachte, 
Jakob  VI.  von  Schottland  als  ihrem  Nachfolger  im  englischen  Staatsrat 
Anerkennung  zu  verschaffen,  trotzdem  die  Familie  Suffolk  ein  besseres 
Recht  auf  den  englischen  Thron  besaß.  Die  Möglichkeit  einer  späteren 
Vereinigung  beider  Königreiche  schwebte  hierbei  vor. 

II.  Die  Verfassungsentwicklung  unter  Jakob  I.  (1603—1625)  und 
Karl  I.  (1625-1649). 

Die  kräftigen  Mittel,  deren  der  aufgeklärte  Absolutismus  der  Tudors 
zur  Gestaltung  der  nationalen  Einheit  bedurft  hatte,  sollten  ihre 
Nachfolger,  die  Stuarts,  nicht  ungestraft  weiter  verwenden.  In- 
zwischen war  ein  kräftiger  Mittelstand  in  England  emporgewachsen, 
der  in  der  Hauptsache  aus  kleinen  Grundeigentümern,  Farmern,  und 
aus  Großkaufleuten  bestand.  Dieser  Mittelstand  war  für  Freiheitsideen 
besonders  empfänglich.  Schon  zu  Beginn  der  Regierungszeit  Edwards  VI. 
und  Marias1)  konnte  man  seinen  freiheitsdurstigen  Geist  verspüren  und 

*)  Siehe  darüber  namentlich  A.  B.  Hinds,  The  Making  of  the  England  of 
Elizabeth,  London  1895,  ch.  V. 
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ebenso  das  Schwinden  der  sklavischen  Unterwürfigkeit  des  Parlaments 
gegenüber  dem  Könige,  wif  wir  ihr  namentlich  unter  Heinrich  VIII. 

gnen.  Elisabeth  weil.)  diesen  Freiheitsgeist  für  höhere  Staatszwecke 
/u  bändigen,  aber  er  bekomml  durch  das  seil  Elisabeth  sich  ausbildende 
Sektenwesen  einen  neuen  Impuls.  Die  Vertiefung  der  religiösen  Lehren 
bat  seil  Edward  \  [.  begonnen.  Her  Geist  der  Prüfung  gegenüber  Lehren 
des  Katholizismus  dehnl  sich  tnil  der  Zeit  auch  auf  jene  Vorurteile  aus, 
welche  in  der  Politik  vorherrschend  sind.  Am  Ausgange  der  Re- 
gierungs zeil  der  Königin  Elisabeth  ist  infolgedessen  das  Unterhaus  oft 
in  der  Lage,  für  die  freie  Meinungsäußerung,  namentlich  innerhalb  des 
Parlaments,  eine  Lanze  zu  brechen.  Alles  deutet  darauf  hin,  daß  man 
Bich  auf  die  Dauer  die  absolutistische  Regierungsweise  nicht  gefallen 
lassen  will.  Das  Kampfgebiet,  auf  dem  sich  die  Kämpfe  des  Parlaments 
n   das    Königtum  der  Stuarts    bewegen,    sind   jene  Mittel  des 

ü>solutismus,  welche  die  Tudors  verwandt  haben,  also  vor  allem  die 
unbes(  bränkte  Verordnungsgewalt  des  Königs  und  der  damit  zusammen- 
hängende  Apparat  von  Sondergerichten,  das  selbständige  Besteuerungs- 
rechl  der  Krone  ohne  Zustimmung  des  Parlaments,  die  Verbindung  der 

Autokratie  mit  dem  Kirchenregiment,  die  ihre  Verkörperung  in  dem 
court  of  high  commission  gefunden,  und  schließlich  das  Recht  der 
Krone  Monopole  zu  erteilen.  Jede  dieser  Parzellen  des  Kampfgebiets 
hal  unter  den  beiden  ersten  Stuarts  ihre  besondere  Geschichte,  und  auf 
jedem  dieser  Gebiete  siegt  schließlich  der  Wille  des  Parlaments  über 
den  Willen  der  Krone. 

1. 

Daß  ein  Herrscher  wie  Jakob  I.  gleich  mit  dem  neuen,  im  Par- 
lamenl  verkörperten  Freiheitsgeist  in  Konflikt  geraten  mußte,  darf 
nichl  wundernehmen,  wenn  man  bedenkt,  daß  dieser  König 
aus  Schottland  kam,  wo  er  in  den  Anschauungen  einer  absoluten,  nur 
durch  Feudalbarone  eingeschränkten  Monarchie  aufgewachsen  war. 
Schon  m  Schottland  hatte  er  ein  Buch  veröffentlicht:  »True  law  of  free 
monarchies «,  In  welchem  er  die  Theorie  des  göttlichen  Rechts  der  Könige 
ausführte,  eine  Theorie,  zu  welcher  ein  Robert  Filmer  unter  Karl  I. 
nichl  vielmehr  hinzuzufügen  hatte.  Nach  der  Ansicht  Jakobs  I.  war  das 
Königtum  göttlicher  Abstammung  und  bestand  schon  vor  Christus 
und  selbsl  vor  Moses.  Keine  Macht  der  Erde,  nicht  einmal  die  Legis- 
latur,  dürfte  einen  K  önig  seiner  Rechte  berauben,  die  Machtvollkommen- 
heit eines  solchen  Königs  sei  notwendig  eine  despotische.  Alle  Beschrän- 
k ii ii l'1  ii  seiner  Prärogative  seien  nur  Gnadengewährungen  des  Sou- 
ins  selbst,  die  er  nach  Belieben  zurücknehmen  könne.  Jeder  Staats- 
vertrag,  den  er  zu  diesem  Zwecke  mit  seinem  Volk  schließe,  wäre  nur 
eine  Deklaration  seiner  augenblicklichen  Absichten  und  nicht  ein  Ver- 
trag  für  die  Zukunft,  dessen  Ausführung  man  in  allen  Zeiten  verlangen 
dürf»-.  \  )]>■>('  Theorie  wendet  Jakob  I.  gleich  auf  die  Parlaments- 
privilegien an. 

Jakob  [.  griff  zunächst  in  das  Recht  der  Gemeinen  ein,  sich 
selbsl  konstituieren  zu  dürfen.    Er  nahm  für  seine  Gerichte,  insbe- 
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sondere  für  den  Kanzlergerichtshof  das  Recht  in  Anspruch,  Wahl- 
prüfungen vorzunehmen.  Diesen  Eingriff  in  ihre  Rechte  wiesen 
die  Gommons  ebenso  entschieden  zurück  wie  einen  andern,  der 
sich  auf  die  parlamentarische  Immunität  bezog.  Jakob  hatte  hierbei 
die  Ansicht  vertreten,  daß  alle  Parlamentsprivilegien  von  seiner  Gnade 
nur  gewährt  wäre.  Dem  trat  namentlich  das  Unterhaus  (1603/04)  in 
einem  Protest  entgegen,  der  den  Titel  führt:  »A  Form  of  Apology  and 
Satisfaction  to  be  delivered  to  his  Majesty«.  Darin  wird  näher  dargelegt, 
daß  die  Privilegien  des  Unterhauses  ein  Erbteil  jedes  einzelnen  seien, 
nicht  weniger  als  das  Erbe  an  Land  und  Gut,  die  niemandem  vorent- 
halten werden  können  ohne  Verfassungsbruch.  Es  wird  ferner  aus- 
geführt, daß  die  Bitte  um  Erteilung  der  Privilegien,  wie  sie  zu  Beginn 
jedes  Parlaments  vom  Sprecher  dem  König  vorgetragen  würde,  ein 
gutes  Recht  zum  Grund  habe,  welches  der  König  ebensowenig  an- 
greifen könne,  wie  das  Recht  auf  das  Eigentum  und  die  formelle 
Rechtsverfolgung  desselben  vor  den  Gerichten.  Es  wird  sodann  be- 
hauptet, daß  das  Unterhaus  ein  Gerichtshof  sei  und  als  solcher  seit 
jeher  gewertet  worden  wäre,  und  daß  kein  anderer  höchster  Gerichts- 
hof ihm  seine  Kompetenz  streitig  machen  dürfe,  schließlich  daß 
das  Unterhaus  der  einzige  Richter  über  Wahlprüfungen  und  über  seine 
Konstituierung  sei.  Gleichzeitig  wird  der  König  darauf  aufmerksam 
gemacht,  daß  er  offenbar  schlecht  informiert  sei,  wenn  er  glaube,  daß 
die  Könige  von  England  eine  absolute  Gewalt  in  sich  selbst  trügen,  die 
Religion  nach  Belieben  abzuändern  oder  Gesetze,  betreffend  die  Religion, 
ohne  Zustimmung  des  Parlaments  zu  machen.  Als  der  König  nun  in 
den  folgenden  Sessionen  1605 — 1606  und  1606 — 1607  im  Hause  kri- 
tischem Widerstand  begegnete,  versuchte  er  es  eine  Weile,  nämlich  bis 
zum  Jahre  1610,  ohne  Parlament  auszukommen.  Um  aber  sich  die  not- 
wendigen Geldmittel  zu  verschaffen,  die  für  die  Staatsausgaben  nötig 
waren,  versuchte  er  es  mit  der  Erhöhung  von  Steuerauflagen  auf  dem 
Wege  königl.  Verordnung.  Er  erhöhte  den  Einfuhrzoll  von  Tabak  auf 
6sh  8d  und  von  Korinthen  auf  5sh  6d  für  die  Steuereinheit  (Pfund  resp. 
-centweight)  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ohne  die  Zustimmung 
des  Parlaments. 

John  Bäte,  ein  Kaufmann  der  Levante- Kompagnie,  verweigerte 
die  Zahlung  dieses  ohne  gesetzliche  Ermächtigung  erhobenen  Zolles 
(1606).  Die  Richter  gaben  ihm  unrecht.  Hierdurch  ermutigt,  erließ 
der  König  einen  Zolltarif  am  29.  Juni  1608,  das  sog.  Book  of  rates, 
ohne  parlamentarische  Ermächtigung.  Als  das  Parlament  zur  Session 
1609 — 1610  wieder  zusammentrat,  remonstrierten  die  Gemeinen  gegen 
diese  ungesetzliche  Steuerauferlegung1),  aber  ein  Gesetz,  das  sie  zu  diesem 
Zweck  einbrachten,  erlangte  nicht  die  Zustimmung  des  Oberhauses, 
und  das  Urteil  in  Bate's  case  blieb  nach  wie  vor  die  Grundlage  für  will- 
kürliche Steuerforderungen  der  Krone. 

Ein  anderer  Beschwerdepunkt,  dem  dieses  Parlament  Rechnung 
trug,  war  das  selbständige  Verordnungsrecht  der  Krone.  Ein  Doktor 

1)  Siehe  Parliamentary  Debates  1610,  in  Camden  Society  Nr.  81. 
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i  well,  Professor  des  römischen  Rechts  an  der  Universität  von  Cam- 
bridge,  hatte  in  einem  Rechtswörterbuch,  genannt  »The  Interpreter«, 
behauptet:  Der  König  siehe  so  sehr  über  dem  Recht,  daß  er,  wenn  er 
auch  für  gewöhnlich  an  der  Rechtsbildung  die  drei  Stände  des  Reichs 
teilnehmen  ließe,  dennoch  an  keine  Schranke  gebunden  sei,  und  daß 
das  Parlament  unter  dem  König  stehe,  sonst  wäre  er  nicht  absoluter 
Monarch.  Der  König  von  England  sei  aber  absoluter  Monarch,  und  alle 
Geldbewilligungen,  die  das  Parlamenl  ihm  machte,  geschähen  nur  im 
Hinblick  darauf,  daß  er  in  seiner  Güte  seine  absolute  Gewalt  aufgebe, 
um  die  Staude  an  seiner  Gesetzgebung  zu  beteiligen.  Jakob  verurteilt 
in  einer  Proklamation  die  Lehre  von  Cowell,  aber  nicht  deshalb,  weil 
er  anderer  ^nsichl  war.  Im  Gegenteil,  in  der  Proklamation  heißt  es 
ausdrücklich:  »kings  and  princes,  (hat  are  gods  upon  earth«.  Er 
mißbilligt  sie  nur  aus  dem  Grunde,  weil  er  es  für  überflüssig  hält,  daß 
Privatpersonen  sich  in  diese  »Mysterien«  des  Staatslebens  einmengten. 

Trotzdem  halle  die  Remonstration  der  Gemeinen  gegen  das  selb- 
st am  In:«'  Verordnungsrechl  den  Vorteil,  daß  die  Richter  des  Reichs  unter 
Führung  von  Sir  Edward  Coke  das  selbständige  Verordnungsrecht  des 
Königs  negierten1).  Wiederhol!  machte  Jakob  I.  in  der  Folgezeit  den  Ver- 
Buch,  ohne  Parlament  zu  regieren,  in  die  Privilegien  des  Unterhauses  einzu- 
greifen,  das  selbsl  ändige  Verordnungsrecht  zu  behaupten,  immer  wieder 
fand  er  im  Unterhause  ein  kräftiges  Nein  gegenüber  seinen  Versuchen. 
\  m  bemerkenswertesten  ist  der  Protest  der  Gemeinen  vom  18.  September 
1621  l:»  Lr|,n  die  anmassende  Redeweise  des  Königs,  der  dem  Unterhause 
verwehren  wollte,  seine  auswärtige  Politik,  insbesondere  sein  Verhältnis 
zw  Spanien,  einer  Kritik  zu  unterziehen.  Es  wird  dem  König  nochmals 
auseinandergesetzt,  daß  die  Freiheiten  und  Privilegien  des  Unter- 
hauses ein  unbezweifeltes  Geburtsrecht  jedes  Engländers  seien;  daß 
alle  Gegenstände  von  Bedeutung  und  Dringlichkeit,  welche  den  König, 
den  Zustand,  die  Verteidigung  des  Reichs  und  die  Kirche  von  England 
betreffen,  ebenso  Gegenstände  der  Parlamentsdebatte  wären,  wie  die 
Ulf  recht  erhaltung  und  die  Erlassung  von  Gesetzen  und  die  Abhilfe 
von  Mißständen,  welche  sich  täglich  im  Reiche  ereignen;  daß  ferner  in 
der  Behandlung  dieser  Mißstände  jedes  Unterhausmitglied  Redefreiheit 
habe  und  haben  müsse,  und  zwar  in  dem  Umfange,  als  jedem  von  ihnen 

ingemessen  und  /.weckmäßig  erscheine;  daß  jedes  Unterhaus- 
mitglied Freiheil  von  Verhaftung  und  von  jeder  Anklage  und  Belä- 
ßt igung  habe  bei  reffs  der  I  )inge,  die  es  im  Parlament  bespreche;  und  daß, 
wenn  jemals  sich  jemand  gegen  ein  Unterhausmitglied  beschwere,  der 
König  zuvor  den  Rai  und  die  Zustimmung  der  im  Parlament  versam- 
melten  Gemeinen  anhören  müsse,  ehe  er  einer  anderen  Privatperson 
Glauben  schenke2). 

Wir  sehen,  das  Unterhaus  führt  bereits  eine  sehr  freie  Sprache 
gegenüber  dem  Könige,  und  darin  wird  es  besonders  dadurch  bestärkt, 

das  alte  Schweii  des  impeachment,  das  seit  längerer  Zeit  verrostet 

1)  Siehe  12  Coke's  Reports  p.  74. 
-   Siehe  Common  Journals  I,  668. 
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in  der  Scheide  lag,  wieder  hervorgeholt  wird,  um  politische  Übeltäter 
vor  das  Forum  der  Lords  zu  ziehen.  Diese  Anklage  gegen  politische  Übel- 
täter wird  1621  gegen  Mompesson  und  Mitchell,  die  mit  Monopolen  Miß- 
brauch trieben,  und  gegen  den  der  Bestechlichkeit  geziehenen  Lordkanzler 
Bacon,  schließlich  1624  gegen  den  Lordschatzmeister  Middlesex  erhoben. 

Den  Schlußpunkt  der  Kämpfe  Jakobs  L  bildet  der  Kampf  gegen 
die  Monopole,  die  der  König  zur  Vermehrung  seiner  Finanzen  und  nicht 
mehr  im  alten  Geist  der  Tudors  gewährte.  Schon  im  Jahre  1603 
bei  Lebzeiten  der  Königin  Elisabeth  hatte  die  Queen's  Bench  im  Rechts- 
falle Darcy  v.  Allein1)  zu  Recht  erkannt,  daß  die  Anfertigung  von  Wür- 
feln, Karten  usw.,  welche  zugleich  Werke  der  Arbeit  und  Kunst  seien, 
nur  durch  Parlamentsgesetz  verboten  werden  könne,  auch  dürfe 
niemand  von  einem  Gewerbe  abgehalten  werden  außer  durch  Parla- 
mentsakt. Im  Jahre  1605  (Hilary  Term)  entschieden  die  Richter  auf 
Anfrage,  daß  die  Verleihung  von  Strafgewalt  an  Monopolisten  unzu- 
lässig sei2).  Jakob  hatte  selbst  in  seiner  Deklaration  »concerning  matter 
of bounty«  von  1610,  ed.  Gordon  1897  (p.  13)  alle  Bitten  um  Verleihung 
von  Monopolen  als  unzulässig  erklärt,  weil  diese  »things  contrary  to 
our  lawes«  seien  (11  Co.  Rep.  88),  desgleichen  alle  Bitten  um  Ver- 
leihung von  »graunts  of  the  benefite  of  any  penal  lawes  or  of  power 
to  dispence  with  the  lawes  or  coumpond  for  the  forfeiture«.  Ge- 
rade dieses  Dispensationsrecht  gegenüber  Strafgesetzen  wurde  gewöhnlich 
ebenfalls  an  die  Monopolisten  verliehen,  ebenso  die  Befugnis,  sich  wegen 
der  mit  derVerletzung  der  Monopole  verbundenen  Geldstrafe  zu  vergleichen. 
Dies  alles  ist  schon  1610  in  der  genannten  Deklaration  zugestanden,  in  der 
Folge  aber  wieder  vergessen.  Es  wird  dem  König  1624  ein  Gesetz  abgerungen 
(21  u.  22  Jac.  I.,  c.3):  »act  concerning monopolies,  and  dispensations  with 
penal  laws  and  the  forfeitures  thereof«,  wonach  alle  Monopolien,  welche 
im  Widerspruch  mit  Gesetzen  stehen,  alle  Gewährung  von  solchen, 
die  ein  Konfiskationsrecht  oder  eine  Strafe,  die  zwar  nach  dem  Gesetze 
geschuldet,  aber  ohne  Urteil  vollstreckt  wird,  überweisen;  alle  Pro- 
klamationen, Inhibitionen  und  andere  Verfahrensarten,  welche  zur 
Forderung  solcher  Monopolien  dienen,  als  absolut  nichtig  und  den 
Grundgesetzen  des  Reichs  widersprechend  erklärt  werden.  Dieser  Sieg 
der  Commons  auf  dem  Gebiete  der  absolutistischen  Zwecken  dienenden 
Monopolien  ist  die  einzig  wichtige  Errungenschaft  in  den  Verfassungs- 
kämpfen unter  Jakob  I.  Die  beiden  anderen  Streitpunkte  des  Königs: 
das  selbständige  Verordnungs-  und  Besteuerungsrecht  der  Krone  und 
die  Autokratie  im  Kirchenregiment,  bleiben  nach  wie  vor  unentschieden, 
ihr  Austrag  kommt  unter  dem  Nachfolger  Jakobs  I. 

2. 

Karl  I.  hatte  von  seinem  Vater  außer  einem  unbegrenzten  Dünkel 
betreffs  des  königlichen  Amtes  und  seiner  Unumschränktheit  noch 

*)  Eine  ausgezeichnete  konzentrierte  Darstellung  dieses  Rechtsfalles,  der 
sich  namentlich  auch  in  Coke's  Reports  XI,  p.  84  ff.  findet,  gibt  J.  W.  Gordon, 
Monopolies  by  Patents,  London  1897,  p.  199  —  232. 

2)  1  Co.  Rep.  p.  36. 
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einen  gewissen  Starrsinn  übernommen.  Kein  Wunder,  daß  die  Tage  des 
Königtums  in  England  gezählt  waren.  Unglückliche  politische  Kom- 
binationen,  in  die  der  König  seine  auswärtige  Politik  hinabgleiten  ließ, 
brachten  ihn  in  immer  größere  Geldverlegenheiten  und  infolgedessen 
in  immer  größere  Ü^hängigkeil  von  dem  Parlament,  ohne  welches  er  des 
öfteren  für  eine  gewisse  Zeil  zu  regieren  versuchte.  In  solchen  par- 
lamentlosen Zeiten  pflegte  er,  um  Geld  zu  beschaffen,  zu  dem  alten, 
abgebrauchten  Mittel  der  Zwangsanleihen  zu  greifen.  Als  einer  von  den 
I  ntertanen  eine  solche  Zwangsanleihe  verweigerte,  Sir  Thomas  Darnel, 
wurde  er  ins  Gefängnis  gesteckt.  The  King's  bench  erließ  ein  writ  of 
habeaa  corpus,  worin  der  Gefängnisverwalter  gefragt  wurde,  aus 
weli  hem  Htel  er  den  Gefangenen  zurückbehalte.  Die  Antwort 
war:  >bj  special  command  of  the  lang.«  Und  nun  untersuchten  die 
Ri(  htei  die  Frage,  ob  der  König  aus  eigener  Machtvollkommenheit  und 
ohne  besondere  Angabe  von  Gründen  eine  Verhaftung  vornehmen  dürfe. 
Si<  entschieden  sich  für  den  König  (1627) 1).  Der  König  mochte  aber 
selbsl  fühlen,  daß  er  mit  Milchen  Gewaltmitteln  nicht  auf  die  Dauer 
auskommen  könnte.  Die  Beschwerde  von  Sir  John  Eliot,  der  aus 
gleichem  Grunde,  wie  Daniel  und  andere,  im  Gefängnis  schmachtete, 
tönte  ihm  wohl  unablässig  in  den  Ohren.  Eine  andere  Einkommen- 
quelle  des  Königs  war  die  Auferlegung  des  sog.  Schiffgeldes,  wodurch 
den  Seestädten  befohlen  wurde.  Schiffe  mit  bewaffneten  Leuten  zu  be- 
mannen und  auszurüsten.  Wer  hierzu  beizusteuern  sich  weigerte, 
wurde  zum  Seemann  gepreßt. 

Diese  Gewaltmittel  gaben  dem  Parlament  von  1627 — 1628  den 
Vnlaß  zur  Petition2)  of  right  (1628),  in  welcher  die  Unzulässigkeit  von 
Zwangsanleihen,    von   willkürlichen  Verhaftungen,   insbesondere  auf 

in  leren  Befehl  des  Kimigs,  die  Widerrechtlichkeit  von  Einquartie- 
;  1 1 1 lt1  ' 1 1  und  Kriegsgerichten  ohne  gesetzliche  Ermächtigung,  die  Un- 

ssigkeil  der  Freiheitsstrafen  ohne  Judicium  parium  ausgesprochen 
wurd.  .  Der  König  stimmte  schließlich  widerwillig  der  »Petition«  zu, 
am  aber  gleich  darauf  von  neuem  Besteuerung  ohne  parlamentarische 
E rmächl  igung  vorzunehmen. 

Im  Ja  luv  L629  beschließt  Karl  I.,  ohne  Parlament  zu  regieren,  und 
er  fuhrt  dies  II  Jahre  durch,  von  1629 — 1640.  In  der  Zwischenzeit 
sollen  die  nötigen  Geldmittel  zur  Durchführung  einer  kostspieligen  aus- 
wärtigen Politik  durch  Erhebung  von  Zöllen  ohne  gesetzliche  Ermäch- 
tigung, durch    Erteilung  von  Monopolien3),  durch  zwangsweise  Er- 

*)  Howell  State  Trials  III  1  ff. 

2)  Der  Weg  der  Petition  an  Stelle  der  Bill  wurde  gewählt,  um  den  König 
zu  einer  sofortigen  Antwort,  bevor  noch  das  Etatgesetz  verabschiedet  war,  zu 
veranlassen.  Denn  nur  so  lange  glaubte  man  ein  Pressionsmittel  in  der  Hand 
zu  haben.    Siehe  Gardiner,  History  of  England  VI.  p.  274  f. 

In  jüngster  Zeit  hat  ein  Schriftsteller,  G.  Unwin,  Industrial  Organisation 
in  the  Sixteenth  and  Seventeenth  Centuries,  Oxford  1904,  p.  142  ff.,  versucht,  diese 
Verleihung  von  Monopolien  als  arbeiterfreundliche  Politik  Karls  I.  hinzustellen, 
um  die  Macht  der  kapitalistischen  Kirche  zu  brechen.  Doch  ist  die  selbstsüchtige 
Art  Karls  I..  sich  durch  die  Verleihung  von  Monopolien  Einnahmequellen  zu  schaffen, 
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hebung  in  den  Ritterstand1),  wofür  Taxen  und,  wenn  die  Ritterwürde 
nicht  erworben  wurde,  Geldstrafen  (fines)  erhoben  werden,  durch  Aus- 
dehnung der  königlichen  Forsten,  was  schon  seit  Edward  I.,  wie  wir 
wissen,  verhaßt  war,  namentlich  aber  durch  Erhebung  des  sog.  Schiffs- 
geldes beschafft  werden.  Im  Jahre  1634  ergeht  die  erste  Ausschreibung 
des  Schiffsgeldes,  im  Jahre  1635  die  zweite,  im  Jahre  1636  die 
dritte,  schließlich  1637  und  1639  die  vierte  und  fünfte.  John 
Hampden,  Sprößling  einer  alten  Familie  in  Buckinghamshire,  ver- 
weigert die  Zahlung  von  Schiffsgeld.  Der  König  weiß  die  Mehrzahl 
der  Richter  auf  seine  Seite  zu  ziehen,  nur  zwei,  Croke  und  Hutton,  wider- 
sprechen. Aber  dies  alles  reicht  nicht,  dem  König  zur  Unabhängigkeit  vom 
Parlament  zu  verhelfen.  Die  Notwendigkeit  eines  schottischen  Feldzuges 
zur  Beilegung  der  kirchlichen  Schwierigkeiten  in  Schottland  zwingt 
den  König  im  Jahre  1640,  ein  neues  Parlament  einzuberufen.  Der  König 
verlangt  sofortige  Geldbewilligung.  Die  Gommons  bestehen  zuerst 
auf  Abhilfe  ihrer  Beschwerden.  Als  die  Lords  sich  zugunsten  des  Königs 
ins  Mittel  legen,  wird  ihnen  bedeutet,  daß  in  bezug  auf  Finanzgesetze 
die  Commons  immer  die  Initiative  haben.  Der  König  bietet  schließlich 
das  Aufgeben  des  Schiffsgeldes  gegen  neue  parlamentarische  Geldbe- 
willigungen an.  Als  man  zu  keiner  Einigung  kommt,  löst  der  König 
das  Parlament  auf.  Es  war  dies  das  sog.  »kurze  Parlament«,  das  bald 
einem  mächtigeren  Nachfolger  dem  »langen  Parlament«  Platz  machte. 
Dieses  lange  Parlament  von  1640  besiegelt  das  Ende  des  englischen 
Königtums.  Der  König  muß  zunächst  auf  allen  Punkten  vor  der  Po- 
sition der  Commons  zurückweichen.  Er  muß  seinen  Lieblingsberater 
Strafford  preisgeben,  er  muß  in  die  sog.  Triennial  Act  von  1641  willigen, 
wodurch  bestimmt  wird,  daß  jedes  dritte  Jahr  ein  Parlament  zu- 
sammentreten soll,  gleichwohl  ob  es  der  König  einberuft  oder  nicht. 
Er  muß  in  ein  Gesetz  willigen,  wonach  kein  Parlament  ohne  eigene 
Zustimmung  aufgelöst  werden  darf.  Es  muß  seine  Zustimmung  zur 
Abschaffung  des  court  of  high  commission,  der  Sternkammer  und 
der  anderen  außerordentliche  Gerichte  geben.     Er  muß  seine  Zustim- 

genügend  erwiesen.  So  petitionieren  im  Jahre  1640  eine  große  Zahl  von  Webern, 
die  den  Niedergang  ihres  Industriezweiges  auf  Rechnung  der  Summen  setzen, 
welche  dem  Könige  für  Erteilung  der  Monopolien  gezahlt  werden  mußten  (siehe 
E.  H.  R.  vol.  21,  p.  798). 

x)  Der  Zwang  für  Inhaber  von  Lehen,  sich  namentlich  bei  feierlichen  Ge- 
legenheiten, z.B.  Krönungen,  zu  Rittern  schlagen  zulassen,  bestand  schon  nach 
englischem  Feudalrecht  seit  dem  Mittelalter.  Siehe  darüber  insbesondere:  F.  M. 
Nichols  in  Archaeologia  XXXIX,  189 — 245  und  H.  S.  Grazebrook  in  Staffordshire 
Hist.  Collections  II  part.  2  p.  3 — 22.  Sie  ist  wahrscheinlich  der  Überrest  der 
lehensrechtlichen  Verpflichtung  zur  Lehensmutung  bei  Mannesfall.  Die  Tudors 
und  ersten  Stuarts  beuteten  diesen  Rechtsatz  in  der  Weise  aus,  daß  sie  sogar 
einfache  yeomen,  die  sie  gar  nicht  zu  Rittern  schlagen  wollten,  aufforderten,  die 
Ritterwürde  in  Empfang  zu  nehmen  und,  wenn  sie  es  nicht  taten,  weil  es  mit 
hohen  Taxen  (60 — 70  £)  verbunden  war,  in  Geldstrafen  erhoben.  Diese  Methode 
der  Geldstrafen  »zum  Vergleich«  mit  dem  Könige  finden  sich  schon  unter  Heinrich  VII. 
Siehe  Plumpton  Correspondence,  Camden  Society  Nr.  4  (O.  S.)  p.  151.  Entweder 
wurden  sie  vom  Staatsrat  oder  von  besonderen  Grafschaftskommissären  erhoben. 
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mung  geben  zur  Beschränkung  der  königlichen  Verproviantierüng 
(purveyance),  ferner  zur  Einschränkung  der  Grenzen  der  königlichen 
I  psten.  Er  muß  sich  einverstanden  erklären,  daß  dem  Klerus  jede 
weltliche  Gerichtsbarkeil  genommen  werde.  Dieses  Gesetz,  welches  in 
dem  ersten  Jahr  des  langen  Parlaments  beschlossen  wurde,  ruhte  des- 
halb .ml  einem  schwachen  Boden,  weil  der  König  seine  Zustimmung 
nur  mit  einer  Mentalreservation  gegeben  halle,  nämlich  der,  sich 
seiner  bei  der  ersten  Gelegenheil  zu  entledigen.  Als  der  König 
eine  Reise  nach  Schottland  untern  im  ml,  auf  welcher  er  Material 
gegen  die  mit  den  Schollen  verbündeten  Kührer  des  englischen  Unter- 
haun^ zu  sammeln  hofft,  sucht  ihm  das  Unterhaus  in  dem  Schlage, 
den  •  i  gegen  dasselbe  zu  führen  sucht,  zuvorzukommen.  Es  ist  die 
Grand  Remonstrance  vom  Jahre  LS411),  präsentiert  dem  König 
.mi  l.  Dez.,  beschlossen  im  l  nferhause  am  22.  Nov.,  welche  John 
Pym  zum  geistigen  Urheber  hat  und  nach  doppelter  Richtung  be- 
merkenswert ist:  sie  ist  ein  Appell  an  das  Volk,  worin  die  dem  Unter- 
zustehenden  Machtvollkommenheiten  angerufen  werden,  und  in 
welchem  dargelegt  wird,  dal.»  ohne  Unterstützung  der  Lords,  die  aber 
zuvoi  von  den  Bischöfen  befreit  werden  müßten,  keine  Sicherheit  der 
Volks  freiheil  bestünde.  Es  wird  vom  König  verlangt,  daß  er  alle 
Konzessionen  gegenüber  den  Papisten  aufgebe  und  sich  hierin  von  einer 
K  ommission,  die  vom  Parlament  ernannt  würde,  überwachen  lassen  solle. 
Es  \\  ird  geforderl ,  daß  der  König  die  Petition  ofright  beobachten  möge,  daß 
er  alle  Übeln  Berater  abschaffen  solle,  und  daß  in  Hinkunft  zu  solchen 
Beratern  und  Gesandten  im  Ausland  nur  Männer,  die  das  Vertrauen 
Parlaments  genössen,  berufen  werden  sollten.  Der  König  erwidert  in 
einer  von  1 1  yde  \  erfaßten  Antwort2)  zunächst  ausweichend,  indem  er  die  an- 
g< isl a m in I  e  Religion  zu  wahren  verspricht,  hingegen  sich  die  Auswahl  der 
Bi  rater  >als  natürliche  Freiheit  jedes  freien  Mannes«  vorbehält.  Dann  aber 
machl  er  den  Versuch  einer  Anklage  von  fünf  Mitgliedern  des  Unterhauses: 
Pym,  Hampden,  Holles,  Hazlerigg  und  Strode.  Das  Unterhaus  erklärt 
hierauf  diesen  Versuch  des  impeachment  gegen  fünf  seiner  Mitglieder 


1    Daß  diese  Grand  Remonstrance  ursprünglich  eine  an  den  König  gerichtete 
Beschwerde  sein  sollte  und  erst  nach  dem  Fall  von  Strafford  und  den  lntriguen 
K  irls  [.  in  Schottland  im  August  und  September  1641  gegen  Argyle  und  Hamilton, 
welche  das  parlamentarische  Regime  daselbst  einzuführen  suchten,  ein  Appell  an 
das  Volk  wurde,  darüber  der  ausführliche  Nachweis  bei  H.  Lawrence  Schoolbrok, 
Genesis  of  the  Grand  Remonstrance  from  Parliament  to  King  Charles,  Uni- 
•    of  Illinois  Studies  I.    Nr.  4  (1902).    Hier  wird  auch  die  Ansicht  Rankes, 
:  •   d(  r  Zwe<  k  der  Grand  Remonstrance  blof3  eine  parlamentarische  Aktion  zugunsten 
■  Kir<  he  war,  als  einseitig  bezeichnet  und  mit  Recht  Nachdruck  auf  die  konsti- 
tutionelle  Bedeutung  für  die  Lehre  von  der  Ministerverantwortlichkeit  gelegt. 

auch   heute   noch   wertvolle  Analyse  der  Grand  Remonstrance  gibt 
J.  Forster,  Debates  on  the  Grand  Remonstrance,  London  1860,  p.  215  ff.  Siehe 
v.f<-  ..('  I'roccdings  in  the  Long  Parliament,    Garnden  Society 
Nr.  31  (O.  8.),  P-  120  ff.     Auf  p.  113  findet  sich  der  Zweck  der  Remonstrance 
:  >a  Remonstrance  to  bee  made,  how  wee  found  the  kingdom  and  the 
church,  and  how  the  State  of  it  now  Stands«. 
2,  Uarendon's  Life  I,  85  ff. 
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als  eine  schwere  Gefährdung  seines  eigenen  Anklagemonopols  für  die 
Zwecke  des  impeachment.  Der  König  erreicht  auch  nichts  dadurch, 
daß  er  selbst  im  Parlament  erscheint  und  die  Auslieferung  dieser  fünf 
Mitglieder  verlangt.  »Die  Vögel  waren  ausgeflogen«,  wie  der  König 
selbst  ausruft.  Das  Unterhaus  fühlt  mit  richtigem  Instinkt  heraus,  daß, 
wer  die  Armee  in  Händen  habe,  auch  die  Macht  im  Reiche  besäße.  Wäh- 
rend der  König  eine  Armee  zur  Unterwerfung  der  damals  rebellisch 
gewordenen  Irländer  sammelt,  verlangen  die  Commons  als  Preis 
ihrer  Zustimmung  die  gesetzliche  Anerkennung  ihres  Rechts,  den  Ober- 
befehlshaber der  Miliz1)  zu  ernennen.  Dies  war  zweifellos  ein  Eingriff 
in  die  königliche  Prärogative,  und  der  König  verweigerte  seine  Zu- 
stimmung zu  einer  Bill,  die  im  Februar  1642  zu  diesem  Zwecke  vor- 
gelegt war.  Nun  beginnt  der  Kampf  um  die  Herrschaft  zwischen  König 
und  Parlament,  der  von  1642 — 1648  dauert,  für  die  Verfassungsentwick- 
lung von  keiner  Bedeutung  ist  und  mit  dem  Fall  des  königlichen  Hauptes 
auf  dem  Schafott  schließt.  Die  Staatsherrschaft  übernimmt  der  Sieger 
von  Marston  Moor  und  Naseby,  Oliver  Cromwell,  und  damit  hebt  eine 
neue  Form  der  Staatsverfassung  in  England  an,  wie  sie  sich  in  diesem 
Reich  nur  einmal  ereignet  hat,  um  später  nie  wiederzukehren:  die 
Republik. 

III.  Die  Republik  1649—1660. 

Der  republikanische  Charakter  der  kommenden  Zeit  war  schon 
bei  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  in  England  angedeutet.  Die  Triennial 
Act  hatte  dem  Parlament  ein  Selbstkonstituierungsrecht  gegeben. 
Ein  anderes  Gesetz  hatte,  wie  wir  wissen,  bestimmt,  daß  das  Parlament 
ohne  seine  eigene  Zustimmung  nicht  aufgelöst  werden  könnte.  Das 
sind  beides  charakteristische  Merkmale,  die  der  Republik.  Im  Jahre  1649 
war  man  noch  weiter  gegangen.  Am  4.  Januar  dieses  Jahres  wurde 
erklärt,  daß  alle  Beschlüsse  des  Unterhauses  die  Kraft  von  Rechts- 
sätzen haben  sollten,  obwohl  die  Zustimmung  und  Mitwirkung  des 
Königs  und  des  Oberhauses  nicht  vorhanden  waren.  Am  7.  Februar  wurde 

x)  Die  einzelnen  Stadien  dieses  Kampfes  waren  folgende  (siehe  Gardiner, 
History  of  England,  X.  Bd.):  am  7.  Dezember  1641  bringt  Hazlerigg  eine  Militia- 
Bill  ein,  welche  einem  vom  Parlament  zu  ernennenden  Lord- General  die  Miliz  unter- 
stellt. Diese.  Bill  passiert  am  24.  Dezember  in  2.  Lesung  das  Unterhaus.  Das  Ober- 
haus macht  Schwierigkeiten.  Am  25.  Januar  1642  verfassen  die  Commons  eine 
Militia-Ordinance,  worin  der  Befehl  der  Miliz  in  jeder  Grafschaft  Vertrauensmännern 
des  Parlaments  übertragen  wird.  Sie  findet  die  Zustimmung  der  Lords.  Der  König 
verweigert  aber  seine  Zustimmung,  als  ein  von  ihm  vorgeschlagener  Kompromiß 
fehlschlägt.  Im  April  1642  läßt  der  König  einen  Gesetzentwurf  einbringen,  wonach 
nur  für  ein  Jahr  der  Befehl  der  Miliz  an  die  Vertrauensmänner  des  Parlaments 
fallen  sollte,  welche  aber,  solange  der  König  im  Lande  wäre,  unter  seiner  Ober- 
leitung, die  vom  Parlament  zu  genehmigen  sei,  handeln  sollten.  Wäre  er  außer 
Landes,  dann  sollte  das  Parlament  allein  die  Oberleitung  haben.  Ein  Unterhaus- 
komitee amendiert  die  Bill  dahin,  daß  die  parlamentarischen  Vertrauensmänner 
(Lord-Lieutenants  der  Grafschaften)  selbständig  handeln  dürften.  Man  fürchtete, 
daß  die  Miliz  vom  König  sonst  nie  in  Aktion  gesetzt  würde.  Der  König  verweigert 
der  so  amendierten  Bill  seine  Zustimmung.  Das  Unterhaus  setzt  die  Ordinance 
in  Wirksamkeit. 
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die  Monarchie  abgeschafft  als  annötig  und  lästig  und  gefährlich  für  die 
Freiheit,  Sicherheil  und  das  (»Heid  liehe  Interesse  des  Volks  dieser 
Nation  (Commons  Journals  l\.  p.  132  1'.).  Gleichzeitig  wurde  das- 
Oberhaus  abgeschafft  als  »überflüssig  und  gefährlich«.  Ein  Staatsrat 
(Council  of  State)  wurde  eingerichtet,  der  der  Träger  der  Exekutive 
sein  Bollte,  und  am  L4.  Februar  wurden  \  I  Mitglieder  desselben  vom 
l  nterhaus  bestellt.  Es  wurde  damals  erklärt,  daß  der  Staatsrat  bloß 
Vollstrecker  des  t  nterhauswillens  sein  sollte.  Er  wurde  unter  die  An- 
ordnungen  des  Nauses  (the  Orders  of  the  house)  gestellt.  Die  Admirali- 
tät, welche  die  damalige  Kriegsführung  gegen  Holland  zu  leiten  hatte, 
wind«  einem  Ausschuß  dieses  Staatsrats  überantwortet.  Um  das  Regime 
der  Republik  zu  sichern,  wurde  den  Mitgliedern  des  Staatsrats  ein  Eid 
abverlangt,  durch  den  sie  sieh  verpflichteten,  treu  zur  Republik 
"Ine'   König  und  ohne  Oberhaus  zu  stehen  (Commons'  Journals  IV, 

■  9  Dieser  so  vom  Unterhaus  gewählte,  zum  größten  Teil  aus  Unter- 
Ii.  lusmit gliedern  bestehende  Staatsrat  wurde  zunächst  für  ein  Jahr 
bestellt  und  dann  h>.">o,  1  (>f>  1 ,  1652,  1653  erneuert.  Man  regierte  nun 
ohne  König,  alle  Wahlausschreiben,  alle  richterlichen  writs  ergingen 
im  Namen  der  »keepers  of  the  liberty  of  England  by  the  authority  of 
parliament«.  Richter  und  Beamten  mußten  der  Republik  den 
Treueid  leisten.  Um  das  Gewissen  der  Richter  zu  beschwichtigen, 
wind.'  erklärt,  daß  das  Common  Law7  durch  die  Verfassungsveränderung 
unberührt  sein  sollte  (Commons  Journals  IV,  134 — 136).  Am  19.  Mai 
erhiell  dieses  neue  Staatswesen  seinen  Namen  als  »Commonwealth  and 
Free  State«,  ein  Gemeinwesen,  das  regiert  werden  sollte  »by  the  re- 

M'ntatives  of  the  pcople  and  parliament  .  .  .  without  any  kings 
and  lords.  «*) 

Die  Herrschaft  des  Commonwealth  hat  für  die  Verfassungsent- 
wicklung  Englands  eine  positive  und  eine  negative  Bedeutung.  Die 
positive  Ii' drnl ung  erschöpft  sieh,  wie  wir  noch  sehen  werden,  in  der 
Einrichtung  der  Kollegialform  bei  den  Zentralstellen  der  Verwaltung, 
in  der  Einführung  einer  neuen  Einkommenbesteuerung,  welche  die  Ein- 
nahmequellen  des  einzelnen  Bürgers  schärfer  zu  erfassen  suchte,  schließ- 
lich  in  dem  Versuch,  die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  in  England 
einzuführen.  Die  uegative  Bedeutung  des  Commonwealth  und  seiner 
Herrschaft  ist  aber  ungleich  größer.  Sie  besteht  darin,  daß  dem  englischen 
Volk  zwei  Tatsachen  zu  Gemüte  geführt  wurden.  1.  Daß  eine  geschrie- 

\  •  t!.i  —  ung  für  England  kein  Bollwerk  gegen  Machtüberschreitungen 

Staatsorgane  bildet.  Die  Republik  hatte  nämlich  zum  ersten- 
mal zum  letztenmal  eine  geschriebene  Verfassung  eingeführt,  wie  wir 
bald  sehen  werden. 

_  Dem  englischen  Volk  wurde  durch  die  Republik  klar,  daß  eine 
bie  m  England  nicht  bestehen  könne,  solange  eine  ständige 
Vrmee  als  konkurrierender  Machtfaktor  des  Parlaments  im  Lande 
die  Herrschaft  habe.   Und  so  wurde  dem  englischen  Volk  klar,  daß  eine 
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ständige  Armee  notwendig  zur  Militärdiktatur  und  schließlich  zur 
Wiederaufnahme  des  unbeschränkten  Königtums  führe.  Diese  Lehre 
nahm  man  sich  in  der  Folgezeit,  namentlich  seit  Wilhelm  III.,  sehr  zu 
Herzen. 

Wenn  wir  die  Verfassungskämpfe  der  Republik  betrachten,  so 
bestehen  sie  in  einem  unaufhörlichen  Kampf  zwischen  Presbyterianern 
und  der  sogenannten  Militärpartei,  die  vorwiegend  von  der  Sekte  der 
Independenten  geführt  wurde.  Schon  im  Jahre  1647  hatte  die 
Armee  einen  eigenartigen  Verfassungsentwurf  beraten,  der  als 
»Agreement  of  the  people«  am  20.  Januar  1649  dem  Unterhause  vor- 
gelegt wurde.  Es  ist  die  erste  geschriebene  Verfassung  Englands,  welche 
die  Grundlagen  einer  Demokratie  zu  schaffen  suchte.  Alle  Grundsätze, 
auf  denen  die  heutige  Demokratie,  namentlich  die  amerikanische,  beruht, 
wurden  schon  damals  im  Keim  wenigstens  angedeutet.  Die  Wahl- 
kreise sollten  genau  entsprechend  der  Bevölkerung  eingerichtet  werden. 
Das  bestehende  Parlament  sollte  aufgelöst  werden,  alle  künftigen  Par- 
lamente sollten  drei  Jahre  dauern.  Eine  einzige,  sog.  Repräsentativ- 
kammer sollte  die  oberste  Herrin  im  Staat  sein  in  bezug  auf  alle  Dinge, 
welche  nicht  ausdrücklich  oder  stillschweigend  den  Wählern  vorbehalten 
waren.  Eine  Notwendigkeit  der  geschriebenen  Verfassung  wurde  damit 
begründet1),  daß  das  Volk  seinen  Staatsorganen  ein  Mandat  in  Gestalt 
der  Verfassung  erteilen  wolle,  woran  sie  gebunden  wären.  Freilich 
trotzdem  das  Parlament  versprach,  die  Angelegenheit  genauer  zu  über- 
denken, tat  es  jahrelang  nichts  von  der  Art.  Der  Rumpf  des  Langen 
Parlaments,  der  nach  der  Austreibung  der  presbyterianischen  und 
royalistischen  Mitglieder  des  Hauses  am  6.  Dezember  1648  durch  den 
Oberst  Pride  (sog.  Pride's  purge)  übriggeblieben  war,  beschloß  im 
November  1651,  sich  drei  Jahre  später  aufzulösen.  Er  tat  aber  nichts 
dazu,  um  die  von  der  Armee  angeregten  Verfassungsreformen  durchzu- 
führen, und  Cromwell  wurde  schließlich  seiner  derart  überdrüssig,  daß 
er  ihn  am  22.  April  1653  auseinandertreiben  ließ.  Dies  war  freilich 
gegen  das  Gesetz,  welches  das  Lange  Parlament  seinerzeit  erlassen  hatte 
und  das  ihm  die  Selbstauflösung  garantiert  hatte.  Mit  Recht  konnte 
Bradshaw,  der  Präsident  des  Staatsrats,  Cromwell  sagen:  »But,  Sir, 
you  are  mistaken  to  think  that  the  parliament  is  dissolved.  No  power 
under  heaven  can  dissolve  them  but  themselves.  Therefore  take  you 
notice  of  that«.  Und  Bradshaw  behielt  in  der  Folge  recht,  wie  wir 
sehen  werden.  Cromwell  etablierte  als  Generalkapitän  und  General- 
gouverneur des  Heeres  eine  Militärdiktatur  und  berief  aus  dieser  Macht- 
vollkommenheit ein  neues  Parlament,  bestehend  aus  139  Mitgliedern, 
deren  Leben  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus  einwandfrei  war.  Alle 
sektiererischen  Kirchen  wurden  an  der  Wahl  beteiligt.  Die  Wahlausschrei- 
bung erging  im  Namen  Cromwells  als  captain-general.  Dieses  neue 
Parlament,  das  sog.  Barebone's  parliament,  so  genannt  nach  einem 
Lederhändler  dieses  Namens,  der  zufällig  Mitglied  war,  ging  in  radi- 

*)  So  schon  in  den  dem  »Agreement«  vorausgehenden  Verhandlungen:  siehe 
Rothschild  a.  a.  O.  S.  81  f. 
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kaier  Weise  an  »Ii»1  im  Staal  und  im  Kirchenwesen  zu  beginnenden 
Reformen.  Durch  sein  radikales  Wesen  (so  beschloß  es  z.  B.  die  Ab- 
schaffung  des  Kirchenpatronats,  du1  Kodifikation  des  Common  Law, 
die  Einführung  der  Zivilehe  u.  a.  in.)  brachte  dieses  Parlament  derart 
alle  Klassen  in  Aufruhr,  dal.«  Oomwell  sieh  genötigt  sah,  es  am  12.  De- 
zember  L653  aufzulösen.  Nunmehr  legte  die  Armee  einen  neuen  Ver- 
fa8sung8entwurf  vor,  »las  sog.  Instrument  of  Government,  und  bat 
Cromwell,  den  Titel  und  .las  A int  eines  Protektors  der  Republik  zu 
übernehmen.  Nach  dieser  Verfassung  wurde  dem  Protektor  eine  dop- 
pelte  Schranke  auferlegt:  einmal  sollte  er  die  exekutive  Gewalt  nur  nach 
Rai  eines  Staatsrats  ausüben,  dessen  Mitglieder  zunächst  von  ihm  be- 
>t.  llt.  später  aber  durch  Kooptation  ergänzt  werden  sollten.  Sie  sollten 
unabsetzbar  Bein.  Der  Kai  des  Staatsrats  sollte  notwendig  sein  zum 
Abschluß  von  \  ertrügen.  Seine  Zustimmung  war  erforderlich,  wenn  es 
si<  h  darum  handelte,  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schließen  und 
Nachfolger  m  der  Prolektorwürde  zu  bestellen.  Die  andere  Schranke 
des  Protektor-  war  die  Legislatur,  die  aus  einer  Kammer  bestehen  sollte, 
und  /war  aus  iOO  Mitgliedern  für  England,  30  Mitgliedern  für  Schott- 
land und  30  Mitgliedern  für  Irland.  Ohne  Zustimmung  dieser  Legis- 
latur si.llle  kein  Gesetz  gemacht,  keine  Steuer  auferlegt  werden.  Alle 

Müsse  des  Parlaments  sollten  nur  einem  Suspensivveto  des 
Protektors  unterliegen,  sie  mußten  Gesetz  werden,  wenn  innerhalb 
von  2< 1  Tagen  das  Haus  von  der  Begründetheit  der  Einwendungen,  die 
der  Protektor  gegen  das  Gesetz  erhob,  nicht  überzeugt  war.  Das  Par- 
lamenl  sollte  innerhalb  der  ersten  fünf  Tage  nach  seinem  jedesmaligen 
Zusammentritt  nicht  vertagt,  geschlossen  oder  aufgelöst  werden  ohne 
seine  eigene  Zustimmung,  und  alle  drei  Jahre  mußte  ein  Parlament 
versammell  werden.  Während  das  Agreement  of  the  People  das  all- 
gemeine  W  ahlrecht  zum  erstenmal  in  die  englische  Verfassung  einführen 
wnllte.  brachte  das  »Instrument«  ein  Zensuswahlrecht  wieder  zu 
Ehren.  Jede  Person,  die  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen 
von  -MU  Pfund  Wert  hatte,  sollte  das  aktive  Wahlrecht  besitzen;  aus- 
genommerj  davon  waren  nur  Verbrecher,  Übelgesinnte  und  Katholiken. 
PieliLri'>nsfreiheit  war  allen  Christen  gesichert,  ausgenommen  den  Katho- 
liken und  solchen,  welche  unmoralische  Religionslehren  verkündeten. 
Bia  zu  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Verfassung  sollte  der  Protektor 
das  Recb.1  haben,  alle  notwendigen  Verordnungen  zu  erlassen.  Er 
machte  von  diesem  Rechl  soweit  Gebrauch,  daß  64  selbständige  Ver- 
ordnungen  von  ihm  ausgingen.  Das  Parlament  von  1654  war  durch- 
aua  oichl  jenes  Werkzeug  in  der  Hand  des  Protektors,  wie  er  sich  dies 
gedachl  hatte.  Es  unterzog  die  Regierungsakte  des  Protektors  einer 
eingehenden  Kritik  und  wollte  selbst  die  Verfassung  revidieren1).  Crom- 
well entledigte  sich  dieses  lästigen  Beirats  im  Jahre  1655,  indem  er 

Parlament  auflöste,  und  nun  beginnt  eine  absolute  Militärdiktatur 

Tr'-.f/.'h-m  es  von  Oomwell  gewarnt  wurde,  die  von  ihm  sog.  »fundamentals« 
Nur  die  sog.  »circumstantials«  in  der  Verfassung  sollten  sie  abändern 
aber  keine  3.  Instanz  (den  sog.  »tertius  arbiter«,  wie  man  damals  sagte) 
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mit  Cromwell  an  der  Spitze  und  seinen  Generalmajoren  als  Unter- 
behörde. Ein  neues  Parlament  wird  1657  einberufen,  weil  Cromwell 
nicht  die  Möglichkeit  hat,  Geldausgaben  für  den  Staat  zu  machen,  und 
die  Gerichte  keine  Zwangsvollstreckung  für  Steuern  und  Abgaben 
vornehmen  wollen,  welche  nicht  vom  Parlament  genehmigt  wären. 
Die  Wahlprüfung  für  dieses  Parlament  wurde  merkwürdig  genug  von  dem 
Staatsrat  selbst  vorgenommen,  der  auf  Grund  der  Berichte  der  General- 
majore die  übelgesinnten  gewählten  Mitglieder  einfach  von  der  Teil- 
nahme am  Parlament  ausschloß.  Nach  Zusammenberufung  des  Par- 
laments mußten  die  außerordentlichen  Gewalten  der  Generalmajore 
weichen,  sie  wurden  auch  zurückgezogen.  Cromwell  wurde  am  25.  März 
1657  der  Titel  des  Königs  angeboten  und  zugleich  ein  neuer  Verfas- 
sungsentwurf, die  »humble  petition  and  advise«  vorgelegt,  in  welcher 
für  eine  neue  erste  Kammer,  ein  neues  Oberhaus,  Vorsorge  getroffen 
wurde.  Man  hatte  jetzt  einsehen  gelernt,  daß  ohne  das  Königtum  in 
England  nicht  zu  regieren  wäre  und,  da  dieses  Königtum  ein  Oberhaus 
brauchte,  auch  die  Notwendigkeit  eines  Oberhauses  in  den  neuen  Ver- 
fassungsentwurf eingesetzt.  Cromwell  lehnt  den  Titel  eines  Königs 
ab,  nimmt  aber  die  neue  Verfassung  an,  die  als  Act  of  Government 
nunmehr  Gesetz  wird.  Danach  sollten  die  Mitglieder  des  Oberhauses 
vom  Protektor  nach  Zustimmung  des  Unterhauses  bestellt  werden. 
Dieses  für  die  erste  Zusammensetzung  des  Oberhauses.  Für  die  fol- 
gende Zusammensetzung  sollte  der  Protektor  mit  Zustimmung  des 
Oberhauses  selbst  sorgen.  Die  Mitglieder  des  Oberhauses  sollten  sich 
nicht  mehr  durch  Stellvertreter  vertreten  lassen  dürfen,  auch  in  ihren 
richterlichen  Befugnissen  sollten  sie  gegenüber  der  alten  Verfassung 
bedeutend  beschränkt  werden.  Die  Position  des  Unterhauses  wurde 
durch  das  Recht  seiner  Selbstkonstituierung  verstärkt  und  außerdem 
durch  die  Befugnis,  daß  in  Hinkunft  keine  Steuern  erhoben  werden 
durften  ohne  seine  Zustimmung.  Der  Protektor,  der  die  Exekutive 
in  seiner  Hand  hatte,  durfte  fürs  erste  Mal  seinen  Nachfolger  bestellen, 
später  aber  sollte  das  Amt  ein  Wahlamt  werden.  Schranken  wurden 
dem  Protektor  auferlegt  in  bezug  auf  sein  Recht,  die  Mitglieder  des\ 
Staatsrats  und  die  hohen  Staatsbeamten  sowie  die  Mitglieder  der 
Armee  zu  ernennen.  Der  Protektor  erhielt  eine  bestimmte  Summe 
als  Zivilliste  und  außerdem  Geldsummen  zur  Erhaltung  des  Heeres 
und  der  Flotte.  Gleichheit  des  Glaubens  sollte  vorherrschen,  auch 
sollte  niemand  wegen  seines  Glaubens  in  seiner  Freiheit  beschränkt 
werden,  es  wäre  denn,  daß  er  die  Fundamentalartikel  der  Christenlehre 
(Dreieinigkeit  und  den  Heiligen  Geist)  verwerfen  oder  sich  zu  katholi- 
schen oder  blasphemischen  Lehren  bekennen  würde.  Als  das  Unterhaus 
mit  dem  neu  kreierten  Oberhaus  in  Konflikt  geriet,  weil  es  dem  letzteren 
bloß  richterliche  und  keine  legislative  Befugnis  zugestehen  wollte,  war 
der  Protektor  so  erzürnt,  daß  er  seine  neue  Kreatur,  das  Parlament,. 

gab,  um  zu  entscheiden,  was  das  eine  oder  andere  sei,  so  blieb  nur  die  Auflösung  des. 
Parlaments.  Siehe  darüber  Firth,  The  House  of  Lords  during  the  Civil  War,  London 
1910,  p.  243  ff. 
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auflöste.  \\xi  der  Höhe  seiner  militärischen  Triumphe  stehend,  die 
Vollgewalt  im  Lande  wieder  besitzend,  von  allen  umschmeichelt  oder 
gefürchtet,  Btarh  Cromwell  am  3.  September  des  Jahres  1658.  Unter 
seinem  Nachfolger  Richard  Cromwell,  den  er  als  Prolektor  nominiert 
hatte,  kam  jene  Anarchie  zutage,  die  auch  schon  unter  Oliver  Cromwell 
ausgebrochen  wäre,  wenn  nicht  die  starke  Hand  des  Diktators  sie  nieder- 
gehalten  hätte.  Bin  fortwährendes  Intrigieren  zwischen  der  Militär- 
partei, den  Republikanern  und  Royalisten  führte  schließlich  im 
Jahre  (7.  Mai  L650)  zur  Wiedereinberufung  des  von  Cromwell  aufgelösten 
Rumpfs  des  langen  Parlaments,  wie  er  nach  dem  Pride's  purge  1649 — 53 
bestanden  hatte.  Die  Prophezeiung  von  Bradshaw  war  also  eingetroffen. 
\2  Mitglieder  des  Langen  Parlaments  mit  Leuthall,  dem  früheren  Sprecher, 
,iu  der  Spitze  versammelten  sich  wieder.  Da  auch  dieses  Parlament 
zu  keinem  Kcsultal  kam.  (riehen  Lambert  und  die  Regimenter  in  London 
den  Rumpf  wieder  auseinander  (13.  Oktober  1659),  Monk  und  die 
Gegenrevolution1)  veranlaßten  jedoch  seine  Wiedereinsetzung,  ferner 
Kooptation  aller  L648  aus  ihm  vertriebenen  Mitglieder  (sog.  »se- 
cluded  members«),  und  schließlich  legten  sie  ihm  die  Verpflichtung  auf, 
si(  Ii  m  einer  bestimmten  Zeit  aufzulösen,  um  einem  richtigen  Parlament, 
bestehend  aus  zwei  Häusern  (denLords  und  Commons),  Platz  zu  machen. 
Monk  ruckte  vom  Norden  (Schottland)  nach  London,  unter  seinem 
Drucke  löste  sich  der  Rumpf  des  Langen  Parlaments  am  16.  März  1660 
wieder  auf,  um  einer  Konvention,  d.  i.  einem  Parlament,  welches  ohne 
königliches  Schreiben  einberufen  war,  Platz  zu  machen.  Es  trat  am 
J  \pril  16i>0  zusammen.  Inzwischen  wurden  von  Monk  Verbindungen 
mit  K  o  l  IL.  «lein  Sohne  Karls  L,  angeknüpft,  um  den  Thron  der  Väter 
wieder  zu  In  st  eigen.  Von  Breda  aus  regierte  der  König  die  Konvention 
und  stellte  die  Bedingungen  fest,  unter  denen  er  die  königliche  Würde 
wieder  annehmen  wollte.  Die  Konvention  erklärte,  daß  die  richtige 
Verfassung  Englands  eine  solche  sein  müßte,  an  deren  Spitze  Lords 
und  Commons  stunden,  und  lud  Karl  II.  ein,  seine  Herrschaft  »wieder 
fortzusetzen«.  Man  erhob  diese  Fiktion,  als  ob  es  eine  Republik  nie  ge- 
Lr '  I "  ii  hätte,  als  ob  Karl  IL  sofort  nach  dem  Tode  seines  Vaters  zu 
regieren  begonnen  hätte,  zum  Gesetz,  und  das  Jahr  1660  wurde  im 
Shitutr  Bm.k  des  Keiehes  als  das  12.  Regierungsjahr  Karls  IL  be- 
zeichnet,  trotzdem  es  in  Wirklichkeit  sein  erstes  Regierungsjahr  war. 
Dadurch  dokumentierte  die  Konvention,  daß  sie  über  die  Verfassungs- 
elemente  der  Republik  ein  für  allemal  einen  Strich  machen  wollte,  um 
das  restaurierte  Königtum  wieder  auf  die  alten  Grundlagen  zu  stellen. 

IV.  Das  restaurierte  Königtum  unter  Karl  II.  1660—1685,  Jakob  II. 
1685    1688  und  die  konstitutionelle  Monarchie  unter  Wilhelm  III.  und 
Marie  1689    1694  resp.  1702  und  Anna  1702—1714. 

Die  Rückkehr  der  Stuarts  im  Jahre  1660  gab  Veranlassung  zu  einer 
Restaurierung  des  ancien  regime.  Das  Konventionsparlament  erklärte 
du  r<  ■  Ii  ( •  s<  •  t  /.  s  i  <  •  Ii  h  I  s  n  *gf  •  I  rc<-  hl  es  Pari  a  ment ,  trotzdem  es  nicht  durch  könig- 

*)  Vom  13.  Dezember. 
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liches  Schreiben  einberufen  war  (12  Car.  IL,  c.  1.).  Das  Oberhaus  wurde 
in  seiner  alten  Zusammensetzung,  d.  h.  einschließlich  der  1642  ausge- 
schlossenen Bischöfe  wieder  hergestellt  (13  Car.  IL,  c.  2.).  Der  Klerus 
der  anglikanischen  Staatskirche  wurde  in  seine  Pfründen  wieder  eingesetzt 
(12  Car.  IL,  c.  17)  und  die  Miliz  wieder  reorganisiert,  so  daß  sie  nach 
wie  vor  der  Revolution  auf  der  gentry  und  den  reichen  städtischen 
Grundbesitzern  ruhte  (13  Car.  II,  c.3 — 15;  15  Car.  II,  c.  4).  Trotz  dieser 
Retablierung  der  alten  Regierungsweise  hatten  die  Stuarts  in  der  Fremde 
dennoch  gelernt,  daß  man  mit  der  alten  Methode  des  Absolutismus 
ihrer  Vorfahren  nicht  weiter  das  englische  Reich  beherrschen  dürfte. 
Schon  von  Breda  aus  hatte  deshalb  Karl  II.  Zusicherungen  im  Sinne 
des  Konstitutionalismus  gemacht.  Aber  der  unter  seiner  Regierung 
eingerichtete  blieb  nur  ein  Scheinkonstitutionalismus.  Die  den  Katho- 
liken und  Nonkonformisten  zu  gewährende  Indulgenz  wurde  durch  über- 
triebene Ausdehnung  des  königlichen  Verordnungsrechts  versucht, 
die  Selbstverwaltung  der  Städte  schrittweise  untergraben,  das 
Petitionsrecht,  das  namentlich  von  den  Staatsbürgern  angewendet 
wurde,  um  gegen  die  katholisierenden  Tendenzen  des  Königs  und  seines 
Bruders  zu  remonstrieren,  wurde  eingeengt.  Ein  positiver  Verfassungs- 
gewinn dieser  Regierung  war  die  Habeas  Corpus  Act  von  1679  (31 
Car.  II),  welche  zum  Schutz  der  persönlichen  Freiheit  erging.  Unter 
Jakob  IL,  dem  Bruder  und  Nachfolger  Karls,  drohte  der  Scheinkon- 
stitutionalismus, vollends  in  einen  Absolutismus  überzugehen.  Das 
königliche  Verordnungsrecht  wird  contra  legem  zur  Aufhebung  be- 
stehender, gegen  die  Katholiken  gerichteter  Strafgesetze  verwendet 
und  die  als  außerordentlicher  Gerichtshof  etablierte  high  commission,  der 
Oberkirchenrat,  zur  Durchführung  dieser  Kirchenpolitik  vom  Könige  neu- 
belebt. Erzbischof  Sancroft  und  seine  Suffragane  petitionieren  dagegen. 
Deswegen  wird  diesen  sieben  Bischöfen  der  Prozeß  gemacht.  Eine  ständige 
Armee,  die  der  König  um  sich  sammelt,  soll  dieses  absolute  Regime  stützen, 
das  aber  ohne  große  Mühe  zusammenstürzt,  als  das  englische  Volk 
Wilhelm  von  Oranien  und  seine  Gemahlin  Marie  (die Tochter  Jakobs  II.  aus 
erster  Ehe)  nach  England  beruft,  um  die  Regierung  in  die  Hand  zu 
nehmen,  weil  Gefahr  besteht,  daß  der  eben  Jakob  II.  in  zweiter 
Ehe  geborene  Sohn  die  katholische  Königsherrschaft  perpetuieren 
könnte.  Da  ziehen  sich  jene  Mietlinge  und  Söldner  Jakobs  II.  feige 
vor  dem  Volkssturm  zurück  und  lassen  ihren  Herrn  fallen,  der,  nachdem 
er  vorher  Frau  und  Sohn  nach  Frankreich  entsandt  hatte,  sich  selbst 
am  23.  Dezember  1688  nach  jenem  Land  flüchtet. 

Wilhelm  und  Marie,  Schwiegersohn  und  Tochter  Jakobs  IL,  wurden 
nun  zur  Regierung  berufen.  Auf  Veranlassung  des  Prinzen  von  Oranien 
versammelten  sich  nach  der  Flucht  Jakobs  II.  die  Parlamentsmit- 
glieder und  die  Mitglieder  des  Londoner  Stadtrats  (einschließlich  der 
Aldermen)  am  26.  Dezember  1688  und  forderten  den  Prinzen  auf, 
die  Staatsregierung  zu  übernehmen  und  ein  sog.  Konventionsparlament 
einzuberufen1).  Dies  geschah  und  am  22.  Januar  1689  trat  das  Kon- 
*)  Com.  Journ.  X,  p.  5  ff. 
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ventionsparlament  Eusammen1).  Am  28.  Januar  kam  der  denkwürdige 
Bes<  hluß  des  I  Unterhauses  zustande,  daß  Jakob  1  [,  durch  sein  Vorhalten 
den  Staatsvertrag  gebrochen  und  durch  seine  Flucht  auf  den  Königs- 
thron verzichtet  hätte*).  \m  L2.  Februar  erging  eine  zwisehen  Com- 
inons  und  I  ords  vereinbarte  Deklaration,  welche  die  Thronfolge  zu- 
gunsten der  Kinder  Maries,  Vnnas  (Töchter  Jakobs  II.)  und  Wilhelms 
von  Oranien  Festlegte  und  eine  Reihe  von  Kordeningen  aufstellte,  welche 
dann  m  d-  i  lull  of  rights  zum  Ausdruck  kamen.  Wilhelm  und  Marie 
nahmen  die  Deklaration  an,  welche  zunächst  in  der  Form  einer  Pro- 
klamation  veröffentlicht8),  später  mit  einigen  Zusätzen  die  Bill  of  rights 
wurde.  Dieses,  vom  konvenlionsparlainent  erlassene  Gesetz  hieß  bloß 
Bill  und  mußte,  weil  nicht  von  einem  regulären  Staatsorgan  erlassen, 
nachträglich  durch  das  Gesel/.  eines  verfassungsmäßigen  Parlaments 
(1690)  bestätig!  werden  (2  Will.  u.  M.,  e.  1). 

Die  neue  Regierung  halle  zwei  Aufgaben  zu  lösen:  einerseits  den 
Scheinkonstitutionalisinus  dei'  beiden  Vorgänger  ein  für  allemal  zu 
g<  n,  Bodann  die  Thronfolge  im  Land  dauernd  an  den  Protestantis- 
mus /ii  knüpfen.  Die  l>ill  of  rights  vom  Dezember  1689  und  die  Aet 
ol  settlemenl  vonl704  suchen  beide  Aufgaben  zu  lösen.  Die  Bill  of  rights, 
war  hervorgegangen  aus  der  Declaration  of  rights  (vom  12.  Februar 
689).  Diese  brandmarkte  jede  Verfassungsverletzung,  die  die  restau- 
rierten Stuarts  begangen  hatten,  indem  sie  jeden  dieser  Angriffe  als 
widerrechtlich  und  verderblich  bezeichnete.  So  die  Anmassung  der 
Dispensation-  und  Snspendierungsgewalt  gegenüber  Gesetzen,  die 
Einrichtung  von  königlichen  Kommissionen  zum  Zwecke  der  Recht- 
sprechung einschließlich  des  court  of  high  commission,  alle  Steuer- 
erhebungen  des  Königs  ohne  gesetzliche  Ermächtigung,  die  Verweige- 
rung der  Petitionsfreiheit,  das  Halten  ständiger  Truppen  im  Lande  ohne 
Zustimmung  im  Parlament,  das  Waffenverbot,  die  Verhinderung  der 
frei«  □  Wahl  zum  Parlament,  die  Verhinderung  der  Redefreiheit  im 
Parlamenl  u.  a.  m.  Die  Bill  of  rights  sanktionierte  in  Gesetzesform 
i  I  Will,  and  Mar.,  sess.  II,  c.  2)  die  in  der  Deklaration  ausgesprochenen 
Forderungen  des  Parlaments  und  fügte  noch  hinzu,  daß  jeder  englische 
Kniiii:  \'T  d.-m  Regierungsantritt  im  Parlament  eine  Erklärung  gegen 
die  Transsubstantiation  unterschreiben  müßte,  und  daß  keine  Person, 
die  einen  Katholiken  geheiratet,  fähig  wäre,  in  England  als  König 
zu  regieren.  Alle  I  ntertanen  eines  solchen  Königs  wurden  vom  Treueid 
freigesprochen.  Die  Acl  of  settlement  (12  und  13  Will.  III,  c.  2)  setzte 
fest,  daß  für  den  Fall  daß  Wilhelm  und  Marie  oder  die  ihnen  nachfolgende 
ite  Tochter  Jakobs  IL,  Anna,  kinderlos  sterben  würden,  Sophie,  Kur- 
bin  von  Hannover4)  und  ihre  Nachkommen  au?  den  englischen  Thron 

l)  C.  J.  a.  a.  O.  p.  9. 
2,  C.  J.  a.  a.  O.  p.  14. 
3)  C.  J.  a   a.  0.  p.  28  f. 

1  Sie  war  die  Tochter  Elisabeths  von  der  Pfalz  und  daher  die  Enkelin  Jakobs  I. 
von  England.  Da  sie  (19.  Juni  1714)  vor  Anna  (f  12.  August  1714)  starb,  kam  nicht 
)i(  sondern  ihr  Sohn  (seit  1698  Kurfürst)  Georg  von  Hannover  als  Georg  I.  in 
England  zur  Regierung. 
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kommen  sollten.  Diese  Act  of  settlement  enthält  aber  nicht  bloß  die  Fest- 
setzung der  Thronfolge,  sondern  einige  Ergänzungen  der  Bill  of  rights  nach 
der  verfassungsrechtlichen  Seite.  Keine  Person,  die  nicht  der  anglikani- 
schen Staatskirche  angehört,  darf  den  englischen  Thron  besteigen.  Wenn 
ein  Monarch  England  regiert,  der  außerdem  noch  ein  anderes  Land  be- 
herrscht, soll  England  nicht  verpflichtet  sein,  diesem  andern  Lande 
Hilfe  zu  leisten,  wenn  es  Krieg  führt.  Die  Richter  sollen  in  Hinkunft  auf 
Lebenszeit  angestellt  werden  und  nur  absetzbar  sein  auf  Adresse  beider 
Häuser.  Kein  königlicher  Pardon  soll  einen  Minister  vor  der  Anklage 
durch  das  Unterhaus  im  Parlament  decken.  Diese  Sätze  sind  im  großen 
und  ganzen  noch  heute  geltendes  Recht  in  England.  Zwei  andere  Be- 
schränkungen des  Gesetzes,  nämlich  daß  er  nicht  ohne  Zustimmung  beider 
Häuser  das  Land  verlassen  dürfte  und  daß  alle  Staats-  und  Regierungs- 
handlungen im  Staatsrat  beschlossen  werden  und  das  Resultat  dieser  Be- 
ratungen von  allen  Staatsräten,  die  anwesend  waren  und  Rat  erteilt 
hatten,  unterzeichnet  werden  sollten,  sind  durch  die  nachfolgende  Gesetz- 
gebung (1  Geo.II,  st. 2,  c.  51  und  4  Ann.,  c.20,  §27)  aufgehoben  worden. 

Die  ganze  Verfassungsentwicklung  und  Gesetzgebung  unter  Wilhelm 
und  Marie  dient  dem  Zwecke,  Schritt  für  Schritt  dem  Unterhause 
die  Verfügungsgewalt  über  den  Staatsschatz  und  über  das  Heer  zu  ver- 
schaffen. Zunächst  wird  durch  die  Triennial  Act  von  1694  bestimmt, 
daß  jedes  Parlament  nicht  länger  als  3  Jahre  währen  dürfe.  Man  gibt 
auf  die  Weise  dem  Volk  die  Möglichkeit,  durch  Wahlen  öfters  sich  an  der 
Staatsherrschaft  zu  beteiligen  als  dies  früher  der  Fall  war,  wo  es  z.  B. 
Karl  IL  fertiggebracht  hatte,  durch  17  Jahre  ein  und  dasselbe  Parlament 
von  Session  zu  Session  zu  erhalten,  ohne  das  Volk  um  seinen  Willen  zu 
befragen.  Durch  Ergänzung  der  königlichen  Einkünfte  aus  Geldsummen, 
die  periodisch  neu  gewährt  werden  müssen,  insbesondere  durch  Ein- 
richtung eines  Steuersystems  nach  diesen  Prinzipien,  versteht  es  das 
Parlament,  die  Stränge  des  Geldbeutels  in  seine  Hand  zu  bekommen. 
Der  Friedenspräsenzstand  der  ständigen  Armee  muß  seit  1689  durch 
eine  jährliche  mutiny-act  festgestellt  werden.  Die  Auffassung,  daß  das 
Heer  und  seine  Mitglieder  eine  besonders  privilegierte  Stellung  im 
Staat  hätten,  wird  schon  damals  vollständig  beseitigt :  der  Soldat  soll 
nicht  mehr  sein  als  jeder  andere  Bürger.  Die  Kriegsgerichte  werden'  in 
ihrer  Wirksamkeit  bloß  auf  Soldaten  beschränkt,  und  jede  Kognition 
über  Männer  des  Zivilstandes  den  ordentlichen  Gerichten  vorbehalten. 
Aber  kaum  daß  das  Parlament  in  dieser  seiner  Machtvollkommenheit 
ausgerüstet  war,  drohte  ihm  ein  anderer  Gegner.  Es  war  dies  nicht  etwa 
der  König,  sondern  das  sog.  Kabinett  des  Königs,  der  innere  Zirkel  von 
Räten  und  Ministern  um  die  Person  des  Monarchen,  der  schon  seit 
früherer  Zeit  bestanden  hatte. 

Erst  die  Verfassungskämpfe  des  18.  Jahrhunderts  setzten  das  Par- 
lament mit  dem  Kabinett  in  Verbindung. 

Einen  großen  Erfolg  hatte  die  Regierung  Annas  in  der  Inkorporation 
von  Schottland  in  England  zu  verzeichnen  (1707)1). 

*)  Siehe  darüber  ausführlich  mein  engl.  Staatsrecht  I,  §  35. 
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S  27,  Römisches  Recht  uml  ( ommoii  Law  im  Kampf 
um  die  Vorherrschaft. 

Li  Ina  t  ur. 

*  oke  B.,  Reports,  L2  vols,  ed.  Fräser  1826,  besonders  der  12.  Bd.  —  Der- 
selbe,  Kommentar  iut  Magna  Charta  im  2.  I>d.  der  Institutes.  —  Maitland, 
English  1  .tu  in  the  Renaissance,  Cambridge  1901.  Starkey's  England,  in 
Earlj  English  rexi  Society,  Extra  Soncs  \r.  12(1878).  —  Über  C  o  k  e  besonders 
der  biogr   Artikel  im  Dictionary  of  Rational  Biography  XI,  p.  229-244.  —  Vgl. 

auch  DQ  6  1  D  engl.  Staatsrecht   1,  S.  10  ff. 

I. 

Eswarnichl  ersl  die  Renaissance,  welche  in  England  ziemlich  spät  am 
\ u -lt. 1 1 1 ur  der  Regierung  Heinrichs  VII.,  besonders  aber  unter  Hein- 
rich  und  Elisabeth  Eingang  fand,  die  die  Pflege  des  römischen 

Rechts  wieder  zu  Ehren  brachte.  Schon  Bractön,  der  berühmte 
Jurist  unter  Heinrich  [II.,  hatte  zu  den  Füßen  Azo's  gesessen 
und  viel  römisches  Kocht  in  seinem  Buche  De  Legibus  Angliae  ver- 
arbeitet.  Vcursius  war  von  Edward  I.  nach  England  gerufen  worden, 
um  ihn  in  seinen  großen  kodifikatorischen  Arbeiten  zu  unterstützen. 
Kanzlergerichtshof  und  geistliche  Gerichte  hatten  in  England  sich 
aul  das  römische  Recht  gern  gestützt.  Auch  an  den  Universitäten, 
namentlich  in  Oxford  und  Cambridge,  wurde  das  römische  Recht  im 
Anschluß  an  «las  kanonische  Recht  gelehrt,  jedoch  nur  »pro  utilitate 
ecclesiastici  regiminis«.  Trotzdem  war  die  Abneigung  des  englischen 
Volk 8  Lr''Lr''ii  das  römische  Recht  von  jeher  groß.  Schon  seit  jenen 
Tagen,  da  «Ii«'  zu  Morton  versammelten  Barone  den  stolzen  Satz 
aussprachen,  daß  sie  nicht  zugunsten  des  römischen  Rechts  das 
heimische  abändern  wollten.  Gegen  Ausgang  des  Mittelalters  hatte 
Wycliff1)  die  schon  bestehende  Volksabneigung  besonders  zu  ver- 
stärken  gewußt,  indem  er  sagte:  »Es  wäre  viel  heilsamer  für 
Körper  und  Seele,  daß  unsere  Priester  lernen  und  gelehrt  würden,  in 
den  Gesetzen  des  Königs  und  nicht  in  dem  Rechte  des  Kaisers  .... 
denn  viel  Geld  und  Zeit  von  Klerikern  ist  eitel  verschwendet  worden 
m  der  Beschäftigung  mit  dos  Kaisers  Recht  und  ihrem  Studium  .... 
es  scheinl  nur  gut,  daß  die  Seelsorger  eher  lernen  und  lehren  sollen 
die  Gesetze  des  Königs  und  namentlich  die  großen  Charten,  denn  des 
Kaisers  Gesetze  «»der  den  größten  Teil  der  Gesetze  des  Papsts,  denn  die 
Leute  m  unserm  Reich  sind  gebunden,  dem  König  zu  gehorchen  und 

seinen  rechtmäßigen  Gesetzen  und  nicht  dem  Kaiser  «    Und  an 

anderer  Stelle  verwirft  er  das  römische  Recht,  weil  es  von  den  Heiden 
stamme  (Unprinted  English  Works,  Early  English  Text  Society, 
p.  L37).  Freilich  mit  solchen  Vorurteilen  ließ  sich  die  Neuzeit 
und  die  mächtige  Bewegung  der  Renaissance  in  England  nicht  auf- 
holt. •(!.  Heinrich  VIII.  brauchte  dos  römische  Recht  nicht  bloß  deshalb, 
weil  Beine  Doktoren  ihm  willige  Hilfe  in  seinen  Ehestreitigkeiten  mit 


:    Siehe  Select  english  Works  ed.  Arnold  III,  p.  326. 
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Katharina  geleistet  hatten,  sondern  auch  deshalb,  weil  eine  neue  Schule 
von  Gesandten  nötig  war,  durch  deren  Wirksamkeit  Englands  Welt- 
stellung gehoben  werden  konnte.  Mit  dem  an  barbarischen  Ausdrücken 
reichen  Common  Law,  das  für  die  übrige  Welt  tot  war,  und  von  dem  die 
übrige  Juristenwelt,  so  z.  B.  Franz  Hotomanus  mit  Verachtung  sprach, 
ließen  sich  keine  Verbindungen  völkerrechtlicher  Natur  anknüpfen. 
Das  damalige  Völkerrecht  fußte  damals  überhaupt  nur  auf  dem  römischen 
Recht,  welches  in  der  Form  eines  jus  gentium  kosmopolitisch  und 
international  wirkte.  Deshalb  sagt  von  ihm  ein  damaliger  hervorragender 
Jurist  und  Diplomat,  Thomas  Smith,  gestorben  1577:  »jus  vero  civile 
sie  est  commune  ut  cum  ex  Anglia  discesseris,  nobiles,  ignobiles,  docti, 
indocti,  sacerdotes  etiam  ac  monachi  cum  aliquod  speeimen  eruditionis 
videri  volunt  exhibuisse,  nihil  fere  aliud  perstrepunt  quam  quod  ex  hoc 
jure  civili  et  pontificio  sit  depromptum.«  Die  Tudors  wandten  ihr 
Augenmerk  auch  aus  dem  Grunde  auf  das  römische  Recht,  weil  es  doch 
den  Satz  lehrte:  »prineeps  legibus  solutus«.  In  Cambridge  wurde  1551 
ein  eigener  Lehrstuhl  des  römischen  Rechts  errichtet  und  Thomas  Smith 
übertragen.  In  Oxford  erhielt  Albericus  Gentiiis  die  Professur  des 
römischen  Rechts.  Das  kanonische  Recht  wurde  auf  den  Universitäten 
seit  der  Trennung  von  Rom  (1535)  verboten1).  An  Stelle  des  kanonischen 
Rechts  trat  nun  das  römische  Recht  und  seine  Pflege  an  den  Univer- 
sitäten. In  Schottland  wurde  um  die  gleiche  Zeit  das  römische  Recht 
als  absolute  und  letzte  Instanz  am  Vorabend  der  schottischen  Refor- 
mation anerkannt,  um  der  Tyrannei  des  geistlichen  Standes  zu  begegnen. 
Man  rief  da  nicht  bloß  das  Neue  Testament  und  die  alten  Kirchenväter, 
sondern  auch  »the  godly  approved  laws  of  Justinian  the  emperor«2)  an, 
kurz:  römisches  Recht  galt  als  besonders  vornehmes  Studium,  das  An- 
spruch auf  Staatsanstellung  insbesondere  im  Diplomatendienst  abgab. 
Sehen  wir  doch  auch  Thomas  Smith  zur  Zeit  Elisabeths  seine  Stellung 
als  Professor  des  römischen  Rechts  mit  einem  Gesandtenposten  in  Paris 
vertauschen.  Leichtes  Spiel  hat  scheinbar  das  römische  Recht  gegen- 
über dem  alten  Common  Law  und  seinen  barbarisch  klingenden  Rechts- 
ausdrücken3). 

Siehe  Mullinger,  History  of  the  university  of  Cambridge  I,  p.  636.  Es  heißt 
in  den  königlichen  Injunktionen  dieses  Jahres:  »quare  volumus  ut  deineeps  nulla 
legatur  palam  et  publice  lectio  per  academiam  vestram  totam  in  iure  canonico  sive 
pontificio  nec  aliquis  cuiuscunque  conditionis  homo  gradum  aliquem  in  studio 
illius  iuris  pontificii  suseipiat  aut  in  eodem  in  posterum  promoveatur  quovis  modo. « 

2)  Calendar  of  Foreign  State  Papers  of  Scotland  1558/59,  p.  8. 

3)  Den  besten  Spiegel  der  damaligen  Auffassung  über  den  Vorzug  des  römi- 
schen Rechts  gegenüber  dem  heimischen  Common  Law  gibt  ein  Dialog,  der  von 
Thomas  Starkey  Heinrich  VIII.  vorgelegt  worden  ist.  Starkey  war  von  Heinrich  VIII. 
nach  Rom  zu  Reginald  Pole,  dem  damals  und  später  unter  Maria  so  mächtigen 
Kirchenfürsten  und  Anverwandten  der  Tudors  gesandt  worden,  um  ihn  zugunsten 
Heinrichs  VIII.  in  der  Ehestreitigkeit  mit  Katharina  zu  beeinflussen.  Die  Ansichten 
Poles  über  England  werden  dem  Könige  in  Dialogform  (zwischen  Pole  und  einem 
fingierten  Meister  Lupset)  vorgelegt.  Siehe  Starkey,  England,  Early  English  Text 
Society  (1878),  Extra  Series  Nr.  12,  p.  192  ff.  Auf  die  Bedeutung  dieses  Dialogs 
hat  zuerst  Maitland  a.  a.  O.  aufmerksam  gemacht. 
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II. 

ü)ei  bald  erkannte  das  Volk  die  große  Gefahr,  welche  ihm  von  Seiten 
des  Common  Law  drohte.  Es  waren  namentlich  die  Bauern  im  Norden, 
wo  sich  immer  ein  freier,  unabhängiger  Hauernstand  seit  der  Dänen- 
herrschafl  zu  erhalten  gewußl  hatte.  Konservativ,  wie  der  Bauernstand 
im  allgemeinen  ist,  hingen  sie  an  der  ahm  katholischen  Religion  und  den 
alten  Bräuchen  und  Gesetzen.  In  der  Unterdrückung  dieser  Gesetze, 
insbesondere  des  Common  Law,  erblickten  sie  eine  Unterdrückung  ihrer 
Freiheiten  zugunsten  des  Absolutismus.  Eine  große  Pilgerfahrt  um 
Gnade,  pilgrimage  of  grace  (1536),  jener  große  Bauernzug,  der  von 
I  (einrieb  \  1 1 1.  Reformen  erzwingen  wollte,  und  vor  allem  die  Beseitigung 
schlechter  und  übler  Katgeber,  stellte  unter  seinen  Forderungen  auch  die 
folgende  auf1):  »thal  bhe  common  laws  may  have  place  as  was  used  at 
the  beginning  of  the  reign  and  (hat  no  injunetion  be  granted  unless  the 
matter  has  been  determined  in  Chancery.« 

\hrr  noch  größer  als  der  Widerstand  des  Volks  war  der  der  Juristen 
des  Common  Law.  Sie,  die  ihre  alten  Rechte  praktisch  in  den  Gerichts- 
höfen  anwandten  und  t  heoretisch  in  den  inns  of  court,  den  alten  Juristen- 
innungen,  die  heranwachsende  Jugend  lehrten,  erkannten  den  gemein- 
samen  Feind.  Brotneid  und  Furcht,  vor  den  römisch  gebildeten  Juristen 
im  Staat  sieben  zurückgedrängt  zu  werden,  war  es,  was  anfangs  diese 
Innungen  der  Co  inmon-Law- Juristen  zum  heftigen  Widerstand  gegen 
da»  Hereindringen  des  römischen  Rechts  veranlaßte.  Unzählig  sind  die 
Petitionen  der  Mitglieder  jener  praktisch  lehrenden  Innungen  gegen  die 
Konkurrenz  des  auf  den  Universitäten  gelehrten  römischen  Rechts  und 
gegen  die  römisches  Recht  anwendenden  Gerichtshöfe,  wie  z.  B.  den 
couri  of  request.  Aber  Brotneid  wäre  allein  nicht  in  der  Lage  gewesen, 
Juristen  wie  Coke  Mut,  Überzeugungstreue  und  Kraft  des  Widerstandes 
gegen  das  römische  Recht  einzugeben.  Nein!  es  war  mehr:  der  Wider- 
stand  gegen  die  allumfassende  königliche  Prärogative,  welche  die  ersten 
Stuarts  und  ihre  Juristen,  insbesondere  der  liebedienerische  Cowell, 
dieses  >enfan1  terrible«  des  damaligen  Absolutismus,  auf  das  römische 
Rechl  aufzubauen  suchten.  Cowell  hat  in  seinen  »Institutes  of  law« 
das  englische  Hecht  über  den  Leisten  des  römischen  Institutionen- 
systems  zu  schlagen  und  in  seinem  »Interpreter«,  einem  1607  erschienenen 
Rechtslexikon,  gestützl  auf  römische  Rechtsquellen,  die  ausschließliche 
Staatsgewall  des  Königs  und  die  untergeordnete  Stellung  des  Parlaments 
zu  begründen  versucht.  So  hatte  er  ausgeschwatzt,  welcher  Gefahr  man 
sich  vom  römischen  Recht  zu  versehen  hatte.  Daher  nur  eine  Stimme 
d<  a  Volks  und  der  inns  of  court:  weg  mit  dem  römischen  Recht! 

So  hal  mittels  der  Innungen  der  Gommon-Law- Juristen  England 

Andringen  des  römischen  Rechts  zurückgeschlagen  und  dadurch  den 
ersten  Grundstein  seiner  Volksfreiheit  gelegt. 

S  groß  war  der  Widerwille  gegen  das  römische  Recht  im  Beginn 
der  puritanischen  Revolution,  daß  die  ganze  episkopale  Kirchenver- 


l)  Letten  and  Papers  of  Henry  VIII.,  vol.  XI,  p.  106  f. 
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fassung  mit  verurteilt  wurde,  weil  sie  noch  zum  großen  Teile  auf  dem 
alten  kanonischen  Rechte  fußte,  welches  —  nach  der  Auffassung  der 
Engländer  —  »zu  viel  römisches  Recht«  enthielt.  Eines  der  radikalen 
Unterhausmitglieder,  Fiennes,  gab  diesem  Gedanken  1641  folgenden 
Ausdruck  (Rushworth  Historical  Gollections  IV,  174):  »Solange  nicht 
die  Kirchenverfassung  aus  anderem  Zwirn  (d.  i.  als  aus  dem  des  römischen 
Rechts)  gemacht  ist  und  mehr  ähnlich  gemacht  dem  des  Commonwealth, 
solange  —  fürchte  ich  —  wird  das  Kirchenregiment  kein  guter  Nachbar 
des  weltlichen  sein,  sondern  wird  fortwährend  seine  Gärungsstoffe 
in  das  weltliche  Regiment  absetzen,  um  auch  dieses  zu  seinem  einzigen, 
absoluten  und  willkürlichen  Weg  des  Verfahrens  zu  bringen.«  — 

Unter  den  Hauptkämpfern  gegen  das  römische  Recht  und  die  ab- 
solute Gewalt  und  den  Verteidigern  des  Common  Law  ist  namentlich 
ein  Jurist  Englands  zu  nennen,  dessen  Namen  die  Nachwelt  nie  vergessen 
darf,  Sir  Edward  Coke,  1549 — 1634.  Er  war  Lord  Chief  Justice  von 
England  unter  Jakob  I.,  unter  dem  und  unter  dessen  Sohne  er  sich  auch 
als  Mitglied  des  Unterhauses,  namentlich  auch  als  Sprecher  im  Kampf 
um  die  Freiheiten  hervortat.  Anfangs  unterstützte  er  die  königliche  Po- 
litik, aber  bald  änderte  sich  dies  aus  mannigfachen  Gründen.  Einer  dieser 
Gründe  wird  wohl  seine  Gegnerschaft  zu  dem  mit  dem  römischen  Recht 
sehr  liebäugelnden  Francis  Bacon,  seinem  Konkurrenten  auf  juristischem 
Gebiet,  der  damals  Attorney  general  war,  und  sein  Widerstand  gegen  den 
Lordkanzler  Egerton  gewesen  sein.  Der  Hauptgrund  aber  war  wohl 
seine  ernste  Anhänglichkeit  an  das  alte  angestammte  Recht  des  Reichs, 
an  das  Common  Law,  das  er  wie  kein  anderer  seiner  Zeitgenossen  kannte. 
Der  erste  Zusammenstoß  mit  Jakob  I.  ergab  sich  wohl  1608  anläßlich 
des  Versuchs  der  Bischöfe,  die  geistlichen  Gerichte  der  Kontrolle  durch  die 
weltliche  Gerichtsbarkeit,  wie  sie  schon  seit  Heinrich  II.  bestanden  hatte, 
zu  entziehen.  Dagegen  beschwerte  sich  nun  der  Erzbischof  Bancroft,  und 
der  König  und  sein  Rat  nahmen  Partei  für  diesen.  Bracton  hatte  insbe- 
sondere geltend  gemacht,  daß  der  König,  da  die  Richter  nur  seine  Dele- 
gierten seien,  jeden  Streitfall  an  sich  ziehen  könne  und  in  Person  abhören 
dürfe.  Bracton  hatte  daraus  die  Grundlage  für  sein  eigentliches  richter- 
liches Vorgehen  gezogen.  Coke  erklärte  rundweg,  daß  solche  Vorgänge 
durch  das  Recht  nicht  begründet  seien.  Der  König  antwortete,  er 
dächte,  daß  das  Recht  auf  Vernunft  ruhe  und  daß  er  ebenso  ver- 
nünftig sei  wie  die  Richter.  Darauf  soll  Coke  gesagt  haben1) :  »Wahr 
ist  es,  daß  Gott  Eure  Majestät  mit  außerordentlicher  Wissenschaft  und 
großen  Gaben  der  Natur  beschenkt  hat,  aber  Eure  Majestät  ist  nicht  in 
dem  Rechte  dieses  Reiches  unterrichtet  und  nicht  in  den  Gründen, 
welche  das  Leben,  das  Erbe,  das  Gut  und  das  Vermögen  Ihrer  Unter- 
tanen betreffen.  Diese  Gründe  sind  nicht  zu  entscheiden  durch  die  natür- 
liche Vernunft,  sondern  durch  eine  künstliche  Vernunft  und  durch  das 
Urteil  des  Rechts,  welches  recht  langes  Studium  und  Erfahrung  ver- 
langt, bevor  ein  Mann  seine  Kenntnis  erlangen  kann.    Und  das  Recht 


x)  Siehe  Reports  XII,  p.  65. 
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ist  die  goldene  Mittelwand  und  der  Maßstab  und  das  Maß,  um  die  Streitig- 
keiten der  l  ntertanen  zu  messen,  und  dasjenige,  was  Euere  Ma- 
st ä  t  in  Sich  e  r  heil  u  n  d  I  r  i  e  d  e  n  e  r  h  a  1  I  e«,  Darüber 
--•II  der  König  bo  sehr  entrüstel  gewesen  sein,  daß  er  es  als  Hochverrat 
bezeichnete.  Worauf  Coke  den  Salz  Bractons  zitierl  haben  soll:  »rex 
n-'ii  dehel  6886  Bub  homine  sed  sub  deo  et  lege«. 

Nun  wird  diese  Version,  wie  Coke  sie  von  der  Sache  gibt,  neuesten» 
sehr  angezweifelt1),  ahn  das  scheinl  jedenfalls  beglaubigt  zu  sein,  daß 
er  dem  Könige  gegenüber  den  Mut  halle,  zu  sagen,  der  König  werde 
\  -  »in  Rechte  allein  geschützt. 

Zwei  Jahre  später  sollte  er  der  Volkssache  noch  einen  größeren 
Diensl  leisten.  Die  Praxis  des  selbständigen  königlichen  Verordnungs- 
re<  htes  dun  Ii  den  Staatsrai  war  damals  in  großem  Schwung.  Man  fragte 
die  Richter,  ob  solche  Verordnungen  ohne  gesetzliche  Ermächtigung 
zulässig  seien,  insbesondere  ob  es  zulässig  wäre,  daß  der  König  durch 
Verordnung  Neubauten  um  London  verbiete  und  ob  er  ferner  die 
Verfertigung  von  Stärke  aus  Weizen  verbieten  könnte.  Coke  wünschte 
si<  h  zuvor  mil  seinen  Kollegen  beraten  zu  dürfen.  Nach  dieser  Konferenz 
mit  den  Richterkollegen  erklärte  er,  daß  der  Kernig  keine  andere  Prä- 
gative  habe  als  das.  was  das  Recht  des  Landes  ihm  zumesse.  Der 
König  könne  zwar,  um  Vergehen  vorzubeugen,  durch  Verordnung  seine 
l  ntertanen  besonders  auffordern,  die  vorhandenen  Gesetze  zu  beob- 
achten  und  uichl  zu  verletzen.  Wenn  er  eine  Strafandrohung  hinzu- 
füge,  so  verschärfe  noch  diese  königliche  Mahnung  das  durch  die  Gesetze 
begründete  Verbrechen,  aber  ein  selbständiges  Verordnungsrecht  des 
K önigs  gebe  es  nichl .  und  wenn  das  Vergehen  an  und  für  sich  nicht  durch 

Rechl  vor  die  Sternkammer  gewiesen  sei,  so  könne  auch  die  könig- 
liche  Verordnung  die  Aburteilung  des  Vergehens  nicht  vor  die  Stern- 
kammer  verweisen.    Bei  anderer  Gelegenheit  sprach  er  sich  entschieden 

□  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  königlichen  Zwrangsanleihen  (bene- 
volences)  aus2)'.  \m  meisten  aber  lud  er  die  Ungunst  des  Königs  durch 
seinen  Freimul  auf  sich,  mit  dem  er  der  unumschränkten  Wirksamkeit 
der  Kanzlergerichtsbarkeit  entgegentrat,  und  vor  allem  durch  den  sog. 
Commendam  case.  Vor  der  King's  bench  kam  nämlich  ein  Streitfall 
zur  Entscheidung,  worin  die  Gültigkeit  der  königlichen  Vergabung  eines 
; — äderen  Benefiziums  in  Commendam  an  den  Bischof  von  Lichfield, 
solange  dieser  das  Vm1  als  Bischof  inne  hatte,  in  Frage  gestellt  wurde. 
In  diesem  Streitfall  wurde  von  der  Seite  einer  Partei  bzw.  ihres  Rechts- 
te »Standes  die  Befugnis  des  Königs  und  seiner  Prärogative  in  Zweifel 

_r  fi .  eine  solche  Vergabung  mit  Umgehung  des  Privatpersonen  zu- 
enden  Präsentationsrechts  machen  zu  dürfen.  Der  König  ließ 
seinen  Reichsanwall  erklären,  daß  der  Gerichtshof  mit  Coke 
.in  der  v|>itz.'  naht  weiter  in  der  Angelegenheit  prozedieren  dürfe, 
bis    der    König   mit   den    Richtern    selbst   gesprochen   habe.  Der 


l)  E.  H.  R.  vol.  XVIII,  p.  164. 
2,  \  2  Reporte  119. 
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König  ließ  dies  allen  Richtern  durch  Schreiben  mitteilen.  Coke  machte 
sie  darauf  aufmerksam,  daß  sie  ohne  Rücksicht  auf  dieses  Schreiben 
gemäß  ihrem  Eide  verpflichtet  und  dem  Reichsrecht  entsprechend  ge- 
bunden seien,  diese  Briefe  des  Königs  zu  ignorieren  und  in  der  Sache 
ruhig  weiter  fortzufahren.  Der  erzürnte  König  ließ  dann  die  12  Richter 
vor  den  Staatsrat  kommen  und  hielt  ihnen  da  ein  Privatissimum  über 
die  Pflicht  eines  guten  Richters  gegenüber  dem  Könige.  Die  Richter 
gaben  alle  nach,  nur  Coke  antwortete  stolz :  daß,  wenn  ein  ähnlicher  Fall 
sich  noch  einmal  ereignen  würde,  er  das  tun  würde,  was  ein  Richter  tun 
müßte.  Coke  verlor  damals  sein  Amt  als  Chief  Justice,  wir  finden  ihn 
aber  später,  nach  3  Jahren,  als  Mitglied  des  Staatsrats.  Trotz  dieser  Re- 
habilitation blieb  er  nach  wie  vor  ein  Freund  der  Volksfreiheiten  und  des 
Common  Law,  und  seiner  Wirksamkeit  zur  Zeit  der  Petition  of  rights 
unter  Karl  I.  1628 — 1629  werden  wir  noch  an  anderer  Stelle  begegnen. 

Auf  allen  Gebieten,  die  damals  ein  Feld  von  Streitigkeiten  zwischen 
König  und  Parlament  waren,  hat  Coke  das  alte  Common  Law,  wie  wir 
sehen,  verteidigt,  und  seiner  Wirksamkeit  ist  es  besonders  zu  danken, 
daß  die  Richter  unter  Karl  I.  und  in  der  Folge  den  Mut  hatten,  dem 
Königtum  entgegenzutreten,  wenn  es  gegen  die  Verfassung  und  das 
Recht  vorging1). 

§  28.  Die  Stände. 
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Age,  1890.  -  K  e  n  t  R,,  The  Early  History  of  the  Tories,  London  1908.  —  Lea- 
d  a  m  J.  S.,  in  der  Einleitung  zu  der  von  ihm  besorgten  Ausgabe  der  »Domesday 
of  Inclosures,  1517  —  1518«,  London,  2  vols,  1897.  —  Leonard,  The  Inclosure 
of  Common  Fields  in  the  XVII.  Century,  Transactions  of  the  Royal  Historical  So- 
ciety XIX.  (N.  S.),  p.  101—146.  -  R  e  i  d  R.  R.,  The  Rebellion  of  the  Earls  1569, 
in  Transactions  of  Roy.  Hist.  Soc.  N.  S.  XX.,  p.  171  ff.  —  Rye,  England  as 
seen  by  Foreigners  in  the  Days  of  Elizabeth  and  James  L,  1865.  —  Schanz  G., 


1)  Wie  gefürchtet  dieser  Gegner  des  Absolutismus  war,  geht  am  besten  aus  der 
Tatsache  hervor,  daß,  als  er  1634  (erstarb  am  3.  September  1634)  auf  dem  Toten- 
bette lag,  auf  Anordnung  des  Königs  alle  seine  Papiere  mit  Beschlag  belegt  wurden. 
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Englische  Handelspolitik  gegen  Ende  »los  Mittelalters,  II.  Bd.,  Leipzig  1881.  — 
Seilers  M  ..  Einleitung  zu  Ans  and  Ordinanees  of  (he  Hastland  Company  (Camden 
t\  :;  Ser.  Nr.  \1.  \\)(h\).  Social  England,  ed.  Traill  &  Mann,  3.  Bd., 
2.  Section,  p.  178,  547,  728  763  u.  771  788  (Aufsätze  von  G.  Saintsbnry,  R.  E. 
Prothero,  .1  E.  Symes,  \\ .  \.  S,  Hewins  und  M.  Bateson).  —  Studies  in  the 
Histor}  o!  English  Commerce  in  the  Tudor  IVriod  (von  (lerson,  Vaughan,  Dear- 
dorff  .  l  niversitj  of  Pennsylvania  10 1 - .  Tawney  \\.  11.,  The  Agrarian  Problem 
in  the  XVI.  i  ent,  London  1912, 

Der  absolute  Staat,  der  auf  der  merkantilistischen  Wirtschafts- 
politik ruht,  hal  »las  Bestreben,  den  Ständen  wie  den  Berufen  ihre  be- 
Bondere  Bestimmung  und  Aufgabe  innerhalb  des  Wirtschaftswesens 
anzuweisen.  In  sorgfältiger  Weise  wird  das  Zusammenwirken  dieser  ver- 
bi  hiedenen  Berufe  innerhalb  einer  einheitlichen  nationalen  Wirtschafts- 
politik im  Vuge  behalten.  Dies  trifft  wie  für  andere  Staaten  auch  für 
England  zu,  das  in  der  Zeil  der  Tudors  dieser  Kooperation  der  Stände 
wesentlich  sein  Vuge  zuwendet.  Wie  überall  hatte  auch  der  absolute 
Staal  m  England  mit  der  Tatsache  zu  rechnen,  daß  nach  Auflösung  des 
mittelalterlichen  Feudalismus  eine  Reihe  von  Berufen  ins  Leben  sprang, 
welche  weil  davon  entfernt  waren,  für  das  Gemeinwohl  zusammenzu- 
arbeiten.  Dir  hvi^rwurdenen  Arbeitskräfte  des  platten  Landes  warfen 
Bich  auf  die  Städte  und  machten  den  städtischen  Arbeitern  und  Hand- 
werkern  Konkurrenz,  und  umgekehrt  sahen  sich  durch  den  steigenden 
Ertrag  der  Landwirtschaft  viele  reich  gewordene  Bürger  veranlaßt, 
ihr  Kapital  in  (irund  und  Boden  anzulegen  (to  sink  capital  in  land). 
W  •  im  In»  i  dio  Staatsgewalt  nicht  eingriff,  so  war  an  Stelle  des  plan- 
mäßigen /usammenarbeitens  nur  Chaos  und  Unordnung  zu  erwarten. 

Dieser  Aufgabe  der  Regelung  der  Berufsstände  unterzogen  sich 
nun  die  Tudors  in  hervorragender  Weise  und  schufen  die  Grundlage  der 
Ständeverhältnisse  in  England,  wie  sie  im  wesentlichen  bis  zum  Ende 
des  L8.  Jahrhunderts,  ja  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  vor- 
herrschten. 

[.  Der  wichtigste  Stand,  auf  dem  das  Staatswesen  beruhte,  warder 
Bog.  landed  interest,  d.  h.  jene  Interessengruppe,  welche  mit  dem  Grund 
und  Boden  zusammenhing.  Aus  diesem  landed  interest  zog  der  Staat  seine 
wichtigsten  Helfer  der  Verwaltung,  seine  administrativen  Organe,  seine 
Militärkräfte.  Mochte  der  Gegenstand  einer  Staatsratsverordnung  noch  so 
schieden  sein,  immer  war  es  der  Friedensrichter,  der  die  Ausführung 
zu  besorgen  hatte.  Des  landed  interest  bediente  sich  der  Staat,  wenn  er 
die  Irmenversorgung  vornahm,  wenn  er  das  Land  mit  Lebensmitteln 
versorgen  wollte;  ihm  legte  er  die  Lasten  auf,  wenn  es  galt,  den  Export 
von  Korn  zu  verhindern;  ihm  legte  er  die  Pflicht  auf,  Wolle  zur  Ver- 
jüng für  die  Wollweber  zu  liefern,  wenn  die  Tuchausfuhr  einen  gün- 
g<  n  Kilian  abzuwerfen  versprach.  Ihm  lag  vornehmlich  die  gute  Ord- 
nung und  die  Sicherheil  dos  Staates  ob.  Grund  und  Boden  war  damals 
al  er  auch  für  die  Staatsverwaltung  der  große  Fond,  aus  dem  die  Staats- 
rn  >  hf  ri  . inmen  wurden.  Nur  wenn  der  landed  interest  gedieh,  das 
Grundeigentum  im  Werte  stieg,  konnte  sich  der  Staatssäckel  wohl  be- 
len.     Die  Aufmerksamkeit  der  Staatsregierung  wurde  aber  auch 
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durch  die  zahlreichen  Empörungen,  beginnend  mit  der  Pilgrimage  of 
grace  von  15361),  auf  das  Agrarproblem,  die  tieferliegende  Ursache 
aller  dieser  Rebellionen  gelenkt.  Deshalb  waren  die  Tudors  sorgfältig 
bemüht,  diesem  landed  interest  nach  jeder  Richtung  zu  helfen,  wenn 
er  Not  litt,  ihn  zu  begünstigen. 

An  der  Spitze  dieser  ländlichen  Berufshierarchie  standen  zunächst 
die  großen  Landbarone.  Ihre  Zahl  ist  wesentlich  zusammengeschrumpft. 
Zu  dieser  Dezimierung  haben  nicht  bloß  die  Rosenkriege  mitgewirkt, 
sondern  namentlich  die  Bürgerkriege  im  16.  und  17.  Jahrhundert.  Die  alten 
angestammten  Barone,  deren  Vorfahren  aus  der  Normandie  herüber- 
gekommen waren,  waren  beinahe  vollständig  ausgestorben.  Im  großen 
und  ganzen  war  der  Kern  des  englischen  Adels  der  Neuzeit  der  Beamten- 
adel, wie  ihn  die  Tudors  und  dann  später  die  Stuarts  hochgebracht 
hatten.  Freilich,  dieser  Teil  des  landed  interest  brauchte  keine  besondere 
Unterstützung  seitens  der  Krone,  er  hatte  ja  den  Löwenanteil  an  den 
Säkularisationen  unter  Heinrich  VIII.  davongetragen,  aber  der  mittlere 
Großgrundbesitzer  und  der  kleine  Farmer  befanden  sich  zu  Beginn  der 
Neuzeit  in  argem  Notstand. 

Seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  erschwerte  den  Landbau  die  neue 
Ertragsmöglichkeit  des  Grund  und  Bodens,  nämlich  die  Umwandlung 
des  Ackerlands  in  große  Weiden,  um  auf  denselben  eine  große  Schaf- 
zucht zu  treiben,  welche  wieder  für  die  sehr  begehrte  Wollausfuhr  wichtig 
war.  Nach  derselben  Richtung  wirkte  die  große  Silbereinfuhr  seit  der 
Entdeckung  Amerikas;  denn  der  Preis  der  Lebensmittel  stieg  um  das 
Dreifache  und  trieb  zur  Ausnutzung  des  Bodens  an.  Das  Bauernlegen2), 
das  die  notwendige  Voraussetzung  der  Umwandlung  von  Ackerland 
in  Weideland  war,  wurde  im  Ausgange  des  Mittelalters  bis  in  die  Zeit 
Heinrichs  VIII.  in  umfassender  Weise  von  den  Großgrundbesitzern 
betrieben,  und  es  vollzog  sich  als  Vorbereitung  dessen  die  Umwandlung 
von  Gemeindeland  in  grundherrliches  Eigentum  auf  diese  Weise,  was 
man  inclosure  nannte.  Denn  war  dem  kleinen  Farmer  die  Möglichkeit 
genommen,  sein  Vieh  auf  der  Gemeinweide  und  dem  großen  Brachland 
des  dem  Großgrundherrn  gehörigen  Ackerlands  zu  treiben,  so  war  ihm 
sein  eigenes  Ackerland  wenig  nützlich.  Nachdem  schon  ein  Gesetz  von 
1489  (4  Henr.  VII.,  c.  19)  den  Eigentümern  von  Häusern  mit  mehr  als 
20  acres  Land  zur  Pflicht  gemacht  hatte,  bei  der  Verpachtung  ihres  Be- 
sitzes darauf  zu  sehen,  daß  darauf  Wohngebäude  für  Bauern  im  Stand  ge- 
halten werden,  schärft  eine  Verordnung  von  1514  das  Verbot  der  Ein- 
ziehung von  Bauernstellen  ein  und  gebietet,  das  Weideland  in  Ackerland 
wieder  umzuwandeln,  sofern  es  solches  im  ersten  Regierungsjahr  des 
Königs  Heinrichs  VII.  gewesen  war.   Ein  Gesetz  vom  5.  Februar  1515 

*)  Siehe  darüber  Tawney  a.  a.  O.  318  ff.  Auch  die  Empörung  von  Norfolk 
unter  Robert  Kets  Führung  1549  und  die  der  northumbrischen  Grafen  von  1569 
hat  agrarische  Ursachen  (über  die  letztere  siehe  insbes.  R.  R.  Reid  a.  a.  O. 
p.  176  ff.). 

2)  Der  technische  Ausdruck  in  dem  Gesetze  ist  »pullyng  doun  of  houses« 
(z.  B.  4  Henr.  VII.,  c.  19  und  6  Henr.  VIII.,  c.  5). 
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(6  Henr.\  [II.,  c.5)  schärfte  wiederholl  die  Verordnung  ein,  und  ein  Ge- 
seti  vom  November  desselben  Jahres  (7  Henr.  VIII.,  c.  I )  verpflichtete  zur 
Wiederherstellung  aller  Beil  Februar  IMf>  gelegten  Bauernstellen.  Der 
Erfolg  dieser  Gesetze  Bcheint  kein  großer  gewesen  zu  sein.  Wolsey, 
der  hervorragendste  Berater  Heinrichs  \  III.,  veranlaßte  nun  die  Auf- 
nahme eines  Katasters  über  die  vorgenommenen  Eingehungen  von 
Bauernland,  und  man  nannte  dirst's  Kataster  das  Domesday  book  of 
inclosures  (durch  eine  königliche  Kommission  seit  1517) 1).  Es  bildet  die 
Grundlage  für  die  folgenden  Verordnungen  I  [einrichs  VIII.,  die  sich  dieser 
wirts<  haftlichen  Bewegung  entgegenstellten  und  mit  Strafe  das  Bauern- 
_r  n  verhindern  wollten.  Doch  die  wirtschaftliche  Bewegung  und  der 
Antrieb  waren  zu  mächtig.  W  as  nützten  alle  diese  Verordnungen,  wrenn, 
wie  erwiesen  ist*),  der  acre  Grund  und  Boden  durch  die  Umwandlung 
in  Weideland  um  -7  durchschnittlich  an  Wert  stieg.  Am  Ausgange 
der  Regierungszeil  der  Konigin  Elisabeth,  die  die  alte  Gesetzgebung 
modifizieii  wieder  zur  Geltung  brachte3),  also  gegen  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts,  hört  das  System  der  inclosure  zwar  nicht  auf,  es  dauert  viel- 
mehr das  ganze  17.  Jahrhundert4)  hindurch,  um  im  18.  Jahrhundert 
in  aoeh  größerer  Intensität  einzusetzen.  Aber  es  ist  durch  die  Admini- 
strativgerichts'barkeit  des  Staatsrats  wenigstens  eingedämmt  und  hat 
its  /M  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  auch  neue  Zwecke  angenommen. 
Während  die  ältere  Bewegung  des  16.  Jahrhunderts  vorwiegend  der  Um- 
wandlung  von  Ackerland  in  Weideland  galt,  dient  die  spätere  auch  der 
Umwandlung  von  Weideland  in  Ackerland.  Aber  selbst  dort,  wo  die  erste 
Form  bestehen  bleibt,  namentlich  in  den  großen  Industriedistrikten  des 
Westens  und  Ostens,  dient  sie  nicht  etwra  der  Weltproduktion,  sondern  der 
I  ,okalversorgung  der  im  Entstehen  begriffenen  neuen  Industriezentren  und 
Städte.  Im  Norden  und  in  Cornwall  werden  Wüsteneien  und  Sumpfland 
durch  das  [nclosuresystem  urbar  gemacht.  Nur  in  den  sog.  Midland- 
Grafschaften  (Lincoln,  Leicester,  Northampton,  Huntingdon,  Notting- 
ham. Rutland)  findet  die  Umwandlung  von  Ackerland  in  Weideland  statt, 
insbesondere  weil  hier  die  aufblühende  Industrie  diesen  Prozeß  befördert 
und  besonders  lohnend  macht,  sodann  weil  der  bisher  als  Ackerland  ver- 
wendete  Grund  und  Boden  für  Weidezwecke  besonders  geeignet  war, 
während  als  Ersatz  hierfür  Sumpfland  durch  Dränage  und  andere 
Meliorationsarbeiten5)  in  beträchtlichem  Maße  dem  Ackerbetrieb  ge- 
wonnen  wurde. 

Neben  der  ausgedehnten  Weidewirtschaft  erhielt  sich  auch  der 
Wk.'i-bau  al>  (he  ll.  d.->  Wohlstandes  nicht  bloß  für  den  größeren  Grund- 
besitzer, sondern  auch  für  den  kleinen  Farmer,  den  yeoman.  Es  war  dies 


1    Über  die  ff.  Gesetzgebung  bis  1597  und  1624  siehe  Tawney  a.  a.  O.  354  ff. 

*)  Leadam  a.  a.  O.  I,  p.  67. 

!i  Oesetz  von  1597,  39  Eliz.,  c.  2. 

1  Dies  nachgewiesen  zu  haben,  ist  das  Verdienst  von  Gönner  in  E.  H.  R. 
will.  p.  ff. 

Die  Gesetzgebung  zu  deren  Beförderung  beginnt  schon  unter  Elisabeth 
(43  Eliz.,  c.  11). 
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derselbe  yeoman,  welcher  den  Kern  des  Cromwellschen  Heeres  bildete1). 
Unter  dem  yeoman  stand  der  ehemals  unfreie  Bauer,  der  jetzt  eine  ge- 
sicherte Rechtslage  gegenüber  dem  Gutsherrn  hatte,  der  copyholder. 
Manche  von  ihnen  schwangen  sich  am  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts, 
namentlich  in  den  östlichen  Grafschaften,  die  wegen  ihrer  Eigenschaft 
als  Mittelpunkte  des  Handels  nach  dem  Kontinent  frühzeitig  mit  dem 
Kapitalismus  in  Berührung  kamen,  zu  einem  mäßigen  Wohlstande 
auf,  der  sie  sogar  befähigte,  Grundstücke  ihrer  weniger  begünstigten 
Standesgenossen  aufzukaufen  und  jene  Mobilisierung  des  bäuerlichen 
Besitzes  schon  im  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts  herbeizuführen,  die 
im  16.  Jahrhundert  von  wahren  Kapitalisten  zum  eigentlichen  Bauern- 
legen und  zur  Verpachtung  von  Grundstücken  für  marktgängige  Jahres- 
renten (an  Stelle  der  bisherigen  stabilen  und  niedrigen  gutsbäuerlichen 
Abgaben  und  Ablösungssummen  für  gutshörige  Dienste)  ausgenützt 
wurde.  Damit  ward  aber  auch  das  Aufsteigen  dieses  bäuerlichen  Standes 
verhindert2). 

Von  den  alten  Gutshörigen  als  persönlich  Unfreien  sind  nur  Reste 
in  der  neuen  Zeit  vorhanden.  Der  sog.  bondman,  der  selbst,  wenn  er 
auswärts  Arbeit  sucht,  seinem  Grundherrn  zu  den  alten  Abgaben  (heriot, 
merchetum,  leyerwite  etc.)  verpflichtet  ist,  findet  sich  noch  in  der 
Zeit  Elisabeths3).  Aber  die  urkundlichen  Freilassungen  sind  jetzt 
besonders  häufig,  denn  der  Hörige  hat  an  den  großen  Industriegebieten 
Absatzstätten  seiner  Arbeitskraft  und  den  Verdienst  verwendet  er, 
um  sich  seine  Freiheit  vom  Gutsherrn  zu  erkaufen.  Freilich  erst  im 
17.  Jahrhundert  ist  diese  Form  der  persönlichen  Unfreiheit  in  England 
verschwunden4). 

Die  Ackerbau  treibende  Bevölkerung  des  Reiches  blieb  bis  zur 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  ja  eigentlich  bis  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts die  Grundlage  des  englischen  Staatswesens.  Es  waren  keines- 
wegs die  einzelnen  Klassen  des  landwirtschaftlichen  Besitzes  gegen- 
einander feindlich  gerichtet,  sondern  alle  zu  einem  gemeinsamen  Inter- 
esse, dem  landed  interest,  verflochten,  das  allerdings  in  seiner  Sonder- 
art durch  ein  System  von  Familienstiftungen  (entails)  und  durch  das 
Prinzip  der  Primogenitur  als  allgemeine  Form  der  bürgerlichen  Erb- 
folge wesentlich  gestützt  wurde5).  Dieser  »landed  interest«  beherrscht 
bis  spät  ins  18.  Jahrhundert  Staat  und  Kirche.  Er  liefert  den  Typus 
des  Landedelmanns,  welcher,  unkultiviert  in  seinen  Sitten,  stolz  auf  die 


*)  Einen  interessanten  Vergleich  zwischen  dem  englischen  yeoman  und  dem  deut- 
schen Bauer  aus  einer  zeitgenössischen  englischen  Quelle  führt  Tawney  a.  a.  O.  p.  35  f.  an. 
2)  Darüber  insbes.  Tawney  a.  a.  O.,  ch.  II  —  IV. 

:3)  Über  die  Frage  der  bondmen  (persönlich  Unfreien)  vgl.  besonders:  Leadam, 
The  Last  Days  of  Bondage  in  England,  Law  Quarterly  Review  (1893),  IX,  348  ff.; 
Cheyney  in  E.  H.  R.  XV.  p.  20  ff.  ;  Davenport  a.  a.  O. ;  vorzüglich  Alexander  Savine, 
Bondmen  under  the  Tudors,  in  Transactions  of  Roy.  Hist.  Soc.  (X.  S.)  XVII,  235  ff. ; 
schließlich  Tawney  a.  a.  O.  41  ff. 

J)  Leadam  a.  a.  O.  und  Hasbach  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, 59.  Bd.  (1894),  S.  71  Anm. 

5)  Siehe  darüber  mein  engl.  Staatsrecht  II,  S.  392  ff. 
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\  i  rgangenheil  seines  Geschlechts  und  seine  Almen  nur  für  seinen  Land- 
besitz lebt  uml  in  ihm  aufgeht,  in  seinem  Herzen  stets  jeder  Neuerung 
und  Revolution  abhold,  später  den  Grundstock  der  Torypartei  abgibt. 
Er  ist  es,  welcher  al>  Friedensrichter  »Ii»1  wichtigsten  Verwaltungsauf- 
gaben  auf  dem  platten  Lande  /u  losen  hat  und  hierin,  da  die  »glorreiche« 
Revolution  jede  Zentralver\\altungsge\\all  lahmgelegt  hatte,  keinen 
Herrn  über  sich  sieht  und  anerkennt  als  die  ordentlichen  Gerichte,  die 
Beine  Verwaltungshandlungen  nachzuprüfen  haben. 

Die  andere  frühere  Stütze  der  Krone,  der  Klerus,  war  ganz  in  die 
Vbhängigkeil  des  landed  interesl  geraten.  Eine  selbständige  Politik 
hörte  im  den  Klerus  in  dem  Augenblick  auf,  wo  die  politische  Existenz 
und  das  Steuerbewilligungs recht  der  Konvokat innen  aufgehört  hatten. 
\U  Kandidal  zum  Priesterami  hatte  der  junge  Kleriker  (Levite)  seinen 
Platz  meisl  in  der  Haushaltung  des  Landedelmannes;  als  Priester  (Vikar, 
Kurat)  war  er  vom  Landedelmann  in  bezug  auf  Zehnten,  Erhaltung 
und  Anstellung  |  Pal  ronat)  ebenfalls  abhängig.  Wollte  er  eine  hohe  Stelle 
in  d»  r  kirchlichen  Hierarchie  erklimmen,  so  mußte  er  sich  der  Protektion 
eines  großen  Lords  versichern. 

Der  Dritte  im  Bunde  war  der  Stand  der  Juristen  (s.  Roylance  Kent, 
The  Early  History  of  the  Tories,  London  1908,  p.  34  f.).  Freilich  zur 
Zeil  der  puritanischen  Revolution  waren  die  Juristen  republikanisch 
gesinnt,  und  erst  in  der  Zeit  der  restaurierten  Stuarts  beginnen  sie  streng 
royalistisch  zu  werden.  Noch  Clarendon  beklagt  sich,  daß  die  Bekenner 
dieses  großen  und  wunderbaren  Mysteriums  »des  Rechts«  nicht  ganz  auf 
seiner  Seite  seien.  Aber  bald  darauf  erzählt  ein  Jurist  von  dem  Range 
Lord  Guilfords:  »Kein  großer  und  verständiger  Jurist  kann  etwas  anderes 
als  ein  ,prerogative  man'  sein«.  »Prerogative  man«  war  im  Gegensatz 
zum  Republikaner  der  Vertreter  einer  starken  monarchischen  Gewalt. 
Daß  sich  die  Juristen  zu  loyalen  Stuartanhängern  mauserten,  hat  wohl 
seinen  tieferen  Grund  in  der  Tatsache,  daß  das  neue  Regiment  eben  eine 
Fülle  von  Ämtern  und  Stellen  zu  vergeben  hatte.  Dazu  kam  die  dem 
englischen  Juristen  angeborene  Ehrfurcht  vor  dem  »precedent«,  dem 
Rechtsfall,  der  sich  in  der  Praxis  erprobt  hatte  und  die  Grundlage  des 
Common  Law  bildete.  Die  restaurierten  Stuarts  wußten  ganz  genau, 
daß  Bie  sich  auf  Helfershelfer  vom  Typus  eines  Richters  Jeffreys  bei 
ihrem  Kampfe  gegen  die  nonkonformistischen  Stadtkorporationen  un- 
bedingt verlassen  konnten.  Und  im  Hintergrunde  dieses  Gefolges  des 
Landadels  stehen  die  Landesuniversitäten  Oxford  und  Cambridge, 
die  Bildungsstätten  der  konservativen  gentry,  der  Geistlichkeit,  der 
Juristen.  Unberührt  von  den  Fortschritten  der  Naturwissenschaften  und 
dem  \-<>ri  Krankreieh  hinübergetragenen  reichen  philosophischen  Geistes- 
ieb* u.  lehrten  sie  damals  am  Ausgange  des  17.  Jahrhunderts  noch 
immer  ihren  in  scholastischer  Weise  verstandenen  und  interpretierten 
.  Vrist  ot  <  les  <■ ! 

II.  Der  Handelsstand  und  die  Kapitalisten. 

Mit  d>  in  \  ii In  in  h  der  neuen  Zeit  begann  in  England  wie  auch  anders- 
wo  die  Herausbildung  großer  Kapitalien.    Dazu  trug  nicht  bloß  der 
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Verfall  der  großen  Handwerksgilden  am  Ausgange  des  Mittelalters  bei, 
sondern  auch  die  Erzielung  großer  Grundrenten  in  der  Landwirtschaft, 
welche,  wie  wir  hörten,  seit  Elisabeth  besonders  in  die  Höhe  kam  und  ein 
begehrtes  Mittel  der  Kapitalsanlage  wurde.  Ferner  wirkte  zur  Bildung 
großer  Kapitalien  mit  die  Einführung  neuer  Zweige  der  Industrie,  die 
namentlich  Elisabeth  und  ihr  großer  Kanzler  William  Cecil,  der  spätere 
Lord  Burleigh,  förderten.  Ganz  besonders  aber  war  es  die  Entwicklung 
der  Neuen  Welt  und  der  großen  Silberminen,  die  Spanien  jenseits  des 
Ozeans  exploitierte.  Ungeahnte  Quantitäten  von  Silberbarren  kamen  von 
Amerika  nach  dem  Kontinent  und  flössen  auch  nach  England,  so  daß 
man  Silber  nicht  bloß  als  Geldzeichen,  sondern  vor  allem  als  Marktware 
kennen  lernte,  welche  reichen  Profit  abwarf.  Die  besonderen  Mittel, 
welche  diesen  Keim  kapitalistischer  Entwicklung  förderten,  waren  einer- 
seits eine  veränderte  Auffassung  des  mittelalterlichen  Zinsverbots  und 
anderseits  die  Ausbildung  des  englischen  Bankiertums.  Was  zunächst 
den  ersten  Punkt  anlangt,  so  tritt  in  bezug  auf  die  Zinsgesetzgebung 
schon  am  Ausgang  der  Regierung  Heinrichs  VIII.  eine  Änderung  ein. 
Im  Jahre  1545  ergeht  ein  Gesetz,  welches  alle  Zinsen  als  Zahlungen 
für  die  Benutzung  von  Geld  (usuria  im  technischen  Sinne)  zwar  ver- 
bietet, aber  in  der  Hauptsache  doch  Zinsen,  sofern  sie  das»id  quod  interest« 
betreffen,  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  zuläßt.  Um  diese  Unterscheidung 
zu  verstehen,  muß  man  auf  die  mittelalterliche  Rechtsterminologie 
eingehen.  Schon  das  Mittelalter  hatte  sich  über  das  Zinsverbot  hinweg- 
gesetzt. Glanvilla  bezeichnet  in  seinem  »Tractatus«  das  Zinsennehmen 
mehr  als  eine  Sünde,  denn  als  ein  Verbrechen  des  Zinsenempfängers  bei 
Lebzeiten.  Wer  Zinsen  nimmt,  kann  bei  Lebzeiten,  wenn  er  seine  Sünde 
bereut,  jeglicher  Bestrafung  entgehen.  Wenn  ihn  aber  der  Tod  in  der 
Sünde  ereilt,  so  verfallen  seine  Güter  dem  Könige  (Tractatus  VII,  16). 
Eine  Form  des  verschleierten  Zinsenempfangs  ist  das  sog.  mortuum 
vadium  Glanvillas.  Der  Gläubiger  zieht  die  Erträge  des  verpfändeten 
Grund  und  Bodens  ein,  ohne  Rechnung  zu  legen  und  die  Schuld  zu  min- 
dern. Auch  der  christliche  Gläubiger  kann  einen  solchen  Vertrag  rechts- 
gültig eingehen.  Doch  ist  und  bleibt  es  eine  Sünde,  und  wenn  ihn  der  Tod 
in  der  Sünde  ereilt,  so  verfallen  seine  Güter  dem  Könige  (Tractatus  X,  8). 
Die  Parteien  können  aber  durch  einen  eigentümlichen  Pachtvertrag 
(beneficial  lease,  s.  Pollock  und  Maitland  I,  130;  II,  111—115,  119) 
der  Sünde  überhaupt  aus  dem  Wege  gehen.  X,  der  Geld  braucht,  ver- 
pachtet seinen  Grund  und  Boden  Y,  seinem  Gläubiger,  der  ihm  dafür 
Geld  gibt  (Kaufgeld  eines  sog.  leasehold).  Y  behält  das  Grundstück 
so  lange  im  Besitze,  bis  er  durch  dessen  Erträgnisse  das  Kaufgeld 
und  ein  reichliches  »Extra«  eingebracht  hat.  Es  liegt  kein  Zinsenempfang 
vor,  da  keine  »Schuld«  formal  juristisch  begründet  ist.  Ähnlich  der  sog. 
Rentenkauf  in  Deutschland,  der  gleichen  Zwecken  dient  (Gierke,  Deut- 
sches Privatrecht  II,  754).  Außerdem  war  nach  der  älteren  Auffassung 
die  Bezugnahme  des  »id  quod  interest«,  d.  i.  derjenigen  Zahlung,  welche 
gegenüber  dem  geliehenen  Geld  ein  Plus  bedeutete,  gestattet,  wenn 
in  der  Rückzahlung  der  Darlehenssumme  eine  Säumnis  eintrat  (poena 
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conventionalis),  oder  wenn  aus  ganz  besondere,!)  Gründen  ein  größeres 
Risiko  mit  der  Ausleihung  der  Summe  verbunden  war.  Das  Gesetz  von 
1545  Betete  quo  für  diese  Fälle  eine  Zinsenlimitierung  fest,  und  der 
praktische  Effekt  dieser  Einrichtung  war,  dal.)  überhaupt  der  Unter- 
schied zwischen  der  usuria  im  technischen  Sinne  und  dem  »id  quod  in- 
terest«  vollständig  in  Vergessenheit  geriet.  Diese  Zeil,  hatte  nur  Ver- 
ständnis füi  di(  Zinsen  im  allgemeinen.  Infolgedessen  bildete  sich  die 
\  orstellung  heraus,  daß  das  Nehmen  von  Zinsen,  selbst  wenn  sie  für  die 
I U  mit rang  des  Geldes,  als»»  als  »usuria«  gezahlt  worden  seien,  zulässig 
v  leri  Bie  nicht  die  vom  Gesetz  fest gesetzte  ScJiranke  überschritten. 

Zwai  verlud  ein  Gesetz  KdwardsYl.  von  \\)W2  ((>  Edw.  VI.,  c.  20),  das 
noch  im      dem  Einfluß  alter  religiöser  Vorstellungen  stand,  jegliclie 
Zinsen,   aber  es  wurde  schon  L571  (13  BJliz.,  c.  8)  wieder  aufgehoben, 
und  das  Gesetz  von  L545  wieder  in  Kraft  gesetzt.  Der  praktische  Effekt 
i  Maßregel  der  Konigin  Elisabeth  war  die  Legalisierung  der  usuria, 
solange  sie  sich  in  Schranken  hielt.    Ein  Gesetz  Jakobs  I.  von  1624 
(21  Jac.  I.,  C.  17)  bestätigt  dies  vollständig.    Ks  ist  zwar  als  ein  »act 
gainsl  usurie<  bezeichnet,  wendet  sieh  aber  nur  gegen  übermäßige  Höhe 
Zinsfußes  und  erkennl  Zinszahlungen  in  der  Höhe  von  höchstens 
an.  1  toseveränderte  Zinsgesetzgebung  spiegelt  nur  die  veränderte  Auf- 
ing der  maßgebenden  religiösen  Kreise  in  bezug  auf  das  mittel- 
alterliche  Zinsverbol   wieder.     Maßgebend  hierfür  war  insbesondere, 
des  Widerspruchs  seitens  der  Puritaner,  der  Einfluß  Calvins1).  Die 
Stell«   aus  dem  Evangelium  Lucas,  welches  eine  der  Grundlagen  des 
mit  t  »'Iah  ri  li. dien   Zinsverbots  war,  betrachtete  Calvin  als  rhetorisch 
und  nur  aK  dir  \ u Ist el hing  eines  Ideals,  das  das  praktische  Leben  niemals 
chen  lasse.  Im  allgemeinen  stellt  sich  Calvin  auf  den  Standpunkt, 
der  Kauf  von  Grundrenten  ebenso  Gott  wohlgefällig  sei  wie  das  Dar- 
d  an  den  reichen  Mann  gegen  Zinsen,  sofern  sein  liegendes  Gut  für 
die  Schuldsumme  verpfändet  werde.  Wo  aber  die  Zinszahlung  dies  be- 
nutz' n  würde,  um  als  Mittel  der  Bedrückung  zu  dienen,  also  namentlich 
dem  armi  o  Mann  gegenüber,  ist  die  Empfangnahme  solcher  Zinsen  natür- 
lich  verwerflich.    Schriftsteller  aus  den  Kreisen  der  Puritaner,  welche 
Calvin  folgten,  waren  dann  auch  diejenigen,  welche  das  Gewissen  der 
Kaufleute  aus  der  City  von  London  beruhigten.  Nur  »beißende  Zinsen« 
(biting  usury)  waren  verboten,  z.  B.  wenn  man  das  Geld  einem  armen 
Mann  lieh  und  hohe  Zinsen  dafür  verlangte;  wenn  man  es  aber  einem 
Kaufmann  lieh,  der  Gewinn  mit  dem  geliehenen  Gelde  macht,  so  wäre  es 
nur  rechl  und  billig,    Zinsen  zu  erheben.    Wieweit  aber  ein  Zinsfuß 
beißend  war  oder  nicht,  -'»Ihr  dem  forum  internum  jedes  einzelnen  über- 
lassen bleiben. 

Seil  Elisabeths  Zeiten  is1  aber  auch  das  andere  Mittel  der  Kapital- 
bildung,  die  Einrichtung  von  Banken,  in  Flor.  Zunächst  sind  die  Gold- 
M'dimi'-dr  de-  Bankiers.  Sie  vermitteln  dadurch,  daß  sie  von 
den  \\  'dilhal.riidcn  Kapitaldepots  entgegennehmen  und  an  die  minder 


1    Siehe  darüber  insbes.  E.  Troeltsch,  Ges.  Schriften  I  (1912),  S.  708  ff. 
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Wohlhabenden  verleihen,  die  Berührung  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage von  Geld.  Dem  strengen  Begriff  der  usuria  widersprach  natürlich 
ihr  Handeln,  und  sie  verstießen  an  und  für  sich  gegen  das  mittelalterliche 
Zinsverbot,  denn  sie  waren  es  ja  doch,  welche  Zahlungen  für  die  Be- 
nutzung von  Geld  vermittelten  und  in  Empfang  nahmen.  War  aber  den 
Goldschmieden  selbst  entgegen  dem  mittelalterlichen  Zinsverbot  gestattet, 
an  Schiffseigentümer  wegen  des  großen  Risikos  nur  um  Zinsen  Geld  zu 
verleihen,  so  war  kein  Grund  vorhanden,  es  ihnen  für  den  Fall  abzu- 
schlagen, wo  sie  Geld  an  andere  Kaufleute  verliehen. 

Wie  sehr  dieses  Kapitalistentum  der  Bankiers  in  der  Zeit  Elisabeths 
in  England  sichern  Grund  und  Boden  gefaßt  hatte,  geht  aus  einem 
interessanten  Traktat  eines  gewissen  Gerard  Malynes  hervor,  der,  1601 
erschienen,  den  Titel  führt:  »Treatise  of  the  Canker  of  England's  Common- 
wealth«, d.  i.  »Eine  Abhandlung  über  den  Krebsschaden  des  Staats- 
wesens von  England«.  In  diesem  Traktat  gibt  er  folgende  ganz  inter- 
essante Definition  einer  Bank.  Er  sagt:  »Eine  Bank  ist  eigentlich  eine 
Sammlung  von  stets  bereitem  Geld  irgendeiner  Provinzstadt  oder  eines 
Gemeinwesens  in  der  Hand  von  Personen,  welche  für  diese  Zwecke  durch 
die  öffentliche  Staatsgewalt  autorisiert  und  eingerichtet  sind.  Sie  werden 
errichtet  mit  großer  Solennität  vor  den  Augen  des  Volks  und  der  Unter- 
tanen, mit  besonderer  Ostentation  in  offenen  Märkten  auf  einer  Tribüne, 
und  eine  große  Menge  von  Gold  und  Silber,  welches  den  Personen,  die 
so  eingerichtet  sind,  gehört,  wird  in  anziehender  Weise  zur  Schau  ge- 
stellt, um  das  gemeine  Volk  zu  überzeugen  und  ihnen  die  Gewohnheit 
anzuerziehen,  daß  sie  all  ihr  Geld  in  die  Hände  dieser  Bankiers  bringen, 
wo  sie  zu  allen  Zeiten  es  zur  Verfügung  haben  und  nach  Belieben  wieder 
zurückhaben  können.  Das  gemeine  Volk  erhält  5  pro  Mille  von  Dukaten 
oder  Kronen,  wenn  es  das  Geld  wieder  zurückziehen  oder  in  eigene  Hand 
bekommen  will.  Mag  man  auch  das  Geld  mehr  als  20  Jahre  bei  dem 
Bankier  liegen  haben,  mehr  erhält  man  nicht.  Auf  diese  Weise  werden 
jene  Personen  oder  Bankiers  die  allgemeinen  Diener  der  Stadt,  Provinz 
oder  des  Gemeinwesens«.  Nachdem  nun  Malynes  ausgeführt  hat,  daß  alle 
diese  Bankiers  Korrespondenten  an  den  Hauptplätzen  des  Handels 
der  Christenheit  hätten,  daß  sie  die  ganze  Nachfrage  und  das  Angebot 
von  Geld  in  ihrer  Hand  konzentrierten,  gibt  er  die  Benutzungs zwecke 
des  Geldes  der  Bankiers  mit  folgenden  W'orten  an:  »Das  Geld  benutzen 
sie  zunächst  1.  um  mit  König  und  Fürsten  Geldgeschäfte  zu  machen, 
welche  Geld  brauchen,  um  Krieg  zu  führen,  wie  es  die  Genueser  und  deut- 
schen Bankiers  mit  dem  Kaiser  Karl  während  der  Kriege  in  Deutschland 
taten  und  dabei  einen  außerordentlich  hohen  Gewinn  einheimsten; 
und  wie  es  in  der  neuesten  Zeit  die  Florentiner  mit  Philipp  II.  von 
Spanien  während  seiner  Kriege  mit  Frankreich  und  den  Niederlanden 
taten,  indem  sie  ihn  veranlaßten,  seinen  Nutzen  aus  Territorien  und 
Zöllen  zu  verpfänden  und  außerdem  Wechsel  und  Rückwechsel,  um 
Geldsummen  zu  begleichen,  sowie  eine  Zinszahlung  von  25,  30,  ja  50% 
forderten,  wodurch  ein  großerTeil  des  Schatzes  aus  Indien  aufgezehrt  wurde, 
wie  noch  des  näheren  ausgeführt  werden  soll  ....  2.  Kaufen  sie  Waren 
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and  Luxusartikel  ihres  eigenen  Landes  auf  und  auch  die  Waren  und 
Luxusartikel  anderer  Länder,  so  daß  keiner  die  Waren  haben  kann 
aus  zweiter  Hand;  und  sie  stellen  die  Preise  auf,  die  ihnen  konve- 
nier.-n.  und  sie  tun  das  zu  Englands  großem  Nachteil,  wie  hier  erklärt 
Wi  rden  Boll,  3.  Während  es  sonsl  im  Gebiete  des  Tauschverkehrs  Grund- 
regel  ist,  daß  Fülle  von  ( '.cid  jenseits  des  Ozeans  den  Preis  der  Austausch- 
baren im  Inland  in  die  Hohe  treibt,  und  daß  Knappheit  des  Geldes 
gleichfalls  jenseits  des  Ozeans  diesen  inländischen  Preis  fallen  macht, 
so  trifft  das  I  mgekehrte  bei  uns  m  England  zu.  Fülle  des  Geldes  macht 
den  Preis  der  Vustauschwaren  lallen,  und  Knappheit  des  Geldes  bringt 
ihn  in  die  Höhe,  und  das  eine  für  Plätze,  wo  wir  den  Hauptaustausch 
der  Waren  in  Händen  hatten,  und  das  Gegenteil  in  Plätzen,  wo  der 
Hauptaustausch  durch  ander»1  Nationen  besorgt  wird.  Daher  sage  ich, 
ist  es  im  diese  Bankiers  eine  Kleinigkeit,  über  das  Geld  nach  ihrem  Be- 
lieben  zu  verfügen  und  es  von  einem  Platz  nach  dem  andern  zu  diri- 
gieren,  indem  sie  bald  dort  bald  da  Ebbe  und  Flut  (nämlich  im  Geld- 
vi  rkehr)  veranlassen,  wie  noch  gezeigt  werden  soll.« 

Die  Macht  der  Bankiers  ist  hier  in  übertriebener  Weise  geschildert, 
iber  daß  sie  schon  am  Schlüsse  der  Regierung  Elisabeths  vollkräftig 
ausgebildet  war.  gehl  aus  dem  Traktat  deutlich  hervor.  Die  großartige 
Kapitalbildung,  die  nun  in  England  beginnt,  brachte  die  Männer  eines 
aeuen  Handelstypus  auf  den  Plan.  Noch  am  Ausgange  des  15.  und  zu 
Beginn  des  L6.  Jahrhunderts  waren  die  alten  Handelskompagnien 
exklusive  Korporationen,  in  die  ein  junger  Mann,  welcher  nicht  durch 
Verwandtschaft  zur  Korporation  gehörte,  schwer  Zutritt  erlangte. 
Am  Ende  der  Regierung  Elisabeths  wandte  sich  das  Blatt.  In  die  alten 
Korporationen  drangen  neue  Menschentypen  ein.  Auf  der  einen  Seite 
bringen  es  Kleinkaufleute  im  Detailhandel  so  weit,  daß  sie  sich  an  dem 
auswärtigen  Handel  beteiligen  können;  auf  der  andern  Seite  kommen 
Leute  zu  Geschäftsansehen,  welche  die  neue  Gelegenheit,  Geld  zu  borgen, 
zu  Handelszwecken  ausnutzen.  »Mancher  Lehrling  wird  vor  der  Zeit 
Meister,  der  mit  Hilfe  der  Schwimmblase  eines  anderen  Mannes  sich 
über  \\  asser  hält,  dann  aber  in  die  Tiefe  gezogen  wird«  (Malynes  zitiert 
bei  Cunningham  a.  a.  0.). 

Durch  diese  Emporkömmlinge  wurde  eine  nicht  geringe  Umge- 
bt ;d  In  ii  LT  in  die  allen  Handelsgewohnheiten  gebracht.  Ein  bisher  nie  ge- 
kannt, v  Wettbewerb  und  Geldgewinn  kam  in  die  alten  Verhältnisse. 
Die  alten  EJräuche  in  bezug  auf  die  Zeit  des  Segeins  in  ferne  Länder, 
dea  Vufkaufens  u.  a.  m.  wurden  voll  von  Grund  auf  verändert.  In  neu 
inkorporierten  Handelskompagnien  schlössen  sich  die  Kaufleute  alten 
und  iM'iien  Schlades  zusammen.  Die  Mitglieder  dieser  Handelskompa- 
nie n.  die  Großkaufleute,  wurden  derTypus  der  Parteigänger  Cromwells, 
dei   Rundköpfe  und  später  der  Whigs.    Vorläufig,  unter  den  Tudors, 

'i  sie  and  ihre  Schöpfungen,  die  Handelsgesellschaften,  nur  Werk- 
zeuge  der  merkantilistischen  Handelspolitik,  Staatsanstalten.  Schon 
hatten  die  bisher  einzigen  Handelskompagnien  des  Reiches,  die  Mer- 
chants  of  the  Staple,  ihr  Monopol,  die  Ausfuhr  von  Waren,  insbesondere 
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Wolle,  das  sie  seit  dem  13.  Jahrhundert  besaßen,  gegen  die  nun  besonders 
begünstigte  jüngere  Handelskorporation  der  Merchant  Adventurers  zu 
wahren  (s.  Schanz,  Geschichte  der  englischen  Handelspolitik  I, 
p.  329  ff.,  und  Groß  I,  p.  190  ff.).  Letztere  hatte  im  Gegensatz  zu  der 
früheren  Konkurrenzgesellschaft  nicht  bloß  fiskalischen  Zwecken  der 
Krone,  sondern  auch  einer  bedeutenden,  vom  Staate  bewußt  ange- 
strebten wirtschaftlichen  Funktion  zu  dienen.  Sie  hatte  nämlich  die 
Ausfuhr  der  nunmehr  besonders  kräfig  blühenden  englischen  Manufaktur- 
artikel zu  leiten.  Der  Staat  begünstigte  die  Merchant  Adventurers 
direkt  vor  den  Merchants  of  the  Staple,  so  daß  schließlich  diese  ganz  an 
die  Wand  gedrückt  wurden,  während  erstere  namentlich  seit  Elisabeth 
ihre  Inkorporation  für  ganz  England  und  für  einzelne  Orte  durchzusetzen 
verstanden.  Immer  mehr  neue  Handelsgesellschaften  schössen  seit  Elisa- 
beth unter  der  Leitung  ihres  William  Cecil  wie  Pilze  aus  dem  Boden, 
so  die  Russia  and  Hamburg  Company  1554,  die  Eastland  Company 
1579,  die  Turkey  Company  1558,' die  East  India  Company  1600  u.  a.  m. 
Aber  alle  waren  Staatsanstalten,  erhielten  vom  Staate  ihre  Verfassung, 
die  Bestellung  ihrer  obersten  Organe  und  der  staatlichen  Beaufsichti- 
gung durch  das  privy  Council.  Die  Organisation  war  gewöhnlich  die, 
daß  eine  Versammlung  aller  Mitglieder  die  äußere  Aufsicht  führte, 
während  die  reale  Gewalt  in  den  Händen  eines  Gouverneurs  und  Bei- 
rats von  Assistenten  lag.  Letztere  hatten  die  Satzungs-  und  Besteuerungs- 
gewalt. Außer  dieser  Hauptexekutive,  welche  ihren  Sitz  mitunter 
im  Auslande  hatte  (z.  B.  die  Merchant  Adventurers),  waren  in  wichtigeren 
Handelsplätzen,  wo  sich  das  Bedürfnis  ergab,  Filialstationen  (chapters) 
mit  einem  deputy-governor  und  Beirat  eingerichtet1).  Manche  der  mit 
Monopolsrechten  ausgestatteten  Kompanien  überdauerten  sogar  das 
Gesetz  gegen  Monopole  von  1624,  weil  sie  dem  Staate  unentbehrlich 
waren2). 

III.  Der  Gewerbestand. 

Wie  das  Kapital  keine  Schranken  kannte,  sondern  überall  in  das 
Land  hinein  sich  verteilte  und  die  Stadtmauern  ebenso  übersprang 
wie  die  Schranken  der  See,  so  wurde  auch  die  durch  Auflösung  des 
Feudalverbandes  freigewrordene  Landarbeit  der  Gutshörigen  zu  einem 
Fluidum,  das  über  das  ganze  Land  sich  erstreckte  und  eine  neue  Form 
der  Gewerbegesetzgebung  nötig  machte,  da  mit  den  alten  Statutes 
of  labourers  aus  dem  14.  Jahrhundert  nicht  mehr  auszukommen  war. 
Das  grundlegende  Lehrlingsgesetz  der  Königin  Elisabeth  wurde  im 
Jahre  1562  erlassen  (5  Eliz.,  c.  4).  Es  hatte  als  Hauptzweck  die  Kon- 
trolle der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  im  Handwerksbetriebe.  Die  Vor- 
rede des  Gesetzes  gibt  als  Veranlassung  seines  Entstehens  an, 
»daß    die  Arbeitslöhne   und   Zulagen,   wie    sie    durch    manche  der 

x)  Zur  Organisationsfrage  u.  a. :  W.  E.  Lingelbach,  in  Transactions  of  Roy. 
Hist.  Soc.  (N.  S.)  XVI,  19  ff.;  M.  Seilers  Einleitung  zu  Acts  and  Ordinances  of  the 
Eastland  Company  a.  a.  O. ;  ferner  Studies  der  Pensylvannia  University  1912  a.  a.  O., 
insbes.  22  ff.  und  254  ff. 

2)  Siehe  F.  H.  Durham,  in  Transactions  of  Roy.  Hist.  Soc.  (X.  S.)  XIII,  199  ff. 
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genannten  Gesetze  (Statutes  of  labourers)  beschränkt1  seien,  an 
vielen  Plätzen  zu  niedrig  wären  und  keinesfalls  den  Zeitanforderungen 
und  der  l'reisonlwieklnni:  aller  anderen  Dingo  (Mitsprächen  und  die 
genannten  Gesetze  in  zweckmäßiger  W  eise  nicht  zur  Ausführung  ge- 
langen  könnten.«  Während  die  millelnllerliehen  Gesetze  nur  den  Zweck 
hatten,  Oberaus  hohe  Lohne  auf  eine  niedrigere  Stufe  zu  bringen,  hatte 
dieses  Gesetz  der  Königin  Elisabeth  umgekehrt  den  Zweck,  die  Ar- 
beitslöhne  in  einer  der  allgemeinen  Preisentwicklung  entsprechenden 
erhalten.  Elisabeth  und  ihre  Ratgeber  erkannten  wohl,  daß 
Pn  ise  s<  liwankten  und  die  Arbeitslöhne  auch  entsprechend  schwan- 
ken müßten,  teils  nach  der  Saison,  teils  nach  der  Örtlichkeit.  Es  wird 
abei  den  Friedensrichtern  die  Uefuguis  gegeben,  diese  Löhne  zu  regeln. 
Alljährlich  sollten  vor  dem  10.  Juni  die  Friedensrichter  in  jeder  Ort- 
schaft  die  angesehenen  Personen  vor  sich  laden,  die  näheren  Zeit-  und 
Ortsumstände  in  Erwägung  ziehen  und  für  jede  Art  der  Handarbeit, 
ob  gelernl  oder  ungelernt,  den  Lohn,  sei  es  .Jahreslohn,  Wochen-  oder 
ragelohn,  mit  oder  ohne  Gewährung  von  Nahrung  feststellen.  Sechs 
Wi  i  nen  danaeh  sollen  die  Friedensrichter  ihre  Entscheidung  in  bezug 
auf  die  Jahreslöhne  revidieren  und  andere  feststellen,  wenn  sie  es  für 
nötig  halten.  Das  Gesetz  stellte  ferner  eine  Lehrlingszeit  fest1).  Sieben 
Jahre  sollte  diese  Lehrlingszeit  dauern.  Die  Arbeitgeber  sollten  sich 
nie  Ii  t  die  Lehrlinge  gegenseitig  streitig  machen,  zu  dem  Zwecke  waren 
Vrbeitszeugnisse  beizubringen,  wenn  ein  Lehrling  seinen  alten  Dienst 
verließ  und  einen  neuen  aufsuchte.  Gestraft  wurde  ebenso  der  kontrakt- 
brüchige  Lehrling  wie  der  kontraktbrüchige  Arbeitgeber.  Um  das 
Durcheinandermengen  des  Gewerbestandes  und  des  Landarbeiterstandes 
zu  verhindern,  wurde  ein  eigentümliches  System  der  Rekrutierung  von 
Lehrlingen  für  einen  betreffenden  Gewerbszweig  festgestellt.  Die  mit  dem 
Ackerbau  zusammenhängenden  Berufe  und  die  damit  verbundenen  Ge- 
werbe,  wie  die  der  Hufschmiede,  der  Wagenschmiede,  der  Hausweber  u.  a., 
konnten  ihre  Lehrlinge  überall  hernehmen,  wo  sie  sie  erhielten.  Wenn  aber 
der  Handwerker  einer  Stadt  angehörte,  so  war  Vorsorge  dafür  getroffen, 
daß  er  Beine  Lehrlinge  nur  aus  dem  Stande  der  freien  Leute  nehmen  dürfte, 
und  daß  er  sie  nichl  dem  Ackerbau  entzöge.  Ähnlichen  Beschränkungen 
unterstanden  die  Handwerker  der  Marktflecken.  Kaufleute  und  kleine 
Händler  konnten  zu  Lehrlingen  nur  Söhne  der  40  Shilling  freeholders 


Daß  das  Gesetz  Elisabeths  nur  eine  Fortentwicklung  der  schon  im  Mittel- 
alter bestehenden  Zunft-  und  Gildenordnungen  war,  weist  Dunlop  a.  a.  O.  nach. 
Dem  Gesetze  fehlte  die  administrative  Überwachung,  wie  sie  die  mittelalterlichen 
Zünfte  aus  eigener  Kraft  eingerichtet  hatten.  Erst  später,  am  Ausgange  des  16. 
und  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts,  übernahmen  die  Kompanien  als  Nachfolger 
ilten  Gilden  wieder  die  Administration  des  Gesetzes,  freilich  nicht  ohne  eigene 
Zusatz«  selbstsüchtiger  Politik.  Die  Ausführungen  von  Brentano,  Arbeitergilden 
d'-r  '.einwarf  I  1*71,.  S.  91  ff.  erfahren  hierdurch  insofern  eine  Berichtigung, 
als  ein  Gegensatz  zwischen  dem  Lehrlingsgesetz  von  1562  und  der  Gildenpolitik 
nichl  bestanden  hat.  Seine  Hauptthese,  daß  die  Gilden  sich  die  ganze  Zeit  in  ihrer 
Wirksamkeil  erhalten  haben,  erfährt  aber  durch  Dunlops  Ausführungen  eine  Be- 
festigung. 
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nehmen,  in  Marktflecken  mußten  sie  aber  ihrejLehrlinge  aus  den  Kreisen  der 
60  Shilling  freeholders  nehmen.  Bemerkenswert  ist  an  diesen  Bestim- 
mungen, daß  sie  nicht  bloß  gleichzeitig  für  den  Ackerbau  Sorge  tragen, 
sondern  auch  einerseits  einen  Vorzug  den  alten  inkorporierten  Städten 
geben,  andererseits  die  gewöhnlichen  Berufsarten  innerhalb  der  Dörfer  auf 
eine  sichere  Grundlage  stellen  wollen.  Neben  dieser  Lehrlingsgeset  zgebung 
spielte  die  Zunftgesetzgebung  und  die  Regulierung  des  Gewerbes  durch 
die  Zünfte  in  dem  Polizeistaat  der  Tudors  eine  große  Rolle.  Selbst 
das  platte  Land  wurde  von  Zünften  erfüllt,  um  auch  den  Gewerbebetrieb 
daselbst  von  Staats  wegen  zu  leiten.  Massenhaft  erfolgten  solche  In- 
korporationen von  Zünften  seit  Jakob  I.  Von  Zunftautonomie  war 
hier  so  gut  wie  keine  Rede,  eher  das  Gegenteil:  der  Niedergang  der 
Zunftautonomie  im  Vergleich  zu  der  Zeit,  wo  die  Zünfte  noch  nicht 
inkorporiert  waren.  Diese  Sitte,  Zünfte  und  Gilden  als  Werkzeuge 
örtlicher  Verwaltung  zu  benutzen,  war  schon  in  der  Zeit  der  Herrscher 
aus  dem  Hause  York  nicht  ungewöhnlich,  nur  daß  sie  jetzt  für  eine 
nationale  merkantilistische  Wirtschaftspolitik  genutzt  wurde,  während 
sie  früher  nur  den  Zweck  hatte,  die  kaufmännische  und  gewerbliche 
Klasse  des  Volkes  mit  dem  Herrschertum,  das  ihrer  im  Kampfe  gegen 
die  Barone  bedurfte,  zu  verbinden.  Wir  sagen,  Handel  und  Gewerbe 
wurden  durch  Inkorporation  beherrscht.  Denn  selbst  dort,  wo  die 
alte  »gilda  mercatoria«  sich  in  eine  Reihe  von  Zünften  aufgelöst  hatte, 
blieb  noch  alles,  was  nicht  einer  besonderen  Zunft  angehörte,  als  Han- 
delsgilde (merchant  Company)  vereinigt  zur  Überwachung  des  Stadt- 
handels, und  die  auf  den  Trümmern  der  alten  Handelsgilden  entstandenen 
Zünfte  wurden  bald  wie  in  Reading  einzelweise  inkorporiert,  oder 
wie  z.  B.  Dorchester  (1629)  seit  der  Zeit  der  Stuarts  wieder  zur  Gesamt- 
gilde in  einer  Stadt  vereinigt,  inkorporiert  und  mit  Monopolsrechten 
in  dem  Stadtgebiete  ausgestattet  (Groß  a.  a.  0.  I,  p.  127  ff.).  So 
spielten  für  die  Zwecke  der  Gewerbepolitik  die  Tudors  und  Stuarts 
auf  den  Zünften  wie  auf  einer  Klaviatur,  legten  Zünfte  zusammen 
oder  trennten  sie,  je  nach  Bedarf.  Die  englische  »Zunftkorporation« 
war  eben  Staatsanstalt  und  nichts  anderes  als  Staatsanstalt  bis  ins 
18.  Jahrhundert,  ja  bis  zur  Munizipalakte  von  1835. 
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I.  Der  SouveränitätsbegrifF  in  England. 

Die  Umwandlung  des  absoluten  Königtums  in  das  konstitutionelle, 
durch  Verfassungsschranken  gebundene  Königtum,  läßt  sich  in  fol- 
genden drei  Punkten  wahrnehmen: 

!.  in  der  theoretischen  Auffassung  der  königlichen  Prärogative, 

2.  in  der  Regelung  der  Thronfolgeordnung, 

in  dem  l'mfang  des  königlichen  Verordnungsrechts. 

Der  äußere  Reflex  dieser  Einschränkung  des  absoluten  Königtums 
k  -in ml  auch  in  der  korrespondierenden  Gesetzgebung  über  Hochverrat 
und  namentlich  in  dem  Krönungseid  zum  Ausdruck.  Alle  diese  Punkte 
bedürfen  gesonderter  Erörterung. 

Vom  Mittelalter  hatte  England  keinen  Begriff  der  Souveränität 
übernommen.  Hier  lagen  die  Verhältnisse  nicht  so,  daß  sie  einen 
Souveränitätsbegriff  zutage  gefördert  hätten.  Zunächst  fehlte  hier  der 
Widerstreb  von  Genossenschaftsverbänden  untereinander,  von  ganzen 
Gemeinwesen,  der  auf  dem  Kontinent  und  in  Italien  dazu  geführt 
hatte,  daß  hier  die  legistisch-kanonistische  Doktrin  den  Begriff  des 
»superiorem  aon  recognoscens «  hervorgebracht  hat.  In  England  war 
ganze  Geschicklichkeil  Her  Juristen  damit  befaßt,  die  Kommunal- 
freiheiten,  sofern  sie  gewährt  waren,  als  Delegationen  der  königlichen 

all   aufzufassen.    Es  fehlte  aber  auch  in  England  an  einem  Wider- 
der  feudalen  Herrschaftsverbände,  der  die  Auffassung  der  Souve- 
ränitäl  in  andern  Reichen  gezeitigt  hat.  Die  Vollgewalt  des  Feudalis- 
mus konzentrierte  sich  seit  den  Plantagenets  im  Königtum,  demgegen- 
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über  es  nur  Untertanen  aber  keine  Feudalherren  mehr  gab.  Wohl 
hätten  die  Beziehungen  des  Herzogs  der  Normandie,  als  welcher  der 
König  von  England  galt,  vielleicht  dazu  führen  können,  aber  seit  Johann 
waren  die  Kriege  gegen  Frankreich  nicht  unter  diesem  Gesichtswinkel 
geführt.  Es  handelte  sich  hierbei  nicht  um  die  Anerkennung  oder 
Nichtanerkennung  irgendeiner  Souveränität  im  feudalrechtlichen  Sinne, 
sondern  um  materielle  Interessen,  um  die  Durchsetzung  Englands  als 
Handelsmacht.  Und  schließlich  noch  ein  dritter  Punkt.  Das  Verhältnis 
zur  Kirche,  das  die  Souveränitätsfrage  einer  Beantwortung  vielleicht 
zugeführt  hätte,  war  seit  der  Gesetzgebung  Edwards  III.  und  seiner 
Nachfolger  vollständig  im  nationalen  Sinne  gelöst,  so  daß  sich  auch 
auf  diesem  Gebiete  keine  fruchtbare  Ideenfolge  entwickeln  konnte. 
So  kam  es  denn,  daß  erst  unter  den  Tudors  das  Souveränitätsproblem 
für  den  englischen  Staat  auftaucht.  Dieses  Problem  selbst  und  seine 
Lösung  in  England  hat  zwei  theoretische  Wurzeln:  die  eine  ist  das 
Gottesgnadenkönigtum,  die  andere  ist  die  Lehre  des  Jean  Bodin. 

1.  Wie  in  anderen  Ländern  das  Gottesgnadenkönigtum  zu  Beginn 
der  Neuzeit  nichts  anderes  bedeutet  als  den  deutlichen  Protest  gegen 
die  mittelalterliche  Allmacht  des  Papsttums1),  so  auch  in  England.  Hatte 
bisher  der  Papst  seit  den  Tagen  Innozenz'  III.  und  Bonifaz'  VIII.  als 
Stellvertreter  Gottes  auf  Erden  seine  Rechtsstellung  aufgefaßt,  so  nahm 
das  Königtum  der  Tudors  und  der  ihnen  folgenden  Stuarts  diese  Stel- 
lung nunmehr  im  nationalen  Staat  für  sich  ein.  Zur  Durchführung 
der  Reformation  in  England  war  diese  Präzisierung  der  königlichen 
Suprematie  absolut  nötig.  Der  ganzen  Reihe  der  Gesetze  seit  1532,  die 
gegen  das  Papsttum  gerichtet  waren,  liegt  nur  der  eine  Gedanke  zu- 
grunde: England  soll  frei  sein  von  der  päpstlichen  Suprematie  und 
kann  dies  nur  dadurch  sein,  daß  es  sich  in  dieser  Suprematie  zu  er- 
halten weiß. 

Nicht  mit  einem  Schlage  ward  diese  Freiheit  errungen^  nicht  etwa 
schon  mit  de*Q  Reformgesetzen  Heinrichs  VIII.  oder  Elisabeths.  Noch 
unter  Karl  I.  und  seinem  geistlichen  Ratgeber  Laud  war  es  zweifel- 
haft, ob  nicht  England  dem  Katholizismus  wiedergewonnen  werden 
könnte.  In  dieser  Zeit  des  Schwankens  war  eine  Theorie  nötig,  die 
der  bisherigen  geistlichen  Suprematie  des  Papstes  die  Suprematie  des 
englischen  Königs  auch  in  geistlicher  Beziehung  gegenüberstellte  und 
zu  diesem  Zwecke  den  unbedingten  und  absoluten  Gehorsam  der  Unter- 
tanen zur  Voraussetzung  hatte.  Für  die  Untertanenpflicht  des  Ge- 
horsams waren  keineswegs  allgemeine  theoretische  Betrachtungen  über 
den  Staatsbegriff  eine  Voraussetzung.  Rein  praktische  Momente,  die 
Durchführung  des  Reformationsgedankens,  heischten  den  unbedingten 
Gehorsam,  dem  man  sich  willig  fügte,  um  so  mehr,  als  der  Gedanke 
der  Volksfreiheiten  um  diese  Zeit  noch  nicht  geboren  war. 

So  hatte  die  Suprematie  auf  dem  geistlichen  Gebiet  als  Korrelat 
den  passiven  Gehorsam  des  christlichen  Untertanen  und  dehnte  sich 

1)  Siehe  mein  allgemeines  Staatsrecht  I.,  S.  10. 
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infolgedessen  auch  auf  das  weltliche  Gebiet  aus.  In  der  damaligen 
Flugschriftenliteratur  zeigt  dies  namenllich  Bischof  Gardiner  in  seiner 
Predigt  >On  True  Obedience«  (1535).  Sein  Argument  läuft  auf  fol- 
gendes hinaus:  Wenn  der  König  das  Haupt  des  Volkes  sein  soll  und 
dies  durch  Anordnung  Gottes,  so  dal.»  kein  Mann  nein  sagen  darf,  dann, 
um  dann  allein  kann  der  Anspruch  des  Papstes  auf  Suprematie  zu 
Boden  fallen.  Mit  scharfem  Blick  erkannte  er,  daß  der  wirklich  be- 
deutsame Punkt  in  der  Gehorsams  frage,  der  nach  den  Grenzen  des 
Gehorsams  in  zweifelhaften  und  äußersten  Fällen  sei  (»it  is  certain  that 
obedience  is  due,  but  ho\s  far  bhe  limils  of  requiring  obedience  extend, 
that  i-  the  whole  queslion  Ihal  ean  he  demanded«),  denn  nur  in  diesen 
zweifelhaften  Fragen  komme  es  zu  einem  Konflikt  zwischen  Papst 
und  König.  User  dafür  gehe  es  keine  Schranken  dos  Gehorsams,  den 
der  t  ntertan  seinem  Konig  schulde.  Die  heilige  Schrift  wenigstens 
anerkenne  solche  Grenzen  niehl. 

I  nler  Edward  VI.,  nnler  Klisabelh  tönt  wieder  und  immer  wieder 
,01-  dieser  Flugschriftenliteratur  der  unbedingte  Gehorsam  hervor,  den 
man  König  und  Staatsbehörden,  mögen  sie  noch  so  schlecht  sein,  schuldet, 
and  daß  selbst  der  Papst  verpflichtet  sei,  den  Kaiser  Herrund  Gebieter 
zu  nennen,  denn  Könige  seien  ebenso  wie  der  Papst  von  Gott  gesandt 
und  bestellt.  Die  Koni roversen  erinnern  mitunter  an  die  Zeiten  Ludwigs 
des  Bayern  und  Lupolds  von  Bebenburg  in  Deutschland.  So  sucht 
Bilson  /.  15.  m  seiner  Schrift  »The  True  Difference  between  Christian 
Subjection  and  Unchristian  Rebellion«  (1585)  nachzuweisen,  daß  seit 
jeher  die  Kaiser  selbsl  in  kirchlichen  Angelegenheiten  ein  entschei- 
dendes  und  endgültiges  Wort  gesprochen  hätten.  Paul  von  Samosata 
und  die  Donatisten  hätten  nicht  an  den  Papst,  sondern  an  den  Kaiser 
tppelliert.  Überhaupt  spielt  in  dieser  Schrift  die  Schützerstellung  der 
byzantinischen  Kaiser  gegenüber  der  katholischen  Kirche  eine  Haupt- 
rolle.  Streng  und  kritisch  historisches  Raisonnement  dürfen  wir  jedoch 
bei  diesem  Autor  nicht  erwarten,  seine  Schrift  aber  bleibt  deshalb 
interessant,  weil  sie  der  Versuch  ist,  dem  historischen  Recht  des  Papstes 
ein  hi  lies  Recht  der  Kaiser  und  infolgedessen  auch  der  englischen 

Könige  gegenüberzustellen  und  zu  begründen. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  Bullingers  Antwort  auf  die 
Bulle  Pius'  \  ..  welche  die  Königin  Elisabeth  exkommunizierte  (Bullae 
papisticae  refutatio  von  1571),  worin  der  Autor  erklärt,  daß  der  Papst 

dem  König  durch  Gott  verliehenen  Rechte  usurpiere.  Die  Gewal- 
ben  der  obersten  Gewalt  im  Staate  ständen  auch  der  republikanischen 
»  Ibrigkeit  zu  und  seien  gleichfalls  von  Gott  gewährt;  die  Bande  der 
staatlichen  Gesellschaft  wurden  nicht  durch  das  Wort  Gottes  aufgelöst, 
sondern  gestärkt  (»a1  politica  vel  civilis  gubernatio  confirmatur,  non 
dissolvitur  verbo  bomini«,  p.  71,  cit.  bei  Figgis  a.  a.  0.  S.  99). 

Während  die  Theorie  des  Gottesgnadenkönigtums  in  ihrer  ersten 
Entwicklung  vor  allem  den  Zweck  hat,  die  päpstliche  Suprematie  vom 
Nacken  der  Königsgewalt  abzuschütteln,  so  gewissermaßen  die  Souve- 
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ränität  des  Königs  nach  außen  sichernd,  dient  eine  andere  Theorie 
dazu,  um  ihm  die  absolute  Gewalt  nach  innen  zu  geben. 

2.  Zunächst  ist  es  der  erwachende  Humanismus  und  die  Renais- 
sance, welche  England  mit  dem  Studium  des  römischen  Rechts,  wie 
wir  oben  gehört  haben1),  in  nähere  Verbindung  bringen.  Als  Frucht 
dieser  Studien  versucht  der  englische  Jurist  William  Staunford  die 
vom  mittelalterlichen  Common  Law  überlieferte  Sammlung  von  könig- 
lichen Prärogativbefugnissen  unter  eine  Einheit  zu  bringen.  In  seinem 
Traktat,  betitelt  »An  exposition  of  the  King's  prerogative «,  unter- 
nimmt es  dieser  Schriftsteller,  die  Unmasse  der  von  Fitzherbert  in  seiner 
Rechtsfallsammlung  (Abridgement)  angeführten  Prärogativeigenschaften 
zu  sichten,  insbesondere  scheint  ihm  das  Vorbild  der  italischen  Rechts- 
schulen, welche  zuweilen  ganze  Digestentitel  zu  Traktaten  systemati- 
sierten, vor  Augen  geschwebt  zu  haben.  Der  Einfluß  des  römischen 
Rechts  und  die  ganze  Richtung  seines  byzantinisch  gesinnten  Zeit- 
alters zeigt  sich  auch  bei  ihm.  So  heißt  es  fol.  5:  »praerogativa  is 
as  much  to  say  as  a  privilege  or  preeminence  that  any  person  hath 
before  another,  which  as  it  intolerable  in  some,  so  it  is  most  to 
be  permitted  and  allowed  in  aprince  or  soveraine 
governor  of  a  realm. «  Also  was  dem  Princeps  gestattet  ist, 
ist  dem  Untertanen  verwehrt  (intolerable).  Doch  gilt  für  Staunford 
die  königliche  Prärogative  hauptsächlich  nur  betreffs  der  fiskalischen 
Vorzüge,  und  die  Sichtung  der  übrigen  Prärogativbefugnisse,  die  rein 
hoheitlicher  und  nicht  fiskalischer  Natur  sind,  überläßt  er  anderen 
Schriftstellern  (fol.  95).  Wir  sehen,  Staunford  steht,  entsprechend 
seiner  Zeit,  auf  schwankendem  Boden,  einerseits  übernimmt  er  die 
durch  das  römische  Recht  geförderte  Einheit  der  Staatsgewalt  in  der 
Hand  der  Monarchie,  anderseits  sucht  er  sich  doch  in  Bahnen  des 
Common  Law  zu  halten  und  nimmt  eine  Sichtung  der  Prärogativeigen- 
schaften des  Königs  vor,  welche  ähnlich  ist  der  von  den  Feudisten 
seinerzeit  vorgenommenen  Scheidung  in  regalia  majora  und  minora 
(oder  fiscalia). 

Hat  Staunford  nun  schon  eine  Sichtung  und  Zusammenfassung 
der  fiskalischen  Prärogativeigenschaften  zustande  gebracht,  so  ver- 
sucht sein  bedeutenderer  Zeitgenosse  Thomas  Smith  die  Sichtung  der 
rein  hoheitlichen  Prärogativeigenschaften  des  Königs.  Die  For- 
mel für  diese  Sichtung  gibt  ihm  aber  kein  anderer 
als  Jean  Bodi  n2). 

Diese  Theorie  eines  Thomas  Smith,  eines  Bodin  geht  nicht  spurlos 
an  den  englischen  Common-Law- Juristen  vorbei.  Sie  sehnten  sich  seit 
jeher  nach  einer  solchen  Theorie.  Das  Common  Law  hatte  ihnen  nur 
ein  Bündel  von  königlichen  Regalien  geliefert.  Nur  soweit  ein  solches 
Regalienrecht  nachweisbar  war,  konnte  der  englische  König  sich  im 
Rahmen  der  mittelalterlichen  Verfassung  bewegen,  aber  die  Neuzeit 


x)  Siehe  §  27  I. 

2)  Nachweis  hierfür  siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I,  604  ff. 


ß8  III.  A.bschn.  Der  Kampf  der  absol.u.  konstit,  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 

brauchte  eine  stärkere  Gewalt.  Der  merkantilistische  Staat  brauchte 
zu  seiner  Durchsetzung  eine  ganz  andere  Machtvollkommenheit,  als 
sie  der  mittelalterliche  Staat  brauchte  und  mit  der  dieser  zufrieden 
war,  Von  den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes  tauchte  da  und  dort, 
namenl  lieh  aber  in  der  Zeil  der  Si  uarls  die  Krage  auf,  ob  nicht  die  könig- 
liche  Prärogative  als  Einheil  ein  unerschöpfliches  Residuum  neuer, 
bisher  nicht  gekannter  Machtvollkommenheiten  für  den  König  biete. 
Dero  ordentlichen  Rechl  gegenüber  wurde  der  Wunsch  laut  nach  einem 
außerordentlichen  Recht,  was  die  Com m< »n-Law- Gerichte  nicht  boten. 
Doch  die  Sternkammer  erkannte  ein  solches  Residuum  königlicher 
Macht  an.  Die  Juristen  in  den  Common-Law-Gerichten  wollten 
iih  hl  zurückstehen  und  begannen  auch  in  der  Prärogative  ein  solches 
Residuum  königlicher  Machtvollkommenheit  zu  erblicken.  In  dem 
Rechtsfall  Bate's  wegen  des  Korinthenzolles  (Bate's  case  1606)  sagt 
der  Lord  Oberrichter  Fleming:  »Was  die  Person  des  Königs  anlangt, 
so  ist  omnis  potestas  a  deo  ei  non  est  potestas  nisi  pro  bono.  Der  König 
hat  die  Herrschaft  über  Reich  und  Volk...  Die  Macht  des  Königs 
isl  doppelter  Art.  die  gewöhnliche  (ordinary)  und  die  abso- 
lute (absolute),  und  die  beiden  Arten  königlicher  Machtvollkommen- 
heit unterliegen  verschiedenen  Gesetzen  und  Zwecken.  Die  gewöhn- 
lich. •  di. Mit  zum  Nutzen  der  Untertanen,  zur  Ausübung  der  Recht- 
sprechung zwischen  Privaten  ( »civil  justice,  the  determining  of  meum«). 
Sie  wird  geübt  nach  Common  Law,  und  dieses  Recht  kann  niemals  ohne 
Parlament  geändert  wrerden.  Die  absolute  Gewalt  des  Königs  ist  nicht 
zum  Nutzen  des  einzelnen  Individuums,  sondern  zur  allgemeinen 
\\  o  h  I  I  a  h  r  t  und  ist  die  salus  populi.  Und  diese  Gewalt  ist  durch 
Vormen  geleitet,  welche  das  Common  Law  nur  äußerlich  begrenzt  und 
•  Ii»'  passend  l'ulizciregiment  (»pollicy  and  government«)  heißen;  und 
wie  die  Verfassung  des  Staates  mit  der  Zeit  sich  ändert,  so  wechselt 
dieses  absolute  Gesetz  nach  der  Weisheit  des  Königs  im  allgemeinen 
Interesse  .  .  .  < ).  Daraus  deduzierten  die  Richter  auch  das  Besteuerungs- 
rechl  des  Königs  im  Verordnungswege2). 

In  ähnlich»-!-  Weise  saglc  der  Richter  der  King's  bench,  Sir  Robert 
Berkeley,  im  berühmten  »Schiffsgeldfalle«  (Shipmoney  case  1638)  des 
Bürgers  Hampden:  »Rex  ist  lex«,  denn  er  ist  das  sprechende  Gesetz 
(lex  loquens)3),  eine  lebendige,  sprechende,  handelnde  Rechtsnorm. 
Und  da  der  König  die  lex  loquens  ist,  so  wird  gesagt:  »Rex  censetur 
habere  omnia  jura  in  scrinio  pectoris  sui«.  Daher  gibt  es  zwei  Maximen 
des  englischen  Rechts:  die  erste  ist,  daß  der  König  eine  Person  ist, 
welcher  der  wohlgeordnete  Zustand  des  Gemeinwesens  anvertraut  ist, 
die  zweite,  daß  der  Konig  nicht  unrecht  tun  kann.  Auf  diesen  zwei 
Maximen  gründen  sich  die  jura  summae  majestatis,  in  die  sich  nie- 

x)  Prothero  a.  a.  O.  p.  341. 

2,  Vgl.  auch  die  Meinungen  einiger  Richter  über  die  königliche  Prärogative 
in  d.-n  I  iitcrh;ms<lcbatten  von  1610:  Parliamentary  Debates  in  1610  (Camden 
Society  0.  S.  Nr.  81),  insbes.  p.  61  ff. 

Siehe  Gardiner3  Constitutional  Documents  p.  121. 
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mand  einmischen  darf,  ausgenommen  der  König  selbst,  nicht  einmal 
der  hohe  Gerichtshof  des  Parlaments,  ohne  des  Königs  Erlaubnis. 
Diese  jura  summae  majestatis  sind  Krieg  und  Frieden,  Münzprägung, 
Parlament  nach  seinem  Willensschluß,  Befugnis,  von  den  Strafgesetzen 
zu  dispensieren,  und  andere  mehr1).  Dazu  rechne  ich  auch  die  könig- 
liche Gewalt,  in  Notfällen  von  den  Untertanen  Bewilligung  der  Geld- 
mittel zu  fordern,  um  im  Verein  mit  eigenen  Mitteln  des  Königs  für 
die  Verteidigung  des  Gemeinwesens,  für  die  Erhaltung  der  salus  rei 
publicae  verwandt  zu  werden.  Sonst  verstehe  ich  nicht,  wie  man  sagen 
kann,  »des  Königs  Majestät  hat  majestätisches  Recht  und  die  Macht- 
vollkommenheit eines  freien  Monarchen«. 

Gerade  für  eine  solche  einheitliche  Königsgewalt  bot  die  Lehre 
Bodins  den  nötigen  Untergrund.  Sie  wurde  deshalb  von  den  Common- 
Law- Juristen,  namentlich  unter  den  ersten  Stuarts,  gern  aufgegriffen. 
Ein  bezeichnendes  Beispiel  ist  der  Richter  Doderidge  (geb.  1555, 
gest.  1628),  in  seiner  Schrift  »Über  die  königliche  Prärogative«  (»A 
Treatise  about  the  King's  Prerogative«).2) 

Nicht  minder  weist  John  Davies,  der  berühmte  Attorney  General 
Jakobs  I.,  der  das  englische  Common  Law  in  Irland  mit  Eifer  einführte, 
diesen  Einfluß  Bodins  auf.  In  einem  seiner  historischen  Traktate: 
»A  discovery  of  the  true  cause  why  Ireland  was  never  brought  under 
obedience  of  the  crown  of  England«  (geschrieben  um  1610)3)  untersucht 
er  die  Frage,  weshalb  Irland  nicht  recht  dem  Königreich  England 
unterworfen  sei,  und  findet,  daß  seit  den  Zeiten  Heinrichs  II.  die  iri- 
schen Barone,  obwohl  sie  dem  englischen  Könige  tributpflichtig 
wären,  die  Kennzeichen  der  Souveränität  besäßen  und  daher 
selbst  souverän  wären,  statt  dem  englischen  Könige  unterworfen 
zu  sein.  Er  führt  (p.  10)  aus:  »Die  irischen  Häuptlinge  nämlich 
versprachen  nur  Tributpflichtige  König  Heinrichs  II.  zu  werden;  aber 
solche  die  nur  Tribut  zahlen,  wenngleich  sie  von  Bodin  in  den  ersten 
Grad  der  Untertanenschaft  gestellt  werden,  sind  nicht  gleich  Unter- 
tanen, sondern  souverän  (though  they  be  placed  by  Bodin  in  the  first 
degree  of  subjection,  are  not  properly  subjects  but  sovereign).  Denn 
während  sie  inferior  sind  gegenüber  dem  König,  dem  sie  Tribut 
zahlen,  so  halten  sie  dennoch  auf  andere  Punkte  der  Souveränität. 
Und  wenn  sie  ihren  versprochenen  Tribut  gezahlt  haben,  den  sie  leisten, 
um  Frieden  zu  haben,  so  sind  sie  ganz  frei  aller  anderen  Untertanen- 
pflichten, wie  dies  derselbe  Bodin  ausführt  (»and  having  paid  their 
tribute  which  they  promised,  to  have  their  peace,  they  are  quit  of  all 
other  duties  as  the  same  Bodin  writes«).  Und  daher,  trotzdem  König 
Heinrich  II.  den  Titel  eines  souveränen  Lords  über  die  Irländer  hatte, 


x)  Wer  wird  nicht  dabei  an  die  Markentheorie  von  Bodin  und  Thomas  Smith 
erinnert! 

2)  Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I.,  S.  607.  Vgl.  auch  seine  Rede  in  den  Par- 
liamentary  Debates  in  1610,  a.  a.  O.  p.  98  ff. 

3)  In  Historical  Tracts,    Dublin  1787. 
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so  brachte  er  doch  nicht  diejenigen  Königsrechte  zur  Ausführung, 
welche  die  wahren  Marken  and  Unterschiede  der  Souveränität  sind 
|  and  therefore,  bhough  King  Henry  II.  had  bhe  title  of  Sovereign 
I  pd  ovei  bhe  [rish,  ye1  did  he  not  put  bhose  Illings  in  execution, 
which  are  bhe  true  marks  and  differences  of  sover- 
6  i  l:  n  t  y  •), 

\,  I  ater  Jakob  L  vereinigen  sich  die  beiden  Wurzeln  des  eng- 
lischen  Souveränitätsgedankens,  das  Go(  lesgnadenkönigtum  und  die 
rheorie  Bodins,  zur  Lehre  von  der  absoluten  Vollgewalt  des  Königs, 
in  Lehre  von  der  Prärogative.  Der  (irnnd  für  die  Verschmelzung 
jener  beiden  Lehren  liegt  in  einer  Attacke,  die  von  seiten  der  Papisten 
und  ihrer  rheoretiker  ausging.  Solange  Maria  Stuart  lebte,  konnte 
man  Qämlich  von  seilen  der  Papisten  immer  auf  den  prekären  Rechts- 
litel  dei  Thronfolge  Elisabeths  hinweisen,  da  man  diese  als  »uneheliche« 
Tochter  Heinrichs  \  III.  Innstellte.  Gegenüber  dem  Sohne  Maria  Stuarts 
mußte  jedes  ähnliche  Argument  sein  Ziel  verfehlen.  Nun  kamen 
die  Jesuiten  und  ihre  Anhänger  auf  den  Gedanken,  gegen  das  absolute 
Königtum  in  England  die  Theorie  der  dem  Volke  zustehenden  Rechte 
auszuspielen.  Doleman's  Conference  about  the  Next  Succession  to  the 
i  i  mw  ii  m|'  Kurland  (1593)  ist  die  erste  Schrift  dieser  Art.  Die  Gefahr  der 
Nachfolge  des  protestantischen  Jakobs  VI.  von  Schottland  auf  dem 
englischen  Thron  steht  bevor,  da  erklärt  der  Verfasser  wiederholt:  »Die 
Brot-  und  Blutsverwandtschaft  ist  ohne  andere  Umstände  kein  genügen- 
der Grund,  um  zu  einer  Krone  zu  gelangen.  Regierungsformen  sind  ver- 
änderlich  und  können  eingerichtet  und  verändert  werden  nach  dem  Willen 
der  Volksgemeinschaft.  Das  freie  Gemeinwesen  hat  die  Autorität,  die- 
jenigen,  die  im  Besitz  der  Staatsgewalt  sind,  abzusetzen,  wenn  sie 
ne  Ii t  die  Urclitsnormen  und  die  Bedingungen  erfüllen,  durch  welche 
und  für  w  iche  ihnen  ihre  Würde  übertragen  worden  ist«.  Der  Autor 
vertritl  das  Recht  des  Widerstandes,  wenngleich  er  dies  nicht  durch 
einen  Privatmann,  der  dem  König  gegenüber  inferior  ist,  ausgeübt 
wissen  will,  sondern  bloß  durch  das  Gemeinwesen,  welches  höher  ist 
als  der  König.  In  dem  gleichen  Gedankengang  wie  Doleman  bewegen 
sirli  Bi'llannin.  Suarez  u.  a. 

Dieser  \  "isuch  der  Jesuiten,  ein  antimonarchisches  Gefühl  unter 
dem  Deckmantel  von  Volksrechten  im  Interesse  des  Papstums  zu  er- 
/•  niT'  ii.  tuliil  dm  ( icovnschlag  nicht  bloß  von  englischen  Theologen, 
sondern  auch  namentlich  von  Jakob  I.  selbst  herbei.  In  seiner  Schrift 
True  Law  of  free  Monarchies«  (1598)  setzt  er  sich  mit  diesen  Volks- 
recht s theo rien  auseinander  und  stellt  ihnen  die  Lehre  des  absoluten 
Königtums  von  Gottes  Gnaden  entgegen.  Er  führt  hierbei  aus  (Works, 
daß  der  König  nicht  durch  das  Recht,  sondern  durch  seinen 
Lrut>  ii  W  illen,  um  den  I  1 1 1 c r I a nen  ein  gutes  Beispiel  zu  geben,  an  jenes 

nden  sei:     »Ein  guter  Konig  steht  über  dem  Recht«.    In  einer 

pen  Schrift,  die  sich  namentlich  gegen  Bellarmin  richtet,  der  dem 
da  dem  »Leutnant«  Gottes  auf  Erden  das  Absetzungsrecht  von 
Königen  und  das  Recht,  die  Untertanen  von  ihrem  Treueid  zu  ent- 
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binden  beigelegt  hatte,  behauptet  Jakob  I.1),  daß  nicht  der  Papst,  sondern 
jeder  Monarch  der  Stellvertreter  Gottes  auf  Erden  sei.  Er  faßt  seine 
Lage  und  die  der  andern  durch  jene  Lehre  Bellamins  angegriffenen 
Monarchen  in  die  Worte  zusammen :  »Was  wollen  wir  in  einem  solchen 
Falle  tun  ?  Wir,  die  Gott  auf  die  höchsten  Throne  der  Welt  eingesetzt 
hat  und  zu  seinen  Leutnants  und  Stellvertretern  gemacht  hat,  ja  uns 
selbst  auf  seinen  eigenen  Thron  gesetzt  hat,  um  sein  Urteil  zu  voll- 
strecken« (p.  2). 

Was  sich  so  als  praktisch-politische  Auffassung  im  internationalen 
Verkehr  ergab,  das  wurde  auch  alsbald  ein  gutes  Hausrezept  für  die 
innere  Politik.  In  seiner  Rede,  die  er  den  Richtern  am  20.  Juni  1616 
in  der  Sternkammer  hielt,  wie  sie  in  Prärogativfällen  zu  entscheiden 
hätten,  verbietet  Jacob  I.  ihnen,  diese  Prärogative,  da  sie  ein  Staats- 
mysterium sei  (»my  prerogative  or  mystery  of  state«),  anzutasten, 
denn  sonst  würden  sie  jene  mystische  Reverenz  demjenigen,  der  auf 
dem  Throne  Gottes  sitzt,  nehmen  (»take  away  the  mystical  reverence 
that  belongs  unto  them  that  sit  in  the  throne  of  God«). 

Liebedienerische  Höflinge,  wie  B  a  c  o  n  u.  a.,  unterstützten  ihn 
hierin.  Vom  römischen  Rechte  und  den  sog.  Feudisten  empfing  er  jetzt 
auch  den  richtigen  Sukkurs  in  dem  berüchtigten  Rechtslexikon,  dem 
»Interpreter«2)  des  Dr.  C  o  w  e  1 1  ,  der  unter  dem  Schlagworte  »König« 
behauptete,  daß  derselbe  über  dem  Rechte  vermöge  seiner  absoluten 
Gewalt  stünde  (»he  is  above  the  law  by  his  absolute  power«).  Unter  dem 
Schlagworte  »Parlament«  verkündet  er  mit  Berufung  auf  Aristoteles 
(Polit.  III.  16),  daß  der  König  über  dem  Parlament  stehe.  Ganz  beson- 
ders lehrreich  ist  seine  Auffassung  der  Prärogative,  weil  sie  zeigt,  wie  von 
seiten  der  Stuarts  und  ihrem  Königtum  darauf  hingearbeitet  wurde, 
dieses  Institut  aus  einer  Unmasse  königlicher  Vorrechte  oder  Regalien 
zu  einer  Einheit  auszuarbeiten,  und  wie  ihnen  dabei  insbesondere 
das  römische  Recht  und  die  Feudisten  mit  ihrer  Einteilung  von  regalia 
majora  und  minora  zu  Hilfe  kamen.  C  o  w  e  1 1  sagt  (unter  dem  Schlag- 
worte »prerogative  of  the  king,  praerogativa  regis«):  Wie  die  Feudisten 
mit  dem  Ausdrucke  jus  regalium  so  würden  auch  die  englischen  Ju- 
risten mit  »praerogativa«  all  die  absolute  hohe  Macht  bezeichnen,  die 
die  römischen  Juristen  majestas  oder  jus  imperii  nennen,  das  nur  Gott 
unterworfen  sei  (and  as  the  feudists  sub  jure  regalium,  so  our  lawyers 
sub  praerogativa  do  comprise  all  that  absolute  heighth  of  power  that 
civilians  call  majestatem  vel  potestatem  vel  jus  imperii  subject  only 
to  God«).  Und  wie  die  Regalien  von  den  Feudisten  in  majora  und  minora 
eingeteilt  würden,  so  hätte  solche  auch  der  englische  König.  Das  Statut 
»de  praerogativa  regis«  enthalte  nur  die  regalia  minora,  d.  i.  die  fiska- 
lischen, die  dem  König  pekuniären  Nutzen  einbrächten,  nicht  aber  alle 

x)  »An  Apologie  for  the  Oath  of  Allegiance  .  .  .  Together  with  a  Premonition 
of  his  Majesties  to  all  most  mightie  Monarches,  Kings,  free  Princes  and  States  of 
Christendome,  London  1609.«   Diese  wichtige  Schrift  übersieht  Figgis  a.  a.  O. 

2)  1.  Ausgabe  von  1607.  im  folgenden  zitiert  nach  der  Ausgabe  von  1672, 
ed.  Th.  Manley. 
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Befugnissi  seinei  Prärogative,  Denn  es  sei  mehr  als  offenbar,  daß 
seine  Prärogative  viel  weiter  gehe  (»for  il  is  more  (hau  manifest  that 
bis  prerogative  extende  much  Further.  .  .«),  Denn  der  König  habe  viele 
Rechte,  die  seiner  Majestät  »much  seien,  welche  die  Heehtsgelehrten 
sa<  ra  sai  rorum«  und  »individua«  d.  i.  antrennbar  mit  ihm  verbunden 
nennen   .    .  . 

In  dieser  liebedienerischen  Weise  wurde  damals  die  auf  römisches 
und  Feudalrechl  gestützte  Staatsrechtstheorie  zur  Magd  der  Politik. 

i.  Daneben  dauerte  der  Einfluß  Bodins  fort.  Seit  1580  war  er 
an  den  l  niversitäten  kommentiert  und  tradiert  worden.  1606  erschien 

1  -  t  -  englische  ( fbersel  zung  seiner  Republik,  die  Richard  K  n  o  1  - 
rschienen  bei  II.  liislum,  London)  besorgt  hatte.  Daher  drehte 
Bich  denn  auch  bei  aller  Bekämpfung  der  Stuartschen  Prätensionen, 
insbesondere  unter  Kurl  [.,  alles  um  die  Frage,  ob  man  für  oderwider 
den  Bodinschcn  Souveränität  sbegrif'f  eintrete.  Ganz  klar 
ur  •  Ii  t  dies  aus  den  Verhandlungen  des  Paria- 
ments,  welche  die  Petition  o  f  r  i  g  Ii  t  von  1628  be- 
gleiteten,  hervor1).  I  )iese  stellte  sich  als  Fortsetzung  der  Magna 
I  rta  dar  und  wollte  die  Rechte  der  Untertanen  vor  der  königlichen 
Prärogative  und  ihren  Eingriffen  schützen.  Nachdem  jene  Rechte  nun 
im  einzelnen  festgestellt  waren,  setzten  dieLords  ein  besonderesAmende- 
ment,  eine  >addition  to  bhe  petition  of  right«  hinzu,  welche  folgenden 
Inhalt  hall«1:  »Wir  unterbreiten  untertänigst  die  Petition  Ew.  Maje- 
Btät  nichl  bloß  zur  Wahrung  unserer  Freiheiten,  sondern  mit  entspre- 
chender  Rücksicht  darauf,  die  gesamte  souveräne 
Machtvollkom  m  e  n  h  e  i  t  unberührt  zu  lassen,  die 
Ew.  Vlajestäl  zum  Schutze,  zur  Sicherheit  und  Wohl- 
f  a  h  r  1  ihres  Volkes  besitzt«  (but  with  due  regard  to  leave  en- 
1 1!>  t  li.it  sovereign  power,  where  with  your  majesty  is  trusted  for 
the  protection,  safety  and  happines  of  your  people«).  Mächtiger  Sturm 
erhob  sich  mm  gegen  diese  »addition«  im  Unterhause,  insbesondere  ge- 
Lr-  ii  die  Einheit  von  souveräner  Gewalt,  die  die  Lords 
dem'  Könige  zusprachen. 

Ein  Mr.  AJford  führte  aus:  »Laßt  uns  in  unsere  Parlamentsproto- 
kolle and  I  rteilssprüche  blicken  und  zusehen,  was  souveräne  Gewalt 
'  «overeign  power«)  bedeute.  Bodin  sagt  —  so  führt  Alford  aus  —  es 
sei  die  F  r  e  i  h  e  i  1  v  o  n  jeder  Bedingung  (»Bodin 
sai  t  h  ,   that  it  is  free  from  any  conditions«).  Demnach  sollten  wir 

■  der  durrh  ('.«uniiinn  Law  gegebenen  (legal  power)  noch  eine  beson- 
der<  ,royal  power4  anerkennen.  Laßt  uns  dem  Könige  geben, 
was  das  Rech.1  ihm  gibt,  und  nicht  mehr«.  In  dem- 
Sinne  sprachen  Männer  wie  Pym,  Hackewell,  Seiden,  insbeson- 

aber  der  berühmte  Oberrichter  Lord  Edward  Coke,  dessen  juristische 
Formulierung  der  Frage  selbst  heute  nach  beinahe  300  Jahren  ebenso 

1  Siehe  zum  folgenden  Pari.  Hist.,  vol.  II,  p.  355  —  371  und  Gardiner,  His- 
torj  Ol  England,  voL  VI,  p.  258  ff. 
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richtig  ist  wie  damals.  Er  weist  auf  den  Kernpunkt  der  Sache  hin,  in- 
dem er  ausführt,  daß  diese  Klausel  nur  dazu  dienen  könne,  die  zuvor 
festgestellten  Freiheiten  (Freiheit  von  ungerechter  Besteuerung,  Ver- 
haftung, Zwangsanleihe,  Zwangseinquartierung,  ungerechtfertigte  Ab- 
nahme von  Eiden  etc.)  wieder  umzustürzen.  Ich  weiß  wohl,  so  führt  er 
aus,  daß  die  Prärogative  ein  Teil  des  Common  Law  ist,  aber  souveräne 
Gewalt  ist  kein  parlamentarisches  Wort  (I  know  that  prerogative  is 
part  of  the  law,  but  »sovereign  power«  is  no  parliamentary  word). 
Nach  meiner  Meinung  schwächt  es  die  Magna  Charta  und  alle  Gesetze; 
denn  sie  alle  sind  ohne  eine  besondere  Klausel  zugunsten  der  »Souveränen 
Gewalt«.  Aber  wenn  wir  dies  Wort  hinzufügen,  so  schwächen  wir  die 
Grundlage  des  Rechts,  und  das  Gebäude  muß  fallen.  Die  Magna  Charta 
ist  ein  so  wunderlicher  Geselle,  daß  sie  kein  Wort  wie  sovereign  haben 
will  (»Magna  Charta  is  such  fellow,  that  he  will  have  no  sovereign«)  .  .  . 
Geben  wir  dies  zu,  dann  geben  wir  selbstverständlich  eine  souveräne 
Gewalt  über  alle  Gesetze  zu  .  .  .  Laßt  uns  unsere  Privilegien  nach  dem 
Common  Law  aufrechthalten:  eine  Gewalt,  die  darüber  steht  ist  nicht 
gut  für  König  und  Volk,  um  darüber  noch  weiter  zu  disputieren  ( »let  us 
hold  our  privileges  according  the  law,  that  power  that  is  above  this 
is  not  fit  for  the  king  and  people,  to  have  it  disputed  further«). 

So  kämpft  Coke  gegen  jene  Erstarkung  der  Staatsgewalt,  die  in 
der  Hand  des  Königs  aus  einer  Summe  von  Privilegien  oder  Prärogativ- 
eigenschaften eine  souveräne  Gewalt  machen  wollte.  Bodin  —  der  hier 
zitiert  wird  —  hatte  diese  souveräne  Gewalt  dem  Könige  anvertraut. 
Coke  will  ihm  nur  die  n  a  c  h  Common  Law  aufgezählten  Präro- 
gativeigenschaften lassen. 

Ähnlich  schreibt  ein  Zeitgenosse  der  Revolution,  Twysden,  »Certain 
considerations  upon  the  Government  of  England  (Camden  Society  Old 
Ser.  Nr.  45,  p.  87):  »Diese  königlichen  Prärogativeigenschaften  sind 
nicht  zahllos1),  sondern  enthalten  eine  in  sich  feste  Umgrenzung.  Daher 
können  sie  für  den  König  keine  Ermächtigung  bilden,  jedes  Recht  oder 
Unrecht  zu  tun,  vielmehr  muß  er  der  verletzten  Partei  Rede  und  Ant- 
wort stehen  vor  den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes.  Zwar  sagt 
Bodin  (De  rep.,  lib.  I,  c.  II,  p.  301)  in  seinen  Kapiteln  über  die  Sou- 
veränität, das  erste  Kennzeichen  der  souveränen  Gewalt  sei,  daß  der 
Fürst  Gesetze  im  allgemeinen  und  besondern  erlasse,  ohne  irgendwelche 
Zustimmung  von  jemand  Größerm,  Gleichem  oder  Geringerm  nötig 
zu  haben  .  .  .  Und  einige  Sätze  nachher  sagt  er:  »qu'il  n'y  a  que  cette  seule 
marque  de  souveraignetie «.  Ich  will  mit  ihm  über  den  Sinn  dieses  Wor- 
tes »souverän«  nicht  disputieren:  Aber  nach  dieser  Regel  will  es  mich 
bedünken,  waren  die  Könige  von  England  niemals  souverän  ( »I  will  not 
here  dispute  in  what  sense  hee  takes  this  word  ,soveraigne'  .  .  but 
according  to  this  rule  it  seemes  to  mee  the  Kings  of  England  were  at  no 
tyme  soveraigne«).  So  standen  die  englischen  Juristen  und  Politiker 
damals  alle  wie  ein  Mann  zusammen,  um  die  Aufzählung  der  Prärogativ- 


*)  Cowell  hatte  a.  a.  O.  behauptet,  daß  sie  »many  and  various«  seien. 
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eigensohaften  Dach  Common  Law,  mdii  ilu-o  Vewinheitlichung,  wie  sie 
Bodin  vornimmt,  zu  verteidigen,  I  nd  <  U  *  *  Revolution  gibt  ihnen  Hecht. 

h.is  war  die  Bedeutung  der  [»mit anischen  Revolut ioii,  daß  sie  die 
Prärogativ«  des  Königs  m<  hl  zur  st  aal  liehen  Yollgewalt,  zur  einheit- 
lichen Staatsgewalt,  erstarken  ließ,  sondern  nur  die  Prärogative  nach 
r.ommon  Law  anerkannte,  d.  Ii.  das  alte  Regalienbündel,  das  dem 
K«»nige  zusteht.  Dies  ist  auch  die  Prärogative  des  Königs  heutzutage, 
Dil  Ii  l  -  in  e  Ii  r.  In«'  Lehre,  die  Rlackslone  über  dieses  Institut  vor- 
trägt, ist  nur  die  Lehre  von  den  regalia  inajora  und  minora  der 
Feudisten,  und  zwai  in  der  Reihenfolge  und  Anordnung,  die  ihr 
Bodins  kniii/m  lirnlrlire.  \ ermit  lelt  durch  Thomas  Smith,  gegeben  hat. 

S  i  denn  die  eine  Wurzel  der  königlichen  Prärogative,  die  Bodins 
Lehre  ihren  I  rsprung  dankt,  aus  dem  Huden  des  englischen  Rechts 
durch  die  puritanische  Revolution  herausgerissen.  Die  andere  Wurzel, 
Dämlich  das  ( int tesgnadenkonigtum,  blieb  noch  erhalten  und  erlebte 
m  der  Zeil  des  Bürgerkrieges  und  der  Restauration  eine  ungeahnte  Ver- 
jüngung  und  Kräftigung.  Das  englische  Volk  war  durch  die  Wirren  des 
Bürgerkrieges  und  durch  die  Usurpationen  des  Protektors  derart  in  Mit- 
leidenschafl  gezogen  und  bis  ms  Innerste  aufgewühlt,  daß  es  das  Recht 
K  I.  und  seiner  Nachkommenschaft  auf  den  englischen  Thron  als 
unveräußerliches  Gu1  ansah.  Die  von  Cromwell  ebenfalls  der  Vernich- 
tung zugeführte  englische  Staatskirche  nahm  sich  des  unverjährbaren 
Ei  brechts  der  St  uarl s  an  und  verkündete  nochmals  wie  in  den  Tagen  der 
Tudors  den  Zusammenhang  zwischen  unbedingtem  Gehorsam  des 
I  atertan«  ii  und  dem  erblichen,  unveräußerlichen  Recht  des  Königs 
von  Gottes  Gnaden. 

Us  Reaktion  gegen  die  Republik  und  ihre  Härte  haben  wir  also  die 
Xeubelebung  des  Gottesgnadenkönigtums  in  der  Restauration  aufzu- 
Schon  die  I  nilormitätsakte  von  1662  (14Car.  IL,  c.4)  verlangte 
von  den  Schullehrern  »  inen  Eid,  in  dem  sie  erklären,  daß  es  ungesetzlich 
i  was  für  einem  Vorwand  auch  immer  die  Waffen  gegen  den 
K "in-  /ii  ergreifen«,  und  daß  sie  es  als  eine  verräterische  Handlungs- 
weise  verabscheuen,  die  Waffen  gegen  seine  Person  oder  gegen  die  von 
ihm  eingesetzten  Behörden  zu  ergreifen. 

Das  war  «Ii«'  Doktrin  der  non-resistance,  mit  der  sich  die  Lehre  des 
G  h"i-;iin-  verband.  Liese  wollte  dem  ungesetzlich  handeln- 
de] Monarchen  keinen  W  iderstand  entgegensetzen,  sondern  ihm  still- 
schweigend Gehorsam  leisten  und  auf  bessere  Zeiten  warten.  Man  hatte 
Anschauung  während  des  Bürgerkriegs  gewonnen  und  die  Zeiten 
Karls  I.  aach  seiner  Enthauptung  wieder  herbeigesehnt,  nur  um  die 

_•  Zuchl  des  Protektors  wieder  los  zu  werden.  Während  des  Bürger- 
krieges  und  der  Po-staui-af  innszeit  verdichtete  sich  diese  Lehre  und  ver- 
hau«! -ich.  wie  oben  erwähnt,  mit  der  Lehre  vom  Gottesgnaden- 
knniL'l  um.  <l«  r«  n  vollständigsten  Ausdruck  wir  in  der  Restaurationszeit 
in  den  folgenden  Thesen  der  Universität  Cambridge  von  1686  finden. 

L  Könige  sind  von  Gott,  ihre  Gewalt  ist  nicht  vom  Volk  herge- 
leitet. 
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2.  Sie  sind  nur  ihm  allein  verantwortlich. 

3.  Sie  haben  ein  grundlegendes  erbliches  Recht  auf  den  Thron. 
Man  ergänze  diese  Thesen  durch  die  folgenden  zwei  Grundsätze  des 

Royalisten  Filmer:  Könige  sind  absolut  wie  Adam  über  seine  Geschöpfe. 
Die  Untertanen  sind  zum  absoluten  Gehorsam  verpflichtet,  sei  es  zum 
aktiven  oder  zum  passiven,  indem  wir  gleichzeitig  stille  dulden,  wenn 
wir  nur  uns  dessen  versichert  wissen,  daß  es  ein  Fall  ist,  bei  dem  es  sich 
eher  um  Gehorsam  gegen  Gott  als  gegen  den  Menschen  (seil.  König) 
handelt. 

Auch  Hobbes  führt1)  als  Doktrin  der  Königspartei  an:  »Gehorsam 
müssen  wir  leisten,  entweder  aktiv  oder  passiv.  Der  aktive 
besteht,  wenn  es  sich  um  den  Fall  rechtmäßiger  Befehle  handelt, 
das  ist,  wenn  die  Obrigkeit  uns  etwas  befiehlt,  welches  nicht  einem 
Gebot  Gottes  widerspricht,  dann  sind  wir  verpflichtet,  gemäß  dem  Gebot 
der  Obrigkeit  zu  handeln  und  das  zu  tun,  was  sie  fordert.  Aber  wenn  sie 
uns  irgend  etwas  auferlegt,  was  gegen  Gottes  Gebot  ist,  so  haben  wir 
zwar  nicht  aktiven  Gehorsam  zu  leisten,  wir  müssen  sogar  dies  zu  tun 
unterlassen  (doch  sehe  man  genau  zu,  ob  das  gebotene  Ding  auch  wirk- 
lich Gottes  Befehl  entgegengesetzt  ist,  und  halten  wir  nicht  etwa  Gewissen 
für  eine  Kloake  von  Verstocktheit).  Wir  sind  in  diesem  Falle  Gott  zu 
Gehorsam  eher  verpflichtet  als  den  Menschen,  aber  selbst  dies  ist  der 
Augenblick  für  passiven  Gehorsam.  Wir  müssen  geduldig  ertragen, 
was  die  Obrigkeit  uns  auferlegt,  weil  wir  ihr  Gebot  zu  befolgen  verweigern, 
und  dürfen  nicht,  um  uns  selbst  zu  retten,  uns  gegen  sie  erheben«. 

Der  theoretische  Vertreter  dieser  ganzen  Lehre  ist  Robert  Filmer, 
der  namentlich  in  seinem  »Patriarcha«  jene  oben  angeführten  Grundsätze 
vertritt.  Das  Neue  an  seinen  Argumentationen  gegenüber  seinen  Vor- 
gängern in  der  Zeit  der  Tudors  und  Stuarts  ist  die  naturwissenschaftliche 
oder  sagen  wir  besser  naturrechtliche  Begründung.  Seine  Lehre  läßt 
sich  in  folgenden  zwei  Sätzen  zusammenfassen. 

Was  natürlich  für  die  Menschen  ist,  existiert  durch  göttliches  Recht. 
Das  Königtum  entspringt  aus  der  Natur  des  Menschen,  deshalb  exi- 
stiert das  Königtum  durch  göttliches  Recht. 

Was  unterscheidet  also  Filmer  von  der  Vergangenheit  ?  Daß  er  nicht 
mehr  alte  Bibelstellen  und  theologische  Kommentare  zur  Begründung 
des  Gottesgnadenkönigtums  heranzieht,  sondern  das  Naturgesetz- 
mäßige und  das  natürlich  Zweckmäßige.  Die  alten  Vertreter  des  Gottes- 
gnadenkönigtums waren  Idealisten,  sie  behaupteten,  daß  das  Gottes- 
gnadenkönigtum historisch  begründet  worden  sei,  Filmer  gibt  diese 
Grundlage  auf,  er  wird  Utilitarier,  da  er  das  natürlich  Zweckmäßige 
zur  Grundlage  seiner  Staatstheorie  macht.  Es  wird  Locke  ein  leichtes, 
mit  besseren  Waffen,  mit  den  Waffen  des  eigentlichen  Naturrechts  Fil- 
mers Position  vollständig  zu  erschüttern.  Dem  Gottesgnadenkönigtum 
von  Filmer  stellt  er  das  Königtum,  das  durch  Staatsvertrag  entstanden 
ist,  gegenüber.   Der  König  ist  der  Vertrauensmann  des  Volks  (trusty 


l)  Behemoth  I.,  in  Works  ed.  Molesworth  VI,  p.  224  f. 
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ple),  nicht  aber  sein  patriarchalischer  Adam.  Dem  Monarchen 
als  Eigentümer  des  Staats  wird  der  Monarch  als  Organ  des  Staats 
gegenübergestellt,  I  m  die  \  ertrauensstelluug  des  Monarchen  zu  sichern, 
muß  di.'  volle  Staatsgewall  aufgeteill  werden  in  eine  legislative  und  in 
ein<  exekutive,  einschließlich  der  richterlichen,  und  in  förderative, 
die  Gewall  der  Vertretung  des  Staats  nach  außen. 

Kunstvoll  is1  fürwahr  diese  erste  Gewaltenteilungslehre,  die  scharf 
d.n. oit  sieht,  daß  die  Gewallen  verschiedenen  Organen,  wenn  möglich, 
übertragen  werden.  Diese  Gewaltenteilung  wird  dann  durch  Montesquieus 
Vermittlung  und  I  marbeitung  von  W  illiam  Blackestone  übernommen 
und  dadurch  Gemeingui  der  englischen  Staatslehre.  Unter  ihrem  Ein- 
nuß stehl  die  ganze  staatsrechtliche  Entwicklung  Englands  vom  Aus- 
l: . 1 1 1 lt  des  IT.  bis  in  die  Mitte  des  \\).  Jahrhunderts,  kurz,  die  Zeit  der  Ent- 
vvii  Muhl:  des  parlament arischen  Königtums.  Da  sie  aber  bloß  die  Auf- 
k8amkei1  und  Eifersuchl  des  Parlaments  gegen  die  Exekutive  schärft 
und  wach  erhält,  versagt  sie  vollständig,  um  Kautelen  gegen  Übergriffe 
des  Parlaments  selbsl  zu  schaffen.  Die  Allmacht  des  Ministerkabinetts 
w.m  für  diese  Gewaltenteilungslehre  ein  unfaßbarer  Begriff,  ja  keine 
rrennung  der  Gewalten,  sondern  gerade  eine  Verschmelzung  der  exe- 
kutiv n  und  legislativen  Gewalt.  Weil  diese  Dreiteilungslehre  Vor- 
rechte, kann  das  Ministerkabinett  ungestört  sein  Werk  im  18.  Jahr- 
hundert vollenden:  eine  Staatsschuld  anhäufen,  vor  der  jeder  Stuart 
/ u 1 1 1 (  K LT1  's* ■  h I» '< ■  k t  und  eine  ständige  Armee  erhalten,  die  manchem  König 
den  Thron  gekostet  hätte. 

Lockes  Kehre  war  nur  der  äußere  Ausdruck  der  inzwischen  durch 
die  Gesetzgebung  vorgenommenen  Vernichtung  des  Gottesgnaden- 
königtums. Über  dieses  hat  die  Bill  of  rights  und  die  Act  of  settlement 
das  letzte  Worl  gesprochen.  Die  Bill  of  rights  veränderte  die  natürliche 
Thronfolge  und  die  Act  of  settlement  zeigte,  daß  man  bei  Neuregelung 
einer  staatlichen  'Thronfolge  den  richtigen,  legitimen  Thronpräten- 
denten  ignorieren  könnte,  wenn  es  das  Staatsinteresse  erfordert.  Nach 
der  glorreichen  Revolution«  lebte  das  Gottesgnadenkönigtum  in  Ge- 
Btall  der  aon-juror-Theorie  fort.  Das  war  ein  Zusammenschluß 
von  Laien  und  Priestern  der  anglikanischen  Staatskirche,  welche  in 
den  Jahren  L688 — 89  Wilhelm  und  Marie  den  Untertaneneid  nicht 
l<  isten  wollten,  weil  sie  vorher  den  gleichen  Eid  dem  noch  lebenden  Ja- 
kob II.  geleistel  hatten.  Der  Tod  Jakobs  II.  erlöste  sie  nicht  von  ihrer 
Pflicht,  so  glaubten  sie  wenigstens,  denn  sie  hatten  geschworen,  nicht 
dem  König,  sondern  auch  seinen  rechtmäßigen  Erben  und  Nach- 
gern  1  reu  zu  sein.  Sie  hielten  den  Sohn  Jakobs  II.  für  den  rechtmäßigen 
Erben  und  durften  demnach  nicht  der  Königin  Anna  Treue  schwören. 
I  fnd  ebenso  ging  es  L714,  da  sie  sich  nicht  entschließen  konnten,  den  durch 
Gesetz  gebotenen  Eid  zu  leisten,  daß  »Georg  I.  der  rechtmäßige  und  ge- 
k  inj  sei  und  daß  jene  Person,  die  sich  Prinz  von  Wales  nennt 
(Sohn  Jakobs  IL),  kein  Recht  und  keinen  wie  immer  gearteten  Titel 
U-dz'-'.  He-I.'.en  die  Eid  Verweigerer  von  1688/89  non-jurors,  so  nannten 
sich  diejenigen  von  L701/14non-abjurefs,  sie  bildeten  aber  alle  eine  Partei. 
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Das  Häuflein,  das  unter  diesem  Programm  sich  zusammenfand, 
ging  teils  an  Kämpfen  im  Innern  der  Gruppe,  teils  aber  an  der  Tatsache 
zugrunde,  daß  die  Dynastie,  mit  der  es  seine  Sache  verknüpft  hatte, 
immer  der  katholischen  Religion  anhängen  wollte.  Das  Gottesgnaden- 
königtum hatte  aber,  wie  wir  wissen,  protestantischen  Ursprung,  und  so 
war  das  Unvereinbare  niemals  zu  vereinen.  Nach  der  Schlacht  von 
Culloden  (1746),  die  das  Schicksal  des  letzten  Stuartprätendenten  be- 
siegelte, hatte  die  Partei  und  ihr  Programm  nur  einen  romantischen 
Anstrich.  Sie  beklagte  etwas  und  sehnte  etwas  herbei,  was  niemals 
wieder  herzustellen  war,  und  war  sich  auch  dessen  bewußt. 

II.  Die  Thronfolge. 

Das  Mittelalter  hat  mit  der  Anerkennung,  wie  wir  wissen,  geschlos- 
sen, daß  der  englische  Monarch  ein  erbliches,  unveräußerliches  Recht 
auf  die  Thronfolge  besitzt.  Wir  sehen  diese  Doktrin  schon  im  Munde 
Edwards  IV.  und  seiner  Ratgeber.  Heinrich  VII.  läßt  zwar  durch  Gesetz 
feststellen  (7  Henr.  VII.,  c.  1),  daß  keine  Person,  welche  dem  Könige 
und  Lord  Sovereign  dieses  Landes,  wer  es  zurzeit  zufällig  sei,  aufwarte 
und  ihm  treue  und  zuverlässige  Dienste  leiste,  wegen  Hochverrats  durch 
Parlamentsakt  oder  auf  andere  prozessuale  Weise  angeklagt  und  ver- 
urteilt werden  dürfe,  und  daß  jedes  Gesetz,  das  diesem  Gesetz  zu- 
widerlaufe, nichtig  und  wirkungslos  sein  sollte.  Durch  dieses  Gesetz 
sollte  auch  der  Usurpator  des  Königsthrons  in  seinen  Rechten  geschützt 
werden. 

Wenngleich  HeinrichVII.  dieses  Gesetz  erließ,  um  auf  alle  Fälle  gegen 
andere  Thronprätendenten  gedeckt  zu  sein,  so  war  er  weit  davon  entfernt, 
die  Macht  der  erblichen  und  legitimen  Thronfolge  irgendwie  zu  verneinen. 
Dies  zeigt  namentlich  die  Mühe,  die  er  sich  gab,  um  den  durch  Gesetz 
festgelegten  Erbrechtstitel  Richards  III.  (die  Act  führt  den  Namen 
Titulus  regius)  zu  beseitigen  und  in  Vergessenheit  zu  bringen1).  Er 
begnügte  sich  nämlich  nicht  damit,  jenes  Gesetz  aufheben  zu  lassen,  son- 
dern er  versicherte  sich  auch  des  Stillschweigens  einer  Hauptperson, 
welche  Zeuge  dafür  sein  konnte,  daß  der  wesentliche  Inhalt  des  Titulus 
regius  auf  Wahrheit  beruhe,  nämlich  des  Bischofs  Stillington,  den 
er  unter  irgendeinem  andern  nichtssagenden  Vorwand  im  Windsor- 
schloß  bis  zu  dessen  Tode  (Juni  1491)  gefangen  hielt. 

Unter  Heinrich  VIII.  wird  der  Grundsatz  anerkannt,  daß  der  König 
allein  durch  seinen  Willen  die  Thronfolgeordnung  nicht  bestimmen  könne, 
sondern  daß  er  hierzu  gesetzliche  Ermächtigung  nötig  habe.  Dreimal 
während  seiner  Regierung  änderte  Heinrich  VIII.  die  Thronfolge,  aber 
immer  durch  Akt  des  Parlaments.  Zuerst  wurde  die  Heirat  des  Königs 
mit  Katharina  von  Aragonien  für  ungültig  erklärt  und  seine  Heirat  mit 
Anna  Boleyn  als  gesetzmäßig  deklariert;  damit  war  die  Nachfolge  Ma- 
ries, der  Tochter  Katharinas,  ausgeschlossen,  und  die  Nachfolge  Eli- 
sabeths, der  Tochter  Anna  Boleyns,  gesichert.  Dann  wieder  wurde  die 


!)  E.  H.  R.  Bd.  VI,  p.  265. 
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Ehe  mit  Vnna  Bolevn  für  ungültig  erklärt  und  Heinrich  VIII.  die  gesetz- 
lii  he  Befugnis  übertragen,  dinvh  letzten  Willen  zu  bestimmen,  wen 
ersioh  als  Nachfolger  wünsche.  Die  Regelung  erfolgt  in  der  uns  bekann- 
ten Weise,  aber  immer  wieder  is1  es  das  Parlament,  welches  dem  König 
die  Grundlage  schallt,  die  Thronfolge  zu  regeln.  Jakob  1.  kommt  aber 
gegen  den  Willen  Heinrichs  \  [IL,  der  nach  dein  Tode  seiner  eigenen  Kin- 
der die  Kinder  seiner  jüngeren  Schwester  Marie,  Herzogin  von  Suffolk, 
denen  seiner  älteren  Schwester  Margarete,  Königin  von  Schottland, 
vorgezogen,  auf  den  Thron. 

W  ie  war  das  möglich  .'  Hauptsächlich  deswegen,  weil  trotz  der  ent- 
gegenstehenden I 'arlainent sgesetze  die  Vorstellung  von  dem  erblichen 
and  um  erlichen,  durch  Common  Law  geregelten  Thronfolgerecht 
in  der  \  olksüberzeugung  und  namentlich  in  der  Anschauung  der  Königin 
Elisabeth  zu  Fest  gewurzelt  war.  Erklärte  sie  doch  selbst  dem  Gesandten 
der  l\"inLrui  Maria  Stuart,  der  lf>(>1  wegen  der  Thronfolge  seiner  Auf- 
rin  intervenierte1):  »Ich  habe  es  selbst  erfahren,  was  dies  erb- 
te hc  Hecht  auf  die  Krone  bedeutet,  denn  so  oft  hat  die  Kontroverse, 
<d>  i'inc  Heirat  rechtmäßig  oder  unrechtmäßig  sei,  ob  die  aus  dieser  Hei- 
rorgegangenec  Kinder  ehelich  oder  unehelich  seien,  ihre  Beant- 
wortung uvimidcn  nach  der  Vorliebe  und  der  guten  Laune  der  Menschen, 
daß  ich  im  Hinblick  auf  diese  Streitigkeiten  mich  nicht  dazu  habe  ent- 
schließen können,  mit  jemand  das  Bett  zu  teilen.  Wenn  ich  tot  bin, 
bo  laßl  d"di  denjenigen  folgen,  welcher  das  beste  Recht  hat.  Wenn 
Königin  ein  solches  hat,  so  will  ich  ihr  am  allerwenigstem  unrecht 
tun,  und  wenn  es  einem  andern  zukommt,  so  wäre  es  doch  unvernünftig, 
von  mir  zu  verlangen,  daß  ich  ihm  so  offenkundig  unrecht  täte.  Wenn 

i  ein  Gesetz  gibt,  welches  mich  meines  Rechtstitels  zur  Krone  be- 
raubt,  so  isl  es  mir  nicht  bekannt,  denn  ich  denke  absichtlich  nicht 
über  diese  Angelegenheiten.  Aber  wenn  es  ein  solches  Gesetz  gab,  da 
ich  die  Krone  erhalten  habe,  so  schwöre  ich  bei  dem  Volk,  daß  ich  für 
meinen  Teil  ihr  Recht  nicht  ändern  will«. 

Jakob  [.  kommt  demnach  auf  den  Thron  als  der  Herrscher,  dem 
das  Erbrechl  >absolut  ganz  und  allein  zukommt«  (Strype,  Annales IV., 
und  in  der  Proklamation,  die  der  Stadt  Southhampton  den  Re- 
gioru nullit rit t  vermeldet,  heißt  es  von  Jakob  I.:  er  sei  durch  Gottes 

tz,  durch  das  (  iesetz  der  Natur  und  durch  das  Gesetz  dieses  König- 
reichs  von  England  der  unzweifelhaft  rechtmäßige  Nachfolger  und  Erbe 
der  Krone  (Rymer,  Federa  XVI,  494:  »being  by  the  law  of  God  of  na- 
ture  and  of  this  Realm  of  England,  the  undoubted  lawful  successor 
and  inheritor«). 

So  bricht  sich  die  alte  Vorstellung  des  erblichen  Rechts  gegenüber 
Peststellung  der  Thronfolge  durch  Parlamentsgesetz  wieder  durch. 
In  der  Folgezeit  streiten  beide  Anschauungen  um  die  Vorherrschaft. 
Karl  II.  und  seine  Anhänger  betrachten  die  Doktrin  des  Gottesgnaden- 
knnigtunis.   dem  man  sich  nicht  widersetzen  könne  (non-resistance) 


1   Zitiert  bei  Luders  a.  a.  O.  I,  173. 
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und  dem  man  wenigstens  passiven  Gehorsam  leisten  müsse  (passive 
obedience),  als  die  Grundpfeiler  der  königlichen  Würde.  Deshalb  zählt 
Karl  II.  auch,  indem  er  alle  Akte  der  Revolution  für  nichtig  ansieht, 
seine  Regierungsjahre  unmittelbar  von  dem  Tode  seines  Vaters,  also 
von  1649.  Die  Staatspraxis  stimmt  mit  dieser  Auffassung  insofern  über- 
ein, als  alle  Gesetze  der  Revolution  ohne  direkte  Aufhebung  durch  das 
Parlament  für  hinfällig  erklärt  werden.  Das  Konventionsparlament  von 
1660  war  am  25.  April  zusammengetreten,  ohne  vom  Könige  einberufen 
worden  zu  sein.  Das  nachfolgende  Parlament,  das  im  Mai  1661  zusammen- 
trat und  vom  König  in  gehöriger  Weise  einberufen  war,  mußte  ein  Gesetz 
erlassen,  welches  alle  Akte  des  Konventionsparlaments  für  gültig  er- 
klärte. Dadurch  war  anerkannt,  daß  das  erbliche  Königtum  eine  not- 
wendige Institution  Englands  wäre  und  daß  die  Thronfolge  nicht  nur  durch 
Parlamentsbeschluß  geregelt  werden  könnte.  Aber  im  Jahre  1689 
bekam  diese  ganze  Theorie  des  Gottesgnadenkönigtums  durch  die 
Vorgänge  in-  und  außerhalb  des  Parlaments  den  Gnadenstoß.  Nament- 
lich ist  es  die  Debatte,  die  zwischen  beiden  Häusern  damals  ausge- 
tragen wurde,  und  in  welcher  der  Geist  Lockes  herrscht.  Sie  war  durch 
die  bekannte  Resolution  des  Unterhauses  vom  28.  Januar  1689  veran- 
laßt: »daß  König  Jakob  II.  .  .  .  durch  Bruch  des  zwischen  König  und 
Volk  geschlossenen  Vertrages  (by  breaking  the  original  compact)  .  .  . 
und  durch  Entfernung  aus  dem  Königreiche  .  .  .  auf  die  Herrschaft 
verzichtet  habe  (abdicated  the  government)  und  daß  daher  der  Thron 
vakant  sei«.  Die  Lords  wollten  dieser  Resolution  nur  mit  Amendements 
beitreten,  daß  der  Ausdruck  »habe  verzichtet«  (abdicated)  in  »habe 
verlassen«  (deserted)  umgewandelt  und  daß  die  Schlußfolgerung, 
»daß  daher  der  Thron  vakant  sei«,  weggelassen  werde.  Denn  man  könnte 
bei  Beibehaltung  der  beanstandeten  Worte  —  so  meinten  die  Lords 
—  auf  die  Idee  kommen,  daß  das  Königreich  England  zuwider  der  alten 
Verfassung,  ein  Wahlkönigtum  sei.  Auch  könnten  durch  die  Missetaten 
des  Königs  nicht  auch  die  Anwärterrechte  seiner  Erben  vernichtet  wer- 
den. Übrigens  sei  auch  der  Ausdruck  »original  compact«  nicht  den  be- 
sten politischen  Autoren  entlehnt  (p.  61).  In  der  Konferenz,  die  dann 
von  beiden  Häusern  beschickt  wurde,  wird 

1.  die  Anschauung  von  den  Commons  vertreten,  daß  der  Ausdruck 
»original  compact«  für  die  Thronfolgeordnung  der  bedeutenden  Auto- 
rität Hookers  in  seiner  »Ecclesiastical  policy «  entlehnt  sei1)  und  daß  allein 
die  Annahme  dieses  Kontrakts  für  jeden  König  die  Organstellung 
dasselbe  bewirke2). 

2.  Die  Commons  bestehen  auf  dem  Ausdruck  »verzichten« 
und  weisen   aus    Grotius    »De   jure   belli   ac  pacis« 

x)  Debate  at  large,  p.  71,  Mr.  Treby:  »it  is  a  phrase  and  thing  used  by  the 
learned  Mr.  Hooker  in  Iiis  book  of  Ecclesiastical  Polity,  whom  I  mention  as  a  valu- 
able  authority  being  one  of  the  best  men,  the  best  churchmen  ...  he  alloweth, 
that  government  did  originally  begin  by  compact  and  agreement. « 

2)  Debate  at  large,  p.  87,  Mr.  Treby:  »he  (nämlich  der  König)  therein  saith: 
,1  will  no  more  keep  within  my  limited  authority4  nor  hold  my  kingly  office 
upon  such  terms.« 
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(1,  I .  o.     $  9)  ii  a  o  h ,  »I  a  ß  d  e  r  j  e  n  i  g  e ,  »d  e  r  s  ei  n  R  eich  im 
c  he  1  ass  e«,  kein  Rechl  habe,  in  dasselbe  zurückzukehren.  Wenn 
die  Lords  glaubten,  daß  dadurch  die  Monarchie  eine  Wahlmonarchie 
w  ürde,  so  sei  dies  eüi  \  erfehlter,  \  iel  zu  weitgehender  Schluß.  Nur  dann 
tret<  das  Rechl  des  Parlaments,  die  Thronfolge  zu  regeln,  ein,  wenn  man 
durch   Defekl   der  \  erfassung  in  die  Unmöglichkeit  ver- 
sei,  den  gesetzlichen  Nachfolger  zu  kennen  und  zu  haben.  Am 
schärfsten  sprioh.1  dies  Paul  Foley  ans,  den  Blackstone  in  seinen  Kom- 
mentaren offenbar  abgeschrieben  hat.    Foley  sagt  (Debate,  p.  172): 
Wiewohl  nämlich  die  Monarchie  dieser  Nation  im  gewöhnlichen  Lauf 
rhronfolge  erblich  ist,  so  kann  doch  der  Fall  vorkommen,  wo  dies 
ht  erfüllt  werden  kann  und  eine  offenbare  Vakanz  folgen  muß.  Neh- 
men  Sie  den  Fall,  daß  alle  königlichen  Linien  aussterben,  da  sie  doch 
alle  sterblich  sind  wie  wir  selber.  Sollen  wir  in  diesem  Fall  überhaupt 
kein«  Regierung  haben  .'  Und  wer  kann  es  denn  sonst  sein  als  die  Lords 
und  die  Commons  ?  Ich  denke,  daß  dieser  Fall  am  nächsten  kommt  dem 
l  i   i  Frage  steht,  wo  der  Nachfolger  nicht  bekannt  ist,  denn  wenn 

i  wäre,  so  müßten  wir  doch  nun  von  ihm  etwas  hören.  Und  was 
i  Grund,  daß  in  dem  früheren  Fall  die  Regierung  an  Lords  und  Com- 
mons  übergeht,  wenn  es  nicht  der  ist;  daß  kein  König  vorhanden  ist? 
Lords  und  Commons  sind  der  Vertretungskörper  dieses  Königreichs  und  die 
einzig  zurückbleibenden  "Heilbaren  Teile  der  Regierung,  nur  sie  sind  im- 
de,  die  Lücke  auszufüllen,  dadurch,  daß  sie  einen  Thronfolger  bestellen «. 
Die  Commons  bleiben  bei  der  Schlußfolgerung,  daß  der  Thron 
vakanl  sei,  denn  wenn  die  Lords  der  Ansicht  wären  (offenbar  unter  dem 
Einfluß  des  damals  violgelesenen  Grotius)1),  daß  die  Absetzung  eines 
Königsdas  Rechl  desselben  nicht  aufhebe,  sondern  nur  »quoad  exercitium« 
ndiere,  so  wird  diese  Ansieht  von  den  Commons  damit  zurückge- 
w  iesen,  daß  das  englische  Recht  die  Unterschiede  zwischen  königlicher 
dl    »quoad  jus«  und   »quoad  exercitium«  nicht  anerkenne  (»for 
whosoever  takes  From  the  king  the  exercise  of  government  takes  from 
the  lang  In-  kingship«,  Debate,  p.  99  und  114). 

In  all  den  genannten  Punkten  siegte  die  Meinung  der  Commons 
die  der  I  jords,  die  ihr  am  7.  Februar  1689  ohne  Änderung  zustimm- 
ten (Debate,  p.  17<>).    Der  Patrimonialstaatsgedanke  fiel  in  England 
ml  ewig.    Der  König  ist  nunmehr  ein  Staatsorgan,  die  Thron- 
_■  wird  durch  Gesetz  bestimmt.  Eine  besondere  Sanktion  erlangt 
diea  m  der  sog.  Succession  Act  von  1707  (6  Ann.,  c.  41  §2),  wonach 
Js  schweres  Delikl  bezeichnet  wird,  dem  König  in  Verbindung  mit 
di  in   Parlamenl   das   Rechl   abzusprechen,  die  Thronfolge  zu  regeln. 

III  Die  königliche  Verordnungsgewalt. 

DieTudors  und  die  ersten  Stuarts  vereinigten  in  ihrer  Person  alle 
Zweige  der  absoluten  Staatsgewalt,  geradeso  wie  die  meisten  der  zeit- 

l)  Debate  at  large  p.  52:  »it  is  Grotius,  his  distinetion  between  a  right  and 
the  <  F  that  right«,  sagt  damals  der  Bischof  von  Ely;  p.  95:   »if  the  case 

be  so,  then  King  James  IL,  who  has  ouly  left  the  exercise  continues  in  office«. 
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genössischen  Monarchen.  Diese  Vollgewalt  übten  sie  insbesondere 
durch  ein  umfassendes  königliches  Verordnungsrecht,  welches  sich  nicht 
bloß  auf  die  Ausführung  von  Gesetzen  beschränkte,  sondern  auch  auf 
deren  Abänderung  erstreckte.  Sie  disponierten  und  suspendierten  Ge- 
setze kraft  ihres  Verordnungsrechtes.  Heinrich  VIII.  wahrte  noch  die 
Form  gesetzgeberischer  Ermächtigung,  indem  er  sich  durch  ein  Gesetz, 
die  sog.  Act  of  proclamations  von  1539  (31  Henr.  VIII.,  c.  8),  die  Voll- 
macht erteilen  ließ,  daß  alle  königlichen  Proklamationen,  welche  Gegen- 
stände der  öffentlichen  Ordnung  (for  the  good  and  politic  order  and  go- 
vernance)  betrafen,  vom  Könige  mit  einer  Strafsanktion  in  Form  von 
Geldstrafen  oder  Gefängnis  ausgestattet  werden  könnten.  Man  be- 
merke, daß  es  dem  Könige  nach  §2  des  Gesetzes  nicht  zustand,  in  Leben, 
Freiheit  und  Eigentum  durch  solche  Proklamation  einzugreifen,  sofern 
nicht  solcher  Eingriff  nach  dem  sonst  geltenden  Recht  zulässig  war. 
Sodann  war  die  Maßregel  zur  Einschränkung  der  Wirksamkeit  der  ge- 
fürchteten Sternkammer  gedacht,  da  §  4  dieses  Gesetzes  ausdrücklich 
die  Bestimmung  enthält,  daß  dieser  Gerichtshof  nur  in  einer  Zusammen- 
setzung von  mindestens  14  Mitgliedern  tagen  dürfte,  um  die  durch  jene 
Proklamationen  aufgestellten  Strafen  im  Einzelfalle  zu  verhängen.  Diese 
letztere  Maßregel  hätte  zu  einem  Stillstand  der  ganzen  Sternkammer- 
gerichtsbarkeit führen  können,  deshalb  wurde  durch  ein  Gesetz  von 
1543  (34  u.  35  Henr.  VIII.,  c.  23)  die  Mindestzahl  der  Mitglieder  des 
Gerichtshofs  auf  9  herabgesetzt. 

Unter  den  Nachfolgern  Heinrichs  VIII.  erinnert  man  sich  kaum  mehr 
an  jenes  Ermächtigungsgesetz,  die  königliche  Verordnungsgewalt 
wurde  ohne  irgendwelche  Schranken  sogar  zur  Aufhebung  und  Dis- 
pensation von  Gesetzen  und  zu  ihrer  Abänderung  verwandt.  Mit  Hilfe 
dieser  beiden  Instrumente,  Verordnungsgewalt  und  Sternkammer, 
wollte  man  damals  gegenüber  dem  Common  Law  ein  außerordentliches 
Recht  schaffen.  Wie  dieses  außerordentliche  Recht  gedacht  war,  sagt 
uns  der  folgende  Auszug  aus  einer  Rede,  die  Francis  Bacon  als  Kron- 
anwalt in  einem  Rechtsfall  vor  der  Sternkammer  hielt1).  »Die  Richter 
der  Sternkammer,  der  Lordkanzler  und  die  anderen  Mitglieder  des  Staats- 
rats und  der  Sternkammer  sind  instruiert  und  beabsichtigen  Abhilfe 
gegen  solche  Vergehungen  und  manche  andere,  die  es  im  Gemeinwesen 
infolge  der  königlichen  Prärogative  und  der  Proklamationen,  Staats- 
ratsverordnungen und  Staatsratsbriefe  gibt,  und  daher  sollen  ihre  De- 
krete, Proklamationen  und  Staatsratsverordnungen  ein  so  festes  und 
erzwingbares  Recht  schaffen  und  von  der  gleichen  Kraft  sein,  wie  es 
das  Common  Law  oder  ein  Parlamentsgesetz  ist  (and  thus  their  decrees 
and  Councils  proclamations  and  Orders  shall  be  a  firm  and  forcible  law, 
and  of  the  like  force  as  the  common  law  or  an  Act 
of  Parliament).  Und  das  ist  die  Absicht  der  Staatsräte  unserer  Tage 
und  Zeit,  ihren  Ratschlägen  und  Verordnungen  die  Kraft,  den  Zwang 
und  die  Macht  eines  festen  Gesetzes  und  sogar  noch  eine  höhere  Eigen- 

x)  Siehe  Hawarde,  »Les  Reportes  del  Gases  in  Camera  Stellata«.  Edited  by 
W.  P.  Baildon  1894. 
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&  hafl  and  Gewalt,  Jurisdiktion  und  Vorrang  zu  geben,  denn  je  ein  posi- 
tives  Recht,  gleichviel  ob  Common  Law  oder  Gesetzesrecht,  liaben 
kann  (and  this  is  the  intent  of  the  privy  councillors  in  our  day  and 
time,  t"  attribute  bo  bheir  Councils  and  Orders  the  vigour,  force,  and 
il  a  firm  law,  and  of  higher  virtue  and  force,  Jurisdiction  and 
preeminence  than  an)  positive  law,  whei  Ihm-  it,  be  the  common  law  or 
Statute  law).« 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nun,  daß  alle  jene  Proklamationen  für 
die  >gute«Polizei  (good  and  politic  order,  mi( unter  auch  policy  genannt) 
erlassen  waren,  so  haben  wir  hier  klipp  und  klar  zum  Ausdruck  gebracht, 
daß  die  s*  liaffung  eines  Polizeirechtes  durch  die  Verordnungen  des  Kö- 
nigs und  des  Staatsrats  beabsichtigt  war.  In  das  damalige  Rechtsbe- 
wußtsein  bral  auch  deshalb  die  unser  heutiges  Polizeirecht  beschäfti- 
gende Frage  ein,  inwiefern  neben  diu-  Slral'gewalt  der  ordentlichen  Ge- 
richti  nach  dem  gemeinen  Strafrecht  noch  eine  Polizeistrafe  bestehen 
könne,  ohne  den  Grundsatz,  dal.»  zweimal  wegen  desselben  Delikts  nicht 
gestraft  werden  dürfte,  zu  verletzen.  In  eigentümlicherweise  hilft 
sich  die  damalige  Zeil  über  diese  Schwierigkeit  hinweg.  So  heißt  es 
in  einer  zeitgenössischen  Abhandlung  von  Poulton,  De  pace  regis  et 
L609  (fol.  25):  »Und  wenn  auch  die  Friedensrichter  auf  dem 
platten  Lande  eine  Strafe  zudiktieren  denjenigen,  welche  das  Delikt 
des  Auflaufs  begangen  liaben,  so  können  doch  die  Lords  der  Sternkam- 
mer  solchen  Frevlern  für  dasselbe  Delikt  eine  größere  Strafe  auferlegen, 
wenn  ein  Grund  nach  ihrem  Ermessen  hierzu  vorliegt;  denn  in  diesem 
Fall  sind  die  Frevler  nich.1  zweimal  bestraft  wegen  eines  und  desselben 
Delikts,  sondern  ein  Teil  der  Strafe  wird  zu  der  einen  Zeit  und  ein  an- 
derer  Teil  der  Strafe  zu  anderer  Zeit  auferlegt,  und  außerdem  strafen 
ersl  die  Lords  der  Sternkammer  ein  Verbrechen  genügend,  welches  nur 
nachlässig  von  den  Friedensrichtern  bestraft  worden  ist.« 

I  >< t  ( "..■danke,  ein  großes,  umfassendes  Polizei-  oder  Verwaltungs- 
rechl  zu  schaffen,  wie  es  dann  die  spätere  Zeit  nach  französischem  Vor- 
bild auf  dem  Kontin  ent  gesehen  hat,  reifte  damals  in  dem  Hirn  englischer 
Staatsmänner.  Er  kam  zu  Fall  durch  das  Werk  der  puritanischen  Re- 
volution, die  einerseits  die  Sternkammer  abschaffte,  anderseits  dem  kö- 
niglichen Verordnungsrechl  Fesseln  auferlegte.  Das  Schicksal  der  Stern- 
kammer  wird  uns  noch  an  anderer  Stelle  beschäftigen,  hier  wollen  wir 
/in  Darstellung  bringen,  wie  einStück  nach  dem  andern  von  dem  könig- 
lirhcii  Yernrdnuiigsrec  hl  abgerissen  wurde. 

1. 

Zunächsl  fiel  das  Polizeistrafverordnungsrecht.  Nach  der  puri- 
tanischen Revolution  blieb  Cokes  Rechtsau ffassung  im  sog.  Gase  of 
I  roclamations  maßgebend  (12  Rep.,  p.  45).  Coke  war  um  ein  Gutachten 
darüber  ersucht,  ob  königliche  Verordnungen,  welche  das  wachsende 
:  ne  u  um  und  außerhalb  Londons  und  die  Bereitung  von  Stärke 
und  Weizen  (wheat)  verboten,  rechtsverbindlich  seien,  und  gibt  folgende 
Vntwoii  :  1.  der  König  kann  keinen  Straftatbestand  aufstellen,  der  nicht 
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zuvor  da  war.  2.  Doch  kann  der  König  zur  Verhinderung  von  Vergehen 
durch  Proklamation  seine  Untertanen  ermahnen,  daß  sie  die  Gesetze 
befolgen  und  sie  nicht  verletzen,  damit  nicht  die  Strafe  des  bisher 
gegebenen  Rechts  sie  ereile.  Die  Außerachtlassung  einer  solchen  Pro- 
klamation auf  Seiten  der  Untertanen  erschwert  das  Vergehen.  Dem  Kö- 
nig wird  also  ein  Polizeiverordnungsrecht,  aber  kein 
Polizeistrafverordnungsrecht  eingeräumt. 

Durch  die  Abschaffung  der  Sternkammer  im  Jahre  1640 — 41  fehlte 
jegliches  Mittel,  den  selbständigen  Polizeistrafverordnungen  des  Königs, 
die  nicht  durch  Gesetz  ermächtigt  waren,  richterlichen  Nachdruck  zu 
geben,  und  so  verschwanden  sie  seit  der  Zeit  vollständig. 

2. 

Dann  kam  das  schon  im  Mittelalter  bestrittene  Vorrecht  des  Königs, 
auf  dem  Wege  der  königlichen  Verordnungen  Steuern  aufzuerlegen  an 
die  Reihe.  Zwar  im  Falle  des  Kaufmanns  Bäte1)  und  im  Schiffgelds- 
falle hatten  die  Richter  sich  noch  für  ein  solches  Verordnungsrecht  aus- 
gesprochen, dann  aber  kam  die  vom  König  angenommene  Petition  of 
right  vom  Jahre  1628,  die  das  Urteil  im  Schiffsgeldfalle  für  ungültig  er- 
klärte, sodann  ein  Gesetz  vom  1640  (16  Car.  I.,  c.  22),  welches  bestimmte, 
daß  alle  wie  immer  gearteten  Zölle  vom  Könige  nicht  ohne  Zustim- 
mung des  Parlaments  rechts  wirksam  auferlegt  werden  dürften2),  und 
schließlich  machte  die  Bill  of  rights  jenem  Verordnungsrecht  ein  Ende, 
indem  sie  (s.  I,  Ziffer  4)  verfügte: 

»Die  Erhebung  von  Geldern  für  oder  zum  Nutzen  der  Krone  unter 
der  Behauptung  der  Prärogative,  ohne  Bewilligung  des  Parlaments, 
oder  für  längere  Zeit  und  in  anderer  Form  als  diese  (i.  e.  parlamenta- 
rische Bewilligung)  erfolgt  ist,  ist  ungesetzlich«. 

Seit  dieser  Zeit  ist  selbst  von  den  Restaurationsjuristen,  z.  B. 
Haie,  die  sonst  für  ein  selbständiges  Verordnungsrecht  eintraten,  die 
Möglichkeit  einer  königlichen  Besteuerungsverordnung  aufgegeben  und 
auch  der  Steuererlaß  auf  dem  Wege  königlicher  Verordnung  als  unzu- 
lässig bezeichnet  worden  ( »it  is  a  thing  most  certain  and  unquestionable 
by  the  lawT  of  England,  no  common  aid  or  tax  can  be  imposed,  wit- 
hout  consent  in  Parliament;  and  no  dispensation  or  non  obstante  can 
avail  to  make  it  good  or  effectual«)3). 

x)  Daß  das  Recht  hierbei  auf  Seiten  des  Königs  und  nicht  auf  seiten  Bates 
war,  sucht  Hall,  History  of  the  Custom-Revenue  1885,  I  et  IV,  mit  beachtenswerten 
Gründen  nachzuweisen.  Insbesondere  vertritt  er  die  These,  daß  dem  König  zweifel- 
los das  Recht  zustand,  handelspolitische  (nicht  fiskalische!)  Zölle  auf  Grund  der 
Prärogative  zu  erheben.  Deshalb  wurde  gleich  nach  dem  Batefall  (1608)  ein  neuer 
Zolltarif,  Book  of  rates,  kraft  königlicher  Prärogative  rechtsgültig  erlassen. 

2)  »Provided  alsoe,  .  .  .  that  all  grants  of  any  subsidies  her  at  afore  made 
or  granted  unto  any  person  ...  for  or  in  respect  of  the  transportation,  exportation 
or  importation  of  any  goods  or  merchandize  .  .  .  and  all  letters,  patents  or  grants 
of  the  collection  of  any  impositions  heretofore  set  without  consent  in  Parliament 
made  or  granted  to  any  person  whatsoever  .  .  .  shall  be  from  henceforth  utterly  void«. 

3)  Haie  in  seinen  im  Britischen  Museum  als  Manuskript  (Nr.  18  235  fol.  2) 
vorhandenen:  »Reflections  on  Mr.  Hobbes  dialogue  de  corpore  politico«. 
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Hieraul  kam  auch  die  königliche  Dispensations-  und  Suspensions- 
verordnung zu  l  all.  Schon  im  Mittelalter  hatten  die  Könige  Englands 
na<  Ii  dem  Vorbild  der  päpstlichen  Kurie  (s.  I <uders  a.  a.  0.  II,  328  f.  und 
1  *  "i  Commendam  in  .lohn  Davis  Uedorfs,  lol.  (>9 b)  ein  solches Verord- 
aungsrechl  mit  tels  der  sog.  Nonobst  ante- Klausel  ausgeübt.  Unterm  Jahre 
1250  berichtel  Mattheus Parisiensis,  daß  er  den  König  wegen  eines  könig- 
lichen  Vergabungsakts  befragt  habe,  der  die  wohlerworbenen  Rechte 
der  Vbtei  von  St.  Vlbans  verletzte  und  namentlich  früheren  Privilegien, 
dii  derselben  ibtei  vom  Könige  durch  Charte  verliehen  waren,  zuwider- 
lief.  'iini  hujusmodi  libri  Bcriptor,  frater  scilicet  Mattheus  Parisiensis, 
dominum  Regem  super  bis  intrepiter  redargueret,  ait  Rex,  nonne 
papa  facit  similiter,  subjungens  in  literis  suis  manifeste,  n  o  n  ob- 
stante  aliquo  privilegio  vel  indulgentia. «  Diese  Nonobstante-Klausel, 
welche  80"\  iel  bedeutet,  dal.»  die  Anordnung  des  Königs  gelten  soll,  wenn 
am  Ii  ihr  eine  frühere  Anordnung  oder  ein  Gesetz  zuwiderliefe  (daher 
aonobstante),  war  das  ganze  Mittelalter  bis  i  n  die  Neuzeit  hinein  von  dem 
l\"inLr  unumschränkl  ausgeübt  worden.  Die  Restaurationsjuri^ten 
waren  im  großen  Ganzen  der  Meinung,  daß  der  König  von  Gesetzen 
dispensieren  könne,  sofern  die  Rechte  dritter  Personen  nicht  dadurch 

griffen  wurden  (s.  stall  aller  Vaughan,  Edw.,  Report  and  Ar- 
gumeni.  r.nimnnn  Pleas,  London  1667,  p.  330  ff.,  Rechtsfall  Thomas 
\  erSUfl  S(  >rrel). 

Man  berief  sich  hierbei  gern  auf  die  Autorität  Sir  Edward  Gokes, 
zweifellos  die  Dispensationsgewalt  des  Königs  in  gewissen  Grenzen 
für  zulässig  erklärt  hatte1). 

Kai  l  1 1.  war  wohl  im  Rechte,  wenn  er  auf  Grund  seiner  Verordnungs- 
gi  wall  die  Dispensation  der  Strafgesetze  gegen  die  Katholiken  in  seiner 
Declarat  n»n  <>f  indulgenee  verfügte2).  Er  beschränkte  damals  dieses  sein 
Dispensationsrecbl  bloß  auf  die  Regelung  des  Verhältnisses  von  Kirche 
und  Staat3).  I  >ie  C<  »m mons  waren  aber  entgegengesetzter  Ansicht.  Man 
befürchtete,  daß,  wenn  man  dem  König  das  Recht  der  Dispensation  von  Ge- 
setzen in  Fragen  des  Glaubens  zuerkennen  würde,  man  auf  die  Weise 
die  /m  Fall  gebrachte  absolute  Monarchie  retablieren  würde.  In  der  Par- 
lamentsdebatte,  die  darüber  im  Februar  1673  entstand,  sagt  eines  der 
Mitglieder4):  ►Der  Konig  kann  nicht  einen  Mann  dispensieren,  Papist 
oder  Nonkonformisl  zu  sein,  kein  Land  der  Welt  kennt  eine  solche  In- 
dulgenz,  ausgenommen,  es  hat  eine  stehende  Armee.  Die  Minister  des 
Königs  haben  unrechl  getan  und  suchen  unter  dem  Vorwand  des  könig- 
lichen  Befehls  sich  zu  reefit  fertigen.  Derjenige  beriet  den  König  am  be- 

1    Coke,  Kommentar  zu  Lyttleton,  p.  120  u.  3  Institutes  154. 

Siehe  dazu  inshes.  F.  Bäte,  The  Declaration  of  Indulgence  1672,  London 
1908,  Ch.  V. 

Es  heißl  in  derselben:  »we  think  ourselves  obliged  to  make  use  of  that 
supreme  power  in  ecclesiasticaJ  matters,  which  is  not  only  inherent  in  us,  but 
hath  beeil  declared  and  recognised  to  be  so,  by  several  Statutes  and  acts  of 
f,;irliri rnent. « 

4)  Siehe  Grays  Debates  II,  p.  17. 
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sten,  der  ihm  riet,  seine  Gesetze  aufrechtzuerhalten«.  Am  10.  Februar 
1673  ging  die  Resolution,  daß  das  Strafgesetz  in  geistlichen  Angelegen- 
heiten ohne  Parlamentsgesetz  nicht  suspendiert  werden  dürfte,  mit  168 
Stimmen  gegen  116  durch  (Grays  Deb,  IL  p.  125).  Die  Resolution 
wurde  in  das  Journal  des  Hauses  eingetragen1). 

Infolge  des  Sturmes,  der  sich  nun  gegen  den  König  richtete,  gab 
dieser  zunächst  in  der  Antwort  auf  eine  Parlamentsadresse  zu,  daß  er 
keineswegs  im  allgemeinen  das  Recht  prätendiere,  von  Gesetzen  zu  sus- 
pendieren, welche  das  Eigentum,  die  Rechte  oder  die  Freiheiten  seiner 
Untertanen  betreffen,  noch  daß  er  es  in  Anspruch  nehme,  irgend  etwas 
an  der  hergebrachten  Kirchenlehre  von  England  zu  ändern.  Seine  ein- 
zige Absicht  wäre  nur  die,  die  Strafen  der  Gesetze  von  den  Dissenters 
abzunehmen,  welche  die  Commons  selber  nicht  wünschen  würden,  ge- 
mäß der  Strenge  des  Rechts  angewendet  zu  sehen2). 

Schließlich  hob  der  König,  nachdem  er  noch  einen  allerdings  ver- 
geblichen letzten  Versuch  gemacht  hatte,  durch  die  Lords  die  Sache 
der  Indulgenz  zu  retten3),  die  Indulgenzerklärung  am  7.  März  1673  auf. 

Jakob  IL,  sein  Nachfolger,  war  bei  seinen  Indulgenzerklärungen 
zugunsten  der  Katholiken  nicht  so  vorsichtig,  und  das  kostete 
ihm  den  Thron.  Nunmehr  erklärte  die  Bill  of  rights  (s.  XII), 
daß  niemals  in  Hinkunft  dem  König  gestattet  sei,  durch  die  Nonob- 
stante- Klausel  von  dem  Gesetz  zu  dispensieren,  und  daß  der  Versuch 
der  Ausübung  solcher  Dispensationsgewalt  null  und  nichtig  sein  solle, 
wenn  er  nicht  durch  Gesetz  des  Parlaments  ermächtigt  sei  (»that  from 
and  after  this  present  Session  of  Parliament,  no  dispensation  by  nonob- 
stante  of  or  to  any  Statute,  or  any  part  thereof,  shall  be  allowed,  but 
that  the  same  shall  be  held  void  and  of  no  effect,  except  a  dispensation 
be  allowed  of  in  such  a  Statute,  and  except  in  such  cases  as  shall  be 
specially  provided  for  by  any  one  or  more  bill  or  bills  to  be  passed  during 
this  present  Session  of  Parliament«). 

Seit  dieser  Zeit  ist  die  königliche  Verordnungsgewalt  der  Dispen- 
sation und  Suspension  von  Gesetzen  in  England  tot4).  Nicht  so  das  übrige 
Verordnungsrecht  des  Monarchen,  wenn  es  sich  praeter  legem  bewegte, 
d.  h.  wenn  es  keinem  Gesetz  zuwiderlief.  Ein  selbständiges  königliches 
Verordnungsrecht  war  im  17.  Jahrhundert  innerhalb  dieser  Schranken 
noch  als  zulässig  anerkannt.  So  führt  der  Restaurationsjurist  Matthew 
Haie  in  seiner  Analysis,  die  auch  von  Blakestone  als  Grundlage  des  Kom- 
mentars benutzt  wurde,  s.  V.  unter  dem  Titel  »Die  Rechte  des  Königs 
auf  Herrschaft«  (concerning  the  kings  rights  of  dominion  as  power  of 
empire,  p.  8),  das  bekannte  Schema,  in  das  Thomas  Smith  schon  die 

*)  Commons  Journals  IX,  251. 

3)  Commons  Journals  IX,  256. 

2)  Er  wollte  den  Lords  einreden,  daß  sie  die  Remonstration  des  Unterhauses 
als  unberechtigten  Eingriff  in  ihre  Privilegien  zurückweisen  sollten.  Lords  Journals 
XII,  539-543. 

4)  Siehe  Philipp  Williams,  Report  of  the  Proceedings  in  the  Gase  of  King's 
College  v.  Eton  College  (1815),  London  1816. 
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Prärogativeigensoha fl  des  Königs  gebracht  und  eingeteilt  hat,  vor,  um 
innerhalb  dieses  Schemas  die  Prärogativeigensehaft  des  Königs  zu  setzen 
I  The  making  of  law«),  Die  Prärogativeigenschafl  träte  in  drei  Formen 
auf:  Teilnahme  an  der  weltlichen  Gesetzgebung  des  Parlaments,  Teil- 
nah  in-'  ,ni  der  geistlichen  Gesetzgebung  der  oonvocations,  in  welchen  bei- 
den  Fällen  die  Macht  des  Königs  eine  den  parlamentarischen  Körperschaf- 
t<  n  gegenüber  qualifizierte,  aber  k  o  o  r  dinierte  sei.  Die  dritte  Form, 
Recht  /ii  erzeugen  aber  stünde  dem  König  ausschließlich  zu, 
nämlich  durch  Proklamation.  In  dieser  Richtung  sei  die  Machtvoll- 
kommenheit  mehr  absolut  (more  absolute)  und  finde  nur  ihre  Schran- 
ki  d  dann,  daß  der  König  durch  sie  nicht  neues  Recht  schaffen,  keine 
Inden  im:  und  (  hei  l  ragung  vmi  Privateigent  um  vornehmen,  keine  neue 
Strafe  oder  Vorrechtseinbuße  einführen  dürfe.  Aber  selbst  der  größte 
\  -  i  teidiger  der  glorreichen  Revolution,  John  Locke,  hält  ein  Notverord- 
nungsrecht des  K rmitrs  für  unbedingt  zulässig.  In  seinen  »Two  Trea- 
ty.- -im  i \  il  ( iitvernmenl «  l(>S!»  sagt  er:  »Da  die  Gesetzgeber  nicht  in  der 
I  ag<  sind,  alles  vorzusehen  und  durch  Gesetze  vorzusorgen,  was  für  das 

inwesen  von  Nutzen  sein  könnte,  so  ist  der  executor  of  the  laws, 
d.  i.  der  König,  der  die  Macht  dazu  hat,  durch  das  Naturrecht  befugt, 
in  einigen  Fällen,  wo  das  bisherige  Recht  keine  Direktive  gegeben,  Vor- 

/ii  l  i  .  t  tcn.  bis  die  gesetzgebende  Versammlung  passend  berufen 
werden  kann.  Dann  gibt  es  Fälle,  in  denen  das  Recht  keine  Vorsorge 
treffen  kann,  und  diese  müßten  der  Diskretion  des  Königs  überlassen 
bleiben,  daß  er  Anordnung  treffe,  wie  es  das  Gemeinwohl  erheischt«. 
Mit  dit'M-r  lt>t  zteren  Bemerkung  erkennt  auch  Locke  ein  königliches  Verord- 
nungsrerhi  praeter  legem  an,  nur  daß  er  bei  Eingriffen  in  die  Rechts- 
sphäre  des  Individuums  gesetzliche  Ermächtigung  verlangt.  Und  er 
sagt  kurz:    »this  power  to  act  aecording  to  discretion  for 

the  public  g  I,  without  the  prescription  of  the  law,  and  some  times 

even  against  it,  ls  that  which  is  called  prerogative«. 

Uso  Locke  hält  dieses  königliche  Notverordnungsrecht  für  unanfecht- 
bar.  \b»-r  noch  einen  anderen  Teil  der  königlichen  Prärogative  hält  Locke 
unbedingl  aufrecht,  nämlich  das  Recht  des  Vertragsschlusses.  Wie 
Übi  rreste  der  absoluten  Gewalt  der  Tudors  und  Stuarts  erst  durch 
das  parlamentarische  Regime  des  18.  Jahrhunderts  zuerst  gemildert 
und  dann  vollständig  beseitigt  wurden,  wird  im  nächsten  Abschnitt  dar- 
gelegt werden. 

IV. 

Die  äußeren   Reflexe  dieser  Einschränkung  der  königlichen  Prä- 
c  tive,  dieser  Umwandlung  des  absoluten  Königtums  in  das  konsti- 
aelle,  sind  die  Gesetzgebung  über  Hochverrat  und  die  Form  des 
Krönungseides. 

I.  Die  Hochverratsgesetzgebung  hatte  in  der  Zeit  Heinrichs  VIII. 
und  zum  Teil  auch  in  der  Zeit  Elisabeths  ihren  Höhepunkt  erreicht. 
Ein  altes  Gesetz  Edwards  III.  (25  Edw.  III.,  st.  5,  c.  2)  hatte  den  Hoch- 
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verrat  auf  sieben  Fälle  beschränkt  und  war  in  dieser  Beschränkung 
genügend.1) 

Unter  Heinrich  VIII.  wurde  die  Zahl  der  Hochverratsfälle  in  un- 
gemessener Zahl  erweitert.  Es  galt  als  Hochverrat,  zuerst  die  Gültigkeit 
der  Ehe  mit  Anna  Boleyn  in  Zweifel  zu  ziehen  und  dann  sie  zu  vertei- 
digen, ebenso  stand  es  um  die  Ehelichkeit  seiner  Tochter  Elisabeth. 
Es  wurde  als  Hochverrat  erklärt,  ohne  königliche  Lizenz,  eine  Königs- 
tochter oder  ein  Königskind  zu  heiraten,  oder  geschlechtlichen  Verkehr 
mit  ihnen  zu  haben,  desgleichen  mit  der  Schwester,  der  Tante 
oder  Nichte  des  Königs.  Es  wurde  als  Hochverrat  erklärt,  wenn  ein 
Weib  den  König  heiratete,  ohne  selbst  zuvor  keusch  gewesen  zu  sein 
oder  wenigstens  zuvor  dem  König  diese  Tatsache  mitgeteilt  zu  haben. 
Es  galt  als  Hochverrat,  den  Wunsch  auszusprechen,  den  König 
des  Titels,  seiner  Würde  einschließlich  seiner  Würde  als  Oberhaupt 
der  Staatskirche  von  England  zu  berauben  u.  a.  m.  Ja  die  Hochverrats- 
schuld wurde  ausgedehnt  von  Taten  und  Behauptungen  auf  die  bloßen 
Gedanken.  Zu  denken,  zu  glauben,  daß  die  Ehe  mit  Katharina  oder 
Anna  Boleyn  gültig  oder  ungültig  war,  galt  als  Hochverrat.  Mit  Recht 
sagt  ein  Geschichtschreiber  (Lingard  VI,  p.  372),  daß  ein  solches  Be- 
legen von  Meinungen  mit  schweren  Strafen  die  größte  Despotie  be- 
deutete. 

Edward  VI.  räumte  zwar  mit  allen  diesen  Hochverratsfällen  zum 
größten  Teil  auf,  unter  Elisabeth  tauchte  aber  ein  Teil  derselben  wieder 
auf.  Erst  unter  Wilhelm  III.  wird  der  Schwall  der  Hochverratsgesetz- 
gebung wieder  in  ein  ruhiges  Bett  geleitet.  Es  wird  insbesondere  durch 
ein  Gesetz  von  1696  (7  u.  8  Will.  III.,  c.  3)  verlangt,  daß  jede  wegen 
Hochverrats  angeklagte  Person  eine  Abschrift  der  Anklage  erhalten 
müßte  und  sich  durch  Rechtsbeistand  vertreten  lassen  dürfte.  Nur 
wenn  zwei  Zeugen  über  dasselbe  Faktum  des  Hochverrats  vom  Ankläger 
vorgeführt  werden  konnten,  durfte  der  Beschuldigte  verurteilt  werden. 
Der  Beschuldigte  sollte  auch  ein  Verzeichnis  der  Juryrichter  zwei 
Tage  vor  der  Verhandlung  erhalten,  um  einen  Teil  derselben,  der  ihm 
voreingenommen  schien,  ablehnen  zu  können.  Zeugniszwang  zugunsten 
des  Beschuldigten  wurde  ebenfalls  jetzt  erst  eingeführt. 

Um  die  Wohltat  dieses  Gesetzes  zu  ermessen,  sei  damit  der  Rechts- 
zustand vor  der  Revolution  zur  Zeit  der  restaurierten  Stuarts  nach  der 
Bechreibung  eines  zeitgenössischen  Juristen  verglichen  (siehe 
Sir  J.  Hawles  Remarks  upon  Tryals  of  E.  Fitzharris  and  others,  London 
1689,  p.31  f.):  »Ein  Mann  wird  durch  einen  Staatsboten,  ohne  vorherige 
Juryanklage,  welche  nach  Common  Law  vorausgehen  müßte,  ohne  den  An- 
kläger oder  Anklage  zu  kennen,  in  ein  Gefängnis  gesperrt,  kein  Freund  oder 
Verwandter  darf  zu  ihm  kommen.  Er  darf  weder  Feder  noch  Tinte,  Papier 
gebrauchen,  noch  wissen,  weswegen  oder  von  wem  er  angeklagt  ist;  er  muß 
alles  ahnen  und  sich  mit  Gegenbeweisen  versehen,  ohne  den  gegen  ihn  ge- 
führten Beweis  zu  kennen.  Wenn  eine  Person  ihn  berät  oder  ihm  Rechts- 

1)  Siehe  darüber  das  Nähere  in  meinem  Englischen  Staatsrecht  I,  651  f. 

25* 


388  III  Uta  Im.  Der  Kampf  der  absol.  u.  kons  tit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft 

beistand  leistet,  ohne  vordem  Gerichtshof,  vor  dem  verhandelt  werden 
soll.  besteUl  /u  Bein,  so  wird  sie  strafbar  .  .  .  Wenn  der  Gefangene 
einen  Re<  btsbeistand  für  eine  Rechtsfrage  wünscht,  .  .  .  muß  der  no- 
minierte  inwall  Boforl  argumentieren  und  der  (lerielitshof  sofort  sein 
l  rteil  darüber  abgehen  ohne  vorherige  Überlegung.  Der  Gefangene 
hat  wohl  die  Freiheit,  25  Geschworene  ein  für  allemal  abzulehnen, 
und  auch  mehr,  wenn  er  Grund  hiefür  hat,  aber  er  darf  nicht  vorher 
wissen,  wei  die  Jury  bildet.  Aber  des  Königs  Anwalt  muß  eine  Namens- 
listi  haben.  Der  Beschuldigte  und.»  anhören,  wie  alle  Zeugen  vorgeführt 
werden,  um  seine  Schuld  zu  beweisen;  aber  er  selbst  darf  nicht  auf  die 
Aussagen  dei  einzelnen  Zeugen  eingehend  antworten,  denn  das  hieße 
jb  ii  Beweis  des  Königs  durchbrechen*  (for  that  is  breaking  in  up  on 
thi  king's  i  vidence,  as  LI  ls  called),  trotzdem  mehrere  Stunden  darüber 
id.  i.  über  der  Beweisaufnahme  des  Kronanwalts)  vergehen,  wie  es  in  den 
meisten  Staatsprozessen  zu  geschehen  pflegt.  Er  darf  keine  Per- 
Bonen  an  das  erinnern,  was  sie  gegen  ihn  beschworen  und  worauf 
ei  eil  antworten  vergessen  hat.  Da  ist  eine  Einberufung  aller  Per- 
gegen  ihn  unter  Eid  auszusagen  haben,  keine  von  Personen, 

inen  Gunsten  sprechen  sollen.  So  viele  Rechtsbeistände,  als  man 
nur  mieten  will,  sind  gegen  ihn  gestattet,  keiner  zu  seinen  Gunsten. 
\\  nn  in. in  diese  I  mstände  bedenkt,  ist  es  ein  wahres  Wunder,  wie  ein 

ner  tnil  blauem  Auge  davon  kommen  kann«.  —  Das  war  die 
dm  im  Staatsprozesse,  das  die  rechtliche  Stellung  des  Beschul- 
digten.   Die  oben  angeführte  Akte  Wilhelms  III.  schuf  die  nötige  Abhilfe 
Hochverratsstaatsprozesse,  eine  Akte  (20  Geo.  IL,  c.  30)  dehnt  diese 
Abhilfe  auf  Klagen  des  impeachment  aus.    Seit  einem  Gesetz  Annas 
(7  ^nne,  c.21,  s.  14)  besteht  auch  die  Verpflichtung,  die  Liste  der  Kron- 

dem  Beschuldigten  mindestens  10  Tage  vor  der  Hauptverhand- 
lung  mitzuteilen,  in  allen  Fällen  von  Hochverrat. 

2.  Der  K  rönungseid  enthielt  noch  die  alte  Formel  des  Mittel- 
alter-, wonach  der  König  zu  schwören  hatte,  daß  er  alle  Rechte  auf- 
re<  titerhalten  wollte:  »quas  vulgus  elegerit«  oder  »les  quels la  communaute 

pe  roiaume  aura  esleu.«  Aber  schon  Heinrich  VIII.  hatte 
Änderungen  an  dem  Krönungseid  vorgenommen,  in  welchen 
er  Nachdruck  darauf  legte,  daß  der  König  nur  die  Gesetze  halten  wolle, 
denen  er  zugestimml  hatte  und  die  nicht  seiner  königlichen  Prärogative 
abträglich  wären,  hie  Klausel  mit  den  hier  in  Klammern  angeführten, 
vom  König  selbst  «-ingesel  zlcn  W  orten  lautete:  »and  that  he  shall 
graunte  h.  hold  the  laws  and  (approvyd)  customes  of  the  realm  (law- 
tiil!  and  not1  prejudicial  to  his  crowne  or  imperiall  duty),  and  to  his 
power  kepe  bhem  and  affirm  them  which  the  (nobles  and)  people  have 
made  and  chosen  (with  his  consent).« 

Unter  Karl  [.  wurde  die  KrönungsformeJ  zugunsten  des  Abso- 
lutismus derart  modifiziert,  daß  der  König  nur  versprach,  die  Gesetze 
zu  halten,  nicht  welche  das  Volk  »gemacht  und  gewählt  hatte«, 
sondern  welche  das  Volk  »hat«.  Erzbischof  Laud  war  angeklagt,  daß 
er  dem  König  zu  dieser  Formel  geraten,  also  mit  dem  Krönungseid  Miß- 
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brauch  getrieben  habe.  Doch  hatte  schon  Edward  VI.  ebenfalls  diese 
Formel  in  dem  Krönungseid.  Es  war  eben  unter  Karl  I.  auch  dieses 
Gebiet  ein  Gegenstand  des  Kampfes  geworden,  und  als  nach  der  Re- 
volution der  Krönungseid  von  neuem  abgefaßt  wurde  durch  Gesetz 
(1  Will,  and  Mar.,  c.  6),  wurde  darin  die  Formel  aufgenommen,  daß  der 
König  sein  Volk  zu  regieren  verspreche  nach  den  Gesetzen,  die  im 
Parlament  beschlossen  worden,  und  nach  dem  Recht  und  den  Ge- 
wohnheiten desselben.  Die  neue  Formel  nahm  den  Platz  der  alten 
Formel  ein,  »leges  quas  vulgus  elegerit.«  In  dem  neuen  Krönungseid 
kam  noch  hinzu,  daß  der  König  die  protestantische  Religion  aufrecht- 
erhalten und  ihrem  Klerus  und  der  Kirche  alle  ihre  Privilegien  er- 
halten wolle. 
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\  Complete  Collection  of  the  Protests  of  the  Lords,  ed.  Rogers  1875,  voll 
and  voL  IL 

Im  Ausgange  des  L6,  Jahrhunderts  sagte  Sir  Thomas  Smith  in 
seinem  Buch  De  Republica  Anglorum,  Iii).  II,  c.  L:  »Die  höchste  und 
absolute  Gewali  im  Königreich  ruht  im  Parlament.  All  das,  was  durch 
Beine  Zustimmung  erlassen  ist,  wird  als  fest,  stabil  und  heilig  bezeichnet 
und  ist  recht.  Das  Parlamenl  änderl  alte  Gesetze  ab,  macht  neue, 'gibt 
Anordnungen  Für  vergangene  Dinge  und  für  zukünftige,  ändert  Recht 
und  Besitz  von  Privatpersonen,  legil imicri  Rastarde,  etabliert  Reli- 
gionen, linderl  Vlaß  und  Gewicht,  bestimmt  die  Thronfolgeordnung, 
definiert     weifelhafte  Rechte,  über  welche  kein  Recht  gemacht  ist, 

immt  die  Beihilfen,  Abgaben,  Taxen  und  Auflagen,  erteilt  Pardon 
und  Absolution,  restaurierl  als  der  oberste  Gerichtshof  das  Blut  eines 
i<  Ii  Toten  und  seinen  Namen,  verurteilt  oder  absolviert  alle,  die 

I \ < •  1 1 1 lt  vors  Gerichl  gestellt  hat.  Um  es  kurz  zu  sagen:  all  das,  was 
Üsche  Volk  entweder  in  seinen  Zenturiatskomitien  oder  Tribut- 
komitien  tun  konnte,  dasselbe  kann  das  Parlament  von  England  tun, 

des  das  ganze  Reich  repräsentiert  und  Gewalt  hat  für  das  ganze 
sowohl  für  sein  Haupt  als  für  seinen  Körper,  denn  jeder  Eng- 
lands wird  als  dann  anwesend  gedacht,  entweder  in  Person  oder  durch 
Stellvertreter  < 'der  lievollmaehligle,  welchen  Standes,  welcher  Würde 
Eigenschaft  er  auch  immer  teilhaftig  sein  möge  vom  König  herab 
bis  zur  niedrigsten  Person  in  England,  und  die  Zustimmung  des  Par- 
laments  wird  als  die  Zustimmung  von  jedermann  angesehen.« 

W  '■iitiLrlfh  Ii  dii->r  Reschreibung  des  englischen  Parlaments  zu  Be- 
ginn  der  Neuzeil  nn1  er  den  Tudors  bloß  eine  Fiktion  ist,  unter  den  Nach- 
fi  Igern  wird  sie  eine  sehr  ernste  Realität.  Das  wird  im  folgenden  zu 
zeigen  sein. 

I.  Die  juristische  Natur  des  Parlaments. 

\\  ie  wir  wissen,  hat  schon  im  Mittelalter  die  Ausbildung  der  Organ- 
qualitäl  des  Parlaments  s1  abgefunden,  d.  h.  die  Auffassung,  daß  das 
Parlamenl  Träger  des  Gemeinwesens  im  Reiche  sei.  Thomas  Smith 
_ril  i  für  die  Tudors  in  den  markanten  Ausdrücken  oben  klares  Zeugnis  ab. 
Das  Parlamenl  is1  demnach  nicht  bloß  Staatsorgan,  sondern  Reprä- 
sentativorgan, es  repräsentiert  die  Gesamtheit  des  englischen  Volks 
K.önig  herab  bis  zum  niedrigsten  Mann.  Wir  haben  auch  schon  in 
der  vergangenen  Periode  feststellen  können,  daß  der  Prozeß  der  Verselbst- 

di'_ruiiL'  d»-  l  'nl erda ii-j-s  <fegem'il)er  dem  Oberhaus  am  Ausgang  des 
Mittelalters  nahezu  vollendel  ist.  In  der  Zeit  der  Tudors  ist  er  vollstän- 
_'  schlössen,  her  Jurist  Dyer  sagte  zur  Zeit  Heinrich  VIII.: 
»parliamenl  consists  of  three  parts,  the  king  as  the  head,  the  lords 
as  the  ebiei  and  principal  members  of  the  body  and  the  commons  as 
flu-  inferior  memher-M'  (eil.  hei  Pike  a.  a.  O.  p.  327). 
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Besonders  klar  ist  diese  Entwicklung  bei  Coke  (4.  Inst.),  der  (p.  2) 
das  Parlament  bezeichnet:  1.  als  Staatsorgan,  das  mit  Rechten  begabt 
und  die  große  Korporation  des  Landes  ist  (»and  the  king  and 
these  three  estates,  are  the  great  Corporation  or  body  politic 
of  the  kingdome«),  2.  als  obersten  Gerichtshof  des  Landes:  »si  anti- 
quitatem  spectes  est  vetustissima,  si  dignitatem,  est  honoratissima, 
si  jurisdictionem,  est  capacissima«.  Innerhalb  des  höchsten  Gerichts- 
hofes ist  das  Unterhaus  die  große  Anklagejury  des  Reiches  (»the  general 
inquisitors  of  the  realm«),  weil  es  ähnlich  wie  die  Grafschaftsjury  aus 
allen  Teilen  des  Reiches  kommt  (»Coming  out  of  all  the  parts  thereof«). 
Der  Gedanke,  daß  das  Parlament  Gerichtshof  sei,  wird  von  ihm  der 
ganzen  Interpretation  der  parlamentarischen  Geschäftsordnung  und 
der  sog.  Parlamentsprivilegien  zugrunde  gelegt  (4.  Inst.  p.  15). 

Wie  sehr  der  Gedanke  des  Gerichtshofs  bei  ihm  jede  andere  Charak- 
teristik des  Parlaments  überwiegt,  geht  bezeichnend  aus  der  Kritik  des 
Falls  einer  bill  of  attainder  hervor,  wo  der  so  durch  Gesetz  Verurteilte 
bei  der  Verhandlung  über  das  Gesetz  nicht  anwesend  ist.  Obwohl  Coke  nun 
der  Ansicht  ist  (a.  a.  0.  p.  37),  daß  die  einmal  festgelegte  act  of  attainder 
Gesetz,  also  unanfechtbares  Recht  sei,  meint  er  doch  mit  Berufung 
auf  alte  Rechtssprüche,  »daß  der  hohe  Gerichtshof  des  Parlaments 
den  unteren  Gerichten  zum  Vorbild  dienen  müsse.  Kein  Untergericht 
dürfe  dies  (d.  h.  Personen  in  ihrer  Abwesenheit  verurteilen)  tun,  also 
auch  nicht  das  Parlament  (»and  no  inferior  court  could  do  the  like; 
and  they  thought  that  the  high  court  of  parliament  would  never  do  it«). 
Coke  schwankt  hier,  wie  wir  sehen;  die  Gesetzgebungsfunktion  des 
Parlaments  will  er  noch  nach  den  Normen  der  alten  richterlichen  Funk- 
tion beurteilen,  kommt  aber  dabei  natürlich  mit  den  Tatsachen  in  Kol- 
lision. So  sehr  ist  in  ihm  der  Gedanke,  das  Parlament  sei  Gerichtshof, 
festgewurzelt. 

Nach  Coke  ist  jedes  der  beiden  Häuser  des  Parlaments  Staatsorgan 
und  beide  Häuser  zusammen.  Er  sagt  a.  a.  0.  p.  23:  »and  it  is  to  be 
known,  that  the  lords  in  their  house  have  power  of  judicature  and  the 
commons  in  their  house  have  power  of  judicature  and  both  houses 
together  have  power  of  judicature«;  und  p.  27:  »nota,  the  house  of 
commons  is  to  many  purposes  a  distinct  court«. 

Dies  die  Entwicklung  des  Parlaments  bis  zu  Cokes  juristischer 
Formulierung.  Das  Parlament  ist  ein  aus  zwei  Häusern  bestehendes, 
mit  Rechten  ausgestattetes  Staatsorgan,  nämlich  der  hohe  Gerichts- 
hof des  Landes,  wobei  auch  jedes  der  beiden  Häuser  für  sich  Staats- 
organ in  gewissen  Fällen  sein  kann.  Es  ist  die  große  Korporation  des 
Reichs  mit  Rechten.  Wem  gegenüber  ?  Nicht  dem  Könige ;  nur  den 
andern  Untertanen  gegenüber.  Daher  heißen  diese  Rechte  privileges, 
Parlamentsprivilegien,  die  den  gewöhnlichen  Privilegien  der  Richter 
und  Gerichtshöfe  nachgebildet  sind.  Coke  spricht,  da  er  in  der  Zeit 
vor  der  großen  Revolution  schreibt,  nicht  von  Rechten  des 
Parlaments  dem  Könige  gegenüber.  Bezeichnend  für  seine  Auffassung 
ist  die  Tatsache,  daß  er  nicht,  wie  die  Juristen  der  nachrevolutionären 
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Zeit,  das  Parlament  dem  König  gegenüberstellt,  sondern  aus- 
drüeklieh  sagt,  das  Parlament  bestünde  ans  dem  König  und 
den  drei  Mauden.  Wenn  Coke  auf  das  Verhältnis  des  Par- 
laments .  um  König  /u  sprechen  kommt,  dann  vergleicht  er  es  mit  einem 
l  hrwerk,  das  manche  Kader  und  manche  Federn  habe,  so,  daß  das  klei- 
das  größere  bewegen  111111'..  aber  alles  nach  seinem  Ort,  seiner  Art,  und 
eigentümlichen  Bewegung;  wenn  die  Bewegung  der  kleineren  versage, 
werde  auch  die  der  größeren  gehindert  (a  Inst.,  p.  2:  »and  this 
öourt  is  aptlj  resembled  t<>  a  eluek  which  hath  within  it  many  wheels, 
and  iminv  motions,  all  as  well  Ihe  lesser  as  the  greater  must  move,  but 
after  their  proper  manner,  place,  and  motion;  if  the  motionof  the  lesser 
be  hindred,  it  will  hinder  the  motion  of  the  greater«.)  Also  ein  Bild 
-  t  ;t  t  t  .in  !•  j  u  r  i  3  t  i  B  e  Ii  e  n  Konstruktion,  die  er  sich 
für  gewöhnlich  nicht  mitgehen  läßt.  Um  zu  ihr  zu  gelangen,  hätte  er 
.an  Zeitgenosse  Rlaekslones  sein,  d.  Ii.  nach  der  großen  Revolution 
laben  müssen, 

II.  Die  Zusammensetzung  des  Parlaments. 

1.   Das  Oberhaus. 

/.u  Beginn  der  Neuzeit,  unter  Heinrich  VII.,  sitzen  darin  2  Erz- 
:  -  höfe,  L9  Bischöfe,  28  Äbte,  zusammen  49  geistliche  Lords.  Nach 
di  1  Auflösung  der  Klöster  unter  Heinrich  VIII.  verschwinden  die  Äbte, 
doch  kommen  sechs  neue  Bischofssitze  hinzu,  und  ihre  Träger  sind  Mit- 
glieder  des  Oberhauses.  Im  Jahre  1550  betrug  die  Zahl  der  geistlichen 
Lords  jedoch  nur  26. x)  Zur  Zeit  der  Tudors  wächst  allmählich  die  Zahl 
der  weltlichen  Lords,  indem  ein  neuer  Beamtenadel  neben  die  alte 
p<  rage  tritt.  Die  Zahl  der  weltlichen  Lords  ist  in  dieser  Zeit  ungefähr  50. 
Mit  Jakob  I.  wächst  die  Zahl  der  weltlichen  Lords  immer  mehr.  Zu  Be- 
ginrj  Bi  iner  Regierung  sitzen  82  weltliche  Peers  im  Parlament,  im  Ausgange 
Beini  r  Regierung  96.  Im  ersten  Parlament  Karls  I.  sitzen  97  weltliche 
!  ps,  im  ersten  Parlament  seines  Sohnes  Karls  II.  sitzen  142,  unter 
Jakob  II.  sogar  L45.  Die  Verleihung  der  peerage  ist  um  die  Zeit  als 
politische  Belohnung  im  höchsten  Maße  geschätzt.  Unter  Jakob  I. 
und  K  ol  I.  war  sie  sogar  ein  käuflicher  Artikel  zur  Aufbesserung 
der  königlichen  Finanzen2)  Bei  dieser  Auffassung  und  in  Anbetracht 
der  Tatsache,  daß  die  peerage  nunmehr  bloß  ein  Ehrentitel  wird, 
is1  es  oichl  zu  verwundern,  wenn  die  Gerichte  um  die  Zeit  endgültig 
aussprechen,  daß  die  peerage  unabhängig  ist  von  dem  Besitz  von 
Grund  und  Boden.  I  )ie  sog.  peerage  bytenure  ist  damit  beseitigt.  Im  Ober- 
Ii,  t  l:,  winnen  infolge  ihrer  Überzahl  die  weltlichen  Lords  die  Vor- 
herrschaft Bchon  unter  den  Tudors  und  den  ersten  Stuarts.  Im  Jahre 
1642  durch  ein  vom  Könige  am  15.  Februar  sanktioniertes  Gesetz 
werden    die    geistlichen  Lords    überhaupt    vom  Parlament  ausge- 


Maitland,  Const.  History  238. 
2)  Siehe  Firth  a.  a.  O.  ch.  I. 
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schlössen.1)  Während  des  Bürgerkrieges  ist  die  Zahl  derjenigen  Lords, 
welche  der  Revolution  sich  anschließen,  sehr  gering.  Das  Oberhaus  zählt  da- 
mals ungefähr  13  Mitglieder.  Am  4.  Januar  1649  beschließen  die  Commons, 
»daß  das  Volk  Englands  unter  Gott  stehe  als  der  ursprünglichen  und 
allein  gerechten  Gewalt,  und  daß,  was  auch  immer  von  den  Commons 
im  Parlament  befohlen  und  für  Recht  erklärt  ist,  die  bindende  Kraft 
eines  Gesetzes  habe,  obwohl  es  ohne  Zustimmung  und  Konkurrenz  des 
Königs  oder  der  Peers  beschlossen  worden  sei.«  Am  6.  Februar  sitzen 
die  Lords  zum  letztenmal  im  Parlament.  Denn  an  demselben  Tage 
beschließen  die  Commons,  ein  Oberhaus  sei  nutzlos  und  gefährlich, 
trotzdem  Cromwell  dagegen  ist2).  Am  19.  März  des  Jahres  1649  ergeht 
ein  Gesetz,  das  einzig  und  allein  von  den  Commons  beschlossen  ist  und 
das  das  Haus  der  Peers  abschafft.  Sie  verlieren  nun  alle  ihre  Privilegien 
(Immunität  gegen  Verhaftung  und  namentlich  das  judicium  parium). 
Jedoch  dürfen  sie  in  das  Unterhaus  und  in  den  Staatsrat  gewählt  werden3). 
Cromwell  beruft  1658  als  Protektor  ein  »Other  House4)«,  das  sogar  unter 
seinem  Sohn  »Upper  House«  genannt  wird,  aber  durch  den  Staatsstreich 
(vom  22.  April  bis  7.  Mai  1659),  der  das  Protektorat  beseitigt,  auch  hinweg- 
gefegt wird.  Mit  der  Restauration  ziehen  (1660)  nicht  bloß  die  welt- 
lichen Lords  nach  einem  Zwischenraum  von  11  Jahren  wieder  ins  Par- 
lament, sondern  auch  die  geistlichen  Lords  werden  durch  das  zweite 
Parlament  Karls  II.  wieder  in  ihre  Würden  als  Teilhaber  an  der  Ober- 
hausberatung und  Beschlußfassung  gesetzt. 

2.  Die  Zusammensetzung  des  Unterhauses. 
Die  Zusammensetzung  des  Unterhauses  erfährt  in  der  neuen 
Zeit  eine  bedeutende  Verstärkung  durch  die  Inkorporierung  von 
Wales  1535  (27  Henr.  VIII.,  c.  26).  Die  Grafschaft  Monmouthshire 
wird  nun  eine  englische  Grafschaft  und  sendet  zwei  Mitglieder  ins 
Parlament  und  zwei  für  die  Stadt  Monmouth.  Jede  der  12  Grafschaften 
von  Wales  entsendet  einen  Abgeordneten  zum  Parlamente,  und  11  Städte 
von  Wales  senden  ebenfalls  je  einen  Abgeordneten.  Auch  das  Palatinat 
von  Chester,  welches,  wie  wir  wissen,  1543  in  den  englischen  Staat  in- 
korporiert wurde  (34  und  35  Henr.  VIII.,  c.  13),  erhielt  für  die  Grafschaft 
Chester  zwei  Mitglieder  des  Parlaments,  für  die  Stadt  Chester  zwei  Abgeord- 
nete. Nur  Durham,  das  andere  Palatinat,  das  ebenfalls  1536  zum  größten 
Teil  inkorporiert  wurde,  erlangte  erst  seit  der  Restauration  der  Stuarts 
parlamentarische  Vertretung  im  englischen  Unterhaus  durch  ein  Gesetz 
von  1672,  nämlich  zwei  Abgeordnete  für  die  Grafschaft  Durham  und 
zwei  Abgeordnete  für  die  Stadt  Durham.  Für  kurze  Zeit  kam  auch  das 
französische  Calais,  das  damals  englische  Besitzung  war,  mit  einem 


x)  Die  Gründe  der  Ausschließung  siehe  bei  Verney,  Notes  of  Proceedings  in 
the  Long  Parliament  (Camden  Soc.  O.  S.  Nr.  31),  p.  82  f.  Der  aus  dem  Presbyterianis- 
mus  hergeleitete  (Punkt  9)  ist  der  maßgebendste. 

2)  Firth  a.  a.  O.  p.  213. 

3)  Firth  a.  a.  O.  p.  221  ff. 

4)  Firth  a.  a.  O.  p.  248  ff. 
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Repräsentant  oh  ms  l'nterhaus,  aber  seit  Maries  Zeiten  verschwand 
ehemaliger  Herrlichkeil  aus  dem  englischen  Herrschaf ts- 

ii  h.  I  ater  den  Tudors  und  namentlich  unter  den  Stuarts  wuchs 
die  Zahl  der  städtischen  Abgeordneten  im  Parlament.  Es  wurde  ein 
beliebtes  Mittel,  Städte,  von  deren  Loyalität  man  sich  zuvor  über- 

t  hatte,  mit  Vbgeordnetenmandaten  zu  beschenken.  Heinrich  VIII. 

ente  Bich  dieses  Mittels  nur  sein'  sparsam,  er  stattet  mit  solchem 
Wahlrecht  nur  Fünf  Städte  aus.  Edward  VI.  fügte  schon  48  neue  städti- 
sch Abgeordnete  hinzu,  Marie  21,  Elisabeth  60,  Jakob  27.  Die  Zahl 
der  Mitgliedei  des  I  nterhauses  stieg  unter  Jakob  auf  467  Mitglieder. 
Während  des  Langen  Parlaments  L640  betrug  die  Mitgliederzahl  504. 
Das  Restaurationsparlament  von  L664  hatte  507  Mitglieder,  das  von 
1679  513  Mitglieder.   Während  die  Zahl  der  (iral'schaftsmitglieder  un- 

ndert  blieb,  wuchs  die  der  Städte  eben  durch  Verleihung  von  Wahl- 
berechtigungen  an  sie  krall  königlicher  Prärogative  immer  mehr  an. 
Seit  Karl  II.  hört  diese  \ usü hu ng  köni glicher  Prärogative  auf,  denn  die 

oions  beginnen  mit  der  Zeit  sehr  eifersüchtig  auf  die  Wahl  ihrer 
Kollegen  und  auf  ihre  eigene  Zusammensetzung  zu  blicken.  Sie  nehmen, 
wie  wir  bald  sehen  weiden,  das  Recht  in  Anspruch,  selbst  zu  entscheiden, 
oh  eine  Stadt  die  Berechtigung  hat,  Abgeordnete  zu  entsenden  oder 
nicht.  Das  Recht,  Vertreter  ins  Parlament  zu  entsenden,  früher  eine 
lästige  Pflicht,  wird  nun  ein  begehrtes  Recht.  Und  so  übt  Karl  II. 
zum  letztenmal  seine  königliche  Prärogative  im  Falle  der  Stadt  Newark 
in-.  I  las  I  fnterhaus  protestiert  dagegen,  da  das  Recht  im  Unterhaus 
/u  sprechen  nur  vom  Unterhause  selbst  autorisiert  werden  könne,  und 
der  Vertreter  von  Newark  muß  von  da  ab  dem  Unterhaus  fernbleiben 
(Pari.  bist.  [V,  p.  594).  Erst  1678  entscheidet  das  Unterhaus  mit  125 
gegen  73  Stimmen,  daß  die  zwei  für  Newark  gewählten  Vertreter  un- 
zweifelhaft das  Recht  hätten,  im  Unterhaus  Platz  zu  nehmen.  Frei- 
lich is1  der  Satz,  daß  der  König  keine  Wahlkreise  schaffen  könne,  selbst 
nach  der  Restauration  noch  nicht  ganz  sichergesetellt.  John  Locke 
sagt  in  seinen  Treatises  on  civil  government  in  Kapitel  13:  daß,  wenn  das 
Unterhaus  sich  nicht  selbst  reformiere,  der  König  es  reformieren  könne. 
John  Locke  lebl  eben  in  einer  Zeit  der  konstitutionellen  Monarchie, 
die  die  Endentscheidung  bei  allen  wichtigsten  Staatsakten  nur  in  dem 
König  erblickt.  Wenn  man  nun  noch  die  Vertretung  der  zwei  Univer- 
sitäten  seil  Jakob  [.  hinzurechnet,  ergibt  sich  für  die  Zeit  der  Restau- 
ration  etwa  die  G  e  samtzahl  von  513  Unterhausmitgliedern,  und  zwar 
24  für  Wales,  S(  1  für  die  englischen  Grafschaften,  4  für  die  Universitäten 
und  die  übrige  Zahl  für  die  englischen  Städte.  Seit  Anna  kommen 
noch  i5  Mitglieder  für  Schottland  hinzu.  Wie  sehr  dieses  Unterhaus 
au!  den  sog.  faulen  Städten,  den  rotten  boroughs,  bei  einer  willkür- 
lichen Wahlvertretung  ruhte,  geht  am  besten  aus  dem  Vergleich  hervor, 
den  wir  mit  dem  Cromwellschen  Parlament  von  1656  machen  können, 

Schottland  und  England  ebenfalls  im  Parlament  vertreten  waren. 
Damals  bestand  das  Cromwellsche  Parlament  aus  464  Mitgliedern, 
375  für  England,  29  für  Wales,  29  für  Schottland  und  31  für  Irland. 
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Trotzdem  Schottland  und  Irland  mit  vertreten  waren,  betrug  die  Ge- 
samtzahl der  Unterhausvertreter  unter  Cromwell  nicht  viel  weniger 
als  in  der  Zeit  des  restaurierten  Parlaments,  wo  Schottland  und  Irland 
nicht  vertreten  waren.  Was  die  Wahlberechtigung  zum  Unterhaus 
anlangt,  so  blieb  dieselbe  wie  am  Ausgange  des  Mittelalters  für  die 
Wähler  in  den  Grafschaften  an  einen  Grundbesitz  von  40  sh  Reinertrag 
geknüpft.  In  den  Städten  hingegen  herrschte  die  größtmöglichste 
Verschiedenheit,  die  seit  der  Restauration  noch  dadurch  verstärkt 
wurde,  daß  das  Unterhaus  selbst  in  die  Hand  nahm  zu  entscheiden, 
welche  Klasse  von  Bürgern  in  den  verschiedenen  Städten  wahlberechtigt 
sei.  Anfangs  hatte  unter  der  Restauration  das  Königtum  es  versucht, 
die  Wahlberechtigung  in  den  Städten  durch  Reform  der  Stadtverfassung 
immer  mehr  einer  Oligarchie  in  die  Hände  zu  spielen.  Unter  Karl  II. 
war  es  der  berüchtigte  Jeffreys,  der  als  Lord  Oberrichter  eine  Menge 
von  Charten  kassierte.  Das  Mittel  hierzu  bot  der  Grundsatz  des  Rechts, 
daß,  wenn  eine  Stadt  ihre  Charten  mißbraucht,  sie  derselben  verlustig 
werde.  Nun  behauptete  man  dies  für  eine  Reihe  von  Städten,  und 
diesem  Angriff  fiel  auch  die  alte  Stadtverfassung  der  City  von  London. 
Viele  Städte  erklärten  aus  Furcht,  ihre  Stadtverfassungen  überhaupt 
kassiert  zu  sehen,  daß  sie  sie  dem  Könige  zurückgeben  wollten,  um  von 
seiner  Hand  neue  Verfassungen  zu  erhalten.  Diese  Verfassungen  waren 
allerdings  derart,  daß  sie  den  oligarchischen  Charakter  des  Stadtre- 
giments immer  mehr  verstärkten.  Hierdurch  erlangte  Karl  IL  ein  serviles 
Parlament.  Nach  der  Revolution  von  1688  änderte  sich  dieses  Bild  ein 
wenig.  Das  Urteil  gegen  die  City  von  London  wurde  1690  durch  Gesetz 
für  ungültig  erklärt.  Eine  große  Zahl  von  Städten,  welche  ihre  Charten 
ausgeliefert  und  dagegen  neue  erhalten  hatten,  erlangten  ihre  alte  Ver- 
fassung wieder,  in  manchen  Fällen  aber  wurde  die  Übergabe  und  die 
neue  städtische  Verfassung  als  rechtmäßig  angesehen.  Jedenfalls 
blieb  der  obligarchische  Charakter  dieser  Stadtverfassungen  selbst 
nach  der  Revolution  erhalten  und  wurde  von  dem  Unterhaus,  das  nun- 
mehr durch  die  Wahlprüfungen  selbst  zu  entscheiden  hatte,  immer  mehr 
ausgebildet.  Nun  entstanden  die  rotten  boroughs,  diese  faulen  Städte, 
die  ganz  in  der  Hand  eines  großen  benachbarten  Grundbesitzers  oder 
eines  Finanzbarons  standen.  Wie  sehr  die  Revolution  an  diesem  oli- 
garchischen Charakter  der  Städte,  insbesondere  der  Wahlstädte,  nichts 
änderte,  geht  am  besten  aus  Lockes  oben  zitierter  Schrift  hervor. 
Kapitel  13  sagt  er:  »Wir  sehen  da  den  bloßen  Namen  einer  Stadt,  wovon 
nichts  mehr  vorhanden  ist  als  Ruinen,  wo  kaum  eine  menschliche  Woh- 
nung ist,  höchstens  ein  Schäferhaus,  kaum  mehr  Einwohner  als  in  einer 
Schafherde  zu  finden  sind,  und  die  entsenden  so  viel  Repräsentanten 
in  die  große  Versammlung  der  Gesetzgeber  wie  eine  ganze  Grafschaft, 
die  reich  an  Bevölkerung  und  an  Vermögen  ist.  Davor  stehen  die  Frem- 
den ganz  erstaunt  still.« 

Der  oligarchische  Verfassungscharakter  der  Städte  drückte  natür- 
lich dem  ganzen  Wahlrecht  zum  Parlament  ebenfalls  einen  oligar- 
chischen Charakter  auf,  der  nun  dadurch  verstärkt  wurde,  daß  unter 
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\uiui  Im  Jahre  L710  durch  Gesetz  (9  Anne,  c.  ö)  für  das  passivo  Wahlrecht 
oder  die  Fähigkeit,  als  Vbgeordneler  im  l'nterhause  zu  sitzen,  ein 
besonders  hoher  Census  verlangl  wurde.  Es  wurde  nämlich  bestimmt, 
daß  der  gewählte  Abgeordnete,  wenn  er  \ erl rel er  der  Grafschaft  war, 
Grundbesitz  im  jährlichen  Keinerlrag  von  (>00  Pfund  Sterling,  wenn 
»ürger  war,  Grundbesitz  im  jährlichen  Reinertrag  von  300  Pfund 

ingzueigei  itzen  müsse.  Die  üblen  l^i'l'ahru  ni^ni,  die  das  Parlament 
unter  den  Stuarts  mi1  den  Beamten,  die  in  seiner  Mitte  als  Abgeord- 
netc  saßen,  gemacht  halle,  veranlagen  eine  Bestimmung  der  Act 
ol  settlement,  wonach  mil  »lern  Augenblick,  wo  das  Hans  Hannover 
auf  den  Thron  kommen  sollte,  keine  Person,  die  ein  Amt  vom  König 
innehatte    oder    eine    Pension     von    der    Krone    bezog,    fähig  war, 

ied  des  I  nterhauses  zu  sein.  Wäre  diese  Bestimmung,  die  1705 
aufgehoben  winde,  dauernd  zum  Rechtssatz  erhüben,  dann  wäre  das 
imen tarische  System  unmöglich  gemacht,  dann  hätte  kein  Beamter 
und  auch  kein  Minister  im  Unterhause  Platz  nehmen  dürfen,  und  es 
wäre  niemals  dazu  gekommen,  was  das  Wesen  der  parlamentarischen 
R  erung  heute  ausmacht,  uämlioh,  daß  die  Unterhausmajorität 
dem  Könige  seine  Minister  nominiert.  Welche  Bedeutung  nun  die 
Aufhebung  dieser  Bestimmung  der  Act  of  settlement  für  die  parla- 
mentarische  Bedeutung  der  Regierung  in  England  überhaupt  hatte, 
wird  noch  später  darzulegen  sein. 

III.  Das  Verfahren  im  Parlament. 

Die  Geschichte  des  parlamentarischen  Verfahrens  ist  erfüllt  von 
dem  Bestreben,  sich  aus  den  mittelalterlichen  Formen,  in  welche  das 
parlamentarische  Verfahren  durch  seinen  Charakter  als  Prozeßver- 
fahren  eingeschnürt  war,  zu  befreien.  Um  es  kurz  zu  sagen,  es 
galt,  »'in  Prozeßverfahren  in  ein  moderner  Ge- 
b  e  1  z  g  e  b  u  n  g  angepaßtes  Verfahren  umzuwandeln. 

Daß  das  alte  Parlamentsverfahren  vorwiegend  Gerichtsver- 
fahren  war,  is1  keine  bloß  auf  England  beschränkte  Eigentümlichkeit. 
Wir  finden  sie  auch  in  Deutschland  im  Verfahren  des  alten  Reichs- 
S<  äagl  I  b  i  n iann  Ehrenberg  in  seiner  Studie  »Der  deutsche  Reichs- 
E  M  den  Jahren  1272  bis  1378«1)  (Seite  57):  »Die  entscheidende  Ab- 
stimmung  ging  nach  Art  der  gerichtlichen  Urteilsfindung  vor  sich.  Der 
König,  oder  wer  s<  »nstiger  Antragsteller  war,  stellte  die  Frage  oder  bat 
um  Entscheidung;  es  winde  eine  Antwort  erteilt,  und  der  Reihe  nach, 
gaben  die  einzelnen  ihre  Stimme  ab«.  Die  Tatsache  des  Beschlusses 
w  ind-  mil  »sententiatum  existit  coram  nobis«  bezeichnet. 

Ganz  dasselbe  finden  wir  auch  in  England  und  als  Überrest  die  bis 
au!  den  heutigen  Tag  übliche  Fragestellung,  um  einen  Beschluß  her- 

inhren.  v  i'jl*  e  til >.ii  der  alten  mittelalterlichen  Urteilsfindung. 
Daß  dies  letztere  in  England  auch  so  aufgefaßt  wurde,  beweist  die  Tat- 
sache, daß  aoch  in  der  Zeit  der  Königin  Elisabeth  die  dritte  Lesung 


1   Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  9. 
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einer  Bill  als  Judicium  bezeichnet  wurde.  Doch  hatte  seit  Heinrich  VII. 
schon  insofern  eine  Umwandlung  des  alten  Prozeßverfahrens  in  das 
moderne  gesetzgeberische  Verfahren  stattgefunden,  als  Gesetzentwürfe 
nicht  mehr  in  der  Form  der  Petition  eingebracht  zu  werden  pflegten, 
sondern  in  Form  der  Bill,  also  des  fertigen  Gesetzentwurfs.  Anfangs 
waren  es  allgemeine  Verwaltungsmaßregeln,  die  der  König  in  dieser 
Form  beiden  Häusern  zur  Zustimmung  vorlegte.  Später  traten  hinzu 
Gegenstände  gesetzgeberischer  Natur,  die  aus  der  Initiative  der  Abge- 
ordneten selbst  entsprangen.  Die  neue  Form  fand  auch  namentlich  bei 
Finanzgesetzen  Anwendung,  ferner  bei  bills  of  attainder.  Seit  HeinrichVII. 
wird  sie  die  allgemeine  Form  für  alle  Arten  von  Gesetzgebung  (Stubbs  III2, 
p.  459/480).  Hand  in  Hand  damit  geht  die  Entwicklung  des  Komitee- 
verfahrens, d.  h.  der  Vorberatung  in  Ausschüssen  des  Parlaments.  Der 
Keim  einer  Komiteebildung  für  die  Zwecke  des  parlamentarischen 
Verfahrens  beruht  darauf,  einer  einzelnen  Bill  eine  juristisch  präzise 
Form  zu  geben.  Noch  zur  Zeit  von  Elisabeth  finden  wir  für  diese  Zwecke 
Komitees,  insbesondere  von  Juristen  des  Hauses  gebildet.  Das  früheste 
Komitee  in  dieser  Art  wird  von  Stubbs  (II,  p.  382  und  III,  p.  466)  in 
das  Jahr  1340  zurückdatiert. 

Häufiger  findet  sich  die  Erwähnung  solcher  Komitees  mit  Beginn 
der  gedruckten  Verhandlungsprotokolle  des  Unterhauses,  also  mit 
dem  Jahre  1547,  so  z.  B.  im  ersten  Regierungsjahr  der  Königin  Marie 
ein  Komitee  von  sechs  Abgeordneten  »to  enquire  for  Alexander  Newell 
burgess  of  Loo  in  Cornwall,  if  he  may  be  of  this  House«.  Oder  unter 
Elisabeth  ein  anderes  Komitee,  »for  order  to  be  taken  concerning  the 
subsidy«.  Thomas  Smith  kennt  natürlich  die  Komitees,  aber  auch  zu 
seiner  Zeit  (vor  1577)  sind  sie  eine  vorübergehende  Einrichtung,  um  den 
bei  der  Generaldebatte  einander  bekämpfenden  Parteien  Gelegenheit 
zu  geben,  sich  zu  einigen1). 

Um  die  Zeit  hieß  jedes  einzelne  Mitglied  eines  Komitees  ein  »com- 
mittee«. Die  Fortschritte,  die  unter  Elisabeth  eingeführt  werden,  be- 
wegen sich  nach  doppelter  Richtung:  einmal  werden  gewisse  Gruppen 
von  Verhandlungsgeschäften  einem  Komitee  zugewiesen.  Dann  werden 
auch  als  Fortsetzung  dieser  Idee  ständige  Komitees  geschaffen.  So 
werden  1571  alle  Fälle  strittiger  Wahl  einem  Komitee  —  allerdings  nur 
vorübergehend  —  zugewiesen,  und  es  wird  ein  ständiges  Komitee  für  kirch- 
liche Angelegenheiten  (D'Ewes,  p.  156 — 158)  und  ein  anderes,  um  die  wich- 
tigeren legislatorischen  Maßnahmen  der  Session  vor  den  andern  zur 
Verhandlung  zu  bringen  (»for  appointing  such  bills,  for  the  common 
weal  as  shall  first  proceeded  in,  and  preferred  before  the  residue  but  not 
to  reject  any«,  D'Ewes  179),  eingesetzt.  Im  Jahre  1580/81  wird  auch 
das  Komitee  für  bestrittene  Wahlen  (D'Ewes  307),  ebenso  1584/85  das 
Privilegienkomitee  (D'Ewes  349,  355)  ein  ständiges.  Im  Jahre  1592/93 
wird  das  »committee  of  privileges«  und  der  bestrittenen  Wahlen  in 

x)  Commonwealth,  p.  79  u.  93;  hier  heißt  es:  »then  they  choose  eertaine 
committees  (i.  e.  committee  men)  of  them  who  have  spoken,  with  the  bill  and 
against  it  to  amend  and  .  .  .  to  meet.« 
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eines  vereinigt  (26.  Februar  L593),  Um  dieselbe  Zeit  finden 
wir  bei  I  >'E  w  e  s  ( 192  3  und  199)  z  u  e  r  s  l  die  Erwähnung 
ein«  -  committee  o  i  bh  e  whole  lnm  s  c  ( Komitee  des  ganzen 
Hauses),  das  sich  als  Einrichtung  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  hat 
und,  wie  es  s<  beint,  zu  demZweck  geschaffen  worden  ist,  eine  vertrauliche, 
formlose  Verhandlung  herbeizuführen  und  den  durch  den  gerichtlichen 
Charakter  streng  gebundenen   Formalitäten  im   Plenum  des  Hauses 

ere  Elastizität  zu  geben,  ein  /.weck,  der  sich  ebenfalls  bis  auf  den 
beutigen  rag  erhalten  bat.  Dies  wird  am  besten  klar,  wenn  wir  ans 
Verhandlungen  eines  solchen  Komitees  hören  (l)'Kwes  630  und  Towns- 
bend  189/99):  >Mr.  Hobbie  said:  we  canol  hear  you  speak  out;  you 
should  speak  Standing,  thal  so  bhe  House  uiight  be  better  hear  you: 
So  s 1 1  Wahn  Raleigh  said  thal  being  a  commillee  he  might  speak 
ei  t  h  e  r  s  i  1 1  i  n  g  <»  r  Standing  and  so  r  e  p  e  a  t  e  d  o  v  e  r 
b  g  a  i  n  i  h  e  f  o  r  m  e  r  s  p  e  e  c  b.  Mr.  Cecil  said  because  it  is  an  ar- 
gumenl  of  neue  reverence,  I  choose  i<>  speak  standing«.  Also  der 
Vorteil  des  Komitees  war:  man  konnte  sitzend  oder  stehend  sprechen 
und  nochmals  über  denselben  Gegenstand  reden. 
Vuch  den  Platz  konnte  man  ohne  weiteres  wechseln,  denn  in  demselben 
Komitee  sag!  Mr.  Oed:  »if  there  be  any  that  sits  next  the  door  that 
d<  sires  bo  sit  uexl  bhe  chair  to  give  bis  opinion,  I  will  not  only  give  him 
in\  place,  bu1  bhank  him  to  take  my  Charge «.  Wir  sehen,  wie  das  Komitee 
ganzen  Hauses  eine  ungebundene,  formlose  Verhandlung  zu  ermög- 
lichen imstande  war. 

Unter  Jakob  L  linden  wir  vier  ständige  Komitees,  für  Religion, 
Beschwerden  (grievances),  Handel  (trade),  Gerichte  (courts  of  ju- 
stice). 

Ob  wir  schon  in  der  Zeil  der  Konigin  Klisabeth  die  Entstehung 
der  ständigen  Komitees  zu  suchen  haben,  scheint  zweifel- 
baft.  Denn  als  es  in  der  Unterhausdebatte  von  16251)  hieß,  man  wolle 
den  Brauch  der  ständigen  Komitees  verlassen,  wurde  versichert, 
ei  sei  nichl  all  |  >were  unwilling  to  departe  from  the  customs  of  the 
House  by  relinquishing  their  committees,  but  Sr.  G.  More  affirmed 
thal  i  bis  i  -  a  c  u  s  t  o  m  e  of  a  late  beginning  and  that 
in  Q.  Elisabeth  tyme  n  o  e  such  committees  w  e  r  e 
appointed  bu1   upon  particular  occasion«). 

I  fber  die  Vr1  der  Bestellung  von  Komitees  und  ihr  Verfahren  in  der 
alten  Zeil  werden  wir  ebenfalls  durch  D'Ewes  (p.  44  und  637)  infor- 
miert . 

Jedes  I  nterhausmitglied  nominierte  Personen,  welche  es  im  Komitee 
zu  sehen  wünschte.  Wenn  eine  gehörige  Anzahl  vorhanden  war,  ersuchte 
der  Sprecher  Zeil  und  Orl  der  Tagung  zu  bestimmen,  hierauf  las  der 
Schriftführer  die  Beschlüsse  (»silence  being  made  in  the  House«) 
und  die  Namen  der  Komiteemitglieder  laut  vor  und  schlug  die  Namen 

]  Notes  of  Debates  in  the  House  ofCommöns  in  1625,  ed.  Gardiner,  Gamden 
Society  New  Series  Nr.  6,  p.  11. 
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der  Komiteemitglieder,  die  an  dem  bestimmten  Tag  zusammentreten 
sollten,  an  die  Tür  des  Hauses.1) 

1604  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  durch  Los,  als  die  geeignetste 
Form,  die  Mitglieder  für  die  Komitees  zu  bestimmen  (Parry  246).  Der 
Antrag  ging  aber  nicht  durch.  Ungefähr  um  diese  Zeit  wurde  der  Beschluß 
gefaßt,  daß  niemand,  der  gegen  eine  Bill  gesprochen,  im  Komitee  über 
sie  beraten  und  sitzen,  und  niemand,  der  Mitglied  eines  Komitees  ge- 
wesen, gegen  die  Bill  sprechen  dürfte2). 

Nur  als  Berichterstatter  konnte  ein  Komiteemitglied  gegen  die  Bill 
sprechen  (D'Ewes  634  ff.,  Townshend  207 — 209).  Am  festgesetzten 
Tage  trat  das  Komitee  zusammen  und  der  Schriftführer  des  Hauses 
händigte  einem  der  Mitglieder  des  Komitees  die  Mitgliederliste  und 
Bestimmung  von  Zweck,  Ort  und  Zeit  des  Komitees  ein.  Zeit  und  Ort 
konnte  dann  das  Komitee  anders  bestimmen  und  Subkomitees  ernennen 
(Comm.  Journ.  I,  150,  153,  273).  Gewöhnlich  saßen  die  Komitees 
nachmittags,  denn  das  Parlament  tagte  am  Morgen  von  8,  9  oder  10  Uhr 
an.  Die  Beteiligung  schien  anfangs  nicht  groß  zu  sein,  denn  1601  wird 
geklagt,  daß  nur  drei  oder  vier  Mitglieder  regelmäßig  zu  den  Komitee- 
sitzungen kämen,  weshalb  für  das  folgende  Parlament  zum  Beschluß 
erhoben  wird,  daß  schon  acht  ein  Quorum  bildeten  (Comm.  Journ.  I, 
p.  169,  944,  Townshend  285). 

Vor  und  während  der  puritanischen  Revolution  spielen  die  stän- 
digen Komitees  im  Unterhause  eine  große  Rolle,  sie  dienen  namentlich 
dazu,  die  Vorherrschaft  des  Parlamnets  gegenüber  dem  Könige  durchzu- 
setzen. Schon  Karl  I.  beklagt  in  der  Unterhaussitzung  vom  10.  März 
1629  diese  Tatsache  mit  den  Worten:  »we  are  not  ignorant  how  much 
that  House  hath  of  late  years,  endeavoured  to  extend  their  privileges, 
by  setting  up  general  committees,  for  courts  of  ju- 
stice, for  trade,  and  the  like;  acourse  never  heard 
o  f  tili  o  f  1  a  t  e  ;  so  as  where  in  former  times,  the  knights  and  burgesses 
were  wont  to  communicate  to  the  House  such  business  as  they  brought 
from  their  countries;  now  there  are  so  many  chairs  erected  to  make 
enquiry  upon  all  sorts  of  men,  where  complaints  of  all  sorts  are  enter- 
tained,  to  the  insufferable  disturbance  and  scandal  of  justice  and 
government;  which  having  been  tolerated  a  while  by  our  father  and 
ourseif,  hath  daily  grown  to  more  and  more  height;  .  .  .  and  some 
have  not  doubted  to  maintain  that  House  must  bind  the 
j  u  d  g  e  s  ,  a  thing  never  heard  in  ages  past.  But  in  this  last  assembly 
of  Parliament  they  have  taken  on  them  much  more  than  ever  before  .  .  . « 

Während  der  Republik  finden  wir  eine  ganze  Reihe  von  Komitees. 
Da  gab  es  ständige  Komitees,  um  Geld  für  Staatszwecke  bereitzuhalten, 
ein  Komitee  für  die  Sequestration  der  Kavaliergüter,  ein  Komitee  zur 

*)  So  berichten  die  Commons  Journals  vom  18.  April  1614:  »an  order  is  made 
that  the  elerk  shall  set  upon  the  door,  the  Orders  for  committees  to  sit  that  day.» 

2)  Commons  Journals  vom  19.  Mai  1614:  »it  is  not  lawful  for  any  one  out  a 
committee  to  speak  against  the  body  of  a  bill.  One  that  has  spoken  against,  can- 
not  be  a  committee/ 
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Ausgleichung  der  Steuerlasten,  ein  Komitee  für  die  Wiedereinsetzung 
aus  ihren  Pfründen  vertriebener  Priester,  ein  Komitee  für  Entschä- 
digungen, ein  Komitee  zum  Verkauf  der  Kronländereien,  für  die  Münze, 
Staatseinnahmen,  Staatsrechnungslegung  u.a.  (Cal.  of  State  Papers, 
interregnum  vol.  I,  intr.  p,  1 — 12.) 

Diese  Vorliebe  für  Komitees  zu  der  Zeit,  wo  die  Presbyterianer  im 
l  Qterhause  allmächtig  waren,  wird  wohl  auf  die  Vorliebe  dieser  für  ein 

byterianisches,  d.  b.  kollegialisehes  k  irchenregiment  zurückzuführen 
Bein.  Mi  1  ton  verteidigl  L6511)  diese  Vorliebe  mit  den  Worten: 
»Das  Ding  ist  alt,  obwohl  der  .Name  neu  ist.«  I n  Wirklichkeit  wird  man 
wohl  sagen  müssen:  das  Ding  war  neu.  obwohl  der  Name  alt  war.  Er 
findet  si<  b  ja  schon  unter  Elisabeth,  wenn  nicht  früher.  Aber  die  stän- 
digen  Komitees  für  Verwaltungszwecke  waren  erst  Ende  des  17.  Jahr- 
tiunderts  und  nur  in  der  Periode  der  Revolution  möglich.  Ein  interes- 
santes Seitenstück  sind  die  vielen  Komitees  zur  Zeit  der  französischen 
Revolution,  namentlich  in  der  Zeit  der  Konventsherrschaft.  Jedenfalls 
•  rhielten  sich  diese  in  England  auch  nach  der  Restauration  und  berei- 
d<  r  parlamentarischen  Regierung  den  Weg  vor.  Denn  die  Vor- 
bedingungen  dieser  umfassenden  Parlamentsherrschaft  waren  schon 
in  unserer  Verfassungsperiode  durch  zwei  Momente  gegeben:  durch  die 

btentfaltung  des  Unterhauses  auf  dem  Gebiete  der  Finanzkontrolle 
und  durch  die  Entwicklung  des  impeachment  als  Parlamentsprivileg. 
Mit  diesen  beiden  Punkten  wollen  wir  uns  im  folgenden  beschäftigen. 

IV.  Die  Funktionen  des  Parlaments. 

Wieweil  durch  die  Verfassungskämpfe  des  17.  Jahrhunderts  das 
Parlamenl  dem  Könige  die  Teilnahme  an  der  gesetzgeberischen  Gewalt 

brotzl  hat,  haben  wir  bereits  oben  bei  Besprechung  der  könig- 
lichen    Prärogative   und   des  königlichen  Verordnungsrechtes  gehört. 

lern  Gebiete  der  Finanzgesetzgebung  hatte  die  Petition  of  rights 
ein  für  allemal  die  Unzulässigkeit  jeder  Steuerabgabe,  jeder  Zwangs- 
anleihe  u.  dgl.  ohne  gesetzliche  Ermächtigung  festgestellt.  Die  Richter 
hatten  dieses  durch  Urteil  namentlich  im  sog.  Hampden  case  für  zulässig  er- 
klärt,  doch  der  König  selbst  gab  am  16.  August  1641  seine  Zustimmung  zu 
dem  dieses  Urteil  vernichtenden  Gesetz.  Dasselbe  Parlament  gab  dem 
Könige  das  Rechl  zur  Erhebung  der  üblichen  Zölle  (tonnage  und  poundage), 
aber  gleichzeitig  wurde  durch  Gesetz  erklärt,  daß  der  König  das  Recht 
-  in.  i  \  a  j.inii.  i  .  <n|che  Abgaben  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
zu  .  rieben,  aufgebe,  und  daß  es  in  Hinkunft  ohne  parlamentarische 
Ermächtigung  nicht  ausgeübt  werden  dürfte;  auch  wurde  die  Praxis 
des  Königs,  Personen  zur  Annahme  der  Ritterwürde  zu  zwingen  und 
dafür  eine  Geldsumme  zu  erheben,  abgeschafft2),  desgleichen  dem  König 

In  seiner  \  erteidigung  des  englischen  Volks«.  Siehe  Miltons  polit.  Haupt- 
f=f:hrift**n  'übers,  von  Bernhardi)  I,  171. 

 tz  von  1640:  16  Car.  L  c.  20,  dessen  interessante  Einleitung  selbst 

zugibt:  »many  were  altogether  unfit  in  regard  either  of  estate  or  quality  to  reeeive 
(he  said  order  .  .  .« 
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die  Möglichkeit  genommen,  durch  Ausdehnung  seiner  Forstgrenzen  den 
Umfang  seiner  Domänen,  Forsten  beliebig  zu  erweitern.  Kurz:  schon 
vor  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  war  das  königliche  Besteuerungsrecht 
aus  eigener  Machtvollkommenheit  beseitigt.  Als  Jakob  II.  in  der  Zwi- 
schenzeit bis  zum  Zusammentritt  des  ersten  Parlaments  ohne  Geneh- 
migung desselben  auf  dem  Wege  der  Notverordnung  Steuern  erhob, 
indem  er  die  Staatsnotwendigkeit  hierfür  ins  Treffen  führte,  bekannte 
er  offen,  daß  dies  nur  ein  provisorischer  Zustand  sein  könnte,  der  der 
parlamentarischen  Genehmigung  bedürfe,  und  das  Parlament  geneh- 
migte diesen  zwei  Monate  dauernden  provisorischen  Zustand  durch 
Gesetz  (1  Jac.  II,  c.  1).  Gleichwohl  wurde  dieses  Vorgehen  Jakobs  II. 
in  der  Declaration  of  rights  und  in  der  Bill  of  rights  als  rechtswidrig 
gebrandmarkt  und  in  Hinkunft  erklärt,  daß  »the  levyng  of  money  for 
or  to  the  use  of  the  crown  by  pretence  of  prerogative  without  grant 
from  parliament  for  longer  time  or  in  other  manner  than  the  same  is 
or  shall  be  granted,  is  illegal.« 

Nach  der  »glorreichen  Revolution«  von  1688  ging  das  Streben  des 
Parlaments  dahin,  nicht  bloß  solche  Steuerauflagen  des  Königs  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  zu  verhindern,  das  war  ja  ein  für  allemal 
durch  die  Bill  of  rights  beseitigt,  sondern  noch  weiter.  Insbesondere 
das  Unterhaus  wollte  bei  seinen  Parlamentsbewilligungen  die  Stränge 
des  Geldbeutels  in  die  Hände  bekommen,  und  es  erreichte  dieses  Ziel 
auf  der  einen  Seite  dem  Könige  gegenüber,  indem  es  ihn  von  jährlichen 
Parlamentsbewilligungen  abhängig  machte,  auf  der  andern  Seite,  ge- 
genüber den  Lords,  indem  es  für  sich  das  sog.  Budgetprivileg  in  An- 
spruch nahm.  Was  das  Verhältnis  zum  König  in  der  Finanzverwaltung 
betrifft,  wird  noch  unten  (§38)  zu  behandeln  sein.  Den  Lords  gegen- 
über vertrat  das  Unterhaus  in  den  Jahren  1661,  1671  und  1678  mit 
Erfolg  folgende  zwei  Gesichtspunkte: 

Alle  parlamentarischen  Geldbewilligungen  müssen  im  Unterhaus 
ihren  Anfang  nehmen,  und  das  Oberhaus  kann  zwar  ein  Finanzgesetz 
in  toto  verwerfen,  es  darf  aber  nicht  das  Finanzgesetz  amendieren  wollen. 
In  der  Resolution  des  Unterhauses  vom  31.  Juli  1678  wurde  vom  Unter- 
haus festgestellt  (H.  of  C.  Journals  IX,  p.  509):  »all  aids  and  supplies 
to  His  Majesty  in  Parliament  are  the  sole  gift  of  the  Commons;  and  all 
bills  for  granting  any  such  aids  and  supplies  ought  to  begin  with  the 
Commons;  and  that  it  is  the  undoubted  and  sole  right  of  the  Commons 
to  direct,  limit,  and  appoint  in  such  bills,  the  ends,  purposes,  and  con- 
siderations,  conditions,  limitations,  and  qualifications,  of  such  grants, 
which  ought  not  to  be  changed  or  altered  by  the  House  of  Lords.« 

Nachdem  so  der  König  und  die  Lords  in  Abhängigkeit  von  dem 
Unterhaus  in  bezug  auf  Geldbewilligungen  gesetzt  worden  waren,  be- 
kam dieses  wirklich  die  Stränge  des  Geldbeutels,  eine  notwendige 
Vorbedingung  seiner  umfassenden  Parlamentsherrschaft  in  seine 
Hände.  Dazu  kam  noch  außerdem,  daß  seit  1662  der  Klerus  es 
aufgab,  sich  selbst  in  seinen  Konvokationen  zu  besteuern,  und  daß 
durch   Abkommen   zwischen  dem  Lordkanzler  Clarendon  und  dem 
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Erzbischof  Sheldon  1 1 i* *  Besteuern! ig  auch  des  Klerus  dem  Parlament 
wiesen  wurde.  So  wurde  die  Gewall  des  Inferhauses  über  die 
Besteuerung  von  ihm  vollständig  monopolisiert. 

Die  andere  Gewall  des  l  nterhauses  war  die  über  die  Miliz,  welche 
es  ebenfalls  in  unserer  Periode,  namenllich  durch  die  Feststellung 
des  Friedenspräsenzstandes  auf  dem  Wege  des  Gesetzes  erlangte.  Doch 
darübei  wird  in  dem  Paragraphen  über  die  Militärverwaltung  noch  zu 

handeln  Bein. 

Das  was  aber  aller  Machtvollkommenheit  des  Unterhauses  die 
nachdrücklichste  Sanktion  lieh,  war  die  Monopolisierung  des  impeach- 
ment,  d,  i.  der  politischen  Staatsanklage  durch  das  Unterhaus  in  dieser 
Periode. 

V.   Das  impeachment. 

Wie  oben  dargelegl  (§  17)  halten  die  Lords  am  Ausgange  des 
Mittelalters  sich  in  ähnlicher  Weise  zu  einer  oligarchischen  Spitze  des 
Parlaments  entwickeil  wie  die  Pairs  von  Frankreich,  welche  dem  Grund- 
satz anhingen,  daß  sie  nur  dazu  berufen  seien,  als  Gerichtshof  ihres- 
glei<  hen  abzuurl eilen.  Das  große  Problem  des  17.  Jahrhunderts  war  für 
die  Commons,  wie  man  aus  diesem  oligarchischen  Gerichtshof,  der 
ängstlich  an  seinem  Judicium  parium  hing,  ein  gefügiges  Werkzeug 
der  Volksfreiheiten  und  des  Unterhauses  machen  könnte.  Es  ist  all- 
gemein die  Meinung  verbreitet,  als  ob  dieses  impeachment  in  seiner 
spezifischen  Gestali  schon  ein  Erzeugnis  des  Mittelalters  wäre.  Diese 
Auffassung  wird  im  folgenden  widerlegt.  Das  impeachment  als  Anklage- 
monopol  des  Unterhauses  hat  sich  erst  im  17.  Jahrhundert  entwickelt, 
als  Ministeranklage  erst  am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  unter  dem 
Einflüsse  Montesquieus.  Dieser  letzte  Punkt  wird  uns  noch  an  einem 
andern  Oii  ausführlicher  beschäftigen,  hier  nur  von  der  Entwicklung 
•  !••>   \nklagcin<inopols  der  Gemeinen. 

N'il  drr  \nklage  des  Herzogs  von  Suffolk  im  Jahre  1449  bis  zum 
Jahre  L62d  hatten  die  Commons  keine  Anklage  gegen  irgend  jemand 
vor  dem  Oberhause  eingebracht.  Die  Zeit  der  Tudors  ist  die  Herrschaft 

Sternkammer,  der  acts  of  attainder  und  der  acts  of  pains  and 
penalties.  Die  Sternkammer  war  ein  Verwaltungs-  und  Straf- 
gerichtshof. Viele  Verbrechen  und  Vergehen,  die  früher  nur  durch 
ae  höchsl  gezwungene  Auslegung  unter  die  Edwardischen  Hochver- 
ratsbcstimmiingen  gebracht  wurden,  konnten  jetzt  auf  viel  leichtere 
Weise  der  Strafe  zugeführl  werden.  Auch  kamen  namentlich  unter  den 
Tudors  noch  andere  Surrogate  der  im  Mittelalter  vorkommenden 
impeachments  (Anklagen)  vor  dem  Oberhaus  in  Betracht,  nämlich  die 
ad  of  attainder  unddiead  of  pains  and  penalties,  welche  es  gestatteten, 
auch  m  Gesetzen  nicht  vorgesehene  Straftatbestände 
im  konkreten  Falle  vorzusehen  und  neue  Strafen,  wenn  nötig, 
zu  schaffen,  was  ebenfalls  das  Hineinpressen  des  Rechtsfalles 
m  die  Edwardischen  I  loch  Verratsparagraphen,  wie  sie  das  impeach- 
ment verlariLde.  vollkommen  überflüssig  machte. 
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Im  Jahre  1621  kam  man  erst  wieder  dazu  von  den  mittelalterlichen 
Anklagen  der  Gemeinen  vor  dem  Oberhaus  Gebrauch  zu  machen.  In 
diesem  Jahre  werden  unter  andern  Sir  Giles  Mompesson  und  Lord 
Bacon  wegen  Bestechung  angeklagt,  im  Jahre  1624  der  Graf  von  Middle- 
sex  aus  ähnlichen  Gründen,  im  Jahre  1626  der  Herzog  von  Buckingham 
wegen  einer  Reihe  von  Verletzungen  der  Amtspflicht.  Wie  wenig  man 
aber  noch  in  dieser  Zeit  das  impeachment  als  ein  Anklagemonopol  der 
Commons  auffaßte,  geht  am  besten  aus  der  Schrift  eines  Vorkämpfers 
gegen  die  willkürliche  Herrschaft  Karls  I.  hervor.  Sir  Roger  Twysden1) 
erwähnt  in  seiner  Abhandlung  »Certaine  Considerations  upon  the  Go- 
vernment of  England«  die  Tatsache,  daß  mitunter  die  Commons  im 
Mittelalter  Anklagen  von  Staatsbürgern  vorgenommen  hätten,  daß  es 
aber  wohl  Sache  des  Parlaments  sei,  bloß  Gesetze  zu  machen,  nicht  aber 
Urteilssprüche,  das  wäre  Sache  der  Richter.  Indem  er  auf  die  Vorfälle 
der  Anklagen  im  zehnten,  elften  und  einundzwanzigsten  Regierungs- 
jahr Richards  II.  hinweist,  wo  ein  Parlament  Michael  de  la 
Pole  und  seine  Genossen  verurteilte,  ein  anderes  Parlament  11  Jahre 
später  diesen  Urteilsspruch  aufhob,  versagt  er  sich  nicht  die  Bemerkung 
(p.  177):  »Es  solle  genügen.  Diese  zwei  Anklagen  so  widerspruchsvoll 
eine  der  andern,  machten  der  Welt  klar,  daß,  wenn  solche  Vorgänge 
im  Parlament  stattfänden,  niemand  länger  sicher  leben  könne,  es  wäre 
denn,  daß  er  die  Mehrzahl  der  Stimmen  für  sich  hätte.« 

Kurz  gesprochen:  dieser  Vorkämpfer  für  die  Rechte  des  Unter- 
hauses weiß  noch  nichts  von  einem  Anklagemonopol  der  Gemeinen, 
im  Gegenteil,  er  hält  solche  Anklagen,  wodurch  der  Lauf  der  ordent- 
lichen Gerichte  gehemmt  würde,  indem  diesen  die  zugehörige  Kognition 
entzogen  würde,  für  äußerst  schädlich  (p.  179 — 180  ff.).  Auch  die  Ge- 
meinen wissen  sich  bei  der  ersten  Anklage,  die  in  der  Neuzeit  von  den 
Gemeinen  gegen  Mompesson  erhoben  wird,  noch  nicht  richtig  zu  be- 
nehmen. Ein  Komitee  muß  bestellt  werden  (siehe  Hatsell  a.  a.  0. 
p.  90),  um  aus  Präzedenzfällen  festzustellen,  wie  man  bei  solchen  An- 
lässen vorzugehen  hätte.  Das  Komitee  kommt  hierauf  zu  dem  Resultat: 
»Wir  müssen  uns  mit  den  Lords  zur  Bestrafung  von  Sir  Giles  Mompesson 
verbinden,  da  es  kein  Verbrechen  gegen  unser  eigenes  Haus  oder  irgend- 
ein Mitglied  desselben  ist,  sondern  eine  allgemeine  Beschwerde«2). 

Daraus  geht  deutlich  hervor,  daß  die  juristische  Natur  des  im- 
peachment, wie  sie  später  erfaßt  wurde,  damals  den  Gemeinen  voll- 
ständig fernlag.  Sie  hatten  nur  ungefähr  die  Vorstellung,  daß  sie  sich 
hier  mit  den  Lords  irgendwie  in  Verbindung  setzen  müßten,  da  es  sich 
nicht  um  ein  Privileg  des  eigenen  Hauses  handelte.  Auch  die  Verhand- 
lungen wegen  des  Komplizen  von  Mompesson,  Francis  Michel,  —  beide 
nämlich  hatten  zusammen  Monopole  für  die  Verfertigung  von  Gold- 
und  Silberwaren  zur  allgemeinen  Bedrückung  des  Landes  ausgebeutet 

1)  Ed.  John  Mitchell  I.  A.  Kemble,  Camden  Society  O.  S.  Nr.  45  (1849),  p.  174. 

2)  »that  \ve  must  join  with  the  Lords  for  the  punishing  of  Sir  Giles  Mom- 
pesson, it  being  no  offence  against  our  particular  House,  or  any  member  of  it,  but 
a  general  grievance.« 
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im  Oberhaus  zeigen  die  Unbeholfenheil  dieser  Körperschaft  an- 
lABliofa  »i«1!'  neuen  Ajaklageform1). 

\u<  Ii  bei  der  Anklage  gegen  «Ich  Herzog  von  Buckingham  im 
Jahre  1626  war  im  Oberhaus  noch  «Ii«'  Meinung  vortreten,  daß  eigentlich 
die  Anklage  nicht  «Ich  Gemeinen,  sondern  dem  Krönanwalt  zustünde2). 
Man  bezweifelte  sogar,  ob  man  dem  Unterhaus  die  Antwort  des  Herzogs 
aul  die  ^nklageartikel  zusenden  sollte  (a.  a.  0.  p.  222)  und  entschied 
sich  erel  dafür,  nachdem  das  Komitee  der  Privilegien  sieh  dafür  aus- 
gesproohen  hatte. 

[n  dei  Folgezeit  dringt  ;i 1 1 mählich  die  Idee  du re Ii,  daß  das  Unterhaus 
ein  .in--'  bließliches  Recht  auf  «las  iinpeachment  habe.  Ein  Mittel, 
um  die  Idee  durchzusetzen,  isl  die  von  den  Vorkämpfern  gegen  die 

n  Stuarts  beliebte  Vnrul'ung  des  Common  Law.  Wir  sind  derselben 
schon  oben  begegne!  (siehe  §  27),  liier  haben  wir  einen  neuen  Anwen- 
dung!';«!! für  die  \ri.  tnil  der  mau  Gedanken  des  17.  Jahrhunderts 
in  da-  alte  angestammte  Recht  hinein  interpretierte.  Allen  voran  geht 
biei  wieder  Edward  C.«»ke.  der  in  seinen  Institutionen  IV,  p.  23,  den 
Satz  aufstellt:   »Wenn  irgendein  Lord  des  Parlaments,  mag  er  geistlich 

wi  Itlii  ii  sein,  irgendeine  Bedrückung  des  Volks  durch  Bestechung, 
durch  Erpressung  oder  dergleichen  begeht,  so  hat  das  Unterhaus,  da 
es  die  große  Rügejury  des  Reichs  ist,  die  von  allen  Teilen  desselben 
ml.  die  Sache  zu  überprüfen  und  .  .  .«  Wir  sehen,  wo  der  Hebel 
B(  wi  gung  ansetzt.  Kbonso  wie  es  als  Volksfreiheit  aufgefaßt  wurde, 
Dui  durch  eine  Jury  angeklagt  werden  zu  dürfen,  so  soll  das  Unterhaus 

als  große  Rügejury  fungieren,  um  dadurch  ein  ähnliches  Monopol 
aul  die  Anklage  der  großen  Herren  zu  besitzen.  Aus  dem  eifrigen  Be- 
streben, die  Parallele  zwischen  Lnterhaus  und  Rügejury  durchzuführen, 
erklärt  sich  auch  die  Tatsache,  daß  Coke  unter  Außerachtlassung  ge- 
Bchii-hi  li'di  I»»  /,  iioicr  Tatsachen  das  impeachment  nur  gegenüber  Lords 
gelten  läßt  und  Commons  gegenüber  nicht  erwähnt.  Der  Gedanken- 
gang  ist  ja  leicht  ersichtlich:  die  Commons,  also  die  Nicht-Lords,  werden 
ja  schon  durch  «Ii«'  gewöhnliche  Rügejury  angeklagt,  für  die  Lords  soll 
abei  das  Unterhaus  die  Rügejury  sein  und  das  Anklagemonopol  besitzen. 

Diese  Tl  rie  Gokes  fand  alsbald  eifrige  Unterstützung  in  der 

Juristenmeinung.  Der  Konig  selbst  gab  nach  seinem  Tode  Anlaß  dazu, 
daß  sich  di.-  ( '.<>]<* •>« h«-  Lehre  tief  in  das  Herz  der  Volksrechtler  eingrub. 
Als  im  Jahre  1641  2  Koni«'  Karl  [.  gegen  die  fünf  Mitglieder 
I  nh-rhaii-es  John  Pvm,  John  Hampden,  Denzil  Holles, 
Vrthur  Hazlerigg  und  W  illiam  Strode  die  Anklage  wegen  Hochverrat 
erheben  ließ,  insbesondere  weil  jene  Unterhausmitglieder  angeblich 
dii  Rechte  und  daa  Wohl  des  Parlaments  umzustürzen  beabsichtigt 
und  Kri<  _  gi  g<  n  den  König  erhoben  hätten,  und  dann  dasOberhaus  die 
Wrhaft  1 1 n lt  jener  Mit glieder  des  Unterhauses  verweigerte,  der  König  aber 

1  Notes  "l  the  Debates  in  the  House  of  Lords,  ed.  Samuel  Rawson  Gar- 
dioer,  Camden  Society,  N.  S.  Nr.  24,  p.  37. 

1   Siehe  darüber  and  zum  folgenden  Notes  of  the  Debates  in  the  House  of 
ed.  Samuel  Rawson  Gardiner,  London,  Camden  Society,  a.  a.  O.,  p.  221. 
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in  Person  die  Verhaftung  vornehmen  wollte,  sie  im  Unterhaus  aber  nicht 
mehr  vorfand,  erklärte  das  Haus  der  Gemeinen  für  alle  Zeiten,  daß  das 
Recht,  die  Anklage  mittels  impeachment  zu  erheben,  sein  unbezweifeltes 
Vorrecht  sei.  Der  König  gab  nach  und  ließ  durch  den  Lord-Siegel- 
bewahrer am  13.  Januar  1641/2  erklären:1)  »Seine  Majestät  nimmt  zur 
Kenntnis,  daß  einige  es  als  höchst  disputabel  bezeichnen,  ob  das  Ein- 
schreiten gegen  Lord  Kimbolton  und  die  fünf  Mitglieder  des  Unter- 
hauses gesetzlich  sei  und  den  Parlamentsprivilegien  entspreche.  Indem 
seine  Majestät  wünscht,  Satisfaktion  allen  Leuten  zu  geben  in  allen 
Angelegenheiten,  welche  Bezug  zu  nehmen  scheinen  auf  dieses  Privi- 
legium, erklärt  seine  Majestät  die  Absicht,  das  frühere  Einschreiten 
zurückzuziehen  .  .  .  und  versichert  das  Parlament,  daß  sie  bei  allen 
Gelegenheiten  sorgfältig  auf  die  Parlamentsprivilegien  achten  wolle,  wie 
auf  das  eigene  Leben  und  die  Krone. «  Dadurch  und  durch  die  folgenden 
Verhandlungen  war  das  Vorrecht  des  impeachment  zugunsten  der 
Commons  in  einem  Präzedenzfall  festgelegt  und  daran  wurde  in  der 
Folgezeit  festgehalten. 

Nach  der  puritanischen  Revolution  handelte  es  sich  darum,  dies 
Anklagemonopol,  das  dem  König  gegenüber  durchgesetzt  war,  nun 
auch  gegenüber  dem  Pairprivileg  des  Oberhauses  durchzusetzen.  Im 
Jahre  1681  versuchten  die  Lords,  sich  der  Kognition  über  einen  ge- 
wissen Fithzarries,  der  von  dem  Unterhaus  mittels  impeachment  an- 
geklagt war,  mit  der  Begründung  zu  entschlagen,  daß  dieser  Fitzharries 
kein  Peer  sei.  Der  Beschuldigte  stand  mit  dem  Hofe  in  Verbindung, 
und  dieser  suchte,  da  er  über  die  Common-Law- Gerichte  sicher  zu  ver- 
fügen glaubte,  das  ganze  Verfahren  vor  diese  zu  ziehen.  Die  Lords, 
die  unter  dem  Einfluß  der  Hofkamarilla  standen,  willigten  in  dieses 
sonderbare  Spiel  und  verweigerten  die  Annahme  des  impeachment, 
worauf  die  Commons  resolvierten,  daß  es  ihr  unbezweifeltes  Vorrecht 
sei,  jeden  Peer  oder  Commoner  wegen  Hochverrat  oder  eines  anderen 
Verbrechens  oder  Vergehens  anzuklagen,  und  daß  das  Vorgehen  der 
Lords  eine  Justizverweigerung  darstelle.  Trotzdem  blieben  die  Lords 
bei  ihrer  Ansicht2). 

Im  Jahre  1689  hingegen  gaben  die  Lords  nach.  Da  handelte  es 
sich  um  die  Anklage  des  Sir  Adam  Blaire  und  vier  anderer  Gommoners 
wegen  Hochverrats3).  Seit  der  Zeit  ist  eine  solche  Justiz  Verweigerung 
wie  im  Falle  Fitzharries  nicht  mehr  zulässig.  Dadurch  war  die  Mög- 
lichkeit genommen,  den  Gerichtsstand  eines  mittels  impeachment 
Angeklagten  durch  den  Willen  der  Hofkamarilla  oder  des  Königs  zu 
wechseln.   Ein  letzter  Versuch,  das  alte  Peersprivileg  gegenüber  dem 

*)  Siehe  Hatsell  a.  a.  O.  p.  107. 

2)  Siehe  aber  den  Protest  dagegen  aus  ihrer  eigenen  Mitte:  A  complete  Gol- 
lection  a.  a.  O.  p.  65  f.  Es  heißt  dort:  »Wir  dürfen  nicht  das  impeachment  der  Com- 
mons zurückweisen  .  .  .,  denn  ein  impeachment  geschieht  auf  Anklage  des  Volks, 
ein  indictment  (d.  i.  eine  Anklage  vor  den  Common-Law- Gerichten)  auf  Strafver- 
folgung des  Königs  hin.« 

3)  Siehe  Lords  Journals  XIV,  p.  260,  362—364. 
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I  nterhaus  wieder  In  Erinnerung  zu  bringen,  erfolgte  im  Jahre  I7231). 
Die  Gemeinen  hallen  ^.tterbury,  Bischof  von  Rochester,  vor  ihr  Förurn. 
geladen,  damil  er  sich  gegen  eine  eingebrachte  bill  of  pains  and  penal- 
( it»s  verteidige.  Darauf  wurdi»  im  Oberhaus  der  Antrag  gestellt, 
dem  Bischof  VOn  Rocheßter  als  Lord  des  Parlaments  dies  nicht  ZU  ge- 
statten, dei    tat  rag  aher  mit  TS  gegen  32  Stimmen  verworfen. 

Eine  andere  wichtige  Frage  war,  inwiefern  die  Begnadigung  des 
Königs  einer  Verurteilung  auf  Grund  des  iinpeaehments  zuvorkommen 
dürfte.  Bei  der  Anklage  des  Earl  of  Danby  L679  (Lords  Journals  XIII, 
p,  14  F.)  wurde  diese  Frage  praktisch.  Der  Earl,  der  mittels  impeachment 
angeklagt  war,  wies  darauf  hin,  daß  er  für  seine  Missetaten  vom  König 
pardonnierl  sei.  Die  Sache  kam  damals  niehl  zur  Entscheidung,  sondern 
erel  in  dei  \<  I  of  settlement,  welche  in  Artikel  3  §  8  vorschrieb:  »Kein 
Pardon  unter  dem  großen  Siegel  von  Kngland  darf  zur  Unterdrüc- 
kung eines  impeachmenl  der  Gemeinen  erteilt  werden.«  Immer  enger 
wurden  die  Maschen  des  Netzes  um  die  Machtvollkommenheit  des 
Königs  in  Fragen  der  Anklage  durch  impeachment.  So  sehr  hatten 
Bich  schon  die  Luids  an  den  Gedanken  gewöhnt,  daß  das  Unterhaus 
allein  den   \nstnl.»  des  Verfahrens  geben  durfte,  daß  sie  im  Jahre  1673 

rieren  eine  Prorogation,  das  ist  die  Schließung  des  Parlaments 
d  pch  königlichen  Willensschluß,  solle  kein  Anklageverfahren  mittels 
impeachment  zum  Stillstand  bringen  (Lords  Journals  XII.,  p.  583). 
Sechs  Jahre  später  schlug  ein  Komitee  des  Oberhauses  vor,  selbst 
einer  Auflösung  des  Parlaments  diese  Wirkung  zu  versagen  (Lords 
rnals  XIII,  p.  i66),  doch  entschieden  sich  damals  und  in  der  Folge- 
zeil die  Lords  noch  nicht  dafür  (vol.  XIV,  p.  11). 

Im  Jahre  1717  kamen  sie  sogar  von  ihrer  Resolution  des  Jahres 
1673  ab.  Ib'i  der  Anklagt-  des  Karl  ol'  Oxford  in  diesem  Jahre  bejahten 
dii  Frage,  daß  eine  Prorogation  des  Parlaments  durch  den  König 
einen  Stillstand  des  Anklageverfahrens  mittels  impeachment  herbei- 
führen  könnte  (Lords  Journals  XX,  p.  575).  Erst  seit  der  Anklage 
von  VVarren  rjastings  winde  durch  das  Parlament  festgestellt,  daß  das 
Vnklageverfahren  in  diesem  konkreten  Fall  weder  durch  Prorogation 
noch  durch  Auflösung  des  Parlaments  einen  Stillstand  erfahren  sollte 
26  Geo.  III.,  c.  96)2).  Dasselbe  wiederholte  sich  im  Jahre  1805  bei 
der  taklage  des  Viscount  Melville  (45  Geo.  III.,  c.  125). 

Nach  diesen  Präzedenzfällen  war  auch  jede  königliche  Einfluß- 
nahme auf  das   impeachment  vollständig  beseitigt3),   das  Anklage- 

1    Siehe  darüber  und  zum  folgenden  A  complete  Collection,  p.  328  f. 
|  Die  durch  dieses  Gesetz  jedoch  offen  gelassene  Frage,  ob  eine  Auflösung 
Parlaments  bzw.   Kndigung  der  Legislaturperiode  das  Verfahren  nicht  zum 
Stillstand  bringe,  wind.-  von  den  Luids  verneint.  Siehe  Pari.  Hist.  XXVIII,  p.  1018; 
XXIX,  p.  514  und  Lords  Journals  XXXIX,  p.  125.    Die  betreffende  Resolution 
ging  im  Obr-rhaus  mit  66  gfJgfiri  18  Stimmen  durch. 

Siehe  au<  Ii  den  interessanten  Rechtsfafl  des  Earl  of  Macclesfield  in  Howell's 
Trialfi  16,  p.  Tun  f..  in  welchem  der  Earl  einstimmig  von  den  Lords  zwar  für 
s<  huldig  befunden  wur  de,  das  ( Obernaus  sich  jedoch  mit  42  gegen  42  Stimmen  weigerte, 
den  Barl  auch  für  unfähig  zur  P.ekleidung  eines  Staatsamts  zu  befinden.   Da  lief 
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monopol  des  Unterhauses  sowohl  dem  König  als  auch  den  Lords  gegen- 
über gesichert  und  damit  die  starke  Waffe  geschmiedet,  welche  die 
Entwicklung  des  parlamentarischen  Regimes  in  der  Zeit  des  18.  Jahr- 
hunderts und  in  der  Folgezeit  schützte1). 

§  81.  Die  Zentralverwaltung. 

Literatur. 

Eine  Darstellung  der  englischen  Verwaltungsorganisation  fehlt  bis  auf  den 
heutigen  Tag.  Ein  unzureichender  Ersatz  ist  F.  S.  Thomas  (Material- 
sammlung), Notes  of  Materials  for  the  History  of  Public  Departments,  London 
1846.  Karl  Hornemann,  Das  Privy  Council  von  England  zur  Zeit  der  Kö- 
nigin Elisabeth,  Hannover  1912.  Im  übrigen  vergleiche  Literatur  und  Quellen 
am  einschlägigen  Ort  weiter  unten. 

I. 

Die  neuzeitliche  Verwaltungsorganisation  in  England  dankt  ihre 
Existenz  dem  Genius  der  Tudors.  Ein  Versuch  seiner  Würdigung 
muß  zunächst  in  kurzem  die  Darstellung  des  mittelalterlichen  Ver- 
waltungsorganismus wiederholen,  denn  das  war  die  Tat  der  Tudors: 
aus  einem  mittelalterlichen,  ständischen  Verwaltungsapparat  schufen 
sie  die  Verwaltungsorganisation  des  nationalen  Einheitsstaats.  Mittel- 
alterlich und  ständisch  war  das,  was  sie  antrafen,  besser  noch  mittel- 
alterlich und  rückständig.  Man  braucht  bloß  die  Darstellung  dieser 
Verwaltung  bei  John  Fortescue  (The  Governance  of  England,  Aus- 
gabe von  Charles  Plummer,  Oxford  1885)  und  in  den  Paston  Letters 
(ed.  Gairdner),  ins  Auge  zu  fassen,  um  folgende  Punkte  als  besonders 
markant  herauszufinden. 

Zunächst  gibt  es  im  Mittelalter  keine  scharfe  Scheidung  von  Staats- 
gut und  Königsgut.  Deshalb  verlangt  Fortescue  in  seinen  Reform- 
plänen,  daß  dem  König  eine  besondere  Zivilliste  angewiesen  werde  in 
Gestalt  von  liegendem  Gut,  so  daß  er  nicht  genötigt  sei,  das  Staats- 
vermögen anzugreifen  oder  die  Steuerkraft  seiner  Untertanen  zu  miß- 
brauchen. Gerade  nach  dieser  Richtung  zeigte  der  Ausgang  des  Mittel- 
alters noch  immer  jenen  Charakter  der  staatlichen  Finanzwirtschaft, 
welche  den  Staat  als  großen  Gutshof  des  Königs  betrachtet.  Zwar 
war  schon  in  der  Regierungszeit  Edwards  IV.  die  königliche  Garderobe 
(wardrobe)   von   dem  eigentlichen  königlichen   Haushalt  getrennt2). 

ein  Protest  aus  der  Mitte  des  Hauses  selbst  ein,  der  lautete :  »5thly,  we  are  of  opinion 
that  this  House,  now  exercising  its  judicature  as  the  supreme  Court  in  this  Kingdom, 
upon  an  accusation  of  the  Commons  for  offences  against  the  known  laws  of  the  land, 
has  no  legal  power  or  authority  to  dispense  with  or  omit  those  punishments  which 
are  expressly  ordained  by  positive  Acts  of  Parliament. «  So  sehr  hatten  die  Lords 
das  mittelalterliche  Standesprivileg  aufgegeben. 

x)  Schon  der  Bill  of  rights  war  im  Oberhaus  ein  ähnlicher  Satz  im  dritten 
Absatz  beigefügt,  jedoch  damals  mit  50  gegen  17  Stimmen  verworfen,  ein  Pro- 
test gegen  diese  Ablehnung  jedoch  dem  Verhandlungsprotokoll  beigefügt  (siehe 
A  complete  Collection  a.  a.  O.  S.  I  f.). 

2)  Liber  niger,  in  A  Collection  of  Ordinances  and  Regulations  for  the  Govern- 
ment of  the  Royal  Household,  London  1790,  p.  37,  74. 
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Das  wai  immerhin  etwas,  da  zuvor,  im  L4.  and  15;  Jahrhundert,  die 
Rechnungslegung  für  Armee  und  Flotte  und  für  richterliche 
Gehälter  im  compotus,  d.  i.  in  der  Rechnung  der  wardrobe,  zugleich 
mit   andern    Ausgaben  für  Kleider  der  königlichen  Hofhaltung  usw. 
Vi  rre<  hnet  wurde,    Vber  was  noch  am  Ausgang  des  Mittelalters  fehlte,  war 
Scheidung  des  königlichen  ITofhalts  von  der  Staatskasse; 
auch  hier  waren  im  Mittelalter  kleinere,  allerdings  vergebliche,  Versuche 
schon  Beil  dem  L5.  Jahrhundert  gemacht  worden2).    Aber  es  bedurfte 
dei   Verwaltungsreformen  der  Tudors,  um  das  Verlangen,  das 
schon  seit  Edward  IV.  Iau1  geworden  war,  zu  befriedigen:  der  König 
Boll    \"U  seinem  Eigenen  leben«1). 

Ständisch  und  daher  nn  kständig  war  die  Verwaltung,  sowohl  die 
Zentral   als  auch  die  Lokalverwaltung,  im  Mittelalter.  Der  Staatsrat, 

das  Zentrum  der  mittelalterlichen  Kanzleiverwaltung  war,  befand 
si<  lt  während  der  Rosenkriege  vollständig  in  der  Herrschaft  des  hohen 
Vdels  und  seiner  t\i k l  e »neu.  Protektion  eines  Staatsratsmitgliedes  war 
•  In  sicherste  Schutz,  um  einen  gewalttätigen  Frevler  und  Missetäter 
vot  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  zu  decken.  Eine  zutreffende  Schilde- 
rung  dei  Verhältnisse  gibl  Fortescue  in  seinem  Buche  (15.  Kap.): 

»Der  Rai  des  Königs  pflegte  aus  Prinzen  und  den  größten  Lords 
des  Landes,  evist  Indien  und  weltlichen  und  anderen  Männern  in  hohen 
Sintern  und  Meli iingen  zusammengesetzt  zu  sein.  Diese  Herren  und 
Würdenträger  hatten  fast  ebenso  viele  eigene  Angelegenheiten  im 
Rate  /ii  verhandeln  wie  der  König.  Wenn  sie  zusammenkamen,  waren 
sie  bo  mil  ihren  Sachen  und  denen  ihrer  Verwandten,  Diener  und  Lehens- 
leute  beschäftigt,  daß  sie  sich  nur  wenig  oder  gar  nicht  um  des  Königs 
Angelegenheiten  kümmerten.  Ferner  gab  es  wenige  Angelegenheiten 
des  Königs,  die  nicht  auch  zugleich  besagte  Ratsmitglieder,  deren 
Vettern,  Diener,  Lehensleute  oder  Freunde  angingen.  Und  welcher 
Mann  von  niederem  Range,  der  im  Rate  saß,  wagte  es  da  wohl,  der 
Meinung  eines  der  großen  Herren  entgegenzutreten?  Wie  leicht  konnte 
jemand  durch  Bestechung  der  Diener  und  Ratgeber  jene  Herren  zur 
in  ahme  veranlassen,  in  dem  Sinne,  wie  es  die  Diener  oder  die- 
jenigen,  die  diese  Diener  bestachen,  wünschen  mochten.  Ferner  war 
es  unmöglich,  die  Verhandlungen  im  Rate  geheim  zu  halten.  Denn 
die  Herren  sagten  oft  ihren  Vertrauten  und  Dienern,  von  denen  sie 

fangen  worden  waren,  wie  es  mit  ihren  Angelegenheiten  stände 
und  wer  gegen  sie  wäre.« 

Schon  Fortescue  empfiehlt  daher  einen  Staatsrat,  dessen  Mitglieder 
dem  Vorsitze  eines  vom  Könige  ernannten  Präsidenten  zu  be- 
Btimmten  Tagesstunden  sich  versammeln  und  über  alle  Staatsangelegen- 
heit dir-  Zusammenstellung  bei  Plummer,  Fortescue  a.a.O.  p.  220. 

2)  So  sagt  Edward  IV.  1467  dem  Unterhaus:  »Y  purpose  to  lyve  uppon  my 
nowne;  and  not  to  eh  arge  my  subgettes  but  in  grete  and  urgent  causes,  concer- 
nyng  more  th<-  wele  of  theym  seif,  •  .  .  than  my  nowne  pleasir. «  Aber  schon  1414 
Rot.  pari.  [II,  549  a)  und  1410  (Rot.  pari.  III,  424  a)  hatten  die  Commons  Hein- 
h  IV.  gebeten,  er  solle  doch  »von  seinem  Eigenen  leben«. 
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heiten  beraten  sollten.  Sie  sollten  den  weisesten  Männern  des  Landes 
entnommen  sein  und  einen  Eid  wie  die  Richter  schwören.  Die  damals 
hervorragendsten  Staatsbeamten,  der  Kanzler,  der  Lord  Schatzmeister  und 
der  Lord  Privy  Seal  sollten  ex  officio  dem  Staatsrate  angehören,  auch  soll- 
ten Richter,  wenn  nötig,  zu  gewissen  Beratungen  beigezogen  werden. 
Es  sollte  ein  Buch  geführt  werden,  in  welchem  die  Staatspraxis  zu- 
sammengestellt wäre.  Diese  Wünsche  sind  dann  aber  allerdings  erst 
nach  Jahren  von  den  Tudors    realisiert  worden. 

Ähnlich  wie  die  Zentral-  war  auch  die  Lokalverwaltung  vollständig 
in  den  Händen  des  hohen  Adels  oder  der  von  ihm  abhängigen  Per- 
sonen. Fortescue  beschwert  sich  ebenfalls  bitter  über  die  Art,  wie  die 
großen  Lords  die  königlichen  Ämter  in  ihrer  Nachbarschaft  —  gemeint 
ist  natürlich  namentlich  das  Friedensrichteramt  und  das  Sheriffamt  — 
mit  Beschlag  belegen,  um  ihre  Dienerschaft  und  ihre  Gefolgsleute 
damit  auszustatten  (ch.  17).  Damit  war  die  ganze  Verwaltung  und 
Justiz  in  der  Provinz  und  auf  dem  platten  Lande  vollständig  preis- 
gegeben. Jeder  Friedensrichter  mußte  der  Partei  dienen,  der  er  seine 
Anstellung  verdankte,  mochte  es  die  Partei  des  Herzogs  von  Gloucester 
oder  Beauforts  Faktion  sein,  oder  die  von  Somerset  oder  York.  Die 
Jury  war  ein  schwaches  und  biegsames  Rohr  in  der  Hand  der  Sheriffs, 
welche  nur  in  der  Hörigkeit  für  ihren  Patron  lebten.  So  sehr  fühlte 
man  die  allgemeine  Rechtsunsicherheit,  daß  man  von  den  großen  Lords 
die  Unterstützung  förmlich  erkaufte,  eine  Unterstützung,  die  natürlich 
nur  gegen  das  Recht  möglich  war.  Mitunter  zwangen  umgekehrt  die 
großen  Lords  die  kleineren  Leute  zur  Aufgabe  von  Rechtsansprüchen, 
weil  von  vornherein  jeder  gerichtliche  Streit  gegen  einen  mächtigen 
Herrn  als  verloren  galt.  Die  reisenden  Richter  galten  ebenfalls  als  im 
höchsten  Maße  korrupt  und  der  Bestechung  zugänglich.  In  dieser  Zeit 
behielt  nur  derjenige  Recht,  der  sich  die  Unterstützung  eines  großen 
Lords  vor  Gericht  (sog.  good  lordship)  erkauft  hatte1). 

Eine  solche  Verwaltungsorganisation  mit  solchen  Übelständen  war 
nur  im  mittelalterlich  geteilten  Staat  möglich.  Der  Einheitsstaat 
mußte  das  Standeswesen  brechen,  und  so  finden  wir  wie  in  anderen 
europäischen  Staaten  so  auch  in  England  eine  ähnliche  Organisation 
unter  den  Tudors  als  Neuschöpfung,  einen  Staatsrat  und  Mittelbehörden, 
als  Stützen  des  Königtums  im  Kampf  gegen  die  feudalen  Gewalten, 
zusammengesetzt  aus  Berufsbeamten. 

All  diese  Verwaltungsorganisationen  der  Neuzeit  weisen  auf  fran- 
zösisches und  burgundisches  Vorbild.  Aber  noch  mehr  als  alle  anderen 
Staaten  war  England  auf  dies  französisch-burgundische  Vorbild  hin- 
gewiesen durch  den  sich  neu  entspinnenden  völkerrechtlichen  Verkehr. 
Denn  dieser  veranlaßte,  wie  noch  gleich  nachgewiesen  werden  soll,  da 
und  dort  parallel  organisierte  Zentralstellen,  namentlich  für  die  Ver- 
waltung der  auswärtigen  Angelegenheiten,  und  diese  Parallelorganisation 

*)  So  schreibt  ein  anonymer  Freund  an  Johann  Paston  (Paston,  Letters  I, 
p.  156):  »Spende  Summen  deines  Geldes  und  gewinne  »lordship«  .  .  .  quia  ibi 
pendet  tota  lex  et  prophetae.« 
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mußte  Eunächst  In  dein  Staatsrat,  dann  aber  auch  in  den  andern 
vom  Staatsrai  mehr  oder  weniger  anhängigen  Behördenslellen  durch- 
geführt werden. 

s'  hon  von  Heinrich  sagl  der  an  seinein  Mole  lebende  Ge- 

-andh'  \yala,  er  wurde  gern  Kngland  nach  französischer  Weise  re- 
gieren1). Er  fügt  bezeiohnend  hinzu:  »Aber  er  kann  nicht.«  Doch 
ist  es  auch  Heinrich  \  IL.  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird,  gelungen,  die 
ersten  Schritte  auf  der  Bahn  französischer  Nachahmung  zu  machen. 
N  ;  mehi  abei  ging  sein  Nachfolger  in  derselben  Richtung  vor,  denn 
68  traten  Fragen  des  Völkerrechts  in  den  Vordergrund  und  wirkten 
in  bestimmende!  Weise  aul  die  Zenlralorganisalion  ein,  und  der  fort- 
währende diplomatische  Verkehr  /w  ischen  Krankreich,  England,  Spanien, 
dem  Kaiser  und  der  |>;ipsl  liehen  Kurie  nahm  damals  Dimensionen  an, 
von  denen  im;ni  se  h  früher  nichl  ha  1 1  e  I  ran  inen  lassen.  Er  führte  damals 
zum  ersten  Male  in  der  Geschichte  des  Völkerrechts  zur  Einführung 
Ständige)  (iesandtsehaiten2),  insbesondere  am  Hofe  Franz'  I.  von 
Frankreich  und  Heinrichs  VI  1 1.  wurden  wechselseitige  Gesandtschaften 
dauernd  eingerichtet . 

I  ater  den  Fragen  des  Völkerrechtsverkehrs  waren  hauptsäch- 
lich drei  yon  besonderer  Bedeutung  für  die  zentrale  Verwaltungs- 
organen! mii : 

I .  Vor  alle  m  d  i  e  n  a  c  h  dauernder  Erhalt  u'n  g  des 
diplomatischen  Verkehrs.  Wir  haben  eben  erwähnt,  daß 
dies  /in  Einrichtung  ständiger  Gesandtschaften  am  französischen  und 
englischen  Hofe  führte.  Aber  nicht  genug  an  dem,  auch  die  jene  Ge- 
sandtschaften dirigierenden  und  anweisenden  Oberbehörden,  d.  h.  die 

itsrate  daheim  im  Mutterland e,  mußten  gleichmäßig  organisiert 
werden,  denn  nichts  war  weniger  ungewöhnlich,  als  daß  Wolsey  bei 
seinen  zahlreichen  Besuchen  in  Frankreich  auch  an  den  Sitzungen 
des  französischen  Staatsrats  teilnahm  und  ihm  zuweilen  präsidierte3), 

I  Siehe  Busch,  England  unter  den  Tudors  I,  1892,  S.  306. 

Siehe  Rivier,  Principes  du  droit  des  gens  I,  p.  431.  Brewer,  Henry  VIII., 
[,  64  -68.  Plummer,  Fortescue,  Governance  ed.  1885,  p.  242 ;  insbesondere  Krauske, 
Die  Entwicklung  der  ständigen  Diplomatie  vom  15.  Jh.  bis  zu  den  Beschlüssen  von 
1815  und  1818,  Leipzig  1885  (Staats-  und  soziahvissenschaftliche  Forschungen 
von  G.  Schmoller  V,  3). 

3)  Letters  and  Papers,  vol.  IV,  part  2,  Nr.  3342:  »Treaty  with  France.  Ar- 
te les  agreed  to  in  the  French  kings  Council,  in  which  Wolsey  presided,  touching 
the  Italian  expedition.  Present  the  chancellor  of  France,  archbishop  of  Sens,  the 
ar<  hbishop  of  Bourges,  president  of  Rouen,  chancellor  of  Alencon  and  the  Venetian 
ambassador.«  Die  Stelle  in  More's  Utopia  Bk.  I,  p.  49  (ed.  Rawson  Lumby  1902): 
»well  -u|'|>"-  I  w.-iv  wilh  IIa*  Krenche  Kynge,  and  there  syttinge  in  his  counsell  etc. « 

II  ans«  heinend  eben  ein  fingiertes  Ereignis,  hat  aber  so  immense  Wahrheit, 
d.iü  •■-  -e  h  wirkli»  Ii  zugf  I  nigf  n  haben  muß,  wie  More  in  seiner  Utopia  vieles  unter 
dem  De<  kmantel  der  Fiktion  so  schildert,  wie  es  sich  wirklich  zugetragen.  Die  Not- 
wendigkeit,  daß  ein  König  »preilie  and  secretly«  beraten  würde,  erscheint  ihm  da- 
mals  als  typisch  und  durch  den  Völkerverkehr  bedingt.  Er  sagt  vom  französischen 
Iviiil'--  und  l'r;ni/.«.v|vrh.'ii  Shiatsral  (Utopia  p.  50):  »here  I  saye,  where  so  great 
and  heyghe  matters  be  in  consultation,  where  so  manye  noble  and  wyse  menne 
■  ounsell  their  kynge  onelie  to  warre,  here  if  I  sehe  man  shold  rise  up  and  will  them- 
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und  umgekehrt  ausländische  Gesandte  in  England  wie  anderswo  sehr  häufig 
mit  dem  Staatsrat  in  Verkehr  traten  und  ihm  die  Wünsche  ihres  Mandan- 
ten mitteilten.1)  Auch  das  ereignete  sich  zuweilen,  daß  der  größeren 
Sicherheit  wegen  und  als  Zeichen  besonderen  wechselseitigen  Vertrauens 
der  verbündeten  Staaten  Frankreich  und  England  chiffrierte  Depeschen, 
die  der  Gesandte  erhielt,  den  beiderseitigen  Staatsräten  zur  Einsicht 
einfach  vorgelegt  wurden2).  Aber  in  allem  und  jedem  verlangte  die 
nun  aufkommende  völkerrechtliche  Etikette  ein  harmonisches,  sym- 
metrisches Vorgehen  auf  beiden  Seiten.  Das  war  das  Gesetz  der  Rezi- 
prozität3). Werden  zu  einer  Staatsaktion  zwei  Staatsräte  des  einen 
Staates  ausersehen,  so  werden  dazu  gleichviel  und  von  demselben 
Rang  von  dem  andern  Staat  delegiert  u.  a.  Bei  der  Zusammenkunft 
der  beiden  Könige  in  Ardres  von  1520  werden  genaue  Teilnehmerlisten 
hüben  und  drüben  entworfen,  die  auf  beiden  Seiten,  was  Rang  und 
Reihenfolge  und  Aufzug  der  Würdenträger  anlangt,  genau  einander 
entsprechen4).  Kurz,  die  Symmetrie  der  eben  aufkom- 
menden völkerrechtlichen  Etikette  gibt  Veranlas- 
sung zu  gleichmäßiger  und  paralleler  Ausbildung  von  Verwaltungs- 
ämtern.  Nicht  minder  wirkt  nach  derselben  Richtung  das 

to  tourne  over  the  leafe,  and  learne  a  newe  lesson,  sayinge  that  my  eoun- 
sell  is  not  to  medle  with  Italy,  but  to  tarye  still  ?  t  home,  and 
that  the  Kyngdome  of  Fraunce  alone  is  almooste  greater,  then  that  it  maye  well 
be  governed  of  one  man:  so  that  the  kynge  should  not  nede  to  studye  (sc.  im  Staats- 
rate) how  to  gette  more  .  .  .« 

x)  Siehe  z.  B.  Letters  and  Papers  a.  a.  O.  vol.  IV,  part  2,  Nr.  2649,  Nr.  2470; 
vol.  IV,  part  2,  Xr.  3337 :  >>On  Tuesday  (so  schreibt  Wolsey  aus  Frankreich  an 
Heinrich  VIII.)  I  had  another  Conference  with  him  (i.  e.  dem  König  von  Frankreich) 
and  his  secret  Council  .  .  . « 

2)  Letters  and  Papers  vol.  IV.  part  2,  Xr.  3918:  Franz  I.  an  seinen  Gesandten 
in  London:  »Vous  advisant  que  la  tres  parfaict  .  .  .  qui  est  teile,  si  grande,  si  ferme 
et  si  etroicte  .  .  .  Pour  autant  qu'il  semble  par  voz  dernieres  lettres  que  vous  me 
vueillez  .  .  .  mefiance  contraire  ä  nostre  dite  amitye  ne  voullant  oublier  .  .  . 
que  j'  a  i  faict  bailler  a  mon  dit  sieur  le  Legat  le  double  de 
P  aiphabet  du  chiffre  ouquel  vous  mescripvez,  et  luv  de 
son  couste  (=  cote)  a  faict  bailler  aux  gens  de  mon  conseil 
le  double  de  celluy  ouquel  les  dits  ambassadeurs  du  dit 
sieur  Roy  son  maistre  et  1 . . .  e  s  t  a  n  s  de  pardela  luv  escrip- 
vent,  en  facon  qu'il  peult  faire  des  chiffrer.  si  (bon  luy) 
semble,  ce  qu'il  me  vient  de  vous,  et  moy  sembleblement 
ce  qui  luy  vient  de  ses  ambassadeurs.  et  par  cela  vous 
pover  aisement  cognoistre  et  juger  quelle  grande  amitye 
et  seurete  il  y  a  entre  nous  et  de  quel  cueur  et  franches 
vollunte  nous  allons'les  ungs  avec  les  autres. «  Der 
Brief  ist  nur  in  dieser  verstümmelten  Form  erhalten. 

3)  So  versteht  es  Krauske  a.  a.  O.  p.  28  für  die  Gesandtschaftsorganisation,  doch 
reicht  es  über  diese  hinaus,  wie  oben  im  Texte  dargetan  wird. 

4)  Siehe  z.  B.  Letters  and  Papers  a.a.O.  vol.  III,  part  I.  Xr.  19  f.,  woselbst 
sich  Heinrich  VIII.  darüber  beklagt,  daß  von  Franz  I.  als  Geiseln  eines  Vertrages 
nicht  4,  wie  wechselseitig  verabredet  war,  aus  der  königlichen  Hofkammer  (privy 
chamber)  geschickt  worden  waren,  sondern  bloß  einer,  die  andern  nicht  von  diesem 
Range  (»these  foure  were  not  of  his  (Francis's)  Chamber  afore  now,  but  only  one; 
and  also  that  they  were  not  the  personages  that  the  French  King  did  favor  greatly«). 
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damals  den  Völkerverkehr  beschäftigende  Problem  der  Siche- 
rung und  Interpretation  von  völkerrechtlichen  Verträgen.  Schon 
Thomas  Morus  rühml  in  seiner  »Utopia«  mit  scharfem  Seitenblick 
auf  die  ihn  umgebenden  Verhältnisse  den  Bewohnern  von  »Utopien« 
nach,  daß  sie  Verträge,  mögen  sie  auch  noch  so  vorübergehend  sein, 
pünktlich  hallen  (»truce  taken  will)  their  enemies  for  a  shorte  time 
th.  \  do  bo  firmelize  and  faythfullye  keape  bhat  they  will  not  breake 
it,  do  ao1  bhough  bhey  I"'  bhereuulo  provnkod «).  Das  Gegenteil  davon 
wai  damals  in  England  und  Frankreich  der  Kall.  Befremdend  ist  es 
daher  für  uns,  mil  Blicken  von  heute  anzusehen,  zu  welchen  Mitteln 
da  gegriffen  wird,  um  Vertragsbruch  zu  verhindern.  Wir  finden  Be- 
si  hw civn  des  Vertrages  durch  die  Konige1)  vor  ihren  kirchlichen  Altären 
daheim  in  Gegenwart  der  wechselseitigen  Gesandten,  sodann  Unter- 
werfung  unter  den  Bannstrahl  des  Papstes,  mitunter  sogar  Heran- 
ing  der  großen  oder  der  bedeutendsten  Städte  zur  Unterschrift 
des  Vertrages,  und  zwar  auf  beiden  Seiten  gleich  vieler2).  Was  lag 
nun  näher  als  gerade  dieses  letztere  Mittel  zu  generalisieren  und  die 
B  r  a  I  ii  n  g  ii  n  d  I  >  e  schl  u  ß  f  a  s  s  u  n  g  ü  her  die  Verträge 
gleichmäßig  organisier  t  e  n  Staatsräten  zu  über- 
tragen. 

\l" t  im  hl  bloß  zu  solch  äußerlichen  Mitteln,  sondern  auch  zu 
neueren  Mitteln  der  Sicherung  von  Verträgen  griff  man,  und  diese 
wirkten  besonders  gestaltend  auf  die  Verwaltungsorganisation  ein.  Um 
die  Verträge  in  ihrem  Bestände  zu  erhalten  und  zu  sichern,  mußte 
man  sie  snrgfältig  abfassen  und  für  die  sorgfältig  abgefaßten  eine 
I  n  i  erprel  a1  ionsbasis  gemeinsamen  Rechts  heraus- 
finden.  Dieses  war  das  römische  Recht,  das  sich  zu  einem 
jus  gentium«  abschleifen  ließ.  Das  römische  Recht  war  damals  die 
gemeinverständliche  Basis  des  Rechtsverkehrs.  Thomas  Smith  sagt 
(zit.  bei  Maitland,  English  Law  and  the  Renaissance  1901,  p.  50):  »jus 

civile  sie  est  commune  ut  cum  ex  Anglia  discesseris,  nobiles  igno- 
.  docti,  indocti  sacerdotes  etiam  ac  monachi  cum  aliquod  speeimen 
eruditionis  videri  volunt  exhibuisse,  nihil  fere  aliud  perstrepunt  quam 
quod  es  hoc  jure  civili  et  pontificio  sit  depromptum.«  Mit  1  n- 
ii  ui  e  n  des  römischen  Rechts  wurde  derVölker- 

htsverkehr  zum  großen  Teile  bestritten.  Des- 
halb mußten  aber  die  Gesandten3)  das  römische 
R  e  C  h 1  kennen  und  die  Stellen  des  Staatsrats 
in     England     wie    in    Frankreich    mit  Doktoren 

römisc  b  e  n  I«  e  c  h  t  s  besetzt  werden.   So  bewirkte  die  Not- 

l)  Die  Urkunde  über  den  Eid,  gewöhnlich  von  einem  Notar  aufgenommen, 
muß  dem  andern  Vertragsteil  zugesendet  werden  und  bildet  einen  Bestandteil 
d»-r  f'.niifllcn  ..Ratifikation ".  Siehe  Retters  and  Papers  a.a.O.  vol.  IV,  part  I, 
Nr.  2164. 

-  Daß  dies  große  Schwierigkeiten  und  Umständlichkeiten  wenigstens  in 
Frankreich  im  Gefolge  hatte,  darüber  siehe  Letters  and  Papers  a.  a.  O.  vol.  IV, 
pari  I.  Nr.  1770. 

'    Siehe  Krauske  a.  a.  O.  S.  218. 
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wendigkeit  der  Kenntnis  des  römischen  Rechts  hüben  und  drüben 
gleiche  Formation.  Namentlich  werden  in  England  die  Diplomaten 
alten  Stils1)  (so  z.  B.  Robert  Wingfield,  englischer  Gesandter  am  Hofe 
Maximilians  I.)  langsam  abgestoßen  und  durch  neue  »Doctores«  des 
römischen  Rechts  ersetzt.  Wir  sind  in  Deutschland  nur 
daran  gewöhnt  das  römische  Recht  unter  dem  Ge- 
sichtswinkel heranzuziehen,  daß  es  das  rechts- 
gelehrte Richtertum  und  damit  die  collegia  for- 
ma ta  des  Staatsrats  nötig  gemacht  hatt  e2).  Für 
England  und  Frankreich  hat  das  römische  Recht 
das  moderne  Diplomatentum  und  damit  eine  Neu- 
organisation des  Staatsrats  herbeigeführt. 

Wie  ernst  Heinrich  VIII.  den  Plan  dieser  Reorganisation  des  aus- 
wärtigen Dienstes  auf  Grundlage  römisch-rechtlicher  Vorbildung  der 
jungen  Diplomaten  nahm,  geht  aus  dem  Projekte  einer  eigenen  Lehr- 
anstalt zur  Ausbildung  von  Diplomaten  hervor,  die  nach  Art  der  inns 
of  court,  also  der  Juristeninnungen,  eingerichtet  werden  sollte.  Römi- 
sches Recht  und  der  Gebrauch  der  lateinischen  und  französischen 
Sprache  sollten  die  hauptsächlichsten  Unterrichtsfächer  sein,  ein  Teil 
der  Studenten  sollte  auf  Kosten  des  Königs,  ein  anderer  Teil  auf  eigene 
Kosten  hier  unterhalten  werden. 

3.  Die  dritte  Aufgabe,  die  der  neue  Völkerverkehr  stellte,  war,  wie 
man  die  Kaufleute  zur  See  gegen  räuberische  Angriffe  solcher  des 
Nachbarstaats  sichere3),  und  so  finden  sich  schon  seit  Beginn  des  16.  Jahr- 
hunderts zwischen  England  und  Frankreich  abgeschlossene  Handels- 
und Freundschaftsverträge.  Einer  der  frühesten  zwischen  Ludwig  XII. 
und  Heinrich  VIII.  datiert  aus  dem  Jahre  1514  kurz  vor  Ludwigs 
Tode4).  Auch  zwischen  Franz  I.  und  Heinrich  VIII.  wurde  eine  ver- 
tragsmäßige dauernde  Regelung  und  Sicherstellung  der  beiderseitigen 
Kaufleute  zur  See  in  einem  Vertrage  von  1518  für  nötig  befunden. 

Schon  im  Vertrage  von  1514  war  die  wichtige,  auf  die  Verwaltungs- 
organisation beider  Länder  nachhaltig  einwirkende  Klausel  aufgenom- 
men, wonach  eine  Beschwerdeinstanz  hüben  und  drüben  in  analoger 
Zusammensetzung  eingerichtet  wurde,  von  welcher  dann  die  Appel- 
lation an  den  Staatsrat  desjenigen  Landes  ging,  gegen  dessen  Untertan 
man  sich  beschwerte.  Jene  Beschwerdeinstanz  waren  die  sog.  conser- 
vatores,    und   zwar    auf    beiden   Seiten    ranggleiche  Würdenträger 

x)  Siehe  Letters  and  Papers  a.  a.  O.  vol.  II,  part  I,  preface  p.  64  ff. 

2)  Siehe  Schmoller  in  der  Einleitung  zu  den  Acta  Borussica  I.  Bd.,  S.  59  ff. 

3)  Wie  sehr  dies  als  Kulturbedürfnis  damals  empfunden  ward,  geht  aus  More's 
Utapia  hervor,  wo  (p.  131)  den  Bewohnern  von  Utopien  nachgerühmt  wird,  daß 
sie  selten  um  eigenes  Interesse  Krieg  führten,  sondern  nur  dann,  wenn  ihr  Schutz 
von  befreundeten  Nachbarstaaten  angerufen  werde.  »Which  they  do  not  onlie  as  of te 
as  by  inrodes  and  invasions  of  soldiours  praies  and  booties  be  driven  away,  but 
then  also  much  more  mortally  when  their  frendes  merchauntes  in  anie  lande 
either  under  the  pretence  of  unjuste  lawes,  or  elles  by  the  wrestinge  and  wrong 
understandinge  of  good  lawes,  do  susteine  an  unjust  accusation  under  the  colour 
of  justice.« 

4)  Siehe  Rymer,  Foedera  VI,  part  1,  p.  64  ff. 
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insbesondere  die  beiderseitigen  A.dmirale.  Von  dieser  Besehwerde- 
instan:  ging,  wie  gesagt,  der  \|>pell  an  den  englischen  resp.  französischen 
Staatsrat  (Rymer,  Foedera  vol.  VI,  p.  <>7):  »Oni  qnidem  Conservatores 
dictorum  Principuni  ei  utriusque  eorum  ei  Duo  aut  (Jnus  ipsorum 
•  \  Parte  saltem  Principis  Subditorum  Dampnificantium  qui  super  hoc 
Requirentur,  habeal  seu  habeanl  A.uctorilalom  el  Potostatem  virtute 
hujus  rractatus  ipsos  Dampnificantes  coram  Se  vocandi  et  Exami- 
nandi,  e1  Ipsos  sie  Examinatores,  secundum  qnod  Justitia  exigit  et 
Reqnirit,  Conveniendi  ei  Puniendi  ac  etiam  Dampna  contra  vires  ejus 

tatus  illata  una  cum  Expensis,  Dampnificatorum  Reficiendi  et 
Reparandi,  e1  si  contingal  Ipsos  Conservatores...  fore  Discordes,  et 
inter  eos  superinde  concordare  non  valent,  quod  eo  ipso  et  ex  tunc 
Causa  illa  referatur  Concilio  Principis  Subditorum  sie 
Dampnificantium,  au1  si  opus  Bit,  utriusque  Principis,  dum  tarnen 
dicta  Causa  Bive  coram  Conservatore  aut  unius  vel  utriusque  Principis 

lio,  Ventilanda  summarie  el  de  piano  coram  eis  examinetur  et 
felici  Marte  terminetur,  e1  dictorum  Conservatorum  pro  utraque  Parte 
sententiae  [nterlocutoriae  ei  diffinitivae  Praecepta  et  Decreta  inconti- 
ii.ii ti  ei  ii cl Nah'  dabuntur  Kxecutioni1).« 

I  >er  \  erl  rag  von  L518  (Tractal  us  depraedationis2))  zwischen  Franz  I. 
und  I  h'iniirli  \  III.  o-ino'  unlcr  Aiil'roehlerhall  nng  des  schon  bestehenden 
weiter.  Es  wird  ein  besonderes  Staatsratkomitee  der  bestehenden 
Organisation  zur  Regelung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen 

internationalen  Seerechts  angegliedert,  welches  die  Beschwerden 
allerdings  nur  entgegenzunehmen  und  die  Entscheide  ergehen  zu  lassen 
habe  I  »Item  quia  opus  esl  utriusque  Principis  subditis  alteri  Preces 
el  Libellos  Supplicatorios  porrigere,  ut  inde  rescripta 
prineipalia  o  b  1  i  n  e  a  n  t  ,  Provisum  est  pro  Commoditate 
subditorum  in  utriusque  R  e.  g  n  i  Concilio  c  e  r  t  o  s 
Consiliarios  d  e  b  e  r  e  d  e  p  u  t  a  r  i  ad  q  u  o  s  u  t  r  i  u  s  q  u  e 
R  e  g  i  s  -  1 1  I  >  d  i  l  i  sciant  Se  in  promptu  Adi  tu  m  habere 
p  o  s  s  e  ,  e  1  a  q  ii  i  b  ii  s  Sollicitatores  de  Beneplacito 
Principis  p  o  s  s  u  n  1  certiores  r  e  d  d  i.«)  Wir  haben  in 
dieser  Vertragsbestimmung  eine  Erweiterung  der  Kompetenz  des 
courl  "l  requests  zu  suchen3),  der  nach  französischem  Muster 
(s.  weiter  unten)  in  England  damals  reorganisiert  worden  war.  Die 
Organisation,  wie  sie  durch  jene  Klausel  des  Vertrags  von  1514  einge- 

1  Verfahren  in  einem  konkreten  praktischen  Falle  zeigt  ein  Bericht 

oglischen  Gesandten  an  Wolsey  (Letters  and  Papers  a.a.O.  vol.  III,  part  I, 
St.  57).    Siehe  auch  Letters  and  Papers  vol.  IV,  part  2,  Nr.  2628. 
-)  Rymer,  Foedera  VI,  p.  159  f. 

Der  nahe  Zusammenhang  zwischen  obiger  Organisation  und  dem  court 
of  requests  ergibt  folgende  Mitteilung  in  den  Letters  and  Papers  a.a.O.  vol.  III, 
I».irt  I,  Nr.  56,  1519:  »Summons  from  Anthoine  Le  Viste,  knt.,  sieur  de  Fresnes 
and  Jean  Hurault  sieur  de  Vybraye,  councillors  and  masters  of  re- 
i j  1 1  •  •  -  i  s  o  I  the  (Frenoh)  King  s  Household  to  1  he  first  usher  of  the  King's  great 
Council,  odering  him  a1  the  request  of  Richard  Chamblay  (Chamberlain),  knt.  »cap- 
ne  du  Chasteau  de  Londre«,  Roberl  Goodwin  and  Jehan  Quoque  sal  merehants 
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richtet  wird,  ist  die  alte  Wiederbelebung  der  Admiralitätsgerichte1), 
von  denen  nun  eine  Appellation  an  das  privy  Council  bis  ins  19.  Jahr- 
hundert lief.  Aus  der  Zeit  ihres  gemeinsamen  Entstehens  in  jener 
Zeit  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  hatten  court  of  requests 
und  Admiralitätsgerichtshof  die  Eigenschaft,  daß  sie  nur  nach  römi- 
schem Recht  judizierten.  Hier  haben  wir  einen  deutlichen  Beleg  für 
die  Einwirkung  völkerrechtlicher  Verhältnisse  auf  eine  Organisation 
des  inneren  Staatsrechts,  die,  wie  der  court  of  requests,  noch  viel  von 
sich  reden  machte2). 

Der  ewige  Friedensvertrag  von  1527  (s.  Rymer  a.  a.  0.  VI,  2.  Heft, 
p.  88  f.)  hält  die  alten  Bestimmungen  unverändert  aufrecht,  und  froh 
kann  Wolsey  nach  seiner  Rückkehr  aus  Frankreich  berichten,  daß 
nun  beide  Königreiche  gleichsam  einen  Herrschaftsbereich  bilden:  so 
sehr  war  die  Nachahmung  französischen  Vorbildes  besorgt3) ! 

Bei  der  Nachahmung  des  französischen  Vorbilds  gingen  die  Tudors 
keineswegs  sklavisch  vor,  sondern  althergebrachte  Einrichtungen,  die 
das  Mittelalter  schon  gekannt  hatte,  wurden  nun  neu  belebt  und  jetzt 
mit  französischem  Geist  erfüllt.  Das  wird  nun  im  folgenden  darzu- 
legen sein. 

1.  Die  Neuorganisation  des  Staatsrats. 
Schon  Heinrich  VII.  hatte  Leute  von  niederer  Herkunft  in  den 
Staatsrat  gezogen.  Ganz  besonders  häufig  ist  dies  unter  Heinrich  VIII. 
vorgekommen.  Die  Bildung,  die  die  Staatsratsmitglieder  besonders 
brauchten,  war  Kenntnis  des  römischen  Rechts  und  Prozesses,  schon 
deshalb,  weil  in  jenen  Abteilungen  des  Staatsrats,  welche  mit  Gerichts- 
barkeit ausgestattet  waren  wie  die  Sternkammer,  der  court  of  re- 
quests und  jener  Staatsratsausschuß,  der  in  Ergänzung  der  Admiralität 


in  England,  John  Abinton  and  Robert  Wardel,  captains  of  vessels  to  command 
Guillaume  de  la  Fontaine,  other  wise  called  »Le  Moyne  de  Bayonne;  complainants, 
whose  vessels  he  had  spoiled  and  plundered  in  Septbr.  and  Octbr.  last«.  Siehe  auch 
Seiden  Society  vol.  VI;  Select  Pleas  in  the  Court  of  Admiralty  I,  p.  LXV. 

*)  Siehe  Seiden  Society  vol.  VI  a.  a.  O.  p.  LVI  ff.  und"  Lord  Herbert  of 
Cherbury,  England  under  Henry  VIII.,  ed.  1872,  p.  182. 

2)  S.  weiter  unten. 

3)  Siehe  Cavendish,  Xegotiations  of  the  Cardinal  Wolsey  a.  a.  O. :  »And 
immediately  after  the  beginning  of  the  Terme  hee  caused  to  be  assembled  in  the 
Starre  Chamber  all  the  noble  men,  Judges  and  Justices  of  the  peace  of  every  shire 
throughout  England,  and  were  at  Westminster-Hall  then  present.  And  there  he 
made  a  long  Oration,  declaring  the  cause  of  his  Embassage  into  France,  and  of  his 
proceedings  therein,  saying  that  hee  had  concluded  such  an  Amity  and  peace,  as 
never  was  heard  of  in  this  Realme,  between  our  Sovereigne  Lord  the  King's  Ma- 
jesty,  the  Emperour  and  the  French  King;  for  a  perpetuall  peace  which  shall  be 
confirmed  in  writing,  under  the  seales  of  both  Realmes  in  gold ....  This  peace 
thus  concluded,  there  shall  be  such  an  amity  between  them  of  each  Realme,  and 
entercourse  of  Merchandise,  that  it  shall  bee  seene  toall  men  to  bee  but  one 
Monarche,  Gentlemen  and  others  may  travell  from  one  countrey  to  an  other 
for  their  recreations  and  pleasure.  And  Merchants  of  either  countrey  may  traffike 
safely  without  feare  of  danger.   So  that  this  Realme  shall  ever  after  flourish.« 
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Qber  streitige  Prisensachen  zu  entscheiden  hatte1),  ein  solches  gelehrtes 
Beamtentum  nötig  war.  In  Frankreich  war  dies  schon  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert  üblich,  die  geborenen  Räte  der  Krone,  d.  i.  den  Adel  und  seine 
ständischen  Paktionen,  durch  Berursheamte  zu  ersetzen2).  Namentlich 
aber  seil  Franz  I.  und  Heinrich  II.  von  Frankreich  waren  diese  Berufs- 
beamten  in  der  (  berzahl,  \ucli  Heinrich  \  III.  ordnete8)  in  den  Regu- 
lativen von  1526  für  den  Staatsrai  an,  daß  von  den  ernannten  Privy 
Councillors  eine  bestimmte  Zahl  innncr  in  der  nächsten  Umgebung 
des  Königs  sein  sollte,  sie  sollten  täglich  am  Vormittag  um  10  Uhr, 
am  Machmittag  um  2  Uhr  zur  Irbeil  erscheinen,  »durch  welche  Ver- 
fügung, wenn  sje  wohl  beachtel  wird,  des  Königs  Majestät  immer  eine 
gebührende  Anwesenheit  von  Hat^vhcni  um  sich  versammelt  sieht, 
wi(  es  füi  Beiner  Hoheil  Wurde  geziemt«,  so  schließt  diese  Anordnung. 
Während  des  Mittelalters  hatte  dagegen  der  Staatsrat  nur  während 
der  Zeit,  wo  die  Reichsgerichte  saßen,  getagt4). 

Ganz  nach  Französischem  Vorbild5)  erscheint  jetzt  zum  ersten 
Male6)  die  Aufteilung  der  Geschäfte  unter  eine  Reihe  von  Ausschüssen 
des  Staatsrats,  denen  wir  auch  im  damaligen  französischen  Rechte 

gnen7).  Vor  allem  der  engere  Hat  für  auswärtige  und  wichtige 
Staatsangelegenheiten,  entsprechend  dem  französischen  »conseil  des 
affaires«,  auch  »conseil  prive«  in  Frankreich.  Das  war  die  Einrich- 
tung des  inti  n  Zirkels,  derjenigen,  die  immer,  wie  wir  sahen,  um 

die  Person  des  Monarchen  herum  sein  sollten,  die  ihn  auf  seinen  Reisen 
wenigstens  einem  Teil  von  ihnen  —  begleiteten.  Selbst  der  Name 
conseil  prive*  isl  französischen  Ursprungs.  Er  ist  in  Frankreich  jeden- 
falls  viel  früher  nachweisbar  als  in  England,  nämlich  1543,  wenn  nicht 
schon  I.V..V).  In  Kngland  finden  wir  diesen  Ausdruck  im  33.  Regie- 
rungsjahr  Heinrichs  VIII.  zum  ersten  Male  gebraucht  als  privy  Council9). 
Wie  m  Frankreich  dem  eonseil  de  roi  oder  conseil  prive  eine  Gerichts- 
instanz  Für  arme  Leute,  der  sog.  conseil  des  parties  angegliedert  war, 

tuch  in  Kngland.    So  sagt  jene  Regulative  für  den  Staatsrat  von 

1)  Siehe  Seiden  Society  vol.  VI,  Select  Pleas  in  the  Court  of  Admiralty  I, 
p.  LVI. 

2)  Siehe  M  Noel  Valois,  Inventaires  et  Documents,  Inventaire  des  Arrets 
•  In  Conseil  d'Etal  (regne  de  Henry  IV.)  I,  Paris  1886,  eh.  VII.  Esmein,  Histoire  des 
Institutions  de  la  France,  p.  463. 

Sirhe  Onlinances  of  the  Royal  Household  a.a.O.  p.  159,  oh.  74  u.  75. 
4)  Proceedings  of  the  Privy  Council  vol.  III,  p.  53,  156,  216;  VI,  p.  338. 
So  berichtel  der  <»esandte  Clerk  an  Wolsey  (Letters  and  Papers  vol.  IV, 
j»-irt  2.  Nr.  2520)  über  den  französischen  Staatsrat,  der  den  König  auf  Reisen  be- 
gleitete: ». . .  .Heard. . .  from  ihe  Chancellor  that  the  King  and  my  Lady  (die 
Königin-Mutter  von  Frankreich)  had  licensed  the  most  of  their  Council  to  proeeed 
to  Paris,  intending  to  be  there  in  two  days...« 

Daß  dies  vereinzelt  schon  früher  stattgefunden  hat,  siehe  Proceedings 
of  the  Privy  Council  I,  127;  V,  15.  Doch  ist  dies  erst  unter  den  Tudors  zum  System 
erhoben  werden  (siehe  Dicey,  Privy  Council,  p.  39  f.). 

7  \  alois  a.  a.  O.  ch.  IV.  LavisseV,  1,  p.  211  ff.  und  Esmein  a.  a.  O.  p.  466  ff. 
■   Siehe  Valois  p.  XLVIII,  Anm.  5. 

Siehe  Seiden  Society  vol.  XII,  Select  Cases  in  the  Court  of  Requests,  p.  10. 
Anm.  '».  p.  31. 
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1526,  die  wir  oben  zitiert  haben,  daß  die  in  ständiger  Umgebung  des 
Königs  befindlichen  Beamten  und  Mitglieder  des  Staatsrats  auch  für 
den  Zweck  verwendet  werden  sollen,  um  »die  Beschwerden  der  armen 
Leute  in  Justizsachen  zu  hören  und  zu  entscheiden«1). 

Was  nun  diesen  court  of  requests  anlangt2),  so  gab  es  auch  in 
England,  wie  in  Frankreich,  einen  als  committee  des  Staatsrats,  masters 
of  requests  (in  Frankreich  maitres  de  requetes),  bekannten  Gerichtshof. 
Dieser  war  unter  Heinrich  VII.  im  achten  Regierungsjahre  des  Königs 
eingerichtet3).  Seit  Heinrich  VIII.  kommt  für  einzelne  Mitglieder  der 
Titel  masters  of  requests  auf,  und  der  Gerichtshof  erhält  den  Namen 
court  of  requests4).  Goke  belehrt  uns  deutlich  darüber,  daß  wir  es  hier 
mit  einer  französischen  Nachahmung  zu  tun  haben.  Hier  haben  wir 
das  Zeugnis  eines  ungefähren  Zeitgenossen  für  unsere  obige  Behaup- 
tung, daß  die  Verwaltungsorganisation  Heinrichs  VIII.  auf  französi- 
schem Vorbild  beruht.  Coke  sagt  von  dem  court  of  requests5) :  »Die- 
jenigen, welche  in  früheren  Zeiten  (nämlich  unter  Heinrich  VIII.) 
diesen  Gerichtshof  zu  einem  Gerichtshof  der  Rechtsprechung  umge- 
stalten wollten,  leiteten  ihren  Anspruch  von  einem  Gerichtshof  in 
Frankreich  ab,  welcher  genannt  wird  curia  eorum  quos  requestarum, 
id  est  supplicationum  palatii  magistros  vocant,  apud  quos  causa  eorum 
tantum  agitur,  qui  regis  obsequiis  deputati,  vel  privilegio  donati  sunt: 
hu  jus  curiae  judices  octo  sunt«6). 

Um  die  Erweiterung  der  Zuständigkeit  des  court  of  requests 
machte  sich  besonders  Kardinal  Wolsey  verdient7).  Seine  Politik,  wie 
die  Heinrichs  VIII.,  war,  die  Macht  des  großen  Adels  auf  dem  Gebiete 
der  Zivilstreitigkeiten  ebenso  zu  brechen,  wie  dies  durch  die  Stern- 
kammer auf  dem  Gebiete  des  Straf-  und  Polizeirechts  erfolgte.  Daß 

x)  Kap.  75:  »for  hearing  and  direction  of  poore  men's  complaients  and 
matters  of  justice.« 

2)  Siehe  darüber  namentlich  Leadam  in  der  Seiden  Society  vol.  XII,  p.  9  ff. 

3)  Leadam  a.  a.  O.  p.  X. 

4)  Leadam  a.  a.  O.  p.  XVI. 

5)  IV.  Instit.  ch.  IX.  In  der  Patentrolle  Richards  III.  (1483)  finden  wir  auch 
schon  einen  clerk  für  die  »requests  and  supplications  of  poor  people«.  (Siehe  Biblio- 
theca  Lindesiana:  Catalogue  of . . .  .  Proclamations,  1910,  p.  73.)  Möglich,  daß  schon 
damals  Ansätze  zur  Nachahmung  französischen  Vorbilds  vorhanden  waren. 

6)  Daß  besonders  die  »supplicationes«  (ganz  wie  die  französischen  »suppli- 
cations«) es  waren,  die  den  Gerichtshof  beschäftigten,  sagt  Thomas  Smith  in  seiner 
De  Republica  Anglorum  (zit.  nach  der  Ausgabe  von  1635,  bk.  III,  ch.  7):  »the 
Court  of  Requests. . .  this  is  called  the  poore  mans  court  because  there  he  should 
have  right  without  paying  any  money«,  und  Lambard  sagt  um  die  gleiche  Zeit 
(Archeion  1591,  p.  228):  »how  be  it,  I  doe  remember  that  within  these  40  yeares 
the  bills  of  complaints  presented  there  did  ordinarily  carry  the  one  or  the  other 
of  these  two  suggestions,  namely  that  the  plaintiffe  was  a  very  poore  man,  not 
able  to  sue  at  the  Common  Law  or  the  King's  servant,  ordinarily  attendant  upon 
his  person  or  in  his  household. «  Auch  die  hier  erwähnte  Zuständigkeit  des  Gerichts- 
hofs für  Klagen  der  Staats-  und  Hofdiener  ist  französischen  Ursprungs.  —  Eine 
der  wichtigsten  Aufgaben  dieses  Gerichtshofes  war  aber,  die  kleinen  Bauern  gegen 
das  Bauernlegen  durch  die  Großen  zu  schützen  (Leadam  a.  a.  0.  p.  IV  ff.). 

7)  Leadam  a.  a.  O.  p.  XV  f.  Hall,  Chronicle  (ed.  1809),  p.  585.  State  Papers 
Domestic  Henry  VIII.,  vol.  III,  p.  571. 
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aber  bei  Errichtung  desselben  französisches  Vorbild  kopiert  war,  lehrt 
m«  ht  iiin;  der  obige  Viissprueh  Cokes,  sondern  auch  der  oben  zitierte 
Vertrag  (tractatus  depraedationis)  zwischen  Franz  [.  und  Hein- 
rich VIII,  \ueh  in  der  inneren  Organisation  lassen  sich  Parallelen 
aufdecken,    her  französische  conscil  des  parties  und  der  englische  court 

t  requests  waren  mil  der  Person  des  Königs  derart  verbunden,  daß 
sie  ihr  am  Ii  auf  Unsen  folgten.  Jede  Beschwerde,  die  an  den  court 
■  I  requests  gerichtet  war,  erwartete  als  Bescheid  die  Zitation  coram 
domino  rege  ubicumque  etc.,  d.  h.  wo  der  König  sich  auch  immer  be- 
ilud. M.  Freilich  wurde  seit  Wolseys  /eilen  ein  Zweig  des  Gerichtshofs 
dig  iii  Whitehall  abgehalten.  \her  selbst  in  der  Folgezeit  war  ein 
anderer  Zweig  des  Gerichtshofs  mit  dem  König  auf  Reisen,  so  daß 
sich  unter  Elisabeth  hesnndnv  Schwierigkeiten  ergeben.  Diese  Königin 
li.it  t<  eine  besondere  Vorliebe  für  den  Wechsel  ihres  Aufenthalts  und, 
um  die  armen  Leute  ftichl  in  ihrem  Beschwerderecht  zu  verkürzen, 
wurde  die  Zahl  der  masters  of  requests  verstärkt.  Bisher  waren  zwei 

tasters  ordinary,  seil  der  Zeil  kommen  noch  zwei  masters  extraordi- 
nan  hm/n:  die  lei /leren  blieben  gewöhnlich  in  Whitehall,  die  andern 
gingen  mit  der  Königin  auf  Reisen.  Unter  Jakob  I.  wurden  vier  masters 
ordinär)  bestellt.  Doch  das  System  des  Herumziehens  eines  Zweiges 
des    Gerichtshofs    mit    der   Person   des   Königs   hörte   damit  nicht 

auf  ■). 

Vuch  das  Verfahren  ähnelte  in  wesentlichen  Punkten  dem  fran- 
ben  \  orbild.  Zunächst  war  der  Gerichtshof  als  Organ  der  Equity- 
Rechtsprechiim:  für  arme  Leute  gedacht  und  mußte  deshalb  ein  billiges 
ihren,  viel  lulliger  als  die  Gommon-Law- Gerichte,  gewähren.  In 
lei  Hauptsache  bandelte  es  sich  meistens  um  Streitigkeiten  zwischen 
ehein.i liLr,'ii  Guishörigen  und  ihren  Gutsherren,  wie  sie  bei  Gemein- 
teilung  u.  dgl.  aufzukommen  pflegen.  Das  Verfahren  wTar  ein  sum- 
marisches, im  Sinne  des  römischen  Prozeßrechts  gehaltenes.  Es  setzte 
mit  einer  Beschwerde,  petition,  ein,  der  Beklagte  hatte  darauf  eine 
Antwort,  >answer«,  zu  erstatten,  daraufhin  wurden  Kommissare  be- 
>te|lt.  um  die  notwendigen  Beweisaufnahmen  vorzunehmen.  Eine 
cautio  judicio  sisti  ei  de  judicato  solvendo  hatte  der  Beklagte  zu  stellen. 
Ähnlich  wie  der  conseil  des  parties3)  erließ  auch  der  court  of  requests 
zahlreiche  Mandate,  um  die  Common-Law- Gerichte  an  einer  Kognition 
m  der  Sache  zu  verhindern.  Denn  ähnlich  wie  das  französische  Vor- 
bild mit  <h'in  Parlament,  so  hatte  auch  der  englische  Gerichtshof  mit 
den  G,mmon-Law-Gerichten  um  seine  verfassungsmäßige  Existenz- 
Ii  Mgung  zu  streiten,  welcher  Kampf  hier  sogar  am  Ausgange  der 
Regierung  Elisabeths  dazu  führte,  daß  die  Common-Law- Gerichte  dem 
court  of  requestfl  Beine  Eigenschaft  als  Gerichtshof  vollständig  ab- 
Bprachen4). 

1   Siehe  Seiden  Society  vol  VI,  p.  XVI  ff.  und  vol.  XII,  p.  XII  ff. 
-   Siehe  Seiden  Society  a.  a.  O.  vol.  VI,  p.  XIX  ff. 

-lehe  Valois  a.  a.  O.  p.  L  ff . 
1   Siehe  Seiden  Society  p.  XXII  ff. 
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Wie  der  conseil  prive1)  in  Frankreich,  so  hatte  auch  unser 
Gerichtshof  offenbar  ein  in  der  Hauptsache  geheimes  Verfahren.  Das 
ergibt  deutlich  eine  Geschäftsordnung  aus  der  Zeit  Edwards  VI.2). 
Es  wird  da  das  Verfahren  ähnlich  wie  in  Frankreich  vorgesehen,  daß 
die  den  Gerichtshof  bildenden  Mitglieder  ihren  Urteilsvorschlag  dem 
Staatsrat  unterbreiten,  um  danach  die  Parteien  zu  bescheiden3).  Der 
englische  Gerichtshof  wurde  nicht  etwa  durch  die  Revolution  aufgehoben. 
Das  Gesetz  von  1640,  welches  die  Sternkammer  beseitigte,  erwähnt 
mit  keiner  Silbe  den  court  of  requests.  Er  führte  auch  nach  der  puri- 
tanischen Revolution  in  der  Restauration  ein  bescheidenes  Dasein  unter 
Karl  II.  und  Jakob  IL,  aber  er  wurde  in  der  Zeit  vollständig  bedeu- 
tungslos, da  diese  Könige  nicht  den  Mut  hatten,  die  alte  Gerichtsbarkeit 
des  privy  Council,  von  der  ja  die  Wirksamkeit  des  court  of  requests 
abhing,  wieder  zu  neuem  Leben  zu  erwecken4). 

Zu  einer  viel  größeren  Tätigkeit  war  ein  anderer  Staatsratsaus- 
schuß berufen,  die  Sternkammer5).  Heinrich  VII.  hatte  wohl  den 
französischen  grand  conseil  de  la  justice  vor  Augen,  wie  er  sich  bis 
1463  schon  vollständig  entwickelt  hatte6),  als  er  auf  den  Gedanken 
kam,  ähnlich  wie  in  Frankreich  aus  der  Mitte  des  Staatsrats  heraus 
einen  engeren  und  rechtsgelehrten  Kreis  auszusondern,  um  ihn  als 
ständigen  Gerichtshof  tagen  zu  lassen.  Durch  das  Gesetz  vom  Jahre 
1487,  wodurch  die  Sternkammer  etabliert  wurde  (3  Henr.  VII.,  c.  1), 
wurde  etwas  Neues  nicht  geschaffen,  ebensowenig  wie  durch  die  Or- 
donnanz Karls  VIII.  der  grand  conseil  de  la  justice  neu  geschaffen 
wurde.  Denn  schon  seit  frühester  Zeit  hatte  der  Staatsrat  eine  judi- 
zielle  Billigkeitsgerichtsbarkeit  entfaltet.  Die  Neuetablierung  eines 
Komitees  desselben  folgte  aber  insofern  französischem  Vorbild,  als  es 
ein  rechtsgelehrtes,  berufsmäßiges  Richtertum  mitten  in  den  Staatsrat 
als  Gerichtshof  einführen  wollte,  ohne  —  und  darin  liegt  die  Ver- 
wandtschaft mit  dem  französischen  Vorbild  —  eine  Lostrennung  vom 
Staatsrat  selbst  herbeiführen  zu  wollen7).    Die  Hauptfunktion  dieses 

!)  Siehe  Valois  p.  LIX  ff. 

2)  Siehe  Burnett,  History  of  the  Reformation,  Oxford,  Edition  V,  p.  118. 

3)  »these  persons  to  hear  the  suits,  to  answer  the  parties,  to  make  certificate 
what  suits  they  think  meet  to  be  granted;  and  upon  answer  received  of  their  certi- 
ficate, to  despatch  the  parties.« 

4)  Siehe  Seiden  Society  vol.  XII,  p.  XLVII  f. 

5)  G.  L.  Scofield,  Study  of  the  Court  of  Star  Chamber,  Chicago  1900.  Seiden 
Society,  SelectCases  in  the  Star  Chamber,  vol.  XVI,  1477  —  1509.  Hudson,  Trea- 
tise  on  Star  Chamber,  Collectanea  Juridica,  London  1792,  vol.  II.  Gneist,  Englische 
Verfassungsgeschichte  S.  335  f.,  502  f.,  508  f.,  558  f.,  589  f.  Dann  Star  Chamber 
Cases,  Camden  Society  N.  S.  Nr.  39.  Holdsworth,  History  of  English  Law  I,  p.  271  ff. 
Law  Quarterly  Review  1900,  XVIII,  p.  247  ff.  Yorkshire  Aren.  Soc.  XIII,  313  ff.; 
XIV,  85  ff.  Staffordshire,  Historical  Collections  N.  S.  X  (1);  ferner  die  Bde.  1910 
und  1912. 

6)  Er  wurde  1947  durch  eine  besondere  Ordonnanz  nachträglich  anerkannt, 
siehe  Valois  a.  a.  O.  p.  XXIX. 

7)  Auch  in  Frankreich  war  noch  1483  der  grand  conseil  de  la  justice  nicht 
von  dem  Staatsrat  des  Königs  abgetrennt.  Dies  erfolgte  erst  durch  die  Ordonnanz 
von  1497. 
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Staatsratskomitees  war  die  Unterdrückung  des  ständischen  Regiments, 
wi<  es  namentlich  in  der  Lokalverwaltung  des  M itl elalters  vorgeherrscht 
hatte.  Es  sollte  gegen  aUe'Versiu-lie  tler  (irol.>en,  kleine  II eerhaufen  im 
I  ande  bu  erhalten  oder  Gefolgschäften  zu  begründen  (giving  of  liveries, 
retainders  l<\  indentures),  gegen  Sheriffs,  die  falsche  Berichte,  nament- 

Wahlberiohte  und  ergebnisse  an  die  Krone  sandten,  gegen  Ge- 
schworene, die  sioh  bestechen  ließen,  gegen  Aufruhr  und  unerlaubte 
Versammlungen  einschreiten.  Dadurch  war  eben  ein  »Zwing-Uri«  gegen 
den  überall  früher  allmächtigen  Adel  geschaffen.  Übrigens  ist  diese 
Sternkammer  keine  Besonderheil  Englands  oder  Frankreichs,  Die 
I  andesregimente,  die  Maximilian  in  seinen  Krldanden  1499 — 1500  ein- 
richtete, hatten  dieselbe  gegen  den  Adel  gerichtete  Spitze1).  Trotzdem 

Sternkammer  als  ständig  tagendes  Komitee  von  Heinrich  VII. 
eingerichtet  wurde  Iral  sie  eigenllic-h  erst  unter  Heinrich  VIII.  in 
üction.  Der  Effekt  des  (icsel/es  Heinrichs  VII.  war,  den  Kanzler, 
den  Lord  Schatzmeister,  den  Lord  Siegelbewahrer  (privy-seal),  einen 
Bischof,  einen  l.m-d  des  Staatsrats  und  zwei  oberste  Reichsrichter,  die 
chiel  justices,  zu  ständigen  Richtern  des  Tribunals  zu  machen2).  Der 
Gerichtshol  betrachtete  sich  stets  als  Ausschuß  des  Staatsrats.  Außer 
den  obengenannlen  geführten  sländigen  Richtern  wurden  noch  sach- 
verständige Richter  als  Assessoren  für  Sternkammersitzungen  einge- 
Bchworen,  obwohl  sie  nicht  Mitglieder  des  Staatsrats  waren.  Auch 
aach  der  Einrichtung  der  Sternkammer  behielt  der  Staatsrat  eine 
konkurrierende  Gerichtsbarkeit,  die  sich  von  der  Gerichtsbarkeit  des 
Sternkammerausschusses  nur  dadurch  unterschied,  daß  natürlich  die 
rrrhNkiiiidigrii  Sachverständigen  (juris  consulti)  im  Staatsrat  fehlten, 
und  daß  die  Vernehmung  des  Beklagten  und  der  Zeugen  unter  Eid 
bloß  im  Verfahren  der  Sternkammer  vorkam,  im  Staatsrat  aber  nicht 
üblich  war. 

I  ater  Heinrich  \  III.  kam  noch  der  Präsident  des  Staatsrats 
(21  II*  in.  VIII. ,  c.  20)  als  .Mitglied  der  Sternkammer  hinzu.  So 
ward  rin  Tribunal  geschaffen,  das  aus  den  obersten  Verwaltungsbeamten 
und  Richtern  bestehend,  gewissermaßen  das  betätigen  sollte,  was  in 
Frankreich  der  grand  conseil  de  la  justice3)  zu  üben  hatte,  nämlich 
Verwaltungs-  und  Polizeigerichtsbarkeit. 

Während  der  courl  of  requests  das  außerordentliche  Ziviltribunal 
darstellte,  brachte  die  S1  ernkammer  einen  außerordentlichen  Verwaltungs- 
und  Kriminalgerichtshof  zur  Erscheinung4).  Während  aber  in  Frankreich 
die  Hauptangriffe  gegen  den  conseil  des  parties,  also  den  Zivilgerichtshof, 
gerichtel  wurden,  richteten  sie  sich  in  England  gegen  die  Sternkammer,  den 
Kriminalgerichtshof ;   denn  dieser  hatte  die  Hauptmasse  der  extra- 

1)  Luschin,  Österr.  Reichsgeschichte  p.  26,  namentlich  Anm.  3,  Beschwerde 
der  Krainschen  Stände,  und  S.  270,  Anm.  4. 

2)  Siehe  L.  Q.  R.  vol.  XVIII  a.  a.  O.  p.  254. 

3)  Siehe  Valois  a.  a.  O.  p.  XXVI. 

1  Siehe  Seiden  Society,  vol.  XII,  p.  X  ff.  und  mit  Berufung  auf  Lambards 
Archeion,  p.  224. 
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ordinären  Gerichtsbarkeit  an  sich  gezogen,  nicht  der  außerordentliche 
Zivilgerichtshof,  der  court  of  requests.  Das  kommt  daher,  daß  in 
England  die  Scheidung  zwischen  Zivil-  und  Kriminalrecht,  wie  sie  in 
Frankreich  und  auf  dem  Kontinent  unter  dem  Einfluß  des  römischen 
und  kanonischen  Rechts  sich  scharf  herausgebildet  hatte,  niemals  recht 
durchgeführt  worden  war1).  Eine  ganze  Menge  von  Gerichtsbarkeit, 
die  wir  auf  dem  Kontinent  als  Kriminalgerichtsbarkeit  bezeichnen 
müssen,  galt  in  England  als  Ziviljurisdiktion.  So  schwoll  deshalb  die 
Tätigkeit  der  Sternkammer  riesengroß  an,  während  die  des  court  of 
requests  nur  eine  bescheidene  blieb.  Und  nun  richteten  sich  alle  Haupt- 
angriffe bis  zur  puritanischen  Revolution  hauptsächlich  gegen  die 
Sternkammer,  der  man  von  Seiten  des  Königs  und  der  Kronjuristen 
dadurch  zu  helfen  suchte,  daß  man  betonte,  sie  hätte  niemals  ihren 
Zusammenhang  mit  dem  Staatsrat  verloren,  was  äußerlich  auch  darin 
zum  Ausdruck  kam,  daß  in  der  Sternkammer  immer  ein  allerdings 
leerer  Stuhl  für  den  König  aufgestellt  war2).  In  Wirklichkeit  aber 
sollte  der  Kanzler  den  Vorsitz  in  der  Sternkammer  führen,  ähnlich 
wie  der  Kanzler  im  grand  conseil  de  la  justice  in  Frankreich  dies 
tat.  Jedoch  ein  scharf  abgesondertes  Tribunal  war  damals  die  Stern- 
kammer trotzdem  nicht.  Angelegenheiten  des  Staatsrats  werden  ihr 
mitunter  zugewiesen  und  umgekehrt  erledigt  dieser  manche  Angelegen- 
heiten selber,  die  der  Praxis  nach  vor  die  Sternkammer  gehört  hatten. 
Zu  einer  sachlichen  Abgrenzung  ihrer  Kompetenz  ist  die  Sternkammer 
überhaupt  nie  vorgedrungen.  Nur  in  formeller  Weise  erlangte  sie  aller- 
dings erst  am  Ausgange  der  Regierung  der  Königin  Elisabeth  als  Ge- 
richtshof Anerkennung3). 

Daher  wurde  die  Sternkammer  ebenso  wie  der  Staatsrat  ein  Organ 
der  Zentralverwaltung.  Der  ersteren  lag  die  Leitung  der  gesamten, 
von  den  Tudors  besonders  gepflegten  merkantilistischen  Handelspolitik 
ob.  Die  Sternkammer  hatte  die  Funktion  eines  obersten  Polizeigerichts- 
hofs des  Landes,  der  es  mitunter  nicht  verschmähte,  selbst  die  ehe- 
lichen Beziehungen  von  Mann  und  Frau  zu  kontrollieren4).  In  alles 
und  jedes  mischte  sich  dieses  Organ  des  alles  kontrollierenden  Polizei- 
staats, wobei  ihm  namentlich  der  damals  in  England  vorhandene  Mangel 
einer  scharfen  Trennung  von  Zivil-  und  Kriminaljustiz  zustatten  kam. 
Von  der  Sternkammer  behauptete  ein  damaliger  Schriftsteller,  sie 
wäre  das  »merkwürdige  Auge«  des  Staats. 

Unter  Elisabeth  hält  es  namentlich  schwer,  Staatsrat  und  Stern- 
kammer voneinander  in  ihrer  Tätigkeit  zu  sondern5),  daher  strafte 
der    Staatsrat    für    Beleidigung    des  Gerichtshofs,    contempt,   d.  i. 


J)  Siehe  Pollock  und  Maitland  II2,  p.  572  ff. 

2)  Siehe  Lambards  Archeion,  Edition  1635,  p.  101. 

3)  Acts  of  the  Privy  Council  ed.  Dasent,  c.  XVIII,  p.  195 :  »in  the  Star  Chamber, 
or  in  suche  other  Court  of  Justice  or  Conscience. « 

4)  Holdsworth,  p.  271  ff. 

5)  State  Papers,  Dom.  Ser.  Eliz.  CLV,  Nr.  73,  75;  State  Papers,  Dom.  Ser. 
James  CIX,  Nr.  191. 
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Ki  mtcn/   gegen  das   Gerieht,  almlii  Ii  wie  jeder  andere  Gerichtshof. 
Beide    treten    in    den    Diensl    jener   großen   Idee,  welche  man 
nationalen  Merkantilismus  nennt1).  Diese  Idee  setzt  in  England,  ähn- 
lich       in  Deutschland  und  Frankreich,  den  allmächtigen  Polizeistaat 
is,  denn  sie  bedarf  zu  ihrer  Verwirklichung  ein  kunstvolles  Uhr- 
werk dei   Verwaltung,  in  dem  jeder  Beruf,  jede  Industrie  und  jeder 
Handels/ v eig  ein  Kad  ist.  das  andere  in  Bewegung  setzen  muß,  so  daß 
das  ganze  dem  Gemeinwohl  aller  dienen  konnte.  Freilich  gehört  dazu 
ein    Menschenmaterial,    das   sich    polizeistaal lieh   verwalten   und  be- 
schränken läßt,    lau  nur  ein  oder  zwei  Beispiele  aus  diesem  Räder- 
hervorzuheben.    Man  wollte  die  Kauffahrteischiffahrt  heben, 
um  den  Handel  zu  heben,  und  eine  Flottenreserve  namentlich  gegen 
die  Spanier  zu  haben.    Xu  dem  /wecke  mußte  der  Eigentümer  von 
Waldungen  Beschränkungen  in  seiner  Freiheit,  Holz  nach  Belieben  zu 
fällen,  erdulden.     Vber  noch   mehr!    Man  brauchte  eine  seetüchtige 
Lannung  für  die  Schiffe.  Dazu  muß  die  Fischereibevölkerung  heran- 
igen werden,  und  um  dies  Ziel  zu  erreichen,  der  Fischhandel  ge- 
n    werden.     Deshalb   wird    jedem   Staatsbürger  befohlen,  einige 
T.!Lr'  der  Woche  uur  Fisch  und  nicht  Fleisch  zu  essen2).  Ein  anderes 
Beispiel  is1  das  Verhol  der  Einfuhr  französischer  Weine.   Denn  ■ —  so 
argumentierl    Burleigh      -  es  bereichere  die   Einfuhr  solcher  Weine 
du   Frankreich  auf  Kosten  Englands,  Gold  flöße  ab,  weil  die  Fran- 
iii  Bordeaux  den  Austausch  von  Wein  gegen  englischen  verböten 
und  nur  Bargeld  forderten,  ferner  vermehre  jene  Einfuhr  nur  Völlerei 
und  Wirtshäuser  und  sodann  vermindere  sie  den  Konsum  von  Bier, 
wodurch  die  das  Malz  liefernde  Landwirtschaft  Englands  geschädigt 
würde3).    Man  sieht:  die  entfernteste  Möglichkeit  des  Nutzens  und 
idens   wirtschaftlicher  Handelsregulative  wird  ins   Auge  gefaßt. 
Dazu  brauchl  es  natürlich  gesteigerter  Tätigkeit  des  privy  Council, 
weshalb  uns  in  dieser  Zeil  sogar  zwei  bis  drei  clerks  des  Council  be- 
gegnen4).    Ihre  Anstellung  erfolgt  auf  Lebenszeit5).  Die  Mitglieder  des 
Council  müssen  pünkl  lieh  die  Beratungstage  einhalten,  und  für  raschere 
Geschäftsgeb ahrung  soll  das  Verwaltungsgeschäft  zwischen  ihnen,  wenn 
tunüch,  aufgeteilt   werden6).    Doch  das  hauptsächlichste  Mittel,  das 
aeu  geschaffene  Uhrwerk  im  Gange  zu  erhalten,  sind  die  Polizeiver- 
ordnungen,  die  ordere  in  Council,  und  die  königlichen  Proklamationen, 
in  die  Unterbehörden,  insbesondere  die  Friedensrichter  ergehen, 
in  einer'  Menge  und  von  so  minutiöser  Pedanterie,  wie  sie  keine  Zeit 

1    Siehe  dazu  Harland  in  seiner  Ausgabe  der  Lancashire  Lieutenancy  (Chetham 

\r  i9  .  }•.  XCIV  ff.  und  Cunningham,  Modern  Times  I,  p,  53  ff. 
2)  Cunningham  a.  a.  O.  p.  68. 

*)  Cunningham  I.  p.  71.  wo  auch  dieser  Teil  des  Raisonnements  von  Burleigh 
wortlich  zitiert  wird. 

4)  Dasent  II,  p.  183  und  VIII,  p.  25  u.  78. 

Siehe  State  Papers,  D.  S.  James  L,  vol.  V,  Nr.  23. 
Meinung  Burleigh's:  »in  primis,  that  your  counsell  may  dillgently  kepe 
es  of  <  ounsell,  and  that  the  matters  aecorded  opon,  may  distributed  amon- 
gesl  theni  for  more  expedition«,  zit.  bei  Cunningham  a.  a.  O.  p.  54. 
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zuvor  noch  gesehen.  Gegen  sie  ist  unter  anderem  zur  Zeit  der  Revolu- 
tion Sturm  gelaufen  worden. 

2.  Der  Staatssekretär. 
Mit  der  Steigerung  des  Ansehens,  das  die  Tudors  dem  Staatsrat 
auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen  und  inneren  Angelegenheiten  ver- 
liehen, hängt  auch  die  Steigerung  der  Bedeutung  jenes  Staatsorgans 
zusammen,  welches  die  Vermittlung  zwischen  König  und  Staatsrat 
damals  zu  besorgen  hatte,  das  war  der  sog.  Staatssekretär.  Auch  hier 
liegt  französisches  Vorbild  zugrunde.  Schon  die  mittelalterlichen 
Sekretäre  des  Königs  in  England  sind,  wie  wir  oben  gesehen  haben1), 
auf  französisches  Vorbild  zurückzuführen.  Ähnlich  wie  in  Frankreich 
die  secretaires  de  finance  alle  Vergabungsakte  von  Königsvermögen 
durch  ihre  Unterschrift  verifizieren  müssen2),  so  finden  wir  auch  in 
England,  daß  der  Sekretär  des  Königs  alle  Vergabungsakte  in  der 
Weise  vorzubereiten  und  mit  dem  kleinen  Siegel,  dem  signet,  zu  ver- 
sehen hat,  was  für  den  Lord-Siegelbewahrer  erst  die  Grundlage  abgibt, 
um  das  privy  seal  beizufügen  und  so  die  Grundlage  für  die  Aufdrük- 
kung  des  großen  Siegels  zu  schaffen3).  In  Frankreich  rücken  aber  seit 
der  Regierung  Ludwigs  XII.  und  Franz'  I.  die  secretaires  des  finances 
in  eine  höhere  Stufe  ein  dadurch,  daß  einer  von  ihnen  die  rechte  Hand 
des  Königs  wird,  nämlich  Florimond  Robertet4).  Ähnlich  wird  der 
englische  Sekretär  des  Königs  unter  Heinrich  und  Elisabeth  allmächtig, 
da  er  ausschließlich  die  Vermittlung  zwischen  König  und  Staatsrat 
besorgt.  Daß  sich  hier  die  Nationen,  durch  den  Völkerverkehr  angeregt, 
wesentlich  beeinflußten,  geht  am  besten  aus  der  Tatsache  hervor, 
daß  selbst  der  Name  des  Staatssekretärs  in  Frankreich  (die  Funktion 
war  schon  längst  vorhanden)  erst  bei  der  Unterzeichnung  des  Friedens 
von  Cäteau-Cambresis  auf  den  Sekretär  des  Königs  angewendet  wurde, 
nur  deshalb,  weil  die  Vertragsbevollmächtigten  des  Königs  von  Spanien 
den  Titel  von  Staatssekretären  bereits  führten6).  In  England  wurde 
der  Name  erst  unter  Elisabeth  dem  Sekretär  des  Königs  gegeben6). 
Auch  wurde,  wie  in  Frankreich  seit  15897),  so  auch  in  England  seit 
dem  Aufkommen  mehrerer  Staatssekretäre  eine  geographische  Ver- 
teilung ihrer  Ressorts  durchgeführt8).  Ein  Staatssekretär  erhielt  das 
sog.  »northern  department«,  umfassend  Dänemark,  Flandern,  Deutsch- 
land  und  Territorialstaaten,   Holland,   Sachsen,   Preußen,  Rußland, 


*)  Siehe  oben  §  18. 

2)  Siehe  Lucay,  Les  secretaires  d'etat  depuis  leur  institution  jusqu'ä  la  mort 
de  Louis  XV.,  Paris  1881,  p.  6. 

3)  Siehe  Nicolas,  Proceedings  and  Ordinances  of  the  Privv  Council  VI. 
p.  GLXXXVIII. 

4)  Siehe  Lucay  a.  a.  O.  p.  13  ff. 

5)  Siehe  Lu<?ay  a.  a.  O.  p.  17. 

6)  Siehe  Nicolas,  Proceedings  a.  a.  O.  vol.  VI,  p.  CXXIX. 

7)  Siehe  Lucay  a.  a.  0.  p.  31. 

8)  Eine  der  frühesten  Aufteilungen  findet  sich  1639/40,  siehe  Thomas  a.  a.  O. 

p.  28. 


fc2  t   III.  ^bs<       Der  Kampf  ihi-ahsol.  u.  kmistit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 


a  eden  und  die  ball  ischenl  »finder, ein  ander»  Tdas»southerndepartment«, 
umfassend  Prankreich,  Portugal,  Schwei/.  Spanien,  Italien,  Berberesken, 
rtirkei.  I  >iese  ge<  »graphische  Teilung  blich  las  zum  Ausgange  des  18.  Jahr- 
hunderts, bis  in  die  Zeil  der  Burke-Pilfschen  \  envaltungsreform.  Der 
König  hatte  m  England,  ebenso  wie  in  Frankreich,  das  Recht,  ohne 
weiteres  und  jederzeil  die  geographische  Verteilung  zu  ändern.  Robert 
ü  i-i  der  erste  Träger  des  Titels  Staatssekretär.  Wie  sehr  die  Be- 
deutung  des  Staatssekretärs  mit  dem  Regierungsantritt  der  Tudors 
gestiegen  ist.  beweisen  folgende  Tatsachen. 

Während  noch  Fortescue  am  Ausgang  des  Mittelalters  zum  Schutze 
und  in  Erhaltung  des  Domanialvermögeris  den  Rat  erteilt,  keine 
wi(  kitige  Vergabung  solchen  Vermögens  ohne  Vermittlung  des  Kanzlers 
und  Staatsrats  vorzunehmen1),  ist  in  das  Zentrum  dieser  Vergabungs- 
maschinerie Beil  Heinrich  \  III.  der  Staatssekretär  eingerückt.  Durch 
das  Gesetz-)  (_!7  llenr.  \  III.,  c.  Ii)  wird  bestimmt,  daß  jeder  wich- 
tig Vergabungsakt,  dem  das  große  Siegel  beizudrücken  war,  ver- 
anlaßl  werden  mußte  durch  königliches  Sendschreiben  unter  könig- 
lichem  Handzeichen  (signe  manual),  gerichtet  an  den  Staatssekretär. 
Von  diesem  hatte  dann  der  Auftrag  an  den  Lord- Siegelbewahrer  (privy 
seal)  in  Form  eines  Warrant  unter  Beidrückung  der  nötigen  Siegel, 
insbesondere  des  dem  Staatssekretär  anvertrauten  signet,  zu  ergehen. 
Der  Lord- Siegelbewahrer  hatte  den  Auftrag  mittels  Beidrückung  des 
privy  seal  an  den  Lord- Kanzler  weiterzugeben,  der  das  Siegel  zur 
Perfektion  des  Aktes  beizudrücken  hatte.  Daneben  waren  allerdings 
x  1 1  lt •  uniiiit  lelbare  (immediaty)  Warrants  in  Ausnahmefällen  zulässig, 
aber  auch  sie  mußten  vom  Staatssekretär  ausgehen  und  seine  Unter- 
schrift tragen.  Wenn  man  in  Erwägung  zieht,  daß  diese  immediaty 
Warrants  hauptsächlich   dazu  dienten,  Protektion,  angenehme  Sine- 

0  oder  Schenkungen  von  Grund  und  Boden  zu  gewähren,  eine 
it,    die  am  Hofe  eines   Heinrichs  VIIL,   eines  Jakobs  und 

wühl   keine  unbeträchtliche  sein  mochte,  so  wird  man 
die  Bedeutung  dieser  Vorschriften  nicht  verkennen. 

Vber  auch  sonst,  in  welch  großartigem  Lichte  unbeschränkter 
Machtvollkommenheit  präsentiert  sich  der  Staatssekretär  aus  der  Zeit 
der  Tudors  im  Lichte  eines  Schriftchens,  das  von  Robert  Gecil  stammt! 
Es  ist  betitelt:  Die  Würde  eines  Staatssekretärs  (The  Dignity 
ol  a  Secretary  of  State)8).  Gecil  sagt  (p.  3)  zur  Bezeichnung  der  Intimität 
Verhältnisses  zwischen  Monarch  und  Staatssekretär:  »Solange  eine 
Materie  von  Gewichl  behandelt  wird  zwischen  König  und  Staatssekretär, 
sind  diese  Beratungen  vergleichbar  den  gegenseitigen  Gunstbezeugungen 

1  In  einem  besonderen  Gutachten  abgedruckt  in  Plummers  Ausgabe  von 
F'orteseue,  p.  351,  §  4. 

2)  Siehe  über  die  Bedeutung  desselben  Nicolas,  Proceedings  a.  a.  O.  p.  CC  ff. 
und  H.  Hall,  Studies  in  English  official  historical  Documents,  Cambridge  1908, 

p.  267  ff. 

Vgl.  auch  für  die  damalige  Praxis  das  Tagebuch  von  Francis Walsingham, 

in  Camden  Miscellany  VI,  Camden  Society  (O.  S.)  Nr.  104. 
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zweier  Liebenden,  die  sogar  ihren  Freunden  unbemerkt  bleiben.  Wenn 
aber  eine  Auseinandersetzung  zwischen  König -und  Staatssekretär  im 
Staatsrat  nötig  wird,  so  kommt  dies  einer  Konferenz  von  Eltern  und 
der  nachträglichen  Solemnisierung  einer  Ehe  gleich.  Das  eine  betrifft 
die  Sache,  das  andere  die  Ordnung,  und  in  Wirklichkeit  ist  das  eine 
der  Verwaltungsakt,  das  andere  seine  Publikation.  Also  der  Monarch 
im  Verein  mit  dem  Staatssekretär  macht  die  Sache,  dem  Staatsrat 
bleibt  nur  die  Publikation  vorbehalten«.  Aber  noch  mehr.  Cecil  schreibt 
dem  Staatssekretär  auch  die  Sonderstellung  zu,  daß  er  nicht  wie  andere 
Diener  der  Könige  (like  other  servants  of  princes)  für  sein  Handeln 
daheim  oder  auswärts  irgendeine  besondere  Autorität  oder  einen  War- 
rant nötig  habe.  Auch  ohne  solchen  kann  er  alles  tun,  ermächtigt 
bloß  durch  die  Kraft  und  das  Wort  seines  Souverän  (»but  by  virtue 
and  word  of  his  sovereign«).  Seine  Übermachtstellung  gegenüber  dem 
Staatsrat  in  der  Zeit  Elisabeths  zeigt  sich  auch  in  der  Praxis  deutlich. 
Er  ist  befugt,  selbst  Staatsratsausschüsse  zu  bestellen  und  ihnen  An- 
gelegenheiten in  der  Beratung  zuzuweisen1).  Je  mehr  er  an  Bedeutung 
zunimmt,  desto  nötiger  hat  er  Gehilfen.  Ihm  sind  zwei  Sekretäre  zu- 
geteilt, einer  für  die  Abfassung  lateinischer  und  einer  für  die  Abfassung 
französischer  Briefe.  Die  Protokolle  des  Staatsrats,  die  er  anfangs 
zu  führen  hat2),  werden  später  von  dem  clerk  des  Staatsrats,  der  ihm 
untergeordnet  wird,  geführt.  Alle  Verwaltungsakte  des  Staatsrats, 
alle  seine  Verordnungen  und  Briefe  hat  der  clerk  des  privy  Council 
nur  auf  Anweisung  der  Mitglieder  des  Staatsrats  oder  des  Staatssekretärs 
anzufertigen.  Die  überragende  Stellung  des  Staatssekretärs  zeigt  sich  deut- 
lich in  einer  Geschäftsordnung  des  privy  Council  aus  der  Zeit  Karls  I. 
(31.  Oktober  1625)3),  wo  er  allerdings  schon  einen  Substituten,  den 
Lord-Präsidenten  des  Staatsrats,  in  der  Vermittlung  zwischen  Monarchen 
und  Staatsrat  gefunden  zu  haben  scheint. 

Da  heißt  es:  »I.  Bei  allen  Tagungen  des  genannten  Rats,  d.  i. 
des  , privat  councelle'  (sie!),  war  immer  einer  der  Staatssekretäre,  der 
die  übrigen  Räte  mit  den  Vorfällen  bekannt  machte,  ausgenommen 
solche,  welche  besonders  dem  Könige  reserviert  und  ohne  seine  Zu- 
stimmung nicht  mitteilbar  waren.  Dieser  Sekretär  stand  am  oberen 
Ende  der  Tafel  und  erklärte  den  Lordschaften  jene  Vorfälle,  um  ihre 
Ansicht  zu  hören.  Doch  in  neuerer  Zeit,  seitdem  ein  Lord-Präsident 
des  Staatsrats  existiert,  werden  die  Vorschläge  von  ihm  an  der  Tafel 
den  übrigen  Lordschaften  unterbreitet,  deren  Beschlüsse  einem  der 
Clerks  mitgeteilt  werden,  um  sie  in  das  Staatsratsbuch  niederzuschreiben, 
ausgenommen  wichtige  Staatsaktionen  oder  Angelegenheiten  auswärtiger 
Politik  (»or  foreign«),  welche  vom  Könige  den  Staatssekretären  oder 
einem  von  ihnen  empfohlen  werden,  der  sie  den  Lordschaften  dann 
unterbreitet4)«.  Umgekehrt,  aber  allerdings  seltener,  hat  auch  derStaats- 

*)  State  Papers,  Dom.  Ser.  Enz.  GCLXXVI,  Nr.  1. 

2)  Siehe  Burnet  a.  a.  O.  vol.  V,  p.  115. 

3)  Als  Manuskript  im  Britischen  Museum  zu  finden  unter  Nr.  34  324,  fol.  238  ff. 
4j  Praxis  z.  B.  State  Papers,  D.  S.  James  I.,  CXXX,  Nr.  45  u.  46. 
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Bekrt'tar  Weisungen  des  Staatsrats  auszuführen,  vorausgesetzt,  daß  sie 
die  Billigung  des  Königs  bereits  gefunden  haben1).  Unter  den  Stuarts 
nimmt  auch  der  Präsident  des  Staatsrats  an  dieser  Vermittelungs- 
tÄtigkeit  /wisehen  König  und  Staatsrat  teil2). 

Seit  finden  wir  zwei  Staatssekretäre,  ja  unter  Edward  VI. 

sogar  drei,  In  den  ersten  Jahren  der  Königin  Elisabeth  ist  dieberatende 
Bedeutung  v<>n  W  illiam  f.eeil  so  groß,  daß  er  allein  als  Staatssekretär 
fungiert,  Sie  »lauert  bis  L572,  in  welchem  Jahre  Gecil  Lord-Schatz- 
meister wird.  Von  L572  L574  ist  Thomas  Smith  allein  Staats- 
sekretär, von  da  ab  setzt  aber  wieder  die  Reihe  von  zwei  Staats- 
d  fortlaufend  ein,  am  dann  l(>16  und  1617  auf  drei  zu  steigen. 

Im  is.  Jahrhunderl  unter  der  Königin  Anna,  seit  1708,  war  in- 
lei  Vereinigung  mit  Schul  i  land  die  Stelle  eines  dritten  Staats- 
Bekretärs  nötig,  ein  Amt,  das  sich  bis  1746  als  Staatssekretariat  für 
S(  hottland  erhielt.  Nach  der  Schlacht  von  Culloden  (1745)  wurde 
dieses  dril  te  Staal  ssekretarial  aufgehoben  und  es  wurden  bloß  zwei  Staats- 
sekretäre  bis  L768  bestellt.  Von  da  ab  kommt  wieder  ein  dritter  Staats- 
sekretär für  die  Kolonien  hinzu8).  Die  Burke-Pittsche  Verwaltungsreform 
Bchaffte  das  \mi  eines  dritten  Staatssekretärs  für  die  Kolonien  wieder 
ab,  wie  wir  noch  sehen  werden. 

Wenn  wir  nun  die  Yerfassungsperiode,  welche  vom  absoluten  zum 
konstitutionellen  und  parlamentarischen  Regime  hinüberleitet,  über- 
blicken,  bo  finden  wir,  daß  die  Staatssekretäre  ein  williges  Werkzeug 
in  der  Hand  der  Tudors  waren,  während,  wie  wir  noch  weiter  unten 
sehen  werden,  die  Stuarts  die  Tätigkeit  der  Staatssekretäre  mehr 
/ u g ii n > t »ii  \"n  Staatsratsausschüssen  zurückdrängten,  bis  jene  dann 
schließlich  nach  der  »glorreichen«  Revolution  und  nach  der  Ent- 
Btehung  des  Kabinetts  sich  rasch  in  das  neue  parlamentarische  System 
einzufinden  wußten,  derart,  daß  sie  in  der  ersten  Zeit  der  Kabinetts- 
i  gierung  wieder  die  Seele  der  Staatsverwaltung  wurden  wie  seinerzeit 
unter  den  Tudors.  Sie  hatten  nur  den  Herrn  gewechselt.  Einst  hieß 
er  absoluter  Monarch,  jetzt  hieß  er  eben  Ministerkabinett. 

3.  Die  Reorganisation  der  Finanzverwaltung. 

Auch  auf  diesem  Gebiete  folgten  die  ersten  Tudors  im  großen 
und  ganzen  französischem  Vorbild. 

Zunächst  handelte  es  sich  um  die  Absonderung  der  königlichen 
Hofhaltung  von  dem  Staatshaushalt.  Hier  knüpften  die  Tudors 
an  die  Versuche  an,  die  schon  im  Mittelalter  zur  Absonderung 
der  königlichen  Hofhaltung  von  der  übrigen  Staatsverwaltung  gemacht 
worden  waren.    Eine  dieser  ersten  Absonderungen  findet  sich  1404. 


l)  State  Papers,  D.  S.  James  I.,  XIV,  Nr.  64. 

*)  State  Papers,  D.  S.  James  L,  CXXX,  Nr.  45  u.  46. 

3)  Das  Patent  des  damals  bestellten  Earl  of  Hillsborough  enthält  den  Zweck 
dieser  Bestellung  mit  folgenden  Worten:  »that,  the  public  business  of  the  colonies 
and  plantations  increasing,  it  was  expedient  to  appoint  one  or  Principal  Secretary 
Stati    besides  the  two  ancient  Principal  Secretaries. «   Thomas  a.a.O.  p.  27. 
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Das  Parlament  bestimmt  die  Summe  von  12  000  Pfund  ausdrücklich 
für  die  Zwecke  der  Hofhaltung1).  Ähnliches  findet  1413  statt;  die 
Summe  von  10  000  Pfund  wird  ausschließlich  zur  Erhaltung  der  könig- 
lichen Hofhaltung  angewiesen2).  Im  Jahre  1439  unternimmt  es  der 
König  selbst,  bestimmte,  ihm  zustehende  Einnahmen  ausschließlich  für 
die  Zwecke  der  königlichen  Hofhaltung  zu  verwenden3).  Im  Jahre  1454 
begegnen  uns  neue  Anweisungen  für  die  Zwecke  der  königlichen  Hof- 
haltung im  Betrage  von  5186  M  6  sh  8  d4).  1455  findet  eine  Limitie- 
rung auf  4000  Pfund  für  die  königliche  Hofhaltung  statt5),  um  1482 
auf  11000  Pfund  zu  steigen6).  Doch  nicht  bloß  das  Parlament,  auch 
der  Staatsrat  nimmt  solche  Fixierungen  und  Zuweisungen  von  Summen 
an  die  Hofhaltung  vor7).  Doch  gerade  diese  letztere  Tatsache  deutet 
darauf  hin,  wie  wenig  Gewicht  ihr  beizulegen  war.  Solche  Zuweisungen 
banden  bloß  einseitig  den  König  seinem  Gewissen  gegenüber,  Staats- 
ratsanordnungen  konnten  von  heute  auf  morgen  verändert  werden, 
und  selbst  dort,  wo  das  Parlament  diese  Zuweisungen  fixierte,  war  keine 
Gewähr  vorhanden,  daß  der  König  sie  auch  beobachtete.  Er  griff 
gewöhnlich  über  diese  Zuweisungen  hinaus. 

Das  Neue,  was  nun  mit  der  Regierung  Heinrichs  VII.  anhebt, 
ist,  daß  diese  Zuweisungen  (assignationes)  gewöhnlich  zu  Beginn  der 
Regierung  in  dauernder  Weise  vorgenommen,  gewissermaßen  als  Urtyp 
der  modernen  Zivilliste  durch  Gesetz  festgelegt  werden.  Eine  solche 
Festlegung  fand  im  ersten  Regierungsjahr  Heinrichs  VII.  statt8),  und 
in  Abänderung  dieses  Gesetzes  erging  dann  1495  das  Gesetz 
11  Henr.  VII.,  c.  62,  unter  dem  Titel:  assignacio  expensarum  hospicii 
regis.  Ein  gleiches  Gesetz  erging  beim  Regierungsantritt  Heinrichs  VIII. 
(1  Henr.  VIII.,  c.  16),  welches  dann  wieder  15  Jahre  später  abge- 
ändert wurde  (14  u.  15  Henr.  VIII.,  c.  19).  Man  kann  zwar  nicht  be- 
haupten, daß  dadurch  der  König  die  Durchführung  einer  Trennung 
des  königlichen  vom  Staatshaushalte  gewährleistete9),  aber  immerhin 
zeigt  es,  wie  sehr  der  König,  insbesondere  Heinrich  VII.,  bemüht  war, 
sich  an  die  zugewiesenen  Summen  zu  halten,  da  es  doch  zur  Abände- 
rung der  Zuweisungen  sowohl  in  der  Regierungszeit  Heinrichs  VII. 
und  auch  Heinrichs  VIII.  jeweils  nur  ein  einziges  Mal  kam. 

Wodurch  aber  wirklich  eine  solche  Gewährleistung  der  Trennung 
von  Staatshaushalt  und  königlicher  Hofhaltung  auf  die  Dauer  durch- 
geführt wurde,  das  war  das  egoistische  Streben  der  Könige,  insbesondere 
seit  Heinrich  VIII.,  jene  Einnahmen,  die  nicht  der  parlamentarischen 
Bewilligung  entstammten,  möglichst  hochzuschrauben  und  sich  auf 

x)  Rot.  pari.  III,  p.  528. 

2)  Rot.  pari.  IV,  p.  5. 

3)  Rot.  pari.  V,  p.  7,  8,  32. 

4)  Rot.  pari.  V,  p.  246  ff. 

5)  Rot.  pari.  V,  p.  320  f. 

6)  Rot.  pari.  VI,  p.  198  ff. 

7)  Rymer,  Foedera  VIII,  p.  610.  Proceedings  of  the  Privy  Council  VI,  p.  311  f. 

8)  Siehe  Rot.  pari.  I,  Henry  VII,  Nr.  31. 

9)  Wie  dies  Busch,  England  unter  den  Tudors  I,  p.  299,  meint. 
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Weise  von  dem  Parlamenl  zu  emanzipieren.  I ) iose  Einnahmen 
konnten  keine  anderen  sein  als  die  Erträgnisse  aus  den  königlichen 
Domänen  und  anderem  Gute,  das  der  König,  namentlich  Heinrich  VIII. , 
seil  der  Auflösung  der  Klöster  erworben.  Einem  so  egoistisch  und 
absolutistisch  veranlagten  Monarchen  wie  Heinrich  VIII.  erging  es  in 
diesei  Hinsicht  gerade  so  wie  Franz  I.:  Konzentration  dieser  Ein- 
nahm.mi  war  die  Hauptlendeuz  beider  Monarchen1). 

Vom  Französischen  Vorbild  konnte  damals  die  englische  Verwal- 
tung viel  lernen.  Dieses  war2)  auf  folgende  ideale  Grundtendenz,  die 
freilich  in  Wirklichkeil  nie  erreicht  wurde,  abgestimmt:  1.  auf  die 
scharfe  Scheidung  zwischen  den  finances  ordinaires,  den  ordentlichen 
Einnahmen,  und  den  finances  exlraordinaires,  den  außerordentlichen 
Einnahmen.  Erstere  waren  durch  die  Domänen  und  ähnliche  Ein- 
künfte gegeben,  letztere  durch  die  Steuern  (aides  usw.).  2.  bestand 
schon  Beil  dem  I  i.  Jahrhunderl  das  Streben  der  Könige,  sowohl  in  der 
einen  wie  in  der  anderen  Gruppe  von  Einnahmen  Konzentration  herbei- 
zu führen,  und  zwar  eine  Konzentration  sowohl  des  Anweisungs-  resp. 
Verausgabungsrechts,  als  auch  eine  Konzentration  der  Rechnungs- 
legung.  Daher  «Ii«1  mannigfachen  Versuche  der  Könige  von  Frankreich, 
an  Stelle  der  vier  tresoriers  bei  den  ordentlichen  Einnahmen  einen 
einzigen  Schatzmeister  einzurichten  und  bei  den  außerordentlichen 
Einnahmen  an  Stelle  der  vier  receveurs  generaux  einen  einzigen  mit 

nderen  Machtbefugnissen  auszustatten.  Daher  ferner  das  Be- 
shvhi-ii.  die  Ke<  Imungskontrolle  für  die  ordentlichen  Einnahmen  in 
der  chambre  des  comptes  und  für  die  außerordentlichen  Einnahmen 
in  der  chambre  des  aides,  später  court  des  aides  genannt,  einzurich- 
ten.  3.  Finden  wir  in  Frankreich  das  Bestreben,  die  zuständigen  Ver- 
waltungsbehörden  sowohl  für  die  ordentlichen  als  auch  für  die  außer- 
i 'l.  ii i  In  d.  n  Einnahmen  mit  besonderer  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
auszurüsten.  Eine  solche  erlangen  die  tresoriers  neben  der  Chambre 
des  comptes  und  mit  der  Zeit  auch  die  receveurs  generaux  neben 
der  court  des  aides. 

Für  Heinrich  VIII.  war  dieses  Vorbild  zu  verlockend,  als  daß 
•  i  es  unbeachtet  gelassen  hätte.  Zwar  die  Versuche,  die  Gesamtein- 
nahmen  des  Staats  unter  einen  Hut,  unter  die  Aufsicht  eines  einzigen 
Superintendanten,  zu  bringen,  wie  dies  Franz  I.  mit  Hilfe  des  Seigneur 
de  Semblancay  versucht  hatte,  konnte  er  nicht  wagen.  Zunächst  war 
von  dieser  Zentralisation  in  Frankreich  nur  Franz  I.  entzückt,  sonst 
aber  niemand,  und  dann  fiel  dieses  Regime  seit  1523  zusammen,  weil 
Semblangay  jedenfalls  nicht  uneigennützig  genug  gewesen.  Auch 
Heinrich  \  III.  gar  kein  Verlangen,  die  parlamentarischen  Ein- 


1  (  ber  Franz  I.  siehe  namentlich  Paul  Viollet,  Le  roi  et  ses  ministres, 
Paria  1912,  p.  212. 

-    Siehe  dazu  außer  der  oben  zitierten  Schrift  von  Viollett  a.a.O.  ch.  VI: 
Ibe  Histoire  des  Institutions  politiques  et  administratives  de  la  France  vol.  III, 
Paris  1903,  ch.  XI  und  namentlich  Jacqueton,  Documents  relatifs  ä  l'administration 

financiere  en  France  de  Charles  VII  ä  Francois  I,  p.  XIX,  XX. 
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nahmen,  die  durch  das  System  von  Kollektoren  und  Kommissären 
mit  Rechnungslegung  vor  dem  court  of  exchequer  in  althergebrachter 
Weise  festgelegt  waren,  einer  besonderen  Kontrolle  zu  unterwerfen.  Auch 
die  Vereinnahmungen  jener  mittelalterlichen  Gefälle,  welche  dem 
Sheriff  zustanden,  mochte  er  dem  ordentlichen  Exchequerprozeß  nicht 
entziehen.  Das  war  zu  fest  gewurzelt,  als  daß  selbst  Heinrich  VIII. 
daran  hätte  rühren  können.  Aber  das  war  ja  auch  gar  nicht  nötig. 
Die  Haupteinnahmen,  die  der  König  als  solche  auffaßte  und  die  wirk- 
lich hauptsächlich  in  Betracht  kamen,  neben  welchen  die  andern  Ein- 
nahmen gar  zu  geringfügig  erscheinen  mochten,  waren  die  Einnahmen 
aus  Domänen,  ferner  die  Finanzquellen,  die  der  König  sich  durch  die 
Auflösung  der  Klöster  schuf,  weiter  die  Einnahmen  aus  den  Annaten 
und  Zehnten,  die  dem  Papst  infolge  der  Reformation  abgenommen 
wurden,  und  schließlich  die  unter  dem  Namen  der  »wards1)«  bekannten 
Lehnsgefälle  aus  Lehnsvormundschaften.  Die  Bedeutung  dieser  Do- 
manialeinkünfte  und  domanialartig  behandelten  Revenuen  wird  am 
besten  klar,  wenn  man  erwägt,  daß  die  Jahreserträgnisse  des  Besitzes 
der  aufgelösten  Klöster  sich  auf  273  000  Pfund  stellten2),  während 
die  Steuer  des  Zehnten  oder  Fünfzehnten  unter  Heinrich  VIII.  höch- 
stens 30  000  Pfund  stellte3).  Freilich  gab  es  auch  sog.  Subsidien,  gradu- 
ierte Einkommen-  und  Vermögenssteuer,  die  von  1513  auf  160  000  Pfund 
eingeschätzt  wurden,  aber  die  Erträgnisse  blieben  weit  hinter  dem 
Voranschlag  zurück.  Da  mochte  es  Heinrich  VIII.,  der  während  seiner 
38jährigen  Regierungszeit  21  Jahre  sich  ohne  Parlament  und  daher 
ohne  Budgetbewilligung  fortbehalf,  viel  wichtiger  scheinen,  die  Do- 
mänen und  das,  was  er  durch  seine  Reformationspolitik  jenen  noch 
hinzufügte,  einer  nach  französischem  Vorbild  geformten  Verwaltung 
unterzuordnen.  Er  begann  mit  diesen  Reformen  schon  im  dritten 
Regierungsjahr,  auch  hier  an  Maßnahmen  Heinrichs  VII.  anknüpfend. 
Dieser  König  hatte  bereits  besondere  Kommissare,  nämlich  Sire  Regi- 
nald Bray,  Sire  Robert  Southwell  u.  a.,  zu  verschiedenen  Zeiten  als 
oberste  Rechnungsbehörde  zur  Kontrolle  der  Domanialeinkünfte  ein- 
gesetzt, sofern  die  nicht  in  Gestalt  der  Sheriffsgefälle  (sog.  viscontial 
rents)  vor  dem  exchequer  zu  verrechnen  waren.  Heinrich  VIII.  be- 
stellt dieselben  Personen  und  gibt  als  Grund  an,  daß  er  sich  durch 
die  Einrichtung  dieser  Rechnungsbehörde  von  dem  langwierigen  Rech- 
nungsverfahren, wie  es  im  exchequer  damals  üblich  war,  und  von  der 
langsamen  Vereinnahmung  dieser  Behörde  freimachen  wolle4).  Die 
genannten  Männer  erhalten  deshalb  von  Heinrich  VIII.  durch  das 

x)  Siehe  darüber  oben  §  10. 

2)  Siehe  Thomas,  Notes  a.  a.  O.  p.  89,  ein  offizielles  Blaubuch  aus  dem 
Jahre  1717  zitierend. 

3)  Stubbs,  Seventeen  Lectures  on  the  Study  of  Mediaeval  and  Modern  His- 
tory  and  Kindred  Subjects,  Oxford  1886,  p.  250  ff. 

4)  3  Henry  VIII,  c.  23  Einleitung:  »aswell  for  the  more  spedy  payments  of 
his  revenues  to  be  had  and  for  the  accompts  of  the  same  more  spedely  to  be  taken 
than  his  Grace  could  or  might  have  been  answered  after  the  course  of  his  exche- 
quier. « 
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genannte  Gesetz  und  dann  indem  Jahre  1512  (Gesetz  4  Henr.  VIII., 
o.    18)     und    L415    (6    Henr.    VIII.,    c.   L20)    fortlaufende  Kom- 
missionen  eui  Erfüllung  dieser  ihrer  Befugnisse.    An  Stelle  des  exche- 
quer  nahmen  sie  den  Bailiffen,  Verwaltern,  Pächtern  von  Domänen 
und  domänenartigen  Einkünften  Rechnung  ab.  Sie  erhalten  durch  das 
genannte  Gesetz  den  Namen  »the  king's  general  surveyors«.  Aber 
.tii' Ii  IM»1   (7  Henr.  VIII.,  c.  7)    werden  dieselben  Behörden  bestellt, 
1523/24,   1535/36  durch  Gesetz    (14  und  15  Henr.  VIII.,  c.  15,  27 
II' in.  \  III.,  c.  62)  perpetuierlich  gemacht.    Im  Jahre  1541/42  wird 
Behörde  mil  dem  im  Jahre  L536/37  durch  Gesetz  27  Henr.  VIII., 
28,   begründeten  courl   of  augmentation  der  Verwaltungsbehörde 
lee  Besitzes  der  aufgelösten  Klöster  zu  einer  einzigen  Einnahme-  und 
Rechnungsbehörde  vereinigl  und  heißl  nun  seil.  1541/42  (Gesetz  33 
Henr.  VIII.,  <•.  .!(|)  courl  of  surveyors.    Dieser  wird  die  Verwaltungs- 
behörde   sämtlicher   Domanialeinnahmen   unter  Heinrich  VIII.,  um 
nach  einer  Ideinen   Reform  im  38.   Regierungsjahre  Heinrichs  VIII. 
-i-  h  hi-  in  «Ii«'  Ke^hTiingszeil  dei'  Königin  Maria  zu  erhalten. 

ähnlich  wie  diese  Finanzverwaltungsbehörde  wurde  eine  besondere 
Verwaltungsbehörde  für  die  dem  Papst  abgenommenen  Annaten  und 
Zehnten  in  Gestall  des  courl  of  firsl  fruyts  andtenths  1540  (32  Henry  VIII.,. 
■  .  T>)  LT*  -'  h  dien  und  eine  besondere  Verwaltungsbehörde  für  die  Ver- 
einna  Innung  und  Reehnungskontrolle  über  die  aus  Lehnsvormund- 
R<  haften  entspringenden  Gefälle,  ein  sog.  court  of  warde  (32  Henry  VIII., 
c.  L6)  eingesetzt.  Das  Charakteristische  aller  dieser  nebeneinander 
i imilm- i -  leh  n  Finanzbehörden  war,  daß  sie  in  sich  selbst  genügsam 
waren,  d.  h.  vnllständige  Verwaltung  des  ihnen  zugewiesenen  Domanial- 
vermögens  besaßen,  vollständige  Rechnungslegung  und  Verwaltungs- 
pechtsprechung,  unabhängig  von  den  ordentlichen  Gerichten,  insbe- 
>"iid.'ic  unabhängig  von  dem  court  of  exchequer,  der  alten  Rech- 
nungsbehörde. 

\u  der  Spitze   des   court  of  surveyors  standen  the  king's  sur- 
ps  "I  the  king's  lands.    Sie  wurden  als  eine  Person  angesehen. 
Durch  die  Reform  im  38.  Regierungsjahre  Heinrichs  VIII.  bekamen 
sie  einen  besonderen  Kanzler  übergeordnet.    Ein  solcher  Kanzler  be- 
Btand  auch  al>  «>|..-rster  Beamter  am  Annatengerichtshof  und  ein  master 
"i    the   courl    am    I  jdinsvormundschaftsgerichtshof.     Diese  obersten 
Beamten  halten  da-  nhersle  Anweisungs-  und  Verwaltungsrecht  des 
\  ermögens.     Us  Kassenbehörde  bei  ihnen  war  ein  besonderer  treasurer 
gerichtet,    [m  courl  of  surveyors  und  im  Vormundschaftsgerichtshof 
jer  der  Seh;it /meisler  der  königlichen  Kammer  oder  treasurer  of 
the       -     Chamber,  ein  Amt,  welches  von  Heinrich  VIII.  (durch  das 
vorhin  genannte  Gesetz  3  Henry  VIII.,  c.  23,  §  6)  neu  etabliert  wurde 
und  sieh,  wenn  auch  nicht  in  seiner  Wichtigkeit1),  so  doch  dem  Namen 

l)  Unter  Heinrich  VIII.  war  er  die  rechte  Hand  des  Königs  oder  Wolseys. 
Er  isl  Mitglied  des  Staatsrats  und  vermittelt  königliche  Botschaften  auswärtiger 

dter  an  den  Staatsrat  (State  Papers,  Henr.  VIII.,  IV,  part  I,  Nr.  1800  u. 
1801      Er  wird  wohl  deshalb  wichtig  geworden  sein,  weil  er  die  Besoldung  der  im 
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nach  bis  in  die  Zeit  der  Revolution  erhalten  hat.  Nach  der  Modifikation 
des  court  of  surveyors  wurde  der  Schatzmeister  der  königlichen  Kam- 
mer ausgeschaltet  und  ein  besonderer  Schatzmeister  als  Kassenbehörde 
eingerichtet.  Dieser  Kassenbeamte  war  in  der  Regel  dem  Kanzler 
und  den  Auditoren  des  Gerichtshofs  verantwortlich.  Er  hatte  die  Ver- 
einnahmung der  Gelder  und  das  Recht,  Quittungen  darüber  auszu- 
stellen. Besondere  Auditoren  als  Rechnungsbeamte  prüften  auch  die 
von  den  einzelnen  Bailiffen,  Pächtern  und  Gefällseinnehmern  aufge- 
machten Rechnungen.  Dieser  ganze  Apparat  erinnert  wesentlich  an 
französisches  Vorbild,  an  das  System,  das  namentlich  im  Gebiete  der 
französischen  finances  extraordinaires  herrschte,  wo  die  generaux  an 
der  Spitze  standen,  unter  ihnen  Generaleinnehmer  und  die  elues. 
Was  aber  ganz  besonders  an  diese  Behörden  in  Frankreich  erinnert, 
ist  die  eigene  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  die  allmählich  auch  in  Eng- 
land den  obengenannten  Behörden  zukommt.  Schon  das  erste  Gesetz 
Heinrichs  VIII.  auf  diesem  Gebiete,  nämlich  3  Henry  VIII.,  c.  23, 
führt  als  Mangel  der  alten  Verhältnisse  unter  Heinrich  VII.  an,  daß 
die  von  diesem  König  bestellten  Rechnungsbehörden  erst  für  ihre  eigene 
Person  dem  Rechnungsverfahren  des  court  of  exchequer  unterstünden 
und  daß  sie  sodann  nicht  das  Recht  besäßen,  gegen  die  Rechnungs- 
pflichtigen einen  Prozeß  allein  einzuleiten1),  auch  nicht  die  Befugnis 
hätten,  die  Rechnungspflichtigen  zwangsweise  vorzuladen  und  unter 
Eid  zu  vernehmen2),  sondern  daß  bisher  dies  alles  nur  durch  Vermit- 
telung  des  court  of  exchequer,  der  alten  Rechnungsbehörde,  möglich 
sei.  Dies  Recht  wird  ihnen  durch  das  neue  Gesetz  Heinrichs  VIII. 
gegeben.  Damit  ist  der  erste  Schritt  der  Sonderung  dieser  besonderen 
Gerichtshöfe  von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  geschaffen.  Dazu 
kommt  aber  im  Verlauf  der  Zeit  eine  besondere  Verwaltungsgerichts- 
barkeit noch  hinzu.  Denn  selbst  nach  diesem  ersten  Gesetz  Hein- 
richs VIII.  verblieben  bis  zur  Einrichtung  des  court  of  augmentation, 
also  bis  1535/36,   die  leitenden  Personen  der  von  uns  obengenannten 

Ausland  angestellten  Gesandten  aus  dem  königlichen  Schatz  zu  leisten  hat.  (Siehe 
State  Papers  a.  a.  O.  Nr.  1839.)  Er  berät  mit  dem  Staatssekretär  und  andern  in 
einem  besonderen  Zirkel  von  Vertrauten  des  Königs  (State  Papers  a.  a.  O.  IV, 
part  III,  Nr.  6112),  er  hat  für  die  besondere  Erhaltung  des  königlichen  Guts,  wozu 
damals  auch  die  Flotte  gehörte,  zu  sorgen  und  daher  ein  Dispositionsrecht  über 
die  Verwendung  der  königlichen  Schiffe  gegenüber  den  Lokalbehörden  (State  Papers 
a.  a.  O.  IV,  part  III,  Nr.  6129). 

a)  (§3)  »And  for  as  much  as  in  the  said  prive  Seales  (den  ursprünglichen 
Anstellungsurkunden  aus  der  Zeit  Heinrichs  VII.)  ys  noon  auctoritie  nor  power 
yeven  to  the  said  Sir  Robert  Southwell  to  call  anny  of  the  said  Officers  accomptable 
to  make  their  Accompts  nor  to  make  payments  of  ther  arrearages  but  onely  by 
process  therefor  to  be  made  out  of  the  said  Exchequier.« 

2)  Auch  die  eidliche  Einvernahme  in  dieser  Rechtsfrage  konnte  nur  vor 
dem  exchequer  vorgenommen  werden,  deshalb  gibt  das  Gesetz  den  Kommissären 
folgende  Machtvollkommenheit:  »Nor  that  in  the  said  prive  Seales  ys  any  aucto- 
rite  or  power  yeven  to  the  said  Sir  Robert  Southwell  to  tacke  and  accept  the  oaths 
and  apperaunce  of  any  accomptant  or  accomptants  concernyng  the  premisses. 
But  that  the  said  accomptants  and  every  of  theim  must  appear  and  be  sworn  before 
the  Barons  of  the  said  Exchequier  sitting  in  the  same  Court.« 
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Behörden  in  doppelter  Abhängigkeit  von  den  Common-Law- Gerichten. 
Zwar  die  Rechnungslegung  durch  die  ivchnnngsidlichtigen  Unter- 
beamten  war  ihnen  gesichert,  und  /war  unabhängig  von  dem  court 
i  Ki  aequer,  aber  zunächst  war  jedes  ihrer  iTleile  in  Rechnungssachen 
einem  writ  ol  error  duroh  die  King's  beuch  unterworfen  (§14  des 
II- in  \  VIII.,  c.  7;  §26  des  Gesetzes  I  \  und  15  Henry  VIII., 
c.  L5),  Sodann  mußte  jede  Beschwerde,  die  von  einem  Untertanen 
gegen  einen  rechnungsp flichtigen  Ueamlen  eingereicht  wurde,  an  den 
court  "t"  exchequer  gewiesen  werden;  die  general  surveyors  durften 
nicht  in  solcher  Sache  entscheiden,  wie  ihnen  überhaupt  alle  Rechts- 
fragen des  Common  Law  entzogen  waren1). 

Erst  der  neueingerichtete  Gerichtshof,  die  Verwaltungsfinanz- 
behörde, die  Bich  court  of  augmentation  nannte  und  zur  Verwaltung 
des  Besitzes  der  aufgelösten  Kloster  eingerichtet  wurde,  bekam 
die  Gewalt,  alle  Prozesse,  die  mit  seiner  Verwaltung  zu- 
sammenhingen,  zu  entscheiden,  und  dem  court  of  exchequer  war 
strengstens  verboten,  sich  in  solche  Prozesse  einzumengen.  Die  Be- 
stimmung dieses  Gesetzes  (§  I  I,  27  Henry  VIII,  c.  28)  ging  dann  nach 
der  Vereinigung  des  court  <d  augmentation  mit  dem  court  of  surveyors 
auf  diesen  Gerichtshof  über  und  findet  sieh  ebenso  bei  dem  Annaten- 
gi  ri<  atshof,  §  12,  wie  bei  dem  Gerichtshof  zur  Verwaltung  der  Lehns- 
vormundschaften,  §  22.  Dadurch  war  die  Unabhängigkeit  dieser  Ver- 
waltungsbehörden  und  die  Einrichtung  einer  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
aul  dem  Gebiete  des  Finanzwesens  endgültig  gesichert. 

isl  Heinrich  VIII.  nicht  bloß  der  Begründer  der  Sternkammer 
und  der  damit  zusammenhängenden  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  nicht 
bloß  der  Begründer  der  Mittelbehörden  und  Präsidentschaften2)  und  der 
ihnen  zugewiesenen  Verwaltungsjurisdiktion,  sondern  auch  der  Be- 
grunder  einer  \ rei  waltungsgerichtsbarkeit,  was  nur  nach  französischem 
Vorbild  möglich  war.  da  in  England  diese  vor  Heinrich  VIII.  nicht 
existiert  hatte,  wie  wir  sahen. 

Die  Revolution  hat  diese  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  Finanz- 
sa<  hen  ebenso  vernichtet  wie  die  auf  dem  Gebiete  des  Polizeiwesens. 
\\"  \  doch  eins  hat  sich  aus  dieser  Reformgesetzgebung  Heinrichs  VIII. 
auch  m  der  Folgezeil  erhalten,  nämlich  die  dem  französischen  Vorbild 
entlehnte  Sonderung  zwischen  Domanialeinkünften,  ordentlichen  Ein- 
nahm« n.  finances  <>rdinaires  und  außerordentlichen  Einnahmen,  finances 
extraordinaires,  also  Einnahmen  vorwiegend  auf  Steuern  beruhend. 
Wenn    dann    auch  der  court  of  surveyors  von   1553  unter  Marie 

'i  §  7  des  Gesetzes  Henry  VIII.:  »And  that  it  be  enacted  that  yf  any 
matter  in  lawe  syse  or  growe  upon  any  matter  by  any  aecomptante  to  be 
mynystred  I »••!' a-.-  Um-  said  Syr  Robert  or  eny  that  shall  have  the  same  auetoritie, 
then  the  same  make  be  certified  afore  the  Barones  in  the  seid  Exchekker  by  the 
seid  Syr  Robert....  And  the  same  to  be  ordered,  tryed  and  dertermyned  by  the 
seid  Barones  in  the  seid  Exchekker  after  the  course  of  the  same  Exchekker.«  Ähn- 
lii  he  Bestimmungen  finden  sich  dann  in  §  14  des  Gesetzes  7  Henry  VIII.  und  §  9 
des  Gesetzes  14,  15  Henry  VIII.,  c.  13. 

2)  Siehe  darüber  §  33. 
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(1  Mar.  s.  2,  c.  10)  aufgehoben  wurde  und  die  Domanialeinkünfte  nominell 
wieder  der  Verwaltung  des  exchequer  unterstellt  wurden,  so  ist  fak- 
tisch doch  der  besonders  von  Heinrich  VIII.  eingerichtete  Organismus, 
wonach  general  surveyors  die  particular  surveyors  überwachten  und  beide 
Arten  besonderen  Auditoren  rechnungspflichtig  waren,  auch  in  der 
Folgezeit  aufrechterhalten  worden1).  Wir  finden  einen  surveyor  general 
of  crown  lands  unter  Karl  I.  1626.  Wir  finden  in  der  Folgezeit  particular 
surveyors  in  jeder  Grafschaft,  später  an  ihrer  Stelle  13  receivers  für 
alle  Grafschaften,  welche  den  sieben  auditors  des  exchequer,  d.  i.  denselben 
Auditoren  rechnungspflichtig  waren,  welche  in  den  oben  genannten  Ge- 
richtshöfen früher  als  Rechnungsbehörden  funktioniert  hatten  und  nun- 
mehr desselben  Amts  im  exchequer  walteten.  Während  die  Sheriffs 
der  alten  Abteilung  vor  dem  clerk  of  pipe  rolls  ihre  Rechnung  zu 
legen  hatten,  hatten  die  receivers  den  Auditoren  Rechnung  zu  legen. 

So  war  dieser  Organismus  Heinrichs  VIII.  erhalten  geblieben, 
und  zwar  bis  zum  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts,  bis  ihn  die  Burke- 
Pittsche  Reform  und  das  parlamentarische  Regime  durch  Verknüpfung 
und  Verschmelzung  mit  andern  schon  bestehenden  Behörden  zur  Ruhe 
bestattete.  Mit  diesem  besonderen  Organismus  aber  war  von  Hein- 
rich VIII.  herab  bis  zum  Beginn  der  parlamentarischen  Regierung 
der  Gegensatz  zwischen  Königsgut  und  Staatsgut  perpetuiert;  er  gab 
dann  die  Möglichkeit,  daß  mit  Beginn  der  parlamentarischen  Regierung 
der  König  auf  seine  Königseinnahmen  (hereditary  revenues)  zugunsten 
des  Staats  gegen  Erhalt  der  Zivilliste  verzichten  konnte.  Darüber  ist 
noch  im  folgenden  (IV.)  Abschnitt  zu  handeln. 

§.  32.  Die  Entstehung  der  Kolleglalyerfassung  in  den 

Zentralstellen. 

(Fortsetzung.) 

Der  Kampf,  der  unter  den  Stuarts  zwischen  dem  Königtum  und 
dem  Parlament  anhebt  und  mit  dem  Siege  der  konstitutionellen  Re- 
gierung über  den  Absolutismus  endigt,  hat  auch  seine  deutlichen  Spuren 
in  der  englischen  Behördenverfassung  hinterlassen,  denn  ein  Produkt 
dieses  Kampfes  ist  durch  Vermittelung  der  puritanischen  Revolution 
die  Einrichtung  der  Kollegialverfassung  in  den  Zentralstellen. 

Solche  Kollegialform  kann  natürlich  auch  der  Absolutismus  er- 
zeugen. In  Gestalt  von  Staatsratskommissionen  werden  die  Zentral- 
ämter verwaltet,  das  ist  das  Bild,  das  uns  z.  B.  die  sog.  französische 
Polysynodie  in  der  Zeit  der  Regentschaft  nach  dem  Tode  Ludwigs  XIV. 
darbietet2).  Derselbe  Typus  zeigt  sich  in  Schweden  zu  Beginn  des  17.  Jahr- 
hunderts3), und  der  Freiherr  von  Seckendorf f  schildert  ihn  für  das 

*)  Siehe  Thomas,  Notes  p.  101  f. 

2)  Siehe  darüber  Viollett,  Le  Roi  a.  a.  O.  p.  271  f. 

3)  Siehe  darüber  N.  Eden,  Den  svenske  centralregerings  utveckling  tili  kol- 
legial Organisation  i  början  af  sjuttonde  ärhundradet  1602 — 1634,  Upsala  1902 
(insbesondere  deutsches  Resume  in  Band  VIII  der  Schrift,  des  K.  Humanistiska 
Vetenskaps-Samfundet). 
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Eeitgrii.'SMsrln»  I  Vutsclilainl  in  st'iiiiMii  »'I\miI -sehen  iMirstenstaat «  (S.  104) : 
Erleichterung  der  Rathstuben  durch  Commissiones.  Endlich,  weil  sich 
bissweilen  be;y  der  Regierung  »Ii*1  Geschaffte  überhäuffen,  oder  doch 
solche  Sachen  fürfallen,  die  durch  Augenschein,  mündliche  Unter- 
redung  und  gütliche  Vorschläge  leichter  zu  verrichten  scheinen,  oder 
so  gering  sind,  daß  man  damit  eine  ganze  Sammlung  der  Räthe  nicht 
zu  bemühen  hat,  so  werden  in  solchen  Regiments-  auch  sonderlich  in 
Gerichte  Saohen  entweder  vom  Landesherren,  oder  dessen  Regierung, 
Commissionen  und  Befehle  an  einen  oder  den  andern  Rath,  Beamten 
und  andere  Diener  oder  Stand  im  Lande  erlheilet,  auch  gewisse  Puncten 
und  Instructionen  fürgesehriehen,  dal.»  solche  Commissarien  entweder 
dasjenige,  was  Bonsl  die  Regierungs- Räthe  selbst  thun  sollen  völlig 
ausrichten  und  verordnen,  oder  doch  darüber  nothdürfftige  Erkundi- 
gung  und  Vorbereitung  anstellen  und  den  Verlauff  dem  Landes-Herrn 
zu r  fernem  Verordnung  berichten  sollen.« 

Vber  auch  England  kennt  in  der  Zeit  der  ersten  Stuarts  und  auch 
nach  der  Restauration,  ungefähr  bis  zum  Falle  von  Clarendon,  diese 
Aufteilung  der  Geschäfte  der  Zentralverwaltung  in  Kommissionen  des 
Staatsrats.  Demgegenüber  entwickelt  aber  die  puritanische  Revolution 
eine  Kollegienform,  die  unabhängig  ist  vom  Staatsrat,  mit  ihm  in 
keiner  Weise  zusammenhängt  und  die  Zentralbehörden  nach  dem 
Kollegialprinzip  nur  deshalb  formiert,  weil  die  Regierung  durch  einen 
i'in/ievii  Leaini en  als  Tyrannei  aufgefaßt  wird,  widerspricht  sie  ja 
doch  dem  Idealbild  der  presbyterianischen  Grundverfassung,  dem 
Presbyterialsystem.  Beide  Prinzipien,  das  der  Staatsratskommissionen, 
dessen  eifrigster  Sachwalter  in  der  Zeit  der  Restauration  noch  der  alte 
Clarendon,  der  Staatsmann  vom  alten  Typus,  ist,  und  das  neue  demo- 
kratische  Prinzip  der  Kollegialverfassung  ringen  ähnlich  wie  Absolutis- 
mus und  K.onstitutionalismus  um  die  Vorherrschaft,  und  geradeso  wie 
der  letztere  endgültig  durchdringt,  so  dringt  auch  die  demokratische 
Kollegialverfassung  durch.  Diesen  Kampf  und  seine  Resultate  soll 
die  nachfolgende  Darstellung  bringen. 

I.  Die  ständigen  Staatsratskommissionen  („juntos")  namentlich 
unter  den  ersten  Stuarts.1) 

Die   \ri.  wie  die  Tudors  Zentralverwaltungsgeschäfte  trieben,  ist 
dem  Vorhergehenden  bekannt.   Formell  nach  außen  konzentriert 
sich  alles  iiu  Staatsrat,  materiell  wird,  ehe  der  Staatsrat  mit  den  Sachen 
beschäftig!  wird,  das  wichtigste  Geschäft  zwischen  König  und  Staats- 
sekretären abgemacht.    Aber  unter  schwachen  Monarchen,  wie  z.  B. 

Siehe  darüber  insbesondere  E.  J.  Carlyle,  Committees  of  Council  under 
the  Earlier  Stuarts.  B.  H.  R.  XXI,  678  ff.  und  Clarendon  and  the  Privy  Council 
L667,  E.  H.  R.  XXVII,  p.  251  ff.  Gute  Abhandlungen,  die  aber  manches 
igt  Lassen,  insbesondere  den  französischen  Einfluß  und  den  der  puri- 
tanischen  Revolution  auf  die  Organisation  der  Zentralstellen  unter  Karl  II.  nicht 
genügend  hervorheben.  Davor  konnte  nur  Vergleich  mit  der  ausländischen  Ver- 
waltungsgeschichte  schützen,  die  Carlyle  leider  nicht  kennt. 
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unter  Edward  VI.,  ist  dieses  System  nicht  aufrechtzuerhalten,  da  wird 
der  Staatsrat  auch  materiell  von  Wichtigkeit,  und  da  er  nicht  alle 
Geschäfte  selbst  in  seinem  großen  Umfang  meistern  kann,  so  teilt  er 
sie  unter  Kommissionen  auf1). 

Unter  Edward  VI.  gibt  es  eine  Kommission  zur  Erledigung  von 
Privatstreitigkeiten,  wohl  der  court  of  requests,  ferner  die  Sternkammer, 
dann  eine  Staatsratskommission  »for  the  state«,  in  der  Staatsgeschäfte 
von  besonderer  Wichtigkeit  erledigt  werden.  Ein  Finanzkomitee  zur 
Überwachung  der  Verwaltungsgerichtshöfe  für  die  Finanz,  namentlich 
den  court  of  augmentation,  first  fruits  and  tenths  und  den  court  of 
wards,  eine  Kommission  für  die  Verwaltung  der  Staatsschulden  sind 
gleichfalls  vorhanden.  Diese  sind  als  dauernde  Kommissionen  gedacht. 

In  der  Folgezeit,  namentlich  aber  unter  Jakob  I.  finden  wir  häufig 
Staatsratsgeschäfte  vorübergehenden  Komitees  übertragen.  Ein  sol- 
ches vorübergehendes  Komitee  ist  z.  B.  das  für  den  sog.  »spanish  match«2), 
zur  Vorbereitung  der  geplanten  ehelichen  Verbindung  zwischen  dem 
Hause  der  Stuart  und  dem  spanischen  Königshause  in  den  Jahren 
1617  ff.  Am  Ausgange  der  Regierung  Jakobs  I.  finden  wir  im  allge- 
meinen wieder  das  System  der  perpetuierlichen  Staatsratskommissionen. 
So  schreibt  im  Oktober  des  Jahres  16223)  der  Staatsrat,  daß  in  seiner 
Mitte  eine  Reihe  »special  committees«  eingerichtet  seien,  und  zwar, 
eines  um  dem  König  geeignete  Personen  als  Friedensrichter  vorzuschla- 
gen, ein  anderes  um  Petitionen  über  Rechtsstreitigkeiten  entgegenzu- 
nehmen (wohl  der  court  of  requests),  ein  anderes  um  über  Beschwerden 
zu  beraten,  welche  vom  Parlament  nicht  erledigt  worden  seien,  ein  fünf- 
tes um  Maßnahmen  zur  Verteidigung  des  Königreichs  zu  treffen,  insbe- 
sondere die  Versorgung  mit  Munition  und  Heeresorganisationen  durchzu- 
führen etc. 

In  dieser  Zeit  treten  die  Staatssekretäre  wieder  mehr  in  den  Hinter- 
grund und  das  seit  der  Regierung  Elisabeths  eingeschlafene  Amt  eines 
Präsidenten  des  Staatsrats  wird  wieder  zu  neuem  Leben  erweckt  (1621  )4). 
Der  Staatssekretär  wird  aber  jedenfalls  dazu  verwendet,  um  den  Staats- 
rat im  Namen  des  Königs  zu  versammeln5)  und  macht  Notizen  über  die 
Verhandlungen  im  Staatsrat,  offenbar  um  sie  dem  Könige  mitzuteilen6). 
Der  König  selbst  präsidiert  nicht  allzu  häufig,  aber  doch  zeitweise  im 
Staatsrat7).  Mitunter  schlichtet  er  auch  daselbst  Kompetenzkonflikte 
zwischen   den   verschiedenen  Verwaltungsressorts8). 

x)  Siehe  Burnett,  History  of  the  Reformation  V,  p.  117  ff.  Dies  ist  auch 
Carlyle,  E.  H.  R.  XXI  a.  a.  O.  entgangen. 

2)  Siehe  z.  B.  State  Papers,  James  I.,  vol.  CLX,  Nr.  10. 

3)  Siehe  State  Papers,  James  I.,  vol.  CXXXIII,  Nr.  15.  Auch  diese  Tatsache 
ist  Carlyle  a.  a.  O.  entgangen,  der  ebenso  beständige  Kommissionen  unter  Jakob  I. 
wie  vorhin  unter  Edward  VI.  übersieht,  und  das  System  dieser  permanenten  Ko- 
mitees des  Staatsrats  erst  unter  Karl  I.  beginnen  läßt. 

4)  Siehe  State  Papers,  James  L,  vol.  CXXXIII,  Nr.  29. 

5)  State  Papers,  James  I.,  vol.  CXLIII,  Nr.  5. 

6)  State  Papers,  James  I.,  vol.  CL,  Nr.  106,  91,  93,  98. 

7)  State  Papers,  James  I.,  vol.  CLV,  Nr.  27. 

8)  State  Papers,  James  I.,  vol.  CXXXIII,  Nr.  48. 
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I  ater  Karl  I.  wird  Jas  System  der  permanenten  Staatsratskommis- 
sionen  nun  zur  Gewohnheit.   1  > Mitglieder  des  Staatsrats  sind  häufig 
in  den  verschiedenen  Komitees  des  Staatsrats  tätig1).    Unter  den 
Staat8rat6ausschüssen  kommen  insbesondere  fünf  in  der  Regierungs- 
/mt    Karls  I.    in    Betracht.     Zunächst  das   Komitee  für  auswärtige 
Angelegenheiten,     Ks  ist   gewissermaßen  eine  Fortsetzung  des  sog. 
Bpanisohen    Komitees    aus    der    Zeit    Jakobs  L,    das    wir  oben 
kenn. 'ii   gelernt    und    das    schon   damals    den   Namen    »junto«  oder 
'Junta-    erhalten   halte,   offenbar  eine  Nachbildung  des  spanischen 
Ausdrucks.  Dieser  Name  blieb  dein  Staatsratsausschuß  für  auswärtige 
Angelegenheiten  auch  unter  Karl  L    In  ihm  sitzen  der  Schatzmeister, 
der   Herzog  von   Buckingham,  der  Kord  -  Kanzler,  ein  Staatssekretär 
und  Lord  Bruke.   Ks  verhandelt  hauptsächlich  über  diplomatische  Be- 
ziehungen zum   Ausland2).   Sodann  findet  sich  ein  Staatsratsausschuß 
für  den  Handel  seit  dem  Jahre  1626  »mit  dem  Auftrage,  die  heimischen 
Produkte  zu  fön  lern  und  die  Einfuhr  fremder  Waren  nach  Möglichkeit 
hintanzuhalten,  um  den  Handel  zu  balanzieren«3).  Es  entspricht  dies 
•jan/  dfi  in.'!  Luit  ihM  ischen   \ u l'l'assung  dieses  Zeitalters,  wo  die  Erhal- 
tung •  in»  r  günsl  iL!' 'ii  1 1  andelsbilanz  die  Hauptsache  war.  Anfangs  war  dieser 
Ausschuß  nichl  als  Staatsratsausschuß,  sondern  mehr  als  sachverständiger 
i  gedacht,  eist  seil  I  (>.;<  i«)  besteht  er  aus  13  Staatsratsmitgliedern  und 
«•rhält  sich  m  dieser  iMgenschaft  bis  1646.  Ihm  angegliedert  ist  ein  anderer 
Staatsratsausschuß  seit  April  1634,  nämlich  für  die  Kolonien  (for  planta- 
tions)5),  doch  bestand  schon  in  der  Regierungszeit  Jakobs  I.  ein  Staats- 
ratskomitee  zur  Überwachung  der  Virginia-Compagnie6).  Sodann  gibt 
es  ein  Komitee  für  irische  Angelegenheiten,  ein  Komitee  für  Geschütze 
und  Artillerie  (ordinances)  seit  1629,  welches  wohl  im  Anschluß  an  das 
oben  erwähnte  Komitee  aus  der  Zeit  Jakobs  I.  sich  entwickelt  hat,  das, 
wie  wir  gehört  haben,  »for  provision  of  powder,  exercise  of  the  trained 
bandst  eingerichtet  war7). 

lau  sehr  wichtiges  Komitee,  das  anfangs  als  großer  Sachverstän- 
digen- Beirat'  gedacht,  seit  1627  auch  mit  Staatsratsmitgliedern  besetzt 
war,  war  der  Council  of  war.  Er  ging  in  den  Jahren  1638 — 39  in  das 
erste  Komitee  für  die  schottischen  Angelegenheiten  über,  welches  wohl  zu 
scheiden  i-t  von  dem  zweiten  schottischen  Komitee,  das  in  dem  Augen- 
blick als  »junto«  etabliert  wurde,  da  der  König  nach  dem  Norden  zog, 
um  die  schottischen  Hebellen  zu' unterwerfen.  Diese  zwei  schottischen 
Komitees  blieben  in  London  und  waren,  um  sie  von  der  junto,  dem  Kö- 
rnitz- für  , Hawai  i  ^'«  Angelegenheiten,  zu  scheiden,  meistens  unter  dem 

*)  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  CXXIII,  Nr.  51. 
2)  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  I,  Nr.  43—45. 
8)  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  XLIV,  Nr.  19. 

1  Siehe  auch  trüber  Charles  M.  Andrews,  in  John  Hopkins  University  Stu- 
dies,  British  Committees,  Commissions  and  Council  of  Trade  and  Plantations, 
1622—1675,  Ser.  XXVI,  Nr.  1,  Baltimore  1908,  p.  13  ff. 

•'  Andrf-ws  a.  a.  O.  p.  16.   Carlyle  a.  a.  O.  behauptet  1635. 

Stafc  Papers,  James  I.;  vol.  CLIX,  Nr.  15.,  was  ebenfalls  Carlyle  übersieht. 

7   State  Papers,  James  L,  vol.  CXXXIII,  Nr.  145. 
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Namen  Kabinett  bekannt1).  Aber  weit  davon  entfernt,  sich  bloß  auf 
schottische  Angelegenheiten  zu  beschränken,  mengte  dieses  sich  in  die  ge- 
samte innere  Verwaltung2)  und  besorgte  die  gesamte  Zentralverwaltung 
in  einer  Zeit,  wo  der  König  im  Norden  zum  Kampf  gegen  das  Parlament 
und  gegen  die  Schotten  rüstete.  Diese  seine  Tätigkeit  wurde  allerdings 
sehr  gering  gewertet,  da  seine  Bemühungen,  namentlich  um  die  Schiffs- 
gelder zu  erheben,  meist  ergebnislos  waren3).  In  dieser  seiner  Exekutiv- 
tätigkeit wurde  es  seit  1640  von  dem  »großen  Rat«  (great  Council), 
der  seit  dem  24.  September  1640  in  York  tagte,  abgelöst4).  Natürlich 
hörte  der  König  während  der  ganzen  Zeit  des  Bürgerkampfes  nicht  auf, 
sich  eines  Geheimkomitees  seines  Staatsrats  zu  bedienen.  So  berichtet 
Clarendon  für  das  Jahr  16435)  von  einem  solchen  Geheimkomitee 
(junto),  welches  aus  dem  Herzog  von  Richmond,  dem  Lord  Treasurer 
Cottington,  den  zwei  Staatssekretären,  dem  Sir  Colepapper  und  dem 
chancellor  of  the  exchequer  bestand.  Es  war  ein  Komitee,  von  dem 
Clarendon  sagte,  daß  »daselbst  alle  Angelegenheiten  zu  beraten  waren, 
ehe  sie  vor  den  gesamten  Staatsrat  gebracht  wurden«.6) 

Unter  der  Aufteilung  der  Staatsgeschäfte  an  die  einzelnen  Staats- 
ratsausschüsse litt  her  Staatsrat  selbst  keineswegs  an  Bedeutung.  Eine 
Geschäftsordnung  für  den  Staatsrat  vom  3.  November  16307)  ordnet 
an,  daß  der  Staatsrat  vom  Lord-Präsidenten  oder  vom  Staatssekretär  ein- 
zuberufen ist.  Die  zur  Sitzung  Eingeladenen  müssen  erscheinen  oder  eine 
Entschuldigung  hervorbringen.  »Die  laufende  Verwaltung  (ordinary 
course)  muß  am  Mittwoch  und  Freitag  am  Nachmittag  erledigt  werden. 
Drei  Lords  bilden  ein  quorum,  Bittsteller  müssen  ihre  Beschwerde  kniend 
vorbringen,  vor  Eintritt  in  die  Verhandlung  muß  die  Tagesordnung 
vorgelesen  werden.  Jedem  Staatsratsmitgliede  ist  vollständige  Frei- 
heit der  Debatte  und  Geheimhaltung  seiner  Meinung,  um  unverantwort- 
lich zu  sein,  garantiert.  Kurze  Reden  werden  dringend  empfohlen,  die 
Mitglieder  sprechen  unbedeckten  Hauptes,  bei  der  Abstimmung  stimmt 
der  Rangjüngere  vor  dem  Rangälteren.  Einer  der  clerks  des  Staats- 
rats hat  der  Sitzung  beizuwohnen«.  Im  Abfassen  der  Notizen  ist  nämlich 
nunmehr  der  Staatssekretär  durch  den  clerk  des  Staatsrats  abgelöst8). 
Die  Stellung  des  Staatssekretärs  hat  sich  jedenfalls  in  der  Zeit  wohl  ge- 
hoben. Er  besitzt  ein  Verhaftungsrecht  und  stellt  Verhaftungsbefehle  aus9). 


J)  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  GDXLV,  Nr.  81;  vol.  GDXLVII,  Nr.  30. 

2)  Siehe  z.  B.  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  CDLXII,  Nr.  32. 

3)  Siehe  John  Bruce  in  der  Einleitung  zu  den  Notes  of  the  Treaty  carried 
on  at  Ripon.    Camden  Society  1879,  O.  S.,  Nr.  100,  p.  XXXI. 

4)  Bruce  a.  a.  O.  p.  XXXIV. 

5)  The  life  of  E.  E.  Clarendon.  Oxford  1759,  part  III,  p.  167  ff. 

6)  Es  ist  das  Verdienst  von  Carlyle,  E.  H.  R.  XXI,  678,  diesen  Unterschied 
der  .»juntos«  klargemacht  zu  haben. 

7)  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  CLXXV  p.  373. 

8)  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  LXV,  Nr.  26;  vol.  CHI,  Nr.  186;  vol.  CIV, 
Nr.  6. 

9)  Siehe  z.  B.  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  CCCXCV,  Nr.  77. 
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Ei  leitet  den  Sicherheitsdienst1),  er  verfüg!  über  die  bewaffnete  Macht2) 
und  Ober  »Ii«1  Flo1 i«,:5). 

Dies<  Stellung  des  Staatssekretärs  führt  wohl  auf  französisches 
Vorbild  eurück,  denn  auch  die  französischen  Sl aal .ssekreläre  haben  um 
ii  Direktion  der  bewaffneten  Mach.1  und  das  Recht  der  Ausstel- 
lung  der  berüchtigten  lettres  de  cachet4).  Vor  allem  aber  ist  die  Auftei- 
lung der  Staatsratsgesohäfte  und  der  Siaalsratskommissionen  wohl 
französischem  Vorbild  entlehnt,  denn  gerade  damals,  vom  Jahre  1588 

um  Regierungsantritt  Ludwigs  \1Y.,  war  das  System  der  Staats- 
ratsausschüsse als  Gegengewicht  gegen  die  Übermacht  der  Staats- 
sekretär«' in  Frankreich  in  Brauch6). 

Eine  ganz  besondere  Verwendung  dieses  französischen  Systems  er- 
F<  luri  e  zweifellos  in  den  ersten  .1  ahren  der  Restauration.  Der  leitende  Geist 

i  französischen  Nachahmung  war  Clarendon,  der  leitende  Minister 
Karls  II.  in  den  ersten  Jahren  der  Restauration.  Diesem  Staatsmanne 
s<  bwebte  als  Ideal  eine  Siedlung  vor,  wie  sie  Richelieu  und  M&zarin  als 
Premiers  in  Krankivnli  eingenommen  hatten.  Gerade  diese  Staatsmänner 
waren  aauptsächli  h  darauf  bedacht,  die  Stellung  der  Staatssekretäre 
ganz  in  den  Hintergrund  zu  drängen,  und  das  Resultat  war,  daß  die 
Staatsratsausschüsse  in  Frankreich  immer  mehr  in  den  Vordergrund 
traten,  s«>  dal.'»  I »* •  i  dem  Regierungsantritt  Ludwigs  XIV.  im  Jahre  1661 
ni«  ht  weniger  als  5  Komitees6)  vorhanden  waren.    Ein  sog.  Gonseil 

t.  ein  intimer  Zirkel,  ein  conseil  d'en  haut  für  die  wichtigen  Ge- 
Bchäfte  des  Staats  im  allgemeinen,  der  spätere  conseil  d'etat,  ein  conseil 
de  la  guerre  für  «las  Kriegswesen,  ein  conseil  de  finances,  der  von  uns 
schon  oben  charakterisierte  conseil  prive  und  des  parties  und  schließlich 
ein  conseil  des  «lepeches,  welcher  die  Seele  der  ganzen  Verwaltungsaktion 
war,  bestehend  aus  dem  Kanzler,  dem  Staatsminister,  den  Staats- 
sekretären etc.  Clarendon  stellt  sich  als  Vertreter  dieser  Verwaltungs- 
"i  Lr a  aisa t  ton  dar.  Von  dem  Amt  des  Kanzlers  hat  er  eine  gar  hohe 
Meinung,  er  bekleidete  ja  das  Amt  des  Kanzlers  selbst.  »Der  Kanzler 
sollte«7),  so  sagte  er  damals,  »gedacht  werden  als  ein  Mann,  der  das  meiste 
Vertrauen  seines  Herrn  hatte  und  die  meiste  Gewalt  in  den  Räten, 
weil  der  König  alle  Angelegenheiten  von  jeder  Art  ihm  zuwies,  und  jeder, 
der  sich  an  den  Königin  einer  Sache  wandte,  ward  zum  Kanzler  gesandt. « 
U>er  auch  der  Übertragung  des  dem  französischen  Vorbild  entlehnten 
Titels  als  Premier-Ministers  wie  sie  ihm  bald  nach  der  Restauration  von 
Seiten  des  Königs  vorgeschla  gen  wurde8),  war  er  im  Prinzip  nicht  abgeneigt. 

'  Siehe  /..  B.  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  CCCXCVII,  Nr.  23  und  CCCCIV, 

Nr.  63. 

2i  State  Papers,  CharlesL,  vol.  CCCLXXXII,  Nr.  106. 

z)  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  CCCXV,  Nr.  99. 

4)  Siehe  Lucay  a.  a.  O. 

6)  Siehe  Lucay  p.  24 — 52. 

1  Siehe  Lucay  a.  a.  O.  p.  45. 

")  Si.  Ii-  The  Coritinuation  of  the  Life  of  Edward,  Earl  of  Clarendon,  Oxford 
MDCCLIX,  vol.  II,  p.  43  ff. 

•)  Siehe  a.  a.  O.  p.  85  ff. 


§  32.  Die  Entstehung  der  Kollegialverfassung  in  den  Zentralstellen.  439 

Man  verlangte  von  ihm  das  Aufgeben  des  Kanzleramts,  damit  er  sich 
mehr  seinem  Hauptgeschäfte,  d.  i.  der  Gesamtleitung  der  Verwaltung, 
zuwenden  könnte.  Seine  Einwendungen  richteten  sich  weniger  gegen 
die  ihm  nach  dem  Muster  von  Richelieu  und  Mazarin  zugedachte  Ver- 
waltungstätigkeit als  vielmehr  bloß  gegen  den  Titel,  der  »ganz  jüngst 
aus  dem  Französischen  in  das  Englische  übersetzt  worden  sei«.  Auch 
macht  er  darauf  aufmerksam,  daß,  wenn  er  des  Kanzleramts  ent- 
kleidet, der  König  seiner  bald  überdrüssig  würde,  weil  das  Amt 
jenen  zu  sehr  in  den  Schatten  stellen  könnte.  Kurz  die  Sache  gefiel  ihm 
wohl  sehr,  aber  den  Titel,  den  ein  Richelieu,  ein  Mazarin  geführt  haben, 
den  lehnte  er  ab. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Ansicht  ging  natürlich  auch  das  Festhalten 
an  der  hervorragenden  Stellung  des  Staatsrats  als  solchen,  den  man,  um 
ihn  nicht  übermächtig  werden  zu  lassen,  in  eine  Reihe  von  Komitees 
aufteilen  könnte.  Wie  sehr  das  französische  Vorbild  sein  Werk  erfüllte, 
geht  am  besten  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  er1)  dem  zweiten  schotti- 
schen Komitee,  wie  es  um  1640  in  England  bestand,  den  Namen  com- 
mittee  of  State  —  entsprechend  dem  französ.  conseil  d'etat  oder  conseil 
des  depeches  —  gab  zu  einer  Zeit,  da  er  aus  der  Erinnerung  nachträglich 
die  früheren  Zeitereignisse  zu  schildern  hatte2).  Hinter  dieser  Vor- 
liebe für  französisches  Vorbild  steckte  aber  im  Hintergrund  die  Abneigung 
vor  den  Staatssekretären,  namentlich  vor  Sir  Bennett,  dem  nachmaligen 
Lord  Arlington,  der  sich  nach  den  ersten  Regierungsjahren  Karls  II. 
in  dessen  Vertrauen  zu  drängen  wußte.  Die  Staatssekretäre  waren  in 
Frankreich,  das  wußte  Clarendon,  durch  Staatsratsausschüsse  klein  ge- 
macht worden,  und  dasselbe  hoffte  er  nun  auch  in  England  durchzufüh- 
ren. Er  begegnete  aber  hierbei  der  Abneigung  Karls  II.  sowohl  für  den 
Staatsrat  als  für  Staatsratsausschüsse.  Dieser  Monarch  hatte  gerade 
von  seinem  Vorbild  Ludwig  XIV.  gelernt,  wie  wenig  auf  den  Staatsrat 
und  seine  Ausschüsse  zu  geben  sei,  und  hatte  gesehen,  wie  mit  dem  Re- 
gierungsantritt Ludwigs  XIV.  die  Staatssekretäre  wieder  in  den  Vor- 
dergrund traten.  Clarendon  bedauert  auch  schmerzlich,  daß  sein  Herr, 
seitdem  er  zuerst  nach  Frankreich  gekommen,  vom  Staatsrat  gering- 
schätzig zu  reden  begonnen  hatte3),  »als  ob  dieser  zu  sehr  die  Person  des 
Königs  in  den  Schatten  stellen  würde.«  Clarendon  fiel  im  Jahre  1667, 
aber  trotzdem  kam  ein  Kompromiß  zwischen  den  Forderungen  Claren- 
dons  und  den  Idealen  des  Königs  und  seiner  Staatssekretäre  durch 
die  Geschäftsordnung  für  den  Staatsrat  vom  31.  Januar  16674)  zu- 
stande5). 


x)  Wie  neuerdings  durch  Carlyle  a.  a.  O.  p.  684  f.  nachgewiesen. 

2)  History  of  the  great  Rebellion  p.  92. 

3)  Siehe  Continuation  of  Life  a.  a.  O.  II,  p.  455  ff.  und  III,  p.  676  f. 

4)  Siehe  Egerton,  Manuscripts  im  Brit.  Museum  2543,  Nr.  560,  fol.  205. 

5)  Es  ist  merkwürdig,  daß  die  Herausgeber  des  Galendar  of  State  Papers  diese 
Geschäftsordnung  völlig  übersehen  haben,  dafür  eine  verstümmelte  Form  der- 
selben unter  dem  mit  Fragezeichen  versehenen  Datum  Februar  1668  in  dem  Ga- 
lendar of  State  Papers  67/68,  p.  261  wiedergeben. 


i  10  im  ^bs<  im.  Der  Kampf  der  absol.  u.  konstit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 

Gani  aach  französischem  Muster  werden1)  vier  Komitees  eingerich- 
tet: zunächst  (Mii  romuutUv  of  foivi^iic  affaires,  für  auswärtige  Ange- 
legenheiten, entsprechend  dem  französischen  eonseil  d'en  haut  oder  con- 
seiJ  d'etal ;  eshal  nicht  bloß,^  ie  i  nana  ane  Im  Len  sollte  auswärtige  Angelegen- 
heiten zu  traktieren,  sondern  auch  alle  Angelegenheiten,  welche  »die  Stim- 
mung  im  Königreich  betroffen«  (coneerning  the  temper  of  the  kingdome 

:).  I  n  diesem  Komitee  sitzen  außer  den  bedeutenden  Persönlichkeiten 
Und  Beamten  insbesondere  die  heiden  Staatssekretäre.  Verkehr  mit  den 
Friedensrichtern  und  Diplomaten  ist  Hauptbeschäftigung  des  Komitees. 
Sodann,  entsprechend  dem  französischen  conseil  de  la  guerre,  das  Staats- 
ratskomitee  der  Admiralität,  Flotte  und  der  militärischen  Angelegen- 
heiten und  Fortifikationen  etc.  Ein  drittes  Komitee  für  die  Kolonien 
I  reigne  plantations)  und  ein  viertes  Komitee  für  »complaint  and  grie- 
vance«,  entsprechend  dem  französischen  conseil  prive  oder  des  parties. 
Jedem  dieser  Komitees  wird  ein  Wochentag  zugewiesen.  Die  Staats- 
sekretäre  sind  in  jedem  Komitee  vertreten,  was  bekanntlich  in  Frank- 
reich  oichl  der  Fall  war.  eine  sehr  bezeichnende  Tatsache,  die  damit 
im  Zusammenhang  steht,  ist,  daß  dieser  Punkt  nach  dem  Fall  von  Cla- 
rendon  zweifelhaft  seheint.  So  sehr  war  man  das  französische  Vorbild  ge- 
wohnt8).  Und  als  Arlington  noch  aus  alter  Gewohnheit  Zweifel  hatte 
und  dem  König  die  Zweifel  vortrug,  lachte  ihn  der  Monarch  aus,  offen- 
bar weil  es  nach  seiner  Auffassung  zu  selbstverständlich  war,  daß  die 
Staatssekretäre  in  allen  Komitees  des  Staatsrats  anwesend  sein  sollten. 

tue  gehl  deutlich  hervor,  wie  sehr  die  Geschäftsordnung  von  1868 
ein  Kompromiß  zweier  verschiedener  Organisationsideale  war.  Hier 
heißl  es  nicht  mehr  wie  in  Frankreich  Staatsratsausschüsse  oder  Staats- 
sekretäre,  sondern  Staatsratsausschüsse  und  Staatssekretäre. 

Trotz  der  neuen  Geschäftsordnung  kamen  die  Staatsratsausschüsse, 
gi  sehen  von  dem  committee  of  foreigne  affaires,  das  sich,  wie  wir  noch 

□  werden,  zum  eigentlichen  Kabinett  unter  Karl  II.  entwickelte, 
und  abgesehen  von  dem  committee  of  foreigne  plantations,  zu  gar 
keiner  Bedeutung.  Die  Staatssekretäre,  die  jetzt  an  Macht  über  den  Staats- 
rat hinauswachsen,  brechen  den  Staatsratsausschüssen  das  Rückgrat. 
Sehr  hübsch  wird  dies  illustriert  durch  das  Verhältnis  der  Staats- 
sekretäre zu  dem  committee  of  foreigne  plantations. 

►er  Wortlaut  dieser  Geschäftsordnung  zuerst  in  meinem  englischen  Staats- 
til  M.  1906,  p.  108  ff.  und  dann  bei  Andrews,  Administrative  and  Political  History,  in 
John  Hopkins  University  Studies  in  Historical  and  Political  Science,  Baltimore 
1908,  vol.  XXVI,  p.  88  ff.,  dem  aber  die  Strömungen  und  Gegenströmungen,  welche 
zu  dem  Kompromiß  in  dieser  Geschäftsordnung  geführt  haben,  vollkommen  ent- 
gangen sind. 

6)  Ebenso  sagt  Lucay  vom  conseil  d'en  haut:  »pour  les  affaires  importantes 
regardant  le  general  de  1'lStat.« 

•)  Siehe  Calendars  of  State  Papers  1668,  p.  111:  »I  wonder  anybody  should 
i magine  there  needed  the  formality  entering  secretary  Trevor  into  all  the  Commit- 
t»  es  of  the  Council  where  secretary  Morsis  sat,  at  secretaries  have  always  sat 
officio;  DOtwithstanding  I  moved  his  Majesty,  who  laughed  at  me  for  the 
doubl . . . « 
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Im  Jahre  1674  löste  Karl  II.  die  selbständige  Behörde  eines  Handels- 
und Kolonialamts,  welche  nach  der  Restauration  selbständig  als  Handels- 
und Kolonialamt  bis  1664,  von  da  ab  als  kombiniertes  Amt  funktioniert 
hatte,  auf  und  überwies  dem  committee  of  foreigne  plantations  die 
Geschäfte  des  früheren  selbständigen  Handelsamts1).  Ein  Hauptgrund 
der  Auflösung  war,  daß  dieses  Handelsamt  keine  exekutive  Zwangs- 
gewalt hatte  und  in  allen  wichtigen  Fragen  sich  an  Minister  und 
Staatsratskomitees  zu  halten  hatte2).  Aber  nun  beginnt  der  Staats- 
sekretär argwöhnisch  auch  den  Staatsratsausschuß,  der  die  Geschäfte 
des  selbständigen  Handels-  und  Kolonialamts  an  sich  gezogen  hatte, 
zu  betrachten  und  verlangt,  daß  alle  Fragen,  die  an  das  committee  of 
trade  und  foreigne  plantations  gelangten,  zuerst  vor  den  gesamten 
Staatsrat  gebracht  werden  »gemäß  der  Verwaltungsroutine  des  Staats- 
rats«3). 

Immer  mehr  rückte  der  Staatssekretär  auch  in  den  Vordergrund; 
wo  früher  der  Staatsrat  handelte,  handelt  jetzt  der  Staatssekretär. 
Der  Staatssekretär  veranlaßt  den  Zusammentritt  des  Kabinetts,  des 
committee  of  foreign  affaires4)  und  macht  Notizen  offenbar  für  den 
König5).  In  seinem  Hause  wird  auch  mitunter  das  foreign  committee, 
also  das  Kabinett,  abgehalten6).  An  ihn  wendet  man  sich,  wenn  man 
eine  besondere  Bitte  an  den  König  hat.  Selbst  wenn  sie  nicht  in  das  ge- 
wöhnliche Ressort  des  Staatssekretärs  fällt7),  z.  B.  sich  um  Stellenbe- 
setzung in  der  Zoll-  und  Verbrauchssteuerverwaltung  handelt,  wird  er 
mit  der  Bitte  angegangen8).  Der  Staatssekretär  versieht  den  Nach- 
richtendienst nach  den  Provinzen,  um  die  öffentliche  Meinung  im  Sinne 
der  Regierung  zu  beeinflussen9).  Dem  Staatsrat  liegt  ob,  das  Unterhaus 
»to  manage«,  d.  h.  im  Sinne  der  Regierung  zu  beeinflussen10).  Der  Staats- 
sekretär nimmt  jetzt  unter  Zurückdrängung  des  Staatsrats  das  Verhaf- 
tungsrecht politischer  Verbrecher  in  die  Hand  und  inquiriert  sie11). 
Er  dirigiert  die  andern,  ihm  nominell  gleichgeordneten  Behörden  »im 
Auftrag  des  Königs«,  bzw.  ordnet  er  Flottenbewegungen  an12).  Er  er- 
läßt Direktiven  für  die  Bemannung  der  Schiffe13),  er  überweist  sogar 
dem  Lord-Treasurer  Petitionen14),  kurz,  er  ist  bis  zum  Ausgange  der  Re- 

x)  Siehe  Andrews  a.  a.  O.  p.  111. 

2)  Siehe  Andrews  p.  112. 

3)  Galendar  of  State  Papers  1675/76,  p.  485:  »according  to  the  cause  of  the 
Council  Board  be  first  brought  to  the  Board  and  than  sent  down  by  them  to  the 
committee.« 

4)  Calendar  of  State  Papers  1671,  p.  331;  1671/72,  p.  376. 

5)  Calendar  of  State  Papers  1671/72,  p.  292,  515;  1676/77  p.  25,  64,  201. 

6)  Calendar  of  State  Papers  1677/78,  p.  507. 

7)  Calendar  of  State  Papers  1675/76,  p.  8,  54;  1672,  p.  123  u.  171. 

8)  Calendar  of  State  Papers  1671/72,  p.  57. 

9)  Calendar  of  State  Papers  1675/76,  p.  247,  263,  267,  269  etc. 
10)  Siehe  Calendar  of  State  Papers  1675/76,  p.  478. 

%1)  Calendar  of  State  Papers  1675/76,  p.  54,  56,  61,  395. 
12j  Calendar  of  State  Papers  1672,  p.  103. 

13)  Calendar  of  State  Papers  1672,  p.  76,  77,  102. 

14)  Calendar  of  State  Papers  1676/77,  p.  477. 
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gszeit  Kails  II.  und  dann  wohl  auch  unter  Jakob  II.  die  Seele 
\  erwaltung,  weil  erder  Hauptfunktionär  im  königlichen  Kabinett  ist. 
\ni  diese  Weise  sind  die  Staatsratsausschüsse  vollständig  in  den 
s«  hatten  gedrängt,  und  nach  der  »glorreichen«  Revolution  und  dem  Re- 
gierungsantritt Wilhelms  III.  und  Maries  ändert  sich  das  Bild  durchaus 
nicht.  \\  ir  haben  .'in  authentisches  Zeugnis  dafür,  wie  wenig  die  Staats- 
ratsaussi hüsse  damals  bedeuten.  Der  Earl  of  Mnlgrave  überreicht 
ein  Memorandum  dem  König  Wilhelm  Hl.1),  in  welchem  er  ihm  unter 
anderm  empfiehlt,  wieder  die  coinmil.tees  zu  beleben,  die  seit  der  Zeit 
Kail-  I.  eher  Ehrensitze  als  Arbeitsplätze  waren.  Die  Staatsratsaus- 
s<  hüsse  waren  offenbar  damals  vollständig  außer  Brauch,  denn  der  Earl 
of  Mulgrave  Bagl  unter  Ziffer  8  seines  Memorandums:  »Eure  Majestät 
wird  wohl  bemerken,  dal.»  ich  eine  Reihe  von  Staatsratsausschüssen  vor- 
schlage  an  Stelle  des  gesamten  Staatsrats,  wie  dies  jetzt  der  Fall  ist, 
denn  jetzl  ist  jedermanns  (ieschäft  eigentliches  Geschäft  von  niemand«, 
während  der  andere  Weg,  namentlich  den  Mulgrave  vorschlägt,  der  ist, 
»daß  jeder  damit  betraul  ist,  wofür  er  Fähigkeit  besitzt,  teilzunehmen 
und  es  zu  verstehen«. 

Mm -r  auch  W  ilhelm  III.  kehrte  sich  nicht  an  den  Rat  dieser  Wieder- 
belebung  der  Staatsratsausschüsse.  Es  liegt  eine  Schrift  über  die  Ge- 
schäftsordnung des  Staatsrats  von  1692 — 16952)  vor.  Von  Staatsrats- 
ausschüsseo  isl  keine  Rede  mehr.  Die  Geschäfte  werden  so,  wie  sie  an 
den  Staatsrat  kommen,  den  Behörden  zugewiesen,  dem  Lord-Kanzler, 


1   Calendar  of  State  Papers  1691/92,  p.  543  f. 

E  Southwell,  Privy  Council  Routine  1692—1695.    Br.    Mus.  Manuscr. 
k9,  p.  18  ff. :  »Generali  things  which  allways  come  before  the  Council  to  be 
approwd  : 

All  im  w  establishments  whether  by  sea  or  Land  ought  to  be  approved 
effin  Council. 

\ll  Proclamations  are  ordered  to  be  drawn  up  by  Mr.  Attorney  Ge- 
il] and  musl  afterwards  be  approved  off  in  Councill. 

All  Governors  of  the  Plantations  must  take  the  Oaths  in  Councill  of 
fwb-lity.  Supremacy  and  for  Keeping  the  act  of  Navigation. 

All  Acts  prepared  by  the  Privy  Council  of  Ireland,  and  sended  to  be  brought 
into  the  Parliamenl  there,  must  first  be  read  and  approved  at  the  Councill  Board. 

P  rsons  sworn  in  the  Council  Chamber  are  the  Lord  Keeper,  Lord  Privy  Seal, 

taries  ol  State,  Privy  Councillors,  Lord  Lieutenants,  Governors  of  Plantations, 
Lieutenant  of  the  Tower,  Governor  of  Jersey  and  Guernsey,  Clerk  of  the  Privy 
Council  (ordinary  and  extraordinary),  Keeper  of  the  Chamber. 

And  formerly  also  were  sworn. 

isurer  ol  the  Exchequer,  The  President  of  Wales,  Masters  of  Requests.« 

p.  19:  »Rules  and  Observations. 

\-  for  the  Petitions  which  came  before  the  Board  (sc.  Staatsrat)  very  few 
;  thal  tfature  as  to  allow  of  a  final  Determination,  et  their  first  reading  unless 
l»-d.    S<»  tlir'it  tlif-v  are  generally  referred  to  the  Proper  persons  and 
Offices  in  Order  to  a  füll  information  of  the  face  by  Reports. 
Petitions  relating  to: 

Reviews  and  Stopping  Grants  referred  to  Lord  Chancellor 

Custom  Hoeus  i 

Bxi  ise  Office  to  the  Treasury 

Any  Grant.  Gift,  Pension  Revenue  ) 
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dem  Schatzamt,  der  Admiralität,  den  Reichsanwälten,  dem  seit  16941) 
wieder  etablierten  Handels-  und  Kolonialamt.  Statt  der  Staatsrats- 
ausschüsse sind  jetzt  selbständige  kollegial  organisierte  Behörden  an 
der  Spitze  der  Staatsverwaltung.  Und  diese  Kollegialform,  wie  ist  sie 
entstanden  ? 

II.  Die  Kollegialform  der  Zentralbehörden. 

1.  Die  Theoretiker  der  Demokratie. 
Einen  großen  Einfluß  auf  die  Entwicklung  des  kollegialen  Behörden- 
organismus in  England  hatten  unstreitig  die  Theoretiker,  welche  sich 
während  der  Zeit  des  Bürgerkrieges  mit  der  Frage  beschäftigten,  ob  die 
Monarchie  oder  die  Republik  die  geeignete  Staatsform  wäre.  Einer  der 
ersten  ist  Henry  Parker2),  der  unmittelbar  im  Anschluß  an  die  »grand 
remonstrance«  und  die  sie  begleitenden  19  Propositionen  in  einer  Flug- 
schrift den  Satz  vertritt :  »Alle  Gewalt  ist  vom  Volk  abgeleitet,  und  Gott 
bestätigt  allein  diejenige  Form,  welche  durch  allgemeine  Zustimmung 
gewählt  wird.  Da  das  Amt  des  Königs  eingerichtet  ist,  das  Gemein- 
wesen zu  erhalten,  so  ist  es  absurd  sich  einzubilden,  eine  Nation  könne 
den  Händen  eines  Individuums  sich  selbst  anvertrauen«. 


to  the  Ad  mir  alt  v 


to  Attorney- General,  Sollieitor-General  or  Both 


Navy  Board 
Sea  Rewards 
Pension 

Sea-Complaints 
Sailing  of  Ships 
Patents 
Nolle  Prosequi 
Charters,  Outlawries 
Irish  Acts,  Proclamations, 

Points  of  Law 
Accomodating 

anv  Irish  Grant  Favour,   I    .    +u    T     i    t    +•       e  t   i  a 
J       ,    .  ~  '      to  the  Lords  Justice  of  Ireland 

Reversal  of  Outlawry, 

Soldiers  and  Woundred  Ordinance,  Secretary  at  War,  Paymaster. 

Anything  in  the  Plantations  or  new  proposal  about  Trade  to  the  Council 
of  Trade. 

Anv  Jersey  affair  or  complaint    \  to  the  Committee  of  Jersey  or  the 
or  case  to  the  whole  Council    )       whole  Council. 

These  are  the  chief  heads,  but  very  often  there  is  occasion  to  referr  matters 
to  particular  Offices  and  persons,  and  in  all  eases  where  there  is  no- 
thing of  Property  concerned,  for  there  the  law  must 
d  e  c  i  d  e.« 

p.  21  f. :  »Powers  of  the  Council  Board. 

The  Clerk  of  the  Parliament  did  allways  bring  the  Acts  of  Parliament  to  be 
read  in  Council,  before  the  King  came  to  the  House  to  pass  them;  but  this  was 
left  off  in  King  James  II.  time. 

The  Privy  Council  were  glad  there  of  because  it  might  not  seem  t  o  1  y  e  o  n 
them  the  advising  not  to  pass  anv  bill: 

The  penalty  is  great  if  the  Councill  Board  meddle  »with  the  decision  of  pro- 
perty  « 

a)  Siehe  Andrews  a.  a.  O.  p.  113. 

2)  Siehe  G.  P.  Gooch,  The  History  of  English  Democratic  Ideas  in  the  Seven- 
teenth  Century,  Cambridge  Historical  Essays  Nr.  10,  Cambridge  1908,  p.  108. 
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Mach  dem  Sturz  des  Königtums  wird  die  Auffassung  so  allgemein, 

man  Oliver  Cronrwell  folgende  Äußerungen  in  den  Mund  schiebt1); 
ob  er  -i«'  wirklich  getan  hat.  bleibe  dahingestellt.  »Da  dort,  wo  die  Re- 
gierung in  die  Hände  einer  Person  gelegl  ist,  sie  sieh  als  eigener  Richter 
über  dem  Gesetz  wähnl  und  außerhalb  des  Rechtsbereichsund  durch  Ge- 
walt jedermann  nach  Belieben  tyrannisiert,  indem  sie  den  einen  ins  Ge- 
püs  sperrt,  von  dem  andern  Geld  fordert  und  möglicherweise  beides, 
Freiheil  und  Geld,  von  einem  dritten  fordert,  so  ziehe  ich  die  Vielköpfig- 
•  i  dei  Exekutive  ihrer  Einköpfigkeil  vor«.  Diesem  Ideengang  folgt 
auch  das  Gesetz  vom  17.  März  L6482),  welches  das  Königtum  in  England 
abschafft.  Die  Einleitung  zu  dem  Gesetz  sagt:  »Und  da  durch  Erfahrung 
gefunden  worden  ist,  daß  das  Vml  des  Königs  in  dieser  Nation  wie  über- 
haupt eine  solche  Gewall  in  einer  einzigen  Person  unnötig,  lästig  und  ge- 
fährlich der  Freiheit.  Sicherheit  und  dem  öffentlichen  Interesse  des  Volks 
ist.  und  daß  gewöhnlich  und  natürlich  eine  einzige  Person  in  solcher 
Machtstellung  es  zu  ihrem  Interesse  macht,  Angriffe  auf  die  gerechte 
Freiheit  des  Volkes  zu  unternehmen  und  ihren  eigenen  Willen  und 
Gewall  Uber  die  Gesetze  zu  setzen,  daß  auf  diese  Weise  diese  König- 
•  he  zu  Sklaven  ihrer  Lus1  werden,  deshalb  wird  befohlen  und  ange- 
ordnet: die   Vbschaffung  des  Königtums.« 

Ks  war  natürlich,  daß  dieser  Ideengang  sich  dann  auch  auf  die  unter 
dem  König  eingesetzten  Behörden  übertragen  mußte,  denn  es  hatte 
Miltnn  gerade  in  seiner  Schrift  »Die  Trägerschaft  des  Amts  von  Königen 
und  <  Ibrigkeiten«  den  Nachweis  unternommen,  daß  in  bezug  auf  Abhän- 
gig k-it  König  und  Obrigkeit  überhaupt  vom  Volk  abhängig  sei.  Er 
igt  i:  >Es  folgt  endlich,  daß,  da  der  König  oder  die  Obrigkeit  seine 
Autorität  vom  Volk  hat,  an  erster  Stelle  ursprünglich  sowohl  als  auch 
itürlicherw eise  zum  Besten  desselben  und  nicht  zu  seinem  eigenen, 

Volk  ihn  auch,  so  oft  dasselbe  es  für  das  beste  hält,  wählen  oder  ver- 
werfen,  beibehalten  oder  absetzen  kann,  um,  auch  wenn  er  kein  Tyrann 
ist,  lediglich  nach  der  Freiheit  und  dem  Rechte  freigeborener  Menschen 
regiert  zu  werden,  wie  es  ihnen  am  besten  scheint. «  Es  bedurfte  deshalb 
nur  eines  ganz  kleinen  Schrittes,  um  als  Ersatz  des  Königtums  vielköpfige 
<  Ibrigkeiten  zu  postulieren.  Dies  lag  ja  auch  ganz  im  Sinne  der  damals 
im  I'arlam.'iit  le-rrschemleii  Pivsbyterianer.  Ihre  Vorliebe  für  die  kolle- 
giale Verwaltungsorganisation  des  Staats  hängt  mit  den  Grundbegriffen 

•  i -i  i in*  r  t »ii  Kirchenverfassung  zusammen,  welche  ebenfalls  von  der 
kollegialen  Behördenorganisation  ausging4).  Auf  die  staatliche  Organi- 
sation angewandt,  bedeutete  die  Vielköpfigkeit  der  Verwaltungsbehör- 
den und  jeder  Regierungsform  eine  wechselseitige  Kontrolle  der  als 
Behörde  eingesetzten  Personen.    Darauf  läuft  auch  der  Ausspruch 

*)  Siehe  Harleian  Miscellany  (Quartausg.  von  1746)  VIII,  581  f. 
Scobell,  Collection  of  Acts  and  Ordinances,  p.  7  f. 

Ich  zitiere  nach  der  Übersetzung  von  Wilhelm  Bernhardi:  John  Miltons 
politische  Hauptschriften,  Berlin  1874,  Bd.  II,  p.  266. 

;  Siehe  über  diese  Grundbegriffe  Rieker,  Grundsätze  der  reformierten  Kirchen- 
verfassung  1899,  p.  122. 
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Calvins  hinaus1),  wonach  er  jene  Regierungsform  bevorzugt:  »oü  plu- 
sieurs  gouvernants  ensemble,  s'aidant  les  uns  aux  autres,  s'avertissent 
de  leur  office,  de  sorte,  que  si  quelqu'un  s'eleve  trop  haut,  les  autres 
lui  soient  comme  censeurs  et  maitres  .  .  .  . « 

Wie  eng  Presbyterianertum  und  Kollegialbehördenorganisation  zu- 
einander stehen,  ergibt  die  Tatsache,  daß  nach  schottischem  Vorbild 
auch  die  Armeekontingente  der  Heerführer  Manchester  und  Essex 
im  Jahre  1650  als  »new  model«  eingerichtet  wurden.  Jedes  schottische 
Regiment  bildete  eine  Presbyteriumeinheit  mit  kirksession  und  elder- 
ship2).  Die  Armeekontingente  von  Manchester  und  Essex  näherten  sich 
diesem  Vorbild  bedeutend,  und  wie  über  allen  Regimentern  ein  »ge- 
neral  eldership«  waltete,  so  mag  wohl  im  Hinblick  -darauf  auch  der  re- 
präsentative Generalrat  der  englischen  Armee  von  1647/48  und  der 
Generalrat  der  Offiziere  1648/60  eingerichtet  worden  sein3).  Auf  den  innigen 
Zusammenhang  zwischen  Presbyterianertum  und  Kollegialform  weist 
auch  die  Schrift  von  Milton,  »Verteidigung  des  englischen  Volkes«,  hin, 
in  welcher  er  gegen  die  Angriffe  von  Salmasius  die  damalige  Komitee- 
wirtschaft im  englischen  Parlament  und  im  Cromwellschen  Staatsrat 
als  Hauptsprecher  der  Presbyterianer  verteidigt.  Er  sagt4) :  »In  Deiner 
Verfolgung  jenes  ,höchsten  Rates'  und  auch  dessen  , Präsidenten' 
bist  Du  wahrhaftig  lächerlich;  denn  jener  Rat,  von  welchem  Du  träum- 
test, ist  nicht  der  höchste,  sondern  durch  die  Autorität  des  Parlaments 
nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  eingesetzt;  vierzig  Männer  ungefähr  aus  seiner 
Zahl,  deren  jeder  durch  die  Stimmen  der  übrigen  Vorsitzender  sein  kann. 
Es  war  aber  immer  etwas  ganz  Gewöhnliches,  daß  das  Parlament,  wel- 
ches unser  Senat  ist,  aus  seiner  Zahl  einige  Gewählte,  so  oft  es  geraten 
schien,  einsetzte,  denen  die  Macht  übertragen  wird,  sich  an  einem  Orte 
zu  versammeln,  um  gleichfalls  einen  kleinen  Senat  vorzustellen.  Ihnen 
werden  oft  die  wichtigsten  Sachen,  damit  sie  schneller  und  mit  größerer 
Verschwiegenheit  verhandelt  werden  mögen,  übertragen  und  anver- 
traut; die  Sorge  oder  Verwaltung  der  Flotte,  des  Heeres,  des  Schatzes, 
kurz,  all  und  jede  Ämter  des  Friedens  oder  des  Krieges.  Diese  Einrich- 
tung, möge  man  sie  nun  ,Ratf.oder  anderswie  nennen,  ist  vielleicht  dem 
Worte  nach  neu,  der  Sache  nach  aber  alt,  und  es  kann  ohne  sie  überhaupt 
kein  Staat  gehörig  regiert  werden.« 

Mit  dem  Hinübergleiten  der  Macht  der  Presbyterianer  in  die  Hände 
der  Independenten  werden  natürlich  die  Forderungen  nach  kollegialer 
Rehördenorganisation  auch  kombiniert  mit  dem  Verlangen,  daß  diese 
vielköpfige  Obrigkeit  auch  vom  Volk  gewählt  werde.  Der  Hauptreprä- 
sentant dieser  Richtung  ist  Harrington5),  der  in  seiner  »Oceana«  das 
Idealsbild  einer  Republik  entwirft  und  für  diese  zwei  Forderungen  auf- 


1)  Institutions  chretiennes  IV,  p.  28. 

2)  Siehe  Ch.  Firth,  Cromwells  Army  p.  216  ff. 

3)  Siehe  Ch.  Firth  a.  a.  O.  p.  59. 

4)  Siehe  John  Miltons  politische  Hauptschriften,  Bd.  I,  p.  171. 

5)  Siehe  über  ihn  Theodore  W.  Dwight,  in  Political  Science  Quarterl  v.  vol.  I; 
p.  1—44  und  Gooch  a.  a.  O.  p.  286—304. 


i46  Ii!  U>schn,  Der  Kampf  der  absol.  u.  konstit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 

stellt.  Erstens  den  >"^r.  agraria n,  d.  j.  oin  ewiges  Gesetz,  welches  das 
Höi  hstmaß  von  Grundbesitz  vorschreibt,  dasein  einzelner  besitzen  darf, 
um  .Ii  verhindern,  dal.)  mit  der  Zeil  ein  1 1  an  Hein  Weniger  die  grüße 
Masse  der  Grundbesitzer  aufsauge.  Zweitens  die  sog.  rotation  in  office, 
d.i.  der  kontinuierliche  Weohsel  der  Magistratur  in  dem  Rahmen  des 
kollegialen  Behördenorganismus1).  Nun  entspinnt  sich  eine  Kontroverse 
zwischen  Milton  und  Harrington.  Milton  will  keineswegs  die  Viel- 
köpfigkeil  der  Behördenorganisation  aufgeben,  aber  er  macht  auf  die 
Gefahr  aufmerksam,  die  in  dem  Vorschlag  Harringtons  liege,  da  durch 
den  ewigen  Wechsel  der  Vmtsträger  schließlich  alles  auf  das  »Rad 
des  Glücks«,  (»wheele  of  Nie  Fortune«),  gesetzt  würdo2). 

Die  Staatspraxis  in  England  entschied  sieh,  wie  noch  zu  zeigen 
sein  wird,  für  Milton  und  riichl  für  Harrington,  aber  seine  Ideen  lebten 
jenseil  -  des  großen  I  tzeans  in  Neu-Englarid  weiter  fort  bis  auf  die  Gegen- 
w  art . 

2. 

Die  sl aal spi (axis  in  England,  der  durch  die  obengenannten  Theore- 
tiker  der  Boden  geebnet  war,  knüpfte  nach  Beginn  des  Bürgerkrieges 
und  mit  dem  Aufkommen  der  Herrschaft  des  Langen  Parlaments  zwar 
in  alte  Institutionen  an,  durchsetzte  sie  aber  mit  den  neuen  Organi- 
sationsidealen.  Das  Lange  Parlament  hatte  das  Bedürfnis,  die  gesamte 
\  T\\. dt  nun  duicli  »Mgene  Komitees  zu  regeln.  Schon  früher  war  im  eng- 
lischen  Parlamenl  diese  Geschäftigkeit  der  Komitees  wahrzunehmen. 

rhi   Oceana  and  other  Works,  Toland  Edition,  London  1737,  p.  54:  »An 
equal  Commonwealth  is  such  a  one  as  is  equal  both  in  the  balance  or  foundation^ 
.ii  i  in  the  superstrueture ;  that  is  to  say,  in  her  Agrarian  Law,  and  in  her  Rotation. 
\n  equal  Agrarian  is  a  perpetual  Law  establishing  and  preserving  the  balance 
iminion  bj  such  a  distribution,  that  no  one  Man  or  number  of  Men,  within 
ompass  of  the  Few  or  Aristocracy,  can  com  to  overpower  the  whole  People 
by  their  possessions  in  Lands. 

\»  the  Agrarian  answers  to  the  Foundation,  so  dos  Rotation  to  the  Super- 
struetures. 

Equal  Rotation  is  equal  vicissitude  in  Government,  or  succession  to  Magi- 
sti  i<     i  onfer*d  for  such  convenient  terms,  enjoying  equal  vacations,  as  take  in  the 
bodj  bj  parts,  succeding  others,  thro  the  free  election  of  suffrage  of  the 
Peoplp. « 

Siehe  Milton,  Der  gerade  und  leichte  Weg  zur  Herstellung  einer  freien 
Republik,  nach  der  Übersetzung  von  Bernhardi  a.a.O.  Bd.  III,  p.  177:  »Wenn 
h  der  Ehrgeiz  derjenigen,  die  sich  für  beeinträchtigt  halten,  weil  sie  nicht 
au<  Ii  .'M  der  Regierung  teilnehmen,  und  ungeduldig  sind,  bis  sie  gewählt  werden, 
die  I"  ständig  AmNdaie  r  .mdi-rer,  vor  ihnen  Gewählter  nicht  ertragen  kann,  oder 
wenn  zu  befürchten  steht,  daß  'Ii«'  tenge  Fortdauer  der  Macht  die  aufrichtigsten 
zu  verde r  1 " ■  1 1  vermag,  so  ist  das  bekannte  und  von  einigen  (d.  i.  Harrington} 
kürzlii  h  vorgeschlagene  Auskunftsmittel,  daß  jährlich  (oder  wenn  der  Zeitraum 
ielleichl  um  so  besser)  der  dritte  Teil  der  Senatoren,  der  Priorität  ihrer 
Wahl  gemäß  austreten  und  an  ihrer  Stelle  die  gleiche  Anzahl  gewählt  werden  mag, 
um  die  Peststellung  einer  allzu  unbedingten  Macht,  wenn  sie  eine  beständige  wäre, 
zu  verhüten,  und  dies  nennt  man  die  , teilweisen  Wechsel'. 

AU  r  Hi  ihm.  hl.-  wünsfhfFi,  d;d.»  dieses  Rad  oder  teilweise  Rad  im  Staate 
vermieden  wurde,  weil  es  allzuviel  Verwandtschaft  mit  dem  Rade  der  Fortuna  hat.« 
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Karl  1.  mißbilligte  sie  schon  im  Jahre  16291) :  »sie  sei  ein  Brauch,  von  dem 
man  niemals  früher  etwas  gehört,  da  gebe  es  so  viele  Präsidentenstühle, 
die  errichtet  würden,  um  Untersuchungen  aller  Art  über  Männer  anzu- 
stellen, wo  Beschwerden  aller  Art  entgegengenommen  würden,  eine 
unerträgliche  Störung  und  ein  Skandal  für  Justiz  und  Regierung«. 

Als  nach  dem  Falle  der  Monarchie  Staatsrat,  Schatzamt,  Admira- 
lität, Sternkammer,  Kanzleramt,  Staatssekretäre  einfach  von  der  Woge 
der  Republik  hinweggespült  wurden,  war  die  Verwaltung  ausschließlich 
in  Händen  des  Council  of  State  und  seiner  Komitees2).  Von  parla- 
mentarischer Seite  gab  es  ständige  Parlamentskomitees  für  Vorschüsse 
und  Staatsgelder,  für  Güterkonfiskation  geplünderter  Priester,  für 
Staatsentschädigungen,  für  den  Verkauf  der  Krondomänen,  für  die 
Münzverwaltung,  für  Steuern,  für  Rechnungsprüfung  und  anderes  mehr. 
Diese  Parlamentskomitees  sollten  mit  entsprechenden  Staatsratskomitees 
zusammenarbeiten.  Der  Staatsrat  selbst,  der  am  14.  Februar  1649  gewählt 
wurde,  bestand  aus  41  Mitgliedern,  welche  für  ein  Jahr  ihr  Amt  innehaben 
sollten3).  Am  12.  Februar  1654  wurde  ein  zweiter  Staatsrat  mit  derselben 
Mitgliederanzahl  gewählt,  aber  nur  21  waren  von  dem  früheren  beibe- 
halten4), und  so  ging  es  fort.  Die  so  gewählten  Staatsräte  waren  bald  für 
kürzere,  bald  für  längere  Perioden  bestellt;  nicht  weniger  als  10  solcher 
Staatsräte  waren  gewählt5).  In  der  Hauptsache  waren  die  Mitglieder 
des  Staatsrats  auch  zugleich  Mitglieder  des  Parlaments,  das  damals 
aus  einem  Hause  bestand  und  dessen  Durchschnittsbesetzung  ungefähr 
60  Mitglieder  umfaßte6).  Erwägt  man  nun,  daß  etwa  38  Mitglieder  des 
Staatsrats  zugleich  Parlamentarier  waren,  so  wird  man  den  vorherr- 
schenden Einfluß  des  letzteren  bei  allen  Parlamentsabstimmungen  wohl 
erklärlich  finden.  Man  wird  daher  auch  begreifen,  daß  die  Staatsrats- 
komitees und  die  Komitees  des  Parlaments,  statt  einander  in  die  Hände 
zu  arbeiten,  die  Verwaltung  zersplittern  mußten,  eben  weil  sie  so  sehr 
für  Detailzwecke  bestellt  waren. 

So  gab  es  ein  parlamentarisches  Komitee  für  die  Staatseinnahmen, 
sog.  revenue  committee,  es  gab  commissioners  für  das  Schatzamt, 
daneben  zahlreiche  Spezialkomitees  für  Spezialeinnahmen  und  über  allen 
ein  Inspektionskomitee  des  Parlaments,  um  den  Staatsvoranschlag  vor- 
zubereiten und  sonst  auch  die  Aufsicht  über  die  Gesamteinnahmen  zu 
führen.  Mitunter  zog  auch  der  Staatsrat  die  Machtvollkommenheit  einer 
besonders  von  ihm  abgetrennten  Behörde  an  sich.  So  ist  z.  B.  der  Council 
of  trade  und  plantations,  ein  Handels-  und  Kolonialamt,  das  im  Jahre 
1650  als  selbständige  Behörde  eingerichtet  wurde,  in  der  Folgezeit  durch 
ein  Staatsratskomitee  aufgesogen  worden,  das  sog.  trade -committee 


x)  Siehe  Rushworth,  Historical  Gollection,  London  1763—1708,  I,  S.  672. 

2)  Siehe  dazu  Calendar  of  State  Papers,  Domestic  1649 — 1650,  preface  p.  I — XII. 

3)  Gommons  Journals  IV,  p.  53. 

4)  Commons  Journals  IV,  p.  361. 

5)  Der  letzte  am  23.  Februar  1660. 

6)  Siehe  Edward  Jenks,  The  Gonstitutional  Experiments  of  the  Common- 
wealth, Cambridge,  Historical  Essays  Nr.  III,  1890,  p.  35. 
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\i"  i  daneben  funktionierten  aoch  eine  Reihe  von  andern  Komi- 
3  Staatsraats,  welche  3ioh  mit  den  Kolonien  beschäftigten,  unter 
andern  das  Komitee  für  Jamaika  und  noch  etwa  30  andere  Spezial- 
komitees  in  den  Jahren  L653  591).  Gerade  in  diesem  wichtigsten  Ver- 
walt        weige  Eehlte  ebenso  eine  einheitliche  Kontrolle,  wie  in  der 

d  perwall  ong.  Es  war  eben  die  unvermeidliche  Folge  dieser  Komitee- 
wirtschaft.  Cromwell  Buchte  nach  Möglichkeit  in  der  zweiten  Hälfte 
seines  Protektorats  die  Zahl  dieser  Komitees  zu  verringern  und  die  Be- 
hördenorganisation zu  vereinfachen.  Ms  er  nach  dem  »Pride's  purge« 
die  Selbstherrschaft  führte,  dachte  er  auch  daran,  überall  die  Kollegial- 
behörden  durch  bureaukratische  Spitzen  zu  ersetzen2).  Freilich  blieb 
diesei  Gedanke  weil  hinter  der  Ausführung  zurück,  die  Zahl  der  die  Kol- 
l<  gialbehörde  bildenden  IJcamlen  wurde  nur  eingeschränkt.  Im  übrigen 
waren  aber  die  wichtigsten  Zentralstellen  mit  Ausnahme  des  Staats- 
sekretariats, das  von  dem  Sekretär  des  Council  of  state  geführt  wurde, 
nämlich  das  Kanzleramt8),  das  Schatzmeisteramt4)  und  die  Admira- 
lität damals  alle  kollegial  organisiert.  Sehr  bestimmend  mag  hierbei 
dei  (ii-dankr  ^cwt'M'ii  sein,  allen  Parteien  im  Staate  (Presbyterianern, 
[ndependenten,   Baptisten)  Anteil  an  der  Regierung  zu  gewähren6). 

Na<  Ii  di  i  Restauration  der  Stuarts  finden  wir  den  damals  allmäch- 
Clarendon  in  eifriger  Beratung  mit  Karl  II.  und  dem  Herzog 
von  York,  dem  nachmaligen  Jakob  II.7),  ob  die  zentralen  Verwaltungs- 
behörden, insbesondere  das  Schatzamt,  kollegial  oder  bureau- 
kratisch  zu  organisieren  wären.  Die  beiden  letzteren  sind 
hu  die  Kollegienform,  insbesondere  ist  der  Herzog  von  York  ein  warmer 
Vertreter  der  Kollegienform,  da  sich  diese  selbst  während  der  »üblen 
Zeiten«  der  Republik  bewährt  habe,  und  bessere  Geschäftsbehandlung 
lavon  zu  erwarten,  wie  ja  auch  das  Beispiel  der  militärischen  Arsenal- 
verwaltung  (board  of  nrdinance)  es  zeige.  Auch  der  König  sagte:  er 
zweifle  nicht,  daß  seine  Geschäfte  besser  durch  Kommissäre  als  durch 
•  inen  Einzelbeamten  geleitet  würden.  Gegen  seine  bessere  Überzeugung 
willigl  schließlich  der  Kanzler,  Lord  Clarendon,  darein,  verlangt  aber 
ausdrücklich,  daß  nun  nicht  mehr  zu  Kommissären  des  Schatzamts 
W  ürdenträger  ernannl  würden,  welche  schon  andere  Ämter  führten  oder 

1    Siehe  dazu  Andrews  am  oben  angeführten  Ort  ch.  II. 
2I  Clarendon,  Continuation  of  his  Life  a.  a.  O.  III,  p.  791. 

3)  Calendar  of  State  Papers  1659/60,  p.  1,  10,  240,  395. 

4)  Calendar  a.  a.  0.  p.  7,  20,  273. 

5)  Calendar  a.  a.  O.  p.  3,  20,  69—71  etc. 

*i  Siehe  John  James  Taylor,  A  Retrospect  of  the  Religious  Life  of  England, 
London  1845,  p.  269:  »for  the  Presbyterian  committees  that  had  been  appointed 
iindr-r  Long  Parliament,  to  examine  ministers  before  induetions  into  livings,  Crom- 
well substituted  a  select  body  of  divines  and  laymen  chosen  by  himself  and  his 

il.  or  by  Parliament  from  the  Presbyterians  and  Independents  with  few  Bap- 
tist« iotermixed  who  are  called  Tryers....  The  object  of  Cromwell  in 
these  measures  was  to  keep  down  the  ascendancy  of  any 
o  n  e  ( 1  e  n  o  rn  i  n  a  t  i  o  n . « 

Siehe  Clarendon  a.  a.  O.  anno  1667.    Vgl.  dazu  auch  Carlyle,  E.  H.  R. 
XXVII,  p.  267  f. 
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Staatsräte  wären,  wie  dies  bisher  üblich  gewesen.  Dabei  berührt  er  einen 
Hauptunterschied  zwischen  den  ehemaligen  Staatsratskommissionen 
und  der  modernen  Kollegialform.  Denn  noch  unter  Karl  I.  war  das  Schatz- 
amt zeitweilig  als  Kollegialbehörde  eingerichtet,  aber  wenn  man  näher 
zusieht,  findet  man  darin  bloß  Staatsräte,  und  der  Staatssekretär  führt, 
wie  in  jeder  Staatsratskommission,  das  große  Wort1).  Nun  sollte  das  auf- 
hören. Die  Beamten,  die  zu  Kommissaren  des  Schatzamts  bestellt  wur- 
den, hatten  gar  keinen  Zusammenhang  mit  dem  Staatsrat,  ausgenommen 
ihr  Vorsitzender,  the  first  lord  of  the  treasury.  Dies  wurde  seit  der  Zeit 
auch  festgehalten2). 

Seit  dieser  Zeit  ist  auch  das  Schatzamt  bis  auf  kleine  Ausnahmen 
(1685 — 87,  1702 — 10  und  1714)  immer  Kollegialbehörde  gewesen. 
Dadurch  wurden  scharfe  Grenzlinien  zwischen  Staatsrat  und  Schatz- 
amt möglich.  Aus  einem  bloßen  Anhang  des  Staatsrats  wurde  der 
Lord  high  treasurer,  bisher  eine  Behörde,  die  nur  in  subordinierter 
Stellung  zum  Worte  kam,  eine  selbständige  Kollegialbehörde3). 

Nach  der  »glorreichen«  Revolution  wurde  die  Kollegienform  in  der 
Staatsverwaltung  dauernd  heimisch.  Sie  erst  hat  das  System  der  verhaßten 
»Staatsratskommissionen « zu  Falle  gebracht  und  die  selbständigen  Zentral- 
kollegien dauernd  etabliert.  Der  hierbei  mitwirkende  Grund  ist  schon 
in  jener  Staatsratsordnung  Karls  II.  zu  finden.  Hier  ward  dem  committee 
of  petitions  aufgetragen,  sich  nicht  in  »Eigentumsfragen  einzumengen 
oder  in  Privatstreitigkeiten,  die  das  meum  und  tuum«  betreffen.  Dieser 
Gesichtspunkt  war  aber  bei  keiner  Staatsratskommission  zu  vermeiden, 
und  so  ist  es  denn  kein  Wunder,  daß  die  Bill  of  rights  über  sie  das  Ver- 
dammungsurteil spricht,  nachdem  die  letzten  Stuarts  in  Form  von 
kirchlichen  Visitationskommissionen  reichlich  davon  Gebrauch  gemacht 
hatten.  Die  Bill  of  rights  sagt  (§3):  »daß  die  Kommission  für  die  Er- 
richtung des  zuletzt  eingerichteten  kommissarischen  Gerichtshofs  für 
geistliche  Angelegenheiten  und  alle  andern  Kommissionen  und  Gerichts- 
höfe solcher  Art  ungesetzlich  und  verderblich  sind«. 

Wilhelm  III.  gefiel  die  Kollegienform  auch  schon  deshalb  so  sehr, 
weil  sie  ihm  half,  ein  Surrogat  für  ein  Parteikabinett  dadurch  zu  schaffen, 
daß  er  in  die  wichtigsten  Staatsämter  Whigs  und  Tories.  gleichzeitig 
einsetzt  und  sich  so  beide  Parteien  warm  hielt.  Dies  konnte  nur  bei  einer 
kollegialen  Besetzung  der  Ämter  durchgeführt  werden4).  Ja  sogar  das 
Kanzleramt  wurde  einmal  in  Kommission  gegeben,  d.  h.  zur  Kollegial- 
behörde, allerdings  nur  vorübergehend,  gemacht.  1690  wurde  die 
Admiralität,  d.  i.  das  Amt  eines  Admirals,  dauernd  zur  Kollegialbehörde 
umgewandelt  und  ist  es  bis  auf  den  heutigen  Tag  geblieben5). 

x)  Calendar  of  State  Papers,  Charles  I.,  CCLXXXVI,  Nr.  66/67. 
2)  Siehe  Thomas  a.  a.  O.  p.  19  f. 

2)  Daher  datiert  William  Shaw,  in  Calendar  of  Treasury  Books,  vol.  I,  p.  XL  IVf., 
die  selbständige  Existenz  des  Schatzamts  vom  Jahre  1667,  dem  Zeitpunkt,  wo  es 
zuerst  die  Kollegialform  im  modernen  Sinne  bekam. 

4)  Siehe  Macaulay,  History  III,  p.  13  f.,  537. 

5)  2  Will,  and  Mar.,  2.  s.,  c.  2:  »whereas  the  Office  of  Lord  High  Admiral 
of  England  hath  at  sundry  times  and  for  severall  yeares  been  executed  and  all  the 
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Unter  Anna  bürgerte  sioh  die  (Collegienform  derart  ein,  daß  man  mit  ihr 
schon  alfl  Bt&ndiger  Form  rechnete,  indem  man  durch  Gesetz  ausdrücklich 
anbefahl  daß  inZukunft  bei  (  fmwandlung  von  Verwaltungsstellen  in  Kol- 
li jjjien  rüchl  rnehrMitgliederdesKol  legi  ums  best  eilt  Wiarden  sollten,  als  bisher 
dach  <I>t  \  crw  all  uugs|>ra\is  der  bei  reifenden  Stelle  üblich  gewesen  wäre1). 

I  ad  nun  mehrten  sioh  die  Kollegien  der  Zentralverwaltung  in  geradezu 
staunenern  gender  Fülle.  Niehl  untereinander,  sondern  nebeneinander  wur- 
den  diese  Behörden  gebaut,  gerade  wie  es  die  Praxis  des  Augenblicks  ver- 
langt»«. 

Schon  L702  gibl  es  als  solche  Zentralkollegien,  wobei  wir  nur  die 
wichtigeren  hervorheben  wollen:  das  Schatzamt,  die  Admiralität,  die 
Vrsenalverwaltung  (ordnance  board),  die  Verwaltung  der  Zölle,  das 
cust.un  liouse,  mit  7  eominissit  wiers2),  das  excise  office  mit  7  commis- 
M"iirrs.  d.  i.  \ VrhraurhssteuerdirckLion3),  die  commissioners  of  the  navy 
und  die  commissioners  for  victualling  the  navy  je  in  der  Zahl  von  4, 
erster«  für  die  laufende  Verwaltung,  letztere  für  die  Verproviantierung 
der  Kriegsmarine4).  Schließlich  gibt  es  noch  commissioners,  die  die 
Stempelsteuern  verwalten  (stamp  office),  commissioners  für  die  Prisen 
(prizes),  commissioners  der  Salzsteuer  (salt  office),  commissioners  für 
di.'  Krteilung  von  Weinschanklizenzen  (wine-licence  office),  von  Li- 
Eenzen  für  die  Haltung  von  Mietdroschken  (hackney  coaches),  für  ver- 
wundete  und  invalide  Soldaten  (commissioners  for  sick  and  wounded), 
für  den  Handel  (for  trade),  schließlich  die  »commissioners  of  the 
bounty  ol  Queen  Anne«  zur  Verbesserung  des  Pfründeneinkommens 
des  niedere  I\I»tus.  Und  dabei  das  Merkwürdige:  alle  diese  Kollegien 
stehen  weder  untereinander  in  irgendwelchem  Zusammenhang  noch  in 
irgendwelcher  dienstlichen  Abhängigkeit  voneinander5). 

S  33.  Das  Ministerkafoinett. 

Literatur. 

Bath,  "Marquis  of,  mss.  Hist.  mss.  Comm.  Rep.  XV,  vol.  I,  p.  244 
\>\>  :j  :  H  >>  I  i  n  «r  1>  r  o  k  e  Viscount,  Works,  8  vols,  London  1809.  —  Blau- 
velt  Mary  T.,  Development  of  Gabinet  Government,  New  York  1902.  —  Cob- 


aothorities  to  the  same  belonging  exercised  by  diverse  commissioners  for  that  pur- 
-  ippn  i:i.-d  t  .  Up  i  M;ijcsties  and  the  late  King  bul  of  late  some  doubt  hath 
m-  n  whetli»-r  rertaine  authorities  belonging  to  the  said  office  of  Lord  High  Admiral 
did  or  doe  of  right  belong  to  and  may  or  ought  to  have  been  exercised  by  such  com- 
missioners for  the  time  being. . . . « 

l)  1  Ann.,  c.  41,  s.  26:  »provided  also  and  be  it  enacted  that  in  order  to  pre- 
venl  for  the  future  too  great  a  number  of  commissioners  to  be  appointed  or  con- 
stituted  for  the  execution  of  any  office  that  no  greater  number  of  commissioners 
»hall  )•••  ma<l'-  or  <  onsl i t u t«-<|  for  lle-  execution  of  any  office  than  have  been  employed 
in  tle-  ex,  (  ution  of  such  respective  office  at  some  time  before  the  first  day  of  this 
present  Parliament.« 

Qiamberlain,  The  Present  State  of  England  1702,  p.  372. 

1   Oiarnberlain  a.  a.  0.  p.  431. 

4   Chamberlain  a.  a.  O.  p.  564  f. 

5)  Chamberlain  a.  a.  O.  p.  618  f. 
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b  e  1 1  s  Parliamentary  History,  vols  VII — XIV,  London  1811 — 1812.  —  Cowper, 
Lord  Chancellor,  Private  Diary  (Roxburgh  Club),  London  1833.  —  Derselbe,  Earl, 
Lord  Chancellor.  An  Impartial  History  of  Parties.  Memoir  delivered  to  George  I 
on  his  Accession.  In  Campbell's  Lives  of  the  Chancellors,  p.  921 — 929,  London 
1846.  —  Dodington,  George  Bub,  first  Lord  Melcombe  Diary  (1749 — 1761), 
ed.  H.  P.  Wyndham,  4.  ed.,  London  1823.  —  Hardwicke  Philipp,  first  Earl 
of,  Miscellaneous  State  Papers,  Vol.  II,  London  1878.  —  H  e  r  v  e  y  John,  Lord, 
Memoire  of  the  Reign  of  George  II  to  the  death  of  Queen  Caroline,  ed.  I.  W.  Croker, 
2  vols,  London  1848.  —  Montagu,  Lady  Mary  Wortley,  Letters  of  (1714 — 1727), 
2  vols,  London  1861.  —  Notes  which  passed  at  Meetings  of  the  Privy  Council 
between  Charles  II.  and  the  Earl  of  Clarendon  1860 — 1867  (ed.  W.  Macray  Roxburghe 
Club,  London  1896).  —  Handschrift:  Minutes  of  the  Privy  Council"  1739— 1745. 
Brit.  Mus.  M.  S.  S.  33  004,  Newcastle  Papers  fol.  139.  —  Onslo.w,  Earl  of,  mss. 
Hist.  mss.  Comm.  Rep.  XIV,  App.  Pt.  9,  p.  450—524,  London  1895.  —  Pelham 
Henry,  Memoire  of  Life  of.  By  Arch.  W.  Coxe,  2  vols,  London  1829.  —  Salomon 
F.,  Geschichte  des  letzten  Ministeriums  K.  Annas,  Gotha  1894.  —  S  o  m  e  r  s  , 
Tracts,  vol.  XIII,  London  1815.  —  Stanhope  Philipp  H.,  fifth  Earl,  History 
of  England,  1713—1783,  7  vols,  London  1858.  —  Temperley  H.  W.  V.,  in 
E.  H.  R.  XXVII  (1912)  682 ff.  —  Torrens  W.  M.,  History  of  Cabinets,  2  vols, 
London  1894.  —  Waidegrave  James,  Earl,  Memoire  1754  bis  1758,  Lon- 
don 1821.  —  Walpole  R.,  Memoire  of.  By  Archdeacon  W.  Coxe,  2.  ed. 
enlarged,  London  1808.  —  J.  Morley's  Biographie  von  R.  Walpole  (Twelve 
English  Statesmen),  London  1889.  —  Winstanley  D.  A.,  in  E.  H.  R.  XVII, 
p.  679  ff. 

Ferner  die  die  Wirksamkeit  des  Kabinettsystems  illustrierenden  State  Papers, 
die  bisher  im  Public  Record  Office  als  besondere  Bände  erhalten  waren:  Home 
Office  Council,  vols  X,  XVI,  XIX,  XX;  Home  Office  Secretaries  Letter  Books. 
Vol.  XXVI  sind  leider  jetzt  unter  die  State  Papers  von  Wilhelm  III.  bis  Georg  II. 
aufgeteilt;  sie  werden  im  folgenden,  soweit  es  der  Rahmen  dieses  Werkes  gestattet, 
unter  der  Bezeichnung  »Faszikel«  herangezogen. 

I.  Bei  der  Fülle  der  königlichen  Behörden,  welche  das  17.  Jahr- 
hundert in  England  eingerichtet  hatte,  tauchte  zunächst  die  Frage  auf: 
wie  ist  hier  Einheit  möglich  ? 

In  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  finden  wir  diesen  Kreis 
von  Kollegialverwaltungsbehörden  noch  bedeutend  vermehrt1),  so  daß 
auf  den  ersten  Blick  die  Übelstände  solcher  Verwaltungsorganisation 
in  die  Augen  springen :  mangelnde  Konsolidation  der  Ämter,  deren  Kom- 
petenzen sich  infolgedessen  kreuzen  und  hemmen;  sodann  infolge  der 
vielen  Kommissare  eine  Fülle  von  Ämtersinekuren,  die  nur  dazu  dienen, 
der  Krone  im  Parlamente  zuverlässige  Anhänger  zu  verschaffen.  Er- 
wägt man  noch  dazu,  daß  die  Union  mit  Irland  und  Schottland  nun  eine 
Konsolidation  der  Amtsjurisdiktionen  auch  nach  dieser  Richtung  not- 
wendig machte,  so  gewinnt  man  die  Überzeugung:  England  bedurfte 
eines  Organisationsgenies  damals,  wie  es  Preußen  in  späterer  Zeit  in 
Stein  und  Hardenberg  gefunden.  Ein  solches  Organisationsgenie  fehlte 
vorläufig  unserer  Periode. 

Glücklicherweise  kam  aber  der  englischen  Verwaltungsmaschine 
ein  Institut  zu  Hilfe,  das  sich  bereits  in  unserer  Periode  dauernd  zu  eta- 
blieren begann:  das  Minister- Kabinett.  —  Wie  ist  dieses  entstanden? 

II.  Die  herrschende  Auffassung  geht  nach  zwei  Richtungen  fehl. 
Zunächst  ist  sie  leicht  geneigt,  das  parlamentarische  Minister- 

1  Siehe  oben  §  32. 
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kabinett,  wie  es  seil  dem  L8.  Jahrhundert  in  Kurland  aufkommt,  als  ein 
völliges  Novum,  ohne  irgendwelche  Kontinuität  mit  der  Vergangenheit 
aufzufassen  und  darzustellen.  Dies  ist  unrichtig,  denn  im  folgenden 
Boll  der  Nachweis  geführt  werden,  dal.)  das  parlamentarische  Minister- 
kabinett, wie  es  seil  der  zweiten  Hälfte  des  L8.  Jahrhunderts  in  England 
besteht,  nur  eine  Fortsetzung  des  mit  Hilfe  der  großen  Par- 
t  eien  E  U  8  t  a  n  d  e  g  e  k  n  m  in  e  n  e  n  <\1  inist  erkabinel  ts  seit  den 
Tagen  Wilhelms  III.  ist;  und  dieses  wieder  ist  nur  die  Fortsetzung  der 
b  ii  r  e  a  n  kr atis  o  Ii  e  n  Ministerkabinette,  welche  bereits  die  Stuarts 
eingerichtet  hatten.  In  unserer  Periode  vollzieht  sich  der  Übergang 
vom  bureaukratischen  Ministerkabinett  zum  Ministerkabinett  unter 
II  in/iehnng  der  beiden  Parteien.  Tu  der  folgenden  Verfassungs- 
periode,  insbesondere  seit  C.eorg  III.,  wird  dann  gezeigt  werden  (siehe 
weiter  unten  §  'if>).  w  ie  sich  dieses  Pari  eikabinett  in  ein  parlamentarisches 
kahinet  I  umwandelt. 

Der  zweite  Fehler  der  herrschenden  Meinung1)  besteht  darin,  daß 
man  annimmt,  das  Ministerkabinett  wäre  nur  eine  Form  der  alten, 
Bchon  im  Mittelalter  vorhandenen,  besonders  aber  von  den  Tudors 
und  Stuarts  verwendeten  Staatsratskomitees.  Statt  dessen  ist  sofort 
der  Machweis  zu  führen,  daß  die  Ministerkabinette,  wie  sie  schon  seit 
Karl   I.   vorkommen,  nichts  mit  den  formal  rechtlichen  Staatsrats- 

itees  /ii  hm  haben.  Diese  sind  staatsrechtliche  Gebilde,  welche 
von  der  Rechtsordnung  formell  autorisiert  sind.  Wir  haben 
oben  gezeigt,  inwiefern  sie  als  Vorläufer  der  kollegialen  Behörden- 
organisation  anzusehen  sind  (siehe  oben  §32).  Die  Ministerkabinette 
hingegen  sind  extra-legale,  jenseits  der  Rechtsord- 
nung liegende,  vom  Recht  nicht  anerkannte  Gebilde.  Der  ab- 
solute  Staal  entwickelt  sie  aus  seiner  Bureaukratie  heraus,  der  parlamen- 
tarische  Staat  unter  .Mitwirkung  des  Parlaments.  Dazwischen  liegt  in  Eng- 
land die  Entwicklung,  daß  sie  unter  Mitwirkung  der  großen  Parteien,  ohne 
Mitwirkung  des  Parlaments  gebildet  werden,  das  ist  die  Übergangszeit. 
Dil  geschichtliche  Entwicklung  muß  aber  diese  Bildungen  scharf  von- 
einander  sondern,  um  Klarheit  zu  gewinnen. 

Schon  Bacon  berichtet  in  seiner  Geschichte  Heinrichs  VII.,  daß 
der  wichtigste  Teil  der  Staatsgeschäfte  vom  Könige  nur  im  Verein  mit 
Beinen  s  eii  raul  en  Ratgebern  Morton  und  Fox  beraten  würde.  Von  Karll. 
erzählt  Clarendon  in  seiner  History  of  the  rebellion2),  daß  dieser  König 
im  Jahre  L640,  also  da  der  Kampf  mit  dem  Parlament  begann,  die 
hauptsächlichsten  Staatsratsgeschäfte  besonders  mit  folgenden  Staats- 
räten durchzuberaten  pflegte:  dem  Erzbischof  von  Canterbury,  dem 
Earl  of  Strafford,  dem  Lord  Cottingbury  und  fünf  bis  sechs  anderen 
Pi  rsonen,  die  durch  besonders  hervorragende  Amtsstellungen  und  durch 
hicklichkeil  dazu  geeignet  waren.  Er  fügte  hinzu:  »Diese  Per- 
•  n- n  machten  das  Komitee  des  Staates  aus  (committee  of  state), 
vom  Volke  vorwurfsvoll  die  junta  und  neidischen  Höflingen  der 

*)  Repräsentant  derselbe:  siehe  Morley,  Walpole  p.  146. 
-    Ausgabe  von  1819,  bk.  II,  p.  226. 
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Kabinettsrat  genannt  wurde.«  Er  hielt  nun  dafür,  daß  dieses  Kabinett 
ein  richtiges  Staatsratskomitee  gewesen  wäre.  Hier  haben  wir  die 
Wurzel  der  herrschenden  Lehre  zu  finden,  denn  wäre  diese  letzte  Be- 
hauptung Ciarendons  richtig,  so  wäre  richtig  das  Ministerkabinett  aus 
den  Staatsratskomitees  herausgewachsen.  Nun  ist  aber  neuestens 
dargetan  worden1),  daß  Clarendon  hier  spätere  Verhältnisse  auf  die 
Vergangenheit  überträgt,  daß  die  junta,  die  er  als  Staatsratskomitee 
darstellt,  nichts  weiter  war,  als  das  1640  eingerichtete  Staatsratskomitee 
für  schottische  Angelegenheiten,  welches  allerdings  die  gesamte  Staats- 
verwaltung kontrollierte,  aber  ein  Ministerkabinett,  welches,  wie  Claren- 
done  meint,  geheime  Staatsaffären  zu  beraten  hätte,  »to  be  consulted 
in  secret  affaires«,  war  diese  junta  keineswegs.  Sie  war  ein  reguläres, 
dem  Recht  konformes  Staatsratskomitee  und  gab 
sonach  keine  Ursache,  von  der  Hofwelt  und  dem  Publikum  neidisch 
und  scheel  angesehen  zu  werden.  Die  geheimen  Kabinette 
des  Königs  bestanden  aber  neben  und  außerhalb 
der  Staatsratskomitees.  Für  die  Zeit  Karls  I.  haben  wir 
dafür  Belege.  So  schreibt  in  den  State  Papers  von  1637  der  Vizekanzler 
der  königl.  Hofhaltung,  Thomas  Jermin,  an  den  Sekretär  Windbank2): 
»Es  ist  des  Königs  Willensschluß,  daß  Ihr  diese  Petition  dem  Lord- 
Schatzmeister,  Geheimen  Siegelbewahrer  Cottington  (Kanzler  des 
exchequer)  im  Verein  mit  Euch  und  dem  Staatssekretär  Coke  zur  Be- 
ratung vorlegt.  Der  Grund  dieser  unvernünftigen  Eile  ist:  Hannibal 
ante  portas«.  Man  sieht  ganz  deutlich,  daß  hier  diese  Form  der  Beratung 
mit  wenigen  Vertrauten  des  Königs  als  irregulär  aufgefaßt  wird.  Hier 
haben  wir  es  mit  einem  richtigen  Kabinett  zu  tun.  Auch  die  junta 
von  sechs  Personen,  von  der  Clarendon  zu  erzählen  weiß,  daß  sie  im 
Herbst  1643  den  König  beriet3),  dürfte  wohl  ein  solch  extralegales 
Gebilde  gewesen  sein.  Während  aber  in  der  Zeit  Karls  I.  diese  Bera- 
tungsformen selten  und  in  schwierigen  Staatsverhältnissen  von  Fall 
zu  Fall  auf  der  Bildfläche  erscheinen,  werden  sie  seit  Karl  II.  eine  dau- 
ernde Einrichtung,  und  zwar  neben  den  Staatsratskomitees.  So  existiert 
in  dieser  Zeit  ein  sog.  foreign  committee,  wie  wir  oben  gehört  (siehe  §  32). 
Daneben  taucht  aber  ein  »private  committee«  auf,  welches  ebenfalls  über 
auswärtige  Angelegenheiten  berät  und  über  dessen  Verhandlungen  der 
Staatssekretär  ebenso  wie  über  die  des  foreign  committee  Aufzeichnungen 
macht.4) 

Wie  diese  beiden  Komitees  nebeneinander  funktionieren,  zeigt 
eine  neue  Quellenpublikation,  von  der  gleich  weiter  unten  zu  reden 
sein  wird.  Sie  deckt  neben  der  allgemeinen  Ursache  der  Kabinettbildung 

*)  Siehe  E.  A.  Carlyle  in  E.  H.  R.  XXI,  S.  684. 

2)  Siehe  State  Papers,  Charles  I.,  vol.  CCCLXXIII,  Nr.  19. 

3)  Siehe  Clarendon's  State  Papers  II,  286,  290. 

4)  Siehe  State  Papers,  Charles  II.  1671/72,  p.570.  Die  Behauptung  von  Tem- 
perley  a.  a.  O.  695  52,  der,  gestützt  auf  Lives  of  Norths  III,  102,  erst  für  1684 
diesen  Unterschied  zwischen  foreign  committee  und  Kabinett  ansetzt,  ist  daher 
unrichtig.  Die  im  folgenden  zitierte  Quelle  »Notes  etc.«,  ed.  Macray,  kennt  er  gar 
nicht. 
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der  Gunst  des  Königs  gegenüber  besonders  vertrauten  Staatsräten 
noch  eine  andere  auf,  nämlich  die  Tatsache,  daß  seit  der  Zeit 
d  e  r  Stuarts  i  m  p  r  i  \  y  Council,  dem  Staatsrat, 
D  i  e  wirklich  beraten  wurde,  sondern  daß  über- 
h  a  11  |»  l  keine  I )  e  h  a  I  I  e  n  o  c  h  \\  c  c .  Ii  s  e  1  r  e  d  e  n  oder 
Konversation  e  q  gestattet  waren.  Das  ist  auch  heute  noch 
für  die  Beratungen  im  privv  Council  geltendes  Recht,  wie  mir  durch 
Privatinformation  im  privy  counci]  mitgeteilt  wurde.  Diese  Regel 
galt  abei  schon  zur  /eil  Karls  IL.  und  wie  sie  um  gangen  wird,  und  zur 
Bildung  von  Kabinetten  oder  engeren  Ausschüssen  des  privy  Council 
Führte,  wird  uns  durch  jene  oben  angeführte  Quellenpublikation  be- 
litelt:  Votes  wludi  |>assed  al  Meetings  of  the  Privy-Council  between 
Charles  II.  and  bhe  Earl  of  Clarendon«  .1660—1667  (ed.  W.  Macray  1896) 
vollständig  klargelegt.  Da  Besprechung  und  Beratung  formell  aus- 
hJossen  w  aren  ').  mußten  sieh  der  König,  sein  Lord-Kanzler  Clarendon 
und  andere,  die  in  das  Vertrauen  des  Königs  gezogen  waren,  in  der  Weise 
unterhalten,  daß  sie  auf  Papierblättchen,  die  sie  einander  während  der 
Formellen  Priv}  Council- Sitzung  zuschoben,  ihre  Gedanken  austauschten. 
I  in  n ii ii  ein  Beispiel  von  vielen  herauszugreifen:  Während  der  Sitzung 
des  privy  counci]  kommt  dem  Lord-Kanzler  der  Einfall  (fol.  18),  ob 
auch  jene  privy  councillors,  die  nicht  Peers  wären,  ins  Oberhaus  durch 
königlichen  Willen  I  u  rangezogen  wrerden  könnten,  und  es  entspinnt 
sich  folgendes  schriftliche  Dreigespräch.  Der  Kanzler  befragt  auf 
einem  Papierstreifen  den  König  darüber,  der  König  (der  offenbar  die 
Sache  wie  gewöhnlich  von  der  leichten  Seite  nimmt)  antwortet:  »Dies 
soll  geschehen,  was  (iewohnheitsrecht  ist«  (»that,  which  is  the  custome«). 
Der  Kanzler,  davon  nicht  befriedigt,  wendet  sich  nun  mit  demselben 
Papierstreifen  an  den  Earl  of  Manchester:  und  nun  erfolgt  auf  dem 
Papierstreifen,  der  in  Faksimile  angefertigt  uns  vorliegt,  schriftlich 
Rede  und  Gegenrede,  Argumentation,  pro  und  contra  zwischen  den 
beiden. 

Was  hier  auf  Papierstreifen  erfolgte  zur  Umgehung  jener  formellen 
Regel,  oder  jenes  Pormellen  Beratungsverbots,  der  Geschäftsordnung 
des  privy  Council,  das  vollzog  sich  mitunter  auch  in  einem  besonderen 
Beratungsraum  vor  oder  nach  der  formellen  Sitzung  des  privy  Council. 
Auf  Folio  i9  derselben  »Notes«  finden  wir  mittels  Papierstreifens  eine 
solche  private  Beratung  im  Staatsrat  unmittelbar  vor  einer  Sitzung 
des  »cnmmit "T  Foreign  affaires«,  des  Privy-Council-Ausschusses, 
der  über  auswärtige  Angelegenheiten  beriet,  mit  folgenden  Worten  vor- 
geschlagen:  »Chancellor  (zum  König):  »You  know  the  Cie.  (of  foreign 
affaires)  is  to  meete  on  Monday  at  my  Chamber  here;  if  you  do  not  call 
aome  of  us  before  you,  that  we  may  be  of  one  minde,  wee shall 
be  little  the  better,  for  meetinge  with  the  other  Committee«.  Der  König 


1    Siehe  Preface  a.  a.  0.  p.  I:  »Evidently  the  Rule  was  then  observed, 
-  Iii-  h  is  still  of  o  b  1  i  g a  t  i  o  n  ,  prohibiting  private  oral  conversation  at  the 

Council  Board«. 
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stimmt  dem  schriftlich  zu:  »at  Worsterhouse  .  .  .  do  you  warne 
those  Lords  you  thing  fitt  to  meet  there...« 

Also  um  womöglich  in  dem  formellen  Komitee  des  privy  Council 
für  auswärtige  Angelegenheiten,  eine  Partei  zu  haben,  die  eines  Sinnes 
wäre,  empfiehlt  der  Kanzler  zuvor  eine  Sonderbesprechung,  und  der 
König  stimmt  dem  zu.  Wir  sehen  vor  allem,  wie  wenig  die 
committees  des  privy  Council,  die  der  Behörden- 
organisation angehörten,  mit  der  Kabinettsentwicklung 
zusammenhängen  oder  gar  mit  ihr  identisch  sind. 
Sodann  sehen  wir,  wie  wenig  die  formelle  Geschäftsordnung  des  privy 
Council  eine  Beratung  im  Sinne  gegenseitiger  Überredung  und  Über- 
zeugung gestattet.  Denn  nicht  einmal  ein  committee  des  Staatsrats 
ist  hierfür  geeignet,  und  eine  besondere  Beratung  soll  insbesondere  jene 
formellen  Beratungsverbote  überwinden.  So  sehen  wir  denn  schon  seit 
diesen  Tagen  als  Folge  der  starr  gewordenen  Geschäftspraxis  des  privy 
Council,  wie  der  König  die  Staasräte,  welche  ihm  passen,  zu  mehr 
intimer  Beratung  heranzieht.  Eine  wichtige  Folge  hat  allerdings  die  Tat- 
sache, daß  die  extralegalen  Komitees  so  nach  dem  Modell  der  legalen 
Staatsratskomitees  in  Erscheinung  treten :  die  ganze  Staats- 
ratsroutine, wie  sie  in  jenen  S  t  a  a  t  s  r  a  t  s  k  o  m  i  t  e  e  s 
üblich  war,  geht  auch  auf  die  extralegalen  Ministerkabinette  über1). 
Der  Staatssekretär,  der  sowohl  da  wie  dort  anwesend  ist,  und  sich  seine 
Notizen  macht,  verbürgt  diesen  Zusammenhang.  Dies  wird  noch  besonders 
zu  schildern  sein,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Umformung  dar- 
zustellen, welche  diese  im  bureaukratischen  Ministerkabinett  vor- 
herrschende Staatsratspraxis  durch  die  parlamentarische  Regierung  und 
die  parlamentarische  Parteisitte  erfahren  hat  (siehe  weiter  unten  §  46). 

So  war  das  bureaukratische  Ministerkabinett  entstanden.  Wie 
wurde  es  zum  Parteikabinett  ? 

Die  Wolke,  die  schon  die  Tage  der  letzten  Stuarts  verdüstert  hatte, 
war  die  Frage:  wie  war  das  Kabinett,  das  seinen  durch  den  Monarchen 
gelenkten  Willen  hatte,  mit  der  jeweils  im  Parlament  herrschenden 
Parteimajorität,  nämlich  mit  der  Parteimajorität  des  Unterhauses  in 
Einklang  und  Verbindung  zu  bringen  ? 

Das  Problem  taucht,  wie  gesagt,  schon  unter  den  Stuarts  auf. 
Karl  1 1 .  hatte  auf  Empfehlung  William  Temples  (siehe  dessen  Memoirs  from 
1672—1679,  Works,  ed.  1814,  II,  p.  493—506)  den  Staatsrat  in  folgender 
WTeise  zu  regenerieren  gesucht  (siehe  die  Order  im  Staatsrat  vom  21.  April 
1679  in  Temples  Works  a.  a.  0.  571  ff.):  die  Hälfte  der  Mitglieder  des 
Staatsrats  sollte  aus  hervorragenden  Staatsbeamten  einschließlich  des 
Erzbischofs  von  Ganterbury  und  des  Bischofs  von  London,  die  andere 
Hälfte  aus  Mitgliedern  des  Parlaments  bestehen.  Diese  letzteren  sollten 
vom  Könige  aus  der  Zahl  der  führenden  reichen  Großgrundbesitzer 
herangezogen  werden,  mindestens  aber  5  Commoners  darüber  sein. 


*)  Das  haben  bisher  alle  Darsteller  des  Ministerkabinetts  (einschließlich  Tem- 
perley  a.  a.  O.  699)  übersehen. 
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b  die  innere  Kohärenz  fehlte  dieser  Behörde.  Die  Bureaukratie 
und  die  Parlamentsmitglieder  standen  sich  wie  zwei  feindliche  Gruppen 
g<  aüber.  Der  König,  des  ewigen  Kampfes  müde,  regierte  nach  seinem 
eigenen  Belieben  (siehe  Dioey,  Privy  Council,  p.  67). 

Blieb  Bonach  nur  das  ändert4  extralegale  Mittel,  das  auch  Karl  II. 
nicht  verschmähte,  <las  m  der  Folgezeit,  wie  wir  hören  werden,  eine  ganz 
besondere  Bedeutung  erlangte,  «las  Bog.  »management  des  Unterhauses« 
durch  Bestechung1).  Die  Aufgabe  fällt  in  dieser  Zeit  demStaatssekretär, 
in  der  Zeil  der  Parlamentsregierung  dem  First  lord  of  tlie  treasury  zu. 
Wii  finden  schon  unter  Karl  1 1.  im  Jahre  l(>7f)/762)  eine  Liste  der  jetzigen 
Unterhausmitglieder,  welche  vorn  König  abhängen,  eine  andere  Liste 
dei  vom  Herzog  von  xi  ork  ab  hä  ngenden,  eine  Liste  d  e  r  Unterhausmit- 
glieder,  welche  dureb  den  Geheimen  Siegelbewahrer,  den  Lord-Schatz- 
meister, den  Staatssekretär  und  den  Sprecher  beeinflußt  werden  können, 
uml  alle  diese  Listen  tragen  die  Handschrift  des  Staatssekretärs  an  sich. 

Das  war  auch  die  \rt.  wie  das  Ministerkabinett  seine  Position  dem 
Parlament  gegenüber  in  der  Zeit  Wilhelms  III.  und  seiner  Nachfolger 
aufrechterhalten  konnte,  Wilhelm  III.  ist  anfangs  von  dem  Wunsche 
beseelt,  uberhaupl  keine  solchen  Kabinette  von  Ministern  zu  bilden. 
Diese  Ministerkabinette  haben  einen  zu  schlechten  Namen  aus  der 
Vergangenheit  mitgebracht,  deshalb  rät  der  Earl  of  Mulgrave  in  dem 
von  uns  schon  bei  anderer  Gelegenheit  erwähnten  Memorandum  zur 
Reform  der  Staatsorganisation  (siehe  oben  §32)  im  Jahre  1691  dem 
König  Wilhelm  [IL  an,  lieber  während  seiner  Abwesenheit  auf  dem 
Kontinenl  «'ine  reguläre  Regentschaftskommission  einzusetzen  als  ein 
cabinet  Council. 

i  Thal  the  king  may  be  pleased  to  appoint  a  select  number  of 
Lords  und  Commons,  as  he  did  for  several  Years  during  Iiis  absence, 
only  whitb  bhis  difference,  that  instead  of  being  called  a  Cabinet  Council, 
they  must  have  a  commission,  to  be  lieutenants  or  regents  whith  such 
limited  powers  as  the  King  thinks  fit.«) 

Der  König  bäll  -ich  nicht  an  diesen  Vorschlag.  Wir  begegnen  in 
der  I  Li  richtig  einem  Kabinett  im  alten  Stile,  aber  Wilhelm  III. 

ist  sorgsam  bemüht,  dieses  Ministerkabinett  durchaus  als  legal, 
als  Versammlung  der  wichtigsten  Hofbeamten  darzustellen,  denn  als 
eines  schönen  Tages  ein  Lord  Normanby  während  der  Abwesenheit  des 
I\i.iie_r-  Zutritl  zum  eingesetzten  Kabinett  verlangt,  trägt  Wilhelm  III. 
von  Loo  aus  dem  Staatssekretär  Herzog  of  Shrewsbury  auf,  jenen  Lord 
zurückzuweisen,  und  betrachtet  es  als  Anmaßung.  Das  sog.  Kabinett 
wäre  eigentlich  gar  kein  Kabinett,  sondern  bloß  eine  Zusammenkunft 
von  Vmtsträgern  unter  Vorsitz  der  Königin,  man  könne  dagegen  absolut 
keinen  Einwand  erheben8).  Warum  sieh  Wilhelm  III.  wohl  entschuldigt  ? 

1)  Vgl.  dazu  Carlyle,  E.  H.  R.  XXVII,  260  ff. 

2)  State  Papers,  p.  478. 

-     w^urv.  Correspondence, ed.  Coxe,  London  1821,  p.  38  (May  22 — June  1): 
I  do  not  see  that  any  objection  can  be  made  to  this  arrangement,  whenever  the 
queen  summons  the  afore  said  officers  of  the  crown,  to  consult  on  some  secret  and 
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Der  Grund  ist  naheliegend  und  übrigens  durch  die  Akten  erhärtet. 
Shrewsbury  hat  ihn  nämlich  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Art 
von  geheimen  Beratungen,  wie  sie  damals  üblich  waren,  manchen  Grund 
zur  Unzufriedenheit  geben  könnte,  namentlich  bei  den  Personen, 
welche  nicht  dazu  geladen  würden.  Wenn  man  sich  über  die  Unzufrieden- 
heit des  Lord  Normanby  hinwegsetzen  dürfte,  dann  könne  man  ihn  ja 
ausschließen,  und  es  könnte  auch  sein  Ausschluß  verhindern,  daß  andere 
Personen,  die  nicht  zugelassen  würden,  einen  Affront  erhielten.  Er 
führte  bezeichnend  hinzu:  »es  ist  freilich  leichter,  die  Schwierigkeiten 
dieser  Methode  Ew.  Majestät  vorzulegen,  als  eine  andere  Methode  frei 
von  Einwand  vorzuschlagen;  jedenfalls  sei  zu  gewärtigen,  daß  Lord 
Normanby,  wenn  er  nicht  zugezogen  wird,  sich  als  brüskiert  betrachten 
würde,  und  ebenso  andere  Personen.«1)  Wir  lernen  daraus  zweierlei, 
einmal  das  Bestreben  des  Königs,  die  absolut  notwendigen  Minister- 
kabinette als  unschädlich  darzustellen,  anderseits  die  Notwendigkeit 
bei  der  Zusammensetzung  des  Kabinetts  die  Führer  der  Parteien  zu 
berücksichtigen.  Shrewsbury  ist  selbst  trotz  seiner  mitunter  heftigen 
Weigerung,  der  Kabinettsbildung  beizutreten,  eben  deshalb  vom  Könige 
als  Staatssekretär  immer  gewünscht  worden,  weil  er  auf  die  Whigs2) 
Einfluß  hatte. 

Unter  der  Königin  Anna,  ebenso  wie  unter  Wilhelm  III.3)  führte 
der  Monarch  häufig  den  Vorsitz  im  Kabinett.  Wir  haben  hierüber  den 
leider  bisher  noch  nicht  genügend  gewürdigten  Bericht  von  Ezechiel 
Spannheim,  dem  Gesandten  König  Friedrichs  I.  von  Preußen,  der  im 
Auftrag  seines  Herrschers  ein  »Porträt«  der  Königin  Anna  und  ihres 
Hofes  zu  geben  hatte4).  Der  Bericht  ist  in  französischer  Sprache  »Por- 
trait de  la  Reine  d'Angleterre«.  Hierin  wird  ausgeführt,  wie  die  Königin 
infolge  ihrer  natürlichen  Neigung  sich  von  ihrer  Umwelt,  zu  der  sie 
Vertrauen  habe,  leiten  lasse  und  sich  die  größte  Zeit  mit  ihren 
Ministern  und  ihren  Räten  beschäftige  ( »c'est  ä  quoi  Elle  s'occupe  aussi 
souvent  et  autant  de  fois  que  le  besoin  et  les  affaires  le  requierent«). 
Das  Ministerkabinett  (conseil  du  cabinet)  findet  gewöhnlich  am  Sonntag 
Abend  statt,  ausgenommen,  wenn  die  überseeischen  Nachrichten  noch 
nicht  eingetroffen  waren.  Die  Kabinettsitzungen  sind  gewöhnlich  am  häu- 
figsten in  der  Zeit,  wenn  das  Parlament  tagt  (les  seances  de  ce  conseil 
sont  ordinairement  plus  frequentes  dans  le  temps  de  la  teneur  d'un 
Parlement«).   Zu  diesem  Conseil  kommen  nur  Staatsminister,  welche 


important  affair.  Assuredly,  that  number  is  fully  sufficient,  and  the  meeting  cannot 
be  considered  as  a  cabinet  Council,  since  they  are  distinguished,  by  their  offices, 
from  the  other  counsellors  of  State,  and  therefore,  no  one  can  find  fault  if  they  are 
more  trusted  and  employed  than  others.« 

x)  Shrewsbury,  Correspondence  a.  a.  O. 

2)  Siehe  Shrewsbury,  Correspondence,  p.  19. 

3)  Siehe  darüber  Historical  Manuscript  Commission  1903,  Duke  of  Buccleuch, 
vol.  II/I. 

4)  Siehe  diesen  Bericht  in  E.  H.  R.  II,  p.  758  ff.  Vgl.  auch  den  Bericht  des 
Duc  d'Aumont  (um  1712)  an  den  französischen  Hof,  abgedruckt  bei  Salomon 
a.  a.  O.  352  ff. 
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\  i  >n  der  Königin  geladen  werden.  Unter  den  von  Spannheim  aufgezählten 
rinden  Bich  nicht  bloß  die  einzelnen  Hof  Würdenträger,  sondern  auch  der 
bischof  von  Canterbury,  der  Eierzog  von  Marlborough,  »wenn  er  in 
England  ißt«,  der  Finanzminister,  der  Staatssekretär,  aber  auch  der 

eher  «I«1-  Unterhauses.  Letzteres  kann  um  so  weniger  befremden, 
als  wir  gehört  haben,  daß  schon  unter  Karl  II.  diejenigen  Unterhaus- 
mitglieder,  die  vom  Sprecher  materiell  abhängen,  als  zur  königlichen 
[Controllern flu ß Sphäre  gehörig  betrachtet  werden.  In  diesen  Conseils 
würden  «Ii«'  wichtigsten  Staatsgeschäfte  der  auswärtigen  Politik,  so  be- 
riohtet  weiter  Spannheim,  behandelt;  ferner,  während  der  Zeit  der 
Parlamentstagung,  «Ii»1  Angelegenheiten,  welche  man  dem  Parlament 
vorschlagen  müsse  oder  die  man  seitens  des  Hofes  zu  unterstützen  oder 
vom  Parlament  abzulenken  hätte  (»enfin  avant  et  durant  le  temps  de  la 
convocation  d'un  Parlament,  adigerer  les  cas  et  les  affaires,  qu'on  y  doit 
proposer,  appuier  ou  detourner  de  la  part  de  laCour«).  Außerdem  würden, 
je  nachdem  sich  die  Angelegenheiten  ereigneten,  zuweilen  nur  ein  Teil  der 
obengenannten  Minister  und  die  besonders  Vertrauten  zum  Conseil  geladen. 
Die  Angelegenheiten,  die  da  zur  Sprache  kämen,  beträfen  das  Innere  der 
Hof  Verwaltung,  die  Disposition  über  die  Beamtenernennung  und  das 
»menagement  <<  der  Ihm  den  Parteien  sowie  die  Gnadenerweisungen  und 
i  n  schenke,  bezüglich  deren  sich  die  Königin  nur  an  die  besonders  ver- 
traut, n  Minister,  insbesondere  den  Lord- Schatzmeister  Godolphin 
und  den  Herzog  von  Marlborough,  wenn  er  in  England  sei,  wenden 
würde.  Bezeichnenderweise  geht  aus  diesem  Bericht  hervor,  wie  sehr 
auch  unter  der  Königin  Anna  das  durch  ihren  Willen  allein  gebildete 
Kabinetl  von  der  Rücksichtnahme  auf  das  Parlament  und  seine  Be- 
handlung  geleitet  wurde,  denn  von  den  Mitgliedern  des  Kabinetts  wurde 
verlangt,  daß  sie  genügend  Erfahrung  besäßen,  um,  wie  Spannheim  es 
ausdrückt,  zu  handhaben:  »Les  menagements  entre  les  deux  parties 
des  Thorys  ei  des  Whigs,  les  gräces  et  les  bienfaits  de  la  Reine.« 

Als  das  Parteikabinett  unter  der  hannoverschen  Dynastie  ein- 
•  i-i •  lil.'t  w.ird.  Luna  >'s  nicht  anders.  Auch  hier  kam  es  nicht  selten  vor, 
daß  das  Kabinetl  sich  in  Widerspruch  mit  der  herrschenden  Majorität 
im  Unter-  und  Oberhause  setzte.  Da  hieß  es  immer  mit  allerlei  Mittel- 
chen  operieren:  Beeinflussung  und  Bestechung  der  kleinsten  Wahlflecken 
im  \\ ';ilill" zu -kr.  liegen  von  Ämtern  für  Amtshungrige  und  ihre  De- 
szendenz, von  Orden  und  Auszeichnungen  für  Ehrsüchtige  u.a.m., 
um  den  Stillstand  der  Staatsmaschinerie  zu  hindern.  In  einem  anderen 
Punkte  ändert  sich  das  Verhältnis  des  Kabinetts  zum  König  und  zum 
Parlament.  Während  es  unter  der  Königin  Anna  noch  genügen  konnte, 
wenn  ein  oder  zwei  Minister  das  »menagement«  der  Parteien  besorgten, 
so  handell  es  sich  nunmehr  darum,  daß  alle  Ministerkabinettstellen  von 
den  Parteiführern  besetzt  wurden.  Zunächst  waren  es  die  Leaders  der 
Whigs,  welche  zur  Staatsregierung  berufen  waren. 

5i<  waren  es,  welche  die  auswärtige  Politik  bestimmten  und  um 
deren  Gunsl  Kaiser  und  Könige  buhlten.  Bekannt  ist  Carterets  Ausspruch, 
daß  er  die  patronage  über  Kaiser-  und  Königreiche  führe.    Die  Leaders 


§  33.    Das  Ministerkabinett. 


459 


waren  es  auch,  welche  sich  dem  Könige  aufdrängten,  und  die  er  nehmen 
mußte,  weil  er  sonst  keine  regierungsfähige  Verwaltung  zustande  be- 
kam1). Einem  Zeitgenossen  gestand  Georg  II.  mit  großer  Treuherzigkeit: 
»the  king  had  discovered  his  own  insignificancy :  he  found  that  the 
assurances  of  men  without  alliance  were  no  support  to  a  Sovereign, 
and  that  if  a  Prince  would  be  maintained  in  Royalty  he  must  take 
those  into  his  Service  who  have  the  greatest  influence  amongst  his 
subjects«  (Torrens,  vol.  II,  p.  82.).  Und  ein  andermal  rief  Georg  II. 
aus:  »Die  Minister  sind  der  König  in  diesem  Lande«  (siehe  Harris  Life 
of  Hardwicke,  vol.  II,  p.  109  f.).  So  waren  es  denn  auch  die  herrschenden 
Parteien  im  Reiche  und  nicht  die  Willkür  des  Königs  wie  zur  Zeit  der 
Stuarts,  welche  die  Auswahl  und  Zusammensetzung  der  Kabinette 
bestimmten2).  So  datiert  das  erste  wirkliche  Kabinett  im  modernen 
Sinne,  d.  h.  ein  Privy-Council-Ausschuß,  der  durch  Partei  und  nicht 
durch  Königswillen  geschaffen  wird,  seit  den  Tagen  des  zweiten  Georgs. 
Trotz  allem  müssen  wir  daran  festhalten,  daß  die  Parlamentsmajorität 
in  dieser  Zeit  noch  keinen  Einfluß  auf  die  Zusammensetzung  des  Kabinetts 
hatte.  Das  erlangte  sie  erst  in  der  nächsten  Periode  seit  dem  Ausgang 
des  18.  Jahrhunderts,  wie  wir  noch  sehen  werden  (siehe  weiter  unten  §45). 

Wenn  wir  nun  nach  dem  Umfange  der  Machtvollkommenheit 
des  Kabinetts  in  unserer  Verfassungsperiode  fragen,  so  finden  wir,  daß 
dieses  zunächst  schon  einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  innere  Ver- 
waltung hat.  Nicht  nur  die  innere  Verwaltung  steht  bereits  unter  der 
Direktive  des  Kabinetts,  sondern  auch  die  Justizverwaltung.  Das 
Kabinett  weist  den  Kronanwalt  an,  Strafverfolgungen  vorzunehmen3). 

Ein  andermal  wird  ein  Richter  vor  ein  Kabinett  geladen,  um  Aus- 
kunft zu  geben  über  die  Verurteilung  eines  politischen  Übeltäters4). 


x)  Dies  trat  namentlich  zuerst  bei  der  Resignation  der  Pelhams  1746  hervor 
(siehe  Torrens,  History  of  Cabinets  II,  p.  82).  Dieses  Ereignis  ist  auch  deshalb 
von  Wichtigkeit,  weil  damals  zum  ersten  Male  Minister  selbst  demissionierten, 
ihres  eigenen  Schwergewichts  bewußt,  während  sie  bis  dahin  immer  erst  auf  die 
Entlassung  des  Königs  zu  warten  pflegten.  Vor  dem  Jahre  1746  gingen  Minister, 
weil  sie  dem  König  nicht  gefielen,  nach  1746,  weil  der  König  ihnen  nicht  gefiel. 
S.  Blauveit,  Development  of  Gabinet  Government  in  England  1903,  p.  166. 

2)  Noch  1717  behauptet  Stanhope  in  einem  Brief  an  Walpole,  daß  es  un- 
möglich sei,  dem  Könige  wider  seinen  Willen  Minister  aufzwingen  zu  können.  Aber 
der  Übergang  dazu  ist  schon  angedeutet:  »Ought  I  either  in  my  own  name,  or  in 
the  name  of  the  Whiggist  party,  to  have  told  the  king  that  my  Lord  Townshend 
must  continue  to  be  Secretary  of  State,  or  that  I  nor  any  other  of  our  friends  would 
have  anything  todo?  I  really  have  not  yet  learnt  to  speak  such 
language  to  my  mäste  r.  And  I  think  a  king  is  very  unhappy  if  he  is  the 
only  man  in  the  nation  who  cannot  challenge  any  friendship  from  those  of  his  sub- 
jects whom  the  thinks  fit  to  employ. . .  And  I  assure  you  that  it  would 
be  impossible  for  me  to  bring  myself  to  teil  the  king  I  won't 
serve  him  unless  he  gives  me  just  the  employment  that  I 
like  best«  (Stanhope,  History  of  England,  vol.  I,  p.  181). 

3)  Siehe  z.  B.  Georg  I.,  Faszikel  LVIII,  Public  Record  Office,  manuscript  Nr.  31. 
Mr.  Pitt  the  Keeper  of  Newgate  to  be  prosecuted  for  a  Negligence  in  Suffering 
Mr.  Toller  to  escape. 

4)  Georg  IL,  Faszikel  XXXVIIL  Nr.  21. 
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D  -  Kabinett  bat  die  Aufgabe,  dorn  Könige  Personen  zur  Begnadigung 
ischlagen1).  Ule  Maßregeln,  welche  dem  Parlament  unterbreitet 
len  sollen,  werden  zuvor  im  Kabinett  beraten2).  Natürlich  fällt 
auch  die  Vorbereitung  der  Thronrede,  bevor  sie  im  Parlament  gehalten 
wird,  dem  Kabinett  zu8),  Bs  ist  klar,  daß  es  sieh  bei  dieser  Sachlage 
m<  ist  um  Ma<  nterweiterungen  des  Kabinetts  handelt,  denn  die  Sitzungen 
rinden  seit  den  Tagen  der  Hannoverschen  Dynastie  gewöhnlich  nicht 
in  Anwesenheit  des  Königs  statt,  sondern  meist  im  Hause  des  Staats- 
sekretärs.  Der  »Cockpit«,  die  Hühnersteige,  ein  Raum  in  Whitehall 
v  als  Beratungsraum  des  Kabinetts  bereits  unter  Georg  I.  genannt4). 
Was  aber  besonders  auf  das  Abnehmen  der  Machtvollkommenheit 
des  Königs  hindeutet,  isl  die  Art,  wie  das  Kabinett  bereits  in  bezug 
;»uf  die  auswärtige  Politik  mitwirkt.  Wenn  der  König,  was  nicht  selten 
ist,  m  Hannover  weilt,  so  pflegt  er  wichtige  Maßregeln  der  auswärtigen 
Politik  dem  Ministerkabinett  in  London  (oder  wie  es  damals  technisch 
hei  ::  these  of  bis  servants,  who  are  consulted  upon  his  Majesty's 
secret  affairs«)  zur  \  «»rherigen  oder  nachträglichen  Genehmigung  vor- 
zu legen6).  Ja,  mitunter  verlangt  der  König,  ehe  er  überhaupt  handelt, 
die  Ansicht  des  Kabinetts  in  London  über  Instruktionen,  die  dem  engli- 
sehen  (iesandten  im  Ausland  erteilt  werden  sollen6). 

Nim  Armeefragen  stehen  außerhalb  der  Kabinettskontrolle,  sie  sind 
ausschließlich  Sache  des  Königs7). 

Bei   dies«  !  wachsenden  .Macht   des  Kabinetts  beginnt  sich  schon 
jetzl  eine  gewisse  Solidarität  unter  den  Mitgliedern  geltend  zu  machen. 
Diese  geht  sogar  soweit,  daß  der  den  König  in  Hannover  begleitende 
Sl    itssekretär,  che  er  dem  König  einen  Ratschlag  gibt,  die  Frage  zuvor 
n    Brüdern«  in  der  Administration  vorlegt,  um  ihre  Meinung  zu 
a8).    Übriüvns  ist  aber  diese  überall  eingreifende  und  oberauf- 
sehende Tätigkeil  des  Kabinetts  in  unserer  Verfassungsperiode  keines- 
Fest  etabliert,  daß  sie  nicht  zuweilen  wieder  in  die  Hände  des 
IVnlc  reu  II.  Nu.  des  Staatsrats,  gefallen  wäre.  Sehr  belehrend  sind  hier- 
Staatsprotokolle  aus  den  Jahren  1735  bis  1739,  aus  dem  Nach- 
des  damaligen  Ministers,  des  Herzogs  von  Newcastle,  die  sich  im 
Britischen  Museum  vorfinden9). 

l]  Georg  IL,  Faszikel  XCV,  Nr.  156. 

2)  Georg  IL,  Faszikel  LI  II,  Nr.  42:  »It  was  considered  what  Papers  may 
h»-  Li i •  i  U-forc  the  Parliament  upon  motion.  Agreed  that  all  Orders  or  Papers  should 

.  ;mf.  <l  ,i.  <  online  to  the  l'ollowing  order  « 

Siehe  z.  B.  Geo.  L,  Fasz.  XXIV,  Nr.  93;  Geo.  II.,  Fasz.  XLI,  Nr.  20; 
!        XLV,  Nr.  22  und  XCVIII,  Nr.  20. 
1    Geo.  L,  Fasz.  VIII,  Nr.  31. 

i  Siehe  z.  B.  Geo.  IL,  Fasz.  CXX,  Nr.  3  und  Nr.  118,  55,  46,  119  u.  6. 
Geo.  II..  Fasz.  CXVIII,  Nr.  77:  »It  is  the  King's  Pleasure  That  His  ser- 
vants  in  England  should  forthwith  lay  Their  thoughts  before  His  Majesty,  what 
Instructions  it  may  be  proper  to  send  to  the  Earl  of  Albemarle  upon  this  occasion.« 
7    Geo.  IL,  Fasz.  CXI  II,  Nr.  40,  CXIV,  Nr.  26. 
8)  Geo.  IL,  Fasz.  CXX,  Nr.  13. 

Minutes  of  the  Privy  Council  1739-1745.   Brit.  Mus.  MSS.  33  004,  New- 
castle Papers  fol.  139. 
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Sie  zeigen  nicht  nur,  wie  in  Zeiten  der  Staatsnot,  z.  B.  während  der 
sog.  »Pretendergefahr«  von  1745  der  Staatsrat  mit  einem  Schlage  das 
ganze  Um  und  Auf  der  Detailverwaltung  an  sich  reißt,  sondern  auch  wie 
er  über  Leben,  Freiheit  und  Eigentum  der  Untertanen  in  einer  Art  und 
Weise  gebietet,  die  an  die  schlimmen  Tage  der  Sternkammer  und  der 
restaurierten  Stuarts  erinnert.  Da  werden  Hausdurchsuchungen,  Ver- 
haftungen, Zwangsverhöre,  Konfiskation  von  Waffen  usw.  vorgenommen, 
die  in  ihrer  arbiträren  Art  jenen  üblen  Zeiten  vor  der  glorreichen  Revo- 
lution nicht  nachstehen.  Wie  kommt  es  aber,  daß  man  nun  dazu  schweigt, 
worüber  man  früher  bis  zur  Revolution  erbittert  war  ?  Auch  darüber 
geben  jene  Protokolle  Aufschluß.  Es  steckt  das  Kabinett  hinter  jenem 
Vorgehen  des  Staatsrats.  Das  Kabinett  erteilt  den  Rat,  dem  das  privy 
Council  die  Ausführung  leiht1),  das  Kabinett  wird  vom  Staatsrat  an- 
gewiesen, über  diese  oder  jene  Verwaltungsmaßregel  noch  am  Abend 
desselben  Tags  zu  beraten2). 

Kurz,  das  Kabinett  hat,  trotzdem  es  auf  Zeit  von  der  Aufsicht 
des  Verwaltungsapparats  suspendiert  ist,  dennoch  die  Aufgabe  zu  be- 
schwichtigen, die  herbe  Maßregel  vor  dem  Parlament  zu  decken.  Neben 
dem  Kabinett  (sog.  outer  cabinet)  findet  sich,  namentlich  seit  Annas 
Zeiten,  zuweilen  ein  sog.  engerer  Kreis  (conciliabulum)  von  Vertrauten. 
Er  verschwindet  am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts,  als  das  Kabinett 
ein  parlamentarisches  wird. 


Prot,  vom  30.  Juli  1742:  »The  Lords  of  the  CabinetCouncil  having 
agreed  unanimously  humbly  to  advise  His  Majesty  to  order  16  000  of  His  electoral 
Troops  to  march  forthwith,  together  with  the  6000  Hessians  in  the  Pay  of  Great 
Britain,  to  join  the  16  000  Brit.  Troops  and  the  Austrian  Forces  such  at  Rendez- 
vous, as  shall  be  thought  most  proper,  to  support  the  Queen  of  Hungary  (Zeit  des 
österreichischen  Erbfolgekriegs!)  and  the  Interest  of  common  cause,  and  the  said 
humble  advice  having  laid  before  the  King,  His  Majesty  was  pleased  to  approve 
thereof  and  to  direct  the  annexed  Proposal  to  be  considered 
by  his  servants  above  mentioned  (i.  e.  Privy  Council),  who  are  humbly 
of  opinion,  that  the  Conditions  therein  contained  are  such  as  should  be  laid  before 
the  Parliament  for  their  Approbation,  which  as  at  present  it  cannot  be  done  they 
are  humbly  of  opinion  from  the  evident  as  well  urgent  Importance  of  the  Service, 
that  so  much  of  the  said  Proposal  as  is  necessary  for  the 
immediate  Execution  of  it  should  be  complyed  with.«  Morley 
scheint  diese  Tagungen  des  Staatsrats  als  »committee«  des  privy  Council  für  ein 
Kompromiß  anzusehen  zwischen  der  »verehrten«  Einrichtung  des  privy  Council 
und  dem  neuen  »Kabinettsgedanken«  (Morley,  Walpole,  p.  146  f.).  Von  Kompromiß 
kann  m.  E.  nicht  die  Rede  sein,  weil,  wie  wir  hier  sehen,  das  Kabinett  daneben 
tagt  und  Rat  erteilt. 

2)  So  heißt  es  in  den  Minutes  a.  a.  O.  12.  Febr.  1743/44:  ».  .  .  That  a  ,Cabinet 
Council'  be  summoned  to  meet  at  seven  o'  clock  this  evening  at  the  Cockpit :  and 
that  a  Clerk  of  the  Council  do  attend.«  Oder  Protokoll  vom  29.  März  1744:  »To 
put  in  writing  their  sentiments  upon  the  several  Heads  above  mentioned  to  be 
considered  by  the  Lords  of  the  Cabinet  Council  this  evening  at  Eight  a  Clock.« 
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S  34.  Staatliche  SOttelbehörden  und  Staatsdienst. 

I.  Die  staatlichen  Mittelbehörden. 

Die  hulora  richteten  nach  französischem  Vorbild  auch  Mittel- 
behörden  ein.  So  waren  die  Präsidentschaften  eingerichtet.  Regel- 
mäßig I  ><  i  ichterstat  I  ung,  die  seihst  Kleinigkeiten  umfaßte,  hatte  an  den 
Staatsrat  in  London  zu  erfolgen1).  Diese  Berichte  ermöglichten,  daß  die 
Kontrolle  des  Staatsrats  in  die  mannigfachen  Details  der  Präsident- 
Bchaftsverwaltung  eingriff2).  \ueh  die  Geschäftsordnung,  nach  der  eine 
Präsidentschaft  vorzugehen  hatte,  erfolgte  durch  Dienstanweisung 
des  Staatsrats8).  Natürlich  handhabte  eine  solche  Präsidentschaft 
ih  n  Umkreis  ihres  Bezirks  ebenso  wie  der  Staatsrat  das  große  Reich4). 
Die  Administration  der  sog.  Dependenzen  war  bisher  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  eine bureaukratisch-militärische  gewesen.  So  hatte  z.B. 
Calais  am  Ausgange  des  Mittelalters  folgende  staatliche  Verwaltungs- 
i  Organisation6) : 

1.  den  deputy  oder  captain  (Gouverneur), 

2.  den  high  marshall  (für  die  Strafgerichtsbarkeit), 

3.  den  comptroller  (Rechnungsbeamter), 
».  den  lieutenant  des  Schlosses  (castle), 

5.  den  high  breasurer  (der  Schatzmeister), 

6.  den  vice-treasurer. 

Jeder  dieser  Beamten  war  mit  einem  Stabe  von  Unterbeamten 
versehen.  Daneben  bestand  eine  Kommunalorganisation  und  eine 
( )iLrani<ation  der  Handelsinteressen  in  Gestalt  der  merchants  of  the 
staple6).  Erst  unter  Heinrich  VIII.  bekam  Calais  ein  Verwaltungs- 
kollegium als  Leitungsstelle  der  Verwaltung7),  das  wohl  aus  einer  Art 
von  Kriegsräten  der  früheren  Zeit  hervorgegangen  war.  Jedenfalls 
besitzt  das  königliche  Verwaltungskollegium  in  Calais  einen  eigenen 
clerk  um  15108)  und  um  15229)  eine  ausgedehnte  Verwaltungstätigkeit, 
doch  offenbar  keine  unumschränkte  Entscheidungsgewalt10). 

*)  Letters  and  Papers,  Heinrich  VIII.,  IV,  part  I,  Nr.  1727,  1779,  1793. 
^iehe  Beispiele  in  Acts  of  the  Privy  Council  ed.  Dasent,  vol.  X,  p.  43, 

66,  133. 

Siehe  Letters  and  Papers,  Heinrich  VIII.,  IV,  part  I,  Nr.  2331  als  Beispiel 
einer  solchen  Dienstinstruktion. 

4)  So  heißt  es  in  der  oben,  in  der  vorigen  Anmerkung  genannten  Dienst- 
m-truktion  für  die  Präsidentschaft  von  Wales  unter  Punkt  8:  »to  make  procla- 
mations  for  good  order,  if  necessary. « 

Sil      Plummer,  Fortescue,  The  Governance  of  England,  ed.  1885,  p.  229. 
6)  Siehe  Sandeman,  Calais  under  English  Rule,  Oxford  1908,  p.  18. 

Proceedings  of  the  Privy  Council,  vol.  VII,  p.  XX,  5,  79  u.  passim. 
6)  State  Papers  D.  S.  Henr.  VIII.,  vol.  I,  Nr.  1289. 

State  Papers  D.  S.  Henr.  VIIL,  vol.  III,  part  2,  Nr.  2109,  2217,  2334 
bis  2335. 

10 1  Siehe  z.  B.  State  Papers  D.  S.  Henr.  VIIL,  Nr.  2217,  wo  es  vom  Kaiser 
angegangen  wird,  zwei  englische  Räuber  auszuliefern,  deswegen  aber  bei  Wolsey 
anfragt  und  dem  Kaiser  mitteilt,  daß  es  kein  selbständiges  Auslieferungsrecht 

ohne  «Jes  Königs  Willen  habe. 
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Es  gab  aber  auch  andere  Präsidentschaften  mit  größeren  Macht- 
befugnissen: den  Rat  für  den  Norden  Englands,  den  Rat  für  Wales  und 
die  Marken,  den  Rat  für  den  Westen,  schließlich  den  deputy  und  seinen 
Council  für  Irland1).  Natürlich  war  dies  im  Sinne  bureaukratischer 
Verwaltung  gemeint,  und  es  handelte  sich  hierbei  durchaus  nicht  um 
die  Einrichtung  von  eigentlichen  Kollegien,  was  sich  am  besten  daraus 
ergibt,  daß  Beschwerden  wegen  der  Amtsführung  nur  gegen  den  Prä- 
sidenten, niemals  gegen  den  Beirat  erhoben  wurden.  Der  Wille  des 
ersteren  war  offenbar  der  entscheidende  Faktor  in  der  Beratung  des 
Kollegiums2).  Justiz  und  Verwaltung  war  nicht  getrennt.  Die  in  der 
Präsidentschaft  angestellten  Richter  galten  als  besonders  geeignet, 
später  bei  den  Reichsgerichten  angestellt  zu  werden,  weil  sie  in  der  Pro- 
vinz die  Praxis  der  Verwaltung  kennen  gelernt  hatten.3)  Um  ein  Bild 
von  diesen  Präsidentschaften  zu  geben,  soll  im  folgenden  die  Wirk- 
samkeit der  Präsidentschaft  von  Wales  näher  dargelegt  werden4). 

Schon  seit  Beginn  des  15.  Jahrhunderts  besteht  eine  Art  von 
Hofrat  für  Wales,  um  den  Prinzen  von  Wales  in  seiner  »Regierung« 
zu  unterstützen.  So  finden  wir  im  Jahre  1401,  daß  der  König  mit  Be- 
ziehung auf  eine  Unterhauspetition  betreffs  Wales  verspricht:  er  wolle 
seinen  Rat  im  Verein  mit  dem  des  Prinzen  ( »ensemblement  avec  le 
conseil  monsieur  le  prince)  wegen  des  Interesses,  welches  dieser  dem 
Staatsheil  entgegenbringt,  mit  dieser  Angelegenheit  beschäftigen5). 
Namentlich  wenn  der  Kronprinz  noch  unmündig  war,  ergab  sich  die 
Notwendigkeit  eines  solchen  Rats6).  Das  ganze  Mittelalter  hindurch 
bis  in  die  Zeit  Heinrichs  VII.  ist  dieser  Rat  bloß  eine  Art  von  mehr- 
köpfigem  Prinzenerzieher.  Das  eigentliche  Verwaltungsgeschäft  über 
die  Marken  von  Wales  war  in  den  Händen  der  Markgrafen  (Lord  Earl 
marchers),  welche  eine  umfassende  Reihe  von  gerichtsherrlichen  (des 
Königs  Schreiben  eilte  nicht  in  die  Marken)  Privilegien  und  Regalien 
von  höherer  Natur  hatten.   Ein  so  mächtiger  Lord  marcher  wie  der 


x)  Siehe  darüber  Nicolas,  Proceedings  vol.  VII,  p.  5,  6,  10,  21,  79,  82  u.  passim. 

2)  Siehe  z.  B.  Nicolas  a.  a.  O.  p.  306  und  Dasent,  Proceedings  of  the  Privy 
Council  N.  S.,  vol.  X,  p.  31.  Sidney,  Präsident  für  Wales,  erklärt  allein  Truppen  in 
Kriegsbereitschaft. 

3)  Siehe  den  interessanten  Liber  Famelicus  von  James  Whitelocke,  der  Lord- 
Oberrichter  von  ehester  war  und  von  dort,  weil  er  sich  zum  Präsidenten  des  Rates 
von  Wales  nicht  in  ein  gutes  Einvernehmen  stellen  konnte,  wieder  nach  London 
abberufen  wurde.  Camden  Society  (O.  S.)  Nr.  70,  p.  91  ff.,  insbes.  p.  97:  »the  king 
did  desire  to  supplye  the  higher  courts  heer  withe  judges  out  of  his  provinces,  by- 
cause  he  found  them  readyer  and  better  instrueted  for  the  government  of  the  King- 
dom, then  those  that  he  Took  practisers  from  the  bar.« 

4)  Siehe  darüber  und  zum  folgenden  CA.  J.  Skeel,  The  Council  in  the  Marches 
of  Wales  (Girton  Colledge  Studies  II),  London  1904. 

5)  Rot.  pari.  III,  457a,  zit.  bei  Plummer  a.  a.  O.  p.  333. 

6)  Heinrich  VI.  bestellt  1457  einen  Rat  von  11  Personen  für  seinen  Sohn 
(Rymer,  Foedera  XI,  p.  385).  Edward  IV.  bestellt  ebenfalls  einen  Rat  von  15  Per- 
sonen für  seinen  Sohn,  dessen  Vorsitzender  der  Bischof  von  Rochester  ist.  Der  Earl 
Rivers  ist  Gouverneur  der  prinzlichen  Hofhaltung  (Cal.  rot.  patentium  p.  316, 
317,  318  a.). 
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von  Glamorgan  halle  sogar  seine  eigenen  Verwaltungsorgane :  Sheriffs, 
Kanzler,  Zivil-  und  Kriminalgerichtsbarkeit  mit  Blutbann.  Die  Lord 
marchers  hatten  das  Privileg,  ihren  Städten  korporationsrechte  zugeben, 
ohne  die  Erlaubnis  des  Königs,  wie  die  andern  Barone,  einholen  zu 
müssen.  Streitigkeiten  der  Lord  tnarchers  untereinander  wurden  in  der 
Theorie  vom  König,  in  der  Praxis  durch  Fehde  geschlichtet.  Diese 
ganze  Verwaltung  war  am  Ausgange  dos  Mittelalters  schon  unter 
Edward  1\  .  ein  Anachronismus,  und  so  versuchteer  es  zuerst  1471,  dem 
Erziehungsrat  des  Prinzen  von  W  ales  umfassende  richterliche  und  mili- 
tärische Befugnisse  zu  überweisen  und  die  Macht  der  Lord  marchers 
einzuschränken.  Doch  war  die  definitive  Einsetzung  eines  »Rats  in 
den  Marken«  das  Werk  Heinrichs  VII.,  und  erst  nach  dem  Tode  des 
Prinzen  Vxthur  wird  aus  dem  prinzlichen  Erziehungsrat  (dem  »prince's 
Council«)  der  Rai  In  den  Marken  von  Wales  (»Council  in  the  marches  of 
Wales«),  also  aus  einer  llofhaltungs-  eine  Staatsbehörde.  Daß  es  eine 
Mittelbehörde  sein  sollte  zwischen  Unterbehörde  und  Staatsrat  geht 
in-  einer  der  ersten  Instruktionen  Heinrichs  VIII.  hervor1).  Danach 
sollte  der  K.önig  und  sein  Rat  nicht  mit  Angelegenheiten  und  Beschwer- 
den belästigl  werden,  welche  im  Rat  von  Wales  abgetan  werden  konnten 
|  >wee  bee  now  l'urlher  molested  with  anie  pursuite  to  bee  made  unto 
us  in  Ihis  matter«). 

In  den  Jahren  1535 — 1544  wächst  die  Gesetzgebung  über  Wales 
und  damil  die  Machtvollkommenheit  des  Staats,  ein  Werk  nicht  Wol- 
Beys,  sondern  .-eines  Nachfolgers,  Thomas  Cromwell.  Das  wichtigste 
dieser  Gesetze  ist  die  Unionsakte  von  1536   (27  Henr.  VIII,  c.  26). 

\n  Acte  for  Lawes  and  Justice  to  be  ministred  in  Wales  in  like  Fourm 
as  ii  i-  m  bhis  Kealme«.  Damit  hört  die  privilegierte  Stellung  der  Lord 
marchers  bis  auf  einige  unbedeutende  Punkte  (z.  B.  das  Recht,  die 
Gerichtsgefälle  und  die  Erträgnisse  des  Heimfallsrechts  zur  Hälfte 
zu  erhalten)2)  auf,  und  die  umfassende  Verwaltungstätigkeit  des  Rates 
VOH  Wales  beginnt. 

Im  Januar  L543  (34  und  35  Henr.  VIII.,  c.  26)  erhält  der  Rat 
von  Wales  seine  gesetzliche  Anerkennung.  Der  dritte  Paragraph  des 
Gesetzes  lautet: 

Item,  da  soll  sein  und  bleiben  ein  Präsident  und  ein  Rat  in  der 
genannten  Dominion  und  dem  Fürstentum  Wales  und  den  Marken  von 
Wales  mit  allen  Beamten,  Subalternbeamten  und  was  dazu  gehört,  in 
der  \it  und  Weise  wie  bisher  gewöhnlich  war;  welcher  Präsident  und 
Rai  Machtvollkommenheit  haben  soll  zu  hören  und  zu  entscheiden 
Dach  Weisheit  und  Ermessen  (by  there  wisdoomes  and  discrecions) 
Bolche  Angelegenheiten,  wie  sie  der  König  zugewiesen  hat,  oder  zuweisen 
wird  nach  alter  Gepflogenheit.« 

x)  1513,  zit.  von  Skeel  a.  a.  O.  p.  32. 

2i  Irn  Jahre  1632  kommt  die  Kirchenbaulast  der  Lord  marchers  im  Staatsrat 
zur  Sprache.  Besitzer  einer  solchen  Lordschaft  beanspruchen  auf  Grund  der 
alten  Stellung  eines  Lord  marcher  Freiheit  davon.  Der  Staatsrat  fordert  sie  auf, 
aus  freiem  Willen  beizusteuern.    Siehe  Skeel  a.  a.  O.  p.  44. 
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Diese  umfassende  Verwaltungs-  und  Rechtspflegetätigkeit  dauert 
unausgesetzt  bis  1642.  Der  Rat  gerät  seit  der  Revolution  in  Vergessen- 
heit. Durch  die  gesetzliche  Aufhebung  der  Sternkammer,  1641,  wurde 
die  Zivilgerichtsbarkeit  des  Rats  als  nicht  berührt  angesehen,  so  daß 
er  nach  der  Restauration  der  Stuarts  zu  einem  Schattendasein  auferstand, 
bis  er  1684  (1  Will,  and  Mar.,  c.  27)  abgeschafft  wurde. 

Als  Gründe  der  Aufhebung  werden  im  Gesetze  angeführt: 

1.  daß  der  Gerichtshof,  wie  die  Erfahrung  lehre,  eine  unerträgliche 
Bürde  der  Untertanen  sei,  entgegen  der  Magna  Charta,  den  bekannten 
Gesetzen  des  Landes,  und  dem  Geburtsrecht  jedes  Engländers,  und  ein 
Mittel  zur  Einführung  einer  Willkürherrschaft  gewesen  sei. 

2.  Daß  er  überflüssig  sei,  da  seine  Geschäfte  durch  die  ordentlichen 
Gerichte  wahrgenommen  werden  könnten. 

Für  das  Gute,  was  dieser  Rat  geleistet  hatte,  für  den  Gedanken 
einer  richtigen  Verwaltungstätigkeit  des  Staats,  den  die  Tudors  erfaßt 
hatten,  war  die  Zeit  des  beginnenden  Nachtwächterstaats  in 
England  allerdings  nicht  zu  haben.  Bis  zur  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
war  dieses  Rats  Hauptgeschäft,  überall  dort  Abhilfe  zu  schaffen,  wo  von 
den  ordentlichen  Gerichten  keine  Hilfe  zu  erwarten  war.  Von  der 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  bis  zur  Revolution  war  er  hauptsächlich 
Verwaltungsbehörde,  ein  Werkzeug  in  den  Händen  des  Londoner  Staats- 
rats. Erst  die  Zeit  der  restaurierten  Stuarts  hatte  ihn  zu  einem  un- 
bedeutenden Kleinkrämergericht  erniedrigt.  Der  Kampf  der  Ver- 
fassungsrechtgeber gegen  den  Gerichtshof  setzt  schon  in  der  Zeit  der 
ersten  Stuarts  ein.  1604  beschränkte  ein  Votum  aller  Oberrichter 
(Michaelmas  term  2  Jac.)1)  die  Jurisdiction  des  Rats  auf  die  eigentliche 
Marken  von  Wales  und  nahm  die  vier  Grenzgrafschaften  von  Wales  aus. 
Man  setzte  hier  an  einem  kleinen  Punkte  an,  denn  die  Akte  von  1543, 
in  welcher  die  gesetzliche  Grundlage  des  Rats  und  seiner  Jurisdiktion 
gegeben  war,  konnte  natürlich  dem  Wortlaut  nach  eng  ausgelegt  werden. 
Der  Sinn  war  aber  damals  offenbar  der,  daß  alle  Grenzgrafschaften  von 
Wales  ebenfalls  unter  die  Jurisdiktion  des  Rats  fielen.  Nichtsdesto- 
weniger blieb  man  1604  dabei,  an  diesem  Punkte  die  Verfassunsgfrage  auf- 
zurollen, ob  der  König  überhaupt  durch  Verordnung  Jurisdiktionsbezirke 
und  neue  Gerichte  schaffen  könnte.  Der  Sieg  dieser  Ansicht  ist  eine 
mächtige  Errungenschaft  der  Revolution.  Vergessen  wir  aber  nicht, 
daß  sein  Ausgangspunkt  eine  juristische  Doktorfrage  war.  —  Ebenso 
wie  es  einen  Rat  für  Wales  gab,  gab  es  einen  für  den  Norden  und  für  den 
Westen.  Der  Staatssekretär  mußte  »über  Machtvollkommenheit  und 
Form  des  Verfahrens«  bei  diesen  Mittelbehörden  stets  auf  dem  laufenden 
sein2).  Als  Zweck  ihrer  Einrichtung  wird  in  einem  Gesetze  (1540,  32 
Henr.  VIII.,  c.  50)3)  angeführt:   »Dadurch  wird  den  getreuen  Unter- 


x)  Im  Staatsrat  wird  dies  Urteil  im  Jahre  1608  zitiert.  St.  Papers  D.  S. 
James  L,  XXXI,  Nr.  32  ff. 

2)  State  Papers  Eliz.  CCLXXIV,  p.  118,  zit.  von  Skeel  a.  a.  O.  p.  272. 

3)  Zitiert  von  Skeel  a.  a.  O.  p.  451. 
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tanen,  Armen  und  Reichen,  ohne  Zeitvergeudung  und  ohne  große 
!  asten  und  Aussahen  unverzüglich  Jusli/  läßlich  gewährt.« 

Diese  »unverzügliche«  Justiz  is1  natürlich  ein  gut  Teil  Verwal- 
tungstätigkeit in  einer  Zeit,  wo  das  Wirken  der  ttechtspflege  und  Ver- 
waltung weder  organisatorisch  noch  im  materiellen  Recht  unterschieden 
wird.  Ein  klares  Bild  dieser  gemischten  Tätigkeit  machen  wir  uns, 
wenn  wir  die  Gesehäl'te  einer  solchen  Präsidentschaft  nach  den  In- 
struktionen  des  Staatsrats  vergegenwärtigen:  Mörder  sollen  summarisch 

estraft  werden,  Schuldige  nach  Bedürfnis  begnadigt  werden.  Da- 
n.  h«  it  aber  auch  Yerwaltungsordnungen  erlassen  werden. 

lu  der  Einrichtung  dieser  Mittelbehörden  haben  wir  den  ersten, 
abei  auch  den  letzten  Versuch  in  der  englischen  Verfassungsgeschichte 
überhaupt  zu  erblicken,  solche  Miüelbehörden  zu  etablieren.  Sie  fielen 
ürte  von  L640,  welche  den  Staatsrat  abschaffte  (16  Karl  1., 
c.  I"  §  I  und  4).  Warum  sie  wohl  in  der  Folge  nicht  errichtet  worden 
sind,  warum  dem  englischen  Slaal  überhaupt  Mittelbehörden  seit 
diesei  Zeil  gefehll  haben,  gehl  am  besten  aus  dem  Vergleich  mit  den 
kontinentalen,  insbesondere  den  deutschen  und  französischen  Verhält- 
nis. Ii  hervor1).  Hier  waren  die  Ivriegskommissarien  in  Preußen  und 
die  Intendanten  in  Krank  reich  die  Hebel,  wodurch  zunächst  die  Für- 
Für  die  Verpflegung  des  Heeres  zur  weiteren  Fürsorge  für  die 
gesamte  innere  Verwaltung  des  Landes  führte.  Denn  die  Heeresver- 
waltung wurde  das  »Schwungrad«  der  inneren  Verwaltungsorganisation. 
In  England  gab  es  auch  Kriegskommissariate  seit  dem  Ausgang  des 
17.  und  Beginn  des  18.  Jahrhunderts.  Es  waren  Musterungskom- 
missare  (commissary  generals2),  welche  mit  ihren  Adjutanten  die  Ver- 
proviantierung  und  den  kompletten  Stand  der  Regimenter  zu  kontrol- 
ler, n  hatten,  und  außerdem  bestand  das  dem  Schatzamt  untergeordnete 
Kommissariat8).  Dieses  umfaßte  Kriegskommissare,  welche  mit  den 
Regimentern    le-rumzogen,    um   namentlich  im  Auslande  ihre  Ver- 

riantierung  und  die  Auszahlung  von  Geldern  an  Soldaten  und 
Offiziere  zu  vermitteln4).  Aber  ängstlich  wachte  das  Parlament  sowohl 
Ober  die  Tätigkeil  der  .Musterimgskommissare  als  auch  über  die  Tätig- 
keil des  dem  Schatzamt  untergeordneten  Kommissariats.  Eine  rein 
administrativ  technische  Bedeutung  und  eine  zunächst  noch  sehr  unter- 
geordnete  Bedeutung  war  diesem  Kriegskommissariat  in  England  be- 
schieden. Warum  ha1  es  sich  nicht  zu  ähnlicher  Bedeutung  aufschwingen 
können  wie  die  analogen  Behörden  in  Preußen  und  Frankreich?  Sie 
hatten  doch  alle  drei  dieselbe  Wurzel,  den  mittelalterlichen,  nach 
kanonischem    Recht    eingerichteten   commissarius.     Der  springende 

1  Siehe  dazu  Otto  Hinze,  Der  Commissarius  und  seine  Bedeutung  in  der 
allgemeinen  Verwaltungsgeschichte,  in  der  Festgabe  für  Karl  Zeumer,  Weimar 
r.Mo.  p.  vx.>,  ff. 

1    Siehe  Clode,  Military  Forces  of  the  Crown  II,  p.  9  f f . 
Siehe  Thomas  a.  a.  O.  p.  17  ff. 

1  Vielleicht  sind  die  Regimentszahlmeister  in  der  Zeit  Wilhelms  III.  schon 
-  Iche  Kommissare.   Siehe  State  Papers  D.  S.  William  III.,  1691,  p.  268. 
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Punkt  liegt  darin,  daß  die  Bill  of  rights  das  Verbot  aller  Kommissionen 
§  3  ausdrücklich  auf  Kommissionen  mit  Gerichts-  und  Imperium- 
befugnissen ausdehnte.  Wie  hätten  da  aus  solchen  Kommissariaten  Amts- 
und Domänenkammern  nach  preußischem  Schnitt  oder  französische 
Intendanten  herauswachsen  können.  Das  Wesen  der  Macht  dieser  Be- 
hörden lag  eben  in  ihrer  Verwaltungsjustiz,  die  sie  im  Anschlüsse  an 
ihre  fürsorgende  Tätigkeit  zu  entwickeln  hatte.  Eine  solche  Entwick- 
lung konnten  die  Kriegskommissare  seit  der  Bill  of  rights  nie  nehmen. 
Deshalb  hat  sich  auch  in  England  niemals  wieder  die  Einrichtung  von 
staatlichen  Mittelbehörden  bewähren  wollen. 

II.  Der  Staatsdienst. 

Die  Neuzeit  kennt  noch  all  die  Mißstände  im  Staatsdienst,  die  das 
Mittelalter  gelassen  hatte.  Der  Hauptübelstand  war,  daß  der  dingliche 
Charakter  dem  Amtsbegriff  erhalten  bleib  und  daß  das  kanonische 
Recht,  das  in  den  englischen  Amtsorganismus  eingedrungen  war,  diesen 
Verdrängungsprozeß  eher  förderte  als  ihn  aufhielt. 

Fortescue  selbst  rügt  in  seinem  Buche  »Governance  of  England« 
ch.  XVII  (am  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts)  diese  Übelstände.  Sein 
Hauptaugenmerk  ist  gerichtet  auf  die  wachsende  Feudalisierung  der 
Ämter,  hervorgerufen  und  begünstigt  durch  die  Vergebung  von  solchen 
an  die  Großen,  die  daraus  ein  Geschäft  machten  und  die  in  ihren  Händen 
angesammelten  Ämter  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  weitergäben, 
um  sich  einen  mächtigeren  Einfluß  zu  schaffen,  als  selbst  der  König 
ihn  hätte  (»and  this  hath  causyd  many  men  to  be  such  braggers  (bro- 
kers)  and  suytors  tothekyng;  ffor  to  have  his  offices  in  ther  contraes 
to  thaym  selff,  and  to  ther  men,  that  almost  no  man  in  sume  contray 
durste  take  an  offices«).  Niemand,  selbst  nicht  der  königliche  Beamte, 
sei  seiner  Stellung  sicher,  wenn  er  sich  nicht  mit  diesen  Stellenmaklern 
auf  guten  Fuß  gesetzt  hätte.  Dadurch  würde  er  zum  Unterbeamten, 
nicht  des  Königs,  sondern  der  großen  Lords,  und  wenn  diese  die  um  sich 
greifende  Feudalisierung  der  Ämter  damit  rechtfertigten,  daß  ja  eigent- 
lich die  von  ihnen  belehnten  Beamten  auch  immer  die  des  Königs  seien, 
da  sie,  die  Lords,  ja  selbst  des  Königs  Vasallen  wären,  so  antwortet 
Fortescue  darauf:  »nemo  potest  duobus  dominis  servire«.  In  Wahrheit 
dienten  die  von  den  Lords  belehnten  Beamten  nicht  dem  Könige,  son- 
dern ihrem  Lehensherrn.  Den  Lehensdienst  der  Untervasallen  habe  der 
König  mit  Recht  zu  fordern,  auch  ohne  daß  er  sie  zu  Beamten  mache. 
Er  führe  bei  dieser  Feudalisierung  der  Ämter  eher  schlechter  als  besser1), 

*)  Er  sagt:  »To  this  sane  such  lordes  and  other  men,  such  as  axen  off  the 
king  offices  ffor  their  servantes,  that  thai  and  all  thair  servantes  shall  alwey  serve 
the  kynge,  and  his  officers  shul  do  hym  the  bettir  service;  ffor  thai  woll  helpen 
hym  tho  do  so,  and  suffre  non  in  thair  companye,  but  suche  as  woll  do  so.  Wher 
to  may  be  said  that  it  is  trewe  thai  shall  do  the  kyng  service  while  thai  be  in  their 
companie;  but  so  shulde  thai  have  done  though  the  kynge  had  never  made  thaym 
his  officers.  Wherfore  the  kyng  shal  not  be  the  bettir  served,  that  he  hath  yeven 
his  offices  to  thair  servantes,  but  rather  worse.  Ffor  owre  lord  said,  Nemo  potest 
duobus  dominis  servire.  And  so  the  kynge  shall  lese  the  offices,  as  ffor  any  syngular 
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denn  die  Lords  würden  diese  Feudalisierung  aur  auf  Kosten  der  könig- 
lichen  Machl  erhalten.  Ms  Mittel  zur  Abhilfe  schlägt  Fortescue  vor, 
daß  niemand  mehr  als  ein  Amt.  und  nur  aus  der  Hand  des  Königs  emp- 
fangen  Bollte  (»yf  every  of  hem  luide  but  on  office  and  served  non 
other  man  but  bhe  kynge  .  .  .  yff  bhai  were  holliche  and  only  his  ser- 
vantes,  and  every  bf  hem  had  bu1  on  office«)1). 

Freilich!  diese  gutgemeinhMi  Vorschläge  Fortescues  sollten  erst 
m  der  Folgezeil  \  erwirklicht  werden.  Der  kraftvolle  Tudor  Heinrich  VIII. 
unter  dem  die  Verwaltungsorganisation  Englands  bedeutende  Schritte 
nach  vorwärts  tat,  wußte  die  königliche  Ämterbesetzung  wieder  zu 
Ehren  zu  bringen2).  Aber  die  oben  angeführten  Übel  sind,  wie  wir  unten 
no<  Ii  sehen  werden,  ers1  durch  die  Bürke-Pittsche  Verwaltungsreorgani- 
Bation,  L00  500  Jahre  später  als  Fortescue  lebte  und  schrieb,  beseitigt 
worden,  die  patronage  sogar  erst  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts. 

Us  aber  die  Reformation  den  Zusammenhang  mit  Rom  abschnitt, 
da  gerieten  die  kanonischen  Grundsätze  über  Simonie  und  das  Verbot 
des  Ümterkaufs  in  Vergessenheit.  Sie  waren  auch  schon  früher  nicht 
streng  gehandhabt.  Das  weltliche  englische  Amt,  »office«  (officium), 
wai  nun,  wie  wir  oben  gehört  haben,  um  so  eher  Gegenstand  des  Eigen- 
tumserwerbs,  ■  Verkäuflichkeit  der  Ämter,  geradeso  wie  im  damaligen 
Frankreich8)  auf  der  Tagesordnung. 

Unter  Edward  VI.  wird  eine  königliche  Kommission  eingesetzt, 
um  die  dureb  Verkäuflichkeit  der  Ämter  entstandenen  Mißstände  auf- 
zudecken  und  Vorschläge  zu  ihrer  Beseitigung  zu  machen.  Sie  empfiehlt 
vor  Edlem,  daß  der  K.önig  die  Verwaltung  aller  Ämter  selbst  in  die  Hand 

Service  he  shal]  have  ffor  hem,  or  that  the  same  officers  shulde  thinke  them  selff 
by  hold  unto  the  kynge  ffor  ther  Offices,  which  his  hyghness  hath  yeven  them  at 
the  contemplacion  off  ther  maisters,  and  ffor  no  reward  off  any  service  that  thai 

lone,  or  shul  soo  unto  hym  selff.  Be  consideracion  wheroff  ther  olde  maistirs 
shal]  be  hettir  served  be  thaym  than  thei  were  be  fore;  and  so  be  more  myghty 
in  thair  contreas  to  do  what  them  liste;  and  the  kynge  in  lasse  myght,  and  have 
the  fewer  officers  to  repress  hem  when  thai  do  a  mysse. « 

x)  Sehr  Jiübsch  faßt  Fortescue  bereits  1471  seine  Vorschläge  in  einem  — 
'  iiiki-  h  Ii         Iniebenen  —   Staatsmemorandum  (abgedruckt  bei  Plummer 
a.  a.  O.  S.  348  ff.)  in  folgenden  Worten  zusammen: 

I  tem  it  is  thoughte  good  that  the  king  geve  noone  of  his  Offices,  though 
it  be  but  of  parkirship,  tany  mane  save  only  to  his  owne  servauntes,  and  that  every 
«.f  his  "fficeres  be  sworne  that  he  is  with  no  man  in  service,  nor  hath  nor  wil 
t a k e  of  any  man  while  he  serveth  the  king,  pencion  fee  or 
clothing,  except  onle  of  the  king.  For  thanne  the  king,  shall  have 
holiche  the  inighte  of  his  lande,  which  is  most  rewlyd  by  his  officeres  as  they  have 
beene  before  these  daies.  And  the  king  shal  mow  thenne  rewarde  of  his  croune. 
And  yit  shalbe  good  that  no  manne  have  II  Offices,  excepte  the  servauntes  and  offi- 

f  the  kynges  howse,  which  may  have,  whaune  they  deserve  it,  a  parkership 
-i  -uche  an  other  office  as  they  may  wele  kepe  by  a  süffisante  depute.  Which  de- 
pute  thanne  shalbe  sworne  to  serve  noon  other  man  save  his  master  that  serveth 
the  king.  And  in  like  fourme  the  king  may  rewarde  his  counseillours  temporel 
with  such  Offices  whanne  he  woll.  Ffor  it  is  not  like  but  that  he  woll  avaunce  the 
spirituell  menne  of  his  counseill  with  benefices  as  they  shalbe  worthy.« 
-  .-h-  r.j.-w  r .  Ih-jiry  VIII.,  vol.  I,  p.  70—72. 

\  Siehe  Esmein,  Gours  elem.  d'histoire  du  droit  francais  1898,  a.  a.  O.  S.  401  ff. 


§  34.  Staatliche  Mittelbehörden  und  Staatsdienst. 


469 


nehmen,  sie  mit  tüchtigen  Personen  besetzen  solle,  welche  alle  Ein- 
künfte und  Sportein  in  die  Staatskasse  durch  Vermittelung  des  General- 
einnehmers (receiver  general),  halbjährlich  einzahlen  müßten,  nachdem 
sie  zuvor  ihr  fixiertes  Salär  abgezogen  hätten. 

Vor  dem  Vorbild  des  französischen  Königs,  der  die  Ämter  selbst 
verkaufe,  wird  gewarnt  und  dies  als  unehrenhaft  verworfen1). 

Zur  Ausführung  dieser  Vorschläge  reichte  offenbar  damals  die 
Macht  des  Königs  nicht  aus.  Man  brachte  es  nur  zuwege,  durch  Gesetz 
den  Verkauf  der  richterlichen  Ämter  zu  verbieten  (5  und  6  Edw.  VI., 
c.  16).  Damit  schuf  man  wenigstens  die  Grundlage  einer  Rechtstheorie, 
die  wir  weiter  unten  (§36)  kennen  lernen  werden  und  die  wenigstens  die 
Richterämter  im  18.  Jahrhundert  dem  modernen  Staatsgedanken,  der 
persönlichen  Amtspflichterfüllung  usw.  näher  brachte. 

Allerdings  sieht  es  unter  Elisabeth  danach  aus,  als  ob  ein  solches 
Staatsbeamtentum,  eine  Bureaukratie  im  technischen  Sinne,  auch  in 
England  nicht  unmöglich  sei.  Es  macht  sich  insbesondere  eine  Tendenz 
gelten,  welche  das  Friedensrichtertum  durch  Berufsbeamte  zu  ersetzen 
sucht.  In  den  wichtigsten  Märkten  war  das  Amt  eines  clerk  of  the  market 
wichtig  geworden,  das  ursprünglich  ein.  Hofamt2),  nun  als  Berufsamt 
die  Marktinspektion  zu  führen,  insbesondere  die  Lebensmittelpolizei 
in  ausgedehnter  Weise  zu  üben  und  alles  Aufkaufen  der  Waren  zum 
Zwecke  der  Preissteigerung  zu  verhüten  hatte.  Damit  die  vom  Staats- 
rat festgestellten  Kornpreise  eingehalten  würden,  verließ  man  sich  nicht 
auf  die  möglicherweise  parteiischen  Friedensrichter,  sondern  beauftragte 
damit  auch  clerks  of  the  market  »of  our  household«.  Friedensrichter, 
und  die  Oberrichter  werden  angewiesen,  diese  clerks  in  ausreichender 
Weise  zu  unterstützen. 

Außer  den  genannten  Staatsorganen,  gab  es  noch  die  Staatsbeamten 
der  Präsidentschaften,  welche  besoldete  Berufsbeamte  waren3),  und  außer- 
dem in  jeder  Grafschaft  eine  Befestigung,  ein  »Castle«  mit  einem  »cap- 
taine«  (Gouverneur)4).  Dazu  noch  eine  Reihe  von  commissioners,  die 
namentlich  den  Adel  der  Grafschaft  und  die  Friedensrichter  überwachen 
sollten.  Ein  anschauliches  Bild  von  der  Tätigkeit  eines  solchen  könig- 
lichen Kommissars  erhalten  wir,  wenn  wir  die  Ratschläge  ansehen, 
die  William  Cecil  als  Staatssekretär  einem  solchen  mit  auf  den  Weg 
gibt.  Die  Schrift  ist  betitelt  »Master  Secretaries  (W.  Cecil  1598)  answer 

*)  Der  Bericht  dieser  Kommission  ist  in  Form  eines  Manuskripts  erhalten, 
das  sich  im  Brit.  Museum  unter  der  Marke  Hargrave  321,  fol.  588 — 593  findet  und 
die  Überschrift  führt:  »Concerning  officers  and  fees«.  Es  soll  aus  der  Zeit  »EdwardsIV. « 
stammen,  doch  ist  dies  nur  ein  Schreibversehen  des  röm.  IV.  für  »VI.«.  Daß  es 
sich  nur  um  Edward  VI.,  nicht  um  Edward  [IV.  handeln  kann,  davon  überzeugt 
uns  schon  der  erste  Blick,  so  die  Erwähnung  der  Sternkammer  als  Polizeigericht, 
wie  es  erst  durch  die  Tudors  eingerichtet  worden  ist. 

2)  Siehe  Liber  niger,  p.  53,  in  Ordinances  of  the  Royal  Household  (a.  a.  O.) 

3)  State  of  England  anno  1556,  Br.  Mus.  Manuscr.  Nr.  33  276. 

4)  Siehe  Report  of  the  Royal  Commission  of  Historical  Manuscripts  of  Lord 
Montague  of  Beaulieu,  London  1900  (Cd.  283),  p.  67  ff.  Siehe  auch  State  Papers 
James  I.,  vol.  XVI,  Xr.  27  und  vol.  XLIX,  Nr.  332. 
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to  the  Earl  of  Bedford«1).  Da  beißt  es  (p,  LO):  »In  Ihrer  Kommission, 
denke  ich,  sind  nianelierlei  Dinge  Ihrem  Krmessen  iiberl  ra^vn,  welehe 
die  Bürde  größer  machen,  als  sie  wäre,  wenn  Ihnen  ausdrück- 
lich an  b  e  f  o  Ii  I  e  n  worden  wäre,  was  sie  zu  tun  haben.  Dalier  müssen 

ivördersl  erwägen,  was  uiitcr  Krmessen  (diseretion)  verstanden  ist. 
Es  ist  nach  unsern  Sprachbegriffen,  das  geistige  Vermögen,  ein  Ding 
von  dem  andern  zu  unterscheiden  und  zu  beurteilen  .  .  .  Und  deshalb, 
ehe  sie  ein  gewichtiges  Geschäft  unternehmen,  müssen  Sie  es  Ihrem 
Ermessen  Dach  abwägen  .  .  .  Ihre  Hofhaltung  muß  so  geführt  werden, 

-i.  Muster  sei  für  andere  und  ein  Schmuck  für  Ihr  Amt.  Lassen 
Sie  Ihre  Beamten  die  guten  alten  Regeln  der  Verwaltungsordnung  ein- 
lialten  und  nicht  vernachlässigen  und  zeigen  Sie,  daß  Sie  wohlvertraut 
sind  mit  dem  Tun  jener,  Dulden  Sie  nicht  Faulheit  unter  Ihren  Leuten, 
nicht  daß  Ihre  Diener  in  Kleidung  über  ihren  Stand  auftreten,  denn  die 
Last  davon  wird  auf  Sie  lallen.  An  Ihrer  Tafel  dulden  Sie  keine  Ge- 
spräche über  des  Monarehen  Vngelegenheilen  oder  seine  Regierung, 
noch  über  Religion  (»at  your  table  let  not  matter  of  Prinees  affaires 
or  Prinees  regiment  be  disputed,  nor  of  religion«). 

»Lassen  Sie  nie  die  Hegeln  Ihres  Standes  an  Ihrer  Tafel  außer  acht. 

Tun  Sie  ihr  möglichstes,  den  Landadel  ihres  Bezirkes  untereinander 
in  Eintracht  zu  erhalten.  Armer  Leute  Streithändel  verweisen  Sie  nur 
immer,  so  gut  Sie  es  können,  an  unparteiische  Schiedsrichter;  mengen 
Sie  sich  aber  nichl  seihst  herein,  sonst  wird  Ihre  Arbeit  unerschöpflich 
sein.  Wenn  Sie  das  Land  bereisen  und  Diener  mitnehmen,  sehen  Sie 
darauf,  daß  diese  von  guter  Abkunft  sind,  daß  sie,  wenn  sie  von  Ihnen 
erzieherische  Winke  bekommen,  Sie  und  Ihre  Art  verstehen. 

►W<  nn  Sie  von  Zeit  zu  Zeit  Veranlassung  nehmen,  Ihre  Majestät 
die  Königin  (sc.  Elisabeth)  von  dem  guten  Stande  Ihres  Bezirkes  und 
seiner  Bewohner  zu  unterrichten,  so  tun  Sie  das  nur  inkurzenBrie- 
fen,  indem  Sie  «Ii*1  nähere  Ausführung,  wenn  Sie  solche  nötig  haben, 
den  Briefen  an  den  Staatsrat  gerichtet  vorbehalten«.  (»If 
\  ii  do  some  time,  as  you  see  cause,  advertise  the  Queen  Majestie  of 

the  G  I  Estate  of  that  Countrie  and  of  the  Gentlemen  there,  so  it  be 

by  short  Letters,  referring,  if  you  have  anie  long  declaration  of  kings 
to  your  letters  to  the  Privy  Council«.) 

Wir  ersehen  namentlich  daraus,  wie  dieses  Amt  darauf  angelegt 
war,  in  I  Unterordnung  unter  den  Staatsrat  den  Landadel  zu  überwachen. 
Kein  Wunder,  daß  bei  dem  Überhandnehmen  des  Berufsbeamtentums 
sich  da  und  dort  die  Slimmen  mehrten,  welche  in  dem  Beruf sbeamten- 
tum  überhaupt  das  Heil  des  Staats  erblickten.  So  sagt  Walter  Raleigh, 
d(  r  unter  Jacob  L  schrieb2):  »Man  schaffe  solche  Beamte  (d.  i.  Berufs- 
beamte),  welche  die  Staatsordnung,  so  wie  sie  etabliert  ist,  lieben, 
und  hüte  sich,  populäre  Personen  (d.  i.  Friedensrichter)  in  einem  König- 
dei  in  i  iner  Aristokratie  zu  fördern«.  Auch  eine  andere  Maxime 
richtel  sich  gegen  das  Ehrenamt  und  befürwortet  das  Berufsbeamten- 

»)  Br.  Mus.  Collection  of  Pamphlets  E  128  (31). 
-    Maxims  of  State,  Sommers  Tracts  III,  p.  288. 
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tum:  »Man  hüte  sich  davor,  daß  die  Beamtenstellen  nicht  für  Geld  ge- 
kauft, auch  daß  die  Beamten  nicht  bestochen  werden,  was  besonders  zu 
beachten  ist  in  einem  Gemeinwesen,  welches  von  weniger  Reichen  be- 
herrscht wird.  Denn  wenn  der  Beamte  nichts  verdient  außer  seinen 
Sportein  (sc.  wie  der  englische  Friedensrichter),  so  sind  diejenigen,  welche 
sonst  Ehrenlohn  wünschen,  gleich  dabei,  nicht  angestellt  zu  werden, 
und  eher  froh,  daß  man  ihnen  gestatte,  ruhig  ihren  Privatinteressen 
nachzugehen.« 

Solche  Theorien  waren  allerdings  nur  zu  einer  Zeit  möglich,  wo  der 
Staat  schon  bedeutende  Ansätze  zu  einem  Berufsbeamtentum  aufweisen 
konnte1).  Daß  trotzdem  Thomas  Smith  recht  behielt,  der  (1577!) 
die  Friedensrichter  als  das  Bollwerk  des  englischen  Staats  bezeichnet 
hatte,  erklärt  sich  wohl  aus  der  bedrängten  Finanzlage  der  Stuarts, 
die  für  Beamtenbesoldung  und  Schaffung  von  Soldämtern  an  Stelle 
der  Ehrenämter  kein  Geld  hatten.  Für  sie  stand  die  Frage  so :  entweder 
streng  abhängiges  Berufsbeamtentum  mit  guter  Besoldung  oder  Staats- 
beamtentum mit  schlechter  Besoldung  aber  mit  umfassenden  Sportel- 
einkünften.  Letzteres  mußte  natürlich  den  schon  im  kanonischen  Recht 
enthaltenen  Keim  der  Verdinglichung  des  officium  weiter  entfalten,  und 
dieser  Weg  wurde  von  den  Stuarts  gewählt,  weil  sie  immer  weniger  in 
der  Lage  waren,  die  auf  die  Kosten  ihrer  Hofhaltung  radizierten  Ämter- 
besoldungen derart  mit  Beamtenmaterial  zu  füllen,  wie  es  den  gesteigerten 
Aufgaben  der  Staatsverwaltung  entsprochen  hätte2). 

So  blieb  das  office  ein  dingliches  Recht  mit  eigentumsähnlichem 
Charakter.  Es  konnte,  wenn  es  nicht  gerade  ein  richterliches  Amt  war, 
veräußert3)  und  verpfändet  werden. 

x)  Siehe  die  Beamtenliste  von  1607  :  1608  in  Report  of  the  Royal  Gommission 
of  Hist.  Manuscripts  of  Lord  Montague  of  Beaulieu,  London  1900  (Cd.  283). 

2)  Siehe  darüber  die  ausführlichen  Erörterungen  und  Quellenbelege  in  meinem 
englischen  Staatsrecht  II,  575  ff. 

3)  Bezeichnend  für  den  damaligen  Verkauf  von  Ämtern  ist  folgende  Notiz 
in  der  Biographie  und  Korrespondenz  des  Lord  Clarendon: 

Lister,  Life  and  Correspondance  of  Lord  Clarendon  1838,  vol.  II,  p.  141: 
»I  told  your  Lordship  in  my  last  that  Mr.  Caesar  one  of  the  Six  Clerk  (sc.  in  der 
Chancery)  was  dead.  Two  have  offered  for  the  place  one  8000  £,  the  other  9000  £ 
whereas  formerly  eight  or  nine  years  since  6000  £  was  ordinarily  given.  At  latter 
end  of  the  Earl  of  Portland's  time  he  being  Treasurer  a  bill  being  a  foot  in  the  Star- 
chamber  against  the  Six  Clerks  for  extorded  fees,  a  contract  was  made  but  not 
finished  with  these  Clerks  for  15  000  £  paid  to  His  Majesty;  so  their  several  bills 
to  be  taken  off  the  file  and  reversion  of  their  places  granted  unto  their  sons,  or  whom 
eise  they  should  name  under  the  board  Seal  of  England.«  Statt  also  daß  die  pflicht- 
vergessenen Clerks  ihres  Amtes  entsetzt  würden,  geht  die  Krone  mit  ihnen  den 
Pakt  ein,  die  gegen  sie  angebrachten  Klagen  niederzuschlagen  und  ihnen  das  Vor- 
schlagsrecht auf  ihre  Stellen  einzuräumen,  wenn  sie  15  000  £  an  die  Krone  zahlten! 
s.  ferner  vol.  II  a.  a.  O.,  p.  455:  Einer  der  Klageartikel  gegen  den  Lord  Clarendon, 
Reichskanzler,  zieh  ihn  des  Ämterverkaufs  (»that  the  had  corruptly  sold  several 
Offices  contrary  to  the  law«).  Darauf  verteidigte  er  sich  wörtlich  wie  folgt:  »This 
Charge  I  utterly  deny.«  As  the  sale  of  certain  offices  (fügt  der  Biograph  hinzu) 
was  of  that  time  santioned  by  custom  and  deemed  legal,  it  is  probable  that  this 
denial  applied  not  to  his  having  sold  offices,  but  to  his  having  sold  them,  contrary 
to  law.« 
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So  mißglückte  »In1  Errichtung  eines  Systems  von  Mittelbehörden 
und  die  Einrichtung  des  berufsmäßi^n  Beamtentums  in  England. 
Die  Lokalverwaltung  \\ml  hauptsächlich  für  Dienste  des  Staats  in 
Bewegung  gesetzt.  Sie  ist  unter  den  Tudors  sehr  aktiv,  dagegen  unter 
den  Stuarts,  wie  der  Staal  selbst,  kraft-  und  energielos. 

§  :>r>.  Die  Lokalverwaltung. 
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Im  übrigen  siehe  die  weiter  unten  am  einschlägigen  Orte  zitierte  Literatur. 

I.  Das  Kirchspiel. 

Durch  die  Auflösung  der  Klöster  und  die  Säkularisation  des  Kirchen- 
unter  Heinrich  VIII.  übernahmen  die  Tudors  die  Verpflichtung, 

Aufgaben  der  Mildtätigkeit  und  der  Armenpflege,  welche  im  Mittel- 
alter der  Kirche  zugefallen  waren,  von  Staats  wegen  zu  lösen.  Dem 
ist  es  zuzuschreiben,  daß  mit  dem  Heranbrechen  der  Neuzeit  in  die 
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alte  englische  Lokalverwaltung  ein  neues  Glied  kommunaler  Organisation 
eingefügt  wurde:  das  Kirchspiel. 

Wir  haben  bereits  dargestellt  (s.  oben  §  20  II),  wie  dieses  im  Mittel- 
alter neben  der  staatlichen  Organisation  ein  kräftiges,  außerstaatliches 
Leben  führte,  das  von  der  Kirche  für  ihre  Zwecke  benutzt  wurde.  Nun 
wandelte  es  seinen  Charakter.  Aus  einem  großen  sozialen  Gemeinde- 
wesen wurde  es  ein  rechtlich  anerkanntes  und  zu  Staatslasten  ver- 
pflichtetes Gemeinwesen.  Aber  selbst  nach  der  Einfügung  in  den  staat- 
lichen Organismus  behielt  das  Kirchspiel  seinen  kirchlichen  Charakter 
insofern  als  die  Kirchenorgane  für  Staatszwecke  in  Bewegung  gesetzt 
wurden.  Dies  war  um  so  leichter  möglich,  als  nach  der  damaligen 
kirchenpolitischen  Auffassung  jedes  Mitglied  des  Staats  zugleich  Mit- 
glied der  englischen  Staatskirche  sein  mußte.  Zugehörigkeit  zu  beiden 
Organismen  war  nach  der  damaligen  kirchenpolitischen  Auffassung  so 
wenig  unterscheidbar  wie  die  Seiten  eines  Dreiecks,  von  denen  man 
jede  bald  als  Grundlage,  bald  als  bloße  Seite  auffassen  könnte,  je  nach 
dem  Standpunkt  des  Beschauers1). 

Da  der  König  das  Haupt  des  geistlichen  und  des  weltlichen 
Gemeinwesens  war,  so  konnten  nicht  bloß  die  weltlichen  Gerichte  mit 
geistlichen  Angelegenheiten,  sondern  umgekehrt  auch  die  geistlichen 
Gerichte  mit  Funktionen  für  weltliche  Zwecke  erfüllt  werden.  Zweck- 
mäßigkeit entschied  allein,  ob  der  eine  oder  andere  Weg  gewählt  wurde. 
Welches  waren  nun  diese  geistlichen  Organe,  durch  welche  die  Kirch- 
spieltätigkeit in  Bewegung  gesetzt  werden  konnte  ?  Dieselben,  die  im 
Mittelalter  das  soziale  Leben  des  damals  noch  sozialen  Kirchspielgemein- 
wesens kontrolliert  hatten,  nämlich  das  Sendgericht  des  Archidiakons 
und  das  bischöfliche  Gericht.  Zweimal  im  Jahr  sollte  der  Archidiakon 
oder  sein  Offizial  den  Send  abhalten  und  bei  der  Gelegenheit  von  den 
Kirchspielvorstehern  und  den  Rügegeschworenen  (sidemen)  die  Liste 
der  Schuldigen  und  ihrer  Vergehen  entgegennnehmen.  Der  Bischof 
nahm  einmal  in  drei  Jahren  persönlich  oder  durch  Stellvertreter  die 
Visitation  seiner  Diözese  vor. 

Bemerkt  muß  werden,  daß  das  Schwergewicht  der  Kirchenjuris- 
diktion damals  beim  Sendgericht  des  Archidiakons  lag,  der  nicht  bloß 
zweimal  im  Jahre,  sondern  beinahe  monatlich  selbst  durch  seinen  Offizial 
den  Send  abhalten  ließ2). 

Die  Tätigkeit  der  genannten  Gerichte  wurde  noch  besonders  kon- 
trolliert durch  die  seit  der  Reformation  bestehende  Behörde  der  high 
commission.  Diese  Behörde  hatte  an  Stelle  des  Papstes  die  Rolle  des 
allgemeinen  Ordinarius  angenommen  und  mengte  sich  infolgedessen 
in  die  kleinsten  Details  der  Kirchspielverwaltung. 

Wenn  wir  nun  die  Tätigkeit  der  geistlichen  Gerichte  für  Kirch- 
spielzwecke ansehen,  so  war  eine  der  Hauptaufgaben  die  Kontrolle 
der  Moral  und  Kirchendisziplin  innerhalb  des  Kirchspiels,  dann  aber 

x)  Richard  Hooker,  Ecclesiastical  Polity  Bd.  VIII,  p.  438  (Folioausg.  von  1 705). 
2)  Siehe  Harrison,  Description  of  England  Bd.  II,  p.  7,  ed.  Furnivall  in  New 
Shakespeare's  Society  1877. 
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Ii  Fürsorge,  daß  die  Kirchengebäude  immer  im  Stand  gehalten,  schließ- 
lich die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  des  Kirchcnvermögens  und 
die  Befugnis,  wenn  nötig  das  Kirchenvermögen  durch  die  Ausschrei- 
bung  von  Kirchspielsteuern  zu  ergänzen.  Die  Organe,  die  namentlich 
unter  Direktive  der  geistlichen  Gerichte  standen,  waren  die  Kirchen- 
vorsteher,  churchwardens  (auch  ocronomi,  guardiani  oder  custodes 
oder  praepositi  genannt).  Sie  waren  durchaus  selbst  in  der  Zeit  Eli- 
sabeths Kirchenbeamte  und  nicbl  etwa  weltliche  Beamte.  Sie  gehörten 
zur  »spirituellen  Jurisdiktion«1).  Ivine  ihrer  Haviptpflichten  war,  vor 
dem  Sendgerichl  Beschwerden  gegen  den  Pfarrer  des  Kirchspiels,  wenn 
nötig  vorzubringen2).  In  ihren  I  landen  ruhte  aber  auch  die  Vermögens- 
verwaltung des  Kirchspiels.  Ks  waren  keineswegs  kirchliche  Zwecke 
allein,  die  seit  der  Uet'ormat  i<m  aus  dem  Kirchspielvcrmögen  zu  realisieren 
waren,  sondern  auch  weltliche.  Die  Armenpflege  kann  man,  wie  das 
ganze  Geniel  der  Mildtätigkeit,  vielleicht  noch  als  kirchlichen  Zweck 
ansehen.  Sic  lag  wie  im  Mittelalter  auch  seit  der  Reformation  vor- 
wiegend  den  Kirchspielen  ob.  Aber  schon  kommt  dazu  die  Ausbesserung 
der  Wege,  anfangs  nur  derjenigen,  welche  zur  Kirche  führen,  später 
aber  auch  der  andern  (iemeindewege.  Mit  den  Wegen  stehen  Brücken 
in  Verbindung,  «las  Kirchspiel  erhält  die  Baulast  für  Brücken. 
Aber  unter  Elisabeth  war  der  Kreis  der  Kirchspielaufgaben  schon 
tutend  gewachsen.  Das  Kirchspiel  hat  für  die  Erhaltung  kranker 
und  verwundeter  Soldaten  und  Matrosen  aufzukommen,  für  Schulen, 
für  Häfen,  Seedämme,  für  die  Erhaltung  von  Waisen,  für  den  Bau 
und  die  Erhaltung  von  Korrektions-  und  Arbeitshäusern,  für  die  Heirats- 
ausstattung  armer  Mädchen,  für  die  Unterstützung  junger  Kaufleute 
und  (  m  w ^betreibender  usw.3).  Bei  manchen  dieser  Kirchspielaufgaben 
konnte  sich  ein  frommes  Gemüt  insofern  beruhigen,  als  manche  der- 
Belben  doch  mit  der  Mildtätigkeit  in  Verbindung  stehen.  Aber  sehr 
weil  hergeholt  erscheint  die  Bemerkung  eines  Kanonikers  der  Kathe- 
drale  Durham  aus  dem  Jahre  1599,  der  sogar  die  Erhaltung  von  Wegen 
und  Brücken  durch  das  Kirchspiel  damit  rechtfertigt,  daß  dies  ein 
Werk  der  Mildtätigkeit  und  ein  Gott  wohlgefälliges  Werk  sei,  da  da- 
durch  das  Volk  ohne  Gefahr  reisen  könne4).  Die  Mittel,  durch  welche 
die  geistlichen  Gerichte  die  Tätigkeit  des  Kirchspiels  und  seiner  Ange- 
ii  für  «le  se  weltlichen  Zwecke  in  Bewegung  setzten,  waren  in 
letzter  Linie  geistliche  Zwangsmittel  und  Zensuren,  in  erster  Linie 
Verhängung  von  Geldstrafen.  Versagten  diese  oder  wurden  sie  nicht 
gezahlt,  dann  kamen  die  geistlichen  Zensuren  daran.    Zunächst  die 

Rechtsfall    Brown   vers.  Lother  aus  dem  40.  Regierungsjahr  Elisabeths, 
zitiert  von  Ware  a.  a.  O.  p.  15,  Anm.  18. 

1    Siehe  darüber  and  über  die  andern  Funktionen  der  Kirchspielvorsteher: 
Reformatio  leguirn   aus  der  Zeit  EdwardsVI.:  c.  2  des  Abschnitts  »de  ecclesia 
ei  ministris«.   Ware  a.  a.  O.  identifiziert  den  Kirchspiel  Vorsteher  unrichtigerweise 
mit  dem    >aedituus«,  welcher  offenbar  die  Funktionen  des  Küsters  hatte  (siehe 
»Reformatio«  a.  a.  O.  c.  1). 

z)  Siehe  die  Einleitung  zum  Gesetz  43  Eliz.,  c.  4. 
4)  Siehe  Surtees  Society  Bd.  XXII,  p.  138. 
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excommunicatio  minor,  welche  dem  Betreffenden  auf  Zeit  von  den 
Wohltaten  der  kirchlichen  Heilsmittel  ausschloß.  Verharrte  der  be- 
treffende Kirchspielangehörige  in  seiner  Verfehlung,  dann  verfiel  er 
der  excommunicatio  major,  einer  selbst  noch  im  16.  Jahrhundert 
gefürchteten  Kirchenstrafe.  Blieb  er  aber  selbst  dann  noch  verstockt, 
so  wurde  er  entweder  der  high  commission  überantwortet,  welche  unter 
Anwendung  des  kanonischen  Strafprozesses  und  auf  dem  Wege  des  Inqui- 
sitionsbeweises die  Schuld  des  Betreffenden  feststellte  und  über  ihn 
die  sonst  bloß  von  den  weltlichen  Gerichten  verfügten  Strafen  ver- 
hängte, nämlich  Geldstrafen  und  Gefängnis.  Es  konnte  aber  auch  ein 
anderer  Weg  gewählt  werden.  Der  geistliche  Richter  konnte  diejenige 
Person,  die  durch  40  Tage  schon  exkommuniziert  war  und  noch  immer 
verstockt  schien,  dem  weltlichen  Richter  mittels  writ  de  excommunicato 
capiendo  ausliefern.  Zwar  wurde  dieser  Weg,  der  vor  dem  Kanzler- 
gerichtshof vom  Diözesanbischof  als  Partei  einzuleiten  war,  nicht  sehr 
oft  beschritten,  weil  er  zu  kostspielig  war  und  nicht  immer  sichere 
Resultate  hatte.  Die  weltlichen  Schergen  zeigten  nicht  große  Neigung, 
geistlichen  Gerichten  zu  dienen,  aber  um  die  Bevölkerung  in  Abhängig- 
keit von  den  geistlichen  Behörden  und  in  Furcht  zu  erhalten,  leistete 
das  writ  vorzügliche  Dienste.  Auch  bloß  das  Leben  eines  Exkom- 
munizierten, ohne  daß  weltliche  Strafen  folgten,  war  nicht  sehr  ver- 
gnüglich, denn  die  Exkommunikation  bewirkte  ein  Fernbleiben  vom 
Kirchenbesuch,  und  dieses  wurde  wieder. von  den  weltlichen  Behörden, 
insbesondere  den  Friedensrichtern,  streng  bestraft,  gleichviel  ob  Ex- 
kommunikation der  Grund  der  Abwesenheit  von  der  Kirche  war  oder 
nicht.  Der  Betreffende  wurde  wegen  Abwesenheit  vom  täglichen  Gottes- 
dienst gestraft,  selbst  wenn  er  dazu  bloß  durch  Exkommunikation 
gezwungen  war. 

So  leistete  das  noch  immer  in  geistliches  Gewand  gehüllte  Kirch- 
spiel den  Tudors  wichtige  Staatsaufgaben.  Mit  Hilfe  der  geistlichen 
Gerichte  wurde  das  kräftige  Leben  des  Kirchspiels  aus  dem  Mittel- 
alter in  die  Neuzeit  hinübergetragen.  Das  Kirchspiel  hatte  kein  Recht 
auf  Selbstverwaltung,  sondern  war  wie  die  mittelalterlichen  Verbände 
bloß  eine  Pflichtgenossenschaft,  die  nur  eine  Aufgabe  aktiver  Tätig- 
keit hatte,  nämlich  die  Beschaffung  von  Geldmitteln  für  geistliche 
und  weltliche  Zwecke.  Aber  gerade  diese  Geldbeschaffung  war  das- 
jenige Moment,  welches  den  Sinn  für  lokales  Leben  und  die  enge  Zu- 
gehörigkeit im  Nachbarverband  förderte,  so  sehr,  daß  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  es  kaum  ein  selbstsüchtigeres  Gemeinwesen  im  ganzen 
englischen  Staat  gab  als  das  englische  Kirchspiel.  Mit  Hilfe  des  anfangs 
geistlich  geleiteten  Kirchspiels  brachten  es  Elisabeth  und  ihre  Nach- 
folger dazu,  politisch  das  Volk  anzuleiten  und  zu  erziehen.  Die  Kirchen- 
kanzel wurde  zum  Mittelpunkt  polizeilicher  Gebote  und  Verbote, 
sie  wurde  ein  aggressives  Kampfmittel,  um  die  Andersgläubigkeit 
und  Nonkonformität  zu  unterdrücken  und  die  Rechtgläubigkeit 
der  Staatskirche  zu  stärken.  Der  Polizeistaat  konnte  ihrer  nicht  ent- 
raten. 


t,n   III  AI  ->  Im.  her  Kampf  der  absol.  u.  konstit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 

Freilioh  die  Gängeln  ng  durch  die  geistlichen  Gerichte  blieb  nicht 
von  I  >au«  r.  Im  Jahre  Uv'i]  wurde  die  high  commission  abgeschafft 
(16  Charl.,  L  o.  IM.  Vueh  die  unteren  geistlichen  Gerichte  verloren 
durch  die  puritanische  Revolution  jede  Bedeutung.  Und  wenn  sie 
auch  durch  die  Restauration  wieder  hergestellt  wurden,  die  high  com- 
mission  lebte  in  ihrer  allen  Kraft  nicht  wieder  auf,  vor  allem  hörte 
nunmehr  das  Kingreifen  geistlicher  Gerichte  in  die  weltliche  Sphäre 
und  die  Kr/wingung  weltliche!'  Aufgaben  durch  weltliche  Strafen  von 
geistlichen  Gerichten  ein  für  allemal  auf. 

U>er  nun  war  das  Kirchspiel  in  seiner  Wirksamkeit  mit  den  vor- 
geschriebenen /wecken  erstanden,  und  die  Leitung  übernahmen  die 
früheren  Konkurrenten  der  geistlichen  Gerichte,  die  Friedensrichter 
der  Grafschaft. 

Neben  den  Kirchspielen  wurde  als  Lokalinstanz  der  Polizei  der 
alte  oour  leet,  das  gutsherrliche  Gericht,  zu  neuem  Leben  erweckt. 
Während  im  Mittelalter,  wie  wir  hörten,  das  Streben  der  Juristen  dahin 
ging,  die  gutsherrliche  Polizei  als  Teil  der  Feudalgerichtsbarkeit  gegen- 
über der  königlichen  Gerichtsbarkeit  an  die  Wand  zu  drücken,  hatten 
die  Könige  in  der  Neuzeil  dies  Mittel  zur  Unterdrückung  des  Feudal- 
adel>  ni(  hl  mehr  nötig.  Er  war  ja  seit  Ausgang  des  Mittelalters  poli- 
tiseh  tot.  Nun  ließ  sieh  die  gutsherrliche  Polizei  wieder  für  Staats- 
/.we.  ke  ausnützen.  Außer  der  mittelalterlichen  Rügepflicht  des  court 
leet,  die  durch  Fixi  e  r  u  ng  der  Punkte,  auf  welche  genau  die  Fragen 
der  I  Lügegeschro  orenen  abzustellen  waren  (sog.  Standardisation  der  Leet- 
geriehtsharkeit )')  gewährleistet  wurde,  kamen  noch  eine  Anzahl  von 
Polizeikontrollpfliehten  dem  court  leet  durch  die  neue,  dem  Merkantilis- 
mus dienende  ( ieset  zgebung2)  hinzu.  Ohne  den  court  leet  hätten  die  Frie- 
densrichter  und  der  allmächtige  Staatsrat  nicht  so  tiefgreifend  in  die 
Verwaltung  jeder  Lokalität  einwirken  können. 

II.  Die  Grafschaften. 

Das  einzige  I  >rgan  der  Grafschaft  war  in  unserer  Zeit  der  Friedens- 
richter oder  die  Friedensrichter  in  ihren  Quartalsitzungen  (quarter 
sessions)  oder  in  den  diskretionären  Sitzungen  (discretionary  sessions) 
oder  in  den  Spezial-  und  kleinen  Sitzungen  (special,  petty  sessions). 
Sie  waren  der  einzige  Überrest  der  mittelalterlichen  Kommunalverwal- 
tung, der  noch  Lebensfähigkeit  zeigte.  Die  übrigen  Zellen  des  mittel- 
ilt '  i  liehen  Kommunalorganismus  waren  durch  ihre  Tätigkeit  voll- 
ständig an  die  Wand  gedrückt,  so  die  Dorfschaft  und  der  gutsherr- 
liche  rourt  leet,  so  die  Hundertschaft  mit  dem  sherifftourn.  Aber  auch 
den  \>sisenrichtern  hatten  sie  inzwischen  ein  gutes  Teil  ihrer  Ge- 
richtsbarkeit  abgenommen,  so  daß  diesen  nur  schwere  Verbrechen, 
die  unter  dem  Blutbann  standen,  geblieben  waren.  Aus  der  mittel- 
alterlichen Kommunalverwaltung,  die  den  Friedensrichtern  unterge- 
ordnet war,  holten  sie  sich  in  unserer  Epoche  nur  zwei  Beamte,  die 


-i.-li-  H-  -un-li-iu  ;c  a.  ( ).  p.  .'{47  f. 
-   Hearnshaw  a.  a.  0.  p.  122  ff. 
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ihr  Werkzeug  wurden,  den  lokalen  Polizeibeamten,  den  Konstabier 
der  Hundertschaft,  unter  dem  dann  der  Konstabel  des  Kirchspiels 
wirkte,  und  den  Gutshofverwalter  als  Vorsitzenden  des  court  leet. 
Sie  kontrollierten  ferner  die  Kirchspielvorsteher,  die  Armenaufseher 
und  die  Organe  der  Wegeverwaltung  des  Kirchspiels,  die  Wege- 
aufseher. 

1.  Die  Organisation  der  Friedensrichter. 

Im  Ausgange  des  Mittelalters  war  die  Anstellung  der  Friedens- 
richter vollständig  in  den  Händen  der  Stände.  Ein  Gesetz  Richards  II. 
(12  Ric.  II.)  hatte  zwar  vorgesehen,  daß  die  Ernennung  der  Friedens- 
richter, die  damals  von  den  großen  Hofbeamten  (Kanzler,  Schatz- 
meister, Geheimsiegelbewahrer  usw.)  vorzunehmen  war,  ohne  »Gunst 
und  Vorurteil«  vorgenommen  werden  sollte.  Diese  Hofbeamten  mußten 
einen  Eid  daraufhin  leisten.  Aber  man  schien  dem  doch  nicht  zu  trauen, 
und  ein  Gesetz  Heinrichs  V.,  modifiziert  durch  ein  anderes  Heinrichs  VI., 
(2  Henr.  V.,  s.  II,  c.  1;  18  Henr.  VI.,  c.  11)  bestimmte,  daß  die 
Friedensrichter  in  Hinkunft  auf  Rat  des  Kanzlers  und  des  Staatsrats 
bestellt  werden  sollten.  Auch  war  dem  Kanzler  die  Ermächtigung 
gegeben,  Friedensrichterstellen,  welche  durch  den  Mangel  des  notwen- 
digen Vermögensbefähigungsnachweises  erledigt  wurden,  selbst  zu  be- 
setzen. Aber,  wie  wir  schon  oben  bemerkt,  bedeutete  der  Einfluß  des 
Staatsrats  auf  die  Beamtenernennung  nur  die  Herrschaft  lokaler  Ma- 
gnaten über  die  Friedensrichter  ihres  Bezirks.  Das  System,  das  für 
das  ganze  Staatsbeamtentum  der  damaligen  Zeit  vorherrschte,  nämlich 
die  ständische  Beeinflussung,  herrschte  auch  in  bezug  auf  die  Ernen- 
nung der  Friedensrichter  vor.  In  dieser  Zeit  sparte  man,  wie  das  Bei- 
spiel von  Beverley  zeigt1),  auch  nicht  damit,  lokalen  Würdenträgern 
die  Befugnis  einzuräumen,  ihrerseits  Friedensrichter  zu  bestellen.  Auch 
der  Stadt  Leicester  war  durch  König  Edward  IV.  im  Jahre  1464  das 
Privilegium  erteilt,  daß  außer  dem  mayor  und  dem  Polizeirichter  (re- 
corder)  vier  andere  Bürger,  die  von  dem  Stadtrat  der  24  gewählt  waren, 
als  Friedensrichter  konstituiert  werden  sollten2). 

Heinrich  VIII.,  der  durch  Gesetz  die  Bestellung  der  Friedensrichter 
ausdrücklich  in  die  Hand  des  Königs  legte  (27  Henr.  VIII.,  c.  24,  §  V), 
ließ  ausdrücklich  diese  einigen  Städten  gewährte  Privilegierung  weiter- 
bestehen. Jedenfalls  haben  wir  in  diesem  Gesetz  einen  bedeutenden 
Fortschritt  gegenüber  der  ständischen  Bestellung  von  Friedensrichtern 
zu  erblicken.  Ob  er  sich  im  Laufe  der  Folgezeit  auch  wirklich  durch- 
gesetzt hat,  ist  natürlich  eine  andere  Frage.  Man  klagt  im  Parlament 
der  Königin  Elisabeth  noch  über  die  Tatsache,  daß  man  durch  Emp- 
fehlung der  schon  vorhandenen  Grafschaftsfriedensrichter  leicht  in 
einer  Grafschaft  als  Friedensrichter  unterkommen  könnte.3) 


J)  Beverley,  Town  Documents  edit.  F.  Leach  in  der  Seiden  Society  vol.  XIV 
(1900),  p.  67. 

2)  Bateson,  Records  of  the  Borough  of  Leicester  II,  p.  280  u.  365. 

3)  Parliamentary  History  p.  953 — 954,  zitiert  von  Beard  a.  a.  O.  p.  142. 
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Oh  ärgsten  Mißbräuche  Ständischen  Einflusses,  wie  sie  noch 
in  den  Paston  letters  deutlich  hervortreten,  sind  jedenfalls  unter 
den  Tudors  beseitigt.  Daß  sich  diese  mit,  lernst  der  Neuregelung  des 
Friedensrichteramts  hingeben,  zeigt  vor  allem  ein  zum  Michaelistermin 
von  L590  festgelegtes  Konunissionsl'onuular,  welches  man  als  die  große 
Charte  der  Friedensrichterbefugnisse  hinzustellen  pflegt1). 

Das  Friedensrichterami  war  ein  Ehrenamt  auch  in  unserer  Periode, 
wenngleich  geringfügige  Entschädigungen  für  gewisse  Arten  ihrer 
r&tigkeiten  zu  entrichten  waren,  so  z.  B.  nach  einem  alten  Gesetz 
Richards  II.  (12  Ric.  [I,  c.  LO)  für  die  Abhaltung  der  Friedensrichter- 
Bitzungen  i  -Ii  den  Tag,  oder  nach  dem  Lehrlings-  und  Arbeitsgesetz 
Elisabeths  für  die  Tätigkeil  zur  Ausführung  eben  dieser  Aufsicht  über 
das  Lehrlingswesen  5  -Ii  pro  Tag  (5  Eliz.,  c.  4,  §  31).  Natürlich  muß 
man  sich  auch  die  übrigen  Sportein  der  Friedensrichter  hinzudenken, 
die  /.  B.  dann  bestanden,  daß  gestohlene  Güter,  die  bei  dem  Diebe 
betroffen  wurden  und  die  kein  Eigentümer  reklamierte,  dem  Friedens- 
richter  zufielen  (22  Henr.  VIII.,  c.  10).  Im  großen  und  ganzen  wird 
in  der  Tudorzeil  das  rechtmäßige  friedensrichterliche  Einkommen  aus 
Sportein  gering  gewesen  sein.  Ihre  Qualifikation  erlangten  sie  nicht 
so  sehr  durch  rechtsgelehrte  Vorbildung,  obwohl  auch  diese  von  Lam- 
bard  als  indispensabel«  hingestellt  wird,  sondern  durch  einen  Ver- 
mögensnachweis, den  ein  Gesetz  aus  der  Zeit  Heinrichs  VI. 
(18  Henr,  \  L,  c.  II)  auf  20  Pfund  jährlichen  Reinertrags  aus  Grund- 
besitz  festsetzte,  nachdem  schon  ein  älteres  Gesetz  aus  der  Zeit 
Richards  II.  (13  Ric.  IL,  s.  I,  c.  8)  gefordert  hatte,  daß  die  Frie- 
densrichter  aus  den  genügend  begüterten  Rittern,  Esquires  und  Rechts- 
kundigen ihrer  Grafschaft  entnommen  würden. 

Freilich  spielten  diese  Vermögenserfordernisse  in  einer  Zeit  des 
wachsenden  Reichtums,  wie  ihn  die  Tudorzeit  sah,  keine  erhebliche 
Rolle  mehr.  Da  man  sonach  die  Qualifikation,  die  das  Gesetz  erfor- 
derte,  nichl  sehr  hoch  einschätzte,  so  suchte  die  Friedensrichter- 
kommission  von  L590  wenigstens  insofern  dem  Mangel  rechtsgelehrter 
Friedensrichter  abzuhelfen,  als  sie  vorschrieb,  daß  bei  wichtigen  frie- 
densrichterlichen  Gerichtssitzungen  wenigstens  einer  unter  ihnen  eine 
im  Rechl  bewanderte  Person  sein  soll.  Das  tat  die  Kommission  durch 
die  sog.  Quorumklausel  (quorum  aliquem  vestrum  A.  B.  G.  D.  usw., 
unum  esse  vrolumus,  wobei  A,  B,  C  die  rechtskundigen  Personen  waren). 
Die  Befugnisse  der  Friedensrichter  einer  Grafschaft  reichten  auch  über 
die  dieser  Grafschaft  zugehörigen  Städte,  sofern  diese  nicht  die  sog. 
Non-intromittant- Klausel  für  sich  in  Anspruch  nehmen  konnten,  d.  h. 
eine  Bestimmung  ihrer  Stadtcharten,  die  dahin  lautete,  daß  sie  ein 
Rechl  auf  ihre  eigenen  Friedensrichter  hätte,  »ita  quod  justiciarii  com- 
mitatus  se  non  intromittant. « 

Die   Kontrolle  über  die  Handhabung  friedensrichterlicher  Tätig- 

Lbten  in  unserer  Zeit  vorwiegend  der  Staatsrat  und  die  Sternkammer. 

Siehe    bei    Beard    Xr.  1    den  Text  solcher  Friedensrichterkommission 
nach  1590. 
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Als  sie  abgeschafft  wurde,  suchte  man  diese  Kontrolle  auf  zweifache  Weise 
herbeizuführen.  Auf  der  einen  Seite  richtete  man  in  den  schon  seit  dem 
Mittelalter  bestehenden  quarter  sessions  eine  Berufungsinstanz  über 
den  petty  sessions  ein.  Wir  werden  noch  hören  (s.  weiter  unten  III.), 
daß  ein  Armensteuergesetz  aus  der  Zeit  Elisabeths  (39,  40  Eliz.,  c.  3) 
einen  solchen  Rechtsweg  von  den  lokalen  Friedensrichtern  an  die  quarter 
sessions  im  Falle  ungerechtfertigter  Armenbesteuerung  einführte.  Das 
System  wurde  natürlich  im  Laufe  des  17.  und  namentlich  des  18.  Jahr- 
hunderts noch  weiter  ausgedehnt.  Zu  neuem  Leben  erwachte  aber  nun 
neuerdings  nach  Abschaffung  der  Sternkammer  die  Kontrolle  der  Reichs- 
gerichte durch  das  Rechtsmittel  des  certiorari.  Dieses  writ  of  certiorari, 
welches  schon  seit  den  Tagen  Edwards  III.  als  Kontrollmittel  für  die  Frie- 
densrichter verwendet  worden,  später  aber  außer  Brauch  gekommen  war, 
erstand  zu  neuem  Leben  jetzt,  da  die  Sternkammer  nicht  mehr  ihres 
Amtes  waltete.  Der  Kanzler  konnte  ein  solches  writ  of  certiorari  erlassen, 
und  das  hatte  die  Folge,  daß  der  vor  den  Friedensrichtern  schwebende 
Prozeß  vor  das  Reichsgericht  der  King's  bench  kam  und  dort  verhandelt 
wurde.  Ja  noch  mehr,  mittels  certiorari  konnte  schon  ein  von  den 
Friedensrichtern  gesprochenes  Urteil  annulliert  werden.  Mittels  writ 
of  certiorari  konnte  das  Reichsgericht  die  Sache  einem  friedensrichter- 
lichen Gerichtshof  abnehmen  und  einem  andern  zuweisen. 

Wir  erwähnten  vorhin  die  Teilung  der  Friedensrichter  in  verschie- 
dene Gruppen.  Die  niedere  Polizeigerichtsbarkeit  wurde  von  den 
kleinen  Sitzungen  der  Friedensrichter  besorgt,  den  sog.  special  oder 
petty  sessions,  die  in  der  damaligen  Zeit  noch  vollständig  ungetrennt 
waren  und  ein  und  dieselbe  Sache  bedeuteten.  Zwei  Friedensrichter,  von 
denen  nur  einer  dem  quorum  angehören  mußte,  hatten  so  die  Be- 
fugnis, kleine  Delikte  der  Handwerker,  Dienstboten,  Arbeiter,  Vaga- 
bunden, Bettler  usw.  summarisch  abzustrafen.  Für  die  größeren  De- 
likte und  Verbrechen  fungierten  die  quarter  sessions  und  die  dis- 
cretionary  sessions,  wobei  die  ersteren  sich  von  den  letzteren  nur  da- 
durch unterschieden,  daß  die  quarter  sessions  nur  dann  zusammentreten 
konnten,  wenn  das  Gesetz  ihnen  das  betreffende  Verbrechen  zur  Kog- 
nition ausdrücklich  überwies  und  nur  viermal  im  Jahre  zusammen- 
treten durften,  nämlich  zu  Michaelis,  am  Tage  der  Epiphanie,  in  der 
letzten  Osterwoche  und  am  Tage  der  Übertragung  der  Gebeine 
Thomas  Beckets,  am  St.  Thomastage.  Die  discretionary  sessions 
mußten  natürlich  ergänzungsweise  immer  dann  hinzutreten,  wenn  zwei 
Friedensrichter,  von  denen  einer  dem  quorum  angehören  sollte,  dem 
Sheriff  der  Grafschaft  auftrugen,  eine  Jury  zusammenzurufen,  damit  sie 
selbst  im  Verein  mit  dieser  über  die  vorgebrachten  Delikte  zu  Gericht 
säßen.  Bei  den  Quartalsitzungen  war  übrigens  vorausgesetzt,  daß  sämtliche 
Grafschaftsrichter,  sofern  sie  es  konnten,  an  den  Sitzungen  teilnahmen. 
Für  das  Zusammentreten  der  discretionary  sessions  genügten  zwei, 
von  denen  einer  dem  quorum  angehören  mußte.  Im  übrigen  wurde 
angenommen,  daß  puarter  und  discretionary  sessions  ihre  Wirksam- 
keit über  die  gesamte  Grafschaft  erstrecken  konnten,  während  die 
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ial  oder  pettfl  sessions  nur  innerhalb  der  Hundertschaft,  in  der 
die  Friedensrichter  wohnten,  t a t i ü;  werden  konnten. 

Einer  der  wichtigsten  Friedensrichter  war  der  custos  rotulorum, 
dem  »Ii«'  Fürsorge  des  Gerichtsarchivs,  die  Vereidigung  seiner  übrigen 
^mtsbrüder  and  »Ii»1  Bestellung  des  Friedensrichterschreibers  (clerk  of 
the  peace)  Übertragen  war.  Neben  ihm  fungierte  der  Lord-Lieutenant 
der  Grafschaft,  dessen  Tätigkeil  wir  noch  weiter  unten  kennen  lernen 
werden.  Diese  beiden  Vinter  waren  mitunter  vereinigt.  Namentlich 
B<  it  [699  findel  sich  die  (lauernde  Vereinigung1).  Das  Amt  des  custos 
rotulorum  war  seil  L545  (37  Henr,  VIII.,  c.  1)  ganz  besonders  unter 
königliche  Kontrolle  gestellt.  Damals  wurde  durch  Gesetz  bestimmt, 
daß  m  Hinkunft  nur  solche  Personen  zu  dem  Amt  bestellt  werden 
sollten,  «leren  Ernennung  der  K.önig  persönlich  vorgenommen.  Es  hatte 
sich  nämlich,  wie  jenes  (ieselz  sagt,  herausgestellt,  daß  durch  die  bis- 
herige Bestellung  seitens  des  Kanzlers  eine  Reihe  von  Individuen  er- 
nannl  worden  waren,  welche  nicht  die  notwendige  Rechtskenntnis  be- 
sassen8).  In  der  'Tal  hedm'l'le  der  custos  rotulorum  ganz  besonderer 
Rechtskenntnisse,  denn  er  war  eigentlich  das  ausführende  Organ  des 
Königs  im  Staatsrat. 

2.   Die  I  unk  (innen  der  Friedensrichter. 

I  in  den  Polizeiverordnungen  des  Staatsrats  zur  wirksamen  Durch- 
-.  t/uiiLr  /ii  verhelfen,  mußten  die  schon  vorhandenen  Friedensrichter 
als  Ersatz  eines  berufsmäßigen  Staatsbeamtentums  verwendet  werden. 
Die  l  mwandlung  der  Friedensrichter  zu  Werkzeugen  der  Zentralver- 
waltung  gelang  so  vollständig,  daß  man  Mühe  hat,  in  ihnen  damals 
I  Irgane  des  alten  von  Gneist  so  verherrlichten  unabhängigen  selfgovern- 
menl  zu  erkennen. 

\m  besten  wird  uns  die  Ausbildung  dieser  Bureaukratie  klar, 
wenn  wir  sie  in  ihrer  damaligen  Arbeit  beobachten.  Diese  war 
ihnen  vor  allem  durch  das  große  Lehrlingsgesetz  Elisabeths  gegeben 
(5  Eliz.,  c.  i,  L562),  \\  o nach  sie  nicht  nur  jeden  kräftigen  Jüngling  der 
Mittel-  und  unteren  Klassen  zur  Arbeitsleistung  in  der  Landwirtschaft, 
ev.  zum  Eintritt  als  H  and werkslehrling  zwingen  konnten,  sondern  auch 
die  Löhne,  und  zwar  Winter-  und  Sommerlöhne,  nach  eigenem  Er- 
messen  und  in  richtiger  Würdigung  der  Nebenumstände  zu  bestimmen 
hatten.  In  der  Folgezeit  wurden  sie  auch  die  Organe  zur  Beurkundung 
der  abgeschlossenen  Lehrlingsverträge. 

Die  Friedensrichter  hatten  nach  den  »general  Orders3)«  des  Staats- 
rats  die  Versorgung  der  Armen  in  den  Kirchspielen  zu  beaufsichtigen, 
kräftige  aber  hilfsbedürftige  Personen  zur  Arbeit  anzuhalten  und  mit 
\xbeitsgelegenhei1  zu  versorgen.  Dies  nach  dem  Armengesetz  der 
großen  Königin  von  1603  (39  und  40  Eliz.,  c.3). 

*)  Siehe  Worcester,  County  Records,  Einleitung  zu  Bd.  I,  p.  IV. 

|'„  uif;,   nol  Ir-arwd  nor  yel  mete  rie  able  for  hack  of  knowledge  and  Lear- 
ning  to  occupy  and  exercise  the  said  Offices  of  custos  rotulorum.« 

Siehe  darüber  Ch.  A.  Beard,  The  office  of  Justice  of  the  Peace  in  England, 
1904  (Studies  in  History,  Economics  a.  Public  Law  XXI,  p.  114  ff. 
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Ein  Bild  dieser  Handlangertätigkeit  der  Friedensrichter  gemäß  den 
Verordnungen  des  Staatsrats  geben  die  Quartalsitzungen  der  Friedens- 
richter von  der  Zeit  Elisabeths  bis  über  die  Zeit  der  Stuarts  hinaus1). 
Der  Eindruck,  den  sie  beim  Lesen  hinterlassen,  ist  der  des  ausgebil- 
detsten Polizeistaats,  dessen  Werkzeuge  damals  die  berühmten  Frie- 
densrichter waren,  von  denen  Coke  behauptet,  daß  ihresgleichen  die 
Christenheit  nicht  habe.  So  weit  geht  dieses  Eingreifen  des  Staats- 
rats, daß  sogar  schwebende  Prozesse  vor  den  Quartalsitzungen  einfach 
nach  London  gezogen  werden  (z.  B.  Worcester  County  Records  a.  a.  0., 
p.  281,  Nr.  82).   Sehen  wir  diese  Tätigkeit  näher  an! 

Die  Friedensrichter  sind  die  Werkzeuge  zur  Erhebung  der  Zwangs- 
darlehen (benevolences),  die  der  König  bei  seinen  Untertanen  zu  machen 
pflegt.  Zu  diesem  Zwecke  wird  die  Grafschaft  in  Distrikte  eingeteilt 
und  jedem  Friedensrichter  ein  eigener  Distrikt  zugewiesen  (Hamilton 
a.  a.  0.,  50  f.).  Vom  Staatsrat  langen  Orders  ein,  gerichtet  an  die  Frie- 
densrichter und  begleitet  von  einer  Reihe  von  Artikeln.  Sie  sollen 
die  Inhaber  von  Schnapsschenken  (»tippling  houses«)  beobachten, 
deren  Polizeistunde  auf  1  Uhr  nachts  festgesetzt  ist.  Kein  Karten- 
spiel ist  in  solchen  Häusern  zulässig.  Alle  diese  Häuser  sind  von  den 
Friedensrichtern  in  jeder  einzelnen  Division  der  Grafschaft  zu  lizen- 
zieren, doch  soll  deren  Gesamtzahl  nicht  groß  sein  (»as  few  as  may 
be«),  wie  die  order  sagt  (Hamilton  a.  a.  0.,  p.  71). 

Die  Friedensrichter  üben  eine  gewisse  Lebens-  und  Nahrungsmittel- 
polizei aus  (Hamilton  a.  a.  0.,  p.  83).  Sie  stellen  Jagdscheine  aus 
(Hamilton  a.  a.  0.,  p.  89),  in  denen  genau  vorgeschrieben  ist,  nach 
welcher  Art  von  Wild  gejagt  werden  darf.  Sie  kontrollieren  die  Ein- 
haltung der  Kornpreistarife,  wie  sie  der  Staatsrat  festgesetzt  hat  (Ha- 
milton a.  a.  0.,  p.  91),  und  halten  die  Kaufleute  auf  Grund  von  Wei- 
sungen des  Staatsrats  an,  Tuch  von  den  Fabrikanten  zu  kaufen,  damit 
diese  in  der  Lage  wären,  ihre  Arbeiter  unausgesetzt  zu  beschäftigen. 
Wenn  eine  schlechte  Ernte  in  Sicht  ist,  werden  die  Friedensrichter 
angewiesen,  jeder  »nichtigen  und  überflüssigen  Verwendung  von  Korn 
zu  steuern«,  z.  B.  durch  Unterdrückung  überflüssiger  Wirtshäuser 
und  Einschränkung  des  Bierkonsums  (Worcester  County  Records  I, 
p.  398,  Nr.  279).  Sie  haben  in  Friedensrichtersitzungen  die  an  ver- 
wundete Soldaten  zu  zahlenden  Pensionen  festzustellen,  insbesondere 
die  Schwere  der  Arbeitsunfähigkeit  durch  einen  Chirurgen  prüfen  zu 
lassen  (Hamilton,  p.  173  f.).  Sie  wachen  über  die  Dissenters  und  ins- 
besondere über  die  Quakers  (Hamilton,  p.  187),  kontrollieren  übrigens 

x)  Vergleiche  dazu  A.  H.  A.  Hamilton,  Quarter  Sessions  from  Queen  Eliza- 
beth to  Queen  Anne  (chiefly  of  Devon),  London  1878.  Ferner  Worcester  County 
Records  Division  I.  Documents  relating  to  Quarter  Sessions.  Calendar  of  Quarter 
Sessions  Papers  vol.  I,  1591 — 1643,  ed.  by  I.  W.  Willis  Bund  (Worcestershire  Hi- 
storical  Society  1900);  The  North  Riding  Record  Society  vol.  VI.  Quarter 
Sessions  Records  (1657/58 — 1677),  ed.  J.  C.  Atkinson.  Quarter  Session  Records 
for  the  County  of  Somerset,  ed.  E.  H.  Bates  Harbin,  2  vols  (Sommerset  Record 
Society  23.  u.  24.  Bd.,  1907/08).  Das  treffliche  Buch  von  Beard  a.  a.  O.  versäumt 
es  leider,  diese  neu  erschlossenen  Quellen  zu  berücksichtigen. 
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R  chtgläubigkeit  im  Sinne  der  herrschenden  Kirche  und  nach  den 
Weisungen  des  Staatsrats  (Hamilton,  p.  172  f.,  182  f.,  275  u.  279)1). 
In  der  Zeit  der  puritanischen  Vorherrschaft  dienen  sie  der  Kontrolle 
dieser  Interessen  (z,  B.  Worcester  County  Records  I,  p.  703,  Nr.  60). 
Sie  nehmen  unter  der  Restauration  den  Priestern  den  berüchtigten 
Eid  des  passiven  Gehorsams  ab. 

Die  Friedensrichter  üben  Fischereipolizei  aus.  Sie  strafen  Leute 
>pro  [üseando  in  eerto  rivulo«  (Hamilton  p.  248). 

I  berall  herrscht  der  Friedensrichter,  er  begleitet  den  Grafschafts- 
angehörigen, wie  wir  sehen,  n>  jeder  seiner  Lebensäußerungen.  Ein 
gutes  Korrektiv  gegenüber  der  friedensrichterlichen  Allmacht  war  die 

j  im  die  Aburteilung  schwerer  Delikte  (siehe  Introduction  zu 
den  Worcester  County  Records  [,  p.  4,  III).  Aber  auch  hier  können 
•  Ii--  Friedensrichter  die  Initiative  ergreifen,  »Anklageartikel«  (articles) 
entwerfen,  aus  denen  dann  die  Jury  den  einen  oder  den  andern  heraus- 
greifl  und  zum  Gegenstand  ihrer  Anklage  macht  (Introduction  a.  a.  0., 
p.  L26).  lu  kleinen  Polizeidelikten  war  der  Friedensrichter  aber  immer 
allmächtig.  Deshalb  läßl  er  sich  auch  ganz  dem  polizeistaatlichen 
Zugi  einfügen,  und  wie  sein-  dies  geschieht,  mag  aus  einzelnen  Tat- 
sachen  erhellen.  Vor  allem  erlangen  die  Friedensrichter  in  dieser 
Periode  die  Befugnis,  Verordnungen  für  den  Umkreis  der  Grafschaft 
zu  erlassen,  was  sie  gewöhnlich  kollegial  in  den  Quartalsitzungen  zu 
tun  pflegen.  Hamilton  gibt  uns  eine  ganze  Reihe  von  Beispielen  für 
die  Grafschaft  Devonshire  und  Buckinhamshire  (§  193:  »resolve  in 
i  \  <  i  \  parisb  of  this  county  to  leave  strict  Warrants  in  the  hands  of  all 
constable  for  the  seizing  of  such  person  «;  andere  Beispiele  §  240, 

7  ii.  a.  in.  S.  auch  Atkinson  a.  a.  0.  für  die  North  Riding  von  York). 
Solche  »Verordnungen«  richten  sich  nicht  immer  an  die  Grafschafts- 
gi hörigen,  sondern  zuweilen  an  die  Kirchspielorgane.  So  erlassen  z.  B. 
die  Friedensrichter  von  Worcester  eine  order  an  die  Kirchspielvor- 
steher  und  \rmenaufseher  von  Feckerham  für  Walter  Blackborne 
aui  dem  »wüsten  Lande«  des  Kirchspiels  eine  angemessene  Wohn- 
Btelle  einzurichten  (Worcester  County  Records  1,  p.  248,  Nr.  668), 
vorausgesetzt,  daß  der  Gutsherr,  der  auch  mitzureden  hat,  dem  zustimmt. 
Wie  summarisch  ihre  Verfügungsgewalt  war  und  wie  sehr 
sich  diese  über  die  Schranken  des  Rechts,  im  Sinne  einer  gut- 
gemeinten  Billigkeit  betätigte,  zeigt  folgendes  Beispiel.  Ein  gewisser 
Philipp  Cook  geht  nach  den  Niederlanden,  läßt  liegendes  Gut,  das  sein 
Bruder  Edward  okkupiert,  zurück,  zugleich  aber  auch  ein  uneheliches 
Kind,  für  welches  uach  den  »Orders«  der  Friedensrichter  der  Bruder 
nd   I  sh  die  Woche  zu  zahlen  hat  (Worcester  County  Records  I, 

28,  Nr.  254).  Auch  sonsl  sehen  wir,  wie  die  Friedensrichter  in  ihren 
'  tuartalsitzungen  Zwistigkeiten  und  Privatrechtshändel  vorläufig  schlich- 


Diea  schon  seit  den  frühesten  Zeiten  der  Reformation:  siehe  Gamden  Mis- 
cellaB    I  X   Camden  Society  N.  S.  Nr.  53):  Letters  from  the  Bishops  to  the  Privy 
.:  insbes.  auch  die  Einleitung  dazu. 
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ten,  bis  die  ordentlichen  Gerichte  einschreiten  können1).  Die  Friedens- 
richter treten  in  dieser  Periode  zu  kleinern  Gruppen  für  Distrikte 
zusammen,  um  die  Geschäftsgebahrung  zu  erleichtern.  Es  wird  ihnen 
deshalb  vom  Staatsrate  vorgeschrieben,  sich  einen  Vorsitzenden  zu 
wählen,  einen  chairman  of  the  quarter  sessions,  eine  Praxis,  die  sich 
bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  hat  (Hamilton  p.  81  f.).  Mitunter 
wird  aus  dem  Grunde,  weil  eine  Harmonie  zwischen  den  Weisungen 
des  Staatsrats  und  den  Ausführungen  der  Friedensrichter  mangelt, 
diesen  (z.  B.  in  der  Grafschaft  Devon)  anbefohlen  »to  elect  three  or 
four  or  more  of  their  number  to  execute  the  directions  received  from 
the  government  and  to  give  an  account  of  what  has  been  done  in  all  such 
matters«  (Hamilton  p.  79).  Es  wird  ihnen  nunmehr  eine  regelmäßigere 
Kontrolle  in  Gestalt  der  Assisenrichter  aufgesetzt2)  (Hamilton,  p.  71  f. 
und  Coke,  4  Inst.,  p.  158  u.  170).  Auch  ein  bureaukratischer  Amtsstil 
soll  geschaffen  werden,  deshalb  müssen  nach  Weisung  des  Staatsrats 
die  Friedensrichter  alle  ihre  Amtshandlungen  und  Bescheide  in  latei- 
nischer Sprache  ergehen  lassen  (Hamilton,  p.  171).  Daß  das  Volk, 
weil  so  in  allem  reglementiert,  von  dem  Friedensrichter  die  Tätigkeit 
eines  deus  ex  machina  erwartet,  zeigt-  die  folgende  Petition  eines  R. 
Clements  (Worcester  County  Records  I,  p.  250,  Nr.  179).  Einer  seiner 
Dorfgenossen  hält  einen  bissigen  Hund,  der  des  Petenten  Dienstboten 
bereits  gebissen  hat,  so  daß  einer  derselben  in  der  Folge  die  Nadel  in  seiner 
rechten  Hand  nicht  halten  könne.  Der  Petent  bittet  um  solche  »Abhilfe 
des  Schadens,  als  die  Weisheit  der  Friedensrichter  sie  angezeigt  findet« 
(»for  such  comfort  as  your  wisdom  shall  think  fit»).  Ein  königlicher 
Wachmann,  der  von  Vagabunden  angefallen  ward,  bittet  um  »refor- 
mation«,  da  er  bloß  seine  tägliche  Arbeit  in  seinem  Beruf  habe,  um 
sich  und  seine  Familie  zu  erhalten  (Worcester,  County  Records  I,  p.  253, 
Nr.  192).  Die  von  Macaulay,  Hallam  u.  a.  verbreitete  Meinung,  daß 
dieses  Friedensrichterregiment  als  Mittel  der  königlichen  Willkürherr- 
schaft sich  betätigte  und  vom  Volke  deshalb  mit  scheelen  Augen  ange- 
sehen wurde,  erweist  sich  als  unrichtig,  denn  dem  Volke  waren  die 
Friedensrichter  mitunter  nicht  genug  tätig  (siehe  Introduction  der 
Worcester  County  Records  I,  p.  135).  Man  könnte  sonst  auch  nicht 
begreifen,  warum  Coke  die  Willkürherrschaft  des  Staatsrats  denun- 
zieren und  doch  den  Friedensrichter  hochschätzen  konnte. 

Die  glorreiche  Revolution  änderte  an  dieser  Maschinerie  tatsäch- 
lich nicht  viel.  Noch  unter  Anna  zeigen  die  Friedensrichterprotokolle 
von  Buckingham,  daß  im  Auftrag  des  Staatsrats  Rekruten  ausgehoben, 

x)  Z.  B.  Quarter  Sessions  for  the  County  of  Somerset  a.  a.  O.  I,  143.  Der 
Rechtsfall  Ball  gegen  Fawkener.  Beide  Streitteile  besitzen  ein  Grundstück  in  Mit- 
eigentum, das  aber  deutlich  geschieden  ist.  Die  Kuh  des  Fawkener  frißt  das  Futter 
vom  Teil  des  Ball  ab.  Die  Friedensrichter  treten  zum  Schutze  der  Saat  des  Ball 
ein,  bis  die  Gerichte  entscheiden  können.  Eine  ähnliche  Funktion  hat  noch  heute 
unsere  Polizei  in  manchen  Streitigkeiten  (z.  B.  Gesindestreitigkeiten). 

2)  Treffend  ist  die  Charakteristik  dieser  Kontrolle  über  die  Friedensrichter 
bei  G.  M.  Trevelyan,  in  A  History  of  England,  in  6  volumes:  England  under  the 
Stuarts,  London  1904,  p.  23. 

31* 


484  III.  M>schn.  Der  Kampf  der  absol,  u.  konstit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 


in  DevonBhire  Vagabunden  in  korreklionshäuser  gesteckt  werden 
(Hamilton,  p.  275  f.  und  268).  Auch  mil  den  ersten  Georgen  verwendet 
die  Zentralregierung,  das  Kxiegsministerium,  die  Friedensrichter  zu  ähn- 
lii  heil  Zweoken  l).  Ahn'  das  System  leidet  an  dein  Mangel  prompter  Ausfüh- 
rung  höherer  Befehle,  denn  die  bureaukratisohe  Zentralkontrolle  fehlt.  Die 

mentierung  des  platten  Landes  für  die  Zwecke  der  innern  und 
kantilistischen  Handelspolitik  wird  ersetzt  durch  die  parlamenta- 
rische Kontrolle,  insbesondere  die  I  Vi\ ale-l>ill-Gesetzgcbving.  Es  tritt  das 
ein,  was  Cuningham  (Modern  bimes  I  a.  a.  ().)  als  »parlamentarischen 
Colbertismus«  bezeichnet.  In  diesen  Gesetzen  ist  der  Gewalt  der  Frie- 
densrichter  weiter  Spielraum  eingeräumt,  z.  B.  Steuerdispensationen 
von  gesel /.liehen  Steiierpflichten  u.  a.  m.  (Hamilton,  p.  261,  303  usw.). 
In  dei  Ausübung  dieser  Gewalten  Werden  sie  von  niemandem  kontrol- 
liert,  denn  das  privy  Council  gibl  allmählich  die  Zügel  seiner  Gewalt 
an  einen  anderen   Nenn,  das  Kabinett  der  Minister,  ab,  und 

-  isl  zu  viel  mil  sich  selbsl  und  mit  dem  »management« des  Parlaments 
beschäftigt.  Es  ha1  auch,  weil  der  Rechte  unbekannt,  kein  imperium. 
Selbsl  in  den  Grafschaften,  aus  deren  Friedensrichterprotokollen 
wir  oben  einm»'-  n\\  ;ihiil  haben,  zeigt  es  sich  deutlich,  daß  die  Frie- 
densrichter unter  Königin  Anna,  also  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts, 
sii  h  selbst  überlassen  sind.  In  Buckinghamshire  sind  sie  sehr  eifrig 
und  mengen  sich  im  Sinne  ihrer  Vorgänger  in  alles  und  jedes  Privat- 
ateresse,  in  Devon  sind  sie  hingegen  sehr  lässig.  Die  Maschine,  die 
all--  in  Gang  erhalten  und  dem  System  Gleichförmigkeit  gegeben  hatte, 
der  Staatsrat,  war  verfallen.  Auf  seinen  Trümmern  erwuchs  im  18.  Jahr- 
hunderl  jene  egoistische,  aristokratische  Herrschaft  der  landed  gentry, 
von  der  noch  weiter  die  Rede  sein  wird. 

Eine  besonders  wichtige  Aufgabe  der  Friedensrichter  war  ihre 
Verwendung  für  die  Zwecke  der  Militärverwaltung.  Seit  Edward  VI. 
besteht2)  das  \mi  des  Lord-Lieutenant  der  Grafschaft,  des  angesehensten 
Friedensrichters,  der  die  Miliz  innerhalb  der  Grafschaft  zu  komman- 
dieren  hat.  Doch  ist  diese  Miliz  in  unserer  Periode  noch  sehr  in  den 
Anfängen  und  erlangt  erst  im  18.  Jahrhundert  ihre  Bedeutung  als 
Bollwerk  d»-r  Nation  gegen  das  Königtum  und  gegen  den  äußeren 
Feind. 

I  ttter  den   I  i  ledensrichtern  wirken  in  den  Kirchspielen  und 
alten  Hundertschaften  die  Konstabier  als  Organe  der  Polizeiver- 

i)  Vergleiche  noch  dazu  North  Riding  Record  Society  vol.  VII.  Quarter 
Sessions  Reeords  (1677 — 1716),  ed.  .1.  G.  Atkinson  passim  und  vol.  VIII.  Quarter 
Sessions  Reeords  (1717—1750),  ed.  J.  C.  Atkinson  p.  158  ff.,  z.  B.  p.  257:  »Ordered 
thai  the  Clerk  of  the  Peace  wri£e  to  the  Secretary  of  Ware,  that  Mich.  Parker  was 
committed  to  the  Ho.  of  Gorrn  January  third  last  and  laid  there  ever  since  as  a 
deserter  from  .  .  .  Sir  Rob.  Monro's  regiment,  and  the  regiment  being  acquainted 
therewith,  does  nol  endeavour  to  release  him,  so  to  desire  directions  what 
):•   rnusl  l>e  d  o  ri  e  w  i  t  h.« 

Siehe  Fortescue,  History  of  the  British  Army  (1899),  I,  p.  124.  Ein  anschau- 
liches Bild  der  zeitgenössischen  Praxis  gibt:  The  Lancashire  Lieutenancy,  2  vols, 
John  Harland  (Chetham  Society  Nr.  49  u.  50). 
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waltung  und  als  Exekutionsorgane  der  Friedensrichter.  Das  Amt 
war  zwar  ein  Ehrenamt,  aber  kein  begehrtes.  Wer  z.  B.  zwei  Jahre 
darin  sich  betätigt  hatte,  verlangte  Ablösung1).  Die  damit  verbundene 
Verantwortlichkeit  und  Last  war  zu  groß.  Energischer  war  diese  Polizei- 
verwaltung, trotzdem  sie  ihren  Trägern  noch  bis  knapp  vor  den  Aus- 
bruch der  glorreichen  Revolution  Privilegien  einräumte,  die  nicht 
geringer  waren  als  in  dem  zeitgenössischen  Polizeistaat  des  Kontinents2). 

III.  Die  Städte. 

Im  16.  Jahrhundert  begann  das  englische  Städtewesen  zu  ver- 
fallen3). Die  Geschlossenheit  der  selbständigen  Städtewirtschaft  begann 
einer  Nationalwirtschaft  zu  weichen.  Man  verlangte  Freizügigkeit 
zwischen  den  Städten,  welcher  die  verschiedenen  Stadtprivilegien 
hinderlich  waren.  Wo  dies  nicht  durch  königliche  Freibriefe,  wie  es 
meistens  der  Fall,  zu  erlangen  war,  da  setzten  intermunizipale  Verträge 
ein.  Die  Beherrschung  und  Überwachung  der  Zunft  durch  das  Stadt- 
regiment begann  wirkungsloser  zu  werden,  da  sich  neben  den  Zünften 
eine  Hausindustrie  breit  machte.  Selbst  die  Überwachung  der  Lebens- 
mittel und  des  Handels  mit  ihnen,  eine  wesentliche  Aufgabe  des 
Stadtregiments,  begann  zu  schwinden,  da  die  Stadtgerichte  immer 
schwächer  wurden. 

Ein  anderer  Grund  des  Verfalls  der  Städte  war  die  Auflösung 
der  Klöster.  Denn  diese,  wie  z.  B.  Goventry,  nicht  selten  in  der  Nähe 
von  Städten  oder  innerhalb  der  Stadtmauern  selbst  angelegt,  hatten 
ein  großes  kaufkräftiges  Publikum,  das  zu  den  Reliquien  der  Heiligen 
pilgerte,  angezogen.   Nun  hörte  dies  auf4). 

Die  großen  Einhegungen  (enclosures)  und  die  Verwandlung  von 
Ackerboden  in  Weideland  trugen  das  ihrige  zum  Städteverfall  bei.  Denn 
die  Handwerksarbeiter  konnten  vorher  nebenbei  dem  Ackerbau  in 
der  Nähe  der  Städte  obliegen  und  sich  ein  ergänzendes  Einkommen 
daraus  holen.  Nun  schwand  diese  Möglichkeit,  die  Arbeitslöhne  wurden 
höher,  und  der  Handwerksmeister  mußte  die  Zahl  seiner  Gesellen  und 
Lehrlinge  einschränken,  was  seine  Produktivkraft  wesentlich  schmälerte5). 

Eine  der  wichtigsten  Ursachen  des  Verfalls  der  städtischen  Zünfte 
und  damit  der  Städte  selbst  war  die  Unterbietung  ihrer  Waren  durch 
die  ausländische  Industrie.  Durch  die  Wirksamkeit  der  großen  Handels- 
kompanien waren  eine  große  Zahl  von  Luxuswaren  und  fremden  In- 
dustrieprodukten dem  englischen  Publikum  zugeführt,  der  Geschmack 
der  Konsumenten  war  verfeinert  worden,  so  daß  die  Befriedigung 
der  Lebensbedürfnisse  durch  die  heimischen  Zunftgewerbe  nicht  mehr 

x)  Siehe  Worcester  Gounty  Records  I,  p.  275. 

2)  Siehe  mein  englisches  Staatsrecht  II,  S.  657  ff. 

3)  Siehe  die  anschauliche  Schilderung  dieses  Verfalles  in  W.  Stafford's  »3  Ge- 
spräche über  die  in  der  Bevölkerung  verbreiteten  Klagen«  1581,  in  der  trefflichen 
Übersetzung  von  E.  Leser,  1895,  S.  18. 

4)  Siehe  Dugdale,  Warwickshire  I,  146. 

5)  A  Discourse  of  the  Common  Weal  a.  a.  O.  p.  15  f. 
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genügte1).  So  war  der  ganze  Verfall  der  Stadtwirtschaft  eine  not- 
wendige Folge  des  Ubergangs  zur  nationalen  Volkswirtschaft,  die  in 
den  Weltverkehr  eingeflochten  war.  hau  Zurück  gab  es  nicht  mehr. 
Die  Stadtverfassungen  mußten,  »las  waren  die  Reformgedanken  der 
damaligen  Zeit,  derart  umgestaltet  werden,  daß  sie  eine  dauernde 
K  ntrolle  de-  eünftlerischen  Gewerbes  darstellten,  ja  es  sollte  selbst 

Stadt  nach  Zunftgrundsätzen  dir  spezifisches  Gewerbe,  das  ihr 
durch  Umstünde  am  nächsten  lag,  hauptsächlich  befördern2).  Manche 
Reformer  gingen  auch  so  weit,  vorzuschlagen,  daß  überhaupt  viele 
Stadtkorporationen  und  alle  Handelskompanien  abzuschaffen  seien. 
So  Bei  nier  der  Inhalt  eines  Traktats  auszugsweise  wiedergegeben, 
da  er  den  Widerstreit  des  allen  zünftlerischen  Standpunkts  der  Stadt- 
wirtschafl  mit  dem  Geisl  der  nationalen  Handelskompanien  deutlich 
widerspiegelt.  Er  \>l  helilell:  »A  discourse  of  Corporations«  und 
Btamml  aus  der  Zeil  Elisabeths8). 

Hier   wird   die    Korporationstheorie  mit  der  merkantilistischen 

Wirtschaftstl  rie  der  damaligen  Zeil  in  Verbindung  gebracht.  Der 

Vutor  weisi  nach,  daß  vom  Standpunkt  dieser  letzteren  alle  Korpora- 
tion.n  bis  auf  die  Innungen  verwerflich  seien.  Die  Korporation  ist 
ihm:  >an  unitye  of  a  society  using  one  trade,  misterie  or  occupation 
into  one  bodie  by  bhe  Prince  or  Soveraigne  having  autoritie  to  make 

and  ordinam  <-s  tnurhing  such  trade,  misterie  or  occupation,  where- 
unt'i  evny  inemher  of  the  same  is  subject.« 

Nun  wird  gezeigt,  wie  Korporationen  dahin  tendieren,  Monopolien 
zu  erzeugen  (»but  the  mischief  of  monopolies  can  not  be  avoided  as 
E  as  bhere  be  any  corporations«).  Was  zunächst  die  »foreign  cor- 
porations« anlangt,  d.  h.  Korporationen,  welche  den  auswärtigen  Handel 
betreiben,  so  wären  sie  vor  allem  wider  das  Völkerrecht,  welches 
nur  ein  offenes  Meer  anerkennt.  Sodann  widersprächen  sie  der  Maxime 
der  merkantilistischen  Doktrin,  »to  governe  our  own  commoditis  that 
«hu  country  and  soil  yeldeth,  that  they  may  carrie  estimation  and 
value  in  those  parts,  wither  we  transport  them  and  not  to  be  too  dear 
al  bome;  and  that  foreine  commodities  be  kept  at  lowe  and  base  prices 
among  us.« 

Wohl  weiß  der  Verfasser,  daß  Korporationen  im  Ausland  die  hei- 
mische Industrie  gegen  Unterbietung  schützen.  Aber  trotzdem  erscheinen 
ihm  die  aus  Korporationen  erwachsenden  Übelstände  größer  als  die 
Vorteile. 

Was  die  inländischen  Korporationen  anlangt,  so  sagt  unser  Autor 
.  h  ihnen:  »now  to  speak  of  corporations  which  are  erected  and 
established  within  the  cireuit  and  walles  of  cour  country  either  they 
iniversall  as  of  cities,  towns  and  boroughs,  ore  of  particular  societies 
within  the  same  as  masters  drapers,  grocers  and  such  as  use  misteries, 
other  of  manuall  corporations  as  smithes  .  .  .  .  carpentours  and  such 

1    A  Discourse  a.  a.  O.,  p.  78. 

2)  A  Discourse  a.  a.  O.,  p.  126—128. 

Manuskript  in  Brit.  Museum  unter  Harl.  Coli.  4243,  p.  62  ff. 
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like.  And  as  touching  universall  bodies  publique  I  do  thinke  all  corpo- 
rations  of  towns  and  cities  and  especially  such  as  border  upon  the  sea, 
so  be  very  inconvenient  and  hurtfull  to  the  subjects  and  Commonwealth, 
and  of  no  necessity  to  use,  either  to  the  prince  or  people,  yea  not  to 
the  inhabitants  themselves.«  Denn  viele  Korporationen,  wie  z.  B. 
Winchelsea,  Lincoln  und  Winchester,  hätten  vollständig  ihre  soziale 
und  wirtschaftliche  Bedeutung  verloren.  Stadtkorporationen  ver- 
teuerten nur  die  Waren. 

Wenn  der  Einwand  gemacht  werden  sollte,  daß  es  sich  mit  Hilfe 
der  Korporationen  besser  regieren  lasse,  so  begegnet  er  auch  diesem 
mit  folgenden  Worten:  »whereas  it  may  be  said  that  if  those  corpo- 
rations  were  not  there  would  not  so  good  government  in  towns  nor 
contributions  to  private  and  publique  charge  so  easely  levied.  This 
is  answered  by  daily  experience  as  well  of  the  country  where  better 
government  is  and  where  as  easy  levies  are  made  for  any  service  by 
the  justice  of  the  peace  as  also  in  divers  other  good  town  as  Newbry, 
Godlymine  in  Surrey  and  divers  other  not  corporated  where  any  inhabi- 
tant  of  the  town  contributes  to  the  charge  of  the  same  for  the  time  of 
his  dwelling  as  .  .  .  he  should,  as  well  as  they  do  in  towns  cor- 
porated.« 

Nun  wird  auf  das  Beispiel  von  London  verwiesen  und  gezeigt, 
wie  hier  die  verschiedenen  Arten  der  Handelskompanien,  die  merchants, 
grocers,  retailers  (Detailhändler)  u.  a.  den  Preis  der  Waren  verteuern. 
Der  Autor  verwahrt  sich  gegen  den  Vorwurf,  als  wollte  er  alle  Korpora- 
tionen abgeschafft  wissen.  Die  gewerblichen  Zünfte  sollen  bestehen 
bleiben.  »Least  perhance  it  might  by  conceded  of  me  that 
so  utterly  condemne  all  manner  of  bodies  publique  and  societies, 
I  am  whole  of  this  opinion  that  all  societies  buying  foreigne,  and  all 
universall  corporations  as  of  towns,  cities,  boroughs  are  improfitable 

and  very  hurtfull  to  the  commonwealthe  But  corporations  which 

concerne  manuall  and  Operations  as  smithes,  carpentours,  armourers 
and  such  other  wherein  is  used  and  expressed  the  labour  and  work 
of  the  hands,  are  not  only  profitable  but  also  very  needfull  that  order 
be  taken  that  no  man  be  admitted  to  publique  practice  and  profession 
of  the  arme  arte  tili  he  hath  served  in  the  same  and  be  allowed  of  the 
masters  and  Wardens  of  the  companies  to  be  an  able  and  an  sufficient 
man  to  deal  truly  and  skillfully  in  that  science  that  he  professed.« 
Nun  ein  Zurückschrauben  der  ganzen  Volkswirtschaft,  die  eben  seit 
der  Tudorzeit  auf  die  Entwicklung  großer  Handelskompanien  bedacht 
war,  ließ  sich  nicht  vornehmen.  Aber  wie  in  diesem  Traktate  so  herrschte 
auch  in  der  Meinung  der  Regierung  die  Ansicht  vor,  daß  Städte  und 
Zünfte  als  Korporationen  auf  einer  und  derselben  Stufe  stünden  und 
nichts  anderes  wären  als  Staatsanstalten  zur  Beförderung  der  Industrie 
und  des  Gewerbes. 

Dieser  wirtschaftlichen  und  politischen  Maxime  entsprachen  auch 
die  juristischen  Maßnahmen  zu  ihrer  Durchführung.  Das  ausgehende 
Mittelalter  hatte  durch  Ausbildung  des  oligarchischen  Stadtregiments 
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t  bodies)1)  schon  vorgearbeitet.  Wo  dies  nicht  der  Fall  war,  wurden 
Städten  [nkorporationscharten  verliehen,  nur  um  das  Schwergewicht 
Ii  i  Stadtverfassung  in  die  Hände  des  mayor  zu  legen,  der  vom  König 
mannt  oder  bestätigt  wurde.  Die  Praxis  der  Reichsgerichte  vervoll- 
ständigte nun  ihrerseits  diesen  Plan,  indem  sie  es  als  zulässig  erklärte, 
daß  die  Städte  ihrerseits  Zünfte  schaffen  könnten.  So  wurden  in  einem 
lYil  Englands  die  Städte  Staatsanstalten  und  erzeugten  in  den  Zünften 
Bloh  untergeordnete  Staatsanstalten.  Auf  dieser  Klaviatur  konnte  der 
allmächtige  Staatsrat  bequem  spielen. 

Ein  sprechender  Beleg  für  die  neue  Stellung  der  Stadtkorporation 
i-t  Folgender  Vermerk  in  «lein  Protokolle  des  privy  Council  unter  Elisa- 
l»rth  i  Vels  o|"  the  Privy  (luuneil  of  Kngland.  New  series,  ed.  Dasent, 
vol.  [X,  p.  L99).  Der  Stadtrat  von  Lynn  verlangt  vom  privy  Council 
die  Neubestellung  eines  mayörs,  weil  der  zuletzt  gewählte  »had  lately 
been  noted  before  them  in  i  he  Star  Chamber  for  some  unduti- 
f n  11  misdemeanours  in  that  town  much  to  their  slander«.  Und  wie  hier, 
bo  mengte  Bich  das  privy  Council,  resp.  die  Sternkammer  in  alle  Fragen 
der  Stadtverwall  ung. 

In  anderen  Stadien,  namentlich  in  den  größeren,  wurde  die  Zunft 
von  der  Stadl  unabhängig  gestellt  und  inkorporiert,  d.  h.  Staatsanstalt 

lie  Leitung  des  Gewerbebetriebs.  Denn  das  war  der  Standpunkt 
der  Tudors  in  bezug  auf  die  Städte:  als  Gemeinwesen,  das  kraft  Natur- 
rechl  vor  dem  Staate  existierte,  erkannten  die  Tudors  weder  die  Städte 
noch  die  Zünfte  an.  Sie  waren  ihnen  nur  Mittel  zum  Zweck  einer  Ge- 
wi  rbi  |  olitik,  Staatsanstalt,  und  in  dieser  Stellung  mußten  die  Städte 
die  Konkurrenz  der  Zünfte,  die  ebenfalls  ein  Mittel  merkantilistischer 
Staat spulii ik  waren,  aushalten. 

Nun  erhalten  die  statutarischen  Anordnungen  der  Städte  (by-laws) 
rhöhte  Bedeutung.  Deshalb  wird  schon  unter  Heinrich  VIII.  (33  Henr. 
VIII.,  c.  11)  festgesetzt,  daß  zu  ihrem  Zustandekommen  nicht  mehr 
jtimmigkeil  nötig  sei,  sondern  Majoritätsbeschluß  genüge,  während 
die  ländlichen  .Gemeinwesen  in  ihrem  »court  leet«  noch  bis  ins  19.  Jahr- 
hundert das  Erfordernis  der  Einstimmigkeit  festhielten  (Blackstone  I, 
p.  478).  Es  wird  ferner  den  Stadtverordnungen  nunmehr  die  Fähig- 
keit zugeschriebi'n,  rechtsverbindlich  zu  sein,  wenn  sie  nur  nicht  dem 
Common  Law  oder  der  guten  Vernunft  widerstreiten,  wie  die  Richter 
der  späteren  Stuarts  sagen2).  Aber  noch  unter  Jakob  I.  binden  sie  nicht 
fremde,  sondern  nur  heimische  Bürger.  Man  sieht,  wie  fremd  dem 
englischen  Recht  der  Gedanke  der  kontinentalen  Gebietskörper- 
schaft ist. 

Auf  demselben  Gedanken  beruht  ferner  die  Tatsache,  daß  erst 
in  dieser  Periode  dem  Stadtregiment  die  Befugnis  zum  Kauf  und  Ver- 
kaut, ferner  zum  Ausstoßen  von  Bürgern  aus  dem  Verbände  (Mere- 

1    im  '*0.  Regierungsjahre  der  Königin  Elisabeth  (4  Coke  Reports  77)  wird 
Autorität  der  bisher  entstandenen  »select  bodies«  als  Repräsentanten  selbst 
dann  anerkannt,  wenn  sie  sich  auch  nur  durch  Gewohnheit  gebildet  hatten. 
1    8t.  Kyd,  Treatise  on  the  law  of  corporation  1793/94,  II,  10  7. 
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wether  und  Stephens  II,  p.  1524  ff.),  sowie  das  Recht  gegeben  wird, 
die  Resignation  freiwillig  ausscheidender  Bürger  entgegenzunehmen 
(Merewether  und  Stephens  III,  p.  1722). 

Ein  starrer,  durch  die  Gerichtspraxis  ausgebildeter  Rechtsformalis- 
mus1) bindet  die  Stadtkorporation  bei  all  ihrem  Tun  und  Lassen:  die 
Notwendigkeit  der  Beifügung  des  Stadtsiegels2),  die  Konfinierung  der 
Korporation  auf  einen  bestimmten  lokalen  Umkreis,  die  Führung 
eines  Namens,  der  genau  vorgeschrieben  und  aus  dem  nichts  weg- 
gelassen werden  darf,  wenn  das  vollzogene  Rechtsgeschäft  rechts- 
gültig sein  sollte3),  vor  allem  aber  der  Anfang  der  später  so  bedeut- 
samen Doktrin  »ultra  vires «.  Die  Stadtkorporation  darf  keinen  Rechts- 
akt setzen,  der  nicht  mit  ihrem  unmittelbaren  Zweck,  für  den  sie  ein- 
gerichtet ist,  im  Zusammenhang  steht.  Jede  Vermögenserwerbung 
oder  -Veränderung,  welche  diese  Grenze  überschreitet,  ist  nichtig4). 
In  dieser  Form  als  Staatsanstalten  verblieben  die  Städte  bis  in  die 
Zeit  des  17.  und  18.  Jahrhunderts.  Die  restaurierten  Stuarts  ver- 
suchten die  Form  der  Inkorporation  zu  anderen  Zwecken  als  zur  Durch- 
führung einer  Wirtschaftspolitik  zu  verwenden.  Ihnen  kam  es  darauf 
an,  diese  Zentren  der  oppositionell  gesinnten  Partei  sich  gefügig  zu 
machen.5)  Nun  kam  der  Gedanke  auf,  die  Stadtverfassung  parlamenta- 
rischen Parteizwecken  dienstbar  zu  machen,  ein  Gedanke,  den  die 
Städtepolitik  selbst  des  18.  und  beginnenden  19.  Jahrhunderts  nicht 
los  wurde. 

Die  Städte  als  Sitz  des  oppositionellen  Bürgertums,  allen  voran 
London,  müssen  sich  einer  Änderung  ihrer  Verfassungsform,  die  dem 
Könige  den  größten  Einfluß  auf  die  städtische  Organbildung  einräumt, 
unterwerfen.  Die  Kronanwälte  gaben  dem  Könige  den  Rat,  gegen 
Städte  unter  den  nichtigsten  Vorwänden  mittels  quo  warranto  ein- 
zuschreiten, um,  wenn  das  Urteil  die  Verwirkung  der  Stadtcharte 

x)  Sehr  gut  zusammengestellt  ist  dieser  Rechtsformalismus  in  einem  Traktate 
»A  treatise  concerning  corporations«  aus  der  Zeit  Heinrichs  VIII.  Manuskript  im 
Br.  Museum  HarL,  Mss.  4717,  fol.  9  ff. 

2)  »A  Treatise«  a.  a.  O. :  »The  law  is  very  clear,  for  it  is  a  maxim  that  a  Cor- 
poration or  body  politic  can  neither  lawfully  vest  nor  release  unto  itself  or  out  of 
itself,  that  it  can  neither  give  nor  take  any  franctenement  but  by  subsequent  matter 
of  record  orally  or  by  subsequent  matter  in  writing  etc. . . .  nor  take  any  lease  for 
years,  liveries  attornement  or  such  like  but  by  matter  of  record  or  b  y  writ- 
ing under  seal. « 

3)  »A  Treatise«  a.  a.  O.  fol.  26. 

4)  A  Treatise  a.  a.  O.  fol.  26:  »It  is  also  a  rule  that  all  lease  and  grant  or  de- 
vise  made  by  a  body  politic,  the  same  must  persue  the  nature  of  the  capacity  of 
the  same  body,  or  the  grant  is  voyd.« 

5)  Ansätze  hierzu  finden  sich  schon  unter  dem  Protektorat.  Es  waren  damals 
nicht  etwa  bloß  lokale  Gründe  (wie  Gardiner  annimmt),  sondern  auch  politische 
Momente  —  ganz  wie  später  unter  den  restaurierten  Stuarts  —  welche  zur  Neuorga- 
nisation der  Stadtverfassung  mittels  charter  führten.  Siehe  Gardiner,  History  of 
the  Commonwealth  and  Protectorate  III,  ch.  XLIII;  H.  Hall,  Camden  Miscellany 
XI.  (in  der  Einleitung  zu  der  von  ihm  edierten  Salisbury  Charter),  p.  163;  Round 
in  E.  H.  R.  XV,  p.  641  ff.  und  Henderson  in  Transactions  of  Roy.  Hist.  Soc.  3  ser., 
VI  (1912),  p.  129  ff.    Camden  Society  3.  Ser.  Nr.  13. 
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iprach,  die  eingeschüchterte  Kommune  zur  freiwilligen  Unter- 
werfung  unter  den  königlichen  Willen,  d.  i.  zur  Umgestaltung  ihrer 
Verfassung  eu  ewingen, 

rrotzdem  nämlich  die  allere  Gerichtspraxis  unter  Jakob  I.  die 
Strafbarkeit  der  Korporationen  verneinte1),  die  spätere  solche  nur  wegen 
großei  V  erbrechen  zuließ*),  machte  man  im  Beginn  des  Jahres  1683 
»ler  City  von  London  den  Prozeß,  weil  sie  eine  Petition  auf  Einberufung 
eines  Parlaments  an  den  König  gebracht  und  eine  geringfügige  Markt- 
steuer  auferlegt  hatte,  wozu  sie  angeblich  nicht  ermächtigt  war.  Hier 
heftete  sich  die  Doktrin  der  »ultra  vires«  an  die  Fersen  der  Stadt- 
korporation,  die  nun  ihre  Charte  deswegen  verwirken  sollte.  Das  Ur- 
teil fiel  natürlich  zuungunslen  der  City  aus.  Khe  es  vollstreckt  wurde, 
unterwarf  sie  sich  dem  Willenschluß  des  Königs  und  einer  Reform 
ihrer  \  erfassung,  die  darauf  hinauskam,  daß  der  König  die  Wahl  der 
i  rsten  Stadtorgane  bestätigen  und  die  niederen  bis  zum  städtischen 
steward  hinab  absetzen  konnte. 

V  iele  andere  Stadle  folgten  dem  Beispiele  Londons  aus  Furcht 
vor  dem  Qim-warranto-Prozesse,  und  der  Richter  Sir  George  Jeffreys, 
der  zur  Prüfung  der  Stadtverfassungen  in  die  Provinz  entsendet  wurde, 
brüstete  sich  stolz  damit,  daß  unter  dem  Eindrucke  seiner  Drohungen 
die  Stadtverfassungen  »gleich  den  Mauern  von  Jericho  zu  Boden  ge- 
f allen*  wären. 

Jakob  II.  wählte  nicht  einmal  den  scheinbar  legalen  Weg,  den 
Karl  II.  eingeschlagen.  Er  dekretierte  durch  Verordnungen  (regula- 
bions)  die  Änderungen  von  Stadtcharten3)  und  kassierte  eine  ganze 
Reihe  von  ihnen,  um  freilich  kurz  vor  seiner  Vertreibung  —  offenbar 
in  der  üjsicht  sich  Anhänger  zu  schaffen  —  ihnen  die  Option  für  ihre 
alte  Verfassungsform  wieder  zur  Verfügung  zu  stellen.  Ein  Teil  von 
d.  n  Städten  machte  hiervon  Gebrauch,  ein  anderer  Teil,  namentlich 
dort,  wo  durch  Kassierung  der  Stadtcharte  gleichzeitig  das  oligarchische 
Stadtregiment  beseitigt  war,  ließ  es  bei  dem  neuen  Zustand,  der  der 
ganzen  Bürgerschaft  nur  größere  Freiheit  gab4). 

Wilhelm  von  Oranien  gab  zwar  noch  vor  seinem  Regierungsantritt 
das  feierliche  Versprechen,  daß  alle  Charten  des  vorherigen  Regimes, 
welche  die  Wahlen  der  Bürgerschaft  entgegen  dem  alten  Brauch  be- 
Bchränkl  hätten,  null  und  nichtig  sein  sollten,  aber  er  war  weit  davon 
entfernt,  den  Zustand,  den  er  angetroffen,  wesentlich  zu  verändern. 


1    Die  Begründung  gibl  der  Richter  Manwood,  zitiert  bei  Merewether  und 
Stephen  III,  p.  L521:   »A  Corporation  is  a  body  aggregate,  none  can  create  souls 
bu1  the  King  creates  them  and  therefore  they  have  no  souls,  they  cannot 
i]  appear  in  person  but  by  Attorney  —  no  sub  poena  lieth  against  them 
because  they  have  no  conscience. « 

2j  Yiner  Abridgement  s.  v.  Corporation. 

North  Examen  a.  a.  O.  p.  627.  Einen  interessanten  Beitrag  zur  Willkür,  mit 
Stadtorgane  und  Beamte  entlassen  wurden,  Städte  neue  Verfassungen 
ü  pen  Willen  erhielten,  gibt  die  Behandlung  der  Stadt  Totnes  durch  Jakob  IL 
:    Siehe  Transaktione  of  the  Devonshire  Association  VIII,  360  ff. 
1   Merewether  und  Stephen  III,  p.  1839. 
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Auch  unter  seiner  Regierung  und  unter  der  seiner  Nachfolger  war 
der  Gesichtspunkt,  unter  welchem  die  Stadtverfassungen  angesehen 
wurden,  nur  die  Frage,  inwiefern  sie  die  Zusammensetzung  des  Par- 
laments beeinflussen  könnten.  Und  da  er  keinen  Grund  hatte  an  dieser 
Zusammensetzung  irgend  etwas  zu  ändern,  so  kam  auch  ein  Gesetz- 
entwurf1), welcher  jenes  Versprechen  erfüllen  sollte,  nicht  dazu,  Ge- 
setz zu  werden.  Der  Rechtszustand,  in  welchem  die  städtischen  von 
den  jakobitischen  Regulativen  getroffenen  Verfassungen  sich  befanden, 
blieb  so  in  Schwebe,  denn  es  galt  hauptsächlich,  alles  beim  alten  zu 
lassen. 

Jede  Änderung  hätte  nur  den  Besitzstand  der  Parteien  im  Par- 
lament verändert,  und  so  wurde  sie  vermieden.  Den  Abschluß  dieser 
kurzsichtigen  Städtepolitik  brachte  ein  Gesetz  Georgs  IL  von  1729 
(2  Geo  IL,  c.  24),  das  für  die  Frage,  wer  innerhalb  der  Stadt  stimm- 
und  wahlberechtigt  sein  sollte,  die  jeweilige  letzte  Entscheidung  des 
Unterhauses  bei  Wahlprüfungen  für  die  betreffende  Stadt  maßgebend 
erklärte.  Quieta  non  movere!  Das  war  die  Devise,  unter  welcher  sich 
das  parlamentarische  ancien  regime  einzurichten  begann. 

Das  hierdurch  in  die  städtische  Organisation  eingeführte  Halb- 
dunkel begünstigte  nur  die  städtische  Verfassungsentwicklung  auf 
außergesetzlichem  Wege,  durch  Stadtverordnungen  (by-laws)  und  durch 
Konventionairegeln  in  der  Folgezeit,  wovon  noch  im  nächsten  Ab- 
schnitt zu  handeln  sein  wird.  Wie  eben  die  folgende  allgemeine  Ver- 
fassung des  Reichs  von  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  an  durch  Kon- 
ventionalregeln  sachte  und  geräuschlos  fortgebildet  wurde,  so  auch 
die  städtischen  Verfassungen.  Die  Grundlage  hierzu  hatten  jene  Regu- 
lative Jakobs  IL  und  die  Grundsatzlosigkeit  von  König  und  Parlament 
in  bezug  auf  die  zu  verfolgende  Städtepolitik  geliefert. 

IV.  Die  Kommunalsteuern. 

Auf  diesem  Gebiete  war  die  Aufgabe  der  Tudors  keine  kleine. 
Es  handelte  sich  um  nicht  weniger  als  um  die  erste  Einführung  wirk- 
licher Kommunalsteuern,  denn  die  mittelalterliche  Lokalbesteuerung 
war  weit  davon  entfernt.  Die  wichtigsten  Bedürfnisse  der  Kommunal- 
verbände des  platten  Landes,  Grafschaften  und  Hundertschaften,  und 
der  Städte  wurden  im  Mittelalter  meist  durch  Stiftungen  realisiert. 
So  z.  B.  war  es  nichts  Seltenes,  daß  Erblasser  bestimmtes  Grundeigen- 
tum für  den  Bau  und  die  Erhaltung  von  Brücken  widmeten  (z.  B. 
die  Bridge  House  Estates  der  City  von  London).  Auch  die  Mönche 
eines  Klosters,  die  ein  Interesse  an  den  anliegenden  Heeresstraßen 
hatten,  nahmen  entweder  freiwillig  oder  durch  testamentarische  Be- 
stimmung die  Verpflichtung  auf  sich,  in  einer  bestimmten  Entfernung 
von  ihrem  Kloster  Straßen  und  Wege  zu  erhalten.  So  war  die  Straße 
in  der  Nähe  des  Klosters  Abingdon  am  Themsegelände  eine  halbe 
Meile  weit  von  den  Mönchen  instand  gesetzt  und  erhalten. 

J)  C.  Journ.  XI,  p.  518.  Die  Debatten:  C.  Journ.  X,  p.  105,  112,  133,  204, 
322,  325. 
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\eben  diesen  Stiftungen  spielen  aber  die  Abgaben  im  Mittel- 
alter eine  gewisse  Kollo.  Freilich  sind  sie  vorwiegend  den  gutsherr- 
lichen  Renten  und  U)gaben  nachgebildet,  ja  gehen  mitunter  in  solche 
über.  Wir  kennen  da  ein  auxilium  vicecomitis 1),  d.i.  eine  Abgabe, 
che  von  allen  Dorfbewohnern  innerhalb  der  Grafschaft  zu  zahlen 
war.  um  drssrn  VusgaluMi  /u  decken,  wenn  er  das  Shcriffgericht,  den 
turnus  viceoomitis ,  in  der  Hundertschaft  abhielt.  Daneben  be- 
stand  auch  eine  \ii  yon  llal'ergeld  tili'  den  Sheriff,  der  palafredus  vice- 
comitis.     Die    Dorfbewohner    zahlten    ihn    gewöhnlich  secundnm 

»rtionera  benementi  sui,  entweder  direkt  oder  durch  Vermittelung 
ihres  Gutsherrn,  wobei  es  meld  seilen  vorkam,  daß  dieser,  z.  B.  der 
\l't  von  Peterborough  und  der  Vhl  vmi  Barling,  ihn  in  seine  Taschen 
gleiten  ließ*),  ähnlich  wird  an  den  Vorsteher  der  Grafschaft  und 
an  den  Vorsteher  der  Hundertschaft,  den  baillivus  der  Hundertschaft, 
der  Inindredscot,  bundredsilver,  das  Silbergeld  entrichtet.  Freilich  eine 
auch  schon  im  Mittelalter  seltene  Abgabe,  weil  die  Hundertschaften 
bald  als  Immunitäten  in  den  Händen  Privater  waren  oder,  wenn  sie 
dem  K.önig  unterstanden,  von  dem  Bailliven  des  Sheriffs  gepachtet 
waren,  sm  da  LI  die  besonderen  Abgaben  beim  Erscheinen  im  Hundert- 
Bchaftsgerichl  in  die  allgemeinen  Revenuen  der  Hundertschaft,  die 
dem  baillivus  zustanden,  flössen. 

Da  gab  »is  lerner  den  sog.  wardpenny,  der  als  Ablösung  für  die 
Rewaehnng  eines  königlichen  Kastells  von  den  dazu  verpflichteten 
Grafschaftsbewohnern  gezahlt  wurde.  Mitunter  gab  es  auch  Kastelle, 
zu  deren  Bewachung  die  Hundertschaftsbewohner  beizutragen  hatten. 
Der  wardpenny  traf  aber  nicht  etwa  bloß  die  Ministerialen,  die  ur- 
sprünglich zur  1  borwachung  des  Kastells  bestimmt  waren,  sondern 
durch  Überwälzung  der  Ablösungssumme  auch  deren  Hörige. 

Eine  besondere  wichtige  Abgabe  im  Mittelalter  war  das  pontagium, 
eine  allgemeine  Abgabe  in  Geld  oder  Naturaldienst,  um  öffentliche 
Brücken  zu  erhalten.  Mit  dem  pontagium  steht  das  pavagium  in  Ver- 
bindung,  eine  Art  von  Mautgeld  für  die  Erhaltung  der  Straßenmitte. 
Ferner  das  muragium,  eine  Abgabe  zur  Erhaltung  von  Wällen  nament- 
lich  in  Städten  u.  a.  m. 

Ule  diese  Vbgaben  waren  gewöhnlich  nach  dem  Grundbesitz  der 
Dorfbewohner  zu  entrichten  und  gewannen  dadurch  leicht  einen  ähn- 
lichen Charakter  wie  die  gutsherrlichen  Abgaben.  Sie  lasteten  wie  eine 
Ib  a  Hast  auf  den  verpflichteten  Grundstücken.  Aber  dabei  begnügte 
sich  das  Mittelalter  nicht.  Als  Steuer  kommen  auch  Zuschläge  zu  den 
bestehenden  Fünfzehnten  und  Zehnten,  den  Staatssteuern  vor.  Man 
ersparte  auf  diese  Weise  jede  besondere  Einschätzung  für  Lokalzwecke. 
!  konnte  man  um  so  eher  tun,  als  ein  Unterschied  zwischen  Lokal- 
und  Staatszweck  dem  Mittelalter  vollständig  fern  lag.   Die  Kommune 

1    Se-Ii'-  zun:  i<  l'_"  ii'ifii  V  Vilsen.  Customary  Rents,  in  Oxford  Studies  in 
I  and  Legal  History,  ed.  P.  Vinogradoff,  vol.  II,  Oxford  1910,  ch.  VI. 
•)  Rot.  Hund.  I,  p.  'M2:  »Collegerunt  vicecomitis  denariam  de  rasticis  suis. 
Et  sie  retinuerunt  ad  opus  suum.« 
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mußte  für  Aufgaben  steuern,  die  eigentlich  dem  Staat  zufielen,  z.  B. 
für  die  Erhaltung  von  städtischen  Fortifikationen1).  Wie  die  Zehnten 
und  Fünfzehnten  ursprünglich  als  Besteuerung  auch  des  beweglichen 
Vermögens  gedacht,  mit  der  Zeit  aber  durch  Fixation  und  andere  Um- 
stände zu  Realsteuern  wurden,  so  geschah  es  auch  mit  den  städtischen 
Steuern,  die  als  Zuschläge  zu  den  eben  genannten  Staatssteuern  er- 
folgten. Zwar  finden  wir  auch  im  Mittelalter  da  und  dort  schon  den 
Versuch  einer  städtischen  Besteuerung  »juxta  facultates«.  Da  existiert 
ein  königliches  Schreiben  von  1378,  welches  anordnete,  daß  die  Wälle 
von  Ghichester  von  allen  Personen,  geistlichen  und  weltlichen,  »juxta 
facultates«  und  entsprechend  ihren  Besitzungen  restauriert  werden 
sollten2). 

Aber  im  Endresultat  kam  alles  doch  nur  auf  eine  Besteuerung 
nach  dem  liegenden  Gutsbesitz  (Grundstück  oder  Häuser)  hinaus, 
denn  dieser  war  im  Mittelalter,  da  Kapital  meist  mit  Grundbesitz 
identisch  war,  keine  unzuverlässige  Grundlage.  Und  schließlich  kam 
es  bei  solcher  Einschätzung  nach  dem  Grundbesitz  nicht  etwa  auf 
eine  Besteuerung  des  Grundbesitzes  als  solchen  an,  sondern  man  wählte 
ihn  als  Einschätzungsgrundlage  deshalb  gern,  weil  er  am  besten  die 
Relation  der  Steuerbeträge  der  Nachbarn  im  Verhältnis  zueinander 
widerspiegelte.  War  ja  doch  jede  mittelalterliche  Staatssteuer  gleich- 
zeitig eine  Gemeindelast,  die  nicht  bloß  den  einzelnen  Gemeindebürger, 
sondern  auch  die  Gemeinde  als  Ganzes  traf. 

Die  Tudors  suchten  nun  von  dieser  mittelalterlichen  Kommunal- 
besteuerung loszukommen.  Zunächst  mußte  die  Unterschiedlosigkeit 
zwischen  Staats-  und  Kommunalsteuer  aufgehoben  werden,  sodann 
handelte  es  sich  darum,  von  der  feudalrechtlichen  Analogie  der  Kom- 
munalsteuer mit  gutsherrlichen  Abgaben  loszukommen,  insbesondere 
die  Kommunalsteuer  allgemein  für  die  Kommunalbewohner,  nicht  nach 
ihrer  gutsherrlichen  Schichtung  (Hörige,  Freie  oder  Kossäten,  Voll- 
hüfner,  Halbhüfner)  durchzuführen.  Ferner  mußte  wenigstens  der 
Versuch  gemacht  werden,  das  zu  erreichen,  was  das  Mittelalter  nicht 
zustande  gebracht  hatte:  die  Besteuerung  »juxta  facultates«.  Es  mußte 
die  Kommunalsteuer  vor  der  Petrifizierung  als  Reallast  bewahrt  wer- 
den. Schließlich  mußte  die  mittelalterliche  Anschauung  verlassen 
werden,  die  darauf  hinauskam,  für  jeden  einzelnen  kleinen  Zweck 
gleiche  Abgaben  und  Steuern  zu  verlangen  und  dadurch  eine  Zer- 
splitterung der  Steuerkraft  der  Bewohner  herbeizuführen.  Dieser  letzte 
Punkt  gelang  allerdings  nicht  den  Tudors,  ja  er  ist  kaum  in  der  Neu- 
zeit realisiert  worden.  Wohl  aber  wird  man  ihnen  die  Anerkennung 
nicht  versagen  dürfen,  daß  sie  mit  den  andern  mittelalterlichen  Prin- 
zipien aufzuräumen  verstanden.  Zwar  die  ersten  Steuern  in  der 
der  Zeit  Heinrichs  VIII.,  Edwards  VI.,  Maries,  ja  selbst  die  ersten 

1)  Über  ähnliche  Unterschiedlosigkeit  in  den  Zwecken  der  Besteuerung  im 
deutschen  Mittelalter  siehe  Zeumer,  Die  deutschen  Städtesteuern  1878  (Schmollers 
Staats-  und  Sozialwiss.  Forschungen  I,  2),  S.  93  ff. 

2)  Rymer,  Foedera  VII,  p.  185. 
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Kommunalsteuern  in  der  Regierungszeit  der  Königin  Elisabeth  tragen 
Qoch  sehr  viel  mittelalterliche  Züge  an  sich.  So  liest  sich  noch  das 
erste  allgemeine  Wegegesetz  vom  Jahre  1555  (2  und  3  Phil,  and  Mar., 
c,  8)  wie  eine  Aufzeichnung  von  Gutsgebräuchen  und  gutsherrlichen 
Abgaben.  Wegeverbesserung  soll  von  den  Kirchspielbewohnern  vor- 
ur'  tnommen  werden.  Wer  Pflugland  besitzt  und  bearbeitet  oder  zur 
Weide  benutzt,  und  jeder  Inhaber  eines  Pflugs  soll  einen  Karren  mit 
Ochsen-  oder  Pferdebespannung  samt  Zubehör  vier  Tage  lang  schicken. 
Jeder  Inhaber  eines  selbständigen  Haushalts,  jeder  Kossät  und  Ar- 
beiter,  der  seihst  arbeiten  kann,  aber  eine  selbständige  wirtschaftliche 
Existenz  führt,  soll  in  Person  oder  durch  Ersatzstellung  Handdienst 
leisten.  Wenn  die  Spanndienste  einzelner  Dorfbewohner  überschüssig 
werden,  so  sollen  Bie  in  Handdienste  umgewandelt  werden.  Für  jeden 
so  ersparten  Wagen  sull  der  verpflichtete  Dorfbewohner  zwei  tüchtige 
Arbeitsleute  entsenden. 

Vber  im  Laufe  der  /eil  dringt  immer  mehr  der  Ersatz  von  Geld- 
leistungen  an  Stelle  der  Hand-  und  Spanndienste  in  die  Gesetzgebung 
.  in.  Der  Gedanke  der  Xweckabgabe  wird  allerdings  nicht  so  leicht  be- 
seitigt,  wie  vorauszusehen  ist.  Wird  mehr  Geld  durch  die  Steuer  ein- 
genommen  als  für  den  betreffenden  Lokalzweck  nötig  ist,  so  wird  mit- 
unter das  überschüssige  Geld  zurückgezahlt1).  Man  faßt  nicht  selten, 
namentlich  wenn  es  sich  um  Erhaltung  der  Kirchspielarmen  handelt, 
die  Auflage  in  Naturalleistungen,  die  man  den  einzelnen  Kirchspiel- 
bewohnern  macht,  als  Vorschüsse  auf,  die  häufig  mit  entsprechen- 
de! Verzinsung  zurückgezahlt  werden.  Einen  bedeutenden  Schritt 
aach  i  orwärts  geht  schon  ein  Gesetz  der  Königin  Elisabeth  von  1575/75 
(18  Eliz.,  c.  3).  Danach  werden  die  Friedensrichter  angewiesen,  eine 
genügende  Quantität  von  Wolle,  Hanf,  Flachs,  Eisen  usw.  zusammen- 
zubringen, um  die  Armen  zu  beschäftigen.  Das  Arbeitserträgnis  soll 
vt'i-kaut't  werden,  ein  Teil  davon  als  Lohn  für  die  Armen  gezahlt,  der 
Res1  aber  zum  Einkauf  neuer  Quantitäten  von  Wolle,  Hanf,  Flachs  usw. 
verwendel  werden.  Man  denkt  sich  gewissermaßen  die  betreffende 
Quantitäl  von  Rohstoff  als  fixes  Inventar  und  als  dauernde  Kapital- 
en läge,  die  sich  gut  verzinst  und  das  Geschäft  gutgehend  macht.  Die 
ursprünglichen  Zwangsbeiträge  brauchen,  wenn  dies  wirklich  zutrifft, 
oichl  erneuert  zu  werden.  Wir  haben  es  hier  noch  nicht  mit  richtigen 
X\v;ui^l"'it ragen,  sondern  mit  Zwangsstiftungen  zu  tun,  aber  das 
erstere  is1  natürlich  mit  dem  Augenblick  gegeben,  wo  sie  fortlaufend 
»■rhobfri  werden  und  nicht  bloß  das  erste  Mal  zur  Gewinnung  des  In- 
vestitionskapitals. 


So  Doch  die  Verordnung  der  Wiltshire-Friedensrichter  um  Michaelis  1600. 
1  VViltshire,  Quarter  Sessions,  in  Wiltshires  Archseological  Magazin  XI, 
\nd  exarnine  them  what  overplus  of  money  is  remaining  in  their  hands 
■  h  ich  they  have  collected  of  their  hundredes  for  anie  Service  whatsoever,  and  if 
there  he  anie  founde  remayning  the  said  Justice  to  distribute  the  same  amongst 
the  inhabitants  of  the  same  hundredes  according  to  their  discretion. « 
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Sehr  langsam  macht  sich  der  Grundsatz  geltend,  daß  »juxta  facul- 
tates«  die  Besteuerung  vorzunehmen  sei.  Die  Tudors  und  auch  die 
ersten  Stuarts  geben,  um  dies  zu  erreichen,  den  Steuereinnehmern 
weite  Vollmacht.  Sie  sollen  nach  ihrer  Diskretion  die  Steuerkraft 
jedes  einzelnen  einschätzen.  Der  absolute  Staat  hat  kein  Bedenken 
dies  anzuordnen,  aber  er  muß  am  Schlüsse  seiner  Existenz  doch  zu- 
geben, daß  diese  weiten  Vollmachten  eigentlich  nichts  genutzt  haben, 
daß  nach  wie  vor  die  Besteuerung  nach  deutlich  sichtbaren  Merk- 
malen, insbesondere  nach  Grundbesitz  vorgenommen  wurde. 

Wir  haben  ein  interessantes  Dokument  in  Gestalt  der  Ausführungs- 
anweisungeri  für  die  Erhebung  des  Schiffsgelds  von  1634,  welches  der 
Staatsrat  an  die  Steuererheber  in  Grafschaften  und  Städten  richtet 
und  aus  welchem  hervorgeht,  daß  man  selbst  in  dieser  Zeit  noch  das 
Übel  des  mittelalterlichen  Staats  zu  bekämpfen  hatte,  nämlich  das 
Festhalten  der  sichtbaren  Steuergrundlage  in  Form  von  Grund-  und 
Häuserbesitz  und  die  Unfähigkeit  der  Einschätzungskommissare,  die 
großen  Einkommen  aus  anderm  Kapitalbesitz  zu  fassen1). 

Ein  wirklicher  Fortschritt  in  der  Richtung  moderner  Kommunal- 
besteuerung ist  die  Armensteuergesetzgebung  Elisabeths.  Im  Mittel- 
alter war  es  üblich,  die  Armen  aus  einer  Portion  des  Zehnten  zu  er- 
halten. Ein  Gesetz  Richards  II.  von  1388  (12  Ric.  IL,  c.  7)  führte 
den  Abschub  der  Armen  und  Bettler  in  die  Gemeinde  ihres  Geburts- 
orts ein.  In  ähnlicher  Richtung  bewegte  sich  ein  Gesetz  Heinrichs  VII. 
von  1495  (1  Henr.  VII.,  c.  2),  ein  anderes  von  1503/04  (19  Henr.  VII., 
c.  12)  ebenfalls.  Auch  Heinrich  VIII.  stand  1530/31  auf  demselben 
Standpunkt  (22  Henr.  VIII.,  c.  12).  Heinrich  VIII.  legte  aber  in  einem 
späteren  Gesetz  (27  Henr.  VIII.,  c.  25)  den  inkorporierten  Städten, 
Hundertschaften  und  Kirchspielen  die  Pflicht  auf,  Arbeit  allen  arbeits- 
fähigen Personen,  welche  innerhalb  des  Gemeinwesens  bedürftig  lebten, 
auszugeben,  und  die  Mittel  für  diese  Arbeitsstellung  aus  Almosen  zu 
nehmen,  die  am  Sonntag  und  an  Festtagen  von  dem  übrigen  Volk 
eingenommen  wurden.  Gleichzeitig  war  Vorkehrung  getroffen,  daß 
Betteln  im  allgemeinen  ebenso  verboten  sei  wie  ununterschiedliches 

x)  Siehe  diese  zitiert  bei  Cannan,  History  of  local  Rates  in  England  a.  a.  O.  p.  52 : 
»And  that  you  may  the  better  spare  such  poor  people,  it  is  his  Majesty's  pleasure 
that  where  shall  happen  to  be  any  man  (men?)  of  ability,  by  reason  of  gainful  trades, 
great  Stocks  of  money,  or  other  usual  estates,  who  perchance  have  or  occupy  little 
or  no  land,  and  consequently  in  an  ordinary  land-scot  would  pay  nothing  or  very 
little,  such  men  be  rated  and  assessed  according  to  their  worth  and  ability ;  and  that 
the  monies  which  shall  be  levied  upon  such  may  be  applied  not  only  to  the  sparing 
and  freeing  if  the  such  poor  people  as  aforesaid,  but  also  to  the  easing  of  such  as, 
being  either  weak  of  estate,  or  charged  with  many  children  or  great  debts,  or  un- 
able  to  bear  such  great  Charge  as  their  lands  in  their  occupation  might  require,  in 
an  usual  and  ordinary  proportion;  and  the  like  cause  (course?)  to  be  held  by  the 
head-officers  in  the  corporate  towns,  that  a  poor  man  be  not  set  in  respect  of  the 
usual  tax  of  his  house  or  the  like  at  a  greater  sum  than  others  of  much  more  wealth 
and  ability  and  herein  you  are  to  have  a  more  than  ordinary  care  and  regard,  whereby 
to  prevent  complaints  of  inequality  in  the  assessments,  whereby  we  were  much 
troubled  the  last  year. « 
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Umosengeben,  Die  churchwardens  sollten  an  allen  Sonntagen  die 
Sammlungen  von  Umosen  vornehmen,  um  Material  für  die  Arbeit, 
die  den  bedürftigen  Arbeitsfähigen  auszugeben  war,  zu  gewinnen. 

I  Qter  Edward  \  l.  wurden  durch  Gesetz  (5  und  6  Edw.  VI.,  c.  2) 
Vorkehrungen  getroffen,  daß  diejenigen  Personen,  welche  fähig  waren 
Umosen  zu  geben,  zu  gewissen  Zeiten  aufgefordert  werden  sollten 
schriftlich  zu  erklären,  wieviel  sie  im  nächsten  Jahr  an  Almosen  geben 
könnten.  Sollte  sich  einer  von  diesen  widerspenstig  zeigen,  so  hätte 
ihn  der  Klerus  zu  ermahnen.  Allerdings  litt  diese  Maßregel  an  dem 
fakultativen  Charakter,  der  es  in  das  Ermessen  jedes  Vermögenden 
gab,  ob  er  Umosen  spenden  wollte.  Aber  einen  Fortschritt  zeigt  doch 
schon  die  bisherige  Tudorgesetzgebung.  Dadurch,  daß  sie  die  mittel- 
alterliche  Kirchensteuer,  «Ii«1  bloß  durch  kirchliche  Zensuren  sank- 
tionierl  war,  in  die  ^.rmensteuer  umwandelte,  gewann  sie  eine  Steuer- 
grundlage,  die  sie  weil  über  die  mittelalterliche  hinaushob,  denn  im 
Kirchspiel  wurde  der  einzelne  von  den  geistlichen  Organen  wirklich 
juxta  facultates«  besteuert.  Seine  ursprünglich  freiwilligen  Gaben,  die 
um  durch  kirchliches  \nathem  gesichert  waren,  verbürgten  wegen 
ihres  ursprünglich  freiwilligen  Charakters  doch,  daß  jeder  so  viel  gab, 
als  er  .'lim  zu  nvhni  vermochte.  Damit  war  nun  endlich  eine  Besteue- 
rung >juxta  facultates«  möglich  geworden. 

In  der  Folge  ermächtigte  ein  Gesetz  der  Königin  Elisabeth  (5  Eliz., 
Friedensrichter,  jeden  Vermögenden,  der  Almosen  nicht  spen- 
den wollte  und  vergeblich  von  der  Geistlichkeit  dazu  ermahnt  worden 
war,  durch  ev.  Einsperrung  dazu  zu  zwingen.  Noch  immer  war  also 
die  Auffassung  der  Steuer  als  Zwangsbeitrag  nicht  durchgedrungen, 
denn  es  wäre  <l<»ch  viel  natürlicher  gewesen,  den  Steuerschuldner  aus- 
zupfänden,  statt  ihn  einzusperren. 

Ein  anderes  Gesetz,  das  neun  Jahre  später  erging  (14  Eliz.,  c.  5), 
diese  Umosenpflicht  als  Steuerpflicht  auf.  Steuerrollen  werden 
eingeführi  und  \nnenaufseher,  welche  die  Armenunterstützungsbedürf- 
tiLr'ii  kontrollieren  sollen.  Aber  noch  immer  wird  die  Steuer  nicht 
durch  Auspfändung,  sondern  durch  Einschätzung  erzwungen.  Nach 
einer  durch  das  Gesetz  von  1575/76  (18  Eliz.,  c.  3)  durchgeführten 
Modifikation,  die  wir  schon  oben  berührt  haben  und  bei  der  es  sich  um 
Zwangsstifl  ungen,  nicht  um  eigentliche  Zwangsbeiträge  für  Armenzwecke 
handelte,  erging  das  Gesetz  von  1597  (39  Eliz.,  c.  3),  welches  mit  einigen 
kleinen  Änderungen  1601  wieder  publiziert  wurde.  Die  Grundsätze, 
von  denen  dieses  Gesetz  (43  Eliz.,  c.  2)  ausgeht,  sind  folgende. 

Jedes  Kirchspiel  ist  in  erster  Linie  verpflichtet,  Fürsorge  für  seine 
\nicn  zu  Indien.   IVrs< »neu.  welche  nicht  arbeiten  können  oder  wollen, 

sen  in  dem  Kirchspiel  bleiben,  in  welchem  sie  geboren  sind  und 
in  welchem  sie  drei  Jahre  zuvor  gelebt  haben.  Die  Mittel  zur  Erhal- 
tung der  Vrmen  innerhalb  des  Kirchspiels  sind  durch  eine  besondere 
Steuer,  die  poorrate,  zu  stellen.  Die  Verwaltung  der  Armenpflege 
liegt  den  churchwardens  und  außerdem  zwei,  drei  oder  vier  ange- 
sehenen Hausvätern  des  Kirchspiels  ob,  die  alljährlich  von  den  Frie- 
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densrichtern  zu  ernennen  sind,  den  sog.  overseers  of  the  poor.  Die 
Steuereinschätzung  nehmen  churchwardens  und  overseers  vor.  Aus 
den  Erträgnissen  der  Armensteuer  sind  zunächst  diejenigen  Personen 
zu  erhalten,  welche  körperlich  oder  geistig  unfähig  wären,  sich  selbst 
oder  ihre  Kinder  zu  erhalten.  Sodann  sind  aus  den  Erträgnissen  Arbeits- 
mittel für  die  arbeitsfähigen  Armen  bereit  zu  stellen.  Um  die  arbeits- 
unfähigen Armen  zu  versorgen,  wird  die  Verwaltung  ermächtigt, 
besondere  Armenhäuser  zu  erbauen,  während  für  die  arbeitsfähigen 
Flachs,  Hanf  und  andere  Materialien  zum  Zwecke  ihrer  Beschäftigung 
angeschafft  werden  sollen.  Wer  nicht  arbeiten  will,  soll  in  ein 
Werkhaus  gesteckt  werden  oder  ins  Gefängnis.  Alljährlich  sollen 
churchwardens  und  overseers  eine  Rechnung  ihrer  Verwaltung  zwei 
Friedensrichtern  vorlegen. 

Nun  erst  gewann  die  Armensteuer  den  Charakter  einer  richtigen 
Kommunalsteuer,  eines  Zwangsbeitrags  für  Kommunalzwecke.  Sie  war 
durch  Auspfändung  erzwingbar,  sie  wurde  nach  der  Steuerkraft  jedes 
einzelnen  Bewohners  des  Kirchspiels  eingeschätzt,  aber  auch  dem 
Forensen,  der  im  Kirchspiel  Grund  und  Boden  hatte,  nach  seiner 
Steuerkraft  auferlegt,  mochte  seine  Einnahmequelle  auch  anderswo 
als  im  Kirchspiel  gelegen  sein.  Kurz,  die  Idee  der  Gesetzgeber  von 
1597  und  1601  war  die  Einrichtung  einer  kommunalen  Einkommen- 
steuer für  die  Zwecke  der  Armenpflege. 

Freilich  auf  die  Dauer  war  dieses  Ideal  um  so  weniger  in  Eng- 
land zu  erreichen,  als  die  übrigen  Gemeindesteuern,  wie  Wegesteuer, 
Beleuchtungssteuer,  Bepflasterungssteuer,  Steuer  für  Brückenbau  u.dgl., 
neben  der  Armensteuer  noch  immer  die  alten,  realen  Grundlagen  auf- 
rechterhielten, d.  h.  nach  äußeren,  deutlich  sichtbaren  Merkmalen 
des  Vermögens  auferlegt  und  erhoben  wurden.  Sollte  die  Armensteuer 
sich  zur  Grundlage  künftiger  Kommunalbesteuerung  aufschwingen,  dann 
mußte  das  hochgespannte  Verlangen  der  Verwirklichung  einer  Einkom- 
mensteuer, d.  i.  einer  Besteuerung  des  beweglichen,  aber  namentlich  auch 
des  unbeweglichen  Vermögens,  des  Einkommens  aus  Kapital  und 
Renten,  jedenfalls  herabgestimmt  werden.  Es  mußte  eine  Angleichung 
an  die  übrigen  bestehenden  Realsteuern  innerhalb  des  Kommunal- 
verbandes erfolgen. 

Aber  auch  ein  anderer  Gesichtspunkt  drängte  dahin.  Der  mittel- 
alterliche Standpunkt,  daß  für  jeden  Lokalzweck  gleich  eine  besondere 
lokale  Kommunalsteuer  aufzubringen  sei,  war  trotz  der  Armensteuer- 
gesetzgebung Elisabeths  nicht  aufgegeben.  Jeder  spezielle  Zweck 
hatte  seine  spezielle  Steuer.  Eine  Zersplitterung  der  kommunalen 
Steuerkraft  war  die  notwendige  Folge,  und  diese  Zersplitterung  för- 
derte außerdem  den  lokalen  Partikularismus  des  Kirchspiels.  Nur 
Kirchspielangehörige  sollten  durch  die  Armensteuer  versorgt  werden, 
alles  »fremde  Gesindel«  wurde  rücksichtslos  abgeschoben.  Mit 
Ängstlichkeit  begegnete  man  jedem  neuen  Ankömmling,  und  ein  Ge- 
setz der  Königin  Elisabeth  (31  Eliz.,  c.  7),  welches  für  jeden  Neuein- 
ziehenden außer  einer  Wohnung  noch  vier  acres  Grundbesitz  ver- 
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wurde    als    Forderung   eines    Befähigungsnachweises  genau 
Dächtet  and  durchgeführt.  Unsittliche  Frauenzimmer  wurden  nicht 
etwa  deshalb  aus  der  Gemeinde  gewiesen,  weil  sie  sich  gegen  die  Sitt- 
lichkeit  vergingen,  sondern  nur  deshalb,  weil  sie  einer  illegitimen  Nach- 
kommenschafl  zum  Leben  verhelfen  könnten,  die  dann  der  Gemeinde 

/nr  l.a>t  wurde. 

Solche  Kirchturmpolitik  in  des  Wortes  wahrster  Bedeutung  übte 
natürlich  eine  hemmende  Wirkung  auf  die  Entwicklung  jeder  Kom- 
munalbesteuerung  im  großen,  l'nler  diesen  Verhältnissen  konnte 
einer  Grafschaftss  leuer  als  allumfassender  Lokalsteuer  nicht 
die  Rede  sein.  Solche  halle  doch  zur  Voraussetzung  gehabt,  daß  durch 
sie  die  I  ngleichheil  in  der  kommunalen  Belastung  der  der  Grafschaft 
angehörigen  Kirchspiele  ausgeglichen  werden  sollte.  Aber  die  eng- 
herzige  Kirchspielpolitik  der  damaligen  Zeit  wehrte  sich  gegen  derartige 
Maßnahmen  energisch.  Die  reichen  Kirchspiele  sahen  nicht  ein,  wes- 
halb  sie  zu  den  Lasten  der  ärmeren  beitragen  sollten,  und  wehrten  des- 
halb eine  Beteiligung  an  einer  Grafschaftssteuer  kräftig  ab.  Da 
mußte  nun  erst  die  Willkür  des  absoluten  Polizeistaats  eingreifen, 
den  Friedensrichtern  der  Grafschaft  die  Ermächtigung  erteilen,  wenn 
nötig  über  die  ganze  Grafschaft  den  Kirchspielen  »je  nach  ihrer  Größe 
oder  ihrer  Kleinheit«  (»aecording  to  the  bygnes  or  smallnes  of  their 
parishes«)  ihren  Anteil  an  der  allgemeinen  Grafschaftslast  aufzulegen. 
\l><  i  eine  richtige  Orafschaftssteuer,  die  gleichmäßig  alle  Grafschafts- 
angehörigen  traf,  war  dies  noch  lange  nicht,  denn  im  praktischen  Effekt 
liel  doch  alles  darauf  hinaus,  daß  jedem  Kirchspiel  anheimgestellt 
wind.  ,  nach  seinem  eigenen  lokalen  Einschätzungs-  und  Erhebungs- 
wesen  -'  inen  Anteil  aufzubringen.  Infolgedessen  gab  es  auch  kein 
eigentliches  Grafschaftsvermögen.  Da  und  dort  wurde  ein  Schatz- 
meister  in  der  Grafschaft  aufgestellt,  aber  bloß  für  einen  speziellen 
Zweck,  die  Einrichtung  eines  speziellen  Graf  Schaftsgefängnisses  und 
die  Einrichtung  von  Hospitälern,  Korrektionsanstalten,  großen  Brücken. 
Vber  in  einen  Grafschaftsfonds  floß  dies  Geld  niemals;  blieb  ein  Über- 
schuß  zurück,  so  wurde  er  den  Kirchspielen  wieder  zur  Verfügung 
gestellt,  welche  das  Geld  wieder  in  die  Tasche  der  Kirchspielzahler 
zu  ruckgleiten  ließen. 

Sollte  über  dem  Kirchspiel  demnach  der  größere  Verband  der 
Grafschaft  zu  neuem  Leben  erstehen,  so  vollkräftig,  wie  er  es  im  Mittel- 
alter  gewesen,  dann  mußte  hier  Wandel  geschaffen  werden;  und  der 
W  and.  I  war  nur  herbeizuführen,  wenn  die  Kirchspiele  ihre  egoistische 
Kirchturmspolitik  aufgaben.  Da  diese  in  ihrem  Kern  mit  der  mittel- 
alterlichen  Spezialisierung  der  Lokalsteuern  zusammenhing,  so 
mußte  die  Armen  st  euer  durch  Angliederung  an  die  übrigen  Lokal- 

Spezialsteuern  die  nötige  Eignung  bekommen,  um  die  letzteren 
alle  in  sich  zu  vereinigen.  War  diese  Angliederung  dann  erfolgt,  so 
war  die  Verschmelzung  einer  Reihe  von  Kommunalsteuern  zu  einer 
Grafschaftssteuer  in  des  Wortes  eigentlicher  Bedeutung  möglich  ge- 
worden.    Diese  beiden  Probleme,  an  die  man  sich  schon  zum  Teil  in 
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unserer  Periode,  so  recht  eigentlich  aber  erst  im  Zeitalter  der  puri- 
tanischen Revolution,  heranmachte,  sind  erst  unter  der  Herrschaft 
des  parlamentarischen  Regimes  seit  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts in  einer,  wenn  auch  nicht  idealen  Weise  gelöst  worden,  wo- 
von noch  (§  48,  IV)  zu  handeln  sein  wird. 

§  36.  Die  Justizverwaltung. 
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Zu  Abschnitt  III  außerdem  die  weiter  unten  im  Text  am  entsprechenden  Ort 
zitierten. 

I.  Die  Unabhängigkeit  der  Richter. 

1.  Die  Gerichtsorganisation  erfährt  in  der  Zeit  des  Übergangs 
vom  absoluten  zum  konstitutionellen  Regime  eine  bedeutende  Ände- 
rung, namentlich  in  bezug  auf  die  Stellung  des  Richters.  Die  Unab- 
hängigkeit und  Unabsetzbarkeit  der  Richter  war  während  des  abso- 
luten Staats  durchaus  nicht  gesichert,  trotzdem  schon  seit  Edward  III. 
eine  Kabinett justiz  seitens  der  Krone  als  ungesetzlich  anerkannt  worden 
war.  Aber  bis  zur  »glorreichen«  Revolution  von  1688  konnten  die 
Richter  von  der  Krone  zu  jeder  Zeit  und  ohne  besonderes  richterliches 
Verfahren  ihrer  Stellung  entsetzt  werden.  Man  würde  fehlgehen,  wenn 
man  den  englischen  Richtern  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  nur  Servilität 
als  Motiv  ihrer  Abhängigkeit  vom  König  und  ihrer  Parteilichkeit  unter- 
schieben würde.  Die  englischen  Richter  fanden  sogar  den  Mut,  der 
Königin  Elisabeth  gegenüber  zu  erklären,  daß  sie  sich  durch  königliches 
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Kabinettschreiben  in  ihrem  Urteil  nicht  beirren  lassen  wollten.  In 
einem  Rechtsfall  (R.  Cavendish)1)  wollte  die  Königin  durch  ein  writ 
oi  supersedeas  eine  früher  vorgenommene  Amtsverleihung  rückgängig 
machen.  Die  Richter  erklärten  dieses  Schreiben  nicht  beachten  zu 
wollen.  Us  sie  deswegen  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  sagen 
sie:  sie  müßten  notwendig  eingestehen,  daß  sie  nicht  den  Befehl 
dei  Königin  vollziehen  könnten,  aber  sie  erklären,  daß  dies  keineswegs 
eine  Verletzung  oder  Verachtung  ihrer  Majestät  bedeutete,  da  ihr 
Befehl  gegen  das  Reichsrecht  sei,  in  welchem  Falle  man  wiederholt 
erklärl  habe,  daß  ein  solcher  Befehl  niemanden  verbinde  (»mais  ils 
disoienl  que  ce  tt'esl  aseun  ol'fenee  ou  contempt  a  sa  Majesty  pur  ce 
que  les  commandemenl  fuerunt  encounter  la  ley  de  terre  en  queux 
cases  fin1  »Iii  que  qu!  est  lie  de  obeyer  tiel  comandmant  «). 

Die  Königin  ließ  diesen  Widerstand  den  Richtern  ohne  weiteres 
hingehen,  aber  anter  ihren  Nachfolgern  wurde  dies  anders.  Es  hängt 
dies  mit  der  Tatsache  zusammen,  daß  das  Common  Law,  wie  wir  schon 
oben  (§  27)  ausgeführt  haben,  dem  modernen  Zeitbedürfnis  sich  nicht 
anschmiegte.  Die  neuen  Zeitverhältnisse  brachten  unvorhergesehene 
Re<  htsfälle  auf,  ein  Teil  der  Richter  wollte  die  Lücken  des  Rechts 
durch  Ausdehnung  der  königlichen  Prärogative  ausfüllen.  An  der 
Spitze  aller  stand  unter  Jakob  I.  Francis  Bacon. 

Ein  anderer  Teil  der  Richter,  unter  Leitung  von  Edward  Goke, 
Im  Ii  sieb  streng  an  das,  was  sie  damals  als  Common  Law  ansahen.  Coke 
insbesondere  war  durch  die  Fülle  seiner  Rechtskenntnisse  und  Prä- 
zedenz fälle  in  der  Lage,  manche  Lücke  des  Common  Law  auszufüllen. 
I  lie  alten  Yearbooks  wurden  nach  rechts  und  links  gewendet,  bis  schließ- 
lich  das  alte  Recht  den  neuen  Zeit  Verhältnissen  angepaßt  wurde.  Bei 
dieser  Methode  der  Rechtsanwendung  kam  es  Coke  auch  gar  nicht 
daran!  an,  ob  der  Präzedenzfall,  welchen  er  aus  der  Zeit  der  alten 
Edwarde  oder  Heinriche  zitierte,  wirklich  auch  auf  den  Fall,  der 
ide  zur  Entscheidung  vorlag,  paßte.  Es  ist  nachgewiesen,  daß 
Coke  hierbei  nicht  historisch  genau  war  und  in  die  alten  Rechtsent- 
le  i<l iiiiLr'  ii  die  Auslegung  hineinlas,  die  er  gerade  wünschte.  Auf 
de  W.'iM.  wurde  tatsächlich  neues  Recht  erzeugt,  aber  in  Cokes  Sinn 
war  es  nur  die  Anwendung  des  alten  Common  Law. 

Bacon  hingegen  erkannte  klar,  daß  dies  nicht  der  richtige  Weg 
sei,  um  den  neuen  Bedürfnissen  des  Lebens  zu  entsprechen.  Aber 
auch  er  war  weit  davon  entfernt,  den  richtigen  Weg  gehen  zu  wollen, 
nämlich  den  Weg  der  Gesetzgebung,  sondern  die  Ausweitung  des  Prä- 

tivbegriffs  and  die  Ersetzung  des  Rechts  durch  eine  Verwaltungs- 
xis  und  Routine  schien  sich  ihm  sozusagen  gleichsam  von  selbst 
zu  empfehlen.  Natürlich  war  damit  auch  eine  gewisse  Servilität  gegen- 
über der  Krone  beabsichtigt  (siehe  seine  Briefe  in  Life  and  Letters  V, 
p.  338.  351  ff.,  366,  368/69,  382,  388/89,  392/93,  398/99,  400,  430,  432  ff., 
VI,  94,  133,  142,  173).  So  verlangte  er  denn  in  dem  Rechtsfall  Brown- 


1   \  a derson  Edmund,  Les  reports  del  Common  Bank,  London  1664,  p.  152  ff. 
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low  vers.  Michell,  daß  die  Richter  einem  königlichen  writ  de  non 
procendendo  rege  inconsulto,  in  jenen  Streitfällen,  wo  es  sich  um 
königliche  Prärogative  handelte,  Folge  leisten  müßten,  d.  h.  es  sich 
versagen  müßten,  auf  die  Streitfrage  weiter  einzugehen,  ehe  der  Rechts- 
punkt zuvor  im  Kanzlergerichtshof  erledigt  worden  und  den  Parteien 
und  den  Privaten,  die  die  Krone  verklagten,  weitere  Erlaubnis  erteilt 
würde,  die  Sache  vor  dem  ordentlichen  Richter  zu  verfolgen.  Er  drang 
mit  dieser  seiner  Ansicht  vor  den  Richtern  nicht  durch.  Wir  werden 
weiter  unten  sehen,  welche  Bedeutung  dies  für  die  Nichtentwicklung 
einer  Verwaltungsgerichtsbarkeit  und  eines  Polizeirechts  in  England 
gehabt  hat  (s.  unter  III.  dieses  Paragraphen). 

Hier  in  diesem  Falle  hatte  also  Coke  gesiegt.  Weniger  siegreich 
ging  er  in  dem  Case  of  Commendam  hervor,  wto  der  Widerstand  ihm 
selbst  seine  Stellung  als  chief  justice  der  King's  bench  kostete.  In 
diesem  Rechtsfalle  wollte  der  König  auf  Rat  Bacons  die  Richter  zu 
der  Meinung  bekehren,  daß  sie  verpflichtet  wären,  in  Rechtsfällen, 
die  die  Machtvollkommenheit  des  Königs  oder  seine  Einkünfte  be- 
träfen, dem  Könige  zuvor  ihre  Rechtsmeinung  mitzuteilen,  ehe  sie 
weiter  in  der  Sache  selbst  prozedierten.  Anfangs  leisteten  die  Richter 
wie  ein  Mann  Widerstand.  Vor  der  Sternkammer  aber  wurden  11  von 
ihnen  weich  wie  Wachs,  nur  Coke  blieb  bei  seiner  Meinung  und  erklärte, 
daß  die  Richter  mit  ihrem  Eid  nicht  verpflichtet  seien,  wie  Bacon 
behauptete,  dem  Könige  in  Rechtsfällen,  in  denen  er  selbst  Partei 
wäre,  vor  der  Entscheidung  des  Rechtsfalls  selbst  einen  Rat,  sog.  auri- 
cular  taking  of  opinions,  d.  i.  eine  nur  durch  das  Ohr  vernommene 
Meinung,  zu  geben.  »Denn«,  so  führt  Coke  in  der  Berufung  auf  den 
Richter  Lord  Hussey  aus  der  Zeit  Heinrichs  VII.  an,  »wie  können 
sie  dann  noch  unparteiisch  sein,  wenn  sie  zuvor  ihre  Meinung  darüber 
geäußert,  ohne  die  Parteien  gehört  zu  haben,  wo  ein  kleines  Hinzufügen 
oder  ein  kleines  Abstreichen  die  ganze  Rechtslage  verändern  kann; 
und  wie  bestünde  ein  solches  Vorgehen  im  Einklang  mit  ihrem  Eid«. 
(III  Inst.,  p.  129/130:  »how  can  they  be  indifferent,  who  have  delivered 
their  opinions  beforehand,  without  hearing  of  the  party  when  a  small 
addition  or  substraction  may  alter  the  case  and  how  does  it  stand  with 
their  oath«.) 

Alles  in  allem  zusammengefaßt,  die  Differenz  zwischen  Bacon 
und  Coke  spitzte  sich  in  die  Frage  zu:  sind  die  Richter  verpflichtet, 
nicht  bloß  Rechtspflege,  justice,  sondern  auch  Verwaltung  und  Ver- 
waltungsrechtspflege, jurisdiction,  zu  üben  ?  Im  17.  Jahrhundert  war 
der  König  und  ein  Teil  der  Richter  unter  der  Führung  des  Kronanwalts 
Bacon  der  Ansicht,  daß  sie  das  letztere  zu  üben  hätten.  So  sagt  Bacon 
in  seinen  Aphorismen,  p.  96:  »Boni  judicis  est  ampliare  jurisdictionem«; 
»das  ist  ein  guter  Gutsverwalter  seines  Herrn,  der  dessen  Einnahmen 
mehrt«,  »he  is  a  good  Bailiff  that  increases  his  Lords  profits.«  Erst 
im  18.  Jahrhundert  bekannten  sich  die  Richter  (Lord  Mansfield  I)1) 


x)  Siehe  Luders  p.  107. 
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zu  der  Ansicht,  daß  die  Aufgabe  dos  Richters  bloß  Rechtspflege,  ju- 
stitia,  sei. 

\u  Ii  unter  Kail  I.  werden  die  Richter  vom  Könige  vor  Ent- 
scheidung  des  seine  Prärogative  berührenden  Rechtsfalles  befragt. 
Karl  l.  berät  sich  auch  mit  den  Richtern,  ehe  er  seine  Zustimmung 
zur  petition  of  wril  erteilt1). 

Di<  W  ürz»1!  des  Fhels  und  dieser  schiefen  Auffassung  der  richter- 
lichen Stellung  hängt  zweifellos  mi1  der  Tatsache  zusammen,  daß  sie 
nach  Gutdünken  der  Krone  jederzeit,  absetzbar  waren.  Daher  finden 
wii  das  Streben  schon  seit  der  J ustizreform  von  1640  (Abschaffung 
der  Sternkammer),  daß  die  Richter  unabsetzbar  sein  sollen.  Am  12.  Ja- 
nuar 1641  Findel  sich  der  Vermerk  in  den  Lord  Journals:  »Die  Lords 

hließen,  seine  Majestät  aufzufordern,  daß  die  Richter  ihr  Patent 
.quamdin  se  bene  gesserint'  und  nicht  ,durante  bene  placito'  erhalten 
sollen.«  Unter  Karl  II.  wird  sogar  am  17.  Dezember  1680  eine  darauf 
gerichtete  Hill  im  Unterhause  beschlossen2),  ohne  Gesetz  zu  werden. 

Ers1  die  \<  t  bf  settlement  von  1701  sieht  im  dritten  Artikel,  Ziff.  7, 
den  ( '.rundsat z  \  <>r.  dal.)  Richter  auf  Lebenszeit,  d.  i.  in  der  alten  eng- 
lischen Rechtsterminologie  »quamdiu  se  bene  gesserint«  anzustellen 
seien.  Auch  sollten  nach  dieser  Klausel  ihre  Gehälter  ein  für  allemal 
fixiert  und  bestimmt  sein.  Gerade  aber  diese  Anordnung  wurde  erst 
seil  der  Zeil  Georgs  [IL  realisiert.  Eine  Akte  aus  dem  ersten  Regie- 
rung^ .du  dieses  Königs  (1  Georg  III.,  c.  23)  bestimmte,  daß  die  Ge- 
hälter  der  Richter  eine  permanente  Belastung  der  Zivilliste,  aus  welcher 
damals  die  Richtergehälter  gezahlt  wurden,  bilden  sollten.  Seit  dieser 
Zeil  sind  auch  in  der  Folge  die  Richtergehälter  ein  für  allemal  fixiert 
worden,  und  zwar  wurden  sie  auch  von  der  jährlichen  Parlaments- 
I "■willigung  dadurch  unabhängig  gemacht,  daß  sie  auf  den  sog.  con- 
Bolidated  fund  als  ständige  Ausgaben  gewiesen  wurden. 

Das  von  Coke  verurteilte  auricular  taking  of  opinions,  die  Kehr- 
seite der  Absetzbarkeit  der  Richter,  hört  nach  der  Revolution  auch 
auf,  oder  wenn  es  vereinzelt  vorkommt,  so  reservieren  sich  die  Richter 
ausdrücklich  die  Befugnis,  entgegen  ihrer  früheren  Meinung  entscheiden 
zu  dürfen3). 

Die  Königin  Anna  hatte  1711  die  Meinung  der  Richter  hören  wollen, 
ob  die  Konvokation  in  erster  Instanz  gegen  eine  Person  wegen  Häresie 
vorgehen  könnte.  Die  Richter  reservieren,  nachdem  sie  ihre  Meinung 
geäußert  haben,  sich  ausdrücklich  die  Befugnis,  die  Sache  im  konkreten 
Falle  anders  zu  entscheiden,  »wenn  Argumente  für  eine  Prohibition«, 
d.  i.  ein  Verbot  an  das  geistliche  Gericht,  den  Rechtsfall  zu  ent- 
Bcheiden,  vorgebracht  werden  sollten. 

-iehe  Hargrave,  Vorrede  zu  Hale's  Jurisdiction  of  the  Lords  p.  48. 
2)  Die  früheste  Forderung  dieser  Rechtsstellung  der  Richter  finden  wir  in 
l    rds  Journals  vom  12.  Jänner  1641:  »The  Lords  Resolve  to  request  Iiis  Majesty, 
that  the  Judges  may  have  their  Patent  , Quamdiu  se  bene  gesserint'  and  not  ,du- 
bene  placito'.«  Unter  Karl  II.  17.  Dezember  1680  eine  darauf  gerichtete 
Bill  im  Unterhause  (siehe  Parry,  Parliaments  p.  593). 

Siehe  Burnet,  History  of  His  Own  Time  III,  p.  325. 
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Ebenso  handelten  sie  auch  im  Rechtsfall  des  Lord  George  Sackvill 
am  3.  März  1761 1).  In  diesem  Fall  waren  die  Richter  darüber  befragt 
worden,  ob  ein  Offizier,  der  aus  dem  aktiven  Dienst  entlassen  worden 
sei,  für  ein  militärisches  Vergehen,  das  er  während  seiner  Inaktivität 
begangen,  vor  einem  Militärgericht  zur  Verantwortung  gezogen  werden 
könnte.  Sie  bejahen  die  Frage,  behalten  sich  aber  vor,  anderer  Mei- 
nung zu  sein,  wenn  die  Sache  zu  ihrer  Kognition  kommen  würde  und 
die  Legalität  des  Militärgerichtshofs  angefochten  würde.  »But  as  the 
matter  may  by  several  ways  be  brought  in  due  course  of  law  judicially 
before  some  of  us  by  any  party  affected  .  .  .  .  we  shall  be  ready  without 
difficulty  to  change  our  opinion  if  we  see  cause  upon  objection  that 
may  then  laid  before  us  .  .  .  .« 

2.  Wurde  so  die  Stellung  des  Richters  gegenüber  der  Krone  eine 
gesicherte,  so  läßt  sich  ein  Gleiches  von  ihrem  Verhältnis  zum  Parlament 
behaupten.  Jene  oben  angeführte  Bestimmung  der  Act  of  settlement 
besagt:  »but  upon  the  adress  of  both  Houses  of  Parliament,  it  may 
be  lawfull  to  remove  them.«  Die  Krone  kann  also,  muß  aber  nicht 
auf  gemeinsame  Adresse  beider  Häuser  den  Richter  absetzen.  Schon 
darin  allein  liegt  die  Gewähr  dafür,  daß  das  Parlament  nicht  willkür- 
lich im  Beantragen  einer  solchen  Adresse  vorgehen  wird.  Vor  der 
Revolution  ist  dies  allerdings  nicht  der  Fall.  Wie  der  König  suchte 
auch  das  Parlament,  wo  es  die  Gelegenheit  hatte,  die  Richter  sich 
gefügig  zu  machen  und  zu  beeinflussen.  Das  Parlament  maßte  sich 
an,  die  Richter  mittels  impeachment  anzuklagen,  wenn  sie  in  Rechts- 
fällen sich  für  den  König  entschieden  hatten.  So  werden  die  Richter 
im  Jahre  1640  vor  das  House  of  Lords  gestellt,  weil  sie  im  Schiffsgeld- 
falle sich  für  die  Krone  entschieden  hatten.  Der  Richter  der  King's 
bench,  Berkeley,  wird  des  Hochverrats  angeklagt  und  dem  Richter 
Crawley,  der  die  Meinung  vertritt,  daß  die  Resolutionen  des  Parlaments 
gegen  das  Schiffsgeld  hinfällig  seien,  da  es  nicht  in  der  Macht  des  Par- 
laments sei,  ein  richterliches  Urteil  aufzuheben,  wird  es  sehr  übel  ver- 
merkt, daß  er  »so  mit  der  Gewalt  des  Parlaments  gespielt  habe«. 

Ganz  so  wie  König  Jakob  sich  seinerzeit  verbeten  hatte,  daß  die 
Richter  sich  in  die  Mysterien  seiner  Prärogative  einließen,  so  wird 
jetzt  im  Parlament  erklärt,  daß  die  Richter  sich  beileibe  nicht  unter- 
stehen dürften,  Grenzen  der  parlamentarischen  Wirksamkeit  aufzu- 
decken. 

Als  im  Jahre  1621  der  König  die  Richter  über  eine  Frage  des  Par- 
lamentsprivilegs um  Rat  fragt,  erklärt  ein  Mister  Alford :  »Bisher  waren 
die  Richter  vorsichtig  und  wollten  nicht  ihre  Meinung  darüber  ab- 
geben, was  zur  Jurisdiktion  des  Parlaments  gehört.  Ich  möchte  sie 
auch  davor  warnen,  denn  es  wäre  gefährlich  für  den  Stand  und  die 
Freiheit  des  Untertanen,  wenn  das  Parlament  von  der  Meinung  der 
Richter  abhängig  würde.  Es  ist  gewöhnlich  der  Fall,  daß  das  Parlament 
die  Handlungen  der  Richter  aburteilt,  aber  niemals,  daß  die  Richter 
mit  dem  Stand  oder  Geschäft  des  Parlaments  sich  beschäftigen.  Ich 

*)  Luders  II.  Appendix  p.  371. 
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fordere  daher,  daß  sie  gewarnt  werden,  wie  sie  Zensuren  oder  ihre  Mei- 
nung abgeben  über  die  Privilegien  des  Parlaments1)«. 

Mif  Vnmaßung  ,|,>s  Parlaments  ging  noch  weiter.  Ganz  so  wie 
der  König  (s.  weiter  unten  unter  II.)  es  als  sein  Recht  in  Anspruch 
nahm,  dal.1,  die  Gerichte  seinem  Haftbefehl  ohne  Angabe  irgendeines 
Verhaftungsgrundes  anbedingt  zu  folgen  hätten,  so  nahm  das  Unter- 
haun als  Parlamentsprivileg  in  Anspruch,  daß  jedes  gerichtliche  Pro- 

i<n  in  der  Sache  eines  Parlamentsmitgliedes  durch  Befehl  des 
Sprechers  ohne  Angabe  des  Grundes  (writ  of  supersedeas  statt  durch 
das  bloß  zulässige  writ  of  privilege)  unterbrochen  werden  könnte2). 
Dei  Grund,  weshalb  wohl  min  eis  writ  of  supersedeas  und  nicht  mittels 
writ  of  privilege  von  seilen  des  Sprechers  vorgegangen  war,  wird 
wohl  der  gewesen  Bein,  daß  bei  dem  letzteren  die  Causa  der  Befreiung 
oder  der  Inanspruchnahme  des  Privilegs  angegeben  sein  mußte,  wie 
wir  noch  weiter  unten  sub  II  sehen  werden.  Daher  der  Richter  hier 
sagt,  daß  der  Gerichtshof  nicht  gebunden  sei,  von  dem  Privileg  Notiz 
zu  nehmen  Bans  special  breve.3) 

genüber  diesen  terroristischen  Ausschreitungen  des  Parlaments 
waren  auch  die  Riehler  manchmal  schwach,  so  wenn  sie  im  16.  Re- 
gierungsjahr  Karl-  [.  in  dem  Rechtsfall  Chambers  versus  Brumfield 
zugunsten  des  KJägers  entscheiden,  der  Sir  Edward  Brumfield,  mayor 
ol  London,  wegen  ungerechtfertigter  Verhaftung  verklagt  hatte.  Der 
Beschuldigte  verteidigte  sicli  damit,  daß  er  bloß  infolge  des  könig- 
lichen  Vul'lrags  Schi ITsgeld  eingetrieben  hätte.  Der  Kläger  machte 
abei  geltend,  daß  das  Schiffsgeld  von  dem  Ober- und  Unterhaus  »nemine 
contradicente <  als  ungesetzlich  bezeichnet  worden  sei,  und  dadurch 
ließ  sich  der  Gerichtshof  eben  einschüchtern4). 

In  der  Restaurationszeit  finden  wir  auch  noch,  daß  das  Unterhaus 
im  Jahre  M>80  den  Oberrichter  der  common  pleas,  Sir  Francis  North, 

ii  eines  dem  Könige  erteilten  Rats  zur  Verantwortung  zieht.  Es 
bandelte  sich  damals  um  die  Proklamation  gegen  tumultuarische  Petitio- 
nen,  die  uach  Auffassung  des  Unterhauses  ungesetzlich  war  und  zu  der 
jener  Richter  dem  Konige  geraten  hatte.  Man  beschließt,  gegen  ihn 
mittels  impeachment  vorzugehen5). 

Nach  der  »glorreichen«  Revolution  zieht  auch  in  unsere  Frage 
der  Geist  von  Locke  ein:  Trennung  der  richterlichen  Gewalt  (die  bei 
ihm  unter  den  Begriff  der  Exekutive  fällt)  von  der  Gewalt  des  Par- 
laments wird  gefordert.  Daher  bestimmt  die  Act  of  settlement  von 
1701,  daß  Richter  unabsetzbar  seien,  ausgenommen,  daß  es  auf  Adresse 

*)  Commons  Journals  vom  1.  Juni  1621. 
2)  Hatsell  I,  181  ff. 

8)  Der  chief  justice  der  King's  bench,  Grewe,  sagt  folgendes:  »Que 
ü  voet  estoyer  sur  le  Justice  del  Court:  Et  si,  come  ils  estoyent  sur  lour  Priviled- 
ges,  issint  nous  voylomus;  en  ascun  Cases  poent  ils  restreyn  le  Gounsel  de  party, 
ou  Le  party  luy  mesmes,  mes  nemy  le  Court;  que  n'est  lye  de  prender  notice  sans 
special  breve;  mes  les  partyes  queux  prosecute  sont  en  danger.« 
Sehe  Broke's  Report  III,  p.  601. 

5)  Siehe  Hatsell  IV,  115  ff. 


§  36.  Die  Justizverwaltung. 


505 


der  beiden  Häuser  geschehe  (3.  Art.,  Ziff.  7).  Der  König  hat  aber  nur 
die  Befugnis,  nicht  die  Pflicht,  die  Absetzung  anzuordnen. 

II.  Der  richterliche  Schutz  der  persönlichen  Freiheit. 

1.  Das  Habeas  Corpus. 

Unsere  Verfassungsperiode  hat  auch  der  persönlichen  Freiheit  das- 
jenige Bollwerk  geschaffen,  welches  man  in  England  das  Writ  of  Habeas 
Corpus  nennt.  Seine  Entstehungsgeschichte  ist  deshalb  von  großem 
Interesse,  weil  sie  einerseits  zeigt,  wie  das  Common  Law  bei  den  poli- 
tischen Streitfragen  zwischen  König  und  Parlament  im  17.  Jahrhundert 
versagte,  und  anderseits  ein  leidliches  Beispiel  dafür  abgibt,  wie  Edward 
Coke  und  seine  Partei  das  alte  Common  Law  derart  zu  wenden  und 
zu  drehen  wußten,  bis  etwas  ganz  anderes  herauskam,  als  die  ursprüng- 
liche Rechtsnorm  beabsichtigt  hatte. 

Denn  um  es  kurz  vorauszuschicken,  das  Habeas  Corpus,  sofern 
es  vor  Cokes  Zeiten  und  namentlich  im  Mittelalter  existierte,  diente 
nicht  dazu,  um  willkürliche  Verhaftungen  des  Königs  und  seiner  Rat- 
geber zu  beschränken  und  einen  willkürlich  Verhafteten  aus  dem 
Gefängnis  zu  befreien,  sondern  gerade  umgekehrt  dazu,  einen  Mann 
auf  legalem  Wege  der  Verhaftung  zuzuführen. 

Welches  waren  nun  die  Schutzmittel,  die  das  Common  Law  zu 
Cokes  Zeiten  willkürlichen  Verhaftungen  entgegenstellte  ?  Da  bestand 
zunächst  ein  breve  de  homine  replegiando.  Es  richtete  sich  gleich- 
mäßig gegen  den  Sheriff  als  Agenten  der  Krone  und  gegen  eine  Privat- 
person, welche  die  Vorführung  eines  Gefangenen  vor  das  ordentliche 
Gericht  verweigerten.  Gehorchte  die  Person,  an  welche  das  breve 
adressiert  war,  nicht,  so  konnte  sie  auf  summarischem  Wege  durch  ein 
sog.  capias  in  withernam  verhaftet  werden.  Aber  dies  breve  war  kein 
taugliches  Mittel,  um  den  Zwecken  von  Coke  und  seinen  Anhängern 
zu  dienen,  denn  es  erteilte  dem  Sheriff  nur  unter  einer  Voraussetzung 
die  Bevollmächtigung,  nämlich  daß  der  Gefangene  nicht  auf  besonderen 
Befehl  des  Königs  verhaftet  war,  »nisi  captus  fuerit  per  speciale  pre- 
ceptum  nostrum.« 

Ferner  existierte  ein  breve  de  manucaptione.  Aber  dieses  hatte 
nur  eine  sehr  beschränkte  Anwendung,  nämlich  wenn  jemand  auf 
Beschuldigung  des  Sheriffs  wegen  Diebstahl  verhaftet  war.  Schließ- 
lich war  auch  ein  breve  de  odio  et  atia  vorhanden,  das  zugunsten  einer 
verhafteten  Person  erteilt  wurde,  wenn  gegen  sie  die  Privatklage  (ap- 
peal)  wegen  Mord  oder  Totschlag  erhoben  war.  Der  Sheriff  pflegte 
durch  dies  breve  angewiesen  zu  werden,  eine  Inquisition  mit  Hilfe 
einer  Jury  im  Nachbarverband  abzuhalten,  ob  für  die  Beschul- 
digung guter  Grund  vorhanden  wäre  und  ob  nicht  aus  Haß  oder  Bös- 
willigkeit (odio  et  atia)  die  Privatklage  erhoben  wäre1). 

Zur  Zeit  Cokes  war  dieses  breve  schon  längst  antiquiert,  weil 
es  keine  Privatklage  wegen  Mord  oder  Totschlag  mehr  gab,  sondern 
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bloß  eine  öffentliche  klage  mittels  indiel  ment.  Auch  konnte  dieses 
breve  deshalb  Coke  rrichl  dienlich  sein,  weil  es  niemals  zu  einem  Habeas 
Corpus,  d,  i.  einer  ev.  Befreiung  des  Verhafteten  aus  dem  Kerker 
Führte,  sondern  höchstens  zu  einer  Entlassung  mittels  Kautionsstel- 
lung, breve  de  ponendo  in  ballium1). 

Wie  stand  es  nun  mit  dem  Habeas  Corpus  zur  Zeit  Cokes  ?  Nach 
damaligem  Rechl  bestand  wohl  ein  capias  ad  respondendum,  welches 
den  Sheriff  aufforderte,  einen  Beschuldigten  oder  Verklagten  vor  das 
Gerichl  zu  stellen.  Konnte  der  Sheriff  das  Erscheinen  des  Beschul- 
digten oder  Beklagten  oichl  durchsetzen,  so  wurde  dieser  schließlich  fried- 
los  erklärt,  und  der  Kläger  konnte  dann  ein  capias  utlagatum  er- 
wirken, weh  lies  den  Sheriff  aufforderte,  den  Friedlosen  zu  gestellen 
und  vor  die  Richter  in  Westminster  zu  bringen:  »ad  faciendum  et 
reeipiendum  quod  Curia  nostra  de  eo  consideraverit. «  Wenn  der  Sheriff 
den  Beschuldigten  oder  Beklagten  nun  glücklich  eingefangen  hatte, 
ihn  aber  aus  Rücksichl  für  dessen  Gesundheit  nicht  vor  Gericht  stellen 
konnte,  winde  er  noch  einmal  an  seine  Pflicht  erinnert  mittels  eines 
Habeas  Corpus  super  Languidus  retorn'.  Handelte  es  sich  um  einen 
\\  ird  oder  Totschlag  des  mittels  Privatklage  Beschuldigten,  so  wurde 
der  Sheriff  mittels  »habeas  corpus«  aufgefordert,  jenen  vor  das  ordent- 
liche  Gerichl  zu  stellen.  Ein  ähnliches  Schreiben  erging,  um  einen 
Mann  zu  ergreifen,  der  eines  schweren  Vergehens  bezichtigt  war,  aber 
der  Verhaftung  sich  entzogen  hatte  und  infolgedessen  friedlos  geworden 
war.  War  ein  Urteil  gegen  einen  Beschuldigten  oder  Verklagten  er- 
iraiiLren.  so  wurde  der  Sheriff  aufgefordert,  mittels  habeas  corpus  ad 
Batisfasciendum,  d.  h.  den  Verklagten  vor  die  Richter  zu  stellen,  um 
den  Anspruch  des  Klägers  zu  befriedigen. 

Wir  sehen:  alles  in  allem  wurde  das  Habeas  Corpus  nur  zur  Durch- 
führung |>n»zeßleitender  Verfügungen  und  für  die  Zwecke  der  Zwangs- 
vollstreckung zur  Anwendung  gebracht.  Dieses  Rechtsmittel  bestand 
von  alters  her.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  kommt  ein  neues  habeas 
corpus  cum-  causa  auf.  Der  Sheriff  oder  ein  anderer  Gefängnisver- 
walter wurde  aufgefordert,  den  Körper  eines  Beschuldigten,  den  er 
im  Gefängnis  hielt,  vor  die  ordentlichen  Richter  in  Westminster  zu 
einem  bestimmten  Tage  zu  stellen  und  dabei  den  Tag  und  den  Grund 
der  Verhaftung  bekanntzugeben.  Dieses  habeas  corpus  cum  causa 
kam  aber  immer  nur  in  Verbindung  mit  zwei  andern  brevia  vor,  näm- 
lich  m  Verbindung  mit  dem  writ  of  certiorari  und  dem  writ  of  pri- 
vi leae.  Das  erstere  wurde  als  hohe  Vergünstigung  der  Krone  erteilt, 
um  Prozesse,  die  in  niederen  Gerichten  schwebten,  vor  die  King's  bench 
zu  bringen,  das  letztere  kam  zur  Anwendung,  wenn  eine  vor  niederen 
Gerichten  belangte  Partei  den  Anspruch  erhob,  kraft  ihres  Privilegiums 
fz.  B.  Parlamentsprivileg)  vor  einem  höheren  Gerichtshof  abgeurteilt 
zu  werden. 

In  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  wurde  das  habeas  corpus  cum 
ausa  überhaupt  verwendet,  um  zu  verhindern,  daß  eine  Partei  während 
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ihrer  Verteidigung  vor  höheren  Gerichten,  von  niederen  Gerichten  zur 
Verantwortung  gezogen  wurde.  In  allen  diesen  Fällen  waren  jedoch 
wesentliche  Beschränkungen  für  die  Anwendbarkeit  des  Habeas  Corpus 
gesetzt.  Es  konnte  nicht  zur  Anwendung  kommen,  wenn  die  Verhaf- 
tung auf  Befehl  des  Königs  erfolgt  war,  oder  wenn  bloß  des  Königs 
Interesse  bei  dem  Prozeß  vor  den  niederen  Gerichten  im  Spiele  war. 
Es  konnte  ferner  nicht  während  der  Ferien  der  höheren  Gerichte  er- 
teilt werden,  und  es  mußte  immer  im  Anschluß  an  die  beiden  genannten 
writs  (certiorari  oder  privilege)  erfolgen. 

Im  Jahre  1592  kamen  die  Richter  in  die  Lage,  sich  über  die  Ver- 
wendung dieses  habeas  corpus  cum  causa  auszusprechen1).  Sie 
sprachen  hierbei  aus,  daß  alle  auf  Befehl  des  Königs  oder  auf  Befehl 
des  Staatsrats  oder  auf  Befehl  einer  oder  zweier  Mitglieder  des  Staats- 
rats wegen  Hochverrat  verhafteten  Personen  nicht  gegen  Kaution 
entlassen  werden  dürften;  sie  empfählen  aber,  damit  die  Richter  in 
der  Lage  wären  festzustellen,  ob  wirklich  diese  Voraussetzungen  für  die 
Nichtentlaßbarkeit  vorlagen,  den  Grund  der  Verhaftung  anzugeben,  weil 
sonst  den  Interessen  der  Krone  nicht  Genüge  geleistet  werden  könnte2). 

Wenngleich  nun  dieses  Diktum  der  Krone  das  Verhaftungsrecht 
ohne  Angabe  des  Grundes  anheimstellte,  so  war  doch  insofern  ein 
großer  Fortschritt  gewonnen,  als  nunmehr  das  habeas  corpus  cum 
causa  als  ein  selbständiges  Rechtsmittel,  unabhängig  von  dem  writ 
of  certiorari  und  dem  writ  of  privilege  anerkannt  wurde.  In  dieser 
Gestalt  kam  es  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  da  und  dort  zur  An- 
wendung. Nun  bemächtigten  sich  seiner  auch  die  Common-Law-  Ju- 
risten, an  der  Spitze  von  ihnen  Coke,  um  gegen  die  von  Karl  I.  vor- 
genommenen willkürlichen  Verhaftungen  zu  remonstrieren. 

Im  Jahre  1627  gab  der  sog.  DarneFs  case,  besser  bekannt  unter 
dem  Namen  the  five  knight's  case,  Veranlassung,  die  Sache  zwischen 
König  und  Common-Law- Juristen  auszutragen.  Sir  Thomas  Darnel 
und  vier  andere  waren  auf  Grund  eines  Haftbefehls  in  das  Fleetgefängnis 
gesteckt  worden.  Der  Haftbefehl  war  von  zwei  Mitgliedern  des  Staats- 
rats unterzeichnet  worden  und  als  Grund  der  Verhaftung  bloß  ange- 
geben: »per  speciale  mandatum  regis«.  Darnel  wandte  sich  nun  an 
die  King's  bench  um  ein  Habeas  Corpus  zu  erlangen,  welches  auch 
erging.  Der  Gefängnisverwalter  suchte  nach  Ausflüchten,  es  half  ihm 
aber  nichts  und  die  Sache  kam  vor  der  King's  bench  zur  Verhandlung. 
Die  Richter  schickten  Darnel  aber  wieder  ins  Gefängnis.  Coke,  der 
damals  in  Opposition  war3),  versagte  sich  im  Parlamente  (in  einer 

1)  Anderson  Edmund,  Les  reports  del  Common  Bank,    London  1664,  p.  298. 

2)  Nevertheless  the  Judges  may  award  the  Queen's  writs  to  bring  the  bodies 
of  such  persons  before  them,  and  if  upon  return  thereof  the  causes  of  their  comit- 
ment  be  certified  to  the  Judges,  as  it  ought  to  be,  than  the  Judges  in  Case 
before  ought  not  to  deliver  him,  but  remand  the  prisoner  to  the  place  from  which 
he  came.  Which  cannot  conveniently  be  done,  unless  notice  of  the  cause  in  gene- 
rality,  or  eise  specially  be  given  to  the  keeper  or  gaoler  that  shall  have  the  custody 
of  such  prisoner. 

3)  III  State  Trials,  p.  127. 
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Konferenz  beider  Häuser)  anläßlieb  der  Kritik  jener  richterlichen 
Entscheidung  nicht,  sehr  kühne  Uechtsverdrehungen  vorzunehmen. 
Seiner  Auffassung,  daß  man  die  Beschuldigten  entlassen  müßte,  weil  ein 
speciale  mandatum  des  Königs  kein  genügender  Verhaftungsgrund 
wäre,  stand  das  Statute  of  Westminster  I  entgegen,  welches  .verbot,  daß 
P<  psonen,  welche  im  Sheriffgericht  auf  Befehl  des  Königs  verhaftet 
waren,  gegen  Kaution  entlassen  wurden.  Coke  suchte  dies  Argument 
dadurch  zu  beseitigen,  daß  erdarauf  hinwies,  der  sheriffcourt  wäre  ein 
kleines  und  niedriges  Gerichl  (»a  petty  and  base  court«),  wo  übrigens 
nicht  der  Sheriff  Richter  sei.  sondern  die  Geschworenen,  das  ist  »John  a 
Noke  and  John  a  Stiles  and  William  Roe  and  John  Doe  und  ähnliche 
würdige  Herren  wie  da  s,  ,,.  Dabei  vergaß  er,  daß  auch  die  Richter  der 
King's  bench,  wenn  sie  ein  Ilabeas  Corpus  erteilten,  nur  als  Friedens- 
richter  fungierten,  nicht  als  wirkliche  Richter.  Aber  das  störte  ihn  weiter 
nicht,  und  durch  Idvokatenkniffe  suchte  er  die  Bestimmung  des  Statute 
oi  Westminster  I  (3  Edw.  I.,  c.  15)  wegzueskamotieren.  Auf  seine  Ver- 
anlaß mir  brachte  das  I  Parlament  in  der  Petition  of  right  die  Bestimmung 
unter,  »daß  kein  Freier  Mann  in  solcher  Weise  wie  bevor  angeführt  (d.  i. 
ohne  Angabe  des  G  rund  es),  verhaftet  oder  festgehalten  werden  darf«. 
Trotz  dieser  Bestimmung  wurden  dann  doch  sechs  Mitglieder  des  Parla- 
ments  im  Ja  luv  L629  auf  Befehl  des  Königs  verhaftet,  d.  i.  der  sog.  six 
members  case1).  Als  Verhaftungsgrund  war  hier  bloß  angeführt:  die  ge- 
uannh'ii  sc.-hs  Mit  glieder  hätten  offenkundig  Verachtung  gegen  »uns  selbst 
und  gegen  unsere  Kegierung  begangen  und  eine  Verschwörung  gegen 
uns  vorbereitet«.  Das  sahen  die  Vertreter  der  Beschuldigten  nicht 
als  genügenden  Grund  im  Sinne  der  Petition  of  right  an.  Der  Ge- 
richtshof  stellte  sich  aber  auf  den  Standpunkt  des  Kronanwalts  Heath 
und  versagte  die  Entlassung  der  Gefangenen,  es  wäre  denn,  daß  sie 
Kaution  leisten  würden.  Das  wollten  diese  aber  nicht  tun,  weil  sie 
damil  indirekl  ihre  Schuld  zugegeben  hätten,  und  so  blieben  sie  im 
( refängnis. 

\l>  nach  elf  Jahren  das  Parlament  wieder  zusammentrat,  wurde 
die  Verhaftungsfrage  auf  Befehl  des  Königs  wieder  in  einem,  beson- 
deren  committee  on  the  courts  of  justice  untersucht2).  Das  Resultat 
dieser  Komiteeverhandlungen  war  eine  Klausel  (§  6)  von  1640/41 
(16  Car.  [,  c.  L0,  s.  6),  die  in  das  Gesetz  zur  Abschaffung  der  Stern- 
kammer eingefügt  wurde. 

Sie  ordnet  an,  1.  daß  jede  Person,  deren  persönliche  Freiheit  durch 
den  Befehl  des  Königs  oder  seines  Staatsrats  oder  der  einzelnen  Mit- 
glieder des  Staatsrats  beschränkt  wird,  bei  dem  Gerichte  der  King's 
bench  und  der  common  pleas  in  offener  Gerichtsverhandlung  den 
bitrag  stellen  dürfe,  daß  ihr  ohne  irgendwelche  Verzögerung  gegen 
Zahlung  der  ordnungsmäßigen  Gerichtsgebühren  ein  writ  of  h.  c. 
ausgestellt  werde.  Dieses  enthält  die  Aufforderung  an  jene  Person, 
welche  den  Bittsteller  gefangen  hält,   den  »Leib«    (corpus)  des  Ge- 

*)  III  State  Trials,  p.  235-294. 
2)  Commons  Journals  II,  21  —  28. 
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fangenen  vor  das  writausstellende  Gericht  zu  bringen  (daher:  »habeas 
corpus«)  und  hier  den  Grund  der  Verhaftung  anzugeben.  Hierauf 
hat  der  Gerichtshof  —  so  befiehlt  jene  Akte — innerhalb  von  drei 
Tagen  die  Sachlage  zu  prüfen,  für  den  Fall,  daß  wirklich  eine  un- 
gerechtfertigte Verhaftung  vorläge,  den  Gefangenen  freizulassen 
und  ihm  die  dreifachen  Gerichtskosten  als  Schadensersatz  zuzu- 
sprechen. 

Allerdings  blieben  noch  nach  dieser  Akte  Lücken  des  Rechts,  die 
namentlich  in  der  Verhaftungspraxis  der  Restaurationsperiode  auf- 
kamen. Zunächst  ließ  der  Wortlaut  der  obigen  Gesetzesbestimmung 
darüber  Zweifel  offen,  ob  der  Verhaftete  einen  Rechtsanspruch 
auf  Erlassung  des  Habeas  Corpus  habe  oder  ob  ihm  dies  nur  durch 
Gnade  des  Gerichtshofs  zugebilligt  würde.  Begreiflich  ist  es,  daß  dieser 
Zweifel  entstehen  konnte,  da  ja  das  habeas  corpus  cum  causa, 
wie  wir  wissen,  ursprünglich  nur  mit  dem  writ  of  certiorari 
und  dem  writ  of  privilege  verbunden  war.  Das  erstere  war  sicher- 
lich ein  Gnadenakt,  und  das  letztere  wurde  nur  in  speziellen  Fällen 
erteilt.  Eine  andere  Lücke,  die  offen  gelassen,  war  die  Frage,  ob  man 
ein  Habeas  Corpus  auch  während  der  Gerichtsferien  der  oberen  Ge- 
richte erlangen  konnte.  Auch  diese  Lücke  der  Akte  von  1640/41  war 
durch  die  Entwicklung  des  Habeas  Corpus  insofern  gegeben,  als,  wie 
uns  erinnerlich,  dieses  habeas  corpus  cum  causa  erzielt  wurde,  wenn 
Gerichtsschritte  für  den  durch  ein  niederes  Gericht  Verhafteten  in  einem 
der  höheren  Gerichte  schon  unternommen  waren.  Gerade  diese  Schritte 
im  oberen  Gerichte  waren  ja  die  Voraussetzung  des  habeas  corpus 
cum  causa.  Da  sie  aber  während  der  Gerichtstätigkeit,  niemals  aber 
während  der  Gerichtsvakanz  eingeleitet  werden  konnten,  so  ist  der 
oben  bemerkte  Zweifel  erklärlich. 

Schließlich  hatte  das  Gesetz  von  1640/41  nicht  genau  bestimmt, 
welches  Gericht,  ob  bloß  die  King's  bench  oder  auch  die  anderen  Ge- 
richte, ein  Habeas  Corpus  erteilen  könnten.  Die  Gesetzgeber  von  1640/41 
hatten  sich  bloß  auf  die  Sternkammer  gestürzt  und,  wie  der  Stier  das 
rote  Tuch,  so  die  Sternkammer  angefallen,  die  Frage  der  Kompetenz 
zur  Erteilung  des  Habeas  Corpus  aber  nicht  ausdrücklich  normiert. 
Um  allen  diesen  Zweifeln  und  Lücken  abzuhelfen,  die  namentlich 
während  der  Restauration  in  dem  sog.  Jenk's  case  1676  zutage 
getreten  waren,  bestimmte  die  eigentliche  Habeas  Corpus  Act  von  1679 
(31  Car.  IL,  c.  2),  daß  das  writ  of  habeas  corpus  von  Rechts- 
wegen, nicht  bloß  als  Gnade  zu  gewähren,  sodann,  daß  es  auch 
während  der  Gerichtsferien  dem  Publikum  zugänglich  sei.  —  Die 
Sektion  2  der  eben  genannten  Akte  bestimmte,  daß  von  der  Anwendbar- 
keit des  Habeas  Corpus  ausgenommen  sein  sollten  diejenigen,  welche 
auf  Grund  eines  Verhaftungsbefehls  festgenommen  worden  wären, 
in  dem  als  Grund  der  Verhaftung  ausdrücklich  ein  Kapitalverbrechen 
(treason  oder  felony)  angegeben  sei,  ferner  diejenigen,  welche  zum 
Zwecke  der  Verbüßung  einer  durch  Urteil  ausgesprochenen  Strafe 
eingezogen  seien.    Als  zuständige  Gerichtshöfe  wurden  damals  alle 
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vorhandenen  Reichsgerieliie,  also  abgesehen  von  der  King's  bench 
auch  die  common  pleas,  der  exchequer  und  die  Chancery  be- 
zeichnet. 

2,  I  >  i  e  V  e  r  vollkommnung  des  Juryverfahren  s. 
Das  Mittelalter  hatte  der  Neuzeit  die  Verbesserung  des  Kontroll- 
mittels  der  Jury  überlassen.  Denn  das,  was  im  Mittelalter  als  solches 
galt,  die  attiueta,  wurzelte  in  dem  vollkommen  veralteten  Gedanken, 
daß  die  Geschworenen  als  Zeugen  wegen  Meineids  bestraft  und  ihr 
Verdikl  durch  eine  Jury  zweiten  Grades  (bestehend  aus  24  Geschworenen) 
angefochten  werden  konnte.  Es  war  begreiflich,  daß  dies  Mittel  am 
Ausgange  des  Mittelalters  wirkungslos  war,  denn  niemand  wollte  als 
Mitglied  der  Jury  zweiten  Grades  das  Odium  auf  sich  nehmen,  die 
Nachbarn  eines  »Meineids«  zu  überführen.  Schon  Thomas  Smith  sagt, 
»De  Republica  A.nglorum«  lib.  3,  c.  2  (um  1565):  »Der  Prozeß  durch 
altinda  wird  selten  angewendet,  zum  Teil  deswegen,  weil  die  Herren 
es  nie  hl  auf  sich  nehmen  wollen  zu  beschimpfen  und  zu  entwürdigen 
die  ehrenhaften  yeomen,  ihre  Nachbarn;  so  zahlen  sie  denn  schon 
seit  langer  Zeit  lieber  eine  Hauptbuße,  als  daß  sie  zum  Zwecke  der 
attineta  erscheinen.  Und  in  der  Zwischenzeit  wenden  sie  alle  Mittel 
an,  um  die  Parteien  zum  Vergleich  zu  bewegen,  es  sei  denn,  daß  die 
Korruption  der  ersten  Jury  zu  evident  ist  oder  daß  eine  Partei 
widerspenstig  und  halsstarrig  ist.  Aber  selbst  wenn  die  Herren  der 
attineta  erscheinen,  so  sind  sie  aus  den  oben  angeführten  Gründen 
eher  dabei,  das  Verdikt  der  ersten  Jury  zu  bestätigen  als  es  aufzu- 
heben.« — 

An  Stelle  der  attineta  kam  unter  den  Tudors  ein  anderes  Mittel 
auf.  die  Jury  zu  kontrollieren:  die  Sternkammer1).  Sie  bestrafte  die 
Jury,  welche  offenbar  ohne  innere  Gründe  freisprach,  ebenso  wie  sie 
Sheriffs  bestrafte,  welche  in  parteiischer  Weise  die  Jurylisten  zusammen- 
stellten. Dies  war  ja  auch  einer  der  Hauptzwecke,  für  welche  dieser 
Gerichtshof  eingerichtet  wurde2).  Nach  dem  Fall  der  Sternkammer 
1640  begannen  die  Gerichte  selbst  die  Kontrolle  über  die  Jury  aus- 
zuüben. Zu  einer  großen  konstitutionellen  Frage  führte  dies  aber  erst 
in  der  1  vestaurationszeit.  In  dieser  Periode  suchte  man  die  Unabhängig- 
keil  der  Jury  auf  dreifache  Weise  zu  untergraben. 

Zunächst  wurden  die  Sheriffs  angewiesen,  für  die  großen  Staats- 
prozesse  nur  solche  Geschworene  in  die  Listen  aufzunehmen,  welche 


Siehe  Hudson  Treatise  on  the  Star  Chamber,  siehe  auch  Trockmorton's 
case  1554,  1  St.  Tr.  869. 

2)  Einleitung  zum  Gesetz  3  Henr.  VII.,  c.  1:  »First  the  King  our  said  sove- 
reignlord  remembereth  how  by  unlawful  maintenances,  giving  of  liveries,  signs 
and  tokens  and  retainders  by  indentures,  promises  oaths,  writings  or  otherwise 
embracaries  of  his  subjects,  untrue  demeanings  or  sheriffs  in  making 
of  panels,  and  other  untrue  returns,  by  taking  of  money  by  juries. ...  the 
policy  and  good  rule  of  this  realm  is  almost  subdued....«  richtet  die  Stern- 
karnmer  ein. 
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der  Krone  ergeben  waren1).  Es  ist  bezeugt2),  daß  dies  auch  von  den 
Sheriffs  der  City  von  London  verlangt  wurde,  um  dem  Freispruch 
der  Londoner  Geschworenen  in  Staatsprozessen  (damals  sog.  System 
des  »ignoramus«)  beizukommen,  und  daß  man  die  Charte  der  City 
kassierte,  als  die  Sheriffs  dies  zu  tun  verweigerten. 

Ein  anderes  Mittel,  die  Jury  in  ihrer  Unabhängigkeit  zu  stören, 
war  die  von  den  Common-Law-  Gerichten  vertretene  Auffassung,  daß 
die  grand  jury  nicht  die  Befugnis  hätte,  die  Glaubwürdigkeit  von 
Zeugen  zu  prüfen,  auf  welche  sich  der  Kronanwalt  (für  die  Krone) 
berufen  hatte,  und  daß  sie  jeden  von  dem  Kronanwalt  angeführten 
Grund  für  die  Anklage  ohne  weitere  Prüfung  als  unanfechtbar  hinnehmen 
müßten.  Im  Prozesse  des  Lord  Shaftesbury,  wo  der  Richter  Pem- 
berton  diese  Sätze  vortrug,  verwarf  die  Jury  die  Anklage,  welche  der 
Kronanwalt  eingebracht  hatte.  Dieser  Freispruch  der  Jury  ist  auch 
durch  die  Parteinahme  von  Dryden  bemerkenswert,  der  in  seiner  Satyre 
»The  Medal«  (siehe  Einleitung  zu  Drydens  Werken  von  Walter  Scott, 
The  Life  of  Dryden  1808,  p.  249  ff.)  das  Vorgehen  der  Jury  und  der 
Stadt  London  (die  zur  Erinnerung  an  den  Juryspruch  eine  Medaille 
prägen  ließ)  verspottet  hat.  Hingegen  hat  Lord  Sommers  in  der  oben 
zitierten  Streitschrift  das  Vorgehen  der  Jury  aufs  wärmste  gebilligt. 

Woher  nahm  aber  die  Jury  diesen  Mut  ?  Das  lenkt  uns  auf  den 
dritten  Übelstand.  Dieser  war,  daß  die  Common-Law- Gerichte  sich 
anmaßten,  eine  Kontrolle  über  die  Jury  nach  der  Richtung  zu  sichern, 
daß  sie  nicht  »contra  plenam  et  manifestam  evidentiam«  ihr  Verdikt 
gesprochen.  Das  war  eben  die  alte  Praxis  der  Sternkammer,  an  welche 
jetzt  von  den  ordentlichen  Gerichten  angeknüpft  wurde.  Den  Todes- 
stoß erhielt  diese  Praxis  durch  den  Urteilsspruch  des  Richters  Vaughan 
um  1670  im  sog.  Bushells  case  (Vaughans  Rep.  135).  Bushell,  ein  Jury- 
mann, war  vor  den  Common-Pleas- Gerichtshof  gebracht  auf  Grund 
eines  Habeas  Corpus,  in  welchem  als  Grund  seiner  Verhaftung  ange- 
führt wurde,  daß  er  als  Geschworener  in  einem .  Rechtsfalle  »contra 
plenam  et  manifestam  evidentiam«  einen  Beschuldigten  freigesprochen 
hätte.  Der  Richter  Vaughan  sagte:  »Ein  Mann  kann  nicht  durch  das 
Auge  eines  anderen  sehen,  noch  hören  durch  das  Ohr  eines  anderen, 
noch  weniger  kann  ein  Mann  Schlüsse  ziehen  durch  den  Verstand  oder 
die  Überlegung  eines  anderen«  (Vaughan  a.  a.  0.,  p.  148).  Damit  war 
die  Richterkontrolle  über  die  Jury  abgelehnt.  Denn,  sagt  Vaughan 
(p.  152) :  »Vieles  im  Amt  des  Geschworenen,  um  zum  Verdikt  zu 
gelangen,  ist  rein  ausführender  (ministerial)  Natur,  wie  z.  B.  daß 
er  sich  nicht  nach  der  Eidesleistung  von  seinen  Mitgeschworenen 
trenne  .  .  .  .,  daß  er  nichts  esse  noch  zuvor  trinke,  ehe  er  das  Verdikt 
gegeben  ,  wenn  er  sich  hierin  vergeht,  so  ist  er  zu  bestrafen. 

x)  Harris,  Life  of  Charles  II.,  London  176,  vol.  I,  p.  353.  Burnet,  History 
of  His  Own  Time  I,  p.  536.  Burnet  sagt:  »These  juries  became  the  shame  of  Nation 
as  well  as  a  reproach  to  religion;  for  they  were  packed;  and  prepared  to  bring  in 
verdicts  as  they  were  directed,  and  not  as  matters  appeared  on  the  evidence.« 

2)  Lord  North,  Examen  (Quartausgabe  1740)  p.  110  ff. 
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U>er  das  V  e  r  d  i  k  t  s  e  1  b  s  t  ist  kein  ausführender,  sondern 
ein  r  i  c  h  t  e  r  1  i  c  h  e  r  Akt,  worin  er  sich  nur  nach  dem  Ermessen 
seines  logischen  Denkens  zu  richten  hat,  wofür  er  nicht  mit  Geld 
noch  sonst  zu  bestrafen  ist....« 

Diese  veränderte  Auffassung  von  der  richterlichen  Natur  des 
\ints  der  Geschworenen,  daß  sie  gewissermaßen  die  »Richter  über  die 
Tatsachen  und  Rechte «  sind,  gab  ihnen  den  Mut,  im  Falle  des  Lord  Shaf- 
tesbury  die  Bill  zu  verwerfen.  Auch  der  Übelstand,  daß  die  Sheriffs  zu- 
gunsten des  K.ronanwalts  parteiische  Geschworene  in  die  Liste  auf- 
nahmen, war  nach  der  Revolution  so  sehr  beseitigt,  daß  eher  das  Gegen- 
teil befürchtet  wurde1). 

So  behauptel  sich  seit  dieser  Zeit  jener  Satz  des  Lords  Somers 
in  seiner  Streitschrift  (»The  Security  of  English  Men  Lives«  1681,  p.  9), 
die  er  zugunsten  des  Vorgehens  der  Londoner  Jury  im  Shaftesburyfall 
schrieb2):  »Wie  es  immer  Recht,  so  war  es  immer  Gewohnheit  und 
Praxis  der  Jury,  in  allen  Rechtsstreitigkeiten  der  Zivil-  und  Kriminal- 
rechtsfragen sowohl  über  Recht  als  über  Tatsachen  zu  urteilen«,  und 
der  andere  (p.  13): 

Die  Verfassung  hat  solche  Untersuchungen  (nämlich  Erhebung 
von  Vnklagen)  in  die  Hände  von  Personen  von  Verstand  und  Unbe- 
stechlichkeit  gelegt,  die  gleichgültig  und  unparteiisch  nicht  dulden 
mögen,  daß  jemand  fälschlich  angeklagt  oder  in  bösen  Leumund  ge- 
brachl  würde,  noch  daß  das  Leben  von  irgend  jemand  aufs  Spiel  ge- 
setzl  wurde  durch  nichtswürdige  Verabredungen,  große  oder  kleine, 
oder  durch  Meineid  von  leichtfertigen  Wichten.« 

Der  letzte  Satz  ist  nur  eine  neuere  Wiederholung  des  Fortescue- 
schen  Satzes  am  Ausgange  des  Mittelalters,  aber  eine  Theorie,  die  erst 
jetzl  den  Tatsachen  entsprach.  —  Der  erste  Satz  macht  den  zähen 
Widerstand  erklärlich,  mit  welchem  sich  die  folgende  Verfassungs- 
periode  der  Auseinanderreißung  von  Rechts-  und  Tatfragen  in  Preß- 
prozessen entgegenstemmte. 

III.  Der  richterliche  Schutz  des  Eigentums  (Mein  und  Dein)  gegen- 
über den  Exekutiv-  und  Verwaltungsbehörden. 

I  fasere  Verfassungsperiode  schafft  ferner  die  Unterdrückung  aller 
Sondergerichtsbarkeit  und  das  Verbot  jeder  Einsetzung  von  könig- 


x)  In  der  City  von  London  war  es  um  1715  Brauch,  nur  der  Regierung  oppo- 
sitionell gesinnte  Geschworene  in  die  Liste  aufzunehmen.  So  heißt  es  in  den  Akten 
des  Public  Record  Office,  State  Papers  Dom.  Geo.  L,  Bd.  XXIV,  Nr.  229:  »The 
usage  at  this  time  is  to  impanell  part  of  3  wards  at  a  time,  but  care  be  taken  not 
to  admitt  any  one  of  these  wards  who  is  well  äff ected  to  the  present  Government. « 
T)aher  will  die  Regierung,  um  Unparteilichkeit  zu  erzielen,  eine  Norm  vorschreiben: 
A  Clause  may  be  offered  in  the  Bill  about  Undersheriffs  and  Juries  for  the  City 
of  London  as  follows:  That  every  ward  should  be  impanelled  in  turn  beginning 
with  letter  A  and  that  all  Householder  living  in  a  House  of  15  £  p.  a.  and  upwards 
shall  be  impanelled,  by  doing  this  st  riet  Justice  would  be  done. « 
2)  Unter  Berufung  auf  den  BushelPs  case,  p.  10. 
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liehen  Kommissionen  mit  richterlichen  Befugnissen.1)  Das  Verbot  der 
Sondergerichtsbarkeit  wird  schon  durch  eine  Act  von  1640  (16  Car.  I., 
c.  10,  S.  5)  festgelegt  mit  den  Worten:  »daß  weder  Seine  Majestät 
noch  sein  Staatsrat  (privy  Council)  irgendeine  Jurisdiktion  haben 
solle  noch  haben  dürfte  ...  zu  untersuchen  oder  in  Frage  zu  stellen, 
zu  entscheiden  oder  zu  verfügen  über  Grundeigentum,  Grundbesitz 
oder  Erbschaften  von  liegendem  Gut  oder  fahrender  Habe  irgend- 
eines Staatsbürgers  dieses  Königreiches,  sondern  daß  solches  verhan- 
delt und  entschieden  werden  müßte  von  den  ordentlichen  Gerichten 
und  im  ordentlichen  Rechtswege«  (but  the  same  ought  to  be  tried 
and  determined  in  the  ordinary  courts  of  justice  and  by  the  ordinary 
course  of  the  law).  Aber  auch  noch  in  der  Folgezeit  des  ganzen  17.  und 
18.  Jahrhunderts  hindurch  waren  die  Common-Law- Gerichte  eifrig 
darauf  bedacht,  alle  Sonderjurisdiktionen,  so  z.  B.  die  des  Admiralitäts- 
gerichtshofs2) und  der  Forstgerichte3),  der  Militärgerichte4)  sich  unter- 
zuordnen und  zu  absorbieren,  was  ebenfalls  als  Trennung  der  Justiz 
von  der  Verwaltung  und  Unterordnung  der  letzteren  unter  die  erstere 
anzusehen  ist.  Sehr  interessant  ist  namentlich  dieser  Absorptions- 
prozeß der  Admiralitätsbefugnisse  durch  die  Common-Law-Gerichte, 
da  er  unter  der  Parole  geführt  wurde,  daß  es  ein 
von  dem  Admiralitätsgerichtshof  bloß  gekanntes 
und  erkanntes  »internationales  Recht«  im  Gegen- 
satz zum  Common  Law  nicht  gebe,  sondern  daß 
jenes  ein  Teil  von  diesem  sein  müsse  ( »international 
law  a  part  of  common  law!«). 

Das  Verbot  der  königlichen  Sonderkommissionen  mit  eigener  Ge- 
richtsbarkeit ist  durch  die  Bill  of  rights  festgelegt.  Ursprünglich  hatte 
die  königliche  Kommission  die  weitesten  Machtbefugnisse,  insbeson- 
dere judizieller  Art,  trotz  der  lebhaften  Proteste  des  Parlaments,  denen 
wir  schon  seit  Edward  III.  Zeiten  begegnen5).  Seit  dieser  Zeit  wurden 
königliche  Kommissionen  mit  so  weiten,  richterlichen  Befugnissen  als 
dem  Common  Law  entgegen  aufgefaßt6),  trotzdem  Tudors  und  Stuarts 
sich  um  diese  Polemik  der  Juristen  nicht  viel  kümmerten.  Die  letzte, 
wirklich  so  widerrechtlich  vorgenommene  Kommission  erfolgte  unter 
Jakob  IL,  als  er  eine  sog.  Visitationskommission  für  das  Magdalen 
Colledge  in  Oxford  einrichtete.  Dies  und  der  Kampf  gegen  das  wieder 


1)  Der  Kampf  beginnt  schon  in  der  Zeit  Jakobs  I.  Der  Satz  der  Magna  Charta: 
»nullus  Uber  homo  etc.«  (Art.  39)  wird  als  Hauptwaffe  dagegen  verwendet.  Siehe 
den  Auszug  aus  den  Staatsratsprotokollen  in  Liber  Famelicus  of  Sir  James  White- 
locke  (in  Camden  Society  O.  S.  Nr.  70)  p.  113  ff. 

2)  Holdsworth  I,  p.  322  ff. 

3)  Holdsworth  I,  p.  340  ff.   Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  II,  S.  321. 

4)  Clode,  Military  Forces  II,  17  ff.,  76  f.,  143,  206  und  passim. 

5)  Rot.  pari.  15  Ed.  III.,  Nr.  14  u.  40;  15  Ed.  III.,  st,  1,  c.  2;  2  Rot.  pari. 
18  Ed.  III.,  Nr.  3,  Nr.  5  u.  Nr.  1;  18  Ed.  III.,  st.  2,  c.  1  u.  c.  4;  3  Rot.  pari.  2  H.IY., 
Nr.  22;  3  Rot.  pari.  5  H.  IV.,  Nr.  39. 

6)  Coke:  2  Inst.  478;  4  Inst.  163  und  165;  2  Inst.  50,  51,  12  Rep.  84;  11  State 
Trials  1152. 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  33 


A  \  III.  ^bschn.  Der  Kampf  der  absol.  u.  konstit.  Monarchie  um  die  Vorherrschalt. 


eingerichtete  Oberkonsistoriuni  (oourt  of  high  commission)  führte  dann 
amh  zu  der  maßgebenden  Bestimmung  der  B  i  1 1  of  rights,  wonach 
solche  königliche  Kommissionen  mit  richterlicher  Machtvollkommen- 
heit  »illegal  und  verderblich  seien«  (§  3). 

Dies  Verbot  der  königlichen  Sonderkommissionen  mit  eigener  Ge- 
richtsbarkeil halte  aber  in  England  zur  Folge,  daß  sich  anders  als 
auf  dein  kontinent  dort  niemals  ein  Verwaltungsbehördenapparat 
entwickeln  konnte  mit  Zwangsbel'ugnis  gegenüber  dem  Individuum 
und  seinem  Eigentum,  ohne  richterlicher  Nachprüfung  ausgesetzt  zu 
sein.  Kur/,  in  England  konnte  sich  weder  ein  Verwaltungsrecht  noch 
eine  Verwaltungsgerichtsbarkeil  entwickeln,  sondern  die  Kontrolle  der 
Verwaltung  blieb  immer  der  ordentliche  Richter.  Um  dies  noch  näher 
ZU  verdeutlichen,  sei  folgendes  angeführt. 

Noch  unter  Jakob  L  hat  der  berühmte  Reichskanzler  Francis 
Bacon  jene  Privilegierung  der  königlichen  Verwaltung  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  des  Landes,  jenes  Stillhalten  ihrer  Jurisdiktion  vor 
jedem  landesfürstlichen  Verwaltungsakt  in  ähnlicher  Weise  einrichten 
wollen,  wie  dies  später  auf  dem  Kontinent  erfolgte. 

Das  Mittel,  das  er  zu  diesem  Zwecke  vorschlug,  war  die  Wieder- 
belebung  eines  alten,  längst  vergessenen  Rechtsmittels,  des  »w  r  i  t  de 
q  o  n  procedendo  rege  inconsulto  (works  II,  p.  702  ff.). « 
Danach  sollte  der  Kanzler  mittels  jenes  Schreibens  in  allen  jenen  Streit- 
i,i Neu  zwischen  Privaten,  wo  die  nutzbringenden  Rechte  königlicher 
I  Yärogat  ive  in  Frage  kamen  (»the  matter  of  this  writ  is  allways  loss 
and  damage  to  the  king  or  possibility  of  loss  and  damage...«),  jede 
weitere  Jurisdiktion  und  Kognition  der  ordentlichen  Gerichte  zum 
Stillstand  bringen  können,  bis  der  König  konsultiert  würde.  Das 
Schreiben  sollte  entweder  auf  Antrag  der  Partei,  die  durch  Eintritt 
des  königlichen  Anwalts  in  dem  Prozesse  Schutz  erhoffte,  oder  ex 
officio  vom  Kanzler  erlassen  werden  dürfen.  Nach  Erlaß  jenes  Schrei- 
ben- sollte  natürlich  der  Kanzlergerichtshof  den  Anspruch  prüfen, 
insbesondere  ob  der  König  an  der  Sache  interessiert  sei,  und  dann, 
ob  der  Anspruch  der  Partei  gegen  diesen  königlichen  Titel  aufkommen 
könnte  resp.  der  bessere  sei.  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  dann,  sagt  Bacon, 
habe  ein  »w  r  i  t  o  f  supersedeas  o  m  n  i  n  o«  an  das  ordentliche 
Gerichl  zu  ergehen  und  dieses  die  klagende  Partei  abzuweisen  (»and 
if  ii  fall  out  for  the  king,  there  shall  be  a  supersedeas  omnino,  and  the 
court  shall  say  to  the  parties,  allez  a  Dieu«). 

Auf  diese  Weise  hätte  alle  Jurisdiktion  und  Kognition  in  Fragen 
der   königlichen  Prärogative  den  ordentlichen  Gerichten  genommen 
werden  können,  da  doch  der  Kanzler,  wenngleich  der  höchste  Richter 
des  Landes,  ein  gutes  Werkzeug  der  Monarchie,  wie  Bacon  selbst  sagt, 
war  (»and  your  Mayesty  knoweth  your  Ghäncellor  is  ever  a  principal 
tsellor  and  instrument  of  monarchy  of  immediate  dependence  on 
Mi»   king;  and  therefore  like  to  be  a  safe  and  tender  guardian  of  the 
rights«,  zit.  bei  Dicey,  Introduction  to  the  Law  of  the  Constitution 
_   p.  348).    Freilich  war  die  Verwendung  des  »writ  de  non  proce- 
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dendo  rege  inconsulto«  nur  bei  nutzbringenden  Befugnissen  der  könig- 
lichen Prärogative  gedacht,  aber  auch  die  Jurisdiktion  der  Kammern 
in  Preußen  und  die  der  Intendanten  in  Frankreich  hatte  zuerst  bei 
Fragen  des  Kammerguts  begonnen  und  mit  der  Kognition  in  allen 
Polizei-  und  anderen  Verwaltungsgegenständen  geendigt1). 

Ganz  denselben  Weg  hätte  auch  die  Entwicklung  in  England 
nehmen  können,  und  Bacon  selbst  deutet  ihn  (works  a.  a.  0.  II,  p.  702) 
mit  folgenden  Worten  auch  an:  »it  may  be  said,  that  these  cases  seem 
to  be  but  a  case  of  point  of  State  but  then  as  matter  of  State,  as  it  is 
indeed;  they  are  the  sinews  of  the  crown.«  Da  verhinderte  die  Re- 
volution in  England  diese  Entwicklung  und  Ausbildung  einer  Art 
von  »Kammerjustiz«  als  Vorläuferin  einer  Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

Nicht  minder  wurden  durch  die  glorreiche  Revolution  all  jene 
Privilegien  der  Polizeibeamten 2),  die  zu  einer  zivil-  und  straf- 
rechtlichen Immunität  geführt  hatten,  beseitigt,  und  dadurch  wurde 
jene  Absperrung  der  Verwaltung  von  der  Justiz  vermieden, 
welche  der  Kontinent  seit  der  Napoleonischen  Verwaltungsorganisation 
durch  die  Möglichkeit  der  Konflikts-  und  Kompetenzkonfliktserhebung 
vorgenommen  hatte.  —  War  die  Entwicklung  eines  besonderen  Ver- 
waltungsrechts in  England  so  auf  Jahrhunderte  gehemmt,  so  wurde 
den  mächtig  aufstrebenden  neuen  Lebensverhältnissen  wenigstens  durch 
die  Entwicklung  eines  »Equityrechts«  Rechnung  getragen,  das  im 
Kanzlergerichtshof  zu  einem  System  herausgearbeitet  wurde3). 

§  37.  Die  Armee  und  Flotte. 

Literatur. 

Literatur:  Glode,  Military  Forces  of  the  Crown,  2  vols,  1869.  —  F  o  r  - 
t  e  s  c  u  e  ,  History  of  the  Br.  Army,  vol.  I  (1899).  —  Oppenheim  M.,  History 
of  the  administration  of  the  Royal  navy  1509  —  1660,  London  1896. 

I.  Die  Armee. 

1.  Unter  dem  absoluten  Regime. 
Der  auf  allen  Gebieten  der  Verwaltung  so  sehr  reformierende 
Genius  der  Tudors  versagte  auf  dem  Gebiete  der  Militärverwaltung. 
Der  Feudalismus  war  verfallen  und  sein  illegitimer  Abkömmling,  die 
»livery«,   hatte   die  Erhaltung  von  Truppen   und  Gefolgsleuten  im 

Man  wird  unwillkürlich  bei  dem  Inhalt  jenes  writ,  wie  ihn  Bacon  wieder- 
gibt: »the  matter  of  this  writ  is  allways  loss  and  damage  to  the  King  or  possibility 
of  loss  and  damage . . . «  an  die  Phraseologie  des  preußischen  Ressortreglements 
von  1749  gemahnt  (Mylius,  Corpus  Const.  Cont.  IV,  p.  163;  ich  zitiere  hier  nach 
der  kurzen  Inhaltsangabe  im  Repertorium  von  Mylius,  II.  Abtlg.  S.  113):  »Prozeß- 
sachen, so  interesse  privatum  betreffen,  gehören  regulariter  nicht  vor 
die  Kriegs-  und  Domainen-Cammern,  ....  Königl.  Intraden  und  Domainen, 
Oeconomica  und  P  o  1  i  t  i  c  a  ,  auch  überhaupt  alle  in  das  interesse  publicum 
einschlagende  Sachen  gehören  zum  Ressort  derer  Cammern. « 

2)  Siehe  über  diese  mein  englisches  Staatsrecht  II,  657  ff. 

3)  Siehe  darüber  mein  engl.  Staatsrecht  I,  147  ff. 
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Dienste  der  Großen  streng  verboten.  Man  mußte  auf  die  alte  Miliz- 
pflicht nach  dem  Winchesterstatute  zurückgreifen.  Aber  die  einfache 
Linie  der  Grund-  und  Bodenverteilung,  welche  das  Fundament  dieser 
Milizpflichl  gewesen,  war  ebenfalls  vorwischt, 

Bs  isl  daher  bezeichnend,  daß  »Iii1  Tudors  ihr  absolutes  Königtum 
keineswegs  auf  eine  ständige  Armee  stützen  konnten,  sondern  daß 
das  Konglomerat  verschiedener  Wehrsysteme,  welches  die  mittel- 
alterliche  Heeresverfassung  darstellte,  schlankweg  übernahmen.  Um 
auswärtige  Kriege  zu  führen,  wird  vorübergehend  eine  Armee  auf  Grund 
der  mittelalterlichen  commission  of  array  zusammengepreßt,  oder  es 
wird  namentlich  die  alte  Feudal-  und  Lehenspflicht  zum  Heeresdienst 
wieder  in  Krall  gesetzt,  oder  es  werden  Söldnertruppen  angeworben. 
Ein  klares  Bild  davon  erlangen  wir,  wenn  wir  die  militärische  Gesetz- 
gebung seil   Heinrich  VII.  verfolgen1). 

Zwei  Gesetze  Heinrichs  VII.  legten  eine  besondere  Pflicht  des 
Militärdienstes  einer  neuen  Klasse1  von  Untertanen  auf.  In  dem  einen 
Gesetz  (II  Henr.  VII.,  c.  18)  wird  es  zur  Pflicht  jedes  Amtsinhabers 
und  Bezugnehmers  königlicher  Pensionen  und  Renten  gemacht,  seinem 
Herrn  und  Gebieter  zu  allen  Zeiten,  wenn  es  die  Notwendigkeit  ver- 
langt,  beizustehen  und  seine  königliche  Person  in  allen  Defensivkriegen 
und  bei  Unterdrückung  von  Revolutionen  innerhalb  des  Reichs  zu 
schützen.  In  einem  anderen  Gesetze,  nämlich  19  Henr. VII.,  c.  1,  wird 
die  Verpflichtung  dieser  Personen  auch  auf  Offensivkriege  ausgedehnt. 
Das  Gesetz  verpflichtet  sie,  im  Gefolge  des  Königs  so  lange  zu  bleiben, 
bis  er  sie  durch  allgemeine  Proklamation  oder  auf  andere  Weise  ent- 
läßt. Dafür  sollen  sie  besondere  Löhnung  (king's  wages)  von  der  Zeit 
ihrer  \nkunll  am  königlichen  Hof  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  sie  nach 
Hause  entlassen  werden,  erhalten.  Wir  müssen  in  diesem  Gesetz  eine 
Anlehnung  an  die  alte  Milizpflicht  erblicken,  wenngleich  auch  diese 
eine  neuere  Fassung  bekommt.  Es  werden  doch  nur  die  Gefolgsleute 
des  Königs,  diejenigen,  welche  von  ihm  Pensionen  beziehen  oder  Ämter 
innehaben,  zum  Heeresdienste  in  der  genannten  Weise  verpflichtet. 

Daneben  bestand  unter  Heinrich  VII.  auch  das  Söldnerwesen, 
aber  auch  hier  hatte  die  Neuzeit  besonders  modifizierend  eingewirkt. 
Ein  Gesetz  zur  Bestrafung  der  Deserteure  war  1491  (7  Henr.  VII., 
c.  I)  ergangen,  das  anbefahl:  »Wenn  ein  Soldat,  der  kein  Kapitän  im 
unmil telbaren  Dienste  des  Königs  ist,  Sold  oder  Löhnung  vom  König 
erhält,  um  jenseits  des  Meeres  dem  König  zu  dienen,  und  ohne  Erlaubnis 
seines  Kapitäns  den  königlichen  Dienst  verläßt,  so  wird  ein  solches 
Verlassen  des  Dienstes  als  Felonie  erklärt  und  angesehen,  und  der 
Missetäter  muß  die  Strafe  für  Felonie  erleiden.  Ihn  schützt  nicht  ein- 
mal das  beneficium  cleri.« 

Heinrich  VIII.  stützte  sich  ebenfalls  auf  Söldnertruppen,  davon 
das  Gesetz  3  Henr.  VIII.,  c.  5.  Da  und  dort  ahmte  er  französi- 


Siehe  Clode,  The  military  forces  of  the  Crown,  London  1869,  vol.  I,  p.  350  f. 
Fortescue,  History  of  the  Br.  Army  (1899),  I,  p.  108  —  591. 
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sches  Vorbild  nach,  so  z.  B.  in  der  Einteilung  des  Schlachtaufgebots 
(Fortescue  a.  a.  0.  I,  113).  Auf  ihn  geht  die  erste  Anlegung  von 
Festungen  zurück  (Fortescue  a.  a.  0.  I,  p.  123).  Im  übrigen  ließ  er 
alles  beim  alten.  Unter  Edward  VI.  scheint,  ebenso  wie  unter  Philipp 
und  Marie,  die  allgemeine  Wehrpflicht  wieder  in  den  Vordergrund 
getreten  zu  sein.  In  einem  Gesetz  Edwards  VI.  (2  und  3  Edw.  VI., 
c.  2)  wird  von  der  Pflicht  jedes  Untertanen  gesprochen,  innerhalb  und 
außerhalb  des  Reichs  zu  dienen.  »The  King's  loving  und  obedient  sub- 
jects,  according  to  their  bounden  duties,  have  sent 
forth  as  well  into  parts  beyond  the  seas,  and  to  the  seas,  as  also  into 
Scotland,  and  other  places  diverse  both  w  ithin  this  realm 
as  without  this  realm,  many  able  persons  or  soldiers  well 
furnished  to  serve  the  King  in  his  wars,  to  their  great  charge  and  cost.« 
Durch  ein  anderes  Gesetz  Edwards  VI.  (3  und  4  Edw.  VI.,  c.  5)  wurde 
in  jeder  Grafschaft  ein  Lord-Lieutenant  für  das  Volksaufgebot,  die 
Miliz,  rechtlich  angeordnet,  wenngleich  er  in  der  Praxis  schon 
früher  vorhanden  war.  Philipp  und  Marie  suchten  die  alte  Miliz- 
pflicht, die  des  Winchester- Statutes,  wieder  zu  Ehren  zu  bringen,  nur 
modifizierten  sie  (1553) x)  die  Skala  der  Bewaffnung  und  der  Bewaff- 
nungspflichtigen, die  mit  dem  Grundbesitz  in  Verbindung  gesetzt  war. 
Auch  wurde  unter  diesen  Herrschern  in  demselben  Jahre  durch  Ge- 
setz (4  und  5  Phil,  und  Mar.,  c.  3)  die  alte  Wehrpflicht,  das  alte 
Pressen  der  Milizpflichtigen  durch  die  commission  of  array  sank- 
tioniert, ja  selbst  zur  Dienstleistung  im  Ausland  zugelassen.  Die 
Musterung  und  Aushebung  dieser  Miliztruppen  stand  in  jeder  Graf- 
schaft dem  Lord-Lieutenant  zu.  Unter  Elisabeth  schien  der  'Zeitpunkt 
gekommen,  eine  ständige  Armee  einzurichten.  Aber  die  an  Geiz  gren- 
zende Sparsamkeit  der  Königin,  die  aus  diesem  Grunde  jeden  Krieg 
haßte,  verhinderte  die  Ausführung  jenes  Gedankens.  Jakob  I.  hob 
1603  (1  Jac.  L,  c.  25,  p.  7)  das  erstgenannte  Gesetz  von  1553  auf,  offen- 
bar aus  dem  Grunde,  weil  er  zugleich  als  König  von  Schottland  den 
Grenzkrieg,  den  englische  Monarchen  bisher  gegen  Schottland  geführt 
hatten,  für  unmöglich  ansah.  Mit  dem  Regierungsantritt  der  Stuarts 
macht  sich  auch  insofern  eine  Änderung  in  der  Heeresverfassung  geltend, 
als  die  ausgehobenen  und  gepreßten  Truppen  nicht  immer  gleich  nach 
der  Rückkehr  in  die  Heimat  entlassen  wurden.  Sie  wurden  noch  weiter 
im  Dienst  behalten,  und  es  ergingen  besondere  Kommissionen,  welche 
über  diese  Truppen  standgerichtliche  Disziplin  (commission  of  mar- 
tial  law)  ausüben  sollten.  Das  bemerkenswerteste  an  diesen  Kriegs- 
gerichtskommissionen war,  daß  sie  nicht  bloß  Soldaten  zur  Verant- 
wortung den  Kriegsgerichten  überlieferten,  sondern  auch  andere  Bürger. 
Anfangs  waren  solche  Kriegsgerichtskommissäre  der  Mayor  einer  Stadt 
und  andere  Personen  des  Zivilstandes.    So  heißt  es  in  einer  solchen 


x)  Gesetz:  4  u.  5  Phil.  u.  Mar.,  c.  2.  Die  Bedeutung,  die  Gneist,  Engl.  Ver- 
fassungsgeschichte, S.  465  f.,  diesem  Gesetz  beilegt,  wird  von  neueren  Schrift- 
stellern nicht  gebilligt.    Fortescue  a.  a.  O.  I,  125. 
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kriegsgerichtlichen  Kommission  aus  dem  Dezember  des  Jahres  1624 
für  die  Truppen  in  Dover,  daß  der  Bürgermeister  der  Stadt  und  andere 
ermächtigt  würden  »vorzugehen,  entsprechend  dem  Kriegsrecht  gegen 

Soldaten   und   andere  ausschweifende  Personen  (dissolute  per- 

sons),  weicht1  sich  mit  diesen  Vorhänden,  um  Räubereien,  Felonie, 
Meutereien  und  andere  Missetaten  zu  verüben;  und  daß  oben  ange- 
führte Amtspersonen  ausführen  und  voranlassen  die  Verhängung  der 
Todesstrafe,  entsprechend  dem  kriogsrocht1).« 

Ob  solche  Kommissionen  nach  dem  damaligen  Recht  ungesetzlich 
waren,  scheint  zweifelhaft,  denn  wir  finden,  daß  die  Tudors  und  nament- 
lich Elisabeth  im  Jährt1  lf>(>9,  I  ;")SS  und  1595  unangefochten  davon  Ge- 
brauch gemachl  hatten.  Aber  auch  am  Schlüsse  des  Mittelalters  schon 
hatten  der  Marschall  und  der  konstabel  des  Reichs  in  ihren  Gerichts- 
höfen eine  summarische  kriogsgeriohtsbarkeit  geübt.  In  einem  Gesetz 
Edwards  [V.  aus  dem  Jahre  L462  finden  wir  die  Anweisung  gerichtet 
an  den  KLonstabel,  in  allen  Hochverratsfällen  »summarisch  und  ungeniert 
ohne  Lärm  und  Aufsehen  eines  Urteils  nach  einfacher  Einsicht  in  die 
Tatsachen  vorzugehen«,  »summarily  and  plainly,  without  noise  and 
show  of  judgment  on  simple  inspection  of  fact.« 

Wie  dem  aber  auch  sei,  unter  Karl  I.  wurden  solche  Kriegs- 
gerichtskommissionen  als  ein  Faustschlag  gegen  das  Rechtsgefühl 
von  der  .Nation  empfunden.  Coke,  der  gewissermaßen  die  Seele 
d>  r  damaligen  Rechtsmeinung  repräsentiert,  sagt  in  seinen  Institutes, 
vol.  III.  p.  52:  »Einen  Mann  durch  Kriegsgericht  zum  Tode  zu  ver- 
urteilen ist  Mord.«  Karl  I.  mußte  sich  demnach  der  Bestimmung  der 
Petition  of  right  §  7  unterwerfen,  welche  derartige  kriegsgerichtliche 
[Kommissionen  als  ungesetzlich  bezeichnete  und  für  die  Zukunft  das 
\  i  b"t  aussprach,  daß  Kriegsgerichte,  die  so  konstituiert  waren,  einen 
Soldaten  zum  Tode  verurteilen  dürften. 

Aber  auch  mit  zwei  anderen  Machtvollkommenheiten  des  Absolutis- 
mus räumte  die  damalige  Zeit  schnell  auf.  Durch  die  Petition  of  right 
§  6  wind»'  die  Auferlegung  der  Quartierlast  kraft  königlicher  Prä- 
rogative ohne  gesel  /.liehe  Ermächtigung  als  widerrechtlich  bezeichnet. 
Schließlich  wurde  durch  das  Gesetz  von  1640  (16  Car.  I.,  c.  28)  bestimmt, 
daß  ice  h  dem  Rechte  des  Reichs  »keiner  der  Untertanen  seiner  Maje- 
stäl  gepreßl  «»der  gezwungen  werden  solle,  außerhalb  seiner  Grafschaft 
als  Soldal  im  Kriege  zu  dienen,  ausgenommen  im  Falle  eines  plötz- 
lichen  bind  liehen  Anfalls  in  das  Reich,  oder  ausgenommen  den  Fall, 
daß  der  Betreffende  kraft  Lehnspflicht  zum  Kriegsdienst  gehalten 
-ei-  (pieamblo,  d.  i.  Vorrede  des  Gesetzes). 

Freilich  zeigte  die  Folgezeit,  daß  solche  papierne  Verfassungs- 
formeln keineswegs  eine  genügende  Grundlage  der  Heeresverfassung 
eines  Reichs  abgeben  konnten.  Wie  Cromwell  mit  diesen  Verfassungs- 


3iehe  das  Patent  abgedruckt  bei  Prothero,  Statutes  and  Constitutional 

Documenta  (1559  —  1623),  p.  398  —  399. 
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formein  umsprang  und  durch  eine  ständige  Armee1)  das  widerspenstige 
Parlament  zu  Paaren  zu  treiben  wußte,  ist  bekannt.  Zu  Beginn  der 
Restauration  wird  die  Miliz  durch  ein  Gesetz  von  1662  (14  Car.  IL, 
c.  3)  auf  der  Grundlage  des  mittelalterlichen  Winchesterstatuts  re- 
organisiert und  die  Pflichten,  als  Reiter  oder  Fußsoldat  zu  dienen,  werden 
neu  verteilt,  das  Kommando  der  Grafschaftsmiliz  wird  dem  Lord-Lieute- 
nant jeder  Grafschaft  zugeteilt,  ihm  die  weitere  Formation  der  Grafschafts- 
regimenter und  die  Bestallung  der  Offiziere  überlassen  sowie  die  Macht- 
vollkommenheit gegeben,  durch  Grafschaftssteuern  die  Mittel  der 
Ausrüstung  zu  beschaffen,  während  die  Löhnung  im  Falle  des  Kriegs- 
dienstes von  der  Krone  zu  bestreiten  ist.  Das  Oberkommando  der 
Miliz,  dieser  berühmte  Streitpunkt  unter  Karl  L,  wurde  dem  Könige 
übertragen,  nicht  dem  Parlament  (Gesetz  von  1661:  13  Car.  IL,  c.  6). 
Auch  unter  den  restaurierten  Stuarts,  unter  Karl  IL  und  Jakob  IL, 
wiederholten  sich  die  ungesetzlichen  Einquartierungen,  das  ungesetz- 
liche Pressen  der  Soldaten  zum  Kriegsdienst  neben  einer  stehenden, 
vom  Parlamente  »ignorierten«,  vom  Könige  aus  seiner  Privatschatulle 
(Fortescue  I,  p.  310)  besoldeten  Armee  und  die  widerrechtlichen  Kriegs- 
gerichtskommissionen mit  ausgedehnten  Befugnissen,  wenngleich  man 
jetzt  nicht  mehr  so  weit  ging,  auch  Zivilpersonen  den  Kriegsgerichten 
zu  unterwerfen.  Die  Zeit  der  Restauration  hat  in  unserer  Frage  nur 
zwei  wichtige  Resultate  gezeitigt,  aus  denen  später  das  konstitutionelle 
Regime  der  Militärverwaltung  in  England  herauswuchs.  Diese  sollen 
gleich  im  folgenden  erörtert  werden. 

2.  Unter  dem  konstitutionellen  Königtum. 

Schon  unter  den  restaurierten  Stuarts  machte  sich  der  Widerwille 
gegen  ein  stehendes  Heer,  dessen  schlimme  Wirkungen  man  aus  der 
Zeit  Gromwells  noch  in  Erinnerung  hatte,  geltend.  Schon  das  Kon- 
ventionsparlament vom  Jahre  1660  beschloß,  die  damals  ständige 
Armee  aufzulösen,  und  der  König  gab  seine  Zustimmung  (12  Car.  IL, 
c.  9,  15,  20,  27,  28).  Die  Act,  welche  die  Auflösung  der  Armee  sank- 
tioniert, erkannte  die  Notwendigkeit  von  Festungsbesatzungstruppen 
und  von  königlichen  Gardetruppen  an,  welche  nach  wie  vor  erhalten 
blieben.  Daß  dies  allerdings  ein  Hinterpförtchen  war,  um  eine  stän- 
dige Armee  wieder  einzuführen,  die  unter  Jakob  II.  sogar  die  statt- 
liche Zahl  von  16  000  Mann  erreichte,  erkannte  man  damals  noch  nicht. 
Aber  damit  ließ  sich  die  damalige  Zeit  auch  nicht  genügen,  sondern 
es  bildete  sich  immer  mehr  und  mehr  der  Widerwille  gegen  ein  stehen- 
des Heer  und  die  Auffassung  heraus,  daß  die  Volksmiliz,  wie  sie  das 
Mittelalter  eingerichtet  hatte,  die  beste  Art  der  Heeresverfassung  sei. 
Die  Gemeinen  wahrten  damals  so  eifersüchtig  diese  Volksfreiheit, 
daß  sie  es  dem  König  übel  nahmen,  als  er  im  Jahre  1673  eine  Armee 
von  20  000  Fußtruppen  und  2000  Reitern  in  Schottland  ausheben 
ließ.  Sie  bestellten  ein  Untersuchungskomitee  (9  Gomm.  Journ.,  p.  314). 

x)  Bestehend  aus  Söldnern  und  »gepreßten«,  d.  i.  zwangsweise  ausgehobenen 
Truppen.   Siehe  Fortescue  I,  212  (sog.  new  model). 
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Us  im  Jahre  U>7.~>  der  König  Truppen  ausheben  ließ,  um  sie  nach 
Frankreich  zu  schicken,  war  das  Übel  von  doppelter  Art.  Einer- 
seits  konnte  der  König  eine  große  Armee  in  Sold  erhalten,  allerdings 
auf  französische  Kosten,  aber  sie  jederzeit  für  seine  Zwecke  zur  Lan- 
dung  in  England  benutzen,  anderseits  war  der  König  dadurch  ver- 
pflichtet,  Truppen  zu  erhalten  und  sie  eventuell  aus  der  englischen 
Bevölkerung  zu  ergänzen.  Das  Unterhaus  beschloß  deshalb  im  April 
des  Jahres  L675  in  einer  Adresse  an  den  König,  die  schleunige  Rück- 
berufung  dieser  Truppen  zu  verlangen,  und  sprach  den  Wunsch  aus,  daß 
in  Hinkunfl  keine  mehr  hinübergesandl  würden  (4  Pari.  Hist.,  p.  706). 
Während  der  Kriegszeil  L677/78,  wo  der  König  eine  Armee  gegen 
Frankreich  erhalten  mußte,  verlangten  die  Commons  wiederholt  die 
Auflösung  der  ständigen  Armee  und  ihren  Ersatz  durch  eine  Volks- 
miliz.  Ein  Abgeordneter  rief  damals  aus:  »keep  up  the  army  for  fear 
of  France,  and  keep  ii  up  for  ever«  (9  Com.  Journ.,  p.  944).  Ein  anderer 
Abgeordneter,  Vaughan,  sagte  damals:  »Wenn  es  einen  Mann  gibt, 
der  so  verwegen  ist,  den  König  zu  beraten,  daß  er  mit  einer  ständigen 
Armee  regiere,  so  würde  er  die  Rechtsverfassung  umwälzen,  denn  das 
ist  gegen  die  Herrschaft  des  Volks.  Der  König  hat  sein  posse  com- 
mitatus  und  die  Miliz  um  feindliche  Einfälle  und  Rebellionen  zu  unter- 
drücken, und  er  kann  d  ie  W  affen  erheben  zur  Verteidigung  einer  Allianz. 
Das  sind  all  die  /wecke,  um  einer  gerechten  Regierung  zu  genügen, 
und  ich  glaube,  daß  der  König  nicht  anders  handeln  wird.  Aber  die 
Erhaltung  einer  Armee  ist  sicherlich  in  terrorem  populi,  und 
unsere  Rechtsgesetze  verabscheuen  alle  Waffen,  ausgenommen  die 
Walle  des  Gesetzes.  Diese  Truppen  stehen  aber  im  freien  Quartier, 
und  wenn  Ihr  sie  gegen  das  Recht  stehen  läßt,  so  werdet  Ihr  wenig 
Nutzen  vom  Hecht  haben,  wenn  ihre  Kraft  über  dem  Rechte  ist.  Je 
länger  Ihr  sie  hier  haltet,  desto  länger  müßt  Ihr  für  sie  zahlen  und  so 
die  Freiheit  des  Volkes,  welches  Ihr  repräsentiert,  aufgeben.  Ihr  könnt 
nicht  eine  Stunde  länger  sie  erhalten,  ohne  diejenigen  preiszugeben, 
welche  Ihr  repräsentiert.«  Freilich  die  Durchführung  dieses  Sentiments 
konnte  ers1  bei  der  Vollentwdcklung  konstitutioneller  Herrschaft  er- 
folgen, namentlich  wenn  die  Geldbewilligung  für  Heereszwecke  in  die 
Hände  des  Parlaments  überging.  Dazu  waren  aber  unter  der  Restau- 
ration  nur  schwache  Ansätze  vorhanden,  aber  sie  waren  doch  vorhanden. 
Es  wurde  nämlich  schon  unter  der  Restauration  der  erste  Voranschlag 
für  die  Erhaltung  der  Truppen  im  Jahre  1677  vor  das  Haus  gelegt 
(9  Com.  Journ.,  p.  438).  Dieser  Voranschlag  wurde  auch  Gesetz.  Die 
Subsidienaci  (20  und  30  Car.  IL,  c.  1)  erhob  diesen  Voranschlag  zum 
Gesetz,  und  sie  enthielt,  was  noch  wichtiger  ist,  Bestimmungen,  welche 
die  Verwendung  der  bewilligten  Summen  zu  anderen  Zwecken  als 
zu  denen  durch  dies  Gesetz  bestimmten  verboten.  Wie  ernst  man  es 
mi1  dieser  zweckentsprechenden  Verwendung  der  bewilligten  Staats- 
gelder  für  Heereszwecke  damals  nahm,  geht  daraus  hervor,  daß  der 
Schatzmeister  der  Flotte,  Seymour,  im  Jahre  1677  mittels  impeach- 
ii ii t er  Anklage  gestellt  wurde,  gegen  eine  solche  Appropriations- 
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akte  und  gegen  seine  Amtspflicht  gehandelt  zu  haben1).  Auch  unter 
dem  Anklageartikel  gegen  Danby,  den  Lord-Schatzmeister,  findet  sich 
eine  Klausel,  die  ihn  der  zweckwidrigen  Verwendung  von  Staats- 
geldern beschuldigt2). 

Die  Maschen  des  Netzes,  welches  heute  das  Parlament  um  die 
Heeresverfassung  geworfen  hat,  sind  aber  erst  nach  der  »glorreichen« 
Revolution  von  1688  gesponnen  worden.  Durch  die  Bill  of  rights 
wurde  der  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  die  Aushebung  und  das 
Halten  einer  ständigen  Armee  innerhalb  des  Königreichs,  wenn  es 
nicht  mit  Zustimmung  des  Parlaments  geschehe,  gegen  das  Recht  sei 
(Art.  6).  Auf  dieser  Grundlage  ist  seit  jener  Zeit  die  Erhaltung  einer 
Armee  nur  durch  einen  eigentümlichen  parlamentarischen  Vertrags- 
schluß zwischen  Krone  und  Parlament  möglich.  Dieser  Vertragsschluß 
gibt  die  Länge  der  Zeit  an,  für  wrelche  eine  ständige  Armee  erhalten 
werden  darf,  und  dadurch,  daß  die  Geldsumme  bestimmt  wird,  die 
Feststellung  des  Friedenspräsenzstandes.  Der  äußere  Ausdruck  ist 
die  Mutiny  Act,  heute  ^Army  Act  genannt,  welche  seit  1721  auch 
den  jährlichen  Friedenspräsenzstand  der  Armee  fixiert. 

Sodann  ist  seit  dem  ersten  Voranschlag,  der  vor  das  Parlament 
Wilhelms  und  Maries  gelegt  wurde,  der  Unterschied  gemacht  worden 
zwischen  dem  Ordinarium  und  Extraordinarium  der  Armee.  Ordent- 
liche Ausgaben,  d.  i.  solche,  welche  sich  voraussehen  lassen,  konnten 
seit  der  Zeit  nur  gemäß  der  Bewilligung  des  Parlaments  gemacht  wer- 
den. Außerordentliche  Ausgaben  konnten  allerdings  bis  1836  auch 
ohne  vorherigen  Staatsvoranschlag  geleistet  werden.  Seit  Wilhelms 
und  Annas  Zeiten  nimmt  das  Unterhaus  immer  das  Recht  in  Anspruch, 
den  Voranschlag  für  Heer  und  Flotte  zu  prüfen  und  die  Rechnungen 
namentlich  durchzusehen.  Als  im  Jahre  1691  die  Lords  an  der  Rech- 
nungsprüfung teilhaben  wollen,  werden  sie  von  den  Commons  zurück- 
gewiesen (Hatsell  III,  p.  477)  mit  den  Worten:  »Die  Lords  haben  manche 
hohe  Privilegien,  die  sie  in  Gunst  beim  König  stellen  und  ihnen  eine 
bestimmte  Position  in  der  Regierung  des  Staats  anweisen,  aber  die 
Commons  haben  wenig,  ausgenommen  das  eine,  Geld  zu  geben  und 
Geldbewilligungen  zu  machen.  Und  daher  ist  alles,  was  in  dies  unbe- 
zweifelte  und  angeborene  Recht  einschneidet  von  der  Art,  daß  die 
Commons  es  nur  mit  der  größten  Eifersucht  ansehen.« 

Schließlich  setzen  sie  es  durch,  daß  die  Rechnungsgesetze  dieser 
Zeit  (2  Will,  und  Mar.,  s.  II,  c.  11,  und  7  u.  8  Will.  III,  c,  8)  die 
Commons  allein  zur  Bestimmung  von  Rechnungskommissären  er- 
mächtigen. Aber  nicht  bloß  den  Lords  gegenüber  sondern  auch  dem 
König  wissen  sie  ihr  Recht  der  Rechnungsprüfung  aufrechtzuerhalten. 
Als  im  Jahre  1702  der  Lord  Ranelagh,  der  Generalzahlmeister  der 
Armee,  der  zweckwidrigen  Verwendung  von  Staatsgeldern  in  den 
Jahren  1688 — 1703  angeklagt  wurde  und  sich  hierbei  auf  Anordnungen 


x)  VIII  State  Trials,  p.  129. 
2)  XI  State  Trials,  p.  625  f. 
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des  Königs  berief,  wurde  diese  Verteidigung  von  den  Gemeinen  nicht 
anerkannt,  sondern  der  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  alle  könig- 
lichen Anordnungen  oder  Warrants,  gerichtet  an  die  Rechnungsbeamten, 
um  Ausstellungen  an  Rechnungen  ohne  genügende  Belege  zu  unter- 
lassen  und  alle  Niederschlagungen  der  Monita  wegen  ungerechtfertigter 
Zahlungen  anders  als  nach  Recht  und  dem  ordentlichen  Lauf  des 
Schatzamts  widerrechtlich  und  nichtig  seien  (14  Gomm.  Journ.,  p.  66). 
Mitunter  verfuhr  das  Unterhaus  recht  kleinlich  bei  der  Rechnungs-' 
prüfung  (Fortescue  a.  a.  0.).  Wie  wohltätig  aber  im  großen  und  ganzen 
die  neue  Knut  roll»1  wirkte,  geht  daraus  hervor,  daß  die  Königin  Anna 
in  einem  Gesetz1)  (8  Statutes  of  the  Realm,  p.  8)  ausspricht:  die  Rech- 
nungskontrolle werde  eingerichtet,  um  den  Monarchen  und  das  ganze 
[{eich  zufrieden  zu  stellen  und  zu  informieren.  Freilich  kamen  auch  noch 
unter  Anna  große  l 'nregelinäßigkeiten  in  bezug  auf  die  Verausgabung 
von  Staatsgeldern  vor.  So  wurde  z.  B.  in  den  Jahren  1701 — 1708 
nominell  eine  Schuld  für  die  Flotte  kontrahiert,  das  Geld  aber  für  die 
Zwecke  der  Landarmee  verwendet.  Die  Resolution  der  Commons 
vom  L3.  Mai  1711  verurteilte  aufs  schärfste  diese  zweckwidrige  Ver- 
wendung der  Gelder2). 

Auch  landen  sich  mitunter  Verausgabungen  für  Heereszwecke 
über  die  vom  Parlament  festgesetzten  Bewilligungen  hinaus.  Diese 
Überschreitungen  der  durch  Etat  bewilligten  Ausgaben  betrugen  sogar 
in  den  Jahren 
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Zwar  war  seit  Wilhelms  und  Maries  Zeiten  vorgeschrieben,  daß 
Iii-  Ordinarium  der  Ausgaben  auszuzahlen  sei  durch  den  General- 
zahlmeister  der  Armee  nach  Weisungen  des  Kriegssekretärs  (secretary 
a1  war)  in  Gemäßheit  des  von  der  Krone  approbierten  Verwaltungs- 
planes,  und  zwar  sollte  die  Summe  an  den  Oberst  jedes  Regiments 
ausgezahlt  werden,  der  wieder  nach  Instruktionen  die  Löhnung  der 
Offiziere  und  Mannschaften  vorzunehmen  hatte. 

Aber  was  eben  diesem  ganzen  System  fehlte,  war  die  Konzentration 
der  Verantwortlichkeit  in  einer  Person,  einer  Zentralstelle,  in  einem 
Minister.  Das  konnte  allerdings  erst  die  folgende  Verfassungszeit  und 
die  Entwicklung  des  parlamentarischen  Regimes  herbeiführen.  In 
unserer  Zeil  leiten  die  Zentralverwaltung  der  Armee,  das  Schatzamt 

!)  1702:  1  Anne,  c.  4. 

Co  mm.  Journ.,  p.  446  —  448;  p.  662,  664.    Insbesondere  die  Resolution: 
2.  Thal  such  diverting  of  moneys,  issued  to  the  service  of  the  Navy,  to  the 
Land  Service,  hath  lessened  the  credit  of  the  Navy,  discouraged  the  seamen,  occa- 
sioned  the  paying  of  extravagant  rates  on  the  Navy  contracts,  and  was  a  misappli- 
cation  of  the  public  money. 

:;.  That  the  applying  any  sum  of  unappropriated  money,  or  surplusages  of 
to  uses  not  voted,  or  addressed  for,  by  Parliament,  hath  been  a  misappli- 
cation  of  the  public  money.« 
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und  der  Kriegssekretär  (secretary  at  war).  Dieser  war  aber  bloß  ein 
untergeordneter  Beamter,  der  seit  der  Restauration1)  eingerichtet  war. 
Seine  Hauptaufgabe  war  die  Vollziehung  königlicher  Befehle 
und  die  Kontrasignatur  derselben.  Er  war  ein  Zivilist,  wenngleich 
der  Militärdisziplin  unterworfen,  und  sollte  wahrscheinlich  bloß  ver- 
hindern, daß  die  Krone  in  Abhängigkeit  vom  Parlament  geriet.  Er 
sollte  eine  Art  Ersatz  eines  Militärkabinetts  sein,  war  aber  in  Wirk- 
lichkeit kaum  mehr  als  ein  Sekretär  des  Generalbefehlshabers.  Aus 
der  Restaurationszeit  stammt  auch  die  Einrichtung  eines  General- 
zahlmeisters des  Heeres,  der  offenbar  nach  dem  Vorbild  ähnlicher 
Einrichtungen  unter  Cromwell  im  Jahre  1662  geschaffen  wurde.  Er 
war  der  Bankier  des  Monarchen,  indem  er  dem  König  das  Geld  zur 
Erhaltung  der  Armee  vorschoß  und  mit  der  Rückzahlung  wartete, 
bis  das  Parlament  die  nötigen  Geldbewilligungen  machte.  Solche  Art 
der  Transaktion  zwischen  einem  Beamten  und  der  Krone  scheint  uns 
heute  befremdlich,  aber  man  darf  nicht  vergessen,  daß  bis  in  die  Zeit 
Wilhelms  III.  das  für  Heereszwecke  bewilligte  Geld  ausschließliches 
Eigentum  der  Krone  war.  Erst  seitdem  das  System  regelmäßigerer 
Rechnungslegung  der  Staatsgelder  für  Heereszwecke  begann,  änderte 
sich  diese  Auffassung,  und  es  entstand  der  Wunsch,  den  Generalzahl- 
meister wieder  verantwortlich  zu  machen.  Im  Jahre  1683  war  noch 
ein  drittes  Hauptdepartement  innerhalb  der  Armee  für  Verwaltung 
zu  neuem  Leben  gerufen,  nämlich  das  Zeugamt,  ordonnance  depart- 
ment.  Dieses  bestand  schon  seit  dem  35.  Regierungsjahr  Heinrichs  VIII. 
und  hatte  zum  Amtsträger  einen  master  of  ordonnance2).  Aber  Hein- 
rich VIII.  hatte  es  vorwiegend  mit  einer  Militärperson  besetzt.  Nun 
wurde  es  als  Amt  der  Armeeverwaltung  von  einer  Zivilperson  ver- 
waltet, dem  master  general. 

Alle  diese  Ämter  und  Behörden  hingen  sehr  lose  miteinander  zu- 
sammen, und  es  war  natürlich,  daß,  weil  jeder  verantwortliche  Zentral- 
punkt für  ihre  Verwaltung  fehlte,  leicht  Veruntreuungen  und  zweck- 
widrige Verwendung  von  Staatsgeldern  stattfinden  konnten.  Erst  das 
parlamentarische  Regime,  namentlich  aber  die  Burke-Pittsche  Ver- 
waltungsreform, schuf  hier  gründlichen  Wandel. 

Eine  der  wichtigsten  Errungenschaften  der  »glorreichen«  Revo- 
lution war  aber  die  Umgrenzung  der  Militärgerichtsverwaltung  durch 
die  sog.  Mutiny  Act.  Noch  vor  der  Bill  of  rights  erging  die  erste  Meu- 
terei-Akte oder  Mutiny  Act.  Die  Truppen,  die  Jakob  II.  zugetan  waren, 
sollten  nach  den  Niederlanden  verschifft  werden.  Als  sie  Ipswich  er- 
reichten, brach  eine  Meuterei  aus.  Um  diese  schnell  zu  unterdrücken, 
wurde  ein  Gesetzentwurf  im  Parlament  durchgebracht,  welcher  im 
wesentlichen  verfügte,  daß  jeder  Soldat  in  des  Königs  Dienst,  der 
Meuterei  anheben  oder  sich  zu  einer  solchen  mit  anderen  zusammen- 
finden sollte,  oder  der  desertieren  würde,  den  Tod  erleiden  müßte  oder 

x)  Während  der  Republik  war  Rushworth,  der  berühmte  Annalist,  Sekretär 
des  Kriegsrats  und  mit  dem  »new  model«  im  Felde  (Fortescue  I,  311). 
2)  Siehe  Earl  of  Devonshires  Case  11.  Co.  Rep.  90  a. 
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solche  Strafe  als  durch  ein  Kriegsgericht  festgestellt  würde.  Dieselbe 
Ütte  gibl  die  Militärgerichtsverfassung  an  und  sagt  ausdrücklich, 
daß  hu  übrigen,  d.  Ii.  also  in  bezug  auf  andere  als  die  angeführten  Ver- 
gehen, jeder  Soldat  und  jeder  Offizier  dem  gemeinen  Recht  und  dem 
gemeinen  ordentlichen  Prozeß  verfallen  wäre.  Die  Akte  verfügt  ferner, 
dal.1,  sie  bloß  bis  zum  l<>.  November  des  nächsten  Jahres,  also  eigentlich 
bloß  für  ein  halbes  Jahr,  in  Kraft  sei. 

Das  Charakteristische  dieses  Gesetzes  ist,  daß  es  einerseits  die 
spezifischen  Militärdelikte  aufzählt,  im  Gegensatz  zur  Allgewalt  der 
kriegsgerichtlichen  Kommissionen  der  Vergangenheit,  und  daß  sie 
anderseits  für  die  übrigen  Delikte  den  Soldaten  dem  gewöhnlichen 
Börger  gleichstellt.  Da  dies  Gesetz  seit  der  Zeit  alljährlich1)  bewilligt 
werden  mußte,  um  krall  zu  haben,  wurde  auch  die  militärische  Disziplin 
in  die  Gewalt  des  Parlaments  gelegt.  So  hatte  das  Parlament  eigent- 
[ich  in  den  Hauptpunkten  den  Sieg  über  das  Königtum  in  den  Fragen 
der  Militärverwaltung  davongetragen.  Für  die  folgende  Zeit  blieben 
nach  Auffassung  damaliger  Politiker  zwei  Aufgaben  zu  lösen:  der 
Gedanke  des  vollständigen  Ersatzes  der  ständigen  Armee  durch  eine 
Volkmiliz  mußte  verwirklicht  werden  —  ob  eine  solche  Aufgabe  über- 
haupt zu  lösen  ist,  war  für  die  damalige  Zeit  ein  Problem  von  Sekun- 
den i  Bedeutung.  Sodann  mußten  die  Fäden  der  militärischen  Zentral- 
verwaltung  in  einem  Punkte  konzentriert  werden,  an  dem  die  Verant- 
wortlichkeit  dem  Parlament  gegenüber  einsetzen  konnte. 

II.  Die  Flotte.2) 

1.  Die  Zentralstelle. 
Während  im  großen  und  ganzen  unter  den  Tudors  das  mittel- 
alterliche  System  der  Flottenverwaltung  noch  vorherrschte,  indem  sich 
die  Flotte  einerseits  aus  gepreßten,  anderseits  aus  gemieteten  und  dann 
aus  vom  König  gebauten  Schiffen  zusammensetzte,  während  ferner 
wie  im  Mittelalter  unter  den  Tudors  und  bis  zum  Jahre  1649  die  Flotte 
als  persönliches  Eigentum  des  Königs  galt,  machten  sich  die  Könige 
aus  dem  Hause  Stuart  in  besonderer  Weise  an  die  Neuorganisation  der 
Z  e  Qtralstell  e.  Seit  der  Zeit  Johanns  finden  wir  einen  Beamten 
in  der  Spitze  der  Flottenverwaltung,  den  sog.  keeper  of  the  King's 
shij-s.  \Y»'imgleich  wir  in  den  Quellen  dieses  Amt  erst  seit  Johanns 
Zeiten   vorfinden,  so  dürfte  es  wohl  älteren  Ursprungs  sein.  Später 

\l  l>nlin--  gab  es  in  der  Zeit  Wilhelms  und  Annas  Gelegenheiten,  wo  für  wenig 
Monate  überhaupt  keine  Meuterei-Akte  in  Kraft  war.  Mitunter  aber  gab  es  unter 
diesen  Monarchen  auch  Zeiten,  wo  die  Meuterei-Akte  für  zwei  Jahre  in  Kraft  stand: 
aber  sehr  bald  befestigte  sich  die  allgemeine  Praxis,  daß  die  Meuterei-Akte  bloß 
für  ein  Jalir  bewilligt  wurde. 

2i  Literatur  L.  Oppenheim,   History  of  the  Administration  of  the  Royal 
Navy,  vol.  I.  1509  —  1500,  London  1896.     J.  R.  Tanner,  The  Administration  of 
the  Navy  from  the  Restauration  to  the  Revolution.  E.  H.  R.  XII,  17,  679;  XIII, 
MV.  47,  250.    Hollond,   Discourses  of  the  Navy    (Publications  of  the  Navy 
Si  i  iety  VII)    und  Monson,  Navy  Tracts,  2  vols  (ebendort  XXII  und 
Will).  Samuel  Pepys  Diary  (ed.  Wheatley  1893-99). 
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wurde  dieser  keeper  auch  clerk  of  the  King's  ships  genannt,  und 
bis  zur  Organisation  des  navy  board  im  Jahre  1546  war  er  die  Seele 
der  mittelalterlichen  Flottenverwaltung.  Er  hatte  darauf  zu  sehen, 
daß  die  Flotte  sich  im  guten  Zustand  während  des  Friedens  erhielt 
und  daß  sie  für  den  Krieg  vorbereitet  war.  Mitunter  war  er  bloß 
Kaufmann  oder  ein  untergeordneter  Beamter  ohne  spezielle  Kennt- 
nis, dann  mußte  er  wenigstens  als  Bote  von  Hafen  zu  Hafen  reiten, 
sich  nach  Flottenbemannung  umsehen  und  kleine  Quantitäten  von 
Schiffsvorräten  aufkaufen.  Seine  Gewalt  war  auch  insofern  eine  sehr 
geminderte,  als  besondere  Verwaltungsposten  für  einzelne  Schiffe 
und  ihre  Kontrolle  geschaffen  waren.  Diese  Verwaltungsbeamten  er- 
hielten bloß  kleine  Löhnung  und  hatten  in  der  Hauptsache  ihre 
Revenuen  aus  gewissen  prozentualen  Anteilsummen,  welche  sie  von 
den  Lieferanten  der  Schiffsvorräte  usw.  in  Anspruch  nahmen.  Dieser 
clerk  of  the  King's  ships  erhielt  im  15.  und  16.  Jahrhundert  den 
Namen  clerk  of  marine  causes  oder  clerk  of  the  navy,  im  17.  Jahr- 
hundert clerk  of  the  acts,  der  ihm  in  unserer  ganzen  Verfassungsperiode 
geblieben  ist.  Er  wandelte  sich  in  der  Neuzeit  in  den  Sekretär  der 
Admiralität  um. 

Der  Admiral,  wie  ein  solcher  als  Befehlshaber  der  Flotte  seit  dem 
13.  Jahrhundert  bestellt  worden  war,  hatte  keine  besonderen  Verwal- 
tungsfunktionen, er  war  bloß  Befehlshaber.  Es  war  nämlich  bloß  ein  für 
Zeit  geschaffenes  Amt.  Wenn  mehrere  Flotten  in  die  See  stachen, 
so  erhielt  er  die  oberste  Leitung  über  alle  und  hieß,  solange  er  kom- 
mandierte, Admiral  von  England.  Seit  dem  Beginn  des  15.  Jahrhunderts 
führt  er  den  Titel  Great  Admiral  of  England,  Irland  and  Aquitain. 
Das  Amt  wurde  seit  der  Zeit  auch  ein  ständiges,  das  eine  gewisse  Kon- 
trolle auch  über  die  maritime  Verteidigung  des  Landes  erhielt.  Gewöhn- 
lich war  es  eine  dem  Monarchen  verwandtschaftlich  nahestehende 
Person.  Das  erste  Patent  dieser  Art  datiert  vom  23.  Dezember  1506 
und  überträgt  inhaltlich  dem  Amtsträger  alle  jene  Gewalten,  welche 
um  die  gleiche  Zeit  der  Admiral  von  Kastilien  hatte.  Der  Großadmiral 
hatte  auch  gewisse  jurisdiktionelle  Funktionen  in  der  Zivil-  und 
Kriminalgerichtsbarkeit,  welche  sich  an  die  Schiffahrt  anschlössen. 
Infolge  der  Gerichtssporteln  und  anderer  Einnahmen,  die  sich  an  dieses 
Amt  knüpfen,  war  dieser  Posten  ein  sehr  begehrenswerter,  allerdings 
ohne  irgendwelchen  politischen  Einfluß.  Mitunter  war  aber  dieser 
Titel  bloß  ein  Ehrentitel.  Der  Earl  of  Oxford  war  Großadmiral  wäh- 
rend der  ganzen  Regierungszeit  Heinrichs  VII.  Erst  unter  Heinrich  VIII. 
bekommt  der  Posten  eine  für  die  Verwaltung  der  Flotte  maßgebende 
Bedeutung  und  zugleich  eine  gewisse  Verantwortung.  Heinrich  VIII. 
ist  aber  auch  derjenige,  welcher  die  Zentralstelle  der  Flottenverwal- 
tung von  Grund  aus  reorganisiert. 

Im  Jahre  1546  schuf  er  das  sog.  navy  board.  Veranlassung  hierzu 
bot  wohl  die  geänderte  Bedeutung  der  Schiffahrt,  die  mit  der  Ent- 
deckung der  Neuen  Welt  zusammenhing.  Bis  zu  der  Zeit  war  die 
Hauptbestimmung  der  Flotte,  sofern  sie  ausgerüstet  wurde,  Truppen 
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in  andere  Länder  zu  tragen  und  heimzukehren,  oder  bestenfalls  in 
die  See  zu  stechen,  den  Feind  zu  bekämpfen  und  heimzukehren.  Nun 
aber  beginnt  das  Zeitalter  der  langen  Fahrten,  und  infolgedessen  ist 
eine  gesteigerte  Verwaltungstätigkeil  nötig,  mit  der  der  clerk  of 
bhe  King's  ships  nichl  fertig  wird.  Das  Vorbild  zur  Schaffung 
eines  mi\\  board  kann  unmöglich  dem  Ausland  entnommen  sein, 
weil  die  englische  Flotte  damals  den  Vorrang  vor  allen  ausländischen 
Flotten  hatte.  Wahrscheinlich  hatte  Heinrich  VIII.  als  Vorbild  die 
Einrichtung  des  Zeugamts,  des  ordonnance-office,  genommen,  welches 
er  damals,  entsprechend   den    Bedingungen  der  Kriegsführung,  neu 

rganisierl  halte.  Das  navy  board  setzte  sich,  abgesehen  von  dem 
clerk  of  bhe  ships,  noch  aus  drei  Beamten  zusammen:  dem  treasurer, 
dem  Schatzmeister  mit  den  not  igen  Zahlungs-  und  Anweisungsbefug- 
nissen,  dem  comptroller,  der  gewissermaßen  eine  Kontrolle  über  die 
Ausgaben  des  treasurer  Führte,  und  dem  surveyor  of  the  ships,  welcher 
die  Instandhaltung  der  Schiffe  beaufsichtigte.  Diese  Verwaltungs- 
Organisation,  die  Heinrich  VIII.  geschaffen  hatte,  bewirkte  es,  daß 
die  Flotte  unter  ihm  und  seiner  Tochter  Elisabeth  auf  eine  bisher 
unerreichte  Höhe  gelangte1),  von  der  sie  allerdings  durch  das  Favorit- 
system,  dem  die  Stuarts  bei  Besetzung  der  Zentralstelle  huldigten, 
bald  herunterkam.  Das  System  der  Korruption,  das  unter  den  ersten 
Stuarts  herrschte,  wurde  erst  unter  der  Republik  beseitigt.  Wenn- 
gleich  die  Kräfte  des  Staats  zur  Aufbringung  der  Schiffe  bis  aufs  äußerste 
angestrengl  wurden,  so  war  denn  doch  das  Resultat  ein  so  ausgezeich- 
netes,  daß  der  glückliche  Feldzug  gegen  die  Niederlande,  der  durch 
den  Sieg  Blacks  über  Ruyter  (1654)  gekrönt  wurde,  möglich  ward. 
I'iii  den  (iegensalz  in  der  Flottenverwaltung  zwischen  den  Stuarts 
und  der  Republik  zu  ermessen,  sei  nur  angeführt,  daß  man  unter 
Karl  [.  schon  stolz  war,  wenn  man  innerhalb  von  zwei  Jahren  ein  Schiff 
vom  Stapel  lassen  konnte.  Unter  der  Republik  kamen  oft  Aufträge  für 
zehn  Schiffe  auf  einmal,  und  im  Jahre  1654  wurden  nicht  weniger 
als  22  Kriegsschiffe  vom  Stapel  gelassen,  ganz  abgesehen  von  den 
Kauffahrteischiffen  und  den  zahlreichen  Prisen,  durch  welche  man  die 
heimische  Flotte  verstärkte.  Unter  Karl  I.  nahm  die  Vorbereitung 
einer  einzigen  Flotte  zu  einer  friedlichen  Sommerfahrt  in  den  heimischen 
Gewässern  ein  ganzes  Jahr  in  Anspruch,  während  man  die  heimische 
Küstenverteidigung  einigen  kleinen  Schiffen  übertrug.  Unter  der 
Republik  winde  aber  nicht  nur  eine  Flotte  stets  in  Dover  bereit- 
gehalten  sondern  zahlreiche  Kreuzer  patroullierten  die  Küsten;  zum 
erstenmal  winde  eine  Mittelmeerstation  eingerichtet  und  außer- 
dem eine  kräftige  Flotte  für  Westindien  gehalten  sowie  der  Anfang 
zu  einer  nordamerikanischen  Flottenstation  gelegt. 

Durch  das  Mittel  der  monthly  assessments,  d.  i.  der  monatlichen 

Einschätzungen  des  Einkommens  der  Steuerträger,  wovon  noch  später 
zu  handeln  sein  wird,  w  urden  nicht  weniger  als  15  000  000  £  innerhalb 

1)  Freilich  die  Lage  und  Besoldung  der  Seemannschaft  ließ  auch  unter  Elisa- 
1  eth  schon  viel  zu  wünschen  übrig:  siehe  Monson,  Naval  Tracts  a.  a.  O.  II,  245  ff. 
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der  Jahre  1660 — 1662  ausgegeben.  Um  solche  große  Geldmassen  zweck- 
entsprechend zu  verwenden,  bedurfte  es  natürlich  einer  eingehenden 
Kontrolle,  aber  auch  diese  hätte  nicht  genügt,  wenn  nicht  die  Männer 
der  Flotte  selbstlos  und  rein  dagestanden  hätten. 

Geleitet  wurde  die  Verwaltung  damals  von  drei  Kollegialbehörden. 
In  der  ersten  Zeit  des  Bürgerkrieges  bestand  sogar  ein  parlamentarisches 
navy  committee,  aber  es  verlor  bald  seine  Autorität.  Diese  allein  stand 
in  der  Hauptsache  dem  Admiralitätskomitee  des  Council  of  State  (des 
Cromwellschen  Staatsrats)  zu.  Dies  Komitee  wurde  alljährlich  bis  zum 
Protektorat  erneuert  und  von  diesem  sodann  auf  Grund  eines  Ge- 
setzes zu  einem  ständigen  erklärt  unter  dem  Namen  der  »commissioners 
of  the  admiralty  and  navy«.  Unter  diesem  Admiralitätskomitee  stand  das 
committee  of  merchants  of  navy  and  customs  und  die  commissioners 
of  the  navy.  Das  erstgenannte  Komitee  nahm  eigentlich  gar  keinen 
praktischen  Anteil  an  der  Verwaltung,  verlor  neben  den  navy  com- 
missioners vollständig  jede  Bedeutung  und  wurde  schließlich  1654  aufge- 
löst. Die  Hauptmasse  des  administrativen  Detailgeschäftes  fiel  auf  die 
Schultern  der  navy  commissioners.  Seit  dem  Jahre  1649  war  das  Verwal- 
tungsgeschäft zwischen  Admiralitätskomitee  und  den  navy  commis- 
sioners derart  geteilt,  daß  alle  Admirale  und  Kapitäne  zur  See  ange- 
wiesen wurden,  sich  direkt  an  die  commissioners  zu  wenden  in  Detail- 
fragen, und  nur  die  Fragen  von  größter  Wichtigkeit  mit  dem  Admirali- 
tätskomitee zu  verhandeln. 

Unter  der  Restauration  wurde  zunächst  bis  zum  Jahre  1673  die 
Verwaltung  der  Admiralität  nicht  mehr  einem  Kollegium  überantwortet, 
sondern  einer  einzigen  Person.  Der  damalige  Herzog  von  York,  der 
spätere  Jakob  IL,  konnte  sein  wirklich  ausgezeichnetes  Verwaltungs- 
genie hier  betätigen.  Unter  dem  Herzog  als  Großadmiral  standen  die 
vier  »principal  officers«,1)  nämlich  der  treasurer,  der  comptroller,  der 
surveyor  und  der  clerk  of  the  acts.  Zunächst  hatten  sie  als  Kollegium 
Kontrakte  für  Flottenlieferungen  zu  machen,  die  nötigen  Schiffsvorräte 
anzuschaffen,  die  Schiffe  zu  bemannen  und  die  königlichen  Werften 
mit  Arbeitern  zu  versehen,  dabei  auch  deren  Löhnung  zu  beaufsich- 
tigen u.  o.  m.  Sie  werden  mitunter  als  die  »conduit-pipes«  des  Admirals 
bezeichnet,  durch  die  dieser  den  Verkehr  mit  der  Außenwelt  unterhalte, 
waren  aber  nicht  selten  in  der  Lage,  widerrechtlichen  Weisungen  des 
Großadmirals  Widerstand  zu  leisten2).  Außerdem  hatte  jeder  einzelne 
besondere  Pflichten.  Der  treasurer  war  für  die  Vorbereitung  der 
Voranschläge  der  Flotte,  also  des  Flottenbudgets,  verantwortlich 
und  erhielt  die  nötigen  Geldmittel  vom  Lord- Schatzmeister  von 
England  für  die  Ausgaben  angewiesen,  er  mußte  jährlich  Rechnung 

x)  Sie  bestanden  schon  seit  der  Zeit  Heinrichs  VIII.  Siehe  Slyngesbie,  A  Dis- 
course of  the  Navy,  in  Navy  Ree.  Society  VII,  p.  327. 

2)  Siehe  Hollonds  Discours  (II.)  a.  a.  O.  p.  294  ff.  Nicht  immer  waren  es  aber  . 
ehrenwerte  Männer;  denn  es  kam  auch  vor,  daß  sie  auf  eigene  Rechnung  »Kauf- 
leute« und  Lieferanten  des  Staates  wurden,  trotzdem  sie  die  Lieferungsverträge 
mit  der  Flotte  selbst  zu  kontrollieren  hatten:  siehe  Hollond  a.  a.  O.  p.  309  ff. 
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1 1 1  und  /war  fand  die  Rechnungsabnahme  im  exchequer  statt. 
Der  comptroller  hatte  ebenfalls  den  breasurer  zu  kontrollieren,  indem 
er  dessen  Rechnungen  in  Duplikatform  aufbewahrte.  Freilich  diese 
\it  der  Rechnungsprüfung  innerhall)  der  Holle  war  so  unbefriedigend, 
daß  mau  sie  eigentlich  als  illusorisch  bezeichnen  muß.  Es  wird  dies 
wohl  damit  zusammenhängen,  daß  der  treasurer  eine  die  anderen 
Beamten  überragende  Bedeutung  innerhalb  des  navy  board  hatte, 
namentlich  war  er  durch  Gehab  so  weit  über  seine  Kollegen  hinaus- 
gehoben.  Dem  comptroller  lag  ob,  die  Proviantvorräte  zu  kon- 
trollieren und  die  Zahlungen  an  die  Lieferanten  zu  beaufsichtigen. 
Der  surveyor  hatte  sich  über  den  Stand  der  Schiffe,  der  Werften  und 
der  Zeugamtsvorräte  immer  auf  dem  laufenden  zu  erhalten.  Zu  diesem 
Zwecke  konnte  er  jährlich  alle  Schiffe  im  Hafen,  alle  Warenvorräte 
und  Werften  inspizieren  und  insbesondere  die  von  der  Seereise  heim- 
kehrenden  Schiffe  einer  Untersuchung  unterziehen.  Aber  auch  die  von 
den  Lieferanten  gelieferten  Lebensmittel  hatte  er  zu  prüfen,  insbesondere 
daraufhin,  ob  sie  mit  den  Marktpreisen  im  Einklang  ständen.  Er  prüfte 
auch  die  Rechnungen  der  Obersteuermänner  und  der  Zimmermann- 
leute  bei  ihrer  Heimkehr,  sofern  diesen  Funktionären  eine  eigene  Ver- 
waltung  übertragen  war.  Der  clerk  of  the  acts  war  bloß  Sekretär  des 
navy  board  und  kontrollierte  das  laufende  Schreibgeschäft. 

Im  Jahre  L673  war  der  Duke  of  York  durch  die  Testakte  genötigt, 
von  seinem  Amt  zurückzutreten.  Die  Admiralität  wurde  wieder 
einem  Kollegium  überantwortet.  Anfangs  behielt  sich  der  König 
einige  Befugnisse  der  Admiralität  selbst  vor,  aber  seit  dem  Jahre 
L679  erlangte  das  Kollegium  alle  Gewalten,  welche  früher  der 
Lord  high  admiral  von  England  besessen  hatte,  »denn«,  so  sagt  unser 
Gewährsmann  (Pepys),  sie  waren  unzufrieden  »with  the  limitations 
of  power  linder  which  the  last  commissioners  acted,  reserving  several 
parts  bhereof  bo  ins  majesty's  own  execution,  did  insist  upon  having 
their  commission  to  run  in  the  füllest  terms  of  any  lord  high  admiral.« 
Und  sie  setzten  ihren  Willen  schließlich  durch,  denn  unser  Gewährs- 
mann schreibt  weiter:  »and,  after  several  conflicts  therein  with  Iiis 
majesty,  obtained  the  same  in  a  commission  of  their  own  drawing, 
bearing  date  14  May  1679.« 

Eine  Act  von  1690  (2  Will,  und  Mar.,  s.  2,  c.  2)  stellte  diese  ein  für 
allemal  auch  für  die  Zukunft  fest,  indem  sie  anordnete,  daß  alle  Ge- 
walten  und  jede  einzelne  für  sich,  welche  durch  Parlamentsgesetz  oder 
aul  andere  Weise  rechtlich  dem  Lord  high  admiral  of  England  zustanden, 
immer  und  jederzeit  den  commissioners,  d.  i.  dem  Kollegium,  welches 
an  seiner  Stelle  die  Admiralität  verwaltet,  zustehen  sollten.  Auf  diese 
Weise  is1   die  Admiralität  dem  persönlichen  Einfluß  der  Krone  ent- 

I  worden  und  schon  damals  ein  Zentralpunkt  geworden,  an  den 
das  parlamentarische  Regime  in  der  Folgezeit  sich  halten  konnte. 

[)!»•  Knll.'^ialform  der  Behörden  blieb  seit  der  Zeit  bis  auf 
die  Gegenwart,  sie  hatte  nur  dreimal  auf  kurze  Zeit  eine  Unterbrechung 

pen,  nämlich  1701,  da  Thomas,   Earl  of  Pembroke,   Lord  high 
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admiral  von  England  wurde,  dann  1702 — 1709,  da  Prinz  Georg  von 
Dänemark,  Gemahl  der  Königin  Anna,  diesen  Posten  innehatte,  und 
schließlich  vom  2.  Mai  1827  bis  zum  29.  September  1828,  da  der  Herzog 
von  Clarence  Lord  high  admiral  von  England  war.  Wie  die  Kolle- 
gialform sich  dem  parlamentarischen  Regime  einzufügen  wußte,  so  daß 
sie  gewissermaßen  seine  Vorbedingung  in  der  Flottenverwaltung  wie 
in  anderen  Zentralstellen  geworden,  ist  an  einem  andern  Orte  ge- 
zeigt worden.1) 

2. 

Die  Verfassungsgarantien,  wie  sie  durch  die  Revolution  in  der 
Heeresverwaltung  eingeführt  wurden,  kamen  in  der  Flottenverwaltung 
nicht  im  gleichen  Maße  auf.  Der  Hauptgrund  hierfür  liegt  wohl  in  der 
Tatsache,  daß  die  Flotte  gewöhnlich  außerhalb  des  Landes  war,  und  seit 
der  Zeit  Elisabeths  die  Auffassung  sich  immer  mehr  breit  machte, 
daß  eine  starke  Flotte  ein  Heer  vollständig  ersetze,  das  nur  zur  Unter- 
drückung des  Volkes  erhalten  werden  könnte.  Die  Kontrolle,  mit  der 
man  die  Armee  als  eine  überflüssige  Beigabe  der  Regierung  umgab, 
schien  demnach  für  die  Flotte  nicht  so  nötig,  oder  wenn  sie  nötig  schien, 
so  wurde  sie  lieber  ignoriert  als  die  Flotte,  die  ein  Machtmittel  des 
Staates  war,  eingeschränkt.  Zwar  die  eine  Verfassungsgarantie,  die 
seit  der  Revolution  darin  besteht,  daß  die  Flotte  nur  entsprechend 
den  vom  Parlament  bewilligten  Geldsummen  erhalten  werden  dürfte, 
war  schon  seit  der  Restauration  gegeben.  Im  März  des  Jahres  1676 
beschlossen  die  Commons,  30  Kriegsschiffe  zu  bauen,  und  bewilligten 
die  dazu  erforderlichen  Geldmittel.  Das  daraus  hervorgehende  Gesetz, 
die  Act  29  Car.  IL,  c.  1.  enthielt  Klauseln,2)  welche  die  Zwecke  der  be- 
willigten Geldausgaben  festlegten  und  ferner  die  Vorkehrung  trafen, 
daß  das  Geld  vom  Schatzamt  an  einen  besonderen  Schatzmeister  der 
Flotte  angewiesen  werden  sollte.  Dieser  Schatzmeister  sollte  aber  bei 
Strafe  das  Geld  zu  keinem  anderen  Zwecke  verwenden  als  zum  Bau 
dieser  Schiffe.  Die  Rechnungslegung  sollte  auch  direkt  vor  dem  Unter- 
haus stattfinden.  Wir  wissen,  daß  dieser  Schatzmeister  der  Flotte, 
Mr.  Seymour,  sein  Amt  mit  dieser  Strafsanktion  nicht  in  Einklang 
zu  bringen  wußte  und  deswegen,  namentlich  wegen  zweckwidriger  Ver- 
wendung der  bewilligten  Gelder  unter  Anklage  gestellt  wurde.  Trotz 
alledem  kamen  nach  wie  vor  Malversationen  und  zweckwidrige  Ver- 
wendung von  Geldern,  welche  für  die  Flotte  bewilligt  waren,  bis  zu  Be- 
ginn des  19.  Jahrhunderts  vor.  Erst  der  Burke-Pittschen  Verwaltungs- 
organisation blieb  es  vorbehalten,  hierin  Wandel  zu  schaffen  und  eine 
wirksame  Kontrolle  des  Parlaments  zu  ermöglichen. 

Während  das  Pressen  für  das  Heer  seit  1640  verboten  war,  blühte 
es  in  der  Flotte  bis  in  die  Neuzeit.  Es  war  zwar  allerdings  durch  Ver- 
waltungsinstruktionen in  gewisse  Schranken  gewiesen,  so  z.  B.  war 
es  ein  Ding  gegen  allen  Brauch,  selbst  in  Kriegszeiten,  Leute  von  Kauf- 

x)  Siehe  mein  englisches  Staatsrecht  II.  350  ff. 

2)  Vorläufer  derselben  aus  dem  Jahre  1666  ff.  bei  Carlyle,  E.  H.R.  XXVII,  262  ff. 
Hat  seh  ek,  Engl.  Verfassungsgeschiclite.  34 
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fahrteischiffen  zu  pressen,  welche  auf  der  Fahrt  nach  Hause  begriffen 
waren.  Es  war  den  Preß  Offizieren  verboten,  Leute  in  die  Wirtshäuser 
zu  verfolgen  und  sie  dort  zu  pressen.  Außerdem  wurde  durch  Verwal- 
tungsinstruktion <mi  gewissen  Kernten  Freiheit  vom  Pressen  zugesichert, 
'.  T>.  den  Kohlenhändlern,  den  Fischhändlern,  denjenigen,  welche  mit 
Transporten  für  die  Regierung  belraut  waren  u.  a.  m.  Aber  dieses 
alles  beruhte  Idol.)  auf  Yerwalfimgsroutine,  konnte  jederzeit  widerrufen 
werden  und  halle  keine  gesetzliehe  Grundlage.  Auch  die  Disziplin 
innerhalb  der  Flotte  war  keineswegs  durch  eine  Meuterei-Akte  gesichert 
und  hing  demnach  in  ihrer  Festsetzung  nicht  vom  Parlament  ab.  Frei- 
lich, die  alten  willkürlichen  Strafen  der  sog.  Seegewohnheiten,  customs 
of  bhe  sea,  wie  sie  noch  unter  Karl  I.  vorgeherrscht  hatten1),  waren 
wesentlich  gemildert,  /war  die  Seegewohnheiten  wurden  nicht  abge- 
8i  hafft,  aber  schon  in  der  Zeit  des  Commonwealth  wurde  unterschieden 
zwischen  den  gemeinen  Verbrechen,  Mord  und  Totschlag  an  Bord 
des  Schiffrs.  welche  nach  dem  gemeinen  Recht  strafbar  wraren,  und 
geringeren  Vergehen,  welche  nach  den  Seegewohnheiten  bestraft  wur- 
den. Im  Jahre  L649  erließ  das  damals  omnipotente  Unterhaus  Ver- 
ordnungen  zur  besseren  Disziplin  der  Flotte,  und  im  Dezember  1652 
kristallisierten  sie  sieh  sngar  zu  besonderen  Kriegsartikeln,  den  ersten 
Kriegsartikeln  für  die  Flotte. 

Auf  diesen  Kriegsartikeln  Cromwells  baute  nun  das  Gesetz  vom 
Jahre  L674  weder,  das  unter  der  Restauration  erging.  Danach  waren 
die  Kapitäne  ermächtigt,  eine  große  Anzahl  von  Vergehen  abzustrafen 
einschließlich  Mord,  und  zwar  durch  Kriegsgericht.  Viele  andere  Ver- 
•Innigen  wurden  ebenfalls  mit  Tod  bestraft,  aber  die  Todesstrafe 
konnte  nur  von  einem  Gerichtshof  verhängt  werden,  der  aus  nicht 
weniger  als  fünf  Kapitänen  bestand,  und  keine  Todesstrafe  konnte, 
ägenommen  den  Fall  der  Meuterei,  innerhalb  der  heimischen  Ge- 
wässer  verhängt  werden  ohne  Erlaubnis  der  Admiralität,  und  außer- 
halb der  heimischen  Gewässer  nur  mit  Erlaubnis  des  Generalbefehls- 
habers  der  Flottenschwadron  oder  Flotte.  Die  Kriegsgerichte  wurden 
von  der  Admiralität  zusammengesetzt.  Daran  fällt  gegenüber  der  par- 
lamentarischen Ordnung  der  Disziplin  für  das  Heer  zweierlei  auf. 
Zunächsl  hing  die  Disziplin  der  Flotte  in  unserer  Periode  und  auch 
späterhin  nicht  von  jährlichen  Parlamentsbewilligungen  ab,  sodann 
war  das  gemeine  Recht  und  die  gemeine  Gerichtsbarkeit  über  den 
aktiven  Seemann  so  gut  wie  ausgeschlossen,  jedenfalls  in  viel  größerem 
Maße  eingeschränkt  als  bei  der  Armee. 

§  38.  Die  Finanz  Verwaltung. 
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I.  Die  formelle  Finanzverwaltung. 

Der  von  Heinrich  VIII.  nach  französischem  Vorbild1)  geschaffene 
Gegensatz  zwischen  der  Krone  erblich  zustehenden  Einnahmen  (sog. 
hereditary  revenues)  oder  ordentlichen  Einnahmen  und  außerordent- 
lichen Einnahmen  brachte  einen  juristisch  bedeutsamen  Gegensatz  in 
die  Einnahmequellen,  indem  die  ersten  von  parlamentarischer  Bewil- 
ligung und  Kontrolle  unabhängig  waren,  während  die  letzteren  davon 
abhingen.  Im  absoluten  Staat  diente  dieser  Gegensatz  hauptsächlich 
dazu,  um,  wie  wir  gehört  haben,  dem  König  das,  was  ihm  zu- 
kam, auch  gehörig  zu  sichern  und  namentlich  von  dem  langwierigen 
Exchequerverfahren  unabhängig  zu  machen.  Nachteile  hatte  diese 
Scheidung  in  dem  absoluten  Staat  für  den  König  deshalb  nicht,  weil 
die  Einnahmen,  namentlich  seit  den  Klostereinziehungen  unter  Hein- 
rich VIII.,  viel  größere  Revenuen  abwarfen  als  die  vom  Parlament 
bewilligten  Subsidien.  Zudem  konnte  man  ja  auch  im  absoluten  Staat 
wenn  nötig  über  die  erblichen  Einnahmen  hinaus  auch  auf  die  außer- 
ordentlichen Einnahmen  greifen,  ohne  eine  gar  zu  strenge  Rechnungs- 
kontrolle befürchten  zu  müssen. 

Der  Gegensatz,  den  Heinrich  VIII.  geschaffen,  blieb  auch  in  der 
Folgezeit.  Aber  im  Lichte  des  konstitutionellen  Regimes,  das  nun 
wenigstens  zum  Schein  unter  den  restaurierten  Stuarts  eingeführt 
wurde,  waren  an  diesen  Gegensatz  Nachteile  geknüpft,  insbesondere 
brachte  er  eine  unnatürliche  Spannung  und  ein  Mißtrauen  zwischen 
König  und  Parlament.  Der  König  wollte  niemals  auf  seine  erblichen 
Einnahmequellen,  d.  i.  insbesondere  die  Einnahme  aus  Domänen, 
Forsten,  Lehnsgefällen  und  Zöllen  verzichten,  oder,  wenn  er  das 
tat,  nur  gegen  eine  genügende  Entschädigung  in  Gestalt  anderer 
für  Lebenszeit  überwiesener  Steuererträgnisse.  Das  Parlament  gab 
immer  die  Ergänzung  zu  den  Erträgnissen  der  erblichen  Gefälle,  aber 
es  tat  dies  nicht  gern  und  mißtraute  immer  der  königlichen  Finanz- 
verwaltung und  der  Art,  wie  die  erblichen  Einnahmequellen  verwandt 
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wurden.  Diese  Spannung  hiarlil o  natürlich  von  Zeit  zu  Zeit  Kon- 
flikte, aber  sie  war  unvermeidlich  bei  einer  Verwaltung,  die  des  par- 
lamentarischen Kabinettsystems  entbehrte.  Aus  diesem  wechselseitigen 
Mißtrauen  entstand  naturgemäß  ein  Mißverhältnis  zwischen  dem,  was 
drr  König  für  Slaalsausgaben  faktisch  zu  leisten  hatte,  und  dem,  was 
er  wirklich  an  Staatseinnahmen  einschließlich  der  vom  Parlament  be- 
willigten Einnahmen  alljährlich  zur  Verfügung  hatte. 

Wir  hahen  uns  nämlich,  zwei  Tatsachen  vor  Augen  zu  halten: 
zunächst  dal.»  damals  und  Ins  zur  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
die  wichtigsten  Staatsausgaben  für  Flotte,  Armee  und  Staatsdienst 
vom  K.Önig  ans  stamm  Einnahmen  zu  leisten  waren.  Die  gesamte  Staats- 
verwaltung war  königliche  Verwaltung.  Für  diese  Zwecke  besaß  der 
König  als  Einnahmequellen  seine  erblichen  Revenuen  und  als  Ergän- 
zung eine  vom  Parlament  alljährlich  bewilligte  Zuschlagsumme  in 
Gestali  von  Steuererträgnissen.  Alles  zusammen  sollte  seit  1660  den 
höchsten  Betrag  von  I  200  000  £  nicht  übersteigen,  d.h.  die  Erträg- 
nisse  ans  den  erblichen  Revenuen  wurden  auf  diese  Summe  vom  Par- 
lament hin  alljährlich  ergänzt.  Aber  das  Unglück  war,  daß  sowohl 
die  Erträgnisse  aus  den  erblichen  Revenuen,  wie  die  Erträgnisse  aus 
d.'ii  vi»m  Parlament  bewilligten  Steuern  weit  hinter  der  veranschlagten 
Höhe  zurückblieben1).  Nun  hätte  ja  der  König  dem  Parlament  sagen 
können:  ich  verzichte  auf  das  zweifelhafte  Vergnügen,  Ausgaben  für 
Staatszwecke  zu  leisten;  nehmt  meine  erblichen  Revenuen,  bewilligt 
mir  nur  die  Summe,  die  ich  für  meinen  Hofhalt  brauche,  und  kümmert 
euch  selbst  um  die  Ausgaben  für  Flotte,  Heer  und  Staatsdienst.  Das 
hätten  nun  ein  Karl  II.  und  Jakob  IL,  befangen  wie  sie  im  Streite  um 
die  königliche  Prärogative  nun  einmal  waren,  niemals  über  das  Herz 
gebracht,  einen  Teil  ihrer  königlichen  Befugnisse  an  das  Parlament 
und  seine  Kontrolle  abzugeben.  Und  umgekehrt  hätte  das  Parlament 
niemals  in  einen  solchen  Handel  eingewilligt,  weil  ihm  auf  diese  Weise 
j . • . I •  ■  M< »n'ln  li keit  einer  parlamentarischen  Kritik  benommen  worden 
wäre  in  einer  Zeit,  wo  ein  parlamentarisches  Kabinettsystem  überhaupt 
nicht  existierte. , 

So  blieb  das  Verhältnis  von  König  und  Parlament  in  Finanzfragen 
stets  ein  gespanntes,  so  lange  eben  ein  parlamentarisches  Regime  fehlte. 
Aber  gab  es  nicht  einen  dem  Parlament  verantwortlichen  Finanzminister  ? 
so  konnte  man  fragen.  Wir  haben  oben  dargetan,  daß  gerade  seit  der 
Restauration,  genauer  seit  dem  Jahre  1667,  eine  als  Kollegialbehörde 

*)  Calendar  of  Treasury  Books  Bd.  I,  1660-1667,  p.  XXXV. 

£         s      d  £       s  d 

Customs   285,181    13      2  400,000    0  0 

Excise   307,463     0     0  400,000    0  0 

eivers  General,  Rents  of  lands,  Fines 
of  leases,  Sheriffs  of  Counties,  bailiffs  of 
liherties,  Cornwall  Duchy,  all  equivalent 
to  the  item  of  Crown  lands  and  rents  in 

the  Parliamentary  estimate     ....    22,480    17    11  100,000    0  0 

Hearth  money   98,102      8      2  170,603  12  0 
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eingerichtete  Zentralstelle,  das  Schatzamt,  funktionierte.  Scharf  war 
damit  die  Grenzlinie  g3genüber  der  Vergangenheit  gezogen.  Der  Ver- 
gangenheit war  der  Lord-Schatzmeister  (Lord  high  treasurer)  ein  Hof- 
beamter, der  sich  tief  vor  dem  König  im  Staatsrat  verbeugen  mußte, 
alle  Weisungen  des  Staatsrats  zu  kontrasignieren  hatte,  ohne  Widerspruch 
erheben  zu  dürfen.  Jetzt  war  er  das  Haupt  einer  selbständigen  Be- 
hörde, und  infolgedessen  wurde  ihm  auch  seit  16671)  zugestanden, 
daß  er  und  seine  Kollegen  in  der  Zentralstelle  wenigstens  bei  Geld- 
anweisungen, die  seine  Majestät  verfügte,  die  Adresse  des  Geldemp- 
fängers kennen  lernen  durfte  und  etwaige  Vorstellungen  seiner  Maje- 
stät zu  machen  berechtigt  war.  Aber  zu  einem  verantwortlichen  Finanz- 
minister fehlte  ihm  so  gut  wie  alles.  Er  hatte  kein  in  seiner  Person 
konzentriertes  Schatzanweisungsrecht,  er  hatte  kein  in  seiner  Person 
allein  konzentriertes  Ausgaberecht  von  Staatsgeldern,  ihm  fehlte  die 
Kontrolle  über  den  Stand  der  Staatsschulden,  ja  ihm  fehlte  überhaupt 
jede"  Übersicht  über  die  Bewegung  der  Staatseinnahmen  und  -ausgaben 
während  eines  Jahres. 

Zunächst:  er  hatte  kein  ausschließliches  Schatzanweisungsrecht. 
Dieses  besaß  während  der  ganzen  Zeit  des  konstitutionellen  Königtums 
der  König  im  Staatsrat,  und  die  hier  vorgenommenen  Anweisungen 
hatte  der  Lord  high  treasurer  nur  formal  und  ohne  jedes  Einspruchs- 
recht zu  kontrasignieren.  Brauchte  z.  B.  der  Vorsteher  des  Waffen- 
ausrüstungsamts eine  Summe  von  300  000  Pfund  für  die  nächsten 
sechs  Monate  des  Verwaltungsjahres,  so  wandte  er  sich  an  den  König 
im  Staatsrat.  Der  König  im  Staatsrat  bewilligte  entweder  die  Summe 
oder  versagte  sie.  Im  ersteren  Falle  hatte  das  Schatzamt,  d.  h.  die 
Kollegialbehörde  mit  dem  Lord  high  treasurer  an  der  Spitze,  den 
königlichen  Auftrag  zu  erfüllen  und  eine  sog.  Schatzanweisung  an  die 
untergeordnete  Behörde  zu  erlassen,  die  dafür  gewöhnlich  nicht  Geld, 
wohl  aber  Staatspapiere,  also  Papiergeld,  in  dem  Betrage  aushändigte, 
sagen  wir  300  Schatzanweisungen  von  je  1000  Pfund.  Diese  papiernen 
Schatzanweisungen  wurden  dem  Vorstand  des  Wraffenausrüstungsamts 
ausgehändigt,  und  er  mußte  nun  zusehen,  wie  er  bei  den  Kaufleuten 
der  City  oder  anderswo  Geld  bekam.  Er  verpfändete,  um  dies  zu  er- 
reichen, gewöhnlich  Teile  der  Staatseinnahmen  (Steuern  etc.).  Der 
Mangel  jedes  konzentrierten  Anweisungsrechts  wurde  noch  dadurch 
verschlimmert,  daß  überhaupt  ein  einheitlicher  Fonds  fehlte,  auf  den 
der  Schatzminister  hätte  anweisen  können.  Es  gab  wohl  verschiedene 
Einnahmequellen,  aber  jede  derselben  war  für  sich  mit  einer  ganzen 
Reihe  von  Staatsausgaben  belastet. 

Und  nun  kommen  wir  auf  den  zweiten  Punkt.  Dem  Schatzminister 
fehlte  damals  die  Übersicht  über  die  Staatsausgaben.   Die  Staatsreve- 

x)  Siehe  Calendar  of  Treasury  Books  and  Papers  1729-1730,  Bd.  I,  p.  XVII: 
»That  application  be  made  to  His  Majesty  that  before  any  Warrant  be  signed  by 
His  Majesty  for  issueing  money  or  charging  the  revenue  or  making  any  grant  of 
any  part  thereof  the  Lords  Commissioners  be  aquainted  with  the  address  made 
to  His  Majesty  concerning  it  and  make  their  report  of  their  opinion  to  him  of  the 
matter  of  fact  and  of  the  condition  and  present  state  of  the  revenue«. 
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nuen  waren  gewöhnlich  verpachtet  oder  unter  dem  Schein  von  Pacht 
verpfändet  an  Kaufleute,  Großunternehmer  und  Financiers  der  City, 
an  Handelsgilden  und  Korporationen.  Jede  dieser  so  verpachteten 
oder  verpfändeten  Einnahmen  hatte  Lasten  zu  tragen,  und  zwar  die- 
jenigen  Ausgaben  zu  effekl  uieren,  welche  jeweils  die  Staatskasse  brauchte. 
Jede  einzelne  dieser  Einnahmequellen  war  gleichsam  ein  Wasserlei- 
bungsrohr  für  sied,  durch  welches  das  Geld  theoretisch  in  die  Staats- 
kasse  fließen  sollte,  praUtist*h  aber  war  das  Wasser  auf  dem  Wege  bis 
zur  Staatskasse  schon  längsl  versiegt,  d.  h.  von  den  größeren  und  klei- 
nen Staatsgläu Inger n  aufgefangen,  ehe  dem  Schatzminister  überhaupt 
Kenntnis  von  dein  Versiegen  der  Quelle  möglich  war. 

\m  schlimmsten  daran  war  natürlich  der  größere  oder  kleine  Staats- 
gläubiger, der  an  sein  »Wasserreservoir«  gewissermaßen  gebunden  war. 
Versiegte  einmal  der  Fonds,  auf  den  er  angewiesen  war,  so  war  es  für 
ihn  keine  Kleinigkeit,  auf  einen  andern  Fonds  gewiesen  zu  werden, 
denn  hier  hätte  er  nur  l  nruhe  in  die  Verwaltung  dieser  andern  Fonds 
gebracht  und  wäre  erst  an  letzter  Stelle  bei  der  Überweisung  zur  Be- 
friedigung gelangt.  Er  halle  also  die  Wahl,  entweder  diese  Überwei- 
sung ausführen  zu  lassen  und  an  letzter  Stelle  bei  den  andern  Fonds 
zu  stehen,  oder  hei  den  allen  Fonds  ruhig  auszuharren  und  zu  warten, 
bis  die  Steuerquelle  sich  von  neuem  belebte  und  neue  Erträgnisse  erzeugte. 

Natürlich  fehlte  auch  infolgedessen  dem  Schatzminister  jede  Kon- 
trolle der  Staatsschuldenverwaltung,  denn  die  Zersplitterung  der  Staats- 
fonds und  ihre  Verpfändung  machte  ihm  diese  unmöglich.  Der  Mangel 
einer  solchen  Übersicht  über  die  Staatsschuldenverwaltung  führte  zum 
Staatsbankerott  von  1671 — 1673.1)  Der  Bankerott  hörte  damals  auch 
formell  oichi  etwa  durch  Befriedigung  der  Staatsgläubiger  auf,  sondern 
nur  deshalb,  weil  die  Einnahmequellen,  auf  welche  die  durch  den 
Banki  rotl  geschädigten  Staatsgläubiger  gewiesen  waren,  im  Jahre  1673 
überhaupl  erloschen,  denn  die  Steuerquellen  galten  bloß  bis  zu  diesem  Zeit- 
punkt entsprechend  der  ursprünglichen  parlamentarischen  Bewilligung. 

In  ganz  hesondere  Schwierigkeiten  geriet  das  Schatzamt,  um  die 
laufende  Staatsverwaltung  zu  führen.  In  jedem  Staatswesen  ergibt 
sich  eine  Zeit,  wo  man  den  Kredit  in  Anspruch  nehmen  muß,  deshalb, 
weil  'Ii«'  laufende  Staatsverwaltung  Geld  braucht,  die  vom  Parlament 
aber  zu  bewilligenden  Gelder  in  Gestalt  von  Steuererträgnissen  u.  dgl. 
noch  ausstehen.  Man  muß  also  antizipierte  Geldleistungen  haben. 
Im  modernen  Staat  tut  dies  eine  Staatsbank  oder  ein  anderes  öffent- 
liches  Institut.  Man  baut  sicher  auf  die  künftige  parlamentarische 
Bewilligung  und  die  Verwaltung  erhält  anstandslos  von  der  Bank 
de  nötigen  Vorschüsse.  In  der  damaligen  Zeit  des  gespannten  Ver- 
hält ni—-  zwischen  König  und  Parlament  war  das  Zutrauen  des  leihen- 
den Publikums  nicht  sehr  groß.  Nur  um  schwere  Abzüge  war  antizi- 
pierter  Kredit  für  das  Schatzamt  zu  erlangen.  Und  wenn  man  dann 
schon  Leute  fand,  die  Geld  leihen  wollten,  so  hatten  sie  nicht  genügend 
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Geld,  um  die  ganzen  Steuern  und  den  auf  sie  genommenen  Vorschuß 
zu  geben.  Man  mußte  die  Steuern  geographisch  nach  Grafschaften 
aufteilen  und  an  die  willigen  Staatsgläubiger  verpfänden.  Natürlich 
war  auf  diese  Weise  die  Übersicht  über  die  Staatsverschuldung  noch 
bedeutend  mehr  erschwert.  Infolgedessen  war  auch  der  Schatzminister 
nicht  in  der  Lage,  dem  Parlament  genügend  Aufschluß  über  den  Stand 
der  Finanzen  zu  geben.  Er  hatte  keine  Übersicht  über  die  Einnahmen, 
er  hatte  keine  Übersicht  über  die  Ausgaben,  er  hatte  keine  Übersicht 
über  die  Staatsschulden.  Konnte  demnach  das  Parlament  in  dieser 
Hinsicht  nicht  auf  ihn  vertrauen,  so  war  es  mißtrauisch,  und  aus  diesem 
Mißtrauen  erwuchs  zunächst  die  Tatsache,  daß  die  vom  Parlament 
zu  den  erblichen  Einnahmen  zugeschossenen,  bewilligten  Steuern  un- 
genügend waren.  Sie  bewirkten  ferner,  daß  das  Parlament,  um  selbst 
Einblick  in  die  Verausgabung  der  Gelder  zu  erlangen,  seinerseits  par- 
lamentarische Komitees  zur  Prüfung  der  Rechnungen  einsetzen  wollte 
mit  dem  Nebengedanken,  solche  Komitees  auch  als  Mittel  für  die  Her- 
stellung eines  regelrechten  Staatsvoranschlags  zu  verwenden.  Aber 
das  wurde  vom  König  als  Eingriff  in  seine  Prärogative  angesehen, 
da  bloß  er  im  Staatsrat  das  Recht  des  Staatsvoranschlags  haben  sollte. 

Nach  der  glorreichen  Revolution  wurden  die  Verhältnisse  teilweise 
besser,  allerdings  nicht,  ohne  daß  das  Parlament  ein  letztes  Mißtrauen 
gegenüber  der  königlichen  Finanzverwaltung  bewahrt  hätte.  Das  un- 
beschränkte Recht  der  Krone,  wodurch  sie  noch  in  der  Zeit  Karls  II. 
und  Wilhelms  III.  die  Staatsdomänen  belastet  oder  veräußert  hatte, 
fiel  seit  der  Zivillistakte  der  Königin  Anna  (1  Anne,  st.  7)  insofern  weg, 
als  nach  diesem  Gesetz  Krondomänen  im  Prinzip  unveräußerlich  er- 
klärt wurden,  ausgenommen  Verpachtungen  für  kurze  Zeiträume.  Die 
Krone  durfte  nicht  für  länger  als  50  Jahre  Häuser  und  für  nicht  länger 
als  31  Jahre  Grundstücke  verpachten.  Dies  blieb  so  bis  in  die  Zeit 
Georgs  III.  und  bis  zu  den  Burke-Pittschen  Reformen,  wovon  noch 
weiter  unten  zu  handeln  sein  wird. 

Eine  andere  Verbesserung,  die  in  die  Zeit  nach  der  glorreichen 
Revolution  fällt,  war  die  Etablierung  der  Bank  von  England. 

Um  die  Einnahmen  des  Staats  auf  dauernde  und  gesicherte  Grund- 
lagen zu  stellen,  war  die  Einrichtung  einer  staatsbankähnlichen  In- 
stitution nötig,  welche  dem  Staate  die  notwendigen  Gelder  bis  zur 
Realisierung  der  jährlich  auferlegten  Steuern  vorschoß.  Cromwells 
letzte  Regierungsjahre1)  waren  wesentlich  durch  die  Unmöglichkeit, 
solches  zu  tun,  sorgenvoll. 

Die  Idee  einer  Nationalbank2)  war  schon  vor  der  Revolution  in 
England  heimisch.    Schon  Francis  Gradock  hatte  sie  1660  in  einer 

J)  Siehe  Firth,  The  last  years  of  the  Protectorate  II,  269  über  die  Methode 
der  Staatsanleihe  unter  Karl  II.  Siehe  Shaw  in  Calendar  of  Treasury  Books  and 
Papers  1667-1668,  p.  VIII;  1669-1672,  p.  XXXVI. 

2)  Über  die  Idee  des  Staatsbeamten  und  Parlamentariers  Downing,  den  ex- 
chequer  zu  einer  solchen  Bank  auszugestalten,  siehe  Shaw  in  Historical  Essavs 
a.  a.  O.  415  ff. 
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Flugschrift  (»Ein  Mittel,  um  Staatseinnahmen  durch  Gründung  von 
Banken  zu  schaffen«)  entwickelt,  Petty,  Chamberlain,  Murray  u.a. 
hatten  sie  weiterverbreitet.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  waren 
hierfür  gegeben.  Denn  die  sich  in  Privathänden  ansammelnden  Ka- 
pitalien konnten  nur  entweder  thesauriert  oder  in  phantastischen 
l  nternehmungen  angelegt  weiden.  Die  Überkapitalisierung  hatte  des- 
halb keinen  genügenden  ökonomischen  Anschluß.  Um  einerseits  das 
Publikum  von  dieser  unwirtschaftlichen  Anlage  abzuhalten,  anderseits 
dem  Staate  die  nötigen  Summen  leihweise  zuzuführen,  ergriff  der 
leitende  Finanzmann  Wilhelms  [IL,  Montagu,  den  ihm  von  William 
Paterson  L691  vorgelegten  Plan  einer  Nationalbankgründung  auf  und 
führte  ihn  L694  durch.  Dieser  Plan  und  seine  Ausführungen  kamen 
darauf  hinaus,  eine  Staatsschuld  von  1,2  Millionen  Pfund  Sterling  zu 
8  Verzinsung  aufzunehmen  und  die  Gläubiger  dieser  Anleihe  zu  einer 
Handelsgesellschaft  zu  vereinigen,  welühe  den  Namen  .führte :  »Gouver- 
neur und  Companie  der  Hank  von  England«.  Dieses  Institut  erhielt  das 
Privilegium,  Geld  zu  i%%  aufzunehmen,  während  das  an  den  Staat 
verliehene  Geld  zu  8%  verzinst  wurde.  Der  Bank  wurde  erlaubt,  Handels- 
geschäfte  hauptsächlich  mit  W  echseln  und  Edelmetall  (bullion)  zutreiben. 

Von  der  Einrichtung  dieser  Bank  versprach  sich  nicht  nur  der 
Staat  Vorteile,  sondern  auch  die  Finanzwelt;  letztere  insbesondere 
Sicherung  der  Finanzverhältnisse  und  Senkung  des  Zinsfußes.  Um 
die  Bank  selbst  begann  alsbald  ein  Streit.  Einerseits  versuchten  die 
Goldschmiede,  die  bisher  das  Bankgeschäft  in  Händen  hatten  und 
den  neuen  Konkurrenten  fürchteten,  durch  Inszenierung  eines  Run 
(1697)  die  Bank  ins  Gedränge  zu  bringen,  anderseits  unternahmen  es 
die  Tories,  denen  die  von  whigistischen  Kaufleuten  etablierte  Bank 
von  England  ein  Dorn  im  Auge  war,  eine  Konkurrenz  in  Gestalt  der 
Landbank  (1696)  zu  schaffen,  deren  Gründung  aber  ein  großes  Fiasko 
war.  da  sich  kein  Mensch  für  die  Subskription  ihrer  Anteilscheine  inter- 
•  ssierte.  Bemerkenswert  ist  an  diesem  Bankprojekte  nur  die  Tatsache, 
daß  -'  hon  damals  klar  erkannt  wurde,  welche  große  politische  Macht 
in  di«'  Hände  einer  Nationalbank  gelegt  war.  Wilhelm  III.,  der  hier 
wie  auch  sonst  die  beiden  politischen  Parteien  gegeneinander  auszu- 
spielen  trachtete  und  die  Gründung  der  Landbank  sehr  protegiert 
hatte,  sah  sich  nun,  da  die  Bank  von  England  als  Siegerin  den  Platz 
behauptete,  auf  Drängen  Montagus  genötigt,  letzterer  1697  das  Noten- 
privileg  (d.  h.  das  Recht  der  Ausgabe  von  Banknoten)  und  ein  Monopol 
auf  den  Betrieb  von  Bankgeschäften  (bis  1710)  zu  gewähren.  Durch 
di«"-  Ijank  von  England  wurde  die  Macht  der  herrschenden  Whigs  im 
Staate  gestärkt.  Um  aber  den  parlamentarischen  Einfluß  auf  dieselbe 
Doch  wirksamer  zu  gestalten,  wurde  schon  der  Gründungsakte  die 
Klause]  beigefügt,  daß  die  Bank  der  Staatsregierung  nur  dann  Geld 
leihen  durfte,  wenn  sie  durch  Parlamentsgesetz  hierzu  ermächtigt  wäre. 

deutete  die  Gründung  der  Bank  von  England  den  letzten  Gründ- 
et- -in  zur  Etablierung  der  parlamentarischen  Regierung,  deren  Wirken 
in  der  nächsten  Verfassungsepoche  anhebt. 
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Aber  selbst  nach  dieser  Zeit  hört  das  Mißtrauen  zwischen  König 
und  Parlament  in  bezug  auf  die  Finanzverwaltung  nicht  auf,  denn  es 
existiert  bis  zu  den  Burke-Pittschen  Reformen  keine  regelmäßige  par- 
lamentarische Kontrolle  der  Finanzverwaltung,  sondern  eine  von  plötz- 
lichen Explosionen  in  der  Finanzwirtschaft  begleitete. 

Die  Appropriationsakte  stellt  selbst  nach  der  »glorreichen«  Revolution 
unter  Wilhelm  III.,  ja  selbst  unter  Anna  gar  keine  Details  der  Aus- 
gaben auf,  am  allerwenigsten  ein  Detail  staatlicher  Jahresausgaben, 
sondern  bewilligt  in  Form  einer  kurzen  oder  längeren  Gesetzesklausel 
eine  Geldsumme  resp.  eine  Steuer  und  »appropriiert«  sie,  d.  h.  bestimmt 
sie  für  einen  bestimmten  Zweck  in  echt  mittelalterlich-ständischer 
Weise1).  Jährliche  Geldbewilligung  in  spezialisierter  Form  der  Aus- 
gaben zu  machen,  war  seit  dem  10.  und  12.  Regierungsjahr  der  Königin 
Anna  (seit  dem  Frieden  von  Utrecht)  regelmäßig  üblich  geworden, 
aber  nur  für  die  Armee2);  für  die  Flotte  wurde  nur  immer  eine  Bausch- 
und Bogensumme  bewilligt.  Die  dritte  große  Klasse  von  Ausgaben 
für  die  Zivilverwaltung  entzog  sich,  weil  ebenfalls  auf  eine  Bausch- 
und Bogensumme,  die  königliche  Zivilliste,  angewiesen,  der  parlamentari- 
schen Spezialisierung.  Aber  auch  jene  Regel  für  die  Armee  erfuhr 
zum  größten  Teile  Durchbrechung.  Denn  von  1758 — 1782  war  es  in- 
folge der  zahlreichen  Kriege,  die  England  zu  führen  hatte,  für  die  Re- 
gierung üblich  geworden,  außer  den  spezialisierten  Armeebewilligungen 
beinahe  alljährlich  sog.  »extraordinaries«  zu  verlangen,  d.  h.  Nach- 
tragsbewilligungen. Hatsell,  der  verständnisvolle  Ausleger  parlamen- 
tarischen Brauches,  sagt  von  ihnen  (III,  211):  »these  was  a  degree 
of  negligence  or  extravagance  or  both,  in  those,  who  had  the  conduct 
of  this  department,  which  rendered  all  the  votes  of  the  House  of  Com- 
mons,  or  bills  for  appropriating  the  supplies  ridiculous  and  nugatory«. 

Dazu  kommt,  daß  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  das 
Parlament  absolut  keine  regelmäßige  Kenntnis  davon  erhielt,  ob  das 
Geld  seinen  Zwecken  entsprechend  verwendet  wurde.  Es  bestand 
damals  bis  in  die  dreißiger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts3)  nur  die  admini- 
strative Rechnungsprüfung  der  geldspendenden  Behörden  durch  die 
sog.  Auditbehörde  des  exchequer,  wTelche  der  treasury  (Schatzamt) 
und  dem  chancellor  of  the  exchequer  untergeordnet  war.  Sie  prüfte 
nur  die  Tatsache  der  Zahlung,  nicht  aber,  ob  das  Geld  auch  recht- 
gemäß, d.  h.  der  parlamentarischen  Bewilligung  gemäß  verwendet 
wurde,  und  dies  nach  einer  weitläufigen,  langwierigen,  alten  Routine. 

Was  aber  dem  Parlamente  vollständig  fehlte,  war  die  Hauptvoraus- 
setzung für  jedes  moderne  Budgetgesetz,  nämlich  eine  vollständige 
jährliche  Übersicht  über  die  Jahresausgaben  und  Jahreseinnahmen. 
Diese  erlangte  das  englische  Unterhaus  erst  nach  der  Rezeption  des 
französischen  Budgetrechts,  insbesondere  der  Einführung  der  doppelten 

x)  Siehe  aber  z.B.  die  Appropriationsakte  (6  Anne,  c.  27),  wo  schon  teilweise 
»purposes«  spezialisiert  werden. 

2)  Hatsell  III,  p.  205. 

3)  Siehe  Philippovich,  Die  Bank  von  England  S.  140  f. 
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Buchführung  (double  entrv)  nach  französischem  Muster  in  den  dreißiger 
Jahren  des  L9.  Jahrhunderts,  wovon  noch  zu  handeln  sein  wird  (§  51). 

Zwar  pflegten  schon  seit  der  Zeit  Wilhelms  III.  und  der  Königin 
\nna  Jahresübersichten  über  »public  income  and  expenditure«  dem 
Parlamente  zuweilen  vorgelegt  zu  werden,  und  sie  finden  sich  auch 
mitunter  in  den  Common«  Journals  der  damaligen  Zeit.  Doch  sie  er- 
schienen höchst  unregelmäßig.  Vom  Tode  der  Königin  Anna1)  bis 
zum  20.  Regierungsjahre  Georgs  III.  (1780)  fehlten  sie  überhaupt.  Aber 
selbsl  wenn  sie  vorgelegt  winden,  waren  sie  vollkommen  unübersicht- 
lich, da  die  Einnahmen  niemals  den  Ausgaben  gegenübergestellt  wurden, 
no<  h  gegenübergestellt  werden  konnten.  Bei  jeder  einzelnen  Einnahme 
(Steuer,  Verbrauchsahgabe,  Gefälle)  standen  als  Appendix  soundso 
viel  em/, 'lue  heterogene  Vusgabeposten,  welche  auf  jene  Einnahme 
angewiesen  waren.  Das  ging  so  einige  50  bis  100  Seiten  und  noch  mehr 
durch.  Dann  auf  vielleicht  ohensoviel  Seiten  der  jährliche  Handels- 
import  und  -exporl  :  Warengattung,  -gewicht  und  -wert.  Dies  alles 
in  einer  Jahresübersicht,  die  die  Grundlage  des  jährlichen  Staats- 
voranschlags, des  Budgets,  war  (Return  1869  a.a.O.,  S.  329).  Da 
sollte  sich  das  l  nterhaus  zurechtfinden! 

Die  Gründe  für  die  Unübersichtlichkeit  der  public  aecounts  und 
den  hieraus  resultierenden  Mangel  der  Einsichtnahme  auf  seiten  des 
(  aterhauses  lagen  vor  allem  in  der  Tatsache,  daß  bis  zum  Jahre  1785 
jede  einzelne  Kinnahme  in  echt  mittelalterlicher  Weise  dazu  bestimmt 
war,  gewisse  auf  sie  radizierte  Ausgaben  zu  decken  und  unter  einem 
separaten  »head  of  aecount«  publiziert  wurde. 

Der  /.weile  Grund  lag  in  der  Tatsache,  daß  bis  in  die  dreißiger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts  hinein  diese  »public  aecounts«  nur  die 
N  e  l  I  i •  einnahmen,  nicht  die  Bruttoeinnahmen  aufwiesen,  indem  ge- 
wisse  Aii-uiiI)»' n  vorweg  gleich  von  der  Einnahmequelle  weggezahlt 
wurden,  ohne  je  üherhaupt  in  den  »public  aecounts«  ersichtlich  zu  sein. 

Dazu  kam  noch  die  Tatsache,  daß  bis  ins  19.  Jahrhundert  zum 
Teil  die  St  eüerbeamten  Prozentsätze  von  den  Einnahmen  und  keine 
fixen  Gehälter  erhielten,  daß  sie  gewöhnlich  die  in  ihren  Händen  be- 
find liehen  Geldsummen  erst  nach  einer  nicht  allzu  kurzen  Zeit  in  den 
Staatssäckel  einlieferten,  daß  mitunter  sogar  Prozesse  mit  ihren  Erben, 
wenn  sie  in  der  Zwischenzeit  starben,  wegen  der  Staatsgelder  zu  führen 
waren. 

Schließlich  fehlte  die  Einheit  des  Verwaltungsjahres  in  den  ein- 
zelnen Zweigen  der  Verwaltung! 

Alle  diese  Momente  bewirkten,  daß  das  Unterhaus  von  der  Kenntnis- 
nahiiP'  und  Bewilligung  eines  wirklichen  Budgets  damals  weit  entfernt 
war.  [Jm  aus  diesen  Mißständen  herauszukommen,  mußte  das  könig- 
Inweisungsrecht  unter  die  Kontrolle  eines  dem  Parlament  ver- 
antwortlichen Finanzministers  gestellt  werden.  Voraussetzung  dafür 

die  Umwandlung  des  Begriffs   der  Zivilliste  aus   einem  durch 


3.  Return  on  Public  Income  and  Expenditure  C.  P.  1869  (Nr.  366),  III,  326. 
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Gnadengeschenke,  Subsidien  des  Parlaments,  verstärkten  Reservoir 
der  erblichen  Revenuen,  in  eine  moderne  Zivilliste,  die  die  erblichen 
Revenuen  dem  Staate  überließ  und  dafür  ein  festes  Gehalt  erlangte, 
und  zwar  ein  Gehalt,  auf  welches  nicht  Staatsausgaben  wie  bisher  an- 
gewiesen wraren.  Von  dieser  so  umgewandelten  Zivilliste  mußten  alle 
Ausgaben  für  Flotte,  Heer  und  Staatsbeamten  auf  die  Staatskasse 
erfolgen.  Das  geschah  in  bezug  auf  Flotten-  und  Armeeausgaben  schon 
seit  'Wilhelm  III.,  für  die  anderen  Staatsausgaben  aber  erst  in  der 
nächsten  Verfassungsperiode,  in  der  Zeit  des  parlamentarischen  Re- 
gimes, als  Konsequenz  der  Burke-Pittschen  Verw^altungsreform. 

Auf  den  gleichen  Ideenkomplex  führt  auch  die  im  19.  Jahrhundert 
durchgeführte  Konzentration  des  Schatzanweisungsrechts  und  der 
Staatsausgaben  in  der  Hand  eines  dem  Parlament  verantwortlichen 
Finanzministers.  Erst  von  da  ab  konnte  ein  Budget  dem  Parlament 
vorgelegt  wrerden,  erst  von  da  ab  wrar  eine  parlamentarische  Kontrolle 
ohne  Mißtrauen  und  ohne  Kampf  durchführbar. 

II.  Die  materiell  Finanzverwaltung. 

1.  Die  Tudors  hielten  noch  ganz  an  dem  mittelalterlichen  Be- 
steuerungssystem fest.  Wie  im  Mittelalter  wurden  auch  zu  ihrer  Zeit 
Zehnten  und  Fünfzehnten  erhoben.  Von  Zeit  zu  Zeit  aber  war  es  nötig, 
diese  zur  Grundlast  erstarrte  Besteuerung  noch  durch  andere  Besteue- 
rungsarten zu  ergänzen.  Namentlich  kam  seit  dem  Jahre  1514  die  sog. 
subsidy  auf.  Sie  bestand  darin,  daß  4  s  auf  das  Pfund  steuerbaren 
Werts  von  Ländereien  (in  terris)  und  2  s  8  d  und  8  Groschen  auf  das 
Pfund  steuerbaren  Werts  in  fahrender  Habe  (in  bonis)  erhoben  wurde. 
Mit  der  Zeit  versteinerte  auch  dieses  System,  ähnlich  wie  die  Zehnten 
und  Fünfzehnten,  und  bildete  fixe  Summen,  welche  reallastartig  wirk- 
ten. So  werden  am  Ausgang  der  Regierungszeit  der  Königin  Elisabeth 
80  000  Pfund  als  Erträgnis  einer  Subsidie  angesehen,  und  im  43.  Re- 
gierungsjahr der  Königin  Elisabeth  werden  bewilligt  8  Fünfzehnten 
und  Zehnten  und  4  Subsidien1).  Daß  so  viele  Multipla  der  Fünfzehnten 
und  Zehnten  nötig  sind,  um  die  Bedürfnisse  des  Staatshaushalts  zu 
decken,  zeigt  deutlich,  wie  wenig  die  Steuern,  insbesondere  die  Sub- 
sidien, geeignet  waren,  die  gesamte  Steuerkraft  des  Volkes  zu  fassen. 
Der  Hauptgrund,  insbesondere  auch  der  reallastartigen  Wirkung  der 
Subsidien  liegt  in  der  eigentümlichen  Art  des  Einschätzungs-  und 
Erhebungsverfahrens,  das  diesen  Subsidien  zugrunde  lag. 

Um  den  Mechanismus  dieser  Besteuerungsform  zu  erkennen,  sei 
folgendes  angeführt.  Die  Steuerzahler  wurden  durch  eine  solche  Sub- 
sidy Act  in  zwrei  Klassen  eingeteilt,  und  zwar  in  die  Steuerzahler,  welche 
Grundeigentum  besaßen  und  hierfür  die  Subsidie  zahlen  sollten  (in 
terris)  und  in  solche  Zahler,  welche  für  ihr  bewegliches  Gut  die  Steuer 
zu  zahlen  hatten  (in  bonis).  Die  Steuerlast  fiel  auf  die  Grundeigentümer 
nach  ihrem  liegenden  Besitz,  mochte  derselbe  fee  simple  oder  entail 

x)  Siehe  D'Ewes  Journal  (Folioausg.  von  1693),  p.  613. 
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oder  lebenslänglicher  Nutzungsbesitz  sein,  und  auf  alle  Lehnsgefälle, 
welche  dem  betreffenden  Grundeigentümer  zustanden.  Der  jährliche 
steuerbare  Reinertrag  des  betreffenden  liegenden  Guts  oder  der  Lehns- 
gefälle wurde  zugrunde  gelegt.  Die  Eigentümer  beweglichen  Gutes 
wurden  je  nach  den  Pfunden  des  Wertes  des  von  ihnen  besessenen 
Geldes,  Silberzeuges,  der  Korn-  und  Haferquantitäten  usw.  besteuert. 
Abzüge  durften  für  wirkliche  Schulden  gemacht  werden.  Die  Kleidung 
der  besteuerten  Person,  seiner  Frau  und  seiner  Kinder  war  von  der 
Besteuerung  ausgenommen,  der  Besteuerung  waren  aber  Juwelen, 
Gold  und  Silber,  Edelsteine  und  Perlen,  sofern  sie  auch  zum  Putz  und 
zur  äußeren  Tracht  dienten,  unterworfen.  Fremde  wurden  mit  dem 
doppelten  Betrag  wie  die  Heimischen  belegt.  Personen,  welche  weniger 
als  3  Pfund  steuerbaren  Reinertrages  hatten,  waren  von  der  Besteue- 
rung frei.  Mitunter  waren  auch  Steuernachlässe  für  Wertobjekte, 
welche  das  Existenzminimum  zwar  überschritten  aber  doch  noch  ge- 
gfügig  waren,  vorgesehen.  Gewisse  Bewohner  der  nördlichen  Graf- 
schaften,  welche  den  schottischen  Einfällen  am  meisten  ausgesetzt 
waren,  waren  überhaupt  von  der  Besteuerung  ausgenommen,  ebenso 
die  Universitäten  Oxford  und  Cambridge  und  das  Grundeigentum 
aller  Schulen  und  Hospitäler.  Die  Steuereinschätzung  lag  in  den  Hän- 
den  von  Kommissären,  welche  vom  Lord-Kanzler,  dem  Lord-Schatz- 
meister  und  den  anderen  hohen  Kronbeamten  ernannt  wurden.  In 
der  Grafschaf  1  waren  es  gewöhnlich  die  Friedensrichter,  welche  zu 
solchen  Kommissären  bestellt  waren.  Sie  teilten  ihr  Gebiet  in  Distrikte 
und  bestellten  für  diese  Distrikte  Distriktskommissäre,  welchen  sich 
noch  besondere  Steuereinschätzerassessoren  beigesellten.  Die  Steuer- 
erhebung  ruhte  in  den  Händen  von  sog.  Kollekteuren.  In  jeder  Graf- 
schafl  und  jedem  städtischen  Steuerbezirk  wurde  ein  solcher  high 
collector  durch  die  Steuerkommissäre  bestellt.  Der  high  collector 
hatte  unter  sich  eine  Reihe  von  Subkollektoren,  welche  für  sich  ver- 
antwortlich waren.  Der  high  collector  mußte  den  Kommissären 
Sicherheit  für  die  empfangenen  Gelder  stellen.  Die  Steuererhebung 
erfolgte  von  Seiten  der  Subkollektoren  gemäß  den  Steuereinschätzungen 
der  Subknllektoren  und  Kommissäre.  Jede  Änderung  der  Steuerein- 
schätzung  wurde  nur  mit  Mühe  zugelassen,  und  niemals  konnte  eine 
höhere  als  die  einmal  festgesetzte  Summe  von  80  000  Pfund  Ertrag 
einer  allgemeinen  Subsidie  bilden.  Das,  was  man  damals  Neuein- 
schätzung  nannte,  war,  wenn  es  vorkam,  nur  eine  neue  Verteilung 
dieser  allgemein  festgesetzten  Kontribution.  Die  Einschätzung  erfolgte 
m  der  Praxis  in  der  Weise,  daß  jeder  der  Distriktskommissäre,  ein 
Friedensrichter  oder  ein  angesehener  Landedelmann,  sich  von  dem 
Konstabel  der  Hundertschaft  die  letzten  Subsidienrollen  vorlegen  ließ, 
die  nötigen  Änderungen  infolge  von  Tod  oder  Verkauf  der  Grundstücke 
vornahm  und  mitunter  auch  den  Namen  eines  bisherigen  Steuerzahlers, 
-  >g.  subsidyman,  ausstrich,  um  ihn  in  eine  untergeordnete  Kategorie 
sog.  bearers,  zu  versetzen.  Diese  Kategorie  der  bearers  bestand 
Personen,  welche  unterhalb  der  Eigentumsqualifikation  standen, 
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welche  für  den  subsidyman  notwendig  war,  aber  dennoch  genügend 
Steuerkraft  hatten,  um  einen  Teil  der  Last  wenigstens  in  solchem  Maße 
zu  tragen  wie  die  niedrigste  Klasse  der  subsidymen.  Wenn  also  ein 
subsidyman  verloren  ging,  so  konnte  einer  aus  der  Kategorie  der  bearers 
herangezogen  werden. 

Ähnlich  war  die  Steuereinschätzung  innerhalb  der  städtischen  Be- 
zirke, nur  war  sie  hier  noch  mehr  durch  Gewohnheit  eingeengt.  Ge- 
wisse Städte  wurden  nur  in  terris  eingeschätzt,  andere  nur  in  bonis, 
was  natürlich  zur  Folge  hatte,  daß  in  diesen  Städten  noch  weniger 
wie  in  den  Grafschaften  die  wirkliche  Steuerkraft  der  Bewohner  erfaßt 
wurde  und  daß  die  Subsidie  reallastartig  wirkte.  Einen  Einblick  in 
die  Art  dieser  Steuereinschätzung  bekommen  wir  aus  einem  Farming- 
Book  eines  gewissen  Best  (Surtees  Society  Publications,  vol.  33,  p.  87). 
Elmswell,  ein  Städtchen  in  Yorkshire,  in  welchem  Best  wohnte,  hatte 
zu  jeder  Subsidie  in  bonis  10  Pfund  beizutragen.  Daselbst  befanden 
sich  drei  subsidymen,  der  Lord  des  Gutshofs,  ein  Pächter  desselben 
und  ein  Dritter.  Hatte  der  Lord  des  Gutshofs  4  Pfund  in  bonis  von 
den  10  Pfund  nach  der  Einschätzung  zu  tragen,  so  mußte  er  diese  Last 
tragen,  ohne  einen  bearer  zu  Hilfe  zu  nehmen,  war  er  aber  zu  7  Pfund 
eingeschätzt,  d.  h.  hatte  er  4  Pfund  für  den  Gutshof  und  3  Pfund  für 
jene  Pachtung  zu  zahlen,  für  die  gewöhnlich  sein  Pächter  aufkam, 
und  war  diese  Pachtung  in  der  Zeit  der  Einschätzung  von  keinem 
Pächter  besetzt,  dann  mußten  die  restlichen  3  Pfund  wenigstens  zur 
Hälfte  von  den  bearers  des  Städtchens  Elmswell  getragen  werden. 
Die  andere  Hälfte  der  3  Pfund  zahlte  der  dritte  subsidyman  von  Elms- 
well. Auch  in  Grafschaften  war  der  Einschätzungsmodus  ein  ganz 
analoger.  Nehmen  wir  die  Grafschaft  Gloucester,  für  welche  Ein- 
schätzungsberichte aus  dem  fünften  Regierungs jähre  Jakobs  L  vor- 
liegen (s.  Atkyns,  Gloucestershire,  p.  13,  335).  Der  Betrag,  welchen 
die  Grafschaft  zu  einer  Subsidie  zu  stellen  hatte,  war  11  629  £  16  s  8  d, 
davon  waren  8251  £  10  s  in  bonis  und  nur  3378  £  6  s  8  d  in  terris  zu 
erheben.  Die  Grafschaft  hatte  viele  reiche  Grundbesitzer.  Es  waren 
Bristoler  Kaufleute,  welche  ihr  Kapital  in  Grund  und  Boden,  der  da- 
mals, wie  wir  wissen,  sehr  prosperierte,  angelegt  hatten.  Trotzdem  zeigt 
die  Liste  bloß  79  Namen,  welche  zu  10  Pfund  oder  mehr  steuerbaren 
Reinertrags  eingeschätzt  waren.  Nur  einer  ist  überhaupt  mit  50  Pfund 
eingeschätzt,  fünf  andere  mit  40  Pfund  und  vier  mit  30  Pfund.  Klingt 
dies  schon  sonderbar,  so  ist  die  zugerichtete  Einschätzung  ganz  be- 
sonders klar,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  Steuereinschätzungskommissar, 
der  ein  Friedensrichter  war,  nur  mit  6  oder  10  Pfund  steuerbaren  Rein- 
ertrags eingeschätzt  war,  während  er  ja  nach  dem  Gesetze  für  seinen 
Posten  als  Friedensrichter  20  Pfund  steuerbaren  Reinertrags  auf- 
weisen mußte  und  sicherlich  fünfmal  soviel  in  seinem  wirklichen  Ver- 
mögen besaß1).  Nicht  mit  Unrecht  konnte  Walter  Raleigh  am  Ausgang 

x)  Eine  gute  Kritik  dieser  ebenso  ungleichmäßigen  wie  parteiischen  Einschät- 
zungsart der  Subsidien  gibt  ein  Traktat  aus  dem  Jahre  1641,  betitelt:  »Conside- 
rations  touching  trade  with  the  advance  of  the  King's  revenues«  in  Br.  Mus.  unter 
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der  Regierungszeil  Elisabeths  im  Parlament  ausrufen  (Pari.  Hist.  I, 
p.  920):  »All  »las  Grundvermögen,  das  in  den  Steuerrollen  mit  30  bis 
i'1  Pfund  eingeschätzi  ist,  ist  nicht  der  100.  Teil  unseres  wirklichen 
Vermögens. « 

Je  mehr  demnach  die  Subsidie  ebenso  wie  die  alten  Fünfzehnten 
und  Zehnten  versteinert cn  und  je  weniger  sie  infolgedessen  die  Steuer- 
krafl  des  Grund  und  Bodens  erfaßten,  auf  dem  namentlich,  wie  wir 
wissen,  seil  jeher  die  meisten  Staatseinnahmen  beruhten,  desto  mehr 
wurde  der  Staat  bzw.  seine  Herrscher  zu  jenen  willkürlichen  Besteue- 
rn ngsformi ml  wie  Monopolieu,  SehiiTsgelderausschreibungen,  Erhebung 
von  Zöllen  und  Verbrauchsabgaben,  ohne  gesetzliche  Ermächtigung 
gedrängt,  die  dann  zur  Revolution  führten.  Im  Jahre  1628  wurden 
durch  die  Petition  of  righl  alle  direkten  Steuern,  welche  ohne  gesetz- 
liche  Ermächtigung  erhohen  worden  waren,  für  alle  Zukunft  verboten, 
das  ist  oben  schon  klargelegt  worden.  Trotz  der  Petition  of  right  kam 
der  König  durch  seine  Raigeber,  insbesondere  durch  den  Reichsanwalt 
William  Noy,  auf  einen  Besteuerungsmodus,  der  einer  direkten  Steuer 

hkam.    Nun  entbrannte  der  Hauptkampf  um  die  Schiffsgelder. 

Es  war  seit  alters  her1)  in  England  üblich,  in  Kriegszeiten  von 
den  Seestädten  ausgerüstete  Schiffe  zum  Schutz  und  zur  Verteidigung 
d<  -  Königreichs  zu  verlangen.  Der  Kampf  gegen  die  spanische  Armada 
wurde  auch  durch  eine  Flotte  unternommen,  die  zu  zwei  Dritteln  aus 
Schiffen  bestand,  welche  durch  solche  Schiffsausschreibungen  (ship 
writs)  zur  Stelle  gebracht  wurden.  London  war  damals  ebenfalls  durch 
Schiffsschreiben  verpflichtet  worden,  Schiffe  zu  stellen.  Im  Jahre  1618 
waren  ebenfalls  zum  Zweck  eines  Angriffs  auf  Algier  Schiffe  von  den 
Seehäfen  verlangt  worden.  Man  konnte  die  geforderten  Schiffe  nach 
damaliger  Auffassung  auch  ablösen.  Die  Lösegelder,  welche  dann  an 
Stelle  der  Ausrüstung  und  Stellung  von  Schiffen  gezahlt  wurden,  hießen 
Schiffsgelder  (ship  money),  auch  sie  wurden  1618 2)  erhoben. 

Im  Jahre  1626  wurden  während  eines  Krieges  mit  Spanien  die 
Seehäfen  aufgefordert,  eine  Schiffsflotte  für  drei  Monate  zu  erhalten. 
Das  Neue  was  nun  Noy  dem  König  im  Jahre  1634  anriet  und  was 
damals  durchgeführt  wurde,  war,  daß  durch  das  erste  Schiffsschreiben 
vom  20.  Oktober  1634  auch  schon  Schiffe  gefordert  wurden,  ohne  daß 
ein  Krieg  vorhanden  war,  bloß  um  eventueller  Kriegsgefahr  vorzubeugen. 

E  1  t8  (1).  Darin  heißt  es:  »the  inequality  and  unconscionable  disproportion  of  the 
rating  of  the  subsidies.  The  poorer  sort  cannot  pay  the  King,  the  greater 
s ort  ha ving  the  law  in  their  own  hand  will  pay  but  what  they  please, 
bul  the  middle  sort  they  must  and  shall  pay,  and  in  such  disproportion  as  is  insuf- 
ferable<  ;  zitiert  von  Gordon  in  den  Transactions  of  the  R.  Hist.  Society,  3.  ser., 
IV  (1910),  p.  146. 

1)  Siehe  oben  §  10. 

2)  Eine  interessante  zeitgenössische  Korrespondenz  zwischen  dem  Staatsrat 
und  der  Stadt  Plymouth  wegen  der  Erhebung  des  Schiffsgelds  ergibt,  daß  das 
S<  hiffsgeld  alle  Bewohner  der  Hafenstadt  —  auch  Nichtkaufleute  —  traf,  und  daß 

p  einer  größeren  Stadt  auferlegten  Summe  die  Nachbarhäfen  und  -städte 
itragen  gezwungen  waren:  siehe  Transactions  of  the  Devonshire  Association 
XX,  p.  312-331. 


§  38.  Die  Finanzverwaltung. 


543 


Die  Aufforderung  erging  damals  an  die  Seestädte  und  an  die  Küsten- 
grafschaften. Das  Ergebnis  dieser  Schiffsschreiben  war  bloß  die  Summe 
von  104  252  £.  Deshalb  war  man  nun  bei  dem  zweiten  Schiffsschreiben 
vom  18.  August  1635  darauf  bedacht,  nicht  bloß  von  den  Seehäfen 
und  den  Küstengrafschaften  sondern  auch  von  allen  übrigen  Graf- 
schaften und  Städten  des  Reichs  das  Schiffsgeld  bzw.  die  Ausrüstung 
von  Schiffen  einzufordern.  Ein  solches  Schiffsschreiben  wurde  an  den 
Sheriff  jeder  Grafschaft  und  an  die  Vorsteher  der  bedeutendsten  Städte 
des  Reichs  gesendet.  Dieses  Schreiben  enthielt  die  Anzahl  der  Tonnen, 
welche  jedes  Schiff,  das  von  der  betreffenden  Grafschaft  oder  Stadt 
zu  leisten  war,  haben  mußte,  und  stellte  den  Gestellungsort  der  Schiffe 
und  die  Zeit  der  Gestellung  fest.  Außerdem  wurde  eine  gehörige  Ver- 
teilung der  auf  jede  Grafschaft  entfallenden  Schiffslast  sowie  eine 
Einschätzung  derjenigen  Personen,  welche  in  den  verschiedenen  Teilen 
der  Grafschaft  und  in  den  Städten  beizutragen  hatten,  festgelegt. 
Alle  Grafschaften  und  Städte  bis  auf  London,  das  aus  Sparsamkeit 
selbst  Schiffe  ausrüstete,  zahlten  die  Ablösungssumme  in  Gestalt  der 
Schiffssteuer.  Auch  die  Erhebungsweise  derselben  wurde  durch  Staats- 
ratsinstruktionen normiert1).  Die  ganze  Verwendungs-  und  Rechnungs- 
kontrolle der  Steuer  führte  der  Staatsrat,  nicht  das  Schatzamt.  Ob 
damit  administrativer  Despotismus  bezweckt  war  ?  Vielleicht  auch 
das  Bestreben,  eine  gewisse,  auf  Billigkeit  ruhende  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit zu  üben,  welche  bei  dem  alten  starren  Exchequer- 
verfahren  nicht  gut  möglich  war2). 

Jene  Schiffsausschreibungen  ergingen  noch,  nachdem  die  Richter 
im  Februar  des  Jahres  1636  sich  zugunsten  des  Königs  und  seines 
Rechts  Schiffsgelder  zu  erheben  ausgesprochen  hatten,  im  August  1636, 
im  September  1637,  im  Jahre  1638  und  im  November  1639.  Die  Er- 
träge schwankten  zwischen  79  586  £  (1635)  und  etwa  195  000  £  bis 
196  000  £  in  den  Jahren  1636  und  1637.  Durch  Gesetz  16  Car.  L, 
c.  14  (1640),  wurde  die  Erhebung  von  Schiffsgeldern  für  rechtsunwirksam 
erklärt  und  die  Ausschreibung  von  Schiffen,  sog.  ship  writs,  für  unzu- 
lässig angesehen  mit  den  Worten:  »daß  alle  Prozeduren,  die  sich  auf 

die  genannten  writs,  genannt  ship  writs,  gründen,  für  alle  Zwecke 

als  absolut  null  und  nichtig  angesehen  und  beurteilt  werden  sollen.« 

Was  nun  die  indirekten  Steuern  und  Zölle  anlangt,  so  dauerten 
die  mittelalterlichen  Erhebungsformen  der  sog.  customs,  der  tonnage 
und  der  poundage  unter  den  Tudors  fort.  Auch  sie  waren  Petrefakte  in- 
sofern, als  an  den  customs  seit  dem  Mittelalter  nichts  zu  ändern  war. 
Die  tonnage,  d.  h.  der  Zoll  für  jede  eingeführte  Tonne  Weins,  betrug 
3  s,  für  jede  Tonne  süßen  Weins  6  s,  und  die  poundage  1  s  für  jedes 
Pfund  eingeführte  oder  exportierte  Ware. 

Die  Tudors,  namentlich  Marie  und  Elisabeth,  kamen  zunächst 
darauf,  die  Petrifizierung  dieser  Zölle  und  Einnahmen  dadurch  zu 

x)  Sie  war  infolgedessen  viel  unparteiischer  als  die  Subsidieneinbesteuerung. 
Siehe  Gordon  a.  a.  O.  p.  146. 

2)  Siehe  Gordon  a.  a.  O.  143. 
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verhindern,  daß  sie  ein  Steuerbuch,  ein  book  of  rates,  einen  Tarif  er- 
ließen,  in  welchem  der  Wert  der  W  aren  nicht  mehr  von  dem  guten 
Gewissen  der  exportierenden  oder  importierenden  Kaufleute  abhing, 
sondern  entsprechend  dem  Marktwert  festgestellt  wurde.  Dies  tat 
Marie  im  Jahre  1558  auf  dein  Wege  königlicher  Verordnung,  und  ihre 
Schwester  Elisabeth  erließ  ein  neues  book  of  rates  im  Oktober  des 
Jahres  löSli. 

Jäkel»  [.  nahm  diese  Methode  von  neuem  auf,  aber  er  vervoll- 
ständigte sie  noch  insofern,  als  er  in  das  book  of  rates  Artikel  eintragen 
ließ,  welche  bisher  von  der  Besteuerung  frei  waren.  Namentlich  wählte 
er  solche  Artikel  mit  Vorliebe,  welche  ebenso  notwendig  waren  wie 
Lebensmittel  und  infolgedessen  nicht  mehr  als  indirekte  Steuern,  son- 
dern als  Kopfsteuer  wirkten.  Im  Jahre  1610  remonstrierten  dagegen 
die  Gemeinen:  »Your  Majesty  hath  lately  and  in  a  time  of  peace,  set 
both  greater  impositions  and  far  more  in  number 
(hau  your  ancestors.«  Freilich  kehrte  sich  dieser  Monarch  ebensowenig 
daran  wie  sein  Nachfolger.  Karl  1.  erhob  die  tonnage  und  die  poundage 
ohne  gesetzliche  Ermächtigung.  Wie  sein  Vater  erließ  auch  er  1635 
ein  neues  book  of  rates.  Erst  seit  dem  Jahre  1640  wurden  ein  für  allemal 
die  bonnage  und  die  poundage  mit  gesetzlicher  Kraft  erhoben.  Aber 
ersl  unl er  der  Restauration  im  Jahre  1660  erging  das  sog.  Great  Sta- 
tut.', ein  Zolltarif,  book  of  rates,  in  Form  eines  Gesetzes  (12  Car.  IL,  c.  4). 

2.  Die  Zeit  der  Revolution. 
Die  Gründe  für  diese  letztere  liegen,  wie  wir  oben  festgestellt 
haben,  auf  dem  Gebiete  der  Finanzgeschichte  nur  ganz  indirekt.  Sie 
selbst  hat  aber  einen  wirksamen  Zündstoff  für  ihr  Aufflammen  in  der 
Tatsache  gefunden,  daß  die  Geldbedürfnisse  der  modernen  Staatsver- 
wa  llung  nicht  mehr  mit  den  Einkünften  der  durch  Freigebigkeit  der 
Könige  arg  geschmälerten  Krondomänen  und  den  alten  Steuern,  die 
den  Lehensstaat  zur  Voraussetzung  hatten,  zu  bestreiten  waren.  Des- 
halb waren  die  Könige  am  Vorabend  der  Revolution  so  sehr  von  den 
Parlamentsbewilligungen  in  Gestalt  der  Subsidien  abhängig,  und  der 
der  Volksfreiheit  dienende  Geist,  von  dem  das  lange  Parlament  wenig- 
stens in  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  erfüllt  war,  erkannte  deut- 
lich,  daß  ihm  in  Gestalt  der  Subsidien  eine  wirksame  Waffe  dem  König- 
tum gegenüber  in  die  Hand  gedrückt  war,  die  man  nur  zeitgemäß  um- 
zubilden  brauchte,  um  sie  zu  einer  dauernden  zu  gestalten.  Daher 
knüpft  das  lange  Parlament  bei  seinen  Steuerausschreibungen,  den 
»monthly  assessments«,  an  die  alten  Subsidien  an.  Denn  wie  die  alten 
Subsidien  sollten  auch  die  monthly  assessments  »das  gesamte 
Ei  N  k  o  m  m  en  des  Steuerpflichtigen  erfassen«.  Mitunter  kamen  auch 
»weekly  assessments«,  einwöchentliche  Veranlagungen,  vor1).  Unter 

\n  ordinance  and  declaration  of  the  Lords  and  Gommons  assembled  in 

Parliament  

Die  Martis,  29.  Nov.  1642. 
....  «And  the  said  six  persons  so  nominated  or  any  four  of  thein  within  their 
1  and  respective  wards  and  limits  shall  have  power  to  assess  such  person 
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Cromwells  Protektorat  wurde  das  System  der  »monthly  assessments« 
vollkommen  gemacht.  Die  jeweils  notwendige  Steuersumme  wurde 
monatlich  —  und  darin  lag  der  Fortschritt  gegenüber  den  damals  reallast- 
artigen  Subsidien,  die  überhaupt  nur  selten  von  neuem  veranlagt  wur- 
den —  auf  die  einzelnen  Kommunalverbände,  Grafschaften  und  Städte 
verteilt,  und  zum  Zwecke  ihrer  Erhebung  wurden  Kommissare  in 
die  Kommunalverbände  entsendet,  welche  in  jeder  Grafschaft  eine 
Reihe  von  Steuereinschätzern  und  -erhebern  (assessors  and  collectors) 
ernannten.  Es  waren  richtige  Einkommensteuern,  bemessen  nach  der 
individuellen  Leistungsfähigkeit. 

An  einem  Beispiel1)  sei  dies  veranschaulicht.  Eine  Act  von  1656 
(c.  12),  welche  ein  solches  »monthly  assessment«  für  drei  Monate 
(ä  60  000  £)  ausschrieb,  verordnete,  daß  das  Geld  »zur  Fortführung 
des  Spanischen  Krieges  und  für  andere  Verwaltungszwecke  der  Republik« 
verwendet  werde.  Die  monatlichen  60  000  £  Steuern  sollten  auf  die 
einzelnen  im  Gesetze  genau  bezeichneten  Grafschaften  und  Städte 
{von  diesen  doch  nur  diejenigen,  welche  Grafschaften  gleichkamen, 
die  also  sog.  »corporate  counties«  waren)  verteilt  werden:  so  z.  B. 
auf  die  Grafschaft  Bedford  800  £,  die  Grafschaft  Berkshire  933  £  6  s  8  d, 
die  Stadt  Bristol  146  £  13  s  4  d,  die  Stadt  London  4000  £.  Steuer- 
objekt waren:  Grundstücke,  Grundrenten,  Jagderträgnisse,  beweg- 
liches Vermögen,  Amtserträgnisse  und  anderes  Real-  und  Personal- 
vermögen (»or  any  other  real  or  personal  estate«).  Die  Steuer  betrug 
soundsoviel  auf  das  £  des  steuerbaren  Reinertrags,  wobei  100  £  des  be- 
weglichen Vermögens  mit  5  £  steuerbaren  Einkommens  gleichgestellt 
wurden. 

Für  jede  Grafschaft  und  Stadt,  die  in  dem  Gesetz  besonders  ge- 
nannt war,  wurden  Kommissare  bestellt.  Bei  ihrem  ersten  Zusammen- 
treten sollten  sie  aus  ihrer  Mitte  Subkommissare  für  jede  Hundert- 
schaft oder  jeden  andern  Unterbezirk  bestellen,  die  ihrerseits  zwei 
»ehrenwerte  oder  geeignete«  (»honest  and  able«)  Einwohner  eines 
Kirchspiels  oder  Dorfes  zu  Aufsehern  und  Einschätzern  zu  bestellen 
hatten. 

Letztere  hatten  nun  in  jedem  Kirchspiel  oder  Dorfe  die  Katastrie- 
rung  des  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens  nach  seinem 

and  persons  as  are  of  ability  to  pay  such  sum  or  sums  of  Money  ac- 
cording  to  their  estates,  as  the  said  Assessors  or  any  four  of  them  shall 
think  fit  and  reasonable  so  as  the  same  exceed  hot  the  20.  th.  part  of  their 
estates .... 

And  the  assessors  and  collectors  to  be  nominated. . . .  shall  weekly  report 
to  the  committee  of  the  House  of  Gommons  for  the  propositions  aforesaid  what 
sums  of  money  have  been  assessed  and  what  sums  have  been  levied  weekly  accord- 
ing  to  the  purport  hereof. 

....And  if  no  sufficient  distress  be  found,  than  the  said  collectors  shall 
respectively  have  power  to  inquire  of  any  sum  or  sums  of  money  due,  or  to  be  due 
unto  them  respectively,  so  assessed  from  any  person  or  persons  for  any  Rates,  titles, 
Goods  or  debts  or  for  any  thing  or  cause  whatsoever ...... 

x)  Ich  entnehme  es  Dowell,  History  of  Taxation  III,  p.  72  ff. 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  35 


5  t6  III.  M)schn.  Der  Kampf  derabsol.  u.  konstit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 

steuerbaren  Jahre sr einertrage  vorzunehmen  und  dieses  Kataster  den 
Grafschaftskommissaren  oder  den  ihnen  gleichstehenden  Stadtkom- 
naissaren  zu  übersenden.  Diese  bestimmten  hierauf  nach  der  Gesamt- 
iibersicht,  die  diese  Kataster  darstellten,  das  Steuerausmaß  auf  das  £, 
d.  h,  den  Steuerfuß  für  jede  Grafschaft  rcsp.  Stadt  gleichmäßig,  worauf 
die  Subkommissare  die  Steuerquote1  jeder  Hundertschaft,  jedes  Dorfes 
und  Kirchspiels  Feststellten  und  es  den  Dorf-  und  Kirchspieleinschätzern 
uberließen,  jeden  Gemeindeangehöri^en  gleichmäßig  nach  dem  fest- 
gestellten  Steuerfuß  und  mich  seinem  Vermögen  zu  belasten.  Das 
Ergebnis  dieser  Veranlagung  waren  die  Heberollen,  die  für  jedes  Dorf 
und  Kirchspiel  in  Duplikatsform  angelegt  wurden.  Ein  Duplikat  er- 
hiell  der  für  jedes  Kirchspiel  oder  für  jede  Dorfschaft  bestellte  Sub- 
collector,  der  die  Steuern  (für  alle  drei  im  Gesetze  bestimmten  Monate) 
einzuheben  hatte.  Das  andere  Duplikat  der  Heberolle  erhielt  der  Steuer- 
einnehmer (»reeeiver«)  der  Grafschaft  oder  einer  Grafschaft  gleich- 
gestellten  Stadl,  an  welchen  die  Steuern  von  den  subcollectors  durch 
Vermittlung  der  higheollectors  des  Grafschaftsunterbezirks  abgeführt 
wurden.  Die  Besoldung  dieser  Steuererheber  erfolgte  in  einem  prozen- 
tualen Anteil  an  der  Steuer.  Für  jedes  £  Steuer  erhielten  sie  einen 
Penny.  Im  übrigen  mußte  jeder  Kommissar  sein  Amt  als  Ehrenamt 
mit  Ajinahmezwang  erfüllen. 

Steuerhinterziehung  ward  mit  Gefängnis  und  Gütersequestration 
bestraft.  Gegen  rechtswidrige  und  ungerechte  Steuereinschätzimg  ging 
die  Beschwerde  an  die  Grafschafts-  resp.  Stadtkommissare.  Eigen- 
tümlich, aber  schon  aus  der  alten  Zeit  der  Subsidienbesteuerung  her- 
stammend,  ist  die  Gesamthaftung  aller  Kirchspiele  und  Dorfschaften 
innerhalb  einer  Grafschaft  resp.  der  ihr  gleichgestellten  Stadt  und 
aller  dieser  Kommunalverbände  im  Reich  zueinander.  Jeder  von  einem 
l\'  unmunalverband  nicht  einbringliche  Rest  der  Steuersumme  wird  auf 
di»1  übrigen  von  neuem  umgelegt;  denn  die  vom  Gesetze  fixierte  Steuer- 
summe  von  monatlich  60  000  £  muß  eingehen. 

Diese  Besteuerung  stellte  an  den  Opfermut  aller  Steuerträger, 
aller  Beamten  und  Kommunalverbände  hohe  Anforderungen.  Die 
Steuerschraube  war  aufs  höchste  angezogen,  unpopulär,  namentlich 
dem  Parlamente  nicht  genehm1),  und  Cromwell  erkannte  bald,  daß 
dies  auf  die  Dauer  unhaltbar  sei.  Er  kam  daher  bald  auf  die  Idee, 
das  System  der  »monthly  assessments«  durch  die  holländischem  Vorbilde 
folgende  Akzise  zu  ergänzen.  Sehr  bestärkt  wurde  er  darin  durch  den 
Gedankengang,  daß  die  »monthly  assessments«  wesentlich  die  Macht 
des  langen  Parlaments  gesteigert  hatten,  während  es  ihm  gerade  darum 
zu  tun  war,  sich  von  jedem  Parlament  unabhängig  zu  stellen.  Durch 
indirekte  Steuern  ließ  sich  diese  Unabhängigkeit  jedenfalls  besser 
erreichen. 

Dieses  nun  eingeführte  System  von  Akzisen,  das  noch  unter  Elisa- 
beth  prinzipiell  verworfen  worden  war,  hatte,  abgesehen  von  dem 
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Vorteil,  daß  es  die  Exekutive  von  Parlamentsbewilligungen  unab- 
hängig machte,  noch  diesen  Vorzug,  daß  es  sich  sehr  gut  mit  den  puri- 
tanischen Sitten  kombinieren  ließ,  die  namentlich  dem  Genuß  geistiger 
Getränke  nicht  hold  waren.  Die  Steuern  wurden  deshalb  aufgelegt 
(die  erste  ordinance  vom  28.  März  1643)  auf  Bier,  Zider  und  andere 
geistige  Getränke,  auf  Seide,  Saffran,  Stärke,  Fleisch  und  andere  Vik- 
tualien  usw.    Alle  diese  Akzisen  hießen  excises  oder  new  imposts. 

3.  Die  Zeit  der  Restauration  und  des  konstitutio- 
nellen Königtums. 
Wir  haben  oben  dargelegt,  wie  unvollkommen  die  parlamentarische 
Kontrolle  in  der  formellen  Finanzverwaltung  zur  Zeit  der  Restauration 
und  in  der  Folgezeit  war  und  blieb.  Sie  setzte  wechselseitiges  Miß- 
trauen auf  Seiten  des  Königtums  und  Parlaments  voraus  und  ging  nur 
unter  Aufrechterhaltung  dieses  Mißtrauens  vor  sich.  Da  war  es  natür- 
lich, daß  die  materielle  Finanzverwaltung,  d.  h.  die  Einrichtung  und 
Struktur  der  Staatseinkünfte,  ganz  von  dem  Geist  dieses  Mißtrauens 
erfüllt  war.  Diesem  Geist  entsprach  es,  daß  man  zunächst  von  dem 
Gedanken  der  erblichen  Revenuen  als  dem  Kernpunkt  der  Staats- 
einnahmen, richtiger  der  königlichen  Einnahmen  auszugehen  hatte  und 
nur  ergänzungsweise  Steuern  bewilligte,  welche  vorwiegend  indirekte 
Steuern  waren.  Für  dieses  indirekte  Steuersystem  sprach  zunächst 
die  Tatsache,  daß  schon  in  den  erblichen  Revenuen  der  Krone  solche 
indirekte  Steuern  eine  Hauptrolle  spielten,  nämlich  die  Zölle.  Subsidiär 
konnte  man  dem  König  auch  direkte  Steuern,  aber  nicht  etwa  auf 
Lebenszeit,  sondern  auf  eine  begrenzte  Zeit  von  Jahren  bewilligen. 
Als  solche  Steuern  boten  sich  dar  Subsidien,  monthly  assessments, 
Kopfsteuern  (polltaxes)  und  seit  1692  als  Ersatz  der  verhaßten  Herd- 
steuer die  landtax.  Auf  einen  Teil  der  erblichen  Revenuen  verzich- 
tete Karl  II. 

Als  nämlich  im  Jahre  1690  das  Parlament  an  die  Feststellung 
der  Staatsausgaben  zum  erstenmal  nach  der  Revolution  trat,  bestimmte 
das  Unterhaus,  daß  1  200  000  Pfund  die  jährliche  Einnahme  der  Krone 
in  Friedenszeiten  sein  müßte,  daß  diese  aber  aus  zwei  verschiedenen 
Quellen  zu  bestehen  hätte.  Die  erste  sollte  in  den  erblichen  Einkünften 
der  Krone  aus  Domänen,  Gerichtssporteln,  Weinabgaben,  Annaten  und 
Zehnten,  aus  den  Einnahmen  der  Post  und  namentlich  aus  jener  Akzise 
bestehen,  welche  das  Parlament  seinerzeit  Karl  II.  und  seinen  Nach- 
folgern zur  Ablösung  der  Einnahmen  aus  dem  Lehnsverband  und  zur 
Aufhebung  des  Lehnsnexus  selbst  überwiesen  hatte.  Diese  Aufhebung 
des  Lehnsnexus  war  ein  Problem,  das  schon  das  Parlament  Jakobs  I. 
als  sog.  »great  contract«  im  Jahre  1610  beschäftigt  hatte.  Die  Ver- 
handlungen zerschlugen  sich  damals.  Aber  unter  Karl  II.  wurde  durch 
Gesetz  (12  Car.  IL,  c.  24)  der  gesamte  Lehnsverband,  über  den  die 
Krone  gebot,  aufgehoben  und  dem  König  dafür  eine  Akzise  auf  Bier, 
Ale  und  andere  geistige  Getränke  für  sich  und  seine  Nachfolger  im 
Jahresbetrage  von  durchschnittlich  100  000  £  gewährt.  Das  waren  die 
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erblichen  Einkünfte  der  Krone.  Sie  betrugen  zur  Zeit  Wilhelms  III. 
ungefähr  500  000  £.  Großmütig  fügte  das  Parlament  noch  eine  Zusatz- 
akzise  für  die  Lebensdauer  Wilhelms  und  Maries  (2  Will,  und  Mar.,  c.  3) 
hinzu,  die  auch  unter  Anna  fortgesetzt  wurde.  Aber  dennoch  blieb 
ein  Defizit  gegenüber  den  Ausgaben,  und  vor  allem  ein  Manko  gegen- 
iiber  der  Summe,  die  als  notwendige  ordentliche  Einnahme  der  Krone 
bezeichnet  wurde,  nämlich  1200  000  £.  Die  größere  Hälfte  mußte 
demnach  noch  auf  andere  Weise,  und  zwar  durch  Parlamentsbewil- 
ligungen  für  kürzere  Frist  aufgebracht  werden.  Es  war  dies  die  Ein- 
nahme namentlich  aus  Zöllen  und  Hafengebühren.  Wilhelm  hätte 
gern  auch  diese  Bewilligung  für  Lebenszeit  erhalten,  aber  man  war 
damals  im  Komitee  der  Ansicht,  daß  der  Hauptteil  der  Staatsein- 
nahme  durch  periodische  Parlamentsbewilligungen  erfolgen  müsse.  Man 
drückte  das  damals  (Pari.  Hist.,  vol.  V,  p.  561)  so  aus,  »daß  die  Staats- 
einkünfte für  eine  bestimmte  und  kurze  Periode  die  beste  Sicherheit  der 
Nation  seien,  um  häufig  Parlamente  zu  haben,  und  daß  diese  Frage  auf 
diesem  Grundsatz  erledigt  wurde«.  Man  bewilligte  demnach  König  Wil- 
helm und  seiner  Ehegattin  Marie  nur  für  vier  Jahre  diesen  größten  Teil 
der  Staatseinnahmen,  und  nach  vier  Jahren  wurde  er  überhaupt  bloß 
für  ein  Jahr  bewilligt.  Deshalb  war  als  Ergänzung  der  Einnahmen 
die  jährlich  zu  bewilligende,  oben  genannte  landtax 
eingeführt,  welche  1693  die  stattliche  Summe  von  etwa  2  000  000  £ 
abwarf  (s.  Cambridge  Modern  History  V,  p.  265).  Dadurch  mußte 
bei  allen  wichtigen  Staatsfragen  die  Entscheidung  in  die  Hände  des 
Parlaments  gelangen. 

Der  zweite  Gesichtspunkt,  unter  dem  die  damals  herrschende 
Whigdoktrin  in  der  Hauptsache  das  indirekte  Steuersystem  mit  Wohl- 
wollen behandelte,  war  der,  daß  es  in  die  individuelle  Freiheitssphäre, 
das  Heiligtum  der  Whigs,  nicht  eingriff. 

Der  dritte  Gesichtspunkt,  der  für  das  indirekte  Steuersystem 
sprach  und  beiden  großen  Parteien  gleich  angenehm  war,  war  die  Tat- 
sache, daß  es  vorwiegend  nur  die  ärmeren  Klassen  belastete.  Dieser 
egni>t  isehe  Zug,  der  damals  das  britische  Steuersystem  erfüllte1),  ver- 
schwand erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  seit  den 
Reformen  von  Peel  und  Gladstone.  Ins  rechte  Licht  werden  diese 
Tatsachen  gesetzt,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  in  welch  umfas- 
sender W'eise  die  Ausgaben  des  Königs  durch  die  Revolution  ver- 
ändert worden  waren. 

Armee-  und  Flottenbcwilligungen  wurden  nämlich  seit  der  glor- 
reichen Revolution  nicht  mehr  aus  der  königlichen  Zivilliste  bestritten, 
sondern  vom  Parlament  alljährlich  bewilligt,  und  diese  Bewilligungen 
waren  seit  Wilhelm  III.  nicht  geringer,  sondern  viel  größer  als  früher. 
Karl  II.  hatte  noch  eine  Armee  von  weniger  als  9000  Mann  erhalten, 
unter  Jakob  IL  genügten  ungefähr  150000  £  zur  Bestreitung  der  Heeres- 
ausgaben.   Die  Kriege  auf  dem  Kontinent  veranlaßten  aber  unter 
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Wilhelm  III.  (1693)  eine  Forderung  von  80  000  Mann  und  ungefähr 
6  000  000  Pfund  als  Jahresausgabe. 

Wir  sehen  demnach:  den  Einfluß,  der  dem  Parlament  auf  dem 
Gebiete  der  formellen  Finanzverwaltung  nicht  versagt  war,  suchte  es 
durch  ein  System  indirekter  Steuern  und  ergänzender,  jährlich  zu 
bewilligender  direkter  Steuern  zu  erlangen.  Es  wurde  hierbei  durch 
die  auf  dem  Gebiete  der  Armee-  und  Flottenverwaltung  herbeigeführte 
Steigerung  der  Jahresausgaben  wesentlich  unterstützt. 
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Das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  erfuhr  durch  die  Reformation 
in  England  nur  eine  Steigerung  des  schon  im  Mittelalter  festgelegten 
Staatskirchentums1).    Doch  entbrannte  auch  auf  diesem  Gebiete,  wie 


*)  Auch  die  Eigenkirche  in  niedern  Benefizien  ist  nicht  geschwunden,  son- 
dern hat  selbst  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  noch  eine  Nachblüte 
erlebt.  Siehe  Reformatio  Legum  Ecclesiasticarum,  Ex  autoritate  primum  Regis 
Henrici  VIII.  inchoata  deinde  per  Regem  Edovardum  VI.  provecta  etc.,  London 
(Ausgabe  von  1641),  p.  82:  De  benefieiis  c.  2  mit  der  bezeichnenden  Überschrift : 
»quotuplex  sit  mercatura  munerum  Ecclesiasticorum«.  Die  »Reformatio«  ist  das 
Ergebnis  jener  Versuche,  das  englische  Kirchenrecht  zu  kodifizieren,  welche  (siehe 
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auch  auf  andern,  der  Kampf  darüber,  ob  die  Staatsgewalt  ihre  Be- 
fugnisse absolutistisch  oder  konstitutionell,  also -ob  durch  Gesetz  unter 
Zustimmung  des  Parlaments  oder  durch  königliche  Verordnung  auszu- 
üben hatte.  Diesen  Kampf  spiegell  die  Ordnung  der  Kirchenverfassung 
und  die  Regelung  der  Glaubenslehre  und  Lit  urgie,  der  Religions-  und  Ge- 
wissensfreiheit sowie  das  Verhältnis  von  kirchlicher  und  weltlicher 
Gerichtsbarkeil  wieder. 

I.  Die  Kirchenverfassung. 

Dieselbe  hatte  durch  die  Reformation  seit  Heinrich  VIII.  eine 
vollkommene  Änderung  erfahren.  Gleich  nach  dem  Sturze  von  Wolsey 
(1529)  begannen  die  Präludien  zur  reformatorischen  Gesetzgebung  in 
England.  Diese  ging  darauf  hinaus,  das  päpstliche  Dispensationsrecht  für 
die  Pluralitäl  vonÄmtern  und  UesidenzpNichtzu  beseitigen  (21  Henr.VIIL, 
c.  L3).  Sodann  winden  die  Konvokationen  gezwungen,  den  König  »als 
höchsten  Beschützer,  ein/igen  und  obersten  Herrn  und,  soweit  es 

h  Gh  r  i  s  1  i  G  e  s  e  1  z  e  r  1  a  u  b  t ,  oberstes  Haupt  der  eng- 
lischen  Geistlichkeit«  anzuerkennen  (1.531).  Ferner  werden  durch 
Gesetz  (23  Henr.  VIII.,  c.  20)  alle  bei  Ernennung  von  Erzbischöfen  und 
Bischöfen  an  die  rinnische  Kurie  zu  leistenden  Abgaben,  soweit  sie  5% 
vom  Jahreseinkommen  überschritten,  abgeschafft  und  die  Zahlung 
solcher  ÜDgaben  als  strafbar  erklärt.  Schließlich  erging  am  16.  Mai  1532 
in  der  Konvokation  von  Canterbury  die  sog.  Submission  of  the  clergy. 
Der  Klerus  unterwarf  sich  in  folgenden  Punkten. 

L.  Kr  gestand  zu,  daß  die  Konvokation  nur  auf  königlichen  Befehl 
berufen  werden  sollte; 

2.  daß  neue  Canones,  Konstitutionen  oder  sonstige  Verordnungen 
der  Provinzialsynoden  nur  nach  vorheriger,  königlicher  Erlaubnis  ver- 
kündet oder  aufgenommen  werden  dürften,  und  daß  sie  nach  Annahme 
durch  die  Synode  noch  die  Genehmigung  des  Königs  nötig  hätten. 

!.  Sollten  die  bisherigen  Synodalverordnungen  und  das  Kirchenrecht 
durch  eine  vom  Könige  zu  ernennende  Kommission1)  kodifiziert  werden. 

weiter  unten)  unter  Heinrich  VIII.,  Edward  VI.  und  Elisabeth  gemacht  wurden. 
Vergleiche  auch  den  interessanten  Brief  in  Letters  relating  to  the  Suppression  of 
Monasteries  (Camden  Society  O.  S.  Nr.  26),  p.  86  (Nr.  XXXIX),  wo  ein  Verkauf 
der  Priorei  von  Ingham  durch  den  Prior  an  einen  Landgutsbesitzer  beschrieben 
wird,  wodurch  das  Vorkaufsrecht,  welches  vom  Prior  ausdrücklich  einem  Neffen  des 
Gründers  (also  Patrons)  vertragsmäßig  zugesichert  war,  »verletzt«  worden  sei. 
1    L6  Mitglieder  sollten  den  aus  Angehörigen  des  Parlaments,  16  aus  der 
< M  li<  hk>  il   entnommen  werden.    Die  Kommission  wurde  erst  1544  eingesetzt. 
Im  Jahre  1545  war  ein  Entwurf  der  Kodifikation  zur  Genehmigung  des  Königs 
IM     l  nter  Edward  VI.  war  eine  neue  Kommission  bestellt  (am  12.  Febr. 
Sie  stellte  jene  »Reformatio  Legum«  fest,  die  wir  oben  zitiert  haben.  Sie  ist 
das  Werk  insbesondere  von  Cranmer  und  seinem  Mitarbeiter  Peter  Martyr.  Sie 
■  rhiell  aber  niemals  die  Anerkennung  des  Parlaments.  Ein  darauf  gerichteter  Gesetz- 
entwurf von  1559  wurde  nicht  Gesetz.  Ihre  Veröffentlichung  wurde  1571  von  Erz- 
bischof  Parker  genehmigt.  Als  solche  stellt  sie  bloß  eine  —  für  die  Geschichte  des 
■  hen  Kirchenrechts  allerdings  bedeutsame  —  Privatarbeit  dar.    Siehe  dazu 
ntlich  Lewis  Dibdin  in  seinen  »Notes  on  the  Reformatio  Legum«  (English 
Church  Law  and  Divorce  I,  1912). 
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Die  Kommission  sollte  auch  das  Recht  haben,  einzelne  jener  Verord- 
nungen, die  dem  Recht  Gottes  und  des  Königreichs  widersprächen, 
aufzuheben. 

Mit  dieser  Submission,  welche  durch  das  Gesetz  von  1534  (25 
Henr.  VIII.,  c.  19)  zur  Grundlage  der  Kirchenverfassung  gemacht  ward, 
wurden  gleichzeitig  alle  Berufungen  nach  Rom  verboten.  Damit  beginnt 
zwar  keine  umstürzende  Reform  der  Kirchenverfassung,  aber  eine  formal- 
rechtliche Fundierung  des  durch  die  mittelalterliche  Praxis  verdunkelten 
Staatskirchentums,  denn  es  ist  in  dem  Gesetz  zweierlei  ausgesprochen: 

1.  daß  die  kirchliche  Gesetzgebung  nicht  mehr  vom  Papst  irgend- 
wie abhänge,  und 

2.  daß  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit  in  England  ebenfalls  vom 
Papst  unabhängig  sei1). 

Aber  auch  das  Ämterernennungsrecht  des  Papstes  in  der  eng- 
lischen Kirche  wurde  beseitigt.  Durch  das  Gesetz  (25  Henr.  VIII.,  c.  20) 
wird  ein  für  allemal  festgestellt,  daß  in  Zukunft  keine  Person  dem  Papst 
zur  Besetzung  eines  Bischofssitzes  vorgeschlagen  werden  solle  und  daß 
in  solchen  Fällen  keinerlei  Zahlungen  an  den  Papst  (Annaten!)  erfolgen 
dürfen.  Gleichzeitig  wird  das  Verfahren  bei  Besetzung  von  Erzbischofs- 
und Bischofssitzen,  das  schon  durch  die  mittelalterliche  Praxis  gegeben 
war,  durch  Gesetz  vorgeschrieben.  Es  besteht  darin,  daß  nach  Erledigung 
des  Sitzes  das  Domkapitel  dem  König  hierüber  berichtet.  Darauf 
erhält  es  von  ihm  die  Erlaubnis,  den  künftigen  Bischof  zu  wählen  (sog. 
conge  d'elire  unter  dem  großen  Siegel).  Diese  scheinbare  Wahlerlaubnis 
wird  aber  in  ihr  Gegenteil  verkehrt  durch  das  den  conge  d'elire  be- 
gleitende lettre  missive,  in  welchem,  wie  das  obengenannte  Gesetz 
sagt,  der  Name  des  zu  Wählenden  vom  Könige  dem  Kapitel  bekannt- 
gemacht wird  (»with  a  letter  missive  containing  the  name  of  the  per- 
son  which  they  shall  elect  and  choose«),  und  das  Kapitel  »soll  mit  aller 
Schnelligkeit  in  der  vorgeschriebenen  Form  diese  Person  wäh- 
len und  keine  andere«  ( »shall  with  all  speed  and  celerity  in 

due  form  elect  and  choose  the  same  person  and  none  other«). 

Nach  der  Wahl  erläßt  der  König  ein  Patent,  in  dem  er  die  »Zustim- 
mung« zur  erfolgten  Wahl  und  dem  Erzbischof  u.  a.  Bischöfen  den 
Auftrag  zur  Konfirmation  und  Konsekration  des  so  »Gewählten«  gibt. 
Dieser  Modus  wurde  unter  Edward  VI.  nur  insofern  geändert,  als  an 
Stelle  der  unter  Heinrich  VIII.  eingeführten  Scheinwahl  die  Ernennung 
durch  königliches  Patent  festgesetzt  wurde  (1  Edw.  VI.,  c.  2).  Das 
Organisationsrecht  in  der  Kirche  erhielt  der  König  durch  das  Gesetz 
31  Henr.  VIII.,  c.  9.  Er  wurde  dadurch  ermächtigt,  eine  beliebige  An- 
zahl neuer  Bischofssitze  und  Kathedralkirchen  zu  errichten  und  die- 
selben mit  dem  1536 — 1540  eingezogenen  Klostergut  auszustatten. 

Das  ganze  Kirchenverfassungswerk  der  Reformation  wurde  voll- 
endet durch  die  Suprematieakte.  Schon  früher  war  durch  25  Henr.  VIII. 

x)  Übrigens  hatte  schon  das  Gesetz  (24  Henr.  VIII.,  c.  12)  Berufungen  an  den 
Papst  betr.  Ehe,  Testament  und  kirchliche  Abgaben  abgeschafft. 


552  111  Al  s»  hn.  Der  Kampf  deTabsol.  u.  konstit.  Monarchie  um  die  Vorherrschaft. 

c.  21  auf  das  Anerkenntnis  der  Konvokationen,  daß  der  König  oberstes 
Haupt  der  Kirche  von  England  sei,  Bezug  genommen.  In  dem 
G<  setze,  in  dem  dies  seinerzeit  (1531)  von  seiten  der  Konvokationen  und 
des  Parlamentes  anerkannt  wurde,  war  allerdings  der  beschränkende  Zu- 
satz:  >sowei1  es  nach  Christi  Gesetz  erlaubt  ist«.  Dieser  Zusatz  fiel  jetzt 
weg.  I  >er  Peterspfennig  und  alle  Abgaben  an  den  Papst,  die  Möglichkeit  der 
Bitte  um  Dispensation  bei  der  Kurie  wurde  aufgehoben.  Alle  Gewalten, 
welche  der  Papst  in  bezog  auf  Privilegien  ausgeübt  hatte,  wurden  auf 
den  Erzbischof  von  Canterbury  ii  hertragen.  Jeder  Verkehr  mit  aus- 
wärtigen  Versammlungen  ward  verboten,  alle  Klosterimmunitäten  und 
Exemtionen  wurden  königlichen  Kommissaren  unterstellt,  alle  Kloster- 
wahlen  sofern  Klöster  überhaupt  noch  bestehen  blieben  —  bedurften 
nicht  mehr  der  Bestätigung  durch  den  Papst,  sondern  der  könig- 
licher  Kommissare.  Das  eigentliche  Suprematiegesetz  (26  Henr.  VIII., 
L534,  c  I)  erklärt  den  Komi;'  für  das  einzige  irdische  Oberhaupt  der 
Kirche  von  England  mit  allen  zugehörigen  Ehren,  Vorrechten  und 
Gewalten,  insbesondere  mit  dem  Recht  alle  Irrtümer,  alle  Häresie, 
Ketzereien,  Mißbräuche  und  Verstöße  in  der  Kirche  zu  unterdrücken, 
wie  sie  bisher  durch  die  kirchliche  Gewalt  unterdrückt  worden  waren1). 

Durch  diese  Gesetzgebung  wurde  die  Vollendung  der  anglikani- 
schen  Staatskirche  geschaffen.  Trotz  der  rückläufigen  Bewegung  der 
Reformation  unter  Marie  wurde  an  ihr  unter  Elisabeth  wieder  fest- 
gehalten. Nur  der  Standpunkt  des  »Caesareopapismus«,  den  noch 
Heinrich  VIII.,  wie  wir  sahen,  eingenommen,  wurde  unter  Elisabeth 
in  den  <h's  bloßen  Supremats,  d.  i.  der  Unterwerfung  des  geistlichen 
Standes  unter  die  weltliche  Obrigkeit,  abgeschwächt.  Das  grund- 
legende  Kirchengesetz  ist  1  Eliz.,  c.  1  (1558/59),  wodurch  die  kirchliche 
Suprematie  in  dieser  abgeschwächten  Form  wiederhergestellt  wurde. 
Der  Herrscher  erhielt  statt  des  Titels  »Oberhaupt  der  Kirche«  den 
Namen  eines  obersten  Leiters  (supreme  governor)  in  kirchlichen  und 
weltlichen  Dingen.  Außerdem  wurde  die  Ableistung  eines  Supremats- 


x)  »Albeit  the  Kynges  Majestie  justely  and  rightfully  is  and  oweth  to  be  the 
supreme  heed  of  the  Church  of  England,  and  so  is  recognysed  by  the  Clergy  of  this 
Realme  in  their  convocacions;  yet  neverthelesse  for  corroboracion  and  confirmacion 
therof  ...  be  it  enacted  by  auetorite  of  this  present  Parliament  that  the  Kyng  our 
Soveraign  Lorde  his  heires  and  successours  Kynges  of  the  Realme  shalbe  takyn 
aeeeptyd  and  reputed  the  onely  supreme  heed  in  erthe  of  the  Churche 
.  Und  callyd  Anglicana  Ecclesia  and  shall  have  and  enjoye  anexed  and 
unyted  to  the  Ymperyall  Crowne  of  the  Realme  aswell  the  title  and  style  therof, 
i        irs  Dignyties  prehemynences  jurisdiccions  Privileges  auetorities,  ymuny- 

profitis  and  commodities  to  the  said  dignytie  of  supreme  heed  of  the  same 
Churche  belongyng  and  apperteynyng:  And  that  our  said  Soveraigne  Lorde  his 
le.-irf-s  and  successours  Kynges  of  this  Realme  shall  have  füll  power  and  auetoritie 
from  tyme  to  tyme  to  visite  represse  redresse  reforme  order 
correct  restrayne  and  amende  all  suche  errours  heresies 
abuses  offences  contemptes  and  enorm  yties  what  so  ever  they 
be,  whiche  by  any  maner  spirituall  auetoryte  or  jurisdiccion 
ought  or  maie  lawfullye  be  reformyd  repressed  ordred  redressyd  recorreetyd  restrayned 
or  amendyd  .  . .  .« 
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und  Treueides  bei  Verlust  der  kirchlichen  und  weltlichen  Ämter  vor- 
geschrieben. Im  übrigen  sicherte  die  Elisabethanische  Gesetzgebung 
die  Anhänglichkeit  an  die  im  »book  of  common  prayer«  und  den 
»39  Artikeln«  niedergelegte  Liturgie  und  Glaubenslehre  sowie  den 
Besuch  des  Gottesdienstes  durch  Strafen. 

II.  Die  Glaubenslehre  und  Liturgie. 

Heinrichs  VIII.  reformatorische  Bestrebungen  waren  hauptsächlich 
auf  Trennung  der  spirituellen  Bande  vom  Oberhaupt  der  katholi- 
schen Kirche  gerichtet.  Dagegen  wurde  an  den  Glaubenslehren  der 
katholischen  Kirche  nur  wenig  geändert.  Eine  unbedeutende  Modi- 
fikation nach  der  Richtung  hin  brachten  allerdings  schon  die  sog. 
10  Artikel,  welche  einen  Konvokationsbeschluß  darstellten,  der  vom 
König  bestätigt  wurde,  und  worin  in  manchen  Punkten  den  Lehren 
der  deutschen  Protestanten  entgegengekommen  war  (1536),  ohne  aber 
die  alten  Dogmen,  insbesondere  die  der  Transsubstantiation,  im  wesent- 
lichen zu  verletzen.  Ein  weiteres  Fortschreiten  im  Sinne  der  deutschen 
Protestanten  verweigerte  der  König  1538  und  erließ  ein  gesetzliches 
Verbot,  wodurch  unter  Androhung  der  härtesten  Strafen  der  Wider- 
spruch gegen  die  ältere  katholische  Kirchenlehre  (insbesondere  Trans- 
substantiation und  Abendmahl1),  Ohrenbeichte,  Zölibat)  untersagt 
wurde.  Dieses  gesetzliche  Verbot  war  das  Sechsartikel- Gesetz  31  Henr. 
VIII.,  c.  14  (1539). 

Unter  Edward  VI.  machte  die  Reformation  in  der  Glaubenslehre 
im  Sinne  des  deutschen  Protestantismus  Fortschritte.  Ein  Gesetz 
von  1545  (1  Edw.  VI.,  c.  1)  führte  das  Abendmahl  in  beiderlei  Gestalt 
ein.  Ein  anderes  Gesetz  aus  demselben  Jahre  (1  Edw.  VI.,  c.  12)  hob 
das  Sechsartikel-Gesetz  Heinrichs  VIII.  auf.  Ein  Gesetz  von  1548  (2und3 
Edw.  VI.,  c.  1)  brachte,  um  der  Verschiedenheit  der  rituellen  Bräuche 
zu  steuern2),  das  allgemeine  Gebetbuch  (book  of  common  prayer)  zur 
Einführung,  welches  in  der  Hauptsache  auf  protestantischen  Lehren 
aufgebaut  war.  Es  war  die  erste  Uniformitätsakte2).  Ein  anderes 
Gesetz  desselben  Jahres  (2  und  3  Edw.  VI.,  c.  21)  beseitigte  den  Zölibat 
der  Priester,  wenngleich  er  ihn  für  wünschenswert  erklärte.  Ein  Ge- 
setz von  1551/52  (5  Edw.  VI.,  c.  1)  legte  das  allgemeine  Gebetbuch 
in  neuer  Bearbeitung  als  maßgebende  Bekenntnisformel  fest.  Schließ- 
lich ergingen  1553  die  42  Artikel  als  grundlegende  Bekenntnisschrift. 
Unter  Elisabeth  führte  Parker  die  Reformation  im  Sinne  einer  wirk- 
lichen Trennung  von  der  katholischen  Kirche  noch  weiter.  Es  waren 
zunächst  die  11  Artikel  von  1559  und  dann  namentlich  die  39  Artikel 


x)  Art.  2  bestimmt,  daß  das  Abendmahl  in  beiderlei  Gestalt  nicht  für  alle 
Personen  zur  Seligkeit  erforderlich  sei. 

2)  Über  diese  und  die  folgenden  Uniformitätsakte  Elisabeths  und  Karls  II. 
siehe  namentlich:  T.  A.  Lacey,  The  Acts  of  Uniformity,  their  Scope  and  Effect, 
London  1900.  Seine  Auffassung  (p.  26),  daß  die  Feststellung  des  common  prayer 
book  und  seine  Rechtsverbindlichkeit  nicht  aus  den  Parlamentsgesetzen  her- 
zuleiten ist,  beruht  auf  unzureichenden  juristischen  Argumenten. 
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von  L563,  welche  die  früheren  Bekenntnisschriften  ersetzten.  Durch 
die  sog,  Uniförmitätsakte  1558  59  (I  Eliz.,  c.  2)  wurde  das  Edwardische 
Gebetbuch  in  seiner  zweiten  Bearbeitung  mit  einigen  Änderungen 
wiederhergestellt.  Das  Parlamenl  nahm  kraft  seiner  gesetzgebe- 
nd Ii  e  ii  Machl  die  Änderungen  vor,  freilich  nicht,  ohne  dem  Wider- 
stand  der  Bischöfe  im  Oberhause  zu  entgehen,  welche  die  Maehtvoll- 
kommenheil  des  Parlaments  in  diesen  fragen  bestritten  (siehe  die 
Worte  des  Bischofs  von  Chester,  zit.  bei  Lacey  a.  a.  0.,  S.  18,  Note  1). 
\n  diesem  Gebetbuch  ist  bloß  im  Jahre  1604  infolge  der  Hampton 
Courl  Conference  Jakobs  I.  eine  Änderung  in  untergeordneten  Punkten 
i»h.'  sog.  Canons  von  hiO'i)  krall  königlicher  Prärogative1)  vorgenom- 
men worden. 

Damit  waren  die  Grundlagen  der  Glaubenslehre  in  England  fest- 
gestellt und  erhielten  nur  während  der  Revolution  eine  Erschütterung 
dadurch,  daß  an  Stelle  der  Staalskirche  das  Presbyterianertum  und  die 
presbyterianische  Kirchenverfassung  seit  dem  Govenant  mit  Schott- 
in n.l  (Solemn  League  Covenant  von  1643)2)  gesetzt  wurde.  Dadurch 
wurde  der  in  früherer  Zeit  mögliche  Zweifel,  ob  die  Glaubenslehre 
und  Liturgie  durch  königliche  Verordnung  (kraft  Prärogative)  oder 
durch  Gesetz  des  Parlaments  festzustellen  sei,  zugunsten  der  letzteren 
VJternative  für  alle  Zeiten  beseitigt.  Daher  erfolgte  die  Abschaffung 
des  book  of  common  prayer  und  sein  Ersatz  durch  die  im  directory 
for  bhe  public  worship  of  God  niedergelegte  presbyterianische  Glaubens- 
lehre  und  Liturgie  auf  dem  Wege  parlamentarischer  Verordnung 
(3.  Febr.  L645)  und  unter  Karl  II.  die  Retablierung  der  anglikanischen 
Staatskirche  durch  Gesetz.  Durch  das  Uniformitätsgesetz  von  1662 
(I  5  Gar.  IL.  c.  4)  Karls  IL  traten  die  39  Artikel  Elisabeths  wieder  in 
ihre  Rechte.  Auch  nach  anderer  Richtung  erfolgte  eine  Einschränkung 
d.  i  königlichen  Prärogative  in  diesem  Gesetze,  insofern  als  die  bis- 
herige Straflosigkeit  der  ausländischen  reformierten  Kirche,  die  bisher 
vom  König  ohne  Parlament  bewilligt  worden  war,  nunmehr  ausdrücklich 
durch  Gesetz  festgelegt  wurde  (Lacey  a.  a.  0.,  p.  25).  Hätte  Karl  II. 
Sinn  und  Kmpfindung  für  solche  Verfassungskautelen  gehabt,  so  wäre 
er  bei  seinen  späteren  lndulgenzerklärungen  zugunsten  der  dissenters 
und  Katholiken  vorsichtiger  gewesen.  War  sonach  die  Frage  der  ge- 
setzlichen  Feststellung  der  Glaubenslehre  und  Liturgie  durch  die  Re- 
stauration endgültig  zugunsten  des  Parlaments  entschieden,  so  ent- 
brannte  der  alte  Streit  um  die  Grenze  der  königlichen  Verordnungs- 
gewaH  alsbald  auf  einem  anderen  wichtigen  Gebiete,  von  dem  nun 
zu  handeln  ist. 


1  Die  Abfassung  der  canons  wurde  durch  die  Konvokation  vorgenommen. 
Wie  tief  sie  in  das  Recht  des  Individuums  einschnitten,  geht  am  besten  daraus  her- 
vor, daß  sie  u.  a.  die  bisherige  katholische  Unauflöslichkeit  des  Ehebandes  aufhoben. 
Siehe  Dibdin  a.  a.  O. 

-  Das  schloß  die  Abschaffung  der  Bischofsverfassung  in  sich.  Die  Säkulari- 
sation des  Bischofsguts  erfolgte  durch  Verordnung  des  Langen  Parlaments  vom 
9.  Oktober  1646. 
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III.  Die  Religions-  und  Gewissensfreiheit. 

Die  puritanische  Revolution  war  keineswegs  ein  Kampf  des  Par- 
laments um  die  Religionsfreiheit,  d.  h.  um  die  Freiheit,  sich  mit  andern 
zur  freien  Religionsübung  korporativ  zusammenzuschließen.  Sie  war 
unter  anderm  anfangs  nur  ein  Kampf  gegen  das  Bischoftum,  das  1642 
abgeschafft  wurde,  und  seit  1643  ein  Kampf  zur  Durchsetzung  des 
presbyterianischen  Glaubensbekenntnisses  an  Stelle  der  Staatskirche. 
Aber  als  die  Presbyterianer  an  der  Herrschaft  waren,  waren  sie 
ebenso  unduldsam  gegen  andere  Bekenntnisformen  wie  seinerzeit  die 
anglikanische  Staatskirche  unter  der  Herrschaft  des  Erzbischofs  Laud. 

Um  die  Entwicklung  der  Religionsfreiheit  in  unserer  Periode  zu 
überblicken,  ist  es  notwendig,  festzustellen,  daß  zunächst  der  absolute 
Staat  der  Tudors  keine  wie  immer  geartete  Religionsfreiheit  neben 
der  anglikanischen  Staatskirche  zuließ.  Die  ersten  Gesetze,  welche  die 
Uniformität  des  Glaubens  in  England  vorschrieben  und  insbesondere  das 
Sonderkirchentum  der  Katholiken  und  der  Puritaner  zu  .vernichten 
suchten,  ergingen  schon  unter  Elisabeth.  Es  waren  die  Strafgesetze 
23  Eliz.,  c.  1,  1580/81,  27  Eliz.,  c.  2  von  1585,  ferner  35  Eliz.,  1592/93, 
c.  1  und  2,  Das  erste  Gesetz  verordnete,  daß  jede  Proselytenmacherei 
im  Dienst  einer  anderen  Kirche  als  der  der  Staatskirche  als  Hochverrat 
bestraft  wurde.  Das  Katholikwerden1)  wurde  also  mit  Tod,  das  Katholik- 
sein jedoch  nur  mit  Geld  und  Haft  bestraft.  Alles  Messelesen  und 
Messeanhören  wurde  mit  hohen  Strafen  belegt.  Ferner  wurde  bestimmt, 
daß  alle  Personen  über  16  Jahre,  die  sich  von  dem  Gottesdienst  der 
etablierten  Staatskirche  fernhielten,  mit  20  £  monatlich  bestraft  werden 
sollten,  und  wenn  sie  das  Geld  drei  Monate  lang  nicht  zahlten,  so  lange 
mit  Gefängnis  ihre  Verfehlung  büßen  müßten,  bis  sie  sich  der  Staats- 
kirche konformierten.  Aller  Privatunterricht  durch  Priester  oder  Schul- 
meister konnte  nur  mit  Lizenz  des  Bischofs  erteilt  werden.  Ein  un- 
lizentiierter  Lehrer  sollte  schwere  Strafe  erleiden.  Das  zweite  Gesetz 
gegen  Jesuiten  und  Lehrer  in  Priesterseminaren,  die  damals  von  katholi- 
scher Seite  zum  Zwecke  des  Kampfes  gegen  die  englische  Reformation 
eingerichtet  worden  waren,  und  dergleichen  Personen  verbannte  alle 
Priester  aus  dem  Reich  und  bedrohte  die  Zurückbleibenden  und  ihre 
Beherberger  mit  Todesstrafe.  Wer  als  Zögling  einem  festländischen 
Seminar  angehört  und  sich  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  den  eng- 
lischen Gerichten  stellt,  um  den  Suprematie-  und  Treueid  zu  leisten, 
wird  als  Verräter  erklärt.  Wer  jene  Seminare  unterstützt  oder  seine 
Kinder  ins  Ausland  schickt,  wird  mit  Gefängnis  und  Geldstrafe  bestraft. 

Das  dritte  Gesetz,  betitelt  eine  act  »to  retain  the  Queen's  Majesty's 
subjects  in  their  due  obedience«,  stellte  die  protestantischen  Nonkon- 
formisten,  welche  sich  der  Staatskirche  nicht  anschließen  wollten,  auf 
dieselbe  Stufe,  wie  die  Papisten  durch  die  erst  angeführte  Akte  gestellt 
waren.  Durch  das  vierte  Gesetz,  betitelt  »an  act  for  restraining  popish 


x)  Aber  nur  das  Katholikwerden,  wenn  es  mit  Lossprechung  von  der  Unter- 
tanentreue verbunden  war. 
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recusancy  bo  some  certain  place  of  a  body«,  wurde  bestimmt,  daß  jeder 
katholische  Priester,  der  in  England  angetroffen  würde,  des  Hoch- 
\  i  prats  angeklagt  werden  solle,  daß  die Zelebration  der  Messe  ein  schweres 
Verbrechen  sei,  und  daß  die  katholischen  Eidverweigerer,  d.h.  die- 
jenigen,  welche  den  Suprematie-  und  Treueid  der  Königin  verweigerten, 
mit  schweren  Strafen  zu  belegen  seien,  schließlich  daß  ihnen  verboten 
wäre,  sich  auf  fünf  Meilen  Distanz  von  den  ihnen  angewiesenen  Plätzen 
eu  entfernen. 

Durch  diese  Gesetzgebung  war  die  englische  Staatskirche  zur 
Uleinherrschaft  berufen.  Die  Versuche  Jakobs  I.  und  namentlich 
Karls  [.,  zugunsten  der  Katholiken  Erleichterungen  dieser  Gesetzes- 
strenge  zu  schaffen,  wurden  vom  Parlament  aufs  heftigste  bekämpft 
und  waren  mit  ein  Grund  zur  puritanischen  Revolution. 

Unter  der  Herrschaft  des  Langen  Parlaments,  wodurch  an  Stelle 
der  anglikanisch  (Mi  Staatskirche  der  Presbyterianismus  nach  schot- 
tischem  Muster  zur  Staatsreligion  erhoben  wurde,  ward  keineswegs 
Religionsfreiheil  eingeführt.  Als  die  Presbyterianer  durch  die  Indepen- 
denten  unter  Cromwell  ersetzt  waren  und  die  Staatsgewalt  innehatten, 
wurde  keineswegs  Religionsfreiheit  gewährt,  vielmehr  war  bloß  nach 
U)schaffung  der  bischöflichen  Verfassung  ein  großer  Teil  der  Elisa- 
bethanischen  Strafgesetze,  namentlich  gegen  die  Eidverweigerer,  gegen- 
standslos,  da  es  keinen  Monarchen  gab,  dem  der  Supremat-  und  Treu- 
eid zu  leisten  war.  Auch  wurde  der  Zwang  zum  Besuch  der  Pfarr- 
kirchen  beseitigt  (1650),  aber  sonst  blieben  den  »Papisten«  (d.  h.  Katho- 
lik, m)  gegenüber  alle  jene  strengen  Strafnormen  in  Kraft,  und  für  die 
Anhänger  der  protestantischen  Bischofskirche,  d.  i.  der  früheren  an- 
glikanischen  Staatskirche,  war  der  Zwang  zur  Benutzung  des  von  den 
Presbyterianern  eingeführten  neuen  Gebetbuchs  nicht  beseitigt.  Alle 
Geistlichen,  welche  das  alte  book  of  common  prayer  benutzten1), 
dm!  teu  keine  Pfarrpfründe  erhalten.  Auch  sollten  sie  (seit  der  Ver- 
ordnung von  Cromwell  vom  22.  August  1654)  abgesetzt  werden.  Selbst 
als  Lehrer  und  als  Prediger  in  Privatstellung  durften  solche  abgesetzte 
Geistliche  nicht  verwendet  werden.  Das  book  of  common  prayer 
war  überhaupt  bei  allen  öffentlichen  und  privaten  Versammlungen 
V'.n  jeder  Benutzung  ausgeschlossen  (Verordnung  vom  24.  November 
L655).  >popery«  und  »prelacy«  (Papsttum  und  anglikanische  Bischofs- 
kirche)  waren  ausgeschlossen.  Nur  die  Sekten,  welche  weder  atheistische 
n<"'li  hkisphemische  Meinungen  in  ihrer  religiösen  Lehre  vertraten 
und  deren  Lehre  sich  nicht  gegen  die  bestehende  Gesellschaftsordnung 
ri-  htete.  wurden  zugelassen  und  im  Staat  geduldet.  Schon  die  Ver- 
fassungsentwürfe der  Armee,  die  Heads  of  proposals  und  das  Agree- 
ment of  bhe  people  von  1647,  schlössen  von  der  Toleranz  aus:  römischen 
Katholizismus,  anglikanische  Bischofskirche  und  ungläubige  Frei- 
terei. Auf  denselben  Standpunkt  stellte  sich  die  Cromwellsche 
fassung,  das  Instrument  of  government  von  1653.    Durch  die  Ver- 


Jj  Sog.  -;scandalous  ministers«. 
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fassungsänderung  vom  Mai  1657  (humble  petition  and  advice)  engte 
das  Parlament  diese  Toleranz  noch  insofern  ein,  als  es  gewisse  un- 
duldbare Irrtümer  des  Glaubens  festlegte.  Der  Glaube  an  die  Drei- 
einigkeit und  an  den  Offenbarungscharakter  der  Heiligen  Schrift  wurde 
als  Vorbedingung  zur  staatlich  gewährten  Gewissensfreiheit  hingestellt. 
Diese  rudimentäre  Anerkennung  einer  Religionsfreiheit  steht  zum  Teil 
in  Verbindung  mit  den  Auffassungen  der  damaligen  Zeit  über  Glau- 
bens- und  Gewissensfreiheit.  Zunächst  hatten  schon  die  liberalen 
Theologen  des  17.  Jahrhunderts,  wie  Hooker,  Chillingworth  (1602  bis 
1644)  u.  a.  eine  Toleranz  der  Katholiken  im  Jenseits  zugelassen. 
Chillingworth  hatte  die  Toleranz  aber  auch  auf  protestantische 
dissenters  erstreckt.  Der  Unterschied  zwischen  Religiosität  und  Dog- 
matismus wird  gemacht,  der  ethische  Inhalt  des  Christentums  heraus- 
gehoben und  auf  die  staatskirchliche  Uniformität  verzichtet.  Taylor 
(1613 — 1667)  geht  so  weit,  zu  erklären:  die  Toleranzfrage  sei  überhaupt 
nur  eine  polizeiliche  Frage.  Der  Staat  habe  eine  der  öffentlichen  Moral 
widersprechende  Glaubenslehre  zu  verbieten. 

Noch  nachdrücklicher  tritt  die  Forderung  unbeschränkter  Toleranz 
bei  den  Wiedertäufern  und  ihren  Gesinnungsgenossen  auf.  Einer  der 
frühesten  Vertreter1)  solch  unbeschränkter  Glaubensfreiheit,  Henry 
Robinson,  schreibt  einen  Traktat  vom  24.  März  1643/44  betitelt 
Liberty  of  Conscience:  »On  the  sole  means  to  obtaine  Peace  and  Truth. 
Not  only  reconciling  His  Majesty  with  his  subjects,  but  all  Christian 
States  and  Princes  to  one  another,  with  the  freest  passage  for  the  Gospel. 
Very  seasonnable  and  necessary  in  these  distracted  times,  when  most 
men  are  weary  of  War,  and  cannot  find  the  way  to  Peace.  Printed  in 
the  year  1643.«  Darin  begenet  er  allen  Einwendungen  gegen  eine  all- 
gemeine Toleration,  daß  sie  etwa  das  ganze  Königreich  in  Konfusion 
bringen  würde,  mit  folgenden  Worten:  »Ich  nehme  mir  die  Freiheit 
zu  fragen:  Entsteht  nicht  eine  bedeutend  größere  Konfusion  sowohl 
vor  Gott  als  vor  den  Menschen  und  viel  größere  Gefahren  für  den  Staat 
und  ihre  eigenen  Seelen,  für  die  tausend  Männlein  und  Weiblein  der  ver- 
schiedenen Religionen  oder  Meinungen,  sich  jeden  Sonntag  in  einer 
Pfarrkirche  zu  versammeln  aus  Furcht  vor  Einsperrung,  Strafen,  Ver- 
brennung und  noch  Schlimmerem,  als  wenn  diesen  selben  tausend 
Männlein  und  Weiblein  frei  gestattet  wird,  in  friedlicher  Weise  an  ver- 
schiedenen Orten,  entsprechend  der  Verschiedenheit  ihrer  Meinungen 
und  der  religiösen  Ansichten,  sich  zu  versammeln  ?  Aber  ihr  werdet 
sagen,  daß  all  diese  tausend  Männlein  und  Weiblein  gute  Protestanten 
waren,  bevor  ihren  Seelen  Freiheit  gewährt  wurde.  Darauf  antworte 
ich,  daß  sie  unmöglich  gute  Protestanten  sein  konnten,  sondern  entweder 
Toren  oder  Opportunisten,  oder  daß  sie  eher  durch  die  allgemeinen 
Verhältnisse  des  Landes  in  eine  bloß  formelle  Bekenntnisstellung  zur 
protestantischen  Religion  gelangt  sind,  ohne  daß  sie  in  der  Lage  wären, 


x)  Siehe  darüber  Gardiner  E.  H.  R.  I,  p.  144,  ferner  C.  H.  Firth  E.  H.  R. 
vol.  IX,  p.  715. 
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die  Gründe  hierfür  anzugeben  und  daß,  obwohl  sie  äußerlich  Mitglieder 
der  protestantischen  Kirche  zu  sein  nicht  aufhörten  und  in  der 
äußerlichen  Bedeutung  des  Wortes  an  ihr  teilnahmen,  weder  ihre 
raten  von  der  \rl  waren,  daß  sie  zu  ihren  Lebzeiten  von  unserm  Herrn 
ikzeptierl  winden,  noch  ihre  Personen  von  der  Art  waren,  daß  sie 
/in  Zeil  des  jüngsten  Gerichts  unserm  Herrn  wohlgefällig  erscheinen 
würden,  i 

Die  ganze  Zeil  der  puritanischen  Revolution  hindurch  geht  dieser 
t  heorel  ische  Kampf  um  die  Glaubensfreiheit  weiter  und  findet  u.  a.  einen 
markanten  Vusdruck  in  Miltons  Schriften1),  insbesondere  seiner  Ode 
über  die  Zwinger  der  Gewissensfreiheit2).  Freilich  will  Milton  den  Ka- 
tholiken  keine  Glaubensfreiheit  zugestehen,  aber  er  will  sie  nicht  mit 
weltlichen  Zwangsmitteln,  sondern  geistigen  Waffen  bekämpfen.  Zu  einem 
auch  nur  theoretischen  Zugeständnis  der  Gewissensfreiheit  oder  bür- 
g  e  r  1  i  c  h  e  n  Freiheil  kam  die  damalige  Zeit  nicht.  Nur  Harrington 
faßte  sie  so  auf  (Oceana  p.  202)  —  aber  ohne  praktischen  Erfolg.  Seine 
Saat  ging  drüben  in  Amerika  auf. 

Unter  den  restaurierten  Stuarts  machte  die  Religionsfreiheit  ebenso 
wie  die  Gewissensfreiheil  einen  Versuch,  fortzuschreiten.  Politische  Mo- 
mente  waren  hierfür  maßgebend,  einmal  die  Unterstützung  der  Stuarts 
durch  Ludwig  XIV.,  die  dieser  Monarch  von  einer  freundlichen  Stellung 
zu  den  Katholiken  abhängig  machte,  anderseits  der  hierdurch  zur  Ab- 
wehr  bewirkte  Zusammenschluß  der  protestantischen  Gruppen  im  eng- 
lischen  1  Parlamente,  welche  den  dissenters  wenigstens  beschränkte  Toleranz 
gewähren  mußten.  Dazu  kam  auch  ein  wirtschaftspolitisches  Motiv:  die 
Furcht,  England  könnte  von  dem  toleranten  Holland  überflügelt  werden, 
da  das  bisherige  englische  System  der  Intoleranz  die  Auswanderung  wirt- 

1)  Treatise  of  Civil  Power,  in  Ecclesiastical  Causesl659  und  Reasons  of  Church 
Government. 

2)  »Forcers  of  Conscience«: 

»Because  you  have  thrown  off  your  prelate  lorde, 

And  with  stiff  vows  renounced  his  Liturgy, 

To  seize  the  widow'd  whore  Plurality 

From  the  whose  sin  ye  envied,  not  abhorr'd; 
Dare  ye  for  this  abjure  the  civil  sword 

To  force  our  consciences  that  Christ  set  free, 

And  ride  us  with  a  classic  hierarchy, 

Taught  ye  by  mere  A.  S.  and  Rotherford? 
Men,  whose  life,  learning,  faith,  and  pure  intent, 

W'ould  have  been  held  in  high  esteem  with  Paul, 

Must  now  be  named  and  printed  heretics, 
By  shallow  Edwards  and  Scotch  what  d'ye  call: 

But  we  do  hope  to  find  out  all  your  tricks, 

Your  plots  and  packing  worse  than  those  of  Trent 
That  so  the  Parliament 

May,  with  their  wholesome  and  preventive  shears, 

Clip  your  phylacteries,  though  baulk  your  ears, 
And  suecour  our  just  fears 

When  they  shall  read  this  clearly  in  your  Charge, 

New  Presbyters  is  but  Old  Priest  writ  large. « 
Zit.  aus  Blakey's  History  of  political  Literature,  vol.  II,  London  1855. 


§  39.    Staat  und  Kirche. 


559 


schaftlich  kräftiger  Existenzen  hervorgerufen  hatte.  Freilich,  im  Anfang 
der  Restauration  herrschte  Intoleranz.  Clarendon  war  sehr  bemüht,  die 
Luft  von  Papisten  und  Presbyterianern  zu  säubern.  Auch  nach  seinem 
Fall  wurde  es  nicht  besser.  Jm  Jahre  1673  (25  Car.  II,  c.  2)  erging  die 
sog.  Testakte,  welche  außer  der  Leistung  des  Supremat-  und  Treueides 
noch  das  Unterschreiben  einer  Erklärung  gegen  die  Transsubstantiation 
forderte:  »I  A.  B.  doe  declare  that  I  doe  beleive  that  there  is  not  any 
Transsubstantiation  in  the  Sacrament  of  the  Lords  Supper,  or  in  the 
Elements  of  Bread  and  Wine,  at,  or  after  the  Consecration  thereof 
by  any  Person  whatsoever. «  Wer  den  Eid  nicht  leistete,  war  von  Staats- 
und Hofämtern  ausgeschlossen.  Unter  dem  Druck  dieser  Akte  mußte 
der  Bruder  des  Königs,  der  Herzog  von  York,  der  nachmalige  Jakob  IL, 
welcher,  wenn  auch  nicht  offen,  so  doch  förmlich  zur  römischen  Kirche  sich 
bekannte,  sein  Amt  als  Großadmiral  von  England  niederlegen.  Durch 
eine  Act  des  Jahres  1678  (30  Car.  II.  St.  II,  c.  1,  1678)  wurden  die  Pa- 
pisten vom  Parlament  ausgeschlossen.  Aber  diese  Gesetze  waren  nur  die 
Abwehr  des  von  Karl  II.  gemachten  Indulgenzversuchs,  der  auf  dem  Wege 
der  königlichen  Prärogative,  also  durch  Verordnung,  ohne  Zustimmung 
des  Parlaments  Religionsfreiheit  gewähren  wollte.  Dieser  Monarch  hatte 
namentlich  15.  März  1672  durch  die  Declaration  of  indulgence  Katho- 
liken und  dissenters  Religionsfreiheit  gewährt,  indem  er  sie  von  den 
Elisabethanischen  Strafgesetzen  freistellte  und  den  dissenters  sogar 
einen  öffentlichen,  den  Katholiken  im  allgemeinen  jedoch  nur  einen 
privaten  Hausgottesdienst  gewährte.  Freilich  mußte  er  das  Ge- 
währte infolge  des  parlamentarischen  Widerstandes1)  wieder  zurück- 
nehmen. Jakob  II.  erließ  im  Jahre  1687  eine  allgemeine  Verordnung 
über  Gewissensfreiheit,  durch  welche  alle  bisherigen  Strafgesetze  gegen 
die  Nichtangehörigen  der  anglikanischen  Staatskirche  suspendiert 
wurden,  und  durch  die  er  freie  Ausübung  jedes  Gottesdienstes,  frei 
von  allen  Supremat-  und  Treueiden  und  allen  durch  die  Gesetzgebung 
seines  Bruders  vorgeschriebenen  Eiden  und  Erklärungen,  gestattete. 
Diese  Indulgenzerklärung  kostet  dem  König  in  der  Folge  den  Thron.'2) 
Die  Bill  of  rights  verbot  ein  solches  Dispensations-  und  Suspen- 
sionsrecht des  Königs  für  alle  künftigen  Zeiten,  wie  wir  oben  dargestellt 
haben,  nicht  bloß  im  Gebiet  der  Staatskirche,  sondern  auf  allen  Ver- 
waltungsgebieten. Nach  der  »glorreichen«  Revolution  erging  zugunsten 
der  protestantischen  Sekten  die  Toleranzakte  (1  Will.  III.  und  Mar., 
s.  1,  c.  18);  sie  gewährte  ihnen  eine  gewisse  Duldung  und  bei  Er- 
füllung einiger  formeller  Bedingungen  das  Recht  der  freien  Ausübung 
des  Gottesdienstes.  Die  Regierung  machte  noch  überdies  den  Versuch 
einer  Vereinigung  zwischen  der  Staatskirche  und  den  protestantischen 
Sekten.  Der  Versuch  verlief  ergebnislos,  weil  der  Widerstand  des  Unter- 

1)  Derselbe  war  hauptsächlich  gegen  die  den  Katholiken  gewährte  Indulgenz 
gerichtet. 

2)  Er  ließ  sie  ergehen,  trotzdem  er  sich  vorher  durch  Umfrage  bei  der  gentry 
in  Stadt  und  Land  von  dem  großen  Volkswiderstand  dagegen  überzeugt  hatte. 
Siehe  die  Ergebnisse  dieser  Umfrage  in  Yorkshire  Archaeological  Journal  V,  433  ff. 
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hauses  and  dir  Konvokationen  zu  groß  war.  Aber  den  Papisten  gegen- 
über blieb  es  nichl  nur  bei  der  alten  strengen  Strafgesetzgebung,  son- 
dern es  traten  neuerdings  beschränkende  Gesetze  hinzu.  (1  Will,  und 
Mar.,  s.  1,  c.9:  \n  Ad  For  l he  Amoving Papists  and  reputed  Papists 
from  the  Cityes  of  London  and  Westminster  and  Ten  Miles  distance 
frorn  bhe  Barne;  o,  L5:  An  Act  for  the  better  secureing  the  Government 
hv  disarming  Papists  and  reputed  Papists;  c.  26:  An  Act  to  vest  in  the 
Two  Universities  the  Presentations  of  Benefices  belonging  to  Papists.) 

Uber  seine  Zeit  hinaus  eilend,  verlangte  Locke  in  seinem  »Essay 
concerning  Toleration«  (1667)  und  in  den  vier  Briefen  über  Toleranz 
(zuersl  L689  veröffentlicht,  zuletzt  nach  seinem  Tode  1706)  Gewissens- 
freiheit aus  dem  Grunde,  weil  die  Kirche  von  dem  Staate  scharf  zu 
scheiden  sei:  die  erstere  sei  eine  freiwillige  Gemeinschaft  von  Men- 
Bchen,  die  sieh  zu  öffentlichem  Gottesdienst  in  einer  Weise,  wie  es  ihnen 
beliebe  und  wie  sie  es  zu  1  leilszwecken  nötig  fänden,  zusammentun. 
Pas  Recht,  Gesetze  für  die  Kirche  zu  erlassen,  stände  nur  der  Kirchen- 
gemeinschaft  zu,  denn  der  Staat  könne  der  Kirche  kein  neues  Recht 
gewähren,  das  sie  nicht  ohnedem  schon  habe,  noch  umgekehrt  die  Kirche 
dem  Staat.  Der  öffentliche  Magistrat  habe  von  Gott  keinen  Amtsauftrag, 
für  das  Seelenheil  der  Untertanen  zu  sorgen.  Damit  tritt  Locke  in 
Bchärfsten  Kontrast  zu  seiner  Zeit;  denn  diese  hatte  zwar  aus  Gründen 
politischer  Zweckmäßigkeit  Toleranz  gewährt,  sie  hatte  unter  dem  Ein- 
fluß liberaler  Theologie  und  philosophischer  Skepsis  auch  das  Maß  der 
Glaubensfreiheit  vorgeschrieben,  aber  sie  hatte  als  Folge  des  mittel- 
alt erlichen  Staatskirchentums  den  Staat  noch  immer  für  das  Seelenheil 
der  Staatsbürger  verantwortlich  gemacht  und  unter  diesem  Gesichts- 
punkte eben  die  Feststellung  jenes  Maßes  von  Glaubensfreiheit  dem 
Staate  überlassen1).  Locke  verwirft  diese  mittelalterliche  Stellung  des 
Staates  zur  Kirche,  ihm  ist  die  Trennung  beider  die  wesentlichste  Vor- 
1  »••dingung  für  das  Gedeihen  beider  Gemeinwesen,  die  beide  auf  dem 
Gesellschaftsvertrage  aufgebaut  werden.2)  Erst  das  18.  und  19.  Jahr- 
hundert haben  sich  an  der  teilweise  Verwirklichung  Lockescher  Ideen 
gemacht. 

Y" Häufig  blieb  es  nun  bei  der  beschränkten  Toleranz  gegenüber 
den  dissenters,  die  jedoch  in  der  Zeit  des  Hochkirchentums  unter  Anna 
s<"'irar  teilweise  noch  mehr  eingeengt  wurde3). 

*)  Wie  dies  z.B.  durch  die  Blasphemy  Act  1698:  9  Will. III.,  c.  35  (auch  9/10 
Will.  III.,  c.  32)  geschehen,  wo  unter  Strafe  gestellt  wird:  die  Leugnung  der 
Trinität,  die  Behauptung,  daß  es  mehr  als  einen  Gott  gebe,  die  Leugnung  der  Wahr- 
heit des  Christenglaubens,  die  Leugnung  der  göttlichen  Autorität  sowie  der  Hei- 
ligen Schrift. 

-  Vgl.  auch  besonders  dazu  L.  Stephen,  History  of  English  Thought  in  the 
XVIII.  Cent.,  I  (1876),  ch.  II  und  III. 

Bs  sind  das  die  gegen  okkasionelle  Konformität  gerichteten  Gesetze  10 
Anne,  c.  6  (auch  c.  2  zitiert)  und  13  Anne,  c.  7  (auch  12  Anne,  s.  2,  c.  7  zitiert). 
I    -  l  bei,  das  bekämpft  werden  sollte,  war,  daß  dissenters  sich  für  gewisse  G  e  - 
legenheiten  den  Mindestforderungen  der  Staatskirche,  wie  sie  die  Toleranz- 
zwar  unterwarfen,  um  aber  dann  sofort  dem  reinen  Dissenterglauben 

nachzuleben. 
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IV.  Die  Grenzen  der  geistlichen  und  weltlichen  Gerichtsbarkeit, 

wie  sie  die  Staatspraxis  des  Mittelalters  aufgestellt  hatte,  bleiben  auch 
nach  der  Reformation  aufrecht.  Die  Tatsache,  daß  die  beiden  Gerichts- 
gewalten jetzt  ein  Zentrum  in  der  Person  des  Königs  erhalten,  führt 
nicht  etwa  zu  einer  Beschränkung  der  weltlichen  Gerichtsgewalt.  Die 
Befugnis  der  Reichsgerichte,  mittels  Prohibition  und  Prämunire 
gegen  die  geistlichen  Gerichte  einzuschreiten,  hört  keineswegs  auf. 
Die  letzteren  galten  jetzt  als  königliche  Gerichte,  und  das  mittelalter- 
liche Kirchenrecht  galt  nur,  sofern  es  dem  Landesrecht  nicht  wider- 
sprach. Aber  nun  beginnt  die  königliche  Gewalt  sich  für  die  Durch- 
führung der  Reformationsgesetze  ein  Werkzeug  zu  schaffen,  mittels 
dessen  sie  über  dem  Streit  der  weltlichen  und  geistlichen  Gerichte 
stehend  ein  Kirchenrecht  als  königliches  Prärogativrecht  schaffen  will. 
Es  wurde  ein  Generalkonsistorium,  die  high  commission,  eingeführt 
durch  das  Suprematiegesetz  Elisabeths  (§8).  Noch  Heinrich  VIII. 
hatte  seine  cäsareopapistische  Gewalt  nur  mit  Hilfe  von  zeitweiligen 
Visitationskommissionen,  die  nur  vorübergehend  die  ordentliche  Bischofs- 
gerichtsbarkeit suspendierten,  ausgeübt.  Unter  Edward  VI.  waren  die 
Bischöfe  nur  königliche  Beamte  und  Vollstrecker  des  königlichen  Willens. 
Marie  brachte  die  alte  katholische  Bischofsjurisdiktion  wieder  zu  Ehren. 
Elisabeth  schuf  erst  jenes  Werkzeug  königlicher  Prärogative, 
welches  als  geistlicher  und  weltlicher  Gerichtshof  in  Kirchensachen 
zugleich  auf  eine  permanente,  weil  gesetzliche  Basis  gestellt  wurde. 
Die  high  commission  sollte  sich  befassen  mit  solchen  »Irrtümern,  geist- 
lichen und  kirchlichen,  welche  durch  eine  geistliche  und  kirchliche 
Gewalt  .  .  .  rechtlich  reformiert  werden  konnten«.  Wie  die  geistlichen 
Gerichte  handhabte  sie  den  Inquisitionsprozeß1),  wobei  jedoch  auch 

1)  Das  Verfahren  war  im  großen  Ganzen  der  kanonische  Strafprozeß.  Wie 
in  diesem  (siehe  z.  Vergleich:  Heiner,  Der  kirchl.  Strafprozeß,  1912)  kann  das  Ver- 
fahren in  sog.  civiliter  zu  behandelnden  Delikten  von  dem  Privatkläger  eingeleitet 
werden  und  heißt  dann  zwischen  »party  and  party«  (siehe  Dictionary  of  Church 
History  von  Ollard  und  Crosse,  1912,  s.  v.  High  Commission)  oder  vom  Fiskal,  der  seit 
Lauds  Zeiten  King's  advocate  hieß.  Der  Ankläger  heißt  promotor  (Reports  of 
Cases  in  the  Courts  of  Star  Chamber  and  High  Commission,  ed.  Gardiner  für  die 
Camden  Society  N.  S.  Nr.  39,  p.  206,  211)  wie  der  öffentliche  Ankläger  im  kanon. 
Prozeß  (Heiner  a.  a.  O.  18).  Daneben  kommen  Prozeßbeistände  der  Parteien,  procters 
(  =  procuratores),  vor  (Reports  a.  a.  O.  269,  273),  wie  im  kanon.  Prozeß  (Heiner 
a.  a.  O.  44  ff.).  Als  Beweismittel  dient  wie  im  kanon.  Prozeß  auch  das  Geständnis 
(Reports  a.  a.  O.  191).  Wie  im  kanon.  Prozesse  werden  auch  hier  die  Zeugen  durch 
einen  Untersuchungskommissar  in  Abwesenheit  der  Parteien  zunächst  verhört, 
vor  der  Verhandlung  aber  in  Gegenwart  der  Parteien  examiniert  (Dictionary  a.  a.  O. 
und  Heiner  a.  a.  O.  S.  111,  sog.  Konfrontation).  Die  Aussagen  der  Zeugen  können, 
da  der  ganze  Prozeß  vorwiegend  auf  dem  Prinzipe  der  Schriftlichkeit  aufgebaut  ist, 
in  der  Hauptverhandlung  verlesen  werden  (sog.  »legata«  in  Reports  a.  a. O.  201,205). 
Die  Vernehmung  des  Beschuldigten  erfolgt  im  Prozesse  vor  der  high  commission 
wie  im  kanon.  Prozesse  (Heiner  a.  a.  O.  117)  auf  der  Grundlage  von  formulierten 
Artikeln.  Hier  (siehe  Reports  a.  a.  O.  259  und  260)  wie  dort  (Heiner  a.  a.  O.  91  f.) 
war  für  leichtere  Vergehen  die  sog.  monitio  canonica  genügend.  Hier  wie  dort  kommt 
das  Purgationsverfahren  durch  Reinigungseid  ohne  oder  mit  Zuziehung  von  Eides- 
helfern (septima  manu)  in  Betracht.  Wie  im  privy  Council  stimmt  auch  hier  der 
jüngste  Beisitzer  des  Gerichtshofs  zuerst  (Reports  a.  a.  O.  184). 
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das  kanonische  Reinigungsverfahren  mittels  Eideshelfern1)  zur  Anwendung 
kam.  Der  Gerichtshof  war  aus  Geistlichen  (Bischöfen)  und  Doktoren 
des  römischen  Rechts  zusammengesei  /.(  '-).  W  ie  die  geistlichen  Gerichte 
handhabte  er  aamentlich  seil  I  rsiVi  die  kirchlichen  Zucht-  und  Disziplinar- 
mittel, wie  die  weltlichen  Gerichte  konnte  er  aber  von  Anfang  an  kraft 
des  ihn  einsetzenden  Parlaments  weltliche  Strafen,  insbesondere  Geld-  und 
Gefängnisstrafen  verhängen.  Gerade  an  diesem  Punkte  nun.  setzte  der 
Widerstand  der  Common-Law- Gerichte,  der  mittels  Prohibition  geübt 
wurde,  ein.  Es  w  inde  der  high  commission  das  Recht  zur  Auferlegung 
der  weltlichen  Strafe  bestritten,  weil  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich 
hierzu  ermächtigl  halle,  sondern  bloß  ein  königliches  Patent.  Nament- 
lich unter  Jakob  !.  entbrannte  der  Kampf  (z.  B.  im  sog.  Fuller's  case 
L6078)),  Die  Wortführer  waren  auf  geistlicher  Seite  die  Erzbischöfe 
Bancrofl  und  U)bot,  auf  weltlicher  Seite  namentlich  Edward  Coke. 
Der  König  nahm  natürlich  für  sein  Werkzeug  Partei.  Solange  die  high 
commission  bestand,  wollte  der  Kampf  auch  in  der  Folgezeit  nicht  zum 
Stillstand  kommen.1)  Krsl  die  Revolution  beseitigte  dieses  General- 
konsistorium. 

Das  Gesetz  von  1640  (16  Car.  I.,  c.  11)  ordnet  seine  Abschaffung 
an.  Die  restaurierten  Stuarts  ließen  es  anfangs  bei  diesem  formellen 
Verhol  weiter  bewenden,  da  nach  Wiederherstellung  des  Königtums 
die  Bestimmungen  des  oben  angeführten  Gesetzes  aufrechterhalten 
wurden  (13  Car.  II.,  st.  1,  c.  12).   Freilich  wurde  hierbei  der  Vorbehalt 

icht,  daß  die  Suprematierechte  des  Königs  nicht  berührt  werden 
sollten.  Dieses  war  das  Hinterpförtchen,  auf  dem  Jakob  II.  die  high 
commission  wieder  restaurierte,  und  zwar  mit  gleich  umfassender  Voll- 
machl  wie  die  der  früheren  high  commission,  nur  einige  unwesentliche 
Modifikationen  waren  beigefügt.  Mit  dem  Sturze  Jakobs  II.  wurde  auch 
das  restaurierte  Generalkonsistorium  beseitigt,  und  die  Bill  of  rights 
i  rklärte  die  Einrichtung  solcher  Konsistorien  für  alle  Zukunft  für 
ungesetzlich.  (§3.  »That  the  commission  for  erecting  the  late  Court 
of  Commissioners  for  Ecclesiasticall  Causes,  and  all  other  commissions 
and  courts  of  like  nature,  are  illegall  and  pernicious. «) 

1    Siehe  Reports  a.  a.  O.  259,  276;  ferner:  »And  the  sayd  Compurgators  were 
firsl  demounded  severallie,  whather  they  not  withstanding  all  that  had  bin  said, 
thoughl  I  he  I  »octor  to  be  cleare  and  innocent  and  they  all  did  answere  severallie,  Res.« 
2)  Siehe  Reports  a.  a.  O.  p.  220,  239,  261  und  passim. 

Über  diesen  12  Co.  Rep.  63,  ferner  St.  P.  Dom.  Ser.  XXVIII,  37.  51,  94, 
118;  XXXI,  2.  ed.;  XXXVII,  53.    Siehe  auch  Frere  a.  a.  O.  359. 

*)  Doch  scheint  in  der  Praxis  vermittelnd  der  Modus  eingegriffen  zu  haben, 
i  i  wegen  derselben  Streitsache  vor  dem  ordentlichen  Gericht  und  vor 
der  high  commission  Recht  genommen  wurde,  der  Kläger  vor  der  Streiteinlassung  im 
der  high  commission  sich  verpflichten  mußte,  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
nicht  weiter  derselben  Sache  wegen  Prozeß  zu  führen.  Siehe  Reports  a.  a.  O.  p.  239. 
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Wie  wir  im  vorhergehenden  gezeigt  haben,  war  durch  die  beiden 
Revolutionen  in  England  für  die  Freiheitsrechte  des  Individuums 
wenig  gewonnen.  Die  Hauptaufmerksamkeit  war  den  Rechten  des 
Parlaments  zugewandt.  England  hatte  nun  zwei  Wege  offen:  entweder 
konnte  es  dem  konstitutionellen  Königtum  eine  bessere  Ausgestaltung 
der  Freiheitsrechte  abnötigen  oder  aber  auf  dem  Wege  der  parlamen- 
tarischen Regierung  den  Drang  nach  Freiheitsrechten  überhaupt  ab- 
schwächen, das  ist  durch  die  Herstellung  der  Oberherrschaft  des  Par- 
laments über  König  und  Staatsbürger  der  Geltung  des  Gesetzesrechts 
derart  den  Vorrang  vor  jedem  durch  Verwaltungsroutine  gebotenen 
Eingriffe  in  die  Freiheitsrechte  verschaffen,  daß  der  Wunsch  nach 
Freiheitsrechten  und  nach  ihrer  verfassungsmäßigen  Garantie  ganz  in 
den  Hintergrund  trat.  England  wählte  infolge  der  Gunst  eigenartiger 
Verhältnisse  diesen  zweiten  Weg.  Revolutionen,  wie  sie  der  Kontinent 
am  Ausgange  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  als  Kämpfe  um  die  Freiheits- 
rechte sah,  blieben  ihm  daher  erspart.  Diese  eigenartigen  Verhältnisse 
näher  zu  beleuchten,  ist  die  Aufgabe,  die  uns  im  folgenden  beschäftigt. 
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I.  Die  Entstehung  der  parlamentarischen  Regierung. 

Im  Anfang  der  parlamentarischen  Regierung  steht  das  Minister- 
kabinett. Georg  [.,  der  als  Sohn  der  kurfürslin  Sophie  von  Hannover 
nach  dem  Tode  der  Königin  Anna  zur  Regierung  kam  (1714 — 1727), 
war  mit  den  Verhältnissen  des  Landes  so  wenig  vertraut,  daß  er  ganz 
aul  die  Hilfe  seiner  der  Whigpartei  angehörenden  Minister  angewiesen 
schien.  Konnte  er  doch  nicht  einmal  englisch  sprechen.  Seit  dieser  Zeit 
hörl  der  König  auch  auf,  persönlich  an  den  Beratungen  jenes  Ausschusses 
des  Staatsrats,  den  man  damals  Ministerkabinett  nannte,  teilzunehmen. 
Auch  ( reorg  11.(1  727  1 7(>0)  war  in  Hannover  aufgewachsen  und  erzogen, 
und  ebenso  unfähig  wie  seih  Vater,  führenden  Anteil  an  den  Verwaltungs- 
geschäften  in  England  zu  nehmen.  Auf  ihn  geht  derAusspruch  zurück: 
»ministers  are  bhe  kings  in  t  Iiis  country«.  Dem  Kabinett  gegenüber  stand 
ein  Parlament,  das  von  nicht  geringem  Selbstbewußtsein  erfüllt  war,  da 
es  doch  Könige  ein-  und  abgesetzt  hatte.  Wie  sollte  nun  sich  das  Ka- 
hm.-tt  der  Minister  mit  dem  Parlament  zu  jener  Harmonie  zusammen- 
finden,  welche  die  parlamentarische  Regierung  erzeugt?  Das  war  das 
Problem,  und  soine  Losung  war  durch  folgende  Umstände  begünstigt. 
Zunächsl  durch  die  Whigherrschaft,  welche  kontinuierlich  seit  dem  Re- 
gierungsantritl  Georgs  I.  durch  30  Jahre  hin  fortdauerte.  Diese  Whig- 
herrschafl  suchte  sich  durch  alle  möglichen  Mittel  am  Ruder  zu  er- 
halten.  Zu  «lern  /weck  erging  1715  die  sog.  Septennial  Act  (1  Geo.  L, 
<-.  •IS),  welche  die  Dauer  jeder  Legislatur  von  3  auf  7  Jahre  verlängerte. 
I  dadurch  w  urde  ein  häufiger  Wechsel  der  Parteien  durch  Wahlen  verhin- 
dert. I  )ie  Whigs  hatten  in  dem  Hochkirchentum  und  den  Konvokationen, 
die  in  der  Hauptsache  toristisch  gesinnt  waren,  ihre  größten  Antago- 
nisten zu  bekämpfen.  Deshalb  mußten  die  Konvokationen  stille  gemacht 
werden,  und  als  im  Jahre  1717  das  Unterhaus  in  der  Konvokation  von 
Canterbury  gegen  den  Bischof  von  Bangor  vorgehen  wollte,  weil  er  eine 
Predigl  zugunsten  der  religiösen  Freiheit  gehalten,  vertagte  das  Mini- 
sterium  die  Konvokationen  plötzlich.  135  Jahre  hindurch  wurde  sie 
zwar  regelmäßig  einberufen,  aber  sofort  nach  ihrer  Einberufung  wieder 
vertagt. 

Nun  war  das  Unterhaus  bedacht,  die  Herrschaft  der  Whigs  im  Ober- 
haid zu  sichern.  Man  fürchtete  hier  das  Kreationsrecht  der  Krone, 
wodurch  neue  Peers  geschaffen  werden  könnten,  wie  es  z.  B.  1712  zur 
Sicherung  der  Zustimmung  des  Oberhauses  für  den  Frieden  von  Utrecht 
zum  letztenmal  verwandt  worden  ist.  Eine  Bill  wurde  1719  im  Oberhaus 
eingebracht .  w<  ><  1 1 1  rc  h  das  K.rea  I  i  <  >  nsrecht  der  Krone  eingeschränkt  werden 
sollte.  Es  durften  nicht  mehr  als  6  Peerschaften,  abgesehen  von  den 
schon  bestehenden  128,  geschaffen  werden.  Nur  wenn  eine  Vakanz 
eintrat,  sollte  die  Krone  in  der  Lage  sein,  eine  neue  Peerschaft  als  Ersatz 

'•lialhm.  25  erbliche  schottische  Peers  sollten  an  Stelle  der  durch  die 
Unionsakte  von  1707  gewählten  16  Peers  im  Oberhaus  sitzen.  Es  fiel 
aber  die  Bill  im  Unterhaus.  Jedenfalls  war  die  Whigherrschaft  auch 
ohne  dieses  Mittel  für  eine  Reihe  von  Jahren  gesichert.  Es  konnten 
sich  infolgedessen  gewisse  Geschäftsmethoden,  Methoden  des  gegen- 
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seitigen  Intrigenspiels  zwischen  Minister  und  Parlament  herausbilden, 
welche  namentlich  auf  einem  Bestechungssystem  beruhten,  das 
wir  überall  finden,  wo  das  parlamentarische  Regime  sich  noch  in 
den  Kinderschuhen  befindet,  ein  Bestechungssystem,  in  dem  der 
ältere  Walpole  ein  Meister  war.  Freilich  setzte  auch  dieses  Be- 
stechungssystem einen  eigentümlichen  Mechanismus  voraus,  der  zu  der 
damaligen  Zeit  das  Unterhaus  zusammensetzte.  Die  Krone  hatte  in  der 
Zeit  des  absoluten  Regimes  eine  ganze  Reihe  von  korporierten  Wahl- 
flecken geschaffen,  welche  keine  andere  Bedeutung  hatten,  als  willige 
Mitglieder,  d.  h.  dem  König  gefügige  Abgeordnete,  ins  Unterhaus  zu 
senden.  In  den  Grafschaften  herrschte  der  sog.  landed  interest  der 
großen  Grundherren  und  der  squires,  der  Landedelleute.  Diese  bestimm- 
ten die  Wahl  in  den  Grafschaften,  während  die  Wahlflecken,  die  Städte, 
entweder  in  der  Erzeugung  des  Wahlwillens  durch  die  Krone  geleitet 
wurden  oder,  was  noch  häufiger  der  Fall  war,  durch  Patrone,  einen  großen 
Grundherrn  der  Nachbarschaft  oder  einen  Finanzbaron,  der  sich  die 
Stadt  »kaufte«.  Es  steht  fest,  daß  im  Jahre  1739  357  Mitglieder  des 
Unterhauses  durch  145  Patrone  bestellt  wurden,  von  denen  40  Peers 
waren.  Und  aus  Oldfields  Representative  History  (1816)  erfahren  wir, 
daß  von  den  658  damaligen  Mitgliedern  des  Unterhauses  270  von  der 
Regierung  bestellt  waren,  267  durch  Privatpatrone,  von  denen  144  Peers 
waren.  Kaum  der  dritte  Teil  von  den  damaligen  Unterhaussitzen  blieb 
der  freien  Wahl  vorbehalten.  Ein  hoffnungsvoller,  aber  verbindungsloser 
junger  Mann  konnte  nur  durch  das  Wohlwollen  eines  großen  Patrons 
in  dem  Unterhaus  einen  Platz  finden.  Es  war  demnach  dieses  Unterhaus 
weder  eine  Volksvertretung  noch  eine  Repräsentativvertretung.  War 
Bestechung  die  Wurzel  für  die  Zusammensetzung  des  Unterhauses, 
so  war  Korruption  auch  das  Mittel,  wodurch  das  Ministerkabinett  auf 
diese  durchKorruption  zusammengerufene  Schar  vonUnterhausmitgliedern 
einwirken  konnte.  Freilich  setzt  dies  auch  wieder  voraus,  daß  das 
Unterhaus  in  bezug  auf  seine  Zusammensetzung  souverän  vorgehen 
konnte.  Die  bestechungshungrige  Meute  mußte  hübsch  unter  sich 
bleiben,  und  das  gewährleistete  ja  schon  die  Vergangenheit  vor  und  nach 
der  Revolution,  daß  das  Unterhaus  über  seine  Zusammensetzung  allein 
zu  wachen  hatte.  Es  kostete  viel  Mühe,  daß  wenigstens  im  Jahre  1770 
ein  ständiges  Komitee  für  die  Zwecke  der  Wahlprüfungen  eingeführt 
wurde.  Trotzdem  blieb  aber  das  Unterhaus  nach  wie  vor  souveräner 
Herr  über  seine  Zusammensetzung,  und  gerade  dieser  Punkt  wurde, 
wie  noch  gezeigt  werden  soll  (§45.),  der  Hebel  für  die  Entstehung  der 
parlamentarischen  Regierung  (Exekutive),  d.  i.  die  Tatsache,  daß  die 
Vorstände  der  Zentralämter  der  herrschenden  Parlamentsmajorität  ent- 
nommen werden  mußten. 

Freilich,  der  Unterbau  derselben  blieb  zunächst  ein  absolut  unzu- 
länglicher, er  ruhte  auf  der  korrupten  Zusammensetzung  des  Unter- 
hauses, er  beruhte  auf  der  rücksichtslosen  Energie  eines  Meisters  der 
Bestechungskunst,  der  sich  Premierminister  nannte  und  in  Walpole  d.  Ä. 
seinen  typischen  Ausdruck  fand.   Kam  dann  ein  kräftiger  Monarch  wie 
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Georg  III.,  der  durch  Vermittlung  seiner  Minister  das  Bestechungssystem 
ebenso  zu  handhaben  verstand,  wie  seinerzeit  Walpole,  so  sah  er  natürlich 
dieses  Parlamenl  ebenso  gefügig  zu  seinen  Füßen  liegen,  wie  der  seiner- 
zeit so  gefürchtete,  allmächtige  Premierminister  Georgs  II.  Um  die 
parlamentarische  Regierung  in  unabhängiger  Weise  sowohl  vom  König 
als  auch  von  kleinlicher  Cliquenwirtschaft  oder  oligarchischer  Aristo- 
krat ic  zu  gestalten,  mußte  das  l Interhaus  reformiert  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  mußte  die  öffentliche  Meinung  aufgerüttelt  und  für  die  Not- 
wendigkeit einer  Reform  des  Unterhauses  interessiert  werden.  Was 
die  so  aufgerüttelte  öffentliche  Meinung  damals  vermochte,  zeigt  am 
besten  die  Art,  wie  der  jüngere  Pitt  Minister  wurde,  der  sich  gegen 
eine  durch  Koalition  verbündete  Regierungsmajorität  als  Minister  er- 
hielt ( L784),  einzig  und  allein  gestützt  auf  die  öffentliche  Meinung.  Daß 
«lies  möglich  war.  das  wissen  wir.  Ist  ein  Parlament  oligarchisch  zu- 
sammengesetzt,  so  ist  die  in  ihm  nicht  vertretene  öffentliche  Meinung 
ebenso  stark,  ja  noch  stärker,  als  ein  solches  Parlament,  und  das  er- 
klärt den  endgültigen  Triumph  Pitts  d.  J.  über  die  Koalition  North  und 
Fox,  die  ihm  gegenüberstand.  Aber  wie  entstand  diese  Kraft  der 
öffentlichen  Meinung  in  England  ? 

Um  es  kurz  vorauszuschicken:  durch  einen  intensiven  Kampf  um 
die  wichtigsten  politischen  Freiheitsrechte,  um  die  Rechte  der  freien 
Meinungsäußerung  namentlich  in  der  Presse,  durch  den  Kampf  um 
das  Recht  der  Vereins-,  Versammlungs-  und  Petitionsfreiheit. 

II.  Der  Kampf  um  die  Freiheitsrechte  in  England. 

[in  Mittelpunkt  dieses  Kampfes  steht  in  unserer  Periode  die  Person 
»  Ines  gewissen  Wilkes,  eines  Zeitungsschreibers,  dessen  Sache  vielleicht 
viel  hesser  war  als  seine  Persönlichkeit.  John  Wilkes  war  Herausgeber 
einer  Zeitung,  die  den  Namen  »The  North  Briton«  hatte.  Diese  Zeitung 
fiel  in  unnachsichtlicher  Weise  über  den  Favoriten  des  Königs,  Bute,  her. 
Lord  Hute  hatte  sich  zwar  nominell  im  Frühjahr  1763  von  der  Leitung 
der  Staatsgeschäfte  zurückgezogen,  aber  heimlich  dirigierte  er  vom 
königlichen  Kabinett  aus  die  gesamte  Staatsregierung.  Der  »North 
Briton«,  insbesondere  die  Nummer  45,  welche  am  13.  April  1763  erschien, 
enthielt  eine  maßlose  Kritik  nicht  nur  des  Kabinetts  und  des  damals 
anpopulären  Friedens  von  Paris,  sondern  vor  allem  auch  der  Ausdrücke, 
welche  der  König  in  seiner  letzten  Thronrede  bei  der  Schließung  des 
Parlaments  gebraucht  hatte.  Ehe  noch  der  Staatssekretär,  Lord  Halifax, 
sich  dessen  versichert  hatte,  daß  Wilkes  der  wirkliche  Autor  jenes  Zei- 
t  nulli  t ikels  war,  erließ  er  einen  Generalbefehl  (general  Warrant),  um 
nach  dem  Autor,  dem  Drucker  und  Verleger  des  Zeitungsartikels  zu 
suchen.  Die  Zulässigkeit  eines  solchen  general  Warrant  wurde  damals 
aufs  lebhafteste  bestritten.  Der  Staatssekretär  berief  sich  auf  die  alte 
Verwaltungspraxis,  der  Gerichtshof  (King's  bench)  erklärte  aber,  daß 
selbsl  das  größte  Altereiner  solch  üblen  Verwaltungsroutine  keine  Kraft 

fe  ii  könne.  (Rechtsfall  Leach  v.  Money,  State  Trials,  vol.  XIX, 
p.  L01.)    1  )n mit  war  dem  Staatssekretär  das  Recht  abgesprochen,  auf 
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Grund  eines  allgemeinen  Verhaftungsbefehls  ohne  Individualisierung  des 
zu  Verhaftenden  eine  Verhaftung  vornehmen  zu  erlassen.  Es  wurde  ihm 
aber  auch  das  Recht  abgesprochen,  einen  allgemeinen  Befehl  zu  erlassen, 
um  nach  Papieren  eines  Beschuldigten  zu  suchen.  Wilkes  brachte  eine 
Klage  gegen  Bute,  den  Unterstaatssekretär,  ein,  und  das  Resultat  war 
ein  Urteil  gegen  Bute,  worin  der  Lord  Oberrichter  der  King's  bench 
sagte:  »Präzedenzfälle  einer  Behörde,  welche  seit  der  Revolution  ergangen 
sind,  sind  keine  Rechtfertigung  einer  Verwaltungspraxis,  die  an  sich 
ungesetzlich  und  gegen  die  Grundprinzipien  der  Verfassung  sind« 
(State  Trial  vol.  XIX,  p.  1152). 

Zwei  Jahre  später  wurde  im  Rechtsfall  Entick  v.  Carrington 
diese  Auffassung  bestätigt,  und  Lord  Campden,  der  das  Urteil  damals 
fällte,  sagte:  »Wenn  solche  allgemeine  Durchsuchungsbefehle  (general 
Warrants)  zulässig  wären,  dann  könnten  die  geheimsten  Kabinette  und 
Bureaus  jedes  Untertanen  im  Königreich  umgerissen  werden,  um  von 
einem  beliebigen  Boten  durchsucht  und  inspiziert  zu  werden,  wenn  es 
dem  Staatssekretär  belieben  würde,  zu  beschuldigen  oder  den  Verdacht 
auszusprechen,  daß  eine  Person  Autor,  Drucker  oder  Verleger  eines  auf- 
rührerischen Pamphlets  wäre«.1) 

So  war  zunächst  durch  das  Vorgehen  von  Wilkes  das  Recht  der  per- 
sönlichen Freiheit  in  umfassender  Weise  durch  die  Gerichte  sichergestellt. 
Freilich  das  Recht  der  freien  Meinungsäußerung  war  damit  noch  lange 
nicht  garantiert.  Für  eine  solche  Preßfreiheit  hatten  damals  weder  die 
ordentlichen  Gerichte  noch  das  Parlament,  dessen  Mitglied  Walkes  war, 
Sinn.  Durch  die  Berufung  auf  das  Parlamentsprivileg  suchte  Wilkes  der 
Verurteilung  durch  das  ordentliche  Gericht  zu  entrinnen.  Aber  das 
Parlament,  insbesondere  das  Unterhaus,  erklärte  die  Nummer  45  des 
»  North  Briton«  als  ein  skandalöses  Pamphlet  und  ordnete  ihre  Verbrennung 
durch  den  Henker  an.  Wilkes  wurde  vom  Unterhause  dem  ordentlichen 
Gericht  ausgeliefert  und  sodann  aus  dem  Unterhause  ausgestoßen. 
Dies  geschah  1764. 

Im  nächsten  Parlament  im  Jahre  1769  war  er  wegen  eines  anderen 
Pamphlets  angeklagt  und  wurde  neuerdings  aus  dem  Unterhause  aus- 
gestoßen. Gleichzeitig  wurde  erklärt,  daß  er  jetzt  und  in  Zukunft  un- 
fähig sei,  als  Mitglied  des  Unterhauses  zu  erscheinen.  Trotzdem  wurde 
Wilkes  wieder  gewählt.  Bei  der  Neuwahl,  die  durch  die  Ungültigkeits- 
erklärung der  früherenWahl  von  Wilkes  herbeigeführt,  wurde  ein  Mr.  Lutt- 
reil als  Gegenkandidat  aufgestellt,  derselbe  unterlag  natürlich,  wie  voraus- 
zusehen war,  gegen  Wilkes,  aber  das  Unterhaus  erklärte  ihn  allein  als 
den  richtig  Gewählten,  und  die  Wähler  von  Middlesex,  welche  Wilkes  mit 

x)  XIX  State  Trials  1030  ff.  Freilich  hinderte  dieser  Rechtsspruch  den  Staats- 
rat nicht  im  Kampfe  gegen  die  geheimen  Gesellschaften  (1794)  Verhaftungen  und 
Durchsuchungen  nach  eigenem  Ermessen  vorzunehmen,  nur  daß  man  sich  nachträg- 
lich durch  Gesetz  auch  die  Ermächtigung  erteilen  ließ,  die  als  verdächtig  Ver- 
hafteten in  Haft  zu  halten.  Siehe  Veitch  a.  a.  O.  304  ff.  Übrigens  hat  selbst  heute 
noch  der  Staatsrat  bei  Staatsverbrechen  als  erstes  Untersuchungsgericht  ein  Ver- 
haftungsrecht, aber  nur  der  Staatsrat  in  seiner  Kollektiveigenschaft.  Siehe  mein 
englisches  Staatsrecht  II,  146. 
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überwältigender  Majorität  ins  Unterhaus  entsendet  hatten,  hatten  mit 
ihrer  Petition  das  Nachsehen.1)  Erst  im  Jahre  1782,  im  Mai,  siegte  die 
Sache  von  Wilkes.  Damals  erklärte  das  Unterhaus,  daß  die  Resolution 
von  L769,  welche  Wilkes  für  unfähig  erklärt  hatte,  jetzt  und  in  Zu- 
kunft im  Unterhaus  Platz  zu  nehmen,  die  Rechte  der  Gesamtheit  der 
Wähler  des  Königreichs  untergrabe.    (Pari.  Hist.  vol.  XXII,  p.  407). 

W  ar  das  Rechl  der  freien  Meinungsäußerung  auch  spät,  aber  dennoch 
endlich  im  Unterhause  anerkannt,  so  blieben  die  Gerichte  dem  Zuge- 
ständnis weniger  geneigt,  und  die  Preßfreiheit  mußte  sich  Schritt  für 
S    iitt  gegen  ihren  Widerstand  durchkämpfen. 

Die  Entwicklung  der  Preßfreiheit  in  England  hatte  auch  ihre  be- 
deutsame  Geschichte,  und  die  Wilkes-Affaire  gab  ihr  jedenfalls  einen 
wichtigen  Vorstoß.  Mit  dem  Aufkommen  und  der  Verbreitung  der  Buch- 
druckerkunst ergab  sich  alsbald  auch  für  die  englischen  Könige  die  Not- 
wendigkeit, die  Presse  staatlich  zu  kontrollieren.  Es  waren  zunächst  die 
Tudors,  welche  das  I  Vohlem  einer  prinzipiellenLösung  zuführten.  Niemand 
durfte  ohne  königliche  Lizenz  drucken.  Alle  Druckereien  wurden  der  Kon- 
trolle des  königlichen  Staatsrates  und  der  Sternkammer  unterstellt.  Aber 
noch  ein  anderes  Hilfsmittel  der  Kontrolle  ward  geschaffen.  Entsprechend 
dem  damals  vorherrschenden  Zug,  jeden  Handelszweig  und  jegliches  Ge- 
werbe  dadurch  unter  staatliche  Kontrolle  zu  bringen,  daß  man  sie  in 
den  engen  IIa  Innen  einer  Zunft  sperrte,  wurde  1557  die  Buchdruckerzunft, 
die  stationers  Company,  zu  London  geschaffen.  Sie  erhielt  das  Monopol, 
alles  zu  drucken  und  zu  veröffentlichen,  was  überhaupt  im  englischen 
Reich  der  Veröffentlichung  durch  Druck  bedürftig  war.  Diese  Drucker- 
zunfl  oder,  wie  sie  technisch  hieß,  »art  and  mysterie  of  printing«  bestand 
aus  97  Mitgliedern  und  erhielt  sich  in  ihrer  Monopolstellung  bis  etwa 
L637.  Daneben  bestand  natürlich  die  durch  den  Staatsrat  und  Stern- 
kammer  geübte  Zensur  weiter  fort.  Ja,  sie  wurde  noch  durch  eine 
Verordnung  der  Königin  Elisabeth  aus  dem  Jahre  1559  verschärft. 
I  danach  mußte  jedes  Buch  von  loyalen  Bischöfen  und  Staatsräten  durch- 
gelesen  werden,  ehe  es  der  stationers  Company  zum  Drucke  übergeben 
werden  konnte.  Im  Jahre  1586  gebot  die  Sternkammer,  daß  alle  Manu- 
skripte,  ehe  sie  der  Presse  übergeben  würden,  vom  Erzbischof  von 
Canterbury  oder  dem  Bischof  von  London,  oder,  sofern  sich  es  um 
Rechtsbücher  handelte,  von  dem  Oberrichter  der  King's  bench  oder  der 
common  pleas  durchgesehen  werden  müßten.  Den  beiden  Universitäten 
des  Reichs,  Oxford  und  Cambridge,  wurde  jedoch  das  Privileg  erteilt, 
selbständige,  von  der  stationers  Company  unabhängige  Druckereien 
zu  besitzen. 

Mit    der  Zeit   wurde   das  Druckereimonopol  doch  zu  enge,  das 
bedürfnis  -lieg,  und  es  schien  unmöglich,  die  große  Zahl  neu  auf- 
tnender  Druckereien  zu  unterdrücken.    Daher  erging  am  11.  Juli 
7  ein  Dekrel  der  Sternkammer,  welches  unter  Beseitigung  des  Mono- 
lei   stationers  Company  verordnete,  daß  in  Hinkunft  kein  Buch 


1    über  diese  sog.  »Middlessex  Election«  siehe  Lecky  a.a.O.  III,  228  ff. 
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ohne  vorherige  Lizenz  und  Eintragung  in  das  Register  der  stationers 
Company  veröffentlicht  werden  sollte.  Erteilung  der  Lizenz  war  außer 
den  oben  genannten  Bischöfen  und  Richtern  noch  Hofbeamten  und  den 
Vizekanzlern  der  Universitäten  vorbehalten.  Die  Lizenz  wurde  durch 
ein  Imprimatur  erteilt.  Jedes  Zuwiderhandeln  gegen  das  obige  Dekret 
sollte  am  Drucker  mit  Geldstrafe,  Verlust  der  Druckergewerbeberech- 
tigung und  Konfiskation  der  Druckerpresse,  am  Verfasser  durch  Kon- 
fiskation des  Buches  und  seiner  gedruckten  Exemplare  bestraft  werden. 

Unter  der  Republik  lagen  die  Sachen  nicht  besser.  Die  Zensur  blieb 
nach  wie  vor  bestehen,  trotzdem  die  Sternkammer  1640  abgeschafft 
worden  war.  Zwei  Verordnungen  des  Langen  Parlaments  vom  9.  März 
1642  und  vom  14.  Juni  1643  hielten  die  Zensur  in  ähnlicher  Weise  auf- 
recht wie  jenes  Dekret  der  Sternkammer  vom  Jahre  1637.  Gegen  diese 
Willkürherrschaft  hatte  Milton  seinen  flammenden  Protest,  die  »Areo- 
pagitica«,  veröffentlicht,  1644.  Hier  verkündigte  er  zuerst  den  später 
zum  Bestandteil  der  konstitutionellen  Doktrin  gewordenen  Satz,  daß 
jedes  Buch  ohne  Lizenz  gedruckt  werden  könnte,  wenn  nur  der  Name 
des  Verfassers  registriert  würde. 

Auch  unter  der  Restauration  und  selbst  nach  der  »glorreichen«  Re- 
volution bestand  die  Zensur  fort.  Eine  periodisch  erneuerte  Act  »for 
preventing  abuses  in  printing  seditious  treasonable  and  unlicensed 
pamphlets  and  for  regulating  of  printing  and  printing  presses«  war 
ergangen  und  unterwarf  jeden  Neudruck  der  Zensur.  Durch  die  Unge- 
schicklichkeit eines  solchen  Zensors  war  die  Volksstimmung  derart  gegen 
die  Zensur  eingenommen,  daß  im  Jahre  1695  der  Antrag  auf  Erneuerung 
der  Zensurakte  im  Unterhause  durchfiel  und,  nach  einem  vergeblichen 
Versuche  der  Lords,  die  Erneuerung  durchzusetzen,  auch  beseitigt  blieb. 

Nun  übernahmen  die  Gerichte  die  Rolle  der  früheren  polizeilichen 
Zensurbehörden.  Im  18.  Jahrhundert  erkannten  sie  zu  Recht,  daß 
die  Aufgabe  der  Jury  bei  Preßdelikten  nur  die  sei,  zu  konstatieren, 
daß  wirklich  eine  Publikation  vorliege  und  daß  gewisse,  vom  Gerichts- 
hof als  Schmähungen  oder  Verleumdungen  bezeichnete  Punkte  (ineun- 
dos)  in  dem  Preßerzeugnis  wirklich  vorhanden  seien.  Das  war  auch 
der  Stand  des  Preßrechts  zu  der  Zeit,  als  Wilkes  die  Nummer  45  des 
»North  Briton«  vor  Gericht  verantworten  sollte.  W'ilkes  entzog  sich  nur 
durch  Flucht  seiner  sicheren  Verurteilung.  Doch  nun  begann  der  Kampf 
um  die  Preßfreiheit  zwischen  dem  Advokaten  Erskine  und  dem  Lord 
Oberrichter  Mansfield,  dem  Vertreter  der  alten  Doktrin.  Anlaß  hierzu 
gaben  die  berüchtigten  Juniusbriefe,  die  ein  scharfes  Streiflicht  auf  die 
damaligen  Verhältnisse  im  Staate  und  in  der  Hofgesellschaft  warfen. 
Sie  veranlaßten  Lord  Mansfield,  die  Doktrin  zu  verkünden,  daß  bei 
Strafklagen  wegen  Schmähungen,  begangen  durch  die  Presse  (sog. 
libel),  der  Richter  und  nicht  die  hierbei  zugezogene  Jury  darüber 
zu  entscheiden  hätte,  ob  das  Delikt  eine  Preßbeleidigung  (libel)  bedeute. 
Die  Jury  hätte  festzustellen,  daß  eine  Preßveröffentlichung  (publi- 
cation)  vorliege  und  die  »ineundos«,  d.  i.  die  schmähenden  Worte, 
in  dem  vom  Kläger  ausgelegten  Wortsinne  veröffentlicht  worden  seien. 
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Mannt  war  die  Schuldfrage  vollkommen  aus  den  Händen  der  Jury  in 
die  des  Richters  gelegt.  Die  berühmte  Libel  Act  (1792),  von  Charles 
I  \  eingebrachl  (32  Geo.  III.,  c.  60),  stellte  demgegenüber  fest  (s.  1.), 
daß  es  Sache  der  .1  u  r  y  u  ad  nicht  des  Richters  wäre,  festzu- 
stellen, daß  das  Delikt  eine  durch  die  Presse  begangene  Schmähung 
wäre.  Der  Richter  habe  zwar  die  Prozeßleitung  und  könne  die  Jury  über 
Rechtsfragen  aufklären,  aber  die  Schuldfrage:  »libel  or  not-libel«  hätte 
allein  die  .1  ui'v  zu  entscheiden. 

Damals  entstand  auch  die  Rechtsregel,  daß  der  Zeitungsverleger 
immer  für  schuldbare  Veröffentlichung  seiner  Angestellten  insofern  ver- 
antwortlich sei,  als  die  Veröffentlichung  durch  die  Angestellten  zugleich 
Beweis  der  Schuld  des  Verlegers  sei.  Erst  die  Libel  Act  von  Campbell 
(1844,  6  7  Vict.,  c.  96,  siehe  H.  D.,  v.  56,  p.  395  ff.)  hob  diese  die  Preß- 
freiheil  beengende  Bestimmung  auf. 

\\  u  sehen,  die  eben  genannten  Einschränkungen  erfolgten  bei 
d.  in  Mangel  jeglicher  staatlichen  Polizeibehörden,  namentlich  in  der 
Zentrale,  durch  die  Reichsgerichte. 

l  ud  eben  aus  demselben  Grunde,  d.  i.  dem  Fehlen  solcher  Polizei- 
behörden,  erklärt  sich  auch,  weshalb  in  politisch  erregten  Zeiten,  wie  es 
die  Ausgangsjahre  des  18.  Jahrhunderts  waren,  bei  Beschränkung  der 
Preßfreiheil  zu  Maßnahmen  gegriffen  wurde,  die  nur  innerhalb  der 
Plutokratie  wirksam  werden  können.  In  den  Jahren  1789  bis  1798 
wurde  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  (29  Geo.  III.,  c.  50;  34  Geo.  HL, 
c.  72;  17  Geo.  III.,  c.  90  und  38  Geo.  III.,  c.  78),  unter  anderm  der 
Zeil  ungs  -  u  nd  Annoncenstempel,  der  schon  seit  der  Re- 
gierung  der  Königin  Anna  bestanden  hatte,  erhöht  und  es  wurden 
hrßkautionen  verlangt.  Durch  diese  Maßnahmen  sollten  insbe- 
sondere Zeitungen  der  niederen  und  unbemittelten  Klassen  unmöglich 
gemachl  werden.  Durch  eine  der  berüchtigten  »Six  Acts«  des  Jahres 
L819,  von  denen  noch  weiter  unten  zu  handeln  sein  wird,  wurde  der 
Zi ii1  ungsstempel  auf  alle  Drucksachen  und  Flugschriften,  die  dem  Volke 
Ni  nigkeiten  übermittelten,  ausgedehnt.  Als  er  die  unerträgliche  Höhe 
von  4  d  erreichte,  begann  erst  die  Opposition  gegen  den  Zeitungs- 
stempel.  Nachdem  er  1836  auf  1  d  ermäßigt  worden,  fiel  1853  durch 
G<  setz  der  Inseratenstempel,  der  bei  der  finanziellen  Wichtigkeit  des  In- 
seratenteils  für  den  Gesamtstand  des  Zeitungsunternehmens  ebenfalls  eine 
drückende  Fessel  gewesen  war,  und  1855  auch  der  übrige  Zeitungsstempel. 

Der  Kampf  um  die  Petitionsfreiheit  hätte  eigentlich  in  dieser  Periode 
gar  nicht  mehr  beginnen  dürfen,  denn  die  Bill  of  rights  erkannte  ausdrück- 
lich das  Recht  jedes  Untertanen  an,  sich  an  den  König  mittels  Petition 
zu  wenden,  und  erklärte  alle  Verfolgungen  wegen  der  Ausübung  solcher 
Petitionsrechte  für  ungesetzlich  (»that  it  is  the  right  of  the  subject 
to  petition  the  king,  and  all  commitments  and  prosecutions  for  such 
petitioning  are  illegal«).  Doch  hat  die  spätere  Praxis  ein  früheres  Gesetz 
Karls  II.  (13  Car.  IL,  c.  65),  welches  tumultuöses  Petitionieren  verbot1), 

Im-  Gesetz  verbot  die  Unterzeichnung  einer  Petition  von  mehr  als  20  Per- 
md  die  Kollektivpräsentation  einer  Petition  durch  mehr  als  10  Personen. 
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neben  dieser  Bestimmung  der  Bill  of  rights  aufrechterhalten.  Daraus 
ergab  sich  die  Möglichkeit,  im  18.  Jahrhundert  Kollektivpetitionen 
überhaupt  zu  unterdrücken.  Im  Jahre  1701 x)  sperrten  die  Commons 
fünf  Petenten  aus  Kent  für  unzulässiges  Petitionieren  ein,  und  zwar  für 
die  Dauer  einer  Session.  Während  der  ganzen  Regierungszeit  der 
Königin  Anna  und  der  ersten  zwei  George  war  man  in  der  Spruchpraxis 
der  Ansicht,  daß  das  Petitionieren  nur  zur  Abhilfe  privater  und  lokaler 
Beschwerden,  niemals  aber  zur  Abhilfe  allgemeiner  Notstände  zu- 
lässig sei.  Erst  im  Jahre  1779  kommt  das  Petitionieren  für  allgemeine 
Angelegenheiten  auf.  In  diesem  Jahre  petitionieren  die  Freibauern 
von  Yorkshire  für  die  Reform  der  Finanz  und  für  eine  parlamentarische 
Reform.  Damals  zum  erstenmal  wird  das  Petitionieren  mit  der  Ein- 
richtung von  Klubs  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Königreichs  kom- 
biniert2). Jeder  Teil  des  Landes  sollte  durch  ein  korrespondierendes 
Komitee  Petitionen  einsammeln  und  das  Resultat  der  gesammelten 
Unterschriften  dem  Parlament  vorlegen.  Freilich,  die  Wirksamkeit 
solcher  Kollektivpetitionen  hing,  wie  sich  aus  dem  Beispiel  der  Frei- 
bauern von  Yorkshire  ergibt,  wesentlich  von  der  Voraussetzung  ab, 
inwiefern  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  garantiert  war. 

Der  Kampf  um  diese  politische  Freiheit  war  ein  ebenso  harter 
wie  um  die  Preßfreiheit.  In  der  ersten  Zeit  des  18.  Jahrhunderts3) 
herrschte  die  Meinung  vor,  daß  die  Versammlungs-  und  Vereinsfreiheit 
so  lange  unbeschränkt  sei,  solange  nicht  die  Versammlung  eine  unlaw- 
ful  assembly,  d.  i.  eine  ungesetzliche  Versammlung,  wurde.  Auch  waren 
keine  Präventivmaßregeln  gegen  die  Versammlungsfreiheit  vorgesehen, 
sondern  nur  Repressivmaßregeln,  unter  andern  die  sog.  Riot  Act  von  1714 
(1  Geo.  I.,  st.  II,  c.  5),  welche  die  Versammlung  von  zwölf  Aufrührern  als 
schweres  Vergehen  (felony)  erklärt,  wenn  sie  eine  Stunde  lang  nach  der 
Aufforderung  des  Friedensrichters,  auseinanderzugehen,  dennoch  zusam- 
menbleibt. Freilich  blieb  bei  dieser  Gestaltung  des  Rechtszustandes  der 
Polizeistaat,  wie  ihn  Georg  III.  in  England  etablieren  wollte,  nicht 
stehen.  Zwar  die  sog.  Gordon  Riots  von  1780,  welche  unter  der  Leitung 
des  Lord  George  Gordon  den  gemeinen  Pöbel  zu  organisieren  versuchten, 
um  das  den  Katholiken  gewährte  geringe  Ausmaß  von  Toleranz  1778 
(Roman  Catholic  Relief  Act)  wieder  zu  beseitigen,  unterlagen  noch 
dem  alten,  nur  auf  Repressivmaßregeln  beschränkten  Recht.  Lord 
Mansfield  sagte  damals  in  dem  Gordon- Rechtsfall,  daß  der  gewöhnliche 
Soldat  keine  Vorrechte  habe  gegenüber  jedem  Bürger,  der  auch  ver- 
pflichtet sei,  offene  Akte  von  Hochverrat,  Felonie  und  Aufruhr  zu 
unterdrücken.  Auch  zeigte  die  Jury  damals,  daß  sie  nicht  geneigt  war, 
tumultuöse  politische  Agitationen  zu  Aufruhrakten  zu  stempeln,  nur  weil 


*)  Siehe  dazu  Broom,  Const.  Law,  ed.  Denman,  1885,  p.  513. 

2)  Vgl.  darüber  jetzt  bes.  Veitch  a.  a.  O.  55  ff. 

3)  Über  die  frühere  Geschichte  der  Vereinsbildung  in  England  siehe  jetzt 
James  Wallace  Bryon:  »The  Development  of  the  English  Law  of  Conspiracy, 
Baltimore  1909. 
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es  dem  Gerichtshof  beliebte,  durch  kniffige  juristische  Konstruktionen 
dahin  zu  gelangen. 

Am  Ausgange  des  IS.  Jahrhunderts  bildeten  sich  Vereine,  welche 
den  Zweck  hatten,  die  trägen  und  oligarchisch  gesinnten  Parlaments- 
parteien  zu  großen  Reformen  auf  dem  Gebiet  der  Finanzverwaltung 
und  des  parlamentarischen  Wahlrechts  anzustacheln.  Eine  der  frühesten 
Bewegungen  (um  L780)  ist  die  Bildung  der  sog.  »corresponding  com- 
mittees«  in  den  einzelnen  Grafschaften,  die  Petitionen  an  das  Par- 
lament richteten  und  außerdem  Delegierte  nach  London  entsandten, 
um  die  Tätigkeit  des  Parlaments  für  die  Wahlreform  zu  kontrollieren. 
Horace  Walpole  schreibt  entsetzt  in  sein  Tagebuch:  »Die  Komitees 
der  association  begannen  großen  Schrecken  einzuflößen.  Sie  legten 
sich  das  Recht  hei,  Kragen,  die  gerade  im  Parlamente  schwebten, 
zu  beraten  und  zu  entscheiden  und  die  Anteilnahme  von  einzelnen 
Parlamentsmitgliedern  in  dieser  Krage  zu  billigen  oder  mit  Zensur 
zu  belegen.«  Das  Parlament  kehrte  sich  nun  gar  nicht  an  all 
diese  Willensmeinungen  der  Vereinsdelegierten  und  verweigerte  die 
Entgegennahme  aller  Petitionen,  welche  von  den  »corresponding  com- 
mittees«  ausgingen. 

Unter  dein  Eindruck  der  französischen  Revolution  war  aber  in  Eng- 
land  zu  Beginn  der  90  er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  die  Klubbildung 
eine  regere  geworden.1)  Es  entstanden  eine  Reihe  von  Vereinen  und  ge- 
heimen Gesellschaften  zur  Erlangungder  Volksrechte.  Diese  Vereine  bilde- 
ten  die  Hauptstü  t  zen  der  damaligen  demokratischen  Bewegung  in  England. 
Glückwunschadressen  an  den  Pariser  Konvent  und  an  die  französischen 
Revolutionsklubs  wurden  abgesandt,  französisches  Vorbild  wurde  von 
ihnen  eifrig  gepflegt,  so  eifrig,  daß  sie  sich  »Citizens«  (in  Nachahmung  des 
franz.  »citoycn«)  nannten  und  für  ihre  weiblichen  Mitglieder  die  Bezeich- 
nung »citizeness«  neu  aufbrachten.  Ausdrücke  wie:  Volkswille,  Tyrannei, 
Humanität,  Brüderlichkeit,  Gleichheit  wurden  ein  eiserner  Bestandteil 
ihrer  Reden.  Allgemeines  Wahlrecht  war  ihr  Hauptziel.  Die  Gemäßigten 
unter  ihnen  sonderten  sich  alsbald  ab  und  bildeten  die  Gesellschaft  der 
»Volksfreunde «( »friends  of  the  people«)2).  Trotz  ihrer  Mäßigung  fordern 
sie  ebenfalls  wie  ihre  ultraradikalen  Genossen  die  heftigste  Gegnerschaft 
Burkes  und  namentlich  des  jüngeren  Pitt,  der  damals  leitender  Minister 
war,  heraus.  Er  beschloß,  mit  eiserner  Hand  zur  Unterdrückung  dieser 
Klubs  und  ( Gesellschaften  vorzugehen.  Im  Jahre  1794  erwirkte  er  die  Sus- 
pension  der  I faheaskorpusakte.  Im  nächsten  Jahre  ergingen  zwei  Gesetze, 
die  Treasonable  Practice  Act  (36  Geo.  III,  c.  7)  und  die  Seditious  Mee- 
tings Ad  (36  Geo.  III,  c.  8).  Die  erstere  Akte  verzichtete  für  die  Zukunft 
auf  den  Nachweis  offenliegender  Hochverratshandlungen  und  begnügte 
sich  schon  für  die  Zwecke  der  Verurteilung  wegen  Hochverrats  mit  dem 

■J  Vgl.  darüber  bes.  Veitch  a.  a.  O.  ch.  VI. 

-  Auch  »loyale«  Gesellschaften  bildeten  sich  1793  zur  Abwehr  jener  demo- 
kratischen  Bestrebungen,  so  z.  B.  die  »Society  for  the  Protection  of  Liberty  and 

rty  against  Republicans  and  Levelers«  (Adolphus,  History  of  England  from 
the  Accession  of  George  III.  to  1783,  London  1802,  vol.  V,  p.  225). 
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Nachweis  heimlicher  Pläne.  Wer  den  Tod  des  Königs  oder  seine  Körper- 
verletzung oder  seine  Absetzung  oder  die  Kriegsführung  gegen  ihn  plante, 
oder  ihn  zum  Wechsel  seiner  Maßnahmen  oder  seiner  Ratgeber  zwingen 
wollte,  wer  solche  Pläne  durch  Druckschriften,  in  Predigt  oder  Reden 
äußerte,  sollte  wegen  Hochverrats  gestraft  werden.  Einer  schweren 
Strafe  verfiel  derjenige,  welcher  das  Volk  zum  Haß  gegen  den  König 
oder  gegen  die  eingerichtete  Staatsregierung  und  Verfassung  des  Reichs 
aufreizte.  Wer  das  zweite  Mal  wegen  des  gleichen  Deliktes  verurteilt 
wurde,  sollte  des  Landes  verwiesen  oder  in  überseeische  Länder  trans- 
portiert werden.  Das  zweite  Gesetz  verbot  die  Versammlung  von  mehr 
als  20  Personen  zum  Zwecke  der  Beratung  von  Petitionen  oder  Adressen 
zur  Abänderung  von  Rechtsverhältnissen  in  Staat  und  Kirche 
oder  zur  Besprechung  von  Beschwerden  ohne  vorherige  Anzeige 
bei  den  Friedensrichtern.  Die  Friedensrichter  sollten  ermächtigt  sein, 
solche  Zusammenkünfte  zu  verhindern.  Widerstand  gegenüber  den 
Friedensrichtern  war  mit  Todesstrafe  zu  bestrafen.  Diese  hatten 
das  Recht,  tumultuöse  Versammlungen  aufzulösen,  wenn  nötig,  mit 
bewaffneter  Macht.  Wenn  bei  solcher  Auflösung  eine  Person  ge- 
tötet wurde,  sollte  die  Behörde,  die  die  Auflösung  veranlaßte,  straf- 
los ausgehen.  Gesellschaften,  welche  zur  Abhaltung  von  politischen 
Debatten  und  Vorträgen  eingerichtet  waren,  mußten  von  den  Friedens- 
richtern lizenziert  und  stets  kontrolliert  werden.  Nun  bildete  sich  eine 
Reihe  von  geheimen  Gesellschaften,  die  sich  über  das  ganze  Land  hin 
verzweigten  und  heimlich  Druckschriften  und  Aufrufe  verteilten.  Der 
Hauptschlag  gegen  diese  Klubs  wurde  aber  durch  die  Gorresponding 
Societies  Act  von  1799  geführt.  Dadurch  wurde  das  Koalitionsverbot 
politischer  Vereine  ausgesprochen.  Demgemäß  wurden  für  ungesetzlich 
erklärt:  Vereine  von  Mitgliedern  und  Komitees,  die  von  der  Gesamtheit 
der  Vereinsmitglieder  nicht  gekannt  waren  und  Vereine  von  Mitgliedern, 
die  nicht  in  das  Mitgliederverzeichnis  aufgenommen  waren,  wie  über- 
haupt Vereine,  die  sich  aus  Vereinsfilialen  zusammensetzten.  Auch 
waren  Klubs  verboten,  welche  durch  geheime  Eide  oder  ähnliche  Mittel 
zu  aufrührerischen  oder  umstürzlerischen  Unternehmungen  sich 
bildeten. 

Damit  war  die  politische  Vereinsgesetzgebung  in  England  auf  ihren 
Tiefstand  gekommen.  Zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  erfuhren  die 
Vereinsfreiheit  und  die  sie  beschränkenden  Gesetze  noch  weitere  Ver- 
schärfungen, so  namentlich  durch  ein  Gesetz  von  1817  (57  Geo.  III,  c.  19), 
das  gegen  die  »korrespondierenden  Vereine«  gerichtet  war  und  besonders 
die  Wahl  von  Delegierten  der  Vereinsfilialen  zu  einem  Zentralkomitee 
verhindern  sollte.  Den  Höhepunkt  der  Reaktion  bildeten  jedoch  die  sog. 
»Six  Acts«  von  1819.  Das  erste  dieser  Gesetze  nahm  dem  kleiner  Ver- 
gehen Beschuldigten  das  Recht,  den  Gegenbeweis  zu  führen.  Die  zweite 
ermächtigte  jeden  Gerichtshof,  der  die  Verurteilung  eines  Verlegers 
wegen  einer  aufrührerischen  Flugschrift  aussprach,  die  Vernichtung 
aller  Exemplare  der  Flugschrift  anzuordnen  und  selbst  den  Verleger 
für  den  Fall  einer  zweiten  Verurteilung  mit  Geldstrafe,  Haft,  Verbannung 
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oder  Transportation  zu  bestrafen,  Durch  eine  dritte  der  Six  Acts 
wurde  in  der  schon  oben  angeführten  Weise  der  Zeitungsstempel  auch 
auf  Plugblätter  und  andere  Veröffentlichungen,  die  nicht  Zeitungen 
waren,  ausgedehnt  und  Kautionen  von  Verlegern  von  Zeitungen  und 
Flugschriften  verlangt,  Durch  die  vierte  der  Six  Acts  wurde  bestimmt, 
daß  jede  Versammlung  von  mehr  als  50  Personen  6  Tage  vor  ihrer 
Abhaltung  durch  7   Hausväter  dem   Kriedensrichter  des  Bezirks  an- 

iurt  weiden  inul.de,  und  daß  nur  l'reeholdcrs  der  Grafschaft,  des 
Kirchspiels  oder  des  Fleckens  an  solchen  Versammlungen  teilnehmen 
durften.  Dem  Friedensrichter  wurde  das  Recht  eingeräumt,  Zeit  und 
Orl  der  \  ersammlung  nach  Relieben  zu  verändern.  Keiner  Versammlung 
war  gestattet,  sich  zu  vertagen.  Jede  Versammlung,  welche  das  Volk 
zur  Verachtung  und  zum  Haß  gegen  die  Person  des  Königs,  gegen  die 
Ii  gierung  und  Verfassung  aufreizte,  war  als  unlawful  assembly  erklärt, 
und  den  Friedensrich I ern  die  außerordentliche  Machtbefugnis  einge- 
räumt,  solche  Versammlungen  aufzulösen  und  die  Personen  in  diesen 
Versammlungen  zu  verhaften.  Wer  bewaffnet  an  solchen  Versammlungen 
beilnahm,  oder  wer  mit  Flaggen,  Bannern  und  anderen  Abzeichen  sich 
an  solchen  Versammlungen  beteiligte,  wurde  mit  2  Jahren  Gefängnis 
bestraft.  Die  fünfte  der  Six  Acts  verbot  die  Übung  im  Gebrauch  von 
W  äffen.  Die  sechste  ermächtigte  die  Friedensrichter,  in  unruhigen  Graf- 
schaften  nach  Wallen  zu  suchen  und  solche  zu  konfiszieren.  Damit 
erreichte  die  Reaktion  in  England  ihren  Höhepunkt.  Nun  kommt  das 
Merkwürdige,  daß  trotz  dieser  reaktionären  Gesetze  das  Vereins-  und 
Versammlungsverbot  fortwährend  umgangen  wird,  daß  Klubs  sich  bilden, 
w.'lche  große  Veränderungen  im  Staat  auf  dem  Wege  der  Koalition  und 
der  Einsammlung  von  Petitionen  durchzusetzen  wissen.  In  der  Weise 
wirkte  die  Rewegung  für  die  Katholikenemanzipation  vom  Jahre  1829, 
in  der  Weise  w  urde  die  Reform  des  Parlaments  von  1832  durchgesetzt. 
Freilich  nur  dann  hat  dieses  Mittel  den  gewünschten  Erfolg,  und  nur 
dann  werden  Vereins-  und  Versammlungsverbot  mit  Erfolg  umgangen, 
wenn  uichl  bloß  die  niederen  Klassen  sich  an  das  Reformwerk  machen, 
-"iclern  wenn  sie  Unterstützung  der  Mittelklassen  im  Parlamente 
fanden,  die  allerdings  vor  der  Reform  von  1832  hier  nur  spärlich  ver- 
treten  waren.  Wo  aber  Mittelklassen  und  die  große  Masse  des  Volks 
auseinandergingen,  da  versagten  jene  Mittel,  da  trat  das  Vereins-  und 
VersaminJungsverbol  wieder  in  seine  Hechte. 

Das  zeigt  die  Chartistenbewegung.  Von  den  großen  Reform- 
werken  des  Jahres  1832  und  1835  hatten  die  Arbeiterklassen  gar 
keinen  Vorteil  davongetragen.  Sie  wurden  im  Gegenteil  in  manchen 
VVahlflecken,  die  durch  die  neue  Gesetzgebung  die  Parlamentsver- 
ip-fung  verloren  hatten,  direkt  um  ihr  Wahlrecht  gebracht1).  So  z.  B. 
die  Weber  in  der  Nähe  von  Halifax,  die  Handwerker  in  Coventry,  Preston 
ii.  a.  Die  häufigen  Handelskrisen,  von  denen  England  nach  den  Napo- 
leonischen  Befreiungskriegen  heimgesucht  wurde,  trugen  das  ihrige 


1    Hansard  Deb.  3.  series,  vol.  X,  p.  372,  443. 
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dazu  bei,  die  Unzufriedenheit  der  arbeitenden  Klassen  zu  steigern. 
Der  nunmehr  in  der  Herrschaft  etablierte  bürgerliche  Mittelstand 
stand,  was  wirtschaftlichen  Egoismus  anlangt,  der  früher  allmächtigen 
landed  gentry  in  nichts  nach.  Im  Gegenteil,  die  wirtschaftlichen  Zustände 
spitzten  sich  jetzt  immer  mehr  zu.  In  ergreifender  Weise  hat  Friedrich 
Engels  bei  Schilderung  der  »Lage  der  arbeitenden  Klasse«  das  damalige 
England  charakterisiert:  »die  Auflösung  der  Menschheit  in  Monaden, 
deren  jede  eine  aparte  Überzeugung  und  einen  aparten  Zweck  hat, 
die  Welt  der  Atome,  ist  hier  auf  die  höchste  Spitze  getrieben«.  Und  die 
Monaden,  diese  Atome,  waren  die  Menschen,  die  industriellen  Arbeitgeber 
und  Arbeiter. 

Das  war  ja  auch  die  tiefe  Tragik,  daß  gerade  jenes  Land,  welches 
am  frühesten  die  neue  Menschenspezies  des  arbeitenden  Proletariers 
sah,  also  am  frühesten  eine  sozialpolitische  Gesetzgebung  nötig  gehabt 
hätte,  einer  zentralen  Verwaltungsmaschine  vollständig  entbehrte.  Eine 
solche  zu  schaffen,  daran  dachte  damals  die  herrschende  Manchester- 
schule durchaus  nicht,  denn  ihre  Parole  lautete:  keine  staatliche  Ein- 
mischung in  das  freie  Gebiet  des  individuellen  Wettbewerbs.  Diese 
Theorie  vom  »enlightened  selfinterest«  hielt  auch  im  Interesse  der 
arbeitenden  Klassen  jede  staatliche  Einmischung  für  verfehlt,  da  sie 
nur  den  Arbeiter  verwöhnt  und  zur  Faulheit,  zum  mangelnden  Selbst- 
vertrauen führt.  Nach  diesem  Rezepte  wurde  auch  im  Parlament  ver- 
fahren. All  die  merkantilistische  Gesetzgebung  aus  der  Zeit  der  Tudors 
und  Stuarts,  wie  z.  B.  Armengesetze,  Spital-Acts,  Lohn-  und  Preisregu- 
lierungen etc.,  wie  sie  eine  für  die  Arbeiter  sorgende  frühere  Gesetz- 
gebung geschaffen  hatte,  wurden  meist  ganz  abgeschafft.  Man  glaubte 
nämlich  damals,  und  die  Benthamisten  verkündeten  laut  diese  Ansicht, 
daß  die  innere  Verwaltungsgesetzgebung  nur  repressiv,  nicht  präventiv 
zu  wirken  habe1).  Und  doch  wäre  gerade  damals  für  England  eine 
sozialpolitische  Gesetzgebung  viel  nötiger  gewesen  als  für  rlen  Kontinent. 
Statt  dessen  riß  man  die  alten  schützenden  Überreste  der  merkanti- 
listischen  Ära  vollends  nieder.  Dieses  Vorgehen  einer  engherzigen  Ge- 
sellschaftsklasse wußte  sich  aber  mit  einem  Mäntelchen  zu  umhüllen, 
das  der  Kontinent  niemals  richtig  zu  würdigen  verstanden  hatte.  Mit 
dem  Niederreißen  der  merkantilistischen  Gesetzgebung  war  nämlich  auch 
das  weite  Ermessen  der  Friedensrichter  in  Angelegenheiten  der  inneren 
Verwaltung  vollkommen  beseitigt.  Die  Manchesterschule  brüstete 
sich  nun  damit,  einen  Rechtsstaat  begründet  zu  haben.  Das  wäre  ja 
das  Postulat  dieses  letzteren,  keinem  Beamten,  nicht  einmal  dem  Frie- 
densrichter, weites  Verwaltungsermessen  einzuräumen.  In  Wirklichkeit 
paßte  aber  dieses  weitgehende  Ermessen  der  Friedensrichter  der  indu- 
striellen herrschenden  Klasse  nicht  mehr,  und  man  machte  aus  der  Not 
eine  Tugend,  indem  man  die  Ansicht  vertrat,  England  müsse  so  Rechts- 
staat werden.  Damit  war  von  der  Manchesterschule  dieses  Rechts- 
staatsmonopols für  England  ein  für  allemal  in  Anspruch  genommen, 


J)  Siehe  Cunningham,  Politics  and  Economics,  1885,  p.  79  ff. 
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und  der  Kontinent  beugte  sich  in  stiller  Ehrfurcht  vor  diesem  Rechts- 
staat-Ideal. 

Mit  alledem  war  aber  die  Arbeiterschaft  unzufrieden.  Der  äußere 
Ausdruck  dieser  Unzufriedenheit  ist  die  unter  dem  Namen  des  Chartis- 
mus1) bekannte  Arbeiterbewegung.  Sie  setzt  schon  1825  ein,  erhält  erst 
seil  L838  ihren  Namen  und  umfaßt  drei  Epochen.  Die  erste  von  1825 
bis  L830,  ihre  Entstehungszeil  steht  noch  ganz  unter  den  naturrecht- 
lichen  Anschauungen  von  Robert  Owen,  der  durch  seine  kooperativen 
Genossenschaftsvereine  die  soziale  Frage  zu  lösen  hofft.  Die  zweite 
Periode  von  L83d  L834  ist  die  Ausgestaltung  der  Arbeiterbewegung 
zum  Syndikalismus,  dessen  Träger,  die  Trade  Unions,  an  dem  Owenschen 
Programm  festhalten.  Die  dritte  Periode,  insbesondere  von  1837 — 1854, 
verselbständigt  die  klassenbewußte  Arbeiterbewegung  und  enthält  die 
Ausbildung  eines  allerdings  noch  nicht  internationalen  —  Sozialismus. 
Die  Mittel  dieser  Bewegung  sind  Arbeitervereine  in  verschiedenen 
Industriezentren,  Tagung  von  Delegiertenversammlungen  dieser  Orts- 
verbände unter  dem  Namen  von  Konventen  (meist  in  London)  und 
Massenpol  it  innen-),  kurz,  dieselben  Mittel,  welche  auch  die  bürgerlichen 
Klassen  zur  Durchsetzung  ihrer  Ziele  im  19.  Jahrhundert  zur  An- 
wendung gebrach!  hatten.  Aber  auch  der  Generalstreik,  der  zuerst 
von  William  Benbow  (1831)  aufgebracht  wird,  kommt  im  August  1842 
in  Nordengland  zur  Anwendung,  allerdings  ohne  irgendeinen  Erfolg 
zu  erzielen.  Den  Namen  führt  die  Bewegung  von  der  sog.  Peoples 
charter,  welche  auf  einer  Londoner  Arbeiterversammlung  am  28.  Febr. 
L837  beschlossen  wurde  und  zu  ihrem  geistigen  Urheber  William  Lovett, 
einen  Tischler,  hatte.  Sie  wurde  einem  am  4.  Februar  1839  in  London 
zusammengetretenen  »allgemeinen  Konvent  der  gewerbefleißigen  Klas- 
sen Großbritanniens«  vorgelegt,  von  ihm  genehmigt  und  mit  einer 
Massenpetition  (mit  1%  Millionen  Unterschriften  versehen)  dem  Unter- 
haun am  14.  Juni  1839  vorgelegt.  Sie  stellt  folgende  Forderungen  auf: 
allgemeines  Wahlrecht,  geheimes  Wahlrecht,  jährliches  Parlament, 
hinten  der  Unterhausmitglieder,  Abschaffung  jedes  Vermögens- 
zensus  im  Wahlrecht  zum  Unterhaus  und  gleiche  Wahlkreisein- 
teilung. Da  die  Arbeiterklassen  in  dieser  Bewegung  keine  Unter- 
stützung3)  von  Seiten  des  Mittelstandes  erfahren,  fällt  die  Bewegung, 
trotzdem  sie  sieh  bis  18484)  erhält,  vollständig  nach  dieser  Zeit  in 
sich  zusammen. 


1  Am  besten  orientiert  jetzt  über  diese  Bewegung  M.  Beer,  Geschichte  des 
Sozialismus  in  England,  Stuttgart  1913,  S.  225  —  416.  Siehe  auch  J.  L.  Tildsley, 
Die  Entstehung  und  die  ök.  Grundsätze  der  Chartistenbewegung,  1898,  in  Conrads 
Abh.  19.  Bd. 

1  Drei  solcher  Massenpetitionen  wurden  dem  Unterhause  unterbreitet.  Die 
am  1  i.  Juni  1839,  die  zweite  am  2.  Mai  1842,  die  dritte  am  10.  April  1848 

unter  dem  Drucke  der  französischen  Februarrevolution. 

Ab->-flRTi  von  der  in  der  Zeit  der  Entstehungsperiode  des  Chartismus 

und  dem  kurzen  Intermezzo  von  1842  (siehe  darüber  Beer  a.  a.  O.  S.  376  ff.). 

4)  Besonders  seit  dem  Zusammenbruch  der  agrarisch-sozialen  Pläne  von 

Feargus  O'Connor. 
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Auf  der  anderen  Seite  hat  die  Bewegung  zur  Abschaffung  der  Korn- 
zölle im  Jahre  1846  durch  die  Unterstützung  der  Mittelklassen  Wirkung 
und  Erfolg.  Die  Mittel  zum  Inbewegungsetzen  der  öffentlichen 
Meinung,  Vereine,  Versammlungen  und  Petitionen,  erwiesen  sich  in  die- 
sem Falle  als  äußerst  wirkungsvoll.  Der  Widerstand  der  Lords  gegen  die 
Abschaffung  der  Kornzölle  ward  gebrochen  und  ein  Konservativer  von 
der  Gesinnung  Sir  Robert  Peels  von  seiner  eigenen  Partei  losgerissen, 
um  die  Abschaffung  der  Kornzölle  durchzusetzen. 

Was  lehrt  dieses  ?  Nur  das  eine,  daß  der  Kampf  um  die  politischen 
Freiheiten  in  England  nur  so  lange  Bedeutung  hatte,  als  das  parlamen- 
tarische Regime  nicht  vollständig  zum  Sieg  gelangt  war.  Denn  trotzdem 
die  Vereins-  und  Versammlungsverbote  in  England  bestanden,  wußten 
doch  die  Bürger  Englands  sich  der  Agitationsmittel,  wie  Presse,  Pe- 
titionen, Vereine  und  Versammlungen  es  waren,  immer  dann  mit  Erfolg 
zu  bedienen,  wenn  die  Mittelklassen  auf  Seiten  des  Volkes  standen.  Der 
Kampf  um  die  Freiheitsrechte  war  demnach  in  England  nur  so  lange 
aktuell  und  von  praktischer  Bedeutung,  als  die  Mittelklassen  im 
englischen  Parlament  nicht  vertreten  waren.  Der  Kampf  um  die  poli- 
tischen Freiheiten  hatte  die  Mittelklassen  ins  englische  Parlament  ge- 
führt. Er  wurde  bedeutungslos,  als  die  Mittelklassen  im  Parlament 
saßen.  Wie  war  aber  dieses  Werk  zustande  gebracht  ?  Die  Antwort  ist 
kurz:  durch  die  Parlamentsreform  von  1832. 

III.  Die  Vervollkommnung  des  parlamentarischen  Regimes  durch 
die  Parlamentsreform  von  1832. 

Nachdem  bis  zum  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  ein  wichtiger  Teil 
der  sog.  Freiheitsrechte  in  England,  wie  wir  oben  gezeigt  haben,  gesichert 
worden,  war  es  auch  möglich,  mit  Hilfe  dieser  eine  mächtige  Agitation 
zu  entfalten,  um  den  sog.  middle  classes,  dem  Bürgerstand,  Zutritt  zum 
Unterhause  zu  verschaffen.  Dieser  war,  wie  wir  wissen,  bis  dahin  ent- 
weder ganz  unvertreten,  oder,  sofern  er  vertreten  war,  vollständig  im 
Schlepptau  der  hohen  Aristokratie.  Die  Reformversuche  gegen  die 
oligarchische  Zusammensetzung  des  Unterhauses  beginnen  schon  zu 
der  Zeit  des  älteren  Pitt.  Schon  dieser  Staatsmann  hatte  Georg  IL 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Stimme  des  Volkes  anderswo  als 
im  Unterhause  zu  suchen  sei.  Im  Jahre  1766,  sechs  Jahre  nach  dem 
Regierungsantritt  Georgs  III.,  bezeichnete  er  die  Vertretung  der  Städte 
im  Unterhaus  als  den  am  meisten  veralteten  Teil  der  englischen 
Verfassung.  »Sie  kann  hundert  Jahre  nicht  mehr  fortbestehen;  wenn 
sie  nicht  von  selbst  verschwindet,  muß  sie  amputiert  werden«  (Pari. 
Hist.,  vol.  XVI,  p.  100  und  vol.  XVII,  p.  223.). 

Im  Jahre  1774  macht  Lord  Stanhope  und  1776  John  Cartwright 
auf  die  Notwendigkeit  einer  Reform  in  Flugschriften  aufmerksam. 
Berühmt  ist  des  letztern  Buch,  das  in  zweiter  Auflage  den  Titel  führt: 
»Eine  Verteidigung  der  legislativen  Rechte  des  Volkes«  (»The  legislative 
rights  of  the  communalty  vindicated«).  Auch  der  uns  bekannte  John 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  37 
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Wilkes  versuchte1)  im  Unterhause  eine  Bill  des  Inhalts  einzubringen, 
daß  gewisse  Grafschaften,  insbesondere  Middlesex  und  Yorkshire,  die 
besonders  reich  bevölkert  waren,  eine  verstärkte  Anzahl  von  Abge- 
ordneten  erhalten  sollten.  Auch  die  Metropole  sollte  durch  eine  größere 
Vnzahl  von  Mitgliedern  im  Unterhaus  vertreten  sein.  Sein  Grund- 
prinzip  war,  gewissen  verrotteten  Städten,  die  unbedeutend  waren, 
ihre  Vertretung  im  Unterhaus  zu  nehmen  und  die  so  erledigten  Abge- 
ördnetenmandate  großen  Grafschaften  und  reich  bevölkerten  Handels- 
plätzen wie  Manchester,  Leeds,  Sheffield  und  Birmingham  zu  geben. 
I  >er  \  ersuch  mißglückte,  ohne  daß  eine  wirkliche  Auszählung  des  Hauses 
vorgenommen  worden  wäre  (Commons  Journals  XXV,  673).  Im  Jahre 
1780  brachte  der  Herzog  von  Richmond  im  Oberhause  eine  Bill2)  ein, 
wi  [che  unter  anderm  jährliche  Parlamentstagung,  gleiche  Wahl- 
kreise iiml  allgemeines  Wahlrecht  verlangte.  Auch  diese  Bill  wurde  ohne 
Auszählung  einfach  verworfen.8)  Zwei  Jahre  später  brachte  der  jüngere 
Pitt  zur  Zeit  des  Ministeriums  Rockingham  einen  Antrag  ein,  wonach 
ein  Konntet1  des  l'nl erhauses  eingesetzt  werden  sollte,  um  über  den 
Zustand  der  Vertretung  im  Unterhause  Klarheit  zu  verschaffen.  Er  be- 
zeichnete diejenigen  Städte,  welche  unter  derpatronage  eines  Aristokraten 
■  »der  der  Regierung  ständen,  als  die  Sitze  der  größten  Korruption  und 
schrieb  dieser  Korruption  alle  Leiden  der  Nation  zu.  Der  Mißstand  sei 
groß  geworden  mit  der  Größe  Englands  und  gewachsen  mit  der  Kraft 
Englands,  aber  er  sei  nicht  vermindert  worden  mit  der  Verminderung 
Englands  und  nicht  verfallen  mit  dem  Verfall  Englands.  Der  Antrag, 
der  auch  von  Fox  unterstützt  war,  fiel  mit  einer  Minderheit  von  20  Stim- 
men durch.4)  Im  Jahre  1783,  nachdem  das  Ministerium  Shelburne  der 
Koalition  Fox-North  Platz  gemacht  hatte,  brachte  Pitt  noch  einmal 
drei  Anträge  ein,  welche  eine  Verstärkung  der  Zahl  der  Grafschafts- 
vertreter  um  100  und  der  Vertreter  der  Metropole  im  Unterhause 
forderten,  und  weiter  verlangten,  daß  man  die  übliche  Wahlbe- 
stechung  und  die  großen  Auslagen  für  Wahlzwecke  verhindere.  Pitt 
brachte  damals  in  seiner  Rede  sogar  den  Abfall  der  nordamerika- 
nischen Kolonie  mit  der  im  Unterhause  bestehenden  Korruption  und  dem 
infolgedessen  bestehenden  großen  Einfluß  der  Krone  auf  das  Unterhaus 
in  Zusammenhang.  Das  Unterhaus  ließ  nicht  einmal  die  Anträge  zur 
Abstimmung  bringen.5) 

Selbsl  als  Premier  versuchte  Pitt  zum  dritten  und  letzten  Male  die 
Reform  in  Gang  zu  bringen.  Im  April  1785  brachte  er  eine  Bill  ein, 
welche  die  Reform  der  Unterhauszusammensetzung  zum  Gegenstand 
hatte.  Die  Grundzüge  dieser  Reformvorschläge  waren  folgende6):  72  Ab- 


1    Am  -2).  März  1776  (Pari.  History  XVIII,  1297). 

-    (  ber  andere  ältere  Reformversuche  Veitch  a.  a.  O.  52  ff. 

8)  Pari.  History  XXI,  686  ff. 

4)  Pari.  History  XXII,  1438. 

5)  Commons  Journals  XXXIX,  409. 

Im  Hause  wurden  sie  nicht  im  Detail  vorgebracht.  Man  erfährt  über  sie 
nur  aus  den  Schriften  der  Anhänger  Pitts.   Siehe  Veitch  a.  a.  O.  101  f. 
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geordnetenmandate  sollten  dadurch  gewonnen  werden,  daß  36  verfallene 
Stadtflecken  ihrer  Unterhausvertretung  verlustig  werden  sollten.  Zu 
den  72  so  gewonnenen  Abgeordnetenmandaten  sollten  noch  28  dadurch 
hinzukommen,  daß  man  gewissen  Städten  ihre  Vertretungsrechte  im 
Unterhaus  abkaufte.  Die  so  gewonnenen  Mandate  sollten  an  die  volk- 
reichen Städte  verteilt  werden.  Bemerkenswert  ist  an  diesem  Gesetzes- 
vorschlag, daß  ein  Abgeordnetenhausmandat  damals  wie  eine  Marktware 
behandelt  wurde  und  diese  Warenqualität  in  einem  Staatsgesetze  An- 
erkennung finden  konnte.  Eine  Million  sollte  zum  Ankauf  dieser  Ab- 
geordnetenmandate vom  Parlament  bewilligt  werden.  Um  auch  die 
Grafschaften  an  der  Reform  zu  interessieren,  brachte  er  in  Vorschlag, 
daß  auch  die  copyholders,  die  Zinsbauern,  außer  den  Freibauern,  free- 
holders,  aktives  Wahlrecht  erhalten  sollten.  Der  König  aber  war  der 
Maßregel  feindlich,  und  das  Unterhaus  selbst  stand  dem  Gesetzesvor- 
schlag teilnahmslos,  um  nicht  zu  sagen  unsympathisch,  gegenüber. 
Es  erteilte  nicht  einmal  die  Erlaubnis  zur  Einbringung  der  Bill.1) 
Damit  hörten  Pitts  Reformversuche  auf,  was  aus  seiner  Furcht  vor 
den  französischen  Jakobinern  und  ihren  englischen  Nachahmern2) 
geschah. 

Nachdem  in  der  Folgezeit  in  den  Jahren  1790 — 1809  vereinzelte  Ver- 
suche von  Burdett,  Grey,  Erskine  und  Fox  gemacht  worden  waren, 
nahm  am  Ausgange  des  ersten  Jahrzehnts  des  19.  Jahrhunderts  Sir 
Francis  Burdett3),  der  Führer  der  sog.  Radikalen,  des  links  stehenden 
Flügels  der  Whigpartei,  die  Reform  in  die  Hand.  Aber  die  radikale 
Denkart  dieses  Führers  und  seiner  Folger  schadete  dem  Reformwerk 
sehr.  Das,  was  uns  heute  selbstverständlich  ist,  war  für  die  damalige 
Zeit  noch  nicht  so  selbstverständlich.  Eine  Parlamentsreform  gleich 
mit  dem  allgemeinen  Wahlrecht  und  mit  vollständig  gleichen,  nach  der 
Bevölkerungszahl  gebildeten  Wahlbezirken  einzuleiten,  war  damals 
jedenfalls  verfrüht.  Der  Vorschlag  fiel  ebenso  wie  der  von  Bland  in 
dem  nächsten  Jahr  gemachte,  ein  Untersuchungskomitee  einzusetzen. 
1818/19  wiederholte  Burdett  seine  Resolution,  indem  er  noch,  ähnlich 
wie  der  Herzog  von  Richmond  im  Jahre  1780,  außer  dem  jährlichen 
Parlament  auch  geheimes,  nicht  bloß  allgemeines  Wahlrecht  verlangte. 
Ihm  suchte  der  damals  noch  nicht  lange  im  Parlament  befindliche 
Lord  John  Russell  durch  maßvollere  Vorschläge  den  Wind  aus  den  Segeln 
zu  nehmen.  Der  Vorschlag  John  Russells  von  1820  verlangte  die  Ent- 
ziehung der  Unterhausvertretung  der  Stadt  Grampound,  die  besonders 
durch  Korruption  auffiel.     Sodann  forderte  John  Russell,  daß  auch 


!)  Pari.  History  XXV,  475. 

2)  Daß  diese  Furcht  in  der  Zeit  der  Koalitionskriege  und  später  nicht  un- 
begründet war,  weist  jetzt  auf  Grund  umfassenden  Quellenmaterials  nach:  J.  H. 
Rose,  William  Pitt  and  the  Great  War,  London  1911. 

3)  Er  stand  hier  erweislich  unter  dem  Einfluß  von  Jeremias  Dentham,  der 
in  seinem  »Fragment  on  Government«  und  »Plan  of  Parliamentary  Reform  in  the 
Form  of  Catechism«  (1809)  allgemeines,  geheimes  Wahlrecht  und  gleiche  Wahl- 
bezirke forderte.    Siehe  Veitch  a.  a.  O.  345  f. 
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andern  Städten,  welche  durch  Korruption  und  Wahlbeeinflussung 
berüchtigt  waren,  die  Vertretung  im  Unterhause  entzogen  und  die  so 
gewonnenen  Abgeordnetenmandate  an  größere  Grafschaften  und  ge- 
wisse  volkreiche  Städte  mit  einer  Bevölkerungszahl  von  nicht  weniger 
als  L5000  Einwohnern  gegeben  werden  sollten.  Die  Regierung  willigte 
damals  nur  iu  die  Entziehung  der  Vertretung  von  Grampound. 
Die  übrigen  N  urschläge  verdichteten  sich  nicht  einmal  zum  Gesetzes- 
vorschlag.  Im  Jahre  182 L  wiederholte  Russell  seinen  Vorschlag  von  1820, 
aber  ebenfalls  ohne  Erfolg.  Der  Antrag  fiel  gegen  eine  Majorität  von 
31  Stimmen.  Ähnliche  Vorschläge  wiederholte  er  dann  noch  im  Jahre 
L822,  L823  and  L826  und  1828.  Im  Jahre  1830  stellte  er  den  Antrag, 
den  drei  Städten  Birmingham,  Leeds  und  Manchester  das  Wahlrecht 
zum  l'ntcrhaus  zu  erteilen,  und  zwar  auf  Kosten  jener  drei  korrupten 
Städte,  die  in  nächster  Zeit  der  Wahlbestechung  für  schuldig  erklärt 
werden  sollten.  Aber  selbst  dieses  mäßige  Reformprogramm  fiel  gegen 
eine  Majorität  von  38  Stimmen. 

Schi'  nützlich  war  für  die  maßvollen  Reformpläne  Russells  der 
Radikalismus  von  O'Conell,  welcher  in  derelben  Session,  mutig  gemacht 
durch  die  infolge  seiner  Agitation  vollendete  Katholikenemanzipation, 
nun  eine  Reform  des  Unterhauses  mit  allgemeinem  und  geheimem  Wahl- 
recht verlangte.  Russells  Vorschläge  bewegten  sich  dagegen  in  den  alten 
Bahnen  und  innerhalb  seines  Lieblingsprinzips,  kleinen  verrotteten  Wahl- 
flecken  die  Unterhausvertretung  zu  nehmen  und  sie  großen  Handels- 
städten und  großen  Grafschaften  zu  übertragen.  Freilich,  auch  diese 
Plane  hätten  niemals  die  ersten  Entwicklungsstadien  überschritten,  da 
der  Herzog  von  Wellington,  der  damals  leitende  Staatsmann,  sich  prin- 
zipiell gegen  jede  Wahlreform  erklärte,  aber  die  Julirevolution  und  die 
Revolution  in  Belgien  gaben  der  Sache  Russells  den  nötigen  Entwick- 
lungsstoß. Wellingtons  Ministerium  wurde  1830  gestürzt,  und  der 
Earl  Grey,  der  schon  1792  einen  vergeblichen  Antrag  auf  Reform  ein- 
gebracht hatte1),  wurde  Premierminister.  Nun  brachte  Russell,  obwohl  er 
nicht  Mitglied  des  Kabinetts  war,  seine  Reformvorschläge  wieder  vor, 
und  daneben  wurde  außerhalb  des  Parlaments  eine  rührige  Agitation 
zugunsten  der  Reform  entfaltet,  welche  von  Birmingham  ihren  Ausgang 
nahm  und  durch  korrespondierende  Klubs  und  Petitionen  die  Sache  der 
Reform  zu  fördern  bestrebt  war. 

Die  zweite  Lesung  der  Bill  Russells  ging  nur  mit  einer  Stimme 
Majorität  durch.  Als  gegen  den  Willen  des  Ministeriums  Anträge  durch- 
gingen, daß  die  Zahl  der  Unterhausmitglieder  für  England  nicht  ver- 
mindert werden  sollte,  beschloß  das  Kabinett  die  Auflösung  des  Unter- 
hauses. Die  Sache  der  Reformer  fand  im  neuen  Parlament  viel  wirk- 
samere Unterstützung.  Die  zweite  Lesung  der  zweiten  Reformbill  ging  mit 
einer  Majorität  von  367  Ja-Stimmen  gegen  231  Nein-Stimmen  durch. 
Die  dritte  Lesung  passierte  die  Reformbill  sogar  mit  einem  Stimmen- 
verhältnis von  345  zu  239.   Doch  das  Oberhaus  verwarf  die  zweite  Re- 


1)  Pari.  History  XXIX,  1300  ff. 
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formbill  mit  einer  Majorität  von  241  Stimmen.  Dies  war  am  7.  Oktober 
1831.  Die  dritte  Reformbill  wurde  am  23.  März  1832  in  dritter  Lesung  an- 
genommen. Am  13.  April  kam  sie  vor  das  Oberhaus  in  zweiter  Lesung. 
Mit  Mühe  und  Not,  d.  h.  mit  einer  großen  Majorität  von  9  Stimmen 
ging  die  zweite  Lesung  durch.  Die  Lords,  die  nicht  den  Mut  hatten, 
die  Bill  gegen  den  wiederholt  ausgesprochenen  Volkswillen  zu  verwerfen, 
hofften  auf  dem  Wege  von  Amendements  die  wesentlichen  Bestandteile 
der  Reformbill  auszumerzen.  Um  den  Widerstand  der  Lords  zu  be- 
seitigen, schlug  das  Ministerium  dem  König  einen  Peerschub  vor.  Der 
König  schreckte  davor  zurück,  und  da  das  Ministerium  der  Whigs  sich 
weigerte,  die  Regierung  fortzuführen,  übertrug  er  den  Tories  unter  der 
Führung  des  Herzogs  von  Wellington  die  Leitung  der  Staatsgeschäfte. 
Wellington  vermochte  aber  nicht,  ein  neues  Kabinett  zu  bilden,  und  so 
sah  sich  der  König  genötigt,  einer  eventuellen  Vermehrung  der  Peers 
zur  Verhinderung  des  Widerstandes  des  Oberhauses  zuzustimmen. 
Die  bloße  Möglichkeit  eines  solchen  Peerschubs  stimmte  die  Lords 
schon  milder.  Schließlich  wurde  die  dritte  Reformbill  von  den  Lords 
in  dritter  Lesung  mit  einem  Stimmenverhältnis  von  106  zu  22  ange- 
nommen und  Gesetz  (2  und  3  Will.  IV.,  c.4).  So  wurde  den  Mittelklassen 
im  Unterhaus  Eingang  verschafft,  die  Unabhängigkeit  des  Unterhauses 
von  der  Aristokratie  durchgeführt.  Die  Details  dieses  Reformwerkes 
werden  wir  noch  unten  kennen  lernen.  Alsbald  verlangten  auch  die  Mittel- 
klassen namentlich  an  der  städtischen  Selbstverwaltung  mehr  beteiligt  zu 
werden.  Der  Parlamentsreform  von  1832  folgte  die  Munizipalreform  von 
1835.  Das  parlamentarische  Regime  war  jedenfalls  nunmehr  befestigt. 
Wir  haben  gezeigt,  daß  es  auch  schon  vor  der  Reform  in  England  be- 
standen hat,  aber  es  hing  vor  dieser  Zeit  noch  zu  sehr  von  der  Kraft 
eines  einzelnen  Staatsmannes  ab,  von  seiner  Kunst,  das  Haus  zu  be- 
handeln, d.  i.  entweder  wie  der  ältere  Walpole  zu  bestechen  oder,  wie  der 
jüngere  Pitt,  durch  Inszenierung  außerparlamentarischer  Agitationen 
fortwährend  in  Schach  zu  halten.  Nunmehr  war  das  wechselvolle  Spiel 
parlamentarischer  Regierung  dem  Zufall  entrückt  und  auf  sichere  Grund- 
lagen gestellt. 


§  4L  Die  Komentionalregeln  als  Unterlagen  des 
Verfassungsbanes. 

Unsere  Verfassungsperiode  verläuft  in  England  ohne  politische 
Revolution,  während  der  Kontinent  mehrere  solcher  Durchwühlungen 
des  Staatslebens  um  dieselbe  Zeit  aufweist.  Warum  ist  England  davon 
verschont  geblieben  ?  Einer  der  Hauptgründe  ist  der  eigentümliche 
Rechtsformalismus,  den  man  als  Organisationserhaltenden  bezeichnen 
muß.  An  alte  Organisationseinrichtungen  wird  immer  angebaut,  nichts 
wird  niedergerissen.  Jedes  Rechtsinstitut,  jede  Verfassungsinstitution 
stellt  ein  Bauwerk  dar,  an  dem  verschiedene  Staatskünstler  gearbeitet 
haben.  Die  Kunst  der  englischen  Staatsmänner  bestand  darin,  eine  Stil- 
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arl  iles  Hans  aus  der  Fülle  der  vorhandenen  besonders  herauszugreifen 
und  sie  mit  neuem  Leben  zu  erfüllen.  In  England  entstand  kein  Natur- 
rechtsgeist.  Bildete  sich  schon  einmal  eine  der  staatlichen  Organi- 
sation  parallele  Gesellschaftsorganisation  mit  eigenen  Normen,  so 
gingen  diese  keinen  Kampf  auf  Tod  und  Leben  mit  dem  alten  Recht, 
dem  Common  Law,  ein,  vielmehr  wurde  die  alte  Staatsorganisation 
inil  der  neuen  gesellschaftlichen  Organisation  verknüpft.  Es  wurde  das- 
jenige  Staatsorgan  ausgesucht,  welches  die  beste  Verknüpfung  mit 
dem  neu  entstandenen  gesellschaftlichen  Organ  eingehen  konnte.  Der 
Naturrechtsgeist  verdichtete  sieh  nicht  zu  Normen,  die  zum  Kampf 

ii  das  bestehende  Recht  aufforderten,  sondern  er  blieb  bescheiden 
als  Konventionalregel  im  Hintergrund  in  respektvoller  Entfernung 
vom  Common  Law. 

Was  sind  das.  diese  Konventionairegeln?  Konventionalregeln 
unterscheiden  sieh  von  Rechtsnormen  dadurch,  daß  sie  keinen  von 
Staats  wegen  anerkannten  psychischen  Zwang  als  Deckung  haben. 
Ihre  Sanktion  ist  ein  rein  sozialer  Zwang. 

Dadurch  unterscheiden  sie  sich  auch  vom  Gewohnheitsrecht,  dessen 
Vorläufer  sie  unter  Linsfänden  sind,  wenn  sie  durch  lange  Übung 
dazu  auswachsen.  In  solchen  Konventionalregeln  leben  wir  alle, 
die  wir  ins  gesellschaftliche  Leben  eintreten.  Das  Staats-  und 
Völkerrecht  kann  ihrer  als  Ergänzung  der  Rechtsordnung  nicht  ent- 
raten.  So  ist  denn  ein  großer  Teil  dessen,  was  wir  heute  Völkerrecht 
nennen,  einfach  konventionalregel.  Sie  wird  in  hundert  Fällen  befolgt, 
im  L01.  Falle  nicht,  wenn  es  den  Beteiligten  auf  Grund  vorgenommener 
[nteressenabwägung  nicht  mehr  paßt.  Desgleichen  finden  sich  im  Staats- 
und  Verwaltungsrecht  solche  Konventionalregeln.  Man  spricht  dann  von 
Staats-  und  Verwaltungspraxis  oder  Routine.  Die  Verwaltungsroutine 
namentlich  bildet  eine  wichtige  Ergänzung  unseres  Verwaltungsrechtes. 
Man  denke  nur  z.  B.  an  den  großen  Spielraum,  den  im  preußischen 
Schiihvrht  die  Verwaltungsroutine  oder,  wie  sie  hier  heißen,  die  »schul- 
bechnischen«  Rücksichten  einnehmen.  Ähnlich  gehört  ein  gut  Teil  von  dem, 
was  man  gemeiniglich  Polizeirecht  nennt,  hierher.  In  England  beruht 
das  ganze  System  der  Ministerverantwortlichkeit,  die  Stellung  des  Kabi- 
ue1 1  s,  die  Art .  wie  Minister  kommen  und  gehen,  auf  solchen  Konventional- 

ii.  Lud  das  Verhältnis  von  Mutterland  zu  den  englischen  Selbstverwal- 
bungskolonien  wird  ebenfalls  durch  Konventionalregeln  bestimmt.  Das 
Gemeinsame  aller  dieser  Regeln  ist,  daß  sie  in  normalem  Zustande  ähn- 
le ;h  verbindende  Kraft  wie  die  Rechtsnormen  haben,  daß  aber  ihre  bin- 
dende  Kraft  auf  sozialem  Zwange  ruht.  Dieser  Zwang  kann  entweder, 
wie  bei  unserer  Verwaltungsroutine,  im  Beamtenapparat  selber  liegen 
oder  beruht,  wie  im  Völkerrecht,  auf  wirtschaftlichen  Beziehungen 
und  d«-r  Waffengewalt,  oder,  wie  bei  den  Konventionalregeln,  welche  die 
Stellung  des  englischen  Ministerkabinetts  normieren,  auf  der  Partei- 
en <  und  den  Beziehungen  der  Parteimitglieder  untereinander,  oder, 
wie  im  Verhältnis  zwischen  Mutterland  und  englischen  Kolonien, 
aul  wirtschaftlichem  Zwange.   Wie  die  Verhältnisse  nun  einmal  liegen, 
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brauchen  die  Kolonien  das  Mutterland  als  Geld-  und  Kreditgeber  und 
als  Absatzmarkt.  In  dieser  letzteren  Eigenschaft  wertet  eben  auch  das 
Mutterland  die  Kolonien:  als  Absatzmarkt  und  als  Feld  für  die  Anlage 
von  Kapitalien.  Der  soziale  Zwang  ist  also  hier  ein  vorwiegend  wirt- 
schaftlicher. 

Diese  Konventionalregeln  haben  im  englischen  Rechtsleben 
immer  eine  große  Rolle  gespielt.  Sie  beherrschen  soziale  Bildungen, 
die  außerhalb  des  bestehenden  Rechts  zur  Entstehung  gelangen,  er- 
halten diese  extralegalen  sozialen  Bildungen  fortwährend  im  Gange 
und  verbinden  sie  mit  schon  bestehenden  Rechtsinstituten.  Zu  ver- 
schiedenen Zeiten  der  englischen  Rechtsgeschichte  ist  dieser  Prozeß  zu 
beobachten,  und  zu  allen  Zeiten  hat  es  formelle  Konventionalregeln 
gegeben,  welche  den  Anschluß  extralegaler  sozialer  Organbildungen  an 
schon  bestehende  Rechtsinstitute  herbeigeführt  haben,  und  materielle 
Konventionalregeln,  welche  für  diese  extralegalen  Einrichtungen  und 
ihren  Gang  normativ  bestimmend  gewesen  sind.  Einige  Beispiele  mögen 
dies  klarlegen. 

Als  man  im  Mittelalter  daranging,  die  ökonomische  Bewirtschaftung 
großer  Latifundien,  sog.  manors,  nach  Normen  einzurichten,  mußte 
man  auch  daran  denken,  den  Gutshörigen  eine  rechtsähnliche  Stellung 
innerhalb  des  einen  Organismus  darstellenden  Gutshofs  zu  gewähren. 
Mit  Rechten  diese  auf  kleine  Parzellen  Landes  ausgetane  Bevölkerung 
auszustatten,  ging  nicht  an,  da  sie  meist  von  angelsächsischer  Abstam- 
mung und  daher  rechtlos  waren.  Man  gewährte  ihnen  nur  rechtsähnliche 
Befugnisse  an  dem  zu  bewirtschaftenden  Objekt.  Hierfür  leisteten  sie 
gemessene  oder  ungemessene  Dienste.  Zur  Regelung  dieser  Dienste  ent- 
wickelte sich  ein  Komplex  von  Normen.  Diese  waren  nicht  etwa  Rechts- 
regeln, denn  kein  Common-Law- Gericht  erkannte  sie  an,  nur  im  ma- 
norial  court,  wie  wir  wissen1),  fanden  sie  Anerkennung.  Ob  der  Guts- 
herr in  diesen  Hofgerichten  Recht  gab,  hing  von  seinem  Willen  allein  ab. 
Daß  er  es  tat,  bestimmte  allein  nur  die  manorial  custom,  der  Brauch  des 
Gutshofs. 

Erst  seit  Edward  IV.  werden  auch  Klagen  gegen  den  früher  unum- 
schränkten Gutsherrn  von  den  ordentlichen  Staatsgerichten  ange- 
nommen, und  mit  einem  Schlag  wird  diese  ganze  Masse  von  Konventio- 
nalregeln zu  Rechtssätzen.  Aber  bis  dahin  waren  sie  eben  bloße  Bräuche, 
gute  oder  böse.  Wir  finden  hier  auch  das  Charakteristikum  aller  Kon- 
ventionalregeln Englands  wieder.  Es  bilden  sich  gesellschaftliche  und 
wirtschaftliche  Organisationen  außerhalb  der  bestehenden  Rechts- 
ordnung. Hierauf  erfolgt  die  Anknüpfung  dieser  Gesellschaftsorgani- 
sationen an  ein  bestehendes  Staatsorgan,  im  konkreten  Falle  den  Lehens- 
hof, den  der  Lehnsherr  über  seine  Vasallen  abhielt.  Für  diese  war  er 
court  baron,  für  die  Gutshörigen  erhielt  er  eine  andere  Form,  da  war 
er  der  manorial  oder  customary  court.  Konventionalregeln  hatten  diese 
Anlehnung  der  extralegalen  Organisation  an  ein  bestehendes  Staats- 
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organ  vermittelt,  und  nun  waren  es  wieder  Konventionairegeln,  welche 
m  Anlehnung  an  gegebene  Rechtsinstitute  des  Feudalrechts  Bräuche 
für  die  Gutshörigen  schufen.  Eine  ganze  Reihe  von  Instituten,  die  sich 
in  diesen  Hof-  und  Gutsgebräuchen  finden,  sind  direkt  feudalrechtlichen 
Instituten  des  Common  Law  nachgebildet. 

Ein  anderes  Beispiel  ist  die  Art,  wie  sich  extralegale  Stadtver- 
fassungen durch  Anlehnung  an  bestehende  Gutshöfe,  an  Dörfer  und 
Marktflecken  entwickelten,  worüber  noch  weiter  unten  (§48)  ausführlich 
/u  handeln  sein  wird. 

Bis  zur  Munizipalreform  von  1835  war  eine  große  Anzahl  englischer 
Kommunalgemeinwesen  von  Sozialnormen  beherrscht,  die  keineswegs 
Rechtscharakter  hatten,  durch  keine-  Rechtsnorm  anerkannt  waren, 
die  aber  den  von  ihnen  beherrschten  Gemeinwesen  stadtähnlichen 
Charakter  gaben,  trotzdem  das  Parlament  weit  davon  entfernt  war, 
diese  Gemeinwesen  als  Städte  anzuerkennen. 

V.uch  das  Verhältnis  des  englischen  Mutterlandes  zu  seinen  Kolonien 
wurde  seil  dein  18.  Jahrhundert  durch  Normen  beherrscht,  welche 
nur  Konvent ionalregeln  waren.  Die  diesen  Verhältnissen  zugrunde 
liegenden  Rechtsnormen,  sofern  sie  seit  alters  her  bestanden,  waren 
höchst  primitiv.  Ks  war  die  Auffassung  des  Herrenverbandes,  so 
ungefähr,  wie  er  der  Theorie  nach  noch  heute  zwischen  den  Kanalinseln 
und  England  besteht.  Der  allmächtige  König  regiert  als  oberster  Feudal- 
herr  der  Kolonie,  da  und  dort  in  seiner  Allgewalt  durch  einen  Beirat 
beschränkt,  aber  immerhin  noch  der  vollkräftige  Monarch.  Das  ganze 
Kolonialeigentum  gehört  der  Rechtstheorie  nach  dem  englischen  König 
und  seit  der  glorreichen  Revolution  dem  König  im  Parlament,  der  als 
oberster  Souverän  über  die  Kolonie  gesetzgeberisch  zu  verfügen  hat. 
Formal- juristisch  war  also  die  Kolonie  auch  noch  im  18.  Jahrhundert 
in  allem  und  jedem  vom  Mutterland  abhängig,  aber  die  Macht  der  Kon- 
vent ionalregeln  war  schon  so  groß,  daß  man  die  Behandlung,  die  man  den 
nnrdamerikanischen  Kolonien  am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts 
zuteil  werden  ließ,  nicht  mehr  als  normale  Gestaltung  empfand.  Der 
\af  urrechtsgeist  war  in  ihnen  schon  mächtig  geworden,  sie  fielen  ab. 
Für  diejenigen  Kolonien  aber,  welche  noch  beim  Mutterlande  blieben 
i  »der  in  der  Folge  hinzukamen  und  sich  auf  eine  Stufe  der  Selbstverwaltung 
hinaufarbeiteten,  die  ihnen  nicht  mehr  genommen  werden  konnte, 
für  diese  wurde  neben  dem  formal-juristischen  Verhältnis  des  Herrschafts- 
verbandes  ein  System  von  Konventionairegeln  maßgebend,  das  selbst 
heute  noch  das  Verhältnis  zwischen  Kolonien  und  Mutterland  regelt. 

Die  bedeutendste  Entwicklung  der  Konventionalregeln  fand  aber 
in  dem  Verhältnisse  der  obersten  Staatsorgane  zueinander  statt,  im  Ver- 
hältnis von  König  und  Parlament.  Die  Konventionalregeln,  welche  dieses 
Verhältnis  vorschreiben,  erzeugt  die  Parteisitte,  wonach  die  beiden  herr- 
schenden Parteien  in  der  Staatsregierung  wechseln.  Auch  hier  finden  wir 
eine  charakteristische  Anlehnung  der  extralegalen  Institute:  Parteiorgani- 
sation  und  Kabinett,  an  von  alters  her  wohl  fundierte  Staatsorgane.  Ka- 
binett  und  Parteiorganisationen  lehnen  sich  an  den  alten  Staatsrat,  das 
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privy  Council,  an.  Konventionalregeln  bewirken  diese  Anlehnung.  Es  sind 
formelle  Konventionalregeln,  sie  bewirken  die  Verbindung  der  Partei- 
organisation des  Kabinetts  mit  dem  Staatsrat  und  den  hier  vertretenen 
Staatsämtern.  Der  Premier  ist  eine  Schöpfung  dieser  Konventional- 
regeln. Materielle  Konventionalregeln  regeln  den  Gang  und  die  Ge- 
schäftsordnung des  Kabinetts,  den  Geschäftsbetrieb  der  Parteiorgani- 
sation selbst.  Aber  auch  für  diesen  Geschäftsbetrieb,  namentlich  für  den 
des  extralegalen  Kabinetts,  sind  unter  anderen  auch  alte  Normen  maß- 
gebend, die  schon  in  der  Staatsratspraxis  ausgebildet  waren  und  welche 
die  Parteisitte  zu  neuem  Leben  bringt.  So  ist  der  Satz  der  Parteisitte, 
wonach  die  Thronrede,  die  bei  Beginn  jeder  Parlamentssession  verlesen 
wird,  vorerst  durch  das  Kabinett  genehmigt  werden  muß,  nur  eine  Fort- 
setzung der  alten  Praxis  des  privy  Council,  wonach  die  Thronrede  hier 
vor  ihrer  Verlesung  im  Parlament  durchberaten  zu  werden  pflegte.  Wie  wir 
an  anderem  Orte x)  gezeigt,  sind  die  das  Kabinett  beherrschenden  Grund- 
sätze der  Einstimmigkeit  und  Gesamtverantwortlichkeit  schon  durch 
die  alte  Praxis  des  privy  Council  festgelegt.  Kurz,  in  die  alten  Formen 
der  Staatsratspraxis  dringen  die  neuen  Normen  der  Parteisitte,  die 
Konventionalregeln,  ein  und  beleben  sie  zu  neuen  Zwecken. 

Alle  diese  Konventionalregeln  haben  die  eigentümliche  Tendenz, 
schließlich  in  Gewohnheitsrecht  sich  umzubilden,  sie  werden  es  auch 
mit  der  Zeit,  wenn  nicht  zuvor  die  Gesetzgebung  selbst  eingegriffen  hat. 
Auf  diesem  Wege  der  Gewohnheitsrechtsbildung  und  der  Beihilfe  der 
Rechtssprechung  sind  die  manorial  customs  zu  Rechtsregeln  geworden. 
Auf  dem  WTege  der  Gesetzgebung  sind  die  extralegalen  Stadtverfassungen 
Rechtsnormen  geworden.  Aber  im  18.  Jahrhundert  namentlich  ist  man 
schwer  geneigt,  durch  Gesetzgebung  radikale  Verfassungsreformen 
durchzuführen.  Der  Abfall  der  nordamerikanischen  Kolonien,  der  durch 
diese  rasche  und  unüberlegte  Gesetzgebung  herbeigeführt  wurde,  lehrte 
Behutsamkeit,  und  gar  den  großen  Verfassungsbau,  das  Verhältnis  von 
Monarch  und  Parlament,  auf  dem  Wege  einer  Verfassungsgesetzgebung  zu 
regeln,  das  wäre  den  allmächtigen  großen  Parteien  im  englischen  Staat 
wohl  schwerlich  in  den  Sinn  gekommen;  zudem  hatte  man  nicht  gerade 
an  dem  Beispiel  der  französischen  Revolution  gesehen,  wohin  eine  ver- 
fassungsmäßige Festlegung  des  Verhältnisses  der  obersten  Staatsorgane 
führen  könnte  ?  Wer  an  diese  Gefahren  nicht  glaubte,  der  wurde  sicherlich 
durch  Burkes  bedeutsame  Worte  in  seinen  »Betrachtungen  über  die 
französische  Revolution«  bis  ins  tiefste  Innere  berührt.  Es  ist  die 
Stelle,  wo  er  englische  Verfassungseinrichtungen  mit  den  französischen 
kontrastiert  mit  den  Worten:  »Indem  wir  so  die  Methode  der  Natur 
in  der  Führung  des  Staats  erhalten,  sind  wir  in  allem,  was  wir  verbessern, 
niemals  neu,  und  in  allem,  was  wir  aufrechterhalten,  niemals  ganz  obsolet. 
Indem  wir  in  dieser  Weise  und  auf  diesen  Grundlagen  unseren  Vorfahren 
anhängen,  werden  wir  nicht  geleitet  durch  den  Aberglauben  von  Anti- 
quaren, sondern  durch  den  Geist  philosophischer  Analogie«.  Diese 


x)  Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  II,  S.  57  ff. 
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philosophische  Analogie,  was  ist  sie  anders  als  die  Anlehnung  extra- 
legaler,  auswachsender  sozialer  Gebilde  an  schon  bestehende  Staats- 
einrichtungen  ?  Die  Staatsweisheit  besteht  dann  eben  darin,  für  das 
organisch  ausgewachsene  soziale  Gebilde  die  passendste  Anlehnung  in 
dem  gegebenen  St  aa  t  sorganismus  zu  linden.  Und  nach  dieser  Richtung 
haben  die  Engländer,  das  muß  man  Burke  zugestehen,  stets  in  genialer, 
praktischer  Weise  vorzugehen  verstanden.  Ja,  diese  philosophische  Ana- 
logie  aal  England  vor  Revolutionen  bewahrt,  diese  philosophische  Ana- 
logie  isi  die  Grundlage  der  Konventionalregeln,  welche  wieder  die  Unter- 
lage  des  englischen  Verfassungsbaus  sind.  Seitdem  Burke  diesen  Geist 
philosophischer  Analogie  verherrlicht  hat,  wird  der  Glaube  an  die  Kon- 
ventionalregeln  in  England  und  ihr  heilsames  Wirken  unerschütterlich. 
»The  English  Constitution  has  not  been  made,  but  has  grown.« 

§  42.  Stände  und  Parteien. 
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I.  Im  allgemeinen. 

Das  große  Kunstwerk,  das  England  schon  in  der  vergangenen 
Verfassungsperiode  begonnen,  in  der  unserer  Betrachtung  nun  vorliegen- 
den zu  in  großartigen  Abschluß  gebracht  hat,  war  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  die  Zusammenfassung  der  Stände  zu 
zwei  großen  Parteien.  In  dieser  Verwandlung  der  Stände  zu 
Parteien  liegt  vor  allem  das  Großartige,  daß  die  Parteien,  weil 
aus    verschiedenen    Ständen    zusammengesetzt,    sich  nicht 
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in  kleinherzigen,  egoistischen,  dem  Staatswohl  fremden  Interessen  ver- 
loren, sondern,  wenigstens  in  der  ersten  Zeit  nach  ihrer  Entstehung, 
jedenfalls  bis  zum  Beginne  des  18.  Jahrhunderts,  das  gemeine  Wohl  vor 
Augen  hatten.  Zum  zweiten  ist  durch  die  Umwandlung  der  Stände  in 
Parteien  das  eigentümliche  Charaktermerkmal  der  englischen  Verfas- 
sungsgeschichte  seit  dem  18.  Jahrhundert  entstanden,  das  wir  noch  im 
folgenden  näher  verfolgen  wollen.  Es  ist  die  Wichtigkeit  der  Partei- 
organisation  gegenüber  den  wechselnden  Partei  programmen. 
Ausschlaggebend  ist  in  England  seit  dieser  Zeit  bis  auf  den  heutigen 
Tag  die  Parteiorganisation.  Das  Programm  kann  sich  ändern  und  sich 
sogar  in  sein  Gegenteil  verkehren,  die  Organisation  ist  bleibend.  Diese 
Tatsache  hat,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  ihre  Schattenseiten,  aber 
eine  große  Lichtseite.  Sie  bewirkt,  daß  in  England  sich  nicht  über- 
flüssige Parteien  bilden,  da  der  Zwiespalt  in  der  Partei  viel  ärger 
empfunden  wird  als  eine  Abkehr  von  dem  ursprünglichen  Parteidogma. 
Diese  Charaktereigentümlichkeit  der  englischen  Parteiengeschichte  ist 
nur  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Stände  von  den  Parteien  aufgesogen 
worden  sind,  in  den  Parteien  aufgegangen  sind.  Wäre  die  Parteibildung 
direkt  aus  der  Ständebildung  hervorgegangen,  wären  Parteien  mit 
Ständen  identisch  geblieben,  statt,  wie  sie  es  wirklich  sind,  über  den 
Ständen  stehend,  sie  zusammenfassend,  dann  wäre  das  Parteiprogramm, 
weil  mit  den  Interessen  des  einen  oder  andern  Standes  identisch,  das 
Wichtigste  geblieben;  die  Parteienbildung  hätte  sich  je  nach  der  Zahl 
der  Stände  zersplittert.  Daß  dies  nicht  geschehen,  ist  der  große  Vorzug, 
das  große  Kunstwerk  der  englischen  Parteiengeschichte. 

Aber  wie  war  es  möglich,  diese  verschiedenen  Stände,  die  wir  in 
der  vorigen  Periode  näher  kennen  gelernt  haben,  zu  großen  Parteien 
zusammenzufassen  ?  Die  Umwandlung  hatte  schon  in  der  vorigen 
Periode  begonnen.  Dadurch,  daß  die  Tudors  einen  sog.  landed  interest 
schufen,  der  aus  einer  Reihe  von  Ständen,  wie  wir  sahen,  bestand;  aus 
den  großen  Landbaronen,  weiter  der  gentry,  den  yeomen,  war  die 
Grundlage  der  einen  Partei,  der  Tories,  gegeben.  Der  landed  interest 
wurde  das  Hauptelement  der  Torypartei,  der  Konservativen. 

Aber  wie  bildete  sich  die  Gegenpartei  ?  Wie  entstanden  die  Whigs, 
die  Liberalen  ?  Wie  war  hier  eine  Zusammenfassung  der  Stände  zu 
einer  großen  Partei  möglich  ?  Die  Antwort  ist:  durch  die  großartige  Ent- 
wicklung des  Handels  und  Verkehrs,  der  in  England  ungefähr  um  die- 
selbe Zeit  einsetzte  wie  die  Entstehung  des  landed  interest,  genauer 
etwas  später,  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts,  als  Deutschland 
durch  den  Dreißigjährigen  Krieg  verwüstet  wurde.  Von  der  großartigen 
Entwicklung  dieses  Handels  machen  wir  uns  am  besten  eine  Vorstellung, 
wenn  wir  in  Erwägung  ziehen  das,  was  Petty  in  seiner  politischen 
Arithmetik  (um  1676)  uns  versichert,  daß  nämlich  innerhalb  der  letzten 
40  Jahre  der  Wert  der  Häuser  von  London  sich  verdoppelt,  die 
Kohlenverschiffung  sich  vervierfacht,  der  Wert  der  Zölle  sich  ver- 
dreifacht, die  Zahl  der  Briefe  sich  verzwanzigfacht  hatte  und  daß 
infolge  des  Kapitalreichtums  der  Zinsfuß  von  8  auf  6  %  gefallen  war. 
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Nach  Davenanl  soll  das  Tonnengewicht  der  Kauffahrteischiffe  von 
L680  sich  verdoppelt  haben.  Derselbe  Davenant  versichert  in 
einem  Lo98  geschriebenen  Werk  (Discourses  on  the  public  revenue  and 
trade  of  England)1)-  daß  der  Ertrag  von  Grund  und  Boden  in  England 
seil  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  Ins  zum  Ausgang  desselben  von 
6000000  Pfund  auf  L4  000  000  gestiegen  war  und  daß  der  Wert  des  Grund 
und  Bodens  sich  von  72  000  000  Pfund  auf  252  000  000  Pfund  in  der- 
selben Zeil  erhöhl  hatte. 

Hand  in  Hand  mil  dieser  Steigerung  von  Handel  und  Verkehr  geht 
die  Erhöhung  des  öR'enl  liehen  Kredits  durch  Begründung  der  Bank  von 
England,  die  Verminderung  der  Monopolien  durch  Beseitigung  der 
großen  Handelsgesellschaften.  Der  Handel  nach  Afrika  wurde  1698 
freigegeben  und  im  folgenden  Jahre  der  Handel  nach  Rußland.  Die 
politischen  Wirkungen  dieser  Steigerung  von  Handel  und  Verkehr 
machten  sich  nun  nach  doppelter  Richtung  geltend.  Zunächst  fanden 
sich  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  der  Industrie  die  verschiedensten 
Emigranten  anderer  Länder  zusammen,  namentlich  waren  es  religiöse 
Emigranten.  Man  lernte  einander  näher  kennen  und  schätzen  und  vergaß 
Infolgedessen  die  religiösen  Differenzen.  Der  Geist  der  Toleranz  atmete, 
weil  durch  den  Handel  veranlaßt,  in  allen  großen  Verkehrszentren 
frei  auf.  Wenngleich  man  die  Toleration  nicht  auf  die  Katholiken  aus- 
dehnte,  war  man  doch  für  Toleranz  zwischen  den  protestantischen  Parteien  . 
Es  war  aal  ürlich,  daß  der  Handel  sich  so  der  liberalen  und  von  religiösen 
Vorurteilen  weniger  beeinflußten  Whigpartei  anschließen  mußte.  Dazu 
kam  aber  noch  eine  zweite  Wirkung  der  gesteigerten  Handels-  und  Ver- 
kehrsverhältnisse. Der  öffentliche  Kredit  und  mit  ihm  der  Handel 
hing  von  der  Stabilität  der  Verfassungsverhältnisse  ab.  Oberstes  Grund- 
dogma  des  Handels  war,  daß  die  durch  die  glorreiche  Revolution  ge- 
>ehaffenen  Verhältnisse  nicht  berührt  werden  durften.  Da  die  Whig- 
partei  die  Revolution  durchgeführt  hatte,  so  war  der  Handel  von  vorn- 
herein an  die  Whigpartei  gefesselt,  und  umgekehrt  suchte  die  Whigpartei 
durch  ihre  längere  Herrschaft  in  der  Zeit  der  ersten  zwei  George  durch 
Kompanie-  und  Handelsgesellschaften,  durch  gesteigerte  Eröffnung  neuer 
Handelsgelegenheiten  immer  mehr  wirklich  kräftige  Interessenten  für 
dir  Sache  der  regierenden  Dynastie  aus  dem  Hause  Hannover  zu  inter- 
essieren.  So  sehr  kamen  der  Handel  und  seine  Interessen  zur  politischen 
Geltung,  daß  die  großen  Handelskompanien,  wie  z.  B.  die  Ostindische, 
direkl  Wahlsitze  kauften,  ebenso  zu  Patronen  korrupter  Wahlflecken 
wurden  wie  die  großen  Landbarone.  So  sagt  Davenant  bei  Gelegenheit 
der  parlamentarischen  Untersuchungen  im  Jahre  1701,  bei  denen  her- 
vorkam,  daß  in  verschwenderischer  Weise  Summen  von  Seiten  der  Ost- 
indischen  Kompanie  zur  Bestechung  der  Unterhausmitglieder  verwendet 
den  :  'Man  sagt,  daß  es  bekannte  broker  gibt,  welche  versucht  haben, 
mit  Wahlen  an  der  Börse  zu  handeln,  und  daß  es  für  bestimmte  Städte 
einen  Börsenpreis  gebe.«    Ein  anderer  Schriftsteller,  Atterbury,  sagt 


1   Zitiert  bei  Macaulay,  History  of  England  in  the  18.  Century,  vol.  I,  p.  194. 
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(Somers,  Tracts  13,  p.  535):  »Städte  werden  an  der  königlichen  Börse 
ebenso  behandelt  wie  Wertpapiere.  Der  Preis  einer  Stimme  ist  ebenso 
wohl  bekannt  wie  der  eines  acre  Landes,  und  es  ist  kein  Geheimnis, 
wer  die  begüterten  Leute,  und  daher  kein  Geheimnis,  wer  die  besten 
Abnehmer  sind.« 

Der  Handel  nimmt  also  andere  Stände  ebenso  in  Beschlag  wie  der 
landed  interest.  Dem  landed  interest  gegenüber  entsteht  ein  funded 
interest.  Selbst  die  Aristokratie  verbindet  sich  mit  dem  Handel.  Die 
großen  Grundbarone  verschmähen  es  nicht,  ihre  zweitgeborenen  Söhne 
zu  Handelslehrlingen  zu  machen.  So  sagt  Pope  in  seinen  Moral  Essays: 
»Boastful  and  rough  your  first  son  is  a  squire,  the  next  a  tradesman  meek, 
and  much  a  liar. «  Und  in  einer  Flugschrift  aus  dem  Jahre  1722 x)  heißt  es: 
»Nun  bestreben  sich  sogar  die  angesehensten  gentlemen,  ihre  jüngeren 
Söhne  zu  Kaufleuten  nach  der  Türkei  (Turkey  merchants)  zu  schicken. 
Und  während  der  fleißige  Sohn  sich  einen  Grundbesitz  durch  über- 
seeischen Handel  im  Ausland  erwirbt,  verwendet  der  weise  Vater  zu 
Hause  sein  Talent,  um  über  die  Fremden  (sc.  im  Parlament)  zu 
schimpfen.« 

Mitten  durch  die  Berufe,  ja  selbst  mitten  durch  die  Familie  geht, 
wie  wir  sehen,  die  Parteischeidung.  Das  ist  keine  Schwäche,  sondern  eine 
Stärke.  Sie  zeigt,  wie  wenig  egoistischen  Interessen  allein  diese  Partei- 
bildung dienlich  ist.  Der  funded  interest  der  Kapitalisten  spannt  aber 
nicht  bloß  Städter,  Handelsleute,  Aristokratie,  zweitgeborene  Söhne 
der  gentry  an  seinen  Wagen,  sondern  auch  die  nonkonformistische 
Kirche.  Auch  sie  ist,  weil  auf  Toleranz  angewiesen,  eine  Verbündete  des 
Handels,  der  ohne  Toleranz  nicht  leben  kann,  und  sie  spielt  innerhalb  der 
Whigpartei  eine  viel  angesehenere  Rolle  als  die  »Leviten«,  die  Priester- 
kandidaten der  anglikanischen  Kirche,  im  Haushalt  des  torystischen 
Landedelmannes.  Sie  gibt  ihr  immer  neue  Impulse  zur  Lösung  poli- 
tischer Fragen  im  freiheitlichen  Geiste. 

Große  Glaubens-,  Wirtschafts-  und  Verfassungsgrundsätze  lagen 
als  Gegensätze  den  Parteien  bei  ihrer  Entstehung  zugrunde,  das 
Parteiprogramm  stand  nicht  in  unverhältnismäßiger  Kleinheit  den 
Staatszwecken  gegenüber.  Wo  es  das  Allgemeinwohl  verlangte,  standen 
die  beiden  großen  Parteien  im  Kampfe  zusammen,  so  als  Jakob  II. 
vertrieben  wurde,  um  die  Rechte  des  Glaubens  und  des  Parlaments  zu 
wahren.  Das  Merkwürdige  aber  an  der  englischen  Parteientwicklung  in 
unserer  Periode,  also  von  1760 — 1837,  ist,  daß  sie  das,  was  seinerzeit 
am  Ausgange  des  17.  Jahrhunderts  so  groß  begonnen  hatte,  so  klein 
enden  läßt. 

Wie  kommt  es,  daß  die  Parteigrundlagen,  die  Programme,  im  Laufe  des 
18.  Jahrhundert  so  unansehnlich  gegenüber  dem  Staatszweck,  so  egoistisch 
und  koterieartig  werden  ?  Wie  kommt  es,  daß  die  unter  den  Auspizien 
der  Freiheit  begonnene  Vorherrschaft  des  Parlaments  im  18.  Jahr- 
hundert zur  Herrschaft  einer  Oligarchie  der  großen  Grundbesitzer  und 
Landmagnaten  und  einiger  reicher  Finanzbarone  wird  ? 

*)  Zitiert  bei  Macaulay  a.  a.  O.  I,  p.  193. 


590 


[V.  Abschnitt.    Die  parlamentarische  Monarchie. 


Die  Antwort  sei  schon  vorausgeschickt:  Das  Unglück  wollte  es, 
daß  die  Technik  der  parlamentarischen  Regierung  sich  der  beiden  großen 
Parteien  bemächtigte  und  sie  in  Beschlag  nahm.  Diese  Technik  wird 
Hauptsache,  das  Parteiprogramm  Nebensache.  An  zwei  bedeutsamen 
Punkten  zeigl  sich  dies.  Vor  allem  tritt  die  Parteiorganisation  und  ihre 
\\  Ichtigkeil  in  den  Vordergrund,  so  daß  alles  andere  vernachlässigt  wird, 
insbesondere  die  Rücksichtnahme  des  Programms  auf  neu  aufstrebende 
Lebensinteressen.  Sodann  entwickell  sich  die  Parteiorganisation  in 
engster  Anlehnung  an  die  vorhandene  Staatsorganisation.  Die  Parteien 
werden  hierdurch  immer  mächtiger,  die  Organisation  erstarkt,  aber  es 
is1  keine  Frage,  ob  der  ein/eine  Parteiangehörige  innerhalb  der  Partei 
zur  Geltung  kommt.  Die  Hauptsache  ist,  daß  die  Leaders  führen.  Die 
Parteiorganisation  wird  in  ihrem  Innern  ebenso  oligarchisch  wie  die 
Staatsverfassung  auf  der  (irundlage  des  beschränkten  Wahlrechts. 
Dieses  Hervortreten  der  Parteiorganisation  auf  Kosten  des  Parteipro- 
gramms, diese  Verknüpfung  von  Partei-  und  Staatsorganisation  hat  aller- 
dings  die  Technik  dos  parlamentarischen  Regierens  auf  eine  von  keiner 
Nation  erreichte  Höhe  gebracht;  der  Staatsbürger  als  Parteimann 
befand  sich  aber  dabei  sein'  übel,  denn  ihm  war  es  als  Individuum  ver- 
sagt,  sein  Quentchen  Teilnahme  an  der  Staatsherrschaft  den  Führern 
gegenüber  durchzusetzen.  Die  Führer  waren  und  blieben  alles,  der  ein- 
fache Parteimann  bedeutete  im  Staate  nichts. 

II.  Schon  Hume  sagt  in  seinen  »Essay  on  Parties«  von  den  zeit- 
genössischen  Parteigruppierungen:  »Nichts  ist  gewöhnlicher  zu  sehen, 
;iU  daß  Parteien,  welche  mit  einer  wirklichen  prinzipiellen  Differenz 
begonnen  haben,  noch  weiter  fortdauern,  nachdem  die  ursprüngliche 
Parteidifferenz  längst  verschwunden  ist.«  Für  die  englischen  Parteien- 
geschichte,  namentlich  von  1760 — 1837,  trifft  dies  ganz  besonders  zu. 

Die  Geschichte  der  wechselnden  Herrschaft  der  Parteien  zeigt  in 
England  eine  gewisse  gesetzmäßige  Entwicklungsfolge,  welche  man 
•  las  Gravitationsgesetz  der  englischen  Parteiorganisation 
nennen  könnte.  Eine  Partei  mit  einem  bestimmten  in  sich  geschlossenen 
Parteiprogramm  kommt  zur  Herrschaft.  Das  Programm  der  Partei 
wird  im  Verlaufe  der  Zeit  durch  Realisierung  verbraucht,  und  ihr  Zerfall 
in  Sektionen  ist  wahrzunehmen.  Dies  gibt  der  andern  Partei,  gleich- 
gültig,  ob  sie  nun  ein  bestimmtes  entwicklungsfähiges  Programm  hat 
oder  nicht,  die  nötige  Einheit  durch  Konzentration,  bringt  sie  zur 
Herrschaft,  bis  schließlich  auch  sie  denselben  Verbrauch  ihres  Pro- 
gramms und  ihrer  Kraft  aufzuweisen  hat,  in  Sektionen  zerfällt  und  in 
der  Regierung  des  Reiches  der  erstarkten  Gegenpartei  Platz  macht. 
Bei  alledem  fällt  aber  die  eine  Tatsache  auf,  daß  es  auf 
das    Vorhandensein    eines  entwicklungsfähigen 

gramms  gar  nicht  ankommt.  Eine  Partei  kann  sich 
auch  ohne  solches  halten,  ja  eine  andere  zu  Fall  bringen,  weil  sie  in 
Kohärenz  und  im  Zusammenhalten  der  Leaders  stärker  ist  als 

mdere.  Die  Partei  erhält  sich  durch  die  Schwere 
ihrer   Organisatio  n.    Die  Tatsache  deutet  eben  an,  und  die 
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äußere  Parteigeschichte  wird  dies  zur  Genüge  beweisen,  daß  im  eng- 
lischen Parteisystem  die  Organisation  die  Hauptsache, 
das   Parteiprogramm  die    Nebensache  ist. 

Sehen  wir  nun  näher  zu,  wie  sich  dies  Gesetz  bestätigt. 

Die  beiden  großen  Parteien,  welche  seit  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts England  beherrschten,  waren  die  Whigs  und  Tories,  oder, 
wie  sie  seit  den  30er  Jahren1)  des  19.  Jahrhunderts  heißen,  die  Li- 
beralen und  Konservativen.  Ihre  Entstehungszeit  fällt  in  eine  Epoche, 
die  von  Bürgerkriegen  durchwühlt  war,  die  Zeit  der  Stuarts  (siehe 
Trevelyan,  England  under  the  Stuarts,  1904,  ch.  VII). 

In  einer  Flugschrift  aus  dem  Jahre  1675  (»A  Letter  from  a  Person 
of  quality,  to  his  friend  in  the  country«,  abgedruckt  in  State  Tracts  .  .  . 
relating  to  the  Government.  Privately  printed  in  the  reign  of  King 
Charles  IL,  London  1689)  wird  als  Programm  der  »Great  Church-Men« 
angeführt : 

»1.  Eine  von  dem  übrigen  Teil  der  Nation  besondere  Partei  .  .  . 
aus  den  hochkirchlich  gesinnten  Männern  und  den  »alten  Kavalieren« 
zu  bilden  (»to  make  a  distinct  Party  from  the  rest  of  the 
Nation  of  the  High  Episcopal  Men,  and  the  old  Cavaliers«). 

2.  Ihre  nächste  Absicht  ist,  ein  Kirchenregiment  einzurichten, 
welches  als  unabänderlich  beschworen  wird  und  das  als  göttlichen 

Ursprungs  gilt  (»next  they  design  tohave  the  Government 

of  the  Church  Sworn  to,  as  Unalte  rable;  and  so  tacitly 
owned  to  be  of  D  i  v  i  n  e  R  i  g  h  t ;  .  .  . «). 

3.  Dann  erklären  sie  zur  Belohnung  der  Krone  die  Staatsregierung 
für  absolut  und  nach  freier  Willensentschließung  handlungsfähig  und 
gestatten  der  Monarchie  und  dem  Bischoftum  göttliches  Recht  und 
durch  menschliche  Gesetze  nicht  begrenzt  und  nicht  gebunden  zu  sein 
(»then  in  requital  to  the  Crown,  they  declare  the  Government  Ab- 
solute and  Arbitrary,  and  allow  Monarchy  as  Episcopacy, 
to  be  Jure  divino,  and  not  to  be  bounded  or  limited  by  human 
Laws«). 

4.  Und  um  all  dies  zu  sichern,  beschließen  sie,  die  Macht  und  Ge- 
legenheit der  Parlamente,  irgend  etwas  in  Kirche  oder  Staat  zu  ändern, 
hinwegzuräumen  und  sie  nur  als  Instrument  zur  Gelderhebung  und 
zur  Erlassung  solcher  Gesetze  zu  belassen,  wie  Hof  und  Kirche  es 
wünschen.  Der  Versuch  einer  andern  Parlamentswirksamkeit,  mag  er 
noch  so  notwendig  sein,  soll  ein  Verbrechen  sein  nicht  weniger  als 
Meineid  ( »and  to  secure  all  this,  they  resolve  to  take  away  the  Power 
and  Opportunity  of  Parliaments  to  alter  any  thing  in  Church  or 
State,  only  to  leave  them  as  Instrument  to  raise  Money  and  to  pass 


x)  Der  Ausdruck  »konservativ«  zur  Bezeichnung  der  Tories  soll  (siehe  Low 
and  Sanders,  History  of  England  during  the  Reign  of  Victoria  [1837  —  1901],  London 
1907,  p.  62)  von  Canning  bei  einem  Dinner  der  City  von  London  verwendet  worden 
sein.  Croker  gebraucht  ihn  dann  in  der  Quarterly  Review  im  Januar  1830  und 
Macaulay  nennt  jenen  Ausdruck  bei  Besprechung  des  Buches  von  Dumont's  »Mi- 
rabeau«  (Juli  1832)  ein  neu  entstandenes  Schlagwort. 
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such  Laws  as  the  Courl  and  Cliurch  shall  have  a  mind  to:  The  Attempt 
of  any  other,  how  aecessary  soever,  must  be  no  less  a  Crime  than 
Perjury.«) 

5,  Als  der  oberste  Baustein  des  ganzen  Gebäudes  soll  ein  Vorwand 
aus  dem  Mißtrauen,  das  sie  selbst  hervorgerufen  haben,  und  aus  einer 
wirklichen  Notwendigkeit  infolge  der  kleinen  Zahl  ihrer  Parteigänger, 
hergeholl  werden,  um  die  ständige  Armee  zu  vermehren  und  zu  erhalten 
( »and,  as  the  Top-stone  of  the  whole  Fabrick,  a  Pretence  shall  be  taken 
trout  the  Jealousies  they  themselves  have  raised,  and  a  real  necessity 
l'nun  the  siuallness  of  their  Party,  to  encrease  and  keep  up  a  standing 
Anny ;  .  .  . «). 

Mau  nannte  diese  Partei,  die  die  Rechte  des  Königs  vertrat,  Kava- 
liere. Diejenige  Partei,  die  die  Rechte  des  Parlaments  verfocht,  nannte 
man  die  Kundköpfe.  Sie  bildeten  sich  etwa  im  Dezember  1641  nach 
der  Rückkehr  des  Königs  aus  Schottland  (Trevelyan,  England  under 
the  Stuarts,  p.  220).  Man  setzt1)  die  Entstehung  des  englischen  Partei- 
systems in  die  Zeit  des  Parlaments  von  1667,  das  nach  dem  Sturze 
Ciarendons  zusammentrat.  Um  diese  Zeit  fanden  auch  zum  ersten 
Male  Reisen  der  Parteifreunde  statt.  Auf  einer  RückÜbertragung  seiner 
eigenen  zeitgenössischen  Auffassung  wird  es  daher  wohl  beruhen,  wenn 
Prynne  in  seinem  »Plea  for  the  Lords«  (p.  413)  von  dem  Unterhaus 
Elisabeths  sagt:  Daß  man  damals  die  Ausschließung  von  gewählten 
Abgeordneten  begann  unter  dem  Vorwand,  sie  seien  nicht  gehörig 
gewählt,  daß  dies  aber  mehr  geschah  »rather  to  strengthen  or  weaken 
a  party  in  the  House«.  Unter  Karl  IL,  in  der  Hitze  des  Kampfes 
um  die  »Exclusion  Bill«,  wodurch  der  Bruder  des  Königs  (später 
Jakob  II.)  von  der  Thronfolge  ausgeschlossen  werden  sollte,  in  der 
Zeil  der  darauffolgenden  Prorogierung  des  Parlaments  1679  bis  1680, 
sind  die  Parteinamen  der  Whigs  und  Tories  entstanden  (Cooke  I,p.l37  ff.). 
»Whigs«  bedeutete  eine  schottische  Presbyterianersekte,  »Tory«  das 
Mitglied  einer  irischen  Räuberbande.  Die  Namen  waren  als  Spitz- 
namen entstanden.  Zuerst  erhielten  ihn  die  Tories,  dann  die  Whigs 
von  ihren  Gegnern  (Kent,  Early  History,  p.  264). 

Seit  ihrer  Entstehung  vertraten  nun  die  beiden  Parteien  grund- 
sätzlich  verschiedene  Programme:  die  Whigs  die  Volksfreiheit  und  die 
damit  zusammenhängenden,  mitunter  wohl  an  einen  republikanischen 
Staat  erinnernden  Prinzipien,  wie  z.  B.  den  Widerstand  gegen  ungesetz- 
liche Königsakte  und  namentlich  die  Auflösung  der  Staatsreligion  in  eine 
rationalistische,  atheistische  Ethik  und  Sittenlehre;  die  Tories  unbe- 
dingte Königstreue,  den  Glauben  an  das  Gottesgnadenkönigtum  und  die 
Theorie  des  passiven  Gehorsams  und  Nichtwiderstandes.  Die  Angriffe 
des  letzten  Stuarts  auf  die  Staatskirche,  die  den  Tories  nicht  minder 
heilig  war  als  das  Königtum,  die  Furcht  vor  der  Wiedereinführung  der 
katholischen  Religion  (no  popery!)  veranlaßten  sie  zum  Aufgeben  un- 
bedingter Königstreue.   Tories  und  Whigs  verbanden  sich  gemeinsam 


Siehe  Abbot  in  E.  H.  R.  XXI  (1906),  43  f. 
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zur  Absetzung  Jakobs  II.  Nach  dieser  sog.  glorreichen  Revolution 
(1688)  traten  aber  auch  die  alten  Parteigrundsätze  mit  neuer  Kraft 
wieder  auf.  Hume  definiert  in  seiner  oben  angeführten  Schrift  den 
Tory  dieser  Zeit  als  »lover  of  monarchy,  though  without  abandoning 
liberty«,  gleichzeitig  als  Parteimann  der  Stuarts  im  Exil,  den  Whig  als 
»a  lover  of  liberty,  though  without  renouncing  monarchy«,  aber  als 
Parteigänger  der  neuen  Herrscher  (Wilhelm  und  Marie).  In  bezug 
auf  staatsbürgerliche  Freiheit  und  Schranken  der  königlichen  Gewalt 
näherten  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit,  aber  in  religiösen  Fragen  waren  die 
Tories  intransigente  Anhänger  einer  allmächtigen  Staatskirche,  die  Whigs 
nahmen  dagegen  die  dissenters  unter  ihre  Fittiche  und  waren  namentlich 
diesen  gegenüber  Vertreter  umfassender  Toleranz. 

Wilhelm  III.  und  Anna  wußten  sich  dieser  Parteigegensätze  ge- 
schickt zu  bedienen,  sie  gegeneinander  auszuspielen  und  ihren 
monarchischen  Willen  allenthalben  durchzusetzen.1)  Noch  herrschte  der 
König,  nicht  die  Parteien  im  Lande.  Aber  innerlich  erstarkten  dieselben 
namentlich  in  ihren  Programmen.  Es  ward  der  revolutionäre  Anstrich 
den  Whigs  gegeben.  Der  frühere  Parteigegensatz  von  Königs-  und 
Volksrechtlern  wandelte  sich  nunmehr  in  den  von  Anhängern  der 
Stuarts  und  der  neuen  Dynastie  um.  Das  Dogma  des  unbedingten 
Gehorsams  gegenüber  dem  König  (passive  obedience,  non-resistance)' 
wurde  durch  die  Tories  und  die  gegenteilige  Ansicht  durch  die  Whigs 
vertreten,  die  ja  mit  Erfolg  gezeigt  hatten,  wie  man  einem  Könige  der 
Willkür  Widerstand  leisten  könnte2).  Daß  aber  die  Tories  zunächst 
wenigstens  bis  1690  in  eine  Reihe  von  Fraktionen  (Jakobiten,  Hoch- 
kirchler  und  Non-jurors,  d.  h.  Personen,  welche  den  Untertaneneid  dem 
neuen  Monarchen  nicht  leisten  wollten)  zerfielen,  schadete  ihrer  Re- 
gierungsfähigkeit (siehe  Kent,  Early  History,  p.  391). 

Von  1690 — 1708  wissen  sie  die  unter  ihnen  bestehenden  Partei- 
gegensätze zu  verdecken  und  beherrschen  infolgedessen  Unterhaus  und 
Kabinett.  Aber  die  Eifersüchteleien  zwischen  Harley  (später  Earl  of 
Oxford)  und  St.  John  (Viscount  of  Bolingbroke)  schwächen  zunächst 
die  Parteikohärenz  (»you  broke  the  party  —  schreibt  St.  John  an 
Harley  1708  —  unite  it  again«)3)  und  bewirken,  daß  dann  mit  der  han- 
noverschen Dynastie  1714  die  Whigs  dauernd  zur  Herrschaft  gelangen. 

Unter  der  neuen  Dynastie  verstand  es  diese  Partei,  sich  zur  unbe- 
dingten Herrschaft  im  Staate  aufzuschwingen.  Denn  machtlos  standen 
ihr  Monarchen  gegenüber,  die  der  Landessitte  und  Sprache  unkundig, 
sich  in  alles  fügen  mußten,  was  ihnen  die  Partei,  die  ihnen  auf  den 

1)  Über  Annas  Stellung  zum  Parteiwesen  insbes.  Lord  a.  a.  O.  118  f. 

2)  Diese  Parteigegensätze  charakterisiert  am  besten  ein  Brief  Shrewsburys 
an  Wilhelm  III.:  »Your  Majesty  and  the  government  are  much  improbable  and 
remoter  than  the  Tories.  Though  I  agree  them  (the  Tories)  to  be  the  properest 
instrument  to  carry  the  prerogative  high,  yet  I  fear,  they  have  so  unreasonable  a 
veneration  for  the  monarchy  as  not  altogether  to  approve  the  foundation  that 
yours  is  built  upon«.    Coxe,  Shrewsbury  Gorrespondence  p.  15. 

3)  Siehe  Portland  Manuscripts,  in  Reports  of  the  Historical  Manuscripts 
Commission  IV,  p.  511. 
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Thron  verholfen  hatte,  vorschrieb.  Seit  der  Zeit  Georgs  I.  regiert  in 
England  nicht  mehr  der  König,  sondern  die  Partei. 

Zuerst  waren  die  Whigs,  welche  die  Hannoversche  Dynastie  auf 
den  Thron  gesetzt,  zur  Herrschaft  berufen.  Sie  stellten  die  Ka- 
binettsminister und  besetzten  die  Spitzen  der  Verwaltung  der  beiden 
ersten  George,  mit  oder  gegen  deren  W  illen.  In  ihren  Hauptteilen  aus 
Interessenten  des  Handels  und  Kapitals  zusammengesetzt  sowie  durch 
die  sog,  dissenters  oder  Nonkonfonnislcn  verstärkt1),  hatten  sie  von  der 
ruhigen  Entwicklung  des  Landes  und  der  Stabilität  der  hannoverschen 
Dynastie  alles,  von  der  Wiederkehr  der  Stuarts  nichts  zu  erwarten. 
Daher  suchten  sie  sich  mit  allen  Mitteln  in  dem  Besitz  der  Herrschaft 
/ii  halten,  und  es  gelang  ihnen  wirklich,  von  1715 — 1760  die  Zügel  der 
Regierung  zu  führen.  Durch  die  lange  Herrschaft  der  Whigs  bildete 
sich  das  wichtigste  Element  des  Parteisystems  heraus:  die  Organi- 
s  a  t  i  o  n  der  Parte  i.  Denn  nichts  trägt  dazu  mehr  bei  als  die 
lange  Herrschaft  einer  Partei,  die  sich  mit  allen  Mitteln  in  dieser  Herr- 
schaft  behaupten  will  und  gerade  diese  Mittel  und  Praktiken  zu  einem 
Regierungssystem  entwickelt.  Die  Zeit  Walpoles2)  und 
Pelhams  ist  dem  nach  die  Geburtsstätte  der  syste- 
matischen englischen  Parteiorganisation  und  des 
P  a  r  t  e  i  k  o  n  v  e  n  t  i  o  n  a  1  i  s  m  u  Sj  wenngleich  sich  schon 
Ansätze  hierzu  am  Ausgange  des  17.  Jahrhunderts 
zu  zeigen  begonnen3)  hatten. 

Freilich,  die  Reaktion  gegen  diese  unausgesetzte  Herrschaft  der 
Whigs  blieb  nicht  aus.  Ihre  Korruption  ward  angegriffen.  Schon  von 
Bolingbroke  in  seiner  Dissertation  »On  Parties«  (1728)  und  in  »On  the 
Idea  of  a  Patriot  King«  (1749),  worin  er  darauf  hinweist,  daß  eine 
Parteiherrschaft  im  damaligen  Staat  überflüssig  sei,  da  den  Partei- 
en |i|>m  jeglicher  innerer  Grund  fehle.  Die  Gefahr  der  Rückkehr  der 
Stuarts  s.  i  nun  vorüber.  Man  müsse  sich  gegenwärtig  gegen  ein  System 
der  Korruption  zusammenschließen  —  gemeint  war  unter  dem  letztern 
Walpole  und -die  Whigregierung  — ,  da  man  in  England  doch  Parteien 
haben  mußte.  Viel  besser  sei  aber  ein  patriotischer  König,  der  über 
den  Parteien  stehe,  selbst  regiere  und  den  Parteien  keine  Möglichkeit 
d-  l  1 1 .  i  rschaft  übriglasse.  Der  politische  Hintergrund  dieser  Flugschriften 

di»'  Tatsache,  daß  die  Whigpartei  nach  dem  Falle  von  Walpole  durch 
die  Dyarchie  Pulteney-Townshend  notdürftig  zusammengehalten,  später 
zwischen  den  Anhängern  Carterets  und  der  beiden  Pelhams  zersplittert 
war.  Nun  setzt  die  oben  genannte  literarische  Tätigkeit  Bolingbrokes 
ein.  Der  Prinz  von  Wales  will  die  Partei  der  Königsfreunde  (sog.  Lei- 
cester  house  party)  schaffen,  um  die  Whigpartei  zu  sprengen.  Diese 
erhall  sich  trotzdem  bis  1760  in  der  Herrschaft,  weil  ein  kräftiges 

Lecky,  History  of  England   during  the  XVIII.  Century,  1892,  vol.  I, 

p.  233  ff. 

-  Siehe  auch  Blauveit,  The  development  of  Cabinet  Government  in  Eng- 
land, 1902,  p.  199  ff. 

3j  Porritt  I.,  p.  263  ff. 
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Bindeglied  ihr  im  älteren  Pitt  erstanden  ist.  Die  Parteizerfahrenheit 
und  die  heillose  Parteiwirtschaft  kannte  dieser  zur  Genüge,  er  suchte  sich 
seit  1760  von  jedem  Parteianhang  unabhängig  zu  machen.  Ohne  Frage 
war  er  hierbei  von  Bolingbrokes  Ideen  erfüllt.  Auch  er  wollte  die  Par- 
teienherrschaft im  Staate  durch  die  kraftvolle  Hand  eines  Monarchen 
überflüssig  machen1).  Aber  erst  in  Georg  III.  finden  diese  Maximen 
Bolingbrokes  und  Pitts  ihre  scheinbare  Realisierung.  Georg  III.  ist 
es,  welcher  sich  selbst  für  einen  solchen  Patrioten-König  hält  und,  als 
erster  seiner  Dynastie  in  England  geboren,  sich  für  einen  solchen  auch 
halten  darf.  Die  herrschenden  Whigverbindungen,  die  er  im  Staat  vor- 
findet, sollen  in  Trümmer  geschlagen  werden.  Dies  gelingt  ihm  durch 
Verhetzung  der  liberalen  Führer  untereinander  und  durch  Einführung 
der  bisher  unbekannten  Spezies  der  »Königsfreunde«  in  das  Parlament, 
einer  Schar  von  Pensionären  und  abhängigen  Kreaturen,  auf  die  er  sich 
immer  verlassen  darf.  Dadurch  versteht  er  es,  sich  mit  Ministern 
zu  umgeben,  die  keinen  Parteigrundsätzen  oder  höchstens  torystischen 
huldigen. 

Pitt  der  Jüngere,  der  ohne  Parteiverbindungen  sich  gegen  den 
Ansturm  einer  Koalition  von  Parteien  (1784)  zu  halten  weiß,  ist  es, 
der  die  Grundsätze  seines  Vaters  und  die  Georgs  III.  in  die  Praxis  um- 
setzt. Er  will  nicht  als  Parteihäuptling  angesehen  werden2).  Den 
Grundsatz  der  Unabhängigkeit  von  jeder  Partei  behauptet  er  mit 
kleinen  Unterbrechungen  bis  1801,  als  er  wegen  der  Katholikenemanzi- 
pation, für  die  er  eintritt,  sich  die  königliche  Gunst  verscherzt.  Nun- 
mehr kommen  die  Tories  ans  Ruder.  Die  Gefahr  der  französischen 
Revolution  für  die  alten  Staatsordnungen,  die  konvulsivischen  Zuk- 
kungen  derselben  auf  dem  Kontinent  bis  in  die  30  er  und  40  er  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  geben  den  Tories  in  England  einen  wirksamen 
Hintergrund  und  die  Möglichkeit  langjähriger  Herrschaft.  In  ihr  er- 
halten sie  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  bis  1830,  da  die  Katholiken- 
emanzipation von  1829  die  innere  Zersetzung  der  Partei  herbeiführt. 
Die  folgende  Herrschaft  der  Whigs  bringt  in  den  30  er  und  40  er  Jahren 
die  wichtigen  Reformgesetze,  wodurch  das  alte  torystische  Programm: 
Erhaltung  der  Autorität  des  Königtums,  gestützt  durch  mächtigen 
Landadel,  Unterhaltung  der  alten  Staatskirche,  in  seinen  Grundfesten 
stark  erschüttert  wird.  Freilich,  die  letzte  Stütze  der  Torypartei,  die 
Kornzollgesetze,  werden  erst  1846  durch  ein  Tory-Ministerium 
(Sir  R.  Peel)  niedergerissen.  Das  veranlaßt,  dieses  Datum  als  den 
Zeitpunkt  des  Zerfalls  der  Torypartei  und  ihres  alten  Programms  zu 
bezeichnen. 

Die  Whigpartei  hat  durch  die  ihre  Reihen  füllenden  sog.  Radikalen 
mannigfache  Anregung  zu  Reformen  in  der  Folge  erhalten.  Aber  gerade 
ihr  Verhältnis  zu  den  Radikalen  zeigt,  wie  sehr  alles  auf  die  Organisation 
der  Partei  und  wie  wenig  es  auf  das  politische  Programm  ankommt,  um 

!)  Lecky  History  a.  a.  O.  I,  442  und  III,  177  ff.,  282  und  Ruville,  William 
Pitt,  Stuttgart  und  Berlin,  1905,  III,  S.  12. 

2)  Siehe  Historicai  Manuscripts  Commission  12.  Rep.  App.  IX.,  p.  373. 
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Anteil  an  dem  parlamentarischen  Regime  zu  erhalten.  Schon  in  den  ersten 
Regierungsjahren  Georgs  III.  nach  Lecky  etwa  im  Jahre  1769 
(History  of  England  III,  L74;  siehe  auch  Gooke  III,  188  ff.)  —  ent- 
stand  ein  Häuflein  Reformer,  welche  dem  Volke  zur  Selbstregierung 
in  England  verhelfen  wollten.  Im  Jahre  1780  begründeten  sie  in  den 
wichtigsten  Grafschaften  soo-.  eommillees  of  correspondence,  welche 
sich  die  Reform  «los  Parlaments  und  seine  Befreiung  aus  der  bisherigen 
Parteioligarchie  zum  Ziele  setzte.  Die  Hauptprogrammpunkte  dieser 
neuen  Gruppe  von  Politikern  deckten  sich  ungefähr  mit  dem,  was 
nachträglich  als  die  wichtigsten  Forderungen  der  Chartisten  bezeichnet 
wurde,  nämlich:  allgemeines  Wahlrecht,  geheimes  Wahlrecht,  gleich- 
mäßige  Wahlkreise,  Taggelder  der  Abgeordneten,  Abschaffung  des 
Vermögenszensus  für  das  Wahlrecht;  Hervorragende  Führer  der  Whigs 
wie  Fox,  Sheridan  u.  a.  waren  Mitglieder  des  hervorragendsten  dieser 
committees,  nämlich  des  committee  of  Westminster.  In  der  ersten 
Zeil  ihrer  Wirksamkeil  begnügte  sich  die  neue  Gruppe  damit,  hervor- 
ragende Unterhausmitglieder  zu  Sachwaltern  ihrer  Forderungen  zu 
machen.  Der  jüngere  Pitt  dankte  seine  ersten  Erfolge  zweifellos  der 
von  jener  Gruppe  für  ihn  entwickelten  Propaganda.  Erst  um  1815, 
als  nach  der  Besiegung  Napoleons  das  englische  Reich  zur  Ruhe  kam 
und  sich  auf  seine  neue  Aufgabe  besann,  die  Kriegslasten  zu  tilgen, 
ohne  die  Wohlfahrt  des  Landes  für  alle  Zukunft  zu  ersticken,  traten 
dir  Mitglieder  der  neuen  Gruppe,  oder  wie  sie  seit  1819  hießen,  die 
Kadikaien  (siehe  Martineau,  History  of  the  Thirty  Years  Peace  I,  226) 
mit  einem  testen  Programm  der  Volkswohlfahrt  im  Gegensatz  zu  beiden 
Parteien  der  Tories  und  der  Whigs  hervor.  Sie  wollten  nichts  von  der 
Erhöhung  der  Kornzölle  und  indirekter  Steuern  der  Regierung  wissen, 
um  die  großen  Kriegslasten  abzuzahlen,  sondern  ihr  Programm  war: 
zunächst  Parlamentsreform,  damit  eine  wirkliche  Volksrepräsentation 
diejenige  Besteuerungsform  und  -reform  fände,  welche  dem  Volke  am 
zuträglichsten  wäre.  Dadurch  entwickelte  sich  ihr  Gegensatz  nicht 
bloß  zu  den  damals  am  Ruder  befindlichen  Tories,  sondern  auch  zu  den 
Whigs,  die  damals  wie  auch  später  für  einen  »mittleren  Kurs«  einge- 
nommen  waren.  Der  Gegensatz  zwischen  den  ehemaligen  Freunden 
wäre  unüberbrückbar  geworden,  wenn  nicht  etwa  seit  1821  verbindende 
Glieder  /wischen  Whigs  und  Radikalen  erstanden  wären,  welche,  wenn- 
gleich  äußerlich  der  Whigpartei  angehörig,  innerhalb  derselben  Pro- 
paganda für  die  radikalen  Forderungen  gemacht  hätten,  wie  z.  B. 
Lambton,  der  nachmalige  Lord  Durham  u.  a.  Auch  die  sog.  philo- 
sophischen  Radikalen,  allen  voran  Bentham,  dann  Hume,  Molesworth, 
Gibbon,  Grote,  wirkten  auf  die  Verbindung  hin,  hatten  sie  doch  ein- 
Elußreiche  Schüler  im  Lager  der  Whigs,  so  z.  B.  Romilly  u.  a. 

Dem  vereinigten  W  irken  der  Whigs  und  Radikalen  gelingt  es,  die 
Parlamentsreform  von  1832  durchzusetzen,  die  Radikalen  fassen  zum 
ersten  Male  festen  Fuß  im  Parlament.  Aber  zu  einer  besonderen  Par- 
in n-iii  spartei  werden  sie  weder  damals  noch  in  der  Folge.  Dazu  fehlt 
ihnen    die   besondere  Parlamentsorganisation,  die  Verbindung  ihrer 
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Leaders  mit  den  wichtigsten  Amtsstellen  im  Kabinett,  die  be- 
sondere Rücksicht,  die  man  auf  eine  wirkliche  Parlamentspartei 
nimmt.  Und  außerdem  wirkt  das  eherne  Gravitationsgesetz  der  eng- 
lischen Parteien.  Wenn  die  Radikalen  besondere  Reformen  durchsetzen 
wollen,  die  Whigführer  darauf  nicht  eingehen,  so  müssen  die  Radikalen 
nachgeben.  Denn  sie  haben  nur  die  Wahl,  dies  zu  tun,  oder  durch  ihre 
Opposition  die  jeweilige  Whigherrschaft  zu  untergraben,  d.  h.  den 
Tories  zum  Siege  zu  verhelfen,  was  ihre  Wünsche  noch  mehr  vernichtet 
hätte.  In  dieser  Zwangslage  befinden  sie  sich  z.  B.  1835  (siehe  Harris 
p.  270  f.)  und  1859  (Harris  a.  a.  0.  438).  Unter  solchen  Umständen 
bringen  sie  es  in  dieser  Zeit  nur  dazu,  vorgeschobene  Posten  der  Whigs 
zu  sein  und  Agitation  für  whigistische  Reformfragen  zu  machen.  Ein- 
fluß auf  das  Kabinett  bekommen  sie  erst  seit  1867,  seit  der  zweiten  großen 
Parlamentsreform.  Zu  einer  selbständigen  Partei  haben  sie  es  in  Eng- 
land nie  gebracht,  trotzdem  es  ihnen  an  einem  umfassenden  politischen 
Programm  wahrlich  nicht  gefehlt  hat.  Die  Schwerkraft  der  politischen 
Parteiorganisation  war  eben  mächtiger  als  ihr  Programm.  So  wechseln 
seit  1832  Tories  und  Whigs  oder,  wie  sie  nunmehr  heißen,  Konservative 
und  Liberale  (Morley,  Gladstone  I,  422)  unter  merkwürdiger  Einhaltung 
des  oben  bezeichneten  Gravitationsgesetzes  der  Parteien:  eine  Partei 
kann  sich  auch  ohne  festes  Programm  erhalten,  wenn  sie  nur  eine  feste 
und  einflußreiche  Organisation  aufweist,  und  sie  verliert  die  Zügel  der 
Parlamentsregierung  aus  den  Händen,  weil  sie  einen  Zerfall  der  Führer 
aufweist,  während  ihre  Gegner  fest  und  geschlossen  zusammenhalten. 
Eine  Partei  ohne  Organisation  kann  allein  durch  ihr  Programm  nicht 
zur  Herrschaft  gelangen,  weil  ihr  die  parlamentarische  Parteiorgani- 
sation fehlt,  d.  i.  der  Zusammenhang  ihrer  Leaders  mit  den  wichtigen 
Stellen  im  Staat  und  Ministerkabinett.  Das  lenkt  uns  auf  den  zweiten 
Punkt  der  englischen  Parteientwicklung,  wie  er  seit  dem  18.  Jahr- 
hundert in  den  Vordergrund  tritt:  in  der  Parteiorganisation  bedeuten 
die  Führer  alles,  das  einzelne  Parteimitglied  nichts.  Wie  kam  es  dazu  ? 

III.  Die  Geschichte  der  Parteiorganisation. 

Burke  sagt  in  seiner  Flugschrift:  »Thoughts  on  the  Present  Dis- 
contents«  (Gedanken  über  die  gegenwärtige  Unzufriedenheit):  »Eine 
Partei  ist  eine  Vereinigung  von  Männern,  welche  durch  ihre  gemeinsamen 
Bestrebungen  das  Nationalwohl  fördert  und  auf  einem  besonderen 
Prinzip,  in  welchem  sie  übereinstimmen,  beruht.  Ich  meinesteils  kann 
unmöglich  begreifen,  wie  jemand  an  seine  eigene  Politik  glauben  oder 
vermeinen  kann,  daß  sie  von  irgendeiner  Bedeutung  sei,  der  es  ver- 
schmäht, die  Mittel  anzunehmen,  um  jene  politischen  Grundsätze  in 
Praxis  umzusetzen.  Es  ist  die  Aufgabe  des  spekulativen  Philosophen, 
die  besonderen  Endzwecke  des  Staats  abzugrenzen.  Es  ist  Sache  des 
Politikers,  der  ein  Philosoph  in  Aktion  ist,  die  besonderen  Mittel  zu  jenen 
Endzwecken  herauszufinden  und  diese  Mittel  wirksam  zu  verwenden. 
Deshalb  wird  jede  ehrenwerte  Parteiverbindung  bekennen,  daß  ihr 
oberster  Zweck  sei,  jede  anständige  Methode  anzuwenden,  um  jene  Per- 
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sonen,  die  sich  zu  ihrer  politischen  Ansicht  bekennen,  in  eine  solche 
Stellung  zu  bringen,  daß  sie  befähigt  werden,  ihre  gemeinsamen  Pläne 
auszuführen  mit  all  e  r  M  a  c  Ii  t  und  A  u  t  o  r  i  t  ä  t  d  e  s  S  t  a  a  t  s. 
I  [isoferne  als  diese  Staatsmacht  geknüpft  ist  an  gewisse 
Stellungen,  so  ist  es  ihre  Pflicht  (d.  i.  der  Partei),  um  diese 
S  t  eil  u  n  g  e  n  /.  u  k  ä  m  p  E  e  n  (»as  this  power  is  attached  to  cer- 
tain  situations,  it  is  bheir  duty  to  eontend  for  these  situations«).  Ohne 
die  andern  zu  verdammen,  sind  sie  verpflichtet,  ihrer  eigenen  Partei 
den  Vorzug  in  allen  Dingen  zu  geben  und  auf  keinen  Fall  aus  egoisti- 
schen  Rücksichten  irgendwelche  Anerbietung  von  Machtstellungen  an- 
zunehmen,  in  welchen  nicht  die  ganze  Partei  eingeschlossen  ist.  Auch 
sind  sie  verpflichtet,  sich  nicht  leiten,  kontrol- 
lier e  n  o  d  e  r  ü  b  e  rstimmen  zu  lassen  weder  im  Amt 
noch  im  Rai  durch  diejenigen,  welche  ihren  fun- 
damentalen Parteigrundsätzen  oder  jenen  Grund- 
s ätzen  widersprechen,  bei  denen  jede  anstän- 
d  i  g  e  V  a  rt  ei  Verbindung  stehen  m  u  ß.« 

Wenngleich  nun  diese  Flugschrift  den  Verhältnissen  ihrer  Ent- 
stehungszeil  angepaßt  ist,  —  der  Hauptteil  der  Schrift  ist  gegen  den 
»Einfluß«  der  sog.  »Königsfreunde«  gerichtet,  der  Schlußteil  gegen  die 
bureaukratische  Autokratie  eines  Chatham,  wobei  die  Fremdheit,  mit 
der  sich  Minister  und  Subalternbureaukratie  gegenübertreten,  ver- 
spottel  wird,  —  so  charakterisiert  jenes  Zitat  doch  genügend  die  beiden 
Eigentümlichkeiten  der  parlamentarischen  Parteiorganisation,  wie  sie 
England  am  Schlüsse  des  18.  Jahrhunderts  kannte,  nämlich: 
Verbindung  der  Parteiorganisation  mit  den  wichtigsten  Staatsämtern 
und  unbedingte  Unterordnung  des  Parteimitglieds  unter  die  Partei- 
grundsätze. Was  in  den  obigen  Ausführungen  Burkes  nicht  betont  wird, 
was  aber  im  fogenden  zu  erweisen  sein  wird,  ist,  daß  die  Subordination 
anter  die  Parteigrundsätze  nur  eine  notwendige  Folge  der  Verbindung 
der  Parteihäupter  mit  den  wichtigsten  Amtsstellen  im  Staate  war. 
Diese  Verbindung  schuf  die  innere  Stärke  der  englischen  Parteiorgani- 
sation,  schaltete  aber  infolge  der  Führersuprematie  die  individuelle 
Freiheil  des  einzelnen  Parteimitglieds,  insbesondere  des  einer  Partei 
mitrehörigen  I  nterhausabgeordneten  aus. 

Die  Organisation  der  englischen  Parteien  beginnt  mit  der  Regierung 
Georgs  [.,  insbesondere  mit  dem  Ministerium  Walpole,  das  die  Mittel 
der  Korruption  von  Parlament  und  Wählern  zum  System  erhebt.  Die 
Whigpartei,  als  die  damals  herrschende,  zeigt  zuerst  eine  Partei- 
organisation,  die  sich  dann  auch  der  in  der  Opposition  befindlichen 
Torypartei  mitteilt. 

Die  erste  Organisationsbildung  ist  die  Verbindung  der  Parteiführer 
im  [Cabinett,  das  ist  einem  Unternehmersyndikat  der  damals  durch 
K"iTupt  iun  besonders  stark  gewordenen  Whigpartei.  Robert  Walpole 
gte  sich  und  den  neben  ihm  mächtigen  Townshend  als  die  »Firma« 
zu  bezeichnen,  welcher  der  König  die  Regierung  anvertraut  habe. 
Diese  >Firma«  verbindet  sich  mit  dem  privy  Council,  dem  alten  Staats- 
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rat,  in  der  Weise,  daß  die  hervorragendsten  Parteiführer  Träger  der 
hohen  Staatsämter  und  Staatsräte  werden.  Das  Amt  des  Chefs  des 
Schatzamts  (First  Lord  of  the  treasury)  wird  insbesondere  dazu  aus- 
ersehen, um  durch  die  in  seine  Kompetenz  fallenden  Hilfsmittel  des 
Amtspatronats,  der  Verfügung  über  die  Geheimdienstgelder  (secret 
Services  fund),  und  durch  die  Unterstützung  der  damals  mächtig  empor- 
strebenden Handelsgesellschaften,  z.  B.  Südsee  -  Gesellschaft,  sich 
Parteianhänger  zu  schaffen.  In  diesem  Bestechungswerke  wird  noch 
der  Finanzminister  durch  seinen  ersten  Sekretär,  den  patronage  secre- 
tary  des  Schatzamts  unterstützt.  So  wird  in  den  Memoiren  von  Wraxal] 
(ed.  1815,  vol.  II,  p.  498 — 500)  von  dem  Finanzminister  Henry  Pelham, 
dem  Nachfolger  Walpoles,  berichtet,  daß  der  Sekretär  des  Finanz- 
ministers, Roberts,  am  Ende  der  Session  den  einzelnen  Mitgliedern 
des  Unterhauses  Summen  zwischen  500 — 800  £  in  die  Hände  drückte, 
je  nach  dem  Werte  der  dem  Ministerium  in  der  Session  geleisteten  Dienste, 
und  daß  zu  diesem  Zweck  ein  eigenes  Buch  im  Finanzministerium 
geführt  wurde.  Diese  bevorrechtigte  Stellung  in  der  Verwendung 
der  »Parteimittel«  machte  den  »ersten  Lord  des  Schatzamts«  zum 
geborenen  Leader  der  Regierungspartei  im  Unterhause.  Der  Leader 
der  Commons  stand  aber  nicht  isoliert  an  der  Spitze  der  Partei.  Er 
hatte  noch  andere  Mitglieder  des  Unternehmersyndikats,  welches  das 
Kabinett  darstellte,  zu  befriedigen.  Diese  waren  ebenfalls  Parteiführer, 
allerdings  nicht  bedeutend  genug,  wie  der  Hauptführer,  aber  dennoch 
an  der  Leitung  der  Partei  beteiligt.  Es  waren  die  Vertreter  hervor- 
ragender Adelsfamilien,  mitunter  auch  Bürgerliche,  die  zu  hohem 
Vermögen  gelangt  waren.  Vorbedingung  für  solche  Leadereigenschaft 
war  die  Innehabung  und  Disposition  über  eine  Reihe  von  Unter- 
haussitzen. Dieser  sog.  »interest«  bestand  darin,  daß  der  Leader,  ver- 
möge großen  Grundbesitzes  oder  vermöge  von  Familienverbindungen, 
die  Wahl  innerhalb  eines  Stadtfleckens  oder  einer  Grafschaft  beein- 
flussen und  die  Wähler  zur  Wahl  eines  bestimmten  ihm  genehmen 
Abgeordneten  kommandieren  konnte. 

Nicht  nach  der  Fähigkeit,  sondern  nach  der  Anzahl  der  verfüg- 
baren Sitze  im  Unterhause  wurde  der  Leader  der  Partei  gewählt.  In 
der  Weise  herrschten  die  Familien  der  Walpoles,  der  Pelhams,  der 
Pitts  (von  denen  nicht  weniger  als  sieben  Mitglieder  beinahe  um  die- 
selbe Zeit  ins  Unterhaus  gewählt  waren),  der  Bedfords,  Grenvilles  u.  a. 
Es  gab  auch  Unterhaussitze,  über  welche  der  König,  bzw.  die  Regierung, 
auf  jeden  Fall  verfügen  durfte.  Die  Städte  von  Gornwallis  gehörten 
hierher.  Denn  auch  Georg  III.  verschmähte  es  nicht,  sich  einen  solchen 
»interest«  zu  verschaffen. 

Die  wichtigsten  Parteiabmachungen  fanden  in  den  Klubs  statt, 
die  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  England  zu  blühen  begannen.  Hier 
in  den  Klubs  erfolgte  namentlich  die  Verständigung  mit  jenen  Leaders, 
welche  nicht  im  Kabinett  Sitz  und  Stimme  hatten. 

R.  Walpole  hatte  gezeigt,  wie  man  die  Organisation  einer  parla- 
mentarischen Regierungspartei  durchführen  konnte.   Jede  Gegenpartei 
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mußte,  wenn  sie  wirksam  werden  wollte,  sich  ähnlich  organisieren, 
sie  mußte  ihre  Leaders,  ihre  Whips,  ihre  Parteiagenten  haben.  Der- 
jenige,  der  am  frühesten  sich  über  das  Wesen  einer  parlamentarischen 
Oppositionspartei  äußerte,  war  Bolingbroke,  der  heftigste  Gegner 
Walpoles  und  seiner  Parteiregierung.  In  seinen  »Spirit  of  Patriotism« 
schreibl  er:  »Diejenigen,  welche  so  tun,  als  ob  sie  eine  Opposition 
führen  oder  in  ihr  eine  Holle  spielen,  müssen  zum  mindesten  gleich- 
kommen denjenigen,  welche  sie  bekämpfen:  ich  meine  nicht  bloß  in 
einzelnen  Punkten,  sondern  im  Eifer  und  Fleiß  und  den  Früchten 
beider  Eigenschaften,  die  da  sind  Wohlinformiertheit,  Kenntnis  und 
eine  gewisse  Schlagfertigkeil  für  alle  möglichen  Zufälle.  Jede  Regierung 
isl  eine  \ri  von  Wohlverhalten,  die  Opposition  muß  deshalb  ebenfalls 
ein  System  von  Wohlverhalten  sein,  und  zwar  ein  entgegengesetztes, 
nicht  abhängiges  System.  .  .  .  Nach  der  gegenwärtigen  Form  unserer 
\  erfassung  ist  jedes  Parlamentsmitglied  Mitglied  eines  ständigen 
Nationalrats,  geboren  oder  vom  Volke  gewählt,  um  gute  Regierung  zu 
fördern  und  schlechter  Uegierung  zu  opponieren,  und  wenn  auch  nicht 
ausgerüstet  mit  der  Macht  eines  Staatsministers,  dennoch  ausgerüstet 
mi1  der  höhern  Gewalt,  diejenigen  zu  kontrollieren,  die  von  der  Krone 
zu  jenem  Amte  bestelH  sind.  Daraus  folgt,  daß  diejenigen,  welche  sich 
zu  einer  Opposition  verbinden,  eine  ebenso  große  Pflicht  haben,  sich 
selbst  zu  dieser  Kontrolle  vorzubereiten,  wie  diejenigen,  welche  der 
Kinne  dienen,  sich  auf  die  Führung  der  Verwaltung  vorbereiten.« 

Was  diesem  Gegner  der  Parteiregierung  vorschwebt,  ist  das  im 
englischen  Parteileben  so  wichtige  Prinzip  der  Reziprozität.  Die  Partei- 
regierung  als  solche  will  er  nicht.  Wenn  sie  aber  schon  existiert,  dann 
muß  sich  auch  die  Opposition  eben  infolge  jenes  Prinzips  ähnlich  organi- 
sieren  und  in  vollständig  reziproker  Weise  ebenso  alles  bekämpfen, 
was  die  Regierungspartei  administriert.  Nach  diesem  Prinzip  ist  auch 
de-  Opposition  in  England  entstanden,  und  so  waren  am  Ausgange  des 
IS.  Jahrhunderts  die  Parteizentralstellen  in  London  etabliert.  In  der 
Provinz  erfolgte  ebenfalls  die  Organisation  der  Parteien. 

Auch  h  i  e  r  f  i  n  d  e  n  w  i  r  i  m  17.  und  18.  Jahrhundert 
die  Verbindung  von  Partei-  und  staatlicher  Or- 
ganisation, wie  sie  in  der  Zentralleitung  zwischen 
K  a  l»i  nett  und  Staatsrat  bestanden.  Die  Friedensrichter 
und  die  Sheriffs  in  Grafschaften,  die  Bürgermeister  (mayors)  oder  Stadt- 
verordnete in  den  Städten  sind  es,  welche  sich  als  Komitees  in  den  Dienst 
der  Partei  stellen.  Mitunter  kommen  sogar  Klubbildungen  in  den 
Städten,  z.  B.  der  christliche  Klub  oder  der  blaue  Klub  in  Bristol  u.  a. 
vor  (s.  Ostrogorski  1,  p.  126  Note  1).    Diese  werktätigen  Provinzial- 

Lturen  der  Partei  werden  von  dem  Generalagenten,  dem  »under- 
taker«  der  Partei,  geleitet  (s.  Porritt  I,  p.  380  ff.).  Der  Generalagent 
I    Ii   dann  seine  Weisungen  von  der  Zentrale  der  Parteiorganisation. 

Das  war  die  »Sqnirearchie«,  die  Parteihierarchie  des  Grundbesitzes 
im  L8.  Jahrhunderl  und  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts. 
1  j  iii-.il  mii  heider  Parteien  hatte  einen  vorherrschenden  Grund- 
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zug.  Sie  war  kein  auf  demokratischer  Gleichberechtigung  der  Partei- 
mitglieder ruhender  Genossenverband,  sondern  ein  sozialer  Herrschafts- 
verband, in  welchem  die  Leaders  das  Wort  der  Entscheidung  führen. 
Der  einzelne  Abgeordnete  hatte  nur  den  Winken  seines  Leaders  zu 
folgen  und  danach  zu  stimmen.  Bob  Dodington,  der  berüchtigte  Partei- 
agent aus  der  Zeit  R.  Walpoles,  schrieb  um  1741  in  sein  Tagebuch: 
»Wir  sind  bloß  die  Miliz,  bestenfalls  mit  einem  gewissen  Elan,  die  wohl- 
disziplinierten, regelmäßig  besoldeten  Truppen,  die  sich  in  den  Prin- 
zipien und  dem  Dienste  ihres  Herrn  eins  wissen,  gedrillt  zu  denken, 
daß  jedes  Ding,  das  vorteilhaft  ist,  auch  recht  sei.«  Ein  anderer  Ab- 
geordneter, der  unter  der  Führerschaft  des  jüngern  Pitt  diente,  äußerte 
sich  über  seine  Parlamentstätigkeit  folgendermaßen:  »Ich  war  niemals 
bei  einer  Debatte  anwesend,  wenn  ich's  vermeiden  konnte,  oder  bei 
einer  Abstimmung  abwesend,  die  ich  mitmachen  konnte.  Ich  hörte 
manche  Argumente,  welche  mich  überzeugten,  aber  niemals  eines, 
das  meine  Abstimmung  beeinflußte.  Ich  stimmte  nur  einmal  nach 
meiner  Überzeugung,  und  das  war  das  schlechteste  Votum,  das  ich  je 
gab.  Ich  fand  bald,  daß  der  einzige  Weg,  ruhig  im  Parlament  zu  bleiben, 
der  war,  daß  man  immer  mit  den  Ministern  stimmte«  (Crabb,  Robinsons 
Diary  II,  316).  Sich  gegen  die  Parteidisziplin  im  Parlament  aufzu- 
lehnen, galt  gesellschaftlich  als  Ungezogenheit.  Jemandem  dies  zum 
Vorwurf  machen,  war  gleichbedeutend  mit  dem  Vorwurf,  nicht  als 
Gentleman  zu  gelten.  Als  Pitt  der  Jüngere  im  Jahre  1798  —  er  war 
damals  Premier  —  dem  Abgeordneten  Tierney  einen  ähnlichen  Vor- 
wurf machte,  mußte  er  sich  mit  ihm  schlagen. 

Je  stärker  die  Parteidisziplin  auf  den  Abgeordneten  wirkte,  desto 
weniger  ward  er  durch  andere  Rücksichten,  namentlich  die  Rücksicht 
auf  seine  Wählerschaft  in  seiner  Handlungsweise  kontrolliert.  Eine 
öffentliche  Meinung  außerhalb  der  parlamentarischen  Kreise  gab  es 
wohl,  aber  sie  hatte  wenigstens  bis  in  das  dritte  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts  keine  gesetzlich  garantierten  Mittel,  um  sich  durch- 
zusetzen (s.  oben  §  40).  Dazu  kam  noch,  daß  für  gewöhnlich  die 
Abstimmungslisten  des  Unterhauses  nicht  veröffentlicht  wurden,  so  daß 
die  Wählerschaft  eigentlich  gar  nicht  in  der  Lage  war,  die  Tätigkeit 
ihres  Abgeordneten  wirksam  zu  kontrollieren. 

Wie  lange  mußte  sich  das  englische  Volk  die  Beherrschung  des 
Parlaments  durch  oligarchisch  organisierte  Parteiengruppen  gefallen 
lassen  ?  So  lange,  als  niemand  in  England  vorhanden  war,  der  die  For- 
derung aufstellte,  daß  dem  Volke  Teilnahrne  an  der  Staatsregierung 
zugestanden  werden  müßte.  Die  bisherige  Parlamentsregierung  ruhte 
auf  einer  Kollektivtätigkeit  der  beiden  Parteien,  in  welcher  das  Indi- 
viduum, der  Staatsbürger  gar  nicht  zum  Worte  kam.  Am  Ausgange  des 
18.  Jahrhunderts  traten  nun  Verkündiger  eines  neuen  Evangeliums  auf, 
welche  die  unmittelbare  Teilnahme  des  Staatsbürgers  an  der  Staats- 
regierung verkündeten  und  die  Herrschaft  des  durch  Majoritätsbeschluß 
zu  erkundenden  Volkswillens  auf  ihr  Panier  schrieben.  Vorbereitet  wurde 
diese  Bewegung  durch  den  Pietismus  eines  Wesley  und  seiner  An- 
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hänger1).  1  )iese  1  iehre  verhieß  jmlem  das  Seelenheil  durch  die  alleinige  Macht 
des  individuellen  Glaubens  an  Gott.  Das  protestantische  Dogma  von 
der  anmittelbaren  Teilnahme  an  göttlicher  Gnade  für  jeden  Gläubigen 
war  in  England  durch  das  unheilvolle  Wirken  Lands  und  der  Hoch- 
kirche  in  Vergessenheil  geraten.  Nun  erwachte  es  zu  neuem  Leben. 
Der  Appell  an  das  Individuum  und  sein  Gewissen  blieb  nicht  wirkungs- 
los  auf  religiösem  Gebiete.  Sic  stärkte  das  Verantwortlichkeitsgefühl 
der  Gläubigen.  Auf  das  politische  Gebiet  übertragen,  bedeutete  diese 
Stärkung  des  Verantwortlirhkeilsgefühls  das  Verlangen  des  Individuums, 
sich  als  mündig  und  selbständig  in  der  Staatsregierung  zu  betätigen.  Dazu 
kam  nun  die  Rousseausche  Lehre  vom  »contrat  social«.  Eifrig  wurde 
sie  in  England  aufgegriffen.  So  sagt  Priestley  (Essay  ont  the  First 
Principles  of  Governmenl  L768,  p.  17):  »Jedermann  lebt  in  der  Gesell- 
schafl  zur  Unterstützung  seines  Mitmenschen,  so  daß  die  Wohlfahrt 
und  das  Glück  der  Mitglieder  der  staatlichen  Gesellschaft,  d.  i.  der 
Majorität  der  Staatsmitglieder,  der  große  Maßstab  sind,  nach  welchem 
alles,  was  sich  auf  den  Staat  bezieht,  am  Ende  bestimmt  werden  muß.« 
Manche,  wie  Paley  («Moral  and  Political  Philosophy» ),  Paine  («Rights  of 
Man  »)  und  der  Anarchist  William  Godwin  («Political  Justice»),  gehen 
noch  über  Rousseau  hinaus2).  Sie  erklären  vom  Standpunkt  des  allein 
den  Geboten  ewiger  Gerechtigkeit  nachlebenden  Individuums  Regierung 
und  Staat  Für  überflüssig.  Schließlich  kam  Bentham  daher  und  gab  für 
das  zum  Mittelpunkt  des  Staats  erhobene  Individuum  einen  neuen  Maß- 
stal», wonach  es  seine  staatsbürgerlichen  Beziehungen  einzurichten  hätte: 
das  größtmögliche  Glück  der  größtmöglichen  Zahl  von 
Menschen,  die  zum  Staatswesen  verbunden  sind.  Benthams  Utilitaris- 
mus  schwankte  /.war  zwischen  dem  Prinzip  staatlichen  Eingreifens  zu- 
gunsten  der  Interessenmajorität  und  deren  spontaner  harmonischer  Ent- 
wicklung.  Trotzdem  lief  dies  am  Ende  auf  die  Vorherrschaft  des  Majo- 
ri! ä1  sprinzips  hinaus,  wie  denn  auch  das  Staatsideal,  das  Bentham  in 
seinem  »Constitutional  Code«  zeichnet,  eine  Verbandshierarchie  über- 
einandergeschachtelter  kommunaler  und  parlamentarischer  Versamm- 
ln ii evtl  ist.  welche  durchwegs  nach  dem  Prinzip  des  allgemeinen  Wahl- 
rechts  zusammengesetzt,  nach  dem  Prinzip  der  absoluten  Majorität 
zu  »Mit  scheiden  haben.  Nun  begreifen  wir  den  großen  Widerwillen  Burkes 
gegen  das  französische  Vorbild  und  gegen  die  französische  Revolution, 
wir  er  ihn  in  seinen  »Reflections  on  the  French  Revolution«  zum 
Ausdruck  bringt.  Jene  Lehren,  die  von  Frankreich  aus  ihren  Grundzug 
erhalten  hatten,  unterwühlten  die  Staatsform,  die  England  durch  sein 
bisheriges  parlamentarisches  Parteiregime  in  Bewegung  erhalten  hatte. 
Das  Individuum  in  die  Staatsmaschine  als  selbstätige,  selbstverant- 
wortliche,  selbstregierende  Wesenheit  einführen,  bedeutete  eine  Ver- 
urteilung des  bisherigen  Parteiregiments  in  England,  und  dies  war 


I  ber  Wesley  und  die  von  ihm  eingeführte  Organisation  der  Kirchenver- 
waltung siehe  Halevy  a.  a.  O.  387  ff. 

2)  Siehe  über  ihre  Lehren  besonders  Veitch  a.  a.  O.  p.  160  ff. 
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doch  eben  von  Burke  als  die  Vollendung  staatsmännischer  Weisheit  ge- 
priesen worden! 

Die  Lehren  der  am  französischen  Vorbilde  orientierten  Demokraten 
waren  aber  mächtiger  als  Burke.  Sie  fanden  zunächst  in  der  Organi- 
sation von  Vereinen  Nachahmung,  deren  Wirken  wir  schon  an  anderer 
Stelle  (oben  §  40)  erwähnt  haben,  deren  wir  aber  auch  hier  kurz  ge- 
denken müssen. 

Schon  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  war  es  in  England  üb- 
lich, in  besonderen  Vereinen  und  Gesellschaften  öffentliche  Zwecke 
zu  propagieren,  die  die  beiden  herrschenden  Parlamentsparteien  nicht 
durchsetzen  wollten.  Diese  Gesellschaften  oder  Vereine  bekamen  durch 
die  französische  Revolution  in  ihrer  Kluborganisation  besondere  An- 
regung. Sie  schössen  trotz  der  strengen  gesetzlichen  Verbote  (von 
1796 — 1817)  gegen  die  Vereinsbildung  wie  Pilze  empor  (siehe  Ham- 
mond,  Fox  1903,  ch.  V.).  Die  bekanntesten  sind:  »Die  Gesellschaft 
der  Volksfreunde«,  der  Whigklub  in  London,  der  »Hampden-Klub«, 
desgleichen  die  »London  Corresponding  Society«,  welche  1793/94  die 
Reform  des  Parlaments  von  Pitt  erzwingen  wollte,  u.  a.  m.  Sie  hatten 
meist  einen  parlamentarischen  Zweck,  den  sie  mit  Energie  verfolgten. 
War  dieser  erreicht,  dann  verschwanden  sie  von  der  Bildfläche.  Mit- 
unter wurden  untereinander  korrespondierende  Klubs  gegründet,  z.  B. 
diejenigen,  welche  sich  in  den  80  er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  bil- 
deten, um  die  durch  den  amerikanischen  Krieg  hervorgerufenen  Steuer- 
lasten der  Bevölkerung  zu  mindern  und  eine  Reform  der  staatlichen 
Verwaltungsorganisation  u.  a.  m.  herbeizuführen.  Sie  traten  mit- 
einander in  Verbindung,  und  man  nannte  sie  »caucus«1),  eine  Bezeich- 
nung für  korrespondierende  Organisationen,  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  zu  Beginn  der  Erhebung  gegen  England  in 
Boston  (1772)  aufgekommen  war.  Das  Muster  dieses  amerikanischen 
»caucus«  wurde  auch  späterhin  befolgt  (im  Anfange  der  20er  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts)  bei  Errichtung  der  katholischen  Assoziation  in 
Irland  zur  Durchsetzung  der  Katholikenemanzipation,  der  politischen 
Unionen  zur  Durchführung  der  Parlamentsreform  von  1832,  der  Anti- 
kornzollige  etc.  Das  charakteristische  Merkmal  dieser  »Unionen«, 
oder  wie  sie  sonst  heißen  mögen,  war,  daß  sie  Delegierte  nach  London 
entsandten,  gewissermaßen  zu  einem  extralegalen  und  außerhalb  der 
Verfassung  stehenden  Parlament,  das  unter  dem  anspruchslosen  Namen 
Zentralkomitee  zu  einem  Vergleiche  mit  dem  legalen  Parlament,  zum 
Nachteil  des  letzteren,  herausforderte.  Denn  dessen  Tätigkeit  war 
auf  der  Parteioligarchie  begründet,  während  die  Tätigkeit  eines 
solchen  Zentralkomitees  auf  allgemeinem  Wahlrecht  der  ihm  unter- 
stehenden Vereine,  Klubs  usw.  ruhte.  Unwillkürlich  lenkte  der  Blick 
von  dem  einen  zum  andern.  Der  Ersatz  des  parlamentarischen  Regimes 
der  Parteien  durch  eine  Volksherrschaft   auf   der  Basis  des  allge- 


1)  Der  Name  »caucus«  stammt  vom  englischen  Worte  calker  oder  caulker 
=  Kalfaterer.    S.  Ostrogorski  I,  p.  110. 
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meinen  Wahlrechts,  diese  Möglichkeit  lehrten  die  extralegalen  Parla- 
mente, Zentralkomitees,  Unionen  etc. 

Doch  es  kam  nicht  dazu,  weil  England  eben  das  Land  der  Kom- 
promisse  ist;  die  Parlament  sparteien  lernten  von  den  Vereinen 
die  Organisation.  Auch  sie  trieben  nun  politische  Vereinsbildungen  auf 
breiter  demokratischer  Uasis.  I  m  sich  nämlich  den  Boden  ihrer  Exi- 
stenzberchtigung  zu  sichern,  versuchten  sie  jenen  Vereinsbildungstrieb 
tni'  ihre  Zwecke,  das  ist  die  abwechselnde  Herrschaft  im  Staate,  zu 
nutzen.  Nach  der  Reformakte  von  1832  sind  es  zuerst  die  Liberalen 
und  dann  die  Konservativen,  welche  für  ihre  Parteizwecke  solche 
Vereinsbildungen  in  ihren  Dienst  stellen1).  Von  da  an  beginnt  nun  die 
Demokratisierung  der  bestehenden  beiden  Parteiorganisationen,  ein 
Prozeß,  der  bis  L886  dauert  und  merkliche  Spuren  nur  in  der  unteren 
Parteiorganisation,  nicht  in  der  zentralen  Parteileitung  hinterläßt,  im 
Effekl  aber  nicht,  wie  ursprünglich  beabsichtigt,  die  Leaders  durch 
demokratisch  gewählte  »Parteiräte«  ersetzt,  sondern  nach  einer  Periode 
des  Ilm-  und  Hersch wänkens  zum  Instrument  der  Leaders  wird. 

S  43.  Der  König. 
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Der  Gegensatz  zwischen  Rechtsnormen  und  Konventionalregeln, 
wie  wir  ihn  <>hen  geschildert  haben  (§  41),  wie  er  namentlich  unter  der 
Herrschaft  der  parlamentarischen  Regierung  sich  herausbildet,  kommt 
in  keinem  Rechtsinstitut  so  zur  Erscheinung  wie  in  dem  des  Königtums. 
Was  das  Common  Law  dem  König  gibt  und  was  die  parlamentarische 
Praxis  daraus  macht,  sind  ganz  verschiedene  Dinge.  Blackstone  schil- 
il'Tt  den  Cmfang  der  königlichen  Machtbefugnisse  so  in  seinen  Com- 
mentaries,  wie  ihn  das  Common  Law7  angibt,  aber  die  Praxis  des  Par- 
laments  ignoriert  Blackstone,  und  infolgedessen  erscheint  in  seiner  Dar- 
stellung der  englische  König  beinahe  mit  den  Machtbefugnissen  Wil- 
helms des  Eroberers  ausgestattet.    Die  Parlamentspraxis  hatte  aber 


l)  S.  Ostrogorski  I,  p.  128  ff. 
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längst  in  wichtigen  Punkten  die  königliche  Machtvollkommenheit  ein- 
geschränkt. Im  folgenden  soll  dieser  Gegensatz  zwischen  den  Rechts- 
normen, wie  sie  Blackstone  schildert,  und  der  Parlamentspraxis  an 
folgenden  vier  Punkten  zur  Darstellung  gebracht  werden,  wobei  wir 
der  Reihenfolge  Blackstones  folgen: 

1.  an  der  veränderten  Auffassung  des  Rechts  zur  Thronfolge  und 
Regentschaft. 

2.  an  dem  Umfang  der  königlichen  Prärogative,  insbesondere  des 
königlichen  Verordnungsrechts  und  des  Rechts  zur  Vertretung  des 
Staats  nach  außen  (insbesondere  Recht  zum  Abschluß  von  Staatsver- 
trägen). 

3.  an  der  Umwandlung  der  regalia  minora  zu  einem  parlamen- 
tarischer Kontrolle  unterliegenden   Gehalt    des   Königs.  Schließlich 

4.  an  der  Beschränkung  des  Königs  in  der  Auswahl  der  Minister. 
Der  letzte  Punkt  wird  den  Gegenstand  eines  besonderen  Para- 
graphen bilden. 

I. 

Blackstone  trägt  die  Lehre  vor  (I,  191),  »daß  die  Krone  nach  Com- 
mon Law  und  nach  der  konstitutionellen  Gewohnheit  erblich  sei  und 
zwar  in  einer  ihr  besonders  eigentümlichen  Weise,  aber  daß  das  Recht 
der  Erbschaft  von  Zeit  zu  Zeit  verändert  oder  beschränkt  werden  kann 
durch  Parlamentsgesetz,  wobei  unter  den  Beschränkungen  die  Krone 
dennoch  weiter  erblich  bleibt. «  Auf  der  einen  Seite  wird  er  nicht  müde 
zu  betonen,  daß  die  Thronfolge  sich  nach  Common  Law  ebenso  wie  die 
Erbfolge  an  liegendem  Gute  vollzöge  mit  zwei  Ausnahmen1),  die  hier 
nicht  weiter  von  Bedeutung  sind,  und  daß,  wenn  die  Krone  auf  an- 
derem Wege  als  durch  Erbrechtstitel  erworben  wäre  (by  descent),  dies 
nur  auf  dem  Wege  der  Schenkung  oder  durch  »purchase«  erworben 
werden  könne.  Unter  dem  letzteren  Ausdruck  versteht  er,  wie  die 
Juristen  seiner  Zeit,  »jeden  Erwerbstitel  eines  liegenden  Gutes,  der  nicht 
Erbrechtstitel  ist«  (»any  method  of  acquiring  an  estate  otherwise 
than  by  descent«). 

Auf  der  andern  Seite  kann  er  sich  doch  der  Erkenntnis  nicht  entziehen, 
daß  gerade  die  glorreiche  Revolution  die  Möglichkeit  einer  Absetzung 
des  Königs  gezeigt  hatte,  und  auch  die  Bill  of  rights  und  die  Act  of 
settlement,  wodurch  die  Thronfolge  in  Abänderung  des  Common  Law 
geregelt  war,  ließen  sich  nicht  aus  der  WTelt  schaffen,  ebensowenig 
die  sog.  Succession  Act  von  1707  (s.  oben  §  29  IL).  Daher  kommt 
er  zu  seiner  mit  den  oberen  Sätzen  eigentlich  in  Widerspruch  stehenden 
Ansicht,  daß  das  Gesetz  das  Common  Law  und  den  Erbrechtstitel,  den 
es  dem  König  gewährt,  abändern  könne.  Ja  er  schwingt  sich  sogar  zu 
dem  weiteren  Bekenntnis  (I,  214)  auf,  daß,  wenn  eine  Vakanz  des 
Thrones  eintritt  und  kein  Mitglied  der  königlichen  Familie  vorhanden 
wäre,  um  auf  dem  Throne  zu  folgen,  und  wenn  außerdem  kein  Gesetz 
diesen  Fall  vorsieht,  Lords  und  Commons  als  Salmannen  und  Reprä- 


x)  Siehe  Blackstone  I,  194. 
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sentanten  der  Nation  (»trustees  and  representatives  of  the  nation«)  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  das  Recht  hal  ten,  den  Thron  zu  besetzen. 

Die  Parlamentspraxis  ging  aber  in  unserer  Periode  noch  viel  weiter, 
als  Blackstone  annimmt.  Sie  gab  schon  damals  die  Möglichkeit  an  die 
Hand.  Inf  einen  Konig,  der  durch  (ieistes-  oder  Körpergebrechen  ver- 
hindert war,  eine  Kegentsehaflshill  im  Parlament  selbst  einzubringen,  auch 
ohne  seine  wirklieht1  Zustimmung  durch  eine  eigentümliche  Fiktion  den 
Regenten  einzusetzen.  Den  Fall  hatte  Blackstone  offenbar  nicht  für  möglich 
gehalten,  und  doch  ereignete  er  sieh  zuerst  etwa  fünf  Jahre  nach  dem 
Erscheinen  seiner  Kommentare. 

Im  Jahre  L765  zeigte  der  König  Georg  III.  Symptome  geistiger 
Störung.  Man  dachte  schon  an  ein  Regentschaftsgesetz.  Georg  III. 
wollte  aber  den  Regenten  ans  eigener  Machtvollkommenheit  ernennen 
und  nur  dem  Parlament  die  allgemeine  formelle  Anerkennung  desselben 
uberlassen.  \m  24.  April  L765  empfahl  der  König  in  einer  an  das  Par- 
lament gerichteten  Rede,  ihm  die  Vollmacht  zu  erteilen  »von  Zeit  zu 
Zeil  durch  eine  mit  eigener  Hand  unterzeichnete  Urkunde  entweder 
die  Königin  «'der  ein  gewöhnlich  in  Großbritannien  residierendes  Mit- 
glied der  königlichen  Familie  zum  Vormund  des  Thronfolgers,  bis  dieser 
das  L8.  Lebensjahr  erreicht  habe,  und  zum  Regenten  des  Königreichs 
unter  ähnlichen  Einschränkungen  zu  ernennen«. 

Das  Oberhaus  begrenzte  den  Kreis  der  zur  Regentschaft  zu  be- 
pufenden  Personen  und  strich  aus  der  hierfür  in  Betracht  kommenden 
Liste  den  Namen  der  Prinzessin  von  Wales.  Im  Unterhaus  wurde  der 
Name  der  Prinzessin  wieder  eingesetzt,  und  so  kam  dies  Regent- 
schaftsgesetz  zustande.  Im  Jahre  1788  erkrankte  der  König  auf  län- 
gere  Zeil  unter  den  Anzeichen  einer  Geistesstörung.  Die  Verordnung, 
welche  das  Parlament  vertagte,  konnte  er  noch  unterzeichnen,  aber 
dann  horte  seine  Zurechnungsfähigkeit  auf,  und  die  Frage  des  Zustande- 
kommens einer  Regentschaftsbill  war  sehr  gefährdet,  weil  von  dem  König 
in.  dt  zu  erwarten  war,  daß  er  eine  rechtsfähige  Sanktion  des  Gesetzes 
abgeben  konnte.  Schon  die  Frage  der  Wiedereröffnung  der  Sitzung 
des  Parlaments,  die  nur  durch  die  Krone  erfolgen  konnte,  deckte  die 
Lücke  der  bestehenden  Rechtsordnung  auf.  Über  diese  letztere  setzte 
sich  das  Parlament  ohne  weiteres  hinweg.  Schwierig  war  es  aber, 
aus  dem  Dilemma  der  Regentschaftsbill  und  ihrer  Sanktion  heraus'zu- 
kommen.  Zwei  Wege  waren  vorgeschlagen.  Entweder  sollte  man  durch 
übereinstimmenden  Beschluß  beider  Häuser  den  präsumtiven  Re- 
gierungsnachfolger  bitten,  die  Regentschaft  zu  übernehmen  und  dann 
eine  Regentschaftsakte  unter  Zustimmung  des  letzteren  feststellen. 
Dieser  Weg,  der  kürzere,  ward  von  Fox  1788  vorgeschlagen.  Der  ent- 
gegengesetzte, von  dem  damaligen  Minister  Pitt  dem  Jüngeren 
empfohlene,  wurde  damals  und  dann  auch  1811  befolgt.  Das  Parla- 
in-  nt  stellte  nach  Verhör  der  königlichen  Leibärzte  durch  Komitees 
beider  Häuser  den  Gesundheitszustand  des  Königs  und  sodann  durch 
;  peinstimmende  Beschlüsse  beider  Häuser  fest  (An  Imp.  Report 
a.  a.  0.  p.  92): 


§  43.    Der  König. 


607 


1.  daß  der  König  regierungsunfähig  wäre. 

2.  Daß  es  das  Recht  und  die  Pflicht  der  geistlichen  und  weltlichen 
Lords  und  der  Commons  von  Großbritannien,  hier  versammelt,  sei, 
die  Mittel  vorzusehen,  um  den  Defekt  in  der  persönlichen  Ausübung  der 
königlichen  Autorität,  der  durch  des  Königs  Indisposition  entstanden, 
in  solcher  Weise  zu  beseitigen,  als  die  Notwendigkeit  des  Falles  es 
zu  fordern  scheine. 

3.  Es  stehe  beim  Parlament,  zu  bestimmen,  in  welcher  Weise  die 
königliche  Zustimmung  zur  Regentschafts-Bill  »im  Namen  des  re- 
gierungsunfähigen Königs«  (»in  the  name  and  on  the  behalf  of  the 
king«)  erfolgen  solle. 

Auf  Grund  dieser  Resolutionen  erging  nun  ein  Amtsauftrag  (com- 
mission)  des  Parlaments,  »im  Namen  des  Königs«  das  Parlament  ord- 
nungsmäßig zu  eröffnen,  wenn  dies  der  regierungsunfähige  Monarch 
nicht  schon  zur  Zeit  seiner  Gesundheit  getan.  Dann  wurde  nach  vorher- 
gehender Rücksprache  mit  dem  präsumtiven  Rechtsnachfolger  eine 
Regentschaftsbill  eingebracht  und  die  königliche  Zustimmung  zu  der- 
selben durch  eine  Fiktion  erreicht.  Es  wurde  nämlich  im  Auftrag 
beider  Häuser  neuerdings  eine  Kommission  »im  Namen  des  Königs« 
erlassen,  in  welcher  einer  Anzahl  von  Kommissären  der  Auftrag  erteilt 
ward,  der  Regentschaftsbill   »im  Namen  des  Königs«  zuzustimmen. 

Für  diesen  Weg  der  Fiktion  wurden  damals  und  1811  folgende 
Gründe  geltend  gemacht. 

1.  Die  Präzendenzfälle  insbesondere  zur  Zeit  HeinrichsVI.  sprächen 
dafür1) ; 

2.  habe  der  König  selbst  1788  die  Legalität  der  beiden  Kommis- 
sionen anerkannt  (44  Comm.  Journ.,  p.  159); 

3.  sei  das  Vorgehen  des  Parlaments  für  diesen  Fall  nur  die  konkrete 
Anwendung  des  vom  Parlamente  schon  im  Jahre  1688  festgestellten 
Grundsatzes,  daß  es  die  Macht  habe,  jeden  aus  der  Vakanz  des  Königs- 
thrones hervorgehenden  Defekt  der  Verfassung  zu  ergänzen  (s.  auch 
Imp.  Report  a.  a.  0.  p.  143). 

Juristisch  genommen  stellt  sich  dieses  Vorgehen  des  Parlaments  als 
intermittierende  Regentschaft  des  Parlaments 
selbst  dar;  denn  wirklich  hatte  das  Parlament  ohne  Monarchen 
bis  zum  Regierungsantritt  des  Regenten  die  Zügel  der  Staatsgewalt  in 
Händen  und  übte  sie  aus. 

Dieses  Recht  des  Parlaments  ging  weit  über  das  hinaus,  was  Black- 
stone als  zulässiges  Vorgehen  des  Parlaments  in  Thronfolge-  und  Re- 
gentschaftsfragen anerkennt.  Nach  ihm  kann  die  durch  Common  Law 
festgestellte  Thronfolgeordnung  nur  durch  Parlamentsgesetz  abge- 
ändert werden.  In  der  Form  behielt  er  ja  auch  1788  und  1811  recht, 
der  Praxis  nach  aber  war  es  das  Parlament  allein  ohne  König,  welches  die 
Regentschaftsfrage  ebenso  souverän  regelte,  wie  es  1688  die  Thron- 
folgeordnung verändert  hatte.  Die  Absetzung  eines  Monarchen  durch  die 


J)  A  Translation  a.  a.  0.,  p.  19  —  77. 
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Nal  iori  häll  aber  selbsl  der  konservative  Blackstone  unter  Umständen  für 
zulässig  (1,212),  allerdings  in  Redewendungen,  die  zeigen,  wie  schwer  ver- 
ständlich  ihm  die  Errungenschaften  der  »glorreichen«  Revolution  waren. 
Er  halt  nämlich  als  unbezweifeltes  Jurisdiktionsrecht  der  Nation 
fest,  »daß  sä»  über  diese  große  und  wichtige  Frage  zu  entscheiden 
hat.  namentlich  wenn  der  Monarch  den  Slaatsvertrag  gebrochen«, 
denn  dann,  so  sagl  er,  »entstehl  die  Frage  zwischen  der  staatlichen 
Gesellschaft  im  großen  und  einem  Organ,  das  sie  ursprünglich  mit 
Machtvollkommenheiten  betraut  hat.«  Diese  Frage  muß  durch  die 
Stimme  der  staatlichen  Gesellschaft  selbst  entschieden  werden,  und  kein 
anderes  Tribunal  auf  Erden  kann  dafür  bestehen.  Die  Nation  selbst 
winl  in  einer  parlamentarischen  Konvention,  also  nach  dem  Präzedenz- 
lall  von  L688  durch  Lords  und  Commons,  vertreten  (»in  a  füll  parliamen- 
tary  Convention  representing  the  whole  society«). 

II.  Die  königliche  Prärogative. 

Blacks  tone1)  gib!  der  Prärogative  des  Königs  einen  Umfang, 
der  wohl  weil  darüber  hinausging,  was  zu  seiner  Zeit  rechtens  war. 
Er  i  i  klart  sie  unter  Berufung  auf  Locke  »als  eine  diskretionäre  Gewalt 
für  das  Staatswold  dort  handelnd  einzutreten,  wo  die  positiven  Gesetze 
schweigen.«  Gerade  diese  residuäre  Gewalt,  die  in  der  königlichen 
Prärogative  liegen  soll,  hatten  die  Vorkämpfer  des  Common  Law,  allen 
voran  Coke,  energisch  bekämpft,  wie  wir  oben  (§  29)  gesehen  haben. 
Sie  war  mit  der  glorreichen  Revolution  und  der  Bill  of  rights  ein  für 
allemal  beseitigt.  Aber  auch  bei  Aufzählung  der  einzelnen  Prärogativ- 
befugnisse  geht  Blackstone  mitunter  fehl,  indem  er  dem  König  eine 
Px'fugnis  zuschreibt,  die  entweder  schon  längst  aus  seinen  Händen  in 
die  des  Parlaments  übergegangen  war  oder  wenigstens  als  kontro- 
verser Boden  vom  Parlament  ansprüchig  gemacht  wurde.  Sehen  wir 
im  einzelnen  zu! 

Dem  König  wird  ein  unbeschränktes  Recht  des  Vertragsschlusses 
zugeschrieben.  Blackstone  sagt  nämlich2):  »So  kann  der  König  einen 
\  »  i  lrag  mit  einem  auswärtigen  Staat  schließen,  welcher  unwiderruflich 
die  Nation  bindet.«  Dabei  war  ihm  die  Tatsache  entgangen,  daß  das 
Parlament  schon  seit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  das  Recht  in  Anspruch 
nahm,  die  Genehmigung  von  Verträgen,  insbesondere  von  solchen,  welchen 
die  Zession  von  Gebieten  betrafen,  zu  erteilen.  Im  Wiener  Frieden  von 
L725  hatte  Karl  VI.  Spanien  gegenüber  die  Verpflichtung  übernommen, 
England  zur  Abtretung  von  Gibraltar  und  Minorka  an  Spanien  zu  ver- 
anlassen.  Im  Hinblick  auf  den  nach  dieser  Richtung  hin  geäußerten 
Wunsch  des  Kaisers  und  die  guten  Dienste,  die  der  Kaiser  Spanien 
bei  der  englischen  Regierung  leistete,  schreibt  der  Staatssekretär  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  Townshend,  an  den  englischen  Geschäfts- 
träger  Stanhope  in  Madrid:  »Die  Kaiserpartei  kennt  doch  die  große 


*)  Commentaries  I,  252. 
2)  Commentaries  I,  252. 
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Vorliebe  des  Parlaments  und  der  ganzen  Nation  für  Gibraltar.  Sie 
weiß  ebenfalls,  daß  nach  unsern  Gesetzen  und  der  Verfassung  die  Krone 
keinen  Teil  ihrer  Besitzungen  an  eine  auswärtige  Macht  abtreten  kann 
ohne  Zustimmung  des  Parlaments«1).  Hier  wird  einem  ausländischen 
Staat  zugemutet,  daß  er  die  englische  Verfassung  nach  der  Richtung 
hin  kennen  müßte,  ein  Zeichen,  daß  der  Anspruch  des  Parlaments  von 
Seiten  der  englischen  Regierung  als  Rechtsanspruch  anerkannt  wurde. 

Im  Jahre  17832)  handelt  es  sich  um  die  Zession  von  Ostflorida  in 
Spanien.  Lord  Loughborough  erklärt  im  Oberhaus,  daß  keine  Präro- 
gative der  Krone  bestehe,  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  einen  Teil 
des  Staatsgebietes  an  das  Ausland  abzutreten.  Zwar  widerspricht  ihm 
Lord  Thurlow,  der  Lordkanzler,  und  hat  insofern  recht,  als  es  sich  hier 
um  eine  Zession  infolge  eines  Friedensschlusses  handelte,  der  zweifellos 
damals  ebenso  wie  heute  ausschließlich  Sache  königlicher  Präroga- 
tive war.  Doch  bezüglich  allgemeiner  Zessionsverträge  von  Gebiets- 
teilen wird  wohl  Loughborough  recht  gehabt  haben. 

Aber  es  gab  damals  auch  eine  Rechtsmeinung,  welche  nicht  bloß 
Zessionsverträge,  sondern  überhaupt  alle  Verträge  dem  Parlament 
zur  Genehmigung  unterbreiten  wollte.  Diese  strittige  Frage  war  schon 
im  16.  Jahrhundert  aufgetaucht.  So  berichtete  der  französische  Ge- 
sandte Dodieu,  der  den  französisch-englischen  Vertrag  vom  Jahre  1527 
negoziieren  sollte,  daß  Wolsey,  anfangs  im  Zweifel,  ob  solche  Verträge 
vom  Parlamente  genehmigt  werden  müssen,  schließlich  aber  sich  da- 
gegen entschied  (Letters  and  Papers,  Foreign  and  Domestic  of  the 
Reign  of  Henry  VIII.,  ed.  Brewer,  IV.  part  2,  p.  1413). 

Jedenfalls  war  am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  diese  Frage 
äußerst  kontrovers.  Der  »Federalist«  sagt3):  »Es  wird  die  Ansicht  ver- 
treten, daß  die  unbeschränkte  Prärogative  des  englischen  Königs  zu 
Vertragsschlüssen  nicht  unbestritten  sei  und  daß  solche  Verträge  mit  aus- 
wärtigen Staaten  der  Revision  und  Ratifikation  des  Parlaments  unter- 
liegen. Aber  ich  glaube,  daß  diese  Doktrinen  niemals  gehört  wurden,  als 
bis  sie  bei  der  jetzigen  Gelegenheit  öffentlich  geäußert  wurden.  Jener 
Jurist  (zitiert  wird  Blackstone)  dieses  Königreichs  und  jeder  andere, 
der  mit  seiner  Verfassung  vertraut  ist,  kennt  das  als  etablierte  Tatsache, 
daß  die  Prärogative  des  Vertragsschlusses  der  Krone  zustehe,  und  zwar 
in  ihrer  weitesten  Machtvollkommenheit  liege  .  .  .«  Mag  auch  diese 
Meinung  richtig  sein,  mag  es  auch  am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts 
noch  als  feststehende  Tatsache  angesehen  werden,  daß  Vertragsschlüsse 
im  allgemeinen  einzig  und  allein  der  Krone  zuständen,  jedenfalls  hätte 
Blackstone  die  Parlamentspraxis  nicht  ignorieren  dürfen,  wonach  die 
Zession  von  Gebietsteilen,  wenn  sie  nicht  durch  Friedensschluß  erfolgt, 
der  Genehmigung  des  Parlaments  unterlag.  Überhaupt  hätte  er  die 
ganze  Kontroverse,  die  sich  an  das  allgemeine  Vertragsschlußrecht 


x)  Zitiert  in  Cambridge  Modern  History  VI,  p.  58. 

2)  Siehe  Pari.  Hist.  XXII,  p.  430  ff. 

3)  ed.  Ford,  p.  264. 
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der  Krone  knüpfte,  erwähnen  müssen,  Peststellen  müssen,  daß  es  sich 
hier  um  ein  sowohl  von  der  Krone  als  auch  vom  Parlament  angespro- 
i  henes  Wirkungsfeld  handele.  Kr  redel  aber  schlankweg  von  dem  aus- 
schließlichen  Prärogal  ivreeht. 

Blackstone  schreibt  rerner  dem  König  ein  unbedingtes  Ausweisungs- 
pechl  gegenüber  Fremden  zu,  »denn,«  so  führt  er  aus1),  »solange  ihr 
Staal  in  Frieden  ist  tnil  dem  unsrigen  und  sie  sich  selbst  friedlich  auf- 
führen, stehen  sie  unterdes  Königs  Schutz,  obwohl  sie  der  Verpflichtung 
unterliegen,  heimzukehren,  wann  der  König  sie  eben  heimsenden  will.« 
Vuoh  diese  Ansicht  stimmt  uichl  mit  den  durch  die  Parlamentspraxis 
am   Ausgange  des  IS.  Jahrhunderts  festgestellten  Tatsachen. 

Schon  L793  erging  »Ii»1  erste  Aliens  Act  (33  Geo.  III.,  c.  4),  da  die 
Krone  uichl  krafl  Prärogative  als  zuständig  angesehen  wurde,  einen 
Fremden  zwangsweise  aus  dein  Königreich  auszuweisen.  Eine  andere 
Uiens  \d.  welche  ebenfalls  wie  die  vorhergehende  den  Zweck  hatte, 
die  Kxekulive  zu  vorübergehenden  Ausweisung  von  Fremden  zu  er- 
mächtigen, erging  1806  (56  Geo.  III.,  c.  86). 

Blackstone  sagt  ferner,  der  König  sei  als  der  Generalissimus  des 
Königreichs  oder  erste  Befehlshaber  in  militärischen  Angelegenheiten 
anzusehen2).  Trotzdem  hatte  schon  die  Parlamentspraxis  seit  1746 
den  Versuch  gemacht,  einen  besonderen  Generaloberbefehlshaber  für 
die  ^.rmee  außerhalb  der  königlichen  und  ministeriellen  Einflußsphäre 
zu  schaffen,  um  zu  verhindern,  daß  dieses  Amt  dem  parlamentarischen 
Einfluß  unterläge.  Schon  im  Jahre  1740  regten  die  Offiziere  im  Par- 
lamenl  an,  daß  ein  besonderer  Generalsbefehlshaber  bestellt  werde.  Als 
Zweck  dieser  Maßregel3)  galt  die  Notwendigkeit,  daß  der  Souverän  bei 
der  Auswahl  und  Beförderung  der  Offiziere  nur  von  deren  Tüchtigkeit 
bestimm!  werden  sollte,  nicht  vom  politischen  Einfluß.  Der  Herzog 
von  Argill,  der  ungeachtet  seiner  großen  militärischen  Verdienste  ge- 
rade  kurz  vorher  aus  politischen  Gründen  entlassen  worden  war,  leitete 
«Ii»'  wichtige  Debatte  im  Oberhaus  ein,  indem  er  Einspruch  erhob  gegen 
die  politische  patronage,  die  dem  Ministerium  innerhalb  der  Armee 
zustand.  Das  Unterhaus  stellte  sich  auf  die  Seite  der  opponierenden 
Lmi-iU.  indem  es  ebenfalls  sein  Bedauern  über  die  politische  patronage  in 
der  Armee  zum  Ausdruck  brachte4). 

Im  Jahre  1751  wurde  auch  die  Opposition  im  Parlament  unter- 
drückt,  die  sich  dagegen  erhob,  daß  dem  Herzog  von  Cumberland  als 
Generalkapitän,  also  als  Generalissimus,  um  mit  Blackstone  zu  sprechen, 
seine  Würde  genommen  wurde5).  Namens  der  Staatsregierung  vertrat 
damals  Pelham  die  Notwendigkeit  eines  solchen  Generalbefehlshabers. 
Und  L789  war  es  keine  geringere  Persönlichkeit  als  Fox  (Pari.  Hist. 
XXVII,  p.  1 3.1.6  f.),  der  die  Notwendigkeit  eines  Generalkommandeurs 

x)  Commentaries  I,  p.  259  f. 
2)  Commentaries  1,  p.  262. 

Siehe  die  Debatte  im  Oberhaus,  Pari.  Hist.  XI,  p.  902  L 
xi  Siehe  Pari.  Hist.  XII,  p.  611-623. 
5,  Pari.  Hist.  XIV,  p.  902-929. 
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an  Stelle  der  Krone  auch  in  Friedenszeiten  befürwortete,  um  zu  ver- 
hindern, daß  aus  Parteimotiven  verdiente  Offiziere  ihrer  Würde  ent- 
hoben würden.1)  Seit  1793  war  ein  solcher  Generalkommandeur  in 
England  eine  ständige  Institution  geworden. 

Blackstone  führt  als  königliches  Prärogativbefugnis  an2),  daß  dem 
Könige  allein  das  Recht  zustände,  Gerichtshöfe  zu  errichten,  und  doch 
hatte  schon  das  Parlament  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  diese  Prä- 
rogativbefugnis für  sich  ansprüchig  gemacht.  Noch  Georg  II.  hatte  im 
Jahre  1753  der  Ostindischen  Companie  die  Erlaubnis  gegeben,  Zivil-, 
Kommunal-  und  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  Bombay  und  Kal- 
kutta zu  üben.  Aber  schon  20  Jahre  später  (1773)  bestimmte 
ein  Gesetz  (13  Geo.  III.,  c.  63),  daß  es  der  Krone  gestattet  sein 
solle,  unter  Patent  und  großem  Siegel  einen  obersten  Gerichtshof 
in  Fort  William  (Kalkutta)  zu  errichten,  welcher  zivile,  kriminelle, 
Admiralitäts-  und  geistliche  Gerichtsbarkeit  ausübte.  Demgemäß  er- 
ging ein  solches  Patent  im  Jahre  1774.  Im  Jahre  1800  erfolgte  durch 
Gesetz  (39  und  40  Geo.  III.,  c.  79)  ebenfalls  eine  Ermächtigung  für  die 
Krone,  einen  obersten  Gerichtshof  in  Madras  zu  errichten.  Im  Jahre  1823 
ein  ähnliches  Gesetz  für  den  obersten  Gerichtshof  in  Bombay.  Kurz, 
die  Krone  getraute  sich  schon  längst  nicht  mehr  und  nicht  einmal  in  den 
Kolonien,  geschweige  denn  in  England,  ohne  parlamentarische  Er- 
mächtigung Gerichtshöfe  zu  errichten.  Ein  Zeitgenosse  von  Blackstone, 
Commyns  (siehe  dessen  Digeste  s.  v.  » Prerogative «  D  28),  sagt  schon, 
daß  es  der  Krone  nicht  zustehe,  andere  als  Common-Law- Gerichte  zu 
errichten,  denn  das  Common  Law  sei  ein  Geburtsrecht  des  Staatsbürgers. 
Die  Parlamentsansprüche  gingen  aber  noch  weiter,  und  sie  setzten  sich 
durch,  weil  eben  zur  Gerichtsorganisation  wie  zu  jeder  anderen  Organi- 
sation von  Staatsbehörden  Geld  nötig  war. 

Blackstone3)  schreibt  dem  König  das  Recht  zu,  Privatkorporationen 
zu  errichten,  »wodurch  eine  Zahl  von  privaten  Personen  verbunden  und 
vereinigt  werden,  mancherlei  Freiheiten,  Machtbefugnisse  und  Immu- 
nitäten in  ihrer  Korporationsqualität  zu  genießen,  welche  sie  sonst  als 
natürliche  Personen  zu  genießen  unfähig  wären.«  Er  begründet  diese 
Prärogative  des  Königs  damit,  daß  ihm  allein  die  Verwaltung  und  Re- 
gierung zustünde  und  er  allein  der  beste  Richter  wäre,  um  zu  beurteilen, 
in  welcher  Eigenschaft  und  Qualität  das  Volk  unter  ihm  dienen  könne. 
Nun  entgeht  ihm  allerdings  nicht,  daß  auch  durch  Parlamentsgesetz 
Korporationen  kreiert  werden  können4),  aber  er  glaubt,  daß  solche  Krea- 
tionen, ähnlich  wie  die  durch  Ersitzung  (prescription),  auf  ein  und  das- 
selbe zurückzuführen  seien,  nämlich  auf  die  Befugnis  des  Königs  durch 
Patent  oder  Inkorporationscharten  Korporationen  zu  kreieren.  Dabei 
verschweigt  er  die  Tatsache,  daß  schon  seit  dem  Ausgang  des  17.  Jahr- 
hunderts das  Recht,  Handelskompagnien  mit  Monopolbefugnissen  ein- 

x)  Siehe  eine  ähnliche  Debatte  von  Fox  angeregt,  in  Pari.  Hist.  XXX,  p.  171  f. 

2)  Commentaries  I  267. 

3)  Commentaries  I,  p.  272. 

4)  Commentaries  I,  p.  473. 
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/unehten,  dem  K in uge  ah handen  gekommen  war.  Schon  im  Jahre  1693 
(am  19.  Jan.)  resolvieren  die  Gemeinen1),  daß  es  das  Recht  aller  Eng- 
länder  sei,  Handel  nach  Ostindien  zu  treiben  oder  nach  irgendeinem 
Teil  der  Welt,  es  wäre  denn,  daß  sie  durch  Parlamentsgesetz  davon 
ausgeschlossen  wurden.  Und  seit  der  Zeit  hatte  die  Krone  sich  diese 
Vorschrift  des  Unterhauses  zu  Herzen  genommen  und  keine  Monopol- 
kompagnien  kraft  Prorogation  geschaffen. 

Am  interessantesten  ist.  wie  Blackstone  die  Parlamentspraxis 
betreffend  ein  sogenanntes  Not  verordnungsrecht  ignoriert.  Die 
Rechtstheorie  war,  wie  wir  oben  (§  29)  gehört  haben,  dabei  stehen- 
geblieben, eiu  solches  \. >t verordungsrecht  anzuerkennen.  Blackstone 
behauptete  in  seinen  Kommentaren  die  Möglichkeit  von  Notverord- 
nungen. Er  sagt2):  »Gleichwohl  kann  dieses  —  nämlich  die  Einführung 
der  Willkürherrschaft  (arbitrary  government)  —  zu  Zeiten,  wenn  der 
Staal  in  wirklicher  Gefahr  ist,  eine  notwendige  Maßregel  werden.  Aber 
das  isl  der  Vorzug  unserer  Verfassung,  daß  es 
Dicht  der  vollziehenden  Gewalt  überlassen  ist 
zu  bestimmen,  wann  die  Gefahr  für  den  Staat 
so  groß  ist.  daß  diese  Maßregel  nötig  erscheint. 
Denn  nur  allein  das  Parlament  oder  die  gesetz- 
gebende  Macht  kann,  wenn  sie  es  für  dienlich 
hält,  durch  Suspension  der  Habeas-Corpus- 
\  k  t  « •  für  eine  bestimmte  kurze  Zeit  die  Krone 
ermächtigen,  verdächtige  Menschen  zu  ver- 
halten, ohne  Gründe  dafür  anzugeben,  so  wie  in 
Rom  der  Sl  aat  seine  Zuflucht  zu  einem  Diktator, 
einer  Obrigkeit  von  unbeschränkter  Macht,  zu 
nehmen  pflegte,  wenn  er  glaubte,  daß  der  Staat 
in  Gefahr  sei.  Den  Senatsbeschluß,  welcher  ge- 
wöhnlich der  Ernennung  einer  solchen  Obrig- 
keit voranging:  videant  consules  ne  quid  res 
publica  detrimenti  capiat,  nannte  man  senatus 
consultum  ultimae  necessitatis,  und  ein  solches 
Mittel  muß  auch  nur  in  Fällen  der  dringendsten 
N  o  1  angewandt  werden,  da  das  Volk  einen  Teil  seiner 
Freiheiten  auf  kurze  Zeit  hingibt,  um  sie  überhaupt  zu  erhalten.« 

Blackstone  mißversteht  nicht  nur  den  damals  herrschenden  Rechts- 
zustand, er  übersieht  auch  ein  wichtiges  Rechtsinstitut,  nämlich  die 
Indemnitybill,  die  schon  zu  seiner  Zeit  im  Gefolge  der  Suspension  of 
Habeas-Corpus-Act  auftrat,  und  er  kennt  nicht 'die  Theorie  der 
[ndemnitybi.il,  welche  erst  1766  in  den  Verhandlungen  des 
Oberhauses  auch  für  alle  kommenden  Zeiten  festgestellt  worden  ist. 
Diese  Theorie  soll  hier  nun  ausführlich  wiedergegeben  werden,  weil  sie 
die  Frage,  ob  es  in  England  ein  Notverordnungsrecht  gegeben  hat  und 


*)  Commons  Journals  XI,  64. 
2)  Commentaries  I,  136. 
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gibt,  beantwortet  und  besonders  geeignet  ist,  die  englische  und  die  kon- 
tinentale Auffassung  vom  Staatsnotstande  zu  kontrastieren. 

Der  Anlaß  zur  Entwicklung  jener  Theorie  in  den  Verhandlungen1) 
des  englischen  Parlaments  vom  Jahre  1766  war  die  Tatsache,  daß  der 
ältere  Pitt  in  diesem  Jahre  mittels  königlicher  Staatsratsverordnung  ein 
Ausfuhrverbot  auf  Weizen  legte,  ohne  daß  ein  Gesetz  ihn  dazu  ermächtigt 
hatte.  Die  königliche  Thronrede  bei  Eröffnung  des  Parlaments  hatte 
sich  bemüht  darzulegen,  daß  das  Parlament  zurzeit  des  Erlasses  der 
Verordnung  nicht  versammelt  gewesen  sei,  daß  eine  Hungersnot  das  Land 
damals  bedroht  habe  und  sicher  eingetreten  wäre,  wenn  die  Regierung 
erst  auf  die  Tagung  des  Parlaments  und  Vorlage  einer  Bill  gewartet 
hätte.  Diese  königliche  Thronrede  soll  nun  mittels  Adresse  beant- 
wortet werden,  und  die  Regierungspartei  verlangt,  daß  die  Legalität 
jener  order  anerkannt  werde,  daß  anerkannt  werde,  die  Exekutive 
hätte  ein  Recht,  Notverordnungen  zu  erlassen,  wenn  das  Parlament 
nicht  versammelt  sei.  Da  erhebt  sich  mächtiger  Sturm  im  Oberhause 
gegen  diese  Anmassung  der  Regierung.  Es  wird  damals  festgestellt, 
daß  die  Exekutive  ein  solches  Recht  nicht  habe,  und  es  wird  im  An- 
schlüsse daran  die  ganze  Theorie  des  Staatsnotstandes  nach  englischem 
Recht  entwickelt,  wie  sie  noch  heutzutage  gilt.  Jede  im  Notstande 
vorgenommene  Handlung  ist,  sofern  sie  eine  Überschreitung  des  gel- 
tenden Rechtes  darstellt,  rechtswidrig,  gleichgültig,  ob  sie 
von  einem  Individuum  oder  von  der  Regierung 
und  ihren  Beamten  vorgenommen,  gleichgültig, 
ob  sie  zum  Wohle  des  Staates  vorgenommen  ist 
odernicht.  Die  Regierung  kann  wie  jeder  Staatsbürger  zum  Wohle 
des  Staates  Maßregeln  treffen,  aber  nur  auf  ihr  eigenes  Risiko !  Ein 
Recht  hat  sie  dazu  nicht,  weder  im  Falle  der  Suspension  of 
Habeas-Gorpus-Act  noch  im  Falle  der  Budgetüberschreitung,  noch 
sonst  im  Falle  einer  Staatsnot.  Jede  zur  Abwehr  dieser  vorgenommene 
Handlung  ist,  wenn  sie  geltendes  Recht  überschreitet,  rechtswidrig 
und  unterliegt  dem  richterlichen  Prüfungsrecht.  Guter  Glaube,  daß 
eine  Staatsnot  vorhanden  sei,  schützt  ebensowenig  die  Regierung  vor 
den  rechtlichen  Konsequenzen  einer  Notstandshandlung  wie  das  Indivi- 
duum, das  z.  B.  in  Staatsnot  zu  den  Waffen  gegriffen  oder  verdächtige 
Personen  in  Gewahrsam  genommen  hat.  Nur  eine  Indemnitybill  kann 
die  Überschreiter  objektiven  Rechtes  vor  den  rechtlichen  Konsequenzen 
schützen.    Und  diese  Indemnitybill  kann,  muß  jedoch  nicht  ergehen. 

III.  Die  königliche  Zivilliste. 

Die  Einnahmen  des  englischen  Königs  stellt  Blackstone  in  seinen 
Kommentaren  als  »fiskalische  Prärogativen«  dar  (I,  ch.  VIII,  p.  281). 

*)  Siehe  dazu  noch:  Chatham  Papers  III,  125  Anm.  1,  Parliamentary  Hi- 
story  XVI,  246  ff.  —  Hatschek,  Ursprung  der  Notverordnung  in  Grünhuts  Zeit- 
schrift für  privates  und  öffentliches  Recht,  a.  a.  0.  —  Friedmann,  in  Stutz,  Kir- 
chenrechtliche Abhandlungen,  Heft  5,  S.  20  ff.  —  Ruville,  William  Pitt,  Graf  von 
Chatham,  Stuttgart  1905,  III,  233  ff. 
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Sie  sind  nach  ihm  also  nur  die  regalia  minora  der  Feudisten-  und  Le- 
gistendoktrin.  /.war  führt  er  auch  die  Tatsache  an,  daß  diese  »erb- 
lichen  Einnahmen  des  Königs«1)  seit  Georg  II.  insofern  eine  Umwand- 
lung erhalten  baben,  als  dem  Könige  eine  fixe  Jahreseinnanme  von 
800  000  Pfund  Sterling  garantiert  sei.  Ihm  ist  ferner  auch  bekannt, 
daß  Georg  [.  gleich  bei  seinem  Regierungsantritt  auf  die  Einkünfte  aus 
den  erblichen  Kroneinnahmen  gegen  »las  oben  genannte  Fixum  von 
800  000  Pfund  Sterling  pro  Jahr  verzichtet  habe  (Commentaries  I, 

"  f.),  Vber  ihm  ist  dieser  Jahresbetrag,  technisch  Zivilliste  genannt, 
bloß  vollständiges  Eigentum  des  Königs  (»the  civil  list  is  indeed  pro- 
perly  the  whole  of  bhe  king's  revenue  in  his  own  distinct  capacity«). 
Zwar  bemerkt  er  auch,  daß  die  Fiskalprärogativen  nach  der  Revolution 
weniger  umfassend  seien  als  vor  der  Revolution  (a.a.O.  I,  333),  aber  das 
meinl  er,  dürfte  nicht  dahin  gedeutet  werden,  als  ob  die  königliche  Ge- 
wall  deshalb  in  Abhängigkeit  von  dem  Parlament  geraten  sei,  denn 
(Commentaries  I.  334  f.)  auf  der  einen  Seite  erlange  doch  jeder  Monarch 
im  l  isten  Parlamenl  nach  seinem  Regierungsantritt  die  Feststellung 
der  werblichen  Revenuen«  für  Lebenszeit  und  habe  niemals  Veranlassung, 
wegen  Ergänzung  sich  an  «las  Parlament  zu  wenden,  ausgenommen,  daß 
es  sich  um  einen  allgemeinen  Notstand  des  Reichs  handele.  Dies  ver- 
schaffe  ihm  jene  konstitutionelle  Unabhängigkeit,  welche  bei  seinem 
Regierungsantritt  allerdings  zu  fehlen  scheine.  Sodann  habe  der 
König  ii.  a.  das  \ nstollungsrecht  über  alle  Beamten,  welche  bei  der 
\  erwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reichs  tätig  seien.  Dies 
stärke  wesentlich  seinen  Einfluß,  da  dies  Beamtenheer  von  ihm  abhängig 
sei.  Dazu  komme  noch  die  Möglichkeit,  sich  gewisse  Personen  durch 
Geldvorteile  abhängig  zu  machen.  »Und  zwar  solche  Personen,  deren 
Anhänglichkeit  mit  Rücksicht  auf  ihren  Reichtum  häufig  besonders 
\\  ii  n  sehenswert  erscheint. « 

In  dieser  Darstellung  Blackstones  fällt  natürlich  die  Tatsache  auf, 
«l,i ß  er  <l»  n  König  als  Eigentümer  der  Zivilliste  darstellt,  während  schon 
einige  Jahrzehnte  vorher  Bolingbroke  in  seiner  Abhandlung  über  die 
Parteien  p.  124  den  König  bloß  als  lebenslänglichen  Nutznießer  des- 

Us  solche  werden  in  dem  Gesetz  1  Anne,  c.  1  von  1701  folgende  Einnahmen 
_  führt:  die  erblichen  Abgaben  von  Bier,  Ale  und  andern  Getränken,  das  Post- 
^nnaten  und  Zehnten,  Gebühren  in  Prozeßsachen,  für  Verleihungen,  für 
Handel  mil  Wein,  für  Anstellung  und  Entlassung  von  Sheriffs,  Konfiskationen  de- 
fraudierter  oder  verbotener  Ware.    Die  Aufzählung  ist  nicht  ganz  vollständig,  es 
kommen  nach  Blackstone  noch  hinzu  (Commentaries  I,  281)  Einnahmen  aus  den 
T'-rnpi  Indien  vakanter  Bischofsstellen,  die  Besetzung  von  in  bischöflicher  Kollation  be- 
findlichen Pfründen  mit  königlichen  Beamten  (corody),  die  Einnahmen  aus  den  könig- 
d  Domänen  und  Forsten,  das  Recht  auf  den  sog.  königlichen  Fisch,  das  ist  Walfisch 
Stör,  die  droits  of  admiralty,  die  Einnahmen  aus  dem  Münzregal,  das  Heimfalls- 
.  <  ii  gestohlenem  Gut,  wenn  der  Eigentümer  nicht  ausfindig  zu  machen  ist,  das 
Heimfallsrecht  von  Tieren,  deren  Eigentümer  nicht  ausfindig  zu  machen  ist  (estrays), 
Heimfallsrecht  von  erblos  liegendem  Gut,  die  Erträgnisse  aus  der  Vormund- 
schaft über  Wahnsinnige  und  Idioten,  die  Einnahmen  aus  Zöllen,  aus  dem  Salzregal, 
aus  der  Stempelsteuer,  aus  der  Häuser-  und  Fenstersteuer,  aus  der  Steuer  auf  Be- 
amtengehälter und  Pensionen  etc. 
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jenigen  Teils  der  öffentlichen  Einnahmen,  welcher  Zivilliste  genannt 
wird,  bezeichnet.  Der  springende  Punkt  ist  also:  war  die  Zivilliste 
wirklich  königliches  Eigentum  oder  war  sie  etwas  anderes  ?  Wenn 
wir  die  Geschäftspraxis  des  Schatzamts  nach  dieser  Richtung  hin  durch- 
forschen (siehe  Calendars  of  Treasury  Books  and  Papers  edited  W.  A. 
Shaw,  London  1903,  siehe  auch  Einleitung,  insbesondere  p.  XXXIX  f.), 
so  finden  wir  in  der  Tat,  daß  noch  unter  dem  Regierungsantritt  Georgs  II. 
einerseits  der  ganze  Staatsdienst  mit  seinen  Gehältern  aus  der  Zivilliste 
bestritten  wurde  und  die  Zivilliste  zu  Beginn  jeder  Regierung  durch  eine 
Art  parlamentarischen  und  ministeriellen  Handels  festgelegt  wurde, 
daß  sie  ferner  vollständig  als  Eigentum  des  Königs  aufgefaßt  wurde. 
Der  König  konnte  feststellen,  was  er  aus  dieser  Zivilliste  an  Gehältern 
zahlen  wollte.  Kein  Mensch  kümmerte  sich  darum,  am  allerwenigsten 
das  Schatzamt,  ob  die  auf  die  Zivilliste  gelegten  Ausgaben  auch  bezahlt 
wurden.  So  hatte  z.  B.  Georg  I.  die  jährliche  Ausgabe  für  jenes  Amt, 
welches  sich  mit  den  öffentlichen  Bauten  beschäftigte  (board  of  works) 
alljährlich  auf  14  400  Pfund  (1736)  beschränkt.  Georg  II.  hatte  diese 
Instruktionen  angenommen,  trotzdem  fand  unter  ihm  beinahe  jährlich 
eine  Überschreitung  statt,  denn  nichts  war  leichter  als  dies.  Das  board 
of  works  setzte  sich  über  diese  Schranke  hinweg  und  bekam  durch 
einen  königlichen  Warrant  Indemnität  ohne  Rücksicht  auf  jene  auf  dem 
Instruktionswege  vorgenommene  Beschränkung.  Das  Charakteristische 
dieser  ganzen  Kontrolle  der  königlichen  Zivilliste  bestand  eben  darin, 
daß  nicht  bloß  das  Parlament  keinen  Einblick  in  die  Verwaltung  der 
ausgesetzten  Gelder  hatte,  sondern  nicht  einmal  das  Schatzamt.  Dem 
cofferer  of  the  household  wurden  alljährlich  Summen  auf  sein  bloßes 
Verlangen  hin  vom  Schatzamt  angewiesen.  Ob  sie  für  Zwecke  von 
Ausgaben  verwendet  wurden,  welche  von  der  Zivilliste  zu  tragen  waren, 
ob  nicht  Revirements  in  der  Verwendung  dieser  Summen  seitens  der 
Hofbeamten  stattfanden,  ob  schließlich  die  gesamten  Anweisungen  an 
den  cofferer  nicht  etwa  den  Jahresbetrag  der  Zivilliste  überschritten, 
das  alles  festzustellen  war  nicht  Sache  des  Schatzamts.  Wie  der  cof- 
ferer es  verlangte,  so  wiesen  sie  das  Geld  an  (Beispiel:  Calendar  a.  a.  0. 
p.  230,  236,  283,  318).  Nicht  einmal  das  Anweisungsrecht  auf  diese 
Geldsummen  war  durch  ein  formelles  Verfahren  garantiert.  Im  Gegen- 
satz zu  den  übrigen  Anweisungen  des  Schatzamts  waren  diejenigen, 
welche  Summen  für  den  königlichen  Hofhalt  betrafen,  niemals  durch  einen 
besonders  förmlichen  money-warrant  autorisiert.  Durch  solchen  money- 
warrant  übernahmen  für  die  übrigen  Anweisungen  von  Staatsgeldern 
die  anweisenden  Beamten  durch  ihre  Kontrasignatur  eine  gewisse  Ver- 
antwortung. Das  alles  fehlte  hier.  Das  Schatzamt  »beschloß«  und  die 
Gelder  wurden  an  den  cofferer  so  ausbezahlt,  wie  er  sie  verlangte.  Nun 
stelle  man  sich  nicht  etwa  vor,  daß  es  sich  hier  bloß  um  das  handelte, 
was  wir  heute  königliche  Zivilliste  nennen.  Auf  der  damaligen  Zivil- 
liste ruhten  die  Ausgaben  für  öffentliche  Bauten,  der  größte  Teil  der 
Staatsbeamtengehälter  einschließlich  der  Richtergehälter,  der  Geheim- 
fonds der  Staatssekretäre,  die  Bedürfnisse  der  Privatschatulle  und  die 
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Apanagen  der  königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen.  Und  für  alle  diese 
Summen  war  allein  der  Wille  des  Königs  maßgebend.  Kein  Wunder, 
daß  ein  so  formaler  Jurist  wie  Blackstone  auf  die  Idee  kam,  sie  wären 
Eigentum  des  Königs,  über  welches  dieser  schrankenlos  walten  könnte. 
Um  so  mehr  mußte  man  auf  diese  Idee  kommen,  wenn  man  sich  ver- 
.  genwärtigte,  daß  nicht  selten  der  König  eine  Ausgabe,  die  für  Staats- 

ke  absolul  nötig  gewesen  wäre,  deshalb  von  sich  zurückwies,  weil 
sie  eigentlich  nicht  ans  seiner  Zivilliste  zu  tragen  wäre,  sondern  aus  den 
übrigen  vom  Parlament  bewilligten  Staatsausgaben. 

Im  Jahre  \~  \\  handelt  es  sich  am  die  Ausrüstung  von  Booten, 
welche  den  Pestdienst  des  Reiches  über  den  Kanal  hin  versorgten.  Sie 
unterstanden  der  Administration  des  Postamts,  dessen  Einkünfte 
i  benfalls  in  die  Xivillisle  flössen.  Infolge  des  Ausbruchs  des  Krieges 
mit  Frankreich  war  es  notwendig,  diese  Boote  stärker  auszurüsten. 
1  hi  dies  aber  mehr  Geld  gekostet  und  so  die  Einkünfte  des  Postamts, 
die  der  Zivilliste  zuflössen,  vermindert  hätte,  so  wollte  der  König  dies 
nicht  aus  -einer  eigenen  Tasche  tragen«  und  lehnte  jenen  Vorschlag, 
den  der  Postmeister  dem  Schatzamt  gemacht  hatte,  rundweg  ab  (siehe 
Calendar  a.  a.  0.  p.  478).  Ein  solch  egoistisches  Ablehnen  wichtiger 
Staatsaufgaben  war  allerdings  nur  zur  Zeit  Georgs  II.  möglich,  da, 
wie  schon  erwähnt,  durch  die  Zivillistenakte  dieses  Königs  (1  Geo.  IL, 
c,  I)  zunächsl  die  Einnahmen  aus  den  erblichen  Einkünften  (wozu 
damals  das  Postamt  gehörte)  für  die  Zwecke  der  Zivilliste  bestimmt 
waren  und  der  Staat  nur  dann  eine  Ergänzungssumme  zahlte,  wenn 
jene  erblichen  Einkünfte  unter  800  000  Pfund  Sterling  im  Jahr  blieben. 

Aber  gleich  mit  dem  Regierungsantritt  Georgs  III.  hörte  dies  auf, 
(lü  dem  König  nun  rund  ein  Betrag  von  jährlich  800  000  Pfund  Sterling 
zugewiesen  war,  während  er  seine  erblichen  Einkünfte  dem  Staat  zur 
Verfügung  stellte  (1  Geo.  III.,  c.  1).  Damit  war  jedenfalls  ein  kleiner 
Fortschrit  l .  und  zwar  insofern  erzielt,  als  nun  der  König  nicht  engherzig 
über  die  Erträgnisse  der  erblichen  Einkünfte  zu  wachen  brauchte  und  keine 
Gelegenheit  erhielt,  wichtige  Staatsausgaben  nur  deshalb  zu  unter- 
drücken, weil  sie  aus  den  Erträgnissen  der  erblichen  Einkünfte  zu 
zahlen  waren.  Blackstone  erkennt  natürlich  diesen  Fortschritt,  aber  in 
seiner  überloyalen  Weise  erblickt  er  (Commentaries  a.  a.  O.  p.  330) 
darin  nur  ein  Zeichen  der  »uninteressierten  Güte  seiner  Majestät«. 
Der  König  habe  dadurch  dem  Staate  viel  mehr  zur  Verfügung  gestellt, 
als  er  selbst  vom  Staate  in  Gestalt  der  Zivilliste  erhalte,  da  der  Wert 
der  erblichen  Einkünfte  im  Jahr  höher  sei  als  800  000  Pfund  Sterling. 
I  liese  Begründung  wurde  später  ein  sehr  beliebtes  Argument,  wenn  die 
Zahlung  der  Schulden  des  Königs  vom  Staate  verlangt  wurde.  Sie 
darf  uns  aber  über  die  wahre  Bedeutung  des  in  der  Civillist  Act 

gs  [II.  gelegenen  Fortschritts  nicht  täuschen,  und  dieser  lag  darin, 
daß  mit  der  mittelalterlichen  Verweisung  des  Königs  auf  den  schwan- 
kenden Betrag  erblicher  Domanialgefälle  gebrochen  und  der  Salär- 
Btandpunkt  der  königlichen  Zivilliste  wenigstens  mehr  in  den  Vorder- 
grund gerückt  war.  Aber  von  dem  Endpunkt  der  Entwicklung,  nämlich 
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daß  die  Zivilliste  als  Gehalt  des  Königs  aufgefaßt  wurde,  war  man  da- 
mals jedenfalls  noch  weit  entfernt.  Dennoch  lagen  schon  zu  Black- 
stones Zeiten  zwei  Tendenzen  vor,  welche  diese  Entwicklung  andeuten; 
diese  beiden  Tendenzen,  wodurch  die  Umwandlung  des  königlichen 
Eigentums  aus  Domanialgefällen  und  anderen  regalia  minora  in  ein 
öffentliches  Gehalt  bewirkt  wurde,  waren: 

1.  Die  Unterwerfung  der  Einnahmen  des  Königs  unter  die  parla- 
mentarische Ausgabenkontrolle. 

2.  Die  Entlastung  der  alten  sog.  Zivilliste  von  den  Staatsbeamten- 
gehältern und  den  andern  Staatsausgaben,  welche  in  echt  mittelalter- 
licher Weise  noch  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  auf  den  könig- 
lichen Einkünften  ruhten. 

Das  Verhängnisvolle  an  Blackstones  Darstellung  ist  nicht  bloß, 
daß  er  diese  Tendenzen  in  seiner  Darstellung  unterdrückt,  sondern  daß 
gerade  die  beiden  Punkte,  an  welchen  er  die  Unabhängigkeit  des  englischen 
Königs  vom  Parlament  zu  beweisen  sucht,  die  Angriffspunkte  und  Hebel 
für  die  Durchsetzung  jener  beiden  Tendenzen  geworden  sind. 

Denn  zunächst  war  es  schon  zur  Zeit  Blackstones  falsch,  den  König 
in  bezug  auf  die  Zivilliste  als  vom  Parlament  unabhängig  darzustellen. 
Dies  wäre  nur  dann  zutreffend  gewesen,  wenn  der  König  mit  dem  ihm 
garantierten  Betrag  von  jährlich  800  000  Pfund  Sterling  ausgekommen 
wäre.  In  Wirklichkeit  machte  er  aber  über  diesen  Betrag  hinaus  Schulden, 
die  dann  vom  Parlament  eingelöst  werden  mußten,  und  bei  jeder  Ein- 
lösung erfolgte  eine  gründliche  Überprüfung  der  Gründe  dieser  Schulden, 
d.  h.  der  königlichen  Ausgaben.  So  schon  im  Jahre  1746,  also  noch  unter 
Georg  IL,  mußte  das  Parlament  eine  Schuld  von  256000  Pfund  Sterling, 
die  der  König  für  die  Zivilliste  aufgenommen  hatte,  bezahlen1).  Im 
Jahre  1769,  als  die  autokratische  Regierung  Georgs  III.  auf  ihrem 
Höhepunkt  stand,  betrugen  die  Schulden  der  Zivilliste  513511  Pfund. 
Damals  widersetzte  sich  die  Regierung  der  Vorlegung  von  Rechnungen, 
und  zwar  mit  Erfolg,  ebenso  im  folgenden  Jahr.  Aber  seit  Burkes 
Schrift,  »die  Ursachen  der  herrschenden  Unzufriedenheit«,  hörte  die 
Nachgiebigkeit  des  Parlaments  bei  solchen  Anlässen  auf,  und  als  der 
König  im  Jahre  1777  von  neuem  eine  Schuldentilgung  von  618  340  Pfund 
durch  das  Parlament  anstrebte  und  eine  Erhöhung  der  Zivilliste  auf 
jährlich  900  000  Pfund  wünschte,  mußten  dem  Parlament  Ausweise 
und  Rechnungen  vorgelegt  werden.  Der  amerikanische  Krieg  tat  das 
Seinige,  um  das  Streben  nach  größerer  Kontrolle  der  Zivilliste  herbei- 
zuführen, und  Burkes  Initiative  ist  es  zu  danken,  daß  im  Zusammen- 
hang mit  der  gesamten  Verwaltungsreform,  die  er  anstrebte,  auch  unter 
anderen  eine  sogenannte  Establishment  Bill  eingebracht  wurde,  welche  ins- 
besondere den  Zweck  hatte2)  zu  verhindern,  daß  mit  den  Geldern  der  Zivil- 
liste Mißbrauch,  insbesondere  Korruption  des  Parlaments  betrieben  würde, 


Über  die  Art,  wie  solche  Schulden  aufgenommen  wurden,  siehe  z.  B.  Ca- 
lendar  a.  a.  O.  p.  690,  775,  372,  741,  784. 
2)  Siehe  Pari.  Hist.  XXI,  p.  137. 
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und  daß  sie  von  ihren  eigentlichen  Zwecken*,  das  ist  der  Bezahlung 
wichtiger  Staatsausgaben,  zu  ganz  anderen  Zwecken  angewendet  wurden. 
Insbesondere  sollte  eine  richtige  Kontrolle  durch  eine  Klassifizierung 
dieser  auf  der  Zivilliste  ruhenden  Staatsausgaben  vorgenommen  werden. 
Das  dem  Parlamenl  verantwortliche  Schatzamt  sollte  eine  richtige 
Kontrolle  über  die  Reihenfolge  dieser  zu  machenden  Ausgaben 
durch  Buchführung  ausüben.  Verwirklicht  wurde  dieser  Gedanke 
aber  ers1  zwei  Jahre  später  durch  die  Civillist  Act  des  Mini- 
st, 'iimiis  Rockingham  (21  Geo.  III.,  c.  82).  Die  auf  die  Zivilliste  ge- 
legten  Staatsausgaben,  insbesondere  die  Beamtengehälter  wurden 
nach  diesem  Gesetz  (§  31)  nach  einer  gewissen  Rangordnung  klassifiziert. 
Keine  Klasse  von  Ausgaben  durfte  eher  berichtigt  werden,  als  bis  die 
vorhergehende  Ausgabenklasse  befriedigt  war,  und  zu  allerletzt  fun- 
gierten als  besondere  Klasse  die  Beamtengehälter  des  Schatzamts  mit 
der  deutlichen  Absicht,  die  zugehörigen  Beamten  an  der  pünkt- 
lichen  Kinhaltnng  der  Reihenfolge,  wie  sie  im  Gesetz  vorgeschrieben 
w.u.  zu  interessieren.  Eine  vollständige  Kontrolle  erlangte  aber  das 
Parlamenl  erst  im  Jahre  1816  während  der  Regentschaft  Georgs  III. 
durch  de  Civillist  Audit  Act  56  Geo.  III.,  c.  46.  Hier  war  zum  ersten- 
mal m  vorbildlicher  Weise  für  künftige  Zivillist- Gesetze  in  einem  An- 
hang  (schedule)  genau  vorgeschrieben,  welche  Ausgaben  aus  der  könig- 
lichen Zivilliste  überhaupt  zu  machen  seien,  und  für  die  Aufsicht  über 
dir  [nnehaltung  des  so  festgelegten  Etats  der  Zivilliste  ein  Staats- 
beaihter  (im  ht  wie  bisher  ein  Hofbeamter),  der  Auditor  der  Zivilliste, 
eingesetzt. 

Eine  der  Haupttriebkräfte,  die  Kontrolle  des  Parlaments  her- 
beizuführen,  war  aber  auch  das  Streben  die  aus  der  Zivilliste 
gewährten  Pensionen,  welche,  wie  wir  wissen,  Blackstone  als  ein 
Mittel  darstellt,  um  den  König  vom  Parlament  unabhängig  zu 
machen,  eiu/ai schränken1).  Bei  diesen  Pensionen  handelt  es  sich  nicht 
etwa  um  Ruhegehälter  an  Staatsbeamte,  denn  die  Einführung  dieser 
gehörte  erst  einer  viel  späteren  Zeit,  den  dreißiger  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts. ;m  (siehe  weiter  unten  §47),  sondern  es  waren  richtig  Summen, 
die,  wie  Blackstone  a.a.O.  deutlich  sagt,  zu  dem  Zwecke  an  Personen 
von  Ansehen  und  Vermögen  gezahlt  wurden,  um  sie  und  ihren  Einfluß 
für  dir  Krone  zu  gewinnen.  Der  Widerstand,  den  das  Parlament  dagegen 
erhob,  i-l  wieder  mit  dem  Namen  Burkes  verknüpft. 

Im  Zusammenhang  mit  seiner  Verwaltungsreform  schlug  er  am 
LI.  Februar  1780  vor,  den  Pensionsetat  auf  60  000  Pfund  Sterling 
jährlich  herabzusetzen  und  das  Schatzamt  mit  der  Auszahlung  dieser 
Pensionen  zu  betrauen.  Damit  war  an  Stelle  des  bei  Auszahlung  nur 
dem  König  verantwortlichen  cofferer  of  the  household,  also  eines  könig- 
lichen  Hofbeamten,  eine  dem  Parlament  verantwortliche  Behörde  ge- 
setzt. Die  Civillist  Act  Rockinghams  schränkte  die  Befugnis,  Pen- 
en  zu  bewilligen,  wesentlich  ein  (§  17 — 20).    Keine  Pension  sollte 

Siehe  dazu  insbesondere  Report  of  the  Committee  of  the  House  of  Com- 
mons  Nr.  385.    Return  on  Public  Income  and  Expenditure  1866;  II,  p.  660  f. 
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die  Höhe  von  300  Pfund  jährlich  übersteigen,  wenn  der  Pensionsetat 
über  90  000  Pfund  Sterling  stünde.  Andernfalls  sollte  sie  höchstens 
1200  Pfund  betragen,  dies  aber  nur,  wenn  sie  an  Mitglieder  der  könig- 
lichen Familie  oder  auf  Anweisung  eines  der  beiden  Häuser  des  Par- 
laments gezahlt  werden  sollte.  Der  Gesamtbetrag  der  in  einem  Jahr 
neu  gewährten  Pensionen  sollte  bloß  600  Pfund  Sterling  betragen 
und  der  jährliche  Gesamtpensionsetat  höchstens  95  000  Pfund 
Sterling  betragen.  Ein  Verzeichnis  aller  sollte  dem  Parlament  vor- 
gelegt werden  (§  18).  Das  Gesetz  ordnet  auch  an  (§  19),  daß  allein  das 
Schatzamt  zur  Auszahlung  von  Pensionen  auf  Anweisung  des  Königs 
berechtigt  sei.  Freilich  blieb  trotz  dieses  Gesetzes  noch  die 
Möglichkeit,  Pensionen  aus  den  Krongefällen  in  Irland  und  Schottland 
ohne  jede  parlamentarische  Kontrolle  zu  gewähren.  Aber  auch  dies 
hörte  mit  dem  Regierungsantritt  Wilhelms  IV.  1830  auf,  in  welchem 
Jahre  die  bisher  gesonderten  Pensionsetats  für  England,  Schottland 
und  Irland  vereinigt  und  der  gesamte  Etat  für  diese  Zwecke  auf 
75  000  Pfund  Sterling  im  Jahr  herabgesetzt  wurde.  Mit  dem  Regierungs- 
antritt der  Königin  Viktoria  wurde  der  Krone  nur  ein  Recht  zur  Ver- 
leihung von  Pensionen  im  Jahresbetrag  von  höchstens  12000  Pfund 
Sterling  gewährt,  nachdem  schon  drei  Jahre  vorher  durch  Resolution 
des  Unterhauses1)  festgesetzt  war,  was  Burke  als  Prinzip  jeder  Pen- 
sionsverleihung, die  nicht  staatliches  Beamtenruhegehalt  war,  fest- 
gelegt hatte,  nämlich  die  Gewährung  nur  als  Belohnung  für  besondere 
Verdienste  oder  als  Akt  königlicher  Großmut  in  Unglücksfällen. 

Viel  langsamer  setzte  sich  die  andere  Tendenz  der  Entlastung  der 
sogenannten  Zivilliste  von  den  Staatsbeamtengehältern  durch2).  Nach- 
einander wurden  der  königlichen  Zivilliste  abgenommen  1783  bis 
1785  die  Gehälter  der  nicht  richterlichen  Staatsbeamten,  1832  dann  alle 
Richtergehälter,  sofern  sie  aus  der  Zivilliste  zu  zahlen  waren,  und  alle 
Gehälter  für  den  diplomatischen  Dienst.  Nun  erst  konnte  man  sagen, 
daß  die  mittelalterliche  Auffassung  der  Zivilliste  als  Eigentum  des 
Königs  verschwunden  und  sie  in  so  geläuterter  Form  als  öffentliches 
Gehalt,  das  aus  Staatsmitteln  gezahlt  wurde  und  der  Parlaments- 
kontrolle unterlag,  dastand. 

IV. 

Wir  haben  im  vorhergehenden  an  der  Hand  der  Kommentare  von 
Blackstone  die  juristische  Natur  und  den  Umfang  der  königlichen  Be- 
fugnisse darzustellen  versucht,  weil  er  der  typische  Vertreter  der  da- 
maligen Rechtslehre  ist.  Bei  der  Kritik  seiner  Darstellung  darf  natürlich 
die  Tatsache  nicht  verschwiegen  werden,  daß  sein  Buch  in  erster 
Auflage  1765  erschien  und  daß  viele  der  oben  behandelten  Zeitereig- 
nisse nach  dem  Erscheinen  der  ersten  Auflage  stattfanden.  Aber  in 
keiner  der  Neuausgaben  seines  Werks  bis  zu  seinem  im  Jahre  1780  er- 

x)  Commons  Journal  18.  Februar  1834. 

2)  Siehe  dazu  insbesondere  Return  on  Public  Income  and  Expenditure 
a.  a.  O.  II,  p.  632-649. 


620 


IV.  Abschnitt.   Die  parlamentarische  Monarchie. 


folgten  Tod  findet  sich  eine  Korrektur  seiner  ersten  Darstellung1). 
Inzwischen  hätte  er  wohl  Zeil  gehabt,  das  Bild,  das  er  von  der  Stellung 
des  englischen  Kontos  gab,  zu  korrigieren.  Er  unterließ  es  und  bedeutet 
dadurch  eine  wichtige  Fehlerquelle  der  Erkenntnis  des  englischen  Rechts 
am  Ausgange  des  LS.  Jahrhunderts. 

Man  muß  die  Frage  aufwerfen:  wie  ist  es  wohl  möglich,  daß  dieser 
hervorragende  Jurist  eine  solche  Verkennung  des  zu  seiner  Zeit  gel- 
tenden Rechtszustandes  fertigbrachte?  Nicht  so  sehr  darf  man  mit 
ihm  deshalb  zu  Gericht  gehen,  weil  er  die  Erfassung  der  Organschaft 
des  englischen  Königs  und  des  englischen  Parlaments,  die  nach  ihm 
bloß  jedes  für  sieh  Korporationen  darstellten,  übersieht,  während  er 
dabei  die  große  Staatskorporation  vollständig  vergißt.  Freilich  hat 
es  zuweilen  den  Anschein,  als  ob  er  doch  den  Staat  als  Korporation  erfaßt. 
Manchmal  schimmert  etwas  ähnliches  in  seinen  Schriften  durch,  so  wenn 
er  (Commentaries  I.  ch.  III,  p.  193)  von  der  »great  Community  of  the 
public«  redet  oder  wenn  er  den  König  von  England  nicht  bloß  den 
Haupt-  sondern  auch  den  einzigen  Magistrat  der  Nation  nennt.  Aber 
das  waren  für  ihn  unjuristische  Bilder,  in  der  Hauptsache  war  der 
König  taue  »sole  mrporation«,  d.  h.  ebenso  wie  Bischof  und  jeder  Amts- 
bräger  ein  zur  juristischen  Person  durch  die  mittelalterliche  Jurispru- 
denz erhobenes  Amt,  und  das  Parlament  war  ebenfalls  Korporation, 
ganz  so  wie  dies  schon  ein  Rechtsspruch  aus  dem  siebenten  Regierungs- 
jahr  Heinrichs VII.  (Yearbooks  Trinitas  term.  f.  146)  festlegt2).  Vielleicht 
hätte  gerade  dieser  Mangel  einer  richtigen  Staatstheorie,  die  Auf- 
fassung  von  Konig  und  Parlament  als  um  die  Vorherrschaft  ringende 
Korporationen  ihn  doch  zur  richtigen  Auffassung  des  Rechtszustandes, 
wie  er  zu  seiner  Zeit  war,  befähigt,  aber  er  versperrte  sich  selbst  den 
Weg  dadurch,  daß  er  die  Montesquieusche  Lehre  von  der  Dreiteilung 
der  Staatsgewalt  einfach  für  England  rezipierte  und  die  englischen 
Staatsinstitute  in  den  Rahmen  dieser  Lehre  einsperrte. 

Vor  allem  die  oberste  Staatsgewalt  (Comm.  I,  p.  147)  zerfällt  in 
zwei  Teile:  die  Legislative  des  Parlaments,  bestehend  aus  König,  Ober- 
ilm- und  Unterhaus,  die  andere,  die  Exekutive,  bestehend  aus  dem 
König  allein. 

Sodann  kann  die  Krone  aus  eigener  Macht  keine  Änderung  an  dem 
zurzeit  festgestellten  Rechte  vornehmen,  sondern  sie  kann  nur  Ände- 
rungen annehmen  oder  verwerfen,  auf  welche  die  beiden  Häuser  ange- 

n  und  denen  sie  zugestimmt  haben.  Die  Legislative  ihrerseits 
kann  na  ht  die  exekutive  Gewalt  in  ihren  Rechten  verkürzen,  ohne 
deren  eigene  Zustimmung  (»the  legislative  therefore  cannot  abridge 
the  executive  power  of  any  rights  which  it  now  has  by  law,  without  its 
own  consent«  1.  Comm.  154). 


1i  Daß  er  überhaupt  ein  Mann  war,  der  anders  juristisch  lehrte  und  anders 
handelte,  ergeben  die  Junius-Briefe,  Edition  London  und  New  York  1875  bei 
Routledge  and  Sons,  p.  176  f. 

Siehe  darüber  mein  englisches  Staatsrecht  I,  p.  77. 
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Schließlich  liegt  nach  Blackstone  der  besondere  Vorzug  der  engli- 
schen Verfassung  darin,  daß  alle  ihre  Teile  wechselseitige  Hem- 
mungsmittel (checks)  für  einander  abgeben.  In  der  Legislative  hemmt 
das  Volk  den  Adel  und  umgekehrt,  indem  sie  das  gegenseitig  zustehende 
Recht  haben,  das  zu  verwerfen,  was  der  andere  Teil  beschlossen 
(»by  the  mutual  privilege  of  rejecting,  what  the  other  has  resolved«), 
während  der  König  ein  Hemmnis  für  beide  ist,  was  die  Exekutive  vor 
Angriffen  bewahrt.  Auch  die  Exekutive  ist  gehemmt  und  in  gebührenden 
Grenzen  gehalten  durch  die  Rechte  (priviledges)  beider  Häuser,  Unter- 
suchungen anzustellen,  Minister  anzuklagen  und  die  üble  Führung 
schlechter  und  verworfener  Ratgeber  zu  strafen. 

Diese  Dreiteilungslehre  Montesquieus  verlegte  ihm  den  Weg  zur 
richtigen  Erfassung  der  parlamentarischen  Praxis  und  der  Umwandlung 
des  Common  Law  durch  die  Konventionalregeln  des  Parlaments.  Ist 
es  doch  bezeichnend  für  seine  formale  Erfassung  des  Rechtszustandes, 
daß  er  in  dem  ersten  Buch  seiner  Kommentare  zwar  ein  eigenes  Kapitel, 
(ch.  V)  mit  der  Überschrift  »Von  den  Räten  des  Königs«  aufnimmt, 
darunter  aber  den  für  die  damalige  Zeit  wichtigsten  Rat  des  Königs, 
das  Kabinett,  mit  keiner  Silbe  erwähnt.  Dem  formalen  Rechte  war  es 
eben  unbekannt,  daher  »kennt«  es  auch  Blackstone  nicht. 

§  44.  Das  Parlament. 
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I.  Die  Zusammensetzung  des  Unterhauses. 

Vor  dem  Jahre  1832,  der  großen  Reform  des  Wahlrechts  zum 
Unterhause,  stellte  dieses  Unterhaus  eine  Versammlung  dar,  die  zum 
größten  Teil  entweder  vom  großen  Grundbesitzer  und  Lord  oder  von 
der  Regierung  abhing.  Die  Erklärung  für  diese  Tatsache  ist  im  folgenden 
zu  suchen.  England  und  Wales  stellten  513  Abgeordnete.  Davon 
waren  Vertreter 
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der  fcO  Grafschaften  in  England    82  Mitglieder 

>  12  Grafschaften  von  Wales   12  » 

i  24  großen  Städte   50  » 

»  166  kleinen  Städte   332  » 

»  2  Universitäten   4  » 

»  5  Markt  Hecken   5  » 

»  8  Hafenstädte    16  » 

»  i2  Städte  von  Wales   12  » 


Es  gab  also  zusammen  etwa  203  Städte  und  40  Grafschaften,  von 
denen  »Ii«1  ersteren  die  weitaus  größte  Zahl  der  Abgeordneten,  nämlich 
203  stellten,  während  die  ( rrafsc ihaft  rn  nur  86  Vertreter  hatten.  Von  den 
Stadtvertretern  entfielen  \  auf  die  City  von  London,  die  4  Mitglieder 
hatte.  Fünf  Städte,  nämlich  Abingdon,  Banbury,  Bewdley,  Higham- 
Ferrers  und  Monmouth  hatten  nur  je  einen  Vertreter,  alle  übrigen  zwei 
Vertreter.  Die  Grafschaften  entsandten  durchschnittlich  je  zwei  Ver- 
breter  ms  Parlament.  Das  Eigentümliche  an  diesen  Wahlsitzen  war  die 
Tatsache,  daß  sie  wie  eine  Marktware  gekauft  und  verkauft  wurden. 
Schon  unter  der  Königin  Elisabeth  wird  von  einem  solchen  Kauf  aus 
dem  Jahre  LVJ'i  herichtet.  Damals  wurde  die  Stadt  Newton  in 
m  Lancashire  durch  Kauf  von  der  Familie  Langton  an  die  Familie 
Fleewood  übertragen1).  Im  17.  Jahrhundert  werden  solche  Transak- 
tionen besonders  häufig.  Im  18.  Jahrhundert  erreichen  die  dabei  er- 
zielten Preise  die  stattliche  Höhe  von  etwa  1400  Pfund  Sterling.  Man 
verkauft  die  Städte,  d.h.  man  verkauft  eigentlich  das  Recht,  die  von  der 
Stadl  vorgenommenen  Parlamentswahlen,  Unterhauswahlen,  nach  einer 
bestimmten  Richtung  und  zugunsten  eines  bestimmten  Kandidaten  zu 
leiten,  kurz,  man  verkauft  das  Nominationsrecht,  die  Bestellung  eines 
ü)geordneten  für  eine  bestimmte  Stadt.  Ähnlich  verkauft  man  die 
\  mi  in  iiniion  von  Graf  Schaftsvertretern.  Zwei  Umstände  haben  nament- 
lich dazu  beigetragen:  erstens  die  sog.  patronage  und  zweitens 
das  eigentümliche  System  der  Wahlprüfungen  im  Unterhause.  Was 
mm  die  patronage  anlangt,  so  verstand  man  darunter  das  Recht,  ge- 
wisse  Stellen  zu  besetzen,  speziell  einer  bestimmten  städtischen  oder 
i:iats<  liat't lielicn  Wühlerschaft  einen  Wahlkandidaten  in  Vorschlag  zu 
bringen,  der  dann  mit  Sicherheit  auch  von  der  betreffenden  Wähler- 
schafl  ins  Unterhaus  entsendet  wurde.  Dieses  Patronagesystem  be- 
gegnel  uns  schon  unter  den  Tudors2),  aber  seit  der  glorreichen  Revo- 
lution) von  1688,  namentlich  seit  der  Entwicklung  eines  regelrechten 
Parteisystems  bekommt  die  patronage  erhöhte  Bedeutung.  So  be- 
richtel  *jin  Zeitgenosse,  daß  am  Schluß  der  Regierung  Jakobs  II.  der 
Herzog  Von  Newcastle  in  der  Lage  war,  die  Wahl  von  16  Mitgliedern 
im  Unterhaus  zu  beeinflußen.  Der  Earl  of  Eylesbury  hatte  acht  Mit- 
glieder  zu  nominieren,  der  Lord  Teynham  ebenfalls  8.  Graf  Hun- 
tingdon  6,  Lord  Preston  6,  Sir  Robert  Halevey  6.   Dies  steigerte  sich, 


1)  Siehe  Porritt,  The  unreformed  House  of  Commons  I,  p.  354. 

8)  Historical  Manuscripts  Commission  XIV,  Report  Appendix  pt.  47,  49,  52. 
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wie  gesagt,  nach  der  »  glorreichen  «  Revolution  noch  ganz  bedeutend,  und 
im  18.  Jahrhundert  stand  dies  Patronagesystem  auf  der  Höhe  seiner 
Entwicklung.  Als  Grey,  Mackintosh  und  andere  ihre  Parlaments- 
reform im  Jahre  1793  entwickelten,  stellten  sie  fest,  daß  307  Unterhaus- 
mitglieder von  Patronen  ernannt  wurden  und  verpflichteten  sich  zum 
Nachweis,  daß  175  Mitglieder  von  84  Patronen  bestellt  wurden1). 
35  Jahre  später  stellte  Croker,  um  den  damaligen  Staatsmann  Canning 
zu  überzeugen,  daß  die  Aristokratie  nicht  gar  zu  allmächtig  im  Unter- 
hause sei,  eine  etwas  verschiedene  Rechnung  auf.  Danach  wurden 
276  Unterhausmitglieder  von  Patronen  bestellt;  203  von  Tories  und 
73  von  Whigpatronen2).  Mag  man  diese  Divergenz  der  Rechnungen 
wie  immer  erklären,  das  eine  steht  sicherlich  fest,  daß  zwischen  1760 
und  1832,  also  in  unserer  Verfassungsperiode,  nahezu  die  Hälfte  der 
Mitglieder  des  Unterhauses  ihre  Parlamentssitze  Patronen  dankten. 
Solche  Mitglieder  des  Unterhauses  wird  man  am  besten  in  drei  Gruppen 
sondern: 

1.  In  solche,  welche  genau  nach  dem  Willen  ihres  Patrons  stimmen 
mußten; 

2.  in  solche,  welche  von  einem  Freunde  als  Patron  ohne  irgendwelche 
Beschränkung  einen  Unterhaussitz  erhalten  hatten,  welche  sich  aber 
im  allgemeinen  in  der  politischen  Richtung  des  Patrons  bewegen  mußten, 
und 

3.  in  solche,  welche  nach  Belieben  sprechen  und  stimmen  konnten. 

Das  waren  aber  nur  sehr  wenige,  die  ihren  Sitz  durch  große  Geld- 
summen gekauft  hatten.  Die  große  Mehrzahl  der  Unterhausmitglieder 
war  in  Abhängigkeit  von  dem  Patron,  der  seine  Macht  mit- 
unter in  sehr  unzweideutiger  Weise  zum  Ausdruck  brachte,  indem 
er  seinen  Nominierten  kurzerhand  die  Stellung  kündigte.  Es  hatte  sich 
nämlich  in  der  Zwischenzeit  ein  gewisser  Kodex  von  Sitten  herausgebildet, 
der  die  Beziehung  zwischen  Patron  und  nominierten  Unterhausmit- 
gliedern regelte.  Dieser  Kodex  bestimmte  unter  anderem,  daß,  wenn 
der  Nominierte  nicht  mehr  im  Sinne  des  Patrons  sprechen  und  stimmen 
konnte,  er  sein  Mandat  aufgeben  mußte.  Schon  um  1702  schreibt  Lord 
Stanhope  einem  gewissen  Thomas  Coke:  »Sir  Michael  Billdulph  stimmt 
nicht  mit  mir  im  Unterhause,  und  wenn  dies  so  weitergeht,  muß  er  ge- 
wärtigen, daß  er  für  die  Zukunft  mein  Interesse  verliert«3).  So  schreibt 
ein  selbstbewußter  Patron.  Die  gute  Sitte  verlangte  es  auch,  daß  der 
Nominierte,  der  so  von  seinem  Patron  verabschiedet  wurde,  nicht  erst 
auf  die  nächste  Wahl  zu  warten  hatte,  sondern  daß  er  selbst  auf  das 
Mandat  verzichten  mußte.  Nicht  nur  fernerstehende  wurden  nominiert, 
sondern  auch  Brüder  großer  Lords,  zweitgeborene  Söhne  usw.  Die 
Unterhaussitze  galten  als  gute  Versorgung  von  Familienmitgliedern,, 
und  gewisse  Städte  standen  ganz  in  der  patronage  einer  Familie,  welche 

x)  Comm.  Journals  IL,  p.  341  f. 

2)  Jennings  Croker  Papers  I,  p.  341  f. 

3)  Historical  Manuscripts  Commission  XII,  Report  Appendix  pt.  II,  vol.  II, 
p.  552. 
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ni  i.  5  und  mehr  Mitgliedern  aus  ihrer  Mitte  als  Unterhauskandi- 
daten  beschenkte,  Ai>er  nicht  bloß  den  Nominierten  war  die  patronage 
ein  sehr  wertvolles  Ding,  sondern  auch  dem  Patron  selbst.  Ein  Patron, 
der  zahlreiche  Unterhaussitze  befehligte  und  nominierte,  hatte  den 
Anspruch  Teer  zu  werden  oder,  wenn  er  es  schon  war,  in  der  Stufen- 
leiter der  peerage  au  l'zusl  eigen.  Kr  hatte  ferner  einen  Anspruch,  in 
erster  Linie  bei  Besetzung  von  Beaml (Mistellen  gehört  zu  werden.  Wur- 
den Staatspapiere  ausgegeben,  die  besonders  gut  und  einträglich  waren, 
bo  kam  ein  solcher  Patron  in  erster  Linie  in  Frage,  mit  solchen  Staats- 
paieren  bedach!  zu  werden.  So  kostete  Lord  North,  dem  Leiter  der 
Staatsgeschäfte,  eine  Staatsanleihe  nahezu  eine  Million.  Erst  als  Pitt 
der  Jüngere  Premier  wurde  (1784),  hörte  diese  Art  von  Verschwendung 
der  Sl aal se-tdder  auf.  Parlamentarischer  Einfluß  war  überhaupt  auf 
diese  Weise  zu  erlangen  und  eine  Art  von  Spekulationsobjekt.  Man 
legte  Geld  an,  indem  man  Parlamentssitze  seinem  dauernden  Einfluß 
unterwarf,  und  das  war  eine  gute  Kapitalanlage,  denn  nicht  bloß  große 
Lords  waren  Patrone,  sondern  auch  das  Schatzamt,  also  die  Regierung. 
Die  Städte  von  Gornwallis  hatten  schon  seit  den  Zeiten  der  Tudors 
eine  traurige  Berühmtheit  erhalten1).  Aber  auch  sonst,  wo  es  in  einem 
Wali Wecken  Staatsmagazine  oder  Docks  oder  Zollanlagen  gab,  da  war 
der  Ein l'lul.)  der  Regierung  auf  die  Wahl  natürlich  gegeben,  wo  sie  aber 
solchen  Einfluß  nicht  von  selbst  hatte,  da  kaufte  sie  Wahlsitze.  Es 
waren  dies  die  sogenannten  treasury  boroughs.  Der  Wahlsitz  war 
also  Marktware.  Dazu  kam  das  zweite  Moment,  welches  diese  Ent- 
wicklung  förderte,  nämlich  das  eigentliche  Wahlprüfungssystem  im 
Unterhause. 

Seil  dem  Jahre  1586  entschied  das  Unterhaus,  wie  wir  wissen, 
durch  seine  Komitees  souverän  über  die  Gültigkeit  von  Wahlen.  Ent- 
kleidend bei  den  Wahlprüfungen  war,  wie  Prynne,  der  bekannte  Rechts- 
historiker  sagt  (Plea  for  the  Lords  p.  513):  »nicht  die  Wahlen  wirklich  zu 
rektifizieren,  sondern  bloß  die  eigene  Partei  im  Hause  zu  stärken.« 
Wo  sachliche  Gesichtspunkte  nicht  mitspielten,  sondern  reine  Partei- 
gesichtspunkte,  war  es  natürlich,  daß  das  Unterhaus  nicht  gern  von 
eine]  einmal  gefaßten  Wahlprüfungsentscheidung  abging.  Deshalb 
wurde  im  Jahre  1696  (7  u.  8  Will.  III.,  c.  7)  bestimmt,  daß  jede  Wahl 
in  einer  Stadt,  welche  der  letzten  Entscheidung  des  Unter- 
haun- in  Wahl  prüf  ungssachen  zuwiderlief,  ungesetzlich  sein  sollte. 
Im  Jahre  1729  wurde  durch  Gesetz  (2  Geo.  IL,  c.  24)  zur  Beseitigung 
aller  Zweifel  noch  hinzugefügt,  »daß  alle  Stimmrechte  als  rechtlich  zu- 
lässig  anerkannt  werden  sollten,  welche  bei  der  letzten  Entscheidung 
des  Unterhauses  in  Wahlprüfungssachen  als  rechtmäßig  erklärt  worden 
seien,  und  daß  diese  letzte  Wahlprüfungsentscheidung  sofern  sie  eine 
Grafschaft,  Stadt,  einen  der  fünf  Häfen  oder  einen  sonstigen  Ort  betraf, 
als  endgültig  angesehen  werden  sollte  in  jeder  Hinsicht  und  für  alle 


x)  Siehe  dazu  insbes. :  William  Prideaux  Courtney,  The  Parliamentary  Re- 
entation  of  Cornwall  to  1832,  London  1889. 
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Zwecke,  ohne  Rücksicht  auf  irgendeine  entgegenstehende  Gewohn- 
heit.« Diese  Sanktionierung  der  letzten  Wahlprüfungsentscheidung 
(»last  determination«)  trieb  die  Preise  der  Nominationsstädte,  die  von 
Patronen  dirigiert  wurden,  mächtig  in  die  Höhe,  denn  jeder  Patron, 
der  seit  1729  eine  Stadt  in  seinem  Besitz  oder  in  seiner  Kontrolle  hatte, 
war  nun  sicher,  daß  er  seinen  Willen  durchsetzen  konnte.  Die  Zahl 
der  Wähler  konnte  nicht  mehr  beliebig  vermehrt  werden,  es  konnten 
also  keine  neuen  Elemente  eingeführt  werden,  welche  seine  Nomina- 
tionsansprüche  stören  konnten.  Sofern  man  überhaupt  von  irgend- 
einem titulierten  Besitz  hier  sprechen  kann,  hatte  sicherlich  seit  1729 
durch  jenes  Gesetz  der  Patron  einer  Stadt  einen  solchen  Besitz  erlangt. 
Was  die  Kreierung  neuer  Wahlflecken  anlangt,  so  war  dieselbe,  wie  wir 
wissen,  schon  in  der  vergangenen  Periode  beseitigt.  Aber  trotz- 
dem war  die  Zusammensetzung  des  Unterhauses  doch  vollständig 
jedes  einheitlichen  Planes  der  Wahlkreiseinteilung  bar.  Das  eigen- 
tümliche Patronagesystem  bewirkte,  daß  trotzdem  die  Zahl  der  städti- 
schen Unterhausvertreter  im  Unterhaus  die  Grafschaftsvertreter  über- 
wog, das  ländliche  Interesse  weitaus  im  Vordergrund  stand,  denn  die 
Stadtvertreter  waren  ja  auch  von  den  großen  Landbaronen  bestellt. 
Eine  besondere  Schwierigkeit,  die  das  Wahlkreisproblem  in  Eng- 
land damals  an  sich  hatte,  lag  in  folgendem  inneren  Widerspruch. 
Einerseits  war  man  von  alters  her  daran  gewöhnt,  die  communitas,  d.  i. 
den  Kommunalverband,  die  Grafschaft  oder  Stadt,  als  die  Urzelle  des 
Unterhauses  zu  betrachten.  Das  war  der  echt  mittelalterliche  Gesichts- 
punkt, der  den  anderen,  daß  der  parlamentarische  Wahlkreis  nach 
numerisch  gleichen  Bevölkerungsteilen  eingerichtet  sein  müßte,  gar 
nicht  zu  Worte  kommen  ließ.  Seit  dem  Eindringen  der  Ideen  der  fran- 
zösischen Constituante  sollte  auch  in  England  der  vernachlässigte  Gesichts- 
punkt, der  mechanisch-numerische,  zu  Worte  kommen.  In  der  französischen 
Constituante  hatten  Mirabeau  und  Sieyes  ihn  klar  und  deutlich  formuliert. 
Seit  Eindringen  der  französischen  Revolutionsideen  hatte  auch  in  Eng- 
land der  alte  historische  Gesichtspunkt  mit  dem  neuen  mechanisch- 
numerischen  zu  kämpfen.  Die  Parlamentsreform  von  1832  trug  diesem 
letzteren  insoferne  Rechnung,  als  alle  die  korrupten  Wahlflecken  (rotten 
boroughs)  mit  einer  Einwohnerzahl  unter  2000  (nach  dem  Zensus  von 
1831  gerechnet)  aufhören  sollten,  Vertreter  ins  Unterhaus  zu  entsenden. 
56  solcher  Städte  verschwanden  von  der  Wahlkreisliste.  Im  übrigen 
wurde  rein  empirisch  die  neue  Wahlkreiseinteilung  in  die  Hand  ge- 
nommen, ohne  daß  der  alte  historische  Standpunkt  prinzipiell  auf- 
gegeben wurde.  Was  man  einer  Reihe  von  Kommunalverbänden  an 
Repräsentationsrechten  nahm,  das  gab  man  anderen  wieder.  Der 
Engländer  war  auch  jetzt  noch  nicht  gewillt,  einem  abstrakten  Prinzip 
zuliebe  seinen  erprobten  alten  Standpunkt  in  der  Bildung  von  Wahl- 
kreisen zum  Opfer  zu  bringen. 

Trotzdem  Pitt  bei  seinen  Reformprojekten  die  Absicht  zeigte1),  ein 
Prinzip,  nämlich  das  mechanisch-numerische,  nach  dem  die  Wrahlkreis- 

Rede  im  Unterhause  am  18.  April  1785:  Pitt,  Speeches,  2.  ed.,  I  (1808),  167. 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  40 
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einteilung  vorgenommen  werden  sollte,  aufzudocken  und  für  alle  Zu- 
kunft restzulegen,  gelang  ihm  dies  ebensowenig  wie  seinen  Nachfolgern 
auf  der  Reformbahn.  Bei  der  Wahlreform  von  1832  war  man  ohne 
Prinzip  vorgegangen,  und  der  Erlolg  war  deshalb  auch  kein  großer. 
Bs  gab  noch  immer  Dörfer,  die  zum  Parlamente  wählten,  während 
Stadl.',  wie  /.  I>.  Stoke  lipon  Trent,  mit  einer  Einwohnerzahl  von  über 
84  000  und  andere  Städte  von  ähnlicher  Ausdehnung  ganz  unvertreten 
waren.  Während  aber  diese,  etwa  19  an  Zahl,  mit  einer  Gesamtbe- 
völktMMing  von  (v>8  158  Einwohnern  keine  Abgeordneten  entsandten, 
waren  21  ändert1  Städte  mit.  einer  Gesamtbevölkerung  von  nur  der 
Haltte  durch  .*>£>  Abgeordnete  im  Unterhause  vertreten. 

V.uch  im  Verhältnisse  der  Grafschaften  untereinander  herrschte 
die  größte  Ungleichheit  in  der  Unterhausvertretung.  Yorkshire  mit 
einem  Flächenraum  von  etwa  15  620  qkm  entsendete  bloß  6  Abgeord- 
nete. Rutland  mit  ungefähr  dem  50.  Teil  jenes  Flächeninhalts  aber 
zwei. 

\ueh  die  Wahlreform  von  1867  hatte  diese  Übelstände  nicht  wesent- 
lich zu  hessern  vermocht. 

Ersl  die  neueste  Akte,  die  sich  mit  der  Regelung  der  Wahlkreise 
beschäftigte,  nämlich  die  Redistribution  of  Seats  Act  von  1885  (48  und 
i,(  Vict.,  c.  23)  suchte  unter  Gladstones  Einfluß  den  mechanisch- 
aumerischen  Gesichtspunkt  bei  der  Wahlkreiseinteilung  wenigstens 
annähernd  zur  Geltung  zu  bringen,  ohne  daß  aber  im  Prinzip  der  alte 
historische  Gesichtspunkt,  wonach  die  communitas,  der  Kommunal- 
verhnnd.  die  Einheit  für  die  Unterhausvertretung  sein  mußte,  aufgegeben 
wurde. 

II.  Das  aktive  Wahlrecht. 

In  den  Grafschaften  bestand  das  alte  Wahlrecht  der  40-Schilling- 
freeholders.  Allerdings  war  dieses  scheinbar  so  einfache  Wahlrecht 
durch  eine  nachträgliche  Interpretation  der  dasselbe  regelnden  Act 
von  L430  sehr  vielgestaltig  geworden.  Als  freehold,  das  zur  aktiven 
Wahl  berechtigte,  wurde  nämlich  vielerlei  angesehen:  Grundrenten, 
Pfandbesitz,  lebenslänglicher  Pachtbesitz,  Nutznießung  des  Ehemanns 
an  der  Mitgift  der  Frau,  Kirchenstühle,  die  zu  Eigentum  besessen  wurden, 
alle  Kirchendignitäten.  Denn  entsprechend  der  mittelalterlichen  Tendenz 
•dies  zu  verdinglichen,  wurde  selbst  die  Würde  eines  Küsters  als  freehold 
angesehen.  Im  Jahre  1693  wählte  sogar  ein  Kirchensänger  der  Kathe- 
drale  zu  Ely  in  der  Grafschaft  von  Cambridge  auf  Grund  seines  Amts 
(Commons  Journals  XI,  93),  und  im  Jahre  1803  wählten  der  Brauer 
und  Kellermeister  der  Westminsterabtei,  ferner  der  Glockenzieher,  der 
Gärtner,  der  Koch  und  der  Organist,  alle  mit  Rücksicht  auf  ihre  Ämter 

Peckwell,  Cases  of  Controverted  Election  II,  102).  Zwar  wurde  dieses 
Wahlrechl  vom  Unterhaus  nicht  anerkannt,  aber  Tatsache  ist,  daß  die 

\  gestellten  der  Abtei  für  gewöhnlich  zur  Wahl  zugelassen  waren,  und 
i  t  ein  Zeichen,  wie  weit  man  in  der  Interpretation  desjenigen,  was 
hilling-freehold  war,  ging.   Ja  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  war 
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es  allgemein  üblich,  daß  Personen,  welche  die  Grundsteuer  (landtax) 
Wilhelms  III.,  die  inzwischen  einfach  Reallast  geworden  war,  durch 
Geldsummen  ablösten,  auf  Grund  dieser  Ablösungssumme  allein  zur 
Wahl  zugelassen  wurden.  Ein  Gesetz  von  1811  bestätigte  dieses  Wahl- 
recht noch  ausdrücklich  (51  Geo.  III.,  c.  99).  Das  Erfordernis  des 
Wohnens  in  der  Grafschaft  zur  Ausübung  des  Wahlrechts  war  schon 
seit  1679  außer  Brauch  gekommen  (Dalton,  Office  of  Sheriff,  Ausg.  von 
1682,  p.  332). 

Auf  der  anderen  Seite  hatte  aber  das  18.  Jahrhundert  eine  andere 
Beschränkung  des  aktiven  Wahlrechts  gebracht.  Im  Jahre  1712  wurde 
durch  Gesetz  (10  Anne,  c.  31)  erstens  zur  Voraussetzung  des  Wahl- 
rechts die  Tatsache  erhoben,  daß  man  alle  seine  öffentlichen  Abgaben  für 
Staat  und  Gemeinde  und  Kirche  vor  der  Wahl  gezahlt  haben  müsse, 
und  zweitens  vorgeschrieben,  daß  keine  Person  in  bezug  auf  liegendes 
Gut  ihre  Wahlrechte  ausüben  dürfe,  wenn  sie  die  Einkünfte  aus  diesem 
liegenden  Gut  nicht  mindestens  1  Jahr  vor  der  Wahl  bezogen  habe. 
Diese  Voraussetzungen  der  Eigenschaft  als  Grafschaftswähler  blieben 
bis  zum  Jahre  1781  in  Kraft;  sie  wurden  in  diesem  Jahre  durch  Gesetz 
(20  Geo.  III.,  c.  17)  dahin  vereinfacht,  daß  bloß  die  Bezahlung  oder 
wenigstens  Einschätzung  zur  Grundsteuer  (landtax)  mindestens  sechs 
Monate  vor  der  Wahl  Bedingung  des  aktiven  Wahlrechts  wurde. 
Eine  Registrierung  der  Graf  Schaftswählerschaft  wurde  1788  zwar  durch 
Gesetz  vorgeschrieben  (28  Geo.  III.,  c.  36),  aber  schon  im  nächsten 
Jahre  wieder  aufgehoben. 

In  den  Städten  waren  die  Voraussetzungen  des  Wahlrechts  noch 
mannigfaltiger.  Man  unterschied  dreierlei  Arten  von  Städten:  1.  die 
sog.  corporation  boroughs,  in  denen  das  Wahlrecht  nur  den  Mitgliedern 
des  Stadtausschusses  zustand,  2.  freemen  boroughs,  in  denen  das 
Wahlrecht  nur  den  Mitgliedern  von  Zünften  zustand,  3.  die  scot 
and  lot  boroughs  und  die  pottwaller  boroughs,  wo  das  Wahlrecht 
entweder  den  Gemeindesteuerzahlern  oder  allen  Einwohnern,  die  einen 
eigenen  Haushalt  führten,  zustand,  4.  Die  sog.  burgage  boroughs, 
wo  nur  der  Besitzer  des  freien  Grund  und  Bodens,  der  sog.  burgage 
tenure,  wählen  durften.  Am  fortgeschrittensten  war  also  das  Wahlrecht 
in  den  Städten  der  Gruppe  3,  in  den  andern  Städten  war  hingegen  die 
Zahl  der  Wähler  sehr  beschränkt.  Um  ein  Beispiel  der  Gruppe  1  zu 
geben,  stand  in  Buckingham  undBewdley  das  Wahlrecht  nur  dem  städti- 
schen bailiff  und  12  Bürgern  zu;  in  Bath,  dem  fashionablen  Badeort 
der  damaligen  Zeit,  nur  dem  Bürgermeister,  10  Stadträten  und  24  Stadt- 
verordneten. Zu  Salisbury  hatten  bloß  der  Bürgermeister  und  56  Stadt- 
verordnete das  Wahlrecht.  Auch  in  den  burgage  boroughs  war  die  Zahl 
der  Wähler  nicht  groß.  In  der  Stadt  Gatton  betrug  die  Zahl  der  freien 
Grundeigentümer,  die  wahlberechtigt  waren,  nur  7,  in  Tavistock  nur  10. 
Als  Beispiel  für  die  Gruppe  3  von  Städten  sei  St.  Michaels  erwähnt, 
wo  die  wahlberechtigten  Gemeindesteuerzahler  nur  in  der  Zahl  von  7 
vorhanden  waren.  In  Schottland  und  in  Irland  lagen  natürlich  die  Ver- 
hältnisse noch  ärger.  In  der  Grafschaft  Bute  gab  es  im  Jahre  1831  zwar 
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1  i  ihk»  Einwohner,  aber  nur  21  Wahlberechtigte,  und  nur  einen,  der  in 
der  Grafschaft  wohnte.  Dieser  allein  erschien  damals  seit  Menschen- 
gedenken in  der  Wahlversammlung.  Dieser  eine  Wähler  übernahm 
den  Vorsitz,  konstituierte  die  Wahlversammlung,  verlas  die  Liste  der 
Wähler,  antwortete  bei  seinem  Namen,  ließ  einen  Kandidaten  vor- 
schlagen  und  nannte  sich  selbst.  Dann  beantragte  und  unterstützte 
er  Beine  Wahl,  stellte  die  Frage  zur  Abstimmung  und  wurde  »einstimmig« 
gewählt.  Dies  alles  in  Gegenwart  des  Sheriffs  und  der  Wahlbeamten. 
In  ganz  Schottland  betrug  die  Zahl  der  Grafschaftswähler  nicht  mehr 
als  2500,  die  Wählerschaft  in  den  Stadien  bloß  1440,  also  die  gesamte 
Wählerschaft  von  Schottland  zählte  höchstens  4000  Wähler.  Die  größten 
Städte  Schottlands,  wie  Edinburgh  und  Glasgow,  hatten  bloß  33  Wähler. 

Die  Parlamentsreform  von  1832  erweiterte  das  aktive  Wahlrecht. 
In  den  Grafschaften  wurden  die  Fälle,  in  denen  schon  ein  40-sh. -free- 
holder (=  Eigentümer  eines  Freisassenguts)  zum  Wählen  berechtigt  war, 
erheblich  eingeschränkt.  Auch  sollten  hier  noch  andere  Arten  des 
Besitzes,  nämlich  der  Pacljtbesitz  (leasehold)  und  der  Zinsbauernbesitz 
(copyhold)  die  geeignete  Wählerqualifikation  abgeben. 

Was  die  Städte  anlangt,  so  wurden  zwar  die  wohlerworbenen  Wahl- 
rechte  der  freemen  und  der  40-sh. -freeholders  in  Städten,  die  Graf- 
schaften  >für  sich«  waren,  erhalten.  Doch  wurde  Sorge  getragen,  daß 
sie  nichl  wieder  zur  Entstehung  kämen.  Auf  der  anderen  Seite  wurden 
in  allen  Sl ädten  die  bestehenden  Verschiedenheiten  des  Wahlrechts  be- 
seitigl  und  eine  uniforme  Wahlberechtigung,  die  occupation  franchise 
eingeführt.  Jeder  Bewohner  oder  Innehaber  eines  liegenden  Guts,  dessen 
jährlicher  Reinertrag  10  £  betrug,  war  wahlberechtigt.  Doch  mußteer 
iimcJi  außerdem  zur  Armensteuer  eingeschätzt  sein  und  alle  öffentlichen 
Abgaben  entrichtet  haben. 

Das  Ergebnis  der  Reformakte  von  1832  kommt  in  folgenden 
Ziffern  für  England  und  Wales  am  besten  zum  Ausdruck: 

vor  1832  nach  1832 

Bevölkerung   13  896  597  24  029  702 

Grafschaftswähler  ...        247  000  '  370  379 

Stadtwähler    188  391  285  958. 

III.  Das  passive  Wahlrecht. 

Das  passive  Wahlrecht  war  zum  Teil  an  die  uns  schon  bekannten 
Voraussetzungen  des  Mittelalters  geknüpft,  so  an  das  Gesetz  von  1372, 
welches  die  Sheriffs  der  Grafschaften  von  der  Wählbarkeit  ausschloß. 
Wir  werden  noch  (§  45  unter  II)  im  allgemeinen  die  Beschränkungen, 
denen  das  passive  Wahlrecht  der  Beamten  (sog.  placemen)  ausgesetzt 
war.  kennen  lernen.  Hier  sei  bemerkt,  daß  seit  1801  wegen  der  dem 
i  aterhause   unliebsamen  Wirksamkeit  eines  radikalen  Geistlichen1), 


Er  war  ein  eifriger  Parlamentsreformer.  Über  ihn  besonders  Veitch  a.  a.  O. 
27  f.  Er  hieß  eigentlich  John  Hörne.  Den  Namen  Hörne  Tooke  nahm  er  erst  1782 
an.  Vgl.  auch  Stepen,  The  E.  Utilitarians  I,  124  ff.,  137  ff.  und  A.  Stephen,  Me- 
rnoirs  of  John  Hörne  Tooke,  2  vols,  1813. 
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namens  Hörne  Tooke,  durch  Gesetz  auch  der  geistliche  Stand  vom  passi- 
ven Wahlrecht  ausgeschlossen  wurde  (1801,  41  Geo.  III.,  c.  63).  Diese 
Beschränkung  wurde  1829  auch  auf  die  Katholiken,  die  damals  erst  das 
Recht  des  Eintritts  ins  Unterhaus  erlangt  hatten,  ausgedehnt,  indem 
die  katholischen  Priester  ebenfalls  von  nun  ab  des  passiven  Wahlrechts 
für  verlustig  erklärt  wurden.  Sie  besteht  bis  auf  den  heutigen  Tag, 
nur  kann  man  jetzt,  was  man  früher  eben  nicht  konnte,  auf  die  Privi- 
legien des  heiligen  Priesterstandes  verzichten  und  dadurch  wieder  die 
Wahlfähigkeit  gewinnen. 

Die  auch  dem  Mittelalter  schon  bekannte  Beschränkung  des  pas- 
siven Wahlrechts,  die  darin  bestand,  daß  der  zu  Wählende  in  dem  be- 
treffenden Wahlkreis,  von  dem  er  gewählt  war,  ansässig  sein  mußte, 
war  schon  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  derart  in  Vergessenheit 
geraten,  daß  ein  Unterhauskomitee  des  Jahres  1620  den  Antrag  stellte, 
all  die  Gesetze  von  1413,  1429,  1432,  1444  bis  1445  ausdrücklich  auf- 
zuheben. Die  Aufhebung  dieser  Einschränkung  des  passiven  Wahl- 
rechts fand  aber  erst  1774  (14  Geo.  III.,  c.  58)  statt,  indem  ausdrück- 
lich in  dem  Gesetz  angeführt  wurde,  daß  jene  mittelalterlichen  Gesetze 
»durch  andauernde  Übung  als  unnötig  und  obsolet  befunden  worden 
sind«. 

Die  Reformation  und  die  Staatsumwälzungen  hatten  aber  eine 
Reihe  anderer  Beschränkungen  des  passiven  Wahlrechts  hervorgebracht, 
wonach  gewisse  Eide  von  den  Mitgliedern  des  Unterhauses  verlangt 
wurden.  Ein  Teil  dieser  Eidesformeln  diente  dem  Schutz  der  Staats- 
religion, ein  anderer  Teil  suchte  die  herrschende  Staatsform  bzw. 
die  herrschende  Dynastie  vor  allen  Angriffen  zu  bewahren.  In  die 
erste  Kategorie  gehörte  zunächst  der  oath  of  supremacy,  der  durch 
ein  Gesetz  aus  dem  Jahre  1563  zur  Zeit  der  Königin  Elisabeth 
vorgeschrieben  war  und  hauptsächlich  den  Zweck  hatte,  »die  an- 
gemaßte Suprematie  des  Papstes  abzuschaffen  und  zu  verhindern, 
daß  seine  Werkzeuge  hochverräterische  Anschläge  gegen  die  Person 
der  Königin,  gegen  die  Krone  und  gegen  das  Königreich  vornahmen«. 
Außerdem  sollte  er  ein  Mittel  sein,  Personen  zu  unterscheiden, 
welche  dem  Papst  zugeneigt  waren,  und  sie  von  Sitzen  und  Stimmen 
im  Unterhaus  auszuschließen  (Prynne,  Survey  of  parliamentary  writs, 
p.  408).  Der  Eid  sollte  vor  dem  high  Steward  abgeleistet  werden  und 
enthielt  die  Formel  der  Anerkennung  des  Königs  als  obersten 
Herrschers  des  Reichs,  »sowohl  in  allen  spirituellen  oder  geistlichen 
Angelegenheiten  wie  in  allen  weltlichen;  und  daß  kein  auswärtiger 
Prinz,  keine  Person,  kein  Prälat,  kein  Stand  oder  Potentat  eine  juris- 
diktionelle  Machtvollkommenheit,  Übergeordnetheit,  Vorrang,  Autorität, 
sei  es  geistlicher  oder  spiritueller  Natur  innerhalb  dieses  Reichs  habe  oder 
haben  dürfte«.  Jedes  Mitglied  des  Unterhauses  mußte  diesen  Eid  nach 
seiner  WTahl  und  vor  seinem  Eintritt  ins  Unterhaus  leisten.  Zu  diesem 
Eid  kam  im  Jahre  1610  ein  neuer  Eid,  der  oath  of  allegiance  and  ab- 
juration  (Gesetz  7,  Jak.  I.,  c.  6)  hinzu.  Auch  dieser  Eid  mußte  vor  dem 
high  Steward  geleistet  werden  und  hatte  den  Zweck,  eidlich  zu  erklären, 
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daß  der  Eidnehmer  aus  seinem  vollsten  Herzen  »im  höchsten  Maße 
verabscheut  und  abschwört  als  gottlos  und  häretisch  die  verfluchte 
Doktrin  und  Ansicht,  daß  Könige,  welche  vom  Papste  exkommuniziert 
würden,  abgesetzt  werden  dürften  oder  hingemordet  werden  könnten 
durch  ihre  Untertanen  oder  durch  irgend  jemand  sonst  (Commons  Jour- 
nal* viii,  p.  :>'.). 

Im  Jalirc  I(mO  fügte  das  Unterhaus  noch  durch  Resolution  das  Er- 
fordernis hinzu,  daß  jeder  Abgeordnete  die  Kommunion  nach  dem 
Ritus  der  anglikanischen  Hochkirche  empfange.  Bis  zum  Jahre  1640  und 
nach  der  Restauration  Ins  zum  Jahre  1666  bestand  das  Unterhaus 
immer  auf  Erfüllung  dieser  Bedingung  des  Sitz-  und  Stimmrechts  im 
Unterhaus.  In  der  Restauration  suchte  man  überhaupt  auch  die  sog. 
dissenters,  diejenigen  Protestanten,  welche  nicht  der  anglikanischen 
Staatskiivhe  angehörten,  durch  Gesetz  vom  Unterhause  auszuschließen. 
Die  Test  Act  von  1673  bezog  sich  nur  auf  die  Unfähigkeit  zur  Er- 
langung  von  Kommunalämtern,  wurde  aber  niemals  auf  die  Mitglieder 
des  Unterhauses  angewendet.  Nur  Quäker  und  Mährische  Brüder 
waren  deshalb  vom  Unterhaus  ausgeschlossen,  weil  sie  überhaupt 
keinen  Eid  leisten  wollten.  Erst  im  Jahre  1696  (7  u.  8  Will.  III.,  c.  24) 
winde  den  Quäkern  gestattet,  eine  Erklärung  an  Eides  Statt  zu  leisten. 
Die  Acl  wurde  von  Zeit  zu  Zeit  erneuert.  Durch  ein  Gesetz  aus  der 
Zeil  Georgs  IT.  (22  Geo.  IL,  c.  30)  wurde  die  Bestimmung  der  Akte  von 
L696  auch  auf  die  Mährischen  Brüder  ausgedehnt,  aber  erst  1888  wurde 
ein  für  allemal  die  Erklärung  an  Eides  Statt  zugelassen.  Im  Jahre 
L678  kam  noch  das  Erfordernis  hinzu,  bei  dem  Eintritt  ins  Unter- 
haus eine  besondere  Erklärung  gegen  die  Transsubstantiation  zu  geben. 
Diese  lautete:  »Ich,  A.  B.,  erkläre  feierlich  und  aufrichtig  in  Gegen- 
wart von  Gott,  daß  ich  glaube,  daß  in  dem  Sakrament  des  Abend- 
mahls keine  Umwandlung  der  Elemente  von  Brot  und  Wein  in  Körper 
und  Blut  Christi  bei  oder  nach  der  Weihung  dieser  Elemente  durch 
irgendeine  Person  vor  sich  gehe  und  daß  das  Anrufen  und  die  An- 
betung  der  Jungfrau  Maria  oder  irgendeines  anderen  Heiligen  und  das 
Meßopfer,  wie  sie  nun  in  der  katholischen  Kirche  gebraucht  werden, 
abergläubisch  und  götzendienerisch  sei.« 

Dadurch  waren  die  Katholiken  endgültig  vom  Unterhaus  aus- 
geschlossen, da  sie  niemals  eine  solche  Erklärung  abgeben  konnten. 
Erst  die  Katholikenemanzipationsakte  von  1829  brachte  die  Abschaffung 
dieser  Erklärung  für  die  Unterhausmitglieder.  Da  in  den  an- 
geführten  Eiden,  insbesondere  in  der  Formel  des  oath  of  allegiance 
von  1610,  die  Worte  aufgenommen  waren:  »nach  dem  wahren  Glau- 
ben  eines  Christen«  waren  die  Juden,  trotzdem  sie  seit  dem  Protek- 
torat in  England  wieder  wohnen  durften,  vom  Unterhaus  ausgeschlossen. 
Ja  in  der  eisten  Zeit  nach  ihrer  Rückkehr  nach  England,  und  trotz  der 
Duldung,   die  ihnen  Cromwell  zuteil  werden  ließ,   konnten  sie  nicht 

iralisierl  werden,  da  eine  Akte  Jakobs  I.  (7  Jak.  I.,  c.  2)  jedem 
Fremden  die  Naturalisation  verweigerte,  der  nicht  das  Abendmahl 
nach  dem  Ritus  der  anglikanischen  Staatskirche  vor  seiner  Bitte  um 
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Naturalisation  nahm.  Erst  die  jewish  relief  act  von  1753  brachte  ihnen 
für  kurze  Zeit  die  Erleichterung,  daß  sie  naturalisiert  werden  konnten, 
ohne  das  Abendmahl  zuvor  genommen  zu  haben,  also  ohne  Taufe. 
Aber  schon  im  Jahre  1754  wurde  dieses  Gesetz  wieder  aufgehoben 
(27  Geo.  III.,  c.  1).  Die  Juden  blieben  demnach  das  ganze  18.  Jahr- 
hundert und  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  vom  Unterhause 
ausgeschlossen.  Erst  im  Jahre  1858  erging  ein  Gesetz  (21  u.  22  Vict., 
c.  48),  welches  jedes  der  beiden  Häuser  ermächtigte,  auf  Grund  eigener 
Resolution  den  Juden  den  Zutritt,  das  Sitzen  und  Stimmen  innerhalb 
seiner  Mauern  zu  gestatten.  Das  Unterhaus  eröffnete  seine  Pforten 
den  Juden  durch  eine  order  von  1858,  doch  war  diese  order  bloß  eine 
sog.  sessional  order,  d.  h.  sie  konnte  bei  Beginn  jeder  Session  abgeändert 
werden.  Im  Jahre  1860  wurde  die  sessional  order  eine  standing  order. 
Im  Jahre  1866  erging  erst  ein  Gesetz,  welches  die  neue  Form  des  Eides 
etablierte,  worin  die  Worte  »nach  dem  wahren  Glauben  eines  Christen« 
ausgelassen  wurden.  Dadurch  wurden  auch  im  Oberhaus  die  Juden 
kraft  Gesetzes  zugelassen. 

Die  zweite  Kategorie  der  Eidesformeln,  welche  zum  Schutze  der 
Staatsverfassung  und  der  regierenden  Dynastie  eingeführt  waren, 
war,  abgesehen  von  dem  im  Jahre  1689  abgekürzten  und  modifi- 
zierten oath  of  allegiance,  der  sog.  association  pledge,  der  1696  vorge- 
schrieben war,  wodurch  sich  jedes  Mitglied  des  Unterhauses  verpflich- 
tete (daher  pledge),  daß  es  verteidigen  wolle  »die  geheiligte  Person 
Seiner  Majestät  und  die  Staatsregierung  gegen  den  letzten  König  Jakob 
und  alle  seine  Anhänger,  und  daß  es  für  den  Fall,  daß  Seine  Majestät  durch 
einen  plötzlichen  und  gewaltsamen  Tod  ums  Leben  käme,  sich  ver- 
pflichtete, sich  mit  andern  zu  vereinigen  und  zu  den  andern  zu  stehen, 
um  Rache  zu  üben  an  den  Feinden  Seiner  Majestät  und  an  deren  An- 
hängern, daß  es  überdies  verteidigen  wolle  die  Thronfolge,  wie  sie 
festgesetzt  sei  durch  die  Bill  of  rights. «  Dieses  Gesetz  von  1696  (7  u.  8 
Will,  and  Mar.,  c.  27)  erfuhr  noch  durch  ein  anderes  Gesetz  eine  be- 
sondere Verstärkung,  nämlich  durch  ein  Gesetz  von  1701  (13  u.  14 
Will.  III.,  c.  6),  wodurch  bestimmt  wurde,  daß  jedes  Unterhausmitglied 
öffentlich  zu  erklären  hätte  und  in  seinem  Gewissen  vor  Gott  und  der 
Welt  anerkennen  müßte,  daß  König  Wilhelm  der  gesetzmäßige  und  recht- 
mäßige König  sei  und  daß  der  pretender  (der  Sohn  Jakobs  II.)  James 
Frederic  Edward  keinen  rechtmäßigen  Titel  auf  die  Krone  habe. 
Außerdem  mußte  sich  jeder  verpflichten,  die  gesetzlich  feststehende 
Thronfolgerung  gegen  alle  Angriffe  zu  verteidigen.  Dieser  im  Jahre  1701 
festgesetzte  Eid  wurde  in  den  Jahren  1765  und  1788  noch  modifiziert, 
erhielt  sich  aber  bis  1866.  Im  Jahre  1776  (19  Geo.  IL,  c.38)  erging  noch 
ein  anderes  Gesetz,  welches  ausdrücklich  erklärte,  daß  keine  Person, 
die  in  einem  schottischen  Wahlkreise  gewählt  werde,  fähig  sein  solle, 
im  Unterhaus  zu  sitzen,  wenn  sie  nicht  mindestens  zweimal  im  Jahre 
einem  Gottesdienste  in  der  sog.  Episkopalkirche  beigewohnt  habe,  in 
welchem  der  Priester  ein  besonderes  Gebet  in  ausdrücklichen  Worten 
für  das  Wohl   Seiner  Majestät  und  seiner  Nachfolger  und  der  ge- 
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samten  königlichen  Familie  gesprochen  hätte.  Diese  Gesetzes- 
bestimmung war  besonders  gegen  die  schottische  Episkopalkirche  ge- 
richtet,  die  nach  der  glorreichen  Revolution  im  Verdacht  stand,  mit  den 
vertriebenen  Stuarts  im  geheimen  gegen  die  herrschende  Dynastie 
/ii  konspirieren,  Ersl  im  Jahre  L832  wurde  mit  der  Reform  des  schot- 
tischen Wahlrechts  zum  Unterhause  auch  diese  Bestimmung  aufge- 
llt »Immi. 

Ks  ist  klar,  daß  ein  Parlament,  das  auf  so  korrupten  Grundlagen 
stand  wie  »las  englische  im  IS.  Jahrhundert,  wo  die  Ausübung  des  ak- 
tiven W  ahlrechts  ebenso  eine  käufliche  Marktware  war  wie  die  Ausübung 
des  Stimmrechts  im  l'nterhause  selbst,  nur  von  dem  Gedanken  erfüllt 
sein  konnte,  sich  in  seiner  oligarchischen  Herrschaft  zu  erhalten. 

Wir  werden  weiter  unten  (unter  IV)  sehen,  daß  das  Oberhaus  ein 
solches  Bestreben  an  den  Tag  legte,  aber  auch  dem  Unterhause  war  um 
die  gleiche  Zeil  dieses  Bestreben  nicht  fremd.  Im  Jahre  1710  erging 
ein  Gesetz,  wonach  nur  derjenige  zum  Unterhaus  gewählt  werden 
(luilte.  der  als  Vertreter  einer  Grafschaft  mindestens  ein  Einkommen 
von  6000  £  aus  Landbesitz  bezog,  und  zum  Vertreter  einer  Stadt  nur 
derjenige  gewählt  werden  konnte,  welcher  300  £  jährliches  Einkommen 
aus  Landbesitz  hatte  (9  Anne,  c.  5).  Dieses  Gesetz  wurde  Anlaß  zu  ver- 
schiedenen  Umgehungen.  Gute  Freunde  waren  stets  bemüht,  einem 
vermögenslosen  Mann  zu  einem  Scheinbesitz  von  Grund  und  Boden 
zu  verhelfen,  nur  um  ihn  für  die  Abgeordnetenwürde  zu  qualifizieren. 
Es  fanden  sich  übrigens  auch  Bankiers,  welche  nur  eine  Aufgabe  hatten, 
S  gen  Geldsicherheit  solchen  Grund  und  Boden  für  Wahlzwecke  jeder- 
mann zur  Verfügung  zu  stellen. 

Im  Jahre  1838  (1  u.  2  Vict.,  c.  48)  wurde  wenigstens  die  Möglich- 
keil  gegeben,  daß  auch  ein  anderer  Besitz  als  bloßer  Grundbesitz,  also 
Besitz  von  beweglichem  Vermögen,  zum  Sitzen  und  Stimmen  im  Unter- 
haus qualifizierte.  Erst  das  Jahr  1858  hob  diesen  Vermögenszensus 
endgültig  auf  ,(21  und  22  Vict.,  c.  26). 

Eine  andere  Beschränkung  des  passiven  Wahlrechts,  welche  die 
damalige  Zeit  aufbrachte  und  welche  bewirkte,  daß  nur  sehr  vermö- 
gende  Personen  sich  um  einen  Abgeordnetensitz  bewerben  konnten, 
waren  die  hohen  Wahlkosten,  die  zum  Teil  durch  Parlamentsbrauch, 
zum  Teil  aber  durch  Gesetz,  namentlich  durch  das  Gesetz  von  1745 
(18  Geo.  II.,  c.  18),  dann  durch  ein  Gesetz  von  1794  (34  Geo.  III.,  c.  73), 
schließlich  durch  ein  Gesetz  von  1828  (9  Geo.  IV.,  c.  59)  ganz  auf  die 
Schultern  der  Wahlkandidaten  gewälzt  wurden. 

Nicht  gering  waren  auch  die  Pflichten,  die  ein  Unterhausmitglied 
durch  seine  Wahl  übernahm.  Trotzdem  Burke  am  Ausgang  des  18.  Jahr- 
mderts  den  Wählern  von  Bristol  verkündigte,  daß  der  Abgeordnete  an 
Instruktionen  seiner  Wähler  nicht  gebunden  sei,  waren  solche  In- 
struktionen schon  seit  früher  Zeit,  namentlich  aber  seit  Beginn  des 
Jahrhunderts,  sehr  gebräuchlich.  Gegen  Ausgang  des  18.  Jahrhun- 
derts verschwinden  sie  zwar,  um  aber  einer  neuen  Form  der  Fessel, 
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die  den  Abgeordneten  mit  seiner  Wählerschaft  verbindet,  Platz  zu 
machen,  den  sog.  pledges,  d.  i.  der  Verpflichtung  jedes  Wahlkandidaten 
für  den  Fall  seiner  Wahl  sich  den  Anordnungen  seiner  Wählerschaft1)  zu 
fügen.  Das  Neue  dieser  pledges  ist  nur,  daß  sie  in  demokratischer  Weise 
und  für  demokratische  Zwecke  eingeführt  werden.  So  erklärt  im  Jahre 
1784,  da  Fox  und  Wray  Wahlkandidaten  für  den  Wahlkreis  West- 
minster  waren,  ein  gewisser  Jebb,  der  einer  der  Hauptanwälte  der 
Parlamentsreform  war,  es  für  eine  unkonstitutionelle  Praxis,  den  Ab- 
geordneten, die  man  gewählt  habe,  ohne  weiteres  das  Mandat  anzuver- 
trauen. Er  führt  aus:  »Es  ist  eine  Pflicht,  solange  die  alte  Sitte 
der  jährlichen  Wahl  des  Parlaments  nicht  durch  die  Anstrengung  des 
Volkes  hergestellt  ist,  mit  Sorgfalt  eine  so  wichtige  Delegation  (nämlich 
die  Wahl  des  Abgeordneten)  zu  bewachen  und  jede  Vorsichtsmaß- 
regel anzuwenden,  welche  euch  vor  den  Folgen  des  Mißbrauchs  dieser 
Delegation  bewahren  kann«2).  Diese  pledges  haben  sich,  weil  die 
Demokratie  in  England  seit  der  Parlamentsreform  immer  mehr  wuchs, 
bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten. 

IV.  Die  Zusammensetzung  des  Oberhauses. 

Nach  der  glorreichen  Revolution  blieb  der  in  dem  ancien  regime 
entstandene  Gedanke,  wonach  Peerkreierungen  nur  den  Zweck  hatten, 
die  Zahl  der  Höflinge  und  der  politischen  Freunde  des  Königs  im  Ober- 
haus zu  stärken,  bestehen.  Vor  der  Revolution  war  der  Herr,  der  sich 
die  politischen  Freunde  schuf,  der  König,  nach  der  Revolution  das 
Parlament  bzw.  die  regierende  Partei. 

Vor  der  Revolution  bestand  das  alte  Lehensverhältnis  zwischen 
König  und  Peers,  und  das  war  mit  schweren  Lasten  verbunden. 
Namentlich  der  militärische  Grundcharakter  der  Lehensverhältnisse 
und  die  vollständige  Gehorsamspflicht  schufen  ein  autoritatives  Verhältnis 
zwischen  Peer  und  König  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 
Nachdem  unter  Karl  II.  (12  Car.  IL,  24)  der  Lehensnexus  aufgehoben 
worden  und  die  glorreiche  Revolution  die  Autorität  des  Königs  sehr  ge- 
schwächt hatte,  wechselten  die  Peers  ihren  »Herrn«.  Dieser  ward  fortan 
nicht  mehr  der  König,  sondern  die  jeweilige  Partei,  die  im  Minister- 
kabinett die  Oberhand  gewann.  Diese  schuf  sich  politische  Freunde  im 
Oberhause  durch  Peerschübe  oder  durch  bloße  Androhung  solcher.  Daß 
man  hierbei  nicht  nur  darauf  bedacht  sein  konnte,  die  würdigsten  und 
besten  der  Nation  ins  Oberhaus  zu  laden,  liegt  auf  der  Hand. 

Das  empfanden  schon  die  Staatsmänner  des  18.  Jahrhunderts  und 
suchten  die  königliche  Prärogative,  die  in  bezug  auf  die  Zahl  der  neu 
zu    errichtenden    Peerwürden   unbeschränkt   war,    zu  beschränken. 

x)  Oder  seines  Auftraggebers.  So  versuchte  der  König  Jakob  IL,  seinen 
Wahlkandidaten  für  das  Unterhaus  solche  Verpflichtungen  im  Jahre  1688  abzu- 
verlangen. Siehe  Yorkshire  Arch.  Journal  V  (1879),  433  ff.  Schon  damals  wurden 
richtige  »pledges«  gefordert,  was  Porritt  a.  a.  O.  I,  271  f.  übersieht. 

2)  Jebb,  Works  ed.  Disney  (1787)  I,  p.  197-198,  zit.  von  Porritt  a.  a.  O. 
I,  272. 
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L7H  hatten  die  Minister  unter  der  Regierung  der  Königin  Anna 
durch  einen  Peerschub  von  12  Personen  sich  eine  Majorität  im 
Oberhause  sichern  wollen,  um  den  Utrechter  Frieden  zu  genehmigen. 
Offenbar  war  es  die  Furchl  vor  diesem  Präzedenzfall,  welche  17191)  den 
Karl  of  Sunderland  veranlaßte,  seine  »peerage  bill«  einzubringen.  Nach 
deren  Inhalt  sollte  der  König  wahrend  seiner  ganzen  Regierung  nur 
6  Peers  kreieren  dürfen.  Mehr  als  6  nur  dann,  wenn  der  Ersatz  für 
erloschene  Peerschaften  zu  schaffen  war.  Die  schottische  Peerage  sollte 
nur  aus  25  Peers  bestehen.  Die  Bill2)  wurde  zum  Glück  für  die  Ver- 
fassung damals  im  l ' n t erhnuse  verworfen.  Sie  fiel  auf  Antrag  von  Robert 
VValpole  mit  299  gegen  177  Stimmen  (Pari.  History,  vol.  VII, 
p.  606 — 627). 

Durch  die  Union  mit  Schottland  (1707)  und  Irland  (1800)  kamen 
neue  Bestandteile  hinzu.  Vor  allem  brachte  die  Union  mit  Schottland 
allerdings  keine  neuen  geistlichen  Elemente:  die  schottische  Staats- 
kirche  keimt  keine  Bischöfe.  Die  Union  brachte  aber  16  gewählte 
Schottische  Peers.  Damit  kam  ein  neues  Prinzip  ins  Oberhaus,  der 
Ki'prä senl  alionsgedanke.  Diese  16  Peers  wurden  und  werden  noch  heute 
als  Vertreter  der  gesamten  schottischen  Peerschaft  ins  Oberhaus 
lt  G  w  a  hl t.  So  rasch  faßte  dieser  Repräsentationsgedanke  gleich  Wurzel, 
daß  das  Oberhaus  1711  die  Entscheidung  traf,  wonach  kein  schottischer 
Peer  zu  einer  Peerschaft  von  Großbritannien  erhoben  werden  könnte. 
Man  ging  eben  von  der  Ansicht  aus  (Lords  Journ.,  v.31,  p.  157),  daß 
die  schottische  Peerage  nunmehr  einen  in  sich  geschlossenen  Wahlkreis 
darstelle  und  daher  in  ihrer  Konstitution  nicht  verändert  werden 
dürfte.  L782  wurde  jedoch  die  gegenteilige  Meinung  für  die  Zukunft 
endgültig  festgelegt3). 

Aber  noch  andere  schwierige  Fragen  brachte  gerade  der  Reprä- 
sentationsgedanke,  Vor  allem  war  1736  die  Frage  zu  beantworten,  ob 
ein  R< 'präsentationspeer,  d.  h.  einer  von  den  gewählten  16  schottischen 
Peers,  dadurch,  daß  er  zumPeer  von  Großbritannien  erhoben  werde  und 
Sitz  und  Stimme  im  Oberhaus  erlange,  seine  Repräsentationseigen- 
schaft  als  gewählter  schottischer  Peer  verliere.  1786  wurde  diese  Frage 
bejaht.  Eine  Folgerung  der  Möglichkeit,  als  schottischer  Peer  auch 
Peer  von  Großbritannien  zu  sein,  die  1782,  wie  wir  hörten,  im  Ober- 

*)  Zu  dieser  Frage  Addison,  Works  ed.  Hurd  1856,  V,  236  ff.  —  Hallam, 
Const.  History  III,  319.  —  Göxe,  Life  of  Walpole  I,  ch.  XVIII.  —  Arnos  in  seiner 
Ausgabe  von  Fortescue,  de  laudibus  legum  Angliae,  Cambridge  1825,  p.  56.  — 
Auf  seiten  der  Anhänger  der  Bill  wurde  insbesondere  geltend  gemacht,  daß  sie  die 
Vorbedingung  eines  unabhängigen  Unterhauses  wäre,  weil  durch  die  Befugnis  des 
Königs,  neue  Peerschaften  zu  schaffen,  jedes  Unterhausmitglied  in  Versuchung 
geführt  werden  könnte. 

-    Sie  li-it  einen  inU-ressanten  Vorläufer:  das  Lange  Parlament  suchte,  um 
sich  von  der  Armee  zu  befreien,  im  sog.  Friedensvorschlag  von  Newport  (1648), 
■  dem  König  unterbreitet  und  von  ihm  angenommen  wurde,  einen  Einfluß  auf  die 
Peel  krei  -rung  zu  erlangen.  Danach  hätte  solche  nur  mit  Zustimmung  beider  Häuser 
pgenommen  werden  können.   Siehe  darüber  Firth,  The  House  of  Lords  during 
Civil  War,  London  1910,  p.  201. 

Lords  Journals,  vol.  37,  p.  594  f.;  Pari.  History  XXVI,  p.  598-607. 
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hause  anerkannt  war,  wurde  1783  insoferne  gezogen,  als  ein  solcher 
schottischer  Peer  auch  seine  Wahlfähigkeit  im  Wahlverbande  der 
schottischen  Peers  nicht  verlor  (Lords  Journ.,  vol.  39,  p.  726). 

Die  Union  mit  Irland  hatte  zwar  gerade  für  ähnliche  Fragen  Vor- 
sorge getroffen.  Aber  Schwierigkeiten  erwuchsen  hier  aus  dem  Hinzu- 
treten der  irischen  Bischöfe  der  anglikanischen  Kirche 
Irlands,  die  nunmehr  mit  der  englischen  Staatskirche  durch  die  Unions- 
akte zu  einer  Einheit  verbunden  war  (39  und  40  Geo.  III.,  c.  67,  s.  1, 
art.  51).  Auf  Grund  des  Art.  4  der  Unionsakte  sollten  vier  geistliche 
Lords  von  Irland  als  Vertreter  der  übrigen  geistlichen  Lords  fungieren 
und  zwar  ein  Erzbischof  als  Vertreter  der  vier  Erzbischöfe  von  Irland 
und  drei  Bischöfe  als  Vertreter  der  18  übrigen  Bischöfe,  die  im  Turnus  der 
Parlamentssessionen  (rotation  of  sessions)  nach  einer  durch  das  Gesetz 
festgelegten  Reihenfolge  im  Oberhause  Platz  nehmen  durften.  Dazukamen 
dann  noch  28  auf  Lebenszeit  von  den  irischen  weltlichen  Peers  zu  wäh- 
lende weltliche  Lords.  Schon  die  Tatsache,  daß  bloß  vier  geistliche 
irische  Lords  auf  28  weltliche  irische  Lords  ins  Oberhaus  zugelassen 
wurden,  zeigt  die  deutliche  Tendenz,  das  geistliche  Element  im  Ober- 
haus nicht  zu  verstärken.  Als  im  Jahre  1869  die  irische  Kirche  als 
Staatskirche  aufhörte,  da  wurde  auch  ausdrücklich  vorgesehen,  daß 
in  Hinkunft,  d.  i.  von  1870  an,  kein  irischer  Erzbischof  oder  Bischof 
im  Oberhause  Platz  zu  nehmen  habe  (Irish  Ghurch  Act  1869,  s.  13). 
Damit  hörte  auch  die  Vertretung  geistlicher  irischer  Lords  im  Ober- 
hause auf. 

Das  19.  Jahrhundert  war  mit  zwei  Reformfragen  des  Oberhauses  vor- 
nehmlich beschäftigt.  Zu  Anfang  der  30  er  Jahre  (1834)  wurde  ein  Ge- 
setzesantrag eingebracht,  offenbar  unter  dem  Einflüsse  der  »Radikalen«, 
die  lords  Spiritual  vom  Oberhause  auszuschließen,  angeblich  um  sie 
von  der  »schweren  Bürde«  zu  entlasten.  Dieser  Gesetzentwurf  und  die 
folgenden  Bills  von  1836  und  1837  hatten  dasselbe  Schicksal:  sie  wurden 
mit  großer  Majorität  verworfen. 

V.  Die  parlamentarische  Praxis. 

Mit  dem  Aufkommen  des  parlamentarischen  Regimes  brach  sich 
im  Parlament,  namentlich  aber  im  Unterhause  die  Erkenntnis  Bahn, 
daß,  um  mit  Erfolg  der  Bureaukratie  einen  Teil  der  Verwaltung  abzu- 
nehmen und  sie  auf  das  Unterhaus  zu  übertragen,  jedenfalls  ein  strenges 
Beobachten  der  Präzedenzfälle  und  der  parlamentarischen  Praxis  not- 
wendig sei.  Namentlich  war  es  der  Sprecher  Onslow,  der  von  1727 
bis  1761  den  Sprecherstuhl  innehatte  und  dieser  Erkenntnis  mit  fol- 
genden Worten  Ausdruck  gab :  »daß  nichts  mehr  geeignet  sei,  die  Macht 
in  die  Hände  der  Bureaukratie  zu  verlegen  und  der  Majorität  des  Unter- 
hauses abzunehmen,  als  eine  Vernachlässigung  oder  eine  Abweichung 
von  den  Regeln  der  Geschäftspraxis«1). 

Eine  andere  Notwendigkeit,  die  sich  auch  aus  der  Einführung  der 
parlamentarischen  Regierungsweise  ergab,  war  das  Private-Bill-Ver- 

x)  Hatsell,  Precedents  II,  p.  171. 
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fahren,  jene  Maschinerie,  welche  das  Parlament  verwendete,  um  selbst- 
tätig  in  die  Verwaltung  einzugreifen,  zu  vorbessern.  An  die  Stelle 
der  durch  die  Revolution  größtenteils  beseligten  Verwaltungstätigkeit 
des  Staatsrats,  brat,  wie  wir  noch  weiter  unten1)  sehen  werden,  die 
Verwaltungstätigkeil  des  Parlaments.  Da  war  keine  Lokalangelegenheit 
so  geringfügig,  dal.»  sie  nicht  durch  Privatakt  des  Parlaments  geregelt 

W  lü  de. 

Diese  Handhabung  von  Polizei  und  Verwaltungsverordnungen 
und  -Verfügungen  durch  das  Parlament  trug  wesentlich  zu  der  Auf- 
fassung bei,  daß  eine  Private- Act- Gesetzgebung  nicht  vorwiegend 
Schaffung  neuen  Rechtes,  sondern  vielmehr  Anwendung  schon  be- 
stehenden  Rechtes  sei.  Dieser  Auffassung  gab  der  Lordkanzler  Eldon 
im  Jahre  L81J  mit  den  Worten  Ausdruck:  »er  bekämpfe  die  betreffende 
in  Rede  stehende  private  bill  (es  handelte  sich  damals  um  die  sog. 
Prise  Estate  Bill)2),  weil  solche  besondere  Intervention  des  Parlaments, 
die  das  allgemeine  Rodenrecht  ändere,  aus  offenbaren  Gründen  eine 
I  ngleichheil  des  Eigentumsgenußrechts  der  einzelnen  Individuen  not- 
wendig herbeiführe. «  Und  in  der  Folge  argumentiert  er,  daß  kein  Prä- 
zedenzfall zu  einer  solchen  Bill  berechtigen  dürfe.  Durch  solche  An- 
sichl  war  der  alten  Auffassung  freier  Weg  gelassen,  wonach  das  Private- 
Bill- Verfahren  wie  das  gesamte  Parlamentsverfahren  ein  gerichtliches 
Verfahren  wäre.  Schon  im  Mittelalter  seit  den  Tagen  Heinrichs  IV.3) 
waren  die  Petitionen  Privater  üblich,  die  an  das  Unterhaus  gerichtet' 
waren,  welches  sie  den  Lords  überwies  (»soit  baille  aux  seigneurs«). 
Hier  wurden  sie  entschieden  und,  wenn  bewilligt,  mit  der  Sanktionsklausel 
des  Königs  versehen  (soit  fait  comme  il  est  desire).  Diese  Auffassung 
des  gerichtlichen  Charakters  galt  es  jetzt  zu  verstärken,  da  das  Par- 
lamenl  an  die  Stelle  der  Jurisdiktion  des  Staatsrats  trat.  Dazu  be- 
durfte  es  aber  einer  Reihe  von  Reformen,  welche  die  Grundsätze  der 
Unparteilichkeil  bei  einem  solchen  Gerichtsverfahren,  insbesondere 
in  <h  n  parlamentarischen  Komitees,  die  eine  private  bill  zu  beraten 
hatten,  gewährleisteten.  Diese  Reformen,  die  seit  dem  ersten  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts  beginnen,  haben  wesentlich  dazu  beigetragen,  das  eng- 
lische  Private-Bill-Verfahren  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zu  einem  Ge- 
richts-, insbesondere  Verwaltungsstreitverfahren  zu  gestalten.  Da- 
durch ergab  sich  aber  die  Notwendigkeit,  auch  das  gesamte  parlamen- 
barische  Verfahren  zu  reformieren,  denn  dieses  ruhte  im  großen  und 
ganzen  bisher  auf  der  Auffassung,  daß  das  Parlament  ein  großer  Gerichts- 

•  I.  Infolgedessen  war  das  Verfahren  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
eigentlich  ein  modifiziertes  Gerichtsverfahren  geblieben.  Noch  zu  Beginn 
des  L9.  .Jahrhunderts  war  selbst  das  gesetzgeberische  Verfahren  bei  öffent- 
lichen  Akten,  also  den  sog.  public  acts,  durchaus  eine  Art  von  Prozeß- 
verfahren. Zwar  hatte  man  schon  in  der  Zeit  der  Tudors  unter  dem 
Einfluß  des  römischen  Rechts  erkannt,  daß  die  öffentlichen  Gesetze 

lJ  Siehe  §  46. 

1    Siehe  Clifford,  Iiistory  of  private  bill  legislation  I,  p.  298. 
;    Siehe  Stubbs  III2,  p.  478. 
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»pro  bono  publico«  etwas  anderes  seien  als  die  bloßen  Prozeßsachen,  wie 
sie  private  bills  darstellen.  Aber  wie  wenig  tiefgreifend  dieser  Unter- 
schied das  Verfahren  für  beide  Arten  von  Gesetzen  beeinflußte,  geht 
am  besten  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  Clifford,  der  bedeutendste 
Kenner  des  Private-Bill-Verfahrens  unserer  Tage,  zutreffend  sagen  kann 
(II,  p.  788):  »Bis  zum  Jahre  1813  war  keine  besondere  Maschinerie 
weder  in  dem  einen  noch  in  dem  andern  Hause  für  das  Private-Bill- 
Verfahren  zum  Unterschied  von  dem  Public-Bill-Verfahren«.  Die 
committees  on  petitions  wurden  auch  für  die  Vorprüfung  für  private 
bills  ebenso  wie  für  allgemeine  Petitionen  verwendet  (Clifford,  History  of 
Private  Bill  Legislation  II,  792).  Auch  sonst  unterschied  sich  das  Public- 
von  dem  Private  -  Bill -Verfahren  nur  durch  sehr  unwesentliche  Mo- 
mente1). Während  aber  die  public  bills  gewöhnlich  in  einem  Komitee 
des  ganzen  Hauses  zur  Verhandlung  standen,  wurden  die  private 
bills  in  besonderen  Komitees  erledigt,  die  so  zusammengesetzt  sein 
konnten,  daß  die  Personen,  welche  an  dem  Zustandekommen  der  Bill 
besonders  interessiert  waren,  für  oder  gegen  die  Entscheidung  stimm- 
ten, also  in  der  Hauptsache  gleichzeitig  Richter  und  Parteien  waren. 

Seit  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  vertiefte  sich  nun  der  Gegensatz 
zwischen  private  und  public  bills  durch  zwei  sich  kreuzende  Ge- 
dankengänge. Auf  der  einen  Seite  war  man  bemüht,  den  gerichtlichen 
Charakter  des  Private-Bill-Verfahrens  zu  verschärfen,  auf  der  andern 
Seite  strebte  man  danach,  das  Verfahren  für  public  bills  aus  den  mit- 
telalterlichen Formen  des  gerichtlichen  Verfahrens,  wie  sie  bis  zum 
19.  Jahrhundert  das  gesamte  parlamentarische  Verfahren  umfangen 
hielten,  zu  befreien  und  den  modernen  Bedürfnissen  anzupassen.  S  o 
ward,  und  das  ist  die  kürzeste  Charakteristik  der 
geschichtlichen  Entwicklung,  die  das  parlamen- 
tarische Verfahren  im  19.  Jahrhundert  durchzu- 
machen hatte,  für  das  Private-Bill  - Verfahren 
der  mittelalterliche  prozessuale  Charakter  noch 
wesentlich  vertieft,  für  das  Public-Bill-Ver- 
fahren  hingegen   im   wesentlichen   beseitig  t.2) 

Was  die  Reform  des  Private-Bill-Verfahrens  betrifft,  so  finden 
wir  schon  seit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts3)  die  Vorschrift  gehöriger 
Verständigung  der  Parteien  und  Interessenten.  In  beiden  Häusern 
entwickelt  sich  ein  Codex  ständiger  Geschäftsordnungsformalien  für 


x)  Eine  public  bill  konnte  nur  durch  Antrag  eines  Parlamentsmitglieds 
(motion),  eine  private  bill  nur  durch  Petition  eines  außerhalb  des  Parlaments  Stehen- 
den (Privater  oder  Korporation)  angebracht  werden.  Letzterer  mußte  den  Nachweis 
erbringen,  daß  die  Formalien  der  Geschäftsordnung  erfüllt  seien,  ersterer  nicht. 
Eine  public  bill  wurde  nach  der  zweiten  Lesung  einem  besonderen  Komitee  über- 
wiesen, eine  private  bill  gewöhnlich  dem  Komitee  des  ganzen  Hauses.  Für  letztere 
wurden  Gerichtssporteln  (fees)  in  den  einzelnen  Stadien  des  Verfahrens  erhoben, 
für  public  bills  nicht.  Siehe  über  diese  Unterschiede  F.  H.  Spencer,  Municipal 
Origins,  1911,  p.  49  f.,  p.  54-64. 

2)  Siehe  darüber  mein  englisches  Staatsrecht  Bd.  I,  p.  371  ff. 

3)  Siehe  darüber  Spencer  a.  a.  O.  p.  65  —  113. 
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\  erfahren.  Das  Oberhaus  geht  hier  dem  Unterhaus  in  der  richtigen 
Erkenntnis  des  Notwendigen  voran.  Ein  Fortschritt  von  großer  Trag- 
weite  ist,  daß  seil  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nach  und  nach  die  Spor- 
teln  an  die  einzelnen  Parlamentsbeamten  fortfallen  (von  1798 bis  1832) 
und  nun  m  den  Staatsfonds  fließen.  Die  Unparteilichkeit  des  Verfahrens 
wird  dadurch  zunächst  herbeigeführt,  daß  an  Stelle  des  allgemeinen 
Petitionskomitees  besonderen  examiners  im  Unterhause,  seit  1800 
einem  ständigen  Lord  chairman  of  the  committees  im  Oberhause  die 
Vorprüfung  einer  private  bill,  ob  sie  auch  den  Geschäftsordnungs- 
Formalien  entspreche,  übertragen  wird.  Die  volle  Unparteilichkeit 
wird  aber  ersl  L837  im  Oberhause  dadurch  gewährleistet,  daß  seit  der 
Zeil  ein  committee  of  selection,  von  5  Peers  (einschließlich  des  Lord 
i  hairman)  bestellt  wird,  welches  das  über  die  private  bill  in  der  Haupt- 
sache  entscheidende  Komitee  unparteiisch  nur  aus  den  geeigneten  und 
unparteiischen  Lords  wählt.  Das  Unterhaus  ahmt  10  Jahre  später 
(1847)  dieses  Verfahren  nach. 

\I"T  auch  das  l 'ublic-Bill-Verfahren,  also  die  eigentliche  Parla- 
mentspraxis  erfährt  in  ihren  einzelnen  Institutionen  eine  Umbildung, 
vor  allem  das  Sprecheramt  im  Unterhause.  Schon  während  der 
Restauration,  namentlich  aber  nach  der  »glorreichen «  Revolution  wurde 
das  Sprecheramt,  das  bis  dahin  nach  dem  Willen  der  Krone  besetzt 
wurde,  von  dieser  emanzipiert.  Im  Jahre  1679  versucht  es  der  König, 
den  damals  vom  l'nterhause  gewählten  Sprecher  Seymour  nicht  zu 
bestätigen  und  die  Aufmerksamkeit  des  Unterhauses  auf  einen  ihm 
genehmen  Kandidaten  zu  lenken.  Nach  längerem  Streiten,  in  dem 
aamentlich  das  Unterhaus  die  damals  unberechtigte  Forderung  stellt, 
allein  und  unabhängig  vom  König  den  Sprecher  zu  bestellen,  kommt 
man   /u  einem  Kompromiß.    Weder  der  Kandidat  des  Unterhauses 

Seyi  ir  noch  der  des  Königs,  Sir  Thomas  Meres,  sondern  ein  dritter 

wird  vom  Mause  neuerdings  gewählt,  nämlich  William  Gregory,  und 
der  König  bestätigt  ihn  ohne  weiteres.  Im  Jahre  1695  versucht  Wil- 
li« Im  [II.,  ähnlich  wie  Karl  IL,  dem  Unterhaus  einen  Kandidaten  vor- 
zuschlagen.  Diesmal  wird  der  Kandidat  des  Königs  rundweg  vom 
Unterhaus«'  abgelehnt,  und  der  offizielle  Bericht  über  die  damalige 
Sitzung  lautet  ziemlich  lakonisch:  »Daraufhin  entstand  eine  Debatte, 
und  eine  andere  Person  (nämlich  als  sie  der  König  nominiert  hatte), 
Paul  Foley,  wurde  von  Sir  Cristopher  Musgrave  mit  Unterstützung 
von  Lord  Digby  vorgeschlagen.«  Das  Resultat  war,  daß  Foley  und  nicht 
der  königliche  Kandidat  Sprecher  wurde,  derselbe  Foley,  der  im  Jahre 
vorher  den  Satz  vertreten  hatte,  daß  der  König  bloß  ein  Veto  gegenüber 
Gesetzen  habe  and  dieses  Veto  nur  für  das  allgemeine  Wohl  ausüben 
dürfe  (Pari.  Hist.  V.,  p.  829). 

U)er  in  der  Unabhängigkeit  des  Sprechers  von  der  Krone  war  nur 
pste  Schritt  zur  weiteren  Entwicklung  getan.  Der  Sprecher  mußte 
ich  unparteiisch  in  dem  Sinne  werden,  daß  er  keiner  Partei  angehörte. 
Wenngleich  schon  der  Sprecher  Onslow  1741  seine  Unparteilichkeit 
;!  allen  Pachtungen  insbesondere  dadurch  dokumentierte,    daß  er 
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im  Jahre  1742  ein  einträgliches  Amt  als  Schatzmeister  der  Flotte  auf- 
gab, so  wurde  doch  diese  Entwicklung  durch  die  Eigenart  der  Re- 
gierungspolitik Georgs  III.  unterbrochen,  der  mit  Vorliebe  alle  Mittelchen 
anwendete,  um  die  Sprecher  zu  Parteimännern,  also  der  Korruption 
zugänglich  zu  machen.  Erst  als  im  Jahre  1813  der  Sprecher  Abbot 
in  einer  Rede  vor  dem  Könige,  als  er  die  Resultate  der  vergangenen 
Session  mitteilte,  sich  zu  einer  scharfen  Kritik  der  in  dieser  Session 
versuchten  Katholikenemanzipation  gefiel,  wurde  im  Unterhaus  ener- 
gisch gegen  dieses  Vorgehen  protestiert.  Es  wurde  dem  Sprecher  bei- 
nahe von  allen  Seiten  klargemacht,  daß  er  bloß  der  Mund  des  Hauses 
sei,  daß  er  keiner  Partei  angehören,  für  keine  Partei  intervenieren 
dürfe,  da  er  sonst  in  Versuchung  käme,  die  Rechte  der  Minorität  zu 
vergewaltigen.  Nur  mit  Mühe  entging  Abbot  einem  Mißtrauensvotum 
im  Unterhause. 

Daß  die  Zeiten  sich  so  geändert  hatten,  ist  auf  zwei  Umstände  zu- 
rückzuführen: erstens  auf  die  namentlich  seit  dem  Abfall  der  ameri- 
kanischen Kolonien  erfolgte  Steigerung  des  öffentlichen  Interesses  an 
Parlamentsdebatten  und  an  den  Vorgängen  im  Parlament,  zum  zweiten 
auf  die  Abschaffung  des  Sportelsystems,  welches  bis  zum  Jahre  1790 
als  Surrogat  des  Gehalts  eines  Sprechers  diente.  Bis  zu  dieser  Zeit 
erhielt  der  Sprecher  etwa  5  £  für  jede  private  bill  und  10  £  für  jede 
Bill,  welche  eine  Grafschaft  oder  eine  Stadtkorporation  betraf.  Die 
Sportein  für  den  Sprecher  beliefen  sich  damals  im  Jahre  durchschnitt- 
lich auf  1232  £  während  einer  Session,  außerdem  erhielt  der  Sprecher 
5  £  für  den  Tag  aus  dem  Schatzamt.  Dieses  Sportein-  und  Diäten- 
system fand  im  Jahre  1790  ein  Ende,  indem  bestimmt  wurde,  daß  alle 
Einnahmen  des  Sprechers  höchstens  6000  £  im  Jahre  betragen  sollten 
und  daß  er  von  der  Krone  keine  Pension  mehr  beziehen  dürfte 
(30  Geo.  III.,  c.  10). 

Im  Jahre  1832  wurde  die  Akte  von  1790  aufgehoben,  der  letzte 
Rest  der  Sportein  wurde  beseitigt  und  das  Salär  von  6000  £  als 
fixes  Gehalt  auf  den  konsolidierten  Fund  gewiesen,  d.  h.  von  der 
jährlichen  Parlamentsbewilligung  unabhängig  gemacht.  Auch  wurde 
bestimmt,  daß  diese  Einnahme  gebühren-  und  steuerfrei  sein  sollte 
und  daß  nach  jeder  Auflösung  des  Parlaments  die  Zahlungen  an  den 
letzten  Sprecher  so  lange  fortlaufen  sollten,  bis  ein  neuer  gewählt  würde 
(2  und  3  Will.  IV.,  c.  105).  Das  waren  die  Umstände,  welche  zum  un- 
parteiischen Sprecheramt  führten. 

Seit  dem  Jahre  1835  darf  der  Sprecher  auch  nicht  mehr  irgend- 
welchen Zusammenhang  mit  seinen  früheren  Parteigenossen  erhalten. 
Der  erste  unparteiische  Sprecher  in  diesem  Sinne  war  der  Sprecher 
Shaw  Lefevre,  der  im  Jahre  1839  das  Sprecheramt  antrat. 

In  den  Parlamentsprivilegien  hat  unsere  Periode  beinahe  gar  keine 
wichtige  Änderung  zu  verzeichnen.  Zu  bemerken  wäre  nur,  daß  ein  Ge- 
setz von  1770  (10  Geo.  III.,  c.  50)  die  früheren  Bestrebungen,  welche 
die  parlamentarische  Immunität  nur  auf  Parlamentsmitglieder  und 
ihre  Dienerschaft   zu  beschränken  versucht   hatten,    zum  Abschluß 
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bra<  hte,  Es  wurde  damals  festgestellt,  daß  jedes  gerichtliche  Verfahren 
gegen  Parlamentsmitglieder  und  ihre  Dienerschaft  zu  jeder  Zeit  ge- 
stattel  sei,  nur  dürfte  keine  Schuldhafl  gegen  Parlamentsmitglieder 
verhängt  werden,  so  lange  die  Session  dauerte. 

Niehl  darf  ferner  des  wichtigen  Wandels  vergessen  werden,  der 
sich  in  bezug  auf  die  Wahlprüfungen  in  unserer  Periode  vollzieht.  Wäh- 
rend in  der  vergangenen  Periode  noch  bis  zum  Jahre  1708  Wahlprü- 
fungen  sich  vor  den  besonderen  <  ommittees  of  privilege  and  elections  voll- 
zogen,  deren  Berichte  das  I laus  entweder  annahm  oder  ablehnte,  ver- 
suchte  man  es  von  L708  bis  /um  Jahre  1770  mehr  mit  Verhandlungen 
von  Wahlprüfungen  im  Plenum  des  Hauses.  Namentlich  unter  dem 
Sprecher  Onslow,  zu  dem  das  Haus  besonderes  Vertrauen  hatte,  wurden 
solche  Wahlprüfungen  im  Plenum  selbst  erledigt.  Daneben  fungierten 
je  nach  Relieben  des  Hauses  besondere  committees  of  privilege  and 
elections.  Eine  uniforme  Regel,  ob  die  Wahlprüfung  im  Plenum  oder 
m  einem  dieser  Komitees  zur  Verhandlung  kam,  bestand  nicht.  Der 
(  beistand,  der  mil  dieser  Wahlprüfung  durch  das  Haus  selbst  ver- 
bunden war.  konnte  nicht  lange  verborgen  bleiben.  Insbesondere 
brachten  die  korrupten  Zeiten  Robert  Walpole's  die  Bestechungs- 
maschinerie1)  bald  ans  Tageslicht.  Denn  abgesehen  davon,  daß  den  als 
Richter  sitzenden  Abgeordneten  wegen  ihres  beständigen  Wechsels 
jene  Gewandtheil  und  Übung  in  der  Heranziehung  von  Präzedenzfällen 
fehlte,  ohne  die  man  sieh  eine  englische  Jurisdiktion  überhaupt  nicht 
denken  kann,  waren  sie,  als  Richter  selbst,  natürlich  Parteimänner 
m  des  Wortes  schlechtester  Bedeutung.  Die  Partei,  welche  zur  Zeit  der 
Wahlprüfung  im  Unterhause  die  Oberhand  hatte,  wußte  in  den  ent- 
scheidenden  i ■«  unmittees  (Cooke,  History  of  Party  I,  p.  587)  oder  im 
Hause  selbsl  derart  ihre  Herrschaft  zu  mißbrauchen,  daß  die  unehr- 
lichsten  Wahlen  von  Parteifreunden  anstandslos  durchgingen,  während 
die  makellosen  W  aiden  von  Parteigegnern  für  ungültig  erklärt  wurden. 

<  ifuynüber  diesen  offenkundigen  Übelständen  war  die  Grenville 
\<  t  von  1770  (10  Geo.  III.,  c.  16)  nur  ein  unzureichendes  Auskunfts- 
mittel,  das  sich  jedoch  bis  in  die  zweite  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  er- 
hielt.   Nach  der  Grenville  Act  sollten  angefochtene  WTahlen  nur  von 

l)  Sie  kam  übrigens  schon  im  17.  Jahrhundert  auf,  wie  die  Verhandlungen 
des  Unterhauses  vom  12.  Nov.  1675  zeigen:  da  sagt  Mr.  Swynfin  (Pari.  Hist.  IV, 
784;:  »Exorbitant  Corruption  exists  amounting  to  allow  a  man  to  give  1000  £, 
than  to  expend  it  in  so  disorderly  a  manner.  He  w  o  u  1  d  h  a  v  e  a  Bill  t  o 
restrain  the  giving  or  spending  of  money,  before  the 
Elec  ti  o  n  b  e  m  a  d  e. «  Darauf  wird  beschlossen:  »That  if  any  person  or 
persons,  hereafter  to  be  elected  and  etc.  shall,  by  himself,  or  any  other  in  his  behalf, 
or  at  his  Charge,  at  any  time  before  the  day  of  Election,  give  any  person  or  per- 
>ns  ha ving  voice  in  any  such  Election  any  meat  or  drink  exceeding 
in  t  h  e  i  r  v  .1  1  u  e  £  5,  in  any  place,  but  in  his  own  D  Welling  House,  the  usual 
place  of  his  abode  for  12  months  last  past  etc..  .  .  or  shall,  before  such  Election 
made  or  declared,  make  any  other  present,  gift,  reward,  or  promisse  etc.  .  .  . 
to  any  such  persons  in  particular,  or  to  to  any  County,  City,  Borough  etc.,  on  proof, 
such  Election  to  be  void,  and  the  person  incapacitated. «  —  Die  5  £  werden  1677 
auf  10  £  erhöht.    C.  Journ.  (2.  April  1677),  IX,  411. 
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einem  Komitee  des  ganzen  Hauses  geprüft  werden»  Die  Zusammen- 
setzung dieses  Komitees  war  die  Hauptsache  jener  Akte.  Es  sollten 
49  Mitglieder  des  Unterhauses  durchs  Los  aus  der  Gesamtzahl  der  Ab- 
geordneten gewählt  und  auf  eine  Liste  gesetzt  werden.  Von  den  auf 
diese  Liste  gesetzten  Namen  wurden  aber  nur  13  für  die  einzelne  Wahl- 
prüfung entnommen.  Der  Kläger  und  der  Beklagte  hatten  das  Recht  ab- 
wechselnd einen  Namen  von  jener  Liste  der  49  zu  streichen,  bis  die  Zahl 
auf  13  beschränkt  war.  Dazu  wurde  noch  von  jeder  Partei  ein  nicht  auf 
jener  Liste  stehender  Abgeordneter  hinzugefügt,  so  daß  ein  Wahlprüfungs- 
komitee aus  15  Mitgliedern  bestand.  Diese  hatten  das  Recht,  Eide  ab- 
zunehmen und  in  der  Streitsache  endgültig  zu  entscheiden.  Freilich 
wurde  das  Übel  nur  gelindert,  nicht  beseitigt,  denn  auch  jetzt  besaßen 
die  Wahlprüfungsrichter  keine  juristische  Vorbildung  und  unterlagen 
noch  immer  dem  Parteieinfluß. 

Erst  die  zweite  parlamentarische  Reformakte  von  1867  veranlaßte 
die  Übertragung  der  Wahlprüfung  an  einen  vom  Unterhause  unabhän- 
gigen Gerichtshof,  welcher  durch  Gesetz  von  1868  (31  u.  32  Vict., 
c.  125)  eingerichtet  wurde.  Jedenfalls  darf  das  eine  nicht  vergessen 
werden,  daß  schon  die  Grenville  Act  ein  bedeutender  Fortschritt  war, 
denn  sie  hatte  den  Widerstand  des  Königs  zu  überwinden,  der  natürlich 
der  Korruption  des  Unterhauses  sehr  hold  und  daher  jeder  ernsten 
WTahlprüfung  abhold  war.  Daß  sie  doch  gegen  den  Willen  des  Königs 
durchgesetzt  wurde,  bleibt  eine  ehrenvolle  Erinnerung  an  jenes  sonst 
nur  gar  zu  oft  gefügige  und  liebedienerische  Parlament. 

Entsprechend  dem  gesteigerten  Interesse,  das  die  Öffentlichkeit 
an  Parlamentsverhandlungen  seit  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  nahm, 
wurden  auch  jene  Institutionen  und  Geschäftsordnungsregeln  des 
Unterhauses  verändert,  welche  bisher  dies  verhindert  hatten.  Die  Zu- 
lassung von  Fremden  zum  Parlament,  insbesondere  zum  Unterhaus  finden 
wir  schon  seit  dem  17.  Jahrhundert.  Es  wird  da  erzählt,  daß  schon  zur 
Zeit  Jakobs  L  es  üblich  war,  Fremde  zuzulassen,  sie  aber  dann  durch 
Eid  zu  verpflichten,  daß  sie  nichts  von  dem,  was  sie  gehört,  erzählten. 
In  den  Parlamenten  von  Cromwell  bestand  eine  Geschäftsordnungs- 
regel, daß  keine  Bill  in  Gegenwart  von  Fremden  zur  Verhandlung  ge- 
bracht werden  dürfte  (Thomas  Burton,  Diary  I,  p.  184).  Nach  der 
Restauration  war  es  üblich,  die  Türen  des  Unterhauses,  überhaupt 
die  Türen  des  Parlaments,  den  Fremden  verschlossen  zu  halten.  Auch  die 
Zeit  nach  der  »glorreichen«  Revolution  war  Fremden  nicht  günstig.  Im 
Jahre  1718  erging  eine  order  des  Unterhauses,  wonach  der  oberste 
Polizeibeamte  des  Hauses,  der  serjeant  at  arms,  jeden  Fremden,  den  er 
während  einer  Plenar-  oder  Komiteesitzung  im  Hause  sah  oder  über 
dessen  Aufenthalt  im  Hause  er  von  anderer  Seite  informiert  wurde,  in 
Gewahrsam  nehmen  sollte.  Auch  sollte  kein  Mitglied  des  Hauses 
einen  Fremden  oder  fremde  Personen  überhaupt  in  das  Haus  oder 
auf  die  Galerie  mitbringen,  wenn  das  Haus  gerade  tagte  (Commons 
Journals  XIX,  p.  5).  Diese  order  von  1718  wurde  sessionsweise  immer 
erneuert,  sie  wurde  nicht  immer  in  Wirksamkeit  gesetzt,  im  Gegenteil 
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wurden  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  Fremde  ins  Unterhaus 
zugelassen,  aber  erst  seil  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  erhielten  sie 
im  Unterhaus  offizielle  Anerkennung.  Der  Zutritt  wurde  seit  1853 
Rechtens,  während  er  bis  dahin  bloß  von  der  Duldung  des  Unter- 
hauses abhing.  Die  Veröffentlichung  von  Parlamentspapieren,  insbeson- 
dere der  kurzen  offiziellen  Sitzungsberichte  war  vom  Unterhaus  schon 
L641,  vom  Oberhause  seil  L 690 geduldet.  Im  Jahre  1802  erhielt  aber  diese 
Duldung  rechtliche  Anerkennung,  indem  solche  Papiere  durch  Gesetz 
(42  Geo,  [IL,  c.  63)  Postportofreiheit  erlangten.  Ja  man  ging  in  der 
Anerkennung  dieser  Parlamentspapiere  so  weit,  daß  man  bis  zu  dem 
RechtsfalJ  Stockdale  vors  Mansard  (1836)  die  Rechtsanschauung 
vertrat,  die  Drucklegung  von  Mi  t/toi  hingen,  welche  sonst  Anlaß  zu 
strafgerichtlichem  Einschreiten  gaben,  wäre  durch  den  Auftrag  des 
Parlaments  gedockt.  Der  Fall  war  folgender.  Die  Firma  Hansard,  die 
Drucker  des  Unterhauses  war,  druckte  im  Jahre  1836  auf  dessen  Anord- 
nung die  Berichte  von  Gelängnisinspektoren  ab.  In  einem  dieser  Be- 
richte  w  inde  ein  von  einem  gewissen  Stockdale  herausgegebenes  Buch, 
welches  bei  einem  der  Gefangenen  vorgefunden  war,  als  obszön  be- 
zeichnet.  Stockdale  verklagte  die  Drucker.  Die  Firma  Hansard  trat  den 
Wahrheitsbeweis  an,  und  die  Geschworenen  wiesen  den  Kläger  ab. 
Der  Lord  Oberrichter  Denman  äußerte  sich  aber  bei  Gelegenheit  der 
Verhandlung:  »Die  Tatsache,  daß  das  Haus  der  Gemeinen  den  Druckern 
Hansard  Anweisung  gab,  alle  Parlamentsberichte  zu  drucken,  deckt 
diese  so  wenig  als  irgendeinen  anderen  Buchhändler,  der  einen 
Parlamentsbericht  veröffentlicht,  durch  welchen  jemand  beleidigt 
wird.«  Gegen  diesen  Ausspruch  von  Denman  nahm  das  Unterhaus 
Stellung  und  erklärte:  »Die  Befugnis,  Berichte,  Abstimmungen  und  Ver- 
handlungen  zu  veröffentlichen,  wenn  es  das  öffentliche  Interesse  not- 
wendig oder  zweckmäßig  erscheinen  läßt,  gehört  wesentlich  zu  dem  ver- 
fassungsmäßigen Rechte  des  Parlaments  und  insbesondere  dieses  Hauses 
als  Volksvertretung«.  Außerdem  wurde  der  Beschluß  gefaßt,  daß  jeder, 
der  einen  Prozeß  beginne,  um  diese  Privilegien  in  Frage  zu  stellen,  gegen 
die  Privilegien  des  Unterhauses  verstoße.  Stockdale  ließ  sich  dadurch 
oichl  abschrecken,  sondern  strengte  eine  neuerliche  Klage  an.  Das 
Haus  wies  die  Firma  Hansard  an,  sich  auf  die  Klage  einzulassen.  Nun 
kam  die  Frage  zur  Entscheidung,  ob  die  Drucker  durch  die  Anweisung 
des  Hauses  gedeckt  seien.  Der  Gerichtshof,  die  Queen's  bench,  ent- 
-'■liii'd  sieh  gegen  die  Firma  Hansard.  Dieser  und  ein  neuer  Prozeß 
zwischen  Stockdale  und  Hansard  veranlaßten  schließlich  ein  Gesetz 
3  und  5  V  id.,  c.  9.  Nach  §  1  dieser  Akte  ist  jeder  Drucker  wahrheits- 
getreuer  Parlamentsberichte,  welche  vom  Parlament  ausgehen  und  unter 
seiner  Autoriät  gedruckt  werden,  nach  §  2  jeder  sonstige  Verbreiter  der- 
selben straffrei  und  auch  zivilrechtlich  nicht  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 
Nach  >s  3  ist  ein  bona  fiele  gemachter  Auszug  aus  solchen  Verhandlungs- 
berichten  in  derselben  Weise  privilegiert. 

Das  Prinzip  der  Öffentlichkeit  wurde  ferner  durch  Unterhaus- 
lutionen  insofern  vervollständigt,  als  seit  dem  Jahre  1771,  insbeson- 
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dere  seit  Wilkes'  Kampf  gegen  die  Regierung,  die  Veröffentlichung  von 
Parlamentsberichten,  die  auch  nicht  amtlich  und  nicht  im  Auf- 
trage des  Parlaments  mitgeteilt,  vom  Unterhaus  geduldet  wurden. 
Im  Jahre  1786  wird  uns  von  dem  ersten  Stenographen  im  Unter- 
hause berichtet,  und  seit  1803  erhalten  die  Journalisten  einen  besonderen 
Platz  im  Parlament  angewiesen.  Freilich  muß  man  nicht  vergessen, 
daß  selbst  heute  noch  der  Platz  der  Presse  im  Unterhaus  auf  bloßer 
Duldung  beruht.  Bedeutsam  für  die  Öffentlichkeit  der  Parlamentsver- 
handlungen ist  auch  die  Veröffentlichung  der  Abstimmungslisten.  Durch 
diese  allein  wird  es  der  Wählerschaft  möglich,  ein  Parlament  zu  kontrol- 
lieren. Dieser  Grund  war  natürlich  für  das  Parlament  unserer  Verfas- 
sungsperiode Grund  genug,  gerade  die  Veröffentlichung  von  Abstim- 
mungen und  der  Abstimmungslisten  zu  verhindern.  Zum  erstenmal 
erfolgte  eine  nichtamtliche  Veröffentlichung  von  Abstimmungslisten  1689. 
Im  Jahre  1696  erklärt  das  Unterhaus,  die  Veröffentlichung  dieser  Ab- 
stimmungslisten verletze  die  Rechte  der  Minorität  und  sei  eine  Ver- 
letzung des  Parlamentsprivilegs.  Erst  der  neue  Zeitgeist,  den  namentlich 
Burke  in  das  Unterhaus  brachte,  bewirkte  die  Änderung.  Im  Jahre  1770 
verlangte  Burke  die  amtliche,  vom  Parlament  ausgehende  Veröffent- 
lichung der  Abstimmungslisten.  Er  erreichte  nur,  daß  seit  1782 
geduldet  wurde,  diese  Abstimmungslisten  nichtamtlich  zu  veröffent- 
lichen. Erst  im  Jahre  1836  nahm  es  das  Unterhaus  auf  sich,  innerhalb 
des  Rahmens  der  andern  Verhandlungsberichte  auch  amtlich  die  Ab- 
stimmungslisten und  -Ziffern  mitzuteilen. 
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I.  Die  Umwandlung  des  Parteikabinetts  in  das  parlamentarische  Kabinett. 

Als  Georg  III.  1760  zur  Regierung  kam,  fand  er  ein  Partei- 
kabinetl  vor,  an  dessen  Zusammensetzung  keineswegs  das  Parlament, 
wohl  aber  die  großen  Parteien  der  Whigs  mitbeteiligt  waren.  Ihre  Macht 
zu  luv, -in Mi  w  ie  überhaupt  die  Anteilnahme  der  Parteien  an  der  Kabinett- 
bildung  zu  verhindern  und  zu  beseitigen,  das  war  das  Hauptziel  dieses 
Königs,  ha-  Fazü  seiner  Regierung  war,  daß  ihm  dieses  nicht  nur 
ii k  Iii  gelang,  xuulern  noch  weit  mehr,  daß  das  zu  seiner  Zeit  nicht  in 
iintwrndinyni  Zusammenhang  mit  dem  Parlament  stehende  Mi- 
nisterkabinetl  in  der  Folge  unlösbar  mit  der  jeweiligen  Parlaments- 
majoritäl  verknüpft  erschien.  Wiedas  möglich  geworden,  soll  im  fol- 
genden gezeigt  werden. 

Der  Mim  (ieorgs  III.  war,  dieselben  Künste  und  Praktiken,  welche 
bisher  die  Parteiführer  benutzt  hatten,  um  sich  im  Ansehen  des  Amts 
lind  des  Parlaments  zu  halten,  selbst  auszunutzen  und  sich  eine  eigene 
krontreue  Partei  zu  schaffen,  deren  Leitung  der  König  selbst,  resp. 
eine  von  ihm  abhängige  Kreatur  als  Premierminister  haben  sollte. 
Standen  oichl  dem  König  dieselben  Staatsmittel  zur  Verfügung,  um 
Bestechung  zu  üben,  geradeso  wie  dem  Lord-Schatzmeister  oder  dem 
Staatssekretär?  Wozu  wäre  überhaupt  die  Beamtenpatronage  im 
Dienste  einer  Partei  zu  verwenden,  wenn  der  König  selbst  sie  für  sich 
und  -.'im'  Anhänger  nicht  benutzen  könnte  ?  Um  dieses  durchzusetzen, 
knüpft''  Cj.M.rg  III.  zum  Teil  auch  an  das  an,  was  er  vorfand.  Schon  in 
den  Tagen  der  ersten  zwei. George  gab  es  einen  äußeren  Zirkel  des  Ka- 
binetts  und  einen  inneren,  zu  dem  nur  die  besonders  Vertrauten  ge- 
laden  wurden.  Diese  Neigung  des  bureaukratischen  Ministerkabinetts, 
sich  in  immer  intimere  Zirkel  zu  verengern,  ist  alte  englische  Staatsrats- 
Sie  bestand  schon  seit  dem  Mittelalter,  und  sie  blieb  auch  unter 
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wurde  in  dem  weiten  Zirkel  behandelt,  die  Geheimpolitik  jedoch  in  dem 
inneren  Ring.  Das  sah  Georg  III.  und  verwandte  es  für  seine  Zwecke. 
Im  äußeren  Ring  des  Kabinetts  blieben  nach  wie  vor  die  Mitglieder  des 
Parteikabinets,  im  inneren  Zirkel  regierte  aber  der  Geist  des  Königs 
und  der  seiner  Kreaturen,  insbesondere  der  des  Lords  Bute.  Selbst  nach 
dem  Fall  des  letzteren  erhielt  sich  diese  Regierungsmethode  im  ersten 
Jahrzehnt  der  Regierung  Georgs  III.  Da  kam  derWilkesskandal  und  die 
Erregung  des  Volkes.  Vor  allem  im  Juni  1769  nahmen  der  Lord- 
mayor  und  die  Gilden  Londons  Stellung  zu  dieser  brennenden  Frage 
und  beklagten  in  einer  Adresse  an  den  König  die  Haltung  der  Minister 
als  Untergrabung  der  Verfassung.  Im  Jahre  1770  kamen  sie  mit 
einer  neuen  Beschwerde  und  um  die  Zeit  regnete  es  von  Petitionen, 
welche  in  jeder  Grafschaft  aufgesetzt  und  an  das  Parlament  gerichtet 
waren.  Nun  ergreift  Edm.  Burke  auch  das  Wort  und  fragt  in  seiner 
Schrift  »Gedanken  über  den  Grund  der  gegenwärtigen  Unzufrieden- 
heit«, was  wohl  die  Ursache  der  Volkserregung  sein  könnte?  Wäre 
es  etwa  die  Aufwiegelung  durch  übliche  Pamphletschreiber  nach  der 
Art  von  Wilkes  ?  Keineswegs !  Der  einzige  Grund  der  Aufregung  sei 
die  rechtswidrige  und  die  Verfassung  untergrabende  Art  des  sog.  »double 
cabinet«.  Schon  in  der  Umgebung  des  Vaters  des  Königs  (Friedrichs 
Prinzen  von  Wales)  sei  die  Meinung  aufgekommen,  man  müsse  die  Partei- 
herrschaft im  Parlament  und  im  Kabinett  sprengen,  dem  Hofe  sei 
eine  unkontrollierte  und  unbegrenzte  Benutzung  des  großen  Einflusses, 
der  der  Krone  zur  Verfügung  stehe,  zu  sichern1).  Dann  wurde  unter 
dem  gegenwärtigen  Könige  folgender  Plan  von  den  Höflingen  ausge- 
heckt. Zunächst  sollte  eine  scharfe  Linie  zwischen  dem  Hofe  und  dem 
jeweils  funktionierenden  Kabinette  gezogen  werden.  Was  bisher  als  ein 
einheitlicher  und  synonymer  Begriff  aufgefaßt  worden,  sollte  jetzt  ge- 
trennt werden.  Auf  diesem  Wege  konnten  zwei  Regierungssysteme  ge- 
bildet werden :  das  eine,  welches  wirklich  geheim  war  und  das  Vertrauen 
des  Königs  besaß,  und  das  andere  die  offiziellen  Minister,  welche  nur  das 
auszuführen  hätten,  was  der  geheime  Hofzirkel  erdachte.  Sodann  sollte 
eine  Partei  im  Parlament  gebildet  werden,  welche  man  immer  gegen 
das  offizielle  Ministerium  ausspielen  konnte.  Zum  dritten  sollte  sich 
das  Parlament  dieses  doppelte  System  der  Administration,  dieses  dop- 
pelte Kabinett,  ruhig  gefallen  lassen.  Während  bisher  das  Parlaments- 
geschäft durch  die  Leaders  der  Whigs  und  Torys  geleitet  wurde,  sollte 
jetzt  die  Führung  des  Parlaments  Personen  anvertraut  werden,  welche 
für  sich  nichts  anderes  in  Anspruch  nehmen  konnten,  als  von  dem 
König  dazu  ernannt  zu  sein.  Es  gälte  als  eine  anerkannte  konstitutionelle 
Maxime,  daß  der  König  einen  seiner  Leibgardisten  ebenfalls  zum  Mi- 
nister bestellen  könnte2).  Dieses  System  des  doppelten  Kabinetts 
stehe  aber  im  Widerspruch  mit  der  Verfassung3).  In  einem  System 
der   gemischten   Monarchie,    wie    die  englische   sei,    müßte  dem 

*)  Burke,  Works  I,  422. 

2)  Works  a.  a.  O.  p.  425  f. 

3)  Works  a.  a.  O.  |>.  443  f. 
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Volk  ein  e  K  o  a  t  r  o  1 1  e  an  den  Handlungen  der  Exe- 
k  u  t  i  v  e  g  e  w  ä  b  r  t   w  e  r  d  e  n  ,  und  zwar  eine  Kontrolle,  ausgeübt 
durch  die  höheren  und  niederen  Klassen.  Während  die  Beschlußfassung 
über  Gesetze  dem  Parlament  zustehe  und  die  Monarchie  als  Kontroll- 
mittel  ein  Veto  dagegen  habe,  so  müsste  umgekehrt  in  Verwaltungsan- 
gelegenheiten  ein  Ministerkabinetl    beschließen,  aber  das  Parlament 
d  1 1  f  dagegen  mit  Hilfe  seiner  Kontrollmittel  in  der  Lage  sein,  die  eine 
oder  andere  Handlung  zu  mißbilligen  und  zu  verhindern.  Bisher  habe 
man  es  als  erste  Pflich.1  des  Parlaments  aufgefaßt,  einer  Regierung  die 
Unterstützung  zu  versagen,  welche  in  die  Hände  von  Personen  gelegt 
wurde,  die  dem  Volk  nicht  angenehm  oder  die  vom  höfischen  Einfluß 
abhängig  waren.    Wenn  man  dem  Parlament  diese  Möglichkeit  der 
für  das  Volk  geübten  Kontrolle  nähme,  dann  sei  alles  vorbei;  »every 
thing  is  lost,  parliament  and  all«.    Das  bisherige  »double  cabinet«- 
System  brächte  aber  nicht  bloß  das  Parlament  um  sein  Kontrollrecht, 
sondern  es  machte  auch  die  Nation  volkswirtschaftlich  ärmer.  Es 
schwächte  die  Regierung  im  Ansehen  des  Auslands  und  verringerte 
auch  das  Ansehen  der  Krone  im  Innern.  Wie  sei  dem  Übel  abzuhelfen? 
Nur  dadurch,  daß  man  dieses  »doppelte  Kabinettsystem«  beseitige 
und  dem  Volk,  bzw.  dem  das  Volk  repräsentierenden  Parlament  die 
alle  Kontrolle  über  die  Kabinettsbesetzung  einräume.    Nicht  herge- 
laufene Günstlinge  des  Königs,  sondern  die  Parteiführer  seien  zu  dem 
Ministerräte  heranzuziehen.     Dadurch  allein  würde  dem  Parlament 
die  alte  Kontrolle  über  das  Kabinett  gewährt.    »Denn«,  sagt  er,  »das 
Volk  eines  freien  Gemeinwesens,  welches  so  große  Sorgfalt  darauf 
legt,  daß  die  Gesetze  ein  Resultat  der  allgemeinen  Zustimmung  sein 
sollen,  kann  nicht  so  sinnlos  sein,  zu  dulden,  daß  seine  Exekutive  zu- 
sammengesetzt sei  aus  Personen,  auf  welche  es  keinen  Einfluß  habe 
und  die  keine  Beweise  allgemeiner  Liebe  und  allgemeinen  Vertrauens 
zu  dieser  Machtstellung  empfangen,  von  deren  Gebrauch  das  Wohlsein 
des  Staates  abhängt«.  So  lassen  sich  die  Betrachtungen  Burkes  zusammen- 
fassen:  das  Amt  der  Kontrolle  (office  of  control)  des  Parlaments  besteht 
darin,  daß  es  nur  solche  Minister  im  Amt  dulde,  welche  Einfluß  haben 
können.  Auf  die  »Königsfreunde«  hat  es  keinen  Einfluß,  folglich  muß 
diese  »Garnison  der  Königsmänner«  ganz  gebrochen  werden.  Woher 
k'-mmt  nun  Burke  zu  dieser  Ansicht  von  dem  »office  of  control«  des 
Parlaments?  Daß  er  sie  schon  für  das  Jahr  1770  als  geltendes  Recht 
in  Anspruch  nimmt,  ist  zweifellos  eine  politische  Übertreibung.  Ein 
vom  Parlament  abhängiges  Ministerkabinett  war  nicht  einmal  durch 
die  Parlamentspraxis  anerkannt,  geschweige  denn  durch  das  Recht. 
Aber  eines  hatte  schon  die  bisherige  Parlamentsgesetzgebung  vorge- 
arbeitet:    die  Möglichkeit   einer  parlamentarischen 
E  x  ekutiv  e.   Dieses  soll  in  folgendem  gezeigt  werden. 
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II.  Die  vom  Parlament  vorgenommene  Auslese  unter  den  Mitgliedern 

der  Exekutive. 

1.  Bis  zur  Act  of  settlement  1701. 

Vom  Mittelalter  an  ist  es  hergebrachte  Sitte,  daß  Mitglieder  der 
Staatsregierung,  insbesondere  des  Staatsrats,  im  Parlament  sitzen. 
Daß  sie  im  Oberhause  unbeanstandet  Platz  nehmen,  fällt  weiter  nicht  auf, 
da  ja  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  eine  Trennung  von  Parlament 
und  Staatsrat  nicht  vorhanden  ist  (siehe  oben  §  18).  Doch  auch  im 
Unterhause  dürfen  sie  sitzen  und  als  Mitglieder  stimmen,  ohne  daß  man 
daran  Anstoß  nimmt.  Unter  Edward  III.  verbietet  eine  königliche 
Verordnung1),  daß  Gerichtsbeamte  Mitglieder  des  Unterhauses  seien, 
doch  dem  liegt  nichts  anderes  zugrunde  als  die  Abneigung  des  Par- 
laments gegen  Juristen2),  es  ist  aber  keine  Rede  von  einem  allgemeinen 
Verbot,  daß  Beamten  der  Sitz  im  Unterhause  verwehrt  ist.  Man  ver- 
wendet sie  im  Gegenteil  seit  der  Zeit  Heinrichs  VI.  bis  in  die  Zeit  der 
Tudors  dazu,  um  den  Verkehr  zwischen  Krone  und  Parlament  zu  er- 
leichtern. Wie  sehr  das  Unterhaus  dies  zu  werten  weiß,  geht  am  besten 
aus  der  Tatsache  hervor,  daß  die  privy  councillors  einen  besonderen, 
ständigen  Platz  im  Unterhaus  angewiesen  erhalten3). 

Erst  unter  den  Stuarts  beginnt  sich  das  Mißtrauen  gegen  die  könig- 
lichen Beamten  im  Unterhaus  zu  regen.  Jakob  I.  ist  vorsichtig 
genug,  wenn  er  Unterhausmitglieder  zu  staatlichen  Ämtern  beruft, 
immer  noch  bei  den  Gommons  anzufragen,  ob  solche  Personen  unter 
ihnen  noch  Platz  finden4).  Am  meisten  richtet  sich  das  Mißtrauen  des 
Unterhauses  gegen  die  Richter.  Der  formelle  Grund  hierfür  ist,  daß 
die  obersten  Reichsrichter  Assistenten  des  Oberhauses  wären  und  daher 
nicht  gleichzeitig  als  Abgeordnete  im  Unterhaus  sitzen  dürften5).  Die 
absolute  Unvereinbarkeit  eines  obersten  Richteramts  mit  der  Ab- 
geordneteneigenschaft wird  1649  ausgesprochen6)  und  nach  der  Re- 
stauration regelmäßig  beobachtet7).  Die  Resolution  von  1649  bleibt 
für  den  Ausschluß  der  hohen  Reichsrichter  bis  in  die  70  er  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  maßgebendes  und  wirksames  Recht8).  Die  Reichs- 
anwälte hingegen  sind,  trotzdem  kein  innerer  Grund  vorliegt,  durch 
Geschäftsordnungspraxis  zu  Abgeordneten  wählbar9). 

x)  Aus  dem  46.  Regierungsjahr;  sie  ist  verfassungswidrig,  weil  sie  ohne  Mit- 
wirkung des  Parlaments  erlassen  ist.   Stubbs  III,  257. 

2)  Andere  Beispiele  Rot.  pari.  II,  p.  203,  Nr.  24;  p.  220,  Nr.  27;  p.  308, 
Nr;  43;  p.  317,  Nr.  12;  p.  368,  Nr.  48. 

3)  C.  J.  I,  52. 

4)  G.  J.  I,  p.  315,  323:  »to  know  the  pleasure  of  the  house  whether  the 
same  members  were  to  be  continued,  or  their  places  supplied  with  others. « 

5)  C.  J.  I,  p.  207,  248,  382,  513. 

6)  C.  J.  VI,  p.  305. 

7)  C.  J.  VIII,  p.  80,  104,  178,  510. 

8)  Bis  es  im  Jahre  1873  durch  das  Gerichtsverfassungsgesetz  dieses  Jahres  (§  9) 
sanktioniert  wurde. 

9)  Der  attorney  general  seit  1670  (C.  J.  III,  p.  39)  der  sollicitor  general 
seit  1580  (Pari.  History  I,  p.  1163). 
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Da  auch  die  übrigen  Staatsbeamten  als  Werkzeuge  der  Krone 
aufgefaßt  werden,  legi  man  Wert  darauf,  ihre  Zahl  im  Unterhause 
aach  Möglichkeit  einzuschränken,  und  /.war  schon  seit  Karl  I.1).  Auf  die 
Spitze  getrieben  ist  dieses  Prinzip  in  der  sog.  Selfdenying  Ordinance 
(1645),  welch»1  gebietet  :  »daß  während  dieses  Krieges  zwischen  Krone 
und  Parlament  kein  Mitglied  eines  der  beiden  Häuser  irgendein  Amt 
oder  ein  ziviles  oder  miltiärisches  Kommando  innehaben  oder  aus- 
fuhr.mi  Boll«8).  Nach  Clarendon  ;{)  war  neben  der  vorhandenen  Korruption 
auch  das  als  Bestimmungsgrund  hiefür  maßgebend,  daß  man  viel  Schlim- 
mes von  der  Vermengung  exekutiver  und  legislativer  Gewalt  befürchtete, 
lu  der  Restauration,  die»  auch  in  diesem  Punkte  an  die  puritanische  Re- 
volution anknüpft,  werden  1675  und  1679  Gesetzentwürfe  eingebracht, 
um  die  Staatsbeamten  vom  I  Unterhaus  auszuschließen4).  Dann  (1680)  ver- 
Bucht  esdas  ( Unterhaus  mit  einer  Resolution  gleichen  Inhalts5),  doch  bleibt 
diese  erfolglos.  Die  sog.  plaeemon  —  der  Name  für  Staatsbeamte  im 
l  aterhause  kommt  jetzt  auf  —  wachsen  an  Zahl.  Es  folgen  1692  und 
L693,  also  nach  der  »glorreichen«  Revolution,  neue  Gesetzentwürfe  mit 
ähnlichem  Ausschlußzweck,  denen  aber  sowohl  die  Lords  als  auch  der 
KLönig  Widerstand  entgegenbringen.  Nur  die  Steuereinnehmer  der 
Akzise  weiden  seit  1694  durch  Gesetz  vom  Unterhaus  ferngehalten6). 
Spätere  Gesetze  dehnen  diesen  Ausschluß  auch  auf  andere  Steuer- 
einnehmer7)  und  auf  Zollbeamte8)  aus.  Die  Voraussicht  des  Dynastie- 
wechsels  steigert  aber  die  Abneigung  des  Unterhauses  gegen  Staats- 
beamte,  daher  der  Rechtssatz  der  Act  of  settlement  von  1701,  daß 
aach  dem  Tode  des  Königs  Wilhelm  III.  und  der  Königin  Anna  keine 
Person,  die  ein  Amt  von  der  Krone  entgegengenommen,  im  Unterhaus 
als  Mitglied  Platz  nehmen  solle9).  Nun  wandelt  sich  der  Zweck  all  der 
bisherigen  Ausschlußgesetze.  Bis  dahin  war  das  Unterhaus  nur  von 
dem  durch  die  Revolution  anerzogenen  Streben  geleitet,  den  Einfluß 
der  Krone  zurückzudrängen.  Von  nun  an  konnte  man,  da  alle  Staats- 
beamten ausgeschlossen  sein  sollten,  den  Spieß  umdrehen  und  nur 
jene  Beamten  zulassen,  die  dem  Unterhause  genehm  waren.  Da- 
mit beginnt  die  zweite  Epoche  der  hier  ins  Auge  gefaßten  Ent- 
wicklung: 


L)  Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I,  548. 

2)  Siehe  dazu  Ch.  H.  Firth  House  of  Lords  during  the  civil  war  1910,  p.  46/49. 

3)  History  of  the  great  Rebellion  bk.  8,  ch.  193,  p.  259  f. 

4)  C.  J.  IX,  p.  321,  377. 

h)  Pari.  History  IV,  1270.  Nur  mit  Erlaubnis  des  Hauses  soll  ein  Mitglied 
des  Unterhauses  ein  Staatsamt  annehmen  dürfen. 

6)  5  and  6  Will.  u.  Mar.,  c.  7. 

7)  11  and  12  Will.  III.,  c.  2,  s.  150. 

8)  12  and  13  Will.  III.,  c.  10,  s.  89. 

12  and  13  Will.  III.,  c.  2,  s.  3:  »that  after  the  death  of  king  William  III. 
and  Queen  Anne,  no  person  who  should  have  an  office  or  place  of  profit,  or  reeeive 
a  pension  from  the  crown  should  be  capable  of  serving  as  a  member  of  the  house 
of  Commons. « 
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2.  Die  durch  das  Unterhaus  ausgeübte  Auslese 
seit  dem  Gesetz  von  1707. 

Zunächst  handelte  es  sich  bei  den  Parteien  nur  darum,  ihre  eigenen 
Parteizwecke  zu  fördern.  Das  konnte  am  besten  dadurch  geschehen, 
daß  man  mit  Hilfe  der  Zulassung  von  Beamten  sich  selbst  Partei- 
anhänger schuf.  Von  diesem  Streben  waren  beide  Parteien  gleich- 
mäßig erfüllt.  Zuletzt  versuchten  noch  die  Tories  im  Jahre  1705 
das  damals  allmächtige  Ministerium  Godolphin,  welches  zugunsten 
der  Whigs  die  Beamtenpatronage  bei  den  Neuwahlen  in  Bewegung 
setzte,  daran  zu  hindern,  indem  sie  streng  zu  jenem  Grundsatz  der 
Act  of  settlement  hielten.  Die  Whigs  sahen  umgekehrt  in  der  Mo- 
difikation dieses  Grundsatzes  allein  ihr  Heil  und  wollten  ihre  künf- 
tige Herrschaft  mit  Hilfe  von  placemen  im  Unterhause  dauernd  eta- 
blieren. Aber  nun  kommt  ein  neuer  Gesichtspunkt  auf,  der  von  einer 
höheren  Warte  aus  gewonnen  wird.  Jetzt  auf  einmal  wird  man  sich 
klar,  daß  man  ja  die  Möglichkeit  habe,  durch  geschickten  Ausschluß 
unangenehmer  Beamtenkategorien  und  Einschluß  wichtiger  Beamten- 
stellen in  das  Unterhaus,  die  Exekutive  von  sich  abhängig  zu  machen, 
also  eine  Art  parlamentarischer  Exekutive  zu  schaffen.  Der  Gedanke 
äußert  sich  zunächst  in  zeitgenössischen  Flugschriften1). 


x)  »Considerations  on  the  Nature  of  Parliaments  and 
our  present  Elections  a  1698«  in  Collection  of  State  Tracts  published 
during  the  Reign  of  King  William  HL,  London  1706,  II,  645: 

»When  I  speak  of  a  natural  safe  and  certain  way  of  preserving  the  Liberties 
of  England,  I  mean  the  securing  a  free  unengaged  House  of  Gommons  consisting 
of  the  Rieh  Honest  and  able  Men  of  the  Kingdom.  When  the  Ballance  of  Govern- 
ment out  of  the  hands  of  the  Nobility  and  the  Churchmen,  if  a  sufficient 
Provision  had  been  made  for  this,  how  happy  had  we  been  and 
what  Mischiefs  and  dangers  had  been  prevented  to  this  Nation?« 

Ferner:  »The  Claims  of  the  People  of  England«  1701,  vol.  III, 
p.  1-22: 

Hier  heißt  es  insbes. :  »No,  things  need  not  come  to  this  pass 
if  the  Parliament  but  lay  Claims  to  their  ancient  Right  of 
disposingTrusts  of  t  h  e  N  a  t  i  o  n«  (p.  5) :  »For  as  the  funetion  is  publick, 
so  also  ought  to  be  the  election.  This  one  Rule  lays  foundation  of  publick  Liberty; 
for  hereby  all  the  Movements  in  the  Commonwealth  rendered  conformable  t  o  the 
true  first  mover,  from  where  they  reeeive  their  Energy. 
And  it  is  this  Practice  alone  which  makes  all  Government  useful  and  easy; 
as  in  the  Parishgovernment,  wherein  the  Chuchwardens  and  Over- 
seers  of  the  Poor  are  chosen  by  the  Inhabitants: 

And  the  Surveyors  of  the  Highways  are  likewise  recomended  by  the  Pari- 
shioners,  or  also  the  Constable  and  Headborough;  and  hereby  it  is  that 
Parish-government  carries  nothing  in  the  uneasy  or  u  n  - 
pleasing  to  the  people. 

And  without  doubt  nothing  can  lay  so  firm  a  Foun- 
dation of  Love  and  Affection  between  those  who  are  in 
Power  and  those  who  obey,  as  when  theSuperiors  have  their 
Trusts  committed  to  them  by  Publick  Consent.  And  there- 
fore  it  may  be  presumed  that  the  Great  Wheel  of  the  Government  moved  regu- 
lary  and  easily  when  the  Great  officers  of  the  Realm  were  chosen 
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Die  parlamentarischen  Verhandlungen,  welche  zur  Act  von  17051) 
und  zu  der  von  L707a)  führten,  spiegeln  dieses  aus  der  Flugschriften- 
literatur  erkennbare  Streben  der  Parteien  wieder.  Es  wird  zunächst 
durch  die  \et  von  1705  der  Grundsatz  der  Act  of  settlement  ganz 
aufgehoben  und  durch  das  Gesetz  von  1.707  die  Möglichkeit  der  Aus- 
wahl  von  zum  Untcrhausc  zugelassenen  Beamten  durch  das  Unterhaus 
gegeben.   Das  soll  nun  klargelegt  werden. 

Um  das  volle  Verständnis  für  die  Parteipolitik  zu  gewinnen,  ist 
zunächst  in  Erwägung  zu  ziehen,  daß  damals  im  Unterhaus  die  Tories, 
und  im  Oberhause  die  W  higs  dominierten.  Der  Hauptzweck  des  Ge- 
setzes von  L705  war,  für  den  Fall  des  Todes  der  Königin  Anna  einen 
Staatsstreich  zu  verhüten,  falls  ihr  gesetzlicher  Nachfolger  aus  Han- 
nover außer  Lande  wäre.  Dieser  Staatsstreich  hätte  eben  nur  einen 
Zweck  haben  können:  den  Stuart-Prätendenten  auf  den  Thron  zu  er- 
heben, i  m  dieses  zu  verhüten,  wurde  von  der  whigistischen  Mino- 
rität im  Unterhaus  die  Klausel  beigefügt,  daß  kein  Amtsinhaber  im 
Unterhause  sitzen  sollte.  Die  Tories  fürchteten,  daß  durch  eine  solche 
Klausel  der  Wert  des  Unterhauses  gegenüber  dem  Oberhause  herab- 
gedrüekl  werden  könnte.  Denn  waren  einmal  die  hohen  Staatsbeamten 
vom  Unterhause  ausgeschlossen,  dann  würden  sie  ohne  allen  Zweifel 
im  Oberhause  Platz  gefunden  haben.  Das  eben  wollten  die  Whigs,  die 
Toriesopposition  suchte  dies  aber  um  jeden  Preis  zu  verhindern.  Sie  setzte, 
da  sie  im  Unterhause  dominierte,  ein  Amendement  zu  jener  Klausel 
durch,  wonach  nur  bestimmte,  in  einer  Liste  aufgezählte  Ämter  vom 
Unterhause  ausgeschlossen  sein  sollten.  Die  Whigs  im  Unterhause  und 
die  Lords  wendeten  dagegen  ein,  daß  durch  solche  Amendements  in- 
direkt festgestellt  wTürde,  daß  die  Reihe  der  aufgezählten  Ämter 
uul  er  allen  Umständen  im  Unterhause  vertreten  sein  müßten. 
Wir  sehen  einen  edlen  Wetteifer  unter  den  Parteien,  jetzt  möglichst 
viel  Beamte  in  jedem  Hause  zu  besitzen,  um  Einfluß  auf  die  Re- 
gierung zu  erlangen.  Man  ahnte  also  damals  schon  den  Kernpunkt 
der  parlamentarischen  Regierung.  Das  Resultat  war  ein  Kompromiß. 
Den  einen  Teil  dieses  Kompromisses  stellte  das  Gesetz  von  1705  dar, 
welches  den  oben  angeführten  Grundsatz  der  Act  of  settlement  aufhebt. 
Der  andere  Teil  des  Kompromisses  war  durch  die  Act  von  1707  gegeben. 


b  y  t  h  e  Estates  of  the  Realm  assembled  in  Parliament  as 
was  the  ancient  Custom«.    Und  weiter : 

»But  on  the  other  band,  if  none  were  elected  Members 
of  Parliament,  who  hold  any  Place  or  office  (excepting 
such  as  shall  be  confered  by  the  Estates  of  the  Realm)  there 

t  of  it  will  be  this  viz:  the  Parliament  will  represent  not  the  Court  b  u  t  t  h  e 
People  of  England  and  consequently,  will  pursue  no  other  Interest  than 
theirs;  whereby  all  the  forementioned  Claims  will  be  made  good.  Then  must  Iiis 
M.ijf.sty  be  the  greatest  King,  when  his  People  are  the  greatest  People  in  Europe. 
Then  shall  Honour  and  honesty,  Peace  and  good  Neighbourhood  return  and  intro- 
.       the  Milleniu  m  by  the  Restauration  of  old  England.« 

x)  4  and  5  Ann.,  c.  20. 

2j  6  Ann.,  c.  7. 
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Dadurch  war  jedenfalls  ein  Ziel  erreicht,  nämlich  die  Möglichkeit,  daß 
das  Parlament  eine  Selektion  unter  den  vorhandenen  Beamten  vor- 
nehmen konnte,  um  die  ihm  genehmen  Kategorien  einzuschließen,  d.  h. 
zum  Unterhaus  wahlfähig  zu  machen,  und  andere  Kategorien  davon 
auszuschließen.  Durch  das  genannte  Gesetz  wurden  zunächst  alle 
Ämter,  die  seit  dem  25.  Oktober  neu  errichtet  worden,  vom  Unterhause 
ausgeschlossen.  Daraus  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  jedes  einzelne 
neue  Amt,  das  im  Unterhaus  eingeführt  werden  sollte,  durch  Gesetz 
als  mit  einem  Abgeordnetenmandat  vereinbar  zu  erklären.  So  hatte 
das  Unterhaus  seit  1707  die  Möglichkeit  der  Auswahl 
in  seiner  Hand.  Sie  wurde  zunächst  in  der  Weise  geübt,  daß  man  nach 
wie  vor  durch  place  acts  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  Ämter, 
die  überflüssig  und  bedeutungslos  erschienen,  aus  dem  Parlament  ent- 
fernte. Insbesondere  war  es  das  Gesetz  von  1742,  welches1)  eine  solche 
Reinigung  vornahm.  Wie  sehr  diese  Ausschlußgesetze  wirkten,  ergeben 
am  besten  folgende  Zahlen: 

im  1.  Pari.  Georgs  I.         gibt  es  noch  271  placemen 
»         »         »      II.  »     »    nur  257  » 

»        »         »    IV.  1830     »     »      »     89  » 
Dann  kommen  die  Wirkungen  der  Burke-Pittschen  Reform2),  und 
1833  gibt  es  dann  nur  noch  60  placemen  im  Unterhause. 

Aber  noch  wirksamer  war  die  Inklusion  von  Beamten  ins  Unter- 
haus. Zunächst  war  schon  durch  das  obengenannte  Gesetz  von  1707 
ausdrücklich  ausgesprochen,  daß  der  Staatssekretär,  der  Finanzminister 
u.  a.  m.  im  Unterhause  Platz  nehmen  können.  Seit  1742  wurden  durch 
das  obengenannte  Gesetz  (§  3)  die  Unterstaatssekretäre  ins  Unterhaus 
eingeführt.  Aber  was  noch  wichtiger  ist  als  all  diese  ausdrücklichen 
Gesetzesbestimmungen:  die  Act  von  1707  gab  die  Möglichkeit  an  die 
Hand,  daß  das  Unterhaus  auf  dem  Wege  einfacher  Resolution  erklären 
konnte,  welches  Amt  es  für  ein  altes,  d.  h.  nach  dem  Gesetz  von  1707 
zugelassenes,  und  welches  es  für  ein  neues  Amt,  also  im  Sinne  des  Ge- 
setzes von  1707  ausgeschlossenes  ansehen  wollte.  Die  dabei  entfaltete 
Willkür  in  der  Unterhauspraxis  war  groß3). 

Wir  sehen  demnach,  daß  Burkes  Auffassung  von  der  Abhängig- 
keit der  Exekutive  gegenüber  dem  Parlament  eine  innere,  von  langer 
Hand  vorbereitete  Berechtigung  hatte.  Die  parlamentarische  Exe- 
kutive, d.  h.  die  Exekutive,  die  auf  dem  Wege  der  parlamentarischen 
Auslese  im  Unterhause  zugelassen  wTurde,  bestand  bereits  1770,  als 
Burke  seine  Gedanken  über  die  Ursachen  der  gegenwärtigen  Unzu- 
friedenheit aussprach.  Aus  der  parlamentarischen  Exekutive  wurde  bis 
1835  ein  parlamentarisches  Ministerkabinett,  denn  nun  wirkte  dieBurke- 
Pittsche  Verwaltungsreform,  von  der  noch  weiter  unten  die  Rede  sein 
soll.  Sie  beseitigte  nicht  nur  die  überflüssigen  placemen  und  Ämter- 
sinekuren, sondern]  sie  konsolidierte  auch  die  Zentralstellen.  Dadurch 

x)  15  Geo.  IL,  c.  22. 

2)  Siehe  darüber  weiter  unten  §  46. 

3)  Siehe  darüber  mein  englisches  Staatsrecht  I,  553  f. 
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wurde  einerseits  die  Krone  genötigt,  die  Verwaltungsbehörden,  also  auch 
die  Kabinettsminister,  der  herrschenden  Parlamentsmajorität  zu  ent- 
nehmen, anderseits  wurde  durch  die  genannte  Behördenreform  der 
Boden  dafür  geebnet,  daß  nur  die  Spitzen  der  Verwaltungs- 
1'  e  h  ö  r  d  e  n  ,  die  wirklichen  D  e  p  a  r  t  e  m  e  n  t  s  c  h  e  f  s,  im  Kabinett 
saßen,  nicht  mehr  wie  früher  der  große  Ballast  von  Hof-,  Staats-  und 
Kirchenbeamten,  wie  dies  noch  zur  Zeit  der  beiden  ersten  George  und 
selbst  noch  unter  Georg  III.  der  Fall  war. 

Doch  all  diese  Erfolge  erst  seit  1835!  In  der  Zwischenzeit  wurde 
die  sichere  Grundlage  für  eine  solche  parlamentarische  Kabinetts- 
regierung  gelegt,  und  zwar  dadurch,  daß  in  zweckmäßiger  Weise  die 
alte  Yerwaltungsroutirie  des  Staatsrats  sich  un- 
ter einen  neuen  Herrn  beugte,  unter  die  par- 
lamentarische Parteisitte  und  -e  t  i  k  e  1 1  e. 

Der  Entwicklungsprozeß  ist  schon  vor  1835  im  Gange.  Man  kann 
sagen:  er  beherrscht!  die  ganze  Regierungszeit  Georgs  III.  und  Georgs  IV. 
Dieses  wird  im  einzelnen  darzulegen  sein. 

III.  Die  Umbildung  der  bureaukratischen  Staatsratsroutine  zu  der  das 
Ministerkabinett  beherrschenden  parlamentarischen  Etikette. 

I  lieser  1  mbildungsprozeß  zeigt  sich  am  deutlichsten  in  der  Stellung, 
die  innerhalb  des  Kabinetts  der  Premierminister  erlangt.  Er  wird  näm- 
lich  der  Dirigent  der  parlamentarischen  Parteisitte,  welche  die  Zentral- 
verwaltung zu  beherrschen  beginnt.  Der  König  wird  hierin  durch  den 
Premier  ersetzt. 

Die  Entstehung  des  Amtes  eines  englischen  Premierministers  zeigt 
nun  eine  merkwürdige  Verbindung  von  Normen,  wie  sie  im  Staatsrat 
schon  vorhanden  waren,  mit  Normen  der  Parteiorganisation  und  die 
Verknüpfung  der  alten  Staatsratspraxis  mit  dem  modernen  Partei- 
fa in  ventionalismus. 

Schon  im.  Mittelalter  erfordert  es  die  Staatsratsroutine,  daß  nur 
der  chamberlain,  der  Steward  der  königl.  Hofhaltung,  der  Geh.  Siegel- 
bewahrer  die  Verbindung  zwischen  König  und  Staatsrat  besorgen. 
Sie  mögen  allein  die  »reporters«  sein1).  Dieses  war  schon  unter 
Richard  II.  die  Forderung.  Unter  Heinrich  IV.  wird  im  Staatsrat  be- 
schlossen,  daß  es  nützlich  wäre,  eine  »konvenable«  Person  zu  ernennen,  um 
den  König  über  die  Meinung  seines  Rates  in  Kenntnis  zu  setzen.  Bezeich- 
nend genug  wird  dieses  nicht  nur  als  Vorteil  des  Königs  sondern  auch 
als  Sicherheit  für  ehrenhafte  Ratgeber  angesehen2).  Unter  Heinrich  VI. 
wird  dann  weiter  Gewicht  darauf  gelegt,  daß  der  König  sein  Vertrauen 
(creance)  nur  seinem  Staatsrat  schenken  und  keine  Information  von  einer 
andern  Quelle  beziehen  solle3).  Dieser  alten  Staatsratspraxis  war  es 
nun  konform,  daß  unter  den  Tudors  und  den  Stuarts,  wie  wir  gesehen 


1)  Proceedings  of  the  privy  Council  I,  85. 

2)  Proceedings  a.  a.  O.  I,  110. 

3)  Proceedings  a.  a.  O.  I,  84;  Rot.  pari.  III,  585  f. 
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haben  (siehe  oben  §  31),  der  Staatssekretär  als  Bindeglied  zwi- 
schen Monarch  und  Rat  angesehen  wurde.  Diese  bevorzugte  Stellung 
des  Staatssekretärs  erhielt  sich  auch,  wie  wir  wissen  (siehe  oben  §  32), 
unter  den  restaurierten  Stuarts.  Nun  kommt  aber  auch  der  Name 
Premier  auf.  Er  deutet  auf  französisches  Vorbild,  aber  wenn  gleich 
Karl  II.  und  Clarendon  nicht  übel  Lust  hatten,  in  dieser  Hinsicht  fran- 
zösisches Vorbild  zu  kopieren,  so  ist  das  (siehe  oben  §  32)  nur  zum 
Teil  gelungen.  Die  Hauptsache  aber  bleibt,  daß  der  Staatssekretär 
ebenso  wie  der  Premier  in  Frankreich  im  17.  Jahrhundert  ein  Resultat 
der  bureaukratischen  Verwaltungsroutine  war,  denn  auch  in  Frankreich 
hatte  keine  Rechtsnorm  die  bevorzugte  Stellung  des  Premiers  herbei- 
geführt, sondern  einzig  und  allein  die  Routine  des  Staatsrats1). 

Wir  haben  auch  oben  gesehen,  wie  Clarendon  aus  Furcht  vor  der 
Volksmeinung  sich  scheute,  den  offiziellen  Premiertitel  anzunehmen. 
Aber  solche  Favoritminister  gab  es  schon  vorher  und  natürlich  auch 
nachher.  Unter  den  Tudors  und  den  ersten  Stuarts  war  es  abwechselnd 
der  Lordkanzler  oder  der  Staatssekretär.  Clarendon  ist  als  Lordkanzler 
ein  solcher  Premier.  Diese  Volksabneigung  gegen  Favoritminister 
verwandelte  sich  nach  der  Revolution  in  einen  tief  eingewurzelten  Haß. 
»Groß -Vezire«  nannte  sie  der  Volksmund2).  Wären  aber  diese  Ämter, 
wie  bisher  allgemein  angenommen  worden,  ein  Ausfluß  besonderer 
königlicher  Willkür  gewesen,  dann  wäre  es  eben  unerklärlich,  weshalb  es 
selbst  nach  der  »glorreichen«  Revolution  unter  Wilhelm  III.  einen  solchen 
»chief  adviser  of  the  crown«  gab  (Macaulay  a.  a.  0.,  vol.  3,  p.  13  und  538; 
vol.  4,  p.  413).  Es  ist  eben  der  beste  Beleg  für  das  zähe  Festhalten  an 
der  alten  Verwaltungsroutine  des  privy  Council.  Diese  brauchte  für 
den  Geschäftsgang  des  Staatsrats  immer  einen  solchen  »Hauptminister. « 

Neue  Impulse  bekam  dieses  Amt,  als  mit  Robert  Walpole  das  Partei- 
kabinett Herrscher  im  Lande  wurde.  Die  Leaders  der  herrschenden 
Partei  nahmen  die  in  der  Verwaltungsroutine  liegende  Tendenz  zur 
Heranbildung  eines  »chief  adviser«  wieder  auf  und  verstärkten  sie. 
Trotzdem  Walpole  dagegen  lebhaft  protestierte  (Pari.  History  XI, 
1047  ff.),  galt  er  doch  als  »sole  minister«  der  Krone.  Es  vollzog  sich  aber 
nunmehr  eine  wichtige  Änderung.  Die  alte  Verwaltungsroutine  des 
Staatsrats  wurde  im  Sinne  des  Parteikonventionalismus  umgewandelt: 
nicht  mehr  der  Staatssekretär  war  es,  der  zum  »ersten«  Minister  ge- 
wählt wurde,  sondern  der  »first  lord  of  the  treasury«.  Denn  dieser 
verfügte  nun  über  die  für  Parteizwecke  so  wichtige  Ämterpatronage 
und  Geheimfonds  (secret  Service  fund).  Diese  letzteren  waren  in  der 
Zeit  der  Stuarts  vollständig  zur  Verfügung  des  Staatssekretärs.  Unter 
Godolphins  Leitung  des  Schatzamtes  werden  die  Aufzeichnungen 
über  den  Geheimfonds  im  Schatzamt  immer  umfassender3).  In  der 
Zeit  Walpoles  findet  bereits  eine  offizielle  Aufteilung  des  Geldes  zwi- 

x)  Siehe  Viollet,  Le  roi  et  ses  ministres  pendant  les  trois  derniers  siecles  de 
la  monarchie,  Paris  1912,  p.  173  Note  1. 

2)  Siehe  Macaulay,  Hist.  of  England  III,  13. 

3)  Siehe  Calendar  of  the  Treasury  Papers  1729/30,  p.  VIII,  Anm. 
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sehen  dem  Staatssekretär  und  dem  Schatzamt  statt.  Der  Staatssekre- 
tär verfügl  nur  so  weit  über  den  Geheimfonds,  als  er  die  Gelder  für 
auswärtige  Angelegenheiten  braucht.  Der  Sekretär  des  Schatzamtes 
und  sein  Vorgesetzter,  der  first  lord  of  the  treasury,  schaltet  und  waltet 
jedoch  über  diese  Gehler  zur  Bestechung  der  Unterhausmitglieder  und 
jener  Personen,  die  bei  Wahlen  behilflich  sein  können.  Die  Ausgabe 
für  »le  connu«  findet  sich  häufig  in  den  Staatspapieren  des  Schatz- 
amts jener  Zeit1).  Dazu  kam,  daß  die  Verfügung  über  die  Besetzung 
\nn  geistlichen  Pfründen  und  die  Verbesserung  des  Pfründeneinkommens 
seit  dem  Gesetz  von  17032)  in  den  Händen  des  first  lord  of  the 
treasury  lagen,  lud  welch  reicher  Gebrauch  wurde  von  diesen  Be- 
st echungsmit  I ein  bei  Wahlen  gemacht.  Freilich  zunächst  unter  Walpole 
durch  den  Staatssekretär3),  jedoch  ist  dieses  bloß  ein  Übergangsstadium. 
Die  Erbschaft  des  Staatssekretärs  tritt  auch  hierin  der  first  lord  an. 
Seit  der  Zeil  Walpoles  können  wir  demnach  feststellen,  daß  der  Premier- 
minister mit  dem  first  lord  identisch  ist.  Zwar  kommen  noch  Rückfälle 
in  die  alte  Praxis  vor,  so  z.  B.  ist  der  ältere  Pitt  in  seiner  Glanzzeit 
1750/61  als  Staatssekretär  Premier,  aber  der  first  lord  of  the  trea- 
sury. der  Duke  of  Newcastle,  wird  gleichfalls  als  solcher  angesehen. 
Umgekehrt  finden  wir  auch  schon  vor  Walpole,  Godolphin  und  dann 
spater  Harley  als  ersten  Lord  des  Schatzamts  die  Rolle  des  Premiers 
versehen,  aber  gerade  die  Eifersüchteleien4)  zwischen  Harley  und  dem 
Staatssekretär  Bolingbroke  zeigen  deutlich,  daß  hier  Übergangsverhält- 
nisse vorliegen. 

So  war  an  Stelle  des  Staatssekretärs  dem  first  lord  of  the  trea- 
sury die  Position  des  Premiers  gewährt,  einzig  und  allein  nur  deshalb, 
weil  der  first  lord  sich  mit  dem  Parlament  in  »intimere«  Beziehungen 
zu  setzen  verstanden  hatte,  aber  noch  war  selbst  seit  Walpole  keineswegs 
die  Position  des  Premiers  dem  Monarchen  gegenüber  gesichert.  Ein 
solch  autokratisch  gesinnter  König  wie  Georg  III.,  wehrte  sich  mit 
Macht  dagegen,  daß  ihm  durch  das  Parlament  ein  Premier  aufgenötigt 
werden  könnte.  Sein  Ideal  war  eben  das  government  by  departments, 
wo  die  Einigung  der  zentralen  Verwaltungsbehörden  nur  durch  die 
Person  des  Monarchen  und  höchstens  durch  die  eines  vom  Monarchen 
unmittelbar  abhängigen  Premiers  gewährleistet  war.  Hätte  Georg  III. 
sein  Ziel  erreicht,  so  wäre  der  Premier  nur  nach  der  Art  in  England 
etablieri  wie  etwa  auf  dem  Kontinent.  Es  hätte  die  bureaukratische 
Staatsratsroutine  über  die  parlamentarische  Praxis  den  Sieg  davon- 
getragen. Doch  Georg  III.  begegnete  dem  Widerstand  von  Männern 
wie  Burke  und  Fox.  »Der  König  soll  nicht  sein  eigener  Minister  sein« 
war  der  Ruf  dieser  Männer.  Das  Postulat,  das  sie  aufstellten,  wurde  im 
Laufe  der  Zeit  auch  erreicht.  Schritt  für  Schritt  schnürte  der  Premier 
die  Position  des  Monarchen  ein.   Schritt  für  Schritt  suchte  er  infolge- 

1)  Z.  B.  Calendar  of  the  Treasury  papers  IX,  p.  220,  444. 

2)  2/3  Anne,  c.  20. 

3)  E.  H.  R.  XVII  (1902),  p.  467  f. 

1    Siehe  darüber  insbes.  Salomon  a.  a.  O.  289  ff. 
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dessen  seinen  Rückhalt  nicht  in  der  Ernennung  des  Monarchen,  sondern 
in  der  Tatsache,  daß  er  dem  Parlament  genehm  sei. 

Wenn  wir  das  im  einzelnen  näher  verfolgen,  so  finden  wir  zunächst, 
daß  zwar  Pulteney  nach  dem  Fall  von  Walpole  vom  König  Georg  II. 
die  Befugnis  erhielt,  ein  Kabinett  selbst  und  nach  eigenem  Willen  zu 
bilden.  Georg  III.  aber  war  weit  davon  entfernt,  dieses  den  folgenden 
Premierministern  zu  gestatten.  Eine  Ausnahme  machte  er  nur  im 
Jahre  1783  dem  jüngeren  Pitt  gegenüber,  im  Jahre  1804  aber  ver- 
weigerte er  ihm  dieses  Recht  der  selbständigen  Kabinettsbildung. 
Pitt  fügte  sich.  Georg  IV.  versuchte  im  Jahre  1812  noch,  ihm  genehme 
Männer  ins  Kabinett  einzufügen.  Die  Verhandlungen  mit  Lord  Grey 
und  Grenville  wegen  der  Kabinettsbildung  zerschlugen  sich,  weil  sie 
nicht  unter  Lord  Moira  dienen  wollten.  Georg  IV.  war  damals  noch  nicht 
König,  sondern  bloß  Regent.  Aber  auch  als  König  wachte  er  über  seine 
Prärogative  nicht  nur  bei  jeder  Kabinettsneubildung,  sondern  auch  wenn 
es  sich  um  bloße  Ergänzungen  innerhalb  eines  bestehenden  Kabinetts 
handelte.  So  sträubte  er  sich  im  Jahre  1822  als  Ersatz  von 
Castlereagh  den  vom  Premier  Liverpool  vorgeschlagenen  Canning  anzu- 
nehmen. Schließlich  mußte  Georg  IV.  Canning  als  Staatssekretär  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  zulassen.  Vier  Monate  später  handelte  es  sich 
um  den  Eintritt  von  Huskisson  in  das  Kabinett.  Wieder  weigerte  sich  der 
König,  gab  aber  schließlich  nach,  um  aber  im  Jahre  1827  Herries  dem 
widerstrebenden  Premier  Goderich  aufzunötigen.  Im  Jahre  1828  verbot 
er  Wellington  als  Premier,  Grey  ins  Kabinett  aufzunehmen.  Unter 
Wilhelm  IV.  wurde  endlich  der  Grundsatz  des  Partei- Konventionalismus 
festgelegt,  daß  der  König  dem  Premier  die  Bildung  des  Kabinetts  auf 
dessen  Gefahr  hin  zu  überlassen  hat,  wobei  die  Gefahr  bloß  in  dem 
Widerstande  des  Parlaments  gegen  das  ein  oder  andere  Mitglied  des 
Kabinetts  gelegen  sein  konnte.  Melbourne  erhielt  1835  vollständige 
Freiheit  bei  Bildung  des  Kabinetts. 

Daß  der  Premier  allein  seine  Kollegen  zu  beherrschen  hat,  jeden 
Widerstand  gegen  seine  politische  Auffassung  brechen  darf,  hatte  selbst 
Georg  III.  im  Jahre  1792  dem  jüngeren  Pitt  zugestanden,  da  es  sich  um 
die  Entfernung  des  Kanzlers Thurlow  handelte.  Dem  König  sehr  genehm, 
dem  Premierminister  Widerstand  leistend,  mußte  Thurlow  sein  Amt 
aufgeben.  So  wird  seit  dieser  Zeit  der  Premier  wirklich  der  Dirigent 
der  zentralen  Verwaltungsorganisation.  Seine  Stellung  charakterisiert 
Pitt  mit  folgenden  Worten:  »Es  ist  unbedingt  notwendig,  daß  bei  Lei- 
tung der  Staatsgeschäfte  ein  offenkundiger,  realer  Minister  vorhanden 
sei,  der  genügend  Ansehen  im  Kabinett  und  den  obersten  Platz  im 
Vertrauen  des  Königs  einnimmt.  In  dieser  Richtung  darf  keine  Rivalität 
oder  Teilung  der  Gewalten  vorliegen.  Diese  Machtvollkommenheit 
muß  bei  der  Person  des  sog.  »first  minister«  bleiben.  Dieser  Minister 
muß  aber  der  Vorsteher  der  Finanzverwaltung  sein.  .  .  Dies  ist  durchaus 
nicht  unvereinbar  mit  dem  guten  Einvernehmen  und  dem  Austausch 
von  Ratschlägen,  unter  den  verschiedenen  Verwaltungsdepartements; 
dennoch,   wenn   möglicherweise   solche  tiefeinschneidende  Meinungs- 
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differenzeu  zwischen  ihnen  entstehen  sollten,  daß  kein  Geist  des 
Machgebens  oder  der  Versöhnung  möglich  wäre,  so  muß  die  Ansicht 
des  Premierministers  jedenfalls  durchdringen  und  den  anderen  Mit- 
gliedern des  Kabinetts  muß  es  überlassen  werden,  zu  beurteilen,  ob 
sie  unterden  Umständen  gewissenhaft  ihres  Amtes  weiter  walten  wollen«1). 

Der  Premier  beansprucht  aber  auch,  daß  er,  und  nicht  der  König, 
die  äußere  und  die  innere  Politik  leite.  Unter  Georg  III.  wird  dieser 
Anspruch  natürlich  nicht  befriedigt.  1801  muß  Pitt  zurücktreten,  weil 
er  sich  für  die  Katholikenemanzipation  eingesetzt  hatte  und  der  König 
die  Durchführung  derselben  nichl  genehmigen  wollte.  1804  wird  er 
mit  der  Neubildung  eines  Kabinetts  betraut,  aber  er  muß  sich  verpflich- 
ten, die  Krage  der  Katholikeneinanzipation  nicht  wieder  aufzunehmen. 
Pitt   unterwirft   sieh  diesem  Machtspruch,   Grenville  muß  aber  1807 

issionieren,  weil  er  sich  einer  ähnlichen  Verpflichtung  nicht  unter- 
werfen  will,  und  noch  im  Jahre  1827  erklärt  Wellington  im  Ober- 
bause,  daß  der  König  allein  seine  innere  und  äußere  Politik  bestimme2). 
Ai)er  schon  naht  der  Augenblick,  wo  dieser  Satz  in  sein  Gegenteil  ver- 
kehrl  wird.  In  demselben  Jahre  setzt  nämlich  Liverpool  gegen  den 
Willen  des  Königs  die  Anerkennung  der  südamerikanischen  Republiken 
durch.  Im  Ja  lue  1828  verlangt  der  König  von  Wellington  die  Katho- 
likenemanzipahon  nicht  zur  Kabinettsfrage  zu  machen.  Gegenüber  dem 
Drängen  seines  Knilegen  Peel  muß  aber  zunächst  Wellington,  und 
dann  der  König,  nachgeben:  die  Katholikenemanzipation  wird  Gesetz. 
>..w.'il  uvht  das  Bestimmungsrecht  des  Premiers  über  innere  und  äußere 
Politik,  daß  am  Schluß  unserer  Periode  im  Jahre  1832  sogar  der  Premier 
vom  w  iderstrebenden  König  Wilhelm  IV.  einen  Peerschub  verlangen 
kann,  um  die  Parlamentswahlreform  durchzusetzen.  Es  kommt  freilich 
nichl  so  weit,  die  Lords  geben  nach,  aber  schon  wird  das  Schwert  durch 
die  Hand  des  Premiers,  nicht  durch  die  des  Königs  gezückt.  Daß  die 
Stellung  des  Premiers  nur  durch  sein  Verhältnis  zum  Parlament,  nicht 
durch  seine  Ernennung  vom  König,  bestimmt  wird,  dieses  muß  Wil- 
li. Im  IV.  I s: 55  erleben.  Er  entläßt  ohne  jeden  Grund  das  Kabinett 
Melbourne,  trotzdem  es  im  Unterhause  eine  genügende  Majorität 
l'i-itzt.  Peel,  vom  König  als  Premier  berufen,  bringt  keine  Kabinetts- 
bildung zustande.  Der  König  muß  sich  wohl  oder  übel  wieder  an  Mel- 
bourne wenden.  So  ist  das  Amt  des  Premiers  zu  dem  geworden,  was  es 
heute  ist.  Wie  in  der  Zeit  der  alten  Staatsratsroutine  hat  es  keine  recht- 
liche  Grundlage,  aber  es  ist  ein  durch  Parteisitte  sanktioniertes  Amt. 
x"  hat  auf  diesem  Gebiete  die  parlamentarische  Parteisitte  über  die 
Staatsratsroutine  den  Sieg  davongetragen. 

2.  Premier  und  Kabinettsbildung  sind  aber  nur  die  äußeren  Formen. 
I  in  sie  cm  das  Parlament  zu  binden  und  unter  die  Abhängigkeit  von  dem- 

Dieses  Schiedsrichteramt  des  Premiers  bezieht  sich  nur  auf  die  Meinungs- 
lenheil  zwischen  gleichgeordneten,  mit  dem  Kabinett  wechselnden  De- 
partmentchefs, nicht  aber  zwischen  diesen  und  ihren  permanenten  Unterstaats- 
sekretären. 

2)  Wellington,  despatches  IV,  5. 
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selben  zu  beugen,  dienen  wichtige  Grundsätze,  welche  zwar  der  alten 
Staatsratsroutine  entnommen,  aber  ebenfalls  durch  die  parlamentarische 
Parteisitte  umgebildet  worden  sind.  Der  erste  Grundsatz  ist  der  der 
parlamentarischen  Ministerverantwortlichkeit.  Schon  im  Mittelalter 
unter  Richard  II.  ist  der  Grundsatz  ausgesprochen,  daß  die  Mitglieder 
des  Staatsrats  dem  Parlament  verantwortlich  seien.  Im  Jahre  1389 
weigern  sie  sich,  einem  Vorschlag  Richards  II.  zuzustimmen,  da  sie 
nicht  die  Verantwortung  vor  dem  Parlament  tragen  könnten.1)  Die 
Handhaben  der  mittelalterlichen  Verantwortlichkeit  sind,  wie  wir  wissen 
(siehe  §  18),  Siegelbeidrückung  und  Unterschriften.  In  der  Neuzeit 
versucht  man  mit  diesen  alten  Formen,  so  gut  es  geht,  auszukommen, 
aber  immer  mehr  und  mehr  zeigt  es  sich,  daß  sie  im  Hinblick  auf  die 
neue  Stellung  des  Kabinetts  nicht  genügen. 

Was  zunächst  die  Beidrückung  von  Siegeln  zur  Begründung  der 
Ministerverantwortlichkeit  anbelangt,  so  zog  Heinrich  VIII.  offenbar 
diese  Form  der  der  Kollektivunterschrift  vor  und  erhob  jene  Verwal- 
tungsroutine durch  Gesetz  zum  Rechtssatze  (27  Henr.  VIII.,  c.  11), 
wonach  jeder  wichtige  Vergabungsakt  (grant),  dem  das  große  Siegel 
beizudrücken  war,  veranlaßt  werden  mußte  durch  königliches  Send- 
schreiben unter  sign  manual,  gerichtet  an  den  Staatssekretär.  Von 
diesem  hatte  dann  der  Auftrag  an  den  Lord  privy  seal,  in  Form  eines 
Warrant  unter  den  nötigen  Siegeln,  insbesondere  unter  königlichem 
»signet«  zu  ergehen.    Der  Lord  privy  seal  hatte  den  Auftrag,  mittels 
Beidrückung  des  privy  seal  die  Urkunde  an  den  Lordkanzler  weiter- 
zugeben, worauf  der  Verwaltungsakt  durch  Beidrückung  des  großen 
Siegels   seine  Perfektion  erhielt.    Wir  haben  diesen  Vorgang  schon 
an  anderer  Stelle  und  seine  Modifikation,  die  im  Jahr  1851  erfolgte, 
kennen  gelernt  (§  31).   Hier  sei  daran  nur  erinnert  und  bemerkt,  daß 
dieses  ganze  System  von  Siegelbeidrückung,  das  sich  zum  Teil  bis  in 
die  neueste  Zeit  erhalten  hat,  Rudiment  mittelalterlicher  Privycouncil- 
routine   ist.    Auch   sonst   bei   andern  Verwaltungsakten,  Beamten- 
erneuerungen usw.,   Warrants,  commissions  u.  a.  m.  hat  die  Privy- 
councilroutine  einen  Mechanismus  von   Siegeln  und  Unterschriften 
ausgebildet,  der  sich  noch  heute  erhalten  hat.    Er  verfolgte, 
wie  wir  hervorheben  möchten,  nicht  bloß  Beur- 
kundungszwecke, sondern  hatte  auch  die  Aufgabe, 
den  Beweis  für   die  Ministerverantwortlichkeit 
herzustellen.  Wie  wenig  dies  wohl  in  der  neueren  Zeit  glücken 
mochte,  zeigte  der  Fall  des  Lords  Somers,  dem  man,  trotzdem  er  das 
große  Siegel  beigesetzt  hatte,  mit  der  alten  Ministerverantwortlichkeit 
nicht  beikommen  konnte,  weil,  wie  wir  noch  gleich  hören  werden,  der 
Nachweis,   daß  er  wirklich  den  König  bei  jenem  Verwaltungsakt  be- 
raten hätte,  durch  die  bloße  Tatsache  der  Beidrückung  des  großen  Siegels 
nicht  als  erbracht  angesehen  wurde.  So  sehr  hatten  sich  eben  die  An- 
schauungen geändert! 


*)  Proceedings  a.  a.  O.  I,  12  c. 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschiclite. 
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U)er  auch  der  anderen  mittelalterlichen  Handhabe  zur  Begrün- 
dung der  Ministerverantwortlichkeit  ging  es  in  der  Neuzeit  nicht  besser. 

So  bitten  schon  in  den  Zeiten  der  letzten  Stuarts,  insbesondere 
unter  Kar]  II.,  als  die  Kabalen  von  »Favoritministern«  vorherrschen, 
die  Commons  dringend,  man  möge  nicht  unverantwortliche  Kabi- 
ne t  b  s  m  i  n  i  s  t  e  r  .  die  dem  Reiche  nicht  bekannt  seien,  walten  oder 
verwalten  lassen,  sondern  zur  alten  Verantwortlichkeit  der  »p  r  i  v  y 
oouncillors«  zurückkehren.  Die  Warnung  an  Karl  IL,  »The  Humble 
Petition  and  Ad  vice«  von  1682,  spricht  die  Bitte  aus:  »Keinem  Akte 

irgendwelche  Wirkung  oder  eine  vom  König  kommende  Autorität 
beigelegt  weiden,  er  wäre  denn  auf  Rat  oder  mit  der  Zustimmung  des 
größeren  Teiles  seines  Staatsrats  und  unter  dessen  Unterschrift  er- 
gangen.« Alse  keine  Verwaltungsmaßregel  von  Bedeutung  sollte  Wirk- 
samkeit haben  ohne  Zustimmung  und  Unterschrift  des  größten  Teiles 
der  Mitglieder  des  Staatsrats. 

1  )ie  Act  of  sei  t  lement  (1701)  wiederholte  ungefähr  diese  Bestimmung: 

»Daß  von  nun  ab  .  .  alle  Gegenstände  und  Angelegenheiten, 
di«'  sich  auf  die  gute  Regierung  dieses  Königreiches  beziehen  und  nach 
Gesetz  und  Recht  dieses  Reichs  vor  das  eigentliche  Forum  des  privy 
Council  gehören,  hier  erledigt  werden  sollen  und  daß  alle  Beschlüsse, 
die  darauf  ergehen,  gezeichnet  werden  sollen  von  denjenigen  Mitgliedern 
des  Staatsrats,  die  ihren  Rat  und  ihre  Zustimmung  erteilen«.  Sie  wurde 
ahn  unter  Anna  wieder  aufgehoben.  Es  hatte  sich  nämlich  in  der 
Zwischenzeit  auch  als  vollkommen  unpraktisch  erwiesen,  die  alte  mittel- 
alterliche Ministerverantwortlichkeit  wieder  aufleben  zu  lassen1). 

Lord  Somers,  der  Kanzler  und  die  übrigen  Minister  zur  Zeit  des 
ersten  Teilungsvertrages  (1698)  von  Loo,  wurden  im  April  1701  (nach 
dem  Erlasse  der  Act  of  settlement)  angeklagt,  weil  sie  es  versäumt 
hatten,  sich  betreffs  der  Vertragsbestimmungen  mit  den  übrigen  Staats- 
räten (privy  councillors)  auseinanderzusetzen,  Lord  Somers  speziell 
deshalb,  weil  er  das  große  Siegel  ohne  solche  Beratschlagung  beigedrückt 
hatte  ( »without  communicating  the  same  to  the  rest  of  the  lords  justices 
of  England  or  advising  in  Council  with  his  majesty's  Privy  Council 
there  upon  did  presume  to  affixe  the  great  seal  of  England«).  Dem 
Lord  Somers  machte  es  keine  Schwierigkeit  zu  zeigen,  daß  er  durch 
königlichen  Warrant  dazu  ermächtigt  gewesen  und  daß  er  sonst  gar  keinen 
Rat  dem  König  gegeben  hätte.  Die  Schwierigkeit,  diesen  letzten  Punkt 
mit  Hilfe  der  alten  mittelalterlichen  Verantwortlichkeit  nachzuweisen, 
zeigte  sich  nun  offenkundig,  und  der  Nachweis  mißlang.  Die  ganze 
ftanzleiverwaltung  paßte  nicht  mehr  auf  die  modernen  Verhältnisse. 
Daher  hatte  auch  ihr  Institut  der  kanzleimäßigen  Mitverantwortlichkeit 
Sinn  und  Leben  verloren  (s.  H.  D.,  vol.  130,  p.  382). 

Jene  oben  bezeichnete  Bestimmung  der  Act  of  settlement,  welche 
sie  verfügte,  wurde  1705  durch  Gesetz  wieder  aufgehoben. 


l)  In  Schweden  ist  sie  bis  auf  den  heutigen  Tag  rechtens:  siehe  Fahlbeck, 
Die  Regierungsform  Schwedens,  1911,  zu  §  106  der  Regierungsform. 
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Nun  war  freie  Bahn  für  die  Kabinettsbildung  geschaffen,  aber  wie 
dieses  unsichtbare  Kabinett  verantwortlich  machen  ?  Siegel,  Kol- 
lektivunterschriften nutzen  nichts  mehr.  Anfangs  scheint  man  sich 
ja  die  Sache  auch  so  gedacht  zu  haben,  daß  man,  um  die  Verantwort- 
lichkeit der  Kabinettsminister  zu  begründen,  in  jedem  einzelnen  Falle 
durch  feierlichen  Staatsakt  die  Ermächtigung  zur  Aktion  der  Minister 
schuf.  So  findet  sich  in  den  Staatspapieren  aus  der  Zeit  Georgs  I.  ein 
Brief  des  Herzogs  von  Shrewsbury1)  an  den  Staatssekretär  Stanhope, 
datiert  vom  20.  4.  1715.  Der  Herzog  als  früherer  Minister  der  Königin 
Anna  wird  im  Namen  des  Königs  gefragt,  ob  er  einem  Vertrag  mit  der 
französischen  Regierung  (es  handelt  sich  offenbar  um  ein  Zusatzab- 
kommen zum  Utrechter  Frieden  von  1713)  zugestimmt  hätte.  Er  ant- 
wortete darauf,  daß  er  zur  Zeit,  als  >>volle  Machtvollkommenheit«  den 
Kabinettsmitgliedern  gegeben  wurde,  das  große  Siegel  dem  Abkommen 
beizudrücken,  ausdrücklich  die  Königin  und  die  Minister  gebeten,  davon 
frei  zu  sein,  daß  er  seine  Unterschrift  auf  das  Abkommen  setzte.  Der 
Warrant,  der  die  Ermächtigung  zur  Beidrückung  des  großen  Siegels 
für  die  Kabinettsminister  aufstellte,  wurde  dementsprechend  unter 
Auslassung  seines  Namens  geändert2). 

Wir  sehen,  wie  sich  demnach  auch  hier  wieder  Staatsratsroutine 
mit  der  Kabinettspraxis  vermengt.  Aber  auf  die  Dauer  war  auch  dieses 
nicht  zu  halten.  Das  Kabinett  war  ja  dem  Rechte  nach  unsichtbar. 
Nun  kam  Montesquieu  zu  Hilfe,  der  in  seinem  6.  Kapitel  des  XI.  Buchs 
die  konstitutionelle  Theorie  der  Ministerverantwortlichkeit  schuf. 
(Siehe  mein  Interpellationsrecht,  1909,  S.  141  f.)  Sie  ging  dahin,  daß 
die  Exekutive  als  ausführende  Tätigkeit  gegenüber  den  Gesetzen 
daraufhin  'zu  kontrollieren  wäre,  ob  sie  den  Gesetzen  entsprechend 
erfolge.  Mit  der  alten  siegelmäßigen  Verantwortlichkeit  der  Minister 
waren  die  neuen  Verwaltungsformen,  welche  auf  der  Trennung  von 
Justiz,  Verwaltung  und  Gesetzgebung  aufgebaut  waren,  nicht  zu  kon- 
trollieren. Die  Ministeranklage,  welche  das  Unterhaus  vor  dem  Ober- 
hause erhebt,  verlangte  nun  Montesquieu  und  glaubte  so,  das  englische 
Staatsrecht  seinerzeit  zu  beschreiben.  Er  irrte  darin,  denn  weder  war 
im  damaligen  England  das  impeachment  bloß  auf  die  Anklage  von 
M  i  n  i  s  t  e  r  n  beschränkt,  noch  war  die  Form  der  Erhebung  der  An- 
klage in  England  durch  das  Schema  der  Dreiteilung  der  Staatsgewalt 
entstanden,  sondern  —  wie  wir  oben  (§  30,  V)  sahen  —  infolge  der  Rechts- 

x)  Public  Record  Office  Manuscripts  Geo.  I.  fasc.  III,  Nr.  35. 

2)  III,  Nr.  35.  —  »In  obedience  to  the  King's  Command  signified  in  your 
letter  to  me,  that  I  should  inform  his  M>,  whether  the  transaction  with  Mr.  Mess- 
nager had  my  approbation,  I  think  myself  obliged  to  acquaint  you,  that  some 
doubt  did  remain  with  me  in  relation  to  the  Articles,  agreed  by  with  Mr.  Mesnager 
in  so  much  that  when  füll  power  was  ordered  to  pass  the  great  seal  to  empower 
all  the  Cabinet  Councell  to  sign  the  Articles,  I  did  acquaint  some  of  Her 
Mies.  Ministers  and  the  Queen  herseif  that  I  much  desire  to  be  excused  putting 
my  hand  to  that  agreement,  thought  it  therefore  more  advyseable  that  my  name 
should  be  omitted.  Whether  that  was  the  cause  of  the  altera tions  made  in  the 
Warrants  I  cannot  teil.   I  am  with  great  respect  Shrewsbury.« 
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bheorie  der  englischen  Juristen  des  17.  Jahrhunderts,  welche  das  Unter- 
haun mit  der  großen  Jury  identifizierten,  sich  das  Anklagemonopol 
bei  politischen  Delikten  sichern  und  dem  Oberhaus  den  mittelalter- 
lichen Charakter  eines  bloßen  Pairsgerichts  nehmen  wollten.  Nichts- 
destoweniger  nahm  Blackstone  die  Montesquieusche  Lehre  der  Minister- 
verantwortlichkeil mittels  impeachment  auf  (Gommentaries  IV,  258). 
\1m  r  Ihre  Zeil  war  in  England  vorbei  in  demselben  Augenblicke,  als 
sie  hier  eingeführt  werden  sollte.  Das  Parlament  regierte  bereits 
und  bedurfte  keiner  kont rollmit tel  der  Regierung,  die  gerade  die  Tren- 
nung von  Exekutive  (Ministerkabinett)  und  Legislatur  (Parlament) 
zur  Voraussetzung  ha1  ten.  Statt  dessen  schob  sich  eine  wirksame  Minister- 
verantwortlichkeit dein  Parlament  gegenüber  ein:  die  parlamentarische 
Ministerverantwortlichkeit,  die  in  Mißtrauens-  und  Vertrauensvoten,  in 
Niederlagen  Ihm  der  Durchbringung  von  Gesetzen  zum  Ausdruck  kam. 
Schon  Walpole  fällt  L742,  weil  er  und  seine  Partei  bei  einer  Wahlprüfung 
in  der  Minderheit  bleiben.  North  bleibt  trotz  eines  Mißtrauensvotums1) 
zunächst  im  Amt,  acht  Tage  später  sieht  er  jedoch  die  ihm  im 
Unterhause  zur  Verfügung  stehende  Majorität  auf  9 — 10  Stimmen 
zusammenschmelzen  und  kündet  seinen  Rücktritt  an.  So  hat  auch  hier 
wieder  parlamentarische  Parteisitte  über  bureaukratische  Staatsrats- 
routine  den  Sieg  davongetragen.  An  Stelle  der  Ministerverantwortlich- 
keil .  die  durch  Siegelbeidrückung  un*d  Kollektivunterschriften  geltend  ge- 
macht wird,  hat  sieh  die  parlamentarische  Ministerverantwortlichkeit 
eingebürgert,  welche  mittels  Voten  des  Parlaments  geltend  gemacht  wird. 

Aber  noch  andere  Grundsätze  dienen  dazu,  die  Stellung  von  Pre- 
in h  l  ii ml  Kabinett  zu  sichern.  Sie  sind  gewissermaßen  Kehrseiten  des 
Grundsatzes  der  parlamentarischen  Ministerverantwortlichkeit.  Es 
sind  dies  insbesondere  der  Grundsatz  der  politischen  Gleichgesinnung, 
der  Solidarität  des  Kabinetts,  der  formellen  Übereinstimmung  nach  außen 
Inn  und  der  Grundsatz  des  gleichzeitigen  Amtswechsels2). 

§  46.  Die  Zentralverwaltung. 
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Siehe  über  dieses  die  Debatte  im  Unterhause.   Pari.  Hist.  XXII,  1192  f. 
2)  Über  die  Entwicklung  dieser  Grundsätze  siehe  mein  engl.  Staatsrecht 
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abolished  1835.  2  Reports  of  Treasury  Committee  on  the  Fees  and  Emoluments 
of  Public  Offices  C.  P.  1837,  Nr.  72,  162,  277.  Schließlich  Report  of  C.  Com- 
mittee on  the  Salaries  etc.  C.  P.  1850,  Nr.  611.  —  Über  E.  Chadwick:  ins- 
besondere Richardson,  The  Health  of  Nations  I,  ferner  Chadwicks  Buch:  On 
the  Evils  of  Disunity  in  Central  and  Local  Administration  1885,  und  Sinz- 
heim er,   Der  Londoner  Grafschaftsrat  1900,  Seite  8  ff. 

Die  englische  Zentralverwaltung  war  und  blieb  auch  im  18.  und 
bis  zur  Milte  des  19.  Jahrhunderts  eine  kollegialisch  und  in  einzelnen 
Verwaltungszweigen  auch  provinziell  organisierte.  Wie  mit  jeder  kolle- 
gialischen  Verwaltung,  so  hingen  auch  mit  der  englischen  zwei  Übel- 
stände  zusammen. 

Zunächst  hat  eine  kollegialisch  organisierte  Zentralverwaltungs- 
maschine  die  Tendenz,  immer  neue  Kollegien  einzurichten,  und  dieses- 
war  auch  in  England  der  Fall.  Sodann  ist  eine  Kollegialverwaltung 
gewöhnlich  eine  Verwaltung  vom  grünen  Tisch,  eine  Kanzleiverwaltung, 
d.  h.  der  Autor  des  Verwaltungsgedankens  und  der  Ausführer  desselben 
sind  nicht  identisch.  Der  Übelstand  liegt  auf  der  Hand.  Die  Verant- 
wortlichkeit trifft  immer  andere  Personen  als  diejenigen,  welche  sie 
treffen  sollte.  Kanzleiverwaltung  war  ein  natürliches  Kennzeichen  der 
englischen  Verwaltung  im  Mittelalter.  Die  Tudors  hatten  den  ersten 
und  letzten  Versuch  in  der  englischen  Verfassungsgeschichte  gemacht, 
die  Verwaltungsorgane  direkt  mit  dem  Publikum  in  Verbindung  zu 
bringen.  Sie  hatten  es  unternommen,  den  Verwaltungsorganen  ein 
spruchähnliches  Entscheidungsrecht  in  die  Hand  zu  drücken.  Die 
Steuerkammer  und  die  Verwaltungsgerichte  wurden  aber  durch  die 
glorreiche  Revolution  beseitigt.  Auch  der  Staatsrat  durfte,  wie  wir 
wissen,  sich  nicht  mehr  in  Fragen  des  »meum  et  tuum«,  also  in 
Rechtsfragen  einmischen.  Blieb  sonach  bloß  der  König,  der  es  hier 
und  da  in  allerdings  schüchterner  Weise  wagte,  Friedensrichter  und 
andere  untergeordnete  Organe  durch  Vermittlung  des  Staatssekretärs 
zu  ermahnen.  Ein  hübsches  Beispiel  hierfür  ist,  wie  König  Georg  II. 
durch  Vermittlung  seines  Staatssekretärs  sich  an  den  chairman  der 
Friedensrichtersitzungen,  den  Grafen  von  Middlessex,  wandte  (19.  Sep- 
tember 1747) x).  Die  Friedensrichter  sollen  darauf  achten,  daß  nicht  zu 
viele  Schanklizenzen  erteilt  werden,  denn  das  fördere  bloß  die  Trunken- 
heit. Auch  soll  von  Zeit  zu  Zeit  ein  Verzeichnis  derjenigen  Friedens- 
richter, welche  fleißig  ihren  Pflichten  nachkommen,  angelegt  und  dem 
Staatssekretär  übersandt  werden,  wonach  der  König  die  besonders 
fleißigen  belohnen  will. 

Um  es  kurz  zu  sagen,  der  englischen  Maschine  fehlte  es  in  der 
Zentralinstanz  an  Kraft,  denn  die  Kollegien  wagten  nicht,  um  nicht 
das  Odium  der  alten  Sternkammer  und  Staatsratskommissionen  auf 
sich  zu  laden,  direkte  Aufträge  an  die  Staatsbürger,  d.i.  Verordnungen  und 
Verfügungen  zu  erlassen;  am  wenigsten  erlaubten  sie  sich  ein  Ent- 
scheidungsrecht in  Verwaltungsfragen,  um  die  öffentlichen  Rechtsverhält- 
nisse der  Privaten  definitiv  zu  erledigen.    Bezeichnend  ist  für  diese 


x)  Dieses  Schreiben  im  Manuskript  steht  St.  P.  domestic  Geo.  II.  bündle  101/148. 
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K.anzleiverwaltung  die  Tatsache,  daß  sie  für  den1)  inneren  Verkehr 
der  Zentralbehörde  untereinander  die  mittelalterlichen  Verwaltungs- 
formen, insbesondere  die  Warrants,  instructions ,  Kommissionen 
aufnimmt,  wie  sie  seinerzeit  das  Königtum  im  Mittelalter  im  Verkehr 
mit  den  Hofämtern  zur  Verwendung  gebracht  hatte.  Der  mittel- 
alterlichen kanzlei\ erwaltung  war  dies  ja  natürlich,  aber  im  Licht 
.h-  IS.  Jahrhunderts  sah  es  wohl  sehr  eigentümlich  aus,  wenn  der 
Staatssekretär  an  die  ihm  untergeordneten  Behörden  Erlasse  in  War- 
rant h>nn  vollzog,  deren  wesentlichste  Klausel  war:  »Und  dieser 
Brief  soll  Knie  Gewährleistung  sein«,  »and  this  shall  be  your  Warrant«. 
Merkwürdigerweise  kommen  orders  neben  diesen  Warrants  für  die 
Zivil-  und  Finanzverwaltung  kaum  zur  Geltung.  Wer  wagt  es  da  auch, 
zu  verordnen?!  Nur  liier  und  da  in  einem  Winkel  der  Verwaltung  be- 
gegnen  wir  den  money  orders,  den  Anweisungsverordnungen  des  Schatz- 
amtes die  aber  richtig  keine  Verordnungen  an  die  Staatsbürger,  sondern 
bloß  Dienstinstruktionen  sind.  Wir  hören  auch  so  etwas  von  Or- 
ders in  Council,  Staatsrats  Verordnungen,  aber  das  sind  meist  nur 
pompöse  Titel  für  Beschlüsse  des  Ministerkabinetts,  so  daß  auch  hier 
das  Charakteristische  der  Kanzleiverwaltung  wieder  zutage  tritt:  ein 
anderer  beschließt,  ein  anderer  führt  aus.  Autor  des  Verwaltungs- 
gedankens  und  Ausführer  des  Verwaltungswillens  —  verschiedene  In- 
Manzen. \hei  noch  ein  anderes  Charakteristikum  dieser  Kanzleiver- 
waltungen  tritt  hinzu,  die  sog.  Referenzformel.  Eine  Zentralbehörde 
fühlt  sich  nicht  kompetent,  eine  ganz  einfache  Verwaltungssache  zu 
entscheiden.  Sie  wird  rasch  auf  die  Schultern  einer  andern  Behörde 
gewälzt,  diese  möchte  die  Sache  ihrerseits  los  werden  und  schiebt  sie 
auf  eine  dritte  Behörde.  Schließlich  kommt  die  Angelegenheit  vor  die 
K  i 'OD Juristen  (law  officers),  und  ehe  diese  mittels  des  »report«,  der  »repre- 
sentation«  oder  »opinion«  ihr  Gutachten  abgegeben,  wird  die  Sache 
nie ht  erledigt.  Diese  Referenzformel  ist  für  die  Kanzleiverwaltung 
typisch.  W  ährend  unter  dem  Einfluß  Napoleonischer  Verwaltungsideen 
der  Knntingent  allmählich  zu  dem  Begriff  des  Verwaltungsaktes,  d.  i. 
dem  Gebot  und  Verbot  der  zuständigen  Verwaltungsstelle,  gerichtet 
an  den  Staatsbürger,  fortschreitet,  bleibt  England  bei  seiner  Kanzlei- 
verwaltung.  Zwei  Umstände  fördern  diese,  nämlich:  einmal  die  Tat- 
sache,  daß  ein  dem  Recht  unbekanntes  »Ministerkabinett«  die  Zentral- 
st» slle  leitet,  zum  andern,  daß  das  Parlament  auf  dem  Wege  der  Private- 
Bill- Gesetzgebung  verwaltet  ward.  Dieser  letztere  Punkt  bedarf  noch 
einiger  Aufklärung. 

Braucht  eine  Stadt  oder  ein  Flecken  eine  neue  Bepflasterung 
seiner  Straßen,  so  müssen  sie  sich  mittels  petition  an  das  Parlament 
wenden,  namentlich  wenn  mit  dieser  Bepflasterung  neue  Ausgaben  und 
Steuern  verbunden  sind.  Das  gleiche,  wenn  der  Flecken  New  Paddington 
Beleuchtung  in  größerem  Umfange  als  bisher  vornehmen  will,  wenn  er 
3eine  f '"lizeimannschaft  verstärken  will,  wenn  er  auf  größere  Sauber- 

1j  Siehe  darüber:  H.  Hall,  Studies  in  engl,  official  historical  documents, 

Cambridge  1908,  p.  276. 
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keit  Gewicht  legt  usw.  Wunderbar  bleibt  nur,  wie  bei  dieser  Einmen- 
gung des  Parlaments  in  die  geringfügigsten  Verwaltungsfragen  doch  noch 
eine  gewisse  Homogeneität  und  Einheit  der  Verwaltungsordnungen 
erzielt  werden  konnte.  Das  Rätsel  erklärt  sich,  wenn  man  bedenkt, 
daß  für  jede  dieser  Verwaltungsbedürfnisse  eine  Summe  von  typischen 
Klauseln  in  Betracht  kam  und  ein  Formular,  nach  dessen  Wortlaut  die 
betreffende  private  act  für  die  in  Frage  kommende  Ortschaft  erging. 
Diese  allgemeinen  Formulare  waren  die  sog.  Normalakte.  So  besteht 
z.  B.  eine  Normalakte  für  Bepflasterungszwecke1).  Regelmäßig  enthält 
sie  die  Machtbefugnisse,  für  die  Zwecke  der  Bepflasterung  Kontrakte  mit 
Untenehmern  zu  schließen,  das  war  die  »power  to  contract«. 
Eine  zweite  typische  Klausel  in  einer  solchen  Bepflasterungsakte 
ist  die  Ermächtigung  der  zu  ihrer  Durchführung  eingesetzten  Kom- 
missare, Strafen  im  Wege  des  Verwaltungszwanges  gegen  die  privaten 
Lieferanten  und  kontrahierenden  Unternehmer  aufzuerlegen.  Eine 
andere  typische  Klausel  ist  ferner  die  Ermächtigung  der  Kommissare 
im  Wege  des  Verwaltungszwanges  Strafen  wegen  Beschädigung  und 
Verhinderung  der  Bepflasterung  zu  verhängen.  Bei  der  Gelegenheit 
wird  auch  gewöhnlich  das  Maß  des  Verkehrs  für  die  einzelnen  Straßen 
genauer  geregelt,  kurz,  wir  sehen,  das  Parlament  blickt  in  alle  Winkel 
von  New  Paddington.  Freilich,  wie  die  Lokalkommissare  ihre  Befug- 
nisse handhaben,  das  bleibt,  dem  Parlament  selbstredend  verborgen, 
ist  ihm  auch  in  der  Hauptsache  gleichgültig.  Es  wartet,  bis  die  nächste 
private  bill  beantragt  wird,  und  in  der  Zwischenzeit  kann  die  Verwal- 
tungsmaschine von  New  Paddington  drunter  und  drüber  gehen.  Gerade 
diese  Verwaltungswirtschaft  des  Parlaments  erklärt,  weshalb  die  Kanzlei- 
verwaltung in  den  Zentralstellen  ungehindert  ihr  Stilleben  führen  konnte, 
denn  jener  Punkt,  an  dem  sie  am  ehesten  zum  Stillstand  gekommen 
wäre,  die  innere  Verwaltung,  hatte  nicht  sie,  sondern  das  Parlament 
zu  führen.  Doch  eines  Tages  mußte  die  Stunde  der  Reformen  schlagen. 
Die  Konsolidation  der  Zentralstellen  mußte  beigeführt  werden,  denn 
sie  kosteten  dem  Staate  zu  viel  Geld.  Auch  die  Reform  der  innern  Ver- 
waltung mußte  herbeigeführt  werden,  denn  die  allmählich  indu- 
strialisierte Staatsgesellschaft  verlor  die  Geduld,  durch  Cliquen  im 
Kirchenspiel,  in  Städten  und  Parlament  regiert  zu  werden. 

Die  Männer,  deren  Genius  sich  um  diese  Reformen  verdient  machten, 
waren  Edmund  Burke,  William  Pitt  der  Jüngere,  und  Edwin  Chad- 
wick. 

Die  beiden  ersten  bewirkten  die  Konsolidation  der  Zentralbehörden, 
der  letztere  schuf  den  Typus  von  Zentralbehörden  mit  bureaukratischer 
Spitze  und  einer  Verordnungs-  und  Aufsichtsgewalt  auf  dem  Gebiete 
der  inneren  Verwaltung. 

I.  Die  Burke-Pittsche  Verwaltungsreform. 

Die  durch  die  Kriege  des  18.  Jahrhunderts  stark  angeschwollene 
Staatsschuldenlast  erreichte  während  des  mit  den  nordamerikanischen 


x)  Siehe  dazu  F.  H.  Spencer,  Municipal  origins  1911,  p.  179. 
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Kolonien  geführten  Kriegs  eine  bisher  nie  gekannte  Höhe.  Von  allen 
Seiten  strömten  im  Jahre  L780  Petitionen  ins  Unterhaus,  welche  Spar- 
samkeit im  Staatshaushalte  und  in  den  Staatsausgaben  verlangten 
(Jephson,  The  Platforra  L  Eingang).  Dazu  kam  noch  das  lebhafte 
Bestreben,  der  vielen  Ämtersinekuren  in  der  Staatsverwaltung  ledig  zu 
werden.  da  sie  allem  dazu  dienten,  den  Einfluß  des  Königs  im  Parlament 
durch  /um  /wecke  der  Bestechung  vorgenommene  Verleihungen  zu  stei- 
gern, was  allgemein  als  der  Volksfreiheit  schädlich  angesehen  wurde. 
Hatten  doch  die  »Juniusbriefe«  dies  damals  zur  Genüge  dem  Volks- 
bewußtsein  klargemacht. 

Die  Fülle  der  ins  Unterhaus  strömenden  Petitionen,  welche  alle 
auf  eine  sog.  »economical  reform«  gingen,  dazu  die  Reihe  öffentlicher 
Versammlungen,  die  alle  mit  ähnlichen  Resolutionen  endigten,  deuteten 
auf  eme  große  [\n  zu  friedenheil  und  Gärung  im  Volke  hin. 

In  rieliliger  Würdigung  der  Verhältnisse  trat  damals  Edmund 
Burke  mit  einem  Reformplan  vor  das  Unterhaus.  Am  11.  Februar  1780 
hieli  er  hier  seine  berühmte  Rede  »On  economical  reform«. 

Sie  gipfelt  in  folgenden  Reformvorschlägen: 

1.  Vor  allem  möge  man  alle  Arten  der  bestehenden  provinzialen 
Zentralverwaltungsbehörden,  wie  sie  damals  noch  für  Lancaster,  Wales,. 
Durham,  Chester  und  Cornwall  bestanden,  abschaffen.  Denn  das  seien 
nur  Verwaltungsjurisdiktionen,  »die  mehr  Geldausgaben,  mehr  Ver- 
sm  hnng  zur  Volksbedrückung,  mehr  Mittel  und  Werkzeuge  für  korrupte 
Beeinflussung  (seitens  der  Krone)  als  Vorteile  der  Rechtspflege  und 
Yei  waltung«  darstellten.  Jede  dieser  Provinzialverwaltungen  habe  den 
ganzen  Verwaltungsapparat  eines  Königreiches,  trotzdem  nur  einige 
Landgüter  dorl  zu  verwalten  seien,  und  »die  gesamte  Formalität  und 
Verwaltungstätigkeit  des  exchequer  von  Großbritannien  werde  in 
AktioD  gesetzt,  uiii  Renten  einzusammeln  von  der  Höhe,  wie  sie  einem 
gewöhnlichen  englischen  Landsquire  in  die  Tasche  fließen.« 

2.  Sodann  müßte  alles  öffentlichen  Zwecken  dienende  Grund- 
riß. m1  n m.  also  die  Krondomänen,  welche  mehr  zur  Erhaltung  lukra- 
tiver Sinekuren  und  dadurch  zur  Bestechung  dienten  und  welche  eine 
Unmasse  von  Ausgaben  für  ihre  Verwaltung  und  Bewirtschaftung  im 
Gefolge  hatten,  veräußert  werden,  sowohl  »im  Interesse  der  Staats- 
einnahmen als  auch  im  Interesse  der  Volksfreiheit«.  Damit  würde  auch 
der  überaus  kostspielige  Behördenapparat  unter  dem  surveyor  general 
und  den  beiden  chief  justices  in  eyre,  jenen  reisenden  Richtern,  die  in 
der  Feudalzeit  zur  Wahrung  der  königlichen  Fiskalregalien  insbesondere 
dw  .Jagdhoheit  so  nützlich  gewesen,  nun  aber  ihre  Bedeutung  verloren 
hätten,  überflüssig.  Denn,  so  ruft  er  ironisch  diesen  justices  zu:  »Eure 
W  ind»'  is1  zu  hoch,  um  eine  Jurisdiktion  über  wilde  Tiere  zu  üben  und 
Eure  Bildung  und  Talente  zu  wertvoll,  um  als  Oberrichter  über  Ein- 
öden verschwendet  zu  werden.« 

3.  /um  dritten  mögen  alle  Ämter,  »welche  dem  Staate  mehr  Lasten 
als  Nutzen  bringen,  ferner  alle  diejenigen,  die  mit  andern  konsolidiert 
werden  könnten,  abgeschafft  resp.  konsolidiert  werden.« 
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Als  erstes  Opfer,  das  so  Burke  auf  den  vaterländischen  Altar  nieder- 
gelegt sehen  wollte,  bezeichnet  er  eine  Reihe  von  Hofämtern,  die  in  der 
Zeit  der  Feudalität  Sinn  und  Bedeutung  gehabt  hätten,  nunmehr 
jedoch  bloß  zur  Beeinflussung  und  Korruption  der  Parlamentsmit- 
glieder dienende  Sinekuren  wären.  Wenn  der  Sinn  alter  Ämter  verschwun- 
den sei,  so  sei  es  absurd,  sie  zu  erhalten.  So  stünde  es  aber  um  diese 
Hofämter.  Diese  Paläste  seien  wohl  wahre  Embleme  jeder  Regierung. 
Ihre  Bewohner  seien  zwar  zugrunde  gegangen,  aber  noch  bestünden 
ihre  Kastellane  und  Beamten.  Tüchtige  Staatsmänner  hätten  sich  zwar 
daran  versucht,  in  den  königlichen  Hofstaat  Ökonomie  und  Spar- 
samkeit zu  bringen,  aber  sie  wären  kläglich  gescheitert.  Denn:  »der 
Spießdreher  der  königlichen  Küche  war  Parlamentsmitglied«  und  mußte 
es  auch  fürderhin  bleiben.  Die  Dienstboten  und  Lieferanten  des  könig- 
lichen Haushalts  müßten  unbezahlt  bleiben:  denn  »der  Spießdreher 
der  königlichen  Küche  war  Parlamentsmitglied«.  Der  Schlaf  des  Königs 
wollte  infolgedessen  ihm  nie  kommen,  aber:  »der  Spießdreher  der  könig- 
lichen Küche  war  Parlamentsmitglied«.  Richter  würden  nicht  bezahlt, 
Allianzen  mit  dem  Ausland  wegen  Geldmangels  gebrochen,  alle  Räder 
der  auswärtigen  und  inneren  Verwaltungsmaschine  stünden  still,  denn: 
»der  Spießdreher  der  königlichen  Küche  war  Parlamentsmitglied«. 
Man  möge  sich  doch  nur  die  sparsame  Hofhaltung  des  Königs  von 
Preußen  vor  Augen  halten,  der  in  hervorragender  Weise  die  Er- 
haltung eines  Hofstaats  mit  der  wirksamen  Förderung  eines  Krieges  zu 
verbinden  verstehe ! 

Aber  nicht  bloß  Hofämter,  die  so  überflüssig  seien,  sondern  auch 
eine  Reihe  von  Staatsbehörden  sollen  teils  mit  anderen  konsolidiert 
werden.  Unter  den  abzuschaffenden  nennt  Burke  insbesondere  das 
Kommerzkolleg  (board  of  trade)  und  das  damals  vorhandene  3.  Se- 
kretariat für  die  amerikanischen  Kolonien,  das  so  gründlich  in  der  öffent- 
lichen Meinung  abgewirtschaftet  habe. 

Diese  Konsolidation  der  Behörden,  die  er  anstrebt,  nimmt  er  von 
einem  höheren  Gesichtswinkel  als  der  bloßen  Eingebung  des  Augen- 
blicks her.  Er  verlangt  nämlich 

4.  daß  die  jeden  Verwaltungszweig  erfüllende  Behördenorgani- 
sation resp.  der  Teil  eines  solchen,  soweit  es  angeht,  bestimmte  scharfe 
Kompetenzen  erhalte  (»that  it  is  right  to  reduce  every  establishment, 
and  every  part  of  an  establishment  —  as  nearly  as  possible  —  to  cer- 
tainty«).  Denn  dies  sei  das  Leben  aller  guten  Ordnung  und  Verwal- 
tung. 

Wie  sehr  Burke  mit  diesem  Vorschlag  den  Schuß  ins  Schwarze 
gemacht,  wird  am  besten  daraus  klar,  daß  er  hier  das  Realsystem  in 
der  englischen  Verwaltung  eingeführt  wissen  wollte,  das  Realsystem, 
das  ihr  bisher  eben  deshalb  gefehlt  hatte,  weil  blindlings,  ohne  viel  zu 
schematisieren,  der  englische  Behördenorganismus  aus  einer  Unzahl 
nebeneinander,  nicht  unter-  und  übereinander  gebauter  Zentralstellen 
zusammengesetzt  war.  Das  Realsystem,  das  zueinander  gehörige  Ver- 
waltungsbehörden eines  und  desselben  Verwaltungszweiges  zusammen- 
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fassen  will,  fehlte  damals  dem  englischen  Verwaltungssystem.  Burkes 
Scharfblick  erkannte  dies  und  setzte  damit  der  Folgezeit  eine  Aufgabe, 
an  der  das  ganze  L9.  Jahrhundert  hindurch  gearbeitet  wurde  und  noch 
gegenwärtig  gearbeitet  wird. 

5.  Konzentration  der  Verwaltung  im  Finanzministerium,  die  Vor- 
bedingung  der  parlamentarischen  Regierung,  verlangte  damals  Burke. 
Mit*  Vinter  und  Behörden,  die  dem  Zwecke  der  Ubersicht  eines  guten 
Staatshaushaltsplans  hinderlich  in  den  Weg  treten,  seien  abzuschaffen. 
i  \  minister  under  whom  expences  can  be  made  without  his  knowledge, 
«  an  never  say  whal  i1  is  bhat  he  can  spend,  or  what  it  is  that  he  can 
save«.  Damil  wurde  die  Konzentration  des  Zahlungsanweisungsrechts 
in  der  Person  des  Finanzministers  und  die  der  Budgetvorbereitung 
pi  is1  ulierl .  die,  wie  wir  noch  sehen  sollen  (S.  unter  §  50  I),  einer  späteren 
Zeil  vorbehalten  blieb. 

Um  diese  Konzentration  der  Budgetvorbereitung  zu  ermöglichen, 
fordert  er 

6.  «  ine  bestimmte  Reihenfolge  der  zu  machenden  Staatsausgaben, 
welche  Parteilichkeit  verhinderte,  die  wichtigeren  Ausgaben  von  den 
minder  wichtigeren  leistete.  Auf  diese  Weise  würden  jene  Kate- 
gorien  der  Staatsbeamten,  die  für  den  Staat  wichtiger  seien,  z.  B.  die 
Richter  u.  a.  m.  vor  den  weniger  wichtigen,  z.  B.  den  Hofbeamten,  zu 
bezahlen  seien,  und  ganz  zum  Schluß  erst  der  Finanzminister,  damit 
er  ein  Interesse  daran  bekäme,  alle  Staatsdienstkategorien  vor  ihm  zu 
bezahlen.  So  würden,  im  Gegensatz  zu  dem  bisherigen  Zustand,  die 
ihr  Gehall  fordernden  Beamten,  nicht  nach  ihrer  Zudringlichkeit, 
sondern  nach  der  Rangordnung  ihrer  Wichtigkeit  oder  der  Gerechtig- 
keit, die  ihnen  widerfahren  müßte,  bezahlt  (»which  will  give  preference 
to  Services,  not  aecording  to  the  importunity  of  the  demandant,  but 
the  rank  and  order  of  their  Utility  or  their  justice«). 

Die  von  Burke  damals  aufgestellten  acht  Kategorien  wurden  dann 
L782  w  irklich ,  eingeführt  (s.  Anson  IL,  p.  353),  verloren  aber  alsbald 
im  Laufe  der  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  ihre  Bedeutung, 
da,  wie  wir  oben1)  gehört,  in  diese  Zeit  die  Gehälter  der  Staatsbeamten 
von  der  Zivilliste  auf  den  Staatsschatz  übernommen  wurden.  Zunächst 
ging  von  allen  Vorschlägen  Burkes  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  in  der  sog. 
Burke's  Ac1  von  1782  (22  Geo.  III.,  c.  82)  in  Gesetzform  über.  Das 
Handelsamt,  der  3.  Staatssekretär,  der  nach  dem  Abfall  der  nord- 
juicrikanischen  Kolonien  überflüssig  erschien,  das  board  of  works 
(das  I  )l»erbauamt)  wurden  abgeschafft,  der  Kriegssekretär  (secretary 
al  war)  der  direkten  Parlamentskontrolle  und  Verantwortlichkeit 
unterworfen2).  Die  Reformarbeit  ruhte  aber  nicht,  Enquete  folgte 
auf  Enquete.  Die  erste  ist  die  eines  Unterhauskomitees.  Sie  beginnt 
am  31.  Dezember  1783  und  tagt  bis  1.  Dezember  1785  (Commons  Papers 
er  Zeit  Bd.  X).   Ihre  Aufgabe  ist,  in  die  Höhe  der  Beamtenbesol- 


x)  Siehe  §  43. 

-   Clode,  Military  Forces  of  the  Crown  II,  p.  269  f. 
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düngen  Einblick  zu  erhalten,  was  Burke,  wie  wir  sahen,  als  Postulat  der 
nächsten  Zukunft  behandelte.  • 

Sodann  kommen  in  Betracht  die  im  Jahre  1780  eingesetzten  com- 
missioners  of  public  accounts,  die  erst  1786  ihre  Untersuchungen  ab- 
schlössen. 

Schließlich  wäre  hier  noch  die  über  die  Krondomänenverwaltung 
eingesetzte  Kommission  zu  nennen,  die  ungefähr  um  die  gleiche  Zeit 
tagte  und  namentlich  die  Unterhausenquete  von  1797 — 1803,  welche 
»on  finance«  eingesetzt  war,  in  Wirklichkeit  aber  die  ganze  englische 
Verwaltungsorganisation  des  18.  Jahrhunderts  Revue  passieren  ließ 
und  ihre  Untersuchungen  in  36  Berichten  niederlegte.  Sie  stand  unter 
den  Fittichen  Pitts  des  Jüngeren,  der  infolge  der  Finanznot,  welche 
die  Napoleonischen  Kriege  mit  sich  brachten,  zum  Fortsetzer  Burke- 
scher Reformideen  wurde.  Später  wurden  bis  in  die  Anfänge  der  50  er 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts  für  diese  oder  jene  kleine  Reformen  Enqueten 
teils  von  der  Krone,  teils  vom  Unterhause  eingesetzt. 

Statt  nun  im  folgenden  sie  der  Reihe  nach  zu  analysieren,  wollen 
wir  sie  lieber  aus  dem  Gesichtswinkel  betrachten,  inwiefern  sie  die 
großen  Ideen  Burkes  verwirklichen  halfen.  Diese  waren,  wie  wir  oben 
gezeigt:  Konsolidation  der  Zentralstellen  unter  möglichster  Besei- 
tigung des  Provinzialsystems  und  Ersetzung  desselben  durch  ein  Real- 
system; Konzentration  der  Budgetvorbereitung  in  den  Händen  des 
Finanzministers;  Einführung  einer  geregelten  Rechnungskontrolle  und 
Kassenanweisung;  schließlich  die  Durchführung  einer  richtigen  Be- 
amtenbesoldungspolitik und  eines  Pensionssystems,  die,  abgesehen  von 
der  Fixität  der  Pensionen  und  Gehälter  an  Stelle  der  alten  Sportel- 
wirtschaft  noch  eine  geordnete  Kontrolle  des  Parlaments  hierüber  er- 
möglichten. Von  allen  diesen  Projekten  interessiert  hier  zunächst  nur 
das  Problem  der  Konsolidation  der  Zentralbehörden  und  der  Ersatz 
des  Provinzialsystems  durch  das  Realsystem  in  der  Zentralverwaltung. 
Wie  die  übrigen  Reformpläne  Burkes  durchgedrungen  sind,  ist  zum 
Teile  schon  oben  (§  43)  gezeigt  worden  und  wird  noch  weiter  unten 
(§  47  und  50)  näher  dargestellt  werden. 

Einer  der  ersten  reorganisatorischen  Akte  Pitts  war  derjenige,  der 
sich  auf  die  Verwaltung  der  Ostindischen  Kompagnie  bezog. 
Fox  hatte  in  seiner  berühmten  India  Bill  unter  Burkes  Einfluß  die  teil- 
weise Verstaatlichung  der  ostindischen  Verwaltung  verlangt,  und  das 
Ministerium  North-Fox  war  darüber  zu  Fall  gekommen.  Pitt,  der  hierauf 
die  Leitung  der  Staatsgeschäfte  übernahm,  führte  durch  seine  India 
Act  von  1784  (24  Geo.  III.,  sess.  2,  c.  25)  das  sog.  double  government 
ein:  die  Regierung  durch  den  Aufsichtsrat  der  Companie  (board  of 
directors)  und  durch  das  sog.  board  of  control,  eine  kollegiale  Staats- 
behörde in  London,  die  nicht  nur  den  Direktoren  Anweisungen  gab, 
sondern  auch  den  von  den  Direktoren  ernannten  Gouverneuren  und 
Beamten  in  Indien.  Damit  war  wenigstens  insofern  ein  Schritt  zur 
Konsolidation  des  hier  bestehenden  Amtsorganismus  eingetreten,  als 
an  Stelle  der  früheren  dreifachen  Herrschaft  (Staat,  court  of  directors 
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1  >irektorenaufsichtsra1  und  court of  prqprietors  =  Eigentümerauf sichts- 
rat)  eine  nur  zweifache  Verwaltung  eintrat1).  Erst  im  Jahre  1858  wurde 
die  ganze  ostindische  Verwaltung  verstaatlicht,  das  Staatssekretariat 
für  Indien  eingerichtet  und  so  jene  Konsolidation  endlich  vollführt, 
die  Fox  und  Burke  verlangt  hatten. 

Das  nächste  Reorganisationswerk  war  die  Verwaltung  der  Kron- 
domänen.  Im  Jahre  1 7S( >  erging  eine  Akte  (26  Geo.  III.,  c.  87),  auf 
('.rund  weh  her  l  n I ersuch n ngsk< >m in issare  über  diesen  Gegenstand  ein- 
gesetzl  wurden-). 

In  ihrem  17.  Reporl  verlangen  sie  eine  einheitliche  Verwaltung 
der  Krondomänen  an  Slelle  der  IrüluMvn  zersplitterten  Verwaltung. 
Eine  besondere  Köllegialbehörde  sollte  eingesetzt  werden.  Dem 
Vorschlage  wurde  erst  1810  durch  Gesetz  50  Geo.  III.,  c.  35  Rechnung 
getragen.  Dieser  Behörde,  den  »commissioners  of  his  Majestys  woods, 
forests  and  land  revenues«,  wurden  1819  die  Krondomänen  von  Wales3), 
L827  (durch  Gesetz  7  8  Geo.  IV.,  c.  68)  die  von  Irland  und  1832/3  (durch 
Gesetze  2  3  Will.  IV.,  c.  112  und  3/4  Will.  IV.,  c.  69)  die  von  Schott- 
land unterstellt.  Auch  die  innere  Verwaltung  der  Krondomänen  wurde 
verbessert.  Das  alte,  durch  ein  Gesetz  Annas  (1  Anne,  c.  7,  s.  5)  einge- 
richtete  System  der  Verpachtung  unter  Vorbehalt  einer  Grundrente 
zugunsten  des  Staatsschatzes,  die  bloß  %  des  jährlichen  Ertrages  aus* 
machte,  und  das  System  der  Übertragungsgebühren  (fines),  wo  man  sich 
bei  Neuverpachtungen  durch  einmalige  Zahlung  eines  Vielfachen  des 
Jahresertrags  von  der  jährlichen  Pachtrente  loskaufen  konnte,  hatten 
vw  solcher  Mißwirtschaft  geführt,  daß  die  Untersuchungskommissare 
im  Jahre  L792  (in  ihrem  12.  Report  vom  25.  Mai  1792)  feststellten,  durch 
de'  bisherige  Praxis  wären  effektiv  7/s  des  jährlichen  Ertragswerts 
der  Krondomänen  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  veräußert  und  nur 
1  B  derselben  dem  Staatsschatz  reserviert.  Unter  Berufung  auf  Adam 
Smith  wird  das  System  der  fines  als  Raubbau  verurteilt.  Durch  das  neu 
einpinhleni'  System  könnte  die  Jahresrente  der  Krondomänen  von 
6133  £  (in  England  und  Wales),  wie  sie  1786  war,  auf  400  000  £  ge- 
Bteigerl  werden.  Das  durch  Gesetz  von  1794  (34  Geo.  III.,  v.  75)  ein- 
geführte  verbesserte  Verfahren  veranlaßte  auch  die  direkte  Einzahlung 
der  Erträgnisse  der  Krondomänen  in  die  Bank  von  England  und  ihre 
Verzinsung  daselbst.  Vervollständigt  wurde  die  Verbesserung  der 
Domänenverwaltung  durch  Gesetz  von  1823  (1/2  Geo.  IV.,  c.  52,  s.  1), 
welches  das  langwierige  Verfahren  bei  Verpachtungen  abkürzte,, 
und  durch  das  Gesetz  von  1832  (2  Will.  IV.,  c.  1),  welches  eine 
einheitlich  konsolidierte  Behörde  für  die  Registrierung  der  Pachtver- 
träge  an  Stelle  der  hierfür  bestehenden  Provinzialbehörden  (auditors) 


:    [lbert,  India  1898,  p.  65  ff.,  wo  auch  dargetan  ist,  daß  die  Act  von  Pitt 
sentlichen  'Ii»'  Foxsche  Bill  übernahm,  mit  dem  Unterschiede,  daß  die  obersten 
•  n  von  Indien  nicht,  wie  Fox  wollte,  von  der  Krone,  sondern  von  der  Korn- 
pagnie  ernannt  wurden.   Todd  II,  p.  648. 

-    Ihre  Berichte  finden  sich  in  den  Commons  Journals  von  1787  abgedruckt. 
Return  on  Public  Income  and  Expenditure  1869,  II,  p.  434  f. 
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schuf.  Durch  dasselbe  Gesetz  konsolidierte  man  auch  mit  der  vorhin 
genannten  Domänendirektion  (commissioners  of  woods,  forests  and 
land  revenues)  die  Oberbaudirektion  (surveyor  general  of  works  and 
buildings),  um  jedoch  1851  (14/15  Vict.,  c.  42)  beide  Zentralbehörden 
wieder  zu  trennen,  was  besonders  mit  den  Einflüssen  der  parlamenta- 
rischen Regierung  auf  die  Behördenorganisation  zusammenhängt. 

Auch  die  Armee-  und  Kolonialverwaltung  hatte  den  neuen  »Kurs« 
zu  spüren.  Zwar  hatte  die  Burke's  Act1)  das  Kolonialsekretariat  aufge- 
hoben, aber  sie  hatte  in  Verbindung  mit  23  Geo.  III.,  c.  50  den  Kriegs- 
sekretär (secretary  at  war)  aus  seiner  früheren  Indifferenzzone  in  die 
Sphäre  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit  hinaufgerückt2), 
da  er  alle  Ausgaben  für  das  Heer  nunmehr  vor  dem  Parlament  zu  verant- 
worten hatte.  Von  1783 — 1792  war  die  Gesamtleitung  der  Heeres- 
verwaltung in  seinen  Händen.  1793  wurde  ihm  das  militärisch-tech- 
nische Detail  durch  Einrichtung  der  Stelle  des  Generalkommandierenden 
(Commander  in  chief)  entzogen,  am  11.  Juli  1794  ein  drittes  Staats- 
sekretariat für  den  Krieg  eingerichtet,  das  dem  Kriegssekretär  (se- 
cretary at  war)  die  Vertretung  des  Heeres  vor  dem  Parlament  abnahm. 
Damit  war  die  seither  in  der  englischen  Heeresverwaltung  typische 
Doppelteilung  zwischen  Staatssekretariat  und  horse  guards  (Amtslokal 
des  Commander  in  chief)  gegeben,  die  bis  1904  dauerte. 

Die  Kolonien  wurden  in  einem  eigenen  department  des  Staats- 
sekretariats der  inneren  Verwaltung  (home  secretary)  von  1794  bis 
1801  verwaltet.  1801  wurde  dieses  department  dem  Staatssekretariat 
für  den  Krieg  angegliedert,  welches  nunmehr  den  Namen  »for  war  and 
colonies«  führte.  Der  Einfluß  der  parlamentarischen  Regierung 
im  19.  Jahrhundert,  die  Spezialisierung  und  Konsolidation  nach  dem 
Realsystem,  d.  h.  die  Zusammenfassung  getrennter  Zentralstellen  nach 
dem  Gesichtspunkte  des  gleichen  Verwaltungszweiges,  führte  1855  zur 
Loslösung  der  Kriegs  von  der  Kolonialverwaltung  und  zur  Unterordnung 
der  militärischen  Arsenal-  und  Verproviantierungsverwaltung,  die  bis- 
her vom  Kriegsministerium  unabhängig  gewesen,  unter  dieses  letztere. 
Damit  fiel  auch  der  jetzt  überflüssig  gewordene  Kriegssekretär  (secretary 
at  war)  im  Jahre  1863  (26/7  Vict.,  c.  12)  weg.  Nun  war  endlich  die 
moderne  Konsolidation  der  Heeresverwaltung  zum  größten  Teil  erreicht. 

Nicht  so  einfach  stellte  sich  die  Reorganisation  in  der  Flottenver- 
waltung dar.  Hier  galt  es,  an  Stelle  des  halben  Dutzends  von  Kollegial- 
behörden, unter  welche  sich  dieser  Verwaltungszweig  aufteilte,  eine 
einheitliche  Zentralbehörde  herauszubilden  (John  Barrow,  Autobio- 
graphical  Memoir,  p.  424).  Im  Jahre  1801  versuchte  Lord  St.  Vincent 
unter  dem  Addington-Ministerium3)  die  ersten  Schritte  hierzu.  Die 


x)  Sie  in  Verbindung  mit  der  Windhams  Act  (47  Geo.  III,  c.  69)  schuf  auch  die 
Grundlage  des  heutigen  Militärpensionswesens,  wie  es  durch  die  Chelsea  commis- 
sioners (besonders  seit  57  Geo.  III.,  c.  77,  7  Geo.  IV.,  c.  16  und  44  und  11  Geo.  IV. 
und  1  Will.  IV.,  c.  41,  s.  2)  geleitet  wird.  Siehe  Clode  I,  p.  367  und  II,  p.  280  ff. 

2)  Clode,  Military  Forces  II,  p.  263. 

3)  R.  V.  Hamilton,  Naval  Administration  1896,  ch.  II. 
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im  Jahre  L785  noch  unter  Pitt  eingesetzten  Untersuchungskommissare 
berichteten,  daß  die  Flottenverwaltung  damals  auf  dem  gleichen 
veralteten  Standpunkt  wie  vor  L00  Jahren  wäre:  eine  Unzahl  von 
Kollegialbehörden  wäre  vorhanden,  die  nichts  Rechtes  leisteten,  trotz- 
dem die  Geschäftslasl  schier  erdrückend  wäre.  Darunter  litt  namentlich 
das  die  laufende  Verwaltung  führende  navy  board,  daß  sich  gemäß  einer 
Staatsratsorder  vom  8.  Juni  1706  in  einzelne  committees  aufteilte,  um 
die  Vrbeistlasl  zu  bewältigen.  Doch  nur  schwache  Resultate  wurden 
erzielt,  und  die  Fülle  der  Kollegien  machte  es  unmöglich,  eine  genügende 
Vusgabenkontrolle  herbeizuführen.  Verschwendung  und  Veruntreuung 
waren  an  der  Tagesordnung. 

Lord  St.  Vincenl  versuchte  eine  Konsolidation  dieser  Kollegial- 
behörden.  Eine  Kommission  (die  1803 — 1806  zu  untersuchen  hatte: 
»irregularities,  frauds  and  abuses  practised  in  the  naval  departments 
and  in  the  business  of  prize  agency«),  deckte  die  ganz  ungenügende 
Kontrolle  des  navy  board  über  den  Rest  der  Flottenverwaltung  auf. 
Us  Lord  St.  Vincenl  mil  seinem  Wunsch  auf  Konsolidation  dieser  ver- 
schiedenen  Arien  von  kollegialbehörden,  Admiralität,  board  of  prin- 
cipal  commissioners  of  the  navy,  commissioners  for  victualling,  com- 
missioners  for  sick  and  wounded  seamen  etc.  hervorzutreten  begann, 
fand  er  bei  allen  »Freunden«  der  alten  Zustände,  selbst  bei  Pitt  energi- 
schen  Widerstand.  W  as  ihm  damals  nicht  gelang,  wurde  von  James 
Graham  1832  durchgeführt. 

Der  Drang  nach  Konsolidation  erfaßte  auch  am  Ausgange  des 
L8.  Jahrhunderts  das  altehrwürdige  Staatssekretariat.  Bis  1782  wurde 
es  Qoch  nach  alten  geographischen  Gesichtspunkten  in  seiner  Geschäfts- 
verteilung  bestimmt.  Der  eine  der  beiden  Staatssekretäre  war  für  die 
auswärtigen  Beziehungen  zu  den  nördlichen  Staaten,  der  andere  für  die 
I !• 'Ziehungen  zu  den  südlichen  Staaten  Europas,  für  die  Kontrolle  der 
irischen  und  der  inneren  Verwaltungspolitik  eingesetzt.  Im  Jahre  1782 
wind,  diese  geographische  Geschäftsverteilung  durch  eine  nach  dem 
Realsystem  vorgenommene  ersetzt.  Von  nun  an  gab  es  nur  das  Staats- 
sekretarial  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  (foreign  office),  das 
andere  für  die  innere  Verwaltung  (home  office). 

\ie  h  auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung  wurde  das  alte  Pro- 
vinzialsystem  durch  das  Realsystem  ersetzt.  Bis  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
Ii  und«  ii>  wurden  die  Ausgaben  für  die  Staatsverwaltung  Schottlands 
in  Schottland1)  aus  den  dortigen  beiden  Einnahmequellen,  der  feudal- 
rechtlichen  Revenue  des  Monarchen  und  den  Erträgnissen  der  Zölle 
und  \'eil.iaiichsal)gaben,  bestritten.  Auch  bestand  ein  besonderer 
Fonds,  der  sog.  »stock  of  the  court«,  aus  dem  Aufbesserungen  der  schot- 
tischen  Richtergehälter  bestritten  wurden.  Dieser  Fonds  wurde  1786 
dem  Staatsschatz  in  London  (exchequer)  überwiesen,  was  allerdings 
erst  nach  1798  ausgeführt  wurde. 

Durch  50  Geo.  III.,  c.  111  wurden  die  Überschüsse  der  Feudal- 
gefälle des  Königs  idter  die  auf  sie  gewiesenen  Staatsverwaltungsaus- 
Siehe  Return  1869  a.  a.  O.  II,  p.  353  u.  359  ff. 
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gaben  dem  Staatssäckel  in  London  (exchequer  at  YVestminster)  über- 
wiesen. Wilhelm  IV.  war  der  erste  Monarch,  welcher  diese  schottischen 
Feudalgefälle  ganz  der  Verfügungsgewalt  des  Parlaments  überwies. 
Alle  Verwaltungsausgaben  für  Schottland  sollten  nunmehr  (seit  1830) 
aus  den  Bruttoerträgen  der  Zölle  und  Verbrauchsbesteuerung  von  Schott- 
land getragen  werden,  bis  1854  die  Anordnung,  daß  alle  Steuerbrutto- 
erträge in  die  Staatskasse  gezahlt  werden  müßten,  auch  diesem  alten 
System  der  Radizierung  von  Staatsausgaben  auf  bestimmte  Steuer- 
gefälle ein  Ende  machte.  Damit  wrar  die  Konsolidation  der  Staatsein- 
nahmen von  Schottland  und  England  erreicht. 

Die  Konsolidation  der  Behörden,  welche  die  schrittweise  Kon- 
solidierung der  Staatseinnahmen  seit  1830  nötig  machte,  erfolgte  1832, 
indem  die  Verwaltung  der  Feudalgefälle  dem  schottischen  court  of 
exchequer  abgenommen  und  der  Londoner  Domänendirektion  (com- 
missioners  of  land  revenues)  durch  2/3  Will.  IV.,  c.  112  übertragen 
wurde.  Im  folgenden  Jahre,  1833,  wurden  die  übrigen  Verwaltungs- 
befugnisse des  schottischen  court  of  exchequer,  die  im  übrigen  ganz 
analog  denen  des  englischen  waren,  auf  das  Schatzamt  in  London  über- 
tragen und  dieses  ermächtigt,  die  Ämter  des  schottischen  Kronfiskals 
(King's  remembrancer  in  Scotland),  des  obersten  Rechnungsbeamten 
(auditor  of  exchequer)  und  des  schottischen  Generaleinnehmers  (re- 
ceiver  general)  zu  regeln  und  zu  konsolidieren. 

Für  Irland  wurde  das  Amt  des  irischen  Lord  high  treasurer  (des 
Schatzmeisters)  1793  in  eine  Kollegialbehörde  umgewandelt  (Irish 
act  33  Geo.  III.,  c.  41).  Im  Jahre  1817  wurden  die  beiden  Staats- 
säckel von  England  und  Irland  vereinigt  (56  Geo.  III.,  c.  98),  und  damit 
hörte  die  Kollegialbehörde  des  irischen  Schatzamts  auf.  Der  seit  alters  her 
bestehende  Vizeschatzmeister  (vice-treasurer)  erhielt  das  Kassenan- 
weisungsrecht. Eine  Act  desselben  Jahres  (57  Geo.  III.,  c.  84)  unter- 
stellte die  ganze  Rechnungskontrolle  in  Irland  (auditor  general,  teller 
and  Clerks  of  the  pells)  dem  Schatzamt  in  London.  Einige  Schatzamts- 
verordnungen (treasury  minutes  vom  49.  Juli  1822,  27.  September 
1822  und  3.  Januar  1823)  *)  führten  dies  durch. 

Im  Jahre  1832  (2/3  Will.  IV.,  c.  99)  wurde  die  ganze  irische  Rech- 
nungskontrollverwaltung aufgehoben  und  dem  Rechnungshof  in  London 
(commissioners  of  audit  in  Great  Britain)  unterstellt,  im  Jahre  1836 
(6/7  Will.  IV.,  c.  83),  die  gesetzliche  Ermächtigung  zur  Abschaffung 
der  Ämter  des  Vizeschatzmeisters  und  des  teller  gegeben  und  am 
9.  Mai  1837  (durch  treasury  minute  dieses  Datums)  durchgeführt.  Da- 
mit hörte  auch  das  selbständige  Kassenanweisungsrecht  für  Irland  auf. 

In  der  Justizverwaltung  schwand  zwischen  1850 — 1855  beinahe 
alle  Sondergerichtsbarkeit  der  Palatinate2). 

Siehe  Thomas,  Notes  a.  a.  O.  p.  23  ff. 
2)  Die  Sondergeriehtsbarkeit  der  Palatinate  von  Wales  und  ehester  schwand 
1830  (11  Geo.  IV.  und  1  Will.  IV.,  c,  70),  für  Durhain  und  Lancaster  erst  größten- 
teils durch  die  Judicature  Act  von  1873.  Doch  ist  sie  hier  zum  Teil  noch  erhalten. 
Siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S.  176  f. 
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II.  E.  Chadwicks  Reformen. 

Die   Not    der   arbeitenden    Klassen,   die  Not  der  Armensteuer- 
zahler,  das  waren  schon,  wie  noch  an  anderem  Orte  auszuführen  sein 
wird  (§  iS).  die  Triebkräfte,  welche  wenigstens  auf  dem  Gebiete  der 
^rmenverwaltung  die  Aufhebung  des  alten  Kanzleiverwaltungsprinzips 
in  den  Zentralinstanzen  gebieterisch  forderten. 

Der  Kampf,  den  Edwin  Chadwick  und  das  nach  seinen  Ideen  1834 
eingerichtete  Amt  für  Armenpflege  gegenüber  der  herrschenden  Mei- 
nung zu  fuhren  hallen,  ging  nach  zwei  Richtungen.  Einmal  mußte  das 
Vorurteil  der  Engländer  gegen  das  direkte  Entscheidungsrecht  von 
Verwaltungsbehörden  beseitigl  werden,  und  dieses  war  keine  Kleinig- 
keit, denn  das  Schlagworl  von  den  übelberüchtigten  Kommissionen 
der  Stuarts  war  in  aller  Munde;  sodann  mußte  das  Vorurteil  gebrochen 
werden,  dal.)  das  Parlament  durch  seine  Private-Bill-Gesetzgebung 
da-  einigende  Rand  für  die  Zentralstellen  der  inneren  Verwaltung  dar- 
stellte. Es  mußte  dem  Parlament  dieses  Verordnungsrecht  in  Form  von 
Gesetzen  abgenommen  werden.  Freilich  konnte  das  nicht  mit  einem 
Schlage  geschehen.  Kompromisse  sind  die  ersten  Stadien,  in  denen  sjch 
so  radikale  Reformpläne  zu  verwirklichen  pflegen.  Chadwick  hatte  seine 
Ideen  nichl  Bentham1),  mit  dem  er  sehr  befreundet  war,  zu  danken, 
sondern  dem  französischen  Vorbilde  (siehe  Richardson,  The  health 
of  nations,  vol.  I.  p.  327). 

Chadwick  sagte  selbst  in  seinem  Buche  »on  theevils«,  (p.  2):  »I  may 
observe  t  hat  in  my  Service  I  have  never  followed  any  one,  not  even 
Bentham,  but  have  deduced  my  conclusions  not  even  from  Bentham's, 
bul  solely  from  close  and  important  collections  of  evidence.« 

Was  ihm  als  Ideal  vorschwebte,  war  französische  Zentralisation. 
Schon  L827  sprach  er  sich  in  einem  Aufsatz  über  die  französischen 
gemeinnützigen  Anstalten  für  Gesundheitswesen  dahin  aus,  daß  der 
englischen  Verwaltung  ein  Berufsbeamtentum  fehle.  Deshalb  werde  die 
Einführung  von  Staatsprüfungen  im  kontinentalen  Sinne  notwendig2). 

Als  Chadwick  in  dem  nach  seinen  Ideen  eingerichteten  Zentralamt 
des  Armenamtes  erster  Leiter  wird,  gilt  sein  Wirken  hauptsächlich  der 
Beseitigung  der  lokalen  Dezentralisation,  wie  er  es  nennt  und  wie  sie 
nach  seiner  Auffassung  durch  die  Verwaltung  des  Parlaments,  die  ein 
Berufsbeamtentum  zurückdrängt,  herbeigeführt  würde. 

Eine  erst  im  Jahre  1885  erschienene  Schrift  »Über  das  Übel  der 
mangelnden  Einheit  in  der  Lokal-  und  Zentralverwaltung  und  auch 
über  eine  neue  Zentralisation  für  das  Volk,  zugleich  Verbesserungsvor- 
schläge  der  Gesetzgebung  und  des  Weges  der  Gesetzgebung«  gibt,  ge- 
wissermaßen  als  ein  politisches  Testament  gedacht,  gleichzeitig  eine 
\rt  Rechenschaftsbericht  über  seinen  Kampf.  Dieser  gilt  zunächst  dem, 


1)  Dieses  ist  nämlich  von  Redlich  (Engl.  Lokalverwaltung  1901,  S.  143) 
behauptet  worden. 

2;  Molesworth,  History  of  England  from  the  year  1830-1874,  III,  126  f. 
(Der  Aufsatz  ist  in  der  Westminster  Review  1827  abgedruckt.) 
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was  Chadwick  parlamentarische  Zentralisation  nennt,  d.  i.  Verwal- 
tungstätigkeit des  Parlaments  durch  die  Private-Bill- Gesetzgebung. 
Am  liebsten  hätte  er  natürlich  dafür  ein  allgemeines  Verordnungsrecht 
von  bureaukratisch  organisierten  Zentralbehörden  eingeführt,  so  un- 
gefähr, wie  es  durch  das  Armengesetz  von  1834  dem  Armenamt  ein- 
geräumt war,  höchstens  mit  einem  Recht  des  Parlaments  auf  bloße 
Kenntnisnahme  verknüpft.  Aber  das  war  damals  nicht  zu  erlangen, 
und  so  kam  das  Kompromiß  der  »provisional  Orders«  zustande.  Die 
Zentralbehörde  erläßt  provisorisch  nach  vorgenommener  Untersuchung 
(Enquete),  an  Ort  und  Stelle  eine  Verordnung  für  die  Kommune  X,  und 
diese  Verordnung  gilt  zu  Recht  so  lange,  bis  nicht  die  Kommune  X  oder 
sonst  ein  Interessent  Widerspruch  dagegen  erhebt.  Erfolgt  dieser 
Widerspruch,  dann  unterliegt  die  »provisional  order«  dem  Private- 
Bill-Verfahren1). 

Zuerst  wurde  dies  System  für  die  Zentralinstanz  der  Gemeinheits- 
teilungen und  Einhebungen  (inclosure  commissioners)  eingeführt  1845 2). 

Die  wichtigsten  Vorwürfe,  die  Chadwick  gegen  die  parlamentarische 
Verwaltungstätigkeit  auf  dem  WTege  der  private  acts  erhebt,  ist  die 
große  Kostspieligkeit  und  vor  allem  die  Tatsache,  daß  sich  unlautere 
Interessen,  sinister  interests,  hierbei  geltend  machten3). 

An  Stelle  der  parlamentarischen  Verwaltung  sollten  königliche 
Kommissare  treten.  Dem  Parlament  fehle  die  zu  jeder  Verwaltung  nötige 
berufsmäßige  Vorbildung.  Die  Argumentationen,  daß  zu  solcher  Tätig- 
keit überhaupt  keine  besondere  Sachkenntnis  gehöre,  sondern  daß 
hier  der  natürliche  Menschenverstand  ausreiche,  schlägt  er  mit  den 
Worten:  »Die  Proklamation  der  These,  daß  die  Gesetzgebung  ohne 
besondere  Geeignetheit  und  Arbeit  erledigt  werden  könnte,  daß  bloß 
der  common  sense  nötig  sei,  verkündet  dies  nur  als  die  Grundlage  des 
allgemeinen  Wahlrechts,  um  die  Initiative  der  Gesetzgebung  dem  Un- 
informierten  und  Ignoranten,  was  gleichbedeutend  mit  Schlechtin- 
formierten ist,  in  die  Hand  zu  drücken  .  .  .«.  Hier  zeigt  sich  ganz 
deutlich,  wie  weit  diese  Kritik  des  allgemeinen  Wahlrechts  von  Bent- 
hams  auf  der  Grundlage  allgemeiner  Wahlen  übereinander  gebauten 
Verwaltungsmaschinen  entfernt  ist,  und  wie  wenig  er  dem  Bentham- 
schen  Gedanken  der  »Majoritäten «herrschaft4)  zugetan  ist. 

Auch  das  local  selfgovernment  erklärt  Chadwick  als  eine  hohle 
Phrase.  Das  sei  nur  die  Herrschaft  der  Ignoranten.  Als  Abhilfe  dagegen 
müsse  eine  starke  Zentralbehörde  eingerichtet  werden,  die  mit  Zwangs- 
gewalt, die  Lässigkeit  der  Lokalverwaltung  zu  brechen,  ausgerüstet  sei, 
die  ferner  als  Appellinstanz  zwischen  Lokalverwaltungen  fungiere, 
auch  Interessenmajorisierung  innerhalb  einer  Lokalverwaltung  verhin- 
dere, die  widerstrebenden  Interessen  des  Lokalverbands  versöhne 
und  als  Beraterin  der  Lokalverbände  diene,  auf  daß  sie  Anleitung  er- 

Siehe  darüber  mein  engl.  Staatsrecht,  I.  Bd.,  S.  519. 

2)  Siehe  Clifford,  History  of  Private  Bill  Legislation  I,  p.  676. 

3)  Siehe  auch  mein  englisches  Staatsrecht,  II.  Bd.,  S.  141. 

4)  Siehe  darüber  L.  Stephen,  Utilitarians,  I.  Bd.,  S.  288. 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  43 
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langen,  wie  sie  stehst  hei  der  ihnen  übertragenen  inneren  Verwaltung 
vorzugehen  hätten.  Diese  Zentralbehörde  müsse  die  Befugnis  haben, 
auch  zwangsweise  Zusammenlegung  von  Kommunalverbänden  anzu- 
ordnen,  namenl  lieh,  wenn  dann  die  innere  Verwaltungstätigkeit  leistungs- 
fähiger und  billiger  würde  mal  durch  ihre  entsendeten  Inspektoren  auch 
reststellen  könne,  ob  alles  ordnungsgemäß  von  den  Lokalbehörden 
besorgt  wurde.  Damit  werde  allein  das  Volksgefühl  befriedigt,  das  sich 
stets  zugunsten  einer  vom  Lokalschauplatz  entfernten  und  unparteiischen 
Zentralbehörde  entschieden  habe. 

Die  Verteidiger  der  guten  alten  Zeit  wetterten  heftig  gegen  Chad- 
wick und  seine  Ideen,  namentlich  Toulmin  Smith  (Government  by 
commissions  illegal  and  pernicious,  London  1849,  §  151),  und  seine  Ge- 
sinnungsgenossen sahen  in  Chadwicks  Zentralbehörden  nur  die  alte, 
durch  die  »glorreiche«  Revolution  aufgehobenen  Staatsratskommis- 
sionen.  Der  alle  Schlendrian  der  Friedensrichtertätigkeit,  das  self- 
government  der  landed  gentry,  war  für  sie  ein  unantastbares  Dogma. 
Doch  der  Widerstand  war  vergeblich.  Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts, 
namentlich  seil  dem  Regierungsantritt  der  Königin  Viktoria,  wurden 
neue  Zentralbehörden  eingerichtet,  neue  boards. 

Das  Annenamt,  das  1834  eingesetzt  war  und  sich  später  in  das 
Ministerium  für  Selbstverwaltung  (local  government  board)  um- 
wandelte, w  urde  zum  Modell  dieser  neuen  Zentralbehörden,  welche  mit 
Hilfe  von  Inspektoren  und  berufsmäßig  ausgebildeten  Beamten  und  einer 
starken  Xwangsgewalt  das  neue  England  verwalten.  Allerdings  mußte 
auch  he  r  ein  Kompromiß  mit  der  Volksmeinung  eingegangen  werden, 
auch  diese  neuen  Behörden  wurden  »kollegial«  eingerichtet.  Aber 
dieses  war  bloß  Form,  denn  die  Mitglieder  des  Kollegs  sind  außer  dem 
eigentlichen  Leiter  der  Behörde,  dem  Präsidenten,  nur  die  Chefs  an- 
derer  Zentralstellen,  welche  genug  mit  ihren  eigenen  Verwaltungsge- 
schäften  zu  tun  haben,  um  sich  mit  den  Geschäften  des  board  nicht  zu 
beschäftigen,  dem  sie  nur  formell  als  Mitglieder  angehören.  So  wurden 
das  Ministerium  für  Selbstverwaltung,  das  Ackerbauministerium  und 
das  Handelsamt  eingerichtet.  Jetzt  zum  ersten  Male  lernte  das  englische 
Volk  bureaukratisch  ausgebildete  Zentralbehörden  mit  Zwangsgewalt 
ausgerüstet  kennen  und  schätzen. 

§  47.  Der  Staatsdienst. 
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Außer  den  bereits  oben  zu  §  19  und  §  35  angeführten  noch  besonders  R.  Eaton, 
Civil  Service  in  Great  Britain  (A  history  of  abuses  and  reform,  New  York  1880).  — 

!  ;.  Treatise  on  the  Prerogative,  London  1820,  ch.  VII  81  ff.  -  Cruise, 
A  Digest  of  Law  respecting  Real  Property,  1.  Ausg.  1804—1806,  4.  Ausg.  1895. 

I. 

Im   L8.   Jahrhundert  ist  das  englische  Amtsrecht  noch  immer 
ein  Teil  des  Sachenrechts.   Der  Erwerb  und  Verlust  von  Ämtern  (of- 
II /!•  hl  sich  wie  in  der  vergangenen  Verfassungsperiode  nach  den 
z  u  der  dinglichen  Rechte  und  wird,  bezeichnend  genug,  von 
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den  Rechtstheoretikern1)  in  der  Lehre  vom  Sachenrecht  abgehandelt. 
Ein  dingliches  Amt  besteht  aber  nicht  für  sich  allein,  sondern  hat,  wie 
jede  juristische  Sache,  Pertinenzen  und  Zubehör,  die  selbst  wieder  dinglich 
gedacht  sind.  Dieses  dingliche  Zubehör  sind  wieder  Ämter,  die  von  dem 
Hauptamt  mittels  Patronatsrecht  besetzt  werden.  Diese  Netze  von  ding- 
lichen Ämtern  beschreibt  Ghitty  (p.  81)  noch  zu  Beginn  des  19.  Jahrhun- 
derts mit  folgenden  Worten:  »Es  gibt  verschiedene  untergeordnete  Ämter 
(offices),  welche  untrennbar  mit  solchen  von  hoher  Natur  verbunden 
sind  ...  Da  gilt  es  als  ausgemachter  Grundsatz,  daß  das  höhere  Amt 
(office)  verliehen  werden  muß  mit  allen  seinen  alten  Rechten,  Privilegien 
und  Zubehör.  Der  König  kann  sich  diese  letzteren  nicht  selbst  reservieren 
oder  losgelöst  von  dem  höheren  Amt  an  einen  andern  übertragen,  selbst 
wenn  das  höhere  Amt  vakant  sein  sollte.«  Da  geht  deutlich  hervor, 
daß  nicht  bloß  das  office  als  Eigentum  des  Amtsträgers  gedacht  ist, 
sondern  auch  das  Zubehör  dieses  office,  nämlich  das  Anstellungsrecht 
für  niedere  Ämter,  die  zu  dem  office  gehören.  So  war  also  auch  die 
patronage,  die  zu  einem  Amte  gehörte  und  die  Bestellung  niederer 
Ämter  zum  Rechtsinhalte  hatte,  ein  dingliches  Recht,  das  sogar  dem 
König  gegenüber  gesichert  erscheint. 

Dieser  Auffassung  entspricht  es  auch,  daß  im  18.  Jahrhundert 
eine  damals  auferlegte  Beamtensteuer  von  1/20  des  steuerbaren  Beamten- 
einkommens, wenn  sie  nicht  gleich  bei  der  Auszahlung  des  Gehaltes 
abgezogen  werden  konnte,  von  den  Kommissären  der  Grund  Steuer 
eingeschätzt  und  erhoben  werden  mußte  (31  Geo.  IL,  c.  22,  §  1 — 6 
und  32  Geo.  IL,  c.  33,  §  5)2). 

Die  Kehrseite  dieses  juristischen  Bildes  ist  die  soziale  Auffassung 
der  Beamten,  und  die  besteht  darin,  daß  es  einen  Beamten- 
stand als  sozialen  Beruf  nicht  gibt.  —  Heinrich  VIII. 
und  Elisabeth  hatten  so  etwas  wie  sachkundiges  und  rechtsgelehrtes 
Beamtentum  gedacht  und  gewünscht,  aber,  wie  wir  oben  gesehen  (§  35), 
haben  die  nachfolgenden  Stuarts  aus  Sparsamkeitsgründen  die  Be- 
amtenbesoldung aus  Staatsmitteln  immer  mehr  verringert  und  an 
dessen  Stelle  die  patronage  gefördert.  Infolgedessen  gibt  es  nach  außen 
hin  nur  dingliche  offices  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts.  Diese 
treten  dem  Publikum  gegenüber  als  Träger  der  Staatsgewalt  auf.  Im 
Innern  des  office  sitzen  clerks.  Sie  erhalten  die  Staatsmaschine  im 
Gang.  Sie  kennen  ihre  Verwaltungsroutine,  ohne  besondere  juristische 
Bildung  zu  besitzen.  Aber  sie  sind  nur  Hilfsarbeiter  des  nominellen 
Amtsträgers.  Das  »offizielle  Beamtenrecht«  und  die  »offizielle  Amts- 
organisation« kennt  sie  nicht.  Sie  werden  aus  der  massa  communis,  dem 
»Fonds«  des  Amts,  bezahlt.  Aber  dieser  Fonds  ist  in  der  Hauptsache  aus 
Parteisporteln,  Gebühren,  welche  Parteien  zahlen,  gebildet.  Um  ein 
annäherndes  Bild  von  dieser  Besoldungspolitik  bis  zum  Ausgang  des 
18.  Jahrhunderts  zu  geben,  seien  nur  die  nachfolgenden  Zahlen  der  im 
exchequer  üblichen  Beamteneinnahmen  um  1780  gegeben  :. 

*)  So  z.  B.  von  Cruise  und  Blackstone,  Commentaries  II,  36. 

2)  Siehe  Burn,  The  justice  of  the  peace  1793  III,  p.  242  (verbo  »office«). 
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an  Sportein,  die  ans  vom  Parlament  unkon- 
trollierten Staatsgeldern  gezahlt  wurden.    51  751  £  18  s  5d 

an  Gehaltseinkünften  aus  der  Zivilliste  .  .  .     8  008  »  00»  5  » 

an  Sportein,  die  von  den  Parteien  gezahlt 
wurden   22  929  »  18»  5  » 

zusammen  82  689  £  14  s  1  d. 
\u->  diesen  Zahlen  ergibt  sieh,  einen  wie  großen  Anteil  an  den  Be- 
amteneinkünften  damals  die  Sportein  hatten,  wie  geringfügig  schließlich 
der  ans  der  Zivilliste,  d.  i.  ans  Staatsmitteln  gezahlte  Teil  war  und  wie 
wenig  das  Parlament  auf  diese  Slaatsbeamteneinkünfte  Einfluß  nehmen 
konnte. 

\n  solchem  »Fonds«  hatte  der  nominelle  Träger  des  office,  der 
»patentierte«  Atnlslräger,  den  eigentlichen  Gewinn  und  Löwenanteil. 

Er  war  gewissermaßen  der  »Entrepreneur«,  der  aus  dem  Fonds  die 
unterstellten  Oberbeamlen  und  die  darunter  stehenden  clerks  bezahlte, 
und  stand  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  noch  ganz  so  wie  in  der  Zeit 
der  Stuarts  da.  Kein  Wunder,  daß  die  »Unternehmer«  eines  Amtes 
rücksichtslos  Sportein  nicht  bloß  von  Parteien,  sondern  auch  von 
andern  Staatsämtern  für  Verwaltungshilfe  einforderten,  denn  Einheit 
des  Staatsgedankens  Fehlte  vollständig.  Wenn  es  sich  darum  handelte, 
dal.»  der  l  uh  rneh iner«  des  Amtes  sein  ihm  zukommendes  Einkommen 
schmälern  sollte,  so  hörte  seine  Loyalität  für  das  Staatswohl  auf.  Wer 
hätte  ihm  auch  den  Verlust  ersetzen  sollen?  Als  »Unternehmer«  nützte 
er  sein  Amt  egoistisch  aus,  selbst  dem  Staat  gegenüber,  der  ihn 
angestelH  hatte.  Kein  Wunder,  daß  die  auf  Gnade  und  Ungnade 
einem  solchen  patentierten  Amtsträger  überantworteten  clerks  nur  den 
Charakter  von  Privatangestellten  haben  und  sich  hierbei  weder  mit  den 
Trägern  der  offices  noch  untereinander  als  sozialen  Stand  fühlen. 

Um  sieh  diese  Verhältnisse  in  England  zu  vergegenwärtigen,  ver- 
gleiche  man  sie  einmal  mit  den  preußischen  Beamtenverhältnissen 
des  18.  Jahrhunderts.  Schon  der  große  Kurfürst  hatte  in  seinem  Te- 
stamenl  seine  Nachfolger  ermahnt,  »die  Beamten  zu  erhalten  und  zu 
ivkumpensieren,  daß  sie  auch  zu  Ehren  leben  können  und  nicht  Ursache 
haben  mögen,  auf  andere  Mittel  zu  gedenken  und  sich  korrumpieren  zu 
lassen  und  sonst  auf  niemandes  in  der  Welt  ihr  Absehen  haben«.  Danach 
richten  die  Nachfolger  in  Brandenburg-Preußen  ihre  Beamtenpolitik 
ein1). 

In  England  sprach  Edmund  Burke,  wie  wir  noch  hören  werden, 
L00  Jahre  später  ähnliche  Worte,  aber  sie  verhallten  damals,  um  erst  in 
den  30er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  verwirklicht  zu  werden. 
Friedrich  W  ilhelm  I.  räumte  1713  mit  den  Naturaldeputaten  auf,  — 
in  England  war  davon  am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  noch  keine 
Rede.  Er  schuf  nicht  bloß  ein  auskömmliches  Besoldungssystem, 
sondern  er  war  es  auch,  der  von  1713  ab2),  um  seine  landesfürstliche 


xi  Siehe  Schmoller,  Acta  borussica  6.  Abt.,  I.  Bd.,  S.  128. 
2j  Siehe  Schmoller  a.  a.  O.  127/133. 
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Allgewalt  durchzusetzen,  die  durch  keinerlei  Präsentation  und  Wahl- 
recht geschmälerte  königliche  Ernennung  der  Beamten  durchführte. 
Wie  hätte  er  es  gehalten,  wenn  man  ihm  einen  Satz  vorgetragen  hätte, 
wie  ihn  Chitty  für  England  noch  in  den  20  er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts vorträgt:  der  König  soll  nicht  über  die  zu  einem  Amt  ge- 
hörigen patronage  eigenmächtig  verfügen  dürfen  ? 

Die  Übelstände,  die  dem  englischen  Beamtenwesen  im  Beginn  des 
18.  Jahrhunderts  anhafteten,  erkannte  schon  Edm.  Burke  und  tadelte 
sie  heftig.  Als  er  den  Plan  seiner  Verwaltungsreform  im  Jahre  1780 
dem  Unterhause  vorlegte1),  verlangte  er  die  Beseitigung  einer  Reihe 
von  Sinekuren  im  Hofstaat,  in  den  Krondomänen  usw.  Andere  Sinekuren, 
wie  sie  z.  B.  in  dem  damaligen  exchequer  vorhanden  waren,  sollten 
aufrechterhalten  bleiben,  um  sie  als  Pensionen  für  wohlverdiente  Be- 
amte zu  verwenden,  denn,  so  fügte  er  hinzu,  Grundsatz  jeder  Staatsver- 
fassung sei,  daß  öffentlicher  Staatsdienst  vom  Staate 
bezahlt  werden  müßte,  und  zwar  über  den  Tageslohn  hinaus, 
den  man  bisher  nach  Gutdünken  der  Krone  erhielte.  Dann  sollten  solche 
Pensionen  von  Söhnen  geerbt  werden,  auf  daß  sie  diese  durch  die  ehrfurcht- 
gebietende Hand  väterlicher  Güte,  nicht  infolge  der  Bande  sklavischer 
Abhängigkeit  von  der  Krone  zugewiesen  erhielten.  Was  für  ein  selt- 
sames Schauspiel  müßte  es  doch  sein,  den  Sohn  eines  verdienten  Staats- 
mannes um  Brot  betteln  zu  sehen  vor  der  Türe  eben  jenes  Finanzmini- 
steriums, in  welchem  wohl  sein  Vater  die  Ausgaben  eines  Weltreiches 
und  das  Glück  und  den  Ruhm  seines  Vaterlandes  gefördert  hatte. 
Auch  die  Grundsätze  der  wichtigen  Besoldungspolitik  streift  Burke  im 
Vorbeigehen.  Aus  den  Volkspetitionen  auf  Verwaltungsreform  habe  er 
entnommen,  daß  es  eine  Reihe  von  Amtsstellen  in  England  gäbe,  die 
Sportein  bezögen,  welche  weit  über  die  wirkliche  Effektivität  jener 
gingen.  Da  aber  eine  parlamentarische  Untersuchung  über  diesen 
Gegenstand  damals  fehlte  —  sie  lag  erst  1785  vollständig  vor 
(Report  on  Fees  etc.  G.  P.  1785,  vol.  X.)  — ,  so  enthielt  er  sich  einer 
eingehenderen  Besprechung  der  Frage.  Nur  so  viel  stellte  er  fest,  daß, 
wenn  das  Prinzip  einer  ausreichenden  Entschädigung  für  effektiven 
Staatsdienst  gefordert  würde,  Uniformität  der  Besoldung  vom  Übel  wäre. 
Was  für  eine  Art  von  staatsdienstlicher  Arbeit  eine  angemessene  Be- 
soldung sei,  sei  Betrug  und  Entmutigung  für  eine  andere.  Jedenfalls 
seien  Männer  abzuweisen,  die  ohne  Gehalt  dem  Staate  dienen  wollten; 
denn  dies  verhindere  treue  Amts  Verwaltung  und  nähre  nur  Habsucht 
und  Raubgier  der  Beamten.  Denn  sei  Reichtum  Macht,  so  sei  umgekehrt 
Macht  auch  immer  bestrebt,  Reichtum  anzuziehen,  auf  die  eine  oder 
andere  Weise,  und  wenn  Menschen  kein  anderer  Weg  zur  Bestimmung 
ihrer  Einkünfte  überlassen  bleibe,  als  sie  sich  selbst  zu  verschaffen, 
dann  fänden  sie  eine  unendliche  Zahl  von  Mitteln  hierzu. 

In  diesen  WTorten  lag  wohl  die  schärfste  Verurteilung  der  bisherigen 
Besoldungspolitik,  die  die  Beamten  gering  oder  gar  nicht  bezahlte,  son- 


*)  Siehe  oben  §  46  I. 
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dem  auf  Sportein  und  Nebeneinkünfte  anwies,  in  deren  Vermehrung 
man  geradezu  erfinderisch  war.  Fixierung  der  Beamtengehälter  an 
Stelle  de!'  Sportelbesoldung  is1  es,  was  Burke  mit  obigen  Worten  ver- 
lang! . 

So  blieben  der  Folgezeit  zwei  Aufgaben,  deren  Verwirklichung 
nichts  weniger  bedeutet  als  die  Schaffung  eines  Beamtenstandes  als 
Laiberuf:  ein  richtiges  Besoldungssystem  und  die  Schaffung  von 
Ruhegehältern  aus  Staatsmitteln.  Ehe  wir  auf  die  Einzelheiten  der  Re- 
Formen  eingehen,  sei  nachdrücklich  darauf  hingewiesen,  daß  sie  niemals 
SO  umfassend  hätten  vorgenommen  werden  können,  wenn  sie  nicht  — 
und  zwar  schon  im  Sinne  Burkes  —  an  das  Problem  geknüpft  worden 
wären,  wie  das  Parlament  durch  sie  eine  Kontrolle  über  die  Beamten- 
gehälter  gewinnen  konnte1).  Auch  darin  betätigte  sich  also  der  Geist 
unserer  Verfassungsperiode,  die  die  Begründung  und  Vorherrschaft 
der  parlamentarischen  Regierung  bedeutet. 

II.  Die  neue  Besoldungspolitik. 

Schon  die  im  Jahre  1780  eingesetzten  commissioners  of  public 
accounts  empfahlen  in  ihrem  6.  Report  die  Einführung  fixer  Gehälter 
der  Beamten.  Nur  betreffs  des  exchequer  wurde  dies  1783  (Gesetz  23 
Geo.  I  I  [.,  c.  82)  eingeführt  und  ein  Fonds  hier  eingerichtet,  in  den  die 
Sportein  der  verschiedenen  Amtsstellen  gezahlt  werden  sollten.  Ihm 
sollten  zunächst  die  fixen  Saläre  entnommen  und  der  Überschuß  im 
Verhältnis  1  :2  zwischen  der  königlichen  Zivilliste  und  dem  sinking 
fund,  der  zur  Abtragung  von  Staatsschulden  eingerichtet  war,  aufge- 
teilt werden.  Als  dann  1787  der  konsolidierte  Fonds  eingerichtet  wurde, 
sollten  jene  Überschüsse  nun  ganz  in  ihn,  also  in  die  Staatskasse,  ein- 
gezahll  werden  (59  Geo.  III.,  c.  22). 

Die  Kommission,  die  von  1780 — 1785  über  die  Besoldungsfragen 
beriet,  empfahl  ebenfalls  die  Einführung  fixer  Gehälter. 

hi»'  im  Jahre  1785  nach  der  Act  25  Geo.  III.,  c.  19  eingesetzten 
Untersuchungskommissäre,  die  den  Stand  der  Beamteneinkünfte  zu 
prüfen  hatten,  empfahlen  dringend  wieder  die  Einführung  fixer  Be- 
amtengehälter  für  alle  Verwaltungsbehörden.  In  jedem  Verwal- 
bungsdepartement  sollte  ein  Fonds  eingerichtet  werden,  aus  welchem 
die  fixen  Saläre  zu  bestreiten  wären,  das  Manko  sollte  aus  vom  Par- 
ia mente  bewilligten  Geldern  gedeckt  werden.  So  wurde  nun  überall 
fee-funds  eingeführt,  damit  aber  hörte  das  Sportelunwesen  keineswegs 
auf.  Während  es  schon  1834  für  die  Exchequerbehörde  abgeschafft 
wurde,  blühte  das  Fee-Fund-System  in  den  übrigen  Behörden  bis  1848 
weiter,  trotzdem  es  den  Nachteil  hatte,  daß  dem  Parlament  jeder  Ein- 
blick  in  die  Höhe  der  Beamtengehälter,  die  daraus  gezahlt  wurden, 
verschlossen  blieb.  Keine  Silbe  über  sie  war  damals  in  den  dem  Par- 
kte alljährlich  vorgelegten  Übersichten  der  Staatseinnahmen  und 
E  ben  zu  linden:  und  dies  alles  trotzdem  ein  Unterhauscommittee 


M  Siehe  oben  §  46. 
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von  1837  (C.  P.  1837,  Nr.  162  und  277)  die  Abschaffung  der  Sportelwirt- 
schaft,  Zahlung  der  Gebühren  in  Form  von  Stempeln  und  Aufhebung 
der  verschiedenen  fee-funds  verlangt  hatte. 

Erst  1848  veranlaßte  ein  Unterhauscommittee  »on  miscellaneous 
expenditure«  (G.  P.  1847/8,  Nr.  543)  die  Einzahlung  aller  Sportein 
nicht  mehr  wie  bisher  in  die  verschiedenen  fee-funds,  sondern  in  die 
Staatskasse.  Nun  erst  konnten  seit  1849/50  alle  Beamtengehälter  und 
Pensionen  in  ihrer  Gänze  vom  Parlamente  bewilligt  werden,  wodurch 
sie  auch  unter  seine  vollständige  Kontrolle  kamen. 

Die  Gehälter  der  Richter  und  der  Beamten  der  Gerichts- 
höfe, die  teils  ebenfalls  auf  die  Zivilliste  gelegt  waren,  teils  aus  Sportein 
bestanden,  wurden  unter  dem  Einflüsse  der  Reformideen,  wie  folgt, 
geregelt. 

Ein  großer  Teil  der  irischen  Richtergehälter  wurde  nach  der  Thron- 
besteigung Wilhelms  IV.  durch  Gesetz  2/3  Will.  IV.,  c.  116,  die  englischen 
Richterstellen  schon  seit  1799  (39  Geo.  III.,  c.  110,  s.  7;  dann  53  Geo.  III., 
c.  153,  6  Geo.  IV.,  c.  82,  s.  10;  6  Geo.  IV.,  c.  84,  s.  4),  in  größerer  Zahl 
aber  erst  unter  der  Königin  Victoria  von  1839 — 1852  (siehe  Bd.  I, 
S.  539)  auf  den  konsolidierten  Fonds  gewiesen;  seit  1808  (48  Geo.  III., 
c.  145),  1839  (2/3  Vict.,  c.  36)  und  1854  (17/18  Vict.,  c.  94)  auch  die 
der  schottischen  Richter.  Seit  dieser  Zeit  sind  alle  Richtergehälter, 
auch  diejenigen  von  Richterstellen,  die  dann  später  geschaffen  wurden, 
aus  derselben  Geldquelle  gezahlt  worden  (England:  32/3  Vict.,  c.  92, 
s.  12,  sch.  3,  pt.  1;  35/6  Vict.,  c.51;  36/7  Vict.,  c.  66,  s.  15.  Schottland: 
35/6  Vict.,  c.  51,  s.2;  50/1  Vict.,  c.  35,  s.  45.  Irland:  35/6  Vict.,  c.  51 
und  40/1  c.  57,  s.  20). 

Die  Gehälter  der  Subalternbeamten  in  den  Gerichtshöfen,  die 
bisher  meist  aus  Sportein  bestanden  hatten,  wurden  nach  einer  gründ- 
lichen Ausmerzung  der  Sinekuren,  die  allerdings  bis  in  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  fortdauerten,  anfangs  aus  Sportelfonds  (fee-funds) 
bestritten  (seit  1825!),  bis  1865  die  Akte  29/30  Vict.,  c.  101  einen  Teil 
dieser  Beamten  auf  den  konsolidierten  Fonds  wies,  einem  andern  Teil 
jährliche  Parlamentsbewilligung  der  Gehälter  sicherte.  Dieselbe  Akte 
veranlaßte  auch,  daß  die  seit  28/9  Vict.,  c.  45  in  Stempelform  gezahlten 
Gerichtsgebühren  in  die  Staatskasse  und  nicht  mehr  in  die  Sportelfonds 
flössen. 

III.  Die  Reform  der  Beamtenpensionen. 

Sie  begann  mit  der  Einsetzung  jener  oft  genannten  Kommission 
von  1780 — 1785,  die  über  den  damaligen  Stand  der  Beamtenbesoldung 
und  des  Pensionswesens  berichten  sollte. 

Diese  empfahl  dringend  die  Einrichtung  von  Pensionen,  welche  den 
Beamten  unabhängig  von  jeder  WTillkür  und  Laune  verliehen  werden 
sollten  (»an  establishment  which  should  entitle  him  to  a  provision  upon 
retirement,  not  dependent  upon  caprice  or  accident,  or  arising  from 
perpetuation  of  abuses,  but  known  and  certain,  free  from  competition 
of  individuals  or  animadversion  of  the  public«).  Wie  erinnert  dies  doch 
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an  Burkes  Wunsch,  daß  diese  Zahlungen  nicht  nach  der  Dringlichkeit 
des  Pensionswerbers,  sondern  nach  der  Billigkeit  der  Forderung  und  nach 
»lein  Verdienste  geleistet  würden! 

Im  Jahre  L799  wurden  zuerst  die  wichtigsten  Richterpensionen 
auf  »Ich  konsolidierten  Fonds  gewiesen  (39  Geo.  III.,  c.  110),  1800  (durch 
irische  Akte  iO  Geo.  [IL,  c.  69,  die  dann  auch  nach  der  Vereinigung  mit 
England  als  wirksam  anerkannt  wurde)  auch  die  wichtigsten  irischen 
und  [808  (durch  i8  Geo,  [IL,  c.  L45)  die  schottischen. 

Im  Jahre  1803  wurde  durch  Schatzamtsverordnung  eine  Art  Pen- 
sionswesen  Für  die  Zollbeamten  (ungerichtet;  danach  sollten  die  Pen- 
sionen  aus  den  Bruttoerträgen  der  Zölle  gezahlt  werden.  Ein  Unterhaus- 
committee  von  1808  (od  public  expenditure)  empfahl  dann  die  Er- 
weiterung  dieser  Maßnahmen  auf  die  übrigen  Verwaltungszweige.  Dem 
entsprach  auch  ein  Gesetz  von  1810  (50  Geo.  III.,  c.  117),  welches  zu- 
gleich  anordnete,  daß  dem  Parlamente  jährlich  eine  Übersicht  über  die 
Pensionen  vorgelegt  würde,  damit  es  durch  sein  Votum  sie  bewilligen 
könnte.  Freilich  bezog  sich  diese  parlamentarische  Kontrolle  nur  auf 
jene  Verwaltungsbehörden,  welche  keinen  »fee-fund«  eingerichtet 
hatten,  als.«  nicht  auf  die  Beamten  des  Schatzamtes,  der  Staatssekre- 
tariate,  des  Staatsrats  (privy  Council)  und  des  Handelsamts.  Hier 
wurden,  unkontrolliert  vom  Parlamente,  die  Beamtenpensionen  aus  dem 
für  jedes  Departement  eingerichteten  fee-fund  bestritten.  Aber  auch 
für  die  übrigen  Departements  war  anfangs  die  parlamentarische  Pensions- 
kontrolle keine  vollständige.  Das  Parlament  hatte  zwar  Pensions- 
-ii m in» 'ii  in  Bausch  und  Bogen  zu  bewilligen,  erfuhr  aber  niemals  die 
Namen  der  Pensionswerber  und  wie  ihre  Ansprüche  begründet  waren. 
Ersl  seit  1820  wurde  es  auch  hierüber  informiert.  Die  große  Last,  die 
dem  Staate  aus  der  Tragung  der  Pensionen  nunmehr  erwuchs,  führte 
dazu,  L82J  die  Pensionslast  auf  die  Interessenten  selbst  abzuwälzen. 
Durch  Gesetz  (3  Geo.  IV.,  c.  113)  wurde  ein  sog.  »superannuation 
fund«  gegründet,  und  zwar  durch  prozentuale  Abzüge  von  den  Beamten- 
gehältern.  Freilich  wurde  vorgesehen,  daß,  wenn  ein  Beamter  vor  seiner 
Pensionierung  stürbe,  seine  Angehörigen  die  gemachten  Abzüge  von  dem 
l'i-ht  riovn  Jahresgehalte  zurückerhielten.  Diese  letztere  Bestimmung 
erwies  sich  als  höchst  unpraktisch  und  führte  1824  zur  Auflösung  der 
Pensionsfonds.  Dieselben  wurden  dann,  auf  Anempfehlung  eines  Unter- 
nauscommittees  von  1828,  im  folgenden  Jahre  wieder  eingerichtet. 
Seil  1836  (gemäß  dem  Gesetz  4/5  Will.  IV.,  c.  24)  wurden  jedoch  vom 
Parlamente  nur  seine  Zuschüsse,  also  nur  die  Gelder  abzüglich  jener 
Gehaltsreduktionen,  die  sich  jeder  Beamte  zur  Füllung  des  Pensions- 
fonds  gefallen  lassen  mußte,  bewilligt.    Von  1848/49  wurden  die  Ab- 

iie  hl  mehr  in  den  Pensionsfonds,  sondern  in  die  Staatskasse  ge- 
zahlt, bis  L857  (durch  20/21  Vict.,  c.  37)  die  Gehaltsabzüge  ganz  auf- 

n  und  der  Staat  allein  die  Pensionslast  übernahm. 

Damit  war  freie  Bahn  geschaffen  für  die  Akte  von  1859  (22  Vict., 
c.  26),  durch  welche  das  englische  Pensionswesen  ganz  auf  seine  heutige 
Grundlage  gestelH  wurde.   Nun  erst  war  der  Burkesche  Gedanke  ver- 
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wirklicht,  daß  der  Staat  allein  die  Ruhegehälter  seiner  Beamten  zu 
zahlen  habe  und  das  Parlament  darüber  wachsame  Kontrolle  üben 
müßte. 

So  wurden  die  Burkeschen  Ideen  verwirklicht.  Daß  aber  jedem 
nach  Verdienst  sein  Amt  zuteil  wurde,  wurde  erst  möglich,  als  unter 
dem  Einflüsse  von  Chadwick  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  das 
System  der  Staatsprüfungen  im  englischen  Staatsdienst  Eingang  fand1). 
Daß  auch  dieser  Reformplan  bloß  eine  Verwirklichung  Burkescher 
Ideen  war,  sagte  Chadwick  selbst  im  Jahre  18562). 

§  48.  Die  Lokalverwaltung. 

Literatur:  Außer  der  zu  §35  angeführten  die  weiter  unten  am  ein- 
schlägigen Orte  besonders  angegebene. 

Die  juristische  Struktur  der  englischen  Lokalverwaltung  hatte 
sich  aus  dem  Mittelalter  in  der  Form  des  Passivverbandes  in  England 
erhalten.  Jedes  absolut  regierte  Land,  das  eine  Gemeindefreiheit  im  Sinne 
mittelalterlicher  Ungebundenheit  niemals  hat  aufkommen  lassen,  kann 
diesen  Passivverband  nicht  entbehren.  Kirchspiel,  Hundertschaft,  Graf- 
schaft und  Stadt  waren  in  England,  ebenso  wie  Mir  undVolost  in  Rußland, 
nur  als  Pflichtgenossenschaften  anerkannt.  Formal-juristisch  betrachtet 
waren  demnach  Grafschaft  und  Hundertschaft  und  das  Kirchspiel  nur 
Pflichtgenossenschaften,  und  man  heischte  von  ihnen  nur  Tragung 
von  Kollektivlasten.  Für  den  König  kamen  sie  ebenso  wie  die  Städte 
nur  insofern  in  Betracht,  als  sie  Leistungen  für  den  Staat  vornahmen3). 
Und  ähnlich  bestanden  für  die  Städte  Kollektivpflichten,  nur  daß  diese 
Kollektivpflichten  hier  bestimmten  Privilegien  und  Rechten  entsprachen, 
welche  die  Städte  durch  charter  erkauft  hatten. 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  eigentümlichen  Ausgestaltung  der 
englischen  Lokalverwaltung  durch  Pflichtgenossenschaften,  die  sich 
in  ihren  äußeren  Formen  bis  ins  19.  Jahrhundert  erhielten,  steht  die 
Tatsache,  daß  die  große  Masse  der  Verwaltungsgeschäfte  in  der  Graf- 
schaft, im  Kirchspiel,  in  der  Stadt  sich  in  der  Form  des  Gerichtsver- 
fahrens bewegte,  so  wie  der  mittelalterliche  Prozeß  im  Grafschafts-, 
Hundertschafts-,  Stadt-  und  Kirchspielgericht  vor  sich  gegangen  war. 
Das  mittelalterliche  »presentment«,  die  Anzeige,  die  die  Jury,  das 
sind  die  Gemeindegenossen  im  Nachbarnverband,  den  Kommunal- 
beamten oder  den  Staatsbeamten  und  reisenden  Richtern  zu  machen 
hatte,  war  selbst  noch  im  18.  Jahrhundert  diejenige  Form,  in  welcher 

x)  Siehe  darüber  mein  engl.  Staatsrecht  II,  578  ff. 

2)  Papers  relating  to  the  reorganisation  of  the  Civil  Service  1856,  p.  222: 
»should  the  principles  proposed  be  allowed  a  fair  Operation  Her  Maj.'s  Government 
will  succeed  in  doing  what  Mr.  Burke  altempted.« 

3)  Siehe  darüber  meine  Selbstverwaltung  in  politischer  und  juristischer  Be- 
deutung, 1898,  S.  7  ff.  und  Webb,  English  Local  Government  from  the  Revolution 
to  the  Municipal  Corporations  Act,  p.  306:  »in  the  eye  of  the  law  the  county  was 
not,  in  fact,  any  more  than  the  parish,  but  an  Organisation  of  local  self-govern- 
ment.   Like  the  parish,  but  on  a  higher  plane,  it  was  a  unit  of  Obligation.« 
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Polizeiwidrigkeil  zur  Anzeige  gebracht  wurde  und  durch  welche  wichtige 
Verwaltungsaufgaben  in  der  Stadt  oder  im  kommunalverband  zu  all- 
gemeiner  Kenntnis  gebracht  wurden.  Unter  diesen  presentments 
tanden  sich  die  Inzeigen  der  Kirchspiel-  und  Hundertschaftsjury, 
wenn  sie  sich  gegen  ihre  Kirchspielsbeamten  und  gegen  die  grund- 
herrlichen Beamten  des  in  der  Nachbarschaft  begüterten  Lords  be- 
schwerten.  Das  presentmenl  war  die  Form,  wodurch  Kirchspiele  an- 
gezeigl  wurden,  wenn  sie  es  versäumten,  den  Grundstock  ihres  Ver- 
dens in  Ordnung  zu  halten  oder  die  Gemeindewege  und  die  kleinen 
Brüi  ken  innerhalb  des  Kirchspiels  in  gutem  Zustand  zu  erhalten.  Das 
presentmenl  war  die  Korm,  um  gegen  eine  Hundertschaft  eine  Polizei- 
widrigkeil  zur  Anzeige  zu  bringen,  durch  welche  Schaden  irgendeiner 
Pi  rson  zugefügl  wurde.  Es  war  die  Form,  um  sie  zu  veranlassen,  Brücken 
und  Gefängnisse,  die  ihrer  Obsorge  unterstanden,  in  gutem  Zustande  zu 
erhalten.  Aber  auch  die  Grafschaft  war  dieser  Anzeige  durch  pre- 
sentmenl  ausgesetzt,  wenn  sie  die  Grafschaftsbrücken  und  das  Graf- 
schaftsgefängnis  aichl  im  guten  Zustande  erhielt. 

Solche  Anzeigen  w  urden  gewöhnlich  vor  die  höheren  Kommunal- 
beamten.  die  Friedensrichter  und  vor  die  reisenden  Richter  gebracht :  er- 
wiesen  sie  sieh  als  richtig,  dann  wurde  die  Anklage  (indictment)  er- 
hoben. \l>er  man  vergesse  das  eine  nicht,  daß  es  sich  hier  gar  nicht 
um  Kriminalvergehen  handelte,  sondern  um  Beseitigung  von  Polizei- 
widrigkeil  und  um  Herstellung  polizeigemäßer  Zustände. 

In  diesen  mittelalterlichen  Prozeßformen  bewegte  sich  aber  die 
gesamte  Grafschaftsverw^altung  selbst  am  Ausgange  des  18.  und  zu 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  da  eine  ganze  Reihe  anderer  Pflichten 
und  \  ei  w  altungsaufgaben  den  Kommunalverbänden  aufgelastet  wurden. 
M;m  ließ  sich  gern  diese  mittelalterliche  Prozeßform  gefallen,  weil  sie  in 
;i|]<'u  Beherrschten  den  Glauben  erhielt,  daß  jene  Verwaltungsaufgaben 
auf  die  einzelnen  in  richterlicher  Billigkeit  aufgeteilt  würden,  »gemäß 
der  -trengen  Regel  und  dem  stracken  Lauf  des  Rechts«,  wie  Lambard 
in  seinem  Eirenarcha  um  1581  sagt. 

\l>er  Pflichtgenossenschaft  und  mittelalterliche  Prozeßform  waren 
nur  der  äußere  Schein,  hinter  dem  kräftiges  Leben  in  ganz  anderen  Formen 
pulsierte.  Und  nun  kommen  wir  zur  zweiten  Eigentümlichkeit  der 
Kommunalverbände.  In  der  juristischen  Form  sind  sie  Pflichtgenossen- 
schaften, in  ihrer  faktischen  Wirksamkeit  haben  sie  aber  die  freieste 
Autonomie  und  entwickeln  das  regste  Selbstverwaltungsleben  nur 
aus  dem  Grunde,  weil  niemand  außer  dem  Parlament  und  den  Reichs- 
gerichten  vorhanden  ist,  um  sie  zu  kontrollieren.  Unter  den  Tudors 
und  Stuarts  war  es  der  Staatsrat,  der  sie  in  polizeilicher  Weise  bevor- 
mundete. Die  puritanische  und  die  glorreiche  Revolution  hatten  aber 
dn-e  Bevormundung  weggeräumt,  und  nun  hatten  all  jene  passiven 
Verbände  in  W  irklichkeit  freiestes  Leben,  allerdings  ein  Leben,  das  sich 
oichl  in  juristischen  Formen  vollzog,  sondern  in  Form  von  Konventional- 
geradeso wie  das  englische  Parlament  und  die  englische  Ver- 
2  zum  größten  Teil  von  solchen  Konventionsregeln  beherrscht 
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wurden.  Diese  sozialen  Normen  entwickeln  sich  überall  dort,  wo  alte 
Rechtsnormen  sich  den  neuen  Verhältnissen  anpassen  müssen. 
Die  englische  Lokalverwaltung  des  18.  Jahrhunderts  ist  ein  deutliches 
Beispiel  dafür. 

I.  Die  Grafschaft1). 

Wir  wollen  zunächst  das  Bild  der  Grafschaft  geben,  wie  es  den  alten 
Rechtsformen  der  Pflichtgenossenschaft  entsprach,  um  dann  jenes 
Leben  zu  schildern,  welches  die  alten  Formen  gewissermaßen  um- 
rankte und  sich  in  den  metajuristischen  Normen,  in  Konventional- 
regeln  bewegte. 

1.  Die  Heeres-  und  Gerichtsverwaltung  sowie  die  Friedensbewahrung, 
die  zum  großen  Teil  mit  unserer  kontinentalen  Sicherheitspolizei  zu- 
sammenfällt, besorgt  der  Staat  durch  die  Grafschaftsverbände  (coun- 
ties).  Wie  gewinnt  er  nun  den  entsprechenden  Kollektivwillen  des 
Grafschaftsverbandes  ?  Durch  zweckmäßige  Verteilung  von  Rechten 
an  Individuen  des  Grafschaftsverbandes  und,  wo  er  ein  genügendes 
Interesse  nicht  vorfindet,  das  er  zum  rechtlichen  erheben  könnte,  durch 
Aufstellung  staatsbürgerlicher  Kommunalpflichten  auf  Grund  seines 
imperium. 

Vor  allem  das  Heereskontingent  der  Grafschaftsmiliz  ist  nach 
Grafschaften  aufgeteilt2).  Daneben  besteht  aber  die  Wehrpflicht  als 
ordentliche  und  persönliche  Dienstpflicht  für  jeden,  der  einen  Minimal- 
besitz von  100  £  in  der  Grafschaft  hat.  Doch  ist  diese  Dienstpflicht 
nur  als  in  der  Grafschaft  zu  leistende  gedacht3). 

Die  Offizierstellen  sind  Ehrenämter,  welche  angenommen  werden 
müssen,  sind  auch  nichts  anderes  als  Kommunalpflichten,  welche  mit 
einem  bestimmt  großen  Besitz  in  der  Grafschaft  verbunden  sind.  Aller- 
dings das  Ehrenamt  hat  noch  einen  anderen  Charakter.  Solange  der  im 
Ehrenamt  gelegene  ideale  Lohn  als  solcher  empfunden  wird,  ist  es  ein 
Recht,  wird  aber  seinem  Inhaber  sofort  in  seiner  Pflichtnatur  bedeutsam, 
sobald  dieser  sich  des  Amts  entledigen  will4). 

An  der  Spitze  der  Heeresverwaltung  und  gleichsam  sie  in  Be- 
wegung setzend,  stehen  der  Lordlieutenant5)  und  seine  Deputylieutenants, 
ebenfalls  Ehrenämter.  Diese  üben  wichtige  Funktionen,  die  das  System 
der  Grafschaftsmiliz  notwendig  ergänzen. 

x)  Das  Hauptwerk  für  diese  Epoche:  Sidney  and  Beatrice  Webb,  English 
Local  Government  from  the  Revolution  to  the  Municipal  Corporations  Act:  The 
Parish  and  the  County,  London  1906.  S.  auch  Adolphus,  The  political  State  of  the 
British  Empire.  1818,  4  vols. 

2)  Durch  die  sog.  Additional  Defence  Act  44  Geo.  HL,  c.  56.  Siehe  Adolphus 
a.  a.  O.  vol.  II,  p.  347.  Die  Grafschaftsmilizen  zählen  im  18.  Jahrh.  800  000  Mann, 
das  stehende  Heer  bloß  260  000  Mann.   Adolphus  a.  a.  O.  II,  p.  285. 

3)  Siehe  Adolphus  a.  a.  O.  vol.  II,  p.  282  und  p.  330  i.  fine. 

4)  Siehe  Blackstone,  Commentaries,  I,  p.  348. 

5)  Adolphus,  vol.  II,  p.  324—328.  Vauthier,  Le  gouvernement  local  de  i'Ang- 
leterre,  1895,  p.  58.  —  Dieser  Posten  wird  heutzutage  gewöhnlich  von  dem  Haupt 
der  Friedensrichter,  dem  custos  rotulorum,  versehen.  Siehe  auch  Adolphus  a.  a. 
O.  vol.  II,  p.  575. 
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Der  Lordlieutenanl  oder  der  custos  rotulorum,  das  Haupt  jeder 
Grafschaft,  ist  eine  Persönlichkeit  von  hohem  Rang,  ein  Peer  oder  ein 
großer  Grundbesitzer,  der  seit  der  Revolution  gewöhnlich  mit  dem  Amt 
eines  Lordlieutonants  der  Grafschaftsmiliz  auch  das  Archiv  der  Graf- 
schaft überwachl  (daher  custos  rotulorum). 

Durch  die  eben  geschilderte  Art  der  Verteilung  von  Pflichten  und, 
wenn  man  die  Ehrenämter  auch  von  der  Seite  des  in  ihnen  enthaltenen 
idealen  Lohnes  ansieht,  auch  von  Hechten  an  die  Besitzenden  in  der 
Grafschaft  isl  die  Möglichkeit  einer  Kollektivtätigkeit  der  Graf- 
schaft für  Staatszwecke  gegeben,  die  allerdings  ihren  Zusammenhalt 
in  der  auf  der  Grafschaft  ruhenden  Pflicht  zur  Stellung  ihres  Kontin- 
gent -  findet.  Die  Realisierung  dieser  durch  Gesetz  gegebenen  Mog- 
ln hkeil  erfolgl  aber  nur  durch  eine  wirkliche  Verteilung1)  dieser  Rechte 
mal  Pflichten  an  jeden  einzelnen  Grafschaftsgrundbesitzer,  kurz  durch 
.  ine  Konkretisierung  der  Gesetzesbestimmungen  für  jeden  einzelnen 
Fall.  Diese  wird  nun  auf  dem  Gebiet  der  Milizverwaltung  vom  Lord- 
lieutenanl  und  seinen  Deputylieutenants  gehandhabt2). 

Durch  diese  beiden  Elemente:  gesetzliche  Verteilung  von  Pflichten 
und  Rechten,  Konkretisierung  im  Einzelfall  wird  der  Kollektivwille 
der  Grafschaft  für  Heereszwecke  erzeugt. 

Analog  ist  die  Tätigkeit  der  Grafschaft  für  die  Zwecke  des  Ge- 
richts- und  Polizeiwesens. 

Im  Gerichtswesen  war  notwendig  schon  früh  die  Erkenntnis  ge- 
reift, daß  eine  unparteiische  Rechtsprechung  durch  die  Gemeinde- 
genossen  sich  nicht  durchführen  lasse3),  und  mit  Ausgang  der  norman- 
nischen Periode  hatte  sich  die  Mitwirkung  der  Gemeindegenossen  auf 
die  Erhebung  der  Anklage  und  das  Beweisverfahren  beschränkt.  Im 
18.  Jahrhundert  war  dieser  Geschworenendienst4)  in  der  Weise  or- 
ganisiert,  daß  eine  entsprechende  Verteilung  von  Pflichten5),  geknüpft 
in  ein  Grundbesitzminimum  in  der  (Gemeinde)  Grafschaft,  die  Kol- 
lektivtätigkeit  der  Grafschaft  als  Zivil-,  Anklage-  und  Urteilsjury  (im 
Strafverfahren)  erzeugt.  Um  den  Kollektivwillen  für  diese  Zwecke  auch 
wirklich  in  Aktion  zu  setzen,  kommt  hier,  ähnlich  wie  im  System  der 
Grafschaftsmiliz,  zur  gesetzlichen  Normierung  die  Konkretisierung 
für  den  Einzelfall.  Dieser  Verwaltungsakt  wird  für  die  Ziviljury  vom 
Sheriff6)  besorgt.    Der  Sheriff  hat  ein  Ehrenamt  auf  Grund  königlicher 

Dber  diese  (namentlich  Militär-Listenbildung)  siehe  Adolphus  a.a.O. 
p.  328-333. 

2)  Adolphus  a.  a.  O.  p.  328. 

3)  Siehe  Gneist,  Gesch.  des  Selfg.  I,  S.  73.  Vauthier  a.  a.  O.  p.  19  et  suiv. 

4)  Darüber  Adolphus  a.  a.  O.  p.  552  ff.  für  die  Zeit  des  18.  Jahrhunderts. 
Siehe  Gneist,  Gesch.  I,  S.  170,  daß  diese  Pflichten  auch  als  politische 

te  empfunden  waren.  Selbst  noch  zur  Zeit,  da  Thomas  Smith  seine  »Descriptio 
Angliae«,    schrieb.    Die    bez.    Stelle    üb.  I  cap.  XXII    (er   spricht   zuvor  von 
n  Rechten  der  Städter)  lautet:  in  comitatibus  haud  magno  aestimantur 
nisi  quod  ad  publica  regni  comitia...  convocantur. 

Siehe  darüber  Adolphus  a.  a.  O.  p.  553.  Unterstützt  von  den  Ortsschulzen, 
die  von  den  Friedensrichtern  ernannt  sind  und  deren  Ämter  ebenfalls  Ehrenämter 
.sind.    Siehe  Adolphus  a.  a.  O.  p.  576. 
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Ernennung.  Die  Fähigkeit,  Sheriff  zu  sein,  hängt  von  einem  ansehnlichen 
Grundbesitz  in  der  Grafschaft  ab1).  Jene  Tätigkeit  der  Jurisdiction,  die 
wir  als  Konkretisierung  der  Pflichten  des  Grafschaftsangehörigen  be- 
zeichnen, ist  im  18.  Jahrhundert  seine  wesentlichste  Funktion2)  inner- 
halb der  Kollektivtätigkeit  des  Grafschaftsverbandes.  Für  die  Kri- 
minalassisen üben  die  Friedensrichter  dieselbe  Art  der  Jurisdiction. 

Das  System  der  Polizei  ist  im  18.  Jahrhundert  noch  zum  größten 
Teil  Friedensbewahrung,  aber  schon  hat  seit  den  Zeiten  der  Tudors, 
wie  wir  sahen  (§  35),  eine  reich  entwickelte  und  detaillierte  Gesetz- 
gebung die  Wohlfahrtspolizei  zum  Gegenstand  genommen.  Die  Grund- 
lage der  Polizeiverwaltung  ist  die  Grafschaft.  Der  Hauptnerv  dieser 
Grafschaftstätigkeit  sind  die  Friedensrichter.  Ihre  Ämter  sind  Ehren- 
ämter, die  einen  bedeutenden  Besitz  in  der  Grafschaft  zur  Voraus- 
setzung haben.  Seit  Georg  II.  (18  Geo.  IL,  c.  20)  ist  dies  ein  Grund- 
besitz von  100  £  jährlichem  Reinertrag3).  Da  man  nun  nicht  von  jedem 
Landedelmann  erwarten  konnte,  daß  er  im  Rechte  wohlerfahren  und 
durchgebildet  sei,  so  schuf  man  ein  Auskunftsmittel  in  der  sog.  Quorum- 
klausel der  friedensrichterlichen  Kommission,  die,  wie  wir  wissen  (siehe 
oben  §  20),  seit  dem  Mittelalter  bestand.  Jede  königliche  Kommission, 
die  Friedensrichter  für  die  Grafschaft  bestellte,  enthielt  die  Klausel: 
»quorum  aliquem  vestrum  A.  B.  G.  D.  unum  esse  volumus«4).  Die 
Friedensrichter,  bei  denen  nun  besondere  Rechtskenntnis  voraus- 
gesetzt wurde,  wurden  in  dieser  Klausel  besonders  genannt,  und 
das  hatte  zur  Folge,  daß  bei  allem  Kollektivhandeln  der  Friedens- 
richter der  eine  oder  andere  der  so  Ausgezeichneten  mitwirken  mußte. 
Am  Ausgange  des  17.  Jahrhunderts  war  aber  diese  Quorumklausel 
eine  bloße  Form,  denn  es  war  damals  die  Praxis,  all  die  Friedensrichter,  die 
in  der  Kommission  genannt  waren,  auch  in  der  Quorumklausel  aufzuzählen. 

Durch  den  Mechanismus  der  Ehrenämter5)  erlangt  so  der  Staat 
jenen  Kollektivwillen  der  Grafschaft,  welchen  er  für  sein  Polizeiver- 
ordnungs-  und  Strafrecht  benötigt.  Durch  order  und  conviction 
üben  die  Friedensrichter  einzeln  und  in  Kombinationen  ihre  Polizei- 
gewalt6).   Daß  sie  einzeln  auch  fungieren,  steht  mit  ihrer  sonstigen 

x)  Vauthier  a.  a.  O.  p.  47. 

2)  Siehe  Gneist,  Gesch.  d.  Selfgov.  S.  363  u.  367.  Valframbert,  Le  Regime 
municipal  de  l'Angleterre,  1873,  p.  15.  Von  ihrer  alten  Bedeutung  als  Vorsitzende 
des  county  court  und  sheriff  turn  sind  ihnen  nur  Verhandlungen  über  Klagen,  deren 
Gegenstand  den  Wert  von  40  s.  nicht  übersteigt,  geblieben.  Aber  auch  das  ver- 
schwindet, und  Ende  des  18.  Jahrhunderts  sind  sie  nur  Vollstreckungs- 
beamte der  Reichsgerichte  und  Friedensrichter.  Siehe  Vauthier  a.  a.  O.  p.  47,  48. 

3)  Siehe  Burn,  Justice  of  the  Peace  III  (1793),  p.  7  f. 

4)  Seit  dem  18.  Jahrhundert  ist  sie  in  englischer  Sprache  abgefaßt:  Burn 
a.  a.  O.  p.  5:  »we  have  also  assigned  you,  and  every  two  or  more  of  you  (of  whom 
any  one  of  you  the  aforesaid  A.  B.  G.  D.  etc.  we  will  shall  be  one)  .  .  .« 

5)  Das  Amt  des  Friedensrichters  stellt  auch  nichts  anderes  als  eine  Kommunal- 
pflicht dar.  Die  soziale  Anschauung  kann  es  aber  bewirken,  daß  die  Erfüllung 
dieser  Pflicht  als  Recht  empfunden  wird. 

6)  Vauthier  a.  a.  O.  p.  38:  »le  juge  de  paix  est  avant  tont  un  magistrat 
Charge  de  la  police. « 
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fvollektivtätigkeil  und  mit  der  Kollektivtatigkeit  der  Grafschaft  nicht 
m  Widerspruch.  Ein  Blick  auf  die  Geschichte  belehrt  uns  hierüber. 
Ursprünglich  gab  es  nur  eine  Kollektivtätigkeit  der  Friedensrichter. 
Noch  Thom.  Smith,  descriptio  lib.  II,  cap.  XXII,  kennt  nur  die  ses- 
siones  brimestres.  Zur  Vereinfachung  der  Geschäfte  wird  ein  Teil  von 
diesen  Geschäften  einem  oder  zwei  Friedensrichtern  überwiesen. 

Seil  dem  L6.  Jahrhunderl  war  es  nämlich  mit  der  steigenden  Masse 
der  Geschäfte,  die  in  den  quarter  sessions  zu  erledigen  waren,  nötig 
geworden,  die  Grafschaftsdistrikte  in  einzelne  Unterdistrikte  zu  teilen 
und  die  Friedensrichter  eines  solchen  Distrikts  regelmäßig  zusammen- 
treten  zu  lassen.  Diese  l  nt erdistrikte  der  Grafschaft  fielen  regelmäßig 
mit  den  alten  Hundertschaften  zusammen.  Vor  der  Revolution  nannte 
man  sie  private  sessions  oder  monthly  sessions.  Da  heißt  es  z.  B.  in 
Gesetzen  aus  der  /eil  Heinrichs  VIII.  und  Elisabeths,  daß  sich  die 
Friedensrichter  diesen  Unterdistrikten  zusammenfinden,  »that  fit 
Justices  of  bhe  Peace  be  assigned  to  have  the  special  charge  and  care  of 
every  such  Division«.  Nach  der  Revolution  hatten  sie  keinen  bestimmten 
Namen.  Erst  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  finden  wir  die  Bezeich- 
nung special  sessions1). 

Anfangs  war  ihr  Wirkungskreis  sehr  beschränkt.  Eine  Akte  vom 
Jahre  L69J  gibt  ihnen  bloß  die  Kontrolle  der  öffentlichen  Wege,  und  seit 
der  Zeil  nennt  man  sie  high  way  sessions.  Schrittweise  erweitert  sich 
dieser  Wirkungskreis.  Sie  überwachen  die  Aushebung  der  Milizmannschaft, 
hauptsächlich  aber  steht  ihnen  die  Lizenzerteilung  an  Schankwirt- 
schaften  zu,  nämlich  seit  1729.  Nun  bekommen  sie  den  Namen  Brewster 
sessions. 

Die  Einrichtung  der  special  sessions  ließ  natürlich  unberührt  die 
Machtvollkommenheit  einzelner  Richter  oder  von  Richterpaaren  für 
alle  anderen  Geschäfte.  Dieses  Einzelhandeln  der  Richter  war  schon 
seil  dem  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  üblich.  Die  ganze  Armengesetz- 
lt» -luing  Elisabeths  hatte  zur  Voraussetzung,  daß  zwei  Friedensrichter 
jährlich  zusammentreten  sollten,  um  die  Armenaufseher  der  Nach- 
barkirchspiele  zu  bestellen  und  ihre  Rechnungen  zu  prüfen.  Seit 
der  Zeil  Edwards  VI.  finden  wir  Gesetze,  welche  je  zwei  Friedens- 
rc Iii  ermächtigten,  bestimmte  Delikte,  die  früherden  quarter  sessions 
zur  Aburteilung  überwiesen  waren,  zu  bestrafen,  z.  B.  wurde  durch 
5  und  6  Edward  VI.,  c.  25,  §  4  ff.  ein  Schankhausbesitzer,  der  nicht 
lizenzierl  war  und  ohne  Lizenz  seine  geistigen  Getränke  feilhielt,  von 
zwei  Friedensrichtern  bestraft.  Der  uneheliche  Vater,  der  sein  Kind 
oichl  erhielt  und  infolgedessen  es  herbeiführte,  daß  dieses  dem  Kirch- 
spiel  zur  Last  fiel,  konnte  nach  Urteil  von  je  zwei  Friedensrichtern2), 
ebenso  wie  die  Mutter  dieses  Kindes,  ausgepeitscht  werden  und  bei 
Gefängnisstrafe  zur  Unterhaltung  dieses  Kindes  angehalten  werden 
8  Eliz.,  c.  3).  Nach  anderen  Gesetzen  aus  der  Zeit  Jakobs  I.  (1  Jac.  L, 

x,  Siehe  Webb  a.  a.  O.  p.  396  Anm.  2. 

-    -iehe  auch  Vauthier  a.  a.  O.  p.  37  u.  61  ff.    Die  Tendenz  der  heutigen 
zgebung  geht  wieder  auf  Kollektivtätigkeit  der  Friedensrichter. 
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c.  27;  7  Jac.  L,  c.  11)  konnten  zwei  Friedensrichter  einen  Wilddieb 
oder  einen,  der  unbefugt  Vogeleier  aushob,  mit  einer  Gefängnisstrafe 
bis  zu  3  Monaten  bestrafen. 

Aber  nun  schien  es  doch  untunlich,  solche  Amtsgeschäfte  von 
jedem  Friedensrichter  in  seiner  Privatwohnung  vollziehen  zu  lassen, 
ohne  Amtsschreiber,  ohne  Amtsstunde.  Wir  finden  daher  seit  Beginn 
des  18.  Jahrhunderts  regelmäßige  Zusammenkünfte  von  Friedensrich- 
tern in  kleineren  Gruppen,  offenbar  in  Anlehnung  an  die  alten  Hun- 
dertschaftsgerichte, denen  der  high  constable  präsidiert  hatte.  Diese 
sessions  nannte  man  petty  sessions.  Immer  mehr  Geschäfte  wurden 
auf  diese  petty  sessions  abgewälzt.  Aber  selbst  am  Ausgange  des 
17.  Jahrhunderts  war  die  Ansicht  vertreten,  daß  die  quarter  sessions 
in  den  den  petty  sessions  oder  special  sessions  übertragenen  Ge- 
schäften konkurrierende  Gewalt  hatten,  insbesondere  wenn  es  sich 
nicht  um  Bestrafung  von  Delikten,  sondern  um  Verwaltungsgeschäfte 
handelte.  Es  konnten  also  damals  noch  die  quarter  sessions  im  Einzel- 
fall die  Sache,  die  in  den  petty  sessions  oder  special  sessions  schwebte, 
an  sich  ziehen. 

Der  Umstand,  daß  die  quarter  sessions  die  Oberinstanz  sind,  gibt 
auch  der  Tätigkeit  der  einzelnen  noch  heute  den  Charakter  der  Kol- 
lektivtätigkeit. 

Als  Ergänzung  der  friedensrichterlichen  Tätigkeit  tritt  hinzu  die 
schon  seit  der  normannischen  Zeit  bestehende  Rügejury1),  die  sich  erst 
im  18.  Jahrhundert  für  die  Kriminalgerichtsbarkeit2)  zu  einer  An- 
klagejury im  modernen  Sinne  herausgebildet  hat  und  als  grand  inquest 
in  den  Quartalsitzungen  der  Friedensrichter  für  die  Polizeiverwaltungs- 
geschäfte der  Grafschaft  in  Aktion  kommt.  — 

So  detailliert  und  reich  der  Inhalt  der  Polizeiverwaltung  des  18.  Jahr- 
hunderts schon  ist,  so  überraschend  einfach  sind  die  Formen,  durch  welche 
diese  Kollektivtätigkeit  der  Grafschaft  erzielt  wird:  eine  einfache  Ver- 
teilung von  Kommunalpflichten,  als  welche  sich  Übernahme  und  Er- 
füllung des  Geschworenendienstes  darstellen.  Diese  Kollektivtätigkeit 
ist  frei  von  jedem  Einfluß  der  Zentralgewalt,  da  sich  das  Eingreifen  der 
Reichsgerichte  in  diesen  Organismus  im  18.  Jahrhundert  nur  auf  Prin- 


Der  sog.  »coroners  inquest«  sowie  das  Amt  des  coroners  für  Polizeigeschäfte 
existiert  im  18.  Jahrhundert  de  facto  nicht  mehr.  Siehe  Palgrave,  Principles  on 
the  new  municipal  corporations,  1835,  p.  25  ff.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  einer 
mißverständlichen  Auslegung  von  zwei  Gesetzen  jener  Zeit  (25  Geo.  IL,  c.  29  und 
7  Will.  IV.  und  1  Vict.,  c.  68).  Siehe  Smith,  The  parish,  1857,  p.  374  ff.  In  unserm 
Jahrhundert  taucht  er  wieder  auf  und  existiert  noch  jetzt  in  seiner  ursprünglichen 
Tätigkeit:  Einschreiten  bei  unvermuteten  Todesfällen,  wo  der  Verdacht  eines  Ver- 
brechens nicht  ausgeschlossen  ist. 

2)  Siehe  Vauthier  a.  a.  O.  p.  21.  Die  Scheidung  von  grand  inquest  und  petty 
jury  vollzieht  sich  schon  unter  Edw.  III.  Aber  erst  im  18.  Jahrhundert  werden  die 
Mitglieder  der  petty  jury  auch  wirklich  das,  was  man  allerdings  ungenau 
»judices  facti«  nennt,  und  diese  Qualität  wirkt  natürlich  auf  die  Anklagejury 
zurück. 
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zipienfragen  beschränkt1).  Wenn  nun,  nachdem  wir  vor  unsern  Augen 
die  Kollektivtätigkeiten  des  Graf  Schaftsverbandes  Revue  passieren 
ließen,  die  Frage  aufgeworfen  wird,  ob  der  Grafschaftsverband  wirklich 
ein  eigenes  Leben  hat,  ein  Gemeinwesen  ist  oder  ein  bloßer  Verwaltungs- 
luvirk, so  werden  wir  die  Frage  im  ersten  Sinne  beantworten  müssen. 

Denn  es  ist  ein  Gemeinzweck  vorhanden,  der  seinen  wirksamen 
Ausdruck  in  der  county  rate2)  (Grafschaftssteuer)  findet  und  dahin 
zielt,  durch  eine  (Mitsprechende  gesetzliche  Verteilung  von  Pflichten, 
geknüpft  an  Realbesitz  in  der  Gemeinde,  das  Eintreten  des  wirtschaft- 
lich  Starken  für  den  Schwächeren  im  Nachbarverbande  der  Grafschaft 
zu  bewirken. 

Das  ist  das  Bild,  welches  die  formale  Jurisprudenz  von  der  Graf- 
schafl  der  damaligen  Zeit  gibt.  Aber  wie  sah  das  wirkliche  Leben  aus? 
Darüber  sind  wir  jetzt  durch  die  Forschungen  von  Webb  insbesondere 
belehrt. 

2.  Zunächst  zeigte  dies  wirkliche  Leben  eine  bedeutende  Schatten- 
seite  und  diese  Schattenseite  trat  namentlich  in  der  Polizeiverwaltung 
hervor. 

Wir  haben  bereits  oben  (§35)  zur  Darstellung  gebracht,  wie  in  der 
Zeil  der  ersten  Stuarts  namentlich  die  Zentralinstanz,  der  Staatsrat,  im 
Vereine  mit  den  Lokalinstanzen,  den  Friedensrichtern,  wirkte,  um  die 
der  .Merkantilpolitik  so  wichtige  Staatspolizei  im  Gange  zu  erhalten. 
Diesem  Zusammenwirken  hatte  nun  die  Revolution  durch  Abschaffung 
der  Sternkammer  ein  jähes  Ende  bereitet,  wenngleich  auch  noch  in  der 
Restaurationszeit  sich  aus  dem  alten  Betriebe  Überreste  erhielten.  Die 
Y.'i  waltungsmaschine,  welche  noch  den  Ratgebern  der  Tudors  zur  Ver- 
fügung gestanden  hatte,  war  aber  dahin  und  lebte  bis  in  die  30  er  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  nicht  wieder  auf.  Da  inzwischen  auch  ein  Um- 
schwung in  den  Sitten-  und  Lebensgewohnheiten  der  landed  gentry 
eingetreten  war,  das  Meiden  des  Landaufenthalts  und  die  Berührung 
mit  der  kapitalistischen  Gesellschaftsklasse,  namentlich  seit  Ausgang 
des  17.  Jahrhunderts,  so  verfiel  das  alte  Friedensrichteramt,  von 
niemandem  kontrolliert,  und  die  von  ihm  verwaltete  Ortspolizei  (Gun- 
nigham,  Modern  Times  I,  203)  lag  das  18.  Jahrhundert  hindurch  voll- 
kommen darnieder. 

Auf  Benthams  Einfluß  geht  die  Reform  der  englischen  Polizeiver- 
waltung zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  zurück.  Schon  der  bekannte 
I'eiiiianschriftsteller  Henry  Fielding  und  sein  Bruder  John  hatten  in 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auf  die  Übelstände  in  der  Hauptstadt 
hingewiesen.  Parlamentarische  Enqueten  bestätigten  sie.  Die  Übel 
lagen  namentlich  in  der  ungenügenden  Zahl  von  Konstablern,  in  ihrer 
schlechten  Besoldung,  was  sie  zwang,  mit  den  Dieben  zu  kolludieren; 

1  In  neuester  Zeit  wird  von  diesem  System  der  Dezentralisation,  das  man 
in  Verbindung  mit  der  Freihandelsschule  hringt,  abgewichen.  Siehe  darüber  Val- 
bert ;j.  a.  O.  p.  74 ff.  und  Leroy-Beaulieu,  L'administration  locale  en  France  et 
<  ii  Angleterre,  1872,  introd.  p.  X.    Vauthier  a.  a.  O.  p.  98  —  101. 

2)  Siehe  darüber  weiter  unten  IV. 
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schließlich  in  dem  Ehrenamt  der  Friedensrichter,  die  sich  als  Polizei- 
richter schlecht  bewährten  und  oft  sich  nicht  bloß  bestechen  ließen, 
sondern  sogar  selbst  grundlose  Strafverfolgung  einleiteten,  nur  um 
sich  für  deren  Einstellung  besonders  bezahlen  zu  lassen  (sog.  trading 
justices).  Nicht  nur  in  der  Haupstadt,  sondern  auch  in  der  Provinz 
herrschte  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  die  größte  Rechtsunsicherheit. 
Auch  hier  wollte  sich  das  vielgerühmte  »Ehrenamt«  des  Friedensrichters 
und  des  parish  constable  der  guten  alten  Zeit  nicht  mehr  bewähren.  Freilich 
gab  es  auch  bessere  Elemente  unter  den  Friedensrichtern.  Ein  Typus  der- 
selben ist  der  sog.  clerical  justice  im  Gegensatz  zu  dem  obengenannten  tra- 
ding justice.  Im  18.  Jahrhundert  war  es  allmählich  aus  praktischen  Grün- 
den nötig,  auch  Geistliche  der  anglikanischen  Kirche  zu  Friedensrichtern 
zu  bestellen.  Wir  finden  zwar  schon  im  16.  Jahrhundert  auch  Bischöfe 
in  der  friedensrichterlichen  Kommission,  aber  späterhin  verschwand 
diese  Praxis.  Die  öffentliche  Meinung  war  zu  sehr  gegen  die  Geistlich- 
keit der  Staatskirche  im  allgemeinen  eingenommen,  und  nach  der 
puritanischen  Revolution  hören  wir  durch  50  Jahre  nichts  mehr  von 
solcher  Bestellung.  Erst  im  18.  Jahrhundert  empfiehlt  z.  B.  Swift 
die  Aufnahme  hervorragender  Geistlicher  in  die  Zahl  der  Friedensrichter. 
Der  Hauptgrund,  der  nun  seit  dem  18.  Jahrhundert  dafür  sprach,  war, 
daß  sie  allein  die  nötige  Kenntnis  des  englischen  Rechts  sich  aneignen 
konnten  und  wirklich  aneigneten.  Wir  haben  hierfür  zahlreiche  Bei- 
spiele. Eines  der  besten  Bücher  über  die  Funktionen  des  Friedens- 
richters, der  bekannte  Burn's  Justice  of  the  Peace,  ist  von  einem  Geist- 
lichen Richard  Burn,  Vikar  von  Orton  in  Westmoreland,  geschrieben 
(um  1755).  Geistliche  waren  es,  welche  alle  sozialpolitischen  Fragen 
der  damaligen  Zeit  anregten.  So  war  es  z.  B.  der  Reverend  George  Botts, 
der  als  Friedensrichter  der  Grafschaft  Suffolk  den  Quartalssitzungen 
die  Notwendigkeit  des  Neubaus  eines  Gefängnisses,  kurz  eine  moderne 
Gefängnisreform  im  kleinen  vorschlug.  Insbesondere  wollte  er,  daß 
die  Gefängnisse  nicht  wie  damals  verpachtet  würden,  sondern,  daß  der 
Gefängnisaufseher  ein  bestimmtes  Gehalt  erhielte.  In  ähnlicher  Weise 
wirkte  einige  Jahre  später  der  Reverend  John  Tindel,  Friedensrichter 
der  Grafschaft  Essex,  und  der  Reverend  Henry  Zouch,  Vorsitzender 
der  Quartalssitzung,  für  den  West- Riding  von  Yorkshire. 

Die  Abstinenzbewegung,  die  namentlich  das  Laster  des  Alkohols 
in  den  unteren  Klassen  bekämpfte  und  zwischen  1786 — 1800  die  Frie- 
densrichter von  ganz  England  beschäftigte,  ging  ebenfalls  von  solchen 
clerical  justices  aus.  Einer  der  Hauptführer  in  dieser  »Reformation 
of  the  Manners  of  the  Lower  Orders«  war  der  ebengenannte  Henry 
Zouch,  der  im  Verein  mit  dem  Parlamentsmitglied  Wilberforce  den 
Hauptkampf  führte.  Leider  konnten  diese  guten  Elemente  unter  den 
Friedensrichtern  nicht  zur  vollen  Geltung  kommen  und  änderten  doch 
nichts  an  dem  mißlichen  Zustand  der  Polizeiverwaltung,  weil  diese 
Kleriker  meistens  der  Staatskirche  und  der  torystischen  Partei 
angehörten.  Infolgedessen  erfreuten  sie  sich  nicht  des  beson- 
deren Zutrauens  des  Parlaments,  denn  in  der  Auffassung  der  Tories 

Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  44 
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nahm  ihnen  die  Beschäftigung  mit  dem  Friedensrichteramt  nur  die 
Zeil  in  Anspruch,  die  sie  eigentlich  der  Seelsorge  widmen  sollten,  und 
nach  der  Auffassung  der  Whigs  war  ein  Tory-Friedensrichter  von  vorn- 
herein ein  Gegenstand  des  Mißtrauens. 

Die  Einführung  der  bezahlten  Polizeirichter  für  die  ganze  Metro- 
pole  durch  die  Middlesex  Justices  Act  1792  war  nur  ein  unzureichendes 
Palliativmittel.  Ersl  die  Reform  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  welche 
vorwiegend  durch  die  Schrift  des  Dr.  Golcquhoun  (On  the  Police  of  the 
Metropolis  L796)1),  unter  Benthams  Einfluß  angeregt  worden  und  dann 
in  Roherl  Peel  ihren  Gesetzesbildner  gefunden  hatte,  schnitt  tiefer  ein. 
Sie  ging  vorwiegend  auf  Ersatz  der  unbezahlten  Polizeimannschaft 
durch  eine  bezahlte,  wohldisziplinierte  Truppe.  Zuerst  erhielt  die  Metropole 
im  Jahre  L829  (10  Geo.  IV.,  c.  44)  eine  solche.  Für  die  Organisation 
der  provinzialstädtischen  Polizeiverwaltung  und  ihre  Unterstellung 
unter  ein  »watch  committee«  (Wachkomitee)  lieferte  die  Städte- 
reform  von  L835  (5  6  Will.  IV.,  c.  76)  die  nötige  Grundlage.  Auch  war 
nunmehr  die  Einsetzung  bezahlter  Polizeirichter  (sog.  stipendiary 
magistrates)  an  Stelle  der  ehrenamtlichen  Friedensrichter  vorgesehen. 
\m  spätesten  wurde  die  grafschaftliche  Polizeiverwaltung  geordnet. 
Eine  Akte  von  LS.' »0 (2/3 Vict.,  c.  39)  hatte  die  friedensrichterlichen  quarter 
sessions  ermächtigt,  eine  besoldete  Polizeimannschaft  für  ihre  Graf- 
schaften einzurichten.  Aber  erst  eine  Akte  von  1856  (19/20  Vict.,  c.  69) 
machte  dies  obligatorisch  und  schuf  das  heutige  System,  wonach,  ent- 
sprechend der  Leistungsfähigkeit  der  Grafschaftspolizei,  der  Staats- 
zuschuß  zu  den  grafschaftlichen  Polizeikosten  vom  home  office,  dem 
Ministerium  des  Innern,  gewährt  oder  vorenthalten  wird. 

3.  Und  nun  zu  den  Lichtseiten  dieser  Entwicklung  der  Grafschafts- 
verwaltung  außerhalb  der  Rechtsregeln. 

Sie  läßt  sich  dahin  praezisieren,  daß  die  Friedensrichter 
der    Grafschaft    alle     Rudimente     vergangener     Herrlichkeit,  ins- 

ndere  die  verfallenen  Ehrenämter  der  high  und  petty  constables 
sich  und  ihren  Verwaltungszwecken  dienstbar  machten,  sodann  den 
Sheriff  aus  der  Grafschaftsverwaltung  vollständig  ausschalteten 
und  zu  einem  untergeordneten  Grafschaftsorgan  herabdrückten,  schließ- 
lich neue  Organe  von  sich  aus  bestellten.  Dadurch  entstand  eine  eigene 
Exekutive  in  jeder  Grafschaft,  gebildet  zuerst  durch  die  Ausschüsse 


1)  Den  Ausdruck  »police«  finde  ich  am  frühesten  bei  Adam  Smith  in  seinen 
in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gehaltenen  akademischen  Vorlesungen  (siehe 
E.  Cannan,  Lectures  on  justice,  police  revenue  and  arms  delivered  in  the  Uni- 
versity  of  Glasgow  by  Adam  Smith  reported  by  a  student  in  1763,  ed.  Oxford  Cla- 
rendon Press  1896).  Früher  war  nur  der  Ausdruck  »policy«  gebräuchlich.  Er  selbst 
hatte  den  Ausdruck  u.  a.  von  den  Physiokraten  übernommen  und  sodann  offenbar 
nn  Blackstone  abgegeben,  woselbst  er  sich  in  den  Kommentaren  IV,  p.  162  ff. 
findet.  »The  due  regulation  and  domestic  order  of  the  kingdom  whereby  the  in- 
dividuals  of  a  state  like  the  Members  of  a  well  governed  family,  are  bound  to  con- 

their  general  behaviour  to  the  rules  of  propriety,  good  neighbourhood  and 
good  manners  and  to  be  decent  industrious  and  inoffensive  in  their  respective 
stations«. 
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der  Friedensrichter  in  jeder  Grafschaft,  ferner  durch  high  constables 
in  den  Hundertschaften,  an  welche  die  Friedensrichter  ihre  Aufträge 
direkt  richteten,  die  petty  constables  in  den  einzelnen  Kirchspielen, 
welche  die  friedensrichterlichen  Aufträge  durch  Vermittlung  der  high 
constables  empfingen  und  zur  Ausführung  brachten,  schließlich  die 
verschiedenen  technischen  Organe,  wie  z.  B.  den  Wegebauinspektor 
der  Grafschaft  (county  surveyor),  den  Grafschaftsschatzmeister  (county 
treasurer)  u.  a. 

Aber  auch  eine  Art  von  Legislatur,  oder  sagen  wir  besser  ein  be- 
schließendes Organ,  war  jeder  Grafschaft  in  Gestalt  der  Quartalssitzungen 
der  Friedensrichter  gegeben.  Trotzdem  diese  ja  nur  in  der  mittelalter- 
lichen Form  des  Prozesses  vorzugehen  hatten,  maßten  sie  sich,  weil  sie 
von  niemand  beschränkt  werden  konnten,  eine  Polizeiverordnungs- 
gewalt an.  In  dieser  Polizeiverordnungsgewalt  waren  sie  viel  weniger 
eingeschränkt  als  heute  der  Grafschaftsrat,  der  Polizeiverordnungen 
erläßt.  Dieser  muß  nämlich  heute  dem  Minister  des  Innern  die  Ver- 
ordnungen zur  Genehmigung  vorlegen.  Anders  die  Quartalssitzungen 
des  18.  Jahrhunderts.  Die  Verordnungsgewalt  umfaßte  ein  weites  Ge- 
biet, das  ganze  Gebiet  der  sog.  Polizeiwidrigkeit  (nuisance),  wobei 
der  Begriff  nicht  bloß  auf  die  sachliche  Polizeiwidrigkeit  beschränkt  war, 
sondern  auch  die  Polizeiwidrigkeit  ganzer  Personenkategorien  mit 
umfaßte.  So  erklärten  z.  B.  im  Jahre  1766  die  Quartalssitzungen  der 
Grafschaft  Kent,  daß  der  Markt  von  Sydenham  eine  öffentliche  Polizei- 
widrigkeit (public  nuisance)  würde,  weil  er  sehr  die  Trunkenheit,  das 
Wetten  und  andere  »Debaucherien«  zum  großen  Schaden  junger  Per- 
sonen befördere. 

Aber  nicht  nur  Polizeiwidrigkeiten  wurden  auf  die  Weise  durch 
Verordnungen  bekämpft  (durch  die  sog.  general  Orders),  sondern  auch 
eine  Wohlfahrtspolizei  in  weitem  Umfange  geübt.  Um  die  Konkurrenz 
der  Hausierer  zugunsten  der  lokalen  Händler  zu  verhindern,  erging 
im  Jahre  1785  eine  Verordnung  der  Quartalssitzungen  von  Kent: 
»that  no  hawker,  peddlar,  petty  chapman,  or  other  trading  person  or 
persons  going  from  town  to  town,  or  to  other  men's  houses  .  .  .  shall 
have  liberty  to  vend  his  or  their  goods  and  wares  within  the  .  .  .  county, 
under  pain  of  fortfeiting  for  every  such  offence  the  sum  of  ten  pounds.« 
Besonders  wichtig  aber  war  die  Tätigkeit  der  Quartalssitzungen,  wo- 
durch sie  zur  Ausführung  der  Armengesetzgebung  die  Arbeitslöhne  der 
Grafschaft  feststellten,  sodann  die  Armensteuer  und  schließlich  für 
bestimmte  Verwaltungsaufgaben  Grafschaftssteuern  ausschrieben. 

Seit  dem  Armengesetz  von  1834  schrumpfte  aber  auch  diese  außer- 
gesetzliche Tätigkeit  der  friedensrichterlichen  Quartalssitzungen  wesent- 
lich zusammen.  Die  Überwachung  der  Ausführung  der  Armengesetze 
wurde  besonderen  Organen  übertragen.  Auch  die  Kontrolle  der  Schank- 
häuser,  die  Anordnung  und  Überwachung  der  Wege  glitt  aus  ihrer  Hand 
in  die  Hände  anderer  Organe.  Später  verloren  sie  auch  die  Überwachung 
und  Ausführung  der  Sicherheitspolizei,  wie  wir  oben  gesehen  haben; 
neue  Organe  traten  an  ihre  Stelle,  poorlaw  unions,  highway-boards, 
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towri  commissioners.  Wenn  sie  trotzdem  bis  in  die  neuere  Zeit  noch 
immer  eine  sehr  angesehene  Position  in  der  englischen  Verwaltungs- 
maschine hatten,  so  danken  sie  es  nur  dem  eigentümlichen  Verfahren, 
das  die  Züge  des  mittelalterlich en  Prozesses  noch  an  sich  hat,  und  ihrer 
eigentümlichen,  unabhängigen  Stellung,  die  doch  immer  wieder  gegen 
eine  \  ollständige  VhsehaH'ung  der  Friedensrichter  und  gegen  einen  Ersatz 
derselben  durch  besoldete  Polizeirichter  das  Wort  gesprochen  hat. 
Man  tröstete  sich  in  England  damit,  daß  es  doch  »Richter« 
wären,  und  das  hat  ihnen  das  Leben  bis  auf  den  heutigen  Tag  er- 
hallen. 

II.  Das  Kirchspiel. 

Vuch  dieses  Glied  der  englischen  Lokalverwaltung  zeigt  im  18.  Jahr- 
hundert ein  Doppelleben,  auf  der  einen  Seite  formal-juristisch  als  Pflicht- 
genossenschaft,  als  Passivverband,  der  sich  in  den  alten  Formen  der 
K.ollektiwerantwortlichkeit  und  Gesamtbürgschaft  bewegt,  auf  der 
anderen  Seite  als  freies  soziales  Gebilde,  welches  auf  dem  Wege  von 
Kxmventionalregeln  ohne  den  Schutz  von  Rechtsnormen  ein  so  kräftiges 
Leben  entwickelt,  daß  es  sogar  bis  zu  den  Formen  fortgeschrittener 
I  )enmkratie  vordringt. 

Wir  wollen  zunächst  die  formal- juristische  Seite  betrachten. 

I.  Das  Kirchspiel1)  ist  die  Vereinigung  der  christlichen  Haus- 
stände  innerhalb  eines  Pfarrbezirks,  also  eines  örtlich  geschlossenen 
Kollektivverbandes.  Die  Staatsaufgaben,  die  der  englische  Staat  des 
L8.  Jahrhunderts  mit  Hilfe  dieses  Kommunalverbandes  zu  lösen  unter- 
nimmt, sind  Armenpflege2)  und  Wregverwaltung. 

Schon  von  den  Tudors  ist  die  Anknüpfung  dieser  Verwaltungszweige 
an  das  Kirchspiel  vorgenommen  worden. 

Die  Verteilung  von  Rechten  und  Pflichten  an  die  dem  Kirchspiel 
Zugehörigen  zum  Zwecke  der  Erzeugung  des  notwendigen  Kollektiv- 
willens geschieht  hier,  wie  folgt: 

a)  Auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  haben  sich  die  zu  verteilenden 
persönlichen  Dienstpflichten  in  Kommunalsteuern  verwandelt,  insbeson- 
dere  die  Annensteuer3),  die  jeder  christliche  Hausstand  von  seiner 
visible  property  rate  in  der  Gemeinde,  also  von  seinem  Realbesitz,  zu 
entrichten  hat. 


1    Das  frühere  Hauptwerk  für  die  Kirchspielsverwaltung  Toulmin  Smith, 
I  ii*  parish«,  1857,  ist  durch  das  oben  zitierte  Werk  von  Sidney  Webb  überholt. 

2)  Daß  gerade  die  staatliche  Armenpflege  durch  Kommunalverbände  reali- 
sierl  wird,  hat  seinen  Grund  darin,  daß  das  Kirchspiel  schon  vor  der  Reformation 
ein  reges  Kommunalleben  entfaltet  hat.  Siehe  Smith  a.  a.  O.  p.  16—28.  Siehe 
auch  oben  §  20.  Auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  insbesondere  war  Tüchtiges 

stel  worden.  —  Die  Tudors  schritten  in  den  von  der  Kirche  eingeschlagenen 
orwärts,  indem  sie  die  große  Bedeutung  erkannten,  die  in  der  Anknüpfung 
der  Armenpflege  an  schon  bestehende  Kommunalverbände  gelegen  sei.  Ein  Ge- 
danke,  der  dem  französischen  Staat  des  ancien  regime  fehlte,  was  deshalb  zur 
Zentralisation  führte.    Siehe  Gneist,  Selfgov.,  2.  Aufl.,  S.  1227. 

3)  Siehe  weiter  unten  IV. 


§  48.    Die  Lokalverwaltung. 


693 


Um  diese  Zuteilung  von  Pflichten,  wie  sie  durch  das  Gesetz1) 
vorgeschrieben,  an  jeden  Steuerpflichtigen  vorzunehmen,  also  um  das 
Gesetz  zu  konkretisieren,  werden  Ehrenämter  als  Kommunalpflichten 
geschaffen.  Es  sind  dies  die  von  den  Friedensrichtern  ernannten  Ar- 
menaufseher (overseers  of  the  poor)2).  Diese  besorgen  (im  Verein  mit 
den  aus  dem  Mittelalter  noch  erhaltenen  churchwardens)  nicht  nur 
die  Aufbringung  der  Armensteuer3),  ihnen  steht  auch  das  mit  der  Ar- 
menpflege verbundene  Polizeidezernat  zu,  wer  unterstützt,  wer  mit 
Arbeit  versehen  werden  soll4).  Für  diese  obrigkeitliche  Tätigkeit  bilden 
die  Friedensrichter,  in  Kombinationen  von  zwei  oder  mehr,  die  Appell- 
instanz. 

So  fügt  sich  die  Kirchspielverfassung  in  die  Grafschaft  ein,  und  man 
nimmt  schon  seit  der  Zeit  der  Stuarts  keinen  Anstand,  dem  immer 
mehr  zu  einem  Hilfsorgan  der  Friedensrichter  degradierten  Konstabler- 
amt obrigkeitliche  Befugnisse,  welche  dem  Gebiete  der  Ortspolizei 
angehören,  abzunehmen  und  den  Ehrenämtern  des  Kirchspiels  anzuver- 
trauen8). 

Was  diesen  örtlichen  Kollektivverband  in  seiner  aktiven  Teil- 
nahme an  Staatsaufgaben  erhalten  soll,  ist,  wie  wir  sehen,  nicht  nur  der 
vorgeschriebene  Gemeinzweck,  die  Armen  des  Kirchspiels  zu  versorgen, 
sondern  die  für  diesen  Zweck  erfolgte  Zuteilung  von  Steuerpflichten 
auf  Grund  des  Realbesitzes  im  Kirchspiel. 

Wie  wenig  wirksam  aber  das  Kirchspiel  diese  seine  Kollektivtätig- 
keit auffaßt  und  diesen  Gemeinzweck  fühlt,  geht  aus  dem  Übelstand  der 
Kirchspielsarmenpflege  hervor.  Man  hält  sich  an  ein  engherziges  Nieder- 
lassungsrecht5), dessen  egoistischer  Charakter  seit  der  Zeit  der  Stuarts 
her  durch  das  spätere  parlamentarische  Regime  noch  weiter  ausgebildet 
wird.  Das  Interesse  der  landed  gentry  geht  dahin,  einerseits  die  Freizügig- 
keitderarbeitenden Klassen  zu  lähmen,  um  billige  Arbeitskräfte  zu  finden, 
anderseits  im  Verein  mit  den  großen  Fabriksherren  die  Unterhaltung  der 
Arbeiter  während  der  »saisonlosen«  Zeit  auf  die  Schultern  des  nächst- 
gelegenen Kirchspiels  zu  schieben.  Vollzugsorgane  dieser  Absichten  waren 
die  Friedensrichter,  welche  das  Niederlassungsrecht  in  diesem  Sinne 
handhabten6).  Abhilfe  wurde  erst  geschaffen,  als  dies  unkontrollierte 
Dezernat  über  Niederlassungen  und  Armenpflege  seit  1834  den  Friedens- 


x)  43  Eliz.,  c.  2. 

2)  Smith  a.  a.  O.  p.  143-161. 

3)  Smith  a.  a.  O.  p.  153. 

4)  Smith  a.  a.  O.  p.  154-158. 

5)  Smith  a.  a.  O.  p.  154-158. 

6)  Siehe  darüber  Nicholls,  History  of  the  Poor  Lavvs,  2  vols,  1854.  Aschrott, 
Das  englische  Armenwesen  in  seiner  historischen  Entwicklung  und  seiner  heutigen 
Gestalt,  1886,  und  der  Bericht  der  berühmten  Armenpflegekommission  von  1834: 
Pari.  Papers  1834,  vol.  XXVII.  Siehe  auch  mein  engl.  Staatsrecht  II,  419  f.  über 
die  juristischen  Einzelheiten. 

7)  Siehe  über  die  Verordnung  der  Friedensrichter  von  Berkshire  von  1795, 
die  dann  als  »Speenhamland  Act  of  Parliament«  allgemein  Anerkennung  erlangte, 
ohne  vom  Parlament  je  sanktioniert  worden  zu  sein,  Nicholls  a.  a.  O.  II,  p.  137  ff. 


694 


IV.  Abschnitt.    Die  parlamentarische  Monarchie. 


richten!  abgenommen  und  neuen  unparteiischen  Behörden  (Armen- 
pflegräten,  poor  law  guardians)  übertragen  wurde. 

10  In  der  Wegeverwaltung,  die  seit  der  angelsächsischen  Zeit  als 
Kommunallasl  galt,  fanden  die  Stuarts  für  gut,  durch  das  Kirchspiel 
die  erforderlichen  Leistungen  zu  bewirken.  Naturaldienste  überwiegen 
noch  im  IS.  Jahrhundert.  Die  Leistung  von  Hand-  und  Spanndiensten 
wird  an  den  Realbesitz1)  im  Kirchspiel  geknüpft.  Aushilfsweise  tritt 
eine  Steuer  ein,  die  teils  von  den  petty  sessions  der  Friedensrichter, 
teils  von  den  Wegeaufseheru  (surveyors)2)  ausgeschrieben  wird.  Die 
letzteren  versehen  Ehrenämter  und  werden  von  den  Friedensrichtern 
ernannl  ;;).  Bei  ihnen  sieht  das  mit  der  Wegeverwaltung  verbundene 
Dezernal  in  unterster  Instanz,  also  die  Zuteilung  der  Hand-  und  Spann- 
dienste,  die  Steuereinschätzung4).  Wir  finden  demnach,  daß  auch  diese 
Kollektivtätigkeil  des  Kirchspiels  für  Staatszwecke  durch  eine,  an  Real- 
besitz  im  Kirchspiel  geknüpfte  Verteilung  von  Rechten  und  Pflichten 
erzielt  wird. 

2.  Das  wirkliche  Leben  des  Kirchspiels  vollzog  sich  in  drei  verschie- 
denen Formen:  der  eine  Typus  ist  durch  die  Tatsache  gegeben,  daß  in 
einzelnen  Kirchspielen  die  gesamte  Kirchspielverwaltung  in  die  Hände 
eines  kleinen  Zirkels  (close  body)  gelangte,  welcher  die  breite  Masse  der 
Kirchspielbewohner  von  jeder  Teilnahme  an  der  Verwaltung  ausschloß. 
Diese  close  vestry  oder  select  vestry  war  gebildet  entweder  durch 
unvordenkliche  Gewohnheit  oder  durch  Erlaubnis  des  Bischofs,  der 
ja  in  Kirchspielangelegenheiten  im  16.  und  17.  Jahrhundert  viel  darein 
zu  reden  hatte,  oder  durch  Gesetz.  Diese  Form  der  Kirchspielverwal- 
tung findet  sich  im  18.  Jahrhundert  namentlich  in  dünn  bevölkerten 
Kirchspielen. 

Eine  zweite  Form  war  die  Kirchspieloligarchie,  die  sich  nicht  auf 
dem  W  ege  des  Gesetzes,  sondern  durch  Konventionalnormen  heraus- 
gebildet  hatte.  Hier  kam  am  Ostermontag  oder  Osterdienstag  der 
Pfarrer  mit  3  .oder  4  wohlbegüterten  Farmern  zusammen  und  stellte 
die  Kirchspielsteuern  fest.  2  oder  3  von  diesen  Farmern  pflegten  im 
Kirchspiel  die  Stellung  der  churchwardens  und  der  Armenpfleger  zu 
iiI"  inehmen,  andere  vielleicht  die  Funktionen  der  surveyors  of  high 
ways.  Niemand  kontrollierte  ihre  Rechnungen  in  richtiger  Weise, 
lose  Papierfetzen,  schlecht  gehaltene  Rechnungsbücher,  das  war  alles, 
was  bei  dieser  Zusammenkunft  vorgezeigt  wurde.  Diese  Kirchspiel- 
oligarchie  waltete  und  wirtschaftete  nach  eigenem  Gutdünken.  Nicht 
immer  war  es  diese  Kirchspieloligarchie,  die  herrschte.  Manchmal  war 
die  große  Masse  der  Kirchspielangehörigen  vollständig  damit  einver- 
standen,  daß  diese  unverantwortliche  Kirchspieloligarchie  verwaltete, 
wie  es  ihr  beliebte.  Manchmal  steckte  sogar  ein  Ring,  eine  Clique  dahinter, 

m    regelmäßig  in  den  Kirchspielversammlungen  erschien  und  die 

l)  Smith  a.  a.  O.  p.  467-469. 

2j  Smith  a.  a.  O.  p.  114-116. 

3)  Smith  a.  a.  O.  p.  110. 

1  Srnith  a.  a.  O.  p.  108,  111,  357. 


§  48.    Die  Lokalverwaltung. 


695 


Beamten  des  Kirchspiels  dirigierte.  Manchmal  kam  es  in  diesen  von  einer 
Clique  beherrschten  Kirchspielen  doch  dazu,  daß  sich  die  große  Masse 
der  Kirchspielbewohner  ihrer  ursprünglichen  Verwaltungsgewalt  er- 
innerte und  in  offenkundiger  Revolution  die  Kirchspielversammlung 
zu  Aufschlüssen  veranlaßte.  Das  waren  die  sog.  turbulent  open  vestries. 
Die  bevölkerten  Kirchspiele  hatten  aber  nicht  selten  eine  von  allen 
Kirchspielangehörigen  besuchte  Kirchspielversammlung,  welche  über 
die  Ehrenämter  eine  eingehende  Kontrolle  ausübte,  welche  die  Kirch- 
spielfunktionäre wählte,  zu  ihrer  Aushilfe  besoldete  Beamte  bestellte 
und  für  die  laufende  Kirchspielverwaltung  einen  Ausschuß  aus  der 
Kirchspielversammlung,  das  sog.  parish  committee,  bestellte. 

Die  Kirchspielverwaltung  übte  mitunter  ein  Referendum  in  den 
wichtigsten  Verwaltungsfragen  aus,  das  war  die  sog.  open  vestry. 

Der  größte  Teil  Englands  und  W ales  war  aber  durch  den  zweiten  Typus 
der  Kirchspieloligarchie  auf  Grund  von  Konventionalregeln  beherrscht.  Die 
beiden  letzteren  Typen  der  Kirchspieloligarchie  machten  dem  Parlament 
wegen  ihrer  Freiheit  und  Ungebundenheit  viel  Sorge.  Es  wurde  die 
Zeit  der  Reaktion,  namentlich  die  Zeit  der  Six  Acts,  von  denen  oben  die 
Rede  war 1),  benutzt,  um  auch  dieser  sich  frei  entwickelnden,  in  extralegalen 
Formen  sich  bewegenden  Kirchspieloligarchie  resp.  Demokratie  den 
Garaus  zu  machen.  Denn  die  extralegale  Kirchspieloligarchie  war  wegen 
ihrer  Konzessionen  an  die  Kirchspielversammlungen  ebenso  unangenehm, 
wie  die  ganz  reine  Kirchspieldemokratie.  Die  Sturges  Bourne  Acts 
von  1818/19,  welche  an  einigen  Punkten  zwar  jene  Konventionalregeln 
zu  Rechtsregeln  erhoben,  z.  B.  das  parish  committee,  den  Verwal- 
tungsausschuß und  auch  die  besoldeten  Beamten  sowie  das  Referendum 
akzeptierten,  bereiteten  doch  der  open  vestry  den  Tod.  Sturges 
Bourne  hatte  nämlich  beabsichtigt,  die  Kirchspielversammlungen,  die 
in  ungebundenster  Weise  mitunter  auch  revoltierten,  auf  gemäßigte 
Grundlagen  zu  bringen  und  deshalb  durch  seine  Maßnahmen  versucht, 
die  Kirchspielversammlungen  bloß  aus  Steuerzahlern  zusammenzu- 
setzen. Namentlich  hatte  er  dies  durch  ein  kumuliertes  Stimmrecht, 
das  sich  nach  dem  Besitz  abstufte  und  demjenigen,  der  mehr  besaß, 
eine  größere  Anzahl  von  Stimmen  lieh,  zu  erreichen  geglaubt.  Per- 
sonen, welche  weniger  als  50  Pfund  Jahreseinkommen  hatten,  besaßen 
bloß  eine  Stimme,  für  jede  25  £  mehr  erhielt  jeder  Kirchspielsange- 
hörige eine  Stimme  mehr,  bis  zu  6  Stimmen.  Aber  nicht  bloß  die  open 
vestry  wurde  so  auf  die  normale  Grundlage  rechtlicher  Regeln  gebracht, 
sondern  auch  umgekehrt  die  close  vestry  geöffnet  durch  die  sog.  Ho- 
bhouse  Act  im  Jahre  1831.  Diese  Oligarchie  wurde  gebrochen.  Die 
laufende  Verwaltung  soll  von  einem  Kirchspielkomitee,  das  alljährlich 
ebenso  gewählt  wird,  wie  die  zwei  Kirchenaufseher  und  die  sechs 
Armenaufseher,  geführt  werden,  zwei  andere  Armenaufseher  sollen 
von  den  Friedensrichtern  bestellt  werden.  Drei  Rechnungsbeamte 
sollen  jährlich  vom  Kirchspiel  gewählt  werden.     Jeder  Kirchspiel- 
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angehörige  darf  bloß  eine  Stimme  haben,  vorausgesetzt,  daß  er  seinen 
Steuerpflichten  nachkommt.  l>is  zum  Jahre  1834  erhielt  sich  dieser  durch 
die  genannten  Gesetze  geschaffene  Rechtszustand.  Er  wurde  den  Kirch- 
spielen nichl  aufoktroyiert,  sondern  jedes  Kirchspiel  konnte  die  Akte 
von  L819  oder  die  A.kte  von  1831  annehmen  oder  nicht,  wie  es  wollte, 
doch  genügte  schon  ein  Fünftel  der  Steuerzahler,  um  darüber  eine  Ab- 
stimmung  herbeizuführen,  ob  eines  der  genannten  Gesetze  akzeptiert 
werden  sollte.  Zwei  Drittel  der  Steuerzahler  mußten  sich  dann  dagegen 
aussprechen,  um  zu  verhindern,  daß  eines  der  genannten  Gesetze  an- 
genommen  wurde.  Trotzdem  wurden  die  Hobhouse  Act  nur  haupt- 
sächlich Innerhalb  der  Londoner  Metropole,  die  Sturges  Bourne  Acts 
von  ISIS  19  hingegen  gleich  von  etwa  2000  Kirchspielen  angenommen 
und  Tausende  andere  Folgten  in  den  nächsten  zehn  Jahren.  Bis  zum 
Jahre  L834  dauerte  der  durch  die  Hobhouse  Act  und  der  durch  die 
Sturges  Bourne  A.cts  geschaffene  Rechtszustand.  In  diesem  Jahre 
Qämlich  wurden  durch  Gesetz  (4/5  Will.  IV.,  c.  76)  die  Kirchspiele 
ihrer  wichtigsten  selbständigen  Funktion,  der  Armenpflegverwaltung, 
entkleidel  und  diese  besonderen  Kirchspieldistrikten  (unions),  die  durch 
Zusammenlegen  von  Kirchspielen  gebildet  wären,  übertragen.  Auch 
w  urden  die  neuen  Unionen  einer  obersten  Zentralbehörde  (den  poor  law 
commissioners)  mit  weitgehenden  Aufsichtsrechten  unterstellt.  Nur  in 
der  Metropole  erhielten  sich  jene  Kirchspiele,  welche  sich  der  Hob- 
le >use  Ai  t  unterstellt  hatten,  mit  einzelnen  Modifikationen  bis  zum 
Jahre  1900. 

III.  Die  Städte1). 

I .  Eine  Grundverschiedenheit  besteht  zwischen  den  Städten  des 
Kontinents,  insbesondere  den  deutschen  und  englischen  Städten,  die 
in  der  Literatur  wohl  anerkannt2),  deren  politischer  Grund  aber  nicht 
gewürdigt  wird.  Er  liegt  in  dem  verschiedenen  Verhältnisse  zur  Staats- 
gewalt.  Die  deutschen  Städte,  insbesondere  die  Reichsstädte,  waren 
im  Mittelalter  der  Reichsgewalt  neb  engeordnet;  die  englischen  waren 
dies  niemals,  sie  waren  stets  dem  Staate  eingeordnet  und  sind  es  auch 
im  18.  Jahrhundert. 

Die  Erklärung  dieser  Tatsache  ist  auch  aufzufinden,  wenn  wir  uns 
vergegenwärtigen,  was  die  deutschen  Städte  zu  Staatsgewalten  hat 
werden  hissen:  es  war  die  Verdrängung  der  Reichsgewalt  aus  dem 


1    Statl  aller:  Webb,  English  Local  Government  from  the  Revolution  to  the 
Municipal  Corporations  Act:  The  Manor  and  the  Borough,  2  vols,  London  1908. 
Auch  eine  Spezialarbeit,  die  die  Verhältnisse,  welche  Webb  schildert,  noch  be- 
-  aders  illustriert:   R.  Muir  and  E.  M.  Platt,  A  History  of  municipal  Govern- 
nl  in  Liverpool  from  the  earliest  time  to  1835  (2  vols),  London  1906.  Das  früher 
als  Hauptquelle  betrachtete  Blaubuch  der  Kommission,  welche  1835  über  den 
!  der  Munizipalverfassung  in  England  zu  berichten  hatte  (unten  als  »First 
irl    zitiert  .  ist  jetzt  seit  Webbs  Buch,  der  die  tendenziöse  Darstellung  jenes 
Blaubuchs  in  wichtigen  Punkten  nachweist,  nur  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen,  läßt 
.  ins  die  sog.  manorial  boroughs  vollständig  außer  Betracht. 
2j  Gneist,  Gesch.  d.  Selfgov.  I,  S.  200. 
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Umkreis  der  Stadt,  durch  Lösung  jeder  unmittelbaren  Beziehung 
zwischen  Städten  und  Reichsgewalt.  Die  Stadtpersönlichkeit  war  die 
Mittlerin  zwischen  beiden  geworden1).  —  Ganz  anders  lagen  diese 
Verhältnisse  in  den  englischen  Städten.  Hier  hatte,  wie  wir  gesehen, 
(§  20)  nie  eine  Lösung  der  Beziehung  zwischen  Staatsgewalt  und  Städten 
stattgefunden.  Selbst  dann  nicht,  als  die  Städte  eigene  Verfassung 
oder  charters  bekamen.  In  ihrem  Verhältnisse  zur  Staatsgewalt  hielt 
die  Rechtstheorie  den  Zusammenhang  der  Städte  mit  dem  Ganzen 
stets  fest.  Sie  sind,  wie  wir  oben  (§35)  festgestellt,  im  16.  u.  17.  Jahrhundert 
nurJSiaatsanstalten  oder  örtliche  Kollektivverbände  für  Staatszwecke2). 

Die  englische  Stadt  des  18.  Jahrhunderts  ist  nicht  juristische 
Person  des  öffentlichen  Rechts,  wenngleich  sie  durch  »Inkorporations- 
charten« juristische  Person  des  Privatrechts  ist.  —  Als  Person  des 
Privatrechts  hat  sie  auch  Privilegien,  wie  z.  B.  das  Recht,  Abgeordnete 
ins  Parlament  zu  schicken,  zuweilen  auch  als  county  corporate  das 
Recht,  als  selbständige  Grafschaft  mit  eigenen  Friedensrichtern3)  zu 
funktionieren.  Ja,  ihre  ganze  öffentliche  Stellung  beruht  auf  Privi- 
legienbasis. Aber  auch  ihre  Privilegien  übt  sie  in  der  Art  von  Privat- 
rechten aus  und  versieht  deshalb  auch  nur  unvollkommen  jene  öffentlich- 
rechtlichen Funktionen4),  die  der  Staat  sonst  durch  den  Grafschafts- 
und Hundertschaftsverband  versehen  läßt.  Diese  öffentlich-rechtlichen 
Funktionen  sind  im  18.  Jahrhundert  Gerichts-  und  Polizeiverwaltung5). 
Der  alte  städtische  court  leet,  der  namentlich  in  solchen  Städten  vorkam, 
welche  von  einem  großen  Grundnachbarn  die  Patrimonialgerichtsbarkeit 
erworben  hatten,  hat  seine  Bedeutung  seit  dem  Beginn  des  18.  Jahr- 
hunderts eingebüßt.6)  Sofern  er  noch  wirksam  ist,  beruht  die  Er- 
zeugung der  hierfür  notwendigen  Kollektivtätigkeit  auf  derselben 
Kommunalpflichtenverteilung,  wie  wir  sie  in  der  Grafschaft  kennen 
gelernt.  Im  18.  Jahrhundert  ist  die  Privilegienbasis  zwar  noch  vor- 
handen, aber  niemand  denkt  daran,  die  Kollektivpflicht  der  Städte 
zu  erzwingen.  Die  einzige  Pflicht,  die  noch  besonders  anerkannt  wird, 
besteht  in  der  pflichtmäßigen  Besetzung  des  städtischen  Friedens- 
richteramtes, aber  niemand  sucht  diese  zu  erzwingen  (Webb  a.  a.  0., 
p.  288).    Glücklicherweise  war  von  dieser  Indolenz  der  Städte  des- 

*)  Siehe  Gierke,  Genoss.-R.  II.  Bd.,  S.  705  ff. 

2)  Dies  auch  die  Ansicht  Gneists,  Verw.,  Justiz,  Rechtsweg  S.  43:  »Die  englische 
Stadtverfassung  ist  keine  eigentümliche  Bildung,  sondern  nur  die  Übertragung 
der  Kreis-  und  Kirchspielsverfassung  auf  die  städtische  Lebensweise.« 

3)  Siehe  Blackstone,  vol.  I,  p.  107. 

4)  Ähnlich  wie  im  deutschen  Recht  die  Patrimonialherren.  S.  dazu  Webb, 
English  Local  Government  from  the  Revolution  to  the  Municipal  Corporations 
Act:  The  Manor  and  the  Borough,  London  1908,  p.  286  f. 

5)  Siehe  Pollock  a.  a.  O.  vol.  I,  p.  627  ff.  In  bezug  auf  die  Milizverwaltung 
gehört  die  Stadt  in  den  Grafschaftsverband.  Siehe  Gneist,  Gesch.  d.  Selfgov. 
I,  S.  371. 

6)  Siehe  First  Report  on  the  Municipal  Corporations  (England  und  Wales) 
observed  by  the  house  of  Commons  to  be  printed,  1835,  p.  26  —  28  und  p.  41  —  43, 
ferner  Palgrave,  Observations  on  the  principles  of  new  municipalities,  1833,  p.  23  ff. 
Webb  a.  a.  O.  p.  344  ff. 
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halb  nu  llt  viel  zu  befürchten,  weil  die  Last  der  Armenpflege  nunmehr 
auf  die  Schulter  der  Kirchspiele  gelegt  war,  und  die  Polizeifunktionen, 
sofern  sie  von  der  Stadl  mangelhaft  geübt  wurden,  von  den  Friedens- 
richtern  der  Grafschaften  oder  von  besonderen,  durch  Lokalgesetze  ein- 
gesetzten  Stadtkommissaren  (eomniissioners)  ebenso  wie  andere  Verwal- 
bungsaufgaben(  Beleuchtung,  Pflasterung,  Wegewesen  usw.)  erfüllt  wurden. 
Die  Stadtobrigkeit  sollte1)  von  den  Einwohnern  gewählt  werden,  die  die 
Qualifikation  des  bearing  lot  and  paying  scot  besaßen,  d.h.  die  Steuer- 
und  öffentliche  Dienstpflicht  im  Kommunalverbande  erfüllten.  — 
Dieses  System  von  Wahlberechtigungen  hing  also  mit  jener  Kommunal- 
pflichtverteilung  innig  zusammen  und  ergänzte  die  Kollektivtätigkeit 
des  courl  leet,  indem  es  die  obrigkeitlichen  Organe  schuf. 

Freilich  war  dies  bloß  die  Theorie.  Die  Praxis  sah  ganz  anders 
aus.  Wer  Stadtbürger  war.  bestimmte  nur  selten  die  königliche  charter, 
meist  hing  dies  von  lokaler  Gewohnheit  und  insbesondere  von  Lokal- 
st a tuten  (bylaws)  ab.  In  einigen  wenigen  Städten  war  die  Stadtbürger- 
schaft  al > hä nu:i <jf  von  einem  Grundbesitz  innerhalb  der  Stadt  (burgage 
tenements).    Dieser  Grundbesitz  wrar  von  altersher  als  burgagium  aus- 

ichnet  und  diente  allein  als  Grundlage  der  Stadtbürgerberech- 
1 11:11111;.  Neuer  Grundbesitz  hatte  nicht  diese  Qualität.  In  einer  großen 
Zahl  von  Städten,  ungefähr  2/5  der  Gesamtzahl,  war  die  Grundlage  des 
Stadtbürgerrechts  die  Tatsache,  daß  man  bei  dem  Meister  einer  aner- 
kannten Innung  in  Lehre  gestanden  hatte.  In  anderen  Städten,  na- 
mentlich  in  solchen,  welche  eine  mehr  demokratische  Verfassung  hatten, 
\v,ii  Mitgliedschaft  in  einer  Handelsgilde  die  grundlegende  Voraussetzung 
für  die  Stadtbürgerschaft.  In  ungefähr  40  Stadtkorporationen,  in  einem 
Fünftel  der  Gesamtzahl,  konnte  man  sich  nur  durch  Einkauf  in  die 
Stadtkorporation  die  Stadtbürgerschaft  erwerben.  In  50  Stadtkorpo- 
rationen,  etwa  in  einem  Viertel  der  Gesamtzahl  gab  es  überhaupt  keine 
freien  Bürger,  sondern  die  Korporation  bestand  bloß  aus  dem  regieren- 
den Stadtrat,  der  sich  durch  Kooptation  ergänzte. 

Als  Stadtobrigkeit  fungierte  der  mayor,  portreeve,  bailiff  oder  wie 
das  Stadthaupt  sonst  genannt  wurde.  In  40  Städten  gab  es  sogar  ein 
doppeltes  Haupt  an  Stelle  eines  einzigen,  ein  Paar  von  bailiffs.  In 
Städten,  welche  aus  den  großen  Gutshöfen  herausgewachsen  waren, 
war  da-  eigentliche  Seele  des  Stadtregiments  der  high  Steward,  da- 
neben ü;i1>  es  einen  Stadtkämmerer  und  einen  Stadtschreiber  (townclerk) 
in  den  meisten  Städten.  Außer  diesen  Beamten  fungierten  als  Stadt- 
organe  eine  Reihe  von  Stadtgerichten,  meist  mit  den  Befugnissen  einer 
Pa1 1  mmnialgerichtsbarkeit  und  mitunter  auch  als  Handelsgerichte, 
namenl  lieb  aber  als  Bagatellgerichte  tätig.  In  Anlehnung  an  diese  Gerichte 
entwickelte  sich  mit  der  Zeit,  insbesondere  seit  dem  17.  Jahrhundert, 
ein  sog.  common  Council,  eine  Art  Stadtrat.  Das  Stadthaupt  wählte 
mehrere  Personen,  die  sog.  »mayors  peers«  oder  »mayors  brethren«, 

Siehe  First  Report  p.  35  —  39  über  den  Mißbrauch,  der  von  dieser  Quali- 
fikation absieht  und  diese  Wahlen  zum  Tummelplatz  der  verschiedensten  politischen 
Parteien  macht,  auch  Blackstone,  Comm.,  vol.  I,  p.  517  —  522. 


§  48.    Die  Lokal  Verwaltung. 


699 


welche  ihm  in  seinem  Verwaltungswerke  beistanden.  Allmählich  wird 
dieser  kleinere  Zirkel  von  Räten  oder,  wie  sie  manchmal  heißen,  aldermen, 
ein  ständiger  Rat.  Dabei  gibt  es  Räte  ersten,  zweiten  und  dritten  Grades, 
je  nachdem  diese  Räte  aus  den  unteren,  aus  den  mittleren  oder  aus  den 
obersten  Klassen  genommen  werden.  Es  entwickelt  sich  jedoch  kein 
Zwei-  oder  Dreikammersystem  innerhalb  des  Rats,  sondern  alle  bilden 
eine  Versammlung. 

Seit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  büßt  auch  dieser  Stadtrat  seine 
ursprüngliche  Bedeutung  ein  und  versinkt  in  einen  Formalismus,  der  ihn 
für  die  modernen  Verwaltungsaufgaben  unfähig  macht.  Diese  all- 
mählich eintretende  Bedeutungslosigkeit  des  Stadtrats  hängt  mit  der 
Tatsache  zusammen,  daß  die  englischen  Städte  des  18.  Jahrhunderts 
überhaupt,  namentlich  aber  durch  die  Willkür  der  Stuarts  in  ihrer 
Verfassung  verunstaltet  worden  waren.  Die  Test  Acts  von  1661  und 
1672  hatten  dann  das  Ihrige  dazu  beigetragen,  um  auch  die  stets  arbeits- 
willigen und  den  reicheren  Kaufmannskreisen  angehörigen  dissenters 
den  Stadträten  zu  entfremden. 

Infolgedessen  spielen  die  Städte  des  18.  Jahrhunderts  im  Verwal- 
tungsorganismus des  englischen  Staats  eine  nur  untergeordnete  Rolle, 
die  ihnen  überhaupt  nur  deshalb  nicht  genommen  wird,  weil  der  Staat 
die  geschichtliche  Kontinuität  wahren  will.  Er  zieht  es  vor,  ihre  Ver- 
waltungstätigkeit durch  parallel  wirkende  Organe,  z.  B.  für  alle  mög- 
lichen Sonderzwecke  im  Stadtgebiete  errichtete  »Verbesserungskommis- 
säre« (improvement  commissioners),  zu  ersetzen  oder  die  Städte,  wie  z.  B. 
für  die  Milizverwaltung,  in  der  Verwaltungsmaschinerie  der  Grafschaft 
aufgehen  zu  lassen.  In  dieser  Zeit  hätten  sie  allerdings  neue  Kraft  für 
Verwaltungsaufgaben  schöpfen  können.  Die  Kirchenspielverfassung, 
die  Grundlage  der  staatlichen  Verwaltungstätigkeit,  hatte  sich  auch 
über  die  Städte  ausgebreitet.  Aber  zu  einem  Zusammenwachsen  der 
Stadt-  und  Kirchspielverwaltung  kam  es  nicht1),  weil  die  Stuarts,  wie  wir 
sahen,  die  Stadtverfassungen  verunstaltet  hatten,  oder  weil  durch  Gewohn- 
heitsrecht Stadtregimente  (select  bodies)  entstanden  waren,  welche  sich 
durch  Kooptation  aus  einem  engen  Kreise  der  freemen2)  zusammen- 
setzten. Es  ist  demnach  auf  den  ersten  Blick  einleuchtend,  daß  sie  mit 
der  auf  der  breiten  Basis  aller  Angehörigen  ruhenden  Kirchspielver- 
waltung nicht  in  Zusammenhang  stehen  konnten.  —  Das  war  die  böse 
Frucht  der  von  den  Stuarts  gesäten  Saat:  die  Frucht  der  select  bodies. 

2.  In  diese  starren  Rechtsformen  ließ  sich  aber  auf  die  Dauer  der 
in  England  vorhandene  städtische  Geist  nicht  einkapseln.  Konnten 
gesellschaftliche  Gruppen  im  Staat,  die  nach  außen  hin  die  Bedeutung 
städtischer  Gemeinwesen  hatten,  nicht  auf  gesetzlichem  Wege  durch 
Inkorporationscharten  die  Stadtqualität  erlangen,  so  mußten  sie  auf 
außergesetzlichem  Wege  ihr  städtisches  Gemeinleben  entfalten.  Und 
so  finden  wir  zunächst  ein  wirklich  städtisches  Gemeinleben,  das  keine 


x)  Palgrave,  Observations,  p.  18  ff. 
2)  First  Report,  p.  18-20  u.  p.  32  f. 
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andere  Grundlage  hat  als  den  ehemaligen  großen  Gutshof  eines  Lati- 
fundienbesitzers,  eines  Landmagnaten.  Der  court  baron  und  der  court 
leet,  die  ihre  eigentlichen  Funktionen  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  eingebüßt  hatten,  bekommen  dadurch  seit  dem  16.  und  17. 
Jahrhunderl  neues  Leben,  daß  sie  nun  die  Grundlage  eines  stadtähnlichen 
( Gemeinwesens  \\  erden.  1  )ie  Stadt  hürger,  welche  in  formeller  Beziehung  der 
gutsherrlichei)  Gerichtsbarkeit  unterliegen,  wissen  aber  geschickt  den  Ein- 
fluß des  großen  Grundherrn  ganz  in  den  Hintergrund  zu  drängen  oder  sie 
kauten  die  Rechte  des  großen  Grundherrn  ab  und  nutzen  nun  den  court 
baron  und  den  court  leet  für  ihre  eigenen,  stadtähnlichen  Zwecke.  Der 
courl  baron  und  der  courl  leel  erlangen  eine  Polizeiverordnungsgewalt, 
sie  erlangen  eine  Steuergewalt  und  verpflichten  durch  statutarische  An- 
ordnungen (bylaws)  die  Mitglieder  des  stadtähnlichen  Gemeinwesens. 
In  dieser  Weise  hat  sich  z.  I>.  Manchester  auf  den  Grundlagen  des  court 
leel  und  des  courl  baron  bis  zum  Jahre  1846  entwickelt,  da  es  selbst 
endlich  Stadl  im  Rechtssinne  wurde. 

In  anderen  Orten  versteht  es  eine  große  Gilde,  den  Einfluß  des 
Lords  ganz  in  den  Hintergrund  zu  drängen  durch  Anmassung  von 
Rechten,  die  ihr  gar  nicht  zukommen.  Hierher  gehört  z.  B.  die  sog. 
Stadl  AJlenwik,  die  gegen  die  Grafen  von  Northumberland  eine  Zeit- 
lang uut  Erfolg  sich  städtische  Freiheiten  anmaßte,  die  ihr  gar  nicht 
zukamen.  In  anderen  stadtähnlichen  Gemeinwesen  z.B.  in  Liverpool, 
kauft  die  Bürgerschaft  den  Lord  aus,  in  andern  benutzt  sie  den 
V.ugenblick ,  wo  der  Lord,  dem  sie  eigentlich  zugehört,  eine  Zeitlang 
überhaupt  fehlt,  um  sich  eine  autonomieähnliche  Stellung  zu 
verschaffen.  Hierher  gehören  z.  B.  die  Bürger  der  sog.  Stadt  New- 
biggin-by-the-Sea.  Im  Jahre  1689  war  es  ein  bloßes  Fischerdorf,  der 
Grundherr  dieses  Fischerdorfes,  Lord  Widdrington,  hatte  durch  Act 
of  atteinder  im  Jahre  1715  seine  bürgerlichen  Rechte  verloren  und 
die  gutsherrliche  Gewalt  wurde  bis  1751  nicht  ausgeübt.  In  der  Zwi- 
schenzeit  brachten  es  die  Fischer  von  Newbiggin-by-the-Sea  zu  einer 
recht  ansehnlichen  Autonomie.  An  anderen  Orten  wieder  wurde  die 
St.-Ilung  des  Lords  auf  ein  Minimum  reduziert,  es  wurde  ihm  nur  ge- 
stattet,  bei  feierlichen  Anlässen  einen  court  baron  oder  einen  court 
leel  zu  halten.  Im  übrigen  aber  kümmerte  er  sich  nicht  um  das,  was 
seine  früheren  Gutshörigen  taten  und  ließen.  Wieder  an  anderen  Orten 
hatten  sich  die  ehemaligen  Gutshörigen  eines  großen  Magnaten  stadt- 
ähnliche  Freiheiten  von  der  Krone  zu  erkaufen  verstanden,  so  z.  B. 
die  »Leute«  von  Godmanchester. 

\ll  diese  stadtähnlichen  Gemeinwesen  waren  deutliches  Zeugnis 
dafür,  daß  wenn  eine  Verfassung  derart  verrottet  ist,  daß  sie  das 
städtische  Lehen  zurückzuhalten  gedenkt  und  nur  kleineren  egoisti- 
schen Zwecken    nutzbar   machen  will,    sich   dieses   städtische  Leben 

Loch  über  die  Häupter  der  regierenden  Kreise  hinweg  mit 
Erfolg  durchsetzt.  Das  parlamentarische  Regime,  das  nach  der  glor- 
reichen  Revolution  in  England  anhebt,  hat  in  ebenso  engherziger  Weise 
wie     ine  V  orgänger,  die  Stuarts,  die  Stadtverfassungen  in  ihrer  krüp- 
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pelhaften  Gestalt  zu  erhalten  versucht.  War  es  ja  doch  die  bequemste 
Art,  sich  selbst  in  der  Herrschaft  zu  erhalten,  wenn  man  die  Stadtver- 
fassungen in  dieser  Gestalt  weiter  beließ  und  so  der  Möglichkeit  Raum 
schuf,  daß  immer  ein  Patron,  ein  großer  Grundherr  oder  ein  großer 
Finanzbaron  auf  die  Besetzung  der  städtischen  Parlamentssitze  ein- 
wirkte. Aus  diesem  Grunde  schwang  sich  das  parlamentarische  Regime 
Englands  im  18.  Jahrhundert  niemals  zu  einer  Stadtreform  auf,  trotzdem 
diese  dringend  nötig  gewesen  wäre.  Weil  aber  alles  beim  alten 
blieb,  kam  diese  Doppelteilung  zwischen  formal -juristischer  Stadt- 
korporation und  stadtähnlichem  Gemeinwesen  auf,  welche  sich  aus 
Überresten  und  Trümmern  mittelalterlicher  Gerichtsbarkeit  entwickelte. 

IV.  Die  Kommunalsteuern. 

Das  Problem  der  Lokal  besteuerung1),  welche  das  17. 
Jahrhundert  der  kommenden  Zeit  überlassen  hatte,  war,  wie  wir 
oben  gesehen  (siehe  §  35),  die  Angleichung  der  verschiedenen  Arten 
von  Lokalbesteuerung  aneinander.  Neben  der  durch  Elisabeth  ein- 
geführten Armensteuer  bestand,  wie  wir  wissen,  noch  eine  Reihe  von 
Spezialsteuern,  die  im  Kirchspiel  für  die  Zwecke  der  Grafschaft  um- 
gelegt wurden.  Erstere  beruht  auf  dem  Gedanken  der  Erfassung  des 
gesamten  Einkommens  jedes  Kirchspielangehörigen,  letztere  hingegen 
hängen  in  der  Hauptsache  dem  mittelalterlichen  Prinzip  der  Real- 
besteuerung an.  —  Hier  eine  Angleichung  beider  Steuerformen  zu 
finden,  war  eine  Lebensfrage  der  Kommunalverwaltung.  Die  mittelalter- 
liche Verzettelung  der  Steuerkräfte  in  eine  ganze  Reihe  von  Spezial- 
steuern mußte  jeden  Kommunalhaushalt  lähmen  und  verhinderte  be- 
sonders in  England,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Ausbildung  einer 
Grafschaftssteuer  und  im  Zusammenhang  damit  die  Ausbildung  einer 
Vermögensverwaltung  der  Grafschaft,  die  zum  Kernpunkt  einer  kom- 
munalen Selbstverwaltung  sich  hätte  entwickeln  können. 

Wie  sollte  aber  diese  Angleichung  erfolgen  ?  Zwei  Möglichkeiten 
bestanden:  entweder  stieg  der  Gesetzgeber  von  dem  hohen  Stand- 
punkt der  Erfassung  des  Einkommens  des  Kirchspielsteuerzahlers  auf 
die  alte  Stufe  der  Realbesteuerung  hinab,  oder  die  Realgrundlage  der 
neben  der  Armenbesteuerung  im  Kirchspiel  bestehenden  Lokalbe- 
steuerung wurde  zugunsten  des  Personalsteuerprinzips  aufgegeben. 
In  Wirklichkeit  beschritt  man  in  England  von  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  beide  Wege. 

Zunächst  wurde  durch  die  Praxis  des  Reichsgerichts  die  Armen- 
steuer aus  einer  Einkommensteuer  zu  einer  allerdings  modifizierten 
Realsteuer.  Wie  war  das  möglich  ?  Zunächst  wurde  der  Standpunkt 
eingenommen,  daß  man,  wenn  man  das  Einkommen  eines  Kirchspiel- 
steuerzahlers fassen  wollte,  am  besten  seine  sichtbaren  Einkommens- 
quellen (»visible  property«)  ins  Auge  fassen  müßte. 


x)  Dazu  insbes. :  Cannan,  History  of  Local  Rates  in  England,  1896,  in  Hewins, 
Studies  in  Economics  and  Political  Science. 
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In  einer  vorwiegend  auf  Ackerbau  ruhenden  Volkswirtschaft,, 
wie  -i«1  England  bis  in  du»  erste  Hüllte  dos  19.  Jahrhunderts  noch  immer 
darstellte.  mußte  natürlich  die  in  die  Augen  springende  Einkommens- 
quelle der  Grund- und  Bodenbesitz  sein.  So  kam  man  dazu,  die  Kirchspiel- 
angehörigen nach  ihrem  Grund-  und  Bodenbesitz  einzuschätzen  und 
/n  veranlagen.  Nur  in  einigen  wenigen  Kirchspielen  wurde,  wie  z.  B. 
in  Whitechapel  infolge  »alter  Gewohnheit«,  noch  bis  ins  19.  Jahrhundert 
die  Erfassung  des  gesamten  Einkommens  jedes  Kirchspielangehörigen 
versucht.  Sodann  wurden  der  Grund-  und  Pachtzins  aus  Boden-  und 
Häuserbesitz  mit  der  Zeil  als  st  (Mierbare  Einkommensquellen  vollständig 
beiseite  geschoben. 

Das  Armensteuergesetz  von  1601  hatte  die  Steuer  nicht  bloß  jedem 
im  Kirchspie]  wohnenden,  sondern  auch  den  nur  Grund  und  Bodenbesitz 
im  Kirchpiel  besitzenden  Forensen  auferlegt.  Da  man  aber  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  (seit  dem  sog.  Sir  Anthony  Earby's 
case)  das  Einkommen  aus  Grund-  und  Pachtzins  (rent)  freiließ,  so 
vollzog  sich  eine  merkwürdige  Verschiebung  im  Steuersubjekt  der 
Vrmensteuer,  die  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  charakteristische  Form 
derselben  bildete,  nämlich:  nicht  der  Grundeigentümer  wird  zur  Armen- 
steuer  und  den  Lokallasten  herangezogen,  sondern  sein  Pächter.  Das 
entspricht  ja  auch  ganz  der  egoistischen  Art  der  landed  gentry,  welche 
auf  diese  Weise  die  wichtigste  Kommunalbesteuerung  auf  andere  Schul- 
tern wälzen  konnte.  Aber  auch  das  Einkommen  aus  Gehältern  ver- 
schwand  seit  dem  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts.  Blieb  sonach  außer 
dem  Grundbesitz  noch  die  Einkommensquelle  aus  beweglichem  Kapital- 
vermögen (stnek-in-trade).  Um  dieses  wurde  allerdings  hart  gekämpft, 
und  wir  erkennen  in  diesem  Kampfe  deutlich  die  äußeren  Züge  der  ge- 
samten Verfassungsentwicklung  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts. Der  absolutistischen  Zeit  lag  es  natürlich  nicht  fern,  auch 
diese  Einkommensquellen  gemäß  den  Intentionen  Elisabeths  zu  er- 
fassen. Im  Jahre  1633  legte  ein  Landedelmann  dem  Oberrichter  Sir 
Robert  Heath  eine  Reihe  von  Fragen  vor,  darunter  die,  wie  es  mit 
der  Steuerkraft  des  Kirchspiel-Steuerzahlers  zu  halten  sei.  Die  Ant- 
wort, die  der  Oberrichter  gibt,  geht  u.  a.  dahin,  daß  die  Steuerkraft 
des  Sienerzahlers  im  Kirchspiel  nach  Gutdünken  der  Kirchspielorgane 
auch  auf  das  bewegliche  Vermögen,  sofern  es  im  Kirchspiel  sichtbar 
-ei.  erstreckt  werden  könnte.  — Während  der  Zeit  der  Republik,  die  alle 
Steuerkräfte,  die  ihr  zu  Gebote  standen,  anspannte,  war  die  Erfassung 
auch  des  beweglichen  Kapitals  das  natürlich  Gegebene.  So  wird  z.  B. 
in  einem  Gesetz,  welches  die  Wegebaupflicht  vorschreibt  (anno  1652, 
'-..'))  dys  bewegliche  Vermögen  jedes  Kirchspielangehörigen  der  Be- 
steuerung unterworfen,  und  zwar  sollen  20  £  beweglichen  Kapitals 
20  -  jährlichem  Reinertrage  aus  Grund-  und  Bodenbesitz  gleichgestellt 
werden.  In  dieser  Weise  verfuhr  man  auch  während  der  Zeit  der  Restau- 
rierung  der  Stuarts  und  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts, 
freilich  aichl  ohne  den  lebhaften  Tadel  der  nun  auf  ihre  Interessen 

ichten  Handelskreise  auf  sich  zu  laden.  —  Seit  der  zweiten  Hälfte 
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des  18.  Jahrhunderts  sind  aber  diese  Kreise  immer  einflußreicher,  und 
die  Spruchpraxis  bequemt  sich  ihrer  Auffassung  an.  Warum  soll  auch 
das  im  Handel  investierte  Kapital  zur  Steuer  beitragen,  wenn  die  landed 
gentry  aus  ihrem  Bodeneigentum  keine  Armensteuer  bezahlt  ?  Dieser 
konservative  Gedanke  kommt  natürlich  in  den  Urteilssprüchen  nicht 
zum  Ausdruck.  Man  argumentiert  hier  vielfach  damit,  daß  das  im 
Handel  investierte  bewegliche  Kapital  zu  rasch  fluktuiere,  zu  wenig 
sichtbar  sei,  um  als  Steuerquelle  der  Armensteuer  zu  dienen.  Nur 
wo  Gewohnheit  in  einem  Kirchspiel  auch  diese  Einkommensquelle 
der  Armensteuer  unterwerfe,  sei  ihre  Steuererfassung  zulässig. 

Der  Lord  Oberrichter  Mansfield  war  auch  sonst  ein  Anhänger  des 
Hergebrachten,  und  in  unserer  Frage  hatte  er  am  allerwenigsten  Veran- 
lassung davon  abzugehen.  Er  stellt  im  Jahre  1776  als  Maxime  fest,  daß 
das  Gewohnheitsrecht  eines  Kirchspiels  entscheide,  und  dieses  Maxime 
wird  von  da  ab  als  Grundlage  des  Armensteuerrechts  angesehen.  So 
geht  die  Sache  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts.  Einen 
Schritt  nach  rückwärts  bedeutet  eine  Instruktion  der  poor  law  com- 
missioners  (September  1838),  welche  nicht  einmal  die  Gewohnheit  für 
die  Steuererfassung  des  beweglichen  Kapitalvermögens  mehr  aner- 
kennen will.  —  Das  oberste  Reichsgericht,  die  Queen's  bench,  reprobiert 
zwar  diese  Auffassung,  aber  ein  Gesetz  von  1840  (3  u.  4  Vict.,  c.  81) 
stellt  sich  auf  den  Standpunkt  der  poor  law  commissioners  und  nimmt 
von  der  Armenbesteuerung  endgültig  das  im  Handel  investierte  Kapital- 
vermögen aus.  Zugleich  wird  die  alte  Praxis  anerkannt,  wonach  nicht, 
wie  das  Armensteuergesetz  von  1601  wollte,  jeder  Kirchspielangehörige 
neben  dem  Grund  besitzenden  Forensen  zur  Armensteuer  herange- 
zogen wird,  sondern  bloß  der  »occupier«,  d.  i.  der  Pächter  von  Grund  und 
Boden  innerhalb  des  Kirchspiels,  gleichviel  ob  er  in  der  Gemeinde  wohnt 
oder  Forense  ist.  Der  »inhabitant«  des  Elisabetheischen  Gesetzes 
wird  so  eliminiert,  wie  er  es  ja  durch  die  Spruchpraxis  des  Gerichts 
bereits  schon  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  war. 

Nun  war  die  Angleichung  der  übrigen  Spezialsteuern  im  Kirch- 
spiel an  die  Armensteuer  nicht  schwer.  Manche  derselben  war  schon  im 
17.  Jahrhundert,  insbesondere  während  der  puritanischen  Revolution, 
auch  auf  das  bewegliche  Vermögen  gelegt  (so  z.  B.  die  oben  er- 
wähnte Wegebausteuer  von  1652).  Die  Wegesteuer  von  1654  wird  schon 
ganz  auf  der  Grundlage  der  Armensteuer  eingeschätzt  und  erhoben.  — 
Die  primitive  Polizeisteuer,  hue  and  cry  rate,  wird  ebenfalls  an  die 
Armensteuer  angeglichen  und  zwar  ohne  Mitwirkung  der  Legislatur, 
einfach  durch  die  Spruchpraxis  der  Gerichte.  Ähnlich  ergeht  es  den 
Steuern  für  Kanalisation  und  Straßenreinigung,  obwohl  hier  die  Le- 
gislatur mit  Hilfe  der  Private-Bill- Gesetzgebung  nachgeholfen  hat. 
In  Städten  werden  auch  die  sog.  Straßensteuern,  d.  i.  Lokalbesteuerung 
für  Beleuchtung,  Bepflasterung  und  Wasserversorgung,  auf  der  Grund- 
lage und  nach  dem  Vorbild  der  Armensteuer  erhoben. 

So  ist  der  Boden  für  eine  Konsolidation  aller  dieser  Spezialsteuern 
genügend  vorgearbeitet.   Im  Jahre  1739  ergeht  das  Gesetz,  welches  in 
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der  Hauptsache  eine  ganze  Reihe  dieser  Detailsteuern  konsolidiert,  und 
aus  ihnen  eine  einheitliche  Grafsehaftssteuer  schafft  (12  Geo.  IL,  c.  29). 
Die  Begründung,  die  das  Gesetz  gibt,  ist  charakteristisch;  man  könne 
diese  Detailsteuera  deshalb  nicht  aufrechterhalten,  weil  der  Steuerfuß 
der  einzelnen  derselben  derarl  gering  sei,  daß  die  Arten  der  Steuerer- 
hebung die  Einnahmen  aus  der  Steuer  bedeutend  überschreiten  würden, 
wollte  man  sie  nach  wie  vor,  jede  für  sich,  einheben1). 

\u(  Ii  die  neue  Grafsohaftssteuer  soll  in  der  Art  der  Armensteuer 
und  auf  deren  Grundlage  erhoben  werden.  Die  friedensrichterlichen 
\  ierteljahrssit zungen  werden  angewiesen,  die  für  Grafschaftszwecke 
aufzubringende  Summe  auf  die  einzelnen  Kirchspiele  zu  repartieren. 
Ein  Gesetz  von  L815  (55  Gen.  3,  c.  51)  verbessert  diese  Vorschrift  dahin, 
dal.»  die  Verteilung  der  aufzubringenden  Steuersumme  auf  die  einzelnen 
Kirchspiele  nach  Verhältnis  des  im  Kirchspiel  bleibenden  steuerbaren 
Grundeigentums  vorzunehmen  sei.  So  ist  die  Armensteuer  zum  Mittel- 
punkt der  ktunmunalbesteuerung  Englands  geworden,  denn  auch  die 
seil  der  Städtereform  eingeführte  Stadt-  und  Polizeisteuer,  (borough  rate 
und  police  rate)  hielt  daran  fest,  daß  für  ihre  Erhebung  wie  für  ihre 
Einschätzung  die  Grundlage  der  Armensteuer  maßgebend  sein  müßte. 

V,  Die  Aufsicht  der  Kommunalverwaltungen  und  die  Reform- 
bestrebungen. 

Am  Ausgang  der  vorigen  Periode  konnten  wir  schon  feststellen, 
daß  die  l\<>mmunalauf sieht  aus  den  Händen  des  Staatsrates  in  die  Hände 
der  Reichsgerichte  übergegangen  war.  Die  Rechtsmittel,  die  diesem 
Zwecke  dienten,  waren  die  des  alten  Writ-Prozesses.  Die  Friedens- 
richter  wurden  mittels  »mandamus«  angehalten,  dem  Recht  entspre- 
chend  zu  handeln  und  Verwaltungsakte  zu  setzen.  Mittels  »certiorari« 
konnte  jeder  ihrer  Verwaltungsakte  von  dem  Reichsgerichte  nachge- 
prüft und  eventuell  aufgehoben  werden.  Mittels  »quo  warranto« 
konnten  die  Friedensrichter  und  Stadtbehörden  veranlaßt  werden,  die 
Rechtsgründe  anzugeben,  weshalb  sie  einen  Verwaltungsakt  gesetzt, 
und  mittels  Prohibition  konnte  ihre  Absicht,  einen  unzulässigen  Ver- 
waltungsakt zu  setzen,  verhindert  werden2).  Seit  dem  Ausgang  des 
18.  Jahrhunderts  hatte  sich  dann  auch  noch  das  Rechtsmittel  des  stating 
of  special  case  entwickelt,  wodurch  die  Friedensrichter  aus  eigener 
Initiative  zweifelhafte  Fälle  vor  die  Reichsgerichte  bringen  konnten, 
am  die  prinzipielle  Rechtsfrage  entscheiden  zu  lassen. 

Diese  Art  von  Aufsicht  war  natürlich  eine  unvollkommene,  denn 
sie  war  nur  zuweilen  geübt  und  nicht  beständig,  was  doch  jede  Staats- 
aufsicht  über  Kommunalbehörden  sein  muß.  Sie  war  also  abhängig 
davon,  daß  ein  Rechtsfall  aufkam,  und  eben  deshalb  —  und  das  war 
der  schwerste  Mangel  —  nicht  kontinuierlich.  Als  Kontrollinstanz 
fungierte  auch  das  Parlament  mit  Hilfe  der  Private-Bill- Gesetzgebung. 

If  possible  to  have  been  rated  the  expense  of  assessing  and  collecting 
the  same  would  have  amounted  to  more  than  the  sum  rated.« 
2   Siehe  darüber  mein  englisches  Staatsrecht  II.  Bd.,  S.  609. 


§  48.    Die  Lokalverwaltung. 


705 


Wir  haben  schon  oben  (§46)  gesehen,  wie  das  Parlament,  eben  die  durch 
die  Abschaffung  der  Sternkammer  und  der  rechtsprechenden  Tätigkeit  der 
Zentralverwaltung  entstandene  Lücke  durch  seine  eigene  Tätigkeit 
auszufüllen  bestrebt  war.  Wenn  jeder  einzelne  Staatsbürger  in  der  Lage 
war,  wegen  der  Härte  des  Rechts  an  das  Parlament  Petitionen  zu 
richten,  warum  sollte  eine  Stadtgemeinde  oder  ein  Kirchspiel  daran 
verhindert  werden  zu  petitionieren,  daß  die  Härte  ihres  Lokalrechts  durch 
Parlamentsgesetz  beseitigt  werde  ?  Freilich  war  diese  Aufsicht  des  Parla- 
ments auch  keine  kontinuierliche  Verwaltungstätigkeit.  Die  gesetzgeben- 
den Körperschaften  glaubten  ihre  Aufgabe  in  dieser  Hinsicht  schon  dann 
erfüllt  zu  haben,  wenn  sie  ein  neues  Lokalgesetz  (private  act)  für  den 
oder  jenen  Flecken,  für  dieses  oder  jenes  Kirchspiel  erließen,  und  neben 
den  schon  vorhandenen  Kommunalorganen  neue  Kommissare  zur 
Erfüllung  der  Beleuchtung,  Bepflasterung  oder  Bewässerung  eben  in 
diesem  oder  jenem  Kirchspiel  einsetzten.  Die  so  eingerichteten  Organe 
sollten  weiter  von  selbst  gehen,  ohne  Gängelung  durch  irgendwelche 
Zentralinstanz.  Gewiß  ein  schöner  Gedanke,  wenn  er  nur  zu  verwirk- 
lichen gewesen  wäre!  Denn  gerade  diese  sich  so  selbst  überlassenen 
Kommunen  mit  ihren  Spezialkommissaren  bedurften  damals  am  meisten 
der  Aufsicht,  wenn  sie  nicht,  wie  dieses  faktisch  auch  erfolgt  ist,  lokaler 
Interessenmajorisierung  und  lokalen  Parteikämpfen  zum  Opfer  fallen 
sollten.  Daß  diese  lokalen  Rechtszustände  jemals  eine  Korrektur 
durch  eine  private  act  erfuhren,  war  von  Zufälligkeiten  solcher  Partei- 
kämpfe abhängig.  Die  reformbedürftigsten  Kirchspiele  waren  nicht 
immer  diejenigen,  welche  Reform  auch  anstrebten.  Lokaler  Partei- 
hader verhinderte  nicht  selten  die  Einbringung  einer  unbedingt  not- 
wendigen private  bill  (siehe  dazu  die  interessante  Schilderung  bei  F.  H. 
Spencer,  Municipal  origins  1911,  ch.  2). 

Und  dann  noch  ein  anderes:  diese  fortgesetzte  Neuschaffung  von 
Spezialkommissionen  innerhalb  desselben  Kirchspiels  und  derselben 
Stadt  schuf  ein  Chaos  von  Verwaltungskompetenzen,  die  einander 
lähmten.  Das  war  aber  eben  das  Verhängnis  der  Private-Bill- Gesetz- 
gebung und  der  vom  Parlament  so  geleiteten  Verwaltungsaufsicht,  daß 
die  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  herrschenden  Klassen  von 
dem  Wrahn  befangen  waren,  als  ob  sich  mit  Hilfe  der  veralteten 
Kommunalverwaltung  in  Grafschaft  und  Kirchspiel  noch  weiter  ar- 
beiten ließe.  —  Ein  auf  Friedensrichter  und  Konstabier  aufgebautes 
Kommunalorgan  setzte  voraus,  daß  alles  patriarchalisch  im  Nachbar- 
verbande noch  dirigiert  werden  könnte.  Das  neue  Problem,  das  durch 
die  Industrialisierung  Englands  seit  dem  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  auf- 
gegeben, war  aber  die  Anhäufung  von  Arbeitermassen  in  Kirchspielen  und 
Flecken,  die  bis  dahin  niemals  solche  Menschenmassen  gesehen.  Dieses 
Problem  war  der  landed  gentry  nicht  aufgegangen,  und  wenn  es  ihr  auf- 
gegangen war,  jedenfalls  verhaßt.  Erst  die  Tatsache,  daß  man  am 
eigenen  Geldbeutel  in  Gestalt  der  Armensteuer  gefaßt  wurde,  führte 
zur  Reform  der  ganzen  Armenverwaltung.  Schwache  und  unfähige 
Kirchspiele  wurden  zu  größeren  Verwaltungsdistrikten  vereinigt,  zu 
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den  Unionen,  und  diesen  Unionen  ward  für  die  Zwecke  der  Armenpflege 
eine  Zentralinstanz,  die  der  poor  law  eommissioners,  übergeordnet. 

W  ir  ha  Ihm)  oben  (§  i6  1 1)  gesehen,  unter  wessen  Einfluß  diese  Zentral- 
behörde  183  5  geschaffen  wurde  und  welche  Bedeutung  sie  für  die  allgemeine 
\  ci  w  all  ungsorganisation  des  Reiches  hatte.  Hier  muß  ihre  Bedeutung  für 
die  Lokalverwaltung  besonders  erwähnt  werden.  Das  sie  einsetzende 
Gesetz  von  L834  (4  u.  5  Will.  IV.,  c.  76)  gibt  ihr  ein  weitgehendes  Auf- 
sichtsrecht, das  sie  in  Gestalt  von  Generalverordnungen  (§15),  von 
Dienstinstruktionen  (§  21  f)  und  in  Gestalt  einer  Rechnungskontrolle 
(§23  25)  über  die  Armenpflege-Unionen  auszuüben  hat. 

Die  Bedeutung  des  Gesetzes  von  1834  ist  aber  noch  keineswegs 
vollständig  damit  gekennzeichnet.  Die  Armenpflege-Unionen,  die  dem 
Zentralami  untergeordnet  werden,  haben  den  Zweck,  die  friedensrich- 
terliche  Tätigkeil  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege,  wenn  nicht  ganz, 
so  doch  in  der  Hauptsache,  beiseitezuschieben.  Sie  sind  zusammenge- 
setzt  aus  \nncn | > liefern,  poor  law  guardians,  die,  wenn  auch  nach  einem 
Zensuswahlrecht  gewählt,  bei  dem  die  Mindestbesteuerten  eine  Stimme, 
die  Höchstbesteuerten  bis  zu  sechs  Stimmen  besitzen,  doch  immerhin 
g  e  w  ä  h  I  I  e  Repräsentanten  der  Steuerzahler  darstellen.  Damit  ist 
das  Modell  geschaffen,  auf  dem  die  Kommunalorganisation  im  19.  Jahr- 
hundert einzurichten  war.  Dies  und  die  Beseitigung  des  Chaos  von  Ver- 
waltungskompetenzeri,  wie  es  die  improvement  eommissioners  in  den 
einzelnen  Kommunalverbänden  tatsächlich  bewirkten,  blieb  die  Aufgabe, 
welche  ersl  von  der  Viktorianischen  Gesetzgebung  gelöst  wurde. 

§  49.  Die  Justizverwaltung. 
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I.  Die  Zivilrechtspflege. 

Ihr  charaktoristisches  Merkmal  in  unserer  Periode  ist,  daß  sie 
noch  ganz  das  zentralisierte,  von  den  Plantagenets  eingerichtete  Ge- 
richtssystem darstellt,  ebenso  stark  zentralisiert  wie  dieses  und  in  bezug 
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auf  Formalismus  und  Rechtsfiktion  noch  um  Wesentliches  vermehrt. 
England  war  inzwischen  zum  weltumspannenden  Handels-  und 
Industriestaat  vorgeschritten.  Die  Gerichtsverfassung  und  das  Ver- 
fahren waren  aber  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  noch  immer 
die  mittelalterlichen  geblieben.  Die  daran  geknüpften  Übelstände  be- 
ziehen sich  auf  die  Gerichtsorganisation,  das  Verfahren,  die  Beweismittel 
und  die  zwangsweise  Durchsetzung  der  Rechtsansprüche  (Zwangs- 
vollstreckung).  Sehen  wir  im  einzelnen  zu. 

Was  zunächst  die  Gerichtsorganisation  anlangt,  so  fallen  in  un- 
serer Periode  vier  Mängel  hauptsächlich  auf: 

1.  Vor  allem  litt  das  englische  System  der  Gerichtsorganisation 
an  dem  Übel  vieler  überflüssiger  Subalternbeamten  in  den  englischen 
Gerichtshöfen.  Eine  große  Anzahl  von  ihnen  hatte  nur  Sinekuren  inne, 
die  zum  größten  Teil  wie  Marktware  gekauft  und  von  den  Richtern, 
die  jene  Stellen  zu  patronifizieren,  d.  h.  zu  besetzen  hatten,  verkauft 
wurden.  Ein  Teil  dieser  Sinekuren  fiel,  wie  wir  oben  gesehen  (siehe 
§  47),  im  Anschluß  an  die  Burke-Pittsche  Verwaltungsreform  hin- 
weg, aber  ein  guter  Teil  blieb  in  bis  die  letzten  Jahrzehnte  des  19.  Jahr- 
hunderts. Erst  die  Gerichtsorganisation  des  Jahres  1873  räumte  mit 
ihnen  derart  auf,  daß  heute  nicht  mehr  viele  solcher  Stellen  vorhanden 
sind. 

2.  Der  zweite  Übelstand  war  das  Fehlen  einer  Gerichtshierarchie, 
welches  damit  zusammenhing,  daß  England  niemals  eine  richtige  Re- 
zeption des  römisch-kanonischen  Prozesses  vorgenommen  hatte.  Die 
verschiedensten  Gerichte  kreuzten  sich  in  ihren  Jurisdiktionsbefug- 
nissen. Planlos  wie  das  Mittelalter  diese  Gerichte  des  Common  Law 
und  der  Equity  hatte  entstehen  lassen,  waren  sie  bis  ins  19.  Jahrhundert 
nebeneinander  und  übereinander  getürmt.  Am  hervorstechendsten  war 
der  Übelstand  im  Verhältnis  zwischen  Common-Law-  und  Equitygerichten. 

Die  Equity  hatte  sich  entwickelt,  um  die  Sprödigkeit  des  Common 
Law,  des  jus  strictum,  zu  mildern.  Nun  war  sie  aber  infolge  der  Prä- 
zedentien  ebenso  spröde.  Insbesondere  waren  diese  Präzendentien,  die 
jetzt  so  bindend  waren,  zu  einer  Zeit  entstanden,  wo  England  noch  vor- 
wiegend von  agrarischen  Interessen  beherrscht  gewesen.  Die  mo- 
dernen, neu  aufstrebenden  Handelsverhältnisse,  die  auf  Treu  und  Glauben 
aufgebaut  waren,  verlangten  nun  auch  gebieterisch  Anerkennung  im 
Kanzlergerichtshof.  Dafür  war  aber  die  Equity  zu  spröde  geworden. 
Dazu  kam  die  Langwierigkeit  des  Verfahrens,  die  mitunter  ganze  Fa- 
milien um  ihr  Vermögen  brachte.  Die  lange  Dauer  des  Verfahrens, 
insbesondere  das  Festhalten  an  Präzedentien,  wie  es  damals  aufkam, 
machten  die  Equity  bald  ebenso  formalistisch,  wie  es  das  Common 
Law  damals  war.  Statt  jeder  weiteren  Belege  hierfür  sei  nur  auf  die 
meisterhafte  Schilderung  einer  Verhandlung  im  Kanzlergerichtshof 
verwiesen,  wie  sie  uns  Dickens  in  »Bleak  House«  liefert:  der  Rechtsfall 
Jaryndice  v.  Jaryndice! 

Schließlich  kam  noch  dazu,  daß  das  Common  Law  in  der  vorher- 
gehenden Epoche  derart  mit  Equity-Grundsätzen  durchsetzt  worden  war, 
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eben  um  es  zu  verbessern  — ,  daß  ein  Rechtszustand  konkurrierender 
Jurisdiktionen  von  Gommon-Law-  und  Equity- Gerichtshöfen  bestand. 
Daswarein  großer  Übelstand.  Denn  diese  konkurrierenden  Jurisdiktionen 
kreuzten  und  hinderten  sich  auf  Schritt  und  Tritt  und  suchten  die 
\  rbeil  slasl  wechselseitig  aufeinander  abzuwälzen.  All  diesenÜbelständen, 
namentlich  der  Langwierigkeit  und  Kostspieligkeit  des  Verfahrens, 
winde  zum  Teile  durch  folgende  Akte  abgeholfen,  die  größtenteils 
eine  \  ermehrung  des  wirklich  arbeitenden  Richterpersonals  und  eine 
Verminderung  des  gewinngierigen  und  überflüssigen  Beamtenheeres 
des  Kanzlergerichtshofs  mit  sich  brachten:  1833,  3  und  4  Will.  IV., 
i  .  94;  L841,  5  und  5  Vict.,  c.  52  (Schaffung  zweier  neuer  Vizekanzler); 
L842,  5  und  6  Vict.,  c.  LOS  (Abschaffung  der  six  clerks)  und  1852  die 
Chancery  Amendment  Act. 

Gründlicher  Wandel  wurde  aber  erst  durch  die  Fusion  der  zur 
Equity  berufenen  Gerichte  mil  den  Gerichten  des  Common-Law  in  der 
Judicature  Act  von  IS73  geschaffen. 

\l>er  nicht  bloß  ( Ii unmon-Law-  und  Equity-Gerichte  kreuzten 
und  hinderten  einander  in  ihren  Funktionen,  sondern  auch  die  Common- 
Law-Gerichte  untereinander  zeigten  dieselbe  Anarchie.  Da  bestanden 
von  alters  her  die  bekannten  drei  Reichsgerichte.  Ursprünglich  hatte 
jedes  derselben,  wie  wir  wissen,  eine  besondere  Aufgabe.  Die  King's 
bench  sollte  vorwiegend  Kronstreitigkeiten,  also  Strafgerichtsbarkeit 
und  Zivilgerichtsbarkeit,  sofern  die  Krone  Partei  war,  üben.  Seit  dem 
Weltall  der  Sternkammer  und  der  Staatsratsgerichtsbarkeit  hatte  sie 
(siehe  oben  §  48  V)  noch  eine  Kontrolltätigkeit  über  Verwaltungsbehörden 
mittels  der  sog.  prerogative  writs.  Der  Common-Pleas- Gerichtshof 
hatte  die  Zivilstreitigkeiten  Privater  zu  erledigen,  und  der  Exchequer- 
Gerichtshof  sollte  neben  einer  in  Konkurrenz  mit  der  Chancery  geübten 
IJilligk-fitsgerichtsbarkeit  Streitigkeiten,  die  die  Finanzen  des  Reichs 
betrafen,  erledigen.  In  Wirklichkeit  aber  durfte  die  King's  bench  eine 
ausgedehnte  Zivilgerichtsbarkeit  in  Konkurrenz  mit  dem  Common- 
Pleas- Gerichtshof  üben;  das  tat  sie,  unterstützt  von  Parteien  und 
Rechtsanwälten  durch  eine  Fiktion.  Wenn  X.  eine  Klage  um  Schuld 
gegen  Y.,  sagen  wir  wegen  des  Betrages  von  50  £  erhob,  so  erließ  die 
King's  bench  im  Einverständnis  mit  dem  Kläger  ein  Schreiben  (writ), 
in  dem  erklärt  wurde,  daß  der  Beklagte  Y.  mit  Waffengewalt  in  das 
Haus  des  Klägers  eingedrungen  sei  und  daß  er  ihm  außerdem  50  £ 
schulde.  Nur  durch  diese  Fiktion,  nämlich,  daß  der  königliche  Frieden 
gebrochen,  war  die  Kompetenz  der  King's  bench  begründet.  Ähnlich 
operierte  der  Exchequer-Gerichtshof,  um  dem  Common-Pleas- Gerichts- 
hof  Klienten  abzujagen.  Wollte  jemand  vor  diesem  Gerichtshof  eine  Klage 
vorbringen,  z.B.  wegen  100  £,  die  ein  anderer  ihm  schuldete,  so  er- 
ging  ein  writ,  in  welchem  erklärt  wurde,  daß  der  Kläger  dem  König 
£  schulde  und  daß  der  Beklagte,  weil  er  den  Kläger  nicht  befriedige, 
König  um  seine  100  £  bringen  wollte.  Dadurch  erst  war  die  Kom- 
z  des  Exi  liequer- Gerichtshofs  gegeben.  Aber  bei  der  Verhandlung 
In*  weder  der  Kläger  den  Nachweis  zu  führen,  daß  er  dem  König 
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das  Geld  schulde,  noch  machte  der  Beklagte  irgendwelchen  Einwand 
aus  diesem  Mangel  der  Klagebegründung  geltend.  Dieses  merkwürdig 
harmonische  Zusammenspiel  von  Partei  und  Gerichtshof  erklärt  sich 
einmal  aus  der  Tatsache,  daß  die  Richter  zum  großen  Teil  auf  Gerichts- 
sporteln  angewiesen  waren,  zum  andern  Teil  daraus,  daß  der  eine  Ge- 
richtshof billiger  und  schneller  die  Sache  erledigte  als  der  andere.  Die 
King's  bench  war  in  dieser  Hinsicht  besonders  beliebt.  Erst  die  Re- 
formen der  50  er  und  70  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  machten  dieser 
widerlichen  Konkurrenz  der  höchsten  Gerichtshöfe  ein  Ende. 

3.  Es  fehlte  ferner  ein  richtiger  Appellationsweg  im  kontinentalen 
Sinne.  Das  writ  of  error,  das  in  letzter  Instanz  den  Streitfall  vor  das 
Oberhaus  führte,  bewirkte  nur  eine  Revision  wTegen  eines  juristischen 
Formfehlers  (error  in  procedendo),  der  sich  aus  dem  Gerichtsprotokoll  er- 
gab. Es  gab  aber  namentlich  auch  in  Zivilsachen  keine  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  und  keine  Revision  wegen  anderer  als  bloßer  Form- 
fehler. Erst  eine  Akte  von  18521)  half  diesem  Übelstande  teilweise  ab. 
Die  Judicature  Act  von  1876  (39/40  Vict.,  c.  59,  s.  3)  führte  dann  das 
moderne  Rechtsmittel  der  Appellation  (in  dem  weiteren  Sinne  des 
Wortes)  vom  high  court  of  justice  an  das  Oberhaus  ein,  und  endlich 
schuf  die  Judicature  Act  von  1884  (in  s.  23)  die  Möglichkeit,  solch 
moderner  Appellation  im  Verhältnis  von  high  court  und  Untergerichten2). 

Auch  die  Organisation  der  Appellationsgerichtshöfe  war  im  höch- 
sten Grade  mangelhaft,  insbesondere  die  des  Oberhauses  als  Gerichtshof. 
Noch  bis  zum  Jahre  1809  stimmten  Lords,  die  vom  Rechte  nichts  ver- 
standen, mit.  Der  Kreis  der  Richter  des  Oberhauses  war  kein  fest  be- 
grenzter. Er  wechselte  fortwährend.  Über  technische  Fragen  der 
einzelnen  Spezialgerichtshöfe  des  Common  Law  und  der  Equity  konnten 
nur  die  da  und  dort  beschäftigten  Spezialrichter  Aufschluß  geben.  Sie 
wurden  als  »Berater«  zugezogen,  und  die  Richter,  die  im  Oberhause 
saßen,  selbst  die  rechtsgelehrten  Lords,  waren  vollständig  bei  ihrer 
Entscheidung  auf  diese  zu  Rate  gezogenen  Spezialrichter  angewiesen, 
wobei  es  nicht  selten  vorkam,  daß  den  Rat  gerade  jener  Richter  zu  er- 
teilen hatte,  der  in  der  Streitsache  in  erster  oder  zweiter  Instanz  selbst 
entschieden  hatte.  Am  auffälligsten  zeigte  sich  dieser  Übelstand  bei 
Appellationen  von  der  Chancery.  Hier  saß  der  Lordkanzler  als  Prä- 
sident des  Oberhauses  in  Appellationssachen  zu  Gericht,  die  gegen  sein 
Urteil  in  erster  Instanz  als  Richter  der  Chancery  erhoben  wurden. 
An  ähnlichen  Übelständen  litt  der  Appellationshof  unterhalb  des  Ober- 
hauses, nämlich  die  exchequer  Chamber  und  besonders  der  dem  Ober- 
haus koordinierte  oberste  Gerichtshof  für  die  Kolonien,  nämlich  das 
privy  Council.  Hier  kam  noch  hinzu,  daß  die  Londoner  Richter  von  dem 
Kolonialrecht,  nach  welchem  sie  zu  entscheiden  hatten,  nichts  ver- 
standen. Erst  die  Reform  von  1833  schuf  ein  judical  committee,  welches 
von  diesen  Übelständen  frei  war.   Insbesondere  wurden  seit  dieser  Zeit 


!)  Holdsworth  I,  p.  413. 
2)  ibid.  I,  p.  41t  f. 
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Kolonialrichter  in  die  höchsten  Instanzen  gezogen,  um  das  Laienelement 
u>  Gestali  von  A.dmiralitätsoffizieren,  Gouverneuren  und  Konsuln 
überflüssig  zu  machen. 

i.  Ein  ganz  besonderer  (  holst and  der  Geriehtsorganisation  war 
ihre  straffe  Zentralisation.  Die  Plantagenets  hatten  sie  im  Kampfe 
gegen  den  Feudalismus  angeführt,  A.ber  nun  war  sie  eine  lästige  Fessel 
der  Rechtspflege.  Weder  die  Reichsgerichte  in  London  noch  die  rei- 
senden  Richter  im  Nisi-prius-Verfahren  waren  in  der  Lage,  die  große 
Menge  von  Rechtsstreitigkeiten  zu  bewältigen.  Daher  entstand  Hinaus- 
ziehung  der  Prozesse.  »Enlargement «  (d.  i.  Terminverlängerung)  war 
das  Schlagwort,  mit  «lein  namentlich  die  Rechtsanwälte  zu  operieren 
wußten,  die  hierbei  ihr  Geschäft  machten.  Der  Wunsch  lokaler  Ge- 
richtshöfe,  d.  h.  erster  Instanzen  in  der  Provinz,  ging  erst  seit  dem 
Jahre  lS'i(>  durch  Schaffung  der  sog.  county  courts  in  Erfüllung. 

Wie  die  Gerichtsorganisation,  so  war  auch  das  Verfahren  veraltet. 
Noch  immer  herrschten  Wort  und  Form  im  englischen  Zivilprozeß 
ganz  so  wie  sie  in  normannischen  und  altfranzösischen  Prozessen  vor- 
geherrscht  hatten.  Ein  Grundsatz  des  letzteren  war1),  daß  die  Ding- 
leute  das  Urteil  nur  auf  Grund  der  Worte  fällen  durften,  welche  die 
Streitteile  in  der  Verhandlung  vor  Gericht  gesprochen  hatten.  Daher 
war  auch  im  englischen  Recht  eine  festbestimmte  Form  des  die  Klage 
einleitenden  königlichen  Schreibens  (breve,  writ)  nötig.  Gleich  dem 
Appell  bildete  das  breve  die  strikte  Grundlage  des  dadurch  eingeleiteten 
Prozesses2).  Eine  Klage  aus  einem  vertragsmäßigen  Pfandbrief  konnte 
nicht  mit  einer  Wechselklage  wegen  desselben  Klagegegenstandes  ver- 
bunden  werden.  Ein  Mann,  der  z.  B.  angefallen  und  ungerechtfertigter 
Weise  öffenl  lieh  des  Diebstahls  bezichtigt  wurde,  konnte,  wenn  erSchaden- 
ersatz  beanspruchte,  dieses  doppelte,  ihm  zugefügte  Unrecht  nicht  in  einer 
Klage  geltend  machen,  sondern  mußte  zwei  besondere  writs  erwirken.  Das 
Verfahren  selbst  war  wie  das  des  altfranzösischen  und  normannischen 
Prozesses  verwiegend  auf  der  Grundidee  aufgebaut3),  daß  der  Rechtsstreit 
sich  wie  ein  Netz  abwickeln  müßte,  in  welchem  die  Parteien  sich  gegen- 
seitig  fingen  oder  zu  fangen  suchten.  Daher  das  Festhalten  am  tech- 
nischen Wortausdruck,  daher  ferner  die  Tatsache,  daß  keine  der  beiden 
Parteien  der  materiellen  Wahrheit  näher  rücken  wollte,  daß  der  Kläger 
seinen  Klageanspruch  in  höchst  unbestimmter  Weise  umschrieb,  der 
Beklagte  darauf  ebenso  gewunden  und  unpräzis  antwortete,  bis  sich 
schließlich  die  eine  oder  andere  Partei  in  Widersprüche  verwickelte  und 
dem  Gegner  einen  mehr  oder  weniger  schweren  Sieg  darbot.  Das  nannte 
man  »pleading«,  und  wie  es  im  altfranzösischen  normannischen  Prozeß 
für  eine  K  unst  galt4),  »ein  bon  plaideoir  zu  sein«,  so  pries  auch  Edward 
Coke  diese  Kunst  mit  den  Worten:  »quia  bene  placitare  omnibus  placet.« 

Siehe  Brunner,  Forschungen  zur  Geschichte  des  deutschen  u.  französ. 
Rechts  S.  266.  J 

2)  Brunner  a.  a.  O.  S.  296. 

3)  Brunner  a.  a.  O.  S.  289. 
4j  Brunner  a.  a.  O.  S.  286. 
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Wurde  jemand  wegen  Schuld  verklagt,  so  konnte  er  nicht  weniger  als 
folgende  Einwände  geltend  machen:  »non  est  factum«,  d.i.  »Ich  leugne 
die  Schuld«,  gleichzeitig  erklärte  er  aber  »solvi  ad  diem«:  »Ich  habe 
die  Schuld  termingemäß  bezahlt«,  ferner:  »solvi  ante  diem«:  »Ich  habe 
die  Schuld  noch  vor  dem  Fälligkeitstermin  bezahlt«,  ferner  »solvi 
post  diem«:  »Ich  habe  die  Schuld  nach  dem  Termin  bezahlt«,  schließ- 
lich: »Ich  habe  nicht  zu  leisten,  weil  der  Kläger  seinerseits  seinen  Ver- 
bindlichkeiten nicht  nachgekommen  ist«.  Und  alle  diese  fünf  Einwen- 
dungen konnten  gleichzeitig  gemacht  werden1).  Der  Kläger  mochte  es 
nun  unternehmen,  eine  dieser  Reden  nach  der  andern  als  unrichtig 
nachzuweisen,  dann  kamen  natürlich  Repliken  und  Dupliken  und  end- 
lose Schriftsätze.2) 

Veraltet  waren  auch  das  Beweisverfahren  und  die  Beweismittel. 
Für  gewisse  Formen  der  Schuldklagen  war  die  Zulässigkeit  des  Beweises 
durch  Eid  noch  bis  zum  Jahre  1834  ausgeschlossen3).  Die  Möglichkeit, 
Zeugen  als  Beweismittel  zu  verwenden,  war  wesentlich  durch  die  beiden 
Grundsätze  des  Common  Law  eingeengt,  wonach  keine  Partei  in  eigener 
Sache  Zeugnis  ablegen  durfte  und  jede  nur  in  ganz  entferntem  Zu- 
sammenhang an  der  Streitsache  interessierte  Person  als  untauglicher 
Zeuge  galt.  Erst  ein  Gesetz  von  1851  (Brougham's  Act)  und  ein  anderes  von 
1843  (sog.  Denman's  Act)  machten  diesem  Rechtszustand  ein  Ende.  Im  Ver- 
fahren vor  der  Chancery  sollte  auf  das  Gewissen  des  Schuldners  eingewirkt 
werden,  man  wollte  der  materiellen  Wahrheit  hier  um  allen  Preis  näher 
kommen,  aber  die  Beweismittel  waren  schriftlich  formulierte  Weis- 
artikel! Ein  gründlicher  Zeugenbeweis  war  ausgeschlossen,  die  Par- 
teien wurden  unter  Eid  vernommen,  aber  alles  mußte  schriftlich  vor  sich 
gehen.  Kommissare  wurden  in  die  Provinz  geschickt,  um  Zeugen  auf 
die  Weisartikel  hin  den  Eid  abzunehmen:  eine  endlose  Prozedur  und 
dazu  eine  sehr  kostspielige! 

Die  Zwangsvollstreckung  wurde  natürlich  mit  eventuellem  Schuld- 
arrest durchgeführt,  aber  man  stand  in  dieser  Hinsicht  in  England 
überhaupt  auf  dem  Standpunkt,  daß  jedes  Kontrahieren  von  Schuld 
ein  strafwürdiges  Verbrechen  sei.  Man  wartete  nicht  einmal  fruchtlose 
Mahnung  ab,  sondern  die  Tatsache,  daß  man  Geldschulden  habe,  ge- 
nügte, um  sofort  verhaftet  zu  werden,  wenn  der  Gläubiger  einfach 

*)  Denn  wie  im  altfranzös.  Prozeß  (Brunner  a.  a.  O.  p.  323),  so  galt  auch  im 
englischen  Zivilprozeß  des  19.  Jahrhunderts  der  Grundsatz:  der  Beklagte  darf  sich 
nicht  in  eine  solche  Position  bringen,  daß  der  Inhalt  seiner  Antwort  als  techn.  Ein- 
wendung betrachtet  und  vom  Kläger  negiert  werden  könnte. 

2)  Siehe  als  Seitenstück  des  altfranzösischen  und  daher  auch  normannischen 
Prozesses  Brunner  a.  a.  O.  302  f.  »Da  das  Urteil  sich  stets  streng  an  den  Wortlaut 
der  Urteilsbitte  anschließen  mußte,  so  konnte  der  Beklagte  —  wollte  er  die  Sache 
in  die  Länge  ziehen  — ,  über  einen  und  denselben  Gegenstand  eine  beliebige  Anzahl 
von  Urteilsfragen  stellen,  falls  ihn  nur  seine  copia  verborum  nicht  im  Stich  ließ. 
Er  begehrte  nämlich  jedes  einzelne  Urteil  sauf  son  retenail,  d.  i.  mit  dem  Vor- 
behalte, die  Bitte,  falls  sie  verweigert  würde,  aus  anderem  Grunde  abermals  stellen 
zu  dürfen.  War  er  mit  einem  Urteilsantrag  gefallen,  so  brachte  er  ihn  mit  einer 
kleinen  Änderung  des  Wortlauts  von  neuem  an.« 

3)  Erst  die  Act  3  u.  4  Will.  IV.,  c.  42  (§  13)  schaffte  sie  ab. 
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glaubhaft  machte,  daß  der  zu  verhaftende  ihm  Geld  schulde.  In  kauf- 
männischen Kreisen  war  natürlich  ein  so  strenger  Standpunkt  nicht 
durchzuführen.  Hier  aber  herrschte  wieder  ein  ganz  veraltetes  Recht  vor, 
durch  welches  ein  ehrenhafter  Schuldner  sehr  gedrückt  und  ein  leicht- 
sinniger  Schuldner  wegen  der  Langwierigkeit  des  Verfahrens  seinen 
Gläubigern  manchen  Possen  spielen  konnte. 

Die  meisten  der  genannten  Ubelstände  erkannte  Jeremias  Bentham 
mi1  klarem  Blick,  wenngleich  die  Mittel,  die  er  vorschlug,  nicht  immer 
die  brauchbarsten  waren.  Er  wollte  mit  seinem  radikalen  Sinne  alles 
niederreißen  und  neu  aufhauen.  Die  Scheidung  von  Gommon-Law-  und 
Equity  Gerichtsbarkeil  war  ihm  eine  Absurdität.  Eine  Klage  in  der 
chancer3  erklärte  er  als  den  I  nbegri IT  notorischer  Lügen.  Das  »pleading« 
nannte  er  Barbarei.  Er  griff  mit  großem  Eifer  veraltete  Beweisregeln 
an  und  befürwortete  die  Einrichtung lokaler  Gerichte,  damit,  wie  er  sagt: 
»die  Gerechtigkeit  nur  dann  schlafen  sollte,  wenn  die  Ungerechtigkeit 
schliefe  «.  Von  allen  Seiten  wu  rden  zunächst  seine  Vorschläge  als  überspannt 
betrachtet,  aber  er  machte  Schule.  Der  Durchsetzung  seiner  Pläne  wid- 
meten  sieb  auf  dem  Gebiete  der  Zivilrechtspflege  namentlich  Brougham 
und  Denman,  ersterer  auch  noch  durch  französisches  Vorbild  mitbeein- 
flußt; auf  dem  Gebiete  der  Strafrechtspflege  Romilly  und  Mackintosh. 
Namentlich  auf  Veranlassung  von  Brougham  und  infolge  seiner  be- 
rühmten Reden  (die  er  am  7.  II.  1829  und  am  29.  IV.  1830  im  Unterhaus 
hielt)  winden  Enqueten  veranstaltet,  welche  den  Reformgesetzen  von 
L832,  1834  und  1852  zur  Grundlage  dienten.  Das  Gesetz  von  1832,  die 
sog.  Unification  of  Process  Act1)  hob  die  wesentlichsten  Differenzen 
zwischen  Haupt-  und  Zwischenprozeß  bei  den  obersten  Reichsgerichten 
auf,  das  Gesetz  des  nächsten  Jahres2)  (§36)  beseitigte  einen  großen 
Teil  des  alten  Aktionensystems,  namentlich  die  strengen  Aktionsformeln 
für  Klagen  um  liegendes  Gut  und  für  die  sog.  gemischten  Klagen.  Aber 
ersl  die  Common  Law  Procedure  Act  von  1852  räumte  endgültig  mit  dem 
alten  »pleading«  und  dem  Writprozeß  in  Zivilsachen  auf.  Freilich, 
noch  blieb  die  Fusion  der  Common-Law-  und  Equity- Gerichte  ein  zu 
lösendes  Problem.  Das  Jahr  1873  brachte  die  Lösung  (in  der  sog.  Ju- 
dicature  Act). 

II.  Die  Strafrechtspflege. 

Der  englische  Strafprozeß  des  18.  Jahrhunderts  litt  nicht  an  ebenso 
großen  Übelständen  wie  der  Zivilprozeß.  Im  Anschluß  an  die  Re- 
volution  war  in  der  vergangenen  Periode,  wie  wir  gesehen  haben  (siehe 
oben  §  36  II.  2)  manches  geschehen,  um  namentlich  den  Juryprozeß  zu 
\ '  r\ "||k< uiunnen.  Im  großen  und  ganzen  erfuhr  das  Strafverfahren  in 
uiiM-n-r  Periode  ;nieh  keine  wesentliche  Veränderung.  Nur  ein  Gesetz 
ii  L836,  die  sog.  Prisoner's  CounsePs  Act3)  gestattete  die  volle  Ver- 
teidigung  durch  einen  Rechtsbeistand  für  den  Fall,  daß  es  sich  um 


]i  2  und  3  Will.  IV.,  c.  33. 
1   3  und  4  Will.  IV.,  c.  27. 

6  und  7  Will.  IV.,  c.  114,  §  1. 
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schwere  Verbrechen  handelte,  wie  Räubereien,  Diebstahlseinbruch  usw. 
Für  kleinere  Vergehen  und  für  die  Verbrechen  des  Hochverrats  war  schon 
in  der  vergangenen  Periode  die  Zuziehung  und  die  Übernahme  der  Ver- 
teidigung durch  einen  Rechtsanwalt  gestattet.  Die  niedere  Polizeigerichts- 
barkeit allerdings  lag  in  unserer  Periode  sehr  im  argen,  und  wir  haben 
bereits  (s.  oben  §  48  I)  die  Reformen  auf  diesem  Gebiete,  die  ebenfalls 
unter  dem  Einflüsse  Benthams  stehen,  im  Zusammenhang  mit  der 
Reform  der  Polizeiverwaltung  näher  ins  Auge  gefaßt. 

Veraltet  war  ferner  der  Strafvollzug.  Zunächst  fällt  auf,  daß  der 
englische  Strafprozeß  fast  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  noch  das 
System  der  sog.  qualifizierten  Todesstrafe  hatte.  Ein  Hochverräter 
wurde  zum  Galgen  geschleift,  gehängt,  danach  aber  mehr  sterbend  als 
lebend  wieder  vom  Galgen  abgenommen,  geköpft  und  gevierteilt.  Bis 
1770  erhielt  sich  diese  traurige  Form  des  Strafvollzuges.  Frauen  wurden 
noch  bis  zum  Jahre  1790  bei  schweren  Delikten  und  Hochverrat  ver- 
brannt. Erst  ein  Gesetz  dieses  Jahres  schuf  diese  Todesstrafe  ab1). 
Mörder  wurden  bis  zum  Jahre  1832,  nachdem  sie  gehängt  waren,  ent- 
weder in  Ketten  hängend  belassen  oder  einem  medizinischen  Institut 
zur  Sektion  überwiesen.  Im  Jahre  1832 2)  wurde  das  Sezieren  solcher 
Leichname  und  im  Jahre  1834  das  Hängenlassen  in  Ketten3)  abge- 
schafft. Ein  Selbstmörder  wurde  bis  zum  Jahre  1824  an  einem  Kreuz- 
weg vergraben  und  ihm  eine  Rute  in  den  Leib  gesteckt,  die  aus  dem 
Grabe  herausragte,  eine  merkwürdige  Prozedur,  die  in  der  Lex  Ri- 
buaria  ihr  Seitenstück  findet,  wonach  der  Knecht,  der  nach  dem  Ane- 
fang  gemeinen  Todes  stirbt,  an  einem  Kreuzweg  begraben  werden  soll, 
indem  an  dem  Fuße  des  Leichnams  eine  Weidenrute  gebunden  wird, 
die  über  das  Grab  hinausragt4).  Offenbar  war  man  in  England  derAne- 
sicht,  daß  ein  Selbstmörder  durch  den  Selbstmord  zum  Knecht 
herabsinkt.  Merkwürdig  nur,  daß  diese  Rechtsauffassung  sich  bis  ins 
19.  Jahrhundert  erhalten  konnte.  Der  Hauptübelstand  des  Strafvoll- 
zuges war  aber  das  Strafsystem,  dem  jede  Proportion  fehlte.  Statt 
hier  zu  reformieren,  wandte  man  das  alte  System  der  Fiktion  an. 
Aus  dem  Mittelalter  hatte  sich  das  sog.  beneficium  cleri  erhalten, 
das  von  jedem  geltend  gemacht  werden  durfte,  der  lesen  konnte.  Diese 
Privilegien  ließ  man  in  allen  Fällen  bestehen,  wo  die  Todesstrafe  in 
keinem  Verhältnis  zu  dem  Delikt,  auf  das  sie  gesetzt  war,  stand.  An- 
dere Delikte  aber,  die  wirklich  todeswürdig  waren,  wurden  als  non- 
clergyable  angesehen,  d.  h.  das  Benefizium  wurde  in  diesen  Fällen  nicht 
gewährt.  Mit  solchen  Fiktionen  hätte  man  wohl  ruhig  weiter- 
arbeiten können,  wenn  nicht  zu  viel  Macht  in  die  Willkür  der  Richter 
gelegt  worden  wäre,  denn  sie  hatten  es  in  der  Hand,  eine  Art  von  Be- 
gnadigungsrecht zu  üben.  Deshalb  ging  die  auf  Benthams  Schule  zu- 
rückzuführende Reform  nach  zwei  Zielen.  Auf  der  einen  Seite  wurde  die 

x)  30  Geo.  III.,  c.  48. 

2)  2  and  3  Will.  IV.,  c.  7  §  16. 

3)  3  and  4  Will.  IV.,  c.  26  §  2. 

4)  Siehe  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  II,  S.  506. 
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innere  Unwahrheit,  die  in  dem  mit  dem  beneficium  cleri  ausgestatteten 
todeswürdigen  Verbrechen  lag,  dadurch  beseitigt,  daß  im  Jahre  1827 
das  Benefizium  seihst  ein  für  allemal  abgeschafft  wurde1).  Auf  der 
anderen  Seite  mußte  natürlich  die  Zahl  der  todeswürdigen  Verbrechen 
bedeutend  verminderl  werden.  Zweihundert  war  ihre  Zahl  zu  Beginn 
des  L9.  Jahrhunderts,  Schritt  für  Schritt  ging  man  auf  diesem  Reform- 
vvege  vor,  Im  Jährt1  L832  fiel  die  Todesstrafe,  die  auf  Pferde-,  Schaf- und 
Viehdiebstahl  gesetzl  war,  im  Jahre  1835  die  wegen  Briefdiebstahls, 
Einbruchs,  Sakrilegs  und  Räubereien,  im  Jahre  1837  die  auf  Fälschung 
und  ähnliche  Delikte  gesetzte.  Im  Jahre  1841  fiel  die  Todesstrafe,  mit 
der  das  Gesetz  Entführung  und  geschlechtlichen  Mißbrauch  von  Kindern 
unter  zehn  Jahren  bestrafte,  so  daß  nunmehr  nur  wenige  Delikte  noch 
der  Kapitalstrafe  fähig  waren.  Die  das  Publikum  entsittlichenden 
Formen  des  Strafvollzuges  in  Gestalt  des  An-den-Pranger-Stellens 
verschwand  erst  im  Jahre  1868.  in  demselben  Jahre  wurde  auch  die 
öffentliche  Vollziehung  der  Todesstrafe  beseitigt.  Die  Transportation  als 
Strafe  wurde  bis  zum  Jahre  1867  beibehalten.  Freilich  hatte  sie  in  der 
Zwischenzeil  manche  Modifikation  erfahren,  indem  namentlich  (seit 
L853)  als  Ersatz  für  sie  die  Zwangsarbeit  eingeführt  wurde  (penal 
servitude).  So  hatte  schließlich  Bentham  auf  diesem  Gebiete  wesent- 
lich.- Reformen  durchgesetzt.  Nur  in  einem  Punkte  versagte  sein  Ein- 
fluß.  Zu  einer  Strafrechtskodifikation,  die  der  Meister  schon  längst  ge- 
fordert hatte,  kam  es  nicht.  1833  wurde  auf  Veranlassung  des  Lordkanz- 
lers Brougham,  der  hierbei  jedenfalls  unter  Benthams  Einfluß  stand 
und  mit  den  sog.  Radikalen  während  seiner  ganzen  politischen  Tätigkeit 
stets  Fühlung  hatte,  eine  königliche  Kommission  mit  der  speziellen  Auf- 
gabe  hei  laut,  das  englische  Strafrecht  zu  kodifizieren  oder  wenigstens 
anzugehen,  wieweit  die  Kodification  durchführbar  sei.  Von  1835  bis 
1845  tagte  die  Kommission  und  erstattete  8  Berichte.  Dann  wurde 
sie  aufweinst,  hierauf  1845  eine  neue  Kommission  bestellt,  die  6  Reports 
veröffentlichte  und  eine  Bill  abfaßte,  welche  »Digesten  des  Strafrechts« 
betitelt,  von  Brougham  1849  dem  Oberhause  vorgelegt  wurde.  Zu 
weiteren  legislativen  Schritten  kam  es  jedoch  nicht.  Die  oben  bezeich- 
nete Kommission  erstattete  noch  einen  Bericht  über  das  Strafverfahren 
und  -eine  Kodifikation;  das  war  ihr  letztes  Werk. 

Nachdem  1852  vom  Lordkanzler  St.  Leonhard  eine  königliche  Kom- 
mission für  ähnliche  Zwecke,  nämlich  zur  Kodifikation  des  Strafrechts, 
eingesetzt  worden  war,  übernahm  1853  Lord  Cranworth,  der  dem  Kanzler 
St.  Leonhard  im  Amte  folgte,  die  Leitung  der  Arbeiten  mit  der  festen 
Vbsicht,  nicht  bloß  das  Strafrecht,  sondern  auch  das  gesamte  Common 
Lew  zu  kodifizieren  und  einen  »Code  Victoria«,  wie  er  sagte,  zu  Tage  zu 
fördern2).  In  der  Kommission  saß  aber  der  vorzügliche  Jurist  Bellenden 
Ker,  der,  viel  bedächtiger  als  sein  Chef,  der  nächsten  Zukunft  eine  viel 
eidenere,  aber  nicht  minder  praktische  Aufgabe  stellte.  Die  Kom- 


xl  7  und  8  Geo.  IV.,  c.  28,  §  6. 
2j  Hans.  D.  3.  sei*.,  vol.  123,  p.  9. 
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mission  empfahl  unter  des  letzteren  Einfluß  die  Errichtung  eines  stän- 
digen Statute  law  board  zum  Zwecke  der  Konsolidation  des  Statute 
law  und  der  Vorbereitung  von  Gesetzvorschlägen  u.  a.  m.  Kurz,  seit  der 
Zeit  kam  der  Gedanke  auf,  nicht  Kodifikation  des  gesamten 
Rechts,  sondern  bloß  Konsolidation  der  wichtigsten  Gesetzes- 
materien, d.  i.  Zusammenfassung  mehrerer  eine  Rechtsmaterie  beherr- 
schenden Gesetze  zu  versuchen.  Diese  Konsolidation  sollte  eine  der- 
einstige Gesamtkodifikation  vorbereiten. 

Dementsprechend  ergingen  auch  im  Jahre  1861  auf  dem  Gebiete  des 
Strafrechts  Konsolidationsgesetze,  welche  heute  gewissermaßen  den 
Kern  des  englischen  Gesetzstrafrechts  darstellen.  Das  war  die  einzige 
Errungenschaft  auf  diesem  Lieblingsgebiet  Benthams1). 

§  50.  Die  Finanzverwaltiing. 
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I.  Die  formelle  Finanzverwaltung. 

Es  ist  oben  gezeigt  worden2),  wie  der  formellen  Finanzverwaltiing 
des  18.  Jahrhunderts  so  gut  wie  alles  fehlte,  was  man  Voraussetzung 
einer  parlamentarischen  Finanzkontrolle  nennen  könnte.  Es  fehlte 
ein  Finanzminister,  welcher  in  seiner  Hand  das  Anweisungsrecht  und 
die  Einnahmen  des  Staats  konzentrierte;  es  fehlte  ein  Finanzminister, 
welcher  die  Ausgaben  des  Staats  kontrollierte  und  über  den  Gesamt- 
stand der  Finanz,  die  Einnahmen-  und  Ausgabenbewegung  derselben, 
dem  Parlament  Rechenschaft  bieten  konnte.  Daß  eine  solche  formelle 
Finanzverwaltung  für  ein  parlamentarisches  Regierungssystem  un- 
tauglich war,  liegt  auf  der  Hand,  denn  für  das,  was  der  Finanzminister 

x)  Über  die  Fortsetzung  dieser   Kodifikationsversuche  in  der  Gegenwart 
siehe  mein  engl.  Staatsrecht  I,  S.  151. 
2)  Siehe  §  38  I. 
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aicht  übersehen  konnte,  durfte  er  auch  nicht  dem  Parlament  verant- 
wortlich  gemachl  werden.  Die  Modernisierung  in  der  englischen  Finanz- 
verwaltung im  Sinne  des  parlamentarischen  Systems  dankt  England 
Ewei  großen  [deenkreisen:  einmal  den  Burke-Pittschen  Reformideen, 
sodann  der  Rezeption  des  französischen  Hudgel reclits  zu  Beginn  der 
30er  Jahre  des  L9.  Jahrhunderts. 

L.  Die  Burke-Pittschen  Reformideen. 
I  in  entsprechend  den  Burke-Pil (sehen  Reformideen, das  Anweisungs- 
i  e<  hl  und  die  \  erfügungüber  die  Staatseinnahmen  in  der  Hand  desFinanz- 
ministers,  des  chancellor  <>t'  Ihe  exchequer,  zu  konzentrieren,  mußte 
zunächsl  die  Konkurrenz  /.wischen  seinem  Anweisungsrecht  und  dem 
königlichen  Anweisungsrecht  aufgehoben  werden.  Wie  das  unbe- 
schränkte  königliche  Anweisungsrecht  durch  die  Reform  der  Zivilliste 
unter  dem  Einflüsse  Burkescher  Ideen  beseitigt  wurde,  ist  bereits  an 
anderer  Stelle1)  dargelegt  worden.  Von  einem  andern  Übel  ist  hier  zu- 
nächsl  zu  handeln,  nämlich  von  der  Tatsache,  daß  bis  zum  Ausgange  des 
L8.  Jahrhunderts  in  England  kein  einheitlicher  Staatsfonds  als  Reservoir 
aller  Staatseinnahmen  und  -ausgaben  vorhanden  war.  Noch  immer  waren 
in  echt  mittelalterlicher  W  eise  gewisse  Ausgaben  auf  bestimmte  Staats- 
gefälle  radiziert.  So  existierten  vor  dem  Jahre  1785  nicht  weniger  als 
74  separate  Staatsrechnungen  von  Ausgaben,  die  auf  die  Zolleinnahmen 
gewiesen  waren.  Die  im  Anschluß  an  die  Burkeschen  Reformideen  ein- 
gesetzle  l  ntersuchungskummission  von  1786  schlug  daher  vor,  einen 
einzigen  Staatsfonds  zu  schaffen,  »in  welchen  jeder  Strom  öffentlicher 
Einnahmen  fließen  und  aus  dem  jede  Deckung  von  Staatsausgaben  be- 
stritten  weiden  sollte«2).  Demgemäß  erging  auch  das  Gesetz  von  1787 
•1~  Gen.  III.,  c.  13),  welches  den  sog.  Consolidated  fund  einführte. 
In  diesen  sollten  von  nun  ab  alle  Staatseinnahmen  fließen. 

Auch  die  Rechnungskontrolle,  wie  sie  bisher  der  court  of  exchequer 
in  einem  langwierigen  Verfahren  bewerkstelligt  hatte,  wurde  nunmehr 
teilweise  modernisiert.  Zunächst  w-urde  mit  einer  Reihe  von  Amts- 
s teilen,  die  sich  als  Sinekuren  darstellten,  aufgeräumt.  Im  Jahre  1783 
wurden  die  überflüssigen  Ämter  der  chamberlains  abgeschafft  (23 
Geo.  ML,  c.  82).  Zwei  Jahre  später  die  der  auditors  of  imprest  (25 
G  III.,  c.  52).  Ihre  Hauptfunktion  der  Rechnungskontrolle  wurde 
•  •lin-r  eigenen  knllegudbehördc,  dem  audit-board,  übertragen.  Diese 
arbeitete  viel  rascher  als  die  Beamten  des  exchequer,  wo  es  z.  B. 
doch  noch  vorkam  daß  im  Jahre  1782  Rechnungen  aus  der  Zeit 
Wilhelms  III.  nicht  geprüft  waren.  Freilich  der  Hauptübelstand  blieb 
nach  wie  vor  derselbe,  daß  das  Parlament  keine  Kontrolle  hatte,  ob 
die  Ausgaben  auch  der  Appropriationsakte  d.  i.  der  parlamentarischen 
willigung  entsprechend  erfolgten.  Das  Schatzamt  übte  allein  eine 
rein  administrative  Rechnungskontrolle  aus,  für  welche  es  dem  Par- 
lament gar  nicht  verantwortlich  war. 

l)  Siehe  oben  §  43  III. 

-   Siehe  I2th  Report  of  the  Commissioners  of  Public  Accounts,  1785. 
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Unter  dem  Einflüsse  Burkescher  Reformideen  wurde  nunmehr 
auch  an  die  Herstellung  einer  Gesamtübersicht  über  die  Staatsein- 
nahmen und  -ausgaben,  eine  wesentliche  Vorbedingung  der  par- 
lamentarischen Budgetkontrolle,  gedacht.  Freilieh,  was  man  in  dieser 
Hinsicht  schuf  und  nach  dem  damaligen  Stande  der  Verwaltungsroutine 
schaffen  konnte,  war  nur  eine  äußerst  unvollkommene  Verwirklichung 
der  Burkeschen  Wünsche.  Schon  die  Untersuchungskommission  vonlTSo1) 
empfiehlt  die  Herstellung  solcher  Gesamtübersichten  über  den  Staats- 
haushalt, und  das  Gesetz,  welches  den  Consolidated  fund  schafft, 
ordnet  sie  auch  ausdrücklich  an  (27  Geo.  III.,  c.  13,  §  72).  Aber  erst 
seit  1802  (42  Geo.  III.,  c.  70)  werden  jährliche  Gesamtübersichten  als 
sog.  »finance  accounts«  dem  Parlament  vorgelegt,  und  erst  seit  1822 
werden  auf  Empfehlung  eines  Unterhauskomitees  die  Einnahmen  den 
Ausgaben  gegenübergestellt.  Doch  selbst  dann  war  eine  Grundlage 
für  einen  geordneten  Staatshaushaltsplan  und  eine  parlamentarische 
Übersicht  aus  ihnen  nicht  zu  gewinnen,  denn  sie  enthielten  ein  Durch- 
einander von  Einnahmen  und  Ausgaben,  Ausweisen  von  Handels- 
import- und  Exportziffern.  Bei  jeder  einzelnen  Einnahme  (Steuer. 
Verbrauchsabgabe,  Gefälle)  standen  als  Anhang  so  und  so  viele  einzelne 
heterogene  Ausgabeposten,  welche  auf  jene  Einnahmen  angewiesen 
waren.  Das  ging  so  einige  50 — 100  Seiten  hindurch,  dann  folgte  auf 
fast  ebensoviel  Seiten  der  jährliche  Handelsimport  und  Export  nach 
Warengattung,  Gewicht  und  Wert.  Eine  systematische  Anordnung  des 
Staatshaushalts  nach  Verwaltungszweigen  fehlte  jedoch  ganz  und  gar. 
Und  das  sollte  die  Grundlage  eines  parlamentarischen  Staatsvoranschlags 
sein  ?  Trotz  aller  Burkescher  Reformen  und  Pittscher  Durchführungs- 
maßnahmen konnte  die  Verwaltungsroutine  eben  damals  nicht  mehr 
leisten,  als  sie  leistete.  Zwar  war  infolge  einer  Unterhausenquete  von 
17952)  seit  dem  Jahre  1800  ein  einheitliches  Rechnungsjahr  für  die 
Finanz  Verwaltung  eingeführt,  aber  eine  Konzentration  des  Anweisungs- 
rechts  in  der  Hand  des  Finanzministers  fehlte  noch  immer,  trotz  der 
Einrichtung  des  Consolidated  fund,  ebenso  wie  eine  einheitliche 
Rechnungskontrolle.  Der  Finanzminister  besaß  sie  nicht  und  noch 
weniger  das  Parlament. 

Was  zunächst  den  ersteren  Punkt  anlangt,  so  bestanden  nicht  weniger 
als  vier  verschiedene  Zahlstellen,  die  mehr  oder  minder  vom  Schatz- 
minister  unabhängig  waren.  Ein  Zahlmeister  für  die  Zivilverwaltung, 
ein  anderer  für  die  Armee,  ein  dritter  für  die  Flotte  und  ein  vierter  für 
die  Waffenausrüstung,  ordnance. 

Aber  auch  eine  einheitliche  Ausgabenkontrolle  war  unmöglich,  denn 
noch  immer  bildeten  die  Staatseinnahmen  so  und  so  viele  verschiedene 
Fonds,  aus  welchen  die  verschiedenartigsten  Ausgaben  geleistet  wurden. 
Trotz  dem  die  Untersuchungskommission  von  1785  in  ihrem  15.  Report 

x)  Fifteenth  Report  of  the  Commissioners  of  Public  Accounts,  datiert  vom 
19.  Dez.  1786. 

2)  22d  und  23d  Report  of  the  Select  Commission  of  the  House  of  Commons 
on  Finance,  p.  16  u.  17. 
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vorgeschlagen  hatte,  daß  jede  Erhebungsstelle  von  Staatseinnahmen 
die  Bruttoeinnahmen  und  nichl  wie  bisher  die  Nettoeinnahmen  der 
Staatseinkünfte  in  die  Staatskasse  zahlte,  kehrte  sich  die  Verwaltungs- 
ris  nicht  an  diesen  Vorschlag.  Noch  immer  wurden  die  einzelnen 
Staatseinnahmen  als  selbständige  Komis  betrachtet  und  aus  ihnen, 
noch  ehe  sie  den  Consolidated  Fund  erreichten,  die  auf  sie  gewiesenen 
Ausgaben  ausgezahlt.  So  übte  infolgedessen  weder  der  Finanzminister 
eine  genügende  Kontrolle  in  administrativer  Hinsicht,  noch  das  Par- 
lament eine  parlamentarische  Kontrolle  ans. 

Ulen  diesen  Ubelständen  und  das  war  die  Erkenntnis,  welche 
zur  Rezeption  des  französischen  Budgetrechts  führte  —  lag  ein  Haupt- 
iibel  zugrunde:  das  Fehlen  einer  geordneten  Buchführung  auf  der  Basis 
des  double  entry,  d.  h.  nach  dem  System  der  doppelten  Buchhaltung. 
Trotzdem  England  schon  seil  den  Tagen  Elisabeths  im  kaufmännischen 
\  erkehr  die  doppelte  Buchführung  kennen  gelernt  und  eingeführt  hatte, 
der  staatlichen  Finanzverwaltung  blieb  dies  System  vollkommen 
fremd,  /war  halle  eine  Verordnung  des  Schatzamts  vom  14.  Juli 
L8291)  auf  die  Notwendigkeil  dieses  Systems  an  Stelle  der  zahlreichen, 
zusammenhanglosen  Keehnnngsbücher  hingewiesen,  aber  nur  in  einigen 
Zweigen  der  Verwaltung,  in  der  Armee,  der  Marineverwaltung  wTar 
davon  Gebrauch  gemächt.  Zum  durchgehenden  System  ist  sie  aber  erst 
erhoben  worden  durch 

i.  Die  Rezeption  des  französischen  Budgetrechts 
in  den  dreißiger  Jahren. 

England  studierte  damals  die  französische  formelle  Finanzver- 
waltung,  und  mit  Bezug  darauf  konnte  der  französische  Finanzminister 
Baron  Louis  am  18.  August  1831  im  Parlament  sagen2):  »Notre  Systeme 
de  comptabilite,  Messieurs,  est  parvenu,  ä  un  haut  degre  de  perfection. 
I  n  eclatant  temoignage  vient  de  lui  etre  rendu  dans  un  pays  voisin,  long- 
bemps  cite  comme  modele  en  fait  de  finance.« 

Auch  hier  sind  es  wieder  die  Benthamiten,  welche  sich  um  diese 
Rezeption  französischen  Budgetrechts  verdient  machen,  denn  der  maß- 
gebende  Bericht,  der  zu  diesem  Rezeptionsprozesse  führte3),  ist  von 
niemand  anders  als  von  John  Bowring,  dem  Biographen  und  Freund 
Jeremias  Benthams,  abgefaßt. 

In  Frankreich  seien  schon  seit  dem  18.  Jahrhundert  die  Staats- 
rechnungen  nach  dem  System  der  doppelten  Buchhaltung  geführt 
worden.  Dieses  System  bewirke,  daß  man  die  Gesamteinnahmen  und 
Gesamtausgaben  nicht  bloß  in  jeder  Staatsrechnung,  sondern  auch  für 
die  gesamte  Aufstellung  des  Staatshaushalts  (Budget)  verwenden  könne. 
Die  übergeordnete  Verwaltungsbehörde  könne  in  summarischer  Weise 

trch,  daß  Einnahmen  und  Ausgaben  in  den  Einzelrechnungen  der 
l  nterinstanz  einander  gegenübergestellt  seien,  die  Resultate  dieser  Ein- 

1    Siehe  Commons  Papers  1851,  vol.  V,  p.  43  f. 

-   Archives  parlamentaires,  2.  serie,  vol.  69,  p.  304. 

3;  S  ttd  Report  on  the  Public  Accounts  of  France,  C.  P.  1839. 
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Stellungen  systematisch  zusammenfassen,  und  dies  könne  in  nützlicher 
Weise  vom  Finanzminister  für  die  Aufstellung  des  Budgets  und  vom 
Parlament  für  die  Bewilligung  des  Staatshaushaltplans  verwendet 
werden1). 

Würde  dies  mit  Erfolg  durchgeführt,  so  könnte,  wie  in  Frankreich, 
auch  die  Verausgabung  von  Staatsgeldern  der  parlamentarischen  Kon- 
trolle unterworfen  werden.  Dieses  sollten  wie  in  Frankreich  par- 
lamentarische Kommissionen  zur  Prüfung  der  Staatsrechnung  besorgen2). 
Natürlich  müßten  endlich  auch  wie  in  Frankreich  alle  Zahlstellen  in 
einer  einzigen  konsolidiert  werden3),  und  es  müßten  wie  in  Frankreich 
alle  Bruttoeinnahmen,  nicht  bloß  die  Nettoeinnahmen,  in  die  Staats- 
kasse fließen4).  Dadurch  allein  würde  die  Zentralisation  aller  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  wie  in  Frankreich  in  die  Hände  des  Finanz- 
ministers gelangen.  Das  war  ja,  wie  wir  wissen,  der  Hauptmangel, 
der  der  englischen  formellen  Finanzverwaltung  bisher  anhaftete.  Alle 
diese  Vorschläge,  die  auf  französisches  Vorbild  zurückzuführen  sind, 
wurden  dann  im  Laufe  der  30er,  40er  und  50  er  Jahre  in  England  ver- 
wirklicht. 

England  erhielt  zunächst  infolge  dieser  Vorschläge  eine  Konzen- 
tration des  Kassenanweisungsrechts  in  der  Hand  des  Finanzministers. 
Durch  das  Gesetz  von  1834  (4  Will.  IV.,  c.  15)  wurde  die  alte  An- 
weisungsroutine des  exchequer  beseitigt.  Diese  bestand  bisher  darin, 
daß5)  jede  Schatzanweisung  vom  König  in  Form  eines  Warrant  an  die 
Lords  des  Schatzamts  ging.  Auf  Grund  dieser  Autorisation  ver- 
anlaßten  diese  den  auditor  of  the  receipt  im  exchequer  eine  Kassen- 
anweisungsordre  'auszustellen.  Diese  Autorisation  wurde  selbst  in 
ein  rnoney  book  eingetragen.  Das  Formular  der  Kassenanweisung 
kam  nun  vom  auditor  of  the  receipt  an  das  Schatzamt  zurück, 
damit  die  Lords  es  unterschrieben6).  Nachdem  die  Anweisung  die  Unter- 
schrift des  Lord  treasurer  oder  dreier  Kommissäre  erhalten  hatte,  ging 
sie  an  die  sog.  tellers  of  the  exchequer.  Hier  wurde  sie  wieder  in  ein 
besonderes  Buch,  das  sog.  order  book  des  pell  office  eingetragen.  Der 
teller  mußte  aber  sich  erst  eine  Direktive  holen  für  den  Fonds,  aus 
welchem  er  überhaupt  zahlen  sollte.  Diese  Direktive  erhielt  er  mittels 
letter  of  direction  von  den  Lords  des  Schatzamts  durch  Vermittelung 


1)  Report  a.  a.  O.  p.  9  —  11. 

2)  Report  a.  a.  O.  p.  19. 

3)  Report  a.  a.  O.  p.  14. 

4)  Report  a.  a.  O.  p.  15. 

5)  Siehe  Calendar  of  Treasury  Papers  1729-1730,  Intr.  p.  XXVIII- XLV. 

6)  Diese  Kassenanweisung  hatte  ungefähr  folgende  Form:  »Order  is  taken 
this  XXV.  day  of  February  1684  by  virtue  of  His  Majesty's  letters  of  Privy  Seal 
dated  the  24th  instant  that  you  direct  and  pay  of  such  His  Majesty's  treasure  as 
remains  in  your  Charge  unto  Anthony  Lord  Viscount  Falkland,  Treasurer  of  His 
Majesty's  Navy  of  his  assigns  the  sum  of  two  hundred  thousand  pounds  upon 
accompt  for  the  use  and  service  of  His  Majesty's  said  Navy  and  the  victualling 
thereof.  And  these  together  with  his  or  his  assign's  acquittance  shall  be  your  dis- 
charge  herein«. 
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des  auditors  of  the  receipt.  Und  mm  wurde  wieder  diese  Direktive 
in  ein  besonderes  Buch  im  Schatzamt  eingetragen,  das  sog.  public  dis- 
position  book.  Erst  nach  Empfang  dieser  Direktive  zahlte  der  teller 
das  Geld  an  den  Empfänger.  Dieses  langwierige  und  schleppende  Ver- 
Fahren  wurde  durch  das  oben  angeführte  Gesetz  beseitigt. 

Von  nun  ab  sollte  die  königliche  Anweisung  zunächst  nur  für  jene 
Summen  nötig  sein,  welche  nicht  auf  den  Consolidated  fund  angewiesen 
waren,  sondern  alljährlich  parlamentarischer  Bewilligung  bedurften, 
im  übrigen  sollte  die  Anweisung  des  Finanzministers  genügen.  Erging 
eine  königliche  Anweisung,  so  mußte  sie  einmal  von  den  Kommis- 
sären  des  Schatzamts  kontrasigniert  werden  und  außerdem  gerichtet 
Bein  an  den  comptroller  of  the  exchequer.  Dieser  trat  nämlich  an 
Stelle  der  durch  das  obige  Gesetz  abgeschafften  auditor  of  the  receipt, 
clerk  of  bhe  pells  und  anderer  untergeordneter  Beamter.  Der  compt- 
roller  of  the  exchequer  wurde  hiernach  angewiesen,  bei  der  Bank  von 
England,  entsprechend  dem  vom  Parlament  bewilligten  Staatshaus- 
haltsplan, für  diesen  oder  jenen  Verwaltungszweig,  resp.  diese  oder  jene 
Verwaltungsbehörde,  einen  laufenden  Kredit  zu  eröffnen.  Dies  erfolgte 
durch  die  Weisung  des  comptroller  of  the  exchequer,  und  nun  besaß 
dann  für  das  laufende  Verwaltungsjahr  jede  rechnungsiegende  Behörde 
einen  Kredit  bei  der  Bank  von  England.  In  dieses  Reservoir  floß  je 
nach  Bedarf  und  auf  Anweisung  des  Schatzamts  (durch  sog.  treasury 
Warrants)  das  Geld  ein. 

So  scheu  wir  den  großen  Unterschied  von  einst  und  jetzt.  Einst 
durfte  «las  Schatzamt  niemals  danach  fragen,  ob  die  königliche  Anwei- 
sung entsprechend  dem  Gesetz  oder  der  Parlamentsbewilligung  erfolgt 
war,  es  hatte  nur  auszuführen,  niemals  zu  prüfen.  Nunmehr  wird  das 
Prüfungsrecht,  ob  die  Anweisung  gesetzmäßig  sei,  verdoppelt,  es  wrird 
einmal  ausgeübt  durch  das  Schatzamt  und  zum  zweiten  durch  den 
comptroller  of  the  exchequer.  Die  Bank  von  England  darf  Kredit- 
eröffnungen in  anderer  Form  nicht  bewerkstelligen. 

Im  Anschluß  daran  wurden  1836  die  Zahlstellen  für  die  Armee, 
für  die  Flotte  und  für  das  Militärarsenal  (ordnance),  konsolidiert.  Dies 
erfolgte  durch  Errichtung  der  Stelle  des  Generalzahlmeisters  (5/6 
Will.  IV.,  c.  35  in  Verbindung  mit  11/12  Vict.,  c.  55).  Die  Staatsgelder 
sollten  nur  von  ihm  ausgezahlt  werden.  Die  Staatseinnahmen  flössen 
ii M ii  M-il  is:;f)  {\  5  Will.  IV.,  c.  15)  in  die  Bank  von  England  resp.  die 

Irland,  und  damit  hörte  das  frühere  Unwesen  auf,  daß  Staatsgelder 
im  verrechnet  und  unverzinst  durch  eine  Reihe  von  Jahren  in  den  Hän- 
den  der  vielen  Zahlmeister  sich  befanden.  Das  Kassenanweisungsrecht  be- 
hieH  nach  wie  vor  das  Finanzministerium,  aber  das  war  nunmehr  hierin 
nie  hl  wie  bisher  durch  die  Sinekurstelle  eines  auditor  of  receipt  oder 
clerk  of  the  pells,  also  durch  vom  Finanzministerium  abhängige  Beamte 
kontrolliert,  sondern  durch  den  unabhängigen  Generalkontrolleur 
('•"  in  |>t  roll  er  of  the  exchequer),  dessen  politische  Unabhängigkeit  dadurch 
och  gesichert  wurde,  daß  ihm  das  Sitzen  und  Stimmen  im  Par- 
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lament  verboten  wurde.  Damit  fiel  der  alte  exchequer  als  Kassen-  und 
Zahlstelle. 

Ebenso  wurde  die  Rechnungskontrolle  in  der  Hand  des  comptroller  of 
the  exchequer  konzentriert.  Schon  durch  ein  Gesetz  von  1832  (2  Will.  IV., 
c.  40)  wurde  das  sog.  appropriation  audit  eingeführt,  wodurch  nicht 
bloß  die  Tatsache  der  Zahlung,  sondern  auch  deren  Übereinstimmung 
mit  den  Voten  des  Parlaments  unter  Aufsicht  der  treasury  geprüft 
wurde.  Erst  im  Jahre  1866  (29  Victoria,  c.  39)  wurde  die  rechnungs- 
kontrollierende  Behörde  von  der  treasury  selbständig.  Aber  schon  durch 
das  obengenannte  Gesetz  von  1834  wurde  erreicht,  daß  unter  den  Augen 
des  comptroller  jede  rechnungspflichtige  Behörde  das  von  ihr 
geschuldete  Geld  an  die  Staatskasse,  d.  i.  an  die  Bank  von  England 
abführte.  In  der  Bank  von  England  existierten  nämlich  gedruckte 
Formulare,  in  welche  der  Betrag  der  Rechnungsschuldsumme  eingetra- 
gen wurde.  Diese  Formulare  in  Duplikatform  wurden  vom  comp- 
troller oder  seinem  Vertreter  unterzeichnet,  eins  blieb  im  Amte 
der  obersten  Rechnungsbehörde,  das  andere  wurde  dem  Rechnungs- 
pflichtigen ausgehändigt,  der  es  mit  dem  zu  zahlenden  Geld  an  die 
Bank  von  England  abgab  und  von  dieser  hierfür  eine  Quittung  erhielt. 
So  wurde  auch  die  Rechnungskontrolle  vereinheitlicht. 

Als  Überbau  über  dieser  vereinheitlichten  Rechnungskontrolle  wurde 
ein  parlamentarisches  Komitee  des  Unterhauses  seit  1861  eingesetzt, 
welches  nicht  bloß  die  Rechtmäßigkeit  der  gemachten  Ausgaben,  son- 
dern auch  ihre  Zweckmäßigkeit  zu  prüfen  hatte.  Zuvor,  im  Jahre  1854, 
war  natürlich  schon  die  Hauptvoraussetzung  einer  wirksamen  Par- 
lamentskontrolle, die  Rechtsregel,  zum  Gesetz  erhoben  (17/18  Vict., 
c.  94),  daß  alle  Bruttoeinnahmen,  nicht  bloß  die  Nettoeinnahmen,  in 
die  Staatskasse  zu  fließen  hätten.  Nun  erst  war  das  parlamentarische 
Regime  in  der  Finanzverwaltung  gesichert. 

II.  Das  materielle  Finanzrecht. 

Die  Form  der  Besteuerung  in  unserer  Periode  zeigt  immer  deut- 
licher die  Einwirkung  der  nun  etablierten  parlamentarischen  Herr- 
schaft. Die  großen  Finanzreformer  unserer  Zeit,  Robert  Walpole,  der 
jüngere  Pitt  und  seine  Nachfolger,  Vansittart,  Huskisson,  Ro- 
binson, sie  alle  sind  genötigt,  von  den  großen  Leitmotiven  ihrer  Finanz- 
politik, mögen  diese  nun  Merkantilismus  oder  Freihandel  im  Sinne 
Adam  Smiths  sein,  abzuweichen,  nur  um  den  herrschenden  Parteien 
im  Staate  nicht  zu  mißfallen.  Ein  wahrer  Eiertanz  wird  mitunter 
ausgeführt,  nur  um  bei  den  herrschenden  Kreisen  im  Parlament  nicht 
Anstoß  zu  erregen.  Dabei  wird  das  Wohl  der  Volksmassen  ganz  außer 
acht  gelassen. 

1.  Die  Finanzpolitik  R.  Walpoles. 
Robert  Walpole  steht  ganz  im  Banne  des  Merkantilismus,  und  der 
Kernpunkt  seiner  Finanzpolitik  ist,  eine  günstige  Handelsbilanz  zu 
erzielen,  d.  h.  einen  Überschuß  des  englischen  Exports  über  den  Im- 
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port,  Zu  diesem  Zwecke  wird  ein  umfassendes  System  von  Extra- 
prämien  gezahlt,  nicht  bloß  an  jene  Industriezweige,  welche  das  National- 
vermögen vermehrten,  sondern  auch  an  solche  Handelsbranchen, 
welche  im  Zusammenhang  mit  der  Flotte  standen.  Exportprämien 
werden  vergeben  an  die  Purpurfabrikanten,  an  die  Seidenfabrikanten, 
au  die  Verfertiger  von  Segeltuch,  an  die  Zuckerfabrikanten  u.  dgl. 
Dazu  kommen  die  schon  seit  der  Corn  Bounty  Act  von  1690  zugunsten 
der  grundbesitzenden  Aristokratie  eingeführten  Prämien  auf  den  Export 
von  Getreide.  Schließlich  werden  durch  Exportprämien  jene  Handels- 
zweige  gefördert,  welche  die  Grundlage  einer  seetüchtigen  Bevölkerung 
abgeben.  Die  Walfischer,  die  nach  Grönland  ziehen,  und  die  Herings- 
Fischer,  die  auf  ihren  Booten  in  die  Nordsee  stechen,  sie  alle  werden  vom 
Staate  subventioniert,  mit  Exportprämien  bedacht.  Man  muß  diese 
Bevölkerung  unterstützen,  denn  sie  bietet  die  geeignete  Bemannung 
für  die  königliche  Marine.  Dieses  künstliche  System  von  Exportprämien, 
Vergütungen  und  Subventionen  belastet  die  Staatskasse  und  damit 
den  gewöhnlichen  Steuerzahler,  aber  es  dient  dem  Merkantilismus  und 
damit  dem  englischen  Handel.  Grund  genug,  um  dieses  künstliche 
System  aufrecht  zu  erhalten.  Wo  Volkswohl  und  Förderung  des  Kauf- 
mannstandes im  Widerstreit  lagen,  da  schlug  sich  Walpole  immer  auf 
die  Seite  des  letzteren,  weil  dieser  im  Parlament  nicht  unmaßgebliche 
Stimmen  führte.  Wo  aber  kaufmännischer  Kapitalismus  und  landed 
gentry  mit  ihren  Interessen  im  Widerstreit  lagen,  da  schlug  sich  Walpole 
immer  auf  die  Seite  der  landed  gentry,  weil  sie  im  Parlament  vor- 
herrschend war.  Er  selbst  sagte  darüber  in  seiner  derben,  humoristischen 
Art  :  »Die  landed  gentry  gleicht  einem  Schwein,  das  immer  quiekt, 
wenn  man  ihm  Hand  auflegt,  während  die  Kaufleute  den  Schafen 
gleichen,  welche  sich  stillschweigend  scheren  lassen.«  Nach  diesem 
Grundsatz  verfuhr  er  auch.  Er  legte  lieber  eine  Menge  indirekter  Steuern 
auf,  als  daß  er  die  Besteuerung  der  landed  gentry  in  Gestalt  der  uns 
bekannten  landtax  erhöht  hätte. 

Die  landtax  war,  wie  wir  wissen,  unter  Wilhelm  III.  eingeführt, 
um  kräftig  den  Krieg  gegen  Frankreich  fortzuführen.  Sie  betrug  bei 
ihrer  Einführung  1692  4  s  auf  das  Pfund  und  sollte  erhoben  werden 
von  allem  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen.  Nur  Vieh,  das 
zur  Bewirtschaftung  von  Grund  und  Boden  diente,  und  das  zur  Führung 
des  Haushalts  dienliche  Hausgerät  sollte  nicht  der  Steuer  unterworfen 
sein.  Auch  waren  die  Einkünfte  aus  Ämtern  in  Heer  und  Marine  von 
der  Steuer  befreit.  Aber  die  Steuer,  die  eine  gerechte  Einkommen- 
steuer darstellen  sollte,  konnte  keine  guten  Resultate  haben,  weil  alle 
Vorsichtsmaßregeln  fehlten,  um  richtige  Steuerbekenntnisse  zu  er- 
zielen.  Die  Whigdoktrin  sträubte  sich  gegen  jedes  tiefere  Eindringen 
in  die  Vermögensverhältnisse  des  einzelnen.  Alle  Eide  und  eides- 
stättigen  Steuerbekenntnisse  wurden  vermieden.  Die  Strafen  wegen 
Steuerhinterziehung  waren  nur  gering.  Die  Steuereinschätzer  wurden 
vom  König  ernannt,  sondern  von  den  Kommissaren,  wrelche  durch 
Parlamentsakte  bezeichnet  waren,  und  ihren  Gehilfen.    Die  Tories 
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gefielen  sich  namentlich  in  der  Steuerhinterziehung.  Und  so  kam  es 
denn,  daß  die  Steuer  das  erstemal  bloß  1  922  712  Pfund  abwarf,  während 
sie  eigentlich  drei-  bis  viermal  soviel  hätte  abwerfen  müssen.  Das  Be- 
denkliche aber  war,  daß  die  Steuer  in  ihrem  Erträgnis  von  Jahr  zu  Jahr 
fiel.  Im  Jahre  1693  brachte  sie  schon  10  000  Pfund  weniger  als  im 
Vorjahr,  im  Jahre  1694  53  000  Pfund  und  im  Jahre  1695  123  000  Pfund 
weniger  ein.  Im  Jahre  1696  war  die  Steuer  in  zwei  Formen  bewilligt, 
als  3-Schillingsteuer  auf  das  Pfund  und  als  1 -Schillingsteuer  auf  das 
Pfund.  Beide  Steuern  zusammen  brachten  im  Jahre  73  000  Pfund 
weniger  ein  als  die  4- Schillingsteuer  des  Vorjahres. 

Man  mußte  nun  auf  Mittel  sinnen,  um  diesem  fortwährenden 
Fallen  der  Steuer  entgegenzuarbeiten.  Da  kam  die  Regierung  auf 
die  unglückliche  Idee,  den  alten  Krebsschaden  der  mittelalterlichen 
Zehnten  und  Fünfzehnten  und  Subsidien  wieder  zu  etablieren,  nämlich 
sie  kam  darauf,  die  Summe,  die  zu  erheben  war,  ein  für  allemal  zu 
fixieren  und  auf  die  einzelnen  Grafschaften  und  Städte  zu  verteilen. 
Sie  stellte  als  solche  Summe  die  Ziffer  1484  015  £  1  s  11%  d  oder  rund 
iy2  Millionen  Pfund  Sterling  auf,  was  ungefähr  einer  Steuer  von  3  s 
auf  das  Pfund  steuerbaren  Einkommens  entsprach.  Jede  Grafschaft 
und  Stadt  mußte  für  die  auf  sie  repartierte  Steuersumme  aufkommen, 
und  zwar  in  der  Form,  daß  zuerst  von  dem  beweglichen  Vermögen 
je  3  s  auf  das  Pfund  erhoben  wurden,  wobei  angenommen  wurde,  daß 
etwa  100  Pfund  steuerbaren  Vermögens  ein  Einkommen  von  6  Pfund 
repräsentierten.  Was  auf  diese  Weise  von  dem  beweglichen  Vermögen 
der  betreffenden  Grafschaft  oder  Stadt  nicht  aufgebracht  wurde,  sollte 
von  dem  unbeweglichen  getragen  werden.  Aber  auch  diese  Summen 
gingen  nicht  ein,  und  man  tat  noch  einen  Schritt  in  der  Fixierung 
der  Besteuerung  weiter,  indem  man  die  auf  jede  Grafschaft  oder  Stadt 
entfallende  Steuersumme  so  hoch  ein  für  allemal  feststellte,  als  sie 
1692  bei  der  Steuereinschätzung  dieses  Jahres  gewesen  war. 

So  stand  man  glücklich  wieder  dort,  wo  man  im  Mittelalter 
gestanden  hatte.  Der  Staat  forderte  eine  fixe  Geldsumme  als  Steuer- 
betrag ein  und  perpetuierte  für  alle  Zeiten  die  auf  jeden  Steuerbezirk 
entfallende  Summe,  so  daß  je  500  000  Pfund  ungefähr  einer  Besteuerung 
von  1  s  pro  Pfund  steuerbaren  Einkommens  entsprachen.  Statt  daß 
die  Steuer  mit  dem  Volkswachstum  auch  gewachsen  wäre,  blieb  sie 
fixiert  auf  jenen  Betrag.  Man  gewöhnte  sich  schließlich  daran,  bloß 
2  Millionen  regelmäßig  zu  erheben,  wenn  man  eine  4-Schillingsteuer 
erheben  wollte.  Walpole  war  ängstlich  bemüht,  selbst  diese  petrifizierte 
Steuer  niemals  auf  die  Höhe  von  4  s  zu  bringen.  Gleich  nach  seinem 
Amtsantritt  reduzierte  er  sie  auf  2  s,  mußte  sie  aber  schon  1727  auf 
4  s  erhöhen,  brachte  sie  1728  und  1729  auf  3  s  hinunter,  im  Jahre 
1730  auf  2  s  und  im  Jahre  1731  auf  1  s.  Das  war  für  ihn  der  glück- 
lichste Tag.  Im  Jahre  1732  war  sie  noch  immer  nicht  höher,  und 
um  sie  auf  dieser  niedrigen  Höhe  zu  erhalten,  war  er  bereit,  die  indirekte 
Besteuerung  wesentlich  zu  steigern,  insbesondere  eine  Salzsteuer  zu 
erheben,  trotzdem  sie  zwei  Jahre  zuvor  aus  wohlverstandenen  Gründen 
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aufgehoben  war.  Im  Jahre  L733  suchte  er  den  Kreis  der  indirekten  Be- 
steuerung noch  zu  erweitern.  Da/u  führte  ihn  nicht  bloß  der  Wunsch, 
die  landtax  zu  vermindern,  sondern  auch  die  Einsicht,  daß  durch  das  bis- 
herige Zollsystem  mit  den  außerordentlich  hohen  Zöllen  das  Schmuggel- 
wesen nur  blühte.  Er  (lachte,  stall  der  hohen  Zölle  entsprechend  hohe  Ver- 
brauchssteuern  einzuführen.  Und  so  brachte  er  1733  seine  -  berühmte 
Uczisebill  ein,  die  Wem  und  Tabak  besteuern  wollte.  Die  Aussicht, 
daß  eventuell  dieses  A.kziseprojekt  auch  noch  andere  Gegenstände 
der  Besteuerung  timfassen  könnte,  die  Furcht  vor  den  Akzise- 
beamten,  die  in  alle  Geschäftszweige  nun  in  unwillkommener  Weise 
eindringen  konnten,  rief  einen  Entrüstungssturm  der  Bevölkerung 
herbei,  welcher  Walpole  zum  Rückzug  zwang.  Das  Akziseprojekt 
fiel.  Nun  mußte  wieder  die  landtax  auf  die  Höhe  von  2  s  auf 
das  Pfund  erhöhl  werden,  und  sie  blieb  auf  dieser  Höhe  bis  1740, 
zwei  Jahre  vor  Walpoles  Sturz.  Im  Jahre  1740  wurde  sie  wieder  auf 
\  s  erhöht. 

Was  soll  man  nun  von  einem  Staatsmann  halten,  der  #ls  Finanz- 
mann von  allen  I  nleressenten  hoch  gewertet  wird,  der  klar  sieht,  daß  der 
Mandel  nach  jeder  Richtung  hin  befördert  werden  muß,  der  ferner  klar 
erkennt,  daß  durch  Steigerung  der  indirekten  Besteuerung  und  der  Zölle 
das  Volkswohl  geschädigt  wird,  und  trotz  alledem  lieber  dies  alles  zu 
tun  versucht,  ehe  er  eine  gerechte  direkte  Besteuerung  einführt?  Er 
war  eben  der  landed  gentry  gegenüber  machtlos.  Er  fürchtete  ihren 
Unwillen  und  kehrte  sich  lieber  von  seinen  merkantilistischen  Idealen, 
von  seiner  Vorliebe  für  die  Beförderung  des  Handels  ab,  als  daß  er  der 
landed  gentry  eine  zu  hohe  landtax  aufgebürdet  hätte.  Er  ließ  lieber 
diese  landtax  versteinern  und  ewig  bleiben.  Er  vermied  es,  eine  neue  Ver- 
aida gi  i  ng ;  vi  »i'zunehmen,  trotzdem  eine  solche  Maßregel  nur  zum  Nutzen  des 
Staatsschatzes  gewesen  wäre  und  nur  einen  Akt  der  Gerechtigkeit  gegen- 
über den  einzelnen  durch  die  bisherige  Fixität  der  landtax  geschädigten 
Steuerdistrikten  dargestellt  hätte.  Die  landtax  wurde  hauptsächlich  von 
der  gentry  getragen,  die  indirekte  Besteuerung  vom  Volk  und  von  den 
kapitalistischen  Kreisen.  Lieber  das  »stille  Schaf  scheren«,  als  das 
stets  quiekende  Schwein«  berühren.  Innerhalb  des  von  Walpole  ein- 
gerichteten  Steuersystems  war  die  alte  Grundlage  beibehalten.  Die 
indirekten  Steuern  und  Zölle  überwogen,  ganz  wie  in  der  vergangenen 
Epoche,  sehr  beträchtlich  die  direkte  Besteuerung,  was  namentlich 
Folgende  Ziffern  ergeben1).  Es  betrug  1722,  d.  i.  am  Beginn  der  Wal- 
poleschen  Finanzära,  das  Nettoeinkommen  von 

Zöllen   1  604  049  £  11  s  1  d 

Akzise    2  779  914  £    5  s  5d 

landtax  u.  dg]   1  224  116  £  18  s  6  d 

und  am  Ausgang  seiner  Ministerherrschaft  1742  betrug  das  Nettoein- 
kommen von 


äiehe  Public  Income  and  Expenditure,  Commons  Papers  1869,  Nr.  366, 
p.  68  f.  u.  108  f.  ] 
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Zöllen   1  278  202  £  16  s  9  d 

Akzise    2  903  318  £    5  s  6  d 

landtax  u.  dgl   2  130  047  £    3  s  1  d. 

2.  Die  Finanzpolitik  des  jüngeren  Pitt  und  seiner 

Nachfolger. 

Adam  Smith  hat  ohne  Frage  einen  großen  Einfluß  seit  dem  Er- 
scheinen seines  Buches:  An  Inquiry  into  the  Nature  and  Causes  of  the 
Wealth  of  Nations  auf  die  englische  Finanzpolitik  ausgeübt1).  Schon 
Lord  North  hatte  seit  dem  zweiten  Jahre  des  amerikanischen  Befreiungs- 
krieges Adam  Smiths  Lehren  auf  sich  wirken  lassen.  Freilich  nur  in  dem 
beschränkten  Sinne,  daß  das  von  Smith  in  seinem  Buche  beigebrachte, 
andere  Länder  betreffende  Steuermaterial,  natürlich  aber  nur  in  der 
Beleuchtung  von  Adam  Smith,  als  Vorbild  für  die  englische  Steuer  ver- 
wertet wurde.  Holland  war  insbesondere  das  Land,  dessen  Besteuerung 
North  durch  Vermittelung  von  Adam  Smith  kennen  lernte.  Und  so 
empfahl  North  1777  nach  holländischem  Vorbild  eine  Steuer  auf  das  Halten 
von  Dienstboten,  eine  Besteuerung  der  Auktionen.  Im  Jahre  1778 
legte  er  eine  Steuer  auf  Wohnhäuser  auf,  nicht  etwa  nach  dem  will- 
kürlichen Kriterium  der  Fensterzah]  oder  der  Anzahl  von  Feuerstätten, 
sondern  nach  dem  Jahreswert.  Auch  dieses  war  holländische  Besteuerungs- 
manier. Nach  holländischem  Vorbild  wurde  auch  eine  Erbschaftssteuer 
von  Lord  North  eingeführt,  geradeso  wie  sie  Adam  Smith  beschrieben 
hatte. 

Pitt  der  Jüngere  war  ein  wirklicher  Schüler  von  Smith,  nicht  etwa 
bloß  in  dem  Sinne  wie  Lord  North,  daß  er  bloß  das  Steuervorbild  des 
Auslandes  verwertet,  sondern  auch  nach  der  Richtung  hin,  daß  er  in 
den  ganzen  Geist  der  Lehre  von  Adam  Smith  eindrang,  deren  Haupt- 
grundsätze etwa  waren:  Hinwegräumung  aller  künstlichen  durch  den 
Merkantilismus  bewirkten  Exportprämien,  Einfuhr-  und  Ausfuhrzölle, 
Verbreiterung  der  Steuerbasis  derart,  daß  sie  nicht  bloß  das  Volk, 
sondern  auch  namentlich  die  besitzenden  Klassen  nach  ihrer  Steuer- 
kraft treffen  sollte,  schließlich  Bestreitung  der  Staatsbedürfnisse  des 
Jahres  durch  die  Jahreseinkünfte,  wenn  möglich.  In  diesem  Sinne  wirkte 
auch  Pitt  der  Jüngere  zu  Beginn  seiner  Regierung.  Nicht  bloß,  daß  er 
seine  Handelspolitik  namentlich  mit  Frankreich  nach  den  Grundsätzen 
von  Adam  Smith  einrichtete  (Handelsvertrag  von  1786/87!),  sondern 
auch  die  Verbrauchs-  und  die  übrige  Besteuerung  wurde  womöglich 
in  Einklang  mit  den  Lehren  Adam  Smiths  gebracht.  Smith  hatte  die 
Verminderung  und  namentlich  die  Vereinfachung  der  Zölle  gelehrt, 
um  den  Schmuggel  zu  beseitigen.  Ähnlich  ging  Pitt  zu  Anfang  seiner 
Wirksamkeit  darauf  aus,  das  verwickelte  englische  Zolltarifwesen  zu 
ordnen.  Die  Unübersichtlichkeit  der  Tarife  war  ein  Hauptübel.  Das 
ganze  Erbteil  der  Walpoleschen  Ära  und  seiner  Folger  war,  daß  man 
niemals  planmäßig  und  systematisch  Zölle  auferlegte,  sondern,  so  wie 


*)  Siehe  darüber  Cunningham,  The  Orowth  of  English  Industrie  and  Commerce 
in  Modern  Times,  p.  545  f.  und  insbes.  Felix  Salomon,  William  Pitt  II,  1906,  p.  178  f. 
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es  momentane  Bedürfnisse  mit  sieh  brachten*  bald  hier  bald  dort  einen 
Zoll  auferlegte,  ohne  sieh  überhaupt  zu  fragen,  wieviel  der  Artikel  im 
ganzen  belastel  war.  So  gab  es  Artikel,  die  14  verschiedenen  Zöllen 
unterlagen,  verschieden  jt1  nach  Benennung,  Wert,  Gewicht,  Umfang, 
Zahl  usw.  Das  brachte  viel  Belästigungen  der  Kaufleute,  namentlich 
bei  der  Zollabfertigung,  mil  sieh,  aber  auch  viel  Willkür  in  der  Berech- 
nung der  Zölle.  Adam  Smith  halle  für  Artikel  des  allgemeinen  Kon- 
sums  Zollfreiheil  verlangt,  jedenfalls  Zollherabsetzung,  nament- 
lich  um  den  kleinen  Mann  W  irtschaft  lieh  zu  schützen.  In  diesem  Sinne 
bewirkte  Pitl  der  Jüngere  im  Jahre  1784  die  Herabsetzung  des  Tee- 
zolls von  50%  des  Wertes  auf  \2y2%.  Als  Ersatz  dieses  Teezolls  sollte 
eine  Fenster-  und  Häusersteuer  in  höherem  Maße  als  früher  erhoben 
werden  (sog.  Commutation  Act).  Unter  dem  Einfluß  von  Adam  Smith 
führte  Pitl  eine  Luxusbesteuerung  ein  in  Gestalt  der  sog.  assessed 
taxes,  welche  in  ihrer  Gesamtheit  auf  die  Schultern  der  reicheren  Klassen 
Fiel,  haliin  gehörten  die  Besteuerung  des  Haltens  von  Dienern,  von 
Equipagen,  von  Pferden  u.  dgl.  Auch  die  Einführung  eines  consoli- 
dated  fund  im  Jahre  1787,  das  ist  die  Schaffung  einer  einheitlichen 
Maatskasse,  in  welche  alle  Staatseinnahmen  flössen  und  aus  welcher 
die  Staatsausgaben  geleistet  wurden,  wird  wohl  auf  die  Rechnung  von 
Adam  Smith  zu  schreiben  sein,  denn  sie  war  die  notwendige  Voraus- 
setzung  einer  richtigen  Staatswirtschaft,  die  den  Jahresbedarf  durch 
Jahn  'seinnahmen  zu  decken  bemüht  war,  und  beseitigte  den  alten  Miß- 
stand, wonach  jede  einzelne  Steuer  besonderen  Gläubigern  verpfändet 
winde  und  daher  in  besonderer  Weise  verwaltet  werden  mußte,  was  die 
Verwaltungskosten  bedeutend  steigerte  und  die  Unübersichtlichkeit 
des  Budgets  herbeiführte. 

Adam  Smith  hatte  schließlich  die  Überwälzung  der  Hauptsteuer- 
lasl  auf  die  kräftigen  Schultern  der  bemittelten  Klassen  empfohlen. 
In  diesem  Sinne  sollte  ja  auch  die  obengenannte  Fenster-  und  Häuser- 
steuer  und  die  sog.  assessed  taxes  wirken.  Dazu  kam  im  Jahre  1796 
die  Einführung  einer  Erbschaftssteuer,  aber  leider  nur  in  bezug  auf  das 
bewegliche  Vermögen;  das  unbewegliche  Vermögen  durfte  nicht  dieser 
Steuer  unterliegen,  denn  die  landed  gentry  war  dagegen. 

Den  ärmeren  Klassen  kam  Pitt  1792  durch  Aufhebung  der  Be- 
steuerung  für  das  Halten  von  Dienstboten  in  ärmeren  Familien,  durch 
Aufhebung  der  Steuern  auf  Karren,  durch  Aufhebung  der  Fenster- 
steuer für  kleine  Häuser  mit  weniger  als  7  Fenstern,  durch  Vermin- 
d'-rufiir  der  Steuer  auf  Lichte  usw.  entgegen. 

Aber  all  diese  Grundsätze  von  Adam  Smith  mußten  der  härteren 
Notwendigkeil  weichen,  als  man  daran  ging,  die  Lasten  der  Kriege  mit 
Frankreich  zu  tragen,  ohne  der  landed  gentry  zu  nahe  zu  treten. 
Auch  ein  solch  gewaltiger  Geist  wie  Pitt  konnte  nichts  gegen  den  Wider- 
willen der  gentry,  zu  den  Staatslasten  entsprechend  beizutragen,  aus- 
richten. 

Dies  tritt  an  zwei  Punkten  namentlich  hervor:  in  der  Frage  der 
landtax    und  in  der  Frage  der  Kornzölle.    Die  landtax  mußte,  weil 
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sie  der  landed  gentry  nicht  paßte,  zu  einer  ablösbaren  Realgereehtigkeit 
umgewandelt  werden.  Wie  kam  es,  daß  die  landed  gentry  die  landtax 
als  besonderes,  von  ihr  zu  tragendes  Übel  auffaßte,  da  sie  doch  ursprüng- 
lich bestimmt  war,  auch  das  bewegliche  Vermögen  zu  besteuern  ?  Die 
Antwort  ist  leicht  gegeben:  dadurch,  daß  der  Steuereinschätzungsapparat 
welcher  ihr  zugrunde  lag,  versteinerte,  dadurch,  daß  sie  selbst  zu  einer 
fixen  Summe  geworden  war,  war  das  bewegliche  Vermögen  schon  längst 
ihren  Netzen  entschlüpft.  Pitt  machte  sie  deshalb  perpetuierlich  als 
eine  Last,  die  auf  den  einzelnen  Steuerdistrikten  ruhte,  und  gab  den 
von  ihr  betroffenen  Personen  das  Recht,  die  Steuer  abzulösen.  Ja 
noch  mehr,  er  machte  die  Steuerlast  selbst  zu  einem  Handelsartikel, 
indem  er  Personen,  welche  ihr  Geld  in  Grund  und  Boden  oder  in  Hypo- 
theken anlegen  wollten,  die  Möglichkeit  eröffnete,  die  landtax  eines 
bestimmten  Grundstücks  abzulösen  und  dafür  eine  Jahresrente,  die 
als  Grundrente  auf  dem  so  abgelösten  Boden  lastete,  zu  erwerben.  Anfangs 
wurde  ein  Drittel  dieser  Steuer  abgelöst,  später  erlahmte  das  Interesse, 
da  der  Zinsfuß  im  Lande  höher  wurde  und  man  das  Geld  anderweitig 
anlegen  konnte.  Noch  heute  ist  die  landtax  nicht  ganz  abgelöst.  Verfiel 
nun  so  die  einzig  wirksame  direkte  Steuer  des  Ancien  Regime,  so  wäre 
es  doch  nahe  gelegen,  nun  eine  wirkliche  Einkommensteuer  zu  schaffen. 
Pitt  versuchte  sich  daran.  Im  Jahre  1798,  also  etwa  ein  Jahr  vor  der 
Ablösbarkeitserklärung  der  landtax,  führte  Pitt  die  erste  Einkommen- 
steuer, das  sog.  triple  assessment,  ein.  Der  Name  dieser  Einkommen- 
steuer stammt  daher,  daß  sie  in  dreifachen  Stufen  veranlagt  wurde. 
Die  Einkommen  bis  60  Pfund  sollten  frei  sein,  von  da  ab  in  Progressionen 
vom  Einhundertzwanzigstel  bis  zu  einem  Zehntel  des  gesamten  Ein- 
kommens aufsteigen.  Der  höchste  Betrag  der  Steuer  sollte  eben  ein 
Zehntel  des  steuerbaren  Einkommens  sein.  Aber  abgesehen  davon,  daß 
man  alsbald  erkannte,  daß  diese  Steuer  bloß  auf  den  mittleren  Ein- 
kommen ruhte,  war  sie  auch  im  höchsten  Maße  unergiebig.  Im  Jahre 
1799  versuchte  er  es  mit  einer  anderen  Einkommensteuer,  mit  der  sog. 
property  and  income  tax.  Alles  Einkommen  aus  Grund  und  Boden 
und  aus  beweglichem  Vermögen,  ferner  alles  Einkommen  aus  Ämtern, 
Pensionen,  Berufen  usw.,  sofern  es  in  Großbritannien  seine  Quelle  hatte, 
unterlag  der  Besteuerung.  Wie  beim  triple  assessment  wurden  zum 
erstenmal  Steuerbekenntnisse  den  Steuerpflichtigen  auferlegt.  60  Pfund 
Einkommen  unterlag  überhaupt  nicht  der  Besteuerung,  für  Einkommen 
zwischen  60  und  200  Pfund  waren  verschiedene  Steuerstufen  eingeführt. 
Von  200  Pfund  an  wuchs  die  Einkommensteuer  auf  10%  des  Einkommens. 
Um  die  kommerziellen  Kreise  zu  beruhigen,  wurde  als  Verbesserung  gegen- 
über dem  triple  assessment  eine  neue  Form  von  Einschätzungskommissaren 
bestellt,  die  sog.  commercial  commissioners  für  London  und  die  grö- 
ßeren Städte.  Freilich  das  Einschätzungsgeschäft  ruhte  ganz  in  den 
Händen  der  Lokalkommissare,  und  das  Staatsinteresse  wurde  nur  durch 
einen  Inspektor  (surveyor)  gesichert,  der  aus  eigener  Machtvollkommen- 
heit einen  Zuschlag  zur  Einschätzung  der  Lokalkommissare  feststellen 
durfte.  Auch  diese  Steuer  erwies  sich  nicht  als  so  ergiebig,  wie  man  sie 
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ursprünglich  gedacht.  Sie  wurde  deshalb  und  auch  aus  dem  Grunde, 
weil  die  Steuerbekenntnisp flicht  den  parlamentarischen  Parteien  nicht 
behagte,  im  Jahre  L802  abgeschafft.  An  ihre  Stelle  trat  im  Jahre  1803 
die  Einkommensteuer  Addingtohs,  welche  eigentlich  aus  fünf  Ertrag- 
steuern  bestand,  die  auf  Grund  und  Boden,  auf  Pachtbesitz,  auf  Ein- 
kommen  aus  Staatspapieren  und  anderen  öffentlichen  Obligationen, 
auf  Einkommen  aus  Aintern  und  schließlich  auf  allem  anderen  Ein- 
kommen  ruhte.  A.bgeschafll  war  die  Steuerbekenntnispflicht:  äußere, 
sichtbare  Merkmale  allein  waren  die  Grundlagen  der  Einschätzung. 
Die  Steuereinkommen  aus  Ä in l nn  wurden  gleich  von  den  Personen 
bezahlt,  welche  die  Steuerpflichtigen  angestellt  hatten,  und  diesen  in 
Ü3zug gebracht.  I  )iese  Steuer  erhielt  sich,  nachdem  sie  1806 unbedeutende 
Modifikationen  erfahren  halle,  bis  zum  Jahre  1816.  Sie  war  als  Kriegs- 
steuer  gedacht  und  konnte  deshalb  auf  die  Dauer  sich  nicht  halten. 
Die  Regierung  versuchte  sie  nach  1815,  also  nach  Wiederherstellung 

Friedens,  zu  dem  halben  Steuerfuß  zu  erhalten,  auch  sollte  das  Ein- 
kommen der  Pächter  von  Grund  und  Boden  bloß  mit  einem  Viertel 
seines  wahren  Erträgnisses  besteuert  werden,  aber  der  Widerstand 
dei  landed  gentry  war  zu  groß  und  auch  die  übrige  Bevölkerung 
halte  kein  sonderliches  Interesse  an  einer  Steuer,  welche  nichts  dazu 
pug,  die  durch  Zölle  und  indirekte  Steuern  herbeigeführte  Be- 
ladung des  Volks  irgendwie  zu  mildern. 

Was  nun  die  Kornzölle  anlangt,  so  war  schon  seit  ungefähr  1670 
die  Getreideeinfuhr  im  Interesse  des  Ackerbaus  wesentlich  gehindert, 
während  seit  l(!S9  eine  Ausfuhrprämie  für  Korn  bestand.  Wenn 
schlechte   Ernten    waren,    so   wurde    der    Einfuhrzoll  herabgesetzt, 

L756  und  1767.  Zuletzt  erfolgte  eine  solche  Einfuhrerleich- 
terung 1773.  Von  der  Zeit  an  hörte  aber  der  englische  Getreideexport 
vollständig  auf ,  und  England  wurde  ein  großer  Konsument  ausländischen 
Getreides.  Hier  hätte  nun  Pitt  sich  als  Schüler  Adam  Smiths  bewähren 
können  und  die  Getreideeinfuhr  überhaupt  freigeben  müssen,  denn  das 
Übersteigen  der' Einfuhr  über  die  Ausfuhr  zeigte  deutlich,  daß  England 
selbsl  seinen  eigenen  Getreidebedarf  nicht  decken  konnte.  Im  Jahre 
789  kam  noch  die  Tatsache  hinzu,  daß  die  Ernte  des  Vorjahres  eine 
sehi  dürftige  und  Import  aus  dem  Ausland  nur  gegen  hohe  Preise 
möglich  war,  weil  die  französische  Regierung  als  Konkurrent  im  Aufkauf 
von    Korn    au  Ural.      Wahre    Hungerpreise    für    das     Jahr  1789 

n  zu  erwarten.  Die  von  Pitt  eingeleitete  Enquete  ergab,  daß  ge- 
wichtige  Stimmen  sich  für  die  Freiheit  der  Getreideeinfuhr  und  für  die 
Abschaffung  aller  hindernden  Zölle  und  Exportprämien  aussprachen. 
I  >i<-  M-  Lut  riiuo  iial)  zunächst  für  das  Jahr  1790  nach.  J)er  Export  wurde 

rrt,  der  Import  freigegeben.  Aber  im  Jahre  1791  brachte  er,  was 
gar  nichl  im  Einklang  mit  den  Lehren  Adam  Smiths  stand  und  noch 
weniger  durch  die  Vorgeschichte  der  Getreidezölle  und  Preise  zu  recht- 
fertigen  war.  ein  neues  Gesetz  ein,  welches  die  Gewährung  von  Export- 
nd  die  gleitende  Herabsetzung  von  Einfuhrzöllen  miteinander 
zu  verbinden  suchte.   Exportprämien  sollten  nur  noch  gezahlt  werden, 
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wenn  der  Weizenpreis  im  Inland  unter  44  s  stand.  Insofern  änderte 
also  die  Bill  nicht  den  bisherigen  Reehtszustand.  Von  44 — 46  s  hörten 
zwar  die  Exportprämien  auf,  aber  die  Ausfuhr  wurde  noch  immer  ge- 
stattet. Stand  aber  der  Weizenpreis  im  Inland  über  46  s,  so  war  das 
Exportieren  überhaupt  nicht  mehr  gestattet.  Was  nun  die  Einfuhrzölle 
anlangt,  so  wurden  dieselben  erst  bei  einem  Weizenpreis  von  50  s  und 
darüber  erhoben;  sie  betrugen,  wenn  sich  der  Weizenpreis  zwischen 
50  und  54  s  pro  quarter  hielt,  2  s  6  d.  Sank  aber  der  Weizenpreis 
unter  50  s,  so  wurde  ein  Zoll  von  24  s  3  d  erhoben. 

Diese  sogenannte  gleitende  Tarifskala,  die  Pitt  gewissermaßen 
als  Mittelweg  zwischen  den  Interessen  der  großen  Grundbesitzer  und  der 
notleidenden  Masse  des  Volks  gewählt  hatte,  erwies  sich  in  der  Folge 
bloß  als  ein  Mittel,  die  ungerechtfertigte  Spekulation  blühen  zu  lassen. 
Durch  diese  Maßregel  gewann  weder  das  Volk  noch  der  Großgrund- 
besitzer, sondern  der  Einfuhrspekulant. 

Wie  sprunghafte  Preise  die  Spekulation  hier  bewirkte,  geht  am 
besten  daraus  hervor,  daß,  während  im  Jahre  1801  der  Weizenpreis  auf 
155  s  stand,  er  im  Jahre  1804  auf  49  s  6  d  plötzlich  sank.  Unter  der 
Ackerbau  treibenden  Bevölkerung,  insbesondere  der  landed  gentry, 
entstand  eine  große  Panik,  und  um  die  zu  beschwichtigen,  erging  eine 
Modifikation  des  Korngesetzes  von  1791  im  Jahre  1804.  Der  Regulativ- 
preis für  den  Import,  der  im  Jahre  1791  50  s  pro  quarter  betrug, 
wurde  auf  62  s  erhöht  und  dieser  als  Existenzminimumpreis  der  gentry 
gewährleistet.  Der  hohe  Zoll  von  24  s  3  d  sollte  so  lange  gezahlt  werden, 
so  lange  der  Weizenpreis  im  Innern  unter  63  s  pro  quarter  stand. 
Kam  er  auf  die  Höhe  von  63  s,  so  fiel  der  hohe  Zoll  mächtig  ab,  und  zwar 
auf  2  s  6  d.  War  der  WTeizenpreis  im  Inland  66  s,  so  fiel  der  Zoll  auf 
6  d.  Eine  Ausfuhrprämie  von  5  s  wurde  gewährt,  wenn  der  Preis  im 
Innern  unter  48  s  stand.  Die  Getreideausfuhr  war  überhaupt  verboten, 
wenn  der  Weizenpreis  im  Innern  54  s  oder  darüber  ausmachte.  Da  sich 
derselbe  aber  um  die  Zeit  immer  in  einer  Höhe  über  54  s  erhielt1),  so 
war  der  Getreideexport  aus  England  so  gut  wie  ausgeschlossen. 

Daß  durch  dieses  ganze  System  der  Einfuhrzölle  und  Export- 
prämien nur  die  Spekulation  und  niemand  anders  Nutzen  gewann, 
geht  am  besten  aus  der  Tatsache  hervor,  die  durch  parlamentarische 
Enquete  im  Jahre  1813  festgestellt  wurde,  daß  der  Kornexport  in  den 
letzten  21  Jahren  von  1792 — 1811  zwar  ständig  gewachsen,  der 
Durchschnittspreis  für  den  quarter  Weizen  aber  von  77  s  3  d  bis  auf 
den  Hungersnotpreis  von  100  s  5  d  gestiegen  war. 

Statt  nun  dieses  künstliche  System  von  Kornzöllen  und  Ausfuhr- 
prämien aufzuheben,  versuchte  man  im  Jahre  1813  und  1814  den  Regu- 
lativpreis in  England  sogar  auf  105  s  2  d  zu  erhöhen.  Im  Jahre  1813 
war  nämlich  die  Kontinentalsperre  aufgehoben,  und  man  befürchtete 
in  England  —  d.  h.  es  befürchtete  dies  bloß  die  landed  gentry  — ,  daß 
England  jetzt  mit  ausländischem  Getreide  überschwemmt  würde,  was 


J)  Siehe  darüber  und  zum  folgenden  E.  H.  R.  vol.  XXIV  (1909),  p.  471  f. 
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zu  einer  Senkung  des  heimischen  Preises  führen  könnte.  Ein  parlamen- 
tarisches  Komitee,  dessen  Mitgliedern,  außer  Sir  Henry  Parnell  als  Vor- 
sitzendem  so  bedeutende  Finanzmänner  wie  Vansittart,  Peel,  Huskisson 
und  andere  angehörten,  empfahl  dringend  die  Erhöhung  des  Regulativ- 
preises  auf  die  Mola1  von  L05  s  2  d.  Die  Autorität  von  Adam  Smith 
wind«'  sogar  zitiert,  um  diese  Erhöhung  zu  rechtfertigen,  trotzdem  alle 
Einfuhrzölle  auf  Getreide  für  Adam  Smith  sicherlich  verdammenswert 
waren.  Ein  neues  Argument  wurde  vorgebracht:  man  wolle  den  Grund- 
besitz  und  den  Ackerbau  besonders  stärken,  um  sich  nicht  immer  auf 
das  Ausland  in  beziig  auf  die  Getreideeinfuhr  verlassen  zu  müssen. 
\u.  \\  w  ürde  die  Spekulal  ion  aufhören,  wenn  durch  den  hohen  Regulativ- 
preis mm  stetige  Preisverhältnisse  des  Getreides  erzielt  würden.  Man 
gestand  offen  zu,  daß  die  Hauptsache  des  neuen  gesetzgeberischen 
Plans  nicht  die  wäre,  den  Getreidepreis  niedrig  zu  halten,  sondern  nur 
zu  verhindern,  daß  er  in  Zukunft  außerordentlich  hoch  würde.  Der 
Ruf,  der  Landwirtschaft  zu  helfen,  übertönte  in  dem  damaligen  von  der 
landed  gentry  abhängigen  Parlament  vollständig  den  Aufschrei  des 
Landes  gegen  die  neuen  projektierten  Kornzölle  und  den  Widerwillen 
der  großen  Masse  der  Bevölkerung,  wie  er  sich  in  zahlreichen  Petitionen, 
die  ans  Parlament  gerichtet  waren,  wiederspiegelte.  Man  sagte  damals, 
die  Petenten,  die  »niedern  Klassen«  (lower  Orders),  verständen  nichts  von 
der  Sache:  und  es  endete  die  Aktion  in  den  neuen  Kornzöllen  von  1815.  Der 
beimische  Regulativpreis  wurde  nun  auf  80  s  erhöht.  In  den  Folgejahren, 
L822und  L828,  trat  eine  Besserung  insofern  ein,  als  der  Regulativpreis 
62  -  wurde.  Der  Zoll  betrug  25  s  8  d,  wenn  der  Regulativpreis  unter 
62  s,  aber  nicht  unter  61  s  war;  ging  er  unter  61  s,  so  kam  1  s  Zoll- 
aufschlag  hinzu.  Stieg  der  Weizenpreis  im  Innern  über  62  s,  nämlich  auf 
7< 1  s,  so  betrug  der  Zoll  bloß  10  s  8  d,  bei  72  s  fiel  er  sogar  auf  2  s  8  d, 
und  bei  73  s  und  darüber  sank  der  Getreidezoll  auf  1  s.  In  dieser  letzten 
Gestali  erhielten  sich  die  Kornzölle  bis  zu  ihrer  Abschaffung  1846. 

Wir  sehen,  auch  von  den  Nachfolgern  Pitts  wird  das  Ideal  Adam 
Smiths  hochgehalten,  aber  bloß  in  der  Theorie,  während  man  in  der 
Praxis  nur  einen  Gedanken  hat,  der  landed  gentry  zu  Willen  zu  sein. 
Männer  wie  Huskisson,  Vansittart,  Peel,  Robinson  u.  a.  beugen  sich  vor 
dieser  allmächtigen  landed  pentry. 

3.  Der  I  bergang  zum  Freihandel  und  die  Befestigung 
der  parlamentarischen  Finanzwirtschaft. 

Immer  klarer  wurde  die  Notwendigkeit,  das  lästige  Schutzzoll- 
system  und  das  beinahe  unentwirrbare  und  verstrickte  Netz  der  in- 
direkten Besteuerung  ein  wenig  aufzulockern,  denn  die  Not  des  Volkes 
war  schon  aufs  Höchste  gestiegen.  Die  Steuerlast  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung war  zwischen  1776  und  1811  um  162%  gestiegen;  sie  betrug 
181 1  13  s  2  d,  in  Wessex  24  s  8  d. 

Seil  1825  begann  man  nun  dieses  dicht  gearbeitete  Netz  zu  lösen. 
Huskisson,  Vorsteher  des  board  of  trade,  gebührt  das  Verdienst,  die 
Steuerreform  begonnen  zu  haben. 
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Es  war  also  nur  der  Anfang  gemacht.  Der  entscheidende  Schritt 
in  dieser  Richtung,  die  Aufhebung  beinahe  all  jener  indirekten  Steuern, 
die  in  der  Periode  zu  lästig  erschienen,  die  Aufhebung  aller  Schutzzölle 
bis  auf  wenige  Fiskalzölle,  kurz  die  Einführung  des  Freihandels  erfolgt 
erst  in  der  folgenden  Periode,  in  deren  Mittelpunkt  die  Gestalten  zweier 
Staatsmänner  stehen:  Robert  Peel  und  Gladstone1). 

4.  Der  Schutz  des  Steuergeheimnisses. 

Das  Land,  das  die  erste  Einkommensteuer  im  modernen  Sinne 
sah,  mußte  natürlich  auch  zuerst  das  Problem  des  Steuergeheimnisses 
und  seiner  Wahrung  zu  lösen  versuchen. 

Schon  die  Vorläufer  des  jüngeren  Pitt,  des  Vaters  der  englischen 
Einkommenbesteuerung,  am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  hatten  bei 
ihren  Vorschlägen  einer  Einkommensteuer  mit  dem  beinahe  unaus- 
rottbaren Vorurteile  der  englischen  Bevölkerung  zu  kämpfen,  das  sich 
gegen  ein  inquisitorisches  Eindringen  in  die  privaten  Vermögensver- 
hältnisse richtete.  So  sehr  war  diese  Frage  Zentralpunkt  des  Einkom- 
mensteuerproblems, daß  im  Jahre  1797  der  erste  Entwurf  des  triple 
assessment,  der  ersten  Einkommensteuer  Pitts,  jenen  Gesichtspunkt 
in  den  Vordergrund  der  Berücksichtigung  rückte2):  »Der  große  prak- 
tische Einwand  gegen  eine  solche  Form  der  Besteuerung  ist  die  Un- 
möglichkeit, den  Umfang  des  zu  besteuernden  Eigentums  ohne  einen 
Grad  der  Inquisition  zu  bestimmen,  der  im  allgemeinen  nur  gehässig 
und  oft,  besonders  im  Fall  von  Handelsleuten,  ihnen  sehr  nachteilig 
sein  würde,  übrigens  wegen  des  komplizierten  Zustandes  ihrer  Buch- 
führung nur  mit  sehr  großen  Schwierigkeiten  zu  bewerkstelligen  wäre.« 
Im  Anschlüsse  an  dieses  Bedenken  schlägt  jener  erste  Entwurf  die 
Steuerstufen  unter  Zugrundelegung  der  Hausmiete,  also  eines  äußeren 
Kriteriums  zur  Bestimmung  der  Ausgaben  der  Steuerpflichtigen,  vor. 

Dieser  Grundgedanke  des  »äußeren  Kriteriums«  blieb  auch  dem 
neuen  Steuergesetz,  das  als  »triple  assessment«3)  bekannt  ist:  nämlich 
die  Gewinnung  der  Einkommensteuersumme  durch  ein  Multiplum  von 
Steuern,  welche  jeder  einzelne  für  Dienstboten,  Wagen,  Luxuspferde, 
Wohnung,  bewohnte  Häuser  usw.  zahlte.  Dadurch,  daß  man  sich  an 
äußere  Merkmale  (visible  criterion)  des  Einkommens  hielt,  konnte  man 
auch,  weil  eben  die  öffentliche  Meinung  den  Behörden  mißtraute,  von 
einer  Deklarationspflicht  des  Einkommens  Umgang  nehmen,  stellte 
es  aber  jedem  Steuerpflichtigen  anheim,  zur  Erlangung  gewisser  Steuer- 
vorteile eine  Vermögenserklärung  (return  of  property)  unter  Eid  abzu- 
geben. Dieses  Steuergesetz  erwies  sich  jedoch  sehr  bald  als  Mißgriff, 
wie  oben  erwähnt.    Pitt  hob  daher  das  »triple  assessment«  auf  und 


*)  Siehe  darüber  mein  engl.  Staatsrecht  I.  S.  485  ff. 

2)  Der  englische  Text  bei  Manes  in  der  Festgabe  zum  70.  Geburtstage  von 
Lexis  S.  176:  »Die  Einkommensteuer  und  die  englische  Finanzpolitik  und  -literatur 
bis  zu  William  Pitts  Tode.« 

3)  Siehe  darüber  Dowell,  History  of  Taxation  and  Taxes  in  England  III, 
p.  174  ff. 
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legte  nun  (1799)  eine  richtig  Einkommensteuer  von  f.0%1)  mit  obli- 
gatorischer Vermögensdeklaration  (general  Statement  of  income)  auf. 
\  on  einer  Garantie  des  Steuergeheimnisses  ist  in  dem  Gesetze  (39  Geo.  III., 
Insofern  die  Rede,  als  die  Einschätzungskommissare  den  Eid  leisten 
müssen,  nichts  zu  verölTent  liehen,  was  über  das  hankommen  des  Steuer-. 
Pflichtigen  zu  ihrer  Kenntnis  gelangte,  es  wäre  denn,  daß  dieeidesstättige 
Versicherung  des  Steuerträgers  falsch  wäre  und  im  Strafprozeße,  der 
sich  daran  knüpfte,  das  Zeugnis  des  Slenerbeamten  in  Anspruch  ge- 
nommen würde. 

Die  Unpopularitäl  der  Maßregel  hatte  schon  1801  ihre  Aufhebung 
/nr  Folge.  Im  Jahre  ISO.'!  Iral  Addington  mit  einer  neuen  Einkommen- 
steuer  (43  Geo.  IM.,  c.  L22)  hervor,  der  sog.  property  tax.  Um  den 
vexatorischen  Charakter  einer  Einkommensteuererklärung  von  dem 
Gesamtvermögen  zu  mildern,  wurden  eine  Reihe  von  Einkommen- 
klassen,  nämlich  Einkommen  von  landwirtschaftlichem  Eigentum, 
Pacht,  Handel  und  Gewerbe,  Gehälter,  Zinsen  aus  öffentlichen  Schuld- 
biteln  geschaffen.  Auch  jetzt  erhob  sich  ein  Entrüstungssturm  gegen  die 
inquisitorische  Nachforschung  des  Vermögens,  trotzdem  Addington 
/ii  seiner  Entschuldigung  vorbrachte,  daß  eine  Generalinquisition 
fernläge,  dal.»  äußerlich  leicht  erkennbare  Kriterien  des  Einkommens 
gefunden  werden  müßten  und  zu  diesem  Zwecke  an  Stelle  einer  Ge- 
aeraleinkommensteuer  eine  Zersplitterung  derselben  nach  Einkommen- 
quellen  stattfände2).  Auch  würde  betreffs  einiger  Einkommenquellen 
(Grundbesitz,  öffentliche  Schuldtitel)  keine  besondere  Steuererklärung 
verlangl  ( Parliamentary  History,  vol.  36,  p.  1663).  Im  übrigen  war 
in  diesem  Gesetze  keine  Wahrung  des  Steuergeheimnisses  garantiert. 

Ers1  das  Einkommensteuergesetz  R.  Peels  (5  u.  6  Vict.,  c.  35), 
welches  uoch  heute  gilt,  führte  —  und  das  wurde  als  sein  besondererVorzug 
angesehen,  -  für  das  Einkommen  von  Handel  und  Gewerbe  nach  Sche- 
dule  I)  des  Gesetzes,  besondere  Einschätzungskommissare  mit  weit- 
gehenden  Ermittlungsbefugnissen  ein,  denen  aber  eine  Steuergeheimnis- 
pflichl  durch  besonderen  Eid  auferlegt  war.  Es  sollte  durch  diesen 
strengformulierten  Eid  die  Opposition  gegen  das  Gesetz,  die  nach  wie 
vor  die   inquisitorischen«  Befugnisse  tadelte,  beschwichtigt  werden. 

III.  Die  Staatsschulden  dieser  Periode. 

Bis  zum  Jahre  1689  war  die  Staatsschuld  Englands  ganz  unbedeu- 
tend. Sie  betrug  beim  Regierungsantritt  Wilhelms  III.  bloß  664  263  £, 
d.  i.  jene  Summe,  die  noch  Karl  II.  aufgenommen  und  nicht  zurück- 
gezahlt hatte. 

Seil  der  Zeit  begann  aber  England  durch  seine  führende  Stellung 
in  der  europäischen  Politik  und  die  damit  verbundenen  Kriege  eine 
_    Schuld  anzuhäufen.    Davon  fielen  in  die  Regierungszeit: 


Die  volle  Wucht  der  Steuer  traf  nur  die  Einkommen  von  mehr  als  200  £. 
2,  bowel!  a.  a.  0.  II,  p.  220. 
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Wilhelms  III.  (insbesondere  die  Kriege  mit  Ludwig  XIV.  Mill.£ 
bis  zum  Ryswiker  Frieden)  etwa   .      16  ,, 

Annas  (Spanischer  Erbfolgekrieg!)   38   „  „ 

Georgs  II.  (Österreichischer  Erbfolgekrieg,  Krieg  mit 
Frankreich,  beendet  durch  den  Aachener  Frieden, 
Siebenjähriger  Krieg)   87  ,, 

Georgs  III.  (Krieg  gegen  die  nordamerikanischen  Ko- 
lonien)  121   ,,  ,, 

Georgs  IV.  (Revolutions-  und  Koalitionskriege  gegen  Fran-  ,, 
reich  und  Napoleon)  601,5,,  ,, 


Sie  spielten  nun  eine  wichtige  Rolle  im  Staatshaushalt  des  Einzel- 
jahres in  dieser  Epoche. 

Schon  in  der  Regierungszeit  Georgs  II.  war  die  jährliche  Anleihe 
nicht  selten  ebenso  groß,  wie  die  Nettoeinnahme  aus  Steuern  und  Zöllen. 
In  den  ersten  Jahren  der  Regierung  Georgs  III.  betrug  sie  zwar  bloß 
die  Hälfte  der  Jahreseinnahme  aus  Steuern  und  Zöllen,  manchmal  auch 
weniger.  Seit  1767,  seit  dem  Kriege  mit  den  nordamerikanischen  Ko- 
lonien erreichte  sie  deren  Höhe,  ja  sie  übertraf  sie  mitunter.  Nach  einer 
kurzen  Unterbrechung  zwischen  1785  und  1790,  wo  sie  wieder  geringer 
wurde  als  die  Jahreseinnahmen,  stieg  sie  dann  wieder  auf  eine  Höhe, 
die  die  der  Staatseinnahmen  wesentlich  überschritt.  Wenn  also  jähr- 
lich mehr  Geld  geliehen  werden  mußte,  als  durch  Steuern  und  Zölle 
aufzutreiben  war,  so  war  natürlich  die  Macht  des  Parlaments  immer 
größer  geworden,  trotzdem  ein  autokratisch  gesinnter  Monarch  auf  dem 
Throne  saß. 

Zur  Verstärkung  der  Macht  des  Parlaments  trug  auch  nicht  wenig 
der  durch  Pitt  den  Jüngeren  organisierte  Staatsschuldentilgungsfonds 
bei.  Schon  Walpole  hatte  im  Jahre  1716/17  die  Form  einer  Staatsschul- 
dentilgung durch  Anlegung  eines  Fonds  eingerichtet.  Die  Idee,  die  diesem 
Plan  zugrunde  lag,  war  durch  Reduzierung  der  Zinsen  der  bisherigen 
Staatsschuldverschreibungen  von  6%  auf  5%  ein  Jahresplus  zu  ge- 
winnen, durch  welches  sich  jährlich  die  Staatsschuld  amortisieren  ließ. 
Im  Jahre  1727  wurde  das  diesem  Plan  zugrunde  liegende  Prinzip  aus- 
gedehnt auf  eine  Reihe  anderer  Zinsreduktionen  verschiedener  Staats- 
schuldverschreibungen. Diesmal  handelte  es  sich  um  die  Reduktion  von 
5  auf  4  %.  Durch  diese  Manipulation  betrug  die  Jahresamortisation 
der  Staatsschuld  etwa  y2  Million.  Was  aber  diesem  Fonds  fehlte,  war 
die  parlamentarische  Kontrolle,  und  aus  diesem  Fehlen  erwuchs  die 
Möglichkeit  für  die  Regierung,  den  Fonds  immer  anzugreifen,  wenn  man 
ein  Jahresdefizit  ohne  Hilfe  des  Parlaments  decken  wollte. 

Auch  sonst  war  der  Fonds  Angriffen  der  Regierung  ausgesetzt. 
So  erhöhte  im  Jahre  1728  Walpole  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
die  Zivilliste  Georgs  II.  auf  100  000  £  und  wies  dieses  jährliche  Plus 
auf  den  Staatsschuldentilgungsfonds.  Und  im  Jahre  1729  suchte  er  die 
Tatsache,  daß  4000  £  aus  dem  Staatsschatz  gestohlen  waren,  vor  dem 
Parlament  dadurch  zu  verbergen,  daß  er  die  Summe,  die  so  fehlte, 
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aus  dem  Tilgungsfonds  nahm.  Im  Jahre  1733  und  1737  erfolgten  ähn- 
liche Eingriffe  in  den  Tilgungsfonds. 

Pitt  der  Jüngere  führte  die  nötige  parlamentarische  Kontrolle  ein. 
Im  Jahre  L786  schul'  er  einen  Tilgungsfonds  (sinking  fund).  Danach 
sollten  aus  den  Jahresüberschüssen  des  Staatshaushaltes  1  Million  £ 
jährlich  in  einen  besondern  Fonds,  und  zwar  in  Form  vierteljährlicher 
Katen  gezahlt  werden.  Dieser  Ponds  sollte  von  einer  eigens  neu  geschaf- 
fenen Behörde,  den  auch  noch  lande  vorhandenen  national  debt  com- 
missioners,  verwaltet  und  seine  Erträgnisse  zum  Ankauf  von  Staats- 
si  huldverschreibungen  verwendet  werden. 

Die  letzteren  wurden  jedoch  nicht  vernichtet,  sondern  von  der 
Finanzverwaltung  des  Staats  verzinst  und  die  daraus  hervorwach- 
senden  Zinsen  der  Schuldentilgungskasse  zugeführt.  Dies  sollte  solange 
dauern,  bis  vermöge  der  Jahreszuschüsse  und  Zinsen  sowie  Zinses- 
zinsen der  Betrag  der  (iesamlsehuld  erreicht  wäre  und  diese  sich  so 
»automatisch«  aufgezehrt  hätte. 

Der  Pittseht1  Plan  wurde  dann  durch  Gesetz  (26  Geo.  III.,  c.  31) 
verwirklicht.  Sein  I  lauptfehler1)  bestand  darin,  daß  hierdurch  die  Mög- 
lichkeit geboten  war,  durch  Aufnahme  von  Staatsschulden  »Jahres- 
überschüsse« zu  fingieren,  aus  denen  zwar  ein  Teil  der  alten  Schulden 
gedeckl  w  urde,  wobei  aber  die  Zinsen  der  neuern,  zur  Deckung  der  fin- 
gierten »Jahresüberschüsse«  aufgenommenen  Schulden  mitunter  un- 
gleich höher  w  aren  als  die  der  alten  dadurch  getilgten.  Dieser  Übelstand 
bewirkte  eine  Reihe  von  gesetzlichen  Modifikationen  (1813  durch 
53  Geo.  [IL,  c.  35,  1823  durch  4  Geo.  IV.,  c.  19  und  namentlich  1829 
durch  10  Geo.  IV.,  c.  7),  wodurch  auch  die  unfundierte  Schuld  in  den 
Bereich  der  Tilgungsmöglichkeit  gezogen  und  an  Stelle  des  bisherigen 
Prinzips  der  Zwangstilgung,  das  der  freien  Tilgung  von  Staatsschulden 
eingeführt  wurde. 
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Die  vergangene  Periode  hatte,  wie  wir  wissen,  zwei  Probleme  der 
Zukunft    überlassen:  erstens  die  Ausbildung  einer  Zentralstelle  für 

Derselbe  wurde  zuerst  von  einem  Dr.  Hamilton  1813  aufgedeckt.  Dessen 
ar  eine  Kritik  des  Planes  von  Dr.  Price  (1772),  auf  dessen  Grundlage  Pitt 
seinen   sinking  fund  eingerichtet  hatte.    Resolutionen  von  Hume  1826  und  eines 
1828  tagenden  Unterhauskomitees  legten  den  Fehler  vor  aller  Augen  bloß. 
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die  Heeresverwaltung,  welche  sich  in  das  parlamentarische  Regime 
einfügte,  zweitens  die  Ausbildung  einer  Volksmiliz,  welche  allein 
als  die  dem  parlamentarischen  Regime  angemessene  Form  der  Wehr- 
haftmachung  des  Volkes  angesehen  wurde. 

I.  Die  Organisation  der  Zentralstelle. 

Die  Furcht  vor  einer  ständigen  Armee  erfüllte  die  Engländer  schon 
seit  den  üblen  Erfahrungen,  die  sie  mit  Cromwells  Heer  gemacht.  Nach 
der  Revolution  war  es  eine  der  Hauptsorgen  Wilhelms  III.,  diese  Ab- 
neigung des  Volkes  mit  der  Notwendigkeit  eines  stehenden  Heeres 
zu  versöhnen.  Er  kam  auf  den  Gedanken,  den  er  auch  schon  bei  der 
übrigen  Verwaltungsorganisation  zur  Anwendung  brachte1),  nämlich 
innerhalb  der  Zentralleitung  ein  System  »checks  and  balances«  einzu- 
richten, wo  keine  Partei  allein  das  Heft  in  Händen  hatte,  und  die 
Vollgewalt  auch  im  Heerwesen  unter  mehrere  Beamten  und  Behörden 
aufzuteilen,  die  sich  gegenseitig  die  Wage  hielten,  während  der  König 
der  oberste  Befehlshaber  blieb.  Um  ein  Bild  von  dem  Zusammenwirken 
dieser  Beamten  und  Behörden  für  Heerzwecke  zu  gewinnen,  sei  er- 
wähnt, daß  der  Soldat  seine  Nahrung  durch  das  sog.  Kommissariat 
erhielt,  das  dem  Schatzamt  untergeordnet  wTar.  Seine  Bewaffnung 
bekam  er  vom  sog.  ordnance  board,  das  im  Parlamente  durch  einen 
Chef,  den  master  general  of  the  o.  b.,  vertreten  war  und  namentlich 
Aufsicht  über  die  Arsenale  und  Rüstkammern  hatte.  Der  Staats- 
sekretär des  Innern  war  für  alle  Truppendislozierungen  im  Inlande,  der 
Kolonialsekretär  für  solche  in  den  Kolonien  verantwortlich,'  während 
der  secretary  at  war  die  Marschrouten  für  die  Truppen  im  Feldzuge  ent- 
warf (s.  Clode  II,  321  ff.)  und  außerdem  dem  Parlamente  für  die  Be- 
handlung des  Soldaten  und  für  das  Verhältnis  der  Militärgewalt  zum 
Zivil  verantwortlich  war.  Seit  der  Burke's  Act  von  1782,  die  auch  schon 
oben  (§  46  I)  in  ihrer  sonstigen  organisatorischen  Bedeutung  gewürdigt 
worden,  hatte  er  u.  a.  besonders  die  Vertretung  des  Militärbudgets 
vor  dem  Parlamente  übernommen.  Zeitweise  wurde  für  einen  Feldzug 
ein  Commander  in  chief,  der  aber  in  den  wichtigen  Finanzfragen  dem 
secretary  at  war  untergeordnet  war  (Clode  II,  201),  bestellt. 

Mittels  dieses  Systems  wurde  die  Heeresverwaltung  das  ganze 
18.  Jahrhundert  hindurch  geführt.  Die  Wende  trat  ein,  als  1793 
ein  ständiger  Commander  in  chief  als  Amt  eingerichtet  wurde, 
um  der  Ämterbewerbung  durch  die  politischen  Parteien,  wie  sie 
bisher  namentlich  unter  der  Leitung  des  secretary  at  war  üblich  ge- 
wesen, ein  Ende  zu  machen  (Army  Administration  in  3  Centuries  by 
Constitutionalist,  London  1901,  p.  14  f.)  und  die  Disziplin  in  der  Armee 
zu  heben.  Seit  der  Zeit  bestand  nunmehr  die  Doppelherrschaft  in  der 
Armee:  das  Bureau  des  Commander  in  chief,  die  horse  guards  und  das 
war  office.  Dem  secretary  at  war,  dem  bisherigen  Alleinherrn  des  war 
office  wurde  nun  ein  besonderer  Chef  im  Jahre  1794  aufgesetzt,  nämlich 


J)  Siehe  mein  englisches  Staatsrecht,  Bd.  II,  p.  119. 
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der  dritte  Staatssekretär  (secretary  of  war  and  colonies).  Es  handelte  sich 
hierbei  darum,  für  »las  wafoffice  einen  Anschluß  an  das  Kabinettzu  erlan- 
gen. Von  nun  ab  sollte  nämlich  der  secretary  a1  war  diejenigen  Weisungen, 
die  für  die  Vorbereitung  des  Armee-Etats  (army  estimates)  nötig  waren, 
vom  Kabinetl  durch  Vermittlung  des  dritten  Staatssekretärs  erlangen. 
J  denfalls  war  durch  diese  nein1  Organisation  vieles  im  unklaren  ge- 
lassen:  einmal  das  Verhältnis  zwischen  dem  neuen  Staatssekretär 
und  (hau  secretary  al  war,  und  sodänndie  kmnpctenzabgrenzung zwischen 
•  lein  letzteren  und  dem  Commander  in  chief.  Während  die  erste  Frage 
nicht  viel  zu  schaffen  machte,  weil  der  Staatssekretär  viel  zu  sehr  mit 
den  Kolonien,  die  ebenfalls  seiner  Leitung  überantwortet  waren,  be- 
schäftigl  war.  wurde  die  zweite  zum  fortwährenden  Gegenstand  der 
Fehde  zwischen  secretary  at  war  und  Commander  in  chief,  in  dem 
jeder  der  Herr  des  andern  sein  wollte.  Es  begann  das  System  der  »dual 
control«.    Dies  dauerte  Ins  zur  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 

II.  Die  englische  Miliz  im  Rahmen  der  englischen  Heeresverfassung. 

1. 

Vach  der  »glorreichen«  Revolution  war  das  stehende  Heer  in  England 
ein  Gegenstand  großer  Unbeliebtheit;  Unter  den  ersten  Königen  aus  dem 
Hause  Hannover  wurde  es  von  den  Jakobiten,  d.  i.  den  Anhängern 
der  vertriebenen  Stuarts,  als  unkonstitutionell  aufs  heftigste  ange- 
griffen1). Man  hoffte  von  dieser  Seite  aus,  durch  Opposition  eine  Ver- 
ringerung der  englischen  Streitkräfte  herbeizuführen,  um  einem  von 
Seiten  der  entthronten  Dynastie  etwa  gemachten  Einfall  in  England 
den  Weg  zu  bahnen.  Aber  auch  die  herrschende  Whigpartei  konnte, 
so  nötig  sie  auch  zur  Führung  der  kontinentalen  Kriege  eine  stehende 
Armee  brauchte,  dieser  nicht  offenkundig  das  Wort  reden.  Das  verbot 
schon  die  damalige  konstitutionelle  Doktrin.  Hatten  doch  die  Whigs 
in  die  Bill  <»('  rights  die  Klausel  aufgenommen,  daß  eine  stehende  Armee 
prinzipiell  im  Lande  nicht  gehalten  werden  dürfte,  es  wäre  denn  mit 
Zustimmung  des  Parlaments.  So  wurden  denn  auch  die  regulär  ange- 
worbenen Truppen,  was  man  damals  stehende  Armee  nannte,  vom 
Parlament  höchst  stiefmütterlich  behandelt  und  infolgedessen  von  allen 
Seiten  scheel  angesehen.  Zu  der  geringen  Achtung,  die  ihr  zuteil  wurde, 
trug  sie  natürlich  selbst  bei,  aber  das  Hauptmoment,  das  ihr  Ansehen 
schmälerte,  war  die  Tatsache,  daß  das  Parlament  die  öffentlich  recht- 
lich.•  ii  Herrschaftsbeziehungen  über  die  Armee  und  in  der  Armee  in 
Abhängigkeitsverhältnisse  umzusetzen  bestrebt  war,  die  nur  der  Geld- 
beutel  schaffen  konnte.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  erklärt  sich  die 
Tatsache,  daß  bis  ins  19.  Jahrhundert  jedes  Regiment  gewissermaßen 
als  Eigentum  seines  Obersten  aufgefaßt  wurde.  Die  Rekrutierung  er- 
folgte, namentlich  wenn  Truppen  angeworben  werden  sollten,  meist  auf 
die  \\  <  ise,  daß  entweder  einem  unternehmenden  Mann  der  höheren 
Gesellschaftsschichten  das  Patent  eines  Regimentsinhabers  übertragen 


l)  Siehe  Fortescue  II,  p.  5  ff. 
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wurde  unter  der  Bedingung,  daß  er  einen  Heereshaufen  um  sich  sammelte, 
oder  in  der  Art,  daß  man  Offizieren  Beförderung  unter  der  Bedingung 
versprach,  daß  sie  eine  Anzahl  von  Rekruten  stellten. 

Auch  materielle  Vorteile  ergaben  sich  aus  der  Art  der  Rekrutierung 
und  Rekrutenbesoldung,  denn  den  Sold  und  die  Gelder  für  die  Aus- 
rüstung und  Bekleidung  seines  Regiments  erhielt  der  Oberst  in  Form 
einer  Bausch-  und  Bogensumme1).  Seine  Sache  war  es  nun,  möglichst 
billig  das  Menschenmaterial,  die  Rekruten,  einzukaufen,  und  innerhalb 
gewisser  Grenzen,  die  ihm  das  Gesetz  auferlegte,  versuchten  er  und  seine 
Offiziere,  mit  den  angeworbenen  Rekruten  handelseinig  zu  werden.  Was 
er  für  die  Zwecke  der  Ausrüstung  des  Regiments  brauchte,  beschaffte  der 
Agent  des  Regiments,  ein  Zivilist,  bei  den  Lieferanten  durch  Verwaltungs- 
vertrag. Was  von  der  Bausch-  und  Bogensumme  nach  Abzug  aller 
dieser  Kosten  übrigblieb,  war  der  Profit  des  Regimentsinhabers.  Es  war 
sein  Stolz,  daß  das  Regiment  seinen  Namen  führte,  aber  mit  diesen  ideellen 
Vorteilen  verband  sich  ein  großes  materielles  Risiko.  Jedes  Regiment 
wurde  nämlich  als  sich  selbst  genügende  Truppeneinheit  nach  dem 
Prinzip  der  vollständigen  Selbstbewirtschaftung  betrachtet.  Der  ein 
Regiment  organisierende  Oberst  erhielt  allerdings  ein  sog.  levy  money, 
•ein  Aushebungsgeld,  um  Truppen  anzuwerben.  Es  war  jedoch  gewöhn- 
lich nicht  ausreichend.  Wenn  Rekruten  durch  Desertion,  Krankheit 
oder  sonstiges  Mißgeschick  abgingen,  so  traf  der  Verlust  einzig  und 
allein  den  Inhaber  des  Regiments.  Er  mußte  Ersatzrekruten  stellen. 
So  finden  wir  z.  B.  Klagen  der  Offiziere,  die  in  Spanien  während  des 
Spanischen  Erbfolgekrieges  operierten,  daß  sie  infolge  der  großen 
Sterblichkeit  unter  den  Truppentransporten  Ersatz  schaffen  müßten, 
der  sie  8 — 9  Pfund  Sterling  für  den  Kopf  des  Rekruten  kostete. 

In  ähnlicher  Weise  fielen  Verluste  unter  den  Remonten  dem  kom- 
mandierenden Regimentsinhaber  zur  Last.  Dem  Regiment,  das  ist  also 
dem  Inhaber  desselben,  lag  auch  die  Versorgung  der  Witwenpensionen 
ob.  In  jeder  Regimentskompagnie  war  ein  fiktiver  Mann  eingestellt, 
dessen  Sold  dazu  diente,  einen  Regimentsfonds  darzustellen,  aus  dem 
die  Offizierswitwen  versorgt  wurden,  das  war  der  sog.  widows  man. 
Jedes  Regiment  war  haftbar  für  die  Schulden,  die  eines  seiner  Mit- 
glieder kontrahiert  hatte,  entweder  der  Oberst  oder  ein  Regiments- 
agent2). In  solchen  Fällen  half  man  sich  damit,  daß  man  mit  Erlaubnis 
des  Königs  die  erste  beste  Kompagnie  zur  Liquidation  der  Schulden  an 
einen  anderen  Regimentsinhaber  verkaufte,  der  eine  solche  Kompagnie 
gerade  gebrauchte. 

Ganz  so  wie  das  Regiment  als  Eigentum  des  Regimentsobersten 
aufgefaßt  wurde,  so  galt  das  Offizierspatent  selbst  als  Marktware.  Die 
Veräußerlichkeit  der  Offizierspatente  diente  einerseits  dazu,  um  auf 
dem  Wege  des  dadurch  gewonnenen  Geldes  Witwen  und  WTaisen  der  ge- 
fallenen Offiziere  zu  versorgen,  anderseits  war  es  den  Obersten  möglich, 


x)  Siehe  Clode  I,  p.  74,  105;  II,  p.  2-6. 

2)  Das  war  ein  Zivilist,  der  die  Rechnungsgeschäfte  des  Regiments  besorgte. 
Hatschek,  Engl.  Verfassungsgeschichte.  47 
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Offiziere  aus  andern  Regimentern  für  ihr  Regiment  zu  gewinnen,  indem 
sie  dem  zu  Verabschiedenden  den  Kaulpreis  seines  Offizierspatents  als 
Entschädigung  überantworteten.  Ks  kam  aber  auch  vor,  daß,  abgesehen 
von  diesen  vernünftigen  Zwecken,  für  Kinder  solche  Offizierspatente 
gekauft  wurden  und  ein  offenbarer  Mißbrauch  mit  einem  öffentlichen 
Ami  getrieben  wurde. 

Diese  ganze  Umsetzung  öffentlicher  Herrschaftsbeziehungen  in 
Abhängigkeitsverhältnisse,  die  durch  Geld  vermittelt  werden,  kam 
natürlich  auch  bei  der  Anwerbung  von  Truppen  zu  besonderer  Geltung. 
Bei  dem  Mangel  allgemeiner  Wehrpflicht,  der  ja  doch  mit  Rücksicht 
auf  den  Verfall  der  allen  Landmiliz  in  England  zu  Beginn  des  18.  Jahr- 
hunderts Tatsache  war,  ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  man  ange- 
worbene  Rekruten  nur  um  hohes  Geld  erhielt.  Um  dies  nicht  gleich 
verausgaben  zu  müssen,  kam  man  schon  1703  unter  der  Königin  Anna 
dazu,  schwere  Verbrecher  zu  pardonnieren,  wenn  sie  sich  als  Truppen 
anwerben  ließen.  Im  folgenden  Jahr  wurden  alle  insolventen  Schuldner 
aus  dem  Gefängnis  unter  der  gleichen  Bedingung  entlassen.  Daneben 
erhiell  sich  natürlich  das  Pressen  von  Soldaten  in  alter  Geltung.  Erst 
wenn  all  diese  Mittel  versagten,  griff  man  zu  der  Truppenanwerbung, 
wo  man  auf  freien  Willen  rechnete;  aber  hohe  Werbegelder,  die  am 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  Höhe  von  10 — 20  Pfund  pro  Kopf  er- 
reichten, mußten  gezahlt  werden. 

Die  stehende  Armee  war  ein  notwendiges  Übel,  aber  eben  ein 
Übel,  so  wie  sie  zusammengesetzt  und  organisiert  war.  Es  wurde  noch 
verschlimmert  durch  die  fortwährende  Einflußnahme,  die  das  Parlament 
auf  die  Armee  auszuüben  suchte. 

Jede  Armeedisziplin  war  unmöglich,  wenn  man  durch  gute  Ver- 
bindung beim  secretary  at  war  sich  von  der  zudiktierten  Militärstrafe 
befreien  konnte,  wenn  man  durch  Verwendung  bei  diesem  Beamten 
auf  pasche  Beförderung  rechnen  konnte.  Deserteure  wurden  von  den 
Zivilbehörden  kaum  ausgeliefert  und  die  Protektion  von  Mitgliedern 
des  Parlamente  für  die  Leiter  einer  Meuterei,  für  Deserteure  und  andere 
in  Anspruch  genommen. 

Der  Höhepunkt  dieser  militärischen  Anarchie  war  wohl  erreicht, 
wenn  ein  Mitglied  des  Parlaments  ruhig  seinen  Sohn  aus  einem  Regiment 
entfernte,  ohne  irgendwelche  Erlaubnis  einzuholen,  nur  um  ihn  in  einem 
Handelsgeschäfte  besser  beschäftigen  zu  können.  Der  so  häufig  von 
Parlamentariern  in  Anspruch  genommene  secretary  at  war  scheint 
auch  die  Geduld  verloren  zu  haben,  wenn  er  einmal  dem  Militärgericht 
empfiehlt,  über  den  Deserteur  lieber  die  Todesstrafe  zu  verhängen, 
da  sonst  irgendwelche  parlamentarische  Vermittlung  sicherlich  dem 
Verbrecher  Pardon  erwirken  könnte1). 

Man  kann  wohl  sagen,  daß  die  stehende  Armee  in  den  Tagen  der 
ersten  Könige  aus  dem  Hause  Hannover  aus  den  angeführten  Gründen 
eine  wenig  geachtete  Rolle  im  Rahmen  der  übrigen  Staatseinrichtungen 


*)  Siehe  Fortescue  II,  p.  21  —  26. 
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Englands  hatte,  trotzdem  sowohl  Georg  I.  als  Georg  II.  viele  Versuche 
unternahmen,  Ordnung  und  Disziplin  in  das  Heerwesen  zu  bringen. 
Namentlich  schwebte  ihnen  beiden  das  preußische  Vorbild  vor1).  Diesem 
preußischen  Vorbild  dankt  England  auch  die  Reform  seiner  damals 
verfallenen  Volksmiliz2). 

2. 

Die  Form  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  wie  sie  in  England  zuerst 
in  grundlegender  Weise  durch  die  Milizakt  von  1757  (30  Geo.  IL,  c.  25) 
eingeführt  worden,  ruht  nämlich  auf  dem  Kantonreglement  Friedrich 
Wilhelms  L  von  1733. 

Eine  bestimmte  Anzahl  von  Rekruten  wird  durch  Gesetz  pro- 
portioneil nach  der  Bevölkerung  auf  die  einzelnen  Grafschaften  verteilt. 
Rekrutenrollen  aller  waffenfähigen  Männer  zwischen  dem  18.  bis  50.  Le- 
bensjahre sind  von  den  Kirchspielen  anzulegen  und  dem  Lordlieutenant 
der  Grafschaft  zu  übersenden.  Dieser  verteilt  dann  die  auf  jede  Graf- 
schaft entfallende  Quote  unter  die  einzelnen  Kirchspiele.  Aus  jeder 
Rekrutenliste  wird  nun  durch  Los  die  vorgeschriebene  Zahl  von  Re- 
kruten bestimmt.  Man  dient  für  drei  Jahre  und  kann  einen  Stellver- 
treter dingen.  Auch  waren  eine  Anzahl  von  Exemtionen,  unter  anderem 
für  Familienväter  mit  einer  größeren  Kinderzahl  und  für  Personen,  die 
bereits  zwei  Jahre  gedient  hatten  und  über  35  Jahre  alt  waren,  gegeben.  An 
die  Substitution  der  Ausgehobenen  wurde  zunächst  nicht  gedacht, 
sondern  man  hoffte,  daß  jeder  Mann,  der  so  ausgehoben  würde,  drei 
Jahre  dienen  würde,  um  dann  bis  zur  nächsten  Aushebung  durch  das 
Los  ruhig  seinen  Privatgeschäften  nachgehen  zu  können.  So  sollte 
jeder  waffenfähige  Mann  nach  der  Reihe  darankommen. 

Aus  den  geschilderten  Grundzügen  ist  wohl  ersichtlich,  daß  zwei 
Hauptprinzipien  der  preußischen  Militärverwaltung  entlehnt  worden 
waren;  denn  niemals  zuvor  finden  sie  sich  in  englischen  Milizorgani- 
sationen. Diese  Prinzipien  sind  die  »Kantonierung«,  das  ist  die  Einrich- 
tung von  regulären  Aushebungsbezirken,  die  in  England  die  Grafschaften 
darstellten.  Nur  aus  einem  solchen  Aushebungsbezirk  durfte  die  Miliz 
der  Grafschaft  ihren  Ersatz,  und  zwar  alle  drei  Jahre  beziehen.  Durch 
Einführung  dieses  Kantonprinzips  wurde  an  Stelle  der  früheren  In- 
dividualpflicht  der  Grundeigentümer  und  besitzenden  Klassen  die 
Kollektivpflicht  der  Grafschaft  eingesetzt.  Sodann  wurde  das  Prinzip 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  zur  Anerkennung  gebracht.  Daran  ändert 
auch  nichts  die  Tatsache,  daß  durch  zahlreiche  Exemtionen  diese  all- 
gemeine Wehrpflicht  in  England  ebenso  wie  in  Preußen  sehr  in  ihrer 
Wirksamkeit  beeinträchtigt  wurde. 

Das  deutsche  Heer  und  die  englische  Miliz  haben  demnach 
den  gleichen  Ausgangspunkt.  Wie  kommt  es,  daß  jenes  es  auf  eine  so 
stolze  Höhe  gebracht,  diese  aber  eine  so  verkümmerte  Gestalt  hat  und 
zu  immer  neuen,  unbefriedigenden  Reformen  Anlaß  gibt  ?   Die  Ant- 

*)  Siehe  Fortescue  II,  51  u.  592. 

2j  Nachweis  in  meinem  engl.  Staatsrecht  II,  S.  25"  ff. 
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worl  ist,  dal.»  sich  beide  Wehrsysteme  von  dem  gleichen  Ausgangs- 
punkt nach  verschiedenen  Richtungen  bewegt  haben.  In  Preußen  be- 
deutete  die  Einführung  des  Kantonssystems,  »daß  der  König  die  seinem 
monarchischen  und  militärischen  Gefühle  so  widerwärtige  Mitwirkung 
der  Stande  und  Korporationen  bei  der  Rekrutierung  los  wurde«  (Leh- 
mann. Historische  Zeitschrift,  Bd.  67,  271).  In  England  sollte  nach  dem 
Willen  der  damaligen  Gesetzgeber  gerade  das  Gegenteil  herbeigeführt 
werden:  die  vollständigste  Beherrschung  der  Armee  durch  die  Stände 
und  das  Parlament.  Deshalb  schwang  sich  die  Miliz  damals  zu  dem  ihr 
seither  erhaltenen  Ansehen  einer  »konstitutionellen  Wehrkraft«  (con- 
stitutional  force)  auf.  Dieser  Absieht  entsprach  auch  die  vollständigste 
Unterordnung  der  Militärverwaltung  unter  das  geldbewilligende  Unter- 
haus, sodann  die  Abhängigkeit  der  Offiziersernennung  und  der  Kom- 
raandogewalt  vom  Lordlieutenant  jeder  Grafschaft,  was  gleichbe- 
deutend war  mit  der  »Abhängigkeit  von  der  landed  gentry«,  die 
die  Lordlieutenantstellen  ebenso  wie  die  Bänke  des  Unter-  und  Ober- 
hauses besetzte. 

Also  gerade  das  Gegenteil  von  dem,  was  Friedrich  Wilhelm  I.  an- 
strebte,  war  die  Absieht  der  zeitgenössischen  englischen  Politiker: 
nichl  »Los  von  den  Ständen!«,  sondern  »Unter  die  Stände!« 

3. 

So  wurde  die  konstitutionelle  Armee,  die  Miliz,  eingerichtet.  Ihre 
Feuerpobe  sollte  sie  während  der  Napoleonischen  Kriege  bestehen,  aber 
da  zeigte  sich  die  ganze  Hinfälligkeit  des  Systems,  das  sich  kurz  in  die 
Worte  fassen  läßt,  die  der  Alilitärreformer  Windham  im  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  gesprochen  hatte:  »Zwangsaushebung  durch  das 
Los  (ballot)  erzeugt  Substitution  in  der  Erfüllung  der  Wehrpflicht, 
und  Substitution  bewirkt  immer  höhere  Werbeprämien.« 

Zunächst  kam  die  Reform  Addingtons.  Neben  den  angeworbenen 
Regulärtruppen  wurde  die  Miliz  erhalten,  aber  durch  Gesetz  von  1801 
die  Substitution  eingeführt.  Die  Militia  Act  von  1802  (42  Geo.  III., 
c.  90)  erhob  dieses  Substitutionssystem  zur  dauernden  Grundlage  der 
Heeresorganisation.  Die  danach  wehrpflichtigen  Männer  wurden  in 
fünf  Klassen  eingeteilt: 

a)  Männer  unter  30  Jahren  und  kinderlos. 

b)  .Männer  über  30  Jahre  und  kinderlos. 

c)  Alle  Männer  mit  Kindern  unter  14  Jahren. 

d)  Männer  mit  Kindern  über  14  Jahren. 

e)  Männer  mit  1  Kind  unter  14  Jahren  und  schließlich  alle  übrigen. 
Diese   fünf   Gruppen   wurden   nacheinander   aufgeboten  derart, 

daß,  wenn  die  notwendige  Truppenzahl  nicht  durch  das  erste  Aufgebot 
ausgefüllt  war.  die  folgenden  daran  kamen.  Ausgenommen  von  der 
Wehrpflichl  waren  Peers,  Offiziere,  die  auf  Wartegeld  gestellt  waren, 
alle  übrigen  Angehörigen  der  Regulärtruppen,  Mitglieder  der  Univer- 
sitäten,  Geistliche,  Lehrer,  Konstabler  u.  a.  Außerdem  sog.  arme  Per- 
sonen,  die  ein  Vermögen  im  W  erte  von  weniger  als  100  £  besaßen  und 
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mehr  als  ein  Kind  hatten.  Der  Ausgehobene,  der  sog.  principal,  konnte 
sich  vertreten  lassen  durch  einen  Substitute,  den  er  entweder  selbst 
bezahlte  (personal  Substitute)  oder  den  das  Kirchspiel  für  ihn  ausfindig 
machte.  Jeder  wehrpflichtige  Mann,  der  nicht  ausgehoben  war  und 
nicht  über  35  Jahre  alt  war,  außerdem  kein  Kind  unter  14  Jahren  hatte, 
konnte  sich  als  solcher  Substitute  anbieten.  Zur  Unterstützung  ärmerer 
Bürger,  die  zwar  ein  Vermögen  über  100  Pfund  aber  unter  500  Pfund 
hatten,  sah  das  Gesetz  (§  122)  vor,  daß  der  Staat  ihnen  zu  Hilfe  käme, 
um  einen  Substituten  ausfindig  zu  machen.  Sie  erhielten  nämlich  vom 
Staat  die  halbe  Prämie,  die  zur  Anwerbung  eines  Substituten  notwendig 
war.  Wehrpflichtig  waren  prinzipiell  alle  Personen  vom  18.  bis  45.  Le- 
bensjahr. Daß  sie  auch  wirklich  waffenfähig  waren,  war  nicht  erfor- 
derlich. Blinde,  Taube,  Idioten,  Hand-  und  Fußlose  waren  wehrpflichtig, 
wenn  das  Los  auf  sie  fiel  und  sie  keinen  Substituten  stellen  konnten. 
Die  Exemtionen,  welche  zugunsten  der  Personen  mit  Kindern  unter 
einem  bestimmten  Alter  getroffen  waren,  wurden  nur  deshalb  einge- 
führt, um  zu  verhindern,  daß  die  Familien  dieser  ausgehobenen  Miliz- 
leute dann  doch  der  Armenunterstützung  zur  Last  fielen,  während  ihre 
eigentlichen  Versorger  in  der  Miliz  dienten.  Die  Wehrpflicht  war  unter 
diesen  Verhältnissen  eine  Blutsteuer,  die  infolge  der  Armenkirchspiel- 
last, die  sie  im  Gefolge  hatte,  lokalen  und  persönlichen  Charakter  an- 
nahm, statt  eine  allgemeine  Reichssteuer  zu  sein  (Clode  I,  289). 

Die  Folge  der  Addingtonreformen  und  der  Substitution  war,  daß 
Regulärarmee  und  Miliz  auf  dem  Rekrutenmarkte  sich  gegenseitig 
Konkurrenz  machten.  Da  immer  höhere  Werbeprämien  bald  von  der 
einen,  bald  von  der  andern  Seite  der  Werber  bezahlt  werden  mußten, 
wurden  weder  die  Regulärtruppen  noch  die  Miliz  vollzählig.  Pitt  ver- 
suchte in  seiner  Militärreform  die  Kirchspielbeamten  selbst  zu  Werbe- 
offizieren zu  machen,  um  die  gegenseitige  Konkurrenz  auf  dem  Re- 
krutenmarkt, die  sich  Werber  für  die  Regulärtruppen  und  Werber  für 
die  Miliztruppen  machten,  zu  mildern.  Doch  auch  dies  war  ohne  Erfolg. 
Dann  kam  Windham,  der  den  vernünftigen  Grundsatz  hatte,  daß  die 
Miliz  das  Endziel  jeder  Militärreform  sein  müßte  und  daß  die  ganze 
Nation  in  Waffen  geübt  sein  müßte.  Er  stellte  sich  die  Sache  so  vor, 
daß  die  Miliz  als  das  Volk  in  Waffen  eine  Defensiv-  und  die  angeworbene 
Regulärarmee  eine  Offensivtruppe  sein  sollte.  Aber  trotz  dieses  Reform- 
versuchs blieb  es  bei  dem  alten  Übel,  daß  die  Vollzähligkeit  sowohl 
der  Miliz  als  auch  der  Regulärtruppe  fehlte,  indem  sich  die  Rekruten 
gar  nicht  zur  Anwerbung  meldeten.  Castlereagh  schuf,  indem  er  eine 
neue  Truppe  der  Lokalmiliz  aushob,  die  Substitution  in  der  Miliz  ab. 
Jeder  Engländer  im  Alter  von  18  bis  30  Jahren  sollte  zum  Milizdienst 
durch  vier  Jahre  verpflichtet  sein  und  jährlich  28  Tage  dienen. 

In  den  Zeiten  der  schwersten  Not,  in  den  Jahren  1812  und  1813, 
wo  die  Gefahr  französischer  Invasion  so  groß  war,  half  diese  Lokalmiliz 
notdürftig  aus,  um  die  Cadres  der  übrigen  Generalmiliz  und  der  Regulär- 
truppen zu  unterstützen.  Aber  Castlereagh  gestand  selbst,  daß  dies 
auch  die    äußerste  Anspannung  englischer  Waffenkraft   und  kaum 
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auf  die  D.auer  zu  ertragen  gewesen  wäre,  da  er  doch  seit  1813  genötigt 
war,  Knaben  für  seine  Lokalmiliz  zu  rekrutieren. 

Ule  diese  Pläne  waren  nur  augenblickliche  Auskunftsmittel,  nie- 
mals auf  Dauer  berechnet,  Konnten  sie  es  doch  nicht  sein,  da  der  Ur- 
grund  alles  Übels  unangefochten  blieb,  die  Auffassung,  daß  die  Miliz 
die  Hauptsache  und  das  Werbeheer  die  Nebensache  sei.  Wenn  man 
wenigstens  den  Milizgedanken  ernstlich  erfaßt  hätte.  Aber  die  Sub- 
stitution  war  ein  Krebsschaden,  der  immer  höhere  Werbeprämien 
kostete,  Regulärtruppen  und  Miliz  machten  sich  Konkurrenz  auf  dem 
Rekrutenmarkte.  Mau  schuf  schleunigst  eine  neue  Truppe.  Mag  sie 
nun  Vrmeereserve  oder  Supplementarmiliz  oder  Lokalmiliz  geheißen 
haben,  oder  gar  volunteers,  immer  machte  sich  das  Grundübel  bemerk- 
bar: durch  die  Natur  gebotene  Herrschafts  Verhältnisse  in  Geldab- 
hängigkeit  umzusetzen.  Die  neuen  Truppenorganisationen,  wie  sie  nun 
alle  hießen,  überboten  sich  gegenseitig  an  Begünstigungen,  die  den  Re- 
kruten zuteil  werden  sollten.  Reichte  angeworbene  Regulärarmee  und 
Miliz  nicht  aus.  so  schuf  Addington  eine  Armeereserve.  Sie  unterschied 
sich  von  der  eigentlichen  Miliz  nur  dadurch,  daß  ihre  Mitglieder  die 
Erlaubnis  erhielten,  sich  als  Regulärtruppen  anwerben  zu  lassen,  was 
den  Miliztruppen  aufs  strengste  verboten  war.  Dann  kamen  die 
volunteers  auf.  Wir  finden  sie  schon  am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts 
mit  großen  Privilegien  gegenüber  den  andern  Truppen  ausgestattet. 

Dieses  Chaos  von  gegenseitig  sich  aufhebenden  Privilegien  be- 
wirkte, daß  keine  der  Truppenarten  effektiv  wurde.  Um  nun  eine 
Vorstellung  von  der  großen  Nachfrage  nach  Rekruten  bei  dem 
geringen  Angebot  von  Menschenmaterial  am  Ausgang  des  18.  Jahr- 
hunderts zu  haben,  genügt  es,  darauf  hinzuweisen,  daß  Prämien  über 
1  Pfund  für  den  Kopf  des  Rekruten  gezahlt  wurden.  Versicherungs- 
gesellschaften,  die  den  einzelnen  dagegen  versichern  sollten,  daß  er, 
im  Falle  das  Aushebungslos  auf  ihn  fiele,  einen  Substituten  sich  be- 
schaffen  müßte,  machten  sehr  gute  Geschäfte.  Aber  das  inter- 
essanteste  ist,  daß  bei  dieser  Hausse  von  Rekrutenmaterial  mancher 
dadurch,  daß  er  sich  der  ihm  zugefallenen  Erfüllung  der  Wehr- 
pflicht entzog,  noch  Prämien  vom  Staate  beanspruchte,  wie  dies  fol- 
gender  interessante  Fall  zeigt1).  In  der  Stadt  Blackburn  hatten  sich 
mehrere  wechselseitig  dagegen  versichert,  daß  sie  Substituten  auf- 
bringen müßten.  Die  Zahl  der  Rekruten,  welche  in  dieser  Stadt  aufzu- 
bringen  waren,  betrug  36  Mann,  die  der  Subskribenten,  die  sich  so 
wechselseitig  versichert  hatten,  war  512.  Ein  Beitrag  von  1  Pfund 
pro  Kopf  der  Subskribenten  wurde  als  genügend  aufgefaßt,  um  für  den 
Fall,  daß  auf  einen  der  Subskribenten  das  Los  fallen  sollte,  für  ihn 
einen  Substituten  ausfindig  zu  machen.  189  £  16  s  wurden  auch  in 
der  Folge  für  LO  Substituten  bezahlt,  die  nötig  waren,  um  10  der  Sub- 
skribenten  vom  Kriegsdienst  zu  befreien.  Nun  bestand  aber  die  Be- 
stimmung  der  Milizakte  von  1802,  wonach  eine  Person  mit  einem  Ver- 
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mögen  von  weniger  als  100  Pfund  berechtigt  war,  die  Hälfte  der  Prämie 
für  den  Substituten  vom  Staat  einzufordern.  Das  taten  nun  die  Subskri- 
benten. Die  Durchschnittsprämie,  die  für  ihre  Substituten  bezahlt 
wurde,  betrug  16 — 20  Pfund.  Sie  verlangten  nun  jeder  8 — 9  Pfund 
vom  Staate  herausgezahlt  und  hatten  selbst  bloß  als  Beitrag  in  der 
wechselseitigen  Versicherung  1  Pfund  gezahlt.  Durch  Stellung  der 
Substituten  wollten  sie  noch  ein  gutes  Geschäft  machen  und  durch 
ihre  Transaktion  8 — 9  Pfund  jeder  vom  Staat  herausgezahlt  bekommen. 
Die  Zentralbehörden  waren  der  Raserei  nahe  bei  dem  Gedanken,  daß 
man  durch  solche  Umgehung  der  Wehrpflicht  noch  ein  Profitchen 
machen  könnte.  Aber  es  half  ihnen  nichts,  denn  die  Kronjuristen 
rieten  ihnen  zu  schweigen  und  zu  zahlen. 

4. 

So  kam  die  Miliz  in  diesem  Zustande  ins  19.  Jahrhundert  hinüber. 
Seit  dem  Jahre  1815  kam  die  Zwangsaushebung  durch  Los  (ballot) 
in  Vergessenheit.  Der  eigentümliche  Gegensatz  zwischen  Regulär- 
truppen und  Miliz  blieb  aber  erhalten.  Die  Möglichkeit,  sich  gegenseitig 
Konkurrenz  auf  dem  Rekrutenmarkt  zu  machen,  blieb  bestehen, 
denn  all  dem  lag  zugrunde  der  Gegensatz  zwischen  Staatstruppen, 
als  welche  die  Regulärtruppen  angesehen  wurden,  und  ständischen 
Truppen,  als  welche  man  doch  die  englische  Miliz  bis  in  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  ansehen  muß.  Ständisch  war  zunächst  der  Armee- 
befehl über  die  Miliz.  Seit  der  Milizreform  von  1757  hatte  die  Krone 
bloß  das  Recht,  die  Vertreter  des  Lord-Lieutenant  in  der  Grafschaft 
zu  genehmigen,  zu  bestätigen  und  zu  entlassen  und  auch  die  Offi- 
ziere zu  entlassen.  Der  Lord-Lieutenant  selbst  war  in  der  Grafschaft 
unabhängig  von  der  Krone;  er  besaß  ein  Ehrenamt,  gestützt  auf 
Grundbesitz  in  der  Grafschaft.  Das  Anstellungsrecht  der  Offiziere 
der  Grafschaftsmiliz  stand  aber  ihm  zu  und  ebenso  stand  bei  ihm  das  An- 
stellungsrecht seiner  Stellvertreter,  der  Deputy-Lieutenants.  Der  Lord- 
Lieutenant  allein  hatte  die  jährlichen  Übungen  zu  bestimmen  und 
das  Kommando  während  dieser  Zeit.  Nur  wenn  die  Miliz  zur  Kriegs- 
bereitschaft einberufen  wurde,  durfte  der  König  sie  unter  das  Kom- 
mando eines  seiner  Generalbefehlshaber  stellen.  In  diesem  Zustand 
erhielt  sich  das  Milizkommando  bis  zum  Jahre  1852,  und  erst  im  Jahre 
1871  wurden  die  Machtvollkommenheiten  der  Lord-Lieutenants  der 
Krone  übertragen. 

Ständisch  war  zunächst  auch  die  Versorgung  der  Miliz  mit  Mu- 
nition und  die  Ausrüstung  der  Truppe.  Im  Jahre  1757  wurde  aller- 
dings der  Staatsschatz  damit  belastet,  aber  die  Einrichtung  von  Vor- 
ratskammern und  Arsenalen  blieb  Sache  der  Kirchspiele  und  wurde 
im  Jahre  1786  auf  die  Grafschaften  übertragen.  Erst  im  Jahre  1871 
wurden  die  Grafschaften  von  dieser  Last  befreit. 

Ständisch  war  die  Gestellungspflicht  der  Rekruten.  Durch  die 
Reform  von  1757  war  das  Kirchspiel  als  ganzes  gestellungspflichtig. 
Jm  Jahre  1761  wurde  den  Grafschaften  diese  Pflicht  unter  Strafsanktion 
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auferlegt;  wenn  si»1  ihre  Quote,  d.  i.  die  Zahl  der  ihnen  auferlegten  Re- 
kruten, nu  lii  aufbrachten,  mußten  sie  eine  Strafe,  anfangs  5  Pfund  für  den 
Kopf  des  fehlenden  Rekruten,  später  sogar  60  Pfund  bezahlen. 

Ständisch  war  schließlich  die  Auflassung,  daß  der  Milizmann  sich 
□ichl  unterstehen  durfte,  in  die  Regulärarmee  einzutreten,  denn  das 
hätte  ja  die  Zahl  der  von  den  Ständen  aufzubringenden  Mannschaften 
verringert,  und  der  Ersatz  konnte,  wie  wir  wissen,  nur  um  schweres 
Geld  auf  dem  Rekrutenmarld  beschafft  werden. 

An  diesem  Widerstreit  von  Staats-  und  ständischen  Interessen 
trägt  einzig  und  allein  die  parlamentarische  Regierung  Englands  zu 
Ende  des  IS.  und  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  schuld.  Sie  schuf 
•  Ii.'  Vorstellung,  dal.)  die  MiUztruppen  die  Hauptsache  der  englischen 
Heeresverfassung  seien,  sie  ließ  die  ständige  Werbearmee  verkümmern 
.ml  Kosten  einer  Truppengattung,  die  selbst  in  den  Händen  der  landed 
gentry,  also  derjenigen  Personen  war,  die  das  Parlament  in  Ober-  und 
Unterhaus  beherrschten.  Man  kann  nicht  sagen,  daß  die  landed  gentry 
dabei  sehr  gui  fuhr.  Sie  ächzte  schwer  unter  den  hohen  Lasten  der 
Werbeprämien,  die  ja  doch  im  Effekt  auf  ihren  Schultern  lasteten, 
aber  öffentlich-rechtliche  Herrschaftsverhältnisse  wollte  sie  nicht  tragen. 
Sie  wollte  diese  in  Geldabhängigkeit  umsetzen,  erreichte  ihr  Ziel  aber 
nur  um  den  Preis  hoher  Geldsummen  und  nur  unter  Verzicht  auf  die 
Waffenfähigkeil  der  englischen  Nation. 

S  52,  Staat  und  Kirche.  (Das  sog.  „estaMislmient".) 

Literatur. 

Cli.  .1.  A  1)  b  e  y  .  The  English  Church  and  the  English  Bishops  (1700-1800), 
London  1887.  —  Abbey  and  O  verton,  History  of  the  Church  of  England 
in  the  W  ill.  Century,  2.  ed.,  1887.  —  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte 
§47.  H  alev  y  a.  a.  O.  367  ff.  —  Makower,  Die  Verfassung  der  Kirche 
von  England,  1894.  -  May  a.  a.  O.  II,  Kap.  12-14.  -  O  verton  J.  H.,  The 
English  Church  in  the  XIX.  Century,  London  1898.  —  Overton  and  R  e  1 1  o  n  , 
A  History  of  the  E.  Church  from  the  Accession  of  George  I.  to  the  End  of  the 
XVIII.  Cent.,  London  1906.  -  C  o  r  n  i  s  h  F.  W.,  A  History  of  the  English  Church 
in  the  XIX.  Cent.,  part  I,  London  1910.  —  Die  beiden  letztgenannten  Werke  sind 
in  der  Sammlung  History  of  the  E.  Church,  herausg.  von  Stephens  und  Hunt,  er- 
s> - 1 1 i •  -ii •  -i i .  —  Report  of  the  Commissioners  appointed  to  inquire  into  the  Constitution 
and  Working  of  the  Ecclesiastical  Const.  I  (C.  3760)  und  II  (C.  3760/61);  Pari. 
Papers  1883,  vol.  XXIV.  —  Wilson  F.  W.,  The  Importance  of  the  Reign  of 
Queen  Anne  in  English  Church  History,  Oxford  1911. 

I  ber  die  Katholikenemanzipation  vergleiche  namentlich  May 
O.  II..  Kap.  13  f.  —  Amherst  W.  J.,  History  of  Catholic  Emancipation 
etc.  1771  —  1820,  2  vols,  London  1886.  —  Brenan  M.  J.,  Ecclesiastical  History 
of  Ireland  to  1829,  Dublin  1864.  —  Cobbett  W.,  History  of  the  Regency  and 
J ;  •  ign  of  Georg  IV.,  London  1830.  —  D  a  v  i  s  in  Cambridge  Modern  History  X.  Bd., 
ch.  XIX.  —  Lecky,  Democracy  and  liberty  1896  L,  ch.  VI  und  II,  1  — 12.  — Procee- 
dings  of  the  Catholic  Association  from  May  13.  to  Feb.  11.  1825,  London  1825.  — 
S  h  a  w-Lef  e  v  r  G.  J.,  Peel  and  O'Connell,  London  1887.—  Wyse,  Historical  Sketch 
ol  the  Late  Catholic  Association  of  Ireland,  2  vols,  London  1829.  —  Über  die  sog. 
Strafgesetze  gegen  die  Katholiken:  Stephen,  History  of  the  Criminal  Law  of 

ad,  London  II  (1883),  483  ff.  und  A.  O.  Meyer,  England  und  die  katholische 
Kirche  unter  Elisabeth  und  den  Stuarts  I  (1911). 
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Auch  die  englische  Staatskirche  mußte  sich  ganz  dem  parlamen- 
tarischen Regime  dieser  Epoche  einfügen.  Wir  wissen,  daß  im  Jahre  1664 
der  Klerus  sein  altes  Recht,  sich  selbst  in  den  Konvokationen  zu  be- 
steuern, aufgegeben  hatte,  und  seit  der  Zeit  dem  gemeinen  Recht  de& 
Reichs  in  jeder  Hinsicht  Untertan  war.  Dafür  erlangt  er  Anteilnahme 
an  den  Wahlen  zum  Parlament.  Doch  auch  diese  Entschädigung  wurde 
zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  wie  wir  wissen,  dem  geistlichen  Stande 
abgenommen.  Das  was  aber  dem  Klerus  als  besonderen  Stand  erhalten, 
die  Konvokation  und  ihre  Rechte,  vegetierte  eine  Zeit  lang,  als  zu  Beginn 
des  18.  Jahrhunderts  ihre  Neubelebung  versucht  wurde.  Zu  dieser 
Zeit  schrieb  der  Bischof  von  Rochester,  Atterbury,  ein  Buch  über  die 
Rechte  und  Privilegien  der  Konvokationen.  Nun  begannen  die  Kon- 
vokationen dem  Parlament  unbequem  zu  werden,  und  es  benutzte  einen 
ganz  unpassenden  Vorwand,  um  den  unbequemen  Rivalen  für  lange 
Zeit  tot  zu  machen.  Im  Jahre  1717  denunzierte  nämlich  das  Unterhaus 
der  Konvokation  von  Canterbury  den  Bischof  von  Bangor,  daß  er  eine 
Predigt  zugunsten  religiöser  Freiheit  gehalten.  Darauf  vertagt  das 
Ministerium  die  Konvokation  plötzlich,  und  135  Jahre  hörte  man  nichts 
mehr  von  ihrem  Zusammentritt.  Sie  wurde  zwar  regelmäßig  einberufen, 
aber  ebenso  regelmäßig  unmittelbar  nach  ihrem  Zusammentritt  vertagt. 
Erst  im  Jahre  1850  kam  es  zu  einer  wirklichen  Tagung  der  Konvokation, 
und  erst  1865  kam  sie  zu  ihren  alten  Funktionen  der  Gesetzgebung  für 
die  Kirche. 

Hier  zeigt  sich  ganz  deutlich  an  einem  typischen  Beispiel  die  Artr 
wie  das  Parlament  die  Herrschaft  über  die  Kirche  führte,  wie  wenig 
es  religiöse  Freiheit  achtete  und  wie  sehr  es  durch  seine  Minister 
als  Handlanger  seines  Willens  die  Staatskirche  ganz  in  sein  Schlepptau 
nahm.  Ein  anderes  Beispiel  für  die  Unterjochung  des  Kirchengedankens 
unter  das  Parteigetriebe  ist  der  Widerstand,  mit  dem  Walpole  sich  1730 
der  damals  versuchten  Aufhebung  der  Testakte  zur  Emanzipation  der 
dissenters  widersetzte,  ferner  die  Tatsache,  daß  er  den  Plan  Berkeleys 
für  die  Einrichtung  eines  Episkopats  in  den  amerikanischen  Kolonien 
zunichte  machte.  Auch  erhielt  sich  dieser  Rechtzustand  selbst  nach  der 
Thronbesteigung  Georgs  III.,  da  ein  kräftiger  religiöser  Zug,  der  auf 
Verinnerlichung  des  ganzen  Kirchenlebens  gerichtet  war,  durch  das  eng- 
lische Volk  ging.  Nun  aber  trat  die  Verinnerlichung  ein,  die  das  englische 
Kirchenleben  durch  die  Sekte  der  Methodisten  unter  Wesleys  und 
Whitefields  Führung  erfuhr.  Diese  waren  für  das  englische  Kirchen- 
leben ungefähr  von  derselben  Bedeutung  wie  Spener  und  die  Pietisten 
für  das  Luthertum.  Wie  diese  das  Luthertum  aus  seinen  starren  For- 
men zu  neuem  Leben  erwecken  wollten,  so  versuchten  Wesley  und 
Whitefield  die  Erstarrung  der  anglikanischen  Staatskirche  aufzuheben. 
Denn  bis  dahin  hatte  der  Pfarrer  der  anglikanischen  Staatskirche,  wie 
seinerzeit  in  der  angelsächsischen  Eigenkirche,  sein  geistliches  Amt 
wie  einen  Meierhof  genutzt  und  angesehen.  Die  ihm  durch  sein  Amt 
aufgegebenen  Pflichten  wurden  mechanisch  abgetan,  und  zwar  möglichst 
rasch,  damit  der  Pfarrer  dann  dem  vornehmen  Squire,  dem  Landedel- 
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mann,  nacheifern  konnte.  Die  beiden  Apostel  der  Methodisten  suchten 
demgegenüber  durch  Predigt  auf  das  Gefühl  und  die  Frömmigkeit 
ihrer  Zuhörer  zu  wirken  und  verwarfen  das  Parochialsystem  als  Grund- 
lage der  Kirchenverfassung.  Links  und  rechts  um  die  in  Starrheit  be- 
findlichen Kirchengemeinden  der  anglikanischen  Staatskirche  wuchsen 
blühende  Gemeinden  der  Methodisten.  Statt  daß  das  Parlament  nun  dieses 
blühende  religiöse  Leben  außerhalb1)  der  Staatskirche  anerkannte, 
statt  daß  es  die  Religionsfreiheit  zum  Prinzip  erhob,  wurde  den  dis- 
senters  gegenüber,  ebenso  wie  den  Katholiken,  an  kleinlichen  Beschrän- 
kungen der  staatsbürgerlichen  Rechte  festgehalten.  Wuchsen  dann 
1' beistände  heran,  die  dringend  nach  Abhilfe  schrien,  so  kam  das  Par- 
lament mit  kleinen  Mitteln,  die  es  allerdings  in  jeder  Form  vollständig 
beherrschte.  Haid  höh  es  ein  zu  strenges  Strafgesetz  gegen  dissenters 
oder  Katholiken  auf,  bald  veranlaßte  es  seine  Minister,  die  Gesetze  gegen 
die  nicht  der  Staatskirche  angehörigen  Staatsbürger  weniger  streng 
zu  handhaben,  Duldung  und  Nachsicht  statt  eifriger  Verfolgung  zu 
üben,  bald  das  »nun  videt  papa«  zu  spielen  und  die  Dinge  nicht  zu  sehen, 
bald  aber  auch,  wenn  es  von  einer  Laune  besonders  beherrscht  war, 
diese  Strafgesetze  mit  unnachsichtiger  Strenge  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Dabei  kümmerte  man  sich,  wenn  man  gleich  scheinbar  die 
Interessen  der  Staatskirche  durch  Verfolgung  der  ihr  nicht  Angehörigen 
förderte,  dennoch  um  die  Staatskirche  und  ihr  materielles  Wohl- 
1"  linden  gar  nicht.  Es  gab  keine  Vermehrung  der  Kirchen  entspre- 
<  heml  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung2),  keine  ordentlichen  Kirchen- 
steuern, die  Kirchenländereien  waren  in  argem  Verfall,  die  Zehnten 
spielten  die  Hauptrolle  bei  der  Versorgung  des  Klerus,  und  ungleich 
war  das  Los  dieses  Klerus.  Da  gab  es  fette  Pfründen,  aber  nur  für  einige 
wenige  Auserwählte,  während  die  große  Zahl  des  Klerus  kümmerlich 
und  elend  von  den  unwillig  gezahlten  Zehnten  leben  mußte.  Und  wie 
unwillig  wurden  diese  Zehnten  gezahlt,  da  sie  auch  von  jenen  Staats- 
bürgern getragen  werden  mußten,  welche  nicht  der  anglikanischen 
Staatskirche  angehörten! 

Das  parlamentarische  Regime  hatte  die  Fesseln,  die  durch  die  Eigen- 
kirche  und  später  seit  der  Reformation  durch  die  Staatskirche  ge- 
schaffen  waren,  noch  straffer  angezogen  als  das  alte  und  absolute  König- 
tum, und  nun  mußte  infolge  der  auf  Verinnerlichung  des  Kirchenlebens 
gerichteten  kirchlichen  Strömungen  (der  Methodisten,  später  der  sog. 
evangelicals)  sowie  der  auf  Trennung  von  Kirche  und  Staat  hinzielen- 
den Bestrebungen  der  utilitarischen  Benthamiten  die  Reaktion  ein- 
treten.  Sie  bewegte  sich  nach  dreifacher  Richtung,  welche  auf  Ab- 
schwächung  des  Staatskirchentums  hinzielte: 

L  mußte  die  Religionsfreiheit,  das  ist  die  Freiheit,  sich  mit  andern 
zu  freier  Religionsübung  zusammenzutun,  sofern  sie  noch  nicht 
vollständig  gewährt  war,  den  von  ihr  Ausgeschlossenen  gewährt  werden; 

l)  Erst  seit  1811.    Siehe  Halevy  a.  a.  O.  392  f. 

-   Siehe  dazu  J.  IL  Overton  and  F.  Relton,  The  English  Church  from  the 
of  George  I.  to  the  End  of  the  Eighteenth  Century,  London  1906,  p.  228,  287. 
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2.  mußte  die  Gewissensfreiheit,  das  ist  die  Freiheit  jedes  einzelnen, 
ohne  Beschränkung  seiner  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Rechte 
dem  von  ihm  gewählten  Glauben  anzuhängen,  besser  garantiert  und 
im  einzelnen  durchgeführt  werden; 

3.  mußte  die  Staatskirche  selbst  in  materieller  Richtung  auf  eigene 
Füße  gestellt  werden,  denn  eine  notwendige  Konsequenz  der  Gewissens- 
freiheit war  die  Lockerung  des  Parochialzwangs  innerhalb  der  angli- 
kanischen Staatskirche  und  die  Aufhebung  der  Fiktion,  als  ob  jeder 
Staatsbürger,  wenigstens  vor  dem  Recht,  mit  seinem  Vermögen  und  mit 
seinem  Privatleben  der  Staatskirche  Untertan  wäre. 

4.  Nur  in  einem  Punkte  gelangte  man  in  unserer  Periode  eher  zu 
oiner  Verschärfung  als  zu  einer  Abschwächung  des  Staatskirchentums, 
nämlich  bei  der  Ordnung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit. 

I.  Die  Gewährung  der  Religionsfreiheit. 

Strafgesetze  waren  es,  welche  seit  der  Zeit  Elisabeths,  wie  wir 
wissen,  einen  andern  Glauben  als  den  der  Staatskirche  und  einen  andern 
Gottesdienst  als  den  der  Staatskirche  in  England  verboten.  Die  To- 
Jeranzakte  von  1689  hatte  wenigstens  den  dissenters  das  Recht  des 
privaten  Gottesdienstes  freigegeben,  vorausgesetzt,  daß  sie  den  Unter- 
taneneid und  den  Suprematieeid  leisteten,  die  Erklärung  gegen  die 
Transsubstantiation  unterschrieben,  und  unter  der  ferneren  Voraus- 
setzung, daß  ihre  Prediger  die  39  Artikel,  den  englischen  Katechismus, 
unterschrieben.  Die  den  dissenters  gewährte  Glaubensfreiheit  war 
schließlich  in  der  Regierungszeit  Georgs  III.  so  sehr  anerkannt,  daß  sie 
sich  einer  so  mächtigen  Korporation  gegenüber  wie  der  City  von  London 
mit  Erfolg  behaupten  konnte.  Die  City  von  London  verwendete  nämlich 
die  Corporation  Act  von  1661  zu  einem  Mittel  der  Erpressung  gegen 
die  dissenters:  sie  nahm  dissenters,  nachdem  sie  sie  zuvor  zum  Amte 
des  Sheriff  gewählt  hatte,  dann  in  Geldstrafe,  wenn  sie  die  nach  jenen 
erforderlichen  Eide  nicht  leisten  wollten.  Das  Gesetz  erklärte  sie  aus- 
drücklich für  nicht  wählbar,  und  trotzdem  nahm  man  sie  in  Strafe, 
weil  sie  das  Amt,  zu  dem  sie  nicht  wählbar  waren,  anzunehmen  sich 
weigerten.  Das  Oberhaus  als  höchster  Appellationsgerichtshof  gab 
{1759)  den  dissenters  recht  und  der  City  von  London  unrecht. 
Lord  Mansfield  sprach  hierbei  die  denkwürdigen  Worte:  »Die  Toleranz- 
akte macht  das,  was  früher  ungesetzlich  war,  gesetzlich,  das  Gesetz  ge- 
stattet den  dissenters  in  ihrer  Weise  den  Gottesdienst  zu  verrichten. 
Ihr  Gottesdienst  ist  nicht  allein  vor  Bestrafung  gesichert,  sondern 
erlaubt  und  gesetzlich;  er  ist  anerkannt,  nicht  nur  aus  Nachsicht  ge- 
duldet, sondern  unter  den  Schutz  des  Gesetzes  gestellt.«  Im  Jahre 
1812  wurden  die  den  Privatgottesdienst  der  dissenters  beschränkenden 
Gesetze,  nämlich  die  sog.  Five  Miles  Akt  und  die  Conventicle  Act  auf- 
gehoben (52  Geo.  III.,  c.  155). 

Soweit  hatten  es  glücklich  die  dissenters  gebracht,  aber  die  Katho- 
liken waren  noch  lange  nicht  so  weit,  sie  unterlagen  noch  immer  den 
strengen  Strafbestimmungen,  die  zwar,  wenn  das  Parlament  gut  ge- 
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launl  war,  manchmal  nicht  kräftig  gegen  sie-  angewandt  wurden,  die 
ahn  doch  immer  zu  Rechl  bestanden  und  über  ihnen  und  ihrem  Gottes- 
dienste  wie  ein  Damoklesschwert  hingen.  Die  Gunst  des  Parlaments 
hatten  sie  nicht,  weder  die  der  Whigs  noch  die  der  Tories.  Zu  klein- 
lichen  Mitteln  mußte  man  greifen,  um  katholische  Priester  wegen  des 
Messelesens  oder  wegen  anderer  Handlungen  ihres  Gottesdienstes 
nicht  den  schwersten  Strafen  jener  Gesetze  zu  überantworten.  Man 
\\.iurt»'  in-  Iii  sie  zu  begnadigen,  weil  man  den  Volksunwillen  fürchtete,, 
anderseits  wagte  man  doch  auch  nicht  sie  zu  verurteilen,  weil  die  Mi- 
nister  auch  cm  Gewissen  hatten.  Manche  Katholiken  entgingen  nur 
deshalh  der  gesetzlichen  Strafe,  weil  sie  die  Denunzianten  bestachen. 
Manchmal  ließ  sich  auch  das  Parlament  dazu  herab,  und  das  zeigt  deut- 
lich, wie  despotisch  es  in  jener  /eil  über  den  Kirchengedanken  verfügte,, 
durch  private  ad  einen  Kai  holiken  vor  dem  nach  dem  Gesetz  drohenden 
Verlust  des  Vermögens  zu  schützen. 

Us  nun  im  Jahre  1778  einsichtsvolle  englische  Politiker  sich  für  die 
Aufhebung  der  gegen  die  Katholiken  gerichteten  Strafbestimmungen  aus- 
sprachen,  gelanges  im  Jahre  1778  ein  Gesetz  (sog.  Savile  Act,  18  Geo.  III., 
c.  60)  durchzubringen,  welches  den  Katholiken  und  ihren  Gottesdiensten 
»  ine  ähnliche  Position,  wie  sie  die  dissenters  bereits  hatten,  schaffen 
wollte.  Die  bisherigen  Strafbestimmungen,  insbesondere  diejenigen, 
welche  lebenslängliches  Gefängnis  auf  gottesdienstliche  Handlung  der 
Priester  setzten,  wurden  abgeschafft.  Nun  aber  erhob  sich  gegen  dieses 
freisinnige  Gesetz  der  Volksunwille,  führte  zu  den  sog.  Gordon  riots 
von  denen  wir  schon  gesprochen  haben,  und  bewirkte,  daß  das  Unter- 
haus  in  Form  von  Resolutionen  Erläuterungen  zu  dem  Gesetze  vor- 
nahm,  die  nur  als  Konzessionen  gegen  den  Volksunwillen  aufzufassen 
smd  und  infolgedessen  der  Stellung  des  Unterhauses  vollständig  Un- 
würdig erscheinen.  Erst  im  Jahre  1791  wurde  den  Katholiken,  welche 
eine  besondere  Form  des  allgemeinen  Untertanen-  und  Suprematieeides 
leisteten,  die  völlige  Freiheit  des  Gottesdienstes  und  des  Unterrichts 
zugestanden  (sog.  Mitford  Act,  31  Geo.  III.,  c.  32).  Gleichzeitig  erhielten 
Bie  Befreiung  von  lästigen  Beschränkungen  ihres  Besitztums,  die  Mög- 
lichkeit zur  juristischen  Laufbahn  und,  sofern  sie  Peers  waren,  ihr 
altes,  seil  Karl  II.  außer  Brauch  geratenes  Privilegium  des  direkten 
Verkehrs  mit  dem  Könige  als  seine  erblichen  Berater,  aber  freilich 
dadurch  noch  nicht  das  Recht,  im  Oberhause  wieder  Platz  zu  nehmen. 

II.  Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit. 

Das  Rechl  der  Gewissensfreiheit  und  die  Freiheit  vom  Gewissens- 
zwang,  der  auf  die  nicht  der  Staatskirche  Angehörigen  durch  Beschränkung 
ihrer  bürgerlichen  Rechte  ausgeübt  wurde,  kam  in  England  verhältnis- 

ig  sp£1  zum  Durchbruch.  Es  waren  namentlich  die  beschränkenden 
Bestimmungen  der  Corporation  Act  und  der  Test  Act,  welche  auch  im 
18.   Jahrhunderl   für  gewisse  Stellen  des  bürgerlichen  Beamtentums, 

Heer-  und  Flottendienstes  die  Ableistung  von  Eiden  verlangten. 
•  Ich.  ii  Eiden  wjiren  auch  die  Ämter  der  Selbstverwaltung  und  Sitz 
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und  Stimme  im  Parlament  abhängig.  Seitdem  die  dissenters  und  die 
Katholiken  am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  die  Freiheit  religiöser 
Übung  erlangt  hatten,  verstummte  nicht  der  Wunsch  in  ihnen  auch 
von  allen  Beschränkungen,  die  ihr  bürgerliches  Leben  belästigten, 
frei  zu  werden.  Die  häufigen  (jährlichen)  Indemnitätsgesetze  zeigten, 
wie  nutzlos  es  war,  auf  der  einen  Seite  die  Ausübung  von  Ämtern  an  ein 
bestimmtes  äußeres  Bekenntnis,  an  einen  Eid  zu  binden,  der  ja  doch 
nicht  abgelegt  wurde,  dessen  Nichtablegung  zu  Strafbarkeit  der  Amts- 
inhaber hätte  führen  müssen,  und  auf  der  anderen  Seite,  die  Strafbar- 
keit der  Amtsinhaber  durch  Indemnität  des  Parlaments  zu  beheben. 

Im  Jahre  1779  wurde  endlich  den  dissenters  gestattet,  ohne  Unter- 
schreibung der  39  Artikel  der  anglikanischen  Staatskirche  zum  Amt 
eines  Predigers  oder  Schulmeisters  zugelassen  zu  werden.  Es  wurde  nur 
eine  Erklärung  der  betreffenden  Person  verlangt,  daß  sie  Christ,  pro- 
testantischer dissenter  sei  und  die  Heilige  Schrift  als  Grundlage  des 
Glaubensbekenntnisses  und  des  Handelns  anerkenne.  In  demselben 
Jahre  erging  in  England  ein  Gesetz,  welches  Protestanten,  wenn  gleich 
sie  auch  nicht  das  Sakrament  nach  dem  Ritus  der  anglikanischen  Staats- 
kirche genommen  hatten,  zu  Zivil-  und  Militärämtern  den  Zutritt  ge- 
stattete. Die  irische  Gesetzgebung  zeigte  sich  ebenfalls,  namentlich 
am  Vorabend  der  Vereinigung  Irlands  mit  England,  in  religiösen 
Fragen  sehr  nachsichtig. 

Nach  der  Union  sollte  Irland  der  Hebel  werden,  durch  den  die 
Gewissensfreiheit  in  England  überhaupt  durchgeführt  wurde.  Denn 
eine  der  wichtigsten  Zusicherungen,  die  man  seinerzeit  vor  der  Union 
Irland  gegeben  hatte,  war  die,  daß  die  irischen  Katholiken  in  der  Union 
keinen  strengeren  Beschränkungen  unterworfen  sein  sollten  als  vor  der 
Union  in  dem  selbständigen  Königreich  Irland.  Pitt  hatte  dieses  Ver- 
sprechen gegeben,  und  Pitt  mußte  nun  nach  der  Union,  also  nach  1801 ,  Mittel 
und  Wege  finden,  um  dieses  Versprechen  wenigstens  teilweise  zu  realisieren. 

Zunächst  scheiterten  alle  seine  Bestrebungen  an  dem  Widerstand 
des  Königs,  und  auch  seine  Nachfolger  waren  gegenüber  dem  Widerstand 
des  Königs,  der  Volksmeinung  und  der  Lords  machtlos.  Aber  seit 
dieser  Zeit  ruhte  die  Frage  nicht,  und  die  Bewegung  dauerte  die  nächsten 
20 — 30  Jahre  fort.  Männer  wie  Fox,  Grenville,  Burdett,  Plunket, 
Canning  und  John  Russell  auf  englischer  Seite  und  auf  der  Seite  der 
irischen  Katholiken  namentlich  Daniel  O'Connell  waren  unermüdliche 
Vorkämpfer  der  Dissenters-  und  der  Katholikenemanzipation.  Zuerst 
erfochten  die  dissenters  den  Sieg  im  Jahre  1828. 

John  Russell  nahm,  nachdem  die  Sache  der  dissenters  etwa  16  Jahre 
geruht  hatte,  diese  wieder  auf,  zeigte  das  Widersinnige  in  dem  gel- 
tenden Rechte,  wonach  die  Zahl  und  Auswahl  der  Ämter,  auf  welche  die 
Testakte  sich  bezöge,  eigentlich  prinzipienlos  die  eine  oder  andere  Be- 
amtenklasse träfe.  Er  wies  ferner  darauf  hin,  daß  man  auf  die  Mit- 
wirkung der  dissenters  im  Staatsamt  nicht  verzichten  könnte,  was 
ja  am  besten  daraus  hervorginge,  daß  die  schweren  Geldstrafen  und  an- 
deren  Strafbestimmungen,    die  die    dissenters  von  der  Übernahme 
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aller  jener  Ämter  zurückschrecken  sollten,  gar  nicht  zur  Anwendung 
kämen.  Wenn  man  von  ihnen  äußerliche  Konformität  mit  dem  Glauben 
der  anglikanischen  Kirche  verlange,  so  entweihe  man  das  Sakrament, 
das  die  anglikanische  Kirche  spende.  Die  Bill  ging  im  Unterhause  mit 
einer  Mehrheit  von  i4  Stimmen  durch,  im  Oberhaus  wäre  ihr  aber  ein 
lebhafter  Widerstand  begegnet,  wenn  nicht  zuvor  Peel,  der  damalige 
leitende  Staatsmann,  mit  dem  Erzbisehof  von  Canterbury  und  anderen 
Staatsmännern  in  Verbindung  getreten  wäre,  um  sie  zu  bereden,  der  Bill 
zuzustimmen.  Unter  Mitwirkung  der  geistlichen  Lords  und  durch  ihre 
besondere  Unterstützung  wurde  die  Aufhebung  der  Corporation-  und 
Test    \«  t  durchgesetzt  (9  («eo.  IV.,  c.  17). 

Im  nächst en  Jahre  (1829)  gelang  der  Sieg  zugunsten  der  Katholiken. 
Es  ist  das  denkwürdige  Jahr  der  Katholikenemanzipation  in  England. 
Peel  und  Wellington,  die  rührenden  Minister,  verstanden  es,  nicht  bloß 
ihre  eigenen  Parteianhänger,  sondern  auch  den  König  zu  der  geplanten 
Maßregel  zu  überreden.  Die  Liberalen  waren  schon  aus  früherer 
Zeit  von  der  Notwendigkeit  der  Aufhebung  des  Gewissenszwanges  für 
Katholiken  überzeugt.  Das  Emancipationsgesetz  (10  Geo.  IV.,  c.  27) 
eröffnete  den  Katholiken  nach  Ableistung  eines  neuen,  an  Stelle  des 
Suprematieeides  tretenden  eidlichen  Bekenntnisses  den  Zutritt  zum 
Parlament,  zu  Gemeinde-  und  Richterämtern,  ausgenommen  natür- 
lich zu  Richterämtern  bei  den  geistlichen  Gerichtshöfen  der  Staats- 
kirche,  und  zu  den  höchsten  Staatsämtern.  Die  Stellung  des 
Regenten,  die  des  Kanzlers  von  England  und  Irland  und  des  Lord- 
lieutenants  von  Irland  sollte,  ebenso  wie  die  eines  englischen  Premiers 
(First  Lord  of  the  treasury)  ihnen  unzugänglich  sein.  Gleichzeitig  wurde 
aber  den  römisch-katholischen  Bischöfen  verboten,  Titel  existierender 
Bistümer  anzunehmen.  Jedoch  wurde  das  früher  als  Kompensations- 
objekt  für  die  Krone  geforderte  Veto  bei  der  Wahl  irisch-katholischer 
Bischöfe  nunmehr  fallen  gelassen.1)  Die  Jesuiten  blieben  aus  dem  Lande 
verbannt,  und  die  vorhandenen  Ordensklöster  mußten. sich  einer  Re- 
gistrierung  unterwerfen,  eine  Maßregel,  die  notwendig  schien,  um  ihre 
Ausbreitung  zu  verhindern. 

Auch  die  Stellung  der  Juden  wurde  allmählich  verbessert  und 
liihrtf  schließlich  zu  ihrer  Emanzipation  und  Gleichberechtigung  mit 
den  andern  Staatsbürgern.  Unter  Edward  I.2)  wurden  die  Juden  (1290) 
aus  England  vertrieben3);  seit  der  Zeit  Cromwells  und  auch  schon  vorher 

1    Iii»-  interessante  Geschichte  dieser  Forderung  bei  Halevy  a.a.O.  435  ff. 

-  Zur  Geschichte  der  Juden  und  des  Judenrechtes  in  England  siehe: 
\.  M.  Hyamson.  A  History  of  the  Jews  in  England,  London  1908.  —  H.  S.  Q. 
Henri ques,  The  Jews  and  the  English  Law,  London  1908.  —  Lucien  Wolf,  The 
Jewry  of  the  Restoratiön  1660  —  1664  (Transactions  of  the  Jewish  Historical  So- 
|  England  VI,  p.  5—33).  —  Jacobs,  Jews  of  Angevin  England. 
Man  streitel  darüber,  ob  durch  Gesetz  (Theorie  von  Prynne)  oder  durch 
Synodalbeschluß  (einer  zu  London  abgehaltenen  Synode)  oder  durch  Verordnung 
<les  Königs  (Theorie  von  Henriques  a.  a.  O.  p.  58  —  62).  Lord  Goke  behauptet  sogar, 
daß  sie  oi<  hl  vertrieben  worden  seien,  sondern  daß  sie  nur  infolge  des  Zinsenverbots 
das  Land  freiwillig  verlassen  hätten. 
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wurden  sie  in  England  wieder  geduldet,  waren  aber  nicht  formell  be- 
rechtigt, sich  in  England  niederzulassen.  Ein  Gesetz  Jakobs  L,  das  im 
Jahre  1610  erging  und  das  seine  Spitze  hauptsächlich  gegen  die 
Katholiken  richtete,  hatte  aber  in  der  Folgezeit  auch  das  Resultat, 
daß  es  Juden  von  der  Naturalisation  ausschloß,  da  es  für  jede  Naturali- 
sation eines  Fremden  die  Empfangnahme  des  Sakraments  nach  dem  Ritus 
der  anglikanischen  Staatskirche  verlangte. 

Später  traten  wohl  Erleichterungen  ein,  namentlich  im  An- 
schluß an  das  gesteigerte  Handels-  und  Kolonialinteresse.  So  erließ 
z.  B.  ein  Gesetz  vom  Jahre  1663  allen  Fremden,  welche  sich  in 
der  Hanf-  und  Flachsmanufaktur  hervortaten,  die  Notwendigkeit 
der  Empfangnahme  des  Sakraments.  Und  im  Jahre  1739  wurde  die- 
selbe Konzession  Juden  und  Protestanten  gemacht,  welche  als  Fremde 
sich  in  den  amerikanischen  Kolonien  niedergelassen  hatten.  Im  Jahre 
1753  erging  ein  Gesetz,  welches  allen  jüdischen  Fremden  die  Mög- 
lichkeit gab,  auch  ohne  Empfangnahme  des  Sakraments  die  par- 
lamentarische Naturalisation,  das  ist  die  Naturalisation  auf  dem  Wege 
des  Gesetzes,  zu  erlangen.  Dieses  Gesetz  (26  Geo.  IL,  c.  26)  war  aber 
dem  Volk  so  verhaßt  und  hatte  die  Volksmeinung  so  sehr  gegen  sich, 
daß  sich  die  Minister  beeilen  mußten,  es  in  der  nächsten  Session  wieder 
aufheben  zu  lassen.  Die  Rechtsstellung  der  Juden  war  nun  in  der  Folge 
die,  daß  sie,  ähnlich  wie  die  dissenters,  mitunter  zu  städtischen  Ämtern 
zugelassen  wurden,  aber  vor  der  damit  verbundenen  Strafbarkeit  nur 
dadurch  geschützt  werden  konnten,  daß  alljährlich  Indemnitätsgesetze 
zu  ihren  Gunsten  ergingen.  Als  dann  die  dissenters  durch  die  Akte-  vom 
Jahre  1828  ihre  vollständige  Gleichberechtigung  mit  den  andern  Staats- 
bürgern anglikanischer  Konfession  erlangten,  waren  die  Juden  in  un- 
angenehmer Isolierung,  da  sie  nicht  in  der  Lage  waren,  die  nach  der 
Emanzipationsakte  von  1828  notwendige  Erklärung,  »on  the  true 
faith  of  a  Christian«  abzugeben.  Erst  im  Jahre  1845  (8  und  9  Vict., 
c.  52)  wurde  diese  Form  der  Erklärung  in  bezug  auf  die  Ämter  der  Selbst- 
verwaltung beseitigt,  und  wie  dasselbe  im  Jahre  1858  für  das  Par- 
lament geschah,  haben  wir  oben1)  dargestellt. 

III.  Die  Lockerung  des  Parochialzwangs  und  die  Verselbständigung 
der  anglikanischen  Staatskirche  gegenüber  dem  Staat. 

Gewissensfreiheit  ist  im  Prinzip  leichter  ausgesprochen  und  garan- 
tiert, als  im  Detail  durchgeführt.  Dies  zeigte  sich  auch  in  England  nach 
den  verschiedenen  Emanzipationsgesetzen,  insbesondere  der  dissenters 
und  Katholiken,  denn  noch  immer  lastete  ein  schwerer  Parochialzwang 
auf  den  nicht  der  anglikanischen  Staatskirche  angehörigen  Staats- 
bürgern, welcher  diese  von  der  Wiege  bis  zur  Ehe  und  von  der  Ehe  bis 
zur  Bahre  verfolgte.  Überall  war  auch  für  die  nicht  der  Staatskirche 
Angehörigen  die  Mitwirkung  des  parochus  proprius  der  anglikanischen 
Staatskirche  nötig,  um  kirchlich-religiöse  Handlungen,   die  mit  dem 


!)  Siehe  §  44. 
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bürgerlichen  Rechtsleben  der  dissenters  und  Katholiken  zusammen- 
hingen,  zu  setzen.  Zum  mindesten  war  eine  vorausgehende  Zustimmung 
des  parochus  proprius  der  anglikanischen  Staatskirche  nötig,  wenn 
die  Priester  der  Katholiken  und  dissenters  kirchliche  Handlungen  aus- 
üben  wollten.  Der  Parochialzwang  machte  sich  aber  auch  in  der  Weise 
geltend,  daß  dissenters  und  Katholiken  zu  den  Kirchenzehnten  der  an- 
glikanischen  Staatskirche  beitragen  mußten.  Nicht  bloß,  daß  sie  bei 
jeder  Tauft1.  Ihm  jeder  Eheschließung,  bei  jedem  Begräbnis  die  vor- 
berige  Erlaubnis  des  Priesters  der  anglikanischen  Staatskirche  erlangen 
mußten,  sie  hatten  auch  für  seine  Erhaltung  und  für  die  Erhaltung 
der  Staatskirche  zu  sorgen.  Hier  war  eine  Lockerung  des  Parochial- 
zwangs  unvermeidlich,  um  nicht  denselben  weiter  als  Gewissens- 
zwang fortbestehen  zu  lassen.  Daher  begann  im  Jahre  1836 
nach  langem  Kampfe  die  Umwandlung  und  Ablösung  der  auf  dem 
Grund  und  Boden  haftenden  Zehnten  der  anglikanischen  Kirche  (ins- 
besondere durch  Gesetz  von  1836,  6  und  7  Will.  IV.,  c.  71).  Sodann  er- 
folgte  die  Einführung  der  Zivilehe  durch  die  Marriage  Act  von  1836 
(6  7  Will.  IV.,  c.85).  Dieses  Gesetz  gewährt  die  Notzivilehe,  für  Personen, 
die  der  anglikanischen  Kirche  angehören,  wenn  der  Geistliche  der  angli- 
kanischen  Staatskirche  sich  wreigert,  auf  Grund  des  standesamtlichen 
Zertifikats  die  Eheschließung  vorzunehmen,  ferner  die  fakultative 
Zivilehe,  wenn  ein  Xonkonformist,  d.  h.  ein  der  Staatskirche  nicht  An- 
gehöriger, gegen  die  kirchliche  Einsegnung  seiner  Ehe,  wie  sie  nur  in 
besonders  registrierten  Gotteshäusern  gestattet  ist  (registered  build- 
ings),  Einspruch  erhebt  (s.  21  der  Marriage  Act  von  1836),  schließlich 
<li«'  nhligalorische  Zivilehe  für  Juden  und  Quäker,  wenn  nur  einer  der 
Nupturienten  nicht  Jude  oder  Quäker  ist1),  und  für  Konfessionslose. 

Damit  war  die  Auffassung  der  Ehe  als  Kontrakt,  im  Gegensatz  zu 
der  von  der  Hochkirche  festgehaltenen  Ansicht,  daß  sie  Sakrament  sei, 
begründet  und  ist  dann  vollends  durch  die  Matrimonial  Gauses  Act  1857 
(20/1  Vict.',  c.85),  welche  die  Auflösung  des  bis  dahin  für  unauflöslich 
gehaltenen  Ehebandes  aussprach,  durchgeführt  worden. 

Eine  Befreiung  des  Begräbnisses  vom  Parochialzwang  nach  dem 
Pulus  der  anglikanischen  Staatskirche  erfolgte  1880  (43  und  44  Vict., 
c.  '»I )  durch  die  sog.  Burial  Laws  Amendement  Act.  Bis  zu  diesem  Jahre 
konnte  niemand  in  geweihtem  Boden  begraben  werden,  ohne  Mitwirkung 
eines  Priesters  der  anglikanischen  Staatskirche  und  ohne  daß  der  Segen 
aach  dem  Ritus  dieser  Kirche  am  offenen  Grabe  ausgesprochen  wurde. 
Seil  der  Akte  von  1880  kann  jeder  Staatsbürger  verlangen,  in  einem 
selbst  der  anglikanischen  Staatskirche  gehörigen  Kirchhof  bestattet  zu 
werden,  wenn  48  Stunden  zuvor  dem  betreffenden  Verwalter  des  Kirch- 

;    Für  Quäker  ist  dann  noch  durch  die  Marriage  (Society  of  Friends)  Acts 
23  und  24  Vict.,  c.  18)  und  35/36  Vict.,  c.  10  die  Erleichterung  geschaffen, 
daß  in  ter  gewissen  Umständen  die  Ehe  vor  dem  Standesbeamten  nicht  geschlossen 
zu   werden   braucht,  daß  sie  auch  nach  dem  Brauche  der  Quäker  geschlossen 
len  kann  und  der  Nachweis  einer  solchen  Eheschließung  vor  dem  Standes- 
beamten genügt,  um  dieselbe  zu  einer  rechtswirksamen  zu  machen. 
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hofs  (Pfarrer,  Vikar  usw.)  Nachricht  darüber  (notice  of  burial)  zu- 
kommt. 

Weitere  Breschen  in  den  Parochialzwang  waren  durch  die  Auf- 
hebung der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in  Testaments-  und  Ehesachen, 
wie  sie  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1857  brachte,  durch  die  Abschaf- 
fung der  zwangsweise  erhobenen  Kirchensteuern,  die  nunmehr  seit  1868 
nur  aus  freiem  Willen  geleistet  zu  werden  brauchen,  durch  die  Entstaat- 
lichung der  irischen  Kirche  1869  und  die  Abschaffung  des  university 
test  (d.  h.  der  Notwendigkeit,  die  39  Artikel  zu  unterschreiben,  ehe  man 
auf  einer  Universität  immatrikuliert  wurde  oder  sich  um  einen  aka- 
demischen Grad  bewerben  konnte)  durch  die  University  Test  Act  von 
1871  (34  und  35  Vict.,  c.  26).  Damit  war  der  exklusive  Einfluß  der  Staats- 
kirche auf  die  Universitäten  gebrochen. 

Die  Lockerung  des  Parochialzwangs  brachte  es  natürlich,  da  sie  dem 
Pfarrer  der  anglikanischen  Staatskirche  große  materielle  Einbußen  zu- 
mutete, zuwege,  daß  sich  nun  der  Staat  seiner  annahm.  Hatte  der  bis- 
herige Schlendrian  der  parlamentarischen  Regierung  für  das  Kirchen- 
wesen im  allgemeinen  wenig  Sinn,  so  mußte  doch  jetzt  allmählich  die 
Überzeugung  durchdringen,  daß  die  bisherige  Unbekümmertheit  um 
das  materielle  Gedeihen  der  Staatskirche  nicht  weiter  angängig  sei. 
Die  Einführung  neuer  vollberechtigter  Staatsbürger  in  das  Staats- 
leben, die  Zuteilung  von  politischen  Rechten  an  Staatsbürger  anderer 
Konfessionen  und  Religionen  nötigte  auf  der  einen  Seite,  die  politischen 
Bande  zwischen  Kirche  und  Staat  zu  lockern,  auf  der  andern  Seite  aber 
blieb  es  Aufgabe  des  Staates,  Ersatz  zu  schaffen  für  die  bisherigen  Ein- 
nahmequellen der  Staatskirche,  die  durch  die  Lockerung  des  Parochial^ 
zwangs  verloren  gegangen  waren. 

Auch  sonst  mußte  ein  Blick  auf  das  Kirchenleben  der  dissenters 
und  der  anglikanischen  Staatskirche  die  Regierung  belehren,  daß  diese 
die  Konkurrenz  mit  jenen  nicht  aushalten  könnte,  wenn  nicht  materiell 
von  Staats  wegen  Unterstützung  zuteil  würde.  Die  Geistlichkeit  der 
anglikanischen  Staatskirche  erkannte  nur  langsam  den  Geist  der  neuen 
Zeit,  sie  wollte  nur  zu  gern  den  Squire,  den  Landedelmann  spielen,  und 
kümmerte  sich  wenig  um  die  Sorgen  anderer  Menschen.  Für  das  Wohl 
der  Arbeiterbevölkerung  hatte  sie  gar  keinen  Sinn  und,  da  sie  bloß  im 
Verkehr  mit  dem  Landedelmann  ihre  Hauptaufgabe  sah,  kein  Ver- 
ständnis. Der  Boden  begann  unter  ihren  Füßen  zu  wanken,  links  und 
rechts  um  sie  erstanden  blühende  Gemeinden  der  Methodisten  und  der 
dissenters.  Das  Parlament  erkannte  das  Übel,  nachdem  dieses  schon  längst 
vorgeschritten  war,  nämlich  den  Mangel  an  Hilfsmitteln  der  Staatskirche. 
Schon  die  Church  Building  Act  Georgs  III.  von  1818  (58  and  59  Geo.  III., 
c.  45)  setzte  eine  Kommission  ein,  welche  zehn  Jahre  später  Korporations- 
rechte erlangte  und  die  vom  Parlament  bis  1824  etwa  1%  Millionen 
Pfund  Sterling  angewiesen  erhielt.  Die  Kommissare  besaßen  die  Voll- 
macht, Kirchen  zu  erweitern,  neue  zu  gründen,  Pfarrbezirke  zu  teilen, 
jedenfalls  das  Kirchenleben  in  der  Weise  zu  fördern,  daß  sie,  wenn  12  Haus- 
besitzer einer  Pfarrei  sich  anheischig  machten,  die  Hälfte  der  Kosten 

Hätschele,  Engl.  Verf assungsgeschichte.  48 
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durcll  Subskriplion  zu  decken,  mit.  Zustimmung  des  Bischofs  die  andere 
I lallte  übernahmen. 

Eine  andere  Maßnahme,  die  das  Parlament  nun  ergriff,  war,  die 
äußerst  ungleiche  Verteilung  des  Kirchenvermögens  unter  den  ein- 
zelnen Stellen  auszugleichen.  Im  Jahre  1835  ernannte  die  Krone  eine 
Kommission  zur  Untersuchung  der  kirchlichen  Einkünfte  und  versprach, 
die  Sinekuren  aufzuheben.  Im  Jahre  1836  wurde  diese  Kommission 
durch  Gesetz  mit  Korporationsrechten  (sog.  ecclesiastical  commission) 
versehen.  Die  Kommission  hatte  auf  Grund  der  Established  Ghurch 
A.  i  von  L836  (6  u.  7  Will.  IV.,  c.  77)  und  der  Ecclesiastical  Duties  and 
Revenues  Ael  von  IS'iO  (;;  u.  4  Vict.,  c.  113)  die  Vollmacht,  Urkunden 
und  Aufschlüsse  jeder  Ali  zu  verlangen,  ja  auch  Zeugen  unter  Eid  zu 
vernehmen.  Resultat  dieser  Kommission  war  und  ist  auch  heute  noch, 
Aufbesserung  der  armen  Pfarrpfründen  herbeizuführen.  Viele  Kanonikate 
und  Sinekuren  wurden  aufgehoben,  auch  Gerichtsexemtionen  und  die 
Einkünfte  der  Bischöle  fixiert.  Der  Überschuß  über  ein  bestimmtes 
Gehalf  floß  in  eine  allgemeine  Kasse,  aus  welcher  die  armen  Pfarreien 
besser  dol  ierl  und  neue  Bistümer,  Archidiakonate  und  Pfarreien  geschaffen 
werden  sollten,  hie  seit  der  mittelalterlichen  Eigenkirche  festgehaltene 
Möglichkeil  der  Ämterkumulation  wurde  im  großen  ganzen  durch 
Gesetz  beseitigl  (Pluralities  Act  von  1838:  1  u.  2  Vict.,  c.  106).  Das  war 

Wirken  der  ecclesiastical  commission,  und  es  ist  ein  segensreiches 
Wirken  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

Wie,  könnte  man  nun  fragen:  war  das  wirklich  eine  Verselb- 
Btändigung  der  Kirche  gegenüber  dem  Staat,  wenn  zwar  die  politi- 
schen  Verbindungen  zwischen  beiden  gelöst,  die  materiellen  Bande 
nun  aber  noch  stärker  ausgebildet  wurden1)?  Der  Widerspruch 
Löst  sich  sehr  einfach,  wenn  man  daran  denkt,  daß  das  Parlament 
das  Geld  bewilligt,  und  zwar  für  die  Zwecke  der  anglikanischen  Staats- 
kirche  bewilligt^  während  es  doch  selbst  zu  einem  ansehnlichen  Teile 
aus  dissenters  und  Katholiken  besteht.  Die  Teilnahme  dieser  nicht  der 
Staatskirche  Zügehörigen  ist  einerseits  ein  Zeichen,  daß  die  religiöse  Duld- 
ern k'-il  in  England  durch  das  parlamentarische  Regime  der  Gegen- 
wart nicht  gestört  ist,  anderseits  auch  eine  Garantie  dafür,  daß  es  wenig- 
stens  von  kirchlicher  Seite  nie  gestört  werden  kann,  da  das  Parlament 
es  in  seiner  Hand  hat,  die  anglikanische  Staatskirche,  wenn  sie  un- 
duldsam  werden  sollte,  ganz  von  sich  abzuschütteln. 

IV. 

Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  erfuhr  eine  Reform,  keineswegs 
eine  Abschwächung  des  alten  Staatskirchentums.  Zwar  wurde  die 
oberste  Instanz  über  die  geistlichen  Gerichte,  die  Heinrich  VIII.  an 
Stelle  der  päpstlichen  Kurie  geschaffen  hatte  (1534:  25  Henr.  VIII. 7 

J)  Über  ähnliche  Widersprüche  im  Kirchenrechte  der  heutigen  altpreußischen 
Landeskirche  siehe  R.  Niedner,  Die  Ausgaben  des  preußischen  Staats  für  die  evan- 
Landeskirche  in  den  altern  Provinzen,  1904  (in  Stutz,  Kirchenrechtl.  Abhand- 
lungen Nr.  13  u.  14,  S.  315  f.). 
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c.  19),  nämlich  der  sog.  court  of  delegates1),  nach  fast  300  jähriger  Wirk- 
samkeit abgeschafft  (1832:  2  u.  3  Will.  IV.,  c.  92)  und  der  Staatsrat 
an  dessen  Stelle  gesetzt,  um  aber  gleich  im  nächsten  Jahre  1833  (3  und 
4  Will.  IV.,  c.  41)  durch  das  neugeschaffene  judicial  committee  des 
Staatsrats  ersetzt  zu  werden.  Man  hatte  zwar  anfangs  nicht  die  Absicht, 
diesem  weltlichen  Gerichtshof  die  Interpretation  und  Schlichtung  theo- 
logischer Fragen  zu  überweisen,  aber  schon  im  Jahre  1840  wurde  er 
ein  oberster  Lehrgerichtshof,  der  auch  über  die  Handhabung  der  kirch- 
lichen Disziplin  zu  wachen  hatte  (Church  Discipline  Act  1840:  3  u.  4  Vict., 
.c.  86).  Er  durfte  hierbei  nicht  etwa  feststellen,  was  theologisch  an- 
gemessen wäre,  sondern  nur,  ob  eine  Lehrmeinung  den  Glaubensartikeln 
und  dem  Ritual  der  Kirche  entspräche2).  Nur  eine  Konzession  wurde 
hierbei  der  Kirche  gemacht;  bei  jeder  Revision,  die  vor  dem  Lehr- 
gerichtshof zur  Erörterung  stand,  sollte  mindestens  ein  Erzbischof 
oder  Bischof  unter  den  geistlichen  Würdenträgern,  die  Staatsräte 
waren,  als  Richter  —  nicht  wie  früher  bloß  als  Beisitzer  (assessor)  — 
zugezogen  werden  (§  16  leg.  cit.). 

*)  Siehe  über  diesen  besonders  Stubbs  in  Report  of  the  Commissioners  a.  a.  O. 
Pari.  Papers  1883,  XXIV,  App.  I,  p.  46  ff.,  namentlich  über  die  Abgrenzung  seiner 
Befugnisse  gegenüber  dem  court  of  high  commission,  der  weltlicher  und  geistlicher 
Gerichtshof  zugleich  war.  Insbesondere  hatte  der  court  of  delegates,  solange 
die  high  commission  bestand,  keine  Jurisdiktion  in  Fragen  der  Disziplin  und  der 
Lehre.  Auch  durfte  er  nicht  Appellationen  gegen  Entscheidungen  der  high  com- 
mission annehmen. 

2)  Siehe  Brooke  W.  G.,  Six  Judgments  of  the  Judicial  Committee  of  the 
Privy  Council  in  Ecclesiastical  Cases,  London  1872,  p.  XLV  und  die  dort  ausführ- 
lich wiedergegebenen  Entscheidungen  im  Rechtsfalle  Gorham  versus  Bishop  of 
Exeter  und  Sheppard  versus  Benett. 
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passiver  Gehorsam,  pas- 
sive obedience  375,  379, 
592 

patronage  251,  253,  356, 

468,  565,  578,  599,  610, 

622,  653,  675 
patronage  secretary  599 
peer,  peerage  49,  193  ff., 

206,  217,  392,  564,  624, 

633,  748 

—  s.  lords 

Pensionen  618,  667,  679 ff. 
Personalitätsprinzip  5 
Petition  570ff.,  638,  662 
Petition  of  right  334,  372, 

400,  508,  518,  542 
petty  sessions  479,  687 
Pfarrsprengel  153 
Pflichtgenossenschaft  s. 

frankpledge 
pincerna  77,  79 
piperoll  293 
placemen  628,  648 
pleading  710,  712 


pledge  633 

Pohzeigerichtsbarkeit, 
Polizeirecht   114,  259, 
327,  368,  382,  421,  636, 
690  ff. 

pontagium  492 

poor  law  guardians  694, 
706 

poor  law  commissioners 

696,  703,  706 
portman  106,  110 
praefectus  regis  s.  gerefa 
Prämunientesklausel  192, 

316,  561 
Prärogative   204  ff.,  221, 

225,  241,  330,  337,  348, 

364ff.,   394,   500,  514, 

605ff.,  633,  708 
precarium  28,  52 
Premierminister  438,  565, 

585,  652,  750 
Presbyterianer  554,  556 
presentment  210,  681 
Priester  148 
primer  seisin  134 
prisa  s.  Zölle 
private  act,  bill  245,  484, 

635,    663,    672,  704f., 

748 

privy  Council  s.  Staatsrat 
privy  seal  s.  Siegel 
prohibition  s.  writ  of  pr. 
property,  personal  und 

real  189 
Provisionen  310 
public  act,  bill  636 

Quarter  sessions  476,  479, 

483,  686 
Quorumklausel  478,  685 

Radikale  595  ff. 
Realsystem  667 
Redefreiheit  231 
Regalie  134,  1571.,  167 
Regentschaft  202,  605, 
750 

Regimentsinhaber  736 ff. 

Reisende  Richter  s.  ju- 
stice in  eyre 

relevium  55,  133,  247 

Religionsfreiheit  555  ff., 
588,  746ff. 

Repräsentativgedanke  26, 
208,  210ff.,  316,  390, 
565,  634 

Reservationen  310 

retrait  lignager  109 
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Richter  499ff. 

Ritter,   Uuighl   49,  193, 

219,  247 
Ritterlehen  131,  139,  248, 

290 

römisches  Rechl  1 88,  3 'i<>, 
367,  371,  W,2 

S.u  u  and  söcn  28,  120 
scaccarium  s.  exchecjuer 
Schatzamt,  treasury  241, 
',;>o,  ;»:;;.  6tr>,  r»c>*>,  720 
Schatzmeister,  treasürer, 
lirsi  lord  of  1  Ii»1  treasury 
234,  250,  281,  '«20,  449, 
fc56,  533,  538,  599,  644, 
653,  666 
Schiffsgeld,   ship  rftoney 
542 

Schildgeld  L8,  73,  135, 
140,  142,  224,  297,  302 

Schulden  Verwaltung  534, 
732ff. 

scipfvrd  129 

sclr,   scirgemöt  s.  Graf- 
schaft 
seirger6fa  s.  sheriff 
scutagium  s.  Schildgeld 
secretarius  235,  239 
secta  95  f.,  133 
Selbstverwaltung,  self- 

government  88,  178, 

480,  673  f. 
Seneschall  78 f. 
serjeanty,  grand  und 

petty  132ff.,  142,  247 
servitium    debitum,  mi- 

litis  131  ff. 
sheriff  17,  89,'  93 ff.,  95, 

116,  213,  218  f.,  255 ff. 

276,   294ff.,   409,  492, 

600,  628,  684 
sheriffstourn  95,  103,  118, 

125,  258,  276 
Siegel  234f.,237ff.,244iT., 

420,  423,  657 
sinking  fund  734 
sixhynde  41  f. 
socage  s.  Erbleihe 
socmen,  sochemanni  12, 

51ff.,  145 
söcn  148,  s.  sacu 
Souveränität  364  ff. 
special  sessions  686 
Spolienrecht  157,  312 
Sprecher,  Speaker  228, 

458,  638  f. 


Staatsdienst  246 ff.,  467 ff. 
67  4  IT. 

Staatskirche   175,  201, 
308  IT..  173,  549 ff.,  593, 
745,  751 

Staatsrat,  privy  Council 
178,  204,  233,  239 ff., 
244,  327,  408,  410, 
415 ff.,  425,  435,  454, 
488,  568,  585,  644,  652, 
755 

Staatsrat,  Council  of  state 

338,  447,  527; 
s.  Lehnshof,  magnum 

concilium,  witan 
Slaalsralskonimissionen 

434ff.,  447,  452 
Staatssekretär  237,  240 f., 

244,   423  ff.,   437,  440, 

455,  566,  644,  653,  669, 

734 

Staatsverträge  605,  608  ff. 
Staatsvoranschlag  s.  Bud- 
get 

Städte  104 ff.,  214,  266 ff., 
393,   485ff.,   541,  577, 
584,  622,  625,  627, 
696  ff. 

Stände  38ff.,  168 ff.,  190 ff., 
290,  351  ff.,  420,  586ff. 

stationers  Company  568 

Status  47 

Statutenrolle  222 

statutum  de  donis  con- 
ditionalibus  204 

statutum  quia  emptores 
204 

steallere  78 

Stellvertreter  252 

Sternkammer,  star  Cham- 
ber 327,  335,  350,  381, 
402,  415,  419,  465,  488, 
510,  568 

Steuern  101  ff.,  136  ff., 
165,  204,  209,  224ff., 
256,  263,  301  f.,  338, 
383,  432,  491  ff.,  495 ff., 
532ff.,  688,  695,  701  ff., 
723ff.,  732 

Steward  79,  82,  234 

subsidy  539 

Suprematie  365,  552,  629 
surveyor  of  the  ships 
526f. 

1  Suspensionsrecht  384,  559 

I  Tallagium  20,  73,113,  137, 
142,  224,  297,  306 


tally,  tallia  295 
teofcing  s.  Zehntschaft 
Territorialprinzip  5,  8 
Than  12,  34,  40,  44  f.,  57, 

1291'.,  150 
thesaurarius  80 ff.,  293 
thesaurus  83,  145 
Thronfolgerecht  364, 

377  IT.,  605  ff. 
Tories  587  ff.,  650 
Tote  Hand  180,  206,  319 
treasürer    of    the  navy 

böard  526 f. 
treasury  s.  Schatzamt 
trinoda  necessitas  30,  92, 

100,  105,  129  . 
triple  assessment  727,  731 
tuitio  27  ff. 
turnus  vicecomitis  s. 

sheriffstourn 
twelfhynde  41  f. 
twihynde  41  f. 

Unfreie  47 

Uniformitätsakte  554 
Interbelehnung  182 
Unterhaus  s.  commons 
Untertaneneid  16,  64,  629 

Vereinsrecht  571  ff. 

Verordnungsrecht  205, 
327,  332,  343,  350,  364 ff., 
380ff.,  554,  612,  662,  672 

Verwaltungsrecht  237  ff., 
514,  636,  663  ff. 

vestry  264,  694  f. 

vicecomes  s.  Graf,  sheriff 

villa  s.  Dorfgenossenschaft 

villanus,  villein  s.  Hörige 

villein  soeman  56 

viscount  194 

visus  franciplegii  103 

Vogtei  162 

Völkerrecht  347,  410 

Volksaufgebot  s.  fyrd 

Volksvertretung  s.  Parla- 
ment 

Wahlrecht,  Wahlprüfung 
219,  340,  395,  491,  565, 
579,  596,  622,  624 ff., 
640  f. 

waraland  12,  35,  139 
warda  134 
wardpenny  492 
war  office  735 
Wehrpflicht  100,  517,  683, 
738  ff. 
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Welsche,  wealh  41 
Whigs  458,  587  ff.,  650 
witan  13,  45,  57ff.,  152f., 

155,  199 
writ  17,  70,  72,  78,  117, 

123,    182,    193,  704, 

710 

writ   de  excommunicato 

capiendo  475 
writ  de  non  procedendo 

501,  514 
writ  of  certiorari  479,  506, 

704 

writ  of  circumspecte  aga- 

tis  322 
writ  of  error  227,  432,  709 
writ   of   habeas    corpus  j 

334,  505 


writ  of  praecipe  123,  179, 

183,  278 
writ  of  privilege  504,  506 
writ  of  prohibition  321  f., 

561,  704 
writ  of  quo  warranto  180, 

489,  704 
writ  of  sub  poena  242,  281 
writ  of  summons  217 
writ  of  supersedeas  500, 

504,  514 
writ  of  trespass  184,  187 

Yeoman  354 

Zehnte  149,  164,  224,  294, 
301,  322,  356,  539,  752 

Zehntschaft  9,  87,  90 ff., 
210 


Zensur  568  ff. 
Zentralverwaltung    75  ff., 

233  ff.,    407  ff.,    443  ff., 

524,  660  ff. 
Zinsnehmen  357 
Zivilliste  341,   407,  427, 

433,  502,  537,  539,  548, 

605,  613,  666 
Zölle  224f.,  301,  331,  334, 

400,  543,  548,  724 f. 
Zünfte  270,  363,  485 
Zwangsbürgschaft ,    -  haf- 

tung,    -verbürgung  s. 

frankpledge 
pegn  s.  Than 
peow  s.  Knecht 


Nachträgliche  Korrekturen: 
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